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Staatsfchulden. 
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1. Die materiell volföwirtbfchaftliche Seite des Staatsſchul⸗ 
denweſens. 

A. Auf wenigen volkswirthſchaftlichen Gebieten ſteht noch bis zum 
gegenwärtigen Augenblick die herrſchende Praxis zur herrſchenden Theorie in 
einem ſo ſcharfen Gegenſatze, wie auf dem Gebiet des Staatsſchuldenweſens. 
Im laufenden Jahre 1865 ſchließt eine fünfzigjährige Periode, in welcher Europa 
feinen eigentlihen Weltkrieg gefehen hat. Trotz ver öfteren Lokalkriege und ber 
Revolutionen und Bürgerkriege gehört die abgelaufene Epoche doch zu ben im 
Ganzen rubigften, frieblichften, der materiellen Entwicklung und Kulturblüthe gün- 
ftigften Perioden, welche unfer bewegter Erdtheil kennt. Gleichwohl haben ſich 
in dieſem Zeitraume in einer großen Anzahl von Staaten Staatsfhuldfummen 
angefammelt, welche bie aus der Periode der franzöfifchen Kriege herübergenom- 
menen Schulden in den meiften Fällen außerordentlich ftark überfteigen. Frank⸗ 
reih, Defterreib, Italien, Rußland, in zweiter Linie Preußen und die europätfchen 
Mittel- und Kleinftaaten haben, um von Norbamerifa ganz zu ſchweigen, gegen- 
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wärtig Staatsjhulden von einer Größe, welde die altberüchtigte englifhe Staate- 
ſchuld allmählig nit mehr allein ftehen lafjen. Das reihe Großbritannien felbft 
vermochte wenigftens eine anſehnliche Verminderung feiner Schuld ebenfalls nicht 
herbeizuführen. Faſt ſchienen die Staaten neuerdings oftmals einen Wettlauf 
anzuftellen, wer feinen Kredit am rafcheften und ſtärkſten ausaugen, wenn nidt 
gar abnugen könne. Es war ſchwer zu fagen, wen die Palme gebührt, Frank— 
reich, Oeſterreich oder Italien, bis auf einmal die kräftige Ianteerepublif auch auf 
biefem Gebiete das altersſchwache Europa weit hinter ſich zurüdgelafien hat. 

So, generell überfhaut, die Entwidiung der Praxis. Wie hat fi) dazu bie 


Theorie geftelt? Im Ganzen fortwährend rein negirend. Die herrfchende Natio- 


nalötonomif und Yinanztheorie fprad ihr Berbammungsurtheil aus, bie durch fie 
gebildeten Vertreter einer rationellen Finanzpraris im Staatsdienfte beklagten, was 
fie nit zu verhindern vermochten. Mandem gilt das Staatsfhuldenwefen als 
eine furdtbare praftifhe Verirrung des Zeitalter, an welder die betheiligten 
Staaten, ja unfere moderne Boltswirtbfhaft zu Grunde gehen wird. In der 
mehr wifjenfchaftlihen Betrachtung des Staatsfhuldenweiens find doch felbft die 
bervorragendften älteren Theoretiker, faft alle Engländer, in Deutſchland nod) vie 
Nebenius, v. Malhus und Rau, zu einer unbefangenen Würdigung bes 
Staatsfrepits nicht gelangt. Sie blieben Alle an der Staatsſchuld' hängen, 
der übliche Name wurde, wie Diegel mit Recht bemerkt, verhängnigvol. Man 
wog die Vortheile und Nachtheile ab, fand regelmäßig die für eine Benugung 
des Staatöfrevits fprehenden Gründe zu leicht, fah beften Falles in ver Aufnahme 
von Staatsfhulden ein freilich oft unvermeivliches Uebel und befhäftigte fich dann 
vorzugsweiſe mit ten Erjcheinungsformen des Staatöfrebits, indem die Nachtheile 
des Staatsfhuldenwefens durch eine richtige Wahl der Form für die Schuld 
möglihft abgeſchwächt werben follten. Eigenthümlich genug ift der einzige theo- 
retifche Rechtfertigungsgrund, den man allgemeiner geltend ließ, die Theorie von 
der theilweifen Abwälzung der Laften eines Kriegs u. ſ. w. mittelft der Staatsan⸗ 
leihen auf die nachfolgenden Generationen, falſch, wie jede etwas tiefere Betrad- 
tung fofort hätte lehren müffen. Statt im Uebrigen ein feftes Princip über das 
Weſen und die Zuläffigkeit einer Benugung des Staatskredits aufzuftellen, bezeid)- 
nete die herrſchende Finanztheorie, von den Vorgängen ih der Praxis einfah ab— 
ftrahirend, nur den Zeitpunft, wo eine Schuld fontrahirt zu werben pflegt, als 
denjenigen, wo eine Schuld allenfalls aufgenommen werben darf. Hier wurde 
alfo die angefochtene Praris zum theoretiſchea Nechtfertigungsgrunde des Staats- 
ſchuldenweſens ſelbſt. Kein Wunder, daß die Theorie, weldhe in einen ſolchen 
Widerſpruch mit fi felbft gerieth, der Praris gegenüber feine größern Erfolge 
erzielte und trog ihrer feindlichen Stellung zu allem Staatsfhuldenwefen nicht 
einmal die notorifh fhlimmften Ausschreitungen in der Benugung bed Staats- 
kredits zu verhüten wußte. 

Die principielle Würdigung des Staatskredits wird bei der ältern national: 
öfonomifhen Schule alfo vermißt. Es ift dies aber kein zufälliger Mangel, fon- 
dern ein Fehler, welder im Syſtem und in den arlomatifhen Borausjegungen 
biefer Schule liegt. Nationalöfonomifhe und rehtsphilofophifhe Irrthümer hatten 
es zu feiner unbefangenen Anerkennung der Bedeutung des Staats für bie 
Volkswirthſchaft und zu feiner tieferen Prüfung der wirthſchaftlichen und fultur- 
gefhichtlihen Aufgaben und Zwede des Staats im Einzelnen kommen laffen. 
Diefe einfeitige theoretifhe Auffaffung begegnete ſich mit einer gleichzeitigen, im 
konkreten Fall oft fo vollauf beredtigten Reaktion der gebilveten und ſtrebenden 
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Praktiter gegen die Staatsomnipoten;z im Syſtem bes aufgellärten Defpotismus. 
So waren e3 denn mamentlid drei in enger Verbindung mit einander ftehende 
Irrthümer und Einfeitigkeiten, ein vollswirthſchaftlicher, ein finanzwirthfchaftlicher 
und ein redhtsphilofophifcher Fehler, welde ver principiellen Betrachtung bes 
Staatökrebits präjubicirten. Einmal war die Lehre von ber Probuftivität der 
Arbeiten noch auf dem Etandpunfte von Adam Smith: für probuftiv galt nur 
diejenige Arbeit, welhe unmittelbar neue Sachgüter producirte. Die Leiftungen 
des Staats, deren indirefte Bedeutung freilich niemals gänzlich überfehen werden 
fonnte, wurden jener Lehre gemäß doch niemals in ihrer vollen Wichtigkeit für 
die Bollswirthichaft erfannt. Die Staatseinnahmen, vie Steuern waren ein leider 
unentbebrliches Opfer ver Vollswirthſchaft für unproduftive Zwede, eine unproduk— 
tive Konfumtion. In ihrer einfeitigen Beachtung der Probuftion würdigte bie 
frübere Nationalötonomit das Weſen und die Folgen, bie wirtbichaftlihe und 
etbifche Bedeutung der Konfumtion überhaupt nicht nad Gebühr, der Staatsauf- 
wand wurde ald Staatskonſumtion ebenfalls nicht weiter unterfudt, man fah in 
ihm vorzäglih nur eine bedanerlihe Verminderung des Sachgüterquantums. Diefe 
ſchiefe voltswirthihaftlihe Auffaffung barg in fi eine Ähnliche finanzwiſſenſchaft- 
liche Berkehrtheit. Statt aud die Staatsausgaben einzeln zu unterfuhen, beſchäf— 
tigte fi die Finanztheorie faft nur mit ven Staatseinnahmen, in deren Konfum- 
tion durch den Staat fie dann dod nur wieder einen nothwendigen Webelftand 
ſah. Unbedingtes Princip für die Leitung des Staatshaushaltd war daher bie 
Sparjamteit als folhe, womit man eben auf die Aufftelung von Orundfägen 
verzichtet. Eine wiffenjhaftlihe Unterfuhung und Feſtſtellung der Grundſätze für 
die Leitung des Finanzweſens unterblieb, weil eine eigentliche Theorie der Staats: 
verausgabung und der Staatsverwaltung fehlte. In der Praris blieb es bei der 
Routine und diefer von ihr angefochtenen Routine entnahm die Theorie ihre 
wenigen pofitiven Grundfäge über Staatsfonfumtion. Endlich war auf dem Ge- 
biete der Nechtsphilofophie und der theoretiihen Politik von großem Nachtheil: 
die enge und dürre Auffaffung des Rechtsſtaats, die Beſchränkung der Stautsthä- 
tigfett auf die Sorge für die Aufrehthaltung des Rechtszuſtandes und den Rechts— 
ſchutz, für die Sicherheit von Perfon und Eigenthum nah Innen nnd Außen. 
Gerade der Umftand warb für bie tbeoretiiche Politif verhängnigvoll, daß in ber 
praftifhen Politik diefe Auffaffung gegenüber ven herrſchenden Syſtem bes aufge: 
Härten Defpotismus, der Staatsallmaht, dem üppig wuchernden Bevormundungs⸗ 
weſen berechtigt genug war und dies zum Theil nod bis heute ift. Uber im ber 
Theorie wurde die Anfiht auf die Spige getrieben. Statt eine richtige Theorie 
der Staatsaufgaben, eine wahre Realpolitit, welde in der Finanzwiſſenſchaft die 
Grundlage für eine Theorie vom Staatöberarf geworden wäre, aufzuftellen, 
beihränfte man den Staat durchaus ungejhichtlih nah einer willkührlichen Scha— 
blone auf den Schutzzweck und leitete daraus in der Finanzwiffenfhaft wiederum 
von einem andern Gefichtspunfte aus die Nothwendigkeit ab, den Staatsbedarf 
möglichſt zu vermindern, jedenfalls eine weitere Vermehrung zu verhindern. Aber 
diefer Schluß war nit einmal rüdfihtlih des Schutzzweckes richtig, welchen man 
dem Staate allein vindicirte, Vielmehr ift der Staatsbevarf, auch für diefen Zweck 
allein, bei fortfchreitenden Völkern und Staaten im Ganzen nothwendig in fteter 
regelmäßiger Vermehrung begriffen. Denn wenn auch offene Störungen des Rechts— 
zuftands von Innen und Außen im Fortſchritt der Wirtbichafts- und Kulturent- 
widlung feltener werben, fo ift dies doch vornemlih die Wirkung eines Präven- 
tioprincips, deſſen Durdführung (Polizei, Heer, „bewaffneter Friede“ u. f. mw.) 
i 1* 
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dauernd große Koften verurfadht. Sobann aber verzehren vie gelegentlichen 
Störungen des Redhtszuftandes viel bedeutendere Mittel, wie früher (kurze, aber 
vor Allem durh das Kriegsmaſchinen weſen fehr koftfpielige Kriege). Dazu 
fommt der Bedarf für die andern Staatözwede. Diefe haben niemals gefehlt und 
lönnen vor Allem im entwidelten Staate niemals fehlen. Im Gegentheil, mit ber 
freien Entwidlung der Staatsitee und mit der Erreihung höherer Stufen ber 
Boltswirthfhaft und Kultur dehnt fich der Bereih der Staatsthätigkeit extenfiv 
und intenfiv immer weiter aus; der Staat muß mehr Bedürfniſſe, und dieſe voll- 
fommener, feiner befriedigen. Der Staatsbebarf hat aus diefen Urfahen eine ent- 
ſchiedene Tendenz, bet fortfchreitenden Völkern zu wachen. Die Finanztheorie hat 
biefes Geſetz des Staatsbedarfs, denn fo darf man es nennen, nur zu lange 
verfannt und auch in ver neueften Zeit noch in einfeitiger Folgerung aus ber 
Freihandelstheorie der englifhen Schule mannichfach einen entgegengefegten Stand- 
punkt vertreten (englifche und deutſche Mandefterfchule). 

Erft in unferen Tagen bereitet fi ein Umſchwung vor, der fpeciell auf unfe- 
rem Gebiete endlich eine principielle Würdigung des Staatäfrebits, bis jegt vor- 
nehmlich erft in der deutſchen Wiſſenſchaft, und zwar bei der jüngeren Schule, 
hervorgerufen hat. Diefer Umfhwung ift die nothwendige Folge einer Berichtigung 
ber erwähnten Irrthümer. In der Bolfswirthichaftslehre betonten Say und Her- 
mann bie Produktivität der Dienftleiftungen und arbeiteten dadurch dem gedanfen- 
tiefen I. ©. Hoffmann vor, welher die wirtbichaftlihe Bedeutung des Staats 
zuerft richtiger und unbefangener beurtheilte. Die biftorifhe Schule in der Juris: 
prubenz und Nationalötonomit gab im Verein mit der neueren Rechtsphiloſophie 
den Impuls zu einer tieferen philofophiihen Auffaffung des Staats. Auf dieſer 
Örundlage bauten die jüngeren Finanztheoretiker weiter, erforfchten tiefer das 
Weſen und die Wirkungen der Staatsausgaben und gelangten fo zu einer Neu- 
geftaltung der finanzwiſſenſchaftlichen Grundfäge über Staatsausgaben, Befteuerung 
und Staatöfrebit. Namentlih war e8 2. Dietzel's Bertienft, bier beveutfame 
anregende Impulfe gegeben und zuerft tie Principien, welche den Ausgangspunkt 
für die Finanzwiffenfhaft und die rationelle Finanzpraris bilden müffen, im We- 
fentlihen richtig formulirt zu haben. 2. Stein, Umpfenbad, Schäffle u. A. 
vertreten eine ähnliche Anfchauung. Herrſchend ift diefe noch keineswegs, jedoch 
wendet fi die Polemik mit Recht wohl nur gegen gemiffe Ausfchreitungen ber 
neuen Theorie, welche allerdings bei einer principiellen Bertheidigung des Staats- 
fredits nicht immer vermieden werden. Im Folgenden wird bie neue Anſchauung, 
deren Rernpunft in dem Sate liegt, daß die Staatsausgaben grundfäglid 
durch Steuern und Anleihen zu deden find, verfochten; aber auch zugleich gezeigt 
werben, daß dieſe Anfchauung die Benugung des Staatskredits nur in einer be- 
flimmten Anzahl von Fällen unter beftimmten Borausfegungen geftattet. Das 
Sefeg der Anwendbarkeit des Staatskredits muß daher nothwendig bedingter lau- 
ten, wie in der Diegel’ihen Yormel.!) 


1) Ueber das Syſtem der Staatsanleihen und die Diepel’iche Auffaffung fpricht vom Gefichte: 
punft des Kredite überhaupt aus ein anderer Mitarbeiter diefed Werks, mein verebrter Areund 
v. Mangoldt (Art. Kredit Bp. Vır. S. 74—79). Soweit Mangoldt's Polemik gegen das 
Princip, nicht nur gegen einzelne Konjequenzen Dietzel's ſich wendet, vermag ich feine Auffaflung 
nicht zu tbeilen. Ich babe übrigens ſchon früber Die bier dargelegte Entwidlung eingehender in 
meiner unten miterwäbnten „Ordnung des öfterr. Staatsbauehaltes* S. 1—63, 271— 289 gege: 
ben. Diefem Werke folge ih bier im Ganzen und babe im Texte einzelne Sähze daraus mitunter 
ag N da ih im allen wefentlichen Punkten noch ganz auf demfelben Gtant- 
punfte ftebe, 
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B. Die Frage der Unmwendbarkeit des Staatskredits trat au die Pragis in 
dem Yale heran, in welhem es fih um die Dedung neuer „außerorbentlider" 
Ausgaben, die zu den gewöhnlichen Ausgaben hinzufamen, hanbelte. Steuererhöhung 
und neue Steuern ober Anleihen, das war dann die Loſung. Die Theoretifer, 
auch hier einfach ven praftifchen Vorgängen folgend, gingen ebenfalls, fogar in 
ihren ſyſtematiſchen Werfen, von biefem praftifhen Fall an die Frage vom Staats- 
frevit heran. Sie faßten die Frage dann abftrafter und formulirten fie wiffen- 
ihaftlih dahin: ob und wann die Staatsausgaben wohl dur die Anwendung 
des Staatskredits gebedt werben dürften. Ueber dieſe Frage famen fie nicht hin« 
aus. Sie ließ ſich aber ohne bie vorausgehende Aufftellung und Beantwortung 
einer anderen frage nicht beantworten. Die Theorie bemühte fih zwar um eine 
principiellere Beantwortung mit Hilfe einer Zerlegung der Ausgaben theils in 
nothwendige und nüglihe, theils in orbentlihe und außerorbentliche. Aber die 
aftere Eintheilung lief in einen unfruchtbaren Wortftreit aus, in ber Prarid des 
tontreten Falles war fie vollends unbraudbar. In der Unterfheidung von orbent« 
liben und außerorbentlihen Ausgaben lag ber Keim einer richtigen Auffaffung 
enthalten, aber die Theorie faßte den Gegenfag nur äußerlich auf, fie hielt fi 
nur an das Moment ber Zeit des Eintretens bes der Ausgabe zu Grunde 
liegenden Bebürfnifjes und vernadhläffigte das innere Moment der Dauer ber 
durch eine Ausgabe hervorgerufenen Wirkungen. Letzteres Moment ift das ent- 
ſcheidende für die Klaffififation der Ausgaben in foldhe, welche durch Steuern, und 
ſolche, welde durd Anleihen zu decken find. Diefes Vorgehen führte zur Aufftel- 
lung ber. allen Fragen über die Anwendbarkeit des Staatsfredits nothwendig vor« 
ausgehenten Vorfrage, melde Ausgaben denn grundfäglicd vurd ordentliche Ein- 
nahmen, durd Steuern, zu deden find. Erft nad ver Beantwortung diefer"Borfrage 
ließ fi eine Antwort auf die Frage nah der Benugung des Staatskredits geben. 
Das Studium jedes am dronifhen Deficit leivenden Staatshaushalts hätte fo 
auf den richtigen Weg führen können. 

Die Unterfheidung der Staatsausgaben nad dem Moment der Dauer ihrer 
Wirkungen führt dazu, die Begriffe des ftehenden und umlaufenden Kapitals aus 
dem einzelwirthſchaftlichen Produktionsproceß auf den Produftionsproceß der Ge- 
fammtwirtbfhaft, d. h. auf die Finanzwirthfchaft anzuwenden. Das umlaufende 
Kapital wird in der einzelnen Produktionsperiode vollftändig und definitiv zuge- 
jegt, muß zu jeder neuen Produftion in demfelben Betrage wieder neu vorhanden 
fein, erfegt fi aber in ven erzeugten Produkten feinem Werthe nad aud voll- 
ſtändig auf einmal wieder. Das ftehende Kapital bildet die Grundlage für eine 
tauernde Nugung. Der für dasſelbe in einer einzelnen Periode gemachte Aufwand 
wird mithin nur für den Betrag der Abnugung dieſes Kapitald in ber Periode 
zugefegt, nur für diefen Betrag braudt er im Werthe der jebesmal erzeugten 
Produkte feinen Erfag zu finden. In der Finanzwirthichaft werben bie den Ein- 
jelmirtbichaften durch die Steuer entzogenen Güter, meiftens Sachgüter, in andere 
Güter, vorzugsweife immaterieller Art, in Sorge für Rechtsſchutz, Bildung u. f. w. 
verwandelt. Die erfteren Güter werben einerfeits ebenfalls befinitiv innerhalb einer 
einzelnen Brobuftionsperiode (Finanzjahr) zugefeßt, die ans ihnen gebildeten Lei— 
flungen des Staats werben vollftändig fonfumirt. Zur weiteren Fortführung der 
Staatsthätigfeit muß alfo alljährlih ver gleiche Güterbetrag dem Staate zur Ber: 
fügung flehen. Andrerfeits wird ein Theil der im geſammtwirthſchaftlichen Pro: 
tuftionsprocei verbraudten Güter zur Schaffung von Einrichtungen verwendet, 
welche num wieder die Grundlage einer dauernden Nutung werden. Der zu bie- 
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fem Zwed in einem Finanzjahr gemachte Aufwand fommt alfo als Koftenerfparung 
und ftaatliche Leiftungsfähigkeit den folgenden Jahren zu Gute. Im erften Falle 
fann man offenbar, in vollftäntiger Analogie zum einzelwirtbfchaftliben Betriebe, 
von einem Aufwand an umlaufenden, im zweiten Falle von einem Aufwand für 
die Schaffung eines ftehenden Kapitales fpreden. Man denfe an das Beifpiel 
einer allgemeinen Juftizreorganifation: ein bleibend größerer, regelmäßig wieber- 
fehrender Aufwand für Beamtengehalte, Büreaufoften u. f. w. wird nöthig, d. h. 
der Betrieb erfordert dauernd ein größeres umlaufendes Kapital; daneben müſſen 
neue Gerichtégebäude bergeftellt, Behörden organifirt, erfte Einrihtungsfoften bes 
ftritten werben, Ausgaben, deren Gefammtheit ven Aufwand für ftehendes Kapital 
bildet. 

Mit Hilfe diefer Unterfheitung von umlanfendem und ftehendem Kapital in 
der Finanzwirthſchaft gelangt man zu einer einfahen Hauptregel für die Aufbrin- 
gung bes Staatsbedarfs. Derjenige Theil des letzteren, welcher bie periodiſch regel- 
mäßige Zuführung umlaufenden Kapitals zum gefammtwirtbfchaftlichen Probuftions- 
proceß erheiſcht, fällt ausfhlieklich vem betreffenden Finanzjahre zu, in wel— 
chem ber Aufwand gemacht und die taraus producirten Güter (vie Staatsleiftun- 
gen) fonfumirt werden.“ Mit Dietzel's Worten: „die regelmäßigen gewöhnlichen 
Ausgaben zum Betriebe und zur Inftanthaltung des Staatswefend und feiner 
einzelnen Anftalten müſſen dur gleihmäßige Beiträge aller Staatsbürger, d. h. 
durh Steuern aufgebradht werben.” Um bie bier gleichgiltige Yrage, ob und mie 
weit im modernen Staate Domanialeinnahmen ftatt der Steuern zu Staatszweden 
zu benugen find, zu übergeben, fann man den Sat tahin abändern, daß bie da— 
rin bezeihneten Ausgaben jedenfalls vurh ortentlihe Einnahmen, insbefondere 
durh Steuern gededt werben müſſen, In diefer Faſſung bildet der Sag für bie 
Theorie und Praris des Finanzwefens den richtigen Ausgangspunkt. Seine Be- 
deutung und Tragweite ift nicht leicht hoc genug zu veranfchlagen und findet in 
dem wichtigſten praktiſchen Falle, bei ver Pathologie und Therapie des hronifcen 
Deficits, die volle Würdigung. Gelangt obige Regel zur thatfädhlihen Anwendung, 
fo bleibt die Benugung des Kredit vor den grumdfäglich verwerflihen Aus— 
ſchreitungen bewahrt. Jener Sat lehrt, wie weit mindeftens gegenüber einem 
einmal feftgeftellten Yinanzerfordernig die Steuerfraft angefpannt werben muß, 
bezeichnet alfo bierburd die Grenze, von der an erft von der Benugung bes 
Staatefredits die Rede fein darf. Auf diefe Weife wird eine principielle Yuffaffung 
tes Staatöfrebits angebahnt. 

Die Ausgaben zu dauernden Verwendungen in den Staat oder feine einzel» 
nen Anftalten fommen dagegen, wenn fie in einer einzelnen Finanzperiode vollftän- 
tig gemadt worden find, als Minveransgabe für vie finanzen und ftaatliche 
Leiftungsfähigfeit für die Volfemwirtbicaft folgenden Jahren zu Gute. Sie müf- 
fen daher nicht nothwentig durch orbentlihe Einnahmen, fondern dürfen even- 
tuell, foweit varüber Befhaffenheit und Zwed, daher aud die 
Wirkung der Ausgabe entfcheidet, mittelft Anleihen gebedt werben. 

Diefe Auffaffung ift von der älteren mefentlich verfchieden, fie nähert fich 
der Diegel’fchen, fällt aber nicht mit ihr zufammen. Die frühere Theorie ließ 
die Staatefhulten nur als unvermeiblihen traurigen Nothbehelf zu. Für uns 
dagegen ift e8 finanzwiffenfchaftlides Poftulat und Grundſatz ver Finanzpolitik, 
daß die Einnahmebefhaffung wegen der angedeuteten Beichaffenheit ver Staats- 
ausgaben grundfäglidh eine doppelte fein fann, vie der orbentlidhen 
Einnahme, beſonders die Benukung der Steuerfraft, und die der außerorbent- 
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lichen Einnahme, befonders die Anwendung des Staatékredits. Dietzel's For: 
mel, wonach die Ausgaben zu bauernten Verwendungen in dem Gtaate durch 
Staatsanleihen aufgebradt werben müffen, ift zu abfolut gefaßt. Selbſt in hoch— 
entwidelten, fapitalreihen Volkewirthſchaften gilt diefe Behauptung nicht ausnahme— 
los. Vielmehr hängt die Entjheibung darüber, ob und wie weit wirflid die Be- 
nutzung des Staatskredits zur Dedung von Staatsausgaben tienen fol, mohl 
von ter Betrachtung der Wirkungen ab, welche die befonveren Arten von Ausgaben 
einer- und bie verfchiebenen Methoden ber Befhaffung der Einnahmen, Steuern 
oder Anleihen, andererſeits auf die Volkswirthſchaft ausüben. Demnah muß bie 
Unterfuhung vorgeben. 

C. Die Frage ter Anmenbbarkeit des Staatskredite wird bier zunächft info- 
weit beantworlet, als die Antwort vom Zwed ber Verwendung bes Anleihe- 
betrags abhängt. Um die Wirkungen ber verſchiedenen Arten von Ausgaben auf 
die Soltewirthihaft von dem bier maßgebenven Gefihtsfunft aus zu unterfuchen, 
muß man biefe Ausgaben zuvor, theilweife nad den Merkmalen vom umlaufenden 
und ſtehenden Kapital, Haffificiren. 

Das feitgeftellte Staatshaushalterforverniß zerfällt in tie eigentliche 
Staatsausgabe, die privatwirthſchaftliche Kapitalanlage und bie 
Staatsfhuldentilgung. Die erfte umfaßt alle Ausgaben, melde bei der in 
der Finanzperiode herrfhenden Auffaſſung ber Staatszwede und bei dem gleich- 
zeitig geltenden inneren und äußeren Syſteme ver politifhen Verwaltung zur Ver— 
wirflihung jener Staatszwede erforberlid find. Die zweite begreift die Ausgaben, 
dur welche der Staat ein Unternehmen gründet oder verbeflert, das die alleinige 
Beftimmung hat, zur Dedung der Etaatsausgaben einen Reinertrag abzumwerfen. 
Die privatwirthſchaftliche Vermögenslage des Staats wird hierdurch, mie umge« 
fehrt Durch die Verwendungen für Schuldentilgung, verbeffert. Die eigentliche 
Etaatsausgabe theilt fi wiederum in drei große Gruppen, tag Normalerfor- 
derniß, die ffaatswirtbfhaftlide Kapitalanlage und bie außer- 
orbentlihe Ausgabe. Das erftere fchließt alle Ausgaben in ſich ein, welche 
fih dur den gegenwärtigen Bereich der Staatsthätigfeit und das in einer Finanz« 
periode einmal beftehende Berwaltungsfuftem, d. h. das Syſtem von Mitteln zur 
Grreihung der Staatszwecke, jährlich in demſelben Betrage wieterfehrend ergeben; 
es umfaßt daher von der neuen, feit ber legten Finanzperiode hinzugewachfenen 
Ausgabe den bleibenden Theil, Die ftaatswirtbfchaftlihe Kapitalanlage (Kapi- 
talanlage in den Staat und feine Inftitutionen) begreift denjenigen einmaligen 
oder nur von Zeit zu Zeit vorfommenden Aufwand für die Staatseinrihtungen 
und Staatsanftalten, welcher in dem legteren bie Orundlage für eine dauernde 
Nugung, alfo ein ſtehendes Kapital wird. Die Kriterien find: ber Wegfall ber 
betreffenden Ausgabe, alfo eine Ausgabeverminderung in den folgenden Finanz» 
perioben und die Fortdauer der Fähigkeit zur Probuftion ber betreffenden, mei— 
ſtens immateriellen Güter durch die Geſammtwirthſchaft (Staatshaushalt) für vie 
Boltswirthfhaft. Diefe Anwendungen unter dem Titel der ſtaatswirthſchaftlichen 
Kapitalanlage find mit der privatwirtbfhaftlihen Kapitalanlage nit zu verwech— 
ſeln. Endlich faßt die außerordentlihe Ausgabe diejenigen Ausgaben einer 
Sinanzperiode in fih, welche durch abnorme, vorübergehend fich der Verwirk— 
lichung der Staatszwede entgegenftellente Schwierigkeiten hervorgerufen werben. 
Das praftifch wichtigfte Beifpiel ift der Kriegsaufwand. 

Das Normalerfordernig muß nun ftets und volftändig durch ordentliche 
Einnahmen gededt werten, bier ift die Benugung bes Staatöfrebits abfolut 
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verwerflich. Denn es wird bier nur umlaufendes Kapital und dieſes vollſtändig 
zugefest. Alljährlih muß wieder verfelbe Betrag Güter, vorzugsweiſe Sachgüter 
dem" Staate zur Probuftion feiner, meiftens immateriellen Güter zur Verfügung 
ftehen, weil im Wefentlihen das gleihe Bebürfniß der Einzelwirtbfchaften nad 
biefen von der Geſammtwirthſchaft zu erzeugenden Gütern, Sorge für Rechtsſchutz, 
Beförderung der materiellen und geiftigen Intereffen u. |. w. Jahr für Jahr wie» 
derkehrt. Der Staat konfumirt mithin im Propuftionsproceh tie der Bolldwirth- 
fchaft entzogenen Sachgüter und die Einzelwirthſchaften fonfumiren die vom Staate 
producirten immateriellen Güter in jeder Finanzperiode vollſtändig. Nur im 
längeren Zeiträumen kann wohl das Bolt dauernd, zum Theil unter dem Einfluß 
der langſam, aber kontinuirlich von Jahr zu Jahr fortwirkenden Leiſtungen des 
Staats eine höhere Kulturftufe erreihen und dann das Normalerforberniß, 3.8. 
der Aufwand für präventiven und repreffiven Rehtsfhug, fih vermindern. Die 
Ausgabefummen vieler Jahre hätten bier nachgewirkt. Dies ift aber fein Grund, 
von ber obigen Forderung, daß das Normalerfordernig ganz durch orbentliche 
Einnahmen zu decken ift, etwas abzulaſſen. Der Staatshaushalt, in welchem dieſe 
Regel vernadhläffigt wird, leivet am hronifhen Deficit. Er geht mit Nothwen⸗ 
digkeit dem Ruin entgegen, denn bie geliehenen Sachgüter werben bier ausjhlieh- 
lich zu ſolchen immateriellen Gütern umgearbeitet, melde alljährlich fo gut wie 
vollftändig verzehrt werben — von obigem möglichen, aber ungewiſſen Ausnahme: 
‚ fall in längeren Perioden abgefehen. Die wachſende Zinfenlaft zieht bier bie 
' Finanzen in den Abgrund. 

Gerade umgekehrt wie mit dem Normalerforberniß verhält es ſich mit ber 
privatwirthichaftlihen Kapitalanlage. Diefe fol nicht burd Steuern, jonbern, 
wenn der Staat nicht etwa andere Kapitalien (z.B. Ablöfungsgelver, Kauffum- 
men für veräußerte Staatsgüter, allenfall® auch Reinerträge des Domaniums) 
dazu vertügbar hat, durd den Staatskredit beftritten werben. Hier wird, genau 
in berfelden Art und mit denfelben Folgen wie in ber gewöhnlichen Einzelwirth« 
haft, umlaufendes Kapital in ftehendes verwandelt, Kapital auf Domänen, Berg- 
und Hüttenwerfe, Fabrifen ausgelegt, um den Reinertrag biefer Unternehmungen 

zu fteigern. Steuern für biefen Zweck verwenben, heißt nichts Anderes, als 

| tem einzehwirthichaftlichen Betriebe Sachgüter oder Probuftionsmittel entziehen, 

am im gefammtwirtbichaftlihen Betriebe ganz die nämlihe Güterart, welde aber- 
mals nur erft Mittel zur Produftion der vom Staate verlangten Güter ift, ber- 
vorzubringen. Offenbar ift dies ein grunbfäglich falfhes Verfahren. Die Konſe— 
quenz biefer Auffaffung führt zu der auch aus anderen Gründen zu verlangenden 
Einftellung der privatwirthſchaftlichen Staatsthätigfeit hin. Aber auch zuvor muß 
man die Steuern als durchaus ungeeignete Mittel zur Erweiterung oder Örün- 
bung privatwirtbfchaftliher Kapitalanlagen bezeichnen. Die hergefteuerten Güter 
werben ben Einzelwirthſchaften entzogen, um im Gefammtbetrieb (Staatshaushalt) 
folde Güter zu probuciren, welche der Staat am Beften oder allein für die Volls— 
wirthſchaft erzeugen Tann („Staatsleiftungen“), nicht aber ſolche, welche der Ein- 
zelwirthichafter felbft, und meiftens befler wie ber Staat, berftellt. Wo es fih um 
große Summen, 3. B. Eifenbahnen, handelt, hat der Stant neuerdings aud immer 
nad biefem Princip gehandelt. 

Zur ftaatswirthihaftlihen Kapitalanlage ftellen wir einmal Staatsanftalten, 
welche aus höheren Gründen zwar in den Händen des Staats fi befinden, jedoch 
nicht zum wefentlichen Bereich des Staats gebören. Sie haben einen fisfalifchen 
Nebenzwed oder werden, wie man wohl fagt, nach dem Gebührenprincip verwaltet. 
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Dahin gehören Münz- und Poftweien, Telegraphie, Straßen - und Wafferbau. 
Die regelmäßigen Betriebsauslagen und bie Koften der Inftanbhaltung biefer An- 
ftalten gehören zum Rormalerforderniß. Die neue Kapitalverwendung auf biefe 
Unternehmungen dient ald Grundlage einer dauernden Nugung, theils zur dauern⸗ 
ven Ginnahmefteigerung, theils zur Probuftion von Leiftungen, welche von der 
Bevölkerung in ben allgemeinen Steuern bezahlt wird. Die Kapitalanlage, 5. 2. 
im Straßenbau, wirft bier wie jede Verwandlung von umlaufendem in ftehenves 
Kapital in der Einzelwirthfhaft. Die Benugung des Staatskredits ift aud hier 
volllommen am Plate. 

Sodann gehören zur flaatswirthihaftlihen Kapitalanlage vie nothwendigen, 
ein ftehendes Kapital darftellenven Anftalten zur Durdführung weſentlicher Staats- 
zwede. Mit der Auspehnung des Bereichs der Staatsthätigkeit wachſen die Aus- 
gaben unter diefem Titel. Diefe Ausdehnung erfolgt entweder ertenfio dadurch, 
daß neue Aufgaben und Zwede in den Bereich des Staats gezogen, ober intenfiv 
dadurch, daf die alten Aufgaben beffer und gebiegener erfüllt werben. Beides Liegt 
im Weſen des fortfchreitenden Volks. Die dauernd hinzuwachſende, jährlich wieber 
in bemfelben Betrage vorfommende Ausgabe gehört zum Normalerforberniß. Jenes 
größere Kapital, welches dagegen auf einmal in bie Staatsanftalten ald Grund⸗ 
lage ber ertenfiv und intenfio erweiterten Staatsthätigfeit geftedt werben muß, 
fällt in den folgenden Perioden als Ausgabe fort, während es in feinen Wirkun- 
gen der Finanzwirthſchaft und durch fie der Vollkswirthſchaft zu Gute Tommt. 
Man denke an große Reformen im Juftiz- und DVerwaltungsorganismus. Auch 
dieſe Ansgabe konn dur Anleihen gedeckt werden. 

In diefen Fällen der ſtaatswirthſchaftlichen Kapitalanlage liegt eine Ummwand- 
lung von materiellem Kapital in das große Immaterialfapital, den Staat und 
feine Anftalten, vor. Iene oben als außerordentliche bezeichneten Ausgaben, 
3. B. den Kriegsaufwand, fann man von einem Gefihtspunfte aus ebenfalls unter 
die Kapitalanlage in den Staat reihen, foweit durch dieſe Ausgaben die Teiftungen 
des Staats, z. B. für Rehtsfhus nah Innen und Außen, im Werthe erhöht 
werben. Aber eben biefes Letztere trifft in dem widhtigften Falle, bei den Kriegs- 
foften, nicht immer zu. Die Rechtsficherbeit erhöht ſich nit nur nicht nothwendig 
proportional tem Kriegsaufwanbe, es ift oft eher umgelehrt. Man fan baher 
bier oft nur ſehr gezwungen ven einem ftaatlihen Immaterialfapital fpredhen, bas 
durch den Krieg geichaffen werde. Wie immer, wenn es fich darum handelt, ob 
man gewiffe Arbeiten und Kapitalverwendungen probuftiv nennen darf, fommt es 
aud bier auf die richtige Verhältnißmäßigkeit der einzelwirtbichaftlihen und ver 
gelammtwirthfchaftlihen Thätigkeiten an. Der Krieg bat immer die Tendenz, biefe 
Berhältnigmäßigkeit zu ftören. Die immaterielle Rechtsſchutzproduktion wird zu 
toftfpielig und fordert zu große materielle Opfer, welche nicht aufhören, wirklich 
Opfer zu fein, weil der Krieg unvermeiblih if. Man Tann dieſe Opfer den Ber- 
luften durch Elementarſchäden vergleihen. Ste bilden in der That außerordentliche, 
abnorme Ausgaben, teren Bedeckung durch Anleihen ſich aber gerade bei biefer 
Anfhauung nah Analogie der Amortifation von Kapitalverfuften rechtfertigen 
läßt. Diefe innere Verſchiedenheit der auferordentlihen Ausgabe von ber ſtaats— 
wirthſchaftlichen Kapitalanlage nöthigt auch dazu, die Benutzung des Staatöfrevits 
nicht für beide Arten von Ausgaben gleih unbedingt zu empfehlen. 

Soweit der Zwed der Verwendung des Anleihebetrags darüber entjcheidet, 
würbe das Gefeg der Anwendbarkeit des Staatskredits demnach etwa folgender» 
moßen lauten: alle Ausgaben zu dauernden Verwendungen in den Staat und 
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feine Anftalten, wodurd die Grundlage für eine dauernde Nutzung geſchaffen wird, 
welche fünftigen Finanzperioden als Ginnahmefteigerung (privatwirtbfchaftliche Kapi- 
talanlage) oder als Koftenerfparniß für die Finanzen und Protuftionsfähigfeit für 
die Bolfswirtbfhaft (ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlage) zu Gute kommt; ferner 
alle außerortentlihen Ausgaben, melde in einzelnen Finanzpericden zur Befeiti- 
gung außergemöhnliher Hinverniffe bei der Ausübung der Staatäthätigfeit noth- 
wendig werden, aber ihrer Natur nad) nicht regelmäßig wieberkehren, dürfen burd 
Benugung des Staatöfrevits gededt werben. Daraus ergiebt ſich die Obergrenze 
für die Anwendung des Staatskredits einem beftimmten Finanzerforderniſſe 
gegenüber. 

D. Bon dem PVergleib der Wirkungen, welche die Anleihen einer= und bie 
Steuern anbererfeits als Kapitalentziehungen auf vie Volkéwirthſchaft ausüben, 
hängt e8 nun nad dem Obigen ab, ob und wieweit Ser Staatskredit innerhalb 
jener Grenze auch wirflih in Anfpruh genommen werden fol und kann. Bier 
find trei Fälle getrennt zu betrachten. Die Anleihe fließt nämlich entwerer 1) aus 
wirflih disponiblen Kapitalien der heimiſchen Vollkswirthſchaft, oder 2) 
aus Kapitalien fremder Volkswirthſchaften (Berfhultung an das Ausland), oder 
3) aus heimiſchen Kapitalien, melde erft durch die Anleihe anderweitigen pro— 
buftiven Verwendungen entzogen werben. In den beiden erften Fällen verbient 
die Anleihe, im legten alle die Steuer den Vorzug. 

Zu Ziff. 1. Disponibel in diefem Sinne find diejenigen Kapitalien, 
welche thatfächlih zur Produftion gerade nicht verwendet werden, weshalb fie in 
den Anleihen eine erwünfchte Anlagegelegenbeit finten. Erhält der Staat für feine 
Anleihen wirflih ſolche Kapitalien, fo ift vie Anleihe unbebingt ver Mebrbefteue- 
rung vorzuziehen. Denn eine für vie arbeitenden Klaffen nachtheilige Verminderung 
‘ bes umlaufenden, als Lohnfonds dienenden Kapitals und eine ſchädliche Steigerung 
des Zinsfußes findet bier nit ſtatt. Namentlich in zwei Fällen fann der Staat 
in der entwidelten Volkswirthſchaft auf ſolche bisponible Kapitalien rechnen, ein- 
mal im Falle der Kriegsanleihe und fodann in einem gewiffen Stadium ber fpe= 
fulativen Entwidlung auf ten Geldmärften. Der Krieg ſäet Mißtrauen aus und 
verbreitet Verkehröftodung. Biele Kapitalien werden dadurch bisporibel. Der Staat 
fann fie billig leihen, während bie erhöhete Beſteuerung gerade wegen ber Ein- 
fhränfung der Produktion größere Laften verurſacht. Außerorbentlihe Ausgaben, 
Kriegsfoften u. f. w. werben daher bier fehr paflend durch Anleihen beftritten. In 
den großen Spefulationeperioden ferner tritt regelmäßig ein Moment ein, in wel« 
hem die fpefulative Tendenz in Ueberfpefulation übergeht und viel überfchüffiges 
Kapital in fremde Volkswirthſchaften abftrömt. Hier fann eine Anleihe einen Theil 
diefer Kapitalien an ſich heran ziehen und den Geldmarkt wohlthätig erleichtern. 
Kapitalvergeudungen und Krebitkrifen werden vermieden. 

Aber — folde dieponible Kapitalien in der erforberlihen Größe giebt es 
weder in allen Volkswirthſchaften, no find fie dort, mo man fle oftmals findet, 
in jebem einzelnen Zeitpunfte vorhanden. Nur in hodentwidelten, kapitalreichen 
Volkswirthſchaften, wie in England, Holland, theilweife in Frankreich und Deutſch— 
land, fpriht die Vermuthung in ber Regel für das Vorhandenſein hinreichender 
Maſſen disponibler Kapitalien zu Anleihezwecken und daher für vie Bevorzugung 
der Anleihe vor ver Steuer. In fapitalarmen, minder entwidelten Volkswirthſchaf— 
ten liegt die Sache andere, zum Theil gerade umgekehrt. Hier ziehen die Anleihen 
das Kapital do erft aus anteren Berwentungen heraus. In der entwidelten 
Boltewirtbihaft macht der Krieg allerdings fehr viel Kapital disponibel, denn in 
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ihrem Weſen liegt das Vorhandenſein von großen Maffenprobuftionszweigen, Er— 
portinduftrieen, Welthandelsgefhäften. Hier ift man auf einen fernen, unfichern 
Abſatz angemwiefen, weldher unter dem Kriege befonbers leidet. In der minder ent- 
widelten Volkswirthſchaft wird aud gewöhnlich mur das Nöthigfte für ven nächften 
Bedarf erzeugt und in diefem Umfang gebt die Probuftion aud in ungünftigen 
Zeiten weiter. Aber auch in reihen Volkswirthſchaften kommt ver Zeitpunkt ber 
Anleihe und die Lage des Geldmarkts in Betracht. Im Beginn von Spekulations- 
zeiten wird der Staat ziemlich fiher disponibles Kapital finden, 3. B. Frankreich 
i. 3. 1854 nad tem Staatsftreih. Mitten in Spekulationszeiten, wenn ber 
Geldmarkt bereits für zahlreiche große Unternehmurgen engagirt ift, wenn fehon 
eine maflenhafte Umwandlung von umlaufendem in ftehendes Kapital (Eifenbahnen) 
erfolgt, viel Kapital in ausländiſchen Anftalten ftedt, fann eine neue Etaatsan- 
feihe dagegen den Geldmarkt fehr empfindlich berühren und möglicher Weife nur 
aus anderen Anlagen Rapital beranziehen, z. B. in Franfreih und anderen Staa- 
ten währen und nad dem Krimmfriege. Dann entfteht in Folge der Anleihe 
eine Einfhränfung der Probuftion und, wie in der armen Vollswirthſchaft, Tiegt 
der britte der obigen Fälle vor. 

Zu Ziff. 2. Die aus Kapitalien der Fremde gemadte Anleihe verbient 
aus volfswirtbfhaftliden NRüdfichten, mo ber Zweck der Staatdausgabe die 
Anleihe überhaupt geftattet, immer ven Vorzug vor der Steuer. Politiſche 
Erwägungen mögen mitunter dagegen ſprechen. Gewiſſe volfewirtbfchaftliche Nach— 
tbeile folher Anleihen find allerdings nicht zu läugnen, fie liegen in Gefahren 
für das Geldweſen des Landes (Einlösbarkeit der Baluta) und laſſen fi nicht 
vollſtändig befeitigen, aber fie treten boch gegen die Vortheile auswärtiger Anleihen 
in den Hintergrund. 

Diefe Auffaffung findet viele Ungläubige, gleichwohl ift ihre Richtigfeit nicht 
ſchwer zu beweifen. Verſchiedene wirthſchaftliche und politifhe Vorurtheile, merfan- 
tiliſtiſche, ſchutzzöllneriſche Irrthümer über Geld und Geldweſen, Handelspolitik 
u. ſ. w. werden dagegen angeführt. Staaten, welche auf eine Betheiligung des 
Auslands an ihren Anleihen rechnen konnten, ſind im Schuldenmachen gewiß oft 
zu weit gegangen, weil fie die durch den Zweck der Anleihe beſtimmte Grenze des 
Anleihewefens nicht immer innegebalten haben. Aber dennoch verieth fi in ihrer 
Finanzpolitit ein gewiſſer richtiger Inftinft. Länder in der Lage von Oeſterreich, 
Rußland, Italien. Norbamerifa verdanken dem Syſtem der Staatsfchulden mehr, 
ald das Vorurtheil gewöhnlich zugeben will. Die große kulturgefchichtlihe Miſſion 
des Öffentlihen Kredits zeigt fi gerade mit am Meiften in der Verſchuldung 
weniger entwidelter ärmerer Staaten an das reichere Auslant. ' 

Hier iſt nicht blos von formel ausmwärtigen Anleihen die Rebe, melde 
eine Regierung an einer fremven Börſe, oft mit fontraftliher Zahlbarkeit ver 
Zinfen umd bes Kapital® an dem fremben Plate, negociirt. Diefe Anlehen pfle- 
gen in gemiffen Kormpunften nah dem Gefhmade des Auslands eingerichtet zu 
fein und fine dann oft ganz oder gröftentheil® im Auslande placirt. Aber aud 
gewöhnliche im Inlande abgeſchloſſene Anleihen aeben oftmals in den Befig aus» 
wärtiger Kapitaliften über. Um reell auswärtige Anleihen, wo das Ausland Gläu— 
biger bes heimiihen Staats ift, handelt es fich alfo bier. Bei der heutigen foe- 
mopolitifhen Rihtung tes Kapitalienverfehrs hängt es offenbar gar nit vom 
Belieben des Staats ab, ob feine Schulden reell auswärtige fein follen oder nicht, 
ter Staat müßte tenn, ven Rechtsbegriffen des Zeitalters, dem geltenden Bälfer- 
recht und ben einfachften Wirthfchaftsregeln zuwider, pofitiv den Erwerb feiner 
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Obligationen durch auswärtige Kapitaliften verbieten, die Coupons nicht bezahlen 
oder in Kriegszeiten eine Repudiation feiner Schulden gegen das Ausland befürd- 
ten lafien. Sonft hängt es nur vom Stande bes Kurfes, des Zinfes und der 
Aſſekuranzprämie im Inlande und in den heimifhen Staatspapieren fpeciell im 
Bergleih mit der Fremde ab, ob und wie viel inländifhe Obligationen in den 
Befig des Auslandes übergehen. Die Verſchuldung an das Ausland entfteht Durch 
ven höheren inländifchen Zinsfuß. Im Princip ift e8 für unfere Frage einerlei, 
ob neue Anleihen zur Dedung neuer Ausgaben vom auswärtigen Kapital über- 
nommen werben oder ob vorhandene Obligationen durch Ankauf erft fpäter an 
auswärtige Kapitaliften kommen. 

Welches nun auch der Zwed der Anleihe fei oder geweſen ſei, immer, felbft 
im denlbar ungünftigften Yale, fchließt die auswärtige Anleihe große Vortheile 
für bie heimifhe Volkswirthſchaft in fih, ſowohl im Vergleich mit der (reell) in- 
ländifhen Anleihe, als auch, falls der Zwed die Anleihe überhaupt rechtfertigt, 
im Bergleih mit der Steuer. Die Benugung des geliehenen fremden Kapitals 
macht es möglid, foweit dies vom Borhandenfein von Kapital abhängt, bie Pro- 
duktion ganz -im bisherigen Umfange zu betreiben. Bon irgend einer Verkürzung 
der Arbeiter durch Berminderung des allgemeinen Lohnfonds kann alfo hier nie 
mals die Rebe fein. Angenommen, das Anleihelapital fei wie 3. B. in einem 
thörichten Kriege vergeubet, jo bat doch bie heimische Volkswirthſchaft ihr eigenes 
Kapital erfpart und bleibt infofern glei probuftiens- und fteuerfähig. Oder aber 
das Anleihelapital wird unmittelbar in der produftivften Weife, z. B. in privat- 
wirtbichaftlihen Kapitalanlagen, wie Eifenbahnen, verwendet, fo kann doch in Folge 
ber fremden Betheiligung gleichzeitig diefe Probuftion und in bemfelben Umfange 
wie bisher bie Probuftion der Einzelwirthichaften vor fi gehen. Die Verſchul— 
bung an das Ausland verhütet aljo den Rüdgang und befördert den Fortjchritt 
‚ der heimiſchen Volkswirthſchaft. VBoransgefegt, die Staatsausgaben werben nun 
einmal gemacht und bürfen nad den früheren Grunvfägen überhaupt mit Anleihen 
beftritten werden, unter allen Umftänden ift e8 dann befier, wenn das Ausland, 
ald wenn das Inland das Kapital hergiebt. Daher der wirthſchaftliche Nuten 
von Subfidien, Kontributionen, auswärtigen Krediten. Die Vermehrung bes in- 
ländifhen durch den Hinzutritt fremden Kapitals hat immer die Tendenz, birelt 
oder indideft die Produktion zu fördern, den Arbeitern zu Gute zu fommen, ben 
Kapitalgewinn und Leihzins zu ermäßigen, dem Inlande die Erreihung größerer 
Wohlhabenheit, einer höheren Wirthſchafts⸗ und Kulturftufe zu erleichtern und fie 
zu befchleunigen, dem ärmeren Lande bie Ausführung großer Arbeiten und Unter- 
nehmungen jelbft gleichzeitig neben einem ftarfen unprobuftiven Staatsaufwande 
zu ermöglichen, kurz bie Differenzen in Wohlftand und Kulturentwidlung unter 
den einzelnen Ländern rafher auszugleichen und das Abendland, ja das ganze 
Menfhengefhleht allmälig auf eine höhere Stufe ver Eivilifation emporzubeben. 

Es Tann bier nicht im Einzelnen der vollswirthſchaftliche Entwidlungsprocek 
geſchildert werden, durch welden die Benutung fremden Kapitals für die Staats- 
zwede immer mehr zum Aufſchwung der heimiſchen Volkswirthſchaft beiträgt. 
Staatspapiere bilden gegenwärtig ein bevorzugtes Mittel des internationalen Ka- 
pitalverfehrs. Auch in vem ungünftigften Fall, welchem fih die Wirklichkeit immer 
nur entfernt nähert (Defterreih, Rußland, Norbamerifa), angenommen nämlich, 
das Kapital fremder Volkswirthſchaften komme dem Inlande nur auf dem Wege 
ber Staatsſchulden zu Gute, fo entwidelt fih bier doch eine Tendenz der Aus- 
gleihung nicht nur der Zinsfüße der heimiſchen und fremden Gtaatspapiere, 
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ſondern der allgemein landesüblichen Kapitalgewinne und Zinsfüße. Letzteres ſetzt 
voraus, daß das ärmere ſchuldende Land ſich allmälig, weſentlich mit Hilfe des 
entlehnten fremden Kapitals, auf die Wirthſchaftsſtufe des anderen, reicheren Lan⸗ 
des erhebt. 

Stehen mithin für die früher angegebenen Zwede auswärtige Anleihen in 
Ausfiht, fo verdient die Benugung des Staatöfrebit8 den Borzug vor ber Be 
ftenerung. Die fremven Kapitalien find wie bisponible Kapitalien der Heimath, 
Der Staat als folder hat auch den financielen Bortheil, in Folge der Mitbe- 
theiligung des fremden Kapitals einen niedrigeren Zins wie fonft zu bezahlen. 
Länder wie Defterreic feit dem I. 1848 verdanken es vorzüglich der verrufenen 
Berfhuldung an das Ausland mit, wenn fie neben den ftärkften, materielles Ka- 
pital zerftörenden und zum Theil rein unproduftiven Ausgaben für Krieg, Militär, 
Unruhen, Reorganijationen aller Art, doch noch in der Grfüllung der großen 
ftaatlihen Aufgaben und in ber volkswirthſchaftlichen Entwidlung mit fremden 
Ländern einigermaßen Schritt halten können. Daher die außerordentliche Unklug⸗ 
heit, durch Maßregeln, welde die Rechte und Interefjen der fremden Gläubiger 
beſchädigen (Auszahlung der in Münze ftipulirten Zinfen in entwerthetem Bapier- 
gelve, Eouponftener, Couponftempel) den auswärtigen Krebit zu vermindern. 

Die großen Nachtheile der Verſchuldung an das Ausland follen in der jähr« 
lihen Hinauszahlung großer Zinsbeträge und in der über furz oder lang erfol» 
genden Rüdzahlung des Schulpfapitald an das Aueland, genauer gefagt in dem 
Rüdfauf der Anleihe von ben fremden Kapitaliften durch das heimische Kapital 
liegen. Iene Hinauszahlung gilt als reiner Berluft, als unleivliher Tribut an 
das Ausland, zumal wenn, wie fo oft, die Staatsfhuld für Kriege und mande 
Zwede zweifelhaften Werth aufgenommen worden ift. Der Rüdtauf des ganzen 
Schuldkapitals fol vollends oft den größten Verluft für das Inland bringen, weil 
eine billig erworbene Schuld theuer zurüdgefauft werben müſſe. 

Diefe Nachtheile find in Wirklichkeit gar nicht vorhanden. Die Thatfachen 
werben bier ganz wirr burdeinandergemengt. Wenn die Voltswirthihaft und der 
Staatshaushalt unter dem Staatsfhuldenwefen leiden, fo ift daran die Thatfache 
ver Berfhuldung an das Ausland unſchuldig. Das Uebel liegt in früheren unpro- 
duktiven Ausgaben, in dem Umftande, dag Ausgaben mit Schulven beftritten 
worven find, welche nad den frühern Unterfuhungen durch Steuern hätten gededt 
werden jollen, ober in ber vorandgegangenen, immerhin oft traurigen Nothwendig- 
feit großer außerorbentliher Ausgaben, namentlich für Kriegszwede. Dafür müffen 
jegt drüdende Steuern zur Berzinfung gezahlt werden. Daß die Zinfen in das 
Ausland gehen, ift freilich für die Vollswirthſchaft fhlimmer als wenn fie im In- 
lande blieben. Aber die Vollswirthichaft iſt trotzdem jest befjer daran, als wenn 
feiner Zeit eine Anleihe aus heimiſchem Kapital gemacht worden wäre, Denn im 
legteren Falle würde die Produktion ftärfer eingefchränft worden fein, man hätte 
die Güter, melde jest als Zinfen in das Ausland gehen, und außerdem noch 
einen Güterbetrag darüber hinaus gar nicht probuciren fönnen. Das Inland hätte 
alfo mehr als dieſe Zinfen eingebüßt, trog beren Hinauszahlung es, fei das An- 
leihefapital gut oder ſchlecht verwendet, beffer oder nicht fo ſchlecht als fonft daran 
ft. Der Nachtheil liegt immer in der ungünftigen Befchaffenheit der Ausgabe und 
je nachdem -in der ſchlechten Politit, welche dieſe Ausgabe verſchuldet hat. 

Auch der Rüdlauf der vom Ausland erworbenen Staatsfhuldfheine fordert 
nicht die Opfer, welche fonft eine Anleihe aus nicht disponiblem heimifhem Ka- 
pital gefoftet hätte. Wenn eine im Ganzen billig verkaufte Schuld theuer zuräd- 
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er werden muß, fo liegt der Grund davon großentheils in einer fehlerhaften 
orm ber Staatsfhuld, nämlih in dem falfhen Syſteme, Schulden zu einem 
niedrigen Nominalzinsfuß, alfo eventuell, wenn der reelle Zinsfuß, wie im Kriege 
regelmäßig, body ift, bedeutend unter Pari zu kontrahiren. Das Ausland kauft 
folhe Papiere in fritifher Zeit billig; fpäter, wenn die Umftände den Rüderwerb 
der Papiere durd die heimifhe Volkswirthſchaft bedingen, fteigen die Kurſe, aber 
nicht fo hoch, daß eine Zinsreduktion zuläffig würde. Die Wahl einer anderen 
Form der Obligationen kann virfen oft befiagten Uebelftand wirkſam befeitigen. 
Der Rückauf der Staatsſchuld ift im Uebrigen viel weniger drüdend, als die ur- 
ſprüngliche Gewährung ver Anleihe aus heimifhem Kapital oder die Befteuerung 
geweſen wäre, weil die Volkswirthſchaft mittlerweile viel weiter entwidelt worden 
ift. Jahre lang, bis die Zinsfüſſe fi einigermaßen ausgeglichen haben, geht immer 
nur ein Theil der Zinfen wirkiih in das Ausland, der zur Konfumtion beftimmte; 
ein großer Theil wird nur zu abermaliger Anlage in den Staatspapieren benugt. 
Der Wirkung nad wird daher die im der betreffenden Staatsausgabe liegende 
Kapitalentziehung lange Zeit hindurdy nur wenig geſpürt. Sobald die Zinsfüße 
ziemlich gleihftehen, hört dagegen ver fernere Erwerb von Obligationen Seitens 
des Auslands auf. Nun gehen die Zinfen wirflih hinaus und bald beginnt außer 
dem, wenn bei ber vorausgefegten Kapitalvermehrung, dem Sinken des Zinsfußes 
u. ſ. w. das heimifhe Kapital fid) wieder den ben anderen Erwerbszweigen gegen- 
über vernadpläffigten eigenen Staatspapieren zumwenbet, der Rüdfauf der Obliga- 
tionen aus der Fremde. Hier erfolgt alfo nur eine Kapitalrüdwanderung. Darin 
tritt dann erft der lange kaum bemerkliche Nachtheil der einftigen großen Staats- 
ausgabe, nicht der Berfhuldung an das Ausland, hervor. Aber man kann dann 
faum mehr von einem Nachtheil fprehen: vie in fhlimmer Zeit aufgenommene 
Schuld wird dem Auslande in günftiger Zeit zurüdbezahlt, ohne Schwierigeiten, 
denn fonft gefhähe es gar nicht oder noch nicht, und mit Hilfe des wirthſchaft⸗ 
an, welcher gerade auf die Darlehen des Auslands zurüdzufüh- 
ren iſt. 
Die politifhen Nachtheile liegen in einer gewiffen Abhängigkeit vom Aus— 
lande, alfo aud von fremden und feintlihen Negierungen, Aber abgefehen davon, 
daß es wegen ber Abhängigkeit des Stantspapierverkchrs von den Binsverhältnif- 
fen der einzelnen Länder gar nicht in ver Macht eines Staates liegt, fih vom 
auswärtigen Kapital zu emancipiren, fo gewinnt aud der fhuldende Staat unmit- 
telbar auf politifhem Gebiete, weil der andere Staat berüdfihtigen muß, daß 
viele feiner Angehörigen Kapital in den Obligationen des erfteren angelegt haben. 
Der volfswirtbichaftliche Vortheil aber, welcher der auswärtigen Anleihe inhärent 
ift, fommt offenbar auf die Länge dem heimifhen Staate auch in politiſcher Hin- 
fiht fehr zu Gute. 

Die volkswirthſchaftlichen Nachtheile der Verſchuldung an das Ausland wie- 
gen, unferes Erachtens, die Vortheile nicht auf. Eine freie Abwägung fteht jedoch 
dem Staate aus dem angeführten Grunde, weil er nicht beliebig beftimmen kann, 
od feine Schuldſcheine fih im Inlande oder im Auslande befinden follen, mwieber- 
um nicht zu. Die Nachtheile liegen in einem plöglihen ftarfen Steigen der im 
Zins der Obligationen enthaltenen Affeturanzprämie. Da viefer Zins ftabil ift, fo 
hat der Kurs die Tendenz zu fallen, es erfolgt der Unficherheit des Papieres 
wegen ein ftarfes Angebot ‚gegenüber einer zurückweichenden Nachfrage, namentlich 
fuht das Ausland, plötzlich mißtrauifch geworden, einen Theil der Papiere zu 
tealifiren und das Kapital wieder an fid zu ziehen. Hält die heimiſche Börfe 
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einigermaßen Stand, fo bleiben auf ihr, wenn auch zu billigen Kurſen erworben, 
die Papiere laften, ein großer Betrag Kapitals ift fofert von der heimifhen in 
die fremde Volkswirthſchaft zu übertragen. Mitten in den politifchen Krifen, wo 
jolde Erjheinungen zumeift vorzulommen pflegen, beanfprudt der Staat ohnedem 
jelbft große neue Kupitalien. Die wirthſchaftlichen Berhältniffe, ver Waarenhanvel 
laſſen fich nicht fofert auf einmal derartig einrichten, daß das erforverlihe Kapital 
in der Geftalt von Waaren an das Ausland abbezahlt werden kann. Es muß 
daher größtentheild zunähft in Geldform (Münze, Barrenmetall\ in's Ausland 
gehen. Da treten dann alle vie befannten Schwierigkeiten und wirthſchaäftlichen 
Störungen des Geld- und Krebitwefens, des Handels, weiterhin der ganzen Pro- 
duktion ein, welche eine plöglide ftarfe Baargelvausfugr in unferen modernen 
Geld: und Kreditwirthſchaften hervorzurufen pflegt. Der Fall ift ähnlich, wie in 
großen Getreiveimportländern, melde nad einer Mißernte eine ftarfe Korneinfuhr 
theuer zu bezahlen haben (England). Präventive Mittel zur Verhütung folder 
Krijen im Staatsfhuldenwefen find eine forrefte und vorfidhtige Politit des ſchul— 
venden Staat3, durd welche große plöglihe Kriege und Unruhen im Inneren 
möglihft vermieden werden. Die Wichtigkeit einer guten Politif für die Finanzen 
zeigt fih bier in einem bejonderd hervorragenden Beifpiel. Daneben trägt bie 
Verſchuldung an das Ausland auch bier das wirkfamfte Korreftiv in ſich, weil fie 
dem Inlande bie Erreihung einer gleich hoben Wirthihaftsftufe ermöglidt. Die 
repreffiven Mittel find die nämlichen, wie bei jeder momentan ſtark paffiven Zah: 
lungsbilanz: richtige Discontopolitif der Banken, rechtzeitige und genügende Er- 
böhung des Zinsfußes, Beihränfung ver Vorſchüſſe, wodurch auf die Wechſelkurſe 
gewirkt, der Kurs ter Fonds und der Preis der Waaren gedrückt, die Rüdjtrömung 
der Papiere und der Abfluß des Metalls gehemmt wird. Hier liegen aber offen- 
bar bei unrichtiger Leitung der Banken große Gefahren für das Geldweſen vor, 
welche leicht zur Einftelung ter Baarzahlungen der Banfen und zum uneinlös- 
baren Papiergelve führen können. Defterreih und Nordamerika können als Beleg 
dienen. Aber die Schwierigkeiten find zum Theil durch den energifhen Willen der 
Durhführung einer richtigen Kreditpolitit zu überwinden. 

Zu Ziff. 3. Die Anleihe, welde, aus den einer anderweiten Verwendung 
entzogenen heimiſchen Kapitalien gemacht wird, verdient feine Bevorzugung vor 
ver höheren Befteuerung. Die Vermuthung fpriht dafür, daß die volfswirthicdaft- 
liche Einwirkung felbft der übermäßigen Beſteuerung nod minder ungünftig wie 
diejenige der Anleihe ift, Beftenerung und Anleihe hier nur infofern, als fie dem 
einzelwirtbfchaftlihen Betriebe Kapitalien entziehen, betrachtet. In minder entwidel- 
ten, lapitalärmern Volkswirthſchaften, wo es wenig oder gar Feine bisponiblen 
Knpitalien giebt, ift daher vie Anleihe nur in vem alle, in weldem auf eine 
Harfe Betheiligung auswärtigen Kapitals zu rechnen ift — ein allerdings häufi- 
ger, aber doch nicht ſtets vorkommender Fal — rathſam. 

Das Kriterium dafür, ob eine Anleihe in biefe dritte Kategorie gehöre, ift 
eine Steigerung des Zinsfußes, welhen der Staat gewähren muß, um Anleihen 
zu erhalten, und das weitere Steigen des allgemeinen Zinsfußes in Folge biefer 
Kapitalverwendungen des Staats. Namentlich in dem praktiſch wichtigſten Falle, 
wenn außerortentlihe Ausgaben, befonders Kriegstoften, zu beftreiten find, alfo 
felbft wenn unverhältnigmäfig große materielle Kapitalien in ein Immateriallapital 
verwandelt werben, nimmt man bei etwas umfangreicherer und andauernderer Be- 
nugung des Staatskredits (England in den franzöftfhen Kriegen, Defterreich feit 
1848, Jtalien feit 1859, Frankreich in den legten Jahren) wohl ein ſolches Stei- 
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gen des Zinsfußes wahr. Dieſes Steigen kann ein reelles ſein und nur dieſes 
fommt in letzter Linie bier in Betracht, nicht das Höhergehen der bloßen Aſſe- 
turanzprämie im Zinsfuß des Staats. Eine Anleihe aus visponiblen heimiſchen 


ober aus auswärtigen Kapitalien kann dieſe Folgen nicht haben. 


Diefe Folgen felbft find aber nachtheilig, fie deuten auf eine Einfhränkung 


der Produftion in ben Einzelwirthfhaften und auf eine jhließlih den Arbeitern 


— 


zur Laſt fallende Verminderung des umlaufenden Kapitals. Mill und Andere 


haben dieſe dritte Art der Anleihen ausſchließlich oder doch vornehmlich im Auge 
und konnten dann ohne Schwierigleit nachweiſen, daß die Anleihe bier wirthſchaft⸗ 
ih nachtheilig ſei und vor Allem das Intereffe der arbeitenden Klaffen beſchädige. 
Die Argumentation ift im Wefentlihen richtig, der Fehler liegt nur in dem Ölau- 
ben, daß fie für alle Arten Anleihen paffe. Auch bier fann man die Frage nicht 
immer abftraft ftellen und beantworten, ob die Anleihe gut oder nicht gut fei. 
Bielmehr muß man gleichzeitig immer ven Zwed der mit der Anleihe zu beftrei- 
tenden Staatsausgabe berüdjichtigen und alsdann von der Annahme ausgehen, 
daß die Ausgabe wohl ober übel nun einmal gemacht werde und es fih nur um- 
die Anleihe oder die Befteuerung handle. 

Der früher ziemlich allgemeine Rechtfertigungsgrund der Anleihe war eigen- 
thümlich genug ganz falfh. Man fagte nämlid, bei der Anleihe werde das Opfer 
und der Kapitalaufwand nicht ganz von der gegenwärtigen Oeneration, wie bei 
der Steuer, getragen, ſondern mit auf vie künftigen Generationen gewälzt. Die 
früher entwidelten Gedanken über die Bedeutung des Zwedes der Ausgaben für 
diefe Frage zum Theil gutheißend, hat man dann wohl gerade die Ausgaben im 
Kriege ald eine mit Fug und Recht durch Anleihen zu beftreitende bezeichnet, weil 
es nicht mehr als billig fei, daß die kommenden Geſchlechter, wie fie von dem 
Nugen profitirten, fo auch von dem Uebel des Kriegs ihren Antheil trügen. Das 
Legtere thun fie aber auf alle Fälle fhon durch die Zinfenfaft, welche fie fort- 
während zu bezahlen haben. Aber die Borausfegung ift falſch: die Gütermaffen, 
welde dem Staate auf dem Wege der Anleihe und der Befteuerung zulommen, 
werben beide Male ftets aus dem jegigen Einlommen und jegigen Befig bes 
Volks genommen. Sind die Anleihelapitalien nicht wirklich disponibel geweſen, fo 
muß nothwendig die Anleihe die Probuktivfonds der Einzelwirthſchaften oder deren 
Konfumtionsfähigkeit vermindern, Soweit daher bei der Anleihe von Opfern die . 
Rede ift — gerade im dieſem britten alle — bringt die jegige ©eneration in 
dem Zeitpunfte, in welchem vie Anleihe erfolgt und ihr Betrag vom Staate ver« 
zehrt wird, im Ganzen viefelben Opfer, als wenn bie gleihe Summe als Steuer 


ö ‚ erhoben wird. 


Dan braudt die hier beſprochene Anleihe felbft nur mit der ungänftigften 
Steuer, der übermäßigen, zu vergleihen, um ſich zu überzengen, daß bieje 
Anleihe im Princip ganz die nämlihen volkswirthſchaftlichen Wirkungen, wie dieſe 
Steuer äußert. Diefe Anleihe entzieht der probuktiven Verwendung durch bie 
Einzelwirthſchaften direlt oder inbirelt einen Theil des umlaufenden Kapitals und 
bewirtt auch vielleiht eine Einfhränfung des betreffenden Normalkonſums der 
einzelnen Konfumentenfreife, indem zum Zwed ver Anleihe etwas an diefem Konfum 
geipart wird. Ganz dasfelbe thut die übermäßige Steuer. Allerdings wird auf ber 
anderen Seite durch die Berausgabung des Staats wieder ein Theil der Kapi— 
talien mehr eder weniger probuftiv verwendet und es flieht daraus ein Einfommen, 
fo daß ſich bis zu einem gewiffen Punkte — bei ver Kriegsausgabe allerdings nur 
im erften Stadium der Verwendung der dem Staate zur Verfügung ftehenven 
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Güter — die voltswirthihaftlihen Wirkungen der Kapitalentziehung und ver Ver: 
ausgabung fompenfiren. Das ift aber wiederum bei der Steuer gerave jo wie bei 
der Anleihe der Fall, bevingt alfo feinen Vorzug der einen Geldbeſchaffung vor 
der anderen und fann bei der Rechnung mithin außer Anfag bleiben. 

Soweit bie Anleihe und die übermäßige Steuer das in den Händen ber 
Unternehmer befindlide umlaufende Kapitat angreifen, haben beive die Tendenz, 
vorzugsweife die aus diefem Kapital befhäftigten Arbeiter zu ſchädigen, denn bei 
gleihbleibenver Arbeiterzahl muß dann der Lohn ſinken. Die englifchen Nationale 
ötonomen haben diefe Wirkung ver Anleihe ganz richtig entwidelt. Aber bei ihrer 
begrifflicy ſcharfen, mathematifhen Deduktion formulirten fie, wie ihr großes Haupt, 
David Ricardo, das Problem oft zu abftraft und verfuhren in den fonfreten 
Berhältnifjen des Lebens aud bier, wie in fo mander anderen Frage, zu wenig 
daſuiſtiſch. Dagegen ift bier wie in der Bevölkerungs- und Grundrententheorie, 
der Geld» und Papiergelvlehre (Duantitätstheorie) u. f. w. eine Reaktion, beſonders 
unter den fontinentalen, namentlich den jüngeren deutſchen Nationalöfonomen er— 
folgt. Uber der wiffenihaftlihe Kern ver früheren Säge muß doch beftehen bleiben, 
Man hat nur die Bedingungen des Falls genauer zu formuliren und barf, was 
fo oft gefchieht, nicht vergefien, daß gerade die Ricardo’fhe Schule dem Sinne 
nah von einer Tendenz der Entwidlung unter den und den Vorausjegungen 
fpricht, wo ihre Worte oft auf die Annahme einer nothwendigen Entwicklung 
unter allen Umftänden jchliegen laſſen. Die Beihäftigung von Urbeitsträften durch 
den Staat, gerade im Kriege ein jehr praftifcher Fall, bewirkt, daß die Arbeiter 
weniger leiden, ald man jonft vorausjegen würte. Die theilmeife Mitbenugung 
disponibler und auswärtiger Kapitalien verhütet weiter das Eintreten der abge— 
ieiteren Folgen bis zu einem gewiſſen Grave. Über offenbar find dies feine Aus« 
nahmen von dem obigen Sage, ſondern legterer gilt eben nur unter Ausflug der 
jenigen Faktoren, welche ihrerfeits eine andere Folge ebenfo nothwendig hervorrufen. 

Nur der Zwed der Staatsausgaben fann in diefem alle mithin vie Anleihe 
oder die übermäßige Belteuerung rechtfertigen. Es fragt fih dann nur, ob nicht 
wenigftens die Anleihe dem Grade nah minder ungünftig, wie die übermäßige 
Steuer wirkt. Iſt auch dies nicht der Fall, dann muß in der That die Befteuerung, 
vollends die gewöhnlih mäßige Steuer, die ſer Anleihe immer vorgezogen werden, 

Unjeres Erachtens ift es wirklich nicht ver Fall. Die Anleihe hat die Tendenz, 
ftärfer wie die Steuer, auf das umlaufende Kapital zu fallen, alfo nicht durch 
Berminderung des Normallonfums aufgebraht zu werben. Die wohlhabenden 
Klaffen haben kein fo ftartes Motiv, die Anleihe nicht aus ihrem umlaufenven 
Kapital zu machen, wie z. B. im Falle einer bedeutenden Vermögenefteuer, denn 
ein Eintommen, und bei der bier vorausgejegten freiwilligen Anleihe ein gleiches 
over jelbft ein höheres Einkommen, beziehen fie aud aus dem dem Staate ge- 
liehenen Kapital. Da nun die Unleihe mehr oder weniger je nad dem Zmed 
der Ausgabe und im Falle der Kriegsausgabe immer in bedeutendem Maße, eine 
Einſchränkung ver Produktion nothwendig macht, alfo der gefammte Suhgüter- 
ertrag finfen muß, jo wird im Falle der Anleihe verausfihtlich ftärker, wie in 
dem der Steuer, nur die Konſumtion der Urbeiter befchränft werben, während 
diejenige der wohlhabenven Klaſſen gleih bleibt. Mit a. W.: das Minus an 
Gütern trifft noch mehr wie fonjt allein die Urbeiter. Zu demſelben Rejultate 
gelangt man bei der anveren Betrachtung, daß die Anleihe das umlaufende Kapital 
vermindert, daraus die Ürbeiter befhäftigt werden, alfo vorausfihtlih deren Lohn 
fallen mug. Die Steuer, felbft vie übermäßige, ja gerade ſie am meiften, wird 

Bluntfsti un Brater, Deutſche— StaatsWörterbuch. X. 2 


18 Staatsfchulden. 


immer bei den zunächft gleihmäßig im Berbältniß ihres Einkommens Getroffenen 
die Neigung zur Einfhränfung des Konfums hervorrufen und wird hierdurch 
immer auch von ven Wohlhabenden ftärfer mit getragen werben. Denn biefe werben 
einmal weniger fonfumiren und ſodann gerade deshalb ihr umlaufendes Kapital 
weniger ftarf vermindern, alfo ven Arbeitern einen größeren Beihäftigungsfonds, 
höheren Lohn und eine größere Maſſe Konfumtibilien laffen. Allerdings befteht 
bei jeder Steuer und beſonders wieder bei der übermäßigen, die Tendenz ver 
Ueberwälzung auf andere. Die Verminderung des Konfums der Wohlhabenden 
und bie Beftreitung ber Steuer aus dem umlaufenden Kapital führen beide zu 
einer theilweifen Ueberwälzung der Steuer auf die Arbeiter, aber immer vollzieht 
fih bier do nur ein langfamer Proceß in biefer Richtung, während bei der An- 
leibe die Arbeiter rafcher und ftärker zu leiden haben. 

Wir gelangen hiernady zu folgendem allgemeinen Gefeg für die Dedung 
bes Staatsbedarfs: Das Normalerforderniß muß ſtets durch ordentliche Einnahmen, 
refp. Steuern, die privatwirtbfhaftlihe Kapitalanlage durch Anleihen gededt werben. 
Die ſtaatswirthſchaftliche Kapitalanlage und die außerorbentlihe Ausgabe dürfen, 
erftere bedingungslos, lettere bedingter, fomweit darüber der Zwed der Ausgabe 
entſcheidet, mittelft Benugung des Staatsfredits beftritten werben. Hier ſoll auch 
wirflih die Anleihe ver Steuer vorgezogen werben, wenn jeme aus bisponiblen 
und aus auslänbifhen Kapitalien hervorgeht, alfo einmal in hohentwickelten, 
reihen und fodann in armen Vollswirthſchaften, welche notoriſch für ihre Staats- 
fhuld einen bebeutenden Markt im Auslande finden. Sonft verbient dagegen für 
diefe Ausgaben die Steuer vor der Anleihe den Vorzug. Die Bermuthung fpricht 
mithin, ohne die immerhin zweifelhafte Betheiligung des Auslandes, in reichen 
Ländern mehr für die Zwedmäßigfeit der Anleihe, in armen für die der Steuer. 
Dei fehr entwideltem internationalem Krebitverfehr ift auf eine ftarfe Betheiligung 
bes fremden Kapitals zu rehnen. Dann ift e8 wegen der großen Vortheile ber 
legteren felbft rathfam, auch im Falle der Mitanlage von nichtdisponiblem heimiſchen 
Kapital in den Anleihen, einen Theil der genannten Ausgaben durch Anleihen 
zu deden und die Steuerfraft zu fchonen, fobald nur die muthmaßlihen Vortheile 
der Betheiligung des fremden Kapital® die Nachtheile, welche aus der Betheiligung 
bes angelegten heimijhen Kapitals im Bergleih mit übermäßiger Beftenerung 
erwachlen können, ausgleichen werden, 

Die obinen Sätze haben ten großen Werth, für die Theorie und Praris 
einen feften Anhaltspunkt bei der Enıfheidung der fonfreten Fälle zu geben. Die 
Mopifitationen, welde die konkreten Berhältniffe erheifchen, werden dann auch nicht 
ſchwer vorzunehmen fein, 

E. Eine wichtige Frage wird in ber Lehre vom Staatsfhuldenwefen mit 
Unrecht oft ganz umgangen, da fie doch von großer thatfächliher Bedeutung ift. 
Das fol nämlich gefchehen, wenn die an ſich geredhtfertigte Benugung bes Staats— 
kredits fehlfchlägt ? Diefe Eventwalität verbient in der Theorie und Praris ſchon 
gegenüber dem früheren, jegt ziemlich allgemein verurtheilten Syſteme des Staatt- 
ſchatzes eine furze Erwägung. Man hat behauptet, es bedürfe der Staatsihäge 
nicht, weil der moderne Staat ftet8 unter allen Umſtänden das z. B. für plöglich 
ansbrechente Kriege nothwendige Geld auf vem Wege bes Krebits, alfo der frei- 
willigen Staatsanleihe erhalten fünne. Den Thatſachen gegenüber ſchwebt dieſe 
Behauptung jedoch in der Luft. Die jegigen Kriege im großen Styl zwiſchen 
Großmächten erheifchen nicht blos die größten Summen, fondern dieſe müflen aud) 
innerhalb der fürzeften Termine auf einmal verfügbar fein: Dugende von Mil- 
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lionen Thalern im Monat, Hunderte im Jahre. Es fragt fih, ob ein Stant 
Europa’8 und Amerifa’s bei einem Kriege, welder auf feinem eigenen Territorium 
fpielt oder dasſelbe ernftlid bedroht, ftets bie erforberlihen Mittel raſch genug 
mittelft Anleihen an ſich ziehen könne. Zweifelhaft ift dies felbft von England. 
Schwerlich ift ein Kontinentalftaat dazu im Stande, Frankreich nicht ausgenommen. 
Es lann an Bertrauen, Luft zum Herleihen, es kann aud an verfügbaren Kapi- 
talien fehlen. Die Schuld Liegt vielleicht in tiefen inneren Mängeln des Staatd- 
weſens und der Bolfswirthihaft, wo man dann für fünftige Fälle der Urfache 
des Uebels entgegenarbeiten muß. Über damit wird dem Bedürfniß des Augen- 
blids nicht abgeholfen. Für den tiefer Blidenten liegt in biefer Unzulänglichkeit 
des Staatskredits und in der Unmöglichkeit, auf dem Wege der gewöhnlichen Be- 
ſteuerung vie erforderlichen Mittel raſch zuſammen zu bringen, ver Erflärungs« 
grund für eines der größten wirthſchaftlichen Uebel der Neuzeit: die Ausgabe 
uneinlösbaren Zwangsfurspapiergelds, zu der man immer wieder troß der Marften 
Einfiht in die Schädlichkeit des Mitteld gedrängt wurde (ſ. ven Art. Papier— 
geld). Defterreih, Rußland, vie Vereinigten Staaten von Nordamerila find Bei- 
ipiele aus unferer unmittelbaren Gegenwart. In unierem gerühmten Zeitalter ber 
dollswirthſchaftlichen Aufflärung und des Rechtsſtaats hilft man ſich wie früher mit 
ver Berfchlechterung der Währung, d. h. privatrehtlid gefprodhen mit Raub und 
Betrug, nicht weil man das Mittel billigt, fondern weil es faltiſch zunächſt allein 
zum Ziele führt. Hier genügt das Anleihefyftem nicht und im Befteuerungsfnften 
liegt gleichfalls noch ein großer praftifher Mangel. Auf dem volkswirthſchaftlichen 
Kongreß in Hannover (1864) hat man ebenfalls über die Papiergeldmißwirthſchaft 
debattirt, die foeben angeregte Frage aber tamit von der Hand gewiefen, daß der 
Staat eben „reich werden“ müſſe, um Alles, was er braude, erlangen zu fünnen. 
Schade, daß ver Feind dieſen Zeitpunkt nicht immer erft abwartet. Solchem un- 
praltiſchen Doftrinarismus gegenüber ift es gerade in Deutſchland nachdrüclich 
zu betonen, daß das Staatäfrebitiyftem, wenigftend in ber gegenwärtigen Ent- 
widiung unferer Bollswirtbfhaft, nicht immer ausreihe. Daraus ergibt fich eine 
relative Rechtfertigung des Schapiyftems felbft noch für unfere Zeit (Preußen). 
Sodann aber folgt daraus die dringende Nothwendigkeit, bereits vorbereitend im 
Frieden Einrichtungen zu treffen, um im Falle des Bedarfs raſch große Extra— 
feuern (feien es eigentlihe Bermögensfteuern, Zwangsanleihen oder dgl. m.) auf 
tihtigen Befteuerungsgrundlagen erheben zu können. Auch fonft hat eine umfang» 
reihe Benugung des Staatskredits das Vorhandenfein eines geordneten Steuer: 
ſyſtems zur nothwendigen Borausfegung, weil die Zinfen der Staatsfchuld zum 
Normalerforderniß, alfo zu den dur Steuern zu beftreitenden Ausgaben gehören. 
Die Fragen des Staatöfrevitd und der Befteuerung hängen daher aud aus biefem 
Geſichtspunkte auf das Engfte zufammen. 

F. Im Borhergehenden ift ein principiel widtiger Punkt, die Frage der 
Schuldentilgung, nod nicht zur Erörterung gekommen. Es ſcheint uns pafjend, 
in Betreff diefer Frage die für privatwirthſchaftliche Kapitalanlagen kontrahirten 
Schulden von den übrigen eigentlihen Staatsihulden zu trennen. Iene Schulden 
nimmt der Staat nit ald Staat, fondern als großer Privatunternehmer auf. 
Diefe Unternehmungen müfjen aus dem privatöfonomijhen Gefihtspunfte betradtet 
werden. Die Schulden haften gewiffermaßen auf ven Anftalten ſelbſt. Auch wo 
von eimer ſpeciell rechtlichen Haftung der legteren für jene Schulden nicht vie 
Rede ift, find die Schulden doch oft ganz zwedmäßig formell und ſtaatsrechtlich 
von der Übrigen Schuld getrennt (3. B. Eiſenbahnſchulden). Die ftehenven Kapitalg 
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in den Anftalten nugen fi allmälig ab, gewiffe Partiale des Mehrertrags find 
auf die Kapitalverwmendung zurüdzuführen. Es empfiehlt fi, aus diefem Mehrer- 
trag das Kapital zu tilgen, wie in der Privatwirthſchaft. Selbft ein beftimmter 
Tilgungsplan für dieſe Schulden hat etwas für fid. 

Anders verhält es fi dagegen mit der eigentlichen, für Staatszwede, alfo 
für ftaatswirthicaftlihe Kapitalanlagen und für außerordentlihe Ausgaben (Krieg) 
aufgenommenen Schuld. Diefe Schuld bedarf nicht nothwendig der Tilgung, fefte 
Tilgungspläne find fogar entſchieden verwerflih. Der Staat braudt fih nur das 
Recht der Tilgung vorzubehalten. Ob und wann er davon Gebrauch machen fol, 
das hängt von Erwägung der Umftände ab. Die Tilgung ift wirtbfhaftlid und 
financiell oftmal8 weniger gut, wie die Fortdauer ver Staatsjchuld. Deshalb muß 
fih der Staat nicht im Voraus durch ein feftes Verfprehen zu einer beftimmten 
Tilgungsweife verpflichten. Die Gründe für diefe Auffaffung der Staatsfhulden- 
‚tilgung liegen 1) in ver Perfönlichkeit des Staats als Schulpner®, 2) je nachdem 
auch im Zwed der Anleihe oder in der Befchaffenheit ver Ausgabe, 3) vor Allem 
in der Natur des durch den Staatshaushalt repräfentirten geſammtwirthſchaftlichen 
Produftionsprocefjes. 

Der Staat ift auf ewige Dauer berechnet. Er kann fortvauernd Zinfen be= 
zahlen. In der ewigen Rente erhält fih ver Werth des Schuldkapitals. Die ge- 
wöhnlichen Gründe für die Tilgung fallen fort. Die mit dem Anleihelapital ge- 
ſchaffenen ftaatswirthihaftlihen Kapitalanlagen nugen fih zwar im Laufe der 
Zeit ab. Aber der VBorausfegung gemäß werden fie möglichft in ihrer Nugungs- 
fähigkeit aus den ordentlichen Einnahmen erbalten. So lange haben Staat und 
Vollswirthſchaft jevenfalls in den Leiftungen jener Kapitalanlagen für vie Zinfen, 
refp. die Steuern den Erſatz (3. B. Juftizreformen, Errichtung von Gendarmerie- 
forps u. f. w.) Freilich aber kann ſchließlich eine volftändige Abnutzung dieſer 
Immaeterialfrpitalien erfolgen und die etwaigen Nutungen jener außerorbent- 
lihen Ausgaben find oft von vorneherein fraglid und von noch vorüber- 
gehenderer Dauer. Mit Recht könnte man daraus, foweit Tiefer eine Gefichts- 
punkt, die Rüdfiht auf die Dauer der Nutungen der aus den Anleihen beftrit- 
tenen Ausgaben, allein maßgebend ift, gerade die Nothwendigkeit einer regelmäßigen 
Tilgung ableiten. Allein bier fommt nun eben die Eigenthümlicheit des gefammt- 
wirthſchaftlichen Produftionsprocefies in Betracht. Die Sachgüter, welde der Staat 
durch die Anleihe beranzieht, werben befinitiv in ben Staat verarbeitet und in 
Güter verwandelt, welde von jenen erften fpecififch verfchieden find. Es find 
immaterielle Leiftungen aller Art. Der Staat reproducirt nit Güter, mit welden 
er tilgen fann. Auch jene Leiftungen laffen ſich nicht, wie in der Einzelwirtbfchaft, 
gegen Sachgüter, mit denen getilgt würde, austaufhen. In der Einzelwirtbichaft 
tilgt fi die Anleihe aus dem Ertrage des verwendeten Kapitals gewiffermaßen 
von felbft wieder. In der ftaatlihen Geſammtwirthſchaft müffen immer erft durch 
‚ die Befteuerung die zur Rüdzahlung des Schuldkapitals beftimmten Sachgüter 
' an den Staat herangezogen werben. Nur diefe eigentlihe Tilgung aus reelleu 
Einnahmeüberftüffen, nicht etwa blos eine formelle Tilgung der einen Schuld 
durch die andere, welde in ber Praris aus Gründen des formellen Rechts aller- 
dings öfters in Ermangelung der orbentlihen Einnahmen geboten ift, kommt 
natürlich bier in Frage. 

In Betreff ver Räthlichkeit der Tilgung und ver bafür erforberlihen Be— 
ftenerung find dann wieder ähnliche Fragen wie früher in Betreff der Anleihe 
aufzumwerfen und zu beantworten. Keineswegs verbient die Tilgung immer den 
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Vorzug vor der Fortdauer der Staatsſchuld. Alles hängt von dem Umſtande ab, 
ch vorausſichtlich die Gläubiger, welche das Kapital wieder zur freien Verfügung, 
erhalten, oder ob die Steuerzahler, welche dieſes Kapital jegt befhäftigen und dafür’ 
an jene Gläubiger den Zins zahlen, mehr mit dem Kapital zu leiften wiſſen. 
Das läßt fich nicht mit Beftimmtheit im Voraus jagen: deshalb muß der Staat 
keine fefte fontraftliche Tilgungspfliht auf fich nehmen. Oftmals ift e8 wahrfchein: 
ih, daß das Kapital in den Händen der Steuerzahler beſſer verwerthet wirb: 
dann ift die Tilgung gegen das volkswirthſchaftliche Interefje des Landes und 
folglih aud gegen das financielle Intereffe des Staats. Man vergißt bier fo oft 
in der Beweisführung zu Gunſten der Nothwendigfeit einer Tilgung, welche ven 
Staat vermeintlich finanziell fräftigen würde, daß die Mittel zur Zilgung nicht 
aus fich felbft erwachſen, wie es nad der Zinfeszinsrehnung im Tilgungsfyften . 
ven Anſchein bat, fontern aus der Volkswirthſchaft genommen werben müffen. 
Beftenerung und Tilgung bilden bier nur innerhalb der Volkswirthſchaft eine 
Bermögensübertragung,, die mitunter zwedmäßig, oft auch fehr nachtheilig fein 
lann. Wo eine Staatsfhuld feft in die Volkswirthſchaft verwachſen ift, wie z. B. 
die englifhe, wo diefe Schuld großentheild im Befig von Kapitaliften, welche nur 
eine Rente aus der Verleihung ihres Kapitals ziehen wollen, ſich befindet, da ift 
er gewiß vortheilhafter, das Kapital in den gefhidten Händen ber probu- 
cirenden Bevölkerung zu laflen und aus dem Ertrage der Produktion die Zinfen- 
fumme für die Staatsfhuld als Steuer fortzunehmen, als durch die Beftenerung 
zum Zmed ber Tilgung das Rapitald vom jegigen Verwender wieder in bie Hände 
des Staategläubigerd zu bringen, Deshalb müſſen vor Allem fo ertranagante 
Pläne, wie die Tilgung des größten Theil der Schuld mittelft einer einmaligen 
großen Ertrafteuer, von der Hand gewiefen werben (mehrfadh, u. a. auch einmal 
von Ricardo, in England, neuerdings Ähnlich von Pillersporf in Defter- 
reich vorgefchlagen). Das wäre ein Mittel, eine blühende Volkswirthſchaft zu ruiniren. 
Würde die Tilgung das Kapital in die Fremde zurüdführen, jo ift bie noth- 
wendig ſtets für die heimifche Volkswirthſchaft nachtheiliger, wie die Fortdauer 
der Stantsfhuld und rer Beftenerung zum Zwed der Berzinfung der Schul. 
Kurz, principiell können wir uns nicht für die Tilgung unter allen Umftänven, 
mithin nicht für ein regelmäßiges Tilgungsfyftem und eine Anleiheform, melde 
ein ſolches Syſtem in ſich fchließt, erflären. Der Staat muß fi im volfswirth- 
ſchaftlichen und financielen Interefje freie Hand mahren. Für die Wahl ber 
Staatsfhulpformen find diefe Erwägungen von entjcheidender Bedeutung. 

MH. Die Formen der Staatdfchulden und andere Formpunfte 
ded Staatsſchuldenweſens. 

A. &8 fann ſich hier nur um die Borführung und Beurtbeilung der typifhen 
Hauptformen, in weldhen die modernen Staatöfchulden zu erjcheinen pflegen, 
nicht um eine biftorifch-ftatiftifche Aufzählung der irgendwann und irgendwo einmal 
vorgelommenen und noch vorkommenden Staatsſchuldformen oter Anleihearten 
bandeln. 

Bon vorneherein laſſen fib zwei Hauptarten von Staatsſchulden 
unterfheiven, nämlich ſolche Schulven, welde für fürzere, und folde, melde 
für längere Perioden aufgenommen werben. Mit Rüdfiht auf dieſe Abficht 
des Staats, fih unter allen Umftänden das Schuldkapital für ‚kürzer oder länger 
verfügbar zu erhalten, werben die formellen Rehtsverhältmiffe zwiſchen 
Sänbiger und Schuldner in Betreff der Kündigung und Rüdzablung 
der Schulden dann georbnet. Die erfte Art Schulden heißt ſchwebende, bie 
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zweite Art fundirte Schuld. Jene Rechtsverhältnifſe bilden alsdann innerhalb 
dieſer beiden Arten den wichtigſten weiteren Eintheilungsgrund. Hiernach läßt ſi 
folgendes Schema entwerfen: 

J. Schwebende Schulden: 

1. Aus privatwirthſchaftlicher Thätigkeit des Staats. 
2. Aus ſtaatlichen Funktionen. 
.Ausgaberückſtände (zufällige). 
. Aus der financiellen Gebahrung. 
.Schatzſcheine. 
. Einlösbares Staatspapiergeld. 
I. $unpdirte Schulden: 
1. Zurückzuzahlende. 
a) Nah einem allgemeinen Tilgungsplan für vie ganze Schul. 
b) Nach einem kontraktlich für die einzelnen Anlehen feftgefegten Tilgungsplan. 
Bei a) und b): aa) nad dem Tilgungsfondsfyftem, 
bb) nad einer gleichen procentweifen Tilgung. 
Bei aa) und bb): @) mit börfenmäßiger Einlöfung (Anlauf) nad dem Kurs, 
A) mit Rüdzahlung al Pari nah dem Loſe. 
Außerdem bei b): ce) mit Rüdzahlung nad Lotterieplänen (Lotterieanlehen), 
dd) mit Rüdzahlung in Form von Zeit: und Leibrenten. 
2. Rentenfhulden: 
a) Unfündbare (ewige) Rente. 
b) Künvbare Mente. 
aa) Ohne Obligation für das Kapital, 
bb) Mit einfach verzinslicher Obligation , ohne Tilgunge- 
pflidt für das Kapital. 

Bei den ſchwebenden Schulden haben Gläubiger und Schuldner ein 
freies Ründigungsrecht, nad weldem zu den kontraktlich feftgefetten, meiftens nicht 
fehr langen Terminen der Gläubiger die Rüdzahlung des Kapitals al Pari ver- 
langen fann, der ſchuldende Staat fie leiften muß, andererſeits der leßtere aber 
aud feinerfeits fündigen darf. Im weiteren Sinne fann man aud die oben ge 
nannten erften beiden Arten zu ber ſchwebenden Schuld machen. Alſo alle aus 
der privatwirtsfhaftlihen Thätigkeit herrührenden Geldſchulden, 3. B. 
unbezahlte Rechnungen. Auch dieſe Cchulpverhältniffe müffen im geordneten Staats- 
haushalt leicht zu überfehen fein, fih nicht von einer Finanzperiode im tie andere 
immer binüberfhieppen. Die Kontrole, 3. B. von ſtändiſchen Staatsſchuldenkom⸗ 
miſſionen, fellte fih aud auf fie ausvehnen. Einzelnen ftaatlihen Ermwerböunter: 
nehmungen, 3 B. Berg: und Hüttenwerfen, wird paffend ein beftimmter, unüber⸗ 
Ichreitbarer Betrag feftgejegt, bis zu welchem fie im laufenden Gefchäft Schulden 
fontrahiren fünnen, Aus ftaatlihen Funktionen rühren 3. B. Schulden aus 
dem Titel der Kautionsgelder, gerichtlichen Depofiten her. Für folhe Schulden 
haftet pafjend eine vom Fiskus in vermögensrehtliher Beziehung getrennte Kaffe 
“ oder Anftalt. Mitunter bilden folde Gelder einen integrirenden Theil der ſchwe— 
benven Schulden im Allgemeinen, was nicht lobenswerth if. Ausgaberüd- 
Hände beſonders folhe aus früheren Finanzperioten, fünnen ebenfall® zur 
ſchwebenden Schuld gezählt werden. Größte Ordnung im Kaffen- und Rechnungs— 
mejen ift notbwendig, um durch folhe Rüdftände nit Verwirrung im Staats- 
haushalt entftehen zu laffen. Die betreffenden franzöfifchen Einrichtungen mit ihrer 
rehnungsmäßigen Trennung des Dienftes für das laufende und das abyelaufene 
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Jahr verdienen großes Lob.?) Wichtig find in großen Staatshaushalten die Rüd- 
fände für Staatsfhuldzinfen und Kapitalsrüdzahlungen, welde fih oft zu Mil 
lionen anfammeln. Wir haben hier übrigens nur zufällige Ausgaberüdftände 
im Auge; abfichtli bewirkte, 3. B. verfchobene Oehaltzahlungen oder Zinszah- 
lungsftodungen find eine Art Zwangsanlehen. Zu den Schulven, welde aus ver 
laufenden financiellen Gebahrung hervorgehen oder zu deren Durch- 
führung aufgenommen werben, gehören 3. B. die Kontoforrentihulden bei Banten 
(wie die gelegentlihen Vorſchüſſe der englifhen Banf in deficiency-bills, zur Zeit 
ver Konfolszinszahlungen), Borfhüffe und Depotfhulden gegen Pfand von Werth- 
papieren u. dgl. m., ferner die eigentlihen Anticipationmen, Letztere werben 
durh plögliche unvorhergefehene außerordentlihe Ausgaben oder durch unerwartete 
Einnahmeausfälle nothwendig. Gegen Obligationen nimmt der Staat hier auf 
kurze Zeit Schulden auf, welche er aus der fpäteren orbentlihen Einnahme zurüd- 
zahlen oter durch ein eigentliches Anlehen fundiren will. Die urſprünglichen Antici« 
pationen waren zwangsweiſe oder freiwillig geforderte Borausbezahlungen 
künftiger Steuern, daher der Name. Sie find entſchieden verwerflih und bereiten 
nur in ben folgenden Jahren um fo größere Berlegenheit. Ein großartiges Beifpiel 
neuefter Zeit ift die äußerlich freiwillige, aber unter moraliihem Drud erfolgende 
Grundfteneranticipation in Italien (1864/65). Der Name Anticipation ift dann 
auch auf die Ausgabe von (verzinslichen oder unverzinslihen) Shulbfheinen ausge 
dehnt, womit der Ertrag fünftiger Steuern oder Anleihen vorausgenommen werben 
jolte (Preußen 1812, Defterreih 1762, 1859 bei der Anticipation des venetian. 
Zwangsanlehend durch die Ausgabe von 20 Millionen fl. Baglien). Immer bes 
fteht hier die Gefahr, daß die rechtzeitige Rüdzahlung der Schuld oder Wieder: 
einlöfung der Obligationen nicht erfolgt. Bei nachläſſiger Berwaltung und mangelnder 
Kontrole reißen Hier leicht jchlimme Mißbräuche ein. Eventuell muß im Redts- 
faat dem Finanzminifterium ein Marimalfredit an Anticipationen zur Durd- 
führung ver financiellen Gebahrung durd das Geſetz bewilligt werden. Staats» 
ſchuldenkommiſſionen finden hier ein ihrer befonderen kontrolirenden Aufmerkfamteit 
würdiges Gebiet der Thätigfeit. 

Die Shagfheine find aus den Anticipationen hervorgegangen, gewiffer 
maßen dauernde, ſyſtemiſirte Anticipationen. Man rechnet fie zur ſchwebenden 
Schuld, weil fie kurzfällige Terminfhulden, auf 3, 6, 12 Monate, find. Unter 
beiverfeitiger Einwilligung, welche mitunter ohne ausdrückliche Kündigung auch 
ſtillſchweigend vorausgefegt wird, werben fie dann beim Verfall oft prolongirt. 
Nah unferer, allerdings noch ziemlich allein ſtehenden Anfiht bilden die Schaß- 
ſcheine ein zwedmäßiges, ja in großen Staaten nothwendiges Komplement bes 
dinanz= und Staatsſchuldenweſens, fie entfpreden ven Finanzverhältniſſen des 
modernen Staatd und der heutigen Krebitwirthihaft und verbienen deshalb princi- 
piele Billigung. Bollswirthihaftlihe und finangpolitifhe Gründe find für vie 
Schatzſcheine anzuführen. Im der hodentwidelten Volkswirthſchaft giebt es eine 
geie Maſſe Kapital, welches gerade für kurze Termine völlig disponibel ift und 

erwendung ſucht (England). Die Schagfcheinihuld hat hier im befonderen Maße 
Alles für fih, was oben für die Schuld aus visponiblem Kapital geltend gemacht 
wurde. In der unentwidelten Vollkswirthſchaft zieht die Schatzſcheinſchuld ftatt des 
hier meiftens noch fehlenden Depoſitenbankweſens viel müffiges Geld an fi und 


— 
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wirft dadurd wie ein wirthſchaftliches Grziehungsmittel zu Gunften der Sparfam- 
feit ver Bevölkerung (Defterreih). Ergänzend tritt fie neben vie funbirte Schuld, 
indem fie dem Kapitaliften das Mittel bietet, kurz verfügbare Kapitalien ſicher vor 
jeder ftärferen Kursſchwankung zu placiren. Denn höchſtens kann, felbft in Krifen, 
ein Disfont für ein paar Monate verloren geben (englifhe Schatfammerfcheine), 
In den Staatshaushalten ber modernen Großftaaten — und folbe Staaten, in 
welhen allein die Konſequenzen des modernen Staatswefens alle zur Geltung ge— 
fangen, fommen bier zumeift in Betracht — iſt die Schatzſcheinausgabe für die 
Dorbführung der Finanzaebabrung und der vorfommenden großen Finanzopera- 
tionen wenn nicht unentbehrlich, fo doch höchſt fürverlih und bequem. Oft braucht 
man ylötfih größere Summen, berentwegen nicht fofort ein funbirtes Anleben 
aufgenommen werben fann. Die Ausgabe von Schapfcheinen pflegt dann das befte 
und bilfiafte Mittel zu fein, das Geld zu beſchaffen, gerade meil das Kapital ſich 
nur auf furze Zeit feft engagirt. Aber vie Anmendung jenes Mittels fett voran, 
daß der Schatfchein fhon eine im Verkehr eingebürgerte Krebitform iſt. Defterreich 
bat in der fchlimmften Zeit feiner neueren Rinanzgeihichte (1860—63) ohne Mühe 
aroße Summen mittelft Schatiheinen zu 6 9/, aufgebradht, wo es funtirte Schulden 
mit kurzen Nüdzablungsterminen faum zu 9%, au fontrabiren vermochte. Im 
Finanzfyftem mehrerer eurorätfcher Großftanten (England, Frankreich, Defterreich) 
bilden vie Schatsfcheine jeßt rinen bleibenden Beſtandtheil der öffentlichen Schuld. 
Meiftens bat die Theorie diefe Schuldform noch annefohten. Das Mittel fei fehr 
verführeriſch. Allerdings, in Frankreich bat diefe ſchwebende Schuld einen über: 
mäfigen Betraa erreicht, in Defterreih muR fie auch vermindert werben. Aber bie 
Gefabr des Mißbrauchs darf niemals zur Verurtheilung eines fehr nützlichen Ge- 
branchs überhaupt führen. Die Schatfheinfhuld muß auf einen, nad ben kon— 
freten Verhältniſſen zu beftimmenden mäßigen Betrag firtrt werben, und bies kann 
aefheben. Auch fonft gilt der Einwand der Theorie nicht den Schatfheinen an 
fich, fondern nur einem zu großen Betrage derfelben. Finanzpolitiſch gefährlich 
ſoll die Schatzſcheinſchuld fein, weil die allgemeinere Verweigerung ber Brolongatton 
den Staat zur Zablungsfurpenfion nöthigen würde. Aber ein vielfach wirkſames 
Mittel ftebt dem Staate, mie einer Banf, in ter Erhöhung der Zinsfußes zu 
Gebote. Sodann muß diefe Schuld eben requlirt werben, wie eine Banf ihr Depo- 
fitenaeichäft reaelt. Der Staat hat die Zeichen ber Zeit auf tem Gelpmarfte zu 
beritdfichtigen und demnach je nachdem auch den Betrag im Voraus einzufchränfen. Fin 
baarer Betriehefond muß ala Grundlage für die Schatzſcheinausgabe dienen. Fine 
Geſchäftsverbindung mit einer Banf kann zu dieſem Behufe am Plate fein. Aus 
finanzpolitiſchen und volfemwirthichaftlihen Gründen ift durch ein Geſetz für jedes 
Jahr der Marimalbetrag der Schatfcheine zu beſtimmen. ine unvarteiiſche Er— 
wägung insbefondere auch bes Einfluſſes der Schatzſcheinſchuld auf ven Geldmarkt 
und bie Volfswirthichaft im Allgemeinen muß dem vorausgehen. Der Staat darf 
3. B. nicht zu viel Kapital der fonftigen Verwendung in der Diekontirung ent: 
ziehen, nicht im eine unerſprießliche Ronfurrenz mit den Depofitenbanfen treten. 
Die Gröfe des Staatshanshaltes, der Zuſtand ter Volkswirthſchaft, vie jeweilige 
Faxe des Gelpmarfts müſſen für vie Feſtſetzung bes Marimalbetrags und bie 
wirfliche Höhe des Schatiheinumlaufs maßgebend fein. 3) 


3) Principlell find die Schatzſcheine ven der ſpſtematiſchen Finanzwiſſenſchaft noch faum 
gewürdigt worden, weder von Malbua, Nebeniug, Rau, noch aud von Neueren, mie 
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Ueber das einlösbare Staatspapiergeld vgl. die Erörterung 
im Art. „Papiergeld“ in dieſem Staatswörtrbub, Br. VII, ©. 654 ff. Das 
eigentlihe umeinlösbare Papiergeld (ebendaf. ©. 662 ff.) würde eine befon- 
dere Kategorie des Staatsſchuldweſens bilden. Es gehört zu den Zwangsanlehen 
(f. m. Lit. C.) e 

Die für längere Perioven aufgenommenen Schulden bilden nothwendig 
das Gros der Staatsſchuld. Es find die eigentlichen fogenannten Anlehben. Der 
Name funrirte Schulden, welcher allervings bei einzelnen Theoretifern und 
in einzelnen Staatshauähalten mitunter eine andere etwas engere Bebeutung bat, 
lann paflend auf diefe Schulden alle ausgebehnt werben. 

Bei den zurückzuzahlenden Schulden übernimmt der Staat im 
Gegenfag zu den Rentenfhulden eine beftimmte Berpflidtung, in 
feftgefetster Weile eine Tilgung vorzunehmen. Der Gläubiger hat ein bem ent- 
ſprechendes Recht auf Tilgung. Der Sinn jener Berpflihtung des Staats kann 
ein verfchievener fein. Entweder foll der Staat niht mehr und nicht weniger 
tbun, als in Betreff der Tilgung verabrebet worden ift, er muß alfo den Tilgungs— 
Yan genau innehalten; ober jene Berpflihtung will dem Staate nur ein 
Minimum von Rüdzablungsleiftungen vorſchreiben, ein beſonders in ſchlecht 
affrebitirten Staaten praftifcher Fall, mo der Staat dann wohl mehr thun 
darf, ala er zugefagt bat, d. h. wo die Schuld aud außerhalb des Tilgungs- 
plans in ftärferem Make gekündigt und zurüdgezablt werten darf; ober endlich, 
jene Verpflichtung ſchließt die Zufage in ih, Höhftens in dem feftgefeuten 
Umfange tilgen zu wollen, — ein bei gut affrebitirten Staaten praftifher Fall, 
was dann mohl im Schulpfontraft befonders ausgebrüdt fein muß. Die Gläubiger 
fuchen ſich durch eine ſolche Klauſel gegen eine baldige Zinsrebuftion over eventuelle 
Koritalsrüczablung zu fichern. Gin befonderes Kündigungsreht außerhalb bes 
Tilgungsplans hat der Gläubiger hei dieſen zurückzuzahlenden Schulven nicht. 

Diefe Schulden in ihrer heutigen Form bilten ten Uebergang von ber 
früheren beiberfeits beliebig fünbbaren ober auf Ffürzere Zeit mit beftimmten 
Fälligfeitsterminen aufgenommenen Schuld zur Rentenſchuld. Noch bis tief in das 
18. Jahrhundert, in einigen Staaten bis in den Anfang biefes Jahrhunderts 
hinein, wurben viele Affentlihe Schulden ganz in der Weife der Privatfchulvden 
mit beiverfeitigem Kündigungsrecht fontrabirt, während dies jet nur noch mit 
ben relativ Meinen Petränen ver ſchwebenden Schulden gefchieht. Der Natur und 
ben Bebürfniffen tes Staatshaushaltes widerfprab eine foldhe Einrichtung der 
Staatsſchuld. Nothwendig entwidelte fib das Streben, tem Staate allein ein 
Küntiqungsrecht zu wahren und ihm ein Minimum von Pflichten in Betreff ver 
Rüdzahlung des Kapitals aufzulegen. Dem Gläubiger wurde das Kündigungsrecht 
zuerſt beſchränkt, dann völlig entzogen. Nun bilveten fich die verfchtedenen Formen 
der zurüdzuzahlenden fundirten Schulden aus. Der innere Grund hierfür lag eben 
in dem oben dargeftellten vollswirthſchaftlichen Weſen des Staatsfrebitd. Die Ent: 
widlung eutfpradb aber aud wegen der veränberten Wirthſchaftsverhältniſſe dem 
Interefle der Staatsgläubiger. Der großartige Auffhwung der Volkswirthſchaft 
und des Wohlftands bat allein ein Staatefhuldenweien im heutigen Umfange 
möglih gemaht, aber zugleih auch eine große Klaſſe von Berfonen geſchaffen, 


Diesel, Umpfenbach. Mehr geſchieht dies fchon von Stein Finanzwiſſenſchaft. Lvz. 1860 
6. 495). Einaebend ift diefe Schufdaattung in meiner „Ordnung des öflerr, Staatshausbalted*, 
S. 76-92 beſprochen worden. 
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welche aus ihrem Kapital mittelft Anlage in der Staatsſchuld blos eine bleibende 
Rente ziehen wollen. Diefe Perfonen bebürfen der Kapitalsrüdzahlung meiftens 
nit und wünſchen fie deshalb nicht einmal. Durh die Einführung einfacherer 
Formen der Uebertragbarfeit der Schulddokumente warb dem beftehen bleibenden 
Bedürfniß, das Schuldfapital eventuell visponibel mahen zufönnen, wirk- 
fam abgeholfen (Inhaberpapier). 

Die weitere Tendenz in ber Entwidlung ber Staatsfhuldformen war und 
ift dann offenbar, dem Staate die Tilgungspfliht mehr und mehr abzunehmen 
oder den betreffenden Anfpruc des Gläubiger zu befchränten. Diefe Entwidlung 
führte innerhalb des Syſtems ver zurückzuzahlenden Schulden felbft mit innerer 
Nothwendigkeit zur allmäligen Einfhränkung, ſchließlich zur Befeitigung der Tilgungs⸗ 
pfliht des Staats; von Schulden, welche in kurzen Terminen nad ftarten Jahres- 
quoten zu tilgen waren, zu immer längeren Tilgungsperioven und fleineren jähr« 
lichen Tilgungsquoten; vom ftrengen Tilgungsfondfyftem zum Syſtem ber: freieren 
Tilgung, zur Tilgung blos gewifler einzelner Anlehen, endlich zur Tilgung mittelft 
blos zufälliger, nicht burd eine zum Behufe der Tilgung ergriffene Steuer- 
maßregel bewirfter Einnahmeüberfhäffe. In biefem Stadium (England) ift die 
Tilgung eigentlih reell im Princip aufgegeben, was alddann auch formell durch 
den Uebergang zur Rentenfhuld anerkannt ward. Diefer Entwidlungsgang läßt 
fi wenigftens in großen Zügen auch hiſtoriſch im europäiſchen Staatenſyſtem 
verfolgen. Der Proceß bat fih noch nicht vollftändig vollzogen. Diele Mittel- und 
Kleinftaaten, insbefondere Deutfhlands, unter den Grofftaaten Preußen, halten 
noch an ber Form der zurüdzuzahlenden Schuld feft, Staaten in ſchlechter Finanz- 
lage können ſich wie alle ſchlechten Schuloner dem Berfprehen ver Kapitalsrüd- 
zahlung noch nicht immer entziehen (Defterreich). Aber nad dem bisherigen Ber: 
lauf zu fchließen, darf man mohl annehmen, daß die funbirte Staatsihuld ber 
Zukunft faft ausfchlieglih in der Form der Rentenfhuld erſcheinen, die zurüd« 
zuzablende Schuld faft ganz verfhwinden und neben der Rentenfhuld nur ein 
gewiffer Betrag von Schagfheinen eriftiren wird. 

Die Bepürfniffe des modernen Staats und der modernen Bollswirthichaft 
brängen gleihmäßig auf dieſe Entwidlung bin. Die, wenn aud langfame, doch 
regelmäßige Tilgung der Staatsfhulden wurde früher von der Theorie allgemein 
empfohlen und von ber Praris vielfach vorgenommen, weil die Staatsſchuld für 
ein großes Uebel galt. Das erfehnte Ziel der Tilgung war immer die Abzahlung 
der Staatsſchuld, damit der Staat fchulvenfrei ſei. Aber die geläuterten An— 
fhauungen über das Staatsfhuldenweien führten nothwendig zur Einfiht, daß 
die Tilgung nicht principiell erforderlich fei. Im der Nichtrüdzablbarkeit der Staats- 
ſchuld bat man wohl das wahre Wefen und den großen Vorzug biefer Schuld 
vor der Privatſchuld gefunden (Diesel und Andere). Die fräher mitunter ein- 
feitig vom Staate nachträglich verfprodhene Ausdehnung der Tilgung auf die ge- 
fammte Staatsfhuld (allgemeine Tilgung in viefem Sinne) und die Vorliebe 
für den Tilgungsfond erklären fih nur aus dem Streben, allmälig die Schuld 
gänzlich zu tilgen. Ein wichtiges Beifpiel der allgemeinen Tilgung ift bie nad 
den franzöftfhen Kriegen freimillig erlaffene öfterreihifche Verordnung v. 22. Jan. 
1817 (f. den Art. „Defterreih” in Bd. VII, ©. 604). Die vollftändige Ab— 
zahlung der Schulden ift in ben nemeren Tilgungsſyſtemen faum mehr in Ausficht 
genommen. Die immer umfangreichere Benutzung des öffentlihen Kredits ließ diefen 
Standpunkt unpraktiſch erfheinen. Die Entwidlung der Volkswirthſchaft und 
fpeciell der Krebitwirthfhaft erforderte die Abzahlung auch nicht mehr. Allmälig 
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überzengte man ſich auch, daß bie Tilgung als Mittel, ven Staat wieder ſchulden⸗ 
frei zu machen, im Interefle des Staatshaushalts nicht geboten ſei. Die zurüdzu- 
zahlende Schuld bürbe fogar dem Staate eine Laſt auf, welder die Bortheile nicht 
entſprächen. Die fefte Tilgungspfliht Binde dem Staate peinlich die Hände und 
führe in dem nicht feltenen Falle, daß blos zum Zwed der Tilgung neue An- 
feihen aufgenommen werden müffen, zu einem ganz nutlofen Aufwande. Später 
wurde und zum Theil noch jest wird bie Tilgung dagegen aus einem anderen, 
unmittelbar praftifhen Grunde vertheibigt: fie foll als Mittel zur Stügung der 
Kurfe und zur befleren Unterbringung der Anleihen dienen. Nun ift zwar bei ber 
fündbaren Rentenfhuld eine Tilgung, wenn fie für erfprießlih gilt, auch nicht 
ausgef&hloffen und bie Tilgung mittelft Nüdfaufs fteht dem Staate felbft bei ber 
unfündbaren Rentenfhuld immer frei. Jedoch hat man die Form ber zurüdzuzah- 
{enden Schuld beizubehalten empfohlen, weil ein regelmäßiger Tilgungsplan einen 
heilfamen Zwang zur Tilgung in fi fchließe und bie ununterbrochene Regelmäßig: , 
feil der Tilgung auf die Kurſe gut einwirken werde. 

Für den Staat rebucirt fih Alles auf eine Verzinſungsfrage. Diejenige 
Schuldform verdient den Vorzug, welche dem Staate auf bie Länge das Kapital 
am Billigften verſchafft. Die Bertheidiger der zurldzuzahlenden Schuld behaupten 
dies von diefer Schuld. Aber mit Unrecht. In Staaten mit zerrüttetem öffentlichen 
Kredit und in Zeiten mit vormwaltender Baiffetendenz ber Kurfe werben zurüdzu- 
zahlende Schulden unter übrigens gleichen Umftänven beffere Kurfe erzielen, alfo 
dem Staate billiger zu ftehen fommen, wie Rentenfhulden. Denn die Bedingung 
der Rüdzahlung bietet hier eine gewiffe Garantie gegen das in folder Lage wahr- 
Iheinliche weitere Sinten der Kurſe. Wird ein Anlehen zu einem niebrigen No- 
minalzinsfuße unter Pari ausgegeben, fo löst fi bie Leiſtung des Staats für bie 
Rüdzahlung al Pari oder zu einem den Emiffionspreis überfteigenden Kurfe in 
eine Rente auf, welde zu dem gewöhnlichen Zinfe der Obligationen hinzuzu⸗ 
Ihlagen ift. Das Minus des reellen Zinfes von zurüdzuzahlenden gegen Renten- 
[dulden bildet eine Affefuranzprämie, welhe ver Gläubiger gegen das weitere 
Sinlen der Kurfe zahlt. Der Staat übernimmt dieſe „Kursverſicherung“ als Afie- 
hıratenr. Aber ob er dabei feine Rechnung dur Uebernahme ver Tilgungspflicht 
findet, ift keineswegs gewiß. Iene Prämie richtet fih nah den zur Zeit der An- 
leide beftehenden Ausfichten der Kursbewegung. Berfchlehtern ſich die Verhältniſſe, 
wie dies im folhen Zeiten fehr leicht möglich ift, fo fann die Rüdzahlungspflicht 
fehr läftig werben und ihr meift nur durch Aufnahme neuer, theurerer Schulden 
Genüge geſchehen, woraus eine abermalige Berfhlimmerung des Staatöfrevits 
beroorgehen wird. Waltet eine Hauffetendenz der Kurſe vor, fo fällt der relative 
Bortheil der zurüdzuzablenden Schulden fort und die Prämie, welche ver Gläubiger 
für das Berfprechen der Tilgung zahlen mag, mithin aud. Die Kurfe von Renten- 
ſchulden werden dann rafher und ftärker fteigen, mie biejenigen von zurüdzu- 
sahlenden. Denn legteren droht jegt vie bisher gewünfchte Tilgung, während 
eine Kündigung zum Zwed der Zinsreduftion bei den Rentenſchulden doch immer 
erft nach länger andanernder Hauffe zu erwarten ift. In der Regel wird der Staat 
beffer daran thun, aud in ungünftiger Zeit Rentenſchulden zu einem dem jewei- 
üigen reellen Zinsfuß möglichſt nahekommenden Nominalzinsfuß zu kontrahiren, 
* ihn der läſtigen Tilgungspflicht überheben und ihm die Zinsreduktion er- 

lichen. 

Gerade in ungünftiger Zeit ſchätzt man den Bortheil einer allmäligen, ſich 
über lange Jahre ziehenden Tilgung nicht immer hoch, weil ein raſch zu reali- 
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firender Gewinn dabei nicht in Ausficht fteht. Anders ift es mitunter, wo letzteres 
der Fall ift, 3. B. bei ftarken Rüdzahlungen in kurzen Terminen auf Anlehen, 
welche zu einem niedrigen Nominalzinsfuß bedeutend unter Pari begeben worden 
find. Aber faft mit Sicherheit fallen ſolche Tilgungen dem Staate fehr läftig und 
vertheueren ihm unermartet bie Schuld. Denn der Staaisfrebit geftattet feiner 
Natur nad; die rafche Tilgung des aufgenommenen Kapital® nit. Die ungänftigen 
Umftände ändern ſich nicht fo bald, e8 werben nur neue Anlehen zum Behufe der 
Tilgung aufgenommen werben müffen. Dadurch wird bie Finanzlage noch ſchwie— 
riger. Die Rüdzahlung al Pari nad dem Loofe in kurzen Terminen macht aus 
dem Anlehen eine Art Potterieanlehen mit gleihmäßiger Vertheilung der Prämien 
auf alle Nummern. Damit wird der Reiz bes Spiels befeitigt, eine Kursfteigerung 
darauf hin unmöglih. Staaten in ſchlechter Finanzlage, wie 3. B. Oeſterreich, 
haben ſich durch die zurüdzuzsahlenden Schulden und vollends durch Anlehen, wie 
3. B. das öfterreihifche Steueranlehen von 1861 (mit jährlicher 20-procentiger 
Tilgung!) eine unerträgliche Laſt aufgebürbet, welche eine ſelbſtändig mitwirfende 
Urſache zur immer weiteren Berfchlechterung ver Finanzen wird. Gerade Staaten 
in folder Lage brauden zur Durdführung ihres großartigen Reorganifations- 
proceſſes Schuldfapitalien, welche fie mindeftens eine längere Reihe von Jahren 
ruhig benugen fünnen. ine zwangsweife Tilgung währen biefer Zeit ftellt bie 
ganze Wirkung diefer Schulden wieder in Frage. 

Bon den zurüdzuzahlenden Schulden find diejenigen am nachtheiligften, bei 
welhen bie Tilgungspfliht des Staats am ftrengften gefaßt und die Tilgung 
am meiften auf kurze Zeit Toncentrirt if. Daher ift namentlih das ftrenge 
Zilgungsfondfpftem zu verwerfen. Das Princip eines folhen Fonds ift 
das folgende. Der Staat gründet eine Tilgungskaſſe, welde eine vom Fiskus ge 
trennte juriftifche PBerfon ift. Diefe Kaffe wird zum Beginn aus ber Staatskaſſe 
mit einem Kapital botirt und erhält aud wohl eine fortlaufende Jahresdotation, 
für immer over bis zu dem Zeitpunfte, in welchem die Einnahme ver Kafle eine 
gewiſſe Höhe erreicht hat. Indeſſen gehört biefe fortlaufende Dotation nicht zum 
Weſen des Tilgungsfonde. Vielmehr erwirbt der Fond nun durch Anfauf an 
der Börfe oder durch Einrufung nach dem Loofe Staatsobligationen, welde in 
fein rechtliches Eigenthum übergehen und fortwährend weiter verzinst werben, ale 
ob fie noh in Händen des Bublitums wären. Diefe Zinfen bieten dann das 
Mittel zum meiteren Obligationenantauf. Die Tilgung gebt mithin dann nad Zinfes- 
zinsfägen vor fich, fo daß nah den gewöhnlichen muthematifhen Regeln bie ganze 
Staatefhuld in einer nicht zu langen Reihe von Jahren getilgt fein müßte. 
Notoriih Hat dieſe verführerifche Ausfiht dem Syſtem überall am meiften zur 
Empfehlung gevient. Price, melder ven Vorſchlag zu dem englifchen sinking fund 
gemacht hat, konnte über die magiihe Wirkung des Zinfeszinfes nicht Staunen 
genug ausbrüden. Pitt bielt an dem Fond wie an einem fidheren Rettunge- 
mittel feft. Torys und Whigs waren barin einerlei Anfiht (For, Sheridan 
u. f. w.), ein Beweis der Allmacht wirthſchaftlicher Vorurtheile. Leider iſt dies 
der Standpunkt des Rechners, nicht des Volfswirtbs und Finanzmanns. Die 
Tilgung ging blos nad dem Mehanismus bes Tilgungsfonds vor fih, aber fie 
machte fi doc, wie man oft faft gemeint zu haben fheint, nicht von felbft. Die 
Mittel zur Tilgung oder zur ferneren Berzinfung der vom Tilgungsfond er- 
worbenen Obligationen waren ſtets durch Steuern aus der Volkswirthſchaft au 
ziehen, mit allen gewöhnlichen Folgen der Beftenerung. Ob die Tilgung wirth— 
ſchaftlich erfprießlich ſei oder nicht vielmehr das Fortbeftehen der Schuld den Bor- 
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jug verdiene, darum kümmerte man fi nit. Die feftgefegte Tilgung führte in 
bevrängter Zeit oft genug blos zur Aufnahme neuer, theurerer Schulden, um bie 
alten zu tilgen. Eine reelle Tilgung fand alſo hier doch gar nicht ftatt. In ſolcher 
Zeit jchadete der Tilgungsfond pofitiv, in günftiger Zeit war feine Thätigleit 
unnöthig. Troß aller gefeglichen Kautelen wurde das Syſtem denn aud regelmäßig 
tiefer feiner inneren Unhaltbarfeit wegen zuerft mobificirt, dann ſchließlich aufge- 
geben. Man ftellte zuerft etwa, ftatutenwidrig, die befondere Jahresdotation ein 
und beſchränkte ven Fond auf die Einnahmen aus ten Zinfen feiner Obligationen, 
Dann folgte die Feftjegung eines Marimalbetrags, welchen tiefe Zinfen erreichen 
durften, die Annullirung der übrigen Obligationen, die Herabfegung der Zinfen- 
einnahme. Darauf wurde ein Theil, fpäter fämmtlihe Einkünfte des Fonds zur 
Dedung anderer Staatsausgaben mit verwandt, der Fond alfo feinem urfprüng- 
ligen Zwed ganz entfremdet. Als bloße zwedlofe Rehnungsinftanz blieb er viel- 
liht noch eine Zeit lang beftehen, bis er endlich auch formell aufgehoben wurde. 

Das war im Wefentlihen der gleibmäßige Gang ver Dinge in drei Staaten 
von fo ganz verfchiedenen wirthſchaftlichen und politiichen Verhältniffen wie Groß— 
britannien (j. Bv. IV, ©. 490), Frankreich und Defterreih (j. Bv. VII, ©. 604, 
635). Man erkennt hieraus die Macht gleihartiger Finanznöthen und die relativ 
geringe Bedeutung der formalen Staatsverfafjung für die Aufrehthaltung folder 
Tilgungsmaßregeln. Der Pitt'f he Tilgungsfond vom Jahre 1786, das geſchicht- 
lich berühmtefte Beifpiel, erfuhr fhon beim Ausbruh und mehr nod im Berlauf 
der großen franzöfifhen Kriege ftatutenwidrige Befhränfungen und Wanplungen, 
blieb jedoch im Ganzen in einer den englifhen Finanzen ſchädlichen Thätigkeit bis 
zum Jahre 1819, wo feine Funktion in der Hauptſache eingeftellt wurde, bis im 
Jahre 1828 eine vollftändige Aufhebung erfolgte. Seitdem follten die zufälligen 
Ueberſchüſſe im Staatshanshalte zur Tilgung verwendet werden, befondere Finanz: 
maßregeln, folche Ueberſchüſſe zu erzielen, fielen aber bezeichnender Weile fort. 
Kst wird fogar nur der vierte Theil dieſer Ueberſchüſſe zur Tilgung benugt 
i. 3. 1864 560,000 Pf. St.). Die franzöfifhe Tilgungskaſſe von 1816 verlor 
einen Theil ihrer Einnahmen durch Annullirung erworbener Renten bereits in 
ven Jahren 1825 und 1832, feit dem Jahre 1842 wurde ein weiterer Theil 
ihres Ginfommens für andere Staatsausgaben mit verwendet, im Jahre 1848 bie 
Ulgung gänzlich eingeftellt, obwohl vie Kafje formell beftehen blieb. Vom Jahre 
1859 an follte nach Art. 21 des Finanzgeſetzes von 1858 die Tilgung theilweife 
wieter beginnen, aber in Folge des Kriegs blieb es bei der guten Abſicht und 
der Art. 3 des Gefeges v. 5. Mai 1860 fuspendirte die Thätigfeit der Tilgungs- 
tafle zur Erleichterung der Zollreformen abermals. Die Aufhebung der Kafle 
unterbleibt im faiferlihen Frankreich vermuthlih, um gewiſſe Borurtheile zu ſchonen. 
Ueber den ganz anologen Berlauf in Defterreih ſ. die oben angeführte Stelle. 
Ob und wie weit die einfeitige Beſchränkung und Aufhebung folder allgemeiner 
Staatsſchuldentilgungsfonds das Interefje der Gläubiger wirklich verlegt, alfo rechts- 
widrig ift, darüber läßt fich fein allgemeiner Sag aufftellen. Es kommt auf ven 
Vortiaut der betreffenden früheren Gefege und Erlafje an. Wenn vie Gläubiger 
thatfählih nicht immer empfindlich gelitten haben, fo erflärt fi dies aus dem 
Umftande, daß unter den obmwaltenden Verhältniſſen, bei einer ſtarken Schuldver- 
mehrung, meiftens andere Yaltoren den Kurs ber Papiere beherrfchten. (Bol. 
Bagner, Ordnung d. öfter. Staatshaush. S. 106— 111.) 

Für einzelne Anleihen hat man mitunter fontraftlih einen Specialtilgunge- 
jend eingerichtet, indem neben einer Jahrespotation zur Tilgung, wie z. B. 1%, 
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bes Unleihebetrags, auch die Zinfen der eingelösten Dligationen noch zur Tilgung 
verwendet werben (deutſche Staaten, Defterreih). Meiftens ging man aud bei 
einzelnen Unleihen zu einer gleihmäßigen procentweifen Tilgung 
über: der Staat verſprach, eine gleihe Quote des urjprünglihen Betrags ber 
Anleihe jährlih zu tilgen. Immer mehr ſucht man dabei vie Tilgung auf eine 
lange Reihe von Jahren zu vertheilen, alfo Kleine Tilgungsquoten zu ftipuliren 
(1, feibft 1/2 %,). Mitunter wird auch eine gleihe Summe, z. B. 1%/, des ur- 
ſprünglichen Betrags, zur Tilgung verwendet, was dann eine allmälig etwas ftei- 
gende Tilgung involvirt. Anleihen mit ftarfen Tilgungsquoten und kurzen Rüd- 
zahlungsterminen werben gegenwärtig wohl allgemein verurtheilt und auch laum 
dur die Noth des Augenblids entſchuldigt. 

Die Tilgung gefhieht dann entweder durch Kündigung und Rüd- 
zahblung der ausgelosten Obligationen al Pari ober burd 
Rückkauf der Papiere an ver Börfe nah dem Kurs. Erftere Form ift die 
ältere und gilt als die folivere. Preußen und mande deutſchen Staaten halten an 
ihr feft. Sie hat aber einen entſchiedenen wirtbfchaftlihen Mangel im Vergleich 
mit dem Börſenrückkauf, beffentwegen legterer doch wohl ven Vorzug verbient. 
An der Börfe werben diejenigen Papiere getilgt, welche die Befiger zu realifirem 
wünfhen. Der Gläubiger erhält alfo bier fein Kapital feinem wirthſchaftlichen 
Bedürfniß gemäß grade in dem Augenblid, wo er es braudt, zurüd. Bei ber 
Auslofung dagegen empfängt ber Kapitalift fehr oft fein Kapital wider feinen 
Wunſch zu ungelegener Zeit und verwendet es häufig nur zu abermaligem Ans- 
fauf von Obligationen. Bekannt find die Störungen, Unbequemlichkeiten, Berlufte, 
welche durch vie Berlofung, 3. B. in Folge von Meberfehen, verurfadht werben. 
Billige Berüdfihtigung des Interefjes der Staatsgläubiger, wenn eine ausgeloste 
Dbligation längere Zeit nicht zur Nüdzahlung präfentirt wird, ift durchaus zu 
empfehlen. Da der Rückkauf ein freiwilliges Geſchäft ift, fo läßt fi gegen einen 
etwaigen Gewinn des Staats dabei nichts fagen. Der Vorbehalt des Kündigungs- 
rechts bleibt aber auf Alle Fälle zwedmäßig, um die Obligationen nicht über Pari 
einlöfen zu müfjen. 

Eine befondere Art der zurädzuzahlenden Schulven find die Totteriean- 
leben. Das Kapital pflegt bier al Pari zurüdgezahlt zu werben, die Zinjen 
vertheilen fich dagegen ganz ober theilweife in Form von Prämien unter die Obli- 
gationen nach dem Looſe. Formel unverzinsliche Anleihen heißen diejenigen, 
bei welden der ganze Zinsbetrag als Prämie vertheilt wird, die ältere und 
verbreitetere Art der Lotterieanlehen; verzimsliche dagegen heißen biejenigen, 
welche neben den Prämien einen gemöhnlihen laufenden Zins tragen. Die legtere 
Form ift neuerdings vorzugsweife in Defterreih üblich geworten, um größere 
Summen aufzubringen. Denn der Kapitalift wird gegen die unfihere Hoffnung 
eines dermaleinftigen größeren Gewinns in der Regel doch nur auf ein feines 
Kapital die laufenden Zinfen einbüßen wollen. Die Lotterieanlehen find grund- 
fäglih durdaus verwerflid, ihre große neuere Verbreitung gehört zu den traurigften 
wirthſchaftlichen Erſcheinungen der Zeit. Ethiſche, volkswirthſchaftliche, felbft finanz- 
politiſche Gründe fprechen gegen dieſe Anleiheform. Wie alles Yotteriewelen ift fie 
eine unfittlihe und nadhtheilige Spekulation auf den Aberglauben, den Leichtſinn, 
die Arbeitsſcheu, die Unmwirthichaftlichkeit der Bevölkerung. In Kleinen Abſchnitten 
ausgegeben (es giebt ihrer zu 4 Thl., die Ansbadh-Gunzenhäufer!), untrennbar 
verbunden mit dem heillofen Promefjenfpiel, weldyes den Verkehr in viefen Effelten 
auch dem Unbemittelteren ermöglicht, wirken die Lotterieanlehen auf gewiſſe Bolls- 
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Haflen fo ungünftig, wie das Zahlenlotto auf andere. Die Sparluft wird im Keim 
erftict, die Leute begnügen fich nicht mit der einfachen Berzinfung des Kapitale, 
ver Gefhmad am reinen Rentenpapier verfhwinvdet. Das volkswirthſchaftliche 
Kapital vermehrt fih nicht jo raſch, dem durch Spielleivenfhaft verwöhnten 
Publilum müffen immer neue Meizmittel geboten werben, um es zur Betheiligung 
an Anlehen zu vermögen. Allerdings ftellen ſich im Zeitpunkt ver Ausgabe Lotterie- 
anleben für den Staat oft nicht unbedeutend billiger, wie Rentenſchulden oder 
wrüdzuzahlende Schulden mit langen Tilgungsperiovden. Uber daran ift zum Theil 
nur der künſtlich großgezogene Spielgeift Schuld, dem Publitum wird für bie 
Befriedigung feiner Spieluft eine hohe Steuer abgenommen. Der vom Staate 
auf Koften der Spieler gemachte Gewinn ift oft gemug ein volkswirthſchaftlicher 
Berluft, weldyer ſich ſchließlich auch wieder in financielle Nachtheile auflöst. Ferner 
bindet fih der Staat durch den Lotterieplan die Hände noch fefter, wie durch ven 
gewöhnlihen Tilgungsplan. Die Tilgung und Prämienzahlung in ungünftiger 
Zeit, die ungleiche Bertheilung der Prämien auf die einzelnen Finanzjahre, die 
gehäufte Zahlung im einzelnen furzen Perioden, z. B. zu Anfang oder gegen das 
Ende der Tilgungsperiode, ftört die Orbnung des Staatshaushalts oft empfindlich 
md verurfacht große Opfer. Endlich hindert der Lotterieplan den Staat auch an 
einer Zinsreduftion in günftiger Zeit. Die zu einem hohen reellen Zinsfuß in 
Perioden großer Finanznoth aufgenommenen Anleihen müſſen daher beftändig 
gleih body, verzinst werden, aud wenn ber Zinsfuß des Staats längft wieder 
ein ganz normaler if. Dadurch wird oft genug der Heine Bortheil, zeitweilig 
Kapital zu einem etwas niedrigeren Zinsfuß geliehen zu erhalten, im Vergleich 
mit anderen Anlehen völlig aufgewogen werben. Die Lotterieanlehen haben daher 
in verftärttem Maße Alles gegen fih, was gegen zurüdzuzahlende Schulden einzu- 
menten if. 

Zeit- und Leibrenten endli waren früher, im 18., zum Theil nod 
im Anfang dieſes Jahrhunderts, befonders im englifhen und franzöfiihen Staats- 
hanshalte, nicht ganz feltene Formen der Schulvenaufnahme. Gegenwärtig fommen 
fe außer in England wenig mehr vor, in den meiften Staatshaushalten find fie 
ganz unbelannt. In England wurten befonders Zeitrenten (auf 60 Jahre und 
darüber mitunter) bei der Kontrahirung der großen Kriegsanlehen als Ausgleihung 
und Prämie mit hinzu gegeben. Diefe Renten theilen vom volkswirthſchaftlichen 
und financtellen Gefihtspuntte aus die Mängel ver zurüdzuzahlenden Schulden, 
geftatten feine Zinsrebultion und führen den Staat unpajjend in einen fremd» 
artigen Gejchäftsfreis hinein. Auch ift die Form der Kapitalrüdzahlung in Zeit 
und Leibrenten vollöwirthichaftlid und privatwirthfchaftlih betrachtet nicht eben 
empfehlensmerth, weil fie leiht zum rein fonfumtiven Berbraud des Kapitals 
führt. Eine Frage nicht des Staatsfchuldenwefens, fondern der Arbeiterpolitif ift 
ed, ob der Staat, wie neuerdings in England verfudht wird, das Lebensver- 
fiherungswefen für gewiffe Vollsklaſſen in feine Hand nehmen fol. 

Die Rentenfhuld halten wir nah den im Borgehenden entwidelten 
Gründen für die vorzüglichere Staatsfhuldform. Sie allein entſpricht dem Be— 
dürfniß des modernen entwidelten Staats und der modernen Volkswirthſchaſt voll- 
Räntig. Sie wird bier auch erft möglih, weil die wirthfhaftlihen Bedingungen 
für fie gegeben find und die zu ihrer Durchführung erforberligen politiſchen und 
schtlihen Bedingungen erfüllt werden können. Der Krebit der Rentenſchuld beruht 
allein auf dem unerfhütterliden Vertrauen auf vie ftete, regelmäßige, pünktliche 
anderlürzte Zinszahlung, während der Kredit der anderen Schuldarten immer 
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noch duch befondere Mittel daneben gehoben werben fol, wie die Rüdzahlung 
des Kapitals, die Spielgewinnftdhance, mitunter aud die Pfandbeftellung. Jenes 
Bertrauen wird im Rechtsſtaate mit ftrenger verfaflungsmäßiger, durch unab- 
bängige Organe ausgeübter Finanztontrole am vollftändigften vorhanden fein. Die 
Bedeutung der politiihen Staateverfaffung für das Staatsſchuldenweſen drückt ſich 
darin aus. Namentlih muß die Ueberzeugung beftehen fünnen, daß der Staat ale 
Staatögewalt nit unter irgend welchen Titeln und VBorwänden dem Staate ale 
Schuloner eine theilweife Abwälzung der Zinszahlungsverpflihtung ermögliche. 
Die Zinfen müfjen vor Allem jevem rechtmäßigen Bewerber oder Befiger des 
Schuldtitels und immer pünktlich am Fälligkeitstermin, in ter ftipulirten Währung, 
alfo meiftens in der gefeglihen Münze und ohne jeven Abzug unter biefem ober 
jenem Titel, ausbezahlt werden. Alfo feine Moratorien, kein uneinlösbares Zwaugs— 
furspapiergeld, keine gejegwitrige Münzverfchledterung , keine Berehnung des 
Werths der Geldſchulden nad dem Nennwerth der Münze, keine Couponfteuern 
oder Kouponftempel oder wenigftens im legteren Fall Erſatz folder Abzüge an 
biejenigen, welche die betreffende Abgabe als Einkommenfteuer nicht zu entrichten 
hätten (3. B. Ausländer, Perfonen mit einem Meinen Einfommen, — England, 
im Gegenſatz dazu Oeſterreich)! 

Die Rentenfhuld kann eine unkündbare und eine kündbare fein. 
Bei der erften wird in Wahrheit eine immermwährende oder ewige Rente 
fonftituirt, die Unfegung ver Rente als Zinsfußprocent für ein Nominalfhuld- 
fapital iſt hier nicht nur nicht nothwendig, jondern eigentlich folgewibrig. Die 
ewige Rente ijt grundfägli ftatt der fünpbaren Reute empfohlen und als vie 
eigentliche legte Konfequenz der Entwidlung der Staatsfhuldformen bezeichnet 
worden. Unferer Anficht nach verdient invefien die kündbare Rente den Borzug. 
Man glaubte, tie Oarantie der Unfünvbarkeit werde dem Staate zu Gute fommen, 
indem der Gläubiger für diefe Garantie ein Prämie in Form eines reellen Zins- 
minus zahlen werde. Dieſes Zinsminus werde oftmals financiel mehr Werth 
haben, wie die Chance der Zinsreduftion bei der kündbaren Rente. Allein dies 
wird fchwerlid der Fall fein. Die Garantie der Unkündbarkeit hat für den 
Gläubiger praftiihen Werth eigentlich nur, wenn die Kurfe hoch ftehen und eine 
Kündigung zum Zwed ver Zinsreduftion zu befürchten ift. Im folder Zeitlage 
findet der Staat aber überhaupt willig und billig Krevit, wenn er ihn braudt, 
was in größerem Umfange dann gerade felten fein wire. Die Unkündbarkeit ift 
dagegen praftifh werthlos in ungünftiger Zeit, wo der Staat viele Schulden 
mahen muß und der Kredit theuer ift. Ie fchlimmer vie Zeiten find, defto weniger 
wird der Kapitalift auf lange hinausfehen und einen fpäteren Vortheil, wie die 
Unfünpbarfeit, ſchätzen. Deshalb wird der Gläubiger unter folhen Umftänden für 
ewige Renten au nit mehr wie für fünbbare zahlen. Der Staat würde fid 
vermuthlich feines fpäter fehr werthvollen Kündigungsrehts um einen ſehr geringen 
Preis begeben. 

Für die kündbare Rentenſchuld kann entweder blos eine Beſcheinigung über 
eine Renteninffription im großen Bud der Staatsfhuld, d. h. alfo eine Be- 
fheinigung über das Recht zum Bezug des und des Betrages Jahresvente ausge— 
ſtellt (Frankreich, England) oder eine einfach verzinslihe Obligation mit ben 
gewöhnlichen Coupons, ohne daß ter Staat eine Tilgungspflicht übernimmt, 
ausgegeben werben (Deutſchland). Dies bedingt einen rein formellen Unterſchied, 
welder das Rechtsverhältnißg nicht berührt. Man wird die übliche Form wählen. 
In Deutfhland und Defterreih ift die Obligation einmal eingebürgert. Die 
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öfterreichifhe Nationalanleihe ift fo gut eine Rentenſchuld, wie es die”"eng- 
liſchen Konfols und die franzöfifhe Rente find. Die kündbare Rente ohne Obli- 
gation wird in Zinsprocenten von einem Nominalfapital ausgebrüdt, indem ver 
Staat fih zu diefem Nennwerth der Schuld als dem Pari ein Künbigungsredt 
vorbehält. Dies ift unferer Meinung nad der Grund, warum aud) die franzöftfche 
Rente als Zinsprocent eines Schulvfapitals erfheint. Wird die Rente nicht in 
diefer Form ftipulirt, fo ift eine Zinsreduftion und ihre rechtliche Vorausſetzung, 
eine Kündigung des Kapitals, weder rechtlich noch faktiſch möglich. Denn dann 
Heißt dem Staate nur, wie bei der immerwährenden unfünbbaren Rente, der Rüd- 
lauf an der Börfe nach dem Kurfe offen, wobei fi eine Zinsrebuftion von felbft 
verbietet: neue Schulden würde man nur zu dem Kurfe oder Zinfe der alten 
Schulden aufnehmen können. Wiederholt war in Frankreich von einer Zins— 
reduftion der Rente unter der Reftauration und der Iulimonardie die Rede und 
nad dem Staatsſtreich ift diefelbe unter Napoleon III. befanntlid vorgenommen 
worden. Manche Gründe fprehen dagegen, aber faum Rechtsgründe. Der Borbe- 
halt des Kündigungsrechts empfichlt fi eben wegen der Zinsreduktion. Die lettere 
if, wenn der Staat die Rüdzahlung des Kapitals anbietet, rechtlich unangreifbar 
und darf finanz-politifch und vollswirthſchaftlich durchaus gebilligt werben (f. u. E.) 
B. Der Unterfchied zwifhen verfiherten und niht verfiderten 
Anlehen oder Schulden bezieht fih auf die Garantieen, welde dem Gläu— 
biger zur Sicherung feiner Forderung gegeben werben; er hat eine gefchicht- 
liche und ftaatsrechtlihe Bedeutung, diefe aber mit der Entwidlung des eigent- 
Iihen Staatsbegrifjs in der Gegenwart ziemlich eingebüßt. Nicht verficyerte 
Schulden find foldye, weldye der Staat auf feinen Perfonalfrebit, verficherte folche, 
melhe er auf feinen Realfredit aufnimmt, denn man kann dieſe Unterfcheidung 
wiſchen Perfonal- und Realkredit paffend auf ven Staat anwenden. In einer 
Zeit, wo der Staatäbegriff als folder no faum vorhanden war, wo daher das 
ganze Finanzweſen nod) einen mehr privatrehtlichen Charakter hatte, eine principielle 
Scheidung zwiſchen dem Staatsvermögen und dem Regenten nod nicht erfolgt, 
wo außerdem bei den mangelhaften Rechtsverhältniffen der Zeit eine Forderung 
gegen den Inhaber der Staatsgewalt ſchwer geltend zu machen war, war es das 
natürliche Beftreben ver Staatögläubiger, reelle Sicherheiten für ihre Forderung 
und für die regelmäßige Berzinfung zu erhalten. Daher denn die Anlehen, melde 
auf gewiffe Domänen, Berg. und Hüttenwerfe, auf die Einkünfte aus gewiffen 
Steuern, 3. B. auf die Zölle ficher geftellt, v. h. hypothecirt waren. Entweder 
wurde eine Generalhypothek auf vie Domänen, biefe oder jene Gefälle 
im Allgemeinen eingeräumt, woraus dann freilich thatfächlih nur eine geringe 
Siäerheit des Gläubigers hervorging, oder der Staat beftellte ſegar eine Spe- 
cialhypothek, indem z.B. ein beftimmtes Landgut privatrechtlich dem Gläubiger 
verpfändet wurde, ober ein beftimmtes einzelnes Gefälle, auch wohl beftimmte 
bewegliche Güter des Staats, z. B. Kupfer- und Quedfilbervorräthe, worauf 
Defterreih in Amfterdam und Genua noch am Ende des vorigen Jahrhunderts 
mehrmals Anlehen kontrahirte. Der Umfang ber Rechte des Gläubigers ergab ſich 
aus dem Kontra. Dean ging mitunter fo weit, dem Gläubiger ganz dasfelbe 
Reht dem Staate gegenüber zu verbürgen, wie e8 der hypothekariſche Privat- 
gläubiger dem Pfandſchuldner gegenüber hatte. Der Gläubiger fonnte daher gericht- 
‚ud 5.8. auf Subhaftation des Pfands antragen, im Falle die zugefagte Ver— 
Sinfung und Kapitalrüdzahlung ftodte. Aber freilich war mit allen folden formellen 
Rechten oft gegen die Regierung, welche Schuldner und Exekutor in einer Perjon 
Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. X 3 
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war, nicht viel auszurichten. Daher denn, in noch früherer Zeit zumal, die Ein— 
räumung der Verwaltung und ſelbſt des Nießbrauchs von gewiſſen Domänen, 
auch wohl die Ueberlaſſung einer Zollſtätte oder Erhebung einer Steuer an den 
Gläubiger gegen das gemadhte Darlehen, um fi jelbft für Zins und Kapital 
bezahlt zu machen. 

Je mehr fich die moderne Staatsidee und mit ihr ein georbneter Staats- 
haushalt entwidelte und bie juriftifche Perfönlichkeit des Staats hervortrat und 
vom Inhaber der Staatsgewalt getrennt ward, defto mehr famen dieſe verficyerten 
Anleihen außer Gebrauch. Der Gläubiger bedurfte ihrer bei der Verbefferung der 
Rechtsverhältniffe und der immer umfangreiheren Benugung des Staatskredits, 
welche das Interefie des Staats und feiner Gläubiger mehr und mehr identifi- 
cirte, nicht mehr, und die Ordnung des Staatshaushaltes war ſchlechterdings mit 
ben dinglichen Rechten des Staats nicht vereinbar. Ueber die Weiterentwidlung 
j. unten ven ftaatsrechtlihen Abjchnitt, III. 

In Staaten mit fehr zerrättetem Kredite und in fehr ungünftigen Perioden 
find verfiherte Anlehen allerdings bis in die neuefte Zeit, ziemlich zahlreih und 
felbft ganz in ben früheren privatrechtlichen Formen, 3. B. mit Specialhypothef- 
beftellung, nod in den großen franzöfifchen Kriegen im Anfang diefes Jahrhun- 
derts vorgefommen (Anlehen auf Baummolle Seitens der füdftaatlihen Konföde— 
ration). Hier heißt es meiftens, Noth kennt fein Gebot, vie Theorie hat hier gut 
ratben. So lange wie möglid follte man die verfiherten Anleihen vermeiden. 
Faſt immer find fie gleichzeitig zurüdzuzahlende Schulden, alfo aud wegen dieſes 
Umftandes verwerflid. Der Staat foll lieber feinen Perſonalkredit ausbeuten und 
eine Zeit lang hohe Zinfen zahlen. Nimmt er die Schulden zu einem dem reellen 
entjprehenden Nominalzinsfuß auf, fo hat er die Ausficht, in günftiger Zeit den 
Zins zu rebuciren und ift doch nicht zu einer läftigen Tilgung verpflichtet. Ver— 
pfändbare Objekte müßten immer bis zum äußerften Nothfall aufgehoben bleiben 
und das Borhandenfein eines folhen Nothfalls möglihft fpät anerfannt werben. 

Eine nur den heutigen Berhältnifjen angepaßte Form der verficherten Schulden 
ift die Pfanpbriefausgabe auf Domänen, die wiederholt z. B. in Defter- 
reich neuerdings beabfihtigt wurde und jegt leider ausgeführt zu werben fcheint, 
um dem eigenen Krebite felbft das jchlimmfte Zeugniß auszuftelen. Aehnliche 
Operationen beginnt Defterreih’s Rival, Italien. 

Im Grunde genommen gehören zu den verficherten Schulden übrigens aud) 
einige Schuldarten, bei melden dies Sachverhältniß nicht fo deutlich hervortritt 
und zum Theil die Einräumung einer folden fpeciellen Sicherung nicht einmal 
bie Bedingung für die Gewährung des Anlehens if. Wo z. B. eine von ber 
übrigen Staatsjchuld getrennte Eiſenbahnſchuldenkaſſe befteht, weldhyer die Einnahmen 
ber Bahnen prioritätifch haften, da find die betreffenden Eiſenbahnſchulden eigent- 
ich zugleih Prioritätsobligationen der Bahnen. Ein foldes Verhältniß ift für bie 
Schulden, mit welden privatwirtbichaftlihe Kapitalanlagen hergeftellt find, ganz 
paffend. ine ähnlihe Sachlage beftcht für die von der Staatsfhuld getrennte 
Grundentlaſtungsſchuld, welcher gewife Steuereinnahmen oder Orundabgaben haften, 
mag fie ftaatsrechtlich zur Staatefhuld gehören (Baiern) oder ald befondere Provin- 
zialſchuld (Defterreih) kontrahirt fein. Selbſt die vollftändige Einräumung ber 
Berwaltung und fogar diejenige des Nießbrauchs an Staatögütern fommt als 
Sicherſtellung für Staatsjhulvden heute noh, wenn aud in etwas veränderter 
Form und in anderem Umfang vor. Die Ueberlafjung von Domänen an bie 
Öfterreichifche Nationalbank zur Verwaltung und eigenen Bezahltmahung aus dem 
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Grtrage und Beränßerungserlös (Bertr. v. 18. Oft. 1855) ift ein Beifpiel ver 
erften Art der Sicherftellung. Der fogenannte Berfauf oder richtiger die 99-jährige 
Berpahtung ver Eifenbahnen an Geſellſchaften ift nichts Anderes wie die alte 
Form der Schulpaufnahme gegen die Einräumung des Nutzungsrechts an einem 
Stantsgute (öfter. Staatsbahnen, Südbahnen, neuerdings ähnlich in Italien). 
Der ſchlechte Zuftand der Finanzen drüdt den Staat überall auf einen Stanb- 
puntt herab, welden befjer fituirte Staaten längft verlafjen haben. (Zufiherung 
eins prioritätifhen Anſpruchs an die Zolleinnahmen, Einräumung von Zollftätten 
in Merifo u. f. w.) 

Zu den verfiherten Schulden find auch die Schulden, welde gegen Bürg- 
Ihaftftellung aufgenommen werben, zu rechnen. Infoferne gehören theilweife 
vie früheren Kammerfchulden, mitunter auch Privatfhulden des Fürften und 
eigentlihe Staatsſchulden hierher, melde von den Ständen ober von einzelnen 
Perfonen, einzelnen Städten mit verbürgt wurden, foweit dieſe Schulden nicht 
eigentlich ſtändiſche oder ſtädtiſche Schulden wurden (in Defterreih z. B. bie 
Schulden des Wiener Stabtbanco, wofür die Stadt Wien mithaftete; die ftän- 
diſchen Aerarialſchulden, im Gegenfag zu den ſtändiſchen Domeſtikalſchulden, 
waren dagegen für Staatszwede aufgenommene eigene Schulden ber Stände). 
Solche Bürgjhaftsftellung ift heute antiquirt. Dagegen kommen noch Schulden 
vor, weldhe ein Staat unter Mitverbürgung eines anderen aufnimmt. Machtlofe 
oder Meinere oder Ärmere Staaten, wie z. B. Griechenland, die Türkei, Sarbinien 
(im Krimmfriege), haben öfters eine ſolche Verbürgung mächtigerer Staaten nadı- 
juhen müſſen (vie drei Schugmächte Griechenlands, die Weſtmächte, aber aud 
England gegenüber Defterreih in den Revolutionskriegen, Holland gegenüber Ruß— 
land nah 1813). Kleine Staaten gerathen dadurch leiht in eine empfindliche 
politiide Abhängigkeit und zahlen fo für die etwaige Zingerfparniß einen fehr 
hohen Preis. 

C. Die Zwangsanlehen find nicht in der Lehre vom Staatsfchulden- 
weien, fondern in der Lehre von der Befteuerung zu befprehen. Gefihtspunfte 
der Beftenerung müſſen für die Auflegung von Zwangsanlehen maßgebend fein. 
Das Moment der Freiwilligkeit der Uebertragung von gegenmärtigen Lei— 
ungen (Gütern) gegen das Verſprechen fünftiger Gegenleiftungen ift für das 
Kreditgejhäft ein wefentiiches, woran wir mit der Mehrzahl der Fachgenoſſen 
gegen Knies fefthalten?). Diefes Moment fehlt bei ven Zwangsanlehen, weshalb 
man biefe Anlehen von den eigentlihen oder freiwilligen durchaus unterſcheiden 
muß, wenn auch Analogieen zwifchen beiden beftehen. Die einmal aufgenommenen 
Zwangsanlehen gehören freilich zur Staatsſchuld, das ift aber für die Betrachtung 
diefer Anlehen von geringerer Wichtigkeit, während alles Gewicht darauf zu legen 
if, daß dieſe Anlehen in dem Augenblid ver Auflegung wefentlih Steuern einer 
befonderen Art find. Die Zwangsanlehen können wie vie Steuern in indirefte 
und direfte getheilt werden. Das freilich höchſt verwerflihe indirekte Zwangs— 
anleben ift die Ausgabe von uneinlösbarem Zwangsfurspapiergeld, ein Mittel 
der Gelpbefchaffung, welches nur die Sophiftit eines Geng als eine Form ber 
indirelten Steuer in Schuß nehmen konnte. Vgl. über das Papiergeld ven Artikel 
im Br. VI. ©. 662. Auch ſolches Papiergeld kann verzinslich oder unverzinslich 
kin. Im erfteren Fall wird es zu Gelddienſten nod weniger braudbar. Die 





4) Dal. Anies’ Aufl. in d. Tüb. Ziſchr. f. Staatwiſſ. B. 15 u. 16 und meinen Aufl. 
„Kredit“ in Mentzfch, Handwörterb, d. Vollaw.Lehre (Lpz. 1864) S. 191. 
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bireften Zwangsanlehen, welde dann in ber Regel verzinslich find, laſſen fich ven 
direften Steuern in allen wefentlihen Punkten vergleihen, abgefehen davon, daß 
fie verzinslih und eventuell auszahlbar find. Sie werden meiftens aud nad den 
gewöhnlichen Befteuerungegrundlagen repartirt. Solche Zwangsanlchen find prin- 
cipiell fo wenig zu verwerfen, wie hohe Steuern, wenn der Bedarf des Staats 
fie fordert. Es ift nur rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß fie ähnlid wie 
große Kriegsftenern auf richtigen Grundlagen gerecht vertheilt werben können, — 
um fo mehr, da der Staat, wie wir gefehen haben, nicht immer auf dem Wege 
ber freiwilligen Anlehen fi die nöthigen Mittel verfhaffen fann. In den Revo- 
Intionsfriegen famen mehrfah in Deutſchland Zwangsanlehen vor. Ungerecht und 
unpolitiſch find viefelben, wenn fie, gleihfam ale Strafe, einen einzelnen Landes— 
theil allein treffen, wie 3. B. das venetianifhe Anlehen von 30 Mill. fl. im 
3. 1859. Große Nationalanleihen, wie zum Theil vie öſterreichiſche von 1854, 
fönnte man moralifhe Zwangsanleihen nennen, 

D. Die Schulven find verzinslid oder unverzinslid. Die große Maſſe 
der Schulden, welche auf nur etwas längere Termine aufgenommen find, trägt 
nothwendig Zinfen, denn dieſe bilden ja den Preis der Kapitalnugung und damit 
faft immer vie Vorausfegung der Krebitgewährung. Früher kamen wohl öfters 
unverzinslihe Schulden vor, 3. B. von Städten an den Landesfürften, aber foldye 
Schulden hatten eben mehr den Charakter rüdzahlbarer Steuern, die Darleiher 
wurden dazu halb gezwungen oder fie erhielten auch vielfah den Zins in anderen 
Leiftungen bezahlt, 3. B. in Privilegien, Beftätigung alter angefochtener Privile- 
gien u. f. w. Die Entwidelung des Staats und des Staatsfhuldenwefens brachte 
natürlich aud bier Wandlungen. Jet find regelmäßig unverzinsiih nur gewiffe 
Arten ſchwebender Schulden, Ausgaberüdftänte, unbezahlte Rebnungen u. |. w., 
wo mitunter dem Beredtigten ein privatrechtlicher Anſpruch auf VBerzugszinfen zu- 
ftehen könnte. Den widhtigften Theil der umverzinslihen Staatsſchuld bildet das 
(ohne Zwangskurs umlaufende) Staatspapiergeld, weldes aber bekanntlich 
faft nur in Preußen, den deutſchen Staaten und in Holland vorfommt (f. den 
Art. Papiergeld in Bd. VII. ©. 653). 

E. Bon anderen Formpunften des Staatsfhuldenwefens betrifft der 
widhtigfte die Wahl des Nominalzinsfußes der Schulpverfhreibungen. Es 
handelt ſich fpeciell darum, die formellen Beringungen zu erfüllen, welde die 
Rentenfhuld für den Staat befonders nüglid werten laſſen. 

Schulden fünnen entweber zu dem Nominalzinsfuße, welder dem jeweiligen 
reellen Zinsfuße des Staats gleihlommt oder doch nur wenig davon abweicht, 
mithin genau al Pari oder faft al Pari, oder zu einem weſentlich niedrigeren 
Nominalzinsfuß und bedeutend unter Pari, oder envlid zu einem höhern Nomi- 
nalzinsfuß und über Pari abgefchloffen werden. Das erfte Syftem führt zu wech- 
felnden Nominalzinsfüßen je nad) dem Stande des Staatskredits und der Lage 
des Geldmarkts, bei den zwei anderen Syſtemen fann man möglider Weife einen 
beftimmten Pominalzinsfuß für alle Schulden beibehalten. Hier müſſen vorzugs- 
weife die beiden erften Syfteme geprüft werden. In der Praris ift das zweite 
Syſtem befonvers verbreitet, zum Theil allerdings nicht aus principiellen Grün— 
ben, fondern nur gewohnheitsmäßig, indem der zufällig einmal gewählte niedrige 
Zinsfuß, namentlich der landesübliche Nominalzinsfuß ftets, aud in ungünftigen 
Perioden, feftgehalten wurde. Man fann diefes Syſtem das der (nominell) niedrig 
verzinslihen und im Gegenfag dazu das erfte das der (nominell) hoch verzins« 
lihen Schulden nennen, da der Unterfchied praftifch meiftens darauf hinausfommt, 
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Die Theorie hat, ungeachtet der vielfachen Abweichungen der Praxis, das 
letztere Syſtem in der Regel auch principiell befürwortet. Nur einen namhaften 
theoretiſchen Vertreter hat das andere Syſtem neuerdings gefunden, den engliſchen 
Statiſtiler Newmarch, welcher die oft getadelte Form, unter welcher Pitt 
die großen engliſchen Anleihen in den erſten acht Jahren der Revolutionskriege 
aufgenommen hat, vertheidigt und auf Grund ſtatiſtiſcher Berechnungen zu dem 
Reſultate gelangt, daß die 30/, Konſols dem Staate ſchließlich erheblich billiger 
gelommen feien, als es mit 59/, Papieren der Fall gewefen wäre. Eine Reihe 
ven Gründen zu Gunften der niedrig verzinslihen Schulden ift durchaus unhalt- 
bar, ja zum Theil kindiſch. Man ſcheute fih z. B. durch Bewilligung eines hohen 
Nominalzinsfußes offen die Zinstare des Wuchergefeges zu übertreten. Man 
braucht gar nicht einmal mit H. 4. Zahariä anzunehmen, daß dieſes Geſetz 
auf den Staat als Schuloner feine Anwendung findet, jevenfalld wurbe es durch 
die unvermeiblihe Bewilligung eines die Zinstare überfteigenden reellen Zinsfußes 
gerade fo gut übertreten und zugleich rief der Staat Berlegungen des Anaftafiihen 
Gefeges hervor. Ferner ſcheute man fih aus Furcht vor dem äußeren Anſchein, 
offen einen höhern als ven üblihen Zinsfuß feftzufegen, ein ſchwächlicher Eitel- 
kitsgrund, ber faum in Frankreih Bedeutung haben möchte. Mehr Gewicht hat 
die Rüdficht auf die Gleihförmigkeit des Zinsfußes. Diefe Gleihförmigkeit erleich- 
tert das Rechnungswefen und foll ven Berfehr in den Staatspapieren beförbern, 
Aber ihr Einfluß wird wohl etwas überfhägt, während andrerfeits die Mannig- 
faltigfeit der Zinsfüße und Obligationsfategorien bei dem andern Syſtem nit 
jo groß zu fein braudt, wie man behauptet hat. Denn fleinere Abweihungen 
vom Pari find zuläffig. Der Zinsfuß fann um bequeme Bruchtheile variiren und 
danach der Emiſſionskurs geftellt werben. Der Anſatz des Zinsfußes in Ganzen 
mit Decimalbrühen würde die Nehnung faum erfchweren. 

Der Hauptgrund für die niedrig verzinslihe Schuld ift aber die behauptete 
relative Billigfeit derfelben. Für den Staat als Schuldner löst ſich die Frage 
wieder in eine Berzinfungsfrage auf. Wenn niebrig verzinslihe Schulden einen 
beſſern Kurs erzielen, fo erfpart der Staat einen jährlihen Zinsbetrag, Wenn 
biefer Betrag bis zu dem Zeitpunfte, in welhem eine hoch verzinsliche Schuld 
auf den niedrigen Zinsfuß rebucirt und baher ein entfpreender Gewinn am 
Kapital gemacht werben könnte, Fapitalifirt dieſen legteren Gewinn überfteigt, fo 
verdient das Syſtem der niebrig verzinslihen Schuld den Vorzug. Gelegentlich 
faun diefer Fall vorfommen, aber es ift durchaus falſch, es als fefte Regel anzu— 
nehmen, daß ein Staat bei niedrig verzinslihen Schulden ſich immer beffer ftehen 
wird. Denn feineswegs ftellt fi) der reelle Zins biefer Schulden ftets niedriger 
oder doch nicht hinlänglich niedriger, wie der Zins ver hoch verzinslihen Schul- 
den. Ja, e8 fprechen im Gegentheil gerade allgemeine Gründe für die Wahrfgein- 
iifeit, daß in den Zeiten, in welchen mafjenhaft Schulden aufgenommen werben 
mäflen, im Kriegszeiten mit Baiffetendenz ter Kurfe, der mitunter vorhandene 
Lortheil des Staats bei der Ausgabe niedrig verzinslicher Schulden ganz ober 
großentheils verſchwindet. Hus kiſſon bemerkte einmal: „Der Preis der öffentlichen 
Fonds hängt nicht allein vom Werthe der reinen Rente ab. Er bilvet fi viel- 
mehr aus dem Werth dieſer Rente und der Ausfiht auf ein Steigen des Werths 
tet Nominalfapitals, welche auf das Gemüth des Käufers wirkt.“ Ganz richtig. 
Daher dann die Erfheinung, daß oftmals, namentlich in ruhiger Zeit, ver Kurs 
des niedrig verzinslichen Papierd relativ bedeutend höher, mie ber des hodhverzind- 
lien ift, weil erfteres einen größeren Spielraum für die Spekulation bis zur 
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Erreihung des Pari bietet und leteres einer Kündigung und Zinsrebuftion näher 
ſteht. Dies gilt von der frar Wichen 30%/, Rente im Bergle'h zur 41/, und 
früheren 50), Rente, von den engl; hen 30%/, Konfols im Berg‘ 'h zu den 5%), 
Schulden. Aber a priori läßt ſich vermuthen, daß in Staaten, deren Staatspaptere 
wenig Chance zu fteigen haben, und in Zeiten, wo eine folde Chance audy in 
anderen Staaten fehlt, viefer relu.iv beffere Kurs, ein wahrer Spekulationskurs, 
der niebrig verzinslihen Papiere fort,ıllen wird. Der Gläubiger, welder zunädft 
feine Ausfiht bat, am Kurs, alfo am Kapital zu gewinnen, und bie fpätere 
Ausfiht ſchwerlich Hinlänglih würdigt, wird am Zins nichts verlieren wollen. 
Auch der Drud, welcher in günftiger Zeit durch die Möglichkeit einer Kündigung 
und Zinsreduftion auf den Kurs hoch verzinsliher Schulden ausgeübt wird, fällt 
in folden ungünftigen Zeiten fort. Debuftiv läßt ſich alfo die Regel ableiten, daß 
ber relative Kurs umd mithin der reelle Zinsfuß von Schulden eines hohen und 
niebrigen Nominalzinsfußes fih in ungünftigen Perioden mehr und mehr aus- 
gleihen und vielleicht ganz gleichftellen wird. Diefer Sa wirb durch die Erfahs 
rung beftätigt. Die öfterreichifhen Papiere von verſchiedenem Zinsfuße ftehen faft 
genau gleich, d. b. werfen venfelben Zins ab. Selbft die 30/, franzöfifche Mente, 
welche fett Lafitte's PVorfchlägen zur Vertheidigung der niedrig verzinglichen 
Schulden jo häufig angeführt wird, hat in fchlimmen Zeiten (1830, 1848, 1850, 
1859) immer fehr raſch faft denfelben relativen Kurs wie die 5- und 41/,0/ ige 
Rente erreicht. Jedenfalls würde hiernad in diefen Staaten vie hoch versingliche 
Schuld vorzuziehen fein. Zumal in Frankreich, wo der landesübliche Zinsfuß für 
befte Sicherheit 4—5 und der Stantszinsfuß über 49/, ift, führt die Schuldauf- 
nahme in Form 30/,iger Nenten nur zu einer viel länger dauernden, vielleicht 
bleibenden Belaftung des Budgets mit dem ganzen Zinfenbetrage, während 5, 
41/, und AP/ ige Renten vermutblib in nicht ferner Zeit herabgeſetzt werben 
fönnten. Newmarch bat nun allerdings über die Pitt'ſchen Anlehen eine Be- 
rehnung angeftellt, aus welcher hervorgeht, daß der Staat bei den 3%/, Schulden 
einen bedeutenden Gewinn im Vergleich mit 50/,igen gemacht hat. Angenommen, 
diefe Berechnung und die weiter daraus gezogenen Schlüffe ſeien richtig, fo würde 
dies nur abermals zeigen, daß England fih aud in diefem Punkte befferer Ber- 
bältniffe rühmen kann, wie der Kontinent und die Thatfabe einen neuen merk— 
würbigen Beleg für tie wirtbichaftlihe Spannkraft dieſes Pandes während ber 
Revolutionsfriege Tiefen. Denn es bewiefe, daß im Ganzen immer wieder vie 
Hoffnung auf ein Steigen der Kurfe vorberrfchte. Uebrigens zeigen auch die Kurfe 
ber engliihen 3, 4 und 509/, Fonds in den 1790er Jahren eine immer größere 
Tendenz zur relativen Ausgleichung, je fehlimmer bie Lage wird (1796 gegen 
1792)5). Als allgemeingiltig kann man daher zwar den Sag, daß die hoch ver- 


5) Bal. Newmarch, on the loans vaised by Mr. Pitt 170%3—1801. Jovurn. of the 
statist, soc. vol. 18 (1855) p. 10% fl., 242 A. Nemwmtarch herücdfichtiat in feiner veraleichen» 
den Berechnung der mutbmaklichen Koften 50/,iaer ftatt der wirf ich erhobenen 3%, igen Anleben 
die allmählige Ausaleichung der relativen Rurie wohl nicht genügend. Am März 1793 trugen 
3 0/, ine Conſols 3.9, 50/, ine 4.31%; für erbobene niedrig verzinafiche, reſp. zu erbebende hot ver: 
zinsliche Anlehen berechnet Newmarch 4.166 und 5.10%, welches Verhältniff angemeffen fen mag. 
Am November 1796 trugen 35 ige 3,35 ımd 5%, iae 5.8, olfo ftatt der früheren Differenz 
von 0.9 oder 23.30, nur noch 0.46 oder 8.6 9%, Unterſchied, während für die neuen Anleben 
c. 5.% und 6.26 0',, alfo eine Differenz von 0.85 oder 15.3 9%, angeſetzt iſt. Dies ift offenbar zu 
viel. Das Endrefultat würde ſich daber ebenfalls anders geftalten, felbft bier wohl zum Nachtheil 
der niedrig verzindlichen Schulden, während Nemmardh den Gewinn an den Anleben der 3, 1793 
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jinslihe Schuld dem Staate mehr Bortheil gewährt, nicht hinftellen. Aber doch 
ftelt ex die Regel dar, nur ausnahmsmeife wird bie niebrig verzinslihe Schuld 
zu bevorzugen fein. Die konfreten BVerhältniffe der Kursbewegung ber einzelnen 
Staaten find bei ver Wahl des Nominalzinsfußes zu berüdfichtigen. Je ſchlechter 
der Kredit eines Staats und je bevenflicher bie öffentliche Lage ift, um fo mehr 
Ipriht die Vermuthung für die Richtigkeit der Wahl hochverzinslicher Schulden. 
Nebenius und Rau feinen uns in diefer Frage vollfommen Recht zu behalten, 

Die im BVorhergehenden fhon angedeutet worden, fo geftatten in der Regel 
nur die hochverzinslichen Schulden eine fpätere Zinsreduftion. Die Möglichkeit 
einer ſolchen ift um fo werthvoller für den Staat, einen je größeren Theil feiner 
Schulden er gewöhnlich in ungünftiger Zeit (Krieg) zu einem hoben, ven üblichen 
bedeutend überſteigenden reellen Zinsfuße aufnehmen muß. Bis 3. B. Frankreich 
vie 30/, Renten aus dem Krimfriege und dem italienifhen Kriege zur Rebuftion 
fündigen kann, muß erft ber Staatszinsfuß diefes Landes auf vielleiht 23/,%, 
aefjunfen fein, während ein Nominalzinsfuß von 4 bis 5 9/, viel früher eine foldhe 
Operation ermöglichte. Wenn Defterreih und Italien feit Jahren 5%/, Schulden 
beteutend unter Pari aufnehmen, während ihr reeller Zinsfuß von 50%), auf 6 
bie fat 9 0/,, den zeitweiligen ungünftigften Stand mit berüdfichtigt, geftiegen ift, 
ſo laften fie ſich dadurch eine Zinsfumme für Iahrzehente, vielleicht für ein Jahre 
hundert auf, melde vermuthlich bei der Wahl hochverzinslicher Schulden viel früher 
vermindert werben könnte. Preußen, die beutfhen Staaten und andere europäifche 
Mittelftaaten erfreuen ſich eines guten Kredits, ihr Zins entſpricht dem landes⸗ 
üblichen. Daher nehmen fie gegenwärtig faktifh ihre Schulden meiftens al Part 
oder faft al Pari auf. Es ift zu wünſchen, daß fie in ungünftiger Zeit biefe Ge- 
wohnbeit zum Grundſatz erheben, 

Die kündbare Rentenſchuld ift oben mit aus dem Grunde, dem Gtaate bie 
Möglichkeit einer Zinsrepuftion vorzubehalten, bevorzugt worben. Die Zins- 
ubaltion führt dann zur fogen. Konverfion oder Umwandlung ber Staatsſchuld, 
bier zur Konverfion der body verzinslichen in eine niedrig verzinsliche. Die recht⸗ 
liche Boransfegung der Zinsrebuftion und Konverfion ift das dem Staate zufte- 
hende Kündigungsredht. Der Staat fündigt das Kapital, bietet aber feinen Gläu- 
bigern gleichzeitig eine Novation der Schuld zu einem niebrigeren Zinsfuße an. 
Ider Zwang muß fireng vermieden werben, er ift aud für den Staat ſelbſt 
ein zweiſchneidiges Hilfsmittel. Nur die durchaus freiwillige Konverfton verbient 
rechtliche und finangpolitifhe Billigung. Die wirthſchaftliche Vorausfegung einer 
erfolgreichen Konverfion ift ein entfprehendes Sinten des Zinsfußes, zu weldem 
der Staat Geld befommen kann. Es ift keineswegs nothwendig, daß 3. B. 6%, 
Schulden den Kurs von 120 erreichen, um auf 59/, rebucirt werben zu können. 
Im Gegentheil wird der Kurs eines Papieres, welches eine Kündigung zu eriwar« 
ten bat, gar nicht viel über Pari fteigen können, felbft wenn ber reelle Zinsfuß 
des Staates noch flärker gefunfen if. Ein ſolches Aursfteigen ift auch nicht wün— 
ſchenswerth, weil e8 den Gläubiger mit Kapitalverluft bebroht und der Staat bie 





58 1800 (erhobene Summe 139.53 Mil. Pf. St., verfhriebene 3%, Gonfols 224.08 Mit. nebft 
735 Mit, Kapital für mitgegebene Zeitrenten) auf 27.26 Mit. Pf. St. genen 5%, ige Schulden 
berechnet, unter Annabme einer Reduktion der feßteren am 1. Yan. 1826. Dgl. meine „Ordnung 
he öflerr. Staatshausbalts· S. 204-225, wo u. A. S. 217 eine Berechnung über die rela- 
8 Verzinfung der verſchiedenen franzöfifchen Renten angeſtellt iſt. Die Zinsdifferenz von 0.6 bis 
02%, zu Gunften der 30, Rente fchwand 1850 faft vonftändig. 
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Herbeiführung eines ſolchen Verluftes möglichft vermeiden muß. Der Staat muf 
nur gewiß fein, Gelb zu dem angebotenen neuen Zinsfuße in der erforberlichen 
Menge erhalten zu können. Dann wird ber Gläubiger für fein Kapital bei glei- 
cher Sicherheit und Annehmlichkeit der Annahme ſchwerlich einen höheren Zins 
finden und in bie Rebuftion einwilligen. Da immer einige Perfonen ihr Kapital 
zurüdfordern werben, fo muß ber Staat bei einer größern Konverfionsoperation 
entfprechende Fonds bereit haben. Er läßt fih zwedmäßig in dieſem Yale mit 
Banquiers oder öffentlihen Banken, durch veren Vermittlung das Geſchäft meiftens 
am Beften durchgeführt wird, in Verbindung ein. Die Provifionen hierbei over 
bie Heinen Prämien, welche in biefer oder jener Form dem novirenden Gläubiger, 
um ihn für das Gefhäft geneigter zu machen, geboten werben, bilden eine Aus» 
gabe, bie felten gegenüber dem Gewinn in’s Gewicht fallen wird. Im Uebrigen 
muß das Geſchäft ftreng nad den civilrehtlihen Regeln abgewidelt werden. Ge— 
ftattet der Kursftand eine Rebuftion nicht, fo find künſtliche Börſenmanoeuvres 
und die Ausübung eines indirekten, moraliihen Zwangs auf die Staatsgläubiger 
fiher nicht zu billigen. Deßhalb muß die legte Fould'ſche Operation, die Umwand⸗ 
lung bes Reſts der franzöfifchen 4 1/,%/, in 3 9/, Rente getabelt werden. Auch 
die von der Heydt'ſche Mafregel des I. 1861 in Preußen war durch den Kurs— 
ftand nicht unterftügt und fcheint au nur zum Theil geglüdt zu fein. Sonft ift 
die Reduktion im Intereffe der Finanzen zu empfehlen. Der Staat hat das 
Recht und gegen die fteuerzahlende Bevölferung die Pflicht, feine Zinfenlaft thune 
ih zu verminvern, wenn fein Kredit over bie allgemeine Lage ſich gebeffert haben 
und ihm die Aufnahme von Schulden zu einem niedrigeren Zinsfuß geftatten. 
Ausſchließlich financiele Rüdfihten brauchen deshalb den Staat aud in biefer 
Angelegenheit nicht zu leiten, denn der Staat hat oft andere, höhere Intereffen zu 
vertreten. Die Rüdficht auf gewifle Klaffen der Staatsgläubiger fann zum Auf- 
fhub der Reduktion oder zu einer Heineren Rebuftion rathen. Unter Louis Philipp 
unterblieb die Rebuftion der 59%), Rente, trogdem die financiellen Beringungen 
dafür damals fo günftig waren, wie nie wieder, aus fehr lauteren Gründen, 
namentlich um bie Heinen Leute und die wohlthätigen Anftalten zu fchonen, deren 
Erfparniffe meiftens in der 59/, Rente angelegt waren. Man fürchtete, daß von 
biefer Seite hinterher andere Anforderungen um financielle Beihilfe geftellt werben 
fünnten. Auch die Rage des Gelpmarkts, die herrfchenve fpefulative Stimmung ift 
zu berüdfihtigen. Mitten in einer Zeit wilder Spekulation liegt die Gefahr nahe, 
daß viele Staatsgläubiger, befonders auch Fleinere Kapitaliften, welde eine Ein- 
buße ihres Einfommens empfindlich fpüren, fi einer ertrapaganten Spekulation 
in bie Arme werfen und ihr Alles verlieren (England 1823, Reduktion der 50/, 
Schuld auf 49;,, Frankreich 1852, NRentenfonverfion nah dem Staatsſtreich, 5 
auf 41/,0/,). England, Preußen, viele deutfhen Staaten, felbft Defterreich einmal 
haben wieberholt Zinsreduftionen alter Kriegsfhulden im Laufe biefes Jahrhunderts 
mit Erfolg durchgeführt. Cine ähnlihe Operation find die Zinsrebuftionen ber 
Prioritätsobligationen unferer Eifenbahnen. Auch hier macht das franzöfifche Sy— 
ftem 30/ iger Papiere (franzöfiihe Bahnen, öfterr. Staatsbahn, Südbahn) eine 
folhe Maßregel unmöglid. 

Die umgefehrte Art ver Konverfion ift vie Umwandlung niedrig verzinslicher 
in hoch verzinslihe Schulden. Diefe Operation fann in Staaten mit fehr hohem 
reellen Zinsfuße, in welchen die früheren Papiere ſtark unter Pari gefunfen find, 
fehr räthlich fein, um fi dadurch für fpäter die Möglichkeit einer Zinsrebuftion 
zu eröffnen, Staaten wie Defterreih und Italien hätten das dringendſte praftifche 
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Intereffe, eine ſolche Konverfion ins Auge zu faffen.6) Selbſtverſtändlich darf auch 
fie nur eine ganz freiwillige fein. Um die Gläubiger dazu zu bewegen, wird man 
ihnen Meine unmittelbare Gelbvortheile einräumen müflen. Es ift aber fehr wahr- 
ſcheinlich, daß der Staat demungeachtet ſich bei der Operation fehr gut flehen 
wird. Eine ſolche Konverfion läßt fih zweckmäßig mit einer neuen Anleihe in 
Berbindung dringen, indem ohnehin zur Ausgleihung Meine Aufzahlungen faum 
ju vermeiden find. Früher famen folhe fogen. Arrofirungsanlehen nidt 
ganz felten vor (Defterreihh 1816, Br. VII. ©. 603), mitunter auch als Zwangs— 
anlehen, indem die Befiger niedrig verzinsliher Obligationen zu beftimmten Nach— 
Ihüffen gezwungen wurden, wofür fie dann höher verzinsliche Papiere erhielten, 
natürlich eine durchaus rechtswidrige Maßregel umd eine befonders ungerehte und 
verwerflihe Form eines Zwangsanlehens. 

Die Währung der Anlehen wird meiftens bie allgemeine Landeswährung 
fein. Formell auswärtige oder folhe Anlehen, bei welchen ver Staat eine ftarfe 
Betbeiligung des Auslands wünſcht, werben öfters paffend in fremder Währung 
abgeſchloſſen (englifche Anlehen des Kontinents, namentlich Defterreihs, Rußlands, 
ver Türkei, Griechenlands u. f. w. und ber mittel- und fübamerifanifchen Repu— 
bliken wohl in Pf. St., ſtandinaviſche und ruffifche Anlehen in M. B., in fl. holl., in 
Thlm., in Frks.). Je weniger Sicherheit die Gelpverhältniffe eines Staates bie 
ten (Defterreih, Türkei), um fo mehr wird der auswärtige Gläubiger ober der 
Anleiheunternehmer Werth auf die Wahl einer feften fremden Währung für bie 
Rapitalzahlung und die Zinfen legen (Papiergelowefen). Staaten mit PBapiergeld- 
währung (Defterreih, Nordamerika) fontrahiren oft auch inländifche Anlehen in 
Mänze mit Metallverzinfung oder noch öfter in Papiergeld mit Metallzinfen. 
Dies liegt im Intereſſe des Staatskredits (Defterreihifches Nationalanlehen, norbame- 
rilaniſche Staatsfhuld im jüngften Kriege). Freilich ftellt fih durd das Agio, wel- 
6:8 der Staat für etwaige Münzanfäufe aufwenden muß, die Berzinfung in 
ſchlinmen Zeiten hierdurch tbeurer, ein Nachtheil, welcher durch andere Vortheile 
wieder aufgewogen wird. Defterreih und Norbamerifa haben ſich durch bie Ber- 
ertnung, daß die Zölle in Münze zu bezahlen find, eine Einnahmequelle zur 
Zahlung der Metallzinfen offen erhalten. Mitunter werden Zölle für ſolche Zwecke 
verpfändet werben müſſen. In den Vereinigten Staaten hat man begonnen Papier- 
gelbverzinfung zu verabreden, als bie jährliche Zinsfumme der enormen Schuld 
die Höhe der Zolleinnahmen erreichte. Die Auszahlung von Zinfen ober 
Kapitalien, welche in Münze ftipulirt ift, in entwerthetem Papiergelde ift natürlich 
völlig rechtswidrig und nichts Anderes als ein theilmeifer Staatsbanferott {öfter- 
reich. Metalliques feit 1848). Selbft die Auszahlung in Papiergeld nach deſſen 
Kurs ftatt nad tem Nennwerth ift nicht zu billigen (öfterr. Nationalanlehen 1859 
im ital, Krieg und wieder Anfang 1861), immerhin aber allein am Orte, wenn 
ter Staat die Metallverzinfung einftellt. 

Das Domicil der Anlehen ift in ber Regel bie Hauptſtadt des Staats. 
Hier wird die Staatsſchuld verwaltet, hier die Zinfen bezahlt. Für formell aus» 
wärtige Anlehen wird daneben ober felbft ausſchließlich ein fremder oder mehrere 
fremde Börfenpläge als Domici! gewählt (Frankfurt, Amfterdam, London für einige 
öfterreichifche, dieſe Pläge und Hamburg fir vuffifche, leßteres befonders auch für flan- 


6) Ein darauf hinzielenter Norfchlag für Defterreih, eingehend erläutert und motivirt, in 
meiner „Ordnung des öfterr. Staatshaushalts“ S. 225 —262, im Princip gebilliat von reis 
bern von Hock in einer Anzeige diefer Schrift in d. Defterr. Wochenſchr. 1863 B. 11. ©. 4. 
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dinaviſche Anlehen). Auch für gewöhnliche inländiſche Anlehen, deren Unterbringung 
im Ausland erwünſcht iſt, wird ſehr zweckmäßig dem fremden Kapitaliſten der 
Zinſenbezug u. ſ. w. an den Hauptbörſen des fremden Landes ermöglicht. Dies iſt 
befonders für die zahlreiche Klaffe der Heinen Kapitaliften von Werth. Die Zu- 
buße des Staats an Banquierprovifton, etwaigem Kurs und Wedhfelverluft wird 
durch die größere Beliebtheit, weitere Verbreitung und den daraus hervorgehenden 
höhern Kurs ver Papiere mehr als gebedt werden. Die großen internationalen 
Kapitalaffociationen, wie die öfterreihifhen und ruffifhen Eifenbahngejelihaften, 
find mit richtigem Beifpiel vorangegangen. Auch Preußen zahlt freiwillig die Zin- 
fen einiger Anlehen in Hamburg aus. 

Die Stüde (Appoints) der Obligationen werben in der Regel auf runde 
Nominalbeträge lauten, u. 3. je nah der Schwere des Münzfußes, der Höhe des No- 
minalzinsfußes, der Betheiligung des Heinen und großen Kapitals auf höhere und 
geringere (in Deutfchland meiftens 100 Thl. oder 100 fl., mitunter auch 50 fl., 
in Defterreicy felbft 20 fl.). Die Obligationen lauten entweber auf den Namen 
oder auf den Inhaber. Letztere Form ift mit der Entwidlung des Arebitver- 
kehrs immer beliebter, mit der Verlängerung der Riüdzahlungstermine und ber 
Befeitigung der Tilgung aud immer nothwentiger geworben, damit der Kapitalift 
burch einfache formlofe Weiterbegebung feines Papiers fein Kapital leicht realifiren 
fönne. Die Einführung des Inhaberpapiers ift einer der wichtigſten Fortſchritte 
in den Formpunften des Krebitwefens. Die Anerkennung des Blankoindoffements 
bei auf Namen lautenden Papieren hat ebenfalls große Wichtigkeit. Die deutfche 
Dbligation hat vor der franzöflfhen und engliſchen Inffription und Umfchreibung 
große Vorzüge. Papiere im Eigenthum juriftifcher Perfonen werden mitunter 
vinkulirt, fo daß die gewöhnlichen Formen ber Uebertragung ungiltig find. 
Ueber Amortifation, eventuelle Bindifation u. f. w. gelten in Ermanglung 
befonverer Beftimmungen die Grundfäte des Privatredhts. Auf die äußere Aus- 
ftattung ber Obligationen und Coupons ift Sorgfalt zu verwenden, um Fäl- 
ſchungen zu erſchweren, ein in der Prarid noch zu wenig beadjfeter Punkt. 

Die Art der Begebung von Anlehen fann eine breifadhe fein, bie all- 
gemeine öffentlihe Subfkription, bie Lebereintunft mit Zwiſchen— 
bändlern (Banquiers) — die beiden Hauptmethoden der Anleihebegebung —, 
enblih ber unmittelbare Verkauf auf eigene Rehnung an der Börfe, 
Für Heinere Poften ift Letzteres mitunter ftatthaft, für größere felten, denn unver- 
meiblih wird der Staat dabei zum Börfenfpefulanten und geräth in Geſchäfte, 
zu welchen ihm der Beruf und bie Fähigkeit fehlt (Verſchleuderung der von Bruck 
„überemittirten” 111 Millionen des Nationalanlehens und ver aus dem Tilgungs- 
fond wieder herausgenommenen Effekten in Defterreih). Die öffentlihe Subjfrip- 
tion verbient den Vorzug, wo fie durchführbar ift, das ift fie Aber nicht überall, 
namentlich felten in ärmeren Staaten mit fchlehtem Kredit oder in fehlimmer Zeit. 
Nur ein großer patriotifher Zweck kann aud bier über die Schwierigkeiten hin— 
weghelfen (englifhe Loyalty-foan v. Dec. 1796, 18 Mill. Pf. St. zu einem 
Kurs faft Schon unter dem Tageskurs in 151/, Stunden vollftändig gebedt!). 
Sonft büßt man oft mehr als die erfparte Banquierprovifion durch den baldigen 
Drud auf die Kurfe ein, wenn die Subffribenten die Nachzahlungen nicht leiften 
fönnen und verkaufen mäfjen. Das ift in ärmeren Staaten auch der Mangel der 
fogen. Nationalanlchen, bei welden auch Heine Zeichnungen angenommen und 
biefe befonder8 berüdfichtigt werben, zumal bier häufig fehr bedenkliche Mittel vor- 
fommen, um Subftriptionen zu veranlaffen (Defterreih, Frankreich). Eine Anleihe 
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wie die Öfterreichifche Nationalanleihe von 1854 (urfprünglid 500 Mill. fl. mit 
Einzahlungen bis 1859) ift ein reiner Ruin für ein armes Land, ſchon ihrer 
Form wegen, meil fie den Einzelnen, wenn aud oft nur vorübergehend, — bis 
zum baldigen, Berluft bringenden Berfauf des Papiers — ihr nothwenbiges 
Kapital entzieht. In folchen Ländern und in gemwiffen ungünftigen Zeiten muß da— 
ber eine Uebereinkunft mit Zwiſchenhändlern abgejchloffen werden, namentlid wenn 
es gilt, die Anleihe möglihft im Auslande zu placiren, Man muß aber dann eine 
Konkurrenz unter den Unterhänvlern einleiten und kann ſich öfters mit Erfolg bes 
Enftems der Submiffionen bedienen, bei welchem die Zwiſchenhändler Offerten 
mahen und die günftigften Angebote zuerft berüdfichtigt werben (England, neuer- 
dings Defterreich). Allgemein ift dieſes Syſtem übrigens nicht anwendbar, wenig- 
ftens nicht in der in England üblihen Weife, mo Angebote auch für Theilbeträge 
acceptirt werben. Oft laffen fih nur Offerten für den ganzen Anleihebetrag an— 
nehmen. Die Wahl des Nominalzinsfußes dem Gläubiger hier anheimzuftellen 
(wie befonders unter Pitt in England) empfiehlt fi nicht, weil ein dem reellen 
möglihft gleich ſtehender Nominalzinsfuß im Intereffe des Staats liegt, felbft wenn 
für beflimmte Schuldarten, 3. B. niedrig verzinslihe Schulden, ein etwas befferer 
Kurs zu erreichen iſt. Bei der öffentlihen Subfkription pflegt der Emiſſionskurs 
vom Staat beftimmt zu werben, was eigentlih nicht durchaus nöthig if. Das 
Aerar könnte auch bier blos einen Minimalfurs bezeichnen und wie bei ven Sub— 
mifftonen verfprechen, die günftigften Angebote zuerft annehmen zu wollen. 

Die Zinstermine für die Staatsfhuld find paſſend halbjährige, melde 
„ B. auf ven erften Tag eines Monats gelegt werben. Da der Staat feine Ein- 
nahmen über das ganze Jahr vertheilt bezieht, fo müffen womöglich auch vie 
Zinstermine für die verfchiedenen Theile der Schuld auf das Sahr vertheilt wer- 
ven, damit nicht zu große Beträge auf einmal fällig werben. Zweckmäßige Zins- 
termine find die Erſten des auf das Fälligwerben beveutenden Steuerfummen fol- 
genden Monats, wo ber Staat dann das Gelb bereit hat und es der Volkswirth— 
Idaft nicht lange entzogen ift. Für die Verjährung der Coupons find oft fürzere 
als die gemeinrechtlihen Verjährungsfriften angefegt, was für den Staat günſtig 
und bequem, aber nicht umbebingt zu billigen ift. 

Für die Berwaltung der Staatsihuld müflen im Finanzbehördenorganis- 
mus befondere Behörden beftehen, welche über bie Staatsfchuld in fireng geſchäfts- 
mäßiger und möglichft einfacher Weife Bud führen, die Evidenthaltung beforgen 
u. f. w. Mande Bortheile bietet die regelmäßige Gefchäftsverbindung des Staats 
mit einer guten Bank, fowohl für die Leitung der Oeltoperationen und die Be- 
forgung bes Kaflenwefens im Staatsbaushalt überhaupt, wie fpeciell für bie Lei— 
tung des Staatsfhuldenwefens. Gegen eine foldhe Verbindung mit einer Banf, 
wobet das Aerar regelmäßig Krebitor, nicht Debitor ift, läßt ſich nichts einmenden ; 
es müffen nur gefegliche Vorkehrungen getroffen werben, daß der Staat blos in 
deftimmten Fällen und für beftimmte Marimalbeträge Schulden bei der Bank 
Iontrabiren darf (England). Die Eröffnung eines Schagfontoforrents Bei der Bank 
(England, Franfreih, Preußen) hat dann manche financielle und wirthſchaftliche 
Vortheile, indem die Stenerfummen dem Verkehr raſch wieder zufließen. Die Be- 
fergung der Zinszahlung durch die englifche Bank hat ſich als ſehr zmedmäßig 
und für alle Betheiligten nütlich ermiefen. Dem Staate fommt bie eigene Ver— 
waltung der Staatsfhuld oft theurer. Vogl. übrigens unter III. 

Bon der richtigen Wahl der Staatsihulbformen und der zwedmäßigen Nege- 
Inng aller wefentlihen Formpunkte hängt der größere oder geringere Drud, wel 
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hen die Staatsfchuld auf die Finanzen und dadurch auf die ſteuerzahlende Beväl- 
ferung ausübt, vornehmlih ab. Darin liegt die große praftiihe Wichtigfeit ber 
formellen Seite des Staatsſchuldenweſens. 

III. Die ftaatörechtliche, völferrechtliche und politifche Seite 
des Staatöfchuldenweiens. 

A. Bon eigentlihen Staatsihulden fann in ftaatsrechtliher Hinſicht erft 
die Rebe fein, feitbem fid die Staatsidee als ſolche Far und vollftändig heraus: 
gebilbet hat. In Deutfchland giebt e8 daher eigentlich erft förmliche Staatsfchul- 
den, feitbem bie Inhaber der Landeshoheit in den Territorien fouverän geworben 
find, und in einigen deutſchen Staaten, 3.8. in Hannover, hat felbft bis in bie 
neuefte Zeit der frühere Zuſtand im Staatsihuldenwefen angebauert. Die Ent» 
wicklung der Landeshoheit in Deutfhland wie ber fürftlihen Souveränetät im 
übrigen Europa fnüpfte fi ja eng an den Grundbeſitz des Herrfchers, an bie 
Domänen an. Aus dieſen floß der größte Theil der Einkünfte des Regenten. 
(Bgl. den Art. „Domänen Bd. 3. ©. 162 fi.) Es war anerfannter Redtöfag, 
daß die Ausgaben, welche die Ausübung der Landeshoheit mit ſich brachte, zunächſt 
aus biefen Einkünften gededt werben müßten. Aber weder im Staatswefen, noch 
im Finanzweſen war bier das Privatrechtliche und Oeffentlichrechtliche ſcharf ge- 
fhieden, Da das Ianbesherrlibe Vermögen, das Domanium oder Kammergut, 
für die Öffentlichen Finanzbedürfniſſe einftehen mußte, jo galten aud bie vom 
Landesherrn oder auf das Kammergut felbft für öffentliche Zwecke etwa aufgenom- 
menen Schulden zunähft nur für landesherrlihe ober Kammerfhulden, 
Der Schuldner war nit das Land oder der als folder noch gar nicht eriftirenve 
Staat, fondern nur ber Landesherr, refp. die Kammerkaſſe, aber allerbings ber 
Lanbesherr doch ſchon in feinem öffentlichen Charakter, nit als Privatmann. 
Infofern zerfallen die landesherrlihen Schulden fhon nad) dem Älteren deutfchen 
Staatöreht in eigentlihe Kammerfchulden uud Kabinets= ober fürft- 
lihe Privatſchulden (Chatoullfhulden). Jene bildeten nicht der Form, aber 
dem Wefen nach den Anfang eigentliher Staatsſchulden. Für die Kabinetsſchulden 
haftete das freie Allod und das wirkliche Privatvermögen des Fürften. 

Den eigentlichen Kammerfhulden zur Seite ftanden die Landesſchulden, 
welde von den Ständen auf ihre Rechnung aufgenommen wurden, für welde 
die Stände alfo auch als Schuldner hafteten, Dies waren von vorneherein formel 
und materiell öffentlihe Schulden. Je mehr fih nun der Staatscharakter 
im mittelalterliden Staat und fpäter in ben beutfchen Territorien herausbilbete, 
um jo mehr fonberte fih, wenn aud nicht rehtlih und rechnungsmäßig ſtreng 
geſchieden, dod im politifhen Bemwußtfein von Regierung und Ständen ber Gtaats- 
haushalt vom fürftlihen Privathaushalt ab. Abgaben und Steuern wurden neben 
den Domanialeinnahmen von größerer Bedeutung. Die mwirklih für öffentliche 
Zwede, für Kriege, zum Bortheil des Landes als folhen, nicht des Regenten auf 
genommenen lanbesherrlihen Schulden fonnten nicht anders als für Yandesfhulden 
gelten. Daher denn aud die fürmliche Uebernahme folder Schulden Geitens ber 
Stände, Die Vesteren fuchten fi dabei nur das Recht zu wahren, daß ohne ihre 
ausdrüdliche Zuſtimmung weder eine eigentliche Landesſchuld vehtsgiltig fontrahirt, 
noch eine beftehende landesherrliche Schuld zur Landesſchuld erflärt werden könne. 
Ein ſolches Recht der landſtändiſchen Zuftimmung war auch 3.3. im deutſchen 
Staatsrecht anerfannt, ohne daß es immer, zumal im 17. und 18. Jahrhundert, 
als die landſtändiſche Macht von der aufftrebenven fürſtlichen Gemalt zurüdgebrängt 
wurde, faktifh zur Geltung zu bringen war. Die Lanbesherren ſuchten ihrerjeits 
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3 als Rechtsſatz Hinzuftellen, daß jedenfalls zum Beften des Landes gemachte 
Kammerjhulden mit vom Lande übernommen werben müßten, ein Princip, in 
deſſen Anerkennung fi der Einfluß der fi entwidelnden Staatsidee ausfpridt. 
Den Ständen mußte daran liegen, nit nod weiter verpflichtet zu werben, ba 
ihre Zuftimmung zur Yufnahme von Kammerſchulden an fidy nicht nothwendig 
war. Erft allmälig ift ihnen mitunter durd Landesverträge das Recht der Zuftim- 
mung auch für viefe Schulden eingeräumt worden, als bie größere Verſchuldung 
ver Yandesherren die Frage der Uebernahme der Kammerſchulden auf das Land 
fehr praftiich werben ließ. 

In Territorien von größerer Ausdehnung, in welchen verfhiedene Provinzial 
fände beftanden, wurden Yandesfhulten ald Schulden der befonveren Stände oder 
mitunter auch als Geſammtſtaatsſchulden unter gemeinfamer Berbürgung der ver- 
ſchiedenen Stände pro rata aufgenommen (in Defterreih 3. B. ftändifhe Domes 
ſtilal- und ftändifhe Aerarialſchulden). Daneben kamen dann aud wohl nod 
Schulden eines einzelnen Standes, z. B. der Städte, oder einer einzelnen Stadt 
für öffentliche Zwede vor, welche infofern zu ben eigentlihen Staatsſchulden gehö- 
ren und fpäter mitunter ausdrücklich auf die allgemeine Staatsfhuldenfaffe über- 
nommen worben find. 

Die Generalverwaltung der beiten Arten von Schulden war urfprünglich, 
gemäß der Verſchiedenheit der ſchuldenden Subjekte, getrennt. Die Kammerſchulden 
lafteten auf der Kammer (Hoflammer) oder Kammerkaſſe, vie Landesſchulden auf 
der Steuerkaſſe, wenn eine folche gemeinfame Kaffe für die Yandesbeiträge beftand, 
Aber im früheren Finanzwefen war befanntlid) der heutige Grundſatz der Einheit des 
Finanz⸗, Kaffen- und Rechnungsweſens noch nirgends durchgeführt. Die einzelnen 
Einnahmequellen wurden getrennt verwaltet und auf fie waren gewiffe Ausgaben 
angewiefen. So war ed aud mit den Staatsfhulven der Fall. Selbſt wenn nidht 
befondere Domänen oder Gefälle fpeciell für eine Schuld verpfändet waren, pflegte 
die Berzinfung und Rüdzahlung einer neu aufgenommenen Schuld auf eine be 
fimmte Einnahme angemiefen zu werben. Die Orbnung und Weberfichtlichkeit, 
das Kaſſen- und Rehnungswefen litt darunter natürlich fehr. In den größeren 
Staaten, in welchen zuerft eine fchärfere Scheidung des privatrechtlichen und ſtaats— 
tehtlihen Moments in den Rechten des Regenten ftattfand, ter öffentliche Charaf- 
ter der Staatsfhulden Farer anerfannt wurde und die Staatsfhulden wegen ber 
ſelbſtändigen Politik diefer Staaten früher einen größeren Umfang erlangten, 
führte das Bedürfniß auch zuerft zu einer georbneteren zufammenfaffenden Ber- 
waltung des Staatsſchuldenweſens. Zugleich fiel in diefen Staaten das Intereffe 
der regierenden Familie und dasjenige des Staats viel genauer zufammen, bie 
Neinlihen privatrehtlihen Anſchauungen über das Domänenwefen u. f. w., aus 
welhen ſchon zur Zeit des deutfchen Reichs Etwas wie Meviatifirungsangft ber- 
vorblicte, fehlten hier. Es ift bezeihnend, daß niht nur in England und Frank: 
teih, fondern aud in Preußen und Defterreich die Streitfrage über das Eigen- 
tumsreht an den Domänen, ob Staatsgut, ob Privatgut der fürftlihen Familie, 
frühzeitig antiquirt ift und der ftantsrechtlihe Charakter ver Rechte des Herrfcher- 
hauſes an diefen Gütern anerfannt wurde, während in den Meinen deutſchen Staa- 
tm und felbft in Hannover der Streit darüber bis auf unfere Tage währen konnte. 
Mit vem Wegfall dieſes Streitpunfts verlor aud die Unterfheidung zwiſchen 
Kammer» und Landesfhulden viel von ihrer praktiihen Bedeutung. In England 
ward der ftändifche Staat rechtlih zum parlamentarifhen Staat umgebilvet, in 
drantreich, Defterreich, Preußen entwidelte ſich die Staatsidee auf den Trümmern 
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des Ständewefens, Beide verſchiedenartigen Entwidlungen ermöglichten eine ben 
neuen Berhältniffen entfprebende Umgeftaltung des Finanzweſens und insbefondere 
auch der Finanzverwaltung. Nun gelangte man allmälig zu einer wenigftens rela« 
tiven Einheit des Staatsſchuldenweſens. Beſondere Staatsfhuldenkafjen ent- 
ftanden aus der Verſchmelzung der einzelnen Kafjen, auf welde bisher Schulven 
aufgenommen worden waren. Was bisher die Regel gewefen war, Schulden auf 
befondere Einnahmequellen zu legen, wurde nun die Ausnahme. Die zur Berzin- 
fung und Tilgung der Schulden beftimmten Einnahmen floffen in eine gemeinfame 
Kafle und das Staatsſchuldenweſen wurde einheitlich verwaltet. 

Diefe Richtung brady ſich in der Entwidiung der Staatsjhuldenverwaltung 
bereits im Laufe des 18. Jahrhunderts, und befonvers in der Periode des auf- 
geflärten Despotismus, welher aud hier auf eine größere Gentralifation hinar- 
beitete, Bahn. Aber ganz konſequent fam der Gedanke der Einheit wie im Fi— 
nanzwejen, fo aud im Staatsſchuldenweſen erft in ber Nevolutionszeit zur Gel— 
tung, in welder ja allgemein der Patrimonialftaat zufammenftürzte und bie 
Grundlage für den Aufbau des modernen Rechtsſtaats gefhaffen wurde. Die 
Kriegszeit führte zu einer ungeheueren Schuldvermehrung, die ftändiihen Rechte 
verloren auf dem Kontinent faktiſch faft überall noch den Kleinen Neft von Be— 
deutung, welcher ihnen geblieben war, Abjolutismus und Gentralismus gingen 
jelbft in den veutfchen Zwergftaaten Hand in Hand. Die franzöfifhe Verwaltung 
war ein auf allen Gebieten der Staatöthätigfeit, jo beſonders aud für das Fi- 
nanzwefen, leuchtendes Vorbild. So viel Widerrechtlichkeiten und bedenkliche Ueber- 
treibungen im Einzelnen, bejonvers in Deutjchland, dabei vorgefommen find, fo 
erfprieglih war doch ſachlich betrachtet die Entwidlung im Ganzen. Ein geord- 
netes Finanz und Staatsjhuldenweien war auf andrer Bafis, als auf der bes 
modernen Staats mit feiner einheitlihen und centralifirenden Berwaltung gar 
nicht mehr denkbar. 

Nah den Nevolutionskriegen trat die Aufgabe des Neubaus der Staats- 
verfafjung und Verwaltung an alle vie tief erfhütterten Staaten heran. Die 
Ordnung des Finanz» und Schuldenweſens war vielleicht die fchwierigfte, jedenfalls 
bie bringlichfte Aufgabe. Einheit des Finanz und Schuldenweſens war dabei 
überall der leitende Gedanke, welcher felbft in denjenigen veutfchen Staaten, mo 
die Trennung ter Kammerkaſſe und Steuerfaffe beftehen blieb, als Richtſchnur 
biente. | 

Wo die moderne Staatsivee auch im formellen Recht fofort vollftändig zur 
Anerkennung fam, da trat natürlid Kafleneinheit, Verſchmelzung der Kammer⸗ 
und Landesſchulden, einheitliche Verwaltung des gefammten Staatsſchuldenweſens 
unter einer befonderen Behörbe ein. Diefe Behörde refjortirte zum Finanzmini- 
fterium und hatte je nad) der Größe des Staats und der Staatsſchuld eine mehr 
oder weniger jelbftändige Stellung im Yinanzbehördenorganismus, Der Wir- 
fungsfreis diefer Behörde ift in den einzelnen Gtaatshaushalten etwas verſchieden 
gezogen. Sie führt etwa Namen wie „Hauptverwaltung der Staatsſchuld“, 
„Direktion der Staatsfhuld“ oder ähnliche. Mitunter befteht getrennt von ihr 
noch eine befonvere Behörde für tie Tilgung der Staatsfhuld. Soweit beide 
Behörden Kaffenbehörden find, heißen fie wohl „allgemeine Staatsſchuldenkaſſe“ 
und „Schuldentilgungstaffe”. Diefe Behörden haben dann alle VBerwaltungsange- 
legenheiten des Staatsſchuldenweſens zu beforgen, wie die Führung des Haupt: 
buchs der Staatsſchuld, die Eintragungen, Umfchreibungen, Löſchungen der Ren— 
teninjtriptionen, die Ausgaben der Obligationen und Coupons, wobei zur Oiltig- 
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fit neben der Unterſchrift des Finanzminiſters die Unterſchrift des Direktors ber 
Staatsihuldenverwaltung und der Staatsſchuldenkaſſe erforderlich jein kann, bie 
Kafiengeihäfte bei den Einzahlungen auf neue Anlehen, den Zinszahlungen, ven 
Kopitalrüdzahlungen, eventuell die Vertretung des Aerars in Rechtöftreitigfeiten 
über Staatsfchuldenangelegenheiten u. f. w. Die formelle Drbnung des Finanz» 
und Staatsſchuldenweſens ift jeit dem Jahre 1815 ein Hauptanliegen unferer 
Staaten gewejen, fie hat wohl überall bedeutende Fortſchritte gemacht und läßt 
in einigen Staaten, wie namentlid in Sranfreih und Preußen, faum mehr etwas 
zu wünfhen übrig. Hiermit ift eine praftiih fehr wichtige Bedingung für die 
Benugung des öffentlihen Kredits erfüllt worden. Diefe vortrefflide Ordnung 
im Berwaltungs-, Rechnungs- und Kaffenwefen bietet eine formelle Garantie für 
das Staatsihuldenwejen, wie der fteigende Wohlftand und wirthſchaftliche Fort- 
jhritt der Länder und der davon abhängige gute Zuſtand der Finanzen eine ma- 
terielle Garantie bietet. 

Die nit minder wichtige, rechtlihe und moraliſche Garantie liegt in ber 
Theilnahme der Bollsvertretungen an ver Leitung und Ordnung des 
Finanz: und Schulvenwefens. Wo nad) ven franzöfifhen Kriegen die ftändifchen 
Berfafjungen reorganifirt oder neu eingeführt wurden, da warb den Ständen, 
Kammern, Landtagen, Parlamenten, oder wie bie Vertretungen heißen und weldyen 
Umfang von Redten fie auch erhalten moxhten, vor Allem das Recht ver Zu- 
fimmung zu neuen Steuern, zur Veräußerung von Staatsvermögen und zur 
Aufnahme neuer Schulden beigelegt. Der Inhalt und Umfang diefes 
Rechtes ift nicht Überall ganz der gleihe. In den meiften Berfaffungsurfunden 
ber deutſchen Staaten wird ald Bedingung für die Giltigkeit eines Anlehens vie 
Zuftimmung der Stände hingeftellt, wo Kammer- und Landesſchulden getrennt 
blieben, auch für die Aufnahme der erfteren. Mitunter können gegen ſpätere In- 
demnität auch von der Regierung allein Schulden fontrahirt werden, dod unter 
Borausfegung dringender Noth und für beftimmt limitirte Beträge, eventuell 
unter Einvernehmung der ftändifchen Staatsjhuldentommifjäre, worüber einige 
Berfafjungsurkunden, wie die baieriſche (Tit. VII. $. 15), die ſächſiſche ($. 115), 
die hannoverſche (Landesverfaſſ. Geſ. v. 1840 $. 163, Verfaſſ. Geſ. v. 1848 $. 97), 
die badifche ($. 57 und 63) u. a. m. befonvere weitere Vorſchriften enthalten. 
In einigen Berfafjungsurfunden ift die ganze Staatsſchuld ausprüdlid „unter die 
Gewährleiftung der Stände“ geftellt (Baiern Tit. VII. $. 11, Würtemberg $. 119). 
Durch das Steuerbewilligungsredt, weldes allerdings einen verſchiedenen Unffang 
bat, fi mitunter nur auf neue Steuern' bezieht, und im den deutſchen Bundes— 
flaaten nicht zum Steuerverweigerungsreht werden darf, haben die Stände indie 
tet auch fonft auf die ältere beſtehende Schuld einen Einfluß. Wie weit formelle 
Veränderungen mit der vorhandenen Schuld, welde feine Mehrbelaftung des Lan- 
der in ſich jchließen, einfeitig von der Regierung vorgenommen werden fünnen, 
das hängt von dem Wortlaut der Berfafjungsurtunde oder des betreffenden Ge— 
feges ab. Wo den Ständen nur das Recht der Zuftimmung zu neuen Anlehen 
gegeben ift, da fann 3. B. eine Zinsrebuftion und Konverfion wohl ohne Mit- 
wirfung der Stände erfolgen (Preußen 1861). Das öfterreichifhe Diplom v. 20, 
DH. 1860, Art. II. und das Grundgeſetz v. 26. Febr. 1861 $. 10 c. dehnen 
ven Wirtungskreis des Reichsraths aud) auf die „Konvertirung beftehender Staats» 
Idulden“ aus. Unpafjend ift in ven Verfaſſungsurkunden vie gelegentlich vor- 
Iommende Formulirung der Bedingungen, unter welhen nur Schulden aufge: 
nommen werden dürfen, worin fich eine völlige Berfennung der wechjelnden Bes 
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bürfniffe des Staatshaushalt8 und der fi verändernden Anfhaunngen über das 
Staatsfhuldenweien ausfpriht (Bair. Berf. Urk. Tit. VII, $. 12!); ebenfo- 
wenig gehören Schulventilgungspläne oder auf vie Tilgung ſich beziehende Zu- 
fagen in ein foldes Gefeg (mie in ven Berfaffungsgefegen der meiften größeren 
deutfhen Mittelſtaaten). Solche Beftimmungen datiren aus einer Zeit, wo bie 
volkswirthſchaftliche und financiele Auffaffung ver Staatsfchulden nod eine we- 
fentlih andere war.”) 

Defters ift die Befugniß der Volksvertretungen eine noch weitergehende, in- 
dem bleibende ftändifhe Centralbehörden für die Staatsſchuld einge 
fegt wurben. Bei der großen materiellen Bedeutung res Staatsſchuldenweſens 
im modernen Staatshaushalt und der Abhängigkeit des Staatskredits von ge: 
nauefter Innehaltung übernommener Verpflichtungen (111 Mill Ueberemiffton ber 
öfterreich. Nationalanleihe!) ſcheint eine folde permanente Kontrole der Erefutive 
ſehr ratbfam zu fein. Schon früher pflegte namentlih das Tilgungsweſen unter 
befonderer ftändifcher Kontrole zu ftehen. Die Zufammenfegung und der Wir- 
lungskreis des Kontrolorgans ift in den einzelnen Staaten nit ganz gleid. In 
Hannover befteht die befondere Einrichtung des Schagfollegiums, weldes 
aus von der Regierung und von den Ständen ernannten Mitgliedern gebildet ift 
und über den ganzen Stantshaushalt eine Kontrole, über das Staatsfchuldenmwefen 
die Auffiht und zum Theil die obere Leitung auszuüben hat. Ständiſche Aus: 
fhüffe, refp. Kommiffäre und Kommiffionen in Baiern, Würtemberg, Sadjen, 
Defterreih, Baden u. a. m. find fpeciell für die Kontrole der Staatsſchuld mit 
mehr oder weniger weitgehenden Befugnifien, 3. Th. formeller Antheilnahme an 
wichtigen Verwaltungsalten, 3. B. Mitunterzeihnung der ausgegebenen Schuld— 
urfunden u. f. w., beftellt. Der Zwed der lobenswerthen Einrihtung gebt darauf 
hinaus, bie genaue Innehaltung der gefeglihen Berfügungen über das Staats: 
fhuldenwefen zu überwahen. Wenn bie Berfaffung der Regierung unter gewiſſen 
Bedingungen erlaubt, einfeitig Anlehen gegen nachträgliche Einholung der ftän- 
diſchen Zuftimmung aufzunehmen, fo müſſen dieſe Staatefhulvdentommiffionen da— 
von in Kenntniß gefegt werben (Defterreich) oder aud um ihren Rath gefragt 
werben (Hannover), Sehr zwedmäßig ift es, wenn folde Kommiffionen gleidy 
zeitig jährlih oder halbjährlih öffentlich Bericht über tie Lage ver Gtante- 
fhuld, ihre Größe, die vorgefallenen Operationen u. f. w. zu erftatten haben. 
Der Beriht muß mit eingehenden ftatiftifhen Beilagen verfehen und von ben 
Kommiflären unterzeichnet fein, fo daß legtere für die Richtigkeit der Publifation 
verantwortlich find.d) Auch wo ſolche Kommiffionen nicht vorhanden find, hat man 
mit Recht neuerdings das Princip der Publicität für alle Finanz und 


7) Bol. über dad Zu ftimmungsrecht der Stände u. f. w. in Saden des Staateſchuld⸗ 
weſens H. A. Zahariä, Deutſch. Staate- und Bundesrecht, 2. Aufl 2 Ih. (Gött. 1854) $. 217 
©. 468 ff. Preuß. Verf-Urk. v. 31. Jan. 1850 $. 103, öfterr. k. Handichreib, v. 17. Juli 
1860 (N. G. B. 1860, &. 298), Dipl. v. 20 Dft. 1860, Art. I1, Gef. v. 26. Febr. 1861, 
8. 10 c, baier. BU. Tit. vi, &. 11, 12, (13—15), ſächſ. B.-U. $. 105, 107, u. Gef. 
v. 5. Mai 1851, $. 8, bannov. 2.2. ©. v. 6. Aug. 1840, $. 163 (161 ff.), (Gef. vom 
5. Sept. 1848, $ 97, 98), würtemb. D. 11. $. 119 (120), bad. Bell. $. 57. Auch in dem 
Berfafjungsurfunden der Kleinftaaten finden ſich ähnliche Beftimmungen, vol. 9. U, Zadariä, 
Die deutfchen Berfaffungägefepe d. Begenw. Gött. 1855, 1. Kortf. 1858. 

8, Weber die ftändiihe Kontrole f. das öſterr. efep v. 13. Der. 1862 über die Kon— 
trole der Staatöſchuld durch den Meicherarb, baier. Bell. Tu. VII, $. 13 -16, ſJächſ. Boll. 
8. 106, 107, bannov. 2. 3, ©, v. 1840, $. 164, 165, Gel. 12. Sept, 1838 über d. Schaß— 
folleg., bad. Bl, $. 63, 
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Krebitverhältniffe, befonders auch für das Staatsſchuldweſen adoptirt, in der Haren 
Ginfiht, daß offene und getreue Darlegung der Sachlage ſtets das befte Mittel 
zur Befferung oder Aufrechterhaltung des Krebits ift und die Kontrole der öffent- 
lien Meinung aud im wahren Interefje des Staats felbft liegt. Das Geheimniß 
über Finanz » und Gtaatsfchulpverhältniffe, welches bis zum I. 1848 vielfach 
ſtreng bewahrt wurde, ift jett faft überall gehoben (Defterreidy’s trefflihe Publi- 
fationen; in nmeuefter Zeit beginnt aud Rußland mit der Beröffentlihung feines 
Budgets). 

Im englifhen Staatsreht wird befanntlich zwifchen den auf dem Geſetze 
beruhenden, Feiner befonderen jährlihen Bewilligung bevürftigen und den einer 
ſolchen bebürftigen, für den Dienft des Jahres berechneten Ausgaben und 
Steuern unterſchieden. Zu ven erfteren gehören jegt brei Viertheile des Ausgabe— 
und Einnahmebubgets, darunter namentlid das Staatsfhulderforderniß. 
Es erſchiene ung für das feftländifche, ſpeciell das deutſche Staatsrecht fehr er- 
Iprießlih, wenn bei uns ähnliche Grundſätze Anerkennung gewännen. Der Begriff 
der Dotation liege fi bier finanzwiſſenſchaftlich und ftaatsrechtlihd paflend er- 
meitern und ausbilden. Namentlich vie Nothwenbigfeit einer jährlichen befonveren 
Bewilligung des Schulderforderniſſes muß, wie jede Bewilligung des abfolut 
Nothwendigen, wie L. Stein mit Recht fagt, als ein Unding bezeichnet werben, 
weil dadurch möglichen Falles die ganze Eriftenz des Staats In Frage geftellt 
werden kann. Die Ausfcheidung eines ftabilen Budgets, welches ohne ausdrückliche 
geieglihe Abänderung fortvauert und feiner befonderen jährlihen Bewilligung be- 
darf, erfcheint uns zugleih als eine Forderung ber Logif und der praftifchen 
Rothwendigkeit. Nur dadurch können die Anſprüche, welde aus dem Erforderniß den 
gefiherten Wortbeftehens des Staats logifch hervorgehen, mit dem parlamentarifchen 
Budgetbewilligungsrecht verföhnt werden. Es ift doch wirklich ein Nonfens zu ver- 
langen, daß etwa die Zinszahlung des Staats ftodt, weil noch fein legales Budget 
zu Stande gelommen if. Denn daburd wird das Interefie des Staats und bes 
Landes zugleich mit denjenigen ver jeweiligen Regierung geopfert. Hier fteht unfer 
tonftitutionelles Staatsreht noch im Beginn feiner Entwidlung. ?) 

Neben den Staatsfhulden fommen öfters auch jest noch befondere Brovin- 
jial-, Kreisſchulden u. f. w. vor. Die Älteren derartigen Schulden find häufig 
zur allgemeinen Staatsjchuld gefhlagen worden, wenn fie, wie oft der Fall war, 
für allgemeine äffentlihe Zwede kontrahirt geweſen find. Die neueren Provinzial- 
ſchulden find in der Regel für fpecielle Provinzialzwede aufgenommen worden, 
dann müſſen fie auch als Schulven jeder einzelnen Provinz allein angefehen und 
aus den Mitteln der Provinz, häufig aus Steuerzufhlägen zu den Staatsfteuern, 
verzinst und eventuell getilgt werben. ine neuere große Schuld der Art ift die 
öfter. Grimdentlaftungsfhuld (über 500 Mil. fl). Neben viefen eigentlichen 
Provinzialfhulden kommen noch Schulven der Provinzen vor, weldye ebenfalld von 
der allgemeinen Staatsfhuld getrennt find, aber doc wenigftens zum Theil den 
Charakter allgemeiner öffentlicher, nur auf beftimmte Provinzen gelegter Schulden 
an fi tragen. Dies ift 3.8. die Beſchaffenheit der ehemaligen lombardiſch vene⸗ 
tianiſchen und jegigen venetianifchen Montefhyulden. Denn wenigftens der Haupt 
theil diefer Schulden, die Zwangsanlehen von 1850 und 1859, können unmöglid 
als eigentliche Provinzialanlehen angefehen werben. Es wäre fonfequent, derartige 





9) Dal. v. Ezörnig, öfter. Budg. I, ©. 20, v. Malhud, Finanzwiſſ. I, ılı. ff, 
Stein, Finanzwifl. ©. 29, Wagner, Ordnung d. Öfterr. Gtaatähaush. ©. 58, 59, 
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Provinzialfegulden in allen vorlommenden Fällen nur als einen gewöhnlichen Be— 
ftandtheil der allgemeinen Staatsſchuld zu behandeln. 

B. Die Staatsfhuld gilt jegt mit Recht ald auf dem ganzen Lande 
qua Staatsgebiet haftend. Es ift deshalb ein Grundſatz bed neueren Völler⸗ 
rechts geworben, daß eine folhe Schuld von demjenigen, welder aus einem 
völferrehtlihen Titel Inhaber der Stantögewalt in dem Rande wird, z. B. burd 
Eroberung, anerfannt werden muß. Derfelbe Grundſatz muß gelten, wenn ein 
Ufurpator durch eine Nevolution fi zum Herrfher macht oder umgelehrt wieber 
dur den legitimen Herrfcher verbrängt wird. Die redhtögiltig kontrahirten Schulden 
der Zwifchenherrfchaft find ebenſowohl anzuerfennen, wie die Domänenverfäufe. 10) 
Freilich hat es und wird es ferner am Berftößen gegen biefe Regel in der Praris 
niht fehlen (Dänemark 1851 gegenüber Schleswig-Holftein!), aber die Theorie 
muß an dem Sage fefthalten. Es ift aud nicht daran zu zweifeln, daß er all- 
mälig allgemein_anerfannt werben wird. In Frankreich ift feit 1793 niemals 
daran gedacht worden, die Schulden ver „illegitimen“ vorausgehenden Herrfchaft 
zu repubiiren. 

Auch bei Theilungen des Staatsgebiets hat man den Grundfag angenommen, 
daß die Schulden billig repartirt werben follten. Nur ift die Repartition in der 
Praris nit immer nad biefem Grundſatz erfolgt, weil ſolche Landestheilungen, 
reſp. Abtretungen von Provinzen meiſtens in Folge von Kriegen ſtattfanden, wo 
dann bei den Verhandlungen über die Theilung der Schulden der Sieger die Be— 
dingungen einigermaßen nach Gutdünken vorſchreiben konnte. Die Provinzialſchulden 
find regelmäßig dem Lande gefolgt, fo auch ſelbſt die italieniſche Monteſchuld, 
welche im Berhältniß von 2/, und 3/, zwifchen Defterreih und Italien getheilt 
ward (Beftimmungen von Billafranca und Zürich, Mailänder Konvention vom 
9. Sept. 1860). Bei diefer Theilung fam Defterreih gut hinweg, wofür e8 aber 
um fo mehr bei der Theilung der allgemeinen Schuld benachtheiligt wurde. Aehn- 
liche Beftimmungen über die fpeciellen Landesſchulden enthalten auch ſchon bie 
Triedensfhlüffe der Nevolutiondzeit (Campo-Formio, Lüneville, Wien, Paris), 
neuerdings der Wiener Friede mit Dänemarf (1864). Die allgemeinen Shulven 
folten nad dem Meichsveputationshanptfhluß pro rata, nämlih die KRammer- 
{dulden nah dem Domänenertrage, die Landesſchulden nach dem GSteuerfapital 
auf die betreffenden Länder gelegt werben. Died wäre das relativ gerechtefte Thei- 
lungsprincip, weldyes aber freilich felten genau befolgt worben iſt. Meiftens ver- 
ftand man fi in den Friedensunterhandlungen zu einem Kompromiß, indem man 
fih auf eine runde Summe einigte, welde 3. B. der abgetretenen Provinz folgte 
oder vom Sieger herausbezahlt wurde. Die Summe felbft wurde nad politifchen 
Rückſichten beftimmt, ein übermüthiger und übermädtiger Feind konnte ja jede 
Schulpübernahme ablehnen. Im Züricher Frieden mußte fih Defterreih ſchließlich 
mit der Summe von 40 Mid. fl. K.M. Silber begnügen, welche Sarbinien als 
Antheil der Lombardei an der allgemeinen öfterreihifchen Staatsſchuld heraus- 
zahlte, während nad dem Grundſatz des R. D. Hptihl. Sarbinien, abgefehen von 
dem Antheil an der Montefchuld, mwenigftens 125 Mil. fl. 8.-M. hätte über- 
nehmen müffen. Die veutfhen Mächte find im Wiener Frieden mit Dänemarf 
glimpflier verfahren, indem fie auf bie Herzogthümer 39 Mil. R. B.-Thl. von 
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ber allgemeinen däniſchen Schuld übernahmen, ftatt der etwa entfpredhenden Summe 
von 20 Mill. R. B.⸗Thl. Auch wenn fi) mit der Zeit eine gerechtere völlerrecht⸗ 
fie Praxis herausbilden follte, welche die Steuerleiftung zum Repartitionsmaßftab 
mähme, fo ift damit ſchwerlich viel geholfen, weil es an Öegenrehnungen für 
Kriegstoften u. f. mw. niemals fehlen fann. Das Vae vietis wird feine Bedeutung 
behalten. — Aktiva der Tilgungsfonds werben mie die Paſſiva repartirt. 

C. Was ift zum Schluß aus dem Gefihtspunft der Finanztheorie über den 
Staatsbankterott zu fagen? Dffenbar hört bier eine theoretifche Erörterung 
auf, damit aber auch eine theoretifhe Rechtfertigung, obgleich felbft dieſe verſucht 
worden ifl. Ein Staatsbankerott kann eine unvermeidliche Kataftrophe fein, welche 
unaufhaltfam hereinbricht, wie der Zuſammenbruch der Law'ſchen Papiergelpwirth- 
Ihaft, der Aſſignatenwirthſchaft in der Revolutionszeit, aber ald wohl überlegte 
Binanzmaßregel wie in Defterreih 1811 ſcheint er uns ſchlechterdings nicht 
gerechtfertigt werben zu können. Am Wichtigſten und Einſchneidendſten bleibt ver 
Banferott im Papiergeldweſen, worüber im Art. Papiergeld, Bv. VII, ©. 776 ff. 
gehandelt wird. Der Bankerott in ber funbirten Schuld wird am Leichieften durch 
die unfelige Papiergeldwirthſchaft mit herbeigeführt, dadurch erflärt, aber nicht 
entſchuldigt, im Tester Linie auch dadurch felten verurſacht. Die Urſache des 
Bankerotis ift vielmehr in der Regel eine verfehrte Politik. Nicht das 
Schuldenmachen ala foldyes verdient den Zabel, fondern die Polilit, welche dieſes 
Schuldenmachen herbeiführt: das ift felbftverftändlih und wirb doch regelmäßig 
von den zumächft Intereffirten überfehen! Oder welcher Defterreiher tavelt 3. B. 
nicht Deſterreichs Staatsjhuldenvergrößerung, und wer bat in biefem Lande den 
Muth, offen die Konfequenz zu ziehen und feinen Stantsmännern zuzurufen: ber 
Ihränft Euere politifhen Aufgaben und wollt nicht unverrüdt gleichzeitig in Italien, 
in Deutſchland, im Orient eine Stellung behaupten, zu deren Aufrechthaltung 
Cuch die Machtmittel, weil dem Lande die wirthſchaftlichen Kräfte, fehlen? Der 
Stantsbankerott ift hier eine politifche Krankheit, deren Symptome blos in ven 
Finanzen zum Vorſchein fommen, wie innere Krankheiten des Körpers als Haut- 
franfheiten bervortreten können. Das präventive Mittel gegen den Staatöbanferott 
liegt alfo zwar in einer rationellen Finanzpolitif, aber deren unbebingte VBoraus- 
jegung ift eine vernünftige, die Aufgaben nad ihren Mitteln beſchränkende innere 
und äußere Boliti. Die Leiden, welche ein Staatsbanferott verurfadht, bebürfen 
keiner befonderen Schilderung. Der Banlerott bei einer großen, in weiten Kreijen 
verbreiteten Staatsſchuld führt zu einer bedauerlichen Erfehütterung der Einfommens- 
verhältniffe. Diefe Erſchütterung ift bei gleichzeitiger Papiergeldwirthſchaft nur 
minder empfindlich auf einmal, weil die vorausgehende Zinszahlung in entwerthetem 
Popiergelde dem Gläubiger bereits einen Theil des ihm Gebührenden früher ent- 
zogen hat (franzöflihe Staatsfhuld 1797, öfterreichifche 1811). Die Bollswirth- 
ſchaft ala Ganzes betrachtet, bewirkt der Banterott allerdings großentheil® nur eine 
veränderte Bertheilung des Nationaleinlommens, aber abgefehen von ver Wiber- 
rechtlichleit der Maßregel führt er, zumal in Berbindung mit der Devalvation 
des Papiergeldes, auch zu der furdtbarften Erjhütterung des Krebits, zu ben 
hlimmften Handelskriſen und zu einer allgemeinen Lähmung ver Volkswirthſchaft. 
Soweit überhaupt von Regeln und Grunpfägen beim Staatsbanterott noch bie 
Rebe jein fan, wirb man fordern müſſen, daß mwenigftens feine willkührliche Be— 
berzugung einzelner Schulpfategorien erfolge, fondern alle mit gleihem Maße ger 
mefien werben, 3. B. im Fall der gewaltfamen Zinsrebuftion. Willkürliche Schulb- 
verndiationen, welche nicht einmal burch ftaatlihen Nothſtand entſchuldigt werten 
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fünnen, wie fie in einzelnen norbamerifanifchen Staaten vorgefommen find, müfjen 
vollends als nieberträdhtig gebrantmarft werben. Nicht unwichtig ift die Frage, 
welches Berhalten der Staat fpäter, wenn er fidh wieder in günftigerer Lage be» 
finbet, den verlegten Gläubigern gegenüber innehalten fol. Wenn in der Zwifchen- 
zeit die Gläubiger gar nicht gewechſelt haben, alfo die Echuldverfchreibungen in 
den Händen ber urſprünglich Beſchädigten geblieben find, dann ift die Frage 
einfah zu beantworten: der Etaat muß fein Unreht möglihft vollftändig und 
möglihft rafh wieder gut maden, 3.3. die volle Zinszahlung wieder aufnehmen. 
Über begreiflich wird die Sachlage felten der Art fein. Vielmehr werben die Papiere 
meiftens in anderen Befig, 3. B. in den von Spekulanten übergegangen fein. Die Refti- 
tution der Schuld käme hier den urſprünglich Beſchädigten nicht zu Gute. Hat daher 
der Staat freie Hand, ift er 3. B. nicht durch ein beftimmtes, bei der Erflärung des 
Bankerotts gegebenes Berfprehen gebunden, woraus dann inbireft ein etwas 
befferer Kurs hervorgegangen und auch den fpäteren Erwerbern der Papiere eine 
Art Anfprud auf die Erfüllung dieſes Berfprehens erwachſen fein fann, fo wird 
die Wieberherftellung der Schuld nicht unbedingt angerathen werden können. Un- 
verbient werben dadurch nur Prämien aus dem Bollsvermögen vertheilt. Der 
Bortheil für den Staatskredit wegen des moralifhen Eindruds folder Maßregeln 
möchte ſchwerlich body zu veranfchlagen fein und wird gewiß durch bie financiellen 
Opfer aufgewogen. Kann der Staat vollends nit auf einmal und vollftänbig 
die Zinszahlung wieder aufnehmen, fondern muß er aus Nüdfiht auf feine 
Finanzlage die Reftitution der abgemworfenen Schuld auf einen langen Zeitraum 
vertheilen, fo unterbleibt eine folde Maßregel lieber gänzlih. Operationen wie die 
Herftellung der niederländifchen Schuld im Jahre 1814 und bie Ummanblung der 
öfterreihifchen älteren Etaatsfhuld im Jahre 1818 (Bd. VII. €. 603), welde 
eine fich über Jahrzehnte Hinziehende allmälige vollſtändige Wiederaufnahme ver 
urfprünglihen Zinszahlung bewerfftelligen follen, nügen ben urſprünglich Beſchä- 
digten faft nichts, verbeffern den Staatskredit gar nicht, belaften die Finanzen 
zwedios und führen zur Uebernahme von PVerpflihtungen, welche fpäter fehr 
brüdend werden können. (Trage der Wieverherftellnng der fchleswig-holfteinifchen 
Schuld.) 

D. Die politiſche Bedeutung des Staatsſchuldenweſens ergibt ſich aus 
der vollswirthſchaftlichen Bedeutung desſelben. Die Auffaſſung, welche in dieſem 
Aufſatze vertreten wird, führt nothwendig auch zu einer anderen und, wie wir 
glauben, unbefangeneren Würdigung der Staatsfhuld in politiſcher Hinſicht. Auch 
bier hat man bisher meiftens nur Schatten gefehen. Die Staatsſchuld Oeſterreichs 
gilt für den größten Nothſtand dieſes Staats; England, Franfreih, Italien er: 
einen durch ihre Staatsfhuld oftmald auch in politifher Beziehung in ihrer 
Bewegung —— wogegen alle Welt darin übereinſtimmt, daß die kleinſte 
europaͤiſche Großmacht, Preußen, durch ihre günſtige Finanzlage und beſonders 
durch ihre glückliche Schuldenfreiheit — denn im Vergleich mit den anderen Mächten 
iſt die preußiſche Staatsſchuld kaum zu nennen, zumal ſie zu einem großen Theil 
für privatwirthſchaftliche Kapitalanlagen, wie Eiſenbahnen, aufgenommen worden 
iſt und der preußiſche Staat noch ein reiches Domanium beſitzt — bis zu einem 
gewiſſen Grade erſetzt, was ihr an materieller Kraft, an Land und Leuten, ab— 
geht. Aber beruhen dieſe Anſichten auf einem klaren Verſtändniß des Sachverhalts 
und des Kaufalnerus? Uns ſcheint, nein. Natürlich kann man die Frage nicht fo : 
ſtellen: würde 3. B. Defterreih nicht ohne Staatsſchuld viel mächtiger daflehen ? 
Diefe Frage wird Jerermann bereitwillig bejahen. Aber man muß ſich vergegen- 
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märtigen, daß es fih immer nur um bie Alternative handelt: Staatsſchuld 
oder Befteuerung? Hätte Defterreich feit 1848 feine Ausgaben ſämmtlich durch 
Steuern befiritten, fo befäße es jegt 1500 Mid. fl. Schulden weniger. Daß es 
veehalb politifch mächtiger wäre, ift fehr zu bezweifeln, denn ſicher wäre es volle: 
wirthſchaftlich bei dieſer koloſſalen Befteuerung nicht fo fortgefhritten wie jet, 
vermuthlich zurüdgelommen, zumal ihm das Ausland einen fo großen Theil der 
Rapitalien geliehen Hat. Nur ein Theil jener Summe hätte durch die Befteuerung 
gebedt werben müffen. Hier find die früher erörteten Umftände maßgebend (I. D.) 
Ebenfo wenig hat Preußen durch feine relative Echulvenfreiheit in politifcher Be— 
jiehung etwas gewonnen, wenn feine Veftenerung, 3. B. zum Zmwed ver jährlichen 
Säuldentilgung, etwa nachtheiliger wie die Aufnahme und Fortdauer von Schulden 
fein ſollte. Das ift freilich im diefem Beiſpiel unwahrſcheinlich, aber in einer 
anderen Periode recht wohl möglih. Alles hängt ſtets davon ab, ob es beſſer if, 
eine Ehuld zu fontrahiren, ftatt die Steuer zu erhöhen, das einmal aufgenommene 
Schuldlapital in der Geſammtwirthſchaft fteden, die Bevölkerung dafür in ben 
Steuern die Zinfen zahlen und ihr das eigene Probuftivfapital unverfürzt in 
Händen zu laffen oder aber das werbenre Kapital ftatt ver Schulpaufnahme und 
zum Zwed der Heimzahlung der Schuld den Steuerzahlern zu entziehen. Oft 
genug wird das erftere Verfahren den Vorzug verdienen. Dann wird bie Staats- 
ſchuld vie politifche Macht des Staats auch nicht benadhtheiligen. Wenn man 
daher gegen biefe Anficht eingewendet hat, welche Schulvenlaft fih Preußen zum 
Nachtheil feines Krevits und feiner Macht hätte aufbürben müffen, wenn es etwa 
kit 1806 alle Kriegstoften u. f. w., alle ſtaats- und privatwirthſchaflichen Kapital- 
anlagen durch Anleihen ohne Schulventilgung beftritten hätte, fo möchten wir er- 
widern, daß dadurch allerdings eine große Staatsfhuld, aber, unter Borausfegung 
der Befolgung der für die Benütung des Staatöfretits oben feftgeftellten Regeln, 
leineswegs nothwendig eine Einbuße an Kredit und Macht hervorgerufen worben 
wäre. Möglichen Falls, namentlich wenn Preußen etwa noch bebeutend größere 
Ausgaben zu beftreiten gehabt hätte, würden Land, Boll und Staat wirthſchaftlich, 
finanziell und politiſch trog einer großen Staatsfhuld ſich beffer befinden können, 
als bei einer diefe Schuld erfegenden Befteuerung. Man vergeffe doch nur nicht, 
daß der Staatshaushalt oder die Geſammtwirthſchaft, zufammen mit den Einzel: 
wirtbihaften, Einen großen Wirthihaftsorganismus bilden und Befteuerung und 
Anleihe nur zwei verfhiedene (Formen derfelben Operation, ber Her- 
beigiehung von Kapital aus den Einzelwirtbihaften in die Geſammtwirthſchaft, 
darftellen. Im Grunde genommen wird bei der Aburtheilung über die Staate- 
ſchuld und ihre politifhen Nachtheile nur wieder Urſache und Wirkung oder Urfache 
und Symptom verwecfelt. Nicht vie Staatefhuld ift das Uebel, ſondern die Um— 
fände, welche meiftentheild die Staatsfhuld hervorrufen: die anomale politifche 
Lage, fo feit 1848 in Defterreich, feit 1859 in Italten, feit 1861 in Nord: 
amerifa, früher, 1793 u. ff. in Großbritannien. In feiner feit langer Zeit günftigen 
pelitiihen Situation, nicht in der Schulvenfreiheit liegt Preußens politiſche Stärke, 
Eine gewiffe Höhe der Befteuerung Tann ein viel ſchlimmeres Symptom wie eine 
große Staatsfhuld fein. Im Hinblid auf die großen Staatsfhulden einzelner 
änder wird man daher häufig genug fagen müſſen: das Land hat eine traurige 
Gedichte oder eine fehwierige Entwidlung gehabt, zum Glüd konnte es wenig- 
Rens die Ausgaben, welde feine anomale Lage hervorrief, durch Staatsfhulden 
beftreiten: immer noch ein Glüd im Unglüd! Einzelne befondere politifhe Vor- 
thelle des Staatsſchuldenweſens find übrigens ſchon länger allgemein anerfannt 
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worden. Wichtige und einflußreihe Klaſſen der Bevölkerung erhalten ein reges 
Intereffe an dem Beftand und ber ruhigen Fortentwidlung des Staats. Bei ber 
heutigen fosmopolitifhen Richtung des Kapitalienverfehrs werden durch das Staats: 
ſchuldweſen die wirthſchaftlichen und folgeweife vie politifhen Intereſſen der einzelnen 
Länder aneinander gelettet. Es entfteht dadurch eime gegenfeitige Abhängigkeit ver 
Länder und Bölfer und deshalb aud ihrer Regierungen von einander. Auch bie 
Regierung der kreditirenden Vollswirthſchaft muß gewiſſe politifche Rüdfichten auf 
den ſchuldenden Staat nehmen, weil fie leiht ihr eigen Fleiſch und Blut fonft 
fhädigen könnte. Wie die Entwidlung des Welthandels und des Krebitwefens, fo 
trägt daher auch noch fpeciell das Staatsfhuldenwefen zur Förderung einer frieb- 
lihen internationalen Politik und hierdurch im eminenteften Sinn zur Förderung 
der materiellen und geiftigen Kultur der abenvländifchen Bölferfamilie bei. Die 
Staatefhulden bilden ein wichtiges Element in dem gegenwärtigen wirthſchaftlichen 
und fulturgefchichtlihen Entwidiungsproceß, durch welchen bie europäifchen Bölfer 
und ihre Ablömmlinge in ven anderen Welttheilen zu einer wahren Weltwirth- 
[haft verfhmolzen werben. 

IV. Gefchichte und Statiftif des Staatsfchuldenwefens. 

Wir müffen hierfür mit Rüdfiht auf ven Raum in biefem ohnehin fhon zu 
lang gewordenen Artikel auf die befonderen Auffäge über bie einzelnen Staaten 
im Staatswörterbucd verweilen. Es wird darin mit größerer ober geringerer Aus- 
führlichkeit ftets auch ein Ueberblid über den gegenwärtigen Zuftand und zum 
Theil aud über die Entwidlung der Staatsfhulten gegeben. 

Dagegen find hier no einige Bemerkungen über die Methode ter flatiftifchen 
Bergleihung der Staatsfchulden mehrerer Länder anzufügen. Eine ſolche Bergleihung 
ift ſehr ſchwer anzuftellen und fegt die Vorführung eines großen ftatiftifchen Ziffern- 
apparats nebft den betreffenden Erläuterungen voraus, Mit den üblichen ftatiftifchen 
Zufammenftellungen ift fehr wenig gebient. Diefelben täuſchen und irreleiten mehr, 
als daß fie belehren, und tragen nur zur Disfrebitirung der Gtatiftil bei. Die 
gewöhnlichen Bergleihe, welche man 3. B. in Zeitungen angeftellt findet, taugen, 
herausgeriffen wie die Zahlen aus dem Zufammenhange find, in der Regel gar 
nichts. In Lehrbüchern und wiſſenſchaftlichen Werken follten bei folhen Zuſammen— 
ftellungen wenigftens niemals Erläuterungen fehlen, weldhe ven Grab ver Ber- 
gleihbarfeit der ftatiftifhen Daten aus verjchtevenen Ländern und Zeiten darthun. 
Bellagenswerth ift die Leichtfertigkeit, welche in ſolchen ftatiftifhen Zufammen- 
ftellungen meiften® angetroffen wird. 

Am Häufigften werden die Nominallapitalten der Staatsſchulden ver- 
fchiedener Yänder und Perioden verglichen. Wozu kann dies dienen? Das Nominal- 
fapital zeigt weder, melde Kapitalfummen ber Voltswirtbfchaft entzogen und vom 
Staate verwendet worden find, noch welche Schulbfumme der Staat wieder zurüd- 
zuzablen hat. Denn viele Schulden werben bebeuteub unter Pari fontrahirt und 
viele find als Rentenfchulvden nicht zu tilgen. Die Berfchiedenheit des Nominal- 
zinsfußes macht ed unmöglih, aus dem Nominalfapital einen Rüchkſchluß auf bie 
Größe der Zinfenlaft zu ziehen. Das Nominalfapital ift nad ber Höhe des 
Nominalzinsfußes ganz verfehieven. Jede Konverfionsmaßregel ändert den Betrag 
besjelben, mitunter um wahrhaft folofjale Summen. Bor der legten Fould'ſchen 
Konverfionsoperattion, der Umwandlung bes größten Theils ber Al/, procentigen 
in 30/, Rente, betrug 3. B. das Nominallapital der franzöfifchen konfolibirten 
Schuld 9925 Mil. Fr. am 1. Ian. 1862, melde Summe durch die Konverfion 
am 2, Juni 1863 auf 12,080 Mid, Br. geftiegen war, während bie Sumune 
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der Renten nur von 356 auf 375.8 Mil. Fr. ſich gehoben hatte. Je nachdem 
man die Zahlen des Jahres 1862 oder 1863 zu einer Vergleihung mit anderen 
Staaten benugt, erhält man mithin die verfchiedenartigften Nejultate, während vie 
franzöfifhe Staatsfhuld im Ganzen in diefem Jahre diefelbe geblieben ift. Nach 
folhen Daten werden dann gar die Quoten für jeden Kopf der Bevölkerung be- 
rechnet, eine Berechnung, welche offenbar vollkommen werthlos, ja pofitiv ſchädlich 
it, denn fie fann für feinen einzigen richtigen Schluß als Grundlage dienen. 
Und doch find dies die üblichften Vergleiche. Dabei ift auf die innere Verſchieden⸗ 
heit der Staatsfhulden noch gar nicht einmal Rüdfiht genommen. Der Umftand 
. B., daß mande Staaten Staatseifenbahnbau betreiben, andere nicht, hat noth- 
wendig die Vergleichbarkeit der Staatsfchuldenziffern verſchiedener Länder neuer- 
dings mwefentlich geſchmälert. Wie laffen fi 3.8. die deutſchen Mittelſtaaten und 
Preußen oder Belgien in ihrem Schulvenwefen unmittelbar mit Frankreich, Eng: 
fand, Defterreich vergleichen ? 

Mindeftens müßten daher die Schulbfapitalien auf einen gemeinfamen gleichen 
Zinsfuß reducirt werden, um eine Vergleichbarkeit wenigftens anzubahnen. Eine 
ſolche Umrechnung ift oft ſchon nothwendig, um das Schuldfapital eines einzigen 
Landes ordentlich zufammen rechnen zu können, 3. B. wenn 1 procentige neben 
4,5 und 60/, Obligationen vorlommen. Aber ein richtiges Bild gewährt aud 
diefe Berehnungsart nit. Denn da die Zinsfüße der verfhievenen Länder und 
Zeiten verſchieden find, fo läßt die Reduktion auf einen einzigen Zinsfuß die Ver— 
ſchiedenheit ver wirklich aufgenommenen oder der zur Rückzahlung verfchriebenen 
Kopitalien verfchwinden, z. B. wenn man die großentheild 3 %/, englifche und vie 
meiftens 5 9/, öfterreichiihe Schuld auf einen gleihen Zinsfuß umrechnet. Auch 
paßt eine ſolche Umrehnung nur für eigentliche, nicht rüdzahlbare Rentenfhulven, 
während die Belaftung des Staats an rüdzahlbaren Schulden eines von bem 
Reduktionszinsfuße verjchievenen Zinsfußes nah ftattgehabter Umrechnung nicht 
efihtlih wird. 

Bil man daher eine ftatiftiihe Vergleichung zwifhen den Schuldkapi— 
talien mehrerer Länder anftellen, jo muß man nothwendig eine boppelte Be- 
rehnung machen. Einmal tft das wirklich eingezahlte Kapital zu berechnen, 
fedann das Schuldkapital, weldhes der Staat im gegebenen Augenblid ſchuldet. 
Das eingezahlte Kapital zeigt, welhen Betrag der Staat aus der Vollswirthſchaft 
an fih herangezogen und für die Stantsbebürfniffe verwendet hat. Je nad den 
Anleihemethoden und dem Kursftande kommen bier natürlich von den Nominal- 
tapitalen gänzlich verfhievene Summen heraus, Großbritannien erhob z. B. von 
1793—1801 202.4 Mill. Pf. St., wofür ein Nominalkapital von 314.5 Mil. 
V. St. in der Staatsfhuld fteht. Um nur für Einen Staat das eingezahlte 
Kapital zu berechnen, bedarf e8 oft der umftändlichften Unterfuhungen, das noth- 
wendige Material ift gar nicht immer publicirt, aus älteren Perioden häufig nicht 
mehr vorhanden. ine vergleichen ftatiftifhe Darftellung des Schuldenweſens 
mehrerer Länder gehört vollends zu den mühſamſten und ſchwierigſten ftatiftiihen 
Arbeiten, und doc knüpft ſich das Interefie zumeift an den Betrag des einge- 
ablten Kapitals. Bei der Berechnung des jegigen Schuldkapitals hat man einmal 
die rüchzahlbaren Schulden mit dem Nominalbetrag, ohne Unterfchied auf welchen 
Zindfug fie Tauten, und die Rentenfhulden ebenfalls mit dem dem Zinsfuß ent: 
hrehenden Nominalbetrag anzufegen, indem man von der Annahme ausgeht, daß 
der Staat diefe Summe zahlen müßte, um fofort fehuldenfrei zu werben (wobei 
denn nur bie im Oefammtbetrage jedoch nicht ſehr großen Lotterieanlehen und bie 
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Zeit- und Leibrenten Schwierigkeiten machen). Eine verartige Berehnung hat jeboch 
wenig Bedeutung, weil die fofortige Rüdzahlung der Schulden gar nicht in Frage 
fommt. Zweitens fann man bie ganze Schuld auf ihren jegigen Werth zurüd- 
führen, entweber auf den Kurswerth nad dem Kurfe der einzelnen Obligationen 
oder die Rentenfhulden auf den Kurswerth und die Schulden, weldhe in fpäteren 
Terminen zurüdgezahlt werben müffen, auf ihren jetigen mathematifhen Werth, 
wobei dann aud die Lotterieanlehen, bie Zeit» und Peibrenten richtig behandelt 
werden. Es würden zu biefem Zweck die meitläufigften Rechnungen anzuftellen 
fein, ohne daß auch dieſes Refultat die Mühe lohnte. Die Vergleichbarkeit zwiſchen 
verſchiedenen Ländern bliebe immer problematiſch, beftimmte Schlüffe auf die Größe 
der Belaftung der Staaten durch ihre Staatsfchuld ließen fich doch nicht ziehen. Wir 
können daher ven wiſſenſchaftlich ftatiftifchen und ven praftifchen Werth folcher Berech⸗ 
nungen bes jegigen Kapitalbetrags der Staatsfhulden nur fehr gering anſchlagen. 
Der große Unterfchieb des äffentlihen vom Privatfchuldenmwefen zeigt fih auch in 
dieſem Punkte. Nur al Pari rüdzahlbare, auf beftimmte Termine aufgenommene 
Schulden geftatteten eine genauere Bergleihung des Kapitalbetrags. Wie viel un- 
nüger Aufwand mit Maſſen nichts beweifender Ziffern wird hier immer nod ge» 
trieben und welche zahlreichen haltlofen Schlüffe werben darauf gebaut! 

Um fid einen Meberblid über die gegenwärtige Berfhuldung verſchiedener 
Staaten zu verfhaffen und ein Urtheil über die Belaftung eines Staats durch 
feine Schulden zu bilden, wird man ſich daher noh am Ridhtigften an den Be— 
trag ber Zinfen und der den Zinfen entfpredhenven Zahlungen (Prämien, Lot: 
teriegewinnfte) halten, welche in einem gegebenen Jahre zu entrichten find. Dazu 
fann man noch die in dem Jahre erfolgte, refp. erfolgen müffende Tilgung 
rechnen. Der Zinfenbetrag läßt fih in feiner abfoluten Bedeutung für vie 
Volkswirthſchaft durch die Veranfchlagung p. Kopf einigermaßen würbigen. Aber 
die Vergleihung der Kopfquoten [ehrt in Finanzſachen niemals ſonderlich viel, 
weil das unbefannte x ftets die Steuerfraft des Einzelnen und des Volks if. 
Was erfahre ich Über den Drud der Schuld, wenn ich weiß, daß in Großbritannien 
auf den Kopf etwa 6, in Defterreih etwas über 2 Thl. Iahreszinfen fommen ? 
Bergleihent ftatiftiihe Unterfuhungen können überhaupt vornemlih nur die rela- 
tiven Berhältniffe refp. Unterfchiene zur Anfhauung bringen. Dadurch vermögen 
fie aber immerkin nit unwichtige Belehrungen zu bieten und geftatten Rüdfchlüffe 
auf die thatfählihen Zuftände. Die wichtigfte bier anzuftellende Bergleihung be- 
zieht fih dann auf die relative Bedeutung, welche das jährlihe Staatsfhulder- 
forberniß für die einzelnen Staatshaushalte hat. Daraus ergiebt fi bie finanz- 
politiſche Wichtigkeit der Staatsfhuld für den einzelnen Staat und inbireft durch 
weitere Schlüffe und Mitbenugung anderer Beobachtungen auch ihre Wichtigkeit 
für die ganze Vollewirtbfhaft. Man geht hier am Richtigften zu Werke, wenn 
man die Procentfäge berechnet, melde das jährlihe Schulderforderniß (int. 
oder ercl. Tilgungsaufwand) etwa von ber Bruttoausgabe, der Nettoeinnahme und 
der Steuereinnahme beanfprucht. Daraus erfieht man namentlih, wie viel von 
den Einnahmen für andere Zwede bisponibel bleibt. Eine Reihe der wichtigften 
Schlüffe, welche bier nicht weiter einzeln gezogen werben können, Inüpfen fi an 
biefe Berechnungen an. Man gewinnt dadurch das relativ richtigfte Bild von ber 
Bedeutung der Staatsfhuld in den einzelnen Staatshaushalten. Auch bier müfjen 
bie umfaffendften Berechnungen, Unterfuhungen und gleihartigen Gruppirungen 
der finang-ftatiftifchen Daten vorhergehen, bevor eine Vergleichbarkeit der verfchies 
denen Budgets einigermaßen hergeftellt ift. Eine folde Arbeit liegt in dem treff- 
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lichen Werte Ezörnig’s über das öfferreichiſche Budget vor. Mit den hier ge- 
fieferten Daten habe ih an einem anderen Orte einige vergleihenp-ftatiftifche Be— 
rehnungen angeftelt, aus melchen bier zum Schluß das auf die Staatsfhulb 
Bezügliche mitgetheilt werden mag. Die Anfäge gehören den Jahren 1861 und 
1862 an, find ven Boranfhlägen entnommen und das Schulderforderniß umfaßt 
dabei die (kontraltliche) Schulventilgung mit. Die relative Bedeutung ber Staats- 
ſchuld in ven einzelnen Staaten läßt fih baraus im Ganzen aud für bie 
Gegenwart u | erfennen. 11) 

as Schulverforberniß beträgt Wür die Civilverwaltung bleibt 


von ber vom Steuerreinertrag nach Be- 
A— — fſttreitung des Aufwandes für 
rutto⸗ ⸗ 
— — — Schuld, Heer, Flotte noch 
%o () /0 /0 
1. 2. 3. 4. 
Preußen 10,5 15.3 0 50.3 
Spanien 175 24.1 0 49.7 
Baiern 18.2 27.5 0 82.3 
Frankreich 23.8 26.8 16.3 39.1 
Belgien 245 28,0 12.4 54.2 
Defterreich 314 49,5 46.3 15.9 
Holland 35.5 38.1 8.0 53.8 
boꝛtugal 36.2 46.6 45.1 17,8 
Großbritannien 36.% 38.3 37.3 16.6 


Die beiden legten Zahlenreihen dieſer Tabellen find fo zu verftehen: Kol. 3 
yeigt den Procentfag, den das Schulderforderniß noch von dem Meinertrag ber 
Steuern (direkte und indirekte) aufzehrt, nachdem ed aus dem übrigen Meinein- 
Iommen des Etaats (Einnahmen aus Staatseigenthum und fogen. vermiſchte Ein⸗ 
nahmen), foweit dieſes zureichte, gededt worden war. Kol. 4 zeigt den Procentfag, 
welcher vom Stenerreinertrag noch für die Givilverwaltung zur Berfügung fteht, 
nachdem die Ausgaben für die Schuld und für das Kriegsvepartement theild aus 
dem fonftigen Neineinfonımen des Staats, theild aus den Steuern vollftändig 
gebedt worden find. Zu bemerken ift dabei, daß das Verhältniß Oeſterreich's 
bier infofern ein wenig zu ungünflig erſcheint, als vie Ginnahme ohne bie 
neueren Steuererhöhungen angefegt und die Shuldentilgung beſonders er- 
beblih if. Die normale Lage würde etwa in Kol. 2 einen Sat von 42 
bie 45, in Kol. 3 von 40—42, in Kol. 4 von 18—20°%/, zeigen. Die Stellung 
Frankreichs und Spaniens erſcheint aus vorübergehenden Urfahen in ber obigen 
Tabelle etwas zu günftig. Aber im Wefentlichen zeigt die Tabelle bie wahre 
relative Belaftung jedes Staatshaushalts durch die Staatsfhuld in gegenmwärtiger 
Zeit. Defterreich (und Portugal) und Baiern bilden die Ertreme. In Defterreih 
bleibt von der Reineinnahme nad der Beftreitung des Schulderforderniffes und 
ver Ausgabe für Heer und Flotte relativ am Wenigften für die Civilverwaltung 
übrig, d. h. für die unmittelbar und im Ganzen probuftivfte Ausgabe, welche 
zumal im Defterreich bei der politifhen Organiſation und der Kultur- und Wirth- 


Dot. v. Czörnig, d. öflerr. Budg. Wien 1862, bei. ®. 2. ©. 488, 484 u. meine 
Didnung d. öfterr. Staatehaush. S. 135— 154, bef. ©. 146, 151, wo auch das Nähere über 
die Berechnungsart u. f. w. 
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ſchaftsentwicklung dieſes Landes am Nothwendigſten iſt. Und dabei iſt der Steuer⸗ 
drud in Defterreih ſchon jetzt am Schwerſten, das werbende Staatövermögen 
wurbe wieder veräußert ‘Eifenbahnen) oder wirft wenig ab. Allerdings ift das Ber- 
hältniß in Großbritannien nit viel günftiger, aber viefes Meich bedarf für bie 
Eivilverwaltung bei feinem Syftem der Selbftverwaltung viel weniger Mittel aus 
dem Stantsfhage. Preußen hat bei der Kieinheit feiner Staatsſchuld, welche noch 
bazu zum erheblihen Theil für einen Reinertrag gebende Unternehmungen aufge 
nommen worben ift, ven größten Theil feiner Reineinnahme nnd fogar den ganzen 
Reinertrag feiner Steuern für andere Staatszwecke disponibel, aber fein großes 
Militärbudget drüdt dem für die Civilverwaltung übrig bleibenden Theil der Rein- 
einnahme aus der Befteuerung ftarf herab, jevodh immerhin nur auf ben Gag 
von Belgien und Holland. In Frankreich ift trog der enormen Steigerung ber 
Schuld und des großen Heeresetatö des dritten Napoleon das Berhältniß immer 
noch weſentlich günftiger, wie in Defterreih und Großbritannien. Baiern zeigt und 
die vortheilhafte Lage der deutſchen Mittelftaaten, eine mäßige, zum großen Theil 
für privatwirthfchaftlihe Kapitalanlagen aufgenommene Schuld, ein bedeutendes 
Staatseigenthum (Domanium, Eifenbahnen), ein nicht allzu bedeutendes Militärbudget, 
da bei der gegenwärtigen politifhen Organiſation Deutfhlands vie Laften des 
militärifchen Schuges auf Preußens und Defterreihs Schultern abgewälzt werben 
fönnen, und in Folge aller diefer günftigen Umftände eine mäßige Befteuerung, 
welhe faft ganz für den probuftiven Theil der Staatsausgaben, für die Civil 
verwaltung verfügbar ift: das Ideal eines Finanzzuſtandes, nur daß dasſelbe in- 
direft auf Koften Anderer erreicht und um ben hohen Preis des Mangels ber 
den Mittelftanten einmal verfagten felbftändigen politifhen Altion und damit der 
größeren gefchichtlihen Bedeutung bezahlt wir. 

Literatur. Bon den finanzwiſſenſchaftlichen Syftemen find befonders bie 
befannten Werke von v. Maldhus und Rau zu nennen; Rau ($. 471—529) 
bleibt durd den Reichthum des Materiald und die Befonnenheit des Urtheils 
immer vorzüglich, wenn auch feine principielle Auffaffung des Staatsſchuldenweſens 
von der neuern abweidht; fonft vgl. auch Stein’s und Umpfenbads Lehr- 
bücher. Hauptwerf über alle fragen des üffentlihen Kredits ift Nebenius’ 
öffentl. Kredit, fehr wichtig für die neuere Auffafjung des Staatskredits: Diegel, 
Syſtem d. Staatsanleihen (Heivelb. 1855). Vgl. auch „Ueber den Staatekredit“ 
v. einem ruf. Staatsmann (Lpz. 1840); Schäffle in d. Tüb. Ziſchr. f. d. ge- 
ſammte Staatswiſſenſch. in d. Aufjag: Die Konkurrenz der Organe des Gtaats- 
lebens u. f. w. (B. 20, 1864, ©. 148 ff); v. Hod, die öffentl. Abgaben und 
Schulden (Stuttg. 1863, ©. 265 ff.). U. Wagner, die Ordn. d öfterr. Staats- 
haush. (Wien, 1863), worin die in viefem Artikel erörterten ragen fowohl 
principiell als mit Rüdficht auf Defterreih befproden find. — Weitere Yiteratur 
f. bei Rau $. 471. — Neuefte Etatiftif in den Goth. Alman.; vgl. ferner 
Horn, annuaire internat. du ered. publ. (Par. 1859—61, leiver nicht fort: 
geleet u. O. Hübner, Ber. d. ftatift. Centralarchiv's; v. Czörnig, Defter. 

udg. (Wien, 1862). Adolph Wagner. 

Staatöftreich, ſ. Nothredt. 


Staatöverbrechen. 


Die im baterifhen Strafgefegbuhe von 1813 enthaltene Cintheilung ber 
Verbrechen in Privat: und öffentliche oder Staatsverbrechen if von der neuern 
deutſchen Gefeggebung wegen ihrer inneren Unhalibarfeit aufgegeben worben. Die 
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neueren —— ſtellen die einzelnen Verbrechen lediglich nach ihrer äußeren 
oder inneren Verwandtſchaft in Kapiteln und Titeln ohne weitere Abtheilung neben⸗ 
einander, Jedenfalls iſt die Eintheilung in Privat- und Staatsverbrechen nicht 
erfhöpfend und führt zu irrthümlicher Auffaffung mander Delikte, deren unmittel- 
baren Gegenftand weder das Recht einer einzelnen Privatperfon, noch das des 
Staatsgamzen bildet, 3. B. die Unzuchtsverbrechen, Meineid x. 

Allerdings verlangt die wiſſenſchafthiche Behandlung des Strafrechts 
auch für den befonderen Theil eine foftematifhe Gliederung ber einzelnen Delilts- 
arten, und es ift feine frage, daß ber Gegenſtand ver Berlegung den geeig- 
netften Eintheilungsgrund bietet. Allein wenn man bei biefer Eintheilung nicht 
eine Reihe von Deliften unter falſche Gefihtspunfte bringen will, jo muß man 
zwifchen die Privatverbrehen, d. h. die Verbrechen gegen die Rechtsfphäre bes 
Einzelnen, und die Verbrechen gegen den Staat die gegen die Nechtsiphären ber 
Familie und der (religiöfen wie bürgerlichen) Geſellſchaft einfchalten. Nur auf biefe 
Art wird Bollftändigkeit erreicht und feinem Delifte Gewalt angethan, 

Dei den Berbrechen gegen den Staat iſt ſodann weiter zu unterjheiden 
zwiſchen ven Berbredhen gegen das Gtantsganze und den Berbrechen gegen bie 
einzelnen Stantöverwaltungszweige (Finanz, Polizei, Rechtspflege und Milltär). 
Es ift wohl Hier nicht der Drt, diefe zweite Klaffe von Stantöverbrechen zu be- 
handeln. Wiewohl auch Münzverbrehen, Widerſetzung, Aufruhr, Duell, Meineid, 
Defertion,, Beftehung, Amtsverbrechen ꝛc. unmittelbar gegen den Staat ge- 
richtete Verbrechen find, jo fallen fie doc nicht unter die an dieſem Orte allein 
in Betracht fommenve Kategorie der politifhen Verbrechen im engeren eigent- 
lien Einn des Wortes. !) Als folche können vielmehr nur die Verbrechen gelten, 
welche im der neueren deutſchen Gefeßgebung unter dem Namen Hochverrath 
und Landesverrath vorfommen, daher aud die folgende Darftellung ſich nur 
mit diefen befafien wir. 

Bekanntlich bildet das römiſche Recht nicht nur eine Hauptquelle und einen 
Hanptbeftanbtheil des früheren gemeinen deutſchen Strafrehts im Allgemeinen, 
jondern auch fpeciell in Bezug auf das Majeftätsverbrechen. Die deutſche Gefeg- 
gebung bat num freilich in unferem Jahrhundert (genöthiget durch die veränderten 
politifhen Zuftände) in dieſer Materie neue Wege eingefchlagen. Allein da aud 
dieſe neue Gefeßgebung doch noch vielfältig mit dem früheren gemeinen Rechte in 
Zuſammenhang fteht, fo kann wohl hier von einer wenn auch flüdtigen Betrach- 
tumg des römifchen Rechts 2) nit Umgang genommen werben, j 

Die Entftehung des römifchen Majeftätsverbrehens (erimen laesae oder 
imminutae majestatis) gehört erſt der legten Zeit ver Mepublit an. In dem Aus- 
drud majestas liegt urfpränglich ver Begriff des Größerfeins; fpäter wurbe er 
ansihlieglich Prädikat für die Objekte und Berfonen, vie im Befig der höchſten 
Bürde ſtanden, alfo für die Götter und das Bolt (populus Romanus), fpäter 
für den Kaifer. Während ver Königszeit und in den erften Jahrhunderten 
der Republik firafte man die ſchwereren Delikte gegen ben römiſchen Staat 


,. D Hepp umterfcheidet geradezu zwiſchen umpolitifchen und politiſchen Staatsverbrechen und 
gi er Wtmdeng über diefe Verbrechen den Titel: „Die politifhen u. unpolitfchen St.” ıc. 


2) ©. über das röm. Recht vorzügl. W. Rein „Das Ariminafrecht der Römer von Ro» 
mulus bis auf Zuftintanus.” Leipzig 1844, S. 466-597. Köfllin „Die Perduellio unter den 
tönifhen Königen.“ Tüb. 1841. 
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als perduellio (von per, perquam = durch und durch, fehr und duellis ſ. v. m. 
Beind, duellum, bellum), bei weldher man bereits zwifchen perd. im engeren Sinne 
(Attentat gegen die Staatöverfaffung, innere perd.) und proditio (Berrath bes 
Baterlandes an den auswärtigen Feind) unterfchieb. 

Das erfte Geſetz de majestate imminuta ift die lex Appuleia (von dem 
befannten Bolfstribun L. Appuleius Saturninus) v. 3. 654 nah Erbauung ber 
Stabt oder 100 J. vor Chriftus. Sie trat als Aushilfe zu den Perbuellionsge- 
fegen für die geringeren Yälle von Staatsverbreden, ohne jedoch eine allgemeine 
Definition des Majeftätsverbrechens zu geben. Durch die fpäteren Gefege (namentlich die 
lex Cornelia, welde Sulla im I, 80 vor Chr. und die lex Julia, melde Cäfar 
gab) wurben die Perbuellionsfälle ſämmtlich unter den Begriff des crimen maje- 
statis aufgenommen. Dar auf dieſe Art erweiterte Majeftätsverbrehen umfaßte 
wohl jhon alle Handlungen, woburd bie äußere Eicherheit des römifhen Staats 
ober die innere Staatsorbnung gefährbet wurbe. 

Die Kaiſer begnügten fi nicht, ihre eigene Perfon als vornehmften Gegen- 
ftand des Majeftätsverbrehens hinzuftellen, ſondern erweiterten auch nod ben 
Umfang dieſes Delitts bis zu haarſträubender Abfurbität. Unter den ſchlechten 
Kaifern wurde e8 z. B. als Majeftätsverbrechen geahnbet, wenn fih Jemand in 
ber Nähe des kaiſerlichen Bilpniffes entlleivete. Dazu famen dann die Ausdehnung 
bes Berbrehensbegriffes auf faiferlihe Beamte, die Beftrafung jeder aud nicht 
thätliben Willensäußerung umd die Mitbeftrafung der unſchuldigen Descendenten. 
In der berüdtigten Lex 5 Codicis ad legem Juliam majestatis (lib. 9 tit. 8) 
wirb es für eine befondere Großmuth des Kaifers erflärt, daß die Söhne des 
Mojeftätsverbrehers nicht auch hingerichtet werben. Dafür follen fie aber nicht 
bloß ihr ganzes väterliches Vermögen verlieren, fondern aud alle Erbfähigfeit; fie 
follen ehrlos und arm fein für immer; ihr Dafein ſoll eine fortvauernde Strafe 
bilden, nur im Tode follen fie Troft finden!?) Die einzige Lichtfeite des römiſchen 
Rechts ift bei dieſem Majeftätsverbredhen die lex unica Codicis lib. 9. tit. 7. 
Si quis imperatori maledixerit, wonad bei wörtlichen Beleivigungen des Kaiſers 
niemals eine Strafverfolgung ohne kalſerliche Erlaubniß ftatt finden folle, — eine 
fehr zwedmäßige Beftimmung, die (zum Theil mit Modifilationen) auch in einige 
neuere deutſche Geſetzbücher übergegangen ift. 

Im deutfhen Rechte des Mittelalters 9 erfhienen die Berbrechen gegen 
ven Staat durchweg als Verrätherei, deren innerer Kern in dem Bruche einer 
rechtlich begründeten Pflicht zur Treue befteht. Daß dies mit lehenrechtlichen Be— 
griffen zufammenhängt, bedarf wohl feiner weiteren Auseinanderfegung. Dagegen 
muß hervorgehoben werten, daß fi aud der Fürft an feinem Bolfe (vorzüglid 
an feinen Bafallen) eines Verrathes ſchuldig machen konnte, weil die Pflicht der 
Treue eine gegenfeitige war. Der größte Theil berjenigen Berbrehen, welche man 
im Sinne der damaligen Zeit politifche nennen konnte, fiel unter den Begriff ber 
Velonie. Unter den der Berrätherei dagegen fielen aud) antere, als Staatöver- 
brechen. Eine Verrätherei konnte an allen Perfonen begangen werben, welden ber 


„, D Diefes Befeg ift fomohl ins fanonifche Recht, ale auch in die goldene Bulle wörtlich 
übergegangen, und find an die Stelle der faiferlihen Beamten dort die Kardinäle, hier die Kur: 
fürften gelegt worden! 

2) Ueber das ältefte deutfche Recht ſ. Wilda „Strafrecht der Germanen.” Halle 1842. 
©. 984 ff. Nah Tacilus Germania cap. 12 wurden die Verräthet und Meberläufer an den 
Bäumen aufgehängt. 
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Berbreher dur Bande der Natur oder pofitive Rechte zu befonberer Treue ver- 
pflihtet war. Wie noch heute im englifhen Rechte zwifchen hohem und niederem Ber- 
rate (high und petty treason) unterſchieden wird, ebenjo im älteren deutſchen Rechte. 

Die peinlihde Gerichtsordnung Kaifer Karl V. v. I. 1532 (Caro- 
lina) fteht wie ihre Hauptquelle — die Bamberger Halsgerihtsorbnung 
von 1507 — theilmweife noch auf dem deutſchrechtlichen Standpunkte, fcheint aber doch 
in der Hauptſache das römifche Recht als befannt und in den Gerichten angewandt 
verauszufegen. Sie enthält keine befonderen Beftimmungen über den Thatbeftand, 
wie folhe no die Bambergensis (Art. 132 ff.) enthielt, — was wohl in dem 
pelitiſchen Berhältniffe der Neichsfürften zum Neichsoberhaupte feinen Grund hat. 

Das Wort Hochverrath fommt in ber Karolina ebenfo wenig vor, wie im 
Sahfenfpiegel und ven zu feiner Periode gehörigen deutſchen Rechtsbüchern. Im 
der Zeit, wo es zuerft vorkommt, bat fih das römifhe Recht ſchon längft ſowohl 
der Theorie als Praris bemächtigt. Diefes Eintringen des römifchen Rechts er- 
folgte hier wie im Strafrechte überhaupt auf dem Wege des Anfchluffes an bie 
Eäriften der italienifhen Iuriften vom 13.—17. Jahrhundert. Die deutſche 
gemeinredhtlihe Doktrin und Praris ftehen bis zu Ende bes 18. Jahr- 
bunderts auf den Schultern viefer Italiener. Bei dem ſächſiſchen Juriften Ben e- 
dvift Karpzow 3. B. (geb. 1595, geft. 1666), welder über ein Jahrhundert 
als erfte Autorität 5) des gemeinen deutſchen Strafrechts galt, erfheint das Maje- 
fläteverbrechen durchaus in derfelben Geftalt, welche es bei ven Jtalienern z. B. 
kei Julius Clarus (geft. 1575) erhalten. Diefes Berbrehen ift nah Karpzow 
das ſchwerſte von allen; denn es umfchließe viele andere Verbrechen, insbefondere auch 
eine Beleidigung der Gottheit, benn der Kaifer fei ihr Statthalter und feine Macht 
fei von Gott. Daher werden auch bei diefem Verbrechen mehrfache Ausnahmen 
von den allgemeinen Strafrehtögrundfägen gemacht, wie 3. B. die Beftrafung 
aller Berfuhshantlungen mit der Strafe des vollendeten Delikte. Eine genauere 
Unterfeidung der Stantöverbrehen oder eine mähere Feftftellung ihrer Thatbe— 
fände findet fi bei den kriminaliftifhen Schriftftellern des 17. und 18, Jahr- 
hunderts ebenjo wenig, wie in ven Reichs- und Bartifulargefegen. Ja die Be- 
ſtinmungen bes römifhen Rechts wurden bier theild aus Mißverftäntniß, theils 
aus Servilität zum Nachtheil ver Angellagten vielfach noch erweiternd interpretirt. 
Das Princip der Abfchredung trieb bei diefem Delikte mehr, wie bei jevem anderen, 
fein verberblihes Spiel; von Nüdfiht auf bürgerliche Freiheit war dabei feine 
Rede. Als einziger Fortfchritt der Jurisprudenz des 18. Jahrhunderts läßt ſich 
die Ausfcheidung der Majeftätsbeleivigung als eines felbftändigen Delikts aus der 
Gaotifhen Mafle des crimen majestatis hervorheben. 

Zu einer Maren Unterfheidung der verſchiedenen Arten von Staatsverbrechen, 
fewie zu einer ſchärferen Begriffsbeftimmung des Hocverraths hat erft Feuer 
bachs) den Impuls gegeben. Derfelbe erkannte, daß die Beftimmungen bes rö- 
mifhen Rechts über das crimen majestatis für unfere heutigen Staatöverhältniffe 
cheuſo wenig paſſend feien, wie Me des früheren veutfchen Rechts. Wie ſchon 
Nontesquien 7) bemerkt hatte, daß unbeftimmte Hochverrathsgeſetze für ſich allen 


5) Sein berühntes (lateinifch gefchriebenes) Werk trägt den Titel: Praclica nova rerum 
eriminalium imperialis Saxonla, und wurde noch 1758 von Johann Samuel Friedrich 
Böhmer neu berausgegeben. 

Dr de nme Philoſophiſch⸗juridiſchen Unterſuchung über das Verbr. des Hochver⸗ 

7) Esprit des lois XII, 7, 
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hinreichen, eine Regierung despotiſch zu machen, fo bedarf auch nah Feuerbach 
vor allen anderen Berbrechen ber Hochverrath einer möglichſt genauen Begriffs- 
beftiimmung. Er ſuchte auf philofophifchen Wege aus der Natur des Staats als 
des Berbrechensobjeftes eine fihere Grundlage für den Thatbeſtand des Hocver- 
rath3 zu gewinnen. Mit Rüdfiht auf die drei Grunbverträge des Staats (bem 
Einigungs-, Unterwerfungs- und Berfafjungsvertrag) unterſchied er drei Haupt: 
arten des Hochverraths: Hochverrath an dem Staatsgebiete, an dem Gtaatöober- 
baupte und an ber Staatöverfaflung. 

Diefe Eintheilung findet ſich im Wefentliben aud in allen neueren deutſchen 
Strafgefeßgebungen. In den von Feuerbach verfaßten baierifhen Straf- 
gefegbuche von 1813 werben vier Grabe des Staatsverrathes unterfchieben, 
deren erfter und höchſter ala Hocverrath bezeichnet wird. Diefer Hochverrath wird 
nach Urt. 300 begangen „I. durch Angriffe gegen die perſönliche Sicherheit 
des Staatsoberhauptes und zwar 1) wenn ein Untertban auf bie geheiligte 
Perfon des Königs einen Angriff gethan hat, um denſelben zu töbten, gefangen 
zu nehmen ober in Feindes Gewalt zu liefern, ober 2) wenn um bie eine ober 
anbere der vorgenannten Miflethaten auszuführen, ein Aufruhr erregt, eine Ber- 
ſchwörung im Innern oder eine Verbindung mit Auswärtigen eingegangen wor- 
den ift. 

„Il. Durch Angriff auf die Selbftändigkeit des Staats unter folgenden 
Borausfegungen: 1) wenn ein Unterthan, um das Königreid einem fremden Staate 
einzuverleiben oder zu unterwerfen, ober um bie hierauf gerichteten Pläne einer 
auswärtigen Regierung zu begünftigen, ein Romplott angeftiftet, eine Berbinbung 
wit Auswärtigen gefchloffen oder einen Aufruhr erregt, ober in gleicher Abficht 
an ſolchen verrätherifhen Berbindungen Antheil genommen bat; 2) wenn ein 
Untertyan zu einem wider das Königreih ausgebrochenen Kriege den feindlichen 
Staat ausdrücklich aufgefordert oder biefen in feindfeliger Abſicht Beranlafjung, 
Borwand oder Gelegenheit dazu gegeben hat. 

„I. Durch Angriff auf die Berfaffung, — wenn ein Untertban, um bie 
beftehende Staatäverfaffung durch gewaltfame Revolution zu ändern, ober um 
den rehtmäßigen Souverän von ber Regierung zu entfernen, oder um bie regie» 
rende Familie zu verbrängen, oder um die verfafjungsmäßige Orbnung der Thron» 
folge zu verändern, fi in eine Berfhwörung oder andere verrätherifhe Verbindung 
eingelafien, Aufruhr geftiftet, oder auf eine Perfon des königlichen Haufes zur 
Ausführung ſolchen Zmedes thätlich einen Angriff gethan bat.“ 

Diefe Handlungen find in Art. 301 fümmtlih mit gefchärfter Todesftrafe 
bebroht. Die Schärfungen beftehen in vorgängiger Ausftellung am Pranger, Er» 
—— einer Schandſäule auf dem Grabe und Aenderung des Namens der 

amilie. 

Die drei niederen Grade des Staatsverraths ſind ſodann Handlungen, 
welche man jetzt gewöhnlich mit dem Ausdrucke Landesverrath bezeichnet. Der mit 
einfacher Tobesftrafe bebrohte zweite Grad bes Staatäverraths befteht in Unter» 
nehmungen zur Losreißung eines Stantögebietstheiles, in der verrätherifchen Meber- 
gabe von Stäbten, Feftungen ꝛc. an den Feind, im Uebergange zum Feinde und 
in der abſichtlichen Unterftügung desſelben. Die beiden niederften mit 8—16, refp. 
2— 8-jühriger Freiheitsſtrafe bedrohten Grade beziehen fih auf verſchiedene Be- 
nachtheiligungen des eigenen Staates zum Bortheile eines fremden (nachtheilige 
Führung von Staatsgefhäften, Unterbrüdung und Wusiteferung von Urkunden, 
Berrüdung der Gtaatsgrenzen, Verführung zum Auswandern, Anwerbung zu aus- 
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märtigen Militärbienften), oder auf Handlungen, wodurch die völkerrechtlichen Ver⸗ 
hältuiffe des Staats geftört werden (3. B. Beleidigung fremder Souveräne ober 
teren Gefanbte). 

Neben dem Staatsverrathe erfcheint als ein völlig felbftändiges Delilt bie 
Majefätshbeleipigung, bei welcher ebenfalls (zwei) Grave unterſchieden 
werben. Der erfte mit Todesftrafe bedrohte Grad wird begangen dur be 
leidigendes Dandanlegen an den König, durch Bedrohung mit perfönliher Miß- 
handlung, durch Erregung eines Aufruhrs gegen ven Souverän felbft, um dem» 
klben eine Entſchließung abzunöthigen oder feine Befehle zu vereiteln. Der zweite 
Grad befteht Hanptjächlih in Verbalinjurien, und wird der Beleiviger zu 1— 4 
jährigem gefhärftem Arbeitshauſe und zur öffentlihen Abbitte vor dem Bild- 
aiffe des Souveräns verurtheilt. Nah Art. 312 kann Majeftätsbeleivigung auch 
an der Gemahlin des Königs begangen werben. 

Mit mehr oder weniger Mobififationen finden fi Hochverrath, Landesverrath 
und Majeftätsbeleiviguug in der nahfolgenden deutfhen Gefeggebung 
auf ähnliche Weife behandelt. Wie das baieriſche Strafgefegbudh überhaupt auf 
die neuere deutſche Geſetzgebung bebeutenden Einfluß übte, fo aud bier, wiewohl 
fh nicht verfennen läßt, daß namentlich die badiſche, württembergifhe und fäd- 
fihe Geſetzgebung ernftlih bemüht waren, Berbeferungen einzuführen. 8) Indeſſen 
verließen diefe Bemühungen vor dem Jahre 1848 nicht die gebahnten Wege. 
Beientlihe Beränderungen in ber Behandlung der politiichen Berbreden konnten 
erft bie großen politifchen Neuerungen dieſes denkwürdigen Jahres bringen. 

Zwar entjprehen dieſe Veränderungen keineswegs den gehegten und berech- 
tigten Erwartungen. Die im Jahre 1849 beginnende Reaktion nahm entſchieden 
wieder ihre Zuflucht zur Abſchredungstheorie und hielt rigoröfe Strafbeftimmungen 
gegen die politifchen Verbrechen für uuentbehrlih zur Erhaltung ver öffentlichen 

nung. In manchen Staaten, 3. B. in Preußen, wurden bie politiſchen Ber- 
srehen den kaum in's Leben getretenen Schwurgerichten wieder entzogen. Als ob 
won eine Satyre auf die Forderung der Gleichheit vor dem Geſetze beabfidhtigte, 
eftrafte man die gebilveten politifhen Verbrecher mit den Strafen der gemeinen 
Verbrechen und führte z. B. einen Gottfried Kinfel in's Zuchthaus an das 
Spinnrad.?) Dennod find die durch die Bewegungen des Jahres 1848 allenthalben 
in Deutſchland herbeigeführten Aenderungen im öffentlichen Rechte fo umfaſſend 
und tiefgreifend gewefen, daß davon bie ftrafrehtlihe Behandlung der politifchen 
Verbrechen nicht unberührt bleiben konnte. 

Borerft ift hervorzuheben, daß den hochverrätherifhen Unternehmungen durch 
Einführung freiheitlicher Inftitutionen manche Quelle verftopft iſt. Zu dieſen 
Snftitutionen gehören namentlih das Bereins- und Berfammlungsrecht, Herftel- 
lang möglichfter Gleichheit aller Stantsangehörigen vor dem Geſetz, Verbeſſerung 
der gefammten Juſtiz, Einführung der Echwurgerichte mit Deffentlichleit des 
Strafverfahrens und Preßfreiheit. Solde Einrichtungen find wahre Gicherheits- 
ventile für die Staatsmafhine, und in demſelben Maße als folche beftehen wird 
fh au zunerläffig die Zahl der ſtaatsgefährlichen Handlungen vermindern. 





) Daß der deutfche Gefepgeber, falls er nicht einen Rüdfchritt wollte, den Code penal 
on 1810 in fragliher Materie fich nicht zum Mufter nehmen konnte, bedarf wohl bei dem bes 
Imten Charakter des Öffentlichen Rechts im mapoleonifchen Frankreich feiner weiteren Aus: 


ung. 
9 im . die Echri 8 „Die Mi dl d kit . 
redher — ae Kit —3 en: m — ie —— 
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Sodann lernen Gefeßgeber, Richter und Boll durch ben Gebrauch folder 
Vreibeiten die Grenzen des Zuläffigen und Unzuläffigen genauer erkennen. 
Der Begriff des Hohverratbs erhält allmälig mit der fortjchreitenden politifchen 
Bildung des Volles und Geſetzgebers den entiprechenden Umfang. Werner ift im 
3. 1848 überall in Deutfhland mehr Intereffe für die englifhen Staatseinrid- 
tungen erwadt, und es ift doch gewiß von vorneherein anzunehmen, daß bie Ber 
handlung der politifhen Berbrehen im Mutterlande der konftitutionellen Monarchie 
für alle tonftitntionelen Staaten lehrreih fein müſſe. 

Nicht minder hat das I. 1848 überall wenigftens die Forderung zur Reife 
gebracht, daß den politifchen Verbredern eine humane, der Natur des Delikts und 
der Bildungsftufe der Delinquenten entfprehende Strafe zu Theil werde, 
Endlich ift es ala Gewinn für die Gerechtigkeit und als Vortheil nit blos für 
den Angellagten, fondern aud für vie Regierung zu betrachten, daß die Aburthei- 
lung über die (ſchwereren) politifchen Verbrechen in vie Hände von Schwurgeridhten 
übergegangen oder Überzugeben beftimmt ift. 

Das vielgefhmähte Jahr 1848 hat uns in Deutfhland manchen Segen ge- 
bracht und insbefondere aud zu einer richtigeren Behandlung der Staatsverbrechen 
‚mehrfach anregende Impulfe gegeben. Die theilweifen Stodungen in den Wirkungen 
diefer Impulſe, wie wir folde noch ba und dort in Deutihland als Propufte 
einer krankhaft übertriebenen Reaktion erbliden, werben ficher in Bälde vorüber- 
gehen, wenn nur ein williges Gehör für die Lehren der Geſchichte vorhanden ift 
und bei ver Erforfchung der gegenwärtigen Bebürfniffe mit ver gehörigen Unbe— 
fangenheit zu Werke gegangen wirb. 

Um nun zu einer folhen befriebigenden und unferer heutigen politiſchen Ent- 
widelung entſprechenden Behandlung der politifchen Verbrechen zu gelangen, tft es 
vor Allem nothwenbig, an der Uuterfcheidung zwiſchen Hochverrath, Landesverrath 
und Majeftätsbeleidigung fireng Teftzuhalten. Was ſodann vorerft den Thatbe- 
ftand des Hochverraths betrifft und zwar 

1, das Objekt vesfelben, fo befteht biefes in allen Staaten in dem 
Stantögebiete und in der Staatsverfaffung, wozu in Monarchien nod das Staats- 
oberhaupt als Centrum und Hauptträger des geſammten Nechtszuftandes kommt. 
So wenig in einer Republik an dem zeitweiligen Staatsoberhaupte (Präfivent, 
Bürgermeifter) — abgefehen von Handlungen, die ſchon anderweitig einen Hod- 
verrath bilden — ein Hocverrath begangen werben kann, weil hier das Bolt 
allein Souveränetätsinhaber ift, ebenfo ift aber in Monarcieen der Monard 
nur in feiner Eigenfhaft als Regent Gegenftand des Hochverraths. Unzweifelhaft 
find daher nicht blos Angriffe auf ven Thron und das Yeben, 19) fondern auch 
auf die Freiheit des Monarchen unter allen Umftänden Hodverrath, und zwar 
legteres, weil die Aufhebung ber Freiheit nothwendig bie Regierungsunfähigkeit 
involvirt. Angriffe auf die leibliche Integrität dagegen fallen unter den Begriff 
des Hochverraths nur infofern, als fie nicht dem niebereren Gebiete der Majeftäts - 
beleidigung angehören. 

In England 1) ift überdies das Parlament als Theilnehmer an der höchſten 


— — —— 


20) Daß kulpoſe Zödtungen (und Körperverletzungen) des Regenten feinen Hochverrath 
bilden, verſteht ſich von ſelbſt. 

11) ©. darüber namenilich Marquardſen über den „Hochverrath nach Fer Rechts⸗ 
beftimmungen“ in der frit. Zeitichr, für ausländ, Rechtswiſſenſchaft Bd. 21. 165 ff. und 
Schirach „Ueber polit, Verbrechen.” Beil, zum Archiv des Krim, R, 1851. ©. 26 ff. 
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Staatsgewalt dem Monardhen in Bezug auf ven Hochverrath gleichgeftelt, und 
es läßt ſich aud nicht verfennen, daß die fonfequente Durhführung des fonfti- 
tutionellen Princips dieſe Gleihftellung fordert. Es muß daher für Hochverrath 
erflärt werben, wenn ber verfafjungsmäßig verfammelte Yandtag an der Ausübung 
feiner fonftitutionellen Rechte auf gefegwidrige Weife gehindert wird. 

An einem bloßen Ufurpator kann allerdings vorerft fein Hochverrath begangen 
werten. Sobald jedod aus dem Ufurpator das wirkliche Staatsoberhaupt geworben, 
was z. B. durch Anerkennung von Seite des entthronten Fürſten oder der Agnaten 
und namentlich durch die Hultigung des Landes gefchehen kann, ift verfelbe auch 
ale mögliches Dbjeft eines Hochverraths zu betradten. Wollte man die Möglich. 
keit einer folhen Metamorphofe der Thatfahen in Recht leugnen, fo könnte man 
uiemol® zu Ruhe, Frieden und Ordnung gelangen. Es könnte dann 3. B. auch 
gegen Napoleon IIT., gegen den Gzaren als Polenfönig fein Hochverrath begangen 
werden. Der König von Italien wäre faft im ganzen Königreiche vogelfrei. Die 
Mörder eines Königs von Belgien oder Griedyenland wären feine Hochverräther. 

Bezüglich der Angriffe auf das Staatsgebiet ift nur hervorzuheben, daß 
diefe fi nicht auf den ganzen Umfang des Staats zu beziehen brauden. 

Was die Angriffe auf die Staatsverfajfung betrifft, fo madt die Frage 
Schwierigkeit, welche Einrichtungen und Gefege als hochverrathsfähig zu betrachten 
feien, und dieſe Schwierigkeit läßt fih auch nicht etwa mit dem Hinweis auf den 
Inhalt einer Verfaſſungsurkunde oder auf die Beftimmungen heben, deren Ab— 
änderung im Bergleihe mit anderen Geſetzen durch befonvere, Förmlichkeiten er- 
ſchwert iſt. Es wäre durchaus unftatthaft, die Möglichkeit des Hochverraths auf 
ven gefammten Inhalt der Berfafjungsurfunden nnd auf alle fog. Berfafjungs- 
gelege auszubehnen. Nur der Angriff auf wefentlihe Berfaffungsbeftimmungen 
lann als Hocverrath bezeichnet werden, wobei jedoch dem richterlihen Ermeſſen 
überlaffen bleiben muß, nad} ver fonfreten Sachlage zu entfcheiven, ob eine wefent- 
liche Berfaffungsverlegung vorliege oder nicht. 

Die viel beftrittene Frage, ob aud) gegen den beutfhen Bund ein Hoch— 
verrath begangen werben könne, darf wohl — abgefehen von befonderen partifular- 
gefeglichen Beftimmungen — nur infoferne bejaht werben, als die Hanblung zugleich 
einen Hochverrath gegen den eigenen Staat enthält. Da der deutſche Bund zur Zeit 
mejentlih nur in einem, wenn auch mobificirten völferrehtlihen Berhältniffe ver 
Bundesftaaten zu einander befteht und über die Angehörigen der Bundesftaaten fein 
Souveränetätsrecht befigt, jo kann derfelbe als folder auch nicht Gegenftand des 
Hohverrathes fein. Auch ift ver hier in Frage kommende Bundesbefhlug vom 
18. Auguft 1836 denjenigen Ausnahmsgefegen beizuzählen, welche durch hen Be— 
Huf in der 27. Sigung der Bundesverfammlung von 1848 für aufgehoben 
erflärt worden find. Allerdings wäre e8 aber zu wünfdhen, daß Deutfchland bald 
eine Verfaſſung erhielte, die wahrhaft würdig wäre, burch Hochverrathsgeſetze 
gelhügt zu werden, — und fhon jegt follte jedenfalls in allen deutſchen Straf- 
geegbühern die Auslieferung irgend eines Bundesgebietes an eine auswärtige 
Macht mit der Strafe des Hochverrathes bebroht werden! — — 

2. Subjekt des Hocverrathes fann nicht blos ein Angehöriger des betref- 
finden Staats, fondern auch jeder Ausländer fein, und zwar ftraft die neuere 
Geſetzgebung 12) mit Recht nicht nur (vermöge des Territorial-Princips) jede im 





26.3.2. preuß. 6.8. von 1851, $. 3 und 4; ſächſ. von 1855, Art. 2, 3, 5, 8; 
boier. D 1861, Art. 12. 
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Inlande verübte hochverrätherifbe Handlung eines Ausländers, ſondern auch bie 
im Auslande verübten. Die Beſchränkung des Hocverrathes auf Unterthanen 
hängt mit dem mittelalterlihen Begriffe ver Berrätherei (Treubruch) zufammen und 
ift mit diefem antiquirt. 

Daß nicht blos die Negierten, ſondern aud die Regierenden einen Hod- 
verrath begehen können, verfteht fi von ſelbſt. Durchaus verſchieden hievon ift 
jevod die Frage, ob aud das Staatsoberhaupt Subjekt eines Hochverrathes 
fein könne. So wenig dies für die Republiten geleugnet werden fann, fo entſchie— 
den muß es für die Monardie in Abrede geftellt werden. Denn in der kon— 
ftitutionellen Monardie ift es einer der oberften Berjaffungsgrundfäge, daß 
der Monarch nit zur Berantwortung gezogen werben bürfe, — und in ber 
abfoluten Monardie, wo den Willen des Monarchen feine gejeglihen Schranken 
umgeben, ift wohl eine Immoralität, aber, wenn überhaupt ein Verbrechen, fo 
bod jedenfalls fein Hochverrath vesfelben denkbar. Ein folder Staat ift eben kein 
Rechts- oder Bernunftftaat. Wo der Unterthan nur infoweit ein politifches Recht 
bat, als es ihm vom Staatsoberhaupte nicht nach Belieben genommen wird, da 
trägt au der Angriff auf ven Thron mehr den Charafter eines Kampfes um 
Macht und Recht, als den eines Rechtöbruhes oder Verbrechens, — und es ent- 
wideln fih dann Zuftände, wie in Rußland, wo ein berühmter Ruſſe dem Grafen 
Münfter gegenüber den Mord des Kaifers Paul mit den Worten zu rechtfertigen 
fudte: Que voulez-vous? Le despotisme tempéré par l’assassinat, voilä notre 
constitution! Der Hochverrath hat alfo hier ven Charakter einer förmlichen Staats— 
einrihtung, ber Fürftenmorb den eines Surrogates für den Konftitutionalismus! 

3. Die äußere Thätigkeit braudt bei nem Hochverrath im Allgemeinen 
nicht eine gewaltjame zu fein, muß aber entjdieden das Gepräge der Wider— 
recht lich keit (Gefegwidrigfeit) an ſich tragen. Einerfeits hat ſich der Geſetzgeber 
forgfältig zu hüten, irgendwelche den ©ejegen nicht widerſprechende Thätigkeit zur 
Umbildung der Verfaſſung auf dem rechtmäßigen Wege der Reform als Hochver— 
rath zu verfolgen, indem das Abfperren diefes Weges den zum Fortſchreiten ge- 
nöthigten Staat zulegt unfehlbar auf den gefährlichen Weg der Revolution treibt. 13) 
Undererfeit8 aber fann ein wahrer Hochverrath von oben herab aud ohne alle 
Anwendung von Gewalt verübt werben, 3. B. durch eine auf Veränderung oder 
Aufhebung der Verfaſſung gerichtete VBerorbnung. 19) 

4. Daß die hochverrätheriſche Thätigkeit den beabfichtigten Erfolg herbeige— 
führt habe, kann natürlich zur Annahme eines vollendeten Delifts nicht gefor- 
bert werben. Dies verbietet ſowohl die Gefährlichkeit diefer Handlungen, als aud) 
die theilweiſe Unmöglichkeit, dieſelben nad herbeigeführtem Erfolge überhaupt zu 
betrafen. Die Natur diefer Delikte bringt es mit fih, daß fie großentheils nur 
in mißlungenen Unternehmungen, d. b. in Berfuhshandlungen beftehen, — 
wiewohl hier auch gelungene Unternehmungen in Betracht kommen, 5. B. Tödtung 
des Monarden. 

Zum Thatbeftande dieſer in vollendete Delikte verwandelten Berfuhshand- 
lungen muß aber eine ſolche Thätigfeit verlangt werben, welche mindeſtens einen 
Anfang der Ausführung des verbredherifhen Vorhabens felbft enthält. Ob 


13) Ueber das fog. Mevolutiondrecht f. den Artikel Notbftand in diefem Wörterbuche und 
den Art. Hochverrath (politifch) in Rotteck's und Welker's Staatslexikon. 
4) Anm. d. Med. Wie von unten durch die Revolution, fo kann auch von oben durch die 
politifche Notbwendigkeit die Anwendung aller firafrechtliten Begriffe ausgeſchloſſen werden. 
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dann das, was vor dem Anfange der Ausführung liegt, d. 5. die fog. Vorbe— 
reitungshandlungen theoretiſch als Hocverrathäverfuh oder als befonvere 
Delikte (del. sui generis) anzufehen feien, mag bier unentſchieden bleiben; prak— 
tiſch widtig ift nur, daß diefe Handlungen eben wegen ihrer Natur als Borbe- 
reitungshandlungen gefeglih genau und erſchöpfend fpecialifirt werben, fo daß alle 
im Gefeg nicht fpeciell aufgeführten Handlungen ftraflos bleiben. 

Als derartige Vorbereitungshandlungen mögen hervorgehoben werben: bie 
Theilnahme an einer Berfhwörung oder an einem Aufruhr, die Anfammlung von 
Mannſchaft und Waffen, die Unterhandlung mit dem Feinde — Alles natürlid 
unter der Borausfegung hochverrätheriſcher Abfiht, d. h. des Willens, eine im 
Geſetze als Hochverrath bezeichnete Handlung zu vollbringen. Wie aber bei dem 
Hchverrath überall ſchon nad römiſchem Rechte die Rüdfiht auf die Möglichkeit 
der Berwirflihung der Abfiht unter den im konkreten Falle obwaltenden Umftän- 
ven (das am potuerit facere) geboten ift, jo vorzüglich bei folhen Borbereitungs- 
bandlungen. 

Cbenſo wichtig wie die Begriffsbeftimmung ift aber beim Hochverrath die 
Feſtſetzung einer der befonderen Natur dieſes Delifts angemejjenen Strafe. Vor 
Alem kommt bier natürlih die Todesftrafe in Betradt. So fehr dieſe in der 
neueren Geſetzgebung überall befhränft wurde, fo hat man fie dod gerade beim 
Hohverrath beibehalten, und zwar aus dem Grunde, weil man fie bier für bie 
Sicherheit des Staatsoberhauptes und der Staatsverfaffung für unentbehrlid) hielt. 
Nur die Todeöftrafe, meint man, befige das hier nothwendige Maß von Ab— 
ſchredungskraft. 

Dem gegenüber iſt nun zuzugeben, daß die Todesſtrafe eine ſehr große Ab— 
Ihrefungstraft befige und daß die Strafe überhaupt die Eigenſchaft der Abſchreckung 
haben dürfe und folle. Allein die Abjhredung darf im Strafrechte nirgends zum 
Hauptzwede und eigentlihen Principe erhoben werden, — als mweldes vielmehr 
von der neueren Wiffenfhaft und Gefeßgebung nur die Gerechtigkeit anerkannt 
wird. Sodann läßt fi auch ebenfowenig behaupten, daß die Todesftrafe überall 
fiber ihre abjhredenvde Wirkung äußere, ald daß fie die einzige Strafe jei, weldye 
abzuſchrecken vermöge. Nicht die Art und das Maß der Strafe find es, wodurch 
hauptfählich abgefhredt wird von Verbrechen, fondern die Sicherheit des Entbedt- 
werdens und der Beftrafung. Alle vie Einwendungen, melde mit Recht gegen 
die Todesftrafe erhoben werten 5), gelten aud bier, und es kommen hier nod 
ganz befonvere Gründe gegen biefelbe hinzu. Ein folder Grund ift namentlich 
ver, daß beim Hochverrath meiftentheild die Staatsregierung, in deren Händen 
ver Bollzug der Strafe liegt, als das dadurch zunächſt betroffene Objekt erjcheint. 
Macht nun der Inhaber des Begnadigungsrehts von dieſem feinen Gebrauch, fo 
wird died gewiß in dem meiften Fällen als eine Art von Rache angefehen werden, 
und der Glaube an die volle Unbefangenheit und Unparteilichkeit der Etrafgewalt 
wird fhmwerli ganz unverfehrt aus dem blutigen Grefutionsprama hervorgehen. 

Ferner ſpricht hier gegen die Todesſtrafe als eine abjolut beftimmte, vie 
unendlihe Mannigfaltigkeit und Verſchiedenheit, deren gerade die hochverrätheriſchen 


35) ©, namentlich A. F. Berner „Nbihaffung der Todesftrafe.” Dresden 1861 und 
Dittermaier „Die Todesſtrafe nad) den Ergebniffen der wiſſenſchaftlichen Forihungen ac." 
Heidelbetg. 1862. Eine treiflite Abhandlung gegen die Todesftrafe bei politischen Verbrechen bat 
Gutzot bereitd 1821 veröffentlicht unter dem Titel: De la peine de mort en maliere 
politique, 

5% 
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Handlungen in ganz befonders hohem Grabe fähig find. Wie unendlich verſchieden 
find 3. B. diefe Handlungen in Bezug auf ihre objektive Gefährlidkeit. Eine und 
biefelbe Handlung, 3. B. eine öffentliche Aufforderung an eine bewaffnete Berfamm- 
lung fann zu einer Zeit, an einem Orte und unter gewiffen Umftänden höchſt 
gefährlich, zu einer anderen Zeit, an einem anderen Orte und unter anderen Ver— 
hältniffen ganz gefahrlos, ja lächerlich erfcheinen. 

Wie weit von einander abftehend können ferner die Beweggründe und vie 
ganze innere Seite bei den hochverrätherifhen Handlungen fein! Die ganze Stu: 
fenleiter von Gatilina bis Washingten foll da einer und berfelben Behandlung 
unterworfen werden? Oder war etwa ber norbamerifanifhe Befreiungsheros nad) 
englifhem Rechte fein Hocverräther? Entſpricht es der Gerechtigkeit, dieſe Ver— 
ſchiedenheiten unberüdfihtigt zu laffen? Allerdings ift das Motiv für den That- 
beftand des Hocverrathes bebeutungslos, und ver Zmwed heiligt nidt das Mit- 
tel. Allein wenn es überall im Strafrechte anerkannt ift, daß das Motiv bei ver 
Strafausmeffung zu berüdfihtigen fei, warum ſoll es beim Hochverrath ohne 
allen Einfluß auf die Strafe fein? Wenn die Natur einer Strafe folden durch 
die Gerechtigkeit gebotenen Einfluß nicht zuläßt, fo ift dieſer Strafe eben damit 
ihr Berwerfungsurtheil gefprochen 16), 

Bei der Freiheitsftrufe hat fi der Gefeßgeber davor zu hüten, daß er 
nicht durch Gleichſtellung Fer politifchen mit gemeinen Berbredern das Zuchthaus 
in einen Ehrentempel verwandle und bemfelben einen großen Theil feiner Ab— 
hredungstraft entziehe. Werden der Dieb und ter politifde Verbrecher (ver fid 
nicht nebenher noch eines gemeinen Verbrechens ſchuldig gemacht) gleich behanbelt, 
fo wird wohl dadurd dem Erfteren eine unverbiente Ehre erwiefen und die Strafe 
des Letzteren auf Koften ver Gerechtigkeit gefchärft; der Geſetzgeber wirb aber 
dadurd nimmermehr erreichen, daß die Ehre des politiihen Verbrechers auf das 
Niveau der Diebsehre herabgerrüdt, und das politifche Berbrehen als entehrend 
angefehen werde, Die Forderung ver Gleichheit aller Staatdangehörigen vor bem 
Geſetze wird nicht dadurch befriediget, daß innerlich verfchiedene Handlungen einer 
und derfelben Beurtheilung und Beftrafung unterworfen werben. Die innerliche 
Berfchiedenheit der politifhen und gemeinen Verbrechen ift aber nit zu leugnen 
und wird aud vom Geſetzgeber z. B. darin anerkannt, daß bezüglich der erfteren 
in den Auslieferungsverträgen regelmäßig ausprüdlih eine Ausnahme gemacht 
wird. Aus denfelben Gründen ift aber auch vie für gemeine Verbrechen berechnete, 
auf Hebung einer gefunfenen Moralität hinwirkende Pönitentiarbehandlung bei 
politifhen Verbrechern höchſt unpaffend. Nur infofern ift Einzelhaft bier zu billi- 
gen, als es den Wünfhen wie der moralifhen und intellektuellen Bildung bes 
Berurtheilten, folglich auch der Gerechtigkeit entfpricht, mit den gemeinen Berbre- 
chern nicht zufammenzuleben. 

Die Strafe der (gänzlihen ober theilmeifen) Bermögenstonfisfation 
ift bier natürlich nicht minder verwerflih, als bei anderen Verbreden. Geld— 


16) Non den Zeiten einer fürmlichen Revolution, wo die Staatögemwalt fih im Stande der 
Nothwehr befindet und das Kriegdrecht zur Geltung kommt, iſt bier natürlich nicht die Rede. 
Der Vollzug von Zodeöurtbeilen trägt bier nicht fo faft den Charakter einer Strafe, ald_ den 
einer Nothwehr. Bon einer forgfältigen Rückſicht auf die Forderungen der Gerechtigkeit iſt da 
feine Rede und die politifdgen Erwägungen find bier auch durchaus andere, als in den gewöhn: 
lichen Staatszuftänden. Für ſolche gewöbnliche Zuftände ift aber aud die Unzweckmäßigkeit und 
an der Todesftrafe bei politifchen Verbrechen ſchon mehrfach von Geſetzgebungen an+ 
erlannt worden. 
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ſtrafen dagegen mögen unter Umſtänden der Natur politiſcher Verbrecher nicht 
anangemeſſen erſcheinen. [Zuf. d. Red. Am eheſten trägt die Berbannung 
das Exil) dieſer Natur gebührende Rehnung.] 

Endlich iſt auch bei dem Hochverrath von außerordentlicher Wichtigkeit, mel- 
dem Gerichte feine Aburtheilung Übertragen iſt, und ich erlaube mir bier auf 
das zu verweifen, mas ich Über biefe Frage in meinem Artikel „Schwurgericht“ 
ausgelprohen. Die Juftiz in der Hand des Beleidigten ift überall ein dreifaches 
Uebel: für die Juſtiz felbft, für ven Angeklagten ung für ben Inhaber der Juftiz. 
Freilich ift bei dem Hochverrath der Staat felbft der Verlegte und jedes Gericht 
ft Staatdorgan und Staatövertreter. Allein es befteht eben doch ein großer Un, 
terſchied zwifchen einem Kollegium befolveter Beamten, welde von ven durch den 
Miffethäter zunächſt verlegten Inhabern ver höchſten Staatsgewalt immer mehr 
oder weniger abhängig find, — und einer aus Vollswahl hervorgegangenen, von 
der Regierung unabhängigen und nur entfernt betheiligten Jury. Ein bedeutender 
Theil der Gewaltthaten des I. 1848 muß auf Rechnung der zum Theil wirklich 
fmählihen Rechtspflege bei politiſchen Proceffen vom Jahre 1820 an gefetst werben. 

Höhftens im Falle dringender Noth, wo vie Eriftenz und das Wohl des 
Staates eine dem Unrecht möglichft rafch folgenve Reaktion des Geſetzes erheifchen, 
mögen tie Inhaber der Staatsgewalt — gleihfam von dem Rechte der Nothwehr 
Gebrauch mahend — die orbentlihen Juftizorgane fufpendiren und außerorbent« 
liche, ſummariſch vorfchreitende Organe mit den nöthigen Vollmachten ausrüften, 
In gewöhnlichen Zeiten der Ruhe dagegen wird ein neben Schwurgerichten ftehen« 
tes, aus abhängigen Beamten gebildetes Ausnahmsgericht für politifche Verbrechen 
immer ein Gegenftand des Mißtrauens fein, gleichviel ob dieſes Mißtrauen durch 
die That gerechtfertigt fei oder nicht. Das berühmte Wort des Präfidenten Séguir: 
La cour rend des arrôts et non pas des services hat aber, wie bie Erfahrung 
ehrt, auch noch nicht überall die wünſchenswerthe Beherzigung gefunden! 17) 

Wird der Begriff des Hocverrathes in obiger Weiſe begrenzt, fo ift ſchon 
viel für die Feftftelung des Thatbeftandes des Landesverraths gewonnen, 
indem von diefem Delikte bereits alle Handlungen ausgefchloffen find, welche eine 
gänzlihe oder theilmeife Auslieferung des Staatögebietes oder einen Umfturz der 
Staateverfaffung bezweden. Als Landesverrath erfcheint jede abfichtlihe Gefährdung 
der äußeren Stellung des Staats, wobei zwifchen einem biplomatiihen und mili- 
tirifhen unterfchieven werden kann. Erfterer befteht in treulofer Gefhäftsführung 
zum Nachtheile des Staats, in Berrath von Staatsgeheimniffen, in Unterbrüdung 
oder Fälfhung von Staatsurfunden. Der militärifche Yandesverrath wird nament» 
(ih durch abfihtlihe VBeranlaffung eines Krieges gegen das Inland, durch Dienft- 
leiftung im feindlichen Heere, durch Unterftügung des Feindes, durch Ueberlieferung 
iefter Pläge, Städte, Magazine oder Vorräthe an den Feind ꝛc. begangen. 

Mit Hinblid auf das internationale Moment, weldes im Begriffe des Lan— 
desverrathes liegt, wird bezweifelt, ob aud ein Ausländer biefes Delift ver- 
üben könne. Will man dasfelbe in fraglicher Weife befchränfen, weil der Ausländer 
turh derartige Benachtheiligungen unferes Staats häufig eine befondere Pflicht 


17) Sehr treffend heißt es bei Lieber „Ueber bürgerliche Freiheit“ überf. v. Franz Mitter- 
maier. Heidelb. 1860. S. 64: „Bei Willfürberrfhaften finden wir ſtets, daß der geringe im 
gemeinen Derfahren gewährte Schup im Hochverratböverfahren entzogen wird; in freien Rändern, 
wenigftens in England und den vereinigten Staaten, wird bei Hocverrath ein größerer En 
gewährt, mehr Borficht verlangt, ald im gemeinen Strafverfabren. Das Hocverratböverfahren 1 
ein Maßſtab der Freiheit.” 
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gegen fein Vaterland erfüllt, fo muß doch jedenfall® derjeniae Ausländer für fähig 
erffärt werben, einen Landesverrath zu begehen, welcher ſich im Inlande befindet 
oder etwa gar in inlänbifhem Staatsdienſte fteht. 

Die Frage, ob auch am beutfhen Bunde ein Lanbesverrath begangen 
werben fünne, follte in jedem beutfchen Strafgeſetzbuche entſchieden bejaht fein. 
Wer dem Neichsfeinde zum Nachtheile des deutſchen Gefammtvaterlandes Vorſchub 
leiftet, verbient nah dem Bunvesbefhluß vom 18. Yug. 1836 ald Yandesverrä- 
ther beftraft zu werben! Wohl zu unterfcheiden von biefem Falle ift aber ber, 
wenn der Angehörige eines beutfhen Bundesftaates gegen einen andern Bundes— 
ftaat eine ber fraglihen Handlungen begeht. Bon viefem Falle fpricht ver ange- 
führte — übrigens jest auch nicht mehr giltige — Bundesbeſchluß nicht, und 
fann jeder Angehörige eines beutfhen Bunbesftaates ſämmtlichen übrigen Bunbes- 
ftaaten gegenüber bei ber dermaligen völferrechtlichen Natur des deutſchen Staaten- 
bundes in fragliher Beziehung nur als Auslänver betrachtet werben. Wenn alſo 
3. B. ein Preuße gegen Hannover oder Medlenburg in einem Kriege Preußens 
mit diefen Staaten Etwas ausführt, was von einem Hannoveraner oder Medlen- 
burger gethan Landesverrath wäre (7. B. Ueberrevung medlenburgifcher Truppen 
zum Uebergange in's preußifhe Heer), To mag der Preuße wohl in Haunover 
oder Medlenburg eine Behandlung nad Kriegsrecht gewärtigen, aber als Landes— 
verräther könnte er daſelbſt auch nicht nah jenem Bundesbeſchluſſe verfolgt 
werben, 

In Bezug auf die Beftrafung des Lanbesverrathes ift nur zu bemerfen, 
daß terfelbe fih im Bergleihe mit dem Hochverrathe als ein geringeres Delikt 
barftellt, vaher auch geringer zu beftrafen ift, als Ietsterer. Biel feltener wird zwar 
dem Landesverrath ein edles Motiv zu Grunte liegen, ald bem Hocverrath; un- 
möglih ift dies aber feineswegs. General York 3.8. bat fih unzweifelhaft eines 
Landesverrathes ſchuldig gemacht. Ift bier vie Tobesftrafe gänzlich zu verwerfen, 
fo fann dieſelbe aub in dem Falle nicht gebilligt werden, wenn der beabfichtigte 
Erfola (Krieg) wirflib herbeigeführt worben ift. 

Einen nicht unerheblihen Zuwachs haben entlih vie politifhen Verbrechen 
durch die fortfchreitende Entwidlung des europäifchen Völkerrechts erhalten. 
Zur Bewahrung der friedlichen und freundſchaftlichen Verhältniſſe der Staaten zu 
einander ift es nothwendig, ſolche Handlungen gegen auswärtige Staaten (unb 
Staatsoberhäupter), welche gegen ben eigenen Staat verübt Hochverrath (ober 
Majeftätsbeleivigung) bilden würden, nad Analogie biefer Delikte*), jedoch natür- 
lih geringer zu beftrafen, Auf den Landesverrath kann aber diefe Beftrafung nicht 
ausgedehnt werben, weil biefer principiell nur an dem eigenen Staate oder an 
demjenigen des Aufenthalts begangen werben kann. Eben fo nothwendig find bier 
die beiden Beihränfungen der Reciprocität und der Nichtverfolgung, falls ber 
beleidigte Staat feinen Berfolgungsantrag ftellt. — 

Aus der neueren Literatur, foweit fie nicht bereits angeführt ift, mag 
noch hervorgehoben fein: Zirfler, „Die nemeinrechtl. Lehre vom Majeftäts-Ber- 
breden und vom Hochverrathe“ Gtuttg. 1836. — Weiske, „Hochverrath und 
Majeftätsverbrehen ber Römer", Yeipgig 1836. — Evertsen de Jonge, 


*) Anm. d. Red. Die völferrechtliche Notbmwendigfeit führt unſers Erachtens doch nicht zu 
diefer bedentlichen Analogie, fondern nur dazu, derartige Angriffe unter dem Gefiktäpunft der 
Störung oder Verlekung des allgemeinen Ariedend, freundliher Nachbarſchaft, der Neutralität, 
furz der völlerrechtlichen Friedene- und Rechtsordnung zu verfolgen. 


Staatswirthfchaft. 71 


„De delictis contra rempublicam commissis“. Traj. 1845. 2 vol. Feder, 
„Das Staatsverbr. des Hochverraths nad den Nechtöbegriffen der Vorzeit und 
der Gegenwart,“ Stuttg. 1850. Marguardfen, „Ueber ven Begriff des Hoch— 
verraihes“ im Arch. des Krim, 1849. ©. 246 fi, Mittermaier’s Artikel Hoch- 
verrath in Rotted und Welder’3 Staats-Lexikon. Walther. 


Staatöverfaflung, f. Staat. 
Staatövermögen, |. Domänen, Staatswirthſchaft. 


Staatöverträge, |. Kongrefje und Friedensfhlüffe, Staaten- 
verträge. 


Staatöverwaltung, ſ. Berwaltung. 


Staatswirtbfchaft. ') 


In diefem Artikel ift zu behandeln die ölonomifdhe Seite des 
Staatslebens als Staatsproduktion nah den trei Geiten ber 
Staatsausgaben, Staatsanleihen um Staatseinnahmen 
und zwar vorzugsweiſe 

I. die den verfhiedenen Ausgaben und Gruppen von Ausgaben 
gemeinfamen ölonomifhen Principien; 

II. ver äußerlide Zufammenhang zwifhen Ausgaben, Anleihen und Ein- 
nahmen überhaupt und der innerlidhe Zufammenhang zwijchen be- 
flimmten Ausgabearten, beftimmten Anleihearten und beftimmten Ein- 
nahmearten, 

11T. die den verfhiedenen Einnahmen und Gruppen von Ein- 
nahmen gemeinfamen ölonomijhen Principien. 

Ausgefchloffen bleibt alſo nad vorne fowohl vie allgemeine politifhe Seite 
der Staatszwecke, für welde die Ausgaben nur die Mittel find, vergl. 
hierüber außer dem Artikel Staat befonder8 Heer, Juftiz, Polizei, Schule ꝛc., 
als aud die technifhe Seite der Ausgaben, vergleihe die Artikel Staatspiener, 
Berwaltungsorganifation zc. Ebenfo bleibt nad hinten ausgeſchloſſen die wirth- 
idaftlihe Betrachtung der einzelnen Einnahmen und bie ted- 


” 

I, Die nationalöfonomifchen Artikel des Staatäwörterbuchd werden, feitdem aus v. Man» 
golm’s, ESchäffles, Wagner's und Anderer Feder fo Vortrefflihes darein gefloffen ift, 
nit nur von ökonomiſchen Laien viel gelejen, fondern werden auch von den Fachmännern 
befonderer Aufmerkjamkeit gewürdigt. Beider Anſprüche an dieſe Artikel zufammen zu befrie 
digen, ift micht leicht, und fo bat fih denn auch Verfaſſer diefes nicht Die Schwierigkeiten 
detheblt, eine Reihe der wichtigften, nicht nur financiellen, fondern wegen der unmöglichen Trennung 
ven Staatswirtbſchaft und Bolkswirtbfchaft auch allgemein ökonomiſchen Principienfragen , in 
welchen er mit den gewichtigften Autoritäten in Widerſpruch flebt, auf fo beichränftem Raum, als 
dem bier geftatteten, zu behandeln. Jede jpecielle Widerlegung der Meinung Anderer , jede auss 
führliche Beweisfübrung für die eigene ift abgefchnitten. Der Artikel hätte einem Schriftſteller, der 
ein Leht buch der Finanzwiſſenſchaft geichrieben bat, zugemwiejen werden müſſen, weldyer die Quint- 
eſſenz feiner Grundfäge dem Laien geben, und den Fachmann für die Beweisführung auf fein 
Lehtbuch verweifen konnte. Völlig wurde dies ald Notbwendigkeit dem Verfaſſer erft bei der Aus 
arbeitung Har, und gerne bätte derjelbe den Artikel, welcher ibm angeboten, nicht von ibm ges 
wünſcht war, und den er in Mücficht, daß auf denjelben nicht eine beliebig lange, fondern nur 
eine feftbeftimmte Zeit verwendet werden konnte. etwas übereilt angenommen hatte, wieder zurüd- 
gegeben, und, je mebr die Ausarbeitung fortfchritt, um fo lieber, wenn es nicht unmöglich ges 
—7* wäre, ohne zu lange Unterbrechung des Druckes die Ausarbeitung noch einem Andern zu 

Tragen, 
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nifche Seite des ganzen Einnahmewefens, befonderd der Steuern und Schulden. 
Sie ift in ven allgemeinen Artiteln Domänen, Staatsmonopole, Gebühren, Staats- 
fhulden zu ſuchen oder in ten fpecielleren, wie Grund» und Hausfteuer, Ein- 
fommen» und Kapitalftener, Gewerbftener, Konfumtionsfteuer, Zölle ıc. Die Aus- 
gaben und Einnahmen der einzelnen Staaten finden ſich unter dem Namen biefer 
Staaten, nur eine vergleichende Ueberſicht ver Staats-Ausgaben und »Ein- 
nahmen geben wir am Ende für die 5 Großmächte. 

Das Hauptgewiht ift im Folgenden auf Zweierlei gelegt. 

1) Es ift der von der Älteren deutſchen Nationalökonomenſchule vielfah ver- 
fannte und felbft geleugnete organifhe Zufammenhang zwiſchen Staatswirthſchaft 
und allen Privatwirtbfhaften zur Geltung zu bringen. 

2) Es ift die ebenfalls von derſelben Schule vielfah geleugnete Gleichheit 
ver ftantlihen und privaten, materiellen und immateriellen Produktion, umgelehrt 
aber aud), wo er eriftirt, der Unterfhied zwiſchen Staats- und Privatwirthfchaft 
in ben zu verfolgenden Zmeden und in ben anzumendenden Mitteln Mar zu 
ſtelien. 

Ueber ven Begriff des Staates vergleiche beſonders ben Artikel Staat. 

Wirthſchaft if die Summe aller Thätigfeiten, welche ein oder mehrere 
Individuen auf die Erwerbung von materiellen und immateriellen Gütern richten, 
welhe fie zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe, d. 5. zur Erfüllung aller ihrer 
Neigungen nöthig haben. Vergleiche auch den Artikel Volkswirthſchaft. 

Staatswirtbfhaftiftdieform, welde die ſämmtlichen 
in einem Staat notbwendig vereinigten Wirthſchaften 
zur Berfolgung gewiffer Zwede oder zur Erwerbung ge 
wiffer Oüterannehmen. Die Staatswirthſchaſt ift fomit nur eine der 
vielen großen und feinen Gefammtwirtbichaften, welche die auf ber Erde vor- 
fommenben Wirtbfhaften für gewiffe Zwede bilden. Zum Begriff der Gefammt- 
wirthſchaft gehört die für gewiffe Broduftionen gezwungene Ber 
einigung fämmtlider entweber vem Raum oder der gleihen Beſchäftigung 
nad zufammengeböriger Wirtbfhaftenzueiner®irtbfhaft. Kleinere 
Geſammtwirthſchaften als der Staat ift, werden gebildet von den mehr oder weniger 
jelbftändigen Unterabtheilungen unfere® modernen Staates, von den Provinzen, 
Kreifen, Bezirken, Gemeinden, als Provinzial-, Kreis-, Bezirks- und Gemeinde 
wirthſchaften. In früheren Zeiten bei geringerer Ausbildung der Staatsgewalt führten 
die Gilden aller Art und die Gemeinden, nicht als Unterabtheilungen des Staates, 
fondern als Geſellſchaftskreiſe folhe Gefammtwirthfchaften. Die höchſte und voll 
fommenfte aller Geſammtwirthſchaften ift die Staatswirthſchaft, man müßte denn 
etwa die abnorme, einzig in ihrer Art vaftehende, nicht freiwillige ſondern auch 
gezwungene Bereinigung ber fonft vollftändig fouveränen deutſchen Staaten und 
eines Theils ihrer Wirthſchaften zur Staatenbundeswirthfhaft als eine eigene 
höhere Form der Gefammtwirthihaften auffaffen wollen. Die Wirthſchaft eines 
wahren Bundesftaates wie ver Vereinigten Staaten von Nordamerika oder ber 
Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft macht feine Schwierigkeit, es ift Feine höhere Form 
als die einfache Staatswirtbihaft, denn fo weit die Staaten zu einem Bundes: 
ftaat oder Staatenftaat vereinigt find, Jo weit find fie eben feine Staaten-Bielbeit 
mehr, ſondern eine Staateneinheit, ein Staat. Ihre Wirthſchaft ift alfo eine 
Staatswirthſchaft. 

Ale Geſammtwirthſchaften können wir auch ala ffentliche Wirthſchaften 
zuſammenfaſſen. Ihnen gegenüber ſtehen alle andern Wirthſchaften als Privat⸗— 
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wirtbfhaften, u e8 nun Einzelwirthſchaften eines Menſchen, reſpektive 
einer Familie fein oder Gefellfhaftswirthichaften, d. h. freiwillig gebildete gemein» 
fame Wirthſchaften, Affoctationen im weiteren Sinne. Solche Gefellfhaftswirth- 
Ihaften brauchen natürlich nicht auf ven Bereich einer Gefammtheit, einer Ges 
meinde, eines Staates ſich zu beſchränken, ſondern können über bie Gemeinde» 
grenzen umb Staatögrenzen, welche ja gerade nur für gewifle Zwede gezogen werben 
mäften, hinausgehen. Wie innerhalb ver Gefammtheit und über deren Grenzen 
hinaus Einzelne zu Gefellfhaften und Feine Gefellfhaften 
zugrößerenGefellfhaften fid zufammenfchließen und gemeinfam wirth- 
ſchaften fönnen, fo fann es aud freie Vereinigungen, Gefellfhaften, Affociationen 
von Gefammtheiten, z. B. von Gemeinden oder von Staaten geben. Gemeinden 
fönnen ſich völlig, abgefehen von ben 3. B. für das Armenmefen gezwungenen Verbän⸗ 
ven, freiwillig für alle möglichen in ihren Bereich fallenden Zwede, Deihbauten, 
Begbauten, Entwäflerungen ꝛc. zufammenthun. Ebenfo können mehrere Staaten 
freiwillig fich verbinden. Beifpiele find die Vereinigungen deutſcher Staaten zum 
Münzverein, zum Boft- und Telegraphenverein, endlich das Wichtigſte, zum Zoll- 
verein. Aehnlich affoctren fi die Kantone der Schweiz durch bie f. g. Konkordate 
zu Produktionen materieller und immaterieller Art, melde fie in der Jfolirung 
weniger gut verrichten Könnten. Im Gegenjag zu Privatgefellfhaften und Privat- 
aſſociationen Könnte man ſolche Vereinigungen Gefammtafjociationen oder Gefammt- 
geſellſchaften nennen. 

Denn die Stantswirthichaft die volllommenfte und umfaſſendſte Form ber 
Geſammtwirthſchaften ift und die antern Gefammtheiten, felbft mo fie ſich einiger» 
maßen vom Staat unabhängig erhalten haben, wie Gemeinden, Zünfte ꝛc., doch 
nur Bruchtheile unferer heutigen Staaten find, fo kann nad dem Gruntfag 
majori inest minus ftatt des umfaffenten Ausdruckes „Geſammtwirthſchaft“, 
ftet8 der Ausdruck Staatswirthſchaft als thpifcher gebraucht werben, außer ba, wo 
gerabe die Unterfchieve zwiſchen der ganzen Gefammtheit, dem Staat, und ben 
Neinern Gefammtheiten, ven Provinzen, Kreifen, Gemeinden ꝛc. herausgelehrt werben 
fol. Der Ausdruck Geſammtwirthſchaft ift zudem fein in ber Wiffenfhaft einge 
bürgerter und „Staatswirtbfhaft” umfaßt feit lange auebrüdlih oder 
ſtillſchweigend aud die Gemeindewirtbfcaften, Kreiswirtbfchaften u. f. w. 

Alle Produktionen, welche eine Gefammtheit thatſächliſc vornimmt, ges 
hören zur Gefammtwirtbfchaft, alle, melde der Staat vornimmt, zur Staatewirth- 
Ihaft. Welche Produktionen die Staatswirthihaft und die andern Gefammtiwirth- 
haften zwmedmäßigermweife unfaflen follen, das fann bireft und pofitiv 
niht für alle Zeiten und alle Gegenven beftimmt werden, fondern nur inbireft 
und negativ. Eine Geſammtheit follfeine Güter produciren, 
mit deren Erzeugung Privaten fihb befaffen wollen, 
fünnen und dürfen. 

Mindeften® einer diefer Gründe muß immer vorliegen für die Produktion 
dur den Staat flatt durch Privaten; es ift aber eine ſcharfe Trennung, ob das 
nicht Können, nicht Wollen, nicht Dürfen der Grund ift, nicht überall gut durch— 
führen, die Gründe gehen unmerklich ineinander über. 

Die Privaten find meiftens gewillt, alle vie Güter! zu produciren, welche 
fe entweder direkt felbft geniehen können overffür welche fie Alles, mas fie be- 
gehren, von andern faufen fünnen. An ſich find die Privaten bereit, alle verfäuf- 
lichen Güter zu fhaffen, mögen es materielle oder immaterielle Güter fein, mag 
das Out felbft oder nur deſſen Nugung verfauft werden. Die Größe des zu dieſer 
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Produktion nöthigen Kapitals verſchlägt auch Nichts, denn wenn ein Einzelner 
fein fo großes Kapital aufzubringen vermag, fo thut es eine Geſellſchaft. Ebenfo 
ift e8 einerlei, ob man einen einzelnen Benutzungsakt verfaufen fann, wie bei 
Theatern, Kunftansftellungen, oder ob nur die Erlaubniß zur Benugung während 
eines längeren Zeitraums gekauft wird, 3. B. bei Leſegeſellſchaften, Kafinos und 
vergleihen. Nur wo ein Verlauf ver Produkte überhaupt in jeder Geftalt un» 
möglich ift, da werden Privaten nicht probuciren wollen. Das wirb immer der 
Ball fein, wenn die Menfhen die Güter welche verfauft werden follen, nur zu einem 
Preife kaufen wollen, bei denen der Producent nicht beftehen fann, oder wenn fie 
die Güter überhaupt nicht faufen wollen. Die Privaten wollen mit feltenen Aus- 
nahmen nur dann probuciren, wenn ihnen ihre Koften ganz vergütet werben; 
wo alfo die Privatthätigkeit aus dieſem Grunde aufhört, da muß die Staats- 
thätigkeit beginnen, wenn überhaupt ein Bedürfniß nah dem Gut vorhanden ift 
oder, wo es nicht vorhanden ift, gewedt werben muß. Ein foldes Gut, nad 
welchem bei vollfter Erftattung ber gefammten Koften ein Bedürfniß nicht eriftirt, 
welches aber jo wichtig ift, daß durch Abgabe des Gutes unter dem Koftenpreis 
das Bedürfniß wachgerufen werden foll, ift Bildung des Gemüthes und Berftandes. 
Biele Bildungsanftalten find als Privatunternehmungen nicht möglich, für bie 
Armen wäre die Bolfsfhule, für Alle, außer ven Allerreichften, die Univerfität zu 
theuer. Nur Mittelfhulen und fpeciel tehnifhe Bildungsanftalten können aus 
dem Schulgeld die ganzen Koften veden. Hier muß, was der Einzelne an Koften 
nicht aufwenden mag, bie Gefammtheit aufwenden. Unterridt ift überall Staats- oder 
Gemeindeſache, ſoweit Privaten nicht genug dafür thun. Die phyſiſche oder tech» 
nifhe Möglichkeit der Privatprobuftion liegt hier vor, pefuniär aber oder wirth⸗ 
ſchaftlich iſt ſie den Privaten unmöglich. Infofern ift das Nichtwollen immer auch 
ein Nidhtkönnen. 

In andern Produftionen fehlt den Einzelnen oder den ſich freiwillig Einigenden 
auch vielfach die phyſiſche Möglichkeit der Propuftion, fo vor Allem in ver Ber: 
theidigung bes Landes gegen Außen. Die Sicherheit gegen Außen muß vom Staat 
gefhaffen werben, die Privaten können es fhon phyſiſch oder techniſch nicht, es 
liegt aber auch außerdem der Grund vor, daf Privaten nicht produciren wollen, weil 
es nicht rentirt. Angenommen große Aftiengefellfchaften könnten große Heere 
anwerben, welde ebenfo tüchtig wären ald die des Staates, und felbft ange» 
nommen es ſprächen feine andere Gründe gegen folde Yandesvertheidigung, wer 
wollte die Koften tragen, wenn er nicht, wie beim Staat, dazu gezwungen würbe ? 
Jeder würde behaupten, er braude die Dienfte der Soldaten nicht, er faufe fie 
alfo der Geſellſchaft weder im Einzelnen nod im Großen ab. Dasfelbe gilt zum 
großen Theil auch für den Schug im Innern, nur daß bier im einzelnen Yalle 
bei Anrufung der gerichtlichen Hülfe, beim Benugen der Polizei der Einzelne die 
Dienfte zu bezahlen bereit fein würde, ſchwerlich freilih bis zu dem vollen Koften- 
fag. Jeder würde fo viel als möglich ſich felbft zu helfen fuchen, und das barf der 
Staat nit dulden. 

Aehnlich wie der Schuß gegen Menſchen verhält fih auch der Schuß’ gegen 
andere verberbliche Kräfte ver Natur. Ich will nur ein recht auffallendes Beifpiel 
nennen. Welcher Brivatmann, oder welche Geſellſchaft, wird einer ganzen 
Gegend den Schaben verhüten wollen, welden vie Flüſſe durch Ueberſchwem⸗ 
mungen entweder nur mit Wafler oder gar auch mit Treibſand, mit Schlamm, 
mit Steingeröl verurfahen ? Das einzig nachhaltige Mittel hiegegen find nicht 
Dämme, Kanäle, Seen, melde das Waller, den Sand, ven Schlamm, die Steine 
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aufhalten oder dahin ablenfen, wo fie unſchädlich ſich ablagern, fondern es iſt die 
Sorge dafür, daß zu viel Wafler, daß Sand, dakt Schlamm, daß Gerölle gar 
nicht oder möglichft wenig in die Flüſſe kommen. Das tft nur zu erreichen durch 
eine genügende Bewaldung aller Quellengebiete ber Flüſſe, alfo aller Gebirge, 
dann entlebigen fich die Wollen über dem Wald gleihmäßiger und regelmäßiger 
des Regens, fo daß derfelbe vom Boden aufgefangen und regelmäßig ohne Gewalt 
aus den Quellen wieder abgegeben wird, ftatt daß er nur felten, dann aber im 
Uebermaß und mit Gewalt fallend, vie Aderfrume, Sand, Steine und je weiter 
nah unten um fo größere Gefteinsmaflen Tosreißt und in Bächen und Flüſſen 
fortführt. Die Waldeigenthümer eines Quellengebietes würden von ben oft viele 
Meilen entfernten Anwändern der Flüſſe ausgelacht werden, wenn fie von denſelben 
eine Bezahlung des Dienftes forderten, den fie ihnen durch neue Waldanlagen 
oder fogar durch die bloße Konferpirung des beftehennen Waldes geleiftet hätten. 
Jeder würde behaupten, ich braude Eure Dienfte nit. Auch bier kann nur bie 
Geſammtheit, der Staat, entweder mit eigenem in ber richtigen Art betriebenen 
Baldbau helfen oder mit einem Gebot, daß die Waldeigenthümer — mo es nöthig ift, 
gegen eine aus der Staatsfaffe zu zahlende Entſchädigung — den Waldbau zwed« 
mäßig betreiben. Schon anders, wo ber Zufammenhang von Urfahe nnd Wirkung 
bei zerſtörenden Naturfräften ürtlih ein näherer und ein dem Berftanb bes Be- 
drohten zugänglicherer ift, 3. B. bei Deichbauten gegen das Meer, wo natürlich 
nur Außerlih fihtbare Schutzwehren helfen. Hier wird fhon oft eine freie Ber- 
einigung der Bedrohten genügen, Noch mehr ift die Staatshülfe unnütz, ja ſchäd⸗ 
fih, wenn bie Zerftörungen durch Naturereigniffe nicht phyſiſch, ſondern nur wirth⸗ 
ſchaftlich abgewendet werben follen, bei den Berfiherungen aller Art, bei 
den Aſſekuranzen. Die Affefuranz fann und will von ben Privaten in genügenber 
Beife beforgt werden, ein Grund für Staatsthätiafeit ift alfo nit vorhanden. 
Selbſt wenn der Staat aus andern Gründen eine Zwangsverficherung für nöthig 
hält, fo genügt es, die Verficherung bei irgend einem Privatinftitut zu verlangen. 

Ueberalf, wo Privaten eine Thätigfeit nicht vornehmen wollen oder nicht vor- 
nehmen können, bat der Staat dafür ein natürliches Monopol. Anders wenn bie 
Privaten nicht produciren, meil fie nit dürfen. Hier hat der Staat ein Fünftliches 
Monopol. Wenn gefagt wird, der Staat folle da probuciren, wo Privaten nicht 
dürfen, fo muß das natürlih verftanven werben: wo Privaten aus inneren 
Gründen nicht dürfen, nicht wo fie aus rein Auferen Gründen nicht dürfen. 
Nur wo ein innerer Grund vorliegt, foll der Private nicht probuciren dürfen, 
1. B. wo der Private au leiht das Pertrauen des Publikums täufchen Fünnte, 
beim Münzwefen, beim Boft- und Telegraphenwefen — dieſe foll der Staat unter 
Umftänden ven Privaten verbieten, oder wenn die Produktion eine unfittliche ift, mie 
das Halten von Glückſpielen, von öffentliben Hänfern, nur muß dann ber Staat 
diefe unfittlihen Produktionen auch ſich felbft verbieten. Der Staat fann aller- 
dings auch aus dem rein äußeren Grunde, daß er viefelben für fich referviren 
will, den Privaten gewiffe Inbuftrien verbieten, denn die Macht dazu hat er, 
aber er follte es als unzwedmäßig nicht, meil Private aus 
fäter zu erörternden Gründen, alle Güter, welche fie überhaupt probuchren 
wollen und können, billiger befchaffen als der Staat. Leider hat, befonvers 
in früheren Zeiten, der Staat nicht immer gefragt, was für die ganze Volls— 
wirthihaft das Zweckmäßiaſte, fondern was für feine Kaffe das Einbringlichfte 
war, Dft wurbe dies als Grund naiv genug geftanden, oft ein nicht eriftirenber 
innerer Grund vorgefhoben, Das ficherfte Mittel dagegen, nicht aus Äußeren 
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Gründen ven Privaten gewiſſe Produktionen zu verbieten, iſt die Gewöhnung ar 
den Grundſatz, daß der Staat ſeine Thätigkeiten niemals dazu benutzen ſoll, aus 
denſelben einen die Koften überſteigenden Gewinn zu machen. Beiſpiele im Artikel 
Staatsmonopole. | 

Wir haben fo, weil viefer Gefihtspunft in den bisherigen Artikeln des 
Staatswörterbuh8 weniger berüdfihtigt worden ift (die fpäter folgenden Tagen 
uns ohnehin nit vor), an ein paar Beifpielen die Gegenftände der Staats- 
produftion allgemein nah dieſen drei gemeinfamen inneren wirth 
ſchaftlhichen Gründen zu harafterifiren verfuht, während ftreng genommen 
bie Grenzen der Staatöthätigfeit zu ziehen, nicht Aufgabe der Staatswirthſchafts - 
lehre fein kann. Was zwedmäßigermeife der Staatswirthſchaft zufällt, entjcheivet 
eines Theile, nämlich nad der politiſchen Seite hin, die Politif und das Staats- 
reht, andern Theils, nad der mwirtbfchaftlihen Seite hin, die ganze Volfswirth- 
Ihaftslehre, von der die Staatswirthichaftslehre nur ein Theil if. Die Staats- 
wirthſchaftslehre hat nur innerhalb des ihr von jenen Wiſſenſchaften zugemiefenen 
Bebietes zu unterfuhen, welche Aufgaben dem gefammten Staat anheim- 
fallen, und welhe ven Theilen, ven fleineren Öefammtheiten, 
Gemeinde, Provinz u. f. w. Auch das fällt nach der politifhen Seite wieder dem 
Staatsrecht und der Politik anheim, vgl. darüber z. B. die Artifel Gemeinde und 
Land» und Stadt-Gemeinde. In diefem döfonomifchen Artikel haben wir von 
biefer Frage wieder nur die in jenen allgemeinen Artikeln weniger beadhtete ölo = 
nomifche Seite zu behandeln. Da vie oͤkonomiſche Seite ver Gemeindewirthſchaft, 
Kreiswirthfchaft u. f. m. ihre Hauptbeveutung dem Berhalten gewiffer Ein- 
nahmen zu gewiffen Ausgaben entlehnt, fo kann dieſe Frage aud erft dort 
ihre Stelle finden. Abgefehen von biefem einen Punkt, wo die Staatswirthſchafts- 
lehre fih darum fümmer, was bie einzelnen Theile des Staates probuciren 
follen, fragt diefelbe nur darnach, wie probucirt wirb, ebenfo wie die Bolfswirth- 
haftslehre in Bezug auf die Gegenftände ver Produktion auch nur die Verthei— 
lung innerhalb ihres Gebietes vornimmt, nnd im übrigen unterfuht, wie bie 
Güter erworben werden. Was die Menſchen erwerben müflen und bürfen, gehört 
andern Wiffenfhaften, der Anthropologie, der Ethik u. f. m. an. 

Soweit die Staatsprobuftion der Probuftion in der Privatwirthſchaft 
homogen ift, brauden wir auf viefelbe nicht einzugehen, ſondern können auf 
die Vollswirthſchaftslehre vermweifen, ſowohl auf vie allgemeinen nod zu er— 
wartenden Artikel Volkswirthſchaft und Volkswirthſchaftspflege, als aud auf die 
fpecielleren, wie Gut, Arbeit, Kredit, Güterproduftion, Güterumlauf, Güterver- 
theilung, Einfommen, Ronfumtion, Luxus und dergleihen. Die Homogenität geht 
aber oft weiter, als Viele gemeint haben, vie Unterfhiede, welche man zwifchen 
Staatswirthihaft und Privatwirthſchaft hat finden wollen, eriftiren oft nicht. In diefem 
Falle ift die Nichteriftenz der Unterſchiede zu zeigen und ver Gleichheit beider zu 
ihrem Rechte zu verhelfen. In andern Fällen wird die Gleichheit zwar nicht ge- 
leugnet oder fie wird fogar zugegeben, aber bie Konfequenzen, welche daraus zu 
ziehen find, werben nicht gezogen, fo beſonders alle, weldhe aus dem Begriff des 
umlaufenden und ftehenden Kapitals folgen. Diefe Konfequenzen find zu ziehen. 
Endlich werden aber auch ebenfo die wirklich beftehenden Unterfchiede entweber ges 
leugnet oder nicht in ihre nothwendigen Konfequenzen verfolgt. Das ift das 
Wichtigere. Indem wir Unterfchiede, welche mehr äußerlicher Natur find und feinen 
inneren Gegenſatz zwifhen Volkswirthſchaft und Staatswirthſchaft bedingen, 
bei Seite laſſen und ſpäter nur, wo es nöthig iſt, gelegentlich berühren, heben 
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wir ſogleich die bedeutſamſten hervor, denen wir auf Schritt und Tritt ber 
gegnen werden. 

1) Der Staat und feine politifhen Theile find keine vorübergehenden Er- 
ſcheinungen wie die einzelnen Individuen und die freien Vereinigungen verfelben 
zu Geſellſchaften, ſondern, wenn aud mit oft wechfelnden Formen, ewig dauernde. 

2) Die Staatswirtbfhaft im engeren Sinne ift innerhalb bes einzelnen 
Staates die einzige in ihrer Art. Gewiffe Thätigkeiten werben innerhalb des 
Staates weber von andern Gefammtheiten nod von Privaten ausgeübt. Der Staat 
ift fomit für einige Arbeiten der einzige Arbeitgeber. Ebenſo braucht der Staat 
allein gewiffe Güter, er ift für dieſe der einzige Kunde. Nach beiden Seiten 
bat er ein Monopol. Die Wirthfhaften ver andern Oejammtheiten find inner: 
halb des Staates wenigftens nit einzig in ihrer Art und nehmen an Zahl 
mit der Kleinheit der Gefammtheiten zu, Provinz, Kreis, Bezirk, Gemeinde. Das 
Monopol ſchwächt ſich mehr und mehr mit der Zahl ver gleichartigen Gefammnt- 
wirthſchaften ab. 

3) Alle Geſammtwirthſchaften fhaffen in erfter Reihe Güter, welche entweder 
gar nicht verfauft werben können oder im Verkauf doch nicht die Koften erjegen. 
Das ift der weitaus folgenfhwerfte Unterfchied zwiſchen der Staatswirthſchaft 
und den Privatwirthihaften. 

4) Die Staatswirtbfchaft und andere Geſammtwirthſchaften produciren nicht 
wiltührlih, atomiftifh, eine Anzahl beliebiger Güter, ihre Gefammtthätigkeit ift 
fein Ronglomerat aller mögliden ifolirten Thätigfeiten, fondern die natürlihe Er» 
gänzung aller Lüden, welche die Privatwirthſchaften aller Art notywendigermeife 
laffen müſſen, mit andern Worten fie erft fügen den Schlußftein in das ganze 
Gebäude der Volklswirthſchaft. 

5) An der Gefammtwirtbfchaft ift die Betgeiligung, fei es mit Urbeit oder 
Kapital, feine freiwillige, fondern eine gezwungene. 

Bon diefen fünf Punkten find der zweite und dritte für die Ausgaben, der 
erfte, dritte, vierte und fünfte für die Einnahmen befonders wichtig. 

Zrog dieſer Unterſchiede bleibt die größte Aehnlichfeit zwiſchen Staatswirth- 
(haft und Privatwirthihaft, und durch dieſe bevingt, der engfte Zuſammenhang 
zwiſchen beiden. Die Staatswirtbfchaft ift nicht, wie man vielfach meint, eine den 
Privatwirthfhaften frempe Wirthichaft, kein neben ihnen und fein ihmen 
gegenüber Stehendes oder foll es wenigftens nicht fein. Bei vielen Stautd- 
formen allerdings hat dieſer Gegenfaß leider fehr oft einen wirkiichen Grund, in 
allen rein monarchiſchen, in ariftofratifch-monarhifchen Staaten und in ariftofra- 
tiihen Republifen, nämlich fobald Monarh und Xriftofraten nicht im Sinne der 
Mehrheit 2) des Volkes handeln. Hingegen in wahrhaft konftitutionellen Monardien 


2) Das Recht der Theilnahme an der Regierung äußert ſich, wo nicht das Voll direft über 

* Gefep abftimmt, vor Allem in dem Recht, die Bolksrepräfentation zu wäblen, im aftiven 
ableecht. Diefes Recht darf weder ein nur nach der Kopfzabl bemeflenes, noch nur ein nad 
dem Bermögen, reip. dem Einfommen abgeftuites fein, denn jonft könnten im erjten Fall die 
unteren an Zabl ftärferen Schichten der Bevölkerung Lie oberen an Zahl ſchwachen wajorifiten 
oder im zweiten Kal umgelehrt die oberen an Einfommen ftarten die an Einkommen ſaͤwachen 
unten Schichten ausbeuten. Die TIheilnabme des Volks an der Regierung nad dem Einkommen 
darf aber nicht — und das tft der Grund, warum ich dieſen Punkt mwenigftens in einer Anmerkung 
berübren mug — mit der meiftens auch nah dem Einkommen gefchägten Steuerpflicht in unmittel⸗ 
baren Zufammenbang gebradt werden, wie manchmal gefchieht. Der diefem Verlangen zu Grunde 
liegende Gedanke, daß das Wahlrecht als die foncentrirten faatsbürgerlihen Rechte 
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und in demofratifhen Republiken wurzelt die Staatswirthſchaft in allen Privat- 
wirthihaften, oder es ift, wenn die Pflicht zu den Staatslaften beizutragen richtig 
vertheilt wird, vie Staatswirthſchaft ein der ®röße jeder Pri- 
vatwirtbfhaftproportionaler Brudtheilpderfelben.?) 

1. Staatsausgaben. 

Stantsausgaben find der geſammte Kräfteaufwand, den der Staat zur Er» 
reihung feiner Zwede oder, wirthihaftlid ausgevrüdt, zur Erlangung der von 
ihm zu fhaffenden Güter macht. 


der Steuerpflicht ald den foncentrirten faatsbürgerlihen Pflichten entſprechen 
müjfe, ift nur ein Scheingrund, denn, wie unten bei der Befteuerung gezeigt werden fol, ift das 
Korrelat für die Größe der Steuerpflicht die Größe des Antheile, welchen ein Jeder nach feinem 
Einkommen oder wie wir jehen werden, richtiger nach feiner Genußmenge an den Gütern bat, 
welche der Staat ſchafft. 

Um die beiden Gefahren der einfeitigen Herrſchaft der Kopfmajorität und der einfeitigen 
GEinfommensmajorität zu vermindern, mug auf ein fombinirtes Spftem gejonnen werden, Die 
Majoruat mup immer eine des Etnkommens und der Zahl fein. Am leichieften ift das zu er« 
reichen, wo das Volk über neue Gejepe Durch direkte Vollsabſtimmung dee wie in einigen 
Kantonen der Schweiz; da wäre die Majorität Die größere Zahl der Köpfe, wenn fie zufanımen 
mehr als die Hälfte des Bolkseintommens haben, oder wenn die Steuer nah dem Einfommen 
bemejjen wird, wenn fie zujammen mebr als die Hälfte der Steuer aufbringen. Es wäre das 
eine Wajoritätsberechnung ähnlich der jehr zweckmäßigen, welche innerhalb der Gemeinde für ge 
wifje Maßtegeln, 3. B. Verfoppelung und Wüterarrondirung oder für Gemeinbeitsibeilungen in 
einigen Kändern vorkommt. Wie das Einkommen und die Kopfzahl einander die Stange halten, 
zeigt am beften unjer weiter unten für andere Zwede no oft zu gebrauchendes Schema: 


Es haben Bürger: Jeder ein Einfommen von: Zufammen ein Eintommen von: 

1. 1000,000 10 Rihlr. 10,000,000 Rthir. 
II. 100,000 100 „ 10,000,000 „ 
III. 10,000 1,000 „ 10,000,000 „ 
IV. 1,000 10,000 „ 10,000,000 „ 
V. 100 100,000 „ 10,000.000 „ 
Vi. 10 1,000,000 10,000,000 „ 

I-Vi., 1,111,110 60,000,000 Rthlr. 


Die Zahl der Köpfe beträgt 1,111,110, die Majorität ift alfo, wenn Stimmengleichheit als 
Majorität gilt, 555,555, das geſammte Einfonımen ift 60,000,000, die Wajorität, unter derfelben 
Bedingung, 30,000,000 Rthlr. Beides muß immer zufammen erreicht werden, z. B. von allen 
Eintommendtlafjen die Hälfte oder Die ganze erfte Einfommensflafje im Bunde mit der ten und 
bten oder irgeno zwei der anderen Klajjen. In der Wirklichkeit ift jelbftwerftändlich die Trennung 
der Einkommens küaſſen nicht jo ſcharf, fo daß nicht etwa das Proletariat (Klafje I mit einer 
Kopfzabl von 1,000,000) verbunden mit dem Geldadel (Klaffe V und VI mit einer Kopfzahl von 
110) die gejammten Mittelklaſſen majorifiren können. Durd welchen Wahlmodus das Rejultat 
einer folchen gemijchten Mehrheit praktiſch auch bei einer bloßen Bolfsrepräjentation, jet fie direkt 
oder indireft gewählt, zu erreichen fein möchte, jo daß dann innerhalb der Volfärepräfention die 
einfache Kopfmajorität das Volk ale Mujorität der Köpfe und des Einkommens repräfentirt, 
fann ich bier narürlıh ebenjo wenig ausführen, als daß das Einfommen als Wapftab neben der 
Kopizahl zwar ein jehr materieller, aber doc der einzig mögliche Mapftab if, da moralijche und 
intelleftuele Größe ſich nicht fo meflen lafjen, wie ein Wahlgefep verlangt. 

3) In dem Obigen fou natürlich nicht gefagt jein, daß in einer Eonftitutionelen Monarchie 
oder in einer demokrätiſchen Republik immer auch das Richtige in der Staatswirthſchaft geicheben 
werde. Auch die Mehrheit kann fich täufchen ; wenn fie aber fich täufcht, fo gejchieht ihr doch wenigftens 
ı9r Wille, fie hat es ſelbſt zu verantworten, daß fie verkehrt handelte, gerade wie Jeder in feine 
eigenen Angelegenheiten fein Thun zu verantworten hat, wenn der Staat ſich nicht ald Wirth: 
Igaftsvormund gerirt. Auch hier in Staateſachen, tft eine Bevormundung jo wenig angebracht, 
als in Prwatſachen. Selfgovernment in ſtaaiswirihſchaftlichen Dingen ift Nichts ohne Selfgovern- 
ment in prwatwirthſchafilichen, aber auch Privatfelfgovernment Nichts ohne Staatsfeligovernment. 
Wenn der Staat nur die natürliche Ergänzung aller Privatwirthſchaften, ein ideeller Theil der 
jeiben fein fol, dann ıft Eeljgovernment nur in einem Theil geradefo verkehrt, wie Seligypernmient 
im Ganzen mit Ausnahme jenes Theils. 
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Die Eintheilungen, in welche man bie Staatsausgaben bringen kann und aud) 
gebraht bat, find einmal ganz Außerliche, praktiſch nothwendige, für die verjchier 
denen Aufgaben, melde dem Staat zufallen, meiftend nah den Dlinifterien und 
deſſen Unterabtheilungen, von denen die betreffenden Geſchäfte reffortiren, geordnet. 
Bergleihe 3. B. über die gewöhnlid üblichen, aber doch in jedem Staat wieder 
etwas anderen Eintheilungen den Artilel Staatsminifter. Aehnlich gruppiren fi 
auh die Ausgaben ver einen Geſammtheiten nad den verfchiedenen Zwecken. 
Vergleiche z. B. Artitel Gemeinde. Solde Eintheilungen find praktiſch nüglid und 
für ven Staatspienft nothwendig, wiſſenſchaftlich haben fie, jo lange nicht zwiſchen 
den Staaten und Gelehrten eine Einigung erreiht ift, welde eine genaue Ver— 
gleihung der Ausgaben in den verſchiedenen Geſchäftszweigen ermöglicht, fo viel 
oder fo wenig Werth wie ähnliche Eintheilungen, in welde man die Ausgaben 
der Privaten und aud die ganzen Produftionszweige der Volkswirthſchaft bringt. 
Jever Gelehrte und jeder Staatsmann macht eine andere Eintheilung und ver- 
wirft ebenfo fchnell die adoptirte, wenn er eine, die ihm befjer dünkt, findet. Die 
wiſſenſchaftlichen Eintheilungen hingegen, in welde man alle Ausgaben für jedes 
beliebige Staatsgeihäft bringen kann, find, foweit man fie nit gar für rein 
äuferlih und unmefentlich erflären muß, feine andern, als die aud bei den Aus- 
gaben in Privatwirthichaften aller Art aufgeftellt werden fünnen, z. B. Natural- 
ausgaben und Oeldausgaben, Realbedarf und Perfonalbevarf einer Wirthſchaft, 
Ausgaben für ftehendes und umlaufendes Kapital, produktive und unprobuftive 
Ausgaben. Darüber find die oben genannten allgemein volkswirthſchaftlichen Artifel 
zu vergleichen. 

Ebenfo find die Güter felbft, welche die Gefammtheiten fchaffen, nur in 
wenigen Beziehungen innerlih verjchieven von Gütern, welche aud Privaten 
mahen. Daß der Staat bejonders immaterielle Güter jhafft, die Privatwirth- 
Ihaften hingegen beſonders materielle, ift fein qualitativer, fondern ein nur 
quantitativer Unterjchied, denn der Staat ſchafft auch Materielles, wenngleich 
jwedmäßigerweife felten, vie Privaten auch Immaterielles, und zwar in großen 
Mengen. Dennod haben viele Schriftfteller einen fehr großen Unterjchied zwiſchen 
der Staatswirthſchaft und den zur Volkswirthſchaft vereinigten Privatwirthihaften 
finden wollen. 

Diefer vermeintlihe Hauptunterſchied beruht auf ver unhaltbaren unglüd- 
feligen und wirklich unbegreiflihden Ausftogung der f. g. „unproduftiven" 
d. h. der den Werth nicht an einem greifbaren Sachgute firirenden Gewerbe aus 
ver Nationalöfonomie. Die ganze, freilih auch unhaltbare Unterſcheidung 
der Gewerbe, welde in dem oben genannten Sinne unproduktiv fein follen von 
den produftiven, d. h. denen, weldhe ven Werth an einem greifbaren Sachgute 
fairen, ließe man ſich zur Noth gefallen, wenn nur beide Arten von Gewerben 
gleihberehtigt in der Nationalöfonomie behandelt würden. In der Yinanzwiffen- 
haft, welche einen Theil ber Nationalölonomie bildet, werden von vielen 
Scriftftellern die f. g. unproduftiven Stantsthätigfeiten den f. g. probuftiven 
menigftens äußerlich ebenbürtig behandelt, und aus der Nationalöfonomie wirft man 
fie ganz hinaus! Auch bei ven Schriftftellern, welche dieſe Unterfdeidung nad) 
Produktivität längft Über Bord geworfen haben, bleibt in ver ganzen Behandlung 
der Staatswirthſchaft doch noch mande Spur des alten Irrthums zurüd. Selbſt 
damit, daß man die f. g. unprobultiven Erwerbözweige für oft eben fo nüß- 
lid als die produftiven erklärt, ift Nichts gewonnen. Sobald bie 
Rationalöfonomie das Schaffen von immateriellen Werthen (denn etwas Anders 
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als Werth fchafft ja der Menſch nicht) aus ihrer Wiffenfhaft nicht ausfchei- 
bet, eriftirt in Bezug auf Privatwirthihaften und Staatswirthſchaft nah piefer 
Richtung wenigftens Fein wefentlicher Unterfchied in den Oegenftänden der Thä- 
tigkeit. Bis jegt ſtoßen Viele willtürlih einen Theil ver Werth ſchaffenden 
Thätigkeiten aus dem Oanzen, aus der Volkswirthſchaft, aus, während 
fie in einem Theil, in der Staatswirthſchaft, diefelben belaffen, und vann erzählen 
fle, daß zwiſchen der Staatswirthihaft und rer Volkswirthſchaft in Bezug auf 
die Thätigleiten ein Unterſchied ftattfindet. Das ift, wie wenn ein Liebhaber von 
Singvögeln all jeinen Bögeln, außer den Kanarienvögeln, vie Flügelfedern ausrifſe 
und dann, während er die andern wirklichen Unterſchiede überfieht, behaupten 
wollte, zwifchen ven Kanarienvögeln und den andern beftände der natürliche Unter- 
ſchied, daß die erftern Flügelfedern hätten und die andern nidt. Hingegen finden 
zwifchen ven Ausgaben in der Staatswirthfhaft und in ven Privatwirthſchaften 
auch wirkliche Unterſchiede ftatt, welche fih auf die oben genannten allgemeinen 
Unterfhiede der Staatswirthichaft und der Privatwirthſchaft zurüdführen laſſen. 
In Bezug auf alle Gefammtwirthichaften ift es befonders tie Unveräußerlichkeit, 
welche ſowohl die Beurtheilung über die Güte der Produltion erfchwert, als aud 
verhindert, die Beamten duch Antheil an dem Gefhäftsnugen für vie Produftion 
zu intereffiren. In Bezug fpeciell auf die Staatswirthſchaft im engern Sinne tft 
es der Umftand, daß in gemwiffen Branden der Staat der alleinige Producent ift. 

1) Die Unverfäuflidteit der von den Gefammtheiten gefhaffenen Güter ift 
eine große Schwierigkeit für Beurtheilung der Frage, ob die in diefer Produftion 
erftrebten Zwecke auch erreicht werben, mit andern Worten, ob die Produftion 
nüglih war, ober envlih, ob die darauf verwendete Arbeit probuftiv war, 
probuftiv im rihtigen Sinne des Wortes. Mau kann nämlid aller- 
dings produftive und unproduktive Arbeiten unterfcheiden, ſowohl in Einzel- 
wirthſchaften als in Geſammtwirthſchaften, fowohl im einzelnen Aft der Thätigkeit 
als in dem Oefammtrefultat; die Produktivität der Arbeit ift aber niht an ge— 
wiffe Arten von Broduftionen gebunden, fondern ergibt ſich bei 
jeder Produktion aus dem gewonnenen Refultat. Eine Arbeit ift ftets un- 
produltiv, wenn das Gut, das man erzeugen will, nicht zu Stande fommt, wenn 
ed mißräth, 3. B. materiell, wenn beim Porcelandrennen die Waaren zerfpringen, 
immateriell, wenn dem Sänger der Ton im Halfe fteden bleibt. Die Arbeit ift 
dann techniſch unproduktiv. Auf den Staat angewenbet, ift die Arbeit unproduftiv, 
wenn die Gensvarmerie einen Verbrecher nicht fangen fann, wenn das Heer eine 
Schlacht gegen den Feind verliert. Iſt dieſe Unproduftivität andauernd, mißräth 
das Porcelanbrennen oder das Gingen immer, entwifhen die Spigbuben ftets 
oder werben alle Schlahten verloren, dann find im Oefammtrefultat alle dieſe 
Ürbeiten vom techniihen Standpunkt aus unproduftiv und natürlid auch vom 
allgemein wirthſchaftlichen. Die ganzen Unftrengungen find vergeblih gemefen, 
vulgär ausgebrüdt, das Geld ift dafür fortgemorfen. Die ganze Anftrengung 
kann aber aud eine vergebliche gewefen fein, wenn die Güter zwar wirklich pro— 
bucirt, wenn die Arbeit zwar techniſch mit gutem Erfolg gekrönt war, aber wenn 
die erzeugten Werthe in einem folden Mißverhältniß zu ven aufgemwen- 
beten Werthen ftehen, daß die erftern von den letztern übertroffen werben. 
Die ganze Thätigkeit ift dann wirtbfhaftlih unproduftiv, fie rentirt nicht, 
mögen techniſch die Produkte noch fo vollkommen fein; ja je volltommener biefelben 
in technifher Beziehung find, um fo leichter kann im Berhältniß zum Entrefultat 
bei der Produktion zu viel an Werthen verbraudt fein. Zu intenfiver Aderbau, 
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Waldbau in zu langem Umtrieb, äußerlich zu prädtig ausgeftattete Soldaten, zu 
zahlreiches Triedensheer, zu theuer erfaufte Siege eines Eroberers, z.B. Napoleons, 
zu zahlreihe Beamte. Wenn hingegen die neu gefhaffenen Werthe größer find, 
als die zur Probuftion verwendeten, dann rentirt dad ganze Geſchäft, dann ift 
es wirtbfhaftlih produktiv. In diefem Yale ſchadet es auch nichts, wenn im 
einzelnen Produftionsaft die Arbeit tehnifh unprobultiv war, fobald nur das 
Oefammtrefultat ein günftiges ift; 3. B. ob ein oder ber andere Topf zerbricht, 
ein oder der andere Ton ausbleibt, ein paar Verbrecher entwifchen, ein paar 
Schlachten verloren werben. Für pieBeurtheilung der Produktivi— 
tätin diefem Sinne, nah dem Enbrefultat ver Werthſchaffung, iſt nun 
allerdings ein tiefeinfhneidender Unterfhied zwiſchen 
den mit einander im Taufhpverlehr ſſtehenden Privatwirth 
Idaften und der Staatswirthſchaft. Bei allen in ven Taufchver- 
fehr kommenden materiellen und immateriellen Gütern fann man die Produftivität 
erfennen an dem Gelderlös aus dem Geſchäfte, nicht zwar an dem Preiſe des 
einzelnen Produftes und der Menge der verkauften Probufte oder am Rohertrage, 
wohl aber an dem Reinertrag des ganzen Geſchäftes, einigermaßen fhon am 
Jahresertrag, noch befier an dem Durdfchnittsertrage einer längeren Reihe von 
Jahren. Am beften ift es bei Aktienunternehmungen, deren Rechnungsabſchlüſſe 
veröffentlicht werden müſſen, aus den gezahlten Divivenden, vergliden mit dem 
Refervefonds und dem Kurs der Altien, zu erſehen. Wo die Produkte nicht ver- 
fauft werden, da fällt das ganze Kriterium hinweg, Das iſt der Fallbei 
ven Geſammtwirthſchaften; es ift aljo fehr ſchwer direkt zu beur- 
theilen, ſowohl ob überhaupt die Produktion gerade diefer Güter zwedmäßig ift, als 
auch ob die dem Gegenftand nad zwedmäßige Produktion zwedmäßig betrieben 
wird, mit andern Worten, ob die Aufgaben, welche tie Geſammtheit ſich ftellt, 
gut gewählt find und gut erreicht werben, Auch daß der Staat faft nur imma 
terielle Güter fhafft, erfchwert nicht an und für fi, aber in Verbindung 
mit dem Vorigen die Beurtheilung ungemein, denn fo kann nit einmal am 
einzelnen Produft Äußerlih erfannt werden, ob wenigftens vom techniſchen 
Standpunkt aus bie Arbeit probultiv war. Die größte Vorfiht in Auswahl der 
Staarsthätigkeiten und in Ausführung derfelben ift höchſte Pflicht. Diefe ſcheinbare 
Aeußerlichkeit, die Unverkäuflichkeit der Stantsprodufte führt meiner Meinung 
nad mehr als manche tieffinnige Spekulation zu der mit Ausdehnung der Ge 
ſammtwirthſchaft immer nöthiger werdenden direkten Betheiligung des Volkes, 
oder, wo das wegen der Größe der Geſammtheit nicht wohl angeht, zu einer wahren 
Vollsvertretung, und zwar nicht nur in Angelegenheiten ver großen Gefammtheit, des 
Staates, fondern ebenfo fehr in der Wirthſchaft der Unterabtheilungen, der Pro- 
dinzen, Kreife, Bezirke, Gemeinden. So lange nit bis in die unterften Heinften 
Kreife das Princip der Bolköbetheiligung durchgeführt ift, muß die Volfsvertretung 
in Staatsangelegenheiten im der Luft fehweben und darf man fi nicht wuntern, 
wenn die Kammermitglieder ungeſchickt auftreten und viel Lehrgeld zahlen müſſen. 
Ci muß ihnen vie aud hier nothwendige Bildung und Schulung, welche fie nur 
vom Heinften Kreis beginnend und zu größeren auffteigend fih aneignen können, 
abgehen. So lange ferner ſelbſt die Wiffenfhaft lehrt, daß jede Staatsausgabe 
und die dafür nörhige Steuer ein unvermeibliches Uebel fei, wird das Volk aller 
dings für Steuerbewilligungen ſchwer zugänglich fein, nody mehr aber, wenn dieſes 
. g. unvermeidliche Uebel, die Steuer, für vermeivlihe Ausgaben verlangt wird, 

2) Die Unveräußerlichkeit der meiſten Staatsprobufte führt nod auf einen 
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zweiten wichtigen Unterſchied in der Staatswirtbfhaft, nämlih in Bezug auf bie 
Bezahlung der dem Staat geleifteten Dienfte. 

Jede Gefammtheit als eine nicht phyſiſche, fondern nur moralifhe Perſon 
muß alle Arbeit durch gemiethete Arbeiter verrichten laffen. Das ift an fi kein 
Unterfhied der Geſammtwirthſchaften gegen gemiffe Privatwirthfchaften, nämlich 
gegen die Aftiengefellfhaften. Beide leiden unter dem Uebelftand, daß alle Arbeiter 
ale Miethlinge gar nicht oder nur zu einem Meinen Bruchtheil an der guten 
Wirthichaftsführung Intereffe haben, die aus den Aktionären gewählten Direktoren 
und Berwaltungsräthe nur bis zu dem Bruchteil des Aftienkapitals, den jeder befigt, 
bie aus ben Steuerzahlern genommenen Staatsbeamten nur bis zu ber von ihnen 
zu zahlenden Steuerfumme, auf welde Steuerfumme repartirt bie Erfparniffe 
einer guten Gefhäftsbeforgung vor einer fchlehten ein wahres Minimum betragen 
würden. Daß auf den Be ammtheiten dieſer Üebelftand ungleich ftärker 
laftet, liegt wieder darin, daß die Gefammtheiten un verkäufliche Güter 
ſchaffen. Wenn verfäuflihe Güter gefchaffen werben, fo kann das pekuniäre Interefie 
ber gemietheten Arbeiter dadurch gewedt werben, daß man das Gehalt ver Ange- 
ftellten mit dem Ertrag des Gefhäftes fteigen und fallen läßt, und zwar gilt das 
von den oberften bis zu den unterften Stufen, in ben oberen durch die dem feften 
Gehalt zugefügte Tantieme, in den unteren durch ganze ober theilmeife Alkord⸗ 
arbeiten. Die Staatsbeamten aller Art können weder durch Tantiemen noch durch 
Alkordarbeit an der möglichft guten Produftion intereffirt werben: dur‘ Tantiemen 
nicht, denn weder Reinertrag noch Rohertrag der Staatsprobuftion läßt ſich er- 
mitteln; dur Afforbarbeit nicht, denn bei den meift immateriellen Produktionen 
laffen ſich Arbeiten, welche fi für Akkordarbeit eignen, nur herausfinden, wo es fich 
um untergeorbnete Thätigfeiten handelt, 3. B Kopirarbeiten. Wo der Staat nad 
Analogie der Privatwirthfchaften feine freiwillig von andern begehrten oder ben 
Staatsangehörigen aufgebrängten Produkte ausnahmsweiſe verkauft, da ift auch 
ausnahmsweiſe eine Gemwinnbetheiligung ver bei biefer Produftion Angeftellten 
möglih, 3. B. kann man, wie e8 früher befonvers gefhah, dem Gerichtsperſonal 
einen Theil der Sporteln, der Polizei ein Theil ver Strafgelver und ſoweit bie 
Armee Beute macht, den Soldaten einen Antheil an dieſer gewähren. Doch ſelbſt 
bei diefer Ausnahme ift e8 aus andern Gründen entweder zum Mindeften zweifel- 
baft, ob die Betheiligung gebilligt werben fann, ober ift die Verwerflichkeit 
längft anerkannt. In einigen Produktionen allerdings ift viefe Betheiligung am 
Erfolg eine ganz zwedmäßige; 3. B. im Unterriht an ven Hochſchulen durch die 
Vorleſungshonorare. Diefer legtgenannte Fall fteht fhon auf dem Uebergang 
zu den Produktionen, welhe wie von Privaten betrieben, verfäuflihe Güter 
Ihaffen. Wo endlid der Staat in Konkurrenz mit Privaten oder mit künſtlichem 
Ausihluß derfelben, alfe monopoliftifh, Gefchäfte betreibt, als Aderbau, Waldbau, 
Bergbau, Imduftrie zc., welde Privaten auch verrichten könnten, va fteht verfelbe 
in Benugung der Mittel, melde das Intereffe der Angeftellten heranziehen, auf 
gleiher Stufe mit den Privaten. Der Unterſchied fällt mit ver Verkäuflichkeit fort. 
Doch das find im Bergleih mit dem Gros der Staatsthätigkeiten Alle? Aus- 
nahmen; fir die meiften Thätigkeiten bleibt, abgefehen von dem Widhtigften, dem 
eigenen Pflihtgefühl, das freilich bei den von Gefellihaften Angeftellten in der 
jelben Stärke wirken follte, nichts übrig, als die Ausficht, die größere Anftrengung 
durch Beförberung in beffere und angenehmere Etellungen belohnt zu fehen. 
Leider kann auch diefer Aufmunterung feine fo große Ausdehnung gegeben werben, 
als wünfcenswerth fein möchte, denn hier zeigt fich der neue Uebelftand, daß das 
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Avancement meiſtens nad dem Alter gehen muß, weil ſich bie Tüchtigkeit, wegen 
weicher ver Eine beſonders ſchnell befördert wird, und die Untüchtigkeit, wegen welcher 
ein Anderer aurüdgefegt bleibt, nicht ftreng bemeſſen läßt, und das politifche Ver— 
balten für Bevorzugung und Dintanfegung oft mehr den Ausſchlag giebt, als 
das amtliche. 

3) Auf die Stellung der vom Staat, nicht aud von anderen Gefammtbheiten 
angeftellten Beamten äußert noch eine andere Eigenthümlichkeit der Staatswirth- 
ibaft im engeren Sinn, welche wir oben sub 2 aufgeführt haben, ihren Eins 
flug, nämlich die, daß Innerhalb des einzelnen Staates gewiffe Arbeiten von keiner 
anderen Perfönlichkeit al8 eben ber des Staates verlangt werben, oder ökonomiſch 
ausgedrüdt, daß der Staat der einzige Arbeitgeber ift. 

Unter biefen Produftionen, welhe aus inneren Gründen faft überall dem 
modernen Staat ausfchlieglih eigen find, ftehen in erfter Linie Mititär-, Juftiz-, 
Poft- und Telegraphen«, Münzwefen und alle f. g. höhern Staatöbeamtungen : je 
mehr aber der Staat fid) andere Thätigkeiten durch Monopol aneignet, um jo 
weiter wirb rein äußerlich der Kreis. Nun find die fir die meiften dieſer Thätig- 
keiten nöthigen Kenntniffe langwierig und koſtſpielig zu erlernen. Derjenige, welder 
biefem Berufe fich widmet, muß alfo, da er feine einmal erworbenen Kenntnijfe 
nur im Staatöpienfte ganz verwerthen kann, Sicherheit haben, daß, wenn gewille 
Bedingungen vorhanden find, er aud auf eine dauernde Anftellung im Gtaate 
rechnen darf, d. 5. daß er unter beftimmten Bebingungen nit nur eine An— 
ftellung erhält, fondern daß er auch von ber einmal erhaltenen Anftellung nur 
unter beftimmten Bedingungen wieder entfernt werden darf, daß er auch allmählich 
in höhere und beffere Stellungen aufrüdt und daß er endlich, wenn er durch Alter 
oder andere Umftände bienftuntüchtig wird, feinen Gehalt ganz oder zu einem be- 
fimmten Theil ald Penfion behält. Welches diefe „beftimmten Bepingungen”, 
„ B. beftandene Prüfung, eine gerade valante Stelle, beftimmtes Dienftalter, 
fein ſollen, bat der Staat in feiner Gewalt zu beftimmen, allein er follte es, 
jeweit thunlich, nicht auf Veroronungs-, fondern auf Gefegeswege thun, damit 
Willkür ausgefchloffen bleibt, Daß ſolche fichere Anftelungen eben wegen ver 
Sicherheit und der meift damit verbundenen wirklichen oder vermeintliden Ehre 
niedriger bezahlt werben, als, fonft ähnlihe, aber unficherere und nicht gleich 
ehrenvolle Privatanftellungen, ift natürlih und nöthig, um nicht zu viel Mittel: 
mäßigfeit in die Staatsfarriere hineinzuloden, womit aber nicht gejagt fein joll, 
daß die Gehalte nicht getroft in den meiften Staaten höher fein bürften, als 
fie gegenwärtig find, Nieverer Gehalt felbft mit Lebenslänglichkeit lodt in unferer 
Zeit die Meiften nicht fo fehr als hoher Gehalt auf unbeftimmte Dauer. Im 
Privatvienfte wäre Lebenslänglickeit der Anftellung, weil weber die Geſchäfte 
uch das Leben und die Zahlungsfähigkeit der Unternehmer eine ewige Dauer 
haben, von jehr zweifelhaften Werth. 

Für Kenntniffe, welde nicht bloß im Staatsvienft verwerthet werben können, 
iſt eine folche fefte Anftellung nicht gleichermaßen nöthig, alfo einmal nicht in 
allen unteren Befhäftigungen, welche nur allgemeine Schulbildung, nicht fpecielle 
Fachbildung verlangen, zweitens in allen Produktionen nicht, welde dem Staate 
mit anderen Gefammtwirthichaften der Gemeinden, der Kreife u. j. w. gemein 
fm, z. B. Unterricht, Polizei, und drittens in all den Geſchäften nicht, welche 
der Staat in Konkurrenz mit Privaten betreibt. Im erſten Fall kann, ohne daß 
ein Theil der Kenntniffe unbenugt bleibt, ein Uebergang in andere Geſchäfte 
Rattfinden, im zweiten Fall ift eine Konkurrenz folder, welde die gleichen Unftel- 
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lungen anbieten, vorhanden, fo daß 3. B. wer in der einen Gemeinde, wir wollen 
fagen aus politifhen Gründen, feine Anftellung verliert, in einer anderen Gemeinde 
erade um biejer politifchen Anſicht willen gejucht fein fann. Wenn freilich die 

emeindebeamten durch die Megierung beftätigt werben müffen, und diefe nur ihr 
politifch Liebfame beftätigt, dann ift eine Konkurrenz der Gemeinden mit dem 
Staat und untereinander auch nicht vorhanden. Am ficherften find immer die Be— 
amten, welche mit ihren technifchen Kenntniffen jederzeit aus dem Staatsdienſt in 
Privatdienfte übertreten können, d. h. alle, welche in den bürgerlichen Produftionen 
des Staates, in Aderbau, Waldbau, Bergbau u. f. w. angejtellt find, 

Daß es ja auch mehrere Staaten in Konkurrenz nebeneinander gibt, kann fein 
ernftlidy gemeinter Grund fein, die Staatsbeamten ähnlich wie die Gemeindebeamten 
nicht lebenslänglich anzuftellen, denn der Uebergang von einem Staat zum andern 
ift — wenn aud etwa in Duodezftaaten phyfifh und geographifch nicht ſchwerer, 
ald von Gemeinde zu ©emeinde, fo doch überall moralifh und wegen der für 
jedes Sand nöthigen Specialtenntnifje allgemein wirthſchaftlich — ungleich ſchwerer, 
ald von einer Gemeinde zur andern oder von einem Staatsgefhäft zu einem gleichen 
Privatunternebmen. Nur wenn es vorzäglid auf allgemeine wiſſenſchaftliche Be— 
fähigung oder auf ein allgemeines Berwaltungstalent anfommt, kann bie Leber: 
fiedlung aud in einen anderen Staat leicht ftattfinden, alfo im Lehrfach und in 
den höhern Beamtungen. Bei dem ganzen Gros derjenigen, welde mehr durch lang— 
jährige Routine in den einem beftimmten Staate eigenthümlichen Geſchäften, als 
durch wiffenfchaftlihes Studium herangebilvet find, ift das nicht thunlich. 


I. Staatdanleihen. 

Die zweite wichtige Frage der Staatswirthſchaft wie jeder Privatwirthſchaft 
ift die: welche Ausgaben durch Einnahmen der Zukunft, d. h. dur Anleihen ge— 
beit werben dürfen. In Beantwortung dieſer Frage ift dann zugleih gegeben, 
welche Ausgaben durh Einnahmen der Gegenwart gebedt werden müſſen. Bis 
vor Kurzem war die Fragftellung in der Wiffenfhaft mit Ausnahme von einigen 
im Merkantilfyftem befangenen Vergötterern der Staatsanleihen eine ganz andere, 
nämlih, welche Ausgaben durh gegenwärtige Einnahmen faltiih mich 
beftritten werben können, welche alfo durch Anleihen, oder wie der gewöhnliche 
Ausdruck ift, durch Schulden gededt werden müffen. 

Unfere Fragftellung ift die nad der inneren Berehtigung Anleihen zu 
madhen, auch da, wo diefelben nicht unvermeidlich nothwendig find Die 
andere Fragftellung hingegen ift die nah der unvermeidliden Nothbwendig- 
feit der Staatsſchulden, auch wo fie keine innere Berehtigung haben. 
Die Ältere Schule, welche ihren Hauptrepräfentanten in Nebenius hatte, faßt, trog 
mander nicht zu leugnender Vortheile, die Staatsfhulden als ein großes Uebel 
auf, als einen Wurm, welder an dem Beftande der Staaten nagt, und ber, troß 
feiner Gefährlichfeit von den Staaten felbft immer wieder genährt, biefelben am 
Ende ruiniren wird, Erft in der neueften Zeit hat man angefangen tiefer in das 
intereffante Wefen der Staatsanleihen, an der Hand nicht befonderer ſtaats— 
wirtbfchaftlicher, fondern ver allgemeinen volks wirthſchaftlichen Begriffe einzudrin- 
gen. So find die den Staatsanleihen günftigeren Theorieen von Diegel und Wag- 
ner entitanden. Siehe darüber den dem Verfaſſer diefer Arbeit leider noch nicht 
vorliegenden Artikel Staatsfhulden. 

Wir wollen nit genam denſelben Weg gehen, ben Diegel und Wagner einge 
Ihlagen, fondern verfuhen, ob wir dem Anleiheprincip oder wie Wagner fagt, der 
„Formel“ für Benugung des Staatsfrevitd uns auf einem andern Wege, näm- 
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ih von der Seite nähern können, auf welcher die Benutzung des Krebites burd 
ven Staat der Benugung des Kredite durh Private gleicht, welche Gleich— 
beit der Privat» und Staatsanleihen auch Diegel und Wagner 
als Beweis für die Beredhtigung der Staatsanleihen noch nidt 
genügend gewürdigt haben. Wir fehen dabei nit nur wie Diegel und 
Bagner auf die Endrefultate der Staatswirthſchaft, d. h. auf die vom Staat 
gefhaffenen Immaterialfapitale und Genußgüter, fondern ganz vorzüglih auf bie 
umlaufenden und ftehenden Materialtapitale, weldhe zur Erzeugung jener im End— 
refultate gefchaffenen Immaterialfapitale und Genufgüter verwendet werben. 
Wenn die Formel gefunden werben fol, welche Ausgaben ſowohl die Pri« 
vat» als die Geſammtwirthſchaften durch Anleihen zu deden berechtigt find, fo 
mäffen wir von Anfang die Ausgaben, welche durch Kriege, dem ähnliche große 
innere Aufftände, und überhauptegroße unvermeidliche nicht verfiherbare Naturers 
eigniffe, wie Hungerfeuchen, verurfadht werben, umbebingt von allen andern trennen. 
Für die Dedung diefer Koften fann der Unterfhied von umlaufendem und ftehen- 
dem Kapital nicht entſcheidend fein.d) Wird aber durch diefe Trennung nicht ber 
ganzen Unterfuhung die Spige abgebrohen? Ich glaube nein, fondern es wird 
fogar einzig hierdurch ermöglidht, ein Princip wenigftens für alle andern Fälle 
zu finden. Beſſer ein Princip wenigftens für einen Theil der Staatswirthſchaft 
finden, al8 von vornherein auf ein Princip verzichten müſſen, da nady meiner 
Meinung noch wenigftens ein Princip zu finden unmöglid ift, will man bie 
Kriegätoften mit bineinziehen. Zu ziemlich demſelben Refultat gelangt auch Wagner, 
mwelber gegenüber den „außerordentlihen Ausgaben“ aller Art, wie fie Theorie 
und Praxis zeigen, diefe die Ausgaben nennt, welde wirklich außer aller Ordnung 
vorfommen. Bei Kriegen kann, mit feltenen Ausnahmen kurzer, ganz lokaliſirter 
Feldzüge die Frage gar nicht aufgeworfen werben, ob ber Staat biefelben mit 
Anleihen deden darf. Die Koften fünnen oft nur zum Heinen Theil durch Steuern 
aufgebracht werben, fie müffen, wenn ver Krieg nicht in ein Plünverungsfyftem 
zurüdfallen fol, mit Anleihen gebedt werben dürfen. Wagner nennt die Kriege 
und große innere Aufſtände geradezu unvermeidliche Naturereigniffe, was jedoch 
niht fo verftanden werden darf, al8 ob jeder Krieg unvermeidlih wäre, jondern 
nur, daß nicht alle Kriege vermieden werden fünnen. Wenn Private nicht getabelt 
werben türfen, daß fie in Sriegszeiten oder Hungersnoth ihr Bermögen verzehren 
oder Schulrten machen, daß überhaupt ihre Wirthſchaft rüdwärts ftatt vorwärts 
geht, dann muß auch den Privaten, fo weit fie zufammen, ihrer Privatwirthicaft 
proportional, die Form der Staatswirthſchaft annehmen, erlaubt fein, Anleihen zu 
mahen. Gegen vergleihen Naturereigniffe, vorzüglich alfo gegen die Kriege ſich 
wenn nicht phyſiſch, jo doch wirthſchaftlich durch Aſſekuranz zu jhügen, ift auch 


%) Zwar bat Diepel verfuht, auch die Kriegefoften unter fein Princip zu beugen und die 
Reiultate der Kriege, als da find Vergrößerung des Landes, Erreibung von Sandelävor: 
theilen, Abwendung von ichon vollgogenen oder drohenden Angriffen ala IJmmoaterialfapitale 
eines Volkes darzuftellen, allein dieſe Auffafjung ift doch, felbft wenn ſolche Refultate gewonnen 
merden, au fübn. Sodann tft ein Krieg, der auf beide Seiten Koften verurfacht, nicht wie em 
Tauſchgeſchäft anjufeben, bei welchem der Bortbeil beiderfeitig tft. Die vom unterliegenden 
Theil gewonnenen Jmwaterialfapıtale möchten ſchwer nachzumeifen fein oder man müßte die Kriegs 
übung, die Aufrüttlung aus erjchlaffendem Frieden als Vortbeile auffaflen, in melden all die 
verzebrien Wertbe immateriell reproducirt find. Dieſe Auffofjung darf wohl den vom Bers 
taffer ſelbſt ſpäter ſehr vorfichtig zugeflandenen „dem Mißverſtaͤndniß ausgefepten Ausdrucksweiſen“ 

äblt werden. 
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ein ungerechtes Verlangen. Bet denjenigen Uebeln, gegen welche fi durch Berfi- 
herung zu fhügen aud von Privaten nicht verlangt werben Tann, darf man bie 
Aſſekuranz auch nicht vom Staat verlangen. Dazu gehören aber unftreitig bie 
nicht immer vermeidlichen Kriege. Ein Land kann fi nicht dadurch von Kriegs— 
fhulden frei halten, daß es feige jevem Kriege aus dem Wege geht, fondern nur 
dadurch, daß es diejenigen vermeidet, bei denen feine wahre Ehre zu holen ift. 
Daß aber ein Krieg, der aus guten Gründen zur eigenen Vertheidigung oder zur 
Bertheidigung Anderer gegen ungerechte Anfprüche, geführt werben muß, nit aus 
Gelprüdfihten unterbleibt, wird in erfter Linie dadurch erreicht, daR bie Laſt nicht 
ganz auf die Lebenden fällt. Zu großer Feichtfinn im Kriegbeginnen oder Krieg— 
fortiegen wird, felbft wo nur ein Feiner Theil der Kriegsausgaben durch Steuern 
aufgebradht wird, nicht dadurch hervorgerufen; überwiegt doch ber durch den Krieg 
fonft geftiftete Schaben fo fehr bie direkte Stekerlaft, daß bie friegführende Gene- 
ration unvergleichlih mehr leivet als die fpäteren Generationen, welde einen Theil 
der Koſten verzinfen müffen. In Staaten, in denen das Volt wirffih mitzureven 
hat, wirb die Neigung zum Krieg am fih nit fo groß fein, als mo die unmit- 
telbar, fei e8 mit Geld ober mit Ruhm, am Krieg Intereffirten allein herrfchen. 
Ebenfowenig ift aber auch zu fürchten, daß nur aus Furdt vor materieller Schä- 
digung ein nicht gänzlich verrottetes Volk einen Krieg unterläßt, welden Pflicht 
und Ehre verlangt. Selbft in unferer materiellen Zeit hat gerade das am voll: 
ftändigften fouveräne Bolt, dem am meiften die Materialität vorgeworfen wird, 
das ber norbamerifanifhen Union, einen ber blutigften, theuerften Kriege nicht 
nur mit enormen Anleihen fondern aud mit enormen Stenerlaften und unveraleid- 
(ih größern indireften Schäben für einen hohen Zweck geführt. Welchen Segen 
wird nicht unfere materielle Zeit gerade durch ihre zwei Hauptftrebeziele, Ver— 
mehrung des Reichthums und Antheil an ver Staatsregierung über die fommenden 
Geſchlechter verbreiten, wenn fie auch nichts Anderes erreichte, als daR die Kriege 
nicht mehr wegen perfünlicher Neiqungen einzelner Individuen oder Gefellihafts- 
Hafen geführt werben. ft ber Abichen gegen ven Krieg, fei e8 auch nur aus 
materiellen Rüdfihten, beim Volk, das darunter zu leiven bat, feftgewurzelt, und 
bat das Volk über dieſe ſchwerſte aller Landplagen zu enticheiden, dann wird bie 
fer Abſcheu auch in hoffentlich nicht zu fernen Zeiten höherer Tenbenz nicht fo 
fchnell wieder ausgeriffen werben. Ein gewaltiger allgemein menfhliher Borzug 
der Kriegführung mittelft Anleihen wird gewöhnlih ganz überfehen: daß bie Kriege 
in der neneften Zeit, wo große Mittel ven Kriegführenven zu Gebote ftehen, das 
Land, in welchem der Krieg geführt wird, durch Naub, Plünderung und berglei- 
hen ungleich weniger ausfangen als früher, wo der Sold theilmeife in Erlaubniß 
zur Plünderung ausgezahlt wurde. Wie lang hat Deutfhland gebraucht, um bie 
Wunden zu heilen, welde ber Volkswirthſchaft durch den breißigjährigen Krieg 
gefchlagen waren, und wie fchnell find die Spuren ber napoleonifhen Kriege in 
Deutfchland fowohl als in Franfreih getilgt. Haben nit, um auf ein Anderes 
aufmerffam zu machen, in dem jüngften norbamerlfanifhen Büraerfriege aerabe 
die Sonderbündler, denen das Geld mangelte, fi die gräulihe Vernachläſſigung 
der Kriegsgefangenen zu Schulden kommen laffen, während der Norden bei ben 
aus Anleihen reichlich fließenden Mitteln vergleichen vermeiden konnte! Bei dem 
PBerlangen, bie Kriege aus den Mitteln der Gegenwart zu führen, müßte man 
fehr fürdten, daß die Kriege nicht ſowohl vermieden, als daß die alten Gräuel 

wieder wachgerufen würden. Gerade dieſe berechtigte Friedensliebe wirb dafür for 
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gen, daß nicht in die Zukunft hinein die Kriegskoſten und damit die Staatsjhul- 
den zu enorm wadjlen. 

Denn hiernach, wie es denn aud ziemlih anerkannt ift, zugegeben werben 
muß, daß die Kriegsfoften nicht ganz durch Steuern gededt werben können, fo 
möchte man vielleicht als Gegengewicht verlangen, daß von allen andern Ausga- 
ben, wo die zwingende Nothwenbdigfeit nicht vorhanden ift, gar nichts burd) 
Schulden gevedt werden dürfte Das wäre jedoch verkehrt. Dinge, welde gar 
nichts mit einander gemein haben, dürfen fo nicht gegen einander aufgewogen 
werben. Der Grund gegen Dedung der Kriegskoften durch Steuern war die fal- 
tiſche Unmöglichkeit oder Unrathſamkeit, für die andern Ausgaben aber läßt fi 
nad meiner Meinung ein durchgreifendes Princip finden. Die Güter, welche bie 
Gegenwart der Zukunft wirklich als Gegenwerth gegen bie Kriegdanleihe hinter 
läßt, werben wir weiter unten finben. 

Das Princip oder die Formel für die Koftendedung ift: 

Der Staat als die Bereinigung Aller zu gewiffen Zweden darf in feiner 
Birthihaft alles das durch Anleihen aufbringen, was in den Privatwirthicaften, 
ohne daß die Wirthfhaft rüdmärts geht, ebenfo aufgebracht werben darf. Bei 
Privaten dürfen alle Auslagen, foweit fie für Beihaffung von ftehendem Kapital 
ober ftehenden Genußgütern gemacht werden, durch Anleihen gebedt werben, alle 
Auslagen für umlaufendes Kapital und umlaufende Genußgüter hingegen müffen 
aus dem Einkommen ver Gegenwart oder aus dem in der Vergangenheit ange: 
hunmelten Vermögen beftritten werden. Ebenfo beim Staat. 

Der Begriff des Kapitales im Gegenfag zum Genußgut hängt nicht immer 
an beftimmten Gegenftänden over auch Berhältnifien, fondern an der Berwendungs- 
art. Jedes Produft menſchlicher Arbeit, fo weit es zur Bebürfnißbefriedi- 
gung dient, ift ein Öenußgut, fo weit e8 zur fernem Produktion bient, 
an Kapital. Genußgüter und Kapitale find jo weit ſtehend, fo weit fie 
im einzelnen Konfumtionsaft und Probuftionsaft nur gebraucht oder benugt 
werden oder fo weit fie darin ihren Werth niht verlieren. Genußgüter 
und Kapitale find umlaufenp, fo weit fie in Genuß und Produftionsaft ver- 
braucht, vernugt ober abgenugt werben, oder fo weit fie darin ihren 
Berth verlieren. 

Leichter noch läßt ſich der Unterſchied wenigftens von ftehendem und umlau- 
fentem Kapital ausprüden, wenn man darauf fieht, was von dem benugten Kapi- 
tale im Preis eines Jabresproduftes erftattet werden muß, damit die Wirthichaft 
ventabel jei. Das Kapital ift nämlich fomweit ftehend, als es im Preife des Jah: 
reöproduftes nur feiner Nußung, dem Zinfe, nad erfegt zu werben. braudt, ums 
laufend, foweit e8 dem ganzen Werthe und der Nugung des Werthes nach zu 
erftatten ift. Die leider noch immer nicht genug berüdfihtigte Hormann'ſche 


Formel der Probuftionstoften: das umlaufende Kapital U plus dem Zins ir 


des umlaufenden Kapitals U und bes ftehenven Kapitals S, alfo U+(U+S) 


nu Unter das umlaufende Kapital gehört demnach außer ven Gegenftänven, 


melde ganz umlaufendes Kapital find, nicht nur die allmählige äußere Abnugung 
ever Werthverminderung der Gegenftände und Verhältniffe, ſondern auch jede mäh- 


end der Dauer ihrer Benugung eintretende innere eg ir alfo Alles 
Das aufgewendet werben muß, um ben vollen ursprünglichen Werth den Gegen- 
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ftänden ober den Berhältniffen auf alle Zeiten zu bewahren, oder mit andern 
Worten fie zu ewigen zu machen. Dasfelbe fann man, indem ftatt Inftanbhaltung 
für fernere Produktion, die für fernere Konfumtion gefegt wird, auf bie 
Genußgüter anwenden. 

Für das ftehende, alfo immer im gleihen Werth erhaltene Kapital und Ge- 
nußgut darf der Privatmann ein Anlehen maden, ohne daß feiner Wirthſchaft 
der Vorwurf des Leichtſinns gemacht werden fann, und ohne daß ver Gläubi- 
ger irgend welches Riſiklo läuft, auch wenn das Darlehen nicht zurückgezahlt wird, 
fondern die Berzinfung den Charakter einer ewigen Rente annimmt. Am beften ift 
der Fall denkbar bei Grundftüden, welhe im gewöhnlichen Gang der wirthichafts 
lichen Entwidlung an Werth zu fteigen pflegen. Auf das Grundeigenthum hypo⸗ 
thecirte Darlehen gehören darum zu den längften zwifchen Privaten vorfommenden 
Schuldverhältniſſen. Es ift, abgefehen von vorübergehenben Werthſchwankungen, bie 
größte Sicherheit für den Gläubiger vorhanden. Die einzige Furt könnte fein, 
daß die Fontraftlihe Entftehungsart einer folhen Rente in Vergeſſenheit 
geräth, viefelbe als eine ungerechtfertigte Belaftung des Gigenthums betrachtet und 
in revolutionären Zeiten ganz ober theilweife ohne Entfhätigung kaſſirt wird. 

Ein ſolches Schulpverhältnig zwifchen Privaten wird außer in dem oben 
genannten Yall nicht leicht Statt haben, denn die Sicherheit ift nicht vorhanden, 
daß das ftehende Kapital ftets im gleihen Werth erhalten oder der Schulpner 
wenigftend im Uebrigen folvent bleibt. Ja bei ven meiften ftehenven Kapitalien 
welche in der Inbuftrie, im Handel u. f. w. fteden, fpricht, felbft wenn äußerlich 
das Kapital im alten Stand erhalten werden follte, die Vermuthung dafür, daß 
tasfelbe an innerem Werthe immer mehr verliert. E8 werben nämlid immer mehr 
Erfindungen gemacht werben, welche vie Erftellung eines beffern Kapitals mit glei— 
hen, oder eines gleihen Kapitals mit geringern Koften möglich machen. Daburdy 
verliert dann das alte Kapital, welches mit dem neuen nicht konkurriren kann, 
innerlih an Werth. Wenden wir diefe Sätze auf die Staatswirtbihaft an, wo- 
durch fie auch gerade für die Privatwirtbihaft deutlicher werden, 3. B. auf das 
Militärwefen im Frieden. Im Landesmilitärwefen find ftehende Kapitale die ge= 
fammten Befeftigungen des Landes, die Wohnungen der Soldaten, das gefammte 
Material an Waffen, Wagen, Befleivung, Pferden u. dergl., foweit fie in einer 
Wirthſchaftsperiode nicht abgenugt werben, fontern dieſelbe überbauern, mit andern 
Worten, fie find ftehend zu dem Werthe, mit dem fie in eine Gebrauchsperiode 
eintreten. Umlaufendes Kapital find z. B. Munition, Nahrung aller Art für Men 
ſchen und Thiere, envlih die gefammte Abnugung ver Kapitale, welche zum nicht 
abgenugten Theile ftehend find, mit andern Worten, die Kapitale find umlaufend 
zu dem Werthe, der in einer Probuftionsperiode verloren wird, 

Die Vertheilung der Koften zwifhen Steuern und Anleihen wird am beut- 
lichften bei Betrachtung eines Staates, der eine Landesvertheidigung in einem 
beftimmten Zeitpunkt fih ganz nen ſchaffen muß; das wäre 3. B. der Fall, wenn 
Scleswig-Holftein ein volftändig freier Staat würde. Für tas Seeweſen mwürbe 
die Schaffung einer preußifchen Flotte als Beifpiel paffen. Welche Koften dürften 
dann mit Anleihen beftritten werben? Das gefammte zuerft angefchaffte Kapital, 
fomweit es ſtehend ift, weiter Nichts; elles Kapital, foweit es umlaufend ift, muß 
dur jährliche Steuern aufgebradht werden. Der darunter fallende Aufwand für 
Erhaltung des langſam fih abnugenten Kapitals märe Anfangs fehr gering, 
würbe aber mit wachſender Abnutzung von Jahr zu Jahr größer. An Steuern 
muß alfo eigentlich foviel jährlich erhoben werben, daß viefelben Zins auf Zins 
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bis zum Zeitpunkt der gänzlihen VBernugung und baraus folgender Neubefchaffung 
des Rapital® die volle Höhe der frühern Anfhaffungsfoften erreihen, ober daß 
damit bis zur nothwendigen Neubefhaffung das Anlehen allmälig zurüdgezahlt 
wird. Diefer Zeitpunft läßt fih im Voraus nicht berechnen; felbft wenn er fid 
aber berechnen ließe und darnach die Steuer erhoben werben fünnte, fo wäre es 
doch nicht zwedmäßig, es führt entweder zur Anfammlung eines Staatsfhates 
oder zu unzmwedmäßigen Anleihemethoven. Beffer entnimmt man an Steuern jebes 
Jahr nur was für die Reparaturen nöthig ift, wenn aber das Kapital ganz 
abgenugt ift und erneuert werden muß, dann ift dieſe Neubefhaffung nicht als 
die Anfhaffung eines neuen ftehenden Kapitales zu betrachten, ſondern 
nur als Erfegung des alten, als Wertberbaltung, d. h. als Beſchaffung 
von umlaufendem Kapital anzufehen, und durch Steuern zu beden. So kann man 
auch in jedem Staat, deffen Heermefen keinen nadhmeisbaren Anfangspunft hat, 
finden, was durch Anleihe aufgebradht werben darf. Wenn wir in der obigen 
Art den Begriff des ſtehenden Kapitals faflen, Tann wirb es in Wahrheit nicht 
nur eine Grundlage langdauernder, fondern eine Grundlage ewig dauernder Nutzung. 
Was kann alfo natürlicher fein, als daß diefe Grundlage ewiger Nukung gebedt 
wird durch eine Grundlage einer ebenfo großen ewigen Steuer, d. h. durch Ber- 
fauf einer ewigen Rente, durch ein nicht rüdzahlbares immermwährend zu verzin- 
ſendes Anlehen. Diefer Erfegung des abgenugten Kapitals durch ein neues fcheint 
die Verwerflichkeit einer im verfchiedenen Jahren verfhieden hohen Steuer 
entgegenzuftehben. Der Borwurf wäre gerecht, wenn bei dem gefammten Militär- 
fapital, noch richtiger wenn überhaupt bei allen Kapitalen in der Staatswirtbfchaft 
der Abnutzungs- und Erneuerungsmoment auf ein Jahr, oder auf einige Jahre 
zuſammenfiele. 

Das iſt aber nicht einmal in unſerm fingirten Beiſpiele der gleichzeitigen 
erſten Anſchaffung des geſammten Kriegsmaterials der Fall, die Kleidung wird 
eher verbraucht fein als die Waffen, die Pferde ſchneller als die Geſchütze, und 
von ten Geſchützen die Lafetten wieder fchneller ala vie Rohre, von den Befefti- 
gungen das Holzwerf fchneller als Stein und Erdwälle. Ebenfo wird von jeder ber 
genannten Hauptarten wieder ein Theil fchneller als der andere abgenugt. So 
wird fich felbft bei unferer Annahme die Neubefchaffung nicht auf einen Zeitpunkt 
foncentriren, fondern ſich über einen längern Zeitraum erftreden. Noch mehr, wenn 
alles Material ungefähr gleiher Haltbarkeit, 3. B. Belleivung, nicht auf einmal, 
fondern allmählig angefchafft wurde, d. 5. wenn ein Staat nicht auf einmal ge- 
Ihaffen wird, fonvern allmählig entfteht. Selbft wenn troß alledem innerhalb bie- 
ſes einen Zweiges der Staatswirthihaft die verfchiedenartigften Erneuerungen 
nicht gleihmäßig über einen größern Zeitraum ſich vertheilten, fo wäre doch bie 
Ueberbürdung des einzelnen Jahres nicht fo groß; denn, wie innerhalb dieſes bis- 
ber allein betrachteten Berwaltungszweiges Rapitalerneuerungen vorfommen, fo fin« 
den fie fih auch in allen andern, in ver Marine, im Juſtizweſen, im Unterricht. 
Mag auch in jedem diefer Zweige die Vertheilung ungleich fein, fo gleichen ſich 
die verſchiedenen Zweige für die Anfprühe an die gemeinfame Staatälaffe aus, 
wenigftens in allen nicht zu Meinen Staaten. Diefe auferorbentlichen Ausgaben 
find denn aud in ven Budgets der meiften Staaten wenig Schwankungen unter 
worfen, oder es läßt fich wenigftens mit einiger Mühe die Ausgleihung immer mehr 
durchführen. Doch weiter! 

Muß bei wachſender Bevölferung eine entiprebende Vermehrung des Kapi- 
tales und der Genußgüter ver ſchon eriftirenden Art eintreten, vermehren ſich alfo 
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die Staatsausgaben rein äußerlich quantitativ im Verhältniß der fteigenben Be- 
völferung, jo greifen bei Beihaffung viefes Plus genau viefelben Regeln wie oben 
Plag: Für Anfhaffung neuer ſtehender Kapitale und Genußgüter dürfen Ans» 
leihen fontrahirt werben, das umlaufende muß durch Steuern gevedt werben, alfo 
aud vie fpäter eintretende Erneuerung biefes Plus an ftehendem Kapital. Ebenſo 
ift e8 zu halten, wenn ein Bolf den Kreis der Broduftionen, welde die Gefammt> 
heit beforgt, ausvehnt, alſo auch eine quantitative Vermehrung ver Ausgabe, 
Anders zu beurtheilen ift der Fall, daß der Staat zwar nur biefelben Produktions» 
arten wie früher vornimmt, aber entweder verfeinerte Güter probuciren oder bei 
fortihreitenden Erfindungen viefelben Produkte mit beffern Mitteln jhaffen will, 
alfo eine qualitative Steigerung der Ausgaben. Auch hier ift Die Sache nit ſchwer, 
wenn in dem Staat, welcher mit den verbefferten Mitteln feine Wirthſchaft betrei- 
ben will, die Verbefferungen gerade in dem Zeitpunft erfunden werben, ba bie 
alten weniger tauglichen Kapitale und Güter ganz verbraudt find. Dann muß, 
fo viel die Wieverherftellung der alten Kapitale und Güter foften würde, für bie 
neuen Kapitale und Güter durch Steuern gedeckt werben; hingegen barf das Plus 
an Koften wieder als ein neues ftehendes Kapital auf das Anleihekonto gefegt 
werben. Bermwidelter wird die Frage, wenn bie alten Kapitale und Güter zu ber 
Zeit, da fie durch neue erfegt werden follen, der Erneuerung an fi, Außer: 
li, nod nicht bebürfen. Werben die alten über Bord geworfen, fo wird ein 
Werthverluſt realifirt, wartet man aber mit Einführung ber Berbefferungen bis 
bie alten Kapitale ausgenugt find, fo fann der Staat in dieſem ganzen Zeitraum 
die Vortheile der Berbefferungen nicht genießen. Es ift diefer Punkt für vie Yan- 
desvertheidigung zu Waſſer und zu Land intereffant gerade in ber Gegenwart, 
wo in den Schußwaffen groß und Flein, in den Befeftigungen und namentlich im 
Schiffsbau Erfindungen auf Erfindungen fi drängen, und feine Nation, ohne ſich 
ber Äußerftien Gefahr auszufegen, in Benutung diefer Erfindungen hinter ven 
andern zurüdbleiben darf.) Wie fol e8 mit den Laften gehalten werben, wenn 
das alte äußerlich nod gute Kapital durch neues erfegt wird? Die Gegenwart 
muß zu den neuen Laften fo viel an Steuern beitragen, als die Summe, melde 
in einem beftimmten Zeitraum für bie Erneuerung des dann aud Äußerlih abge: 
nugten Kapitals nöthig wird, jet ſchon werth ift. Die fpäter fällige Erneuerungs: 
fumme wird gewiffermaßen in einem frühern Zeitpunft visfontirt. 3. B. ber 
mit einer Summe von 1,000,000 Thlr. angefchaffte Artillerieparf eines Staates 
bielte 20 Jahre und müßte dann durch einen neuen, deſſen Koften mit Steuern 
aufzubringen find, erfegt werben. Zehn Jahre vor diefem Zeitpunfte wird es nöthig, 
bie gefammten bisher ungezogenen Gefhüge durch werbeflerte, durch gezogene zu 
erfegen, welche 1,100,000 koften. Wie viel von dieſer Summe ift unbedingt durch 
Steuern zu deden? Antwort: Auf einmal 676,000 Thlr., benn foviel ift vie 
eigentlich erft 10 Jahre fpäter fällige Summe von 1,000,000 jett werth bei 
4 0/, Zinfeszins, oder mit andern Worten, eine Summe von 676,000 Thlr. ift 
in 10 Jahren 1,000,000 werth. Ferner find durd Steuern aufzubringen 10 Jahre 
lang 12,960 Thle., um die an der Millon fehlende Summe von 324,000 Thlr., 
welche mittelft einer in 10 Jahren zu tilgenden Anleihe aufgebracht werben barf, 


5) Einen abfoluten Nupen bat natürlich fein Sand von folden Erfindungen in den Kriege— 
werfzeugen, denn ohne diefelben würden in jedem Sande bedeutende Summen erfpart. Es ift das 
eine der ſchlimmen Seiten unferes erfindungsreichen Zeitalters, welche für alle die Vorzüge wohl 
mit in den Kauf genommen werden fann. 
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zu verzinfen. Mittelft Anleihe darf aufgebracht werben die genannte Summe von 
324,000 Thlr., die in 10 Jahren zurüdgezahlt werben muß, und bie 100,000 
Thlr., welhe die neuen Gefüge mehr koſten als die Erfegung ber alten 
foften würbe; diefe 100,000 brauden als eine Beichaffung von neuem ftehendem 
Kapital, als ein Plus nicht zurücdgezahlt zu werden. Was endlich von dem alten 
önferlih noch guten Kapital in Natura oder dem Werthe nad in bas neue ver- 
wendet werben fann, etwa ein Theil ber Lafetten, das Erz der Rohre, das geht 
an der Steuerfumme ab. Tritt die wegen innerer Werthabnahme nöthige Erneue- 
rung vor dem Termin der äußern Abnugung von Neuem ein, jo wieberholt ſich 
natürlih auch die Laftenvertheilung nah den angegebenen Grundſätzen.s) Ein 
reht eflatantes Beifpiel der innern Werthverminderung an äußerlich brauchbaren 
Rapitalen ift auf einem ganz andern Felde die Berbrängung ber optifhen Tele 
graphen durch die eleftrifchen gewefen, und ift jeßt die Verbrängung ber Tele 
grapben- Apparate durch immer beflere. 

Was fo für den einen Zweig der Staatswirthihaft, für bie Kriegsmacht 
ausgeführt ift, gilt auch von allen andern Zweigen. Um auch die Beihaffung von 
Genußgütern zu nennen, erwähne ih die Errihtung und Weiterausbehnung 
einer Nationalgalerie, bei welder wegen ber Eigenthümlichkeiten im Werth ber 
Gegenftände der Begriff der Abnugung und Erneuerung eigene Schwierigkeiten 
bereitet. 

Ueberhaupt ift e8 ungemein ſchwer im ganzen Betriebe, der Privatwirthſchaft 
fowohl als der Staatswirthihaft, zu beurtheilen, wie weit jeve Ausgabe in bem 
angegebenen Sinne als ftehend und als umlaufend betrachtet werden muß. Selbft 
da, wo eine Ausgabe im recht auffallenvder Weife dem ganzen Betrag nah für 
fiehenbes Kapital gemacht zu fein fcheint, ift das nicht fiher: Die Koften, meldye 
dem Staat aus Wiederberftellung der wirthſchaftlichen Freiheit, z. B. aus Ent: 
(hädigungen fir Abihaffung von Schugzöllen, für Aufhebung von Zünften, von 
immerwährenben und temporären Monopolen, als Bannrechten, Patenten, Nach— 
drudsverboten, aus Gmancipation der Sklaven, ber Leibeigenen und Hörigen, aus 
Ablöſung der bäuerlichen Laften u. f. w. erwachſen, erfheinen ganz als ein 
fiehentes Kapital. Der Staat fcheint ein für alle Mal für das Immaterialfapital 
der wieberhergeftellten wirtbichaftlihen Treibeit, wie Diegel fo ſchön fagt, eine 
Summe gezahlt zu haben. Diefes Kapital fcheint gar feine Auslage für Inftand- 
haltung zu verlangen. Wie aber, wenn die wirthichaftlihe Freiheit allmählig 
wieder befchränft wird, die Freiheit von Neuem mit großen Koften hergeftellt wer- 
den muß? Dann find die nun zu zahlenden Summen weiter nichts als eine Er- 
fegung des früheren ftehenden Kapitals, alfo umlaufend. Ebenfo verhält es ſich mit 
andern Reformen, wofür die Ausgaben wohl als ftehenves Kapital angefehen wer: 


6) Beiläufia gefagt, liegt im den fich überftürgenden Erfindungen und der daraus folgenden 
ſchnellen innern BWertbverringerung der äußerlich noch quten Kapitale auch einer der vielen Gründe, 
warum arofe induftrielle Anlagen im Durchſchnitt langer Zeiten jo ſchlecht rentiren und fo felten 
von langer Dauer find, warum hochberühmte Firmen banquerott werden, während neue Kabrifen 
derielben Art wie Pilze aus der Erde wachſen: der Reſervefond oder die Neädififationdquote iſt 
im beften Fall wohl groß genug. um die flebenden Kapitale, mie fie ſich allmählig äußerlich 
abnugen, zu erfeßen, nicht aber ftarf genug um bei verbefferten Produftionsmetboden das ganze 
durch Erfindunaen innerlih an Werth verringerte Kapital durch ein neues au erfeßen. Die An« 
fammlung eines biefür genügenden Refervefonts ift aber megen der Unberechenbarkeit jpäter ein— 
tretender Erfindungen und wegen der Konkurrenz derer, welchen an einem furzen hoben Gewinn mehr 
fegt als an längerm aber niedrigem, nicht möglich. 
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ben könnten, wenn die Reformen jedes Mal etwas ganz Neues ſcafften und nicht 
blos die Mißbräuche, welche in ven früher auch fchon mit Anleihen gefchaffenen 
guten Zuftände eingeriffen waren, wieder abſchafften. Auch die Koften eines 
erften für bie Randesvertheibigung glüdlich geführten Krieges kann man zur Noth 
als ftehendes Kapital auffaffen, die für jeden fpätern Krieg nicht, denn wenn biefe 
Freiheit jemals in Frage geftellt und durch einen zweiten, einen britten Krieg 
mit neuen Koften vertheidigt werden muß, dann find die ganzen Koften für den 
zweiten und jeden folgenden Krieg als für Erneuerung des alten Kapitals gezahlt, 
als umlaufend anzufehen. Nur wenn durch einen der fpätern Kriege etwa mehr 
erreicht würde als in ven früheren, dann fünnte der Werth diefes Plus etwa als 
ftehendes Kapital gelten. Nach unferem Unleiheprincip könnten die Kriegstoften faft 
nie durch Anleihen beftritten werben, wozu alfo diefe mit unter das Princip zu 
bringen ſuchen, dem man in Praris feine Geltung verfchaffen kann? 

Wenn nun nad allem Obigen es auch ſchwer fein mag, im einzelnen Falle 
das Anleihewefen nah unferem Princip zu behandeln, fo zeigt doch unfere Formel, 
daß außer den Kriegsfoften der Staat nur fehr wenige Ausgaben durch Anleihen 
beftreiten darf und daß hiernah eine Menge Ausgaben, welche die modernen 
Staaten mit Schulden deden, durch Steuern aufgebracht werden müßten. Das 
Streben, die Berechtigung von Anleihen für gemwiffe Ausgaben nachzuweiſen, führt 
alfo nicht dazu, bie weitere Ausdehnung des Schuldenmwefens zu prebigen, fondern 
eher zum Gegentheil. 

Mit diefer Beſchränkung der Anleihen auf die Ausgabe für ftehende Kapi— 
tale ift auf der andern Seite aber aud noch nicht ausgefproden, daß jede An» 
leihe zu anderen Zweden nothwenbigerweife der Staatswirthihaft und damit ber 
ganzen Volkswirthſchaft in der Folgezeit fhaden müſſe. Das ift vielmehr nur der 
Hal, wenn aud die Privaten das ganze ftehende Kapital, und nod mehr, 
wenn fie außer biefem fogar nod einen Theil des umlaufenden Kapitald aus 
Anleihen beftreiten Anvers, wenn die Privaten von dem natürlichen Recht, das 
ftehbende Kapital mit Anleihen zu veden, nicht Gebrauch machen, fondern aus dem 
Eintommen entnehmen. Hier tritt wieder die enge Zufammengehörigfeit ver 
Staatswirthihaft mit der ganzen Bolfswirtbfchaft hervor. Die Staatswirthihaft 
als ſolche fann durch zu viele Anleihen für Ausgaben, die durch Steuern gebedt 
werben müßten, zurüdgehen, während die ganze Volkswirthſchaft mehr vorwärts 
geht als jene rüdwärts. Die Staatswirthſchaft ift ja nur eine Bereinigung be— 
ftimmter Procente aller Privatwirthſchaften. Wie ein befonderer Theil der Privat- 
wirthfchaft eines Jeden, 3. B. eines der mehreren Geſchäfte, ganz mit Schulten 
beftritten werden fann, ohne daß darum die Gefammtwirtbichaft des Einzelnen 
rüdwärts geht, fo fann es aud mit ven Bruchtheilen der Privatwirtbichaften, 
welche ſich zur Staatswirthihaft affociiren, der Fall fein. Es kommt nit darauf 
an, ob die Staatswirtbfchaft einer Zeit der Nachkommenſchaft mehr Paffiva als 
Aktiva überläßt, fondern, ob die ganze Volkswirthſchaft die Dedung ihrer Aus- 
gaben von der Zukunft erwartet, mit andern Worten, ob eine ganze Generation 
auf Koften der Zukunft lebt. Die meiter auszuführen ift bier leider niht Raum. 
Gin Volt fann in feiner ganzen Wirthſchaft, d. h. in allen Privatwirtbihaften 
plus allen Geſammtwirthſchaften nicht im Rückſchritt begriffen fein, wenn troß 
ftetig fteigender Schulvenlaft der Einzelnen und des Staates das Nationalvermö- 
gen in nod größeren Dimenfionen fteigt, was ſich daran z. B. zeigt, daß bie 
Zinfen für die wachſende Staatsfchuld ohne neue Steuern nur durd Steigerung 
in den Erträgen der alten Steuern aufgebraht werden. Daß trog fteigender 
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Schulvenlaft die ganze Volkswirthſchaft vorwärts geht, darf aber weder für bie 
Regierung rechtlich oder faktiſch abfolut regierter Staaten ein Grund fein, fi in 
ihren Ausgaben, welche fie mit Anleihen decken will, nicht zu beſchränken, 7) noch 
für das Boll, was feldft Antheil an der Regierung bat, leihtfinnig Schulden zu 
machen. 

Darin, daß die Ausgaben durch Anleihen mit einer folden Leichtigkeit gededt 
werden können, daß aljo die Berfuhung zu unnügen Ausgaben eine jo ungemein 
große ift, liegt wie auch die Meiften einfehen, ein viel größeres Uebel der Staats- 
(dulden als darin, daß Ausgaben mit Anleihen ftatt mit Steuern gebedt werden. 
Viele unnütze Ausgaben würden nit gemacht, wenn Diejenigen, welche biefelben 
machen, fie aud tragen follten; ebenfo würden aber auch viele jehr wichtige Aus- 
gaben, welche erft ver Nachkommenſchaft nügen, unterbleiben, müßte die Gegen- 
wart fie tragen. Das ift in erfter Linie der Fall, wenn es fid darum handelt, 
einen Schaden, ber einmal dur die Vergangenheit geftiftet ift, wiener gut zu 
mahen. Um ein oben bei den Ausgaben angeführtes Beijpiel wieder aufzunehmen, 
wenn, um in klimatiſchem Intereffe oder im Intersffe aller Flußanlieger die ent- 
waldeten Höhen wieder zu bewalden und den nod bewaldeten ihre Wälder zu 
fonferviren, große Auslagen vom Staat in eigenem Waldanbau oder in Entſchä⸗— 
digung ber Privatwaldeigenthümer gemadt werben müſſen, jo würde das ganze 
Unternehmen, deſſen Früchte erft fpäte Generationen genießen können, ſcheitern, 
wenn nicht die Koften auch der Zufunft übermacht werben dürften. Aehnlich mit 
unzähligen andern Reformen. | 

Es ift ſchwer zu fagen, weldher Schaden größer ift, der einer unterlaffenen 
nothwendigen Ausgabe, oder der einer gemachten unnügen. 

Das Richtige kann nicht fein, die Anleihen als nicht berechtigt zu verdammen 
und fie doch zu machen, fondern die Menfhen darüber zu belehren, in weldem 
Map vie Anleihen berechtigt find, und fie auf diefes Maß mehr und mehr zu 
befhränten. Daß die Formel für diefes Maß ſchwer zu finden ift, darf nit davon 
abihreden darnach zu ſuchen. Sie kann in abfolut richtiger Form nur im Zufane 
menhang mit dem ganzen Gange ber Vollswirthſchaft zu immer größerem Volks— 
reihthum, ja mit dem ganzen Gange der menfhlihen Geſchichte zu immer größe: 
rer Bervolllommnung des Menfchen gefunden werben. Dafür ift bisher aber weder 
die Gefchichte, no die Nationalöfonomie, noch die Statiftif reif. Eine Kombina- 
tion der Diegel’fhen, der Wagner’fhen und meiner Formel mit vielen andern, 
welche in der nächften Zeit werden verfucht werben, nachdem Diegel einmal den 
Anfiog dazu gegeben hat, und in Berbindung mit richtiger Erforfhung der Größe 
und der Entwidlung des Nationalvermögens muß erftrebt werden, Daun 
fönnen aud bie Kriegsfoften vieleicht mit den andern Ausgaben unter einer For— 
mel ohne Zwang Raum finden. So lange das nody nicht möglich ift, bleibt vie 
obige Rechtfertigung der Kriegsanleihen in voller Kraft; ja die dagegen gemachten, 
aus Weberbürdung der Zukunft genommenen Vorwürfe verlieren bedeutend an 


7) Wenn Wagner verlıngt, daß die „privatwirtbihaftlichen Kapitalanlagen des Staates” 
nicht nur durch Anleihen gedeckt werden dürfen, ſondern in letzter Inſtanz gededt werden 
ſollen, fo läßt fich das nur auf dieſen Fall bezieben, daß ein abjoluter Herrſcher ſeinen 
Unterrhanen nicht zumuthen darf, den Anihaffungspreis von Domainen, Bergwerken, Fabri⸗ 
ten aus Steuern aufzubringen. Anders wenn die Staatsbürger durch ihre Repräfentas 
tion aus eigenem Antrieb ſolche Anlagen mit dem Einkommen der Gegenwart beftreiten wollen. 
Dat bier Die Ausaaben in legter Inſtanz durch Anleiben gedeckt werden follen, leuchtet fo 
wenig ein, wie das Verlangen, daß Privaten die flebenten Hupitale mu Anleihen befhaffen jollen, 
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Stärke durch eine große Erleichterung, welde jeve frühere Zeit ver fpätern durch 
ihre nur im eigenen Intereffe vorgenommenen Thätigkeiten gewährt: dadurch 
daß ein Volk nur für feine Zeit, nur für eigene Sicherheit im Lande und 
gegen Außen, nur für eigene Bolfsbildung forgt, kommt mit oder ohne Willen 
der Gegenwart die gute Juftiz, das Heerweien, die Bildung auch der Zukunft zu 
Statten. In Allem pflanzt fid eine Tradition von Geſchlecht zu Geflecht fort, 
jeve Methode einer Zeit erzeugt jchon die befjere Methode ber fpätern, jedes nach— 
folgende Geflecht genießt, ohne ben vollen Genuß der Gegenwart zu beengen, 
von den Früchten der frühern, und fo wirb ein wahres Immaterialkapital von 
gewaltigen, aber der Probuftiondkraft nah unberehenbaren Werthen der Nachwelt 
binterlaffen. Iſt dies nicht eine natürlihe Kompenjation gegen die der Zukunft 
aufgewälzten Kriegslaften, befonderd wenn man bebenft, daß, abgefehen von vor- 
übergehenden Rüdfällen, dieſes Immaterialtapital des langdauernten, im Innern 
und nad Außen gefiherten Staatsbeftandes, der von Alters ber guten Juftiz und 
Polizei, der ftetig fortfchreitenden Bildung mit der Zeit immer mehr wachen, bie 
Kriege Hingegen gerade mit dieſem Wachsthum immer mehr abnehmen müſſen? 
Jede Zeit liefert auf ihre Koften der fpätern gewiſſermaßen einen breiten, jehr 
foftbaren Unterbau für das ganze Gebäude der Staatswirthihaft. . 

So weit das Princip, welches bei Bertheilung ver Staatslaften auf Ge- 
genwart und Zukunft leiten muß. Aus viefem Princip ergiebt fih auch, daß bie 
Gegenwart, wenn fie nit durch die Vergangenheit ausdrücklich dazu verpflichtet 
worben ift, die Anleihe nicht zurüdzuzahlen, oder mit andern Worten, die Schul: 
den nicht zu tilgen braudt, daß fie es aber wohl thun darf. 

Auf diefes Princip der Staatsfhulden haben wir uns im biefem Artikel 
zu befhränfen. Die Frage, unter welchen Borausfegungen der Staat beſſer daran 
thut, Ausgaben, welche er durch Anleihen veden darf, dennoch durd Steuern 
zu beden, oder Schulden, welche er nicht zu tilgen braucht, dennoch zutilgen, 
die verfchiedenen Formen, unter welden ver Staat Anleihen mahen kann, die 
Borzüge, welche jede biefer Formen unter gewiffen Bedingungen hat, endlich die 
ganz technifche Seite des Staatsjhuldenwefens können und müffen wir nach dem 
Plane des Staatöwdrterbudes außer Acht laffen, da biefem Theil der Staats- 
wirthſchaft ein eigener Artikel eingeräumt ift. Vergleiche alfo über alles Diefes den 
Art. „Staatsfhulden” von A. Wagner. 


111. Staatseinnabmen. 

Die Einnahmen des Staates find Zweierlei. 

A. Die einen bezieht er aus dem freien Berlauf der Güter, 
welde er als Öefammtheit probucirt und aus dem Vermögen, 
das er als Geſammtheit befigt. 

B. Die andern bezieht er zwangsweife aus den Privatpror 
dultionen Aller, weldhe die Geſammtheit bilden und aus dem 
Bermögen dieſer Privaten. 

A. Einnahmen des Staates aus eigener Produftion und eigenem 
Bermögen. 

Blos aus feinen Produktionen und feinem Vermögen kann der Staat feine 
Ausgaben nicht beftreiten, denn wir haben ja gefehen, daß die Staatsproduftionen 
meift diejenigen find, welche von Privaten nicht betrieben werden, weil fie fid 
nicht bezahlt machen, oder weil fie Produkte liefern, die gar nicht oder nur unter 
den Produftionskoften zu verkaufen find. In den Staatsprobuftionen fünnen brei 
Hauptarlen unterfhieden werben: 
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1. Broduftionen, welde Private nicht vornehmen können 
oder wollen und welde darum der Staat vornimmt. 

1. Broduftionen, welche auch Private betreiben wollen und 
wirklich betreiben, welde ver Staat alfo in Konkurrenz 
mit diefen vornimmt. 

II. Broduftionen, welde Private aud betreiben wollen, 
welhe fie aber nit vornehmen dürfen, und welde darum 
der Staat ohne Konkurrenz der Privaten beforgt. 

Diefe Staatsprobuftionen und die Einnahmen daraus find von uns zu be- 
handeln, fowelt fie von ter Produktion ber Privaten fi unterfcheiden, und fomeit 
fie ih zwar nicht unterſcheiden, dieſe Unterfcheidung aber behauptet wir. 
Soweit Beides nit fattfindet, find vie volfswirthihaftlihen Artikel zu vergleichen. 

I. Einnahmen aus Produktionen, welde Private nidt vor: 
nehmen fönnen oder wollen. ; 

Dieß find diejenigen, welche dem Staat am wenigften einbringen, fo bald 
er die Produkte feinen Angehörigen nicht aufdrängt, ſondern fie zum freiwilligen 
Kauf anbietet. Diefen Punkt, als den materiellen Grund der Staatsthatigfeit auf 
vielen Gebieten, regten wir jhon oben bei den Ausgaben an. Der Staat fann 
wie der Private um fo weniger auf eine Berfäuflichkeit feiner Produkte rechnen, 
je weniger der Nugen, weldhen ber Staat dem Einzelnen durch feine Thätigkeit 
gewährt, fich berechnen läßt, und je mehr der Staat aud) unangerufen, ex oflicio, 
thätig fein muß. Hier wird der Staat fo wenig als Private zu feinem Gelbe 
tommen fünnen; alfo ganz unftreitig beim Schuß bes ganzen Landes oder auch 
nur einzelner Theile gegen Außen, bei Beftrafung von Berbredern, ober an unfer 
sbiges Beifpiel anknüpfend, bei Yürforge des Staates für Regenvertheilung, Regens 
menge, Klima, Nur in ganz feltenen Fällen würde der Privatmann, va in weit 
ans den meiften Fällen die allgemeinen Schugmaßregeln des Staats? auch ihm 
genügen, die Staatshülfe vireft anrufen, nämlih nur wenn er einen direkten Angrifi 
der Mitmenfhen oder der Natur auf feine PBerfon oder fein Eigenthum fürchtet. 
Nur in folhen Umftänden wird er auch geneigt fein, einen Preis dafür zu zahlen, 
Aehnlich verhält es fih überall, wo die Staatshülfe in einem Privatredhtäftreit, 
um ben ſich der Staat ex officio nicht kümmert, angerufen wird. Hier kann der 
Staat einen beffimmten Preis für feine Leiftung von Dem, weldem er zum 
Recht verhilft, fordern, er kann fogar feine Leiftungen fehr body fi bezahlen 
laffen, faft bis zur vollen Höhe bes Streitobjeltes. Eben fo Far ift aber, daß 
tarunter das ganze Yand leiden würde; benn da der Nugen eines Procefjes in 
jedem Falle ein fehr zweifelhafter wäre, fo würde eine Bezahlung bes geleifteten 
Dienftes zur indireften Sicherung der Schuldigen gegen Klagen, Der Staat darf 
alfo auch bier, obwohl er es fann, feine Dienfte dem, der feine Hülfe in Anſpruch 
nimmt, nicht verfaufen. Was fo von einem Preife bis auf die Höhe des Streit— 
ebjeftes gefagt ift, gilt aber, nur nicht in gleichem Grade, aud von jedem Preife, 
nie hoch oder wie niedrig berfelbe gefegt fein mag, er fchredt von der Führung 
auch der gerechteften Procefje ab. Noch weniger gerechtfertigt ift es natürlich, von 
temjenigen eine Bezahlung zu verlangen, melden der Staat durch kriminelle Ver— 
urtbeilung eines Berbrehers einen Dienft leiftet, oder gar, wenn der Betroffene 
die Sache lieber auf fid beruhen ließe, nur zu leiften vermeint. In allen Procef- 
in muß nicht der, zu deſſen Ounften vie Juftiz handelt, die Proceloften als 
Kanfpreis zahlen, fondern der Unterliegende Hat fie als Strafe zu tragen. Wie 
weit durch ſolche Strafen die Procekkoften in Kriminal- und Civilſachen gebedt 


96 Staatswirthidaft. 


werben fünnen und bürfen, haben wir erft weiter unten bei ver Strafe zu 
behandeln, 

Gleich wie die Staatshülfe gegen die Mitmenfchen nur gegen einen Kauf: 
preis zu gewähren dem ganzen Lande ſchadet, fo widerftreitet e8 auch dem allge- 
meinen Interefje ven Beiftand des Etaates oder der Gemeinde gegen Naturereigniffe 
zu verlaufen. So führt eine Bezahlung für Hülfe, welde in Feuersgefahr 
geleiftet wird, meift dazu, daß diefe Hülfe zu fpät in Anſpruch genommen wird, 
Indem man des Feuers allein Herr zu werden hofft, zum faft gewiffen Schaden 
ber Nachbarn. Aehnlich bei Ausbefjerungen von Deich- und Schleufenbauten, bei 
Maßregeln gegen anftedende Krankheiten unter Menſchen und Thieren und der— 
gleihen. Auch bier darf nur für Unterlajiungs» oder Begehungsfünden eine 
Strafe, auter Umftänden in Geld, zuerlannt werben, 

Bis hieher haben wir die dem Staat ohne Zwang eigenthümlihen Produ: 
tionen betrachtet, fo weit man ftellenweife eine Einnahme zwar daraus ziehen 
faun, aber beſſer nicht ziehen fol; es gibt aber auch noch andere Güter, welche 
ber Staat zu Geld madhen kann, nämlich Produkte, welche entweder nurwenn 
fie von ihm ausgehen Werth haben, ober doch ohne daß die Staatsprobuftion 
größere Koften als bie Privatprobuftion verurfaht, größern Werth haben, als 
die vun Privaten gejhaffenen, 

Diefes Merkmal trifft zu bei Verleihung von Abel, von Titeln und Orden, 
foweit der Staat oder andere Öefammtheiten daraus eine einmalige oder periodifche 
Einnahme ziehen. Auch Private können einander bergleihen verleihen, freilih wenn 
ed der Staat nicht anerkennt, ohne öffentlihe Wirkung, Private werden alfo nicht 
leiht daraus eine Erwerböquelle machen können. Der Staat kann es, wenn er es 
auch beſſer nicht thut, um folden Berleihungen nit einen üblen Beigefhmad 
zu geben. 

Hieher gehören gewiffermaßen auch die Preife, welde der Staat fi zahlen 
läßt für Gewährung von Patenten auf Erfindungen, für Zwangs- und Bannredyt 
der Mühlen, Brauereien zc., denn ber, welcher fid) um ein joldhes Patent, Bann 
recht ꝛc. bewirbt, thut e8 freiwillig, er könnte aud ohne das Patent feine Erfin- 
dung benugen, ohne Bannrecht feine Mühle oder Brauerei errichten. Soweit frei» 
lid der Staat in einem gewiffen Zeitumfang die Benugung einer patentirten Er» 
findung oder in einem gewiffen Ortsumfang die Errihtung eines Gewerbsetablif- 
fements, einer Mühle ꝛc. Andern verbietet, fallen Einnahmen aus Patenten und 
Bannrechten als theilweife Monopole nit unter die hier zu betrachtenden Einnahmen. 
Auch die Gebühren für f. g. Gewerbstonceffionen gehören, fobald ein Gewerb nur 
mit ftaatliher Konceffion ausgeübt werben darf, nicht bieher, fondern find, wenn 
fie jedem Bewerber gegeben werben, zu ben Steuern zu rechnen, wenn mur 
beftimmte Leute fie erhalten, mehr zu den Monopolen. 

Weiter gehören unter die Einnahmen aus den dem Staate ohne Zwang 
eigenthümlichen Propuftionen die große Menge von Xiteften aller Art über Güte 
von Waaren, über Güte von eiftungen, welche nach gejhehener Prüfung ausge- 
fertigt werden: Attefte über die für beftimmte Waaren vorgefhriebene Güte, über 
Kenntniffe im Handwerk oder in gelehrten Fächern, Üttefte über Berürftigkeit, über ge- 
wiffe körperliche Gebrechen, Attefte über gewiſſe Fakta, als gejchloffene Ehen, Todes- 
fülle, Zaufen, Impfungen, Attefte über alle Arten von Verträgen, Eigenthumsübertra- 
gungen bei Lebzeiten und auf den Todesfall ꝛc. Wenn aud mande biefer vom 
Staat oder der Gemeinde ausgeftellten Attefte innerlich ebenfo wenig oder weniger 
Werth haben als die von Privaten ausgeftellten, jo thut das, wenn biefe Atteſte 
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nicht aufgebrängt werben, Nichts, es kommt hier wie anderswo auf ben einge» 
bildeten Werth oft mehr an, ald auf den wahren. Anders wenn die Atteftirung 
erzwungen wird, dann fällt das dafür gezahlte Geld unter ven Begriff der Steuer. 
So haben äußerlich genau dieſelben Alte und die dafür gezahlten Summen 
einen ganz verfhievenen Charafter, je nachdem die Vornahme freiwillig 
oder unfreiwillig if. Es ift ungehörig, dieſe verfchievenen Dinge wegen 
der Äußerlihen Gleichheit unter den gemeinfamen Namen der Gebühren zufam- 
menzufaflen. 

Endlich kann der Staat ohne Zwang gegen Privatinduftrie eine Menge von 
Induftriezweigen betreiben, aus denen er zwar nicht bireft Geld einnimmt, durch 
deren Betrieb er aber an Geldausgaben fpart. Dben bei den Ausgaben wurde 
als Eigenthümlichfeit der Staatswirthfhaft angeführt, daß gewiffe Waaren nur 
vom Staat gebraudt werden, Kriegsgeräthe aller Art, Uniformen wie Waffen, 
Feſtungen wie Kriegsfchiffe. Die mit Produktion aller dieſer Waaren befchäftigten 
Induftriezweige können an fi, was ben technifhen und wirthſchaftlichen Punft 
betrifft, von Privaten betrieben werden, aber fie können es nicht, fobald der Staat 
dieſe Güter felbft produciren will. Ebenfo kann fogar der Staat alle andern Güter, 
welche er braucht, felbft probuciren, ohne daß ein direfter Zwang gegen bie Pri- 
vatinduftrie geübt wird. Da jedod die Gründe, welche hiergegen fprechen, viefelben 
wie bie gegen Probuftion des Staates in voller Konkurrenz mit ben Privaten 
find, fo werben fie in dem fogleich folgenden Abſchnitt mitbehanvelt. 

I. Einnahmen aus Produktionen, welde der Staat in Kon- 
furren; mit Privaten vornimmt. 

Auch bier wie überall in diefem Artikel follen nicht die einzelnen Arten ber 
Staatögewerbe durchgeſprochen werden. Handwerk, Fabrikation und Handel betreibt 
der Staat in freier Konkurrenz mit Privaten faft gar nit mehr, und die Betriebe, 
bei denen faltiſch oder rechtlich die Privatlonkurrenz ausgefchloffen, find sub I und 
III zu behandeln oder im Artikel Staatsmonopole nachzuſehen, für die Domainen 
und da8 Bergweſen kann auf die ihnen im Staatswörterbuhe fpeciel eingeräum- 
ten Artifel verwiefen werben, nur über die Staatsforftwirthfihaft muß, da die 
Frage im Artikel Forſtwirthſchaft nicht berüdfictigt ift, an gelegener Stelle Eini- 
ges bemerft werben. Wir haben hier nur die widhtigften Gründe, welde allgemein 
gegen ober für alle Staatsgewerbe angeführt werben, und ihre Mobulationen 
für die einzelnen Gewerbe hervorzuheben. Diefe Gründe find theils wirthſchaft⸗ 
liher, theils politiiher Natur, ohne daß übrigens beide ganz ſcharf getrennt 
werben könnten. So ſehr fhon die erftern gegen biefe Einnahmen als wirth- 
ſchaftlich unzwedmäßig fprehen, fo thun es die lettern, indem fie die Staatspro- 
duftionen ald moralifh ſchädlich nachweiſen, noch viel mehr. Einen materiellen 
Nachtheil dürfte zur Noth die Gefammtheit ſich felbft auferlegen, nicht aber eine 
Immoralität. 

Die wirthſchaftlichen Gründe gehen im Enprefultat alle dahin, daß ber Er- 
trag einer vom Staat betriebenen Produktion geringer ift, als der einer gleidyen 
Privatproduftion, oder daß mit andern Worten vie Einzelwirthſchaft beffer rentirt. 
Mit Zahlen ift diefer Beweis allerdings ftreng nicht zu führen, da nie mit Si— 
cherheit gefchloffen werben kann, welden Ertrag ein Geſchäft geben würde, wenn 
es aus Staatshänden in die von Privaten füme. Eine Schägung ift meift erft 
nah den Angeboten, welche für ben Kauf gemadt werben, mäglid, indem ver 
Iongjährige Ertragsdurchſchnitt des Geſchäftes mit der angebotenen Kauffumme 
richtig vergliden wird. Hieraus den Beweis zu führen ift aber nicht einmal nöthig, 
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da bie Angabe von ein paar Hauptgründen bie Verwerflichkeit gewiſſer Staats- 
probuftionen ſchon genügend zeigt. 

Der Staat ald nur moralifhe Perfon kann die Inbuftrie nur durch Beamte 
beforgen laffen oder verpadten. Er fteht darin den Wftiengefellihaften gleich. 
Beides hat feine großen Webelftänve. Beim Waldbau, bei Fabriken, Handel und 
ſ. g. perfönlihen Dienften, alfo mit einziger Ausnahme des Aderbaues faft über- 
al, ift eine Verpachtung gar nicht thunlich, fo daß der Betrieb durd Beamte 
allein übrig bleibt. Der Staat hat den Einzelunternehmern gegenüber nur ben 
Borfprung ver leihtern Beſchaffung eines großen Kapitals, jedoch dafür genügt 
bei rentirenden Unternehmungen auch ſchon die freie Affociation der Aftiengejell- 
{haft vollftändig. Hinter diefen Aktiengefellfchaften fteht aber der Staat in andern 
Beziehungen ein gutes Stüd wieder zurüd. Der techniſche Direktor wie der Be- 
triebsdireftor und alle ihre Arbeiter befinden fi gegenüber ber Stantsbehörbe, 
welche in der Technik nicht oder nur wenig bewandert ift, in einer viel fataleren 
Lage, als die der Altiengefellfchaften gegenüber dem doch wenigftens theilmeife in 
den betreffenden Erwerbszweigen bewanderten Berwaltungsrathe. Der techniſche 
Direktor wird ſich viel mehr vor jeder Neuerung, die er verfuchen möchte, ſcheuen, 
und ein Beamtenkollegium, das über die Einführung von neuen Maſchinen 3. B. 
zu entſcheiden hätte, würde in größere Nöthen gerathen als ein Verwaltungsrath. 
Der Betriebspireftor muß ungemein gebunden fein im Bezuge des Nobftoffes un 
Abfa der Produkte; follte die Staatsbehörde darüber berathen, fo würde e8 ihr 
fehr ſchwer fallen, fobald rein wirtbfhaftlihe Momente entfheiden, den Marft 
für Bezug und für Abfag gut zu überfehen; gefegt aber, fie könnte das in ge- 
nügendem Maße, jo wird bod, wenigftens im heutigen Gang der Staatsgefchäfte, 
eine günftige Hanbelsfonjunftur, deren Benugung erft durch den nöthigen Inftan- 
zenzug filtrirt wird, bedeutend abgeſchwächt; fie fann im Zeitpunkt der beſchloſſe— 
nen Benugung in's direfte Gegentheil verkehrt fein. Nur die ganze auf die Pro- 
puftionen aller Art influirende politifhe Lage überficht die Regierung oft beffer 
al8 der Uneingeweihte, und kann davon der Staat als Producent Nugen ziehen. 
Dieß möchte einen großen Beweis für die Güte der Staatsprobuftion abgeben, 
allein der Grund beweist leider zu viel, denn, wäre dieß Moment entfcheidend 
oder überhaupt nur von Wichtigkeit, dann nähme der Staat am beften die ganze 
Induftrie in die Hand. Das wäre felbftverftänplih unklug; es giebt ein viel bef- 
jeres Mittel, das aud noch nad andern Richtungen bin mwohlthätig wirft; man 
gebe den ganzen Theil der Staatsgeheimnißkrämerei, welcher für eine eriftenzwär- 
dige Regierung wirflih unnüg ift, daran, man laſſe das Land über die Abſichten 
der Erefutive und beſonders über die Beziehungen zum Ausland nicht im Unkla— 
ren, dann wird der Privatmann gerade fo gut ober beffer ald der Staatsmann 
aus den politifhen Konjunfturen die wirtbichaftlichen berechnen fünnen. 

Beim Betrieb der Landwirthſchaft durch Staatäbeamte, f. g. Adminiſtratoren, ge- 
ftaltet fich die Sachlage niht ganz fo ungünftig als bei Fabrikation und Hanbel, 
aber doch findet kein weſentlicher Unterfchieb ftatt, er ift vielmehr nur ein quanti- 
tativer; das Mafchinenwefen, die Anwendung der techniſchen Chemie ift nicht von 
ver gleichen Bedeutung, von Benugung guter und fchnell vorübergehenden Kon- 
junfturen hängt nicht gleich viel ab, ſoweit Beides aber in Betracht fommt, 
wird aud ber Öutsverwalter fi dreimal befinnen, und wenn er bes Erfolges 
einer Neuerung nicht unbedingt ficher ift, lieber beim Alten bleiben. Selbft ein 
Antheil am Gewinn hilft hier nicht, von dem geglüdten Verſuch kommt ihm nur 
ein Brudtheil zu Gut. Für mißglüdte tehnifhe und kommercielle Thätigkeit ven 
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Beamten nicht verantwortlich zu machen, geht aber auch nicht, es führt zu Leicht- 
finn. Ueber die Mißftände der eigenen Bewirthihaftung der Staatsländereien 
vergleiche den Artifel Domainen, ebenfo aber aud über vie Nachtheile der Ber- 
pachtung von Staatsländereien, auf welde wir, da bie Berpadhtung faft nur dem 
Landbau und nicht allen Staatsgewerben eigenthämlich ift, hier nicht näher ein- 
geben. Nur diejenige landwirthſchaftliche Propuftion muß der Staat behalten, 
melde der Private ald unrentabel nicht vornimmt, welche aber trogvem nöthig ift. 
Es ift das die Haltung von f. g. landwirthſchaftlichen VBerfuchsftationen und 
Mufteranftalten, welde entweder erperimentiren oder die techniſch befte Wirthſchaft 
der Belehrung halber führen und darum wirtbfhaftlih faft immer unpro- 
dultiv arbeiten, d. 5. nicht rentiren. Die Bewirthſchaftung folder Anftalten gehört 
unter die im vorigen Abſchnitt harakterifirten Produktionen. 

Verhältnigmäßig am 'wenigften ftehen Staat und Gemeinde hinter dem Pri- 
vatmann zuräd im Waldbau. Auch der Privatmann kann in der Walpwirth- 
ſchaft verhältnigmäßig nur wenig felbft thun, er muß das Meifte einem techniſch 
gebilveten Perfonale überlaffen, wie der Staat. Einen Theil diefes Privatforftper- 
jonal8 müßte der Staat für Beauffihtigung der Privatwaldungen doch halten, 
während, wenn der Staat felbft ein beveutendes Forſtareal befigt, die Beamten, 
welhe feine Wälder bewirtbfchaften, vie Privatwalbungen ohne bedeu— 
tende Mehrkoften mit beaufjichtigen können. Ueberhaupt erfordert ver Waldbau 
viel weniger Arbeit auf ein gleiches Bodenkapital und anderes Kapital, 3. B. Holz: 
fopital, als Aderbau, Bergbau, Inpuftrieen aller Art. In Bezug auf Arbeit ift 
ver Waldbau jehr ertenfiv. Etwas Rührigkeit mehr beim orftperfonal fann 
den Ertrag der Wälder nicht wefentlih vermehren, etwas minbere Rührigkeit 
ihn nit vermindern. Don fchneller Anwendung neuer Probuftionsmethoden, 
neuer Maſchinen, ja auch von Benugung guter Konjunfturen ift bier ungleich we— 
niger Bortheil zu erwarten als in allen andern Gewerben. &8 ift die fonftantefte 
aller Wirthfhaften. Der Schwerpunft liegt beim Walpbau in dem ungeheuren 
Kapital, mit weldem man arbeitet, d. h. in dem Holzbeftande, welchem die Zinfen 
faft ohne jegliche Arbeit Zins auf Zins zumachfen. Dem Kapital nad, das auf 
eine beftimmte Bodenfläche kommt, ift die Forſtwirthſchaft durchaus nicht fehr 
ertenfiv, wie man irrigerweife oft behaupten hört. Schon dies Alles ſpricht 
von wirtbihaftliher Seite dafür, daß der Staatswaldbau nicht ſchlecht if. Dazu 
fommt no, daß es unendlich ſchwer ift, vie aus ben ſchon öfters genannten kli— 
matiſchen Rüdfichten nöthige Forftpolizei im allerweiteften Sinn beim Privatwalb- 
bau zu handhaben, ohne die größten Ungerechtigfeiten fi zu Schulden kommen 
zu laffen. Leider fann ich hier die Frage nad dem Staatswalbbau als eine von 
wirthſchaftlicher Seite noch ganz offene und fehr beftrittene, nicht weiter verfolgen. 

Ein allgemeiner wirtbihaftliher Grund neben den vorherigen, ver bei jeber 
Staatsprobuftion zutrifft, ift nicht der mangelnden Rentabilität der Stantsgewerbe 
entlehnt, fondern betrifft einen Schaden, den bie ganze andere Volkswirthſchaft 
dadurch leiden kann: Die jeweilig am Ruder befindliche Regierung oder felbft ber 
Staat in allen Faktoren der Gefeggebung kommt bei Staatsinduftrie gar leicht in 
Berfuhung, durch gewiſſe Verorbnungen oder Gefege, 3. B. durch Schutzölle und 
Prohibitionen bie betreffenden Induftriezweige gegen das Ausland zu ſchützen, ober 
wenn die Staatsinduftrie die Konkurrenz der inländifchen Privatgewerbe nit aus- 
jubalten vermag, diefelbe auf alle mögliche Weife vor der Privatinbuftrie gleicher 
Art zu bevorzugen. Vergleiche z. B. Über die Bergwerke das im Artikel Staats- 
menopole Gejagte. 
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So ſprechen die gewichtigſten wirthſchaftlichen Gründe gegen die Staatspro- 
duktion mit Ausnahme vielleicht des Waldbau's, bei dem bie Entſcheidung ſchwebt. 
Für die Staatsproduktion kann von wirthſchaftlicher Seite nur ein Grund mit 
ſcheinbarem Erfolg geltend gemacht werden, nämlich der, daß der Ertrag aus 
Grundeigenthum im Verlauf längerer Zeit kontinuirlich ſteigt, welche Steigerung 
ſich in der Grundrente ſpiegelt. (Vergleiche Artikel Grundrente.) Dieſer Vorthei 
des ſteigenden Ertrages oder der Grundrente ſoll dem Staat nach der Meinung 
Mancher verloren gehen durch den Verkauf des Grundeigenthums, ſei es Ackerland 
oder Waldland. Dieſe Anſchauung iſt zum mindeſten nicht ganz genau: Ganz 
lann dieſer Vortheil dem Staate nicht verloren gehen; denn iſt eine ſolche Stei- 
gerung vorauszuſehen, fo wird fie durch die Konkurrenz der Kaufluſtigen in dem 
Kaufpreis der Güter Ausdruck finden. Aber auch noch aus einem andern Grunde 
wird ber Kaufpreis höher, als der nach dem landesüblichen Zinsfuß lapitaliſirte 
durchſchnittliche bisherige Reinertrag. 

Landeigenthum wird in großen Gütern ſowohl als in kleinen weit über 
ſeinem rein materiellen Werth verkauft. Man bezahlt auch den moraliſchen 
Werth, den Beſitz gerade von Grundeigenthum und die Annehmlichkeiten ver 
Lan dwirthſchaft. in Landgut, groß oder Hein, ift nit nur ein Kapital wie 
eine Fabrik oder ein Kramladen, fondern ift zugleich ein Genußgut. Dem Staat 
als nicht phyſiſcher Perfon, geht biefer große Vorzug ganz verloren, er erwacht 
erft, wenn das Grundftäd in Privathände fommt, und fpiegelt fih im Kaufpreis 
wider. 

Wenn aber in dem Kaufpreis des Grund und Bodens bie fpätere Ertrags- 
fteigerung nicht zum vollen Ausorud fäme, wäre diefes Argument für Beibehal- 
tung der Domainen dod nicht treffend, denn e8 würde eben mwieber zu viel bewei- 
fen. Wäre e8 rihtig, dann läge es im Intereffe der Geſammtheit, das ganze 
Grundeigenthum im freien Verkehr vermittelt Anlehen aufzufaufen, und fo jebe 
fernere Steigerung ber Örundrente, ohne irgendwie Privatrechte zu verlegen, ber 
Geſammtheit zu referviren. Diefer Gedanke, möglihft viel von der Grundrente 
dem Staat zu referviren, iſt gar verführerifh, aber unbedingt ſchädlich. Die Bor- 
züge der Gelbftbewirtbfhaftung gingen beim Grundeigenthum mit all feinen pe- 
funiären und befonders mit all feinen moralifhen Folgen verloren. Was fo von 
allem Orundeigentbum oder von dem größern Theil gilt, muß aud bier für einen 
Theil der Domainen feine Wahrheit behalten. Alfo auch dieſer Vorzug des Grund» 
eigenthums, der bisher materiell und moralifh noch nicht ganz ausgenugt werben 
fonnte, fol ausgenugt werben durch Uebergang in Privathände. 

Nun aber die Hauptfahe! Selbft wenn ber Staatsprobuftion wirthſchaftliche 
Borzüge aller Art nahgerühmt werden fönnten, fie würden verfhwinden gegen 
die politifhen Mißftände, welhe für unfern modernen konftitutionellen Staat bie 
Folgen eines ausgefonderten Staatseigentbums und eines jeden Staatderwerbes 
find. Ih darf diefe politifhen Gründe in dem wirthſchaftlichen Artikel 
natürlich nur, foweit nöthig ift, andenten, nicht ausführen. Diejenige Regierung, 
weiche nicht von der Mehrheit im Volke getragen wird, aber dennoch faktiſch die 
Gewalt inne bat, befigt in dem Vermögen des Staates und in den vom Gtaat 
betriebenen Gejhäften ein fehr wirlſames Mittel, um gegen den Willen des 
Volkes zu handeln, ja geradezu ſich in ihrer Oppofition gegen das Volk zu behaup— 
ten. An einem großen Domanialbefig hat der Abfolutismus feinen ftärfften Halt. 
Für eine folde Regierung kann unter Umftänden auch die eigne Fabrifation ber 
Kriegsmaterialien wünfhenswerth fein, um in ven Waaren, welche fie zu einem 
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unpopulären Kriege, ja zur Noth gegen das Voll ſelbſt, gebrauchen will, nicht an 
den guten Willen der Probucenten gebunden zu fein. 

Ferner hat jede Regierung, welcher politiihen Tarbe fie angehören mag, 
tur eine große Menge eigner Gewerbe ein Mittel in der Hand, für politifche 
Zwede, 3. B. für Wahlen, auf die gefammten von ihr beſchäftigten Menſchen zu 
vrüden. Daß dieß demoralifirt, kann feinem Zweifel unterliegen, einerlei, ob vie 
Regierung fi auf die Majorität im Volk ftügt oder nit, nur ift im erften Fall 
die Berfuchung zu folhem Drud geringer, und um fo geringer, je größer biefe 
Majorität ift. Durch eine Anzahl von Stimmen mehr kann eine ſolche Regierung 
nichts Wefentlihes gewinnen, wohl aber eine in der Minorität befindlide. Schlimm 
genug ift fon, daß für die nothwenbigen Staatsthätigkeiter eine ſo große Anzahl 
mehr oder minder von ber jevesmaligen Regierung abhängiger Beamten eriftiren 
muß, bier ift die Abhängigkeit unvermeidlih, während fie durch Aufgabe ber ge— 
dachten Staatsgewerbe vermieden werben kann. YAud der Grund, ven man öfters 
hört, daß dieſelbe und oft nod eine größere Abhängigkeit bei den von Privaten 
abhängigen ländlichen Tagelöhnern, ober bei den Yabrifarbeitern ftattfinde, ift nicht 
fihhaltig, denn aud bier ift das Uebel wie mandes andere unvermeiblih, wenn 
man nit allen Großbetrieb, welder Biele in materieller Abhängigleit von Ein- 
zelnen erhält, unterfagen will. Staatsinduftrieen aber laffen fid vermeiden, Uebri- 
gens ift ter ganze Sat ber gleichen Abhängigkeit der von Privaten Beſchäftigten 
völlig unbewiefen; im Gegentheil ift die Abhängigkeit der Arbeiter von der Regie 
rung viel größer in allen Probuftionen, welche der Staat rehtlih oder faltiſch 
menopolifirt hat, jo daß die in viefen Arbeitszweigen Beihäftigten nicht in glei- 
hen Induftrieanlagen anders Gefinnter Arbeit finden fünnen. Jedes Staatöge- 
werbe ift um fo mehr zu vermeiden, je mehr Arbeiter vasfelbe bejhäftigt, vie 
Stoffverarbeitung alfo mehr als alle Stoffgewinnungen, und unter biefen ber 
Landbau und Bergbau mehr als ver Waldbau. Der Waldbau kann alfo aud aus 
diefem politifhen Grunde am erften beim Staate bleiben. 

Die für die Staatögewerbe angeführten politiihen Gründe find‘ natürlich 
ungefähr das Gegentheil von ven unferigen. 

Endlich ſpricht ein legter Grund gemifchter politifher und materieller Art, 
das Berhältnig zum Ausland, gegen ein großes, von der Volkéwirthſchaft ausge: 
ſondertes Staatsvermögen und eigene Staatsgewerbe, ein Grund, bei welchem bie 
politiſche Parteiftellung gleihgültig if. In der modernen Kriegführung, welde 
wenigftens zu Land civilifirter als früher ift, wird Eigenthbum und Geſchäft ver 
Privaten in einem offupirten Rande ungleich anders refpektirt als Staatseigenthum. 
Der Schaben eines Landes ift alſo um fo größer, je größer fein ausgefonvertes 
Eigenthum ift. Auch diefes Argument geht noch mehr gegen Induftrie ald gegen 
Aderbau des Staates, in weldem legtern die Hauptfadhe, der Grund und Boden 
doch nicht vernichtet ift, wenn der Feind das Land wieder verläßt. Am längften 
werben die Folgen im Waldbau fich zeigen, wenn ber Feind durch Verkauf des 
Holzes fih Einnahme aus dem Eigenthbum des offupirten Staates fhafft. Das 
ift ein fehr beveutendes Bedenken aud) gegen den Staatswaldbau. Wie nun gar, 
wenn der fremde Herrfcher, welder Jahre lang im ungeftörten Befig des Landes 
if, die Staatsfabriten und Staatsländereien verfauft und dann die alte Regierung 
doch wieder zurüdfehrtt? Muß da nicht entweder das Recht gebeugt werben, mie 
in dem berühmten Kurheffiihen Domainenfall, oder der Staat fein yanzes Do- 
manium ohne Gegenwerth verlieren ? 

Endlich kommt auch noch ein praltiſcher Punkt mit in Betracht, ver felbft 
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dann gilt, wenn bie Staatsproduktion gut rentirt, nämlich bie von Jahr zu Jahr 
ſehr ſchwankenden Einnahmen, die im einen Jahr, da die Ausgaben fehr groß 
find, vielleicht fehr abnehmen, und umgelehrt, wenn die Ausgaben Hein find, fehr 
zunehmen, Das führt zu ebenfo großen und unangenehmen Schwankungen im 
Steuerwefen oder zu andern Mißſtänden. 

Ales ſpricht alfo (mit Ausnahme etwa der Waldungen), gegen Beibehal- 
tung und für Beräußerung der Staatögewerbe aller Art, nur nicht in böfen 
Zeiten, fonbern gerade in der höchſten Blüthe ver Staatswirthfhaft und Volks— 
wirthſchaft. In fchlechten Zeiten würbe der Erlös ein fehr geringer fein, alfo einen 
Berluft involviren. So lange es angeht, ift es in fchlimmen Zeiten beffer, Anlei: 
ben zu machen, felbft zu einem hoben Zins, ver ja fpäter wieder herabgeſetzt 
werben fann, als die Güter unter dem Werth zu verlaufen. Die Mittel muß 
wie Zwangsanleihen und Papiergelvemiffion für ven alleräußerften Nothfall ver- 
bleiben. Daß der Erlös aus dem verfauften Staatseigentyum zur Schulventilgung 
refp. zur Nichtlontrahirung fonft nöthig werdender Anleihen verwendet werben 
muß, darin ftimmen fo ziemlich Alle überein. Gegen dieſe Schuiventilgung ift auch 
von unferm in der Staatsanleihefrage eingenommenen Standpunkt Nichts einzu= 
wenden. Das Etaatseigenthum ift die Grundlage von dauernder Einnahme, ein 
„Haben“ des Staates, die Anleihen find die Grundlage einer daueınden Aus 
gabe, ein „Soll“ des Staates, alfo tilge man beide Poften gleicher Größe gegen 
einander. 

Soweit der Staat probuchrt, unterfcheidet er ſich dennoch, außer wo wir eine 
Abmweihung amgedeutet haben, nicht wefentlih von allen andern Propuftionen ver 
Privaten, namentlid ver Altiengeſellſchaften, folglih Tann dafür auf bie im Stants- 
wörterbuch fi findenden vollswirthfchaftlichen Artikel verwiefen werben. 

III. Einnahme des Staates aus Brobuftionen, welde Private 
gar niht oder nur unter ungünftigeren Bedingungen als der 
Staat betreiben dürfen, welde der Staat alfo mit Ausſchluß oder 
Beengung der Privatfonfurrenz vornimmt. Ginnahmen aus Mono- 
polen oder Regalien (vergl. Artikel Staatsmonopole und Art. Regalien). 

Der Grund, Privaten von einer Produktion auszufchließen, fann an fid 
außer allem Zufammenhange mit den Staatseinnahmen ftehen und darin liegen, 
daß Privaten ein beflimmtes Gewerbe, wenn es ihnen geftattet wäre, zum Nach— 
theile des Publikums betreiben würden Der Nachtheil kann erftens ein moralifcher 
fein, wie bei Lotterieen und andern Glüdsipielen oder bei öffentlihen Häufern. 
Hier hat der Staat das Recht und die Pflicht, ſolche Inpuftrieen den Privaten zu 
verbieten, aber — — aud felbft fi derfelben zu enthalten. Im diefem Fall 
entfteht daraus fein Monopol des Staates, wohl aber, wenn er verfehrter Weile 
als Gefammtheit felbft betreibt, mas er den Einzelnen in der Geſammtheit ver- 
bietet. Der Grund kann aber auch zweitens ein wirthichaftliher fein. Gewiffe In- 
duftrieen find nämlich nit an ſich verwerflich, ſondern fogar nüglih, aber ber 
Staat barf fie den Privaten verbieten, wenn er entweder das Gewerbe felbft 
befier betreibt (vergleihe was im Artikel Staatsmonopole über das Münzmonopol 
gelagt ift), oder wenn er neben ber Privatinduftrie für feine eigenen Bebürfniffe 
daſſelbe Gewerbe betreiben muß, fo daß die Koften der Privatprotuftion plus 
denen der nit monopolifirten Staatsprobuftion viel größer wären, als bie ber 
monopolifirten Gtaatsproduftion allein (vergleihe das am felben Ort über das 
Poſt- und Telegraphenmonopol Geſagte). Die aus foldhen Gründen dem Staat 
refervirten Gewerbe nennt man volkswirthſchaftliche oder polizeiliche 
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ober politiſche Staatsmonopole. In dem genannten Artikel Staatsmono—⸗ 
pole haben wir gezeigt, daß in unſern modernen Staaten von allen Monopolen 
dieſer Art nur das Münzmonopol und theilweiſe das Poſt- und Telegraphenregal 
eine innere Berechtigung haben. Von dieſen allgemein wirthſchaftlichen Monopolen 
find wohl zu unterſcheiden bie rein ſtaatswirthſchaftlichen, die ſ. g. Fina nz— 
monopole. Ihr Entſtehungsgrund iſt einfach der, daß der Staat aus gewiſſen 
Produktionen eine Einnahme ſich verſchaffen will, aber die Konkurrenz mit den 
Privaten nicht aushalten fann und darum den Privatbetrieb verbietet, oder nod 
richtiger, daß der Staat auf gewiffe Waaren eine Abgabe, einen innern Zoll legen 
will, welchem Zoll die von Privaten gemachten, nicht aber bie von ihm felbft 
gefertigten Produkte ſich entziehen können. Vergleiche als DBeifpiele das am ange- 
führten Ort über das Tabaks-, Salz- und Bergwerksmonopol Geſagte. Ale 
genannten Arten von Staatsmonopolen fünnen jo gehandhabt werben, daß ber 
Staat daraus ebenfoviel Cinnahme zieht, als Privaten in freier Konkurrenz 
daraus ziehen fünnten, oder daß er weniger oder endlich dak er mehr Geminn 
macht, ald Private mahen könnten. Die Natur der Sache fordert aber eine ganz 
andere Behandlung der allgemein politifhen und der fpeciell financiellen Staate- 
monopole. Bei den politiſchen Monopolen muß der Einnahmepunft ganz zurüd- 
treten. Um dieſen Produktionen jeve Gehäffigkeit zu nehmen, müſſen die Produkte 
mindeftens jo billig akgefegt werten, als Privaten fie liefern könnten, wo möglid 
ſogar zu niedrigeren Preifen. Ja zur Noth dürfen für diefe, als im allgemeinen 
Interefjie dem Staate refervirte Produktionen, die Koften aus ben allgemeinen 
Einnahmen des Staates, aus den Steuern gebedt werben. Eobald bedeutend unter 
dem Marktpreis die Produfte abgegeben werben, braudt fogar die Privatprobuftion 
niht einmal verboten zu werben, fie verbietet fih von felbf. Dann fallen dieſe 
Einnahmen mehr und mehr unter die oben sub 1 behandelten Etaatseinnahmen 
aus Produktionen, welche Privaten nicht vornehmen wollen oder nicht können. 
Die Finanzmonopole in gleiher "Art zu handhaben, wäre eine Abfurbität. 
Bil man diefelben einmal errichten, dann muß die Einnahme daraus mindeftens 
jo groß ſein, als die, welde Privaten daraus machen könnten. Ueberhaupt fpricht 
aber gegen folde Staatsinduſtrie Alles, was auch ſchon gegen Staatsprobuftionen in 
Konkurrenz mit Privaten gefagt ift, nur Alles in ftärferem Maße, da ver frifche 
Haud der Konkurrenz fehlt. Keine neue Erfindung braucht angewendet, feine gün— 
ſtige Konjunktur benugt, feine fchlechte vermieden, feine Arbeit eifrig betrieben zu 
werden, kurz der Schlendrian kann ein enormer fein, und doch fließen ungeheure 
Summen in die Staatskaſſen, eine flüchtige Betrachtung zeigt alfo nicht einmal, 
wie theuer der Staat arbeitet. Mit einer fo großen Einnahme, wie Privaten fie 
erzielen können, ift dem Staat aber meiftens noch nicht gebient, er will mehr 
haben, denn gerade darum monopolifirt er gewiſſe Erwerbszweige. Ja, wenn ein- 
mal ein Monopol eriftirt und aus rein faktiſchen Gründen nicht abgeſchafft werben 
lann, wie 3. B. das Tabalsmonopol in den meiften Staaten, dann ift ed auch 
tihtig, den Preis des Produktes, falls diefes nun kein ganz unentbehrliches ift, 
wie das Salz, fo hoch als möglih hinaufzufhrauben, um andere Einnahmen ent- 
behren zu können. Die äußerfte Grenze ift die Zahlungsluft der Käufer, falls 
niht auch ein beftimmtes Konfumtionsquantum einem Jeden aufgelegt wird, wo 
ed dann für ben Preis feine andere Grenze als die Zahlungsfähigfeit giebt; 
die Grenze der Zahlungsluft ift entweder in betrügerifcher Verforgung mit benfel- 
ben Gütern, in Schmuggel, oder in Entfagung des Genuſſes gefegt. Gerade fo 
wie bei der Beſteuerung eines jeden andern Genußgutes ohne Monopolifirung 
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des ganzen Produktionszweiges, z. B. bei Einfuhrzöllen. Gewiß hat alſo L. Stein 
Recht, wenn er ſagt, was wir auch adoptirt haben, daß die in financiellem 
Intereſſe vorgenommene Monopoliſirung eines Erwerbszweiges durch ven Staat 
nichts Anderes iſt, als eine beſondere Art der Steuererhebung. Soweit der Preis 
der Produkte, welche der Staat in ſeiner monopoliſirten Induſtrie ſchafft, eine 
Steuer enthält, gehört die Einnahme daraus in den folgenden Abſchnitt der 
zwangsweiſe vom Staat erhobenen Einnahmen. 

Daß die bisher angeführten Einnahmen bei den ungeheuren Anſprüchen, 
welche an unſere modernen Staaten gemacht werden, nicht ausreichen, außer wenn 
etwa der Staat ein großes ausgeſondertes Grundeigenthum hat, ſieht ſich leicht 
ein. Der weitaus überwiegende Theil der Koſten muß auf andere Weiſe aufge— 
bracht werden. — 

Den drei genannten Arten der Staatseinnahmen aus freiem Verkauf ber 
eigenen Staatöprobufte zu ihrem vollen Werth oder darunter, mit natär- 
lihem Ausfhluß, ohne Ausfhluß, oder mit fünftlidem Ausſchluß 
der Privatfonkurrenz, ftehen, wie fhon im Vorigen mehrfach berührt, die zwangs— 
weije erhobenen Staatseinnahmen gegenüber. 

B. Die zwangsweife erhobenen Einnahmen des Staates. 

I. Die Strafen, welde der Staat zwangsweife, ohne irgend eimen 
Gegenwerth zu geben, erheöt; 

II. die Steuern, welde er zwangsmeife erhebt, ohne zwar unmittelbar 
einen Gegenwerth zu geben, für welde er aber doch mittelbar in 
feinen Staatsleiftungen, welche weder durch Verkauf nod durch Strafe 
ſich bezahlen, einen Gegenwerth gewährt. 

I. Strafen. 

Der Staat und andere Gefammtheiten müſſen aus nicht hierher gehörigen 
Grünten ein Strafreht über ihre Mitglieder haben. Diefe Strafen fünnen, wie 
in manchem Anderen, fo aud in beftimmten Leiftungen ober in Zahlung von Geld 
beftehen. Der Staat bat alfo in feiner Strafgewalt eine Einnahmequelle von 
Naturalleiftungen und Geld. Der Staat und andere Gefammtheiten müffen fid 
aber wohl hüten, ihr Strafreht überhaupt und fpeciell das Nedt in Geld 
zu ftrafen, einfeitig oder aud nur vorwiegend im Interefje ihres Sedeld auszu⸗ 
üben. Es darf nicht alles Mögliche geboten und verboten werben, nur bamit bie 
Uebertretung mit einer Strafe belegt werben fann, und darf die Strafe nur dann 
in Gelb beftimmt werben, wenn aus einem inneren Grunde bie Geldftrafe die zwed- 
mäßigfte ift. Das Strafrecht des Staates kann gewiſſermaßen als ein politifches 
Monopol betradtet werben, bei welchem, nad dem im vorigen Abfchnitt Gefagten, 
das Gelvintereffe ganz zurüdstehen muß. Diefer Punkt ift befonders wichtig bei Ber: 
brechen, deren Beftrafung dem Staat im Interefje Aller, auch ohne oder ſelbſt 
gegen den Willen des Beſchädigten obliegt. Hier wird eine Geldſtrafe felten ange 
bracht fein, ſchon aus dem Grunde, weil fie, wenn niedrig, für den Reichen keine 
genügende Strafe, wenn hoch, für den Armen unerfhwinglid ift, und die Gleich— 
beit vor dem Gefeg, menigftens in Kriminalfadhen, eine glei harte Beftrafung 
Aller verlangt. Die Gelpftrafe kann, als nur ausnahmsweife auferlegt, nicht viel 
einbringen. Die Kondemnation des unterliegenden Theiles in einem reinen Givil- 
proceß oder in ber civilen Seite des Kriminalproceffes, felbft wenn fie auf Gelb 
lautet, gehört nicht hieher, denn biefes Geld erhält in beiden Fällen nicht ver 
Staat, fondern ver Geſchädigte. So bleibt ald Staatseinnahme faft nur die Er- 
fegung der Koften, welde das Kriminalverfahren und Eivilverfahren verurjacht. 
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An und für fi wäre Nichts dagegen einzumenben, daß Alle, melde als Verletzer 
des öffentlihen und Privatrechts die Juftiz nöthig mahen, zur Strafe auch bie 
ganzen Koften verfelben tragen, allein die ftrifte Ausführung dieſes Grundfages 
feitert an äußern Schwierigkeiten. Einmal wäre eine genaue Berechnung ſchwer, 
wie viel von den Koften auf jeden in einem beftimmten Zeitraum Berurtheilten 
fommen würde. Selbſt wenn fie aber im Voraus oder nadträglih für einen be= 
flimmten Zeitraum möglich fein follte, 3. ®. indem im Voraus jeder eine fehr 
große Summe bezahlen müßte, von mwelder er fpäter ben Reft zurüdgezahlt erhielte, 
wie bei Einzahlungen der Berfiherungen auf ©egenfeitigkeit, fo wäre dieſe Ber- 
theilung der Koften doc eine ungerechte, denn wenn wenig Proceffe in einem Jahr 
geführt würden, müßten die wenigen Berurtheilten die ganzen Koften tragen, ohne 
daß ihre Schuld eine größere gewefen wäre, als wenn viele Proceffe im gleichen 
Zeitraum vorgefommen wären. Die Koften aus einem langjährigen Durchſchnitt zu 
berechnen, geht auch faum an. Zudem muß in allen Fällen der Kriminalredhtes 
pflege, wenn der Angellagte freigefprodhen wird, der Staat als Kläger felbft die 
Koften tragen, und ebenfo würden Viele fein, welche die Koften ihrer Verurtheilung 
nicht tragen könnten. Sollen vie zahlungsfähigen Schuldner etwa für dieſe bie 
Koften mittragen! Die Koften der Rechtöpflege können weder, wie oben gezeigt, 
durch Verkauf des dem fiegenden Theil geleifteten Dienftes, noch durch Strafgel: 
der, welche der unterliegende Theil zahlt, ganz gedeckt werben, Nur ein Theil kann 
fo aufgebracht werden, und zwar durch Strafen, melde in irgend ein gewilles 
Berhältnig zu den Procefobjelten, alfo der Proceßſumme im Civilproceß oder zu 
der dem Verbrechen proportionalen Strafgröße in peinlihen Fällen geſetzt werben. 
Die übrigen Koften der Rechtspflege find auf andern Wegen zu beden, wie bie 
Koften der andern Staatsthätigfeiten. 

Außer den genannten Strafgeldern fommen nod eine Menge anderer, wegen 
Heinerer Berzehen, wegen Unterlaffung polizeiliher Gebote oder Uebertretung poli- 
zeilicher Verbote vor, als da find unterlaffene Straßenreinigung, unterlaffenes 
Schornfteinfegen, Betretung unerlaubter Wege, nicht angezeigte Feuersbrunſt und 
dergleichen mehr, meiftens Einnahmen nicht des Staates, fondern der Gemeinden. 

Speciell envlih nur durd die Staatewirtbfhaft felbft hervorgerufen 
find die Strafen für betrügerifcher oder vergehliher Weife unterlaffene ober ver- 
fpätete Steuerzahlung, feien es ©elvleiftungen oder perſönliche Leiſtungen bes 
Militär, Geſchwornen⸗, Löſch-Dienſtes u. ſ. w. 

II. Steuern. *) 

Die aus dem freien Berkauf ber eigenen Probufte und die aus den 
Strafen fließenden Einnahmen des Staates können entfernt nicht genügen. 
Die Hauptfahe muß die Einnahme fein aus Steuern, d. h. aus zwangswelfe, 


*) Die Anlage und Ausführung dieſes Auffapes war urfprünglich fo gemadt, daß dem 
Programm des Staatewörterbuds gemäß ein eigener Artikel „Steuern“ als Bindeglied zwi: 
ſchen der Betrachtung der ganzen Staatswiribichaft und der einzelnen Steuerarten Plap fand. 
Später, als der vorliegende Artitel zum Theil bereitö gefchrieben war, fah fi die Redaktion 
veranlaßt, den Herrn Derfaffer zu erfuchen, er möge auch die allgemeine Theorie von den Steuern 
infoweit berüdichtigen, daß der Artikel „Steuern dadurch entbehrlich werde. Der Herr Berfufler 
bat denn Wunſche der Redaktion entiprochen, bemerkt jedoch zu diefer Aenderung: „Meine Behand: 
lung der Steuern mußte aljo, damit nicht eine wejentliche Lücke zwifchen dem Artikel Staatswirthichaft 
und den einzelnen Steuern bliebe, eine gang andere, namentlich eine viel weitere werden, al® urſprüng⸗ 
li beabfiktigt war. Daß für diefe im legten Augenblick nothwendig gewordene tbeilweife Umarbei⸗ 
tung und Die ıheilweife ganz neue Ausarbeitung die nötbige Mube fehlte, möge mande Lücken 
fowie manche noch nicht genug präcifirte Anficht und Ausdrucksweiſe entſchuldigen.“ 
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nicht immer gegen bireften, fondern oft nur gegen indirelten Gegenwerth, nämlich 
den der Benugung von Staatsgütern, erhobenen Abgaben der Stanttangehörigen. 
Ueber die Begründung der Steuerpflicht, welche nad unferer Definition der Staats- 
wirthfhaft und unferer obigen Einleitung nicht zweifelhaft fein kann, vergleiche 
den Artikel Steuerpflidt. | 

Zu den Steuern find nah umferer Auffaffung nicht nur die Abgaben zu 
rehnen, welche äußerlich an gar feine beftimmte Staatsleiftung fih anſchließen, 
fondern auch die in den vorigen Abſchnitten gefchilverten an ven Verkauf gewiffer 
Produkte genüpften Einnahmen find Steuern, fomweit ihr Betrag über ven 
Werth des gefauften Produktes hinausgeht, ſoweit alfo der Käufer nicht zahlen 
würde, wenn er nicht zahlen müßte. Der Begriff ver Stener hängt in ganz 
ähnlicher Weife nicht an beftimmten, äußerlih als ſolchen erfennbaren Zahlungen, 
wie der Begriff dee Kapitals auch nicht an einem beftimmten Gegenftand, fondern 
er liegt in dem Grunde der Zahlung, wie der des Kapitals in der Berwendunge- 
art eines Gegenftanves. Darnach find die Steuern eines Staates nah Zahl, Art 
und Namen fo verſchieden, daß es ſchwer fheint, diefe Mannigfaltigkeit der Er— 
ſcheinungen unter ein gemeinjames Princip zu orbnen. Gerade aber wegen biefer 
Mannigfaltigkeit, welche fhon aus einem flüchtigen Ueberblid über die im Staats- 
wörterbuch behandelten einzelnen Steuern und Gefälle ſich ergiebt, wird es nöthig, 
1) nad) einem Princip für die Befteuerung eines Jeden, nad) einem Befteuerung 
maßftabe zu fragen, 2) fih umzuthun, mer gewiſſe Steuern zahlen muß, 
Steuerveranlagung, und 3) zu unterfuchen, wer am Ende wirflih durch 
die Stenerzahlung betroffen wird, Steuerüberwälzung. 


1. Befteuerungsmaßftab oder das Befteuerungsprincip. 


Der rihtigfte Beftenerungsmaßftab ſcheint mir zu fein: die 
Summe von Öenüffen, welde jeder felbftänpig Wirthſchaftende 
aus feiner Arbeit und aus feinem Vermögen in einer beftimmten 
Periode fih verfhafft oder ohne Shmälerung feiner natärliden 
Arbeitstraft und feines bisherigen Bermögens ſich verfhaffen 
fann. Diefer Summe von Genüffen muß die Steuer proportio« 
nal fein. Die fämmtlichen Genüffe des Menfchen, d. h. Alles, worüber er zur 
Befriedigung feiner Berürfniffe verfügen ann, follen der Befteuerungsmaßftab 
fein, ſoweit fie aus Arbeit und Befit berrühren, fomeit es alfo niht Genüſſe 
find, welche Jedem jederzeit zu Gebote ftehen durch Benugung der ſ. g. freien 
Güter oder reiner Naturgüter. Als Maßſtab können die Genüffe ja nur dienen, 
wenn man fie felbft meſſen kann; fie find aber nur zu meſſen an ihrem Preis, 
an ihrem Tauſchwerth. Der Gebrauchswerth oder die rein fubjektive Werthſchätzung 
des Genuſſes kommt nicht im Betradht, weil er fich jeder Meffung entzieht. 
Wollte man die fubjeftive Werthſchätzung, fals fie möglich wäre, zu runde 
legen, jo würde leicht der Arme bedeutend mehr an Steuern zu zablen haben, als 
der Reiche. Dem nad vollbrachtem anftrengendem Tageswerk hungrig und burftig 
beimfehrenden Arbeiter ift fein frugales Abenteffen und fein Schlud dünnen Bieres 
fubjektiv gewiß ein größerer Genuß, als dem trägen, überfättigten Reihen Auftern 
und Champagner. 

Barum foll nun die an ihrem Tauſchwerth meßbare Genußmenge den Maß: 
ftab für die Befteuerung abgeben? Weil jeder Genuß des Menfchen in einer 
direkten Beziehung zum Staat und defien Yunftionen fteht, weil jever durch die— 
ſelben erft ermöglicht ift und mit Einftellung ber Staatsfunktionen gefährdet fein 
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würde. Aus allen einzelnen Genüſſen baut ſich aber für jeden die Geſammtheit 
feiner Genüffe, fein Genußquantum auf. 

Dan kann fih das füglich auch umgekehrt fo veranfhanlichen, daß man alle 
Genüſſe in eine Menge Meiner iveeller Theile getheilt denkt. Diefe Theile müffen 
io Mein gedacht werben, daß aud ber Unbemitteltfte, falls er nur nicht dem Staate 
oder der Gemeinde ald Armer zur Laft fällt, folhe Genüſſe fih ftändig over 
wenigſtens ab und zu verfchaffen fann, falls er will, fals er ein Bepürfniß 
darnach hat. Kein einziges folches Meine Theilhen von Genuß hat der Menſch, 
ohne daß ihm direkt oder inbirelt der Staat durch feine Exiſtenz und durch feine 
Tätigkeiten mit dazu verholfen hätte, Für jeden Meinften Theil des Genuffes ift 
ver Menſch dem Staat verpflichtet, ift er fteuerpflichtig. Ie mehr folhe Genuß: 
tbeile ihm zu Gebote ftehen, um fo mehr verdankt er dem Staat, um fo größer 
ift feine Beitragspfliht für die Erhaltung und Weiterbildung des Staates in 
allen feinen Funktionen. Die Beitragspflicht muß der in Geld gefhägten Menge 
von Genüſſen proportional fein. In allen feinen Genüffen foll fi der Menſch 
eins fühlen mit dem Staate, denn ohne den Staat wären alle biefe Genüffe in 
Frage geftellt. In fo fern barf man fagen, die Beitragspflicht richtet ſich darnach, 
wie großen Nuten der Einzelne vom Staate zieht. 

Das iſt nicht der mit Recht getadelte atomiftifhe Nüglichkeitsftandpunft. 
Der Staat fol ſich nicht für den einzelnen geleifteten Nugen oder Dienft bezah- 
en laffen, fondern für vie Gefammtheit. Der Nuten, welchen Jemand von einem 
einzelnen Staatsinftitut hat, ift faft nie zu berechnen, wollte man es verfuchen, 
man läme zu dem Sage, daß ber Arme einen größern Nuten vom Staat hätte 
ald der Reiche, Er könnte ſich ohne den Staat mit feinen geringen Mitteln in den mel» 
ſten Fällen viel weniger helfen ala der Reiche. Um nur die beiden wichtigften Seiten zu 
nennen: ohne öffentlichen Beiftand könnte der Arme ſich weder bilden noch ſich ſchützen, 
der Reihe könnte ſich beides bis auf einen hohen Grad verfhaffen, aud ohne 
Staat, auch ohne Gemeinde. Wem aber würde es aus biefem Grunde einfallen, 
dem Armen mehr von den Laften des Staates aufzubürden als dem Reihen, wenn 
auch wicht abfolut, fo doch relativ. Alfo eine nah unten fteigende Progreifiv- 
fiener! Wenn ver fubjeftive Nuten eines einzelnen Inftituts, der Gebrauchswerth 
entſchiede, müßte dann nicht auch bei Privatverfiherung gegen Hagel oder Feuer 
vie Prämie, welche der Arme zahlt, viel größer fein, da er ohne die Verſicherung 
durch Hagelſchlag oder Feuer tetal ruinirt werden fünnte, während der Reiche ven 
Berluft zu tragen vermag? Wenn eine Verfiherungsgefelfchaft ven Mafftab des 
fubjeftiven Nugens an die Prämie legen wollte, würde man das gewiß mehr als 
jonderbar finden. Muß es nicht bei dem Staat, viefer größten und widhtigften 
aller gegenfeitigen Verſicherungen, ebenfo fein? Auf der andern Seite fünnte man 
ſagen, wie viel höhere Bildung aewährt der Staat dem Reichen, wie viel mehr 
Güter ſchützt er ihm, alfo wie viel mehr nützt er ihm! Wirb der Reiche nicht aud) 
ſehr viel mehr dafür bezahlen müffen? Un ver Habe des Armen vergreift fid 
Nemand fo leicht, die bat er felbft auch, aber an der Habe des Reichen, welde 
er durch Arbeit zu erringen nicht im Stande if. Muß nicht die Beitragspflidt 
des Meichen in höherem Grade fteigen, als feine Genußmenge fteigt? Alſo eine 
nad oben fteigende Progreffiofteuer! 

Aus dem einen Grunde müßte die Steuer nach unten progreffiv zunehmen, 
aus dem andern nach oben. So vereinigen fie fi) am beften in einer der Genuß— 
menge proportionalen Steuer, wie wir fie fordern. 

Dem Nugen des Staates ftehen feine Koften parallel, der Einzelne muß zu 
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diefen Koften beitragen, in vem Maß, als er an dem Nuten participirt. Im fo 
fern darf man aud fagen, daß Jeder nach den Koften beizutragen hat, welde 
er dem Staate verurfacht, nur wieder nit atomiftifch auf vie Koften eines 
jeven einzelnen Gtaatsinftitute® oder jever einzelnen Dienftleiftung berechnet, 
jondern nur fomweit die Koften allgemein dem Nutzen entſprechen. 

Dieß im Weſentlichen die Gründe gegen andere als die Proportionalbefteue: 
rung; weiter unten fommen wir auf vie Wiverlegung der verjchiedenen nicht 
proportionalen Befteuerungstheorieen. 

Nicht nur die Genüffe, welche Jeder fi verfhafft, ſondern aud die, 
welde er fih ohne Schmälerung feiner natürliden Arbeitsfraft 
und feines Bermögens fhaffen fann, follen befteuert werden. Wenn 
der Menfh im Berbältniß feiner Genüffe zur Steuer herangezogen werben fol, 
könnte es auffallen, daß aud die nur möglihen Genüffe, weldhe aus Vermögen 
und Arbeit fließen können, beftenert werben follen, dennoch ift e8 das Richtige. 
Schon die Möglichkeit, zu genießen, ift ein Genuß, ja fogar ein folder, ver Man- 
chem größer ift, als ver wirkliche Genuß, fonft würbe er ja die Möglichkeit zur 
Wirklichleit machen. Wem dieſe Befteuerung ver möglichen Genüffe nicht einleuchtet, 
dem kann man biefelben aud als wirkliche Genüſſe darftellen, als ſ. g. negative 
Genüffe, denen dann fämmtlihe andern als pofitive gegenüberftünden. Bei der 
Arbeit ift das fehr leicht einzufehen. Die Unthätigfeit, die Muße, oder wenn man 
will die Trägheit, wird der Erarbeitung von andern Gütern vorgezogen. Der 
negative Genuß ift das Nihtarbeiten, das Yaullenzen, ein Genuß, ter bei gemwif- 
jen Völkern viel höher angeſchlagen wird, als bie Berfhaffung pofitiver Genüſſe 
durch Arbeit. Aehnlich Tann es als negativer Genuß aufgefaßt werben, Güter, 
melde man felbft nicht benugt, unbenugt zu laffen, ftatt fie zu vermiethen, zu 
verpadhten. In Geldform ift e8 am einleuchtendſten. Das Geld bei fi liegen zu 
haben, alfo unbenugt zu laffen, ift ver Genuß des Geizhalfes. Aehnlich muß das 
auch bei allen Gütern fein, für welche das Geld nur die neutrale Form ift. Bei 
einer Wohnung ift ja auch ber Unterſchied ſchwer aufzufinden, ob man Räume 
gar nicht benugt ober felten benugt, es können z. B. bei Fremdenzimmern in 
Häufern reiher Familien ganze Steuerperioven vergehen, ohne daß fie einmal 
bewohnt, oder bei Theilen eines großen Parkes, daß fie jemald betreten werben. 
Sind fie benugt oder niht? Hat man einen Genuß davon gehabt, oder nit? 
Auf jeden Fall bat man immer dur den bloßen Befig Genuß gehabt, venn 
hätte eine andere Benugung einen größern Genuß dem Cigenthümer gewährt, fo 
würde er diefe Benugung vorgegogen haben. Was fo von einzelnen Zimmern 
eines Haufes, von Theilen eines Parkes gilt, follte das nicht aud von ganzen 
Häufern, ganzen Parks gelten ? 

Diefe negativen Genüffe find den pofltiven gleich zu behandeln, der Gelb- 
werth des negativen Genuffes ift gleich dem Geldwerth des möglichen pofitiven 
Genuſſes zu fegen und darnady zu beftenern. Bei der Arbeit ift als mögliche Ge— 
nufmenge aus der Arbeit natürlich nur die der unterften Arbeitsgattung, ber ge- 
meinen Handarbeit, welche Jever verrichten künnte, in Anfag zu bringen, bemn 
e8 ließe fih fhwer ermitteln, wie viel Jemand, der nicht arbeitet, feinen Anlagen 
und Fähigkeiten nad, verdienen könnte In der Befteuerungspraris wird übri- 
gend diefe mögliche Genufmenge füglih außer Acht gelafjen werben können. 
Wenige find in der Lage eines Einfommens aus Arbeit ganz entbehren zu können, 
und die welde es könnten, werden zum größten Theil durch ihren Erwerbafinn 
oder ihr Pflichtgefühl dennoch zur Arbeit getrieben, es blieben nur bie reichen und 
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armen Bummler. Bei einem geiſtig oder körperlich Arbeitsunfähigen iſt natürlich 
eine Beſteuerung des negativen Genuſſes aus Nichtsthun, oder eine Beſteuerung 
des möglichen Arbeitseintommens ein Unbing. 

Diefe f. g. negativen, oder bie aus Arbeit und Bermögen möglichen Genüſſe 
find nach unferm obigen Sag nur foweit als fteuerbar zu berechnen, als der ent⸗ 
ſprechende pofitive Genuß ohne Schmälerung der natürlihen Urbeitsfraft und des 
bisherigen Bermögens reiht. Ein unbenugtes Haus darf nit jedes Jahr feinem 
ganzen. Rapitalmerth nad; befteuert werben, aus dem angeblihen runde, daß ber 
Eigenthümerrdasfelbe hätte verkaufen, in umlaufende Genußgüter umfegen, und 
ganz hätte saufzehren können. Eine unbenugte Arbeitskraft darf ebenfo nur bis zu 
ver Unſpannung als fteuerbar gelten, als dieſelbe nachhaltig ertragen kann, ifo 
derin liegtzein Unterſchied gegen die pofitiven Genüfle. 

Dem im obigen Sinn ermittelten Genußquantum muß die Steuer proportio- 
xal fein. Um uns im Folgenden immer darauf beziehen zu fünnen, ftellen wir 
ielgendes Schema auf für einen Staat von 1,111,110 Ginmwohner, welche bei 
einem jährlichen Gefammtgenußguantum von 600,000,000 Rthlr. eine Steuer- 
umme von -60,000,000 Rthlr. aufbringen müſſen. 























1. I. IL, IV. v | vr 
Sienerllafien Jede Klafie Fever hat in jedet Jede Klaſſe bat Injen. Al. bringt: Jede Klaſſe bringı 
aber at Klafle ein Senuß- | zuſammen ein Ges Jeder bei lu Proz. bei 10 Bros 
sllafien: | Steuerpflichtige: gantum von nußquantum von, teuer auf. Steuer auf: 

Rtblr. ___ Rebir. thir. J Athlt 
I. | 1,000,000 100 |100,000,000| 10 | 10,000,000 
I. 100,000 1,000 |100,000,000 100 | 10,000,000 
IH. 10,000 10,000 |100,000,000 1,000 | 10,000,000 
IV. 1,000 100,000 |100,000,000| 10,000 | 10,000,000 
v. 100 | 1,000,000 |100,000,000| 100,000 | 10,000,000 
VI, 10 | 10,000,000 !100,000,000| 1,000,000 | 10,000,000 
IV, | 1,111,110 600,000,000) 60,000,000 


Ih lege das Gewicht auf die Genüffe und nicht wie die meiften National« 
öfonomen auf das, wenn auch fehr verfchieden aufgefaßte, Einfommen. Der 
Hauptzrund zu diefem Berlangen ift für mid der von neuern Nationalökonomen, 
wie Schäffle und Schmoller gerade au für die Finanzwiſſenſchaft herausgefehrte 
ſeht richtige Oedanke, daß, wie für die gefammte Vollswirthſchaft, jo auch fpeciell 
für die Staatswirthfhaft der Menfh in legter Inftanz nidt ale Arbeits- 
maſchine, fondern als fühlendes, genießendes Weſen, niht qua Producent, 
fondern qua Konfument in Betradht kommen muß. Die ganze im Staat 
und im Bolt lebende Perſönlichkeit des Menfhen mit allen feinen 
Neigungen, feinen Bepürfniffen, für welche die Proouftion (mit der fih die Na— 
tionalölonomie freilih allein zu bejhäftigen hat) nur Mittel, nicht Zweck 
ft, fol Stewerzahfer fein, nit nur der Menfh, fo weit er producirt, 
ſeweit er fid Einkommen fhafft. Das Hervorfehren der ganzen 
menfhlihen Perfönlihleit vor der Produftionsperfon bleibt trog 
aller guten Abſicht Phrafe, fo lange überall, wo dieſes Hervorfehren praktiſch 
werden fann, ja praltifh werben muß, von dem Menſchen al® geniefenves 
Weſen, wieder abgeſchwenkt wird zum probucirenden. Das gefchieht aber im 
dinanzweſen dur die Einkommensbeſteuerung. 

Mein Befteuerungsmaßftab fommt, um es kurz zu jagen, ungefähr heraus auf 
das Einkommen, wie ed Shmoller im XIX. Band der Zeitſchrift für die gefammten 
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Staatswiffenfhaften 1863 als Beftenerungsmaßftab aufftellt, aber nach Abzug 
vesjenigen Theiles, welcher der Konfumtion, dem pofitiven oder negativen Genuß, 
entzogen und zur Weiterprobuftion verwendet wird. Das Schmoller’ihe Ein- 
fommen ift „vie Summe von Mitteln, welde ver Einzelne, ohne in feinem 
Bermögen zurüdzulommen, für fih und feine Familie, für feine geiftigen und 
förperlihen Bedürfniſſe, für feine Genüffe und Zwecke, kurz für Steigerung feiner 
Berfönlichkeit in einer Wirtbfchaftsperiode verwenden kann“. Zu viefem Einfommen 
rechnet Schmoller mit Recht aber aud, was wir als mögliche Genüſſe den wirtli- 
hen entgegengefett haben, wenn er fagt: „Zum Einkommen gehört nit nur ber 
im Zaufchverkehr erſcheinende Reinertrag biefes oder jenes Gutes, dieſes oder jenes 
Geſchäftes, fondern aud jeder unmittelbare Berbraud, der in der Benutzung eines 
eigenen Haufes, eigener Pferde, eines eigenen Oartens, oder auch nur in dem 
Genuffe der Möglichkeit folder Benugung liegt“. Die Möglichkeit 
der Benugung eines Gutes ein Einfommen zu nennen, beißt zwar felbft ber 
Sprade ver Nationalötonomen Zwang anthun, doch ift ver ©ebante voll 
fommen richtig. 

Um den Theil des Einfommens, welcher nicht fonfumirt, fondern zur weitern 
Produktion aufgefpart over fapitalifirt wird, aud mit ald Genuß befteuern zu 
fönnen, müßte man ihn für einen möglihen Genuß ausgeben, oder fagen ber 
Genuß des Kapitalifirens, des Ueberfparens wäre für den, ber es thut, größer 
als der Genuß des Berbraudes, denn fonft würde er es nicht thun. Allein tas 
geht denn-docdh nicht, die Erfüllung des Pflihtgefühls, das dem Sparer und nament- 
lid dem armen Sparer ſchwer genug wird, für einen höhern Genuß als den Ge: 
braud des Zurüdzulegenden auszugeben! Der Unterfhieb gegen die mögliden 
Genüſſe liegt ja aud auf der Hand: Das neu Fapitalifirte Einkommen wirb bie 
Duelle eines neuen Einfommens, und damit neuer Genüffe, bringt alfo mit ber 
Zeit dem Staat mehr an Steuern ein, ald wenn e8 verzehrt worden wäre; ein 
Genußgut, das man lieber unbenugt läßt oder nur zum ‘Theil benutzt, wird da— 
dur nicht eine neue „Örundlage dauernder Nukung“. 

Das Refultat des Steuerertrags vom Einfommen nad Abzug bes zur fer 
nern Produktion verwendeten ift natürlid ein ganz anderes, als das des Steuer- 
ertragd vom ganzen Einkommen, 3. B.: 

Jemand habe ein Vermögen von 200,000 Thlr., das 50/, Zinfen trägt, 
dann ift 










| Dom Einkommen 10 Proz. Steuer 
das Bermögen rat Gintommen, wird Eapftalifirt Genußmenge. —— 


200,000 | 10,000 5000 | 5,000 |"1000 | 500 
205,000 | 10,250 5000 5,250 | 1025 | 525 
210,000 | 10,500 5000 5,500 | 1050 | 550 






* 





395,000 | 19,750 5000 | 14,750 | 1975 | 1,475 
400,000 | 20,000 0 20,000 | 2000 12,000. 


Eo lange fapitalifirt wird ift die Steuer niedriger als fie wäre, wenn Alles 
aufgezehrt würde, das Vermögen wächst aber fo bebeutend, daß in 40 Jahren 
das Bermögen und Einfommen noch einmal fo groß ift, alfo auch noch einmal 
jo viel Steuern trägt. 
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An demjelben Beifpiel mag umgekehrt die Differenz in ber Beſteuerung bei 
Kapital ver brauch ftatt neuer Kapitalanfammlung fi zeigen. Es ift: 












| - 0 Proc. Steuer vom 
n : . Bom Vermögen 2 — 
das Vermögen das Ginkommen wird verbraucht. Genufmenge Ginfomm.i Genuf. 


— — — nn — — 


10,000 , 5000 16,000 , 1000 | 1500 
9,550 ° 5000 | 14,750 | 975 | 1475 
9,500 | 5000 | 14,500 | 950 | 1450 
| De 








im Jahr 


250 |, 5000 , 5250 | 25 | 525 
I 0 10 0 0 

Denn man beite Fälle neben einander bergehend venft, 3. B. ven A mit 
200,000 Thlr. im Bermögen, jährlid 5000 jparend, den andern B mit gleichfalls 
200,000 immer 5000 verbraudend, dann fteht fi die Steuerkafle in jedem Jahre 
gleih gut, fie bat immer von Beiden zufammen einen Steuerertrag von 2000. 
Denn das Bermögen des Einen verzehrt ift, hat ſich das glei große Vermögen 
des Andern verboppelt. Alfo für den Staat immer Gleichheit. In einem Volle, 
in welhem die Einen zufammen mehr neu zu Kapital mahen, als die Andern 
von dem Kapital verzehren, wird, von dem Augenblick an, da dieſer Proceh be- 
zinnt, allerdings bie Steuer zuerft abnehmen, dann aber ftetig fteigen und bie 
alte Höhe bald wieder einholen. In einem Bol aber, da® mehr verbraudt vom 
alten Kapital, als neues erfpart, wird zuerft die Steuer fteigen, dann aber all- 
möhlig abnehmen, genau genommen, wenn das ganze Bolf fo Iebt, wie in unferm 
obigen Beifpiele des B, mit der Zeit ganz aufhören. 

Wenn die Genußmenge der befteuerbare Gegenftand iſt, dann weicht bie 
Beftenerung in Biererlei befonders von der Eintommensbefteuerung ab. 

1) Iedes Einkommen, weldes nicht zum Genuß verwendet, alfo nicht ver- 
gebrt, fondern zu Kapital gemadt, aljo geipart wird, muß feinem ganzen Werthe 
nad von der Steuer verfchont bleiben, und wird erft beftenert in dem Einkommen, 
welches es fernerhin giebt. 

2) Jedes Gut hingegen, welches nicht ferner als Kapital verwendet, alfo nicht 
ferner gefpart, fondern zum umlaufenden Genußgut gemacht, alfo verzehrt wird, 
muß feinem ganzen Werthe nach befteuert werben. 

3) Jedes Einkommen, das zum ftehenden Genußgut gemacht wird, muß dem 
ganzen Werthe nad von der Stener verfhont bleiben, dann aber als Quelle von 
Genuß dauernd verfteuert werben. 

4) Jedes ftehende Genußgut, das in ein umlaufendes verwandelt wird, muß 
dem ganzen Werthe nad mit der Steuer getroffen werben. 

Die meiften auf das Einkommen bafirten Steuertheorieen wollen das ftehenve 
Kapital und die ftehenden Genußgegenſtände da mit der Steuer treffen, wo Beides 
dem augenblidlihen Genuß bes ganzen Werthes durch Entfagung entzogen wird, 
unfere Theorie da, wo Kapital und ftehendes Genufgut in augenblidlihen Genuß 
übergeführt werben. 

Die gleihe Steuer auf Schaffung von Kapital oder langdauernden Genuf- 
gütern und anf den fofortigen Genuß ift eine Art Strafe für die Entfagung 
und Sparfamkeit, und umgekehrt ift die Nichtbefteuerung der augenblidlichen Ver— 
zehtung eine Prämie für Unenthaltfamfeit und Verſchwendung. Hingegen ermuthigt 
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e8 zur Kapitalbildung, wenn biefelbe bem ganzen Werthe nah von ber Steuer 
verſchont, und entmuthigt es die Kapitalverzehrung, wenn fie dem ganzen Werthe 
nad mit der Steuer getroffen wird. Kann man zweifelhaft fein, welde Theorie, 
falls beide ausführbar find, wovon wir weiter unten handeln wollen, ven Vorzug 
verdient! . 
Einen glei wichtigen Grund, wie den für die Genußbefteuerung flatt der 
Einfommensbefteuerung foeben näher ausgeführten, fann ih bier, da der Beweis 
dafür erft fpäter bei der Stenerüberwälzung erbracht werben wird, nur nennen: 
Da durd die Steuerüberwälzung, außer bei ganz willführlicher, nur auf einzelne 
Individuen und auf einzelne Güter gelegter Steuer, am Ende Jeder doch nach ber 
Menge von Gütern, welche er in einem beftimmten Zeitraume genießt, nit nad 
der Menge von Werthen, welche er in demſelben fhafft, von der Steuer getroffen 
wird, muß es wohl das Richtige fein, als Beftenerungsmaßftab und Steuerträger 
das anzunehmen, was aus den Gefegen, welche bie Volkswirthſchaft regieren, im 
Enpdrefultat ald Steuerträger fich ergiebt. 

Bon andern Argumenten will ich beifpielsweife no ein paar wenigftens an- 
deuten: Wenn der Ausgang vom Einfommen genommen wird, dann fann es 
Schwierigkeiten machen, wie Geſchenke unter Lebenden und auf den Todesfall zu 
beurtbeilen find, gebt man aber vom Genuß aus, fo ift faum ein Zweifel vor⸗ 
handen, wie ſolche Geſchenle ſowohl auf Seite des Scenfers, ala auf Seite bes 
Beichenkten anzufehen find. Der Gelpwerth eines jeden Gefchenfes muß der Ge- 
nußmenge des Schenkers von ber nächſten Steuererhebung an abgerechnet werben, 
fie nimmt um dieſe Summe ab. Derfelde Geldwerth wähst dem Genußquantum 
des Beichenkten zu, und wirb von ber nächften Steuererhebung an ihm zugeredh- 
net. Seine Sade ift es alsdann, ob er biefen Werth fozleih als umlaufendes 
Genußgut verbrauchen will, dann hat er diefe Summe ald Genuß vom vollen Werth 
zu verfteuern. Will er den Werth als ftchendes Kapital oder ftehendes Genußgut 
benugen, fo bat er nur die Nutzung desfelben, den Zins, als Genuß zu verſteuern. 
Er tritt für die Steuerbehörde genau an die Stelle des Schenker. Für den 
Schenker freilih ſcheint ein Genuß vorzuliegen bei der Schenkung, und ziwar um 
den vollen Betrag berjelben, als eine Art des oben geſchilderten negativen Genuſſes, 
fo daß man in Berfuhung kommen könnte, beim Schenker die ganze zu ver- 
ſchenkende Summe ald Genuß des Eigenthumsverbrauhs zu beftenern, denn wäre 
ihm der Genuß, zu fchenken, nicht größer geweſen, als ber zu behalten, fo hätte 
er nicht geſchenkt. Diefe Aehnlichkeit mit den negativen Vermögensgenüffen ift aber 
nur eine [heinbare; ber welder Vermögen unbenugt läßt, behält es doch, ber 
Schenker nicht, bei der Schenkung erhält ein Anderer den Genuß, während bei 
Nihtbenugung von Bermögen Niemand einen pofitiven Genuß hat. Aber no 
mehr: das Schenken ift gerade fo gut eine Entfagung von Genuß, ald das An— 
fammeln von Vermögen an Stelle des Verbrauchs. Oder ift hier der Genuß des 
Sammielns größer als der des Verbrauchens? Die Befteuerung der Schenkungen 
wäre eine Strafe, und Schenkungen zu beftrafen wäre fo verkehrt, als Kapitalan- 
jammlung, d. h. Sparfamkeit zu beftrafen, 

Der Beſchenkte tritt einfach an die Stelle des Schenters. 

Ebenſo muß die Uebertragung von Vermögen durch den Todesfall behandelt 
werben. Hier fann es doch auch feinem- Zweifel unterworfen fein, daß für ven 
Schenker kein Genuß vorliegt, fondern nur für den Erben und Legatar, foweit fie 
aus dem Ererbten einen pofitiven oder negativen Genuß ziehen. 
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Jede doppelte Befteuerung von Einkommen oder von Genüffen wirb fo ver- 
em. 


Auh die ganze Frage nad Befteuerung der Schulden, welche leicht zur Dop- 
pelbefleuerung führt, erledigt fi fo, im Principe wenigftens, fehr leiht. Wenn 
man von Berfteuerung der Genufmenge ausgeht, fo verfteht ſich von felbft, daß 
die Zinfen ans einem geliehenen Kapital nicht als Genußguantum beim Darlehen- 
empfänger befteuert werden bürfen, einerlei, ob das Darlehen zu produftiven ober 
tonfumtiven Zmeden gemacht ift, ob es gegen Verpfändung auf ein Grunpftüd 
aufgenommen iſt oder nicht. Die Darlehen bilden einen Befteuerungsgegenftand 
nur beim Darlehengeber. Wenn aus praftifhen Gründen, bie wir unten fennen 
lernen werben, die Steuer wirflih vom Verbrauch nit zu erheben ift, 
jondern andere Erhebungsmethoven nöthig werden, fo müflen die Schulden eines 
Jeden, als feine Genußmenge um ben Zinfenbetrag verringernd, und die Forde— 
rungen eines Jeden, als feine Genußmenge um den Zinfengenuß vermehrend, in 
detracht gezogen werben. 

Mit diefen Andentungen muß ich leider an diefer Stelle mic begnügen, und 
vie nähere Beweisführung für dieſe Steuertheorie auf einen andern Ort verfpa- 
ren. Uebrigens mag man das Einfommen im Hermann’shen Sinn oder mag man 
tie Menge der Genüſſe ver Befteuerung zu Grunde legen, jedenfall® muß bie 
Stener diefer Grundlage proportional fein (wie fie z. B. Schmoller mit aller Be- 
fimmtheit für das Einkommen fordert), d. h. fie muß vom Einkommen ober von 
der Genußmenge eines Jeden gleiche Procente für die Staatskaſſe in Anſpruch 
nehmen. Mit diefer proportionalen Beftenerung haben wir uns noch zu befhäfti- 
gen, und laffen dabei den Unterfhieb von Einkommen: und Genußbeftenerung ein- 
mal bei Seite. 

Doß jede Abweihung von der proportialen Befteuerung zur Ungerechtigkeit 
—— a fi leicht beweifen. Betradyten wir nur ein paar andere Befteuerungs- 

en. 


Die allereinfachfte, jede Defraudation unmöglich machende Steuer wäre eine 
für alle Steuerpflichtigen ganz abfolut gleiche, eine Kopfftener, wie man fie fehr 
treffend nennt. Die Ungerechtigkeit ift bier zu eflatant, als daß eine folhe Kopf. 
feuer als einzige Steuer Vertheidiger finden follte, höchſtens als eine von 
vielen ſehr verfchteven veranlagten Steuern Tann fie in ein Gteuerfyftem 
’ 


Ebenſo verkehrt, als Alle gleichmäßig zu beſteuern, iſt es, bie Steuer auf 
Diejenigen Tegen zu wollen, welche viefelbe am leichteften tragen Können, nad) 
der Steuertragfähigfeit oder Stenertragfraft. Für die Behanptung, bie größere 
Leichtigkeit die Steuer zu tragen, müſſe über den Befteuerungsmaßftab entfcheiden, 
darf man nicht das Argument anführen, auf welches man fi beim Schuldenwe- 
in lügt, für die Mebertragung gewiſſer ver Gegenwart zu ſchweren Laften auf 
die Zufunft. Wenn für dieſe Laften als Grund angeführt wird, daß bie 
päteren Generationen die Laften leichter trügen als bie früheren, fo iſt das beim 
Shuldenwefen ganz richtig, denn die Fähigkeit der fpäteren Zeiten, die Laſten 
kihter zu tragen, beruht doch immer auf der Sparfamkeit der früheren, nın daß 
Ye Sparfamfeit in anteren Gebieten ald dem ber ausgefonberten Staatswirthſchaft 
Rattgefunden hat. Hingegen haben die Aermeren doch gewiß feinen Theil daran, 
taf den Reichen das Steuerzahlen leichter wird, als ihnen felbft. Wenn man aber 
auch von dem Scheinargument abfieht, hat der Sat, baf den Reihen das Steuer 

Blunıfpli und Brater, Deutſchet Staatd-Wörterbuß. X. 8 
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zahlen weniger brüdt als die Aermern, etwas Beſtechendes. Dennoch iſt er in 
jeder Form ungereht. Nehmen wir einmal eine redht eflatant ungeredhte Form. 
Es haben nad unferem obigen Schema in einem Staat: 


Jeder ein Genußquan- | zufammen ein Genuf- 


in mit 
t inf t, od. Einlomm. v 
Steuertlaſſe | Steuerpflictigen um ober E - — von quant. o * Zu on 

I. 1,000,000 100 100,000,000 

II. 100,000 1,000 100,000,000 

I. 10,000 10,000 - 100,000,000 

IV. 1,000 100,000 100,000,000 

V. 100 1,000,000 100,000,000 

VI. 10 10,000,000 100,000,000 
I.-VI. 1,111,110 600,000,000 


Sind in diefem Staat von 1,111,110 Einwohnern 60,000,000 Thlr. an 
Steuern nöthig, fo tragen die 10 Menſchen in der höchſten, der fehäten Einkom⸗ 
mensflaffe, die ganze Steuer viel leichter, als jede der andern Klaffen, 3. B. als 
die fünfte. Werben die 60,000,000 ven den 10 Reichſten getragen, fo zahlt jeder 
6,000,000, und behält doch noch 4,000,000 übrig, jeder bat demnach nod viel 
mehr als irgend einer ber andern 1,111,100, von benen bie hödften nur 
1,000,000 Thlr. Eintommen haben. 

In diefem Falle würden alfo alle fteuerleer ausgehen, welche nicht zur ober ⸗ 
ſten Reichthumsflaffe gehören, was Niemand vertheibigen könnte. 

Das behält auch feine Richtigkeit in jeber der untern Klafjen. Die 10,000, 
welche Jeder der 10,000 in der III. Klafle haben, behalten, wenn fie allein vie 
Steuer von 60,000,000 tragen, nod immer mehr als jeder ber 100,000 zu verzehren 
bat, welche nur 1000 Einfommen befigen, bie erftern behalten jeder noch 4000, 
die legtern mur ihre 1000, Die erftern tragen alfo die Steuer leichter. 

Ic habe abfichtlich diefes extreme Beifpiel gewählt, um bie Ungerechtigleit recht 
eflatant zu maden, bie Ungerechtigkeit bleibt aber auch, wenn wir es nicht gan; 
allein auf die oberfie Einfommensklaffe befhränten, ſondern aud vielleicht auf bie 
zweit- unb brittoberfte ausbehnen, mit andern Worten, wenn eine f. g. Progreffir- 
ftener eriftirt, welche von jedem größern Bermögen mehr Procente als von ben 
Meinern nimmt. 

Der Progreffioftener liegt der Gedanke zu Grunde, bie Steuern follten nicht 
darnach vertheilt werben, wie die Einzelnen die Steuer abfolut am leichteften 
tragen, ſondern daß jede höhere Einkommensklaſſe relativ Leichter trägt, d. 5. mehr 
Procente von dem Einkommen abgeben fann, als vie niebrigere Klaſſe. Alſo in 
unferem Beifpiel fol weder, wie vorhin angenommen, eime ober einige Ein 
lommensklaſſen die Steuer allein tragen, noch aud, wie oben als das Richtige aufge: 
ftellt, jede Einfommenstlafje im gleichen procentalen Verhältniß zum Einkommen, 
fondern jede höhere Einkommensklaſſe mit höhern Procenten. Für die 60,000,000 
fol alfo nicht jeder 109/, vom Eintommen geben, fonbern die 60,000,000 feien 
jo vertheilt, daß für jede Steigerung des Eintommens um 10000/, die Steuer je 
1 9%/, mehr wegnehme, z. B.: 
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% we Betrag für Jeden. | Steuerbetrag | Ca bleiben Jedem 





intommen. In jeder Klaſſe. In jeder Alaffe. 
l. 7,5 7,6Rthl. 7,500,000 92,6Rihl 
u. 8,5 85 „ 8,500,000 915 „ 
IH, 9,5 950° „ 9,500,000 9,050 „ 
IV, 10,5 10,500 „ 10,500,000 89,500 „ 
V. 11,6 115,000 „ 11,500,000 885,000 „ 
VI. 12,5 1,250,000 „ 12,500,000 8,750,000 , 

60,000,000 





Daß Hier die je höhere Kaffe die höhern 9/, von ihrem Einkommen ebenfo 
(it oder Leichter entbehren kann als jede tiefere, ift felbftverftänplih, war doch 
ſogar die viel größere Laſt auf der je höheren Klafje im vorigen Beifpiel Teichter 
zu tragen, als von der andern. Das findet aud ftatt, wenn mir nit nur von 
jedem um je 1000 %/, größeren Einfommen nur je 10/, mehr an Steuer erheben, 
iendern 3. B. von jeder Einfommensfteigerung um 1000/, je 10%, an Steuer 
mehr nehmen. Dann erhalten wir folgende Refultate: 


Klaffe Einfommen — Betrag ber | bleibt ſteuerfreies 


— n % Steuer Einkommen 
L 100 7,5 7,5 Rhtlr, 92,5 Rthlr. 
II. 200 17,5 5 „ 165 „ 
II. 400 27,5 110 „ 20 „ 
IV. 800 37,5 300 n 500 " 
V. 1600 47,5 760 „ 80 „ 
VI. 3200 57,5 1840 „ 1360 „ 


Jede höhere Einlommensklaſſe behält troß des fteigenden Steuerfages immer 
neh bedeutend mehr, als jede andere niebrigere, fann alfo diefe Steuer leiter 
fragen als die niebrigere Einfommensflaffe. Weiter fortgeführt, gelangt dieſe pro- 
greffive Steuer zu Abfurbitäten: 


vii. 6,400 67,5 4320 2080 „ 
VIE, 12,800 77,5 9,920 „ 2880 „ 
IX. 25,600 87,5 22,40 „ 320 „ 
x. 51,200 97,5 49,920  „ 1280 „ 


Die X. Eintommensklaffe genießt aus ihrem größern Eintommen ſchon feinen 
Bortheil mehr. Ihr verbleibt nad Abzug der Steuer nicht einmal fo viel als ber 
IX. Kaffe. Jedes Intereffe mehr zu produciren ſchwindet, dieſe Progreffive Steuer 
Üührt zur Hemmung der Produktion. Setzt man dieſe Tabelle nur nod um eine 
wiederum 1000/, höhere Einkommensklaſſe weiter fort, fo wird die Abſurdität 
olcher Stener noch auffallender: 

XI. | 102400 | 107,5 110,0800 „ |—7680 „ 

Je mehr das Einkommen fteigt, ein um fo geringerer Theil bleibt nad be 
jahlter Stener übrig, ja am Ende, bier in Klaſſe XI, muß der Wohlhabende mehr 
an Steuer zahlen, als er Einkommen bat. Die Einfommenshöhe, auf welder bie- 
kr Punkt erreicht wird, ift nicht einmal body, und derjenige, wo das Intereffe an 
der Produktion ſchwindet, noch weniger. 

Denn gegen diefe Deduktionen angeführt wird, daß die Progreffion nicht fo 
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groß fein fol, fondern bebeutend geringer, fo bleibt die Abfurbität doch immer. 
Aud in unferm obigen Beifpiel der geringen Steigerung von nur 19/, Stuer 
mehr auf jeve Steigerung des Einkommens um 1000 %/, wird fowohl ber Punkt, 
wo die Produktion aufhören muß, alfo eine wirthſchaftliche Unmöglichkeit eintritt, 
als aud, wenn die Propuftion nicht aufhörte, der Punkt, wo die Steuer mehr als 
das Einfommen betragen würde, alfo eine phyſiſche Unmöglichkeit eintreten würde, 
endlich erreicht. Daß beide Punkte viel weiter hinausliegen, [hwädt quantitativ 
bie Abfurbität ab, aber hebt fie nicht auf. Irgenbwo werben beite Grenzen immer 
erreicht, wo das gejchieht, ift ziemlich einerlei, denn wenn überhaupt eine Progref- 
fion einmal für richtig angefehen wird, fann fie beliebig ſtark oder beliebig ſchwach 
gemacht werben, einen Grund für eine beftimmte Höhe kann es nicht geben. 
Der Abfurbität fuchen bei Ausführung dieſer progreffiven Befteuerung ihre Ber- 
theidiger dadurch zu entſchlüpfen, daß fie die Progreffion nur bis zu einer beftimm- 
ten Einfommensfumme gehen laffen wollen, von wo aus die höhern Einfommen 
nur mit den gleichen Procenten belegt werden. Das ift allerdings ver einfachfte 
Weg, nur rede man dann nidht von Steuerprincipien, denn ein Befteuerungs- 
maßftab, dem man, bamit er nicht zu Abfurbitäten führt, die Spige abbredden 
muß, beruht auf feinem PBrincip, fondern auf Willführ Unfer Princip 
ber gleichen procentalen Beftenerung führt nirgends auf Abfurbitäten, es ift bis 
in bie höchſten Eintommensftufen oder Genufftufen gleihmäßig anwendbar. 

Eine mildere Form der Progreffioftener ift die Erhebung gleicher Procente 
vom „Eintommen“, aber nur besjenigen Einlommens, das nad Abzug des 
ſ. g. Eriftenzminimums übrig bleibt, alfo die gleihmäßige Vefteuerung bes ſ. g. 
freien Einfommens. 

Auf den erften Anblick ſcheint Nichts gerechter, als biefes Verlangen, Jeder 
ſolle von feinem Einkommen nur das verftenern, was ihm nad Befriedigung der 
ganz unabweisbaren Bedürfniſſe übrig bleibt. Das Einfommensquantum, weldyes 
zu biefer Bebürfnigbefriebigung nöthig ift, ift das f. g. Eriftengminimum. Wer 
nur das Exiſtenzminimum bat, fol von jeder Steuer frei bleiben, Jeder, ber mehr 
bat, fol erft den Ueberfhuß über das Eriftenzminimum verftenern. Diefes Eri- 
ftenzminimum fei in unferm Beifpiel 90, 















IV. 9 VI. VII. 
Ueberſchuß * Steuer eines 
Ginfommen jein Jeden über ne an Jeden in jeber Steuer jep. RI 
eines Jeden | das, Grifteny- laffe J Klafie von Leber. von Ueberfhuß 
minim. ven 90 ſchuß. | 







I. 1. | m. 






| Einwohner 









I |1,000,000 100 10| 10,000,000 1,2] 1,200, 
II | 100,000 1,000 910| 91,000,000 109,2110,920, 
II 10,000| 10,000| 9,910! 99,100,000| 11,189,2]11,892, 











1,989,2|11,989,2 






IV 1,000) 100,000| 99,910) 99,910,000 






















V 100| 1,000,000| 999,910) 99,991,000 119,989,2111,998,92 
VI 1010,000,000 9,999,910) 99,999,100| 1,199,989,2|11,999,892 
j-VIl1,111,110 | Summa: 500,000,100 Summa: 60,000,01 





Wenn die Steuern in unferm obigen nöthigen Gefammtbetrage von 60,000,000 
in gleichen Procenten von jedem Einkommen nad Abzug des Eriftenzminimums, oder 
vom Ueberſchuß erhoben werben follen, dann genügen natürlich nicht 10 0/,, fendern 
es müſſen 12 0%/, des Ueberfchuffes erhoben werben. Das gefammte befteuerbare Ein- 
lommen ift nur 500,000,000 ftatt 600,000,000 und 60,000,000 von 500,000,000 
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it 12%), Die Steuerfumme eines Jeden in jeder Klaſſe findet fid) dann im ber 
VI. Kolumne, und die Gefammtfumme, melde jede Klaffe aufzubringen hat, in 
Kolumne VII. 

Fragen wir num aber, weldher Grund ift dafiir vorhanden, daß die Leute in 
der zweiten Einkommensklaſſe, welde 10 mal fo viel Einkommen haben, nicht 
10 mal fo viel Steuer, fondern 91 mal foviel zahlen follen, ald vie ber erften 
Kafie? Warum bie der dritten mit 100 mal fo großem Eintommen 991 mal fo 
viel u. f. w.? Noch größer aber ift die Ungerechtigkeit dicht an der Grenze des 
Eriftenzminimums. Wer 100 einnimmt, fol nur 1,2 an Steuer zahlen, wer 110, 
alfo 109/, mehr einnimmt, fol nit 10 0/, mehr fteuern, ſondern 100/,, nämlid) 
2,4 Thlr. flatt 1,2. Ift das gerecht? Wird Derjenige, der nur 10 9/, mehr 
einnimmt als der Andere, ſich nicht mit Recht belagen, wenn er 100 %/, mehr an 
Steuer zahlen fol? Hier läßt fih zur Noth einwenden, ja er muß zwar nod 
einmal foviel an Steuer zahlen, aber dody bedeutend weniger, ald wenn 
überall das Eriftenzminimum nicht fteuerfrei gelaffen wäre. In diefem Galle müßte 
der um 109%, Wohlhabenvere allerdings nur 109/, Steuer mehr zahlen als ver 
Aermere, aber abfolut eine fehr viel größere Summe. Statt der 12%/, von 20 Thlr. 
mäßte er 10%, von 110 zahlen, alfo 11 Thlr. ftatt 2,4 Thlr. Wenn ihm das 
Mar würde, würde er ſich wohl mit ver Befteuerung einverftanden erflären! Wenn 
ihm feine Wahl bleibt, wird er lieber 2,4 Thlr. ftatt 11 zahlen! Daß er weniger 
zahlt bei der BVerfteuerung des Weberfchuffes wird ihm allerdings recht fein, troß- 
dem wird es ihm, und mit Recht, verlehrt vorlommen, daß er noch einmal fo viel 
zahlt al8 der Andere. Er wird verlangen, daß er wenig und nur 100/, mehr 
als der Andere zahlt. 

Iſt nun aud gegen die Zwiſchenklaſſe des Einfommens von 110 feine ab- 
folute Ungerechtigkeit begangen, fondern nur eine relative, gegenüber ver Klaſſe 
von 100, fo wirb bei etwas höheren Stufen dieſe Ungerechtigkeit eine abfolute. 
Ber nur 600 Thlr. Einfommen bat, alfo ein Einkommen, bei welchen man bie 
Steuer noch recht drückend findet, zahlt bei ver Freilaffung des Eriftenzminimums 
abfolnt zu viel. Er muß 120/, von 510 bezahlen, alfo 61,2 Thlr. Das ift freie 
ih nur ungefähr 5,1 mal fo viel als die Steuer vom 100 Einfommen, während 
fein Einfommen 6 mal fo groß ift, ald das des Andern, er fteht ſich alſo relativ 
beffer, aber abfolut fhlehter, denn ohne Abzug des Eriftenzminimums würde er 
10%/, von 600, alſo 60 zahlen, jegt verlangt der Staat mehr als 61 von ihm, 
Eo fühlen fih die untern Stände entweder relativ benachtheiligt gegenüber ben 
Alerärmften, oder fie haben eine abfolut höhere Steuer zu zahlen, als wenn das 
Eriftengzminimum ihnen nicht abgezogen würde; ebenfo alle obern Stände. Die 
Wehlthat wird Plage. 

An dem ganzen Unheil, welches das Verlangen nad Abzug des f. g. fteuer- 
freien Eriftenzminimums anrichtet, ift wieder die Kluft Schuld, welche Theorie und 
draxis zwiſchen der ganzen Bollswirthfhaft und ver Staatswirthſchaft gefegt haben. 
Berftände man die Bebeutung der Staatswirthihaft als die für beftimmte Zwede 
vorgenommene Bereinigung von Bruchtheilen aller Privatwirthſchaften, dann würde 
man die Steuern als eine Ausgabe anfehen, für die wihtigften und unentbehr- 
lichſten Güter, Schug und Bildung, ohne welche jede Wirthſchaft, namentlich die 
der untern Stänte, weit hinter dem zurüdbleiben würbe, was fie jegt an Ertrag 
abwirft. Die Steuern find mit unter die allernothwendigften Aus— 
gaben, fie find geradezu unter das Eriftenzminimum zu rehnen, 
Der nicht einmal fo viel hat, daß er fi und bie Seinigen nothdürftig am Leben 
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erhalten Tann, wozu auch ber Beitrag für ben ſtaatlichen Schutz u. ſ. w., ähnlich 
wie Bezahlung des Arztes und Apothefers, gehört, der fällt der öffentlihen obli- 
gatorifhen Armenpflege anheim. Ein folder ift von felbft von der Steuer befreit. 

Und dennoch jchleudert Umpfenbadh den Vorwurf der Vernunfts- und Rechts- 
gefühlsverbunfelung denen ins Geſicht, melde nicht fogleich dem Abzug des f. g. 
„Eriftenzminimums* zuftimmen. Ich fage des „Jogenannten“ Eriftenzmini- 
mums, denn fo, wie viele dasſelbe auffaflen, ift e8 weit von dem Bedarf bes 
Allernothwendigften entfernt, wie denn überhaupt fehr Berfchievenes darunter ver- 
ftanden wird. Schon dieß muß Zweifel daran erweden, ob der principiell aus 
gefprohene Abzug eines fo wenig feft zu beftimmenden Antheils richtig if. Die 
Hauptftreitfrage ift nämlih, für wie viel Perfonen in jeder Familie der Abzug 
gemadt werben fol, ob nur für das Familienhaupt, oder ob aud für vie Fran, 
oder falls dieſelbe nicht mehr am Leben ift, deren nothwendige Stellvertreterin, 
oder ob aud für die Kinder und zwar ob höchſtens für die Durchſchnittszahl, oder 
ob für alle vorhandenen, endlich ob, wenn bie Kinderzahl unter dem Durchſchnitt 
bleibt, nur für fo viel als vorhanden? Um dieſen ſchwierigen, nach einem einheit- 
lichen Princip ſchwer zu beantwortenden Fragen zu entgehen, darf man allerdings 
nicht den Abzug des Eriftenzminimums verwerfen, aber wenn man ben Abzug aus 
anderen Gründen verwerfen muß, entgeht man benfelben. Sie find alfo 
bier nicht zu unterſuchen. Mit ver principiellen Berwerfung dieſes Abzuges bei 
Aufftellung des DBefteuerungsmaßftabes ift natürlich Teineswegs die VBerwerfung bei 
einer einzelnen Steuer ausgefproden, wenn bafür ganz andere Steuern gerabe 
dleſes fog. Eriftenzminimum zu treffen beftimmt find, 3. B. bei einer Einfommenzsfteuer 
neben einer die untern Klaffen befonders treffenden GSalzftener. Davon weiter 
unten. ’ 

Eine legte wichtige, oft verlangte, ber Genußmenge nicht proportionale, jon- 
bern gleihe Genußmengen ungleich treffende Befteuerung ift die höhere Befteuerung 
des Einkommens aus Befig als des Einkommens aus Ürbeit, ober wie es aus 
gebrüdt wird, die höhere Befteuerung des fundirten als des unfun- 
dirten Einlommens. So bald die Genufmenge der Beftenerung zu Grunde 
gelegt wird, kann natürlid von einer verfhiedenen Steuer gar nicht die Rebe fein, 
fie ift aber auch bei jever andern Steuergrundlage ungerecht. Als Hauptftenerquelle 
für den Staat muß immer die Arbeitskraft ver augenblidlich Iebenden Generation 
betradhtet werben ; denn verzehrte jede Generation mas fie ſchafft, fo eriftirten ja 
gar feine andern GSteuerquellen als das gegenwärtige Arbeitsprobuft. Hierin liegt 
beiläufig ein gewichtiges Argument für die oben von uns verlangte Beftenerung 
auch der unbenugt bleibenden Arbeitsfraft ober bed negativen 
Genuffe®. | 

Daß die Grundlage des Einfommens immer bleibt, die ſ.g. Fun-— 
dirung, fann nit für die höhere Beſteuerung fprechen, denn dafür wirb dieſes 
Eintommen auch immer befteuert. Die Arbeitskraft oder ihr Probuft, als 
vorübergehend, nicht fundirt, nur fo lange fie dauert. 

Wäre das Arbeitsprobuft einer frühern Periode nicht angefammelt jondern 
verbraucht worden, dann würde die fpätere Periode gar feine Steuer davon erhe- 
ben können; liegt alfo ein vernünftiger Grund vor, wenn der fpäteren Zeit ein 
Steuerobjelt hinterlaffen ift, diefes höher zu befteuern, die Enthaltfamfeit alfo ge— 
wiffermaßen in den Erben zu beftrafen? Wollte man fich aber felbft nod vie 
höhere Befteuerung des Ererbten gefallen lafien, weil diefes von den augenblid- 
lichen Befigern mühelos erworben ift, wie bürfte das Erfparte noch bei dem 
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Sparer ſelbſt höher befteuert, d. h. biefer für feine Sparfamfeit gleihfam beſtraft wer- 
ven? Will man nur das Ererbte höher befteuern, fo kann die Fundirung 
des Einfommens nicht der Grund ber höhern Befteuerung fein. Fundirt ift 
es jo gut beim Sparer felbft als bei feinen Erben. Dann bleibt als wirklicher 
Grund wieder kein anderer, als bie oben für einen Befteuerungsmaßftab untaug- 
lich er größere Leichtigkeit die Steuer zu tragen, oder mit andern Worten 
— — Billführ. 

Die ganze Befteurungstheorie fann nur dann auf volle Geredhtigkeit Anſpruch 
mahen, wenn mit biefer Beftenrung die ohne fpecielle Gegenleiftung den Staats: 
angehörigen obliegenden materiellen Verpflichtungen erfhöpft find, und nicht etwa 
auch noch andere Naturalleiftungen verlangt werden, fie müßten denn nad dem⸗ 
jelben Maßſtab veranlagt fein. 

Dergleihen andere Naturalleiftungen beftehen in der Berpflichtung, gewiſſe 
Berrihtungen perfönlih im Dienft des Staats und der Gemeinde vorzunehmen, 
+ B. Reihedienft für gewiſſe Aemter oder als Löſchmannſchaft, in Staats> und 
Bemeindefrohnden für Deich- und Wegebau, im Geſchwornendienſt oder vor Allem 
im Militärdienft. Alle dieſe Laften müjfen ihrem Geldwerth nad} entweder genau 
unferm Beftenrungsprincip angepaßt werben, ober es müſſen bie auf Einige zu 
arg drüdenden Naturallaften durch eine entſprechende Erleichterung in ber oben ge- 
ſchilderten Befteurung ausgeglichen werben. In jedem andern Fall wirb bie ber 
Genußmenge proportionale Befteurung durchbrochen, 

Hierbei fieht ſich leicht ein, daß das aus dem Vermögen fließende Einlommen 
durch die Leiftung von Naturaldienften nicht afficirtt wird, fondern nur bas aus 
der Arbeit fließende, indem die dem Menjchen zu Gebote ftehende Arbeit genau 
um fo viel befchränft wird, als der Staat für ſich fordert. 

Am einfachften fliht fid die Naturalleiftung in bie ganze Befteurung ein, 
wenn von perſönlichen Dienften der Staat gerade fo viel fordert, daß alles Ein- 
fommen aus Arbeit dur bie verlangten Dienfte in vemfelben Grabe belaftet 
wird, als das Einlommen aus Bermögen burd bie Geldſteuer. Verſuchen wir 
das an dem Militärbienft Mar zu machen: 

Denn die Staatsangehörigen nicht felbft Militärbienfte leiften, fondern das 
Heer wie no in England aus gemietheten Truppen befteht, dann trägt Jeder 
an der Militärlaft des Staates, melde bei dem von uns gebraudten Beifpiel in 
den 60,000,000 mit enthalten fein fol, wie an jeder andern Staatslaſt nad) 
feinem Steuerverhältniß, unferes Bedünkens alfo am zwedmäßigften nad ber 
gefammten Genußmenge bei. Hiervon darf nicht abgewichen werben, wenn ein 
Theil der Leiſtungen an den Staat in natura, in perſönlichem Milttärbienft, ent- 
rihtet wird, Wie ift das zu erreichen? 

Beträgt die Dienftpfliht eines Jeden, der das 17te Lebensjahr erreicht hat, 
3 Jahre und bat er vom 2Often Jahre an durchſchnittlich noch fernere 30 Jahre 
voller Arbeitöfraft zu erwarten, fo nimmt ihm fein Militärvienft 1/,, diefer fpäte- 
ren vollen Arbeitöfraft oder feines Arbeitsverbienftes vom 20ſten — 30ſten Jahre fort. 
Erhält er vom Staat biefe Naturalleiftung gar nit vergütet, fo büßt er, wenn 
a nur von feiner Arbeit lebt, die ganze Genufmenge von 3 Jahren, over 1/yn 
der gefammten ferneren Genufmenge vom 20ften—50ften Jahre ein, alfo in jedem 
Jahr 10 bei einer Genußmenge vom 100, welche wir als die der unterften Steuerklaffe 
annahmen. Er würde alle feine Steuern nur in Geftalt einer breijährigen Dienft- 
noturalftener zahlen. Um beften läßt fih das fo Mar machen, daß jeder für ven 

#jährigen Unterhalt zu 100 per Jahr eine Schuld von 300 aufnimmt und biefe 
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vom 2Often Jahre an allmälig abträgt aus feiner Genußmenge, indem er jebes 
Jahr 10 zmrüdzahlt. Dabei laffen wir die Verzinfung der Einfachheit halber außer 
Acht, weil diefe nur die ja doch fingirten Größen verhältniffe, nicht aber das 
Princip abändern würde. 

Wenn die unterfte Steuerflaffe durch den eignen breijährigen unbefolveten 
Militärdienft um 10 %/, in ihrer jährlichen fpätern Genußmenge verfürzt wird, 
bann geht nad unferm obigen Princip der Steuervertheilung Jedem in jeber 
Steuerfiaffe 1/,, feiner Genußmenge, welche aus Arbeit herrührt, verloren. Jeder 
bat eine dem Arbeitseinfommen von 3 Jahren gleiche Anleihe zu machen und im 
folgenden Zeitraum zu tilgen. Bon dem aus Arbeit herrührenden Genuß darf alfo 
bei feiner Steuerflaffe eine andere als diefe dreijährige Naturalfteuer erhoben werben. 
Diefe wird gelpfteuerfrei, dagegen bleibt die aus Vermögen herrührende Genußmenge 
vom Naturalvienft ganz unberührt, dieſe Duelle fließt ja nad) wie vor ungeftört fort, 
und wird die Steuer nach wie vor davon erhoben. Für die Größe der in Geld zu 
erhebenden Steuer ift e8 alfo fehr entjheidend, wie viel vom Eintommen eines Jeden 
aus Arbeit und wie viel aus Bermögen herrührt. . 
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vi 312,500 |9.687,500| 968, 7601 9,687,500]| 102,400 9,897,600| 989,760) 9,897,600 














VI 40,312,500 43,401,600 
Je mehr von dem Gefammteintommen aus Arbeit herrührt, um fo größer ift 
der Ausfall der Steuerlaffe. ’ 


Diefen Weg einzufchlagen geht fhon darum nicht, weil die Naturalleiftungen 
in feinem Staat und. in feiner Gemeinde gerade fo viel betragen werben, daß ba- 
dur das Einkommen aus Arbeit gerade mit ſoviel Procenten getroffen ift, als 
bie Gelvleiftungen Procente von dem aus Vermögen nehmen. Selbft wo aber zufällig 
diefe Dedung ftattfinden follte, find äußere Echwierigkeiten vorhanden. Gerade den 
unterften Ständen wird e8 jedenfalls ſchwer fallen, das oben charafterifirte Anlehen 
von 300 Thlr. für den Unterhalt in ben drei Dienftjahren zu machen Darum 
ift e8 beffer, eine Geldſteuer nad wie vor zu erheben, um den Militärbienft zu 
bezahlen. Wird diefer Dienft ebenfo bezahlt wie gemeine Handarbeit, d. h. iſt bie 
Löhnung gleih dem Arbeitsertrag der unterften Steuerflaffe, dann ift ver Militär- 
dienſt für dieſe Klaſſe kein peluniäres Opfer. Die früher angenommene Geldſteuer 
von jährlih 10 Thlr. kann alfo entrichtet werben. Wenn der Staat jedes ber brei 
Dienftjahre 100, alfo zufanmen 300 an Lohn zahlt, und nach der Dienftzeit 
30 Jahre lang jedes Jahr 10 erhält an Steuer, fo ift das ungefähr ebenfo, wie 
wenn ber Staat den Militärpflichtigen das Darlehen gegeben hätte und fi in 
Raten von jährlid 10 Thlr. zurüdzahlen ließe. 

So verliert die Dienftzeit für die unterfte Stenerflaffe den Charafter ber 
Defteuerung. Ebenſo verliert der Militärbienft für jede andere Steuerklaſſe den 
Charakter einer Naturalfteuer nur dann, wenn die Löhnung aud fo hoch ift, ala 
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ihr Urbeitsverbienft fein wärbe, ober menn die Geldſteuer um fo viel niebriger 

fein würbe als der Arbeit@verbienft über der Löhnung fteht. 

in Klaſſe bei einem Arbeitseinlommen von: müßte die Löhnung fein: 
ß 100 


I 100 
II. 500 500 
IT. 2,500 2,500 
IV. 12,500 12,500 
V. 62,500 62,500 
vI 312,500 312,500 


Eine fo verſchiedene Löhnung für die äußerlich gleiche Leiſtung auszuzahlen 
hat allerdings feinen innern Grund gegen ſich, aber den rein Äußeren, daß vie 
unteren Klaſſen fi dadurch zurüdgefegt fühlen würden und zwar ſcheinbar nidt 
ohne Berechtigung zu folder Klage. Die Löhnung muß vielmehr überall gleich 
fein, und muß vie Gelpftener in dem Verhältniß niedriger fein, als die Löhnung 
hinter dem Arbeitseintommen eines Jeden zurädhleibt. 

Entweber fällt die drei Jahre der Dienftzeit die Befteuerung aus ber Arbeit 
aller höheren Steuerflaffen ganz weg, mit Ausnahme ver 100 Thlr., welche in 
der Löhnung vergütet werden, ober es fällt im ganzen fernern Leben, ebenfalls 
aber erft nad Ausnahme der 100 Thlr. Löhnung, ein Zehntel der ohne Militär- 
dienft nöthigen Steuer weg. 

Im erften Falle ift das Nefultat folgendes: 












| Genufmenge | Genußmenge 3 Jahre lang iſt die Steuer eines Jeden ; Jahre lang. ifl 
Klafie aus 3 aus aus aus Bermög.| die Steuer aller 

Bermö en Arbeit | WBermögen Arbeit | und Arbeit Steuerflafien 
7 ö 100 0| 10 | 10 | 10,000,000 
1 500 500 50 | 10 | 60 | 6,000,000 
21 7,500 2,500 750 10 | 760 | 7,600,000 
IV 87,500 | 12,500 8,750 10 | 8,760 | 8,760,000 
v 937,500 | 62,500 | 93,750 | 10 | 93,760 | 9,376,000 
vI 9,687,500 | 312,500 968,750 | 10 | 968,760 | 9,687,600 
I—VI | | | I-VI 51,423,600. 


Im zweiten Fall ift das Reſultat hingegen: 
















Genußmenge] Genug. | die teuer ©. Jeden iſt immer od. 30 Jabre |yie Steuer in all. 
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I 0 100 0+ 10 0 10] 10,000,000 
II 500 50| 36 + 10 50 96| 9,600,000 
In 7,500| 2,5001 216 + 10| 750 976| 9,760,000 






IV 87,500| 12,500] 1,116 + 10 | 8,750 9,876] 9,876,000 
V 937,500) 62,500] 5,616 + 10 | 93,750| 99,376) 9,937,600 
VI 19,687,500| 312,500] 28,116 + 10 | 968,750| 996,876] 9,968,760 
| | I—VI 59,142,360 

In beiden Fällen ift das Enprefultat ganz gleich, entweder ift der Steuer- 
autfall drei Jahre lang je 8,576,400 Thlr., nämlich 60,000,000 — 51,423,600 ober 
ai 30 Jahre lang je / ſo groß, nämlih 857,640 (60,000,000 — 59,142,360). 
Je weniger in der ganzen Genußmenge jeder Steuerflaffe die Arbeit ausmacht, 
um Jo geringer ift natürlich der Stenerausfall, je mehr um fo größer. Jedenfalls 
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ift der Milttärdienft ven oberen Bevölkerungsklaſſen materiell immer ein Berlufl. 
Wenn die Befteuerung genau der Genußmenge angepaßt wird, ift e8 ein Steuer: 
ausfall, will man feinen Steuerausfall, fo ift es eine nicht geredhtfertigte Ueber- 
laftung der oberen Klaffen. Nach unferem Brincip kann keine Frage fein, daß der 
Steuerausfall das Richtige ift. Demfelben kann man nit wohl dadurch entgehen, 
daß man bie obern Klaffen von der Naturalleiftung freiläßt, das würde unbedingt 
von ben untern Klaffen als ein Privilegium ver höhern angefehen werben, und 
außerdem zum großen Schaden bie intelligenten Elemente aus dem Heere fem 
halten. Wie weit man durch fürzere Dienftzeit mit eigner Ausrüftung und Ber- 
forgung bis auf einen gewiffen Grab den Steuerausfall geringer machen lann, 
wie durch das Preimilligeninftitut im preußifchen: Heer, kann bier in ben Steuer 
principien nidyt näher ausgeführt werben. 

Was fo von der Naturalleiftung für den Soldatendienft gefagt ift, muß im 
Princip für alle vom Staat erzwungenen Naturalleiftungen gelten, wenn man aud 
in minder drückenden Fällen aus Konvenienz davon abjehen will. Alle folde 
Leiſtungen müffen in derfelben Art bezahlt werben. Das gilt unferer Anficht nad 
z. B. au vom Geſchwornendienſt. Auch bei Ausübung diefer ſtaatsbürgerlichen 
Pflicht follten die unterften Steuerzahler nichts zuzufegen brauden. Dann kann 
Niemand über den Gefhwornendienft ſich beflagen. Daß dadurch dieſe ſchöne 
Pflicht, diefes geringe Stüd unfers Selfgovernments in ben ſchmutzigen Bereid 
des Gelverwerbs gezogen würde, kann Niemand behaupten, einmal wegen ber ge- 
"ringen Vergütung, welche für bie meiften keinen Reiz hat, und ſodann weil Nie 
mand, außer wenn ihn bie Reihe trifft, dieſe Bergütung ſich verſchaffen fann. 
Was aber das Selfgovernment betrifft, fo hat das Selfgovernment, das erzwungen 
nur ungern ausgeübt wird, in meinen Augen wenig Werth, und verbient eigent- 
li gar nicht diefen fhönen Namen, Wenn fi freilih für die Zahlung von 
Taggelvern an die Gefhmomen freiwillige DBereine bilden, wie z. B. in 
Baden, um fo beſſer, vas ift Selfgovernment. 

Mit Ausübung des Wahlrechts verhält fi) das natürlih andere. Das ift 
nicht eine erzwingbare, im Unterlaffungsfall ftrafbare Pflicht, ſondern ein Redt. 
Wo das Wahlrecht als Laft gefühlt wird, da ift dieß Recht nicht verdient. 

So weit der allgemeine untrennbare Zufammenhang von Abgaben» und 
Dienftleiftung der Staatsangehörigen im Steuerfyftem. 

Derfelde Zufammenhang muß billigerweife au im Einzelnen bleiben 

und Stich halten: Bisher wurde der Fall angenommen, daß alle Abgabenzahler 
auch zur Dienftleiftung herangezogen würden, das ift in Wirklichkeit aber faft 
nirgends ber Fall, z. B. beim Militär nicht, felbft. in den Staaten mit allgemeiner 
Dienftpflicht nicht. Die allgemeine Dienft pflicht ift wohl vorhanden, d. h. ber 
Militärbienft ann verlangt werden, aber nicht vorhanden ift allgemeiner 
Militärdienft, d. h. nit von Allen wird bie Ausübung wirklich ver- 
Langt. Wir reden hier vorläufig nur von den Dienfttüchtigen. Auch von biefen 
werben eine beftimmte Anzahl freigelost, ober es wird ber Begriff ver Dienf 
untüchtigkeit fo weit ausgedehnt, daß nur wenige %/, der wirklich Dienſttüchtigen 
unter die zum Dienft Herangezogenen fallen, was abgefehen von allen andern 
Mitteln höchſt einfach durch Herauffhrauben ver nöthigen Körperlänge erreicht wer- 
den kann, 

Schon an ſich muß e8 fonderbar erfcheinen, wenn das Loos oder eine aus 
feinem andern innern rund nöthige Körperlänge barüber entfcheiden fol, wer 
dem Staat ald Soldat zu bienen hat. Es wäre der Auslofung einer beftimmten 
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Anzahl Steuerzahler aus der ganzen Menge ver Steuerpflichtigen ober einer Aus- 
wahl der Steuerzahler nach der Körperlänge zu vergleichen. Die welche fich frei 
Iofen, werden dadurch ohne innern Grund von einer um fo ſchwereren Natural- 
ftener erlöst, je geringer. die Soldatenlöhnung und je länger die Dienftzeit ift. 
Bil man bei einer großen Bevölferung eine Heine Truppenzahl haben, fo wäre 
Abkürzung der Dienftzeit das einfahfte Mittel, um aus den Dienftpflidtigen 
möglihft viel Dienfttyuende zu gewinnen. Geht das aus irgend welden 
begründeten Nüdfichten nit, fo vertheile man doch wenigftens vie Laſt 
möglihft auf alle Pflitigen, d. 5. man belege die in natura nicht Herangezogenen 
mit einer Steuer, welche dem Vortheil gleich ift, den fie vor den Dienftthuenven 
vorans haben. Das ift im Allgemeinen der Sinn der Militärpienftfteuer, 
welhe zuerft in Frankreich durch das Refrutirungsgefeg vom 19. Fruktidor bes 
Jahres VI (1798) eingeführt bis 1818 gebauert hat, welche in ben meiften 
Kantonen der Schweiz nod befteht, und welde, um von ältern Schriftftellern zu 
ſchweigen, von Knies und Engeld) noch in neufter Zeit verlangt wurde. Wir 
fagten die Militärbienftfteuer folle dem Vortheil gleich fein, welchen der Nicht- 
dienende vor dem Dienenden voraus hat. Diefer Vortheil ift in unferer unterften 
Steuerflaffe, welche nur von ihrer Arbeit lebt, gleih ber Differenz zwifchen ihrer 
Genußmenge und der Löhnung. Beträgt die erftere 100, die legtere 60 Rthlr., fo 
wäre die Militärbienftfteuer in dieſer Steuerklaſſe -gleih AO Rthlr. Wenn die 
Löhnung der Genußmenge der unterften Steuerklaffe gleich wäre, alfo 100, fo fiele 
ver Boriheil weg, die Mititärdienftftener wäre in biefem Falle gleih Null. Höchſtens 
die Annehmlichkeit, den ſchweren Soldatendienft nicht leiften zu müſſen, und bie, 
aus feinem Geſchäfte refp. Bildungsgang zum Gefhäfte nicht herausgeriſſen zu 
werben, könnte auch in diefem Fall eine geringe Steuer rechtfertigen. Gehen wir 
aber mit der Annahme einer dem Genußquantum gleihen Töhnung zu den höheren 
Stenerfiaffen, fo finden wir bei den oberen Steuerklaffen, auch abgefehen von ben 
oben genannten Annehmlichkeiten, einen Vorfprung der Nichtdienenden im Betrag 
der ganzen Differenz zwifchen der Löhnung der Dienenden und dem Arbeitspro- 
bufte der Nichtvienenden gleiher Berufsart und gleichen Urbeitsprobuktes. Diefe 
Differenz ift als Mitlitärbienftftener fo Iange zu zahlen als ver Vorfprung währt, 
mit andern Worten, fo lange die Dienftzeit vauert. Die aus dem Bermögen 
fließende Genußmenge kommt natürlid nit in Betracht, da dieſe auch dem 
Dienendben während der Dienftzeit fließt. Bei einer foldyen Militär- 
dienftftener müßte natürlich abgefehen von allen andern Gründen genau durch 
Geſetz beftimmt fein die Zahl der Soldaten, welche unter der Fahne fein follen, 
und die Fänge der Dienftzeit, damit nicht durch Ausdehnung der Dienftzeit ober 
durch Verringerung der Zahl von Dienenden eine Regierung durch die zunehmende 
Zahl der Militärdienftfteuerpflichtigen ſich willfürlih Einnahmen verfchaffen kann. 

Einem begründeten Zweifel kann dieſe Militärbienftfteuer wohl nicht unter- 
liegen, fo weit fie von benjenigen erhoben werben fol, welche freigelost 
werben, entweber rein nach dem Zufall oder nach dem beftimmten Zufall, daß fie 


8) Da der Raum in dieſem Auffag eine eingehende Begründung diefe Militärerfapfteuer, 
De ganz abgefehen von dem allgemeinen Befteurungsprincip, bei jeder Befteurungsart richtig 
bleibt, unmöglich ift, fo verweife ich für diefe in der neueſten Zeit wieder viel ventilirte Frage 
kefonders auf die Schriften von Antes: Die Dienftleiftung des Soldaten und die Mängel der 
Konfkriptionspragis. reiburg in Breisgau 1860 und von Engel: Refultate des Grfagaushebunge- 

Käfte im preußifchen Staat von 1855—1862 in der Zeitfchrift des preufifchen ftatiftifchen 
teaus. März und ‚Juli 1864, _ 
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ein gewiſſes Körpermaß nicht erreicht haben, während an und für ſich phyſiſch 
ihr Körpermaß ſie zum Militärdienſt befähigte, wenn alſo das Körpermaß nur 
feſtgeſetzt iſt, um eine beſtimmte Anzahl Pflichtiger vom Dienſt zu befreien. Was 
iſt denn dies Andres als eine beſondre Art des Looſes! Im entgegengeſetzten Fall 
kann es auch nicht zweifelhaft fein, daß dieſe Steuer nicht Platz greift bei denjenigen, 
welche überhaupt arbeitsunfähig, folglich auch militärunfähig ſind. Zweifelhaft iſt 
die Anwendung der Steuer nur bei denen, welche aus irgend einem Grunde 
z. B. wegen übergetretener Zehen, Plattfuß ꝛc. zwar für den Militärdienſt un- 
tüchtig, aber für andere Arbeiten und Dienfte tühtig find. Der Borfprung ver 
denen, welche ihnen an Wrbeitseintommen gleich ftehen, liegt vor, darum müßten 
fie unter die GSteuerregel fallen, über das Nichtvienen wirb bei ihnen nicht ent- 
ſchieden durch das Loos, fondern dur eine faktifche Unmöglichkeit, darum könnte 
man meinen, gegen biefe wäre die Steuer ungeredht. Dennod überwiegt meiner 
Meinung nah der VBorfprung vor den tienenden Genoſſen gleihen Arbeitspro- 
duktes als Grund ver Befteurung bie faktifche Unmöglichkeit als den Grund 
ver Steuerbefreiung, wir fragen ja au für die Befteurung überhaupt 
nicht nad) dem Entftehungsgrund eines Genuffes, ob aus Urbeit oder Vermögen. 
Es genügt daß ein Plus von Genuß vorliegt. Nur fobald der Naturfehler, wel: 
her zum Militärbienft unfähig macht, den Betreffenden irgend wie aud für alle 
oder einige Gewerbe nicht gerade unfähig, aber doch weniger fähig 
macht als Andere, muß die Steuer allerdings niedriger ſein als die der Frei— 
geloosten, fie ift e8 aber auch ſchon weil ein folder weniger Tüchtiger ein gerin- 
geres Benußquantum aus feiner Urbeit bezieht, die Differenz zwifhen ver Sol 
datenlöhnung und feinem Arbeitsertrag alfo geringer ift als bei einem völlig zu 
allen Arbeiten Tüchtigen. 

Der Militärbienft ift hier auch wieder nur als das Widtigfte genannt. Im 
Heinen Maßftabe gelten vie obigen Säge auch von allen andern Naturalleiftungen, 
und muß 3. B. eine Gefhmwornendienftfteuer, eine Staatsfrohndienftfteuer gerade 
fo gut gefordert werben im Intereffe einer gerechten Befteurung, als eine Militär: 
bienftftener. Wenn man ftatt vom Genuß als primärem Befteurungsgegenftand von: 
Einfommen ausginge, dann würde auch hier Mandyes ſich nicht jo Har ftellen. Alſo 
auch aus biefem Grunde fheint unfer Befteurungsmaßftab den Vorzug vor anderen 
zu verbienen. 

Alles führt auf die Genußmenge als das natärlichfte Beftenrungsprincip. 
Soweit als thunlih muß dieſem Princip Geltung verfchafft werden, mag aud 
in jehr vielen Fällen aus innern oder nur Äußeren Gründen davon abzumeichen 
erlaubt oder nöthig fein. 

Es gilt vor allen Dingen auch feftzuftellen, wer nach dieſem Befteurungs- 
princip befteuert werben muß, wer als der Genußmenge nad) fteuerpflichtig anzu- 
fehen ift. Man könnte fogar meinen, biefe Frage nad der Steuerpflichtigkeit hätte 
der nah dem Princip, weldes das Steuermaß feftftellt, vorangehen müffen, 
dennoch iſt e8 wohl richtiger das Princip der Befteurung an die Spige zu ftellen, 
da je nachdem man das Befteurungsprincip auffaßt, der Begriff der Steuerpflid: 
tigen ein verfchievener wird. 

Aus der ungeheuren Menge ver bier ſich aufbrängenden Fragen hebe ich wie— 
ber nur biejenigen hervor, welhe allgemeiner Natur und zwar wirth- 
Ihaftlider Natur find, andere Fragen, mögen fie auh allgemeiner 
Natur fein, müffen als niht wirthſchaftlich, andere, mögen fie wirth: 
ſchaftlhicher Natur fein, müſſen als niht allgemein genug zurüdftchen. 
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a) Die erſte Frage iſt die, ob zu den Staatsausgaben ein Jeder, der von 
den Früchten der Staatsthätigkeit in größerem oder geringeren Maße genießt, 
genau nad der Menge von Genüffen, über welche er verfügen kann, beitragen muß? 

Jeder, welder aller vom Staat gefchaffenen Güter mit theilhaftig ift, foll 
auch an ven Laften Theil haben, foll nad) feiner Genußmenge, welche ihm ver Staat 
fidert und förbert, befteuert werben. So fragt fi, wer nad der Größe feiner 
Genußmenge die Staatsgüter mit genießt, oder wer aller Güter theilhaftig ift. 

Wohl könnte man fagen, jeder ift dem Staat nad feiner Genußmenge fteuer- 
pflihtig, wer deſſen Angehöriger iſt. Wer aber will in viefer Beziehung bei ber 
entjeglihen Mannigfaltigkeit der europäifchen ober aud nur der deutſchen 
Staatsangehörigkeitsverhältniffe jagen, welchem Staat jemand qua Steuerzahler 
angehört ob ald Staatöbürger, Bol- oder Halbbürger, Anſäſſiger, Nieder- 
gelafjener, Grunbeigenthümer, Geſchäftsinhaber, Aufenthalter und wie die Unter- 
ſcheidungen welche die Jahrhunderte in jedem Lande anders ausgebildet haben, alle 
heißen mögen. Selbft wenn ſich aber feftftellen ließe, welchem Lande ein Jever ganz 
zugetbeilt werden muß, fo darf doch nicht die Steuerpflicht ganz ftrift fi darnach 
vihten, fo 3. B. taß jeder nur in dem Staate, dem er zugetheilt iſt, Steuern 
zahlt, im andern nicht. Das geht nicht an, denn es würde gar Mancher, welcher 
einem Staate mit ſehr niederer Befteuerung angehört, im andern mit fehr hohen 
Abgaben alle möglichen Gewerbe betreiben mit dem Borfprung, daß er als Yus- 
länder von den hohen Steuern bes Landes, in welchem er producirt, verfchont ift. 
Die Angehörigen der bochbefteuerten Länder könnten fi nur durch völlige Ab- 
ſperrung von andern Ländern helfen, dieſe Abfperrung darf aber aus andern 
Gründen nicht gebulbet werben. Cine Abſperrung ift es auch fon, wenn ben 
Ausländern jeder Erwerb nit diret verboten, fondern erfhwert wir, 
„B. gerade dadurch, daß der Ausländer auch in dem Lande, in dem er fid 
dauernd oder vorübergehend aufhält, feiner ganzen Genußmenge nad befteuert 
würde. Zmifchen beiden Ertremen muß ein Mittelweg gefucht werben. 

Am beften wird fi die Sache unbedingt geftalten, wenn bie Staaten unter 
einander Verträge abſchließen, nah welchem Maß vie mehr oder minder lange 
Zeit im fremden Lande fih Aufhaltenden von dieſem fremden Lande befteuert 
werden, gerade fo wie jet die Staaten in den Nieverlafjungsverträgen bie Er- 
laubniß zur Niederlafiung, zum Gewerbebetrieb u. ſ. w. feftfegen. Hand in Hand 
mit den Berträgen fann dann aud in dem Lande, dem bie faltifch anderswo _ 
Anfäffigen rechtlich angehören, eine Reyulirung der Befteurung vorgenommen wer« 
den, fo daß jeder Menfch als genießendes oder als erwerbenves Wefen nur einmal 
im Berhältnig feines Genufjes oder feines Einkommens beftenert wird, in dieſe 
Steuer aber mehrere Staaten fi) theilen. 

In PBrari wird das verhältnigmäßig leicht zu machen fein, wenn, wie 
wir im folgenden Wbfchnitt fehen werben, die Einnahmen des Staats doch 
nicht durch eine einzige Genuß⸗ over Einfommenfteuer aufgebradht werben fünnen, 
fondern in ein Syſtem ber verfchlevenften einzelnen Einlommens- und Genußfteuern 
zerfallen müffen. 

Innerhalb der genannten Grenzen hat der Staat ein Befteurungsreht über 
alle Individuen, melde genießen. Darnach find aud die, welche ihren Genuß nicht 
ſelbſt ſich verſchaffen, ſondern ganz oder theilweife von andern abhängen, alfo vor 
Alem vie Unerwachfenen, fteuerpflihtig. Dem Bater oder der Mutter wird an 
dem eigenen Genuß durch jedes Kind, das fie ernähren, fo viel gekürzt, als dieſes 
abält, Darnach müßten bie Kinder befteuert werben, da fie aber Alles von ben 
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Eltern erhalten, beſteuert man einfach den Genuß des Kindes mit in dem Genuß 
der Eltern. Ebenſo ſind zwar auch der Mann wie die Frau jedes Genußſubjekt, 
dennoch wird die Steuer für beide gemeinſam erhoben. 

Darnach wird die Familie im engſten Sinn d. h. Mann, Frau und die 
noch nicht ſelbſtändigen Kinder zuſammen als ein Steuerſubjekt mit einer gemein- 
famen Genufjmenge angefehen. So viel von diefem gemeinfamen Genuß auf einen 
Jeden fällt, fo viel trägt ein Jeder von den Staatslaften. Die Beftenrung eines 
jeven einzelnen Genußfubjeltes ift nur eine ideelle. Auch bei den theilweiſe felbft- 
ftänbigen Kindern greift die Genußbefteurung Play. Sie müfjen ihre gefammte 
Genußmenge verftenern, biefe rükrt entweder aus eigenem Vermögen und eigenem 
Arbeitserwerb her, oder aus dem Zufhuß den der Bater gibt, fo lange er die beiben 
erften für ungenügend hält. Diefer Zufhuß ift für ven Bater wohl ein Einfommen 
aber fein Genuß, beim Sohn ein Genuß aber fein urfprüngliches Eintommen. Bei ver 
Eintommenbefteurung 3.B. im Schmollerfhen Sinn, kann man konfequenterweife nit 
gut anders als basjenige, was felbftändige Kinder von den Eltern erhalten, zweimal 
als Einkommen, erft bei den Eltern und dann bei den Kindern zu befteuerm; bei 
der Genußbeſteurung wirb wie bei allen Geſchenken ver oben erwähnte Abzug ber 
Gefchente von der Genufmenge des Schenkers gemadıt. 

b) Die zweite Frage ift, ob für die Steuern der Unterabtheilungen bed 
Staates, ver Gemeinde und, wo fie eine eigene Wirthſchaft führen, ver Pro- 
vinzen, Kreife, Bezirke auch berfelbe Befteurungsmaßftab angewendet werben 
muß als für die Staatsfteuern ? 

Unftreitig läßt fih gar Manches dafür anführen, ven Nuten, welden jeder von 
ber Gemeinde hat, nicht jo allgemein als feine ganze Perfönlichkeit und feine ganze 
Habe umfafjend zu betrachten, ald den Nuten bes Staates, und darum aud nicht 
bie Koften fo allgemein nah dem Umfang bdiefer ganzen Perjönlichleit zu ver 
theilen, ſondern die Abgabe jedes Einzelnen mehr den einzelnen Bortheilen zu 
accomodiren, beren ber Einzelne durch die Gemeinvethätigkeit genießt. Gewiß iſt ber 
Zufammenhang zwiſchen ven einzelnen Gemeindeanftalten und ben Gemeinbemit- 
gliedern ein unmittelbarerer und in ben einzelnen Funktionen nachweisbarer als 
beim Staat, dem doch befonders der allgemeine Schuß zufällt, fobald Gemein- 
den ober andere Theile des Staates ziemlich felbftändig wirthſchaften. Der Zu- 
fammenhang zwiſchen ven Gemeindeglievern und den beiden Hauptaufgaben ber 
Gemeinde, der Polizei im weiteren Sinn und der Volksbildung läßt fi im 
Einzelnen beſſer berechnen, als ber zwifchen dem Schutz durch Heer oder Ge 
richte und allen Staatsangehörigen. Dies darf aber meines Dafürhaltens nicht 
zu einem anbern VBeftenrungsmaßftabe, fondern nur zu einer Beengung ber 
Steuererhebung führen. Einmal kann das ſchon dadurch gejhehen, daß bie Ge 
meinde leichter aus eigenem Vermögen Einnahmen ziehen kann ald ber Staat, daß 
die Polizeiftrafgelver der Gemeinde vorzüglich zufließen, dann aber vor Allem ift 
es zu erreichen durch eine weitere Ausdehnung des freien Berkaufs der Waaren 
und Dienfte, weldhen Verkauf eine Gemeinde leichter vornehmen fann als der Staat. 
Je weiter diefer Verkauf ausgedehnt wird, um fo enger wird der Kreis der Anftalten, 
deren Laſten ganz over theilweife mit Steuern gebedt werben müflen. Diefe wenigen 
werten bann füglic am beften durch Zuſchläge zu den Staaröfteuern gebedt. 

Eigene Steuern, welche mehr dem Nugen ſich anpaffen, ven jedes Gemeinde 
glied bireft durch die Gemeinbethätigkeit genießt, dafür zu erheben wäre umftänd- 
lich und koftfpielig. Nur folde Steuern welche als fog. Gebühren fi zwangsweiſe 
an den zum Theil freiwilligen Kauf gewiffer Waaren und Dienfte anſchlleßen, 
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tönnen für Gemeindezwecke dienlich fein, Pflaſtergeld, Wegegeld, Leuchtgeld, Löſch⸗ 
eld und dgl. mehr. Dennoch exiſtiren nicht nur in Prari eine Menge von eigenen 
Öemeinbefteuern fondern es werben aud immer neue Gemeindeſteuern neben ben 
Staatsfteuern vorgefhlagen. Diejenigen Leute, welche eine einzige Einkommenfteuer 
wegen ber Unausführbarkeit als Staatsfteuer vermerfen, empfehlen fie 
wohl als Gemeindefteuer, aus dem Grunde, daß innerhalb der Gemeinde, 
namentlich einer Heinen Gemeinde, die Einfommensverhältniffe eines Jeden feinen 
Nahbarn klarer zu Tage liegen, als der lofel unbewanberten Staatsfteuerbehörbe. 
Das kann aber ſchwerlich ein Grund für eine eigene Rommunalfteuer abgeben, 
denn wenn es richtig ift, daß bie Gemeintebehörben leichter als die Behörden 
größerer Landestheile die Steuerfähigkeit ihrer Mitglieder ermitteln können, fo 
darf daraus nicht gejchloffen werben, . daß für Gemeindezwecke eine eigene Steuer 
nah den Ermittlungen, welche die Gemeinde machen faun, zu erheben ift, fonvern 
nur der Schluß ift geftattet, wenn nicht gar geboten, daß die Gemeinde bei ber 
Beranlagung aller Steuern ber oberften Steuerbehörbe mit Rath und That an 
die Hand geben muß, und die Gemeindeſteuer dann doch nur in Geftalt von 
Zufhlagsprocenten zu der Stantöfteuer erhoben wird. So bewahrt man ber Gemeinde 
ihr Selbftbefteuerungsrecht bis auf den wünſchenswerthen Grad, ohne daß ein 
mehrfaches Befteurungsfyftem nöthig wird. 

Da zwijchen dem Staat und bem Heinen Lolalverband ver Gemeinde, bie 
mittleren Verbände der Bezirke, Kreife, Provinzen liegen, fo ähneln dieſe in der 
Stenererhebung einmal der Gemeinde, andbermal dem Staat, bie Koften werben 
alfo wohl meiſtens nad Art der Staatslaften durch Steuern zu beden fein, ohne 
ven Berlauf ihrer Produlte an die Mitglieder jo weit zu befchränfen ala beim 
Staat, ebenfo aber auch ohne venfelben fo weit auszudehnen als bei ber Gemeinde. 
Es kann eine ganz geregelte Stufenleiter gebildet werben, von ber faft Nichts 
uch Steuern bedenden Gemeinde bis zu dem faft Alles vurd 
Stenerm dedenden Staat. 

e) Drittens fragt es fih, ob Ausgaben, welche ber ganze Staat nur für 
beftimmte Gegenden zu machen feheint, aud ven ben Bewohnern ver andern Landıs- 
tbeile mitgetragen werben müfjen ? 

Die Frage ift befonders widtig in Staaten, melde bie naturgemäß mehr 
lolal zu befriedigenden äffentlihen Bedürfniſſe dennoch durch den ganzen Staat 
befriedigen wollen, in ſtark centralifirten Staaten, in Staaten, welche eine wenig 
ausgebildete Gemeinde⸗, Bezirk⸗, Kreis- und Provinzialwirtbihaft haben, und 
welhe überhaupt der dffentlihen Wirthihaft eine Menge von Aufgaben 
jumeifen, welche befler der Privatwirthſchaft überlafien bleiben. Wo dieſe 
beiten Boransfegungen fehlen, ift die Frage von bebeutend geringerem Gewidt. 
Anftalten, welche fpeciell einer Gegend zugewendet werben, ohne daß die andern 
ähnliche Anftalten erhalten, find faft immer mehr privatwirtbfchaftlicher Natur, venn 
bie Sicherheit nah Innen und Außen fowie die Bildung im weiteften Ginn wirb 
meift allen Gegenden gleichmäßig zugewendet, ober ift überall eine ver Lolalaufgaben. 
68 dreht ſich alfo vorzugsweife um privatwirthſchaftliche Anlagen, melde ein großes 
Kapital erfordern, die Errichtung von Kommunifationsanftalten, von Eindeihungen, 
von Entwäfjerungen und dgl. Würben dieſe alle ver Privatinduftrie überlaffen, dann 
würde die Erftellung einfach davon abhängen, ob ein Einzelner oder eine Gefell- 
ſchaft den Glauben an vie Rentabilität eines ſolchen Unternehmens hat, einerlei ob 
Ipäter diefer Glaube als falſch oder als wahr ſich herausftellt. Auch wenn vie 
Errihtung folder Anlagen die Sache von mehr oder minder Iofalen und zwar 
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autonomen Berbänven ift, kann von einer Ueberlaftung nicht die Rede fein. Jede 
Gemeinde oder jeder Gemeindeverband, oder jede größere Staatsunterabtheilung 
forgt für ſich, es kommt nur darauf an für beftimmte Zwede bie lolalen Verbände 
weder zu groß noch zu Hein zu machen. 

Ueberhaupt wenn die Ausgaben wirklich von der Gefammtheit, von 
ver Bollsvertretung beſchloſſen werden, liegt ein Zwang nur foweit vor, 
als immer die Minorität ver Majorität fi) unterorbnen muß. Anders in mehr 
oder minder abfolut regierten Staaten, wo das Voll gar nicht barnad gefragt 
wird, ob es einem Lantestheile eine VBergünftigung vor den anderen zuweiſen 
wolle, fondern wo dem eimen Lanbestheil die nüglichen oder angenehmen An— 
ftalten, allen aber die Koften zubekretirt werben. Wie weit darin die Regierung 
gehen darf, ift principiell ſchwer zu entfcheiden, denn zwei Argumente, das eine für, 
das andere gegen die Zumenbung eines Lofalvortheild auf gemeinfame Koften 
halten einander die Stange: Dagegen ſpricht der Gedanke, dag wenn ein 
ärmerer Landestheil einen Staat für ſich bildete, wie ja Schlefien oder Pofen 
— ſo gut ein Staat für ſich ſein könnte als das Königreich Sachſen, dieſer 

andestheil für alle ſeine Anſtalten auf ſich ſelbſt angewieſen wäre. Dafür ſpricht 
die Zuſammengehörigkeit ver Landestheile zu einem Ganzen, welches nicht atomiſtiſch 
getrennt werden darf, und ſpricht vor Allem der Umſtand, daß die Hebung, welcher 
ein Landestheil durch gewiſſe Anftalten theilhaftig wird, auch wieder den näher 
liegenden Gegenden und der Geſammtheit nützt. Zwiſchen dieſen beiden Schwierig- 
leiten im einzeln Fall richtig durchzulaviren iſt nicht leicht. Die Regierung wird 
der Entſcheidung überhoben, wenn das Voll ſelbſt über ſolche Ausgaben en 
fheiden hat, oder wenn bie Autonomie der Gemeinden und der größeren des⸗ 
theile eine bedeutende iſt, alſo bei großer Decentraliſation, welche freilich dem 
Abſolutismus ſehr ſtark entgegenläuft. Intereſſant iſt übrigens, wie dieſe Bevor- 
zugung eines Landestheiles nicht immer die des ärmeren vor dem reicheren, ſondern 
oft gerade umgekehrt des reicheren gegenüber dem ärmeren iſt. Ich erinnere nur an 
die Steuerlaft, welche auf ganz Frankreich ruht, um Paris zu verſchönern und bie 
napoleonifche Dynaftie durch befeftigte Kafernen, welche gerade Straßen beherrſchen, 
zu ſchützen. 

2. Steuerveranlagung. Steuerfyftem. 


Mit Anerkennung der Genußmenge eines Jeden als des beften Beftenerungs- 
maßftabes ift keineswegs ausgefproden, daß auch direft das Genußquantum eines 
Jeden mit einer einzigen procentalen Steuer zu belegen ſei. Einmal könnte bie 
jelbe ganz unmöglich ober fie könnte fo fehwierig fein, daß eine andere Be 
fteuerung leichter zu demfelben Endrefultate führte, 

Daß es für alle Zeiten und für alle Völker eine abfolute Unmöglichkeit 
bleiben werde, da® Genußjuantum eines Jeden in unferem obigen Sinne bireli 
zu ermitteln, will ich freilich nicht behaupten, aber doch für unfere Zeit; vieleicht 
daß fie möglihd wird, wenn Regierung und Bolt größerer nationalöfonomifcher 
Bildung fi rühmen können als jest und wenn überhaupt vie Wiffenfhaft ber 
Nationalölonomie und Statiſtik weiter vorgefchritten if. Eine direkte Schägung 
ber Genußmenge durch die Steuerbehörde wäre felbft bei ber größten national- 
öfonomifhen Bildung und dem ausgebilbetften Syftem der Haus- und Gefchäfte- 
fpionage kaum möglid. Jeden einzelnen Genußalt befteuern zu wollen, um daraus 
bie Gefammtheit zu finden, wäre nicht minder unmöglid, wenn man nicht jebem 
Menſchen einen zweiten ald Steuerfontroleur zur Begleitung auf Schritt und 
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Tritt beigeben wollte. Jedes Gut, welches einen Genuß gewährt, nicht im Kon- 
funtiongaft, fondern im Probuftionsaft, zu beftenern, ginge bei manchen Gütern, 
aber nit bei allen, follte es felbft bei allen greifbaren Gegenftänven thunlich 
fein, wie wäre e8 bei allen immateriellen Produften, welche meift in dem Augenblid 
ver Produktion auch fonfumirt werben? An alle diefe Methoden fann nicht gedacht 
werben, ich habe fie nur als Unmöglichleiten aufgeführt. Das einzig Denkbare wäre eine 
Selbſtſchätzung des Genießenden, etwa fontrolirt durch die Steuerbehörbe. Ob dieſe 
Selbſtſchätzung nicht allezeit an dem guten Willen fcheitern wird, fann erft der 
Erfolg lehren, fo lange aber die Regierungen ſich nicht fchenen gegen ven Willen 
des Bolfes Unnüges oder gar Schävlies zu probuciren, und bie Wiffenfchaft 
auch die guten Etaatsprobultionen als ein nothwendiges Uebel darzuftellen fich 
bemüht, iſt der Wille, feine Steuerfraft richtig anzugeben, jedenfalls ſchon aus 
diefen beiden Gründen fehr zu bezweifeln, Bisher und wohl noch auf lange 
Iheitert eine richtige Schägung aber auh an dem Mangel allgemeiner umd 
fpeciel nationalöfonomifher Bildung, um nicht zu fagen faft Aller, 
doch der überwiegenden Mehrheit. Es liegt das nicht etwa an unferem Befteue- 
rungsmaßftab des Genußquantums, jeder andere Maßftab, 3. B. das f. g. reine 
Einfommen der alten Schule oder das Einkommen, wie es Schmoller, faßt, märe 
ver Mehrzahl im Volk bei dem jegigen Stande der nationalötenomifhen Bildung 
ebenfo wenig zum deutlichen Bewußtfein zu bringen. Es find bei ver Genußbe— 
ſteuerung dieſelben Hinderniffe wie bei der allgemeinen einzigen Eintommensfteuer 
mit eigner Einſchätzung ober Einſchätzung dur die Steuerbehörden, oder doppelter 
Einfhägung. (Bgl. Art. Eintommenfteuer.) R 

Das Einfommen oder die Genufimenge find beide nicht durch eine einzige 
Steuer, fondern nur Purd eine Kombination verjchledener Steuern, durch ein 
Steuerfpftem zu treffen. Die Aufftellung eines gemeinfamen Befteuerungsmaß- 
ſtabes ift dadurch nicht etwa unnüt gemacht, fondern bleibt gerade fo nothwendig. 

Wir müflen die verfchiedenen Duellen aufjuhen, aus benen bie einzelnen 
Genüſſe entfpringen, ehe fie fi zu dem ununterſcheidbaren Genußquantum ober 
um bei dem Bilde zu bleiben, zu dem Strom von Genüffen vereinigen. 

Die Menge ver Genüffe, weldye Jemand in einem beftimmten Zeitraum, z. B. 
in einem Jahr fi zu verfchaffen vermag, kann nur aus Biererlei herrühren: 

1) Aus der Summe aller Erträge, melde ihm jährlid feine. Arbeitskraft 
und feine Kapitale ohne Schmälerung ihres Beftandes gewähren oter gewähren 
finnen, fo weit er biefes Einfommen im felben Jahr aufbraucht und nicht als 
Kapital oder Genußgut für fpätere Zeiten auffpart. 

2) Aus den Genüffen, welde ihm fein nicht als Kapital verwenvetes BVer- 
mögen, alfo feine ftehenden Genußgüter ohne Schmälerung ihres Beftandes, d.h. 
nah Abzug der Koften für ihre völlige Inftanphaltung gewähren oder ge— 
währen fönnen. 

3) Aus den Genüffen, welche ihm durch Umwandlung von fiehenden Kapital 
und ftehenden Genußgütern in umlaufende Genußgüter zufließen. Zu diefem Yegteren 
gehört au, was er, ftatt hiemit feine Arbeitsfraft, fein ſtehendes Kapital und 
fine ftehenden Genußgüter in ungefchmälertem Beftand zu erhalten, verbraudt, 
durch melden Verbrauch der Werth von Kapital und Genußgütern allmählich 
verringert wird. 

4) Aus Gebraud oder Verbrauch von Geſchenken. 

Iſt es möglich jede viefer vier Arten von Genüflen mit einer procentalen 
Steuer zu treffen, fo ift die Vefteuerung nad unferem Befteuerungsmaßftab möglich, 

Bluniſchli un Brater, Deuifhes Staatt-Wörterbuß. X 9 
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hierauf alfo muß das Steuerfyftem gerichtet fein. Betrachten mir die Möglichkeit 
einer ſolchen Befteuerung, und zwar in umgefehrter Ordnung, beginnend mit Nr. 4. 

ad 4. Auf die Gefchenke ift, wie aud ſchon oben einmal angedeutet, 
nicht weiter Rüdfiht zu nehmen, fie werben ruhig beim Schenker weiter befteuert, 
bis. derfelbe die Uebertragung dieſes Steuergegenftandes auf ven Beſchenkten der 
Steuerbehörbe mittheilt. Bei allen Erbſchaften macht fih das naturgemäß nod 
viel einfacher, indem bie Steuerperfönlichkeit des Sterbenden aufhört, und den Suc- 
cefjoren pro rata des Erbtheild, des Legates ꝛe. zuwächst. 

ad 3. Am leichteften find die Genüffe der britten Art, wenn auch nicht fogleich im 
Moment des Genuffes, fo doch, und zwar ohne Schaden der Steuerkaſſe, in einem 
fpäteren Zeitpunft zu beftenern. Sie entftehen, wie angegeben, ſämmtlich durch 
Aufbrauchen von Vermögen, das man bisher nur gebraudte. Die Steuerbehörbe 
bat ſich felbftändig gar nicht um biefe Veränderungen zu befümmern, fie befteuert 
fo lange in der alten Weife fort, bis der Befteuerte, um nit das ſchon Ver— 
brauchte noch ferner zu befteuern, bie Veränderung der Steuerbehörbe felbft anzeigt. 
Erft dann wird der Berbraud als Genuß befteuert und was bisher der Staat 
an Steuern bezogen bat, ift glei dem Zinfenverluft, den der Staat durch zu 
fpäte Verfteuerung des Genuſſes erlitten hatte. 

Wurde 3. B. bisher ein Geldkapital von 10,000 Rthlr., weldes 5 %/, Zinfen, 
alfo 500 Rthlr. trug, oder mit andern Worten ein Einfommen von 500 Rthlr. 
mit 109/, befteuert, fo wird troß des VBerbrauces Jahr aus Jahr ein 50 Rthlr. 
an Steuern weiter erhoben. Wirb endlich 3. B. 10 Jahre nad dem Berbraud 
der Berbraud befannt, fo wird jegt 109/, der ganzen Summe erhoben und bie 
Zinfen, welde dem Staat in den 10 Jahren feit dem Berbraud entgangen find, 
werben genau durch die bisher weiter bezahlte Steuer von 50 Thaler ausge- 
glihen. 

Statt des gewählten Beiſpieles eines verbraudten Kapitals könnte gerade 
fo gut ein aufgebrauchtes ftehendes Genußgut genommen werden. Späteftens wird 
beim Todesfall fi ergeben, daß bie noch immer beftenerten ftebenden Genußgegen— 
ftände oder Kapitale längft in umlaufende Genufgüter verwandelt und verzehrt: 
waren, und wirb nın der Verbrauch qua Genuß nachträglich befteuert. Selbft der 
Berbraud, welchen die vernadläffigte Inftanphaltung von ftehendem Kapital und 
ftehenden Genußgütern repräfentirt, Könnte auf diefe Art nachträglich noch die dem 
Genuß entfpredende Steuer tragen. 

Nur wenn der Betreffende nad einem folden Verbrauche auswanderte, ent- 
ginge dem Staate ein Theil der ihm gebührenden Steuer. 

ad 2. Nicht ebenſo leiht als die ad 3 genannten Genüſſe find die ad 2 
aufgeführten zu ermitteln und zu befteuern, nämlich ver Gebraudsgenuß von 
ftehenden Gütern, welde dem Eigenthümer Genuß gewähren oder gewähren fünnen. 
Was darunter fällt, ift nah unferen obigen Begriffsbeftimmungen theoretifch frei- 
fih unſchwer zu entjcheiden. Nur die Theile des Einkommens, weldye in ber Be— 
fteuerung diefes fpeciel erimirt wurden, als nur allmählid in Geftalt von ſtehenden 
Gütern zum Berbraud kommend, find zu dieſer Beſteuerung heranzuziehen. 

Dennod dürfte es in der Praris am Einfachften fein, bie ftehenden Genuß- 
güter, welde aus Einkommen gebildet werden, mit der fehr bebeutenden Yus- 
nahme aller Immobilien, bei der Cintommensbefteuerung lieber nicht zu erimiren, 
fondern fogleih als Einfommen zu befteuern. Die ſchnelle Aufungbarkeit,, die 
häufige Neuanfchaffung derfelben und vie ohne ausgebildete Steuerfpionage ſchwierige 
Stenererbebung führen gleihmäßig dazu. 
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Hingegen die Immobilien müffen fhon darum bireft ala Genußgüter be- 
fteuert werben, weil biefelben felten aus dem Einfommen, ſondern meiftens aus 
Kapital erworben werben, d. h. weil nur eine der oben beſprochenen Umwand⸗ 
lungen von Steuerobjeften Statt findet. Auf keinen Fall dürfen einige Immobilien 
beim Genuß berfelben befteuert werden und andere aus dem Grunde, daß fie ſchon 
als Einfommen beftenert worden find, von der Steuer frei bleiben. Der Grund 
folder Befreiung vergißt fi bei Gütern von ewiger Dauer, wie 5. B., der Grund 
und Boten ift, fo leicht, daß entweder die befteuerten Güter fpäter von der Steuer 
entlaftet werben oder daß man bie fcheinbar unbefteuerten noch einmal befteuert. 

ad 1. Das Schwierigfte ift offenbar das Einfommen eines Jeden nad Ab- 
zug alles deſſen, was nicht umlaufendes Genußgut oder unferer legten Bemerkung 
zu Folge auch deſſen, was nicht ſtehendes Mobiliargenußgut ift, mit einer gleichen 
Steuer zu treffen. Daß das Gefammteinfommen fo wenig als der Gefammtgenuß 
eines Jeden mit einer einzigen allgemeinen Steuer getroffen werben fann, zeigten 
wir im Anfang diefes Abjchnittes, e8 bedarf vielmehr eines ganzen Stenerfyftems, 
um bie einzelnen Eintommensquellen oder Einfommensarten zu befteuern. 

Wenn ih von einer Beftenerung der einzelnen Einfommensquellen und Ein- 
fommensarten rebe, dann verftehe ich darunter bie einzelnen Komplere von werth- 
ſchaffenden Thätigkeiten des Menſchen oder vie einzelnen Gewerbe, vermittelft deren 
er unter Beihülfe der Natur mit feinem Kapital probucirt, nicht aber die ideellen 
Elemente, auf welche jede Produktion fih zurüdführen läßt, Arbeit, Kapitalnutzung 
und befondere Bevorzugungen durd die Natur, oder deren Preis, Lohn, Zins 
und Rente, 

Ich weiche darin von den meiften Finanzichriftftelleen ab, welche je mit einer 
Steuer diefe iveellen Einfommensquellen, d. h. die verfchiedenen durch die Theorie 
gefundenen Probuftionsfaftoren, den Arbeitslohn, den Kapitalzins, die Rente 
treffen wollen. 

Es ift dies ein Hineintragen einer wiffenfhaftlihen Eintheilung in das viel 
geftaltige ſtets wechfelnde Leben, wo fie vollftändig unmöglid ift, ähnlich der ver- 
fuhten Eintheilung der Boltswirthfchaftepolitit nah Maßregeln, welche die Pro- 
tuftion, die Gütervertheilung und die Konfumtion betreffen, wo dann entweder 
um der Eintheilung willen der Sahe Zwang angethan oder zufammengehörige 
Gegenftände auseinander geriffen werben. So wird bei Rau die Politif des doch 
bis zu einem gewiflen Grad aud) von ihm für probuftiv und für eine Produktion erflärten 
Handels in die Beförderung der Gütervertheilung gefegt, zuſammen mit 
dem größten Theil des Armenweſens, während ver Reft des Armenweſens davon 
(osgerifjen und mit der Luruspolitit. als Maßregeln zur Beförderung der Bers 
zehrung zufammengefchraubt wird. 

Biel mehr als in der VBoltswirthihaft wird in der Finanz oder Staats— 
wirtbfhaftspolitit durd die aufgebrängte Eintheilung nad) den ideellen ober 
tbeoretiichen Einkommensarten, welche jeder nad feinem nationalöfonomifchen 
Syſtem anders macht, fünftlih ein Zwiefpalt zwiſchen Praxis und Theorie ge- 
Ihaffen, der von Natur nicht eriftirt. 

Welch' verfhievene Produftionselemente oder Einfommensquellen und darnach 
Einfommensarten jeder Schriftfteller in denfelben Steuern zu treffen meint, zeigt 
als Beifpiel ſchon eine Gegenüberftellung von nur zwei Eintheilungen, der Rau'ſchen 
und der von Umpfenbad. 
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Hau. 8 300. Umpfenbach. (Inhaltsverzeichnif.) 
1) Die Grundrente fann belegt 1) Die Befhagung der Grundrente. 
werben: a) Die Örundfteuer. 
a) bei den Eigenthümern in ber 
Grundſteuer. 


(Ackerbau und Waldbau.) 
b) bei denjenigen, welche vermöge 
eines Realrechtes einen Theil 
davon beziehen, burd die Ge- 


fällfteuer. 

2) Die Orundrente verbunden mit 2) DieBefchagungdesKapitalzinfe 6. 
einer Zinsrente zeigt fih in b) Die Waldfteuer. 
der Dausrente, und bildet ven e) Die Gebäubeftener. 
Gegenftand der Hausfteuer. d) Die Darlehnfteuer. 

3) Die Kapitalrente findet fih: 3) Die Beihagung bed Arbeits 

a) in Verbindung mit Gewerbs— lohns. 

verdienſt in dem Einkommen der e) Die Arbeitsſteuer. 
Gewerbsunternehmer, welches der f) Die Gewerbfteuer. 


Gewerbeſteuer unterliegt. 

b) abgefondert im Zinfe ausgeliehener 
Kapitale, für welche die Zins- oder 
Kapitalfteuer beftimmt ift. 

4) Der Urbeitslohn ohne Berbin- 

bung mit andern Einnahmen wirb 

durd eine beſondere Lohnfteuer ge- 

troffen. 

Nahdem die Finanztheoretifer, von denen ich nur zwei aufgeführt habe, 
ſolche oder ähnliche Eintheilungen gemadt, räumen fie bei der Behandlung ber 
einzelnen Steuern vielfach freilich ausdrücklich oder ftillfhweigend ein, daß tie Ein- 
theilungen nidt ganz zutreffen, daß außer der Einfommensquelle, welche nadı 
ihrer Meinung die Steuer treffen follte, auch noch andere mit getroffen werben, 
es ift das aber aud noch weit mehr ver Fall als fie zugeben, es ift fo weit 
der Fall, daß faft in jeder der angeführten Steuer Zins, Lohn und Rente (nur 
nicht gerade Grund rente) getroffen werben follen oder doch getroffen werben. 

Aud die Eintheilung der Steuern bei 2. Stein in Kapitale ober Probuf: 
tiond-, in Arbeits- oder Konfumtiong- und in Einfommenäfteuern ift feine wefent: 
lid andere als bie von Beſteuerung des Kapitals, der Urbeit und der Rente (nicht. 
blos der Grundrente, fondern Rente ungefähr im Sinne Schäffle's oder v. Man: 
goldt’8, Produftionsüberfhuß im Gegenfag zur Produftionseinbuße); der Haupt- 
unterfhhied gegen die Steuerfyfteme Rau's, Umpfenbach's ꝛc. befteht nur in dem 
ganz richtigen Gedanken, die f. g. inbireften Steuern, richtiger die Aufſchläge, mit 
in das eine Gteuerfuftem zu ziehen und nicht ein zweites Syſtem ver 
Konfumtionsftener neben das der Probuftionsfteuer zu ftellen. 

Faft die gefammte neuere Finanzlitteratur geht von einem ähnlichen Gedanken 
bei der Steuerveranlagung aus. 

So lange in der Nationalöfonomie noch fo wenig Einigkeit über die Ein- 
theilung und Begrenzung der ibeellen Einfommensquellen oder der Probuftions- 
elemente herrſcht, und dieſe Einigkeit wird fehlen, fo lange es eine Wiffenfchaft ber 
Nationalölonomie gibt, fann man hiernach die Steuern nicht eintheilen. 
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Für die Beftenerung müſſen dieſe Theorien als gar nicht eriftent gelten, es 
genügt, daß das Geſchäft einen Ertrag gibt, der unter die Theilhaber als Ein- 
lommen ſich vertheilt. Man treffe das Reſultat diefer Produktion möglichft gleich- 
mäßig mit der Steuer. 

Die Staaten haben fi früher bei ihren Steuern um ſolche Theorien nicht 
gefümmert, fie thun es zum Glück auch jet felten; wo es verfucht wird, gewinnt bie 
Befteuerung gewiß nicht. Man fehe ſich jede beliebige Grunpftener eines Staates an 
und frage, ob fie mit dem Rau’fhen Sag harmonirt: „Die Grundſteuer ift be— 
fimmt, einen Theil der Grundrente, d. i. des reinen Ertrags, welde das Grund: 
eigenthum gewährt, für vie Staatsfaffe in Anfprud zu nehmen." Die Grunp- 
fteuer kann gar nicht nur die Grundrente treffen und will es aud nicht. 

Charakteriftiich für den gefunden Sinn der Finanzpraris ift, daß unter ben 
wenigen Schriftftellern, welche fich die vergebliche Mühe, vie einzelnen Einfommens- 
quellen in beftimmten Steuern treffen zu wollen, nicht geben, obenan ber Finanz: 
praftifer v. Hod fteht in feinen „Deffentlihen Abgaben und Schulden." Stuttgart. 
1863. Er fagt: „Um die Schwierigkeit der Ermittlung des Einkommens in feinen 
verjhiedenen Stadien ald rohes, reines und freies Eigenthum (? fol wohl heißen 
Einfommen) zu umgehen, hält man fih an bie einzelnen materiellen 
Quellen des Eintommens, das Öruntftüd, das Gebäude, 
das Geldkapital oder die Rente, das Gewerbe, das Amt oder ben 
Dienft, — hierdurch befümmt man bie Ertragsfteuer, die Grund-, 
Haus», Kapital- oder Renten», Gewerbe», Befolpungsfteuer." 
(Seite 83.) 

An dieſe äußerlich unterfheidbaren Erwerbszweige der Menfhen muß bie 
Steuerbehörde ſich halten. 

Das Einkommen eines jeden Menſchen läßt ſich nicht nur theoretiſch, 
innerlich, für ven Befteuerungszwed unbrauchbar, auf Einkommen aus 
feiner Arbeit und aus feinem Kapital zurüdführen, fondern es läßt ſich aud 
praltifch, Außerlih, für den Befteuerungszwed, brauchbar nachweiſen als 
aus den manigfachften Gefchäften oder aus den verfchiebenen Produftionsarten 
fließend, in welchen ein Jeder mit Arbeit und Kapital betheiligt ift. Ebenfo wie 
nun dag Einfommen eins Menſchen fo äußerlich betrachtet aus ver- 
Ihiedenen Einkommensquellen kommt, fo vertbeilt fih aud der Ertrag 
eins Geſchäftes auf verfchiedene Menſchen, welde daran mit Arbeit und 
Kapital betheiligt find. 

Der einzelne Steuerpflichtige ift nicht immer im Stande nachzuweiſen, welches 
dr Ertrag aller der Gefchäfte ift, aus welchen er einen Theil feines Ein- 
tommens bezieht, er ift aber im Stande anzugeben, welder Theil feines Ein- 
Iommens aus jedem der verfchiedenen Geſchäfte flieht, in wie vielen Ge- 
Ihiften er fi betheiligt und wie groß fein Gefammteintommen ift. Beſonders 
nur für den Theil feines Einkommens ift die Angabe zumal für den Ungebilveten 
Ihwer, welden er aus fremden Geſchäften nicht in Geld, ſondern in natura er- 
halt, und welden er aus feiner eigenen Unternehmung in natura bezieht. Als 
Beilpiel für das Erfte nenne ih Wohnung, Belöftigung, aud Kleidung u. dgl. 
von ftäbtifchen und ländlichen Dienftboten, Geſellen, Lehrlingen, für das Zmeite 
die Güter, welche der Landmann fich felbft erzeugt und in natura verbraudt, die 
Hauptnahrungsmittel und wohl aud gewiffe Bekleidungs- und Feuerungsſtoffe. 
In beiden Fällen ift die Schägung des eigenen Einkommens durch den Steuer: 
plihtigen, wie oben bemerkt, fo ſchwer. Dazu kommt die gleichfalls berührte Un- 
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luft, fein Einfommen ber Steuerbehörbe richtig anzugeben. Auch für die Steuer- 
behörde ift das ganze Einkommen des Einzelnen oder feine verſchiedenen Theile 
bireft zu ſchätzen unmöglich. 

Beide Uebeftände fünnen gehoben werden, wenn die Steuerbehörbe im Stande 
ift, den Ertrag der einzelnen äußerlich fichtbaren Geſchäfte und vie Vertheilung 
diefes Ertrages auf alle, melde in dem Geſchäft mit Arbeit und Kapital fich be- 
theiligen, zu ermitteln. 

Dann fann die Steuerbehörbe die Unluft und das Unvermögen der richtigen 
Eintommensangabe durch den Steuerpflidhtigen Fontroliren und ergänzen. Der 
Steuerpflidtige hat eine Berfonalfhägung feines Einftommens 
und bie Steuerbehörde eine Realſchätzung aller Erträge und 
ihrer Bertheilung vorzunehmen. Gewiffermaßen eine boppelte Buchführung in ver 
Befteuerung, die fireng genommen im Endrefultat, in ber Steuerfähigfeit eines 
Jeden fib decken muß. 

Wie die Steuerbehörbe in al’ den verfchiedenen Geſchäften die Realſchätzung 
der Erträge und ihrer Vertheilung vornehmen fol, ift bier nicht ver Raum auszu- 
führen. Darüber find die Artikel Grund» und Hausftener, Gewerbefteuer, Ein- 
fommen- und Kapitalftener zu vergleihen. Die theoretifhen Punkte find, wenn man 
fid) einmal über das Befteuerungsprincip und das Steuerfyftem geeinigt hat, leicht, 
für die ſchwierige Ausführung laffen fi wenig allgemeine Rathſchläge ertheilen. 
Sie find für jeden Fall aus den allgemeinen Grundfägen der Befteuerung zu 
entnehmen. Der Steuerbehörbe liegt vor Allem ob, ven Rohertrag eines jeden 
Geſchäftes oder eines jeden Kompleres wirthihaftliher Thätigkeiten zu ermitteln, 
d. 5. die Menge von Probuften, welche in einer beftimmten Produktionsperiode, 
welche damit zugleich die Steuerperiode ift, gefhaffen worben, und ben Geldwerth 
zu berechnen, ven biefe Produkte repräfentiren. Davon geht, um die aus dem Ge- 
fhäft überhaupt fließende Genußmenge zu ermitteln, Alles ab, was für 
feinen Menſchen genußbringend zur Produktion aufgewendet wird. Der Reft ift dann 
die aus dem ganzen Gefhäft hervorgehende fteuerfähige und fteuerpflichtige Genuß- 
menge oder der Neimertrag des ganzen Geſchäftes für alle daran Betheiligten. 
Diefen ganzen NReinertrag haben ver eine oder bie mehreren Unternehmer jedes 
Geſchäftes ald Genußmenge zu verftenern mit Abzug alles defien, was fie als 
an andere in dem Gefhäft mit Arbeit und Kapital Betheiligte abgehend nach⸗ 
weifen. Diefe Abzüge dienen der Steuerbehörve ale Kontrole fir alle Angaben, 
welche bie einzelnen Steuerpflihtigen über die verfchlevenen Theile ihres Ein- 
fommens mahen, und dienen umgekehrt diefe Angaben über das Einfommen als 
Kontrole für die Richtigkeit der vom Unternehmer gemachten Abzüge. Was nad) 
diefen Abzügen bei einem Geſchäft noch übrig bleibt, das iſt Reinertrag nicht des 
ganzen Geſchäftes, fondern ver Reinertrag für den einen oder die mehreren Unternehmer, 
von denen bie andern ihr aus dem Reinertrag des ganzen Geſchäfts fließenves 
Einkommen ausgezahlt erhalten. Als ein folches in feinem Rohertrag und feinem Rein- 
ertrag zu ſchätzendes Geſchäft muß aber auch der Erwerb, ver nicht auf Berfauf 
feiner Produkte, fondern auf Berfauf der Nutzung von Produkten und auf 
Berfauf von Arbeit gerichtet ift, angefehen werben. 

Dei diefer Beſteuerung der verfchiedenen Ermwerbszweige ift als principales 
ESteuerfubjelt in der Landwirthſchaft nicht der Eigenthümer, fondern der Wirth- 
fhafter, fei er Pächter oder felbftwirthfchaftender Gigenthümer, anzufehen, und ver 
verpadhtende Eigenthümer nur als unthätiger Kapitalift. Ebenſo iſt prinzipales 
Steuerfubjelt jeder mit fremdem Kapital wirtbfchaftende Unternehmer, welche Art 
von Geſchäft er betreiben mag. 
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Landbau auf einem gepadteten Gruntftüd, Gaſtwirthſchaft in einem ge- 
pachteten Hotel unterfcheidet ſich nicht wefentli von jeder andern Wirthſchaft, 
welhe mit fremdem Kapital betrieben wird; Grund und Boben ift eben aud nur 
eines ber vielen verjchiedenen Kapitale, die man felbft frudttragend machen ober 
einem Andern dazu überlaffen fann. Die Beftenerung ift leichter durchzuführen 
als bei principaler Beftenerung ver Kapitaliften und principaler Befteuerung ber 
mit fremdem Kapitale Wirthichaftenven. 

Ohne die angegebene gegenfeitige Kontrole der Nealfhägung bes Ertrages 
und der Perfonalihägung des Eintommens machen vor allen Dingen die Erwerbs- 
zmweige oder die Geſchäfte Schwierigkeiten, weldye nur wenige äußerlich fidhtbare 
Apparate erfordern: 

1) Das Bermiethen von SKapitalien ober Berlaufen der Kapitalnugung 
(bei nit fungiblen Sachen auch Verkauf der Kapitalabnugung), zumal in ber ge 
bräudlichften Form des Gelvausleihens und 2) das Bermiethen der eigenen Ber- 
jon oder das Berkaufen von Dienften und Arbeit. 

1) Was das Ausleihen, das Vermiethen, das Verpachten von Gütern 
angeht, fo würde vasjelbe in der Form von Geldausleihen fehr leicht ver Be— 
fteuerung als Einkommensquelle entihlüpfen können, wenn nicht das ganze Be— 
fteuerungsfyftem in der oben angegebenen Art darauf berechnet wäre, die Eriflenz 
von ausgeliehenen Gelvfapitalien in ber Beftenerung der Geſchäfte, in melde fie 
verwendet werben, nachzuweiſen. Es liegt im Interefje jedes Befteuerten, bie 
Steuer von geliehenen Kapitalien durch Nennung des Eigenthümers von fid) 
direlt abzumälzen, 

Wollte der Darlehngeber kontraftlih den Darlehnempfänger binden, bei ber 
Befteuerung das geliehene Kapital als fein eigenes anzugeben und wäre ein folder 
Kontrakt gültig, fo würde indireft durch Steuerüberwälzung die Steuer auf ven 
Rapitaliften fallen, indem die einfahe Folge ein etwas niedrigerer Zins für ein 
ſolches Darlehn wäre, welches ein fteuerfreies Einfommen gewährt, während fonft 
das Eintommen aus verfaufter Kapitalnugung der Befteuerung unterliegt. Diefelbe 
Erjheinung würbe nach längerer Zeit fih auch zeigen, wenn alle Kapitale, 
welche man nicht felbft benugt, nicht vom Eigenthümer, ſondern von dem Benuger 
als Eintommensquelle verfteuert werben müßten. Vermiethete Kapitale brauchte der 
Eigenthümer nicht zu verfteuern, der Preis der Kapitalnugung oder der Zins 
müßte alfo fallen. 

Die Steuer von Kapitalien, welde im felben Lande ausgeliehen wer: 
den, fann dem Staat auf keine Weife entgehen. Nur diejenigen Gelvfapi- 
talien, welche in das Ausland verliehen werben, entziehen fih der Steuer« 
tontrole, da der Darlehenempfänger nicht derſelben oberften Steuerbehörde 
unterworfen ift, wie der Darlehengeber, fondern der Steuerbehörbe eines ganz 
andern Staates. Einzig durch Konventionen der Staaten untereinander fönnte 
ein Staat für den andern die Steuer von allen in fein Zerrain ausge— 
liehenen Kapitalien erheben, bei dem Einkommen aus fremden Staatspapieren wäre 
das ſogar fehr leicht, bei den an Privaten geliehenen Summen ſchon ſchwerer, 
jedoch ſelbſt da ift es nicht unausführbar. Bon vergleichen Konventionen find wir 
freilich noch weit entfernt. 

Dis es dahin kommt, eriftiet für diefe Beſteuerung nur die freilich oft un- 
genügenbe eigene Angabe der Kapitaliften. Das Ungenügenve liegt zum Glüd nur 
darin, daß mancher den Betrag diefes Einfommens nicht angeben mag, während 
die Größe eines ſolchen Einfommens leichter zu berechnen ift als die faft aller andern 
Einfommensarten, 
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Biel weniger Schwierigkeiten macht, felbft wenn die Kontrole durd bie Käufer 
ber Kapitalnugung wegfält, das Ausleihen von allen andern Gütern als gerade 
von Geld. Sole Güter entziehen fi nicht fo leiht den Bliden ver Steuer- 
behörde, alſo Grunpftüde aller Art, Pferde, Kutfhen, Mobilien, Kleiver, z. B. 
Mastengarberoben, Bücher, Muſikalien zc. ıc. 

2) Noch ſchwerer zu. bewerfftelligen ift bie Befteuerung aller Arbeit, 
welche der Arbeiter nicht im eigenen Gefhäft benußt, fondern welde er verkauft. 
Ein äußerer Anhalt ift der Steuerbehörbe faft nirgends gegeben. Für direlte Er- 
mittlung bleibt faft nur bie Angabe des Lohmempfängers felbft, wobei nicht allein 
zu fürdten ift, daß der Arbeiter fein. Einfommen nicht genau angeben mag, fon: 
dern aud daß er als oft des Schreibens und Rechnens unfundig aus all feinen 
Kleinen Einnahmepoften fein Gefammteintommen nit ermitteln kann. 

Höchſtens fünnte man auf invireftem Wege das Urbeitseintommen ermitteln, 
welhes aus dem Ertrage gewiſſer Provuftionen als Lohn gezahlt wird, d. h. 
weldyes für den Arbeitgeber einen Theil ver Probuftionstoften bildet. Der Rein— 
ertrag eines Geſchäftes vertheilt fih ja mefentlihd auf Arbeitslohn. Ben 
jedem Producenten ift demnach zu erfahren, an wen er Yohn zahlt und wie 
viel. Dennoch iſt es im den meiften Fällen nicht thunlich, daraus in Ber: 
bindung mit eigner ÖSteuerangabe der Lohnempfangenden, das Einkommen 
eines Jeden, der in erfter Linie vom Verkauf feiner Arbeit lebt, zu ermitteln. 
Kur bei dem Lohn berjenigen, welde ausfhließlid bei einem Arbeit 
geber lange Zeit hindurch in Arbeit ftehen, fann diefe indirelte Ermittlung zu 
einem genügenden Refultat führen, nicht aber, wenn ein Ürbeiter zufällig 
bald bei diefem bald bei jenem arbeitet, oder gar, wenn bie Arbeit der Art if, 
baß jedes Gefchäft nothbwendigermweife nur ab und au folde Arbeit in 
geringen Mengen erforbert. 

Allerdings vom rein tehnifhen Standpunkt aus wäre aud bier in 
vielen Fällen vie Ermittlung zu bewerfftelligen, indem die Summe alles deſſen, 
was alle verſchiedenen Arbeitgeber einem Arbeiter an Lohn zahlen, dad gefammte 
Ürbeitseinfommen des Arbeiters bildet, allein vom wirthſchaftlichen Standpunlt 
wäre biefe Ermittlung meiftens unmöglid. Die Koften eines folden für jeben 
Ürbeiter nöthigen Steuerlatafters würden bei ver Oeringfügigkeit der in ver unterften 
Klaffe zu zahlenden Steuer viel zu body fein im Verhältniß zu diefer Steuer, bie 
Steuererhebung fönnte unter Umftänden mehr often als vie Steuer einbringt, 
ober wenigftens einen zu großen Theil der Steuer wegnehmen. 

Und nun gar alle Arbeit, welche ver Arbeitgeber nicht kauft, um fie in feiner 
Produktion zu verwenden, fondern welhe er unmittelbar fonjumiren 
will! oder alle Arbeit, welche er zwar zur Protultion kauft, aber zur Produktion 
von Waaren, melde er nicht in den Verkehr bringt, fondern welche er feibft ge: 
nießen will! Auch bier fann nur felten, nämlich bei langdauernder Dienftmiethe 
ver fog. Dienftboten der direften Angabe durch die Lohnempfänger, die indirekte 
durch die Lohngeber nachhelfen, leider auch nicht ohne Schwierigkeiten, da gerade 
bie Dienftboten vielfach in Naturalien, in Wohnung, Eſſen, Trinken ꝛc. ausge: 
* werden, und der Geldlohn einen Heinen Bruchtheil des ganzen Lohus 

bet, 

Nur bei den Arbeitern, welche vom Staat oder deſſen Unterabtbeilungen 
gemiethet find, bei den Staats- und Gemeindeangeftellten aller Art, ift rem Gtaat 
die Größe ihres Einfommens, wenigftens fo weit dieſe Leute ausſchließlich im 
Staats- und Gemeindedienſt ftehen, offenbar. Die Befteurung Diefer nach dem 
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Ginfommen oder nad dem zum unmittelbaren Genuß verwendeten Einkommen ift 
die leichtefte von Allen. Es ift ein Abzug beſtimmter Procente von ihrem Gehalt. 
Diefer Abzug fellte wo möglich nicht einmal ſogleich bei ver Zahlung nes Gehaltes ge- 
wacht, ſondern wie jede andere Steuer erhoben werben, —— iſt es, wenn 
auch theoretiſch ganz richtig, praktiſch volllommen verkehrt den Gehalt von Anfang 
an um ſo viel Procent, als die Steuer beträgt niedriger zu machen und dafür 
die Beſoldung ſteuerfrei zu laſſen. Um nur den triftigſten Grund zu nennen, ſo 
it das der Uebelſtand, daß ale vom Staat Beſoldelen vor den nicht vom Staat 
Befoldeten, namentlih wenn fie den Staatsämtern ähnliche Stellen befleiven, 
Ideinbar bevorzugt find. Der Grund der ſcheinbaren Steuerbefreiung, der um ben 
Steuerbetrag gemachte Gehaltsabzug wird ſchnell vergeffen, die ſcheinbare 
Steuerbefreiung als eine wirkliche Bevorzugung aufgefaßt, und leicht hinmweg- 
geräumt ohne Entſchädigungen oder wenigftens gegen eine ungenügende. Wird ber 
Gehalt niemals um den Steuerbetrag gelürzt, die Steuer alfo immer bezahlt, fo 
fann dieſer Uebelftand nicht eintreten. Auch für die fociale Stellung der Beamten 
aller Art ift es wichtig, daß fie Steuer zahlen wie die Andern, damit fie weder 
ſich felbft als eine bejondere Bevorzugung verdienende Kafte betrachten, noch von 
den Andern als eine Bevorzugung geniegende beiradhtet werben. 

Die Schwierigkeiten, die Steuerfähigkeit befonders der untern j. g. arbei- 
tenden Klaſſen tireft oder invireft zu ermitteln und aljo tireft das Wrbeitsein- 
lommen mit einer Steuer zu belegen, haben auf Bemühungen geführt, das Arbeits: 
einfommen indirekt zu befteuern. Das ift der vernünftige Ginn einer in das 
Spftem der Einfommensbeftenerung eingefügten indireften Beftenerung ober ber 
Aufihläge, Konfumtionsfteuern auf gewiffe unentbehrlihe Güter. Es ift das eine 
ganz andere Auffafjung als vie gewöhnliche Eintheilung. Diefe fegt ein eigenes 
Syftem der Komfumtionsfteuer oder der Aufſchläge, welche die Genüſſe ver 
Menſchen treffen follen, neben das Syſtem der Probuftionsfteuer oder ber 
Schagungen, weldye das Einkommen zu befteuern beftimmt find. Der Berfud, vie 
ſJ. g. indireften Steuern in das einzige Steuerfyftem, das der Einfommensbefteuerung, 
einzufügen, ift zuerft von 2. Stein gemacht. Das Unrichtige fheint bei ihm nur 
uch zu jein, daß er meint, alle wirklich zufällig beftehenden Arten der Beftenerung 
von Genußgegenftänden in das Steuerfyſtem einfügen zu können. Die meiften 
verfelben pafien aber nicht für eine Beſteuerung der Arbeit, ift doch aud bie 
Unzahl der verfchiedenften Eingangs: und Ausgangszölle, innere Zölle, Acciſſen, 
Auffhläge ꝛc. ganz ſyſtemlos, je nah dem augenblidiihen Bedürfniß aufgelegt, 
erhöht, erniedrigt worden. Nur gewiffe Waaren eignen ſich dazu, mit einem Auf- 
Ihlag belegt das Einfommen aus den untern Stufen der Arbeit zu treffen. Es 
find unentbehrlihe Güter, und unter viefen find die umlaufenden Genufß- 
gäter am fid) die beften. Brod oder Kartoffeln, Salz und bis auf einen gewifjen 
Grad Fleifh kann in den meiften Europäifhen Staaten Niemand entbehren. Einer 
Steuer, welche ald ein Zufhlag zum Breife erhoben wird, fann Keiner aus dem 
Bege gehen. Die Befteuerung einiger diefer Artikel ann -gerade fo hoch gemacht 
werden, daß nad dem durchſchnittlichen Konfum die niedrigften Einlommensklaſſen 
ter Handarbeiter ohne Vermögen gerade fo viel an Steuern zahlen, daß von 
ihrer Genußmenge gleiche Procente genommen werden als von der Genußmenge 
aller höhern Klaffen durch die oben genannten Propuftionsfteuern. Dann verfteht 
ſich von feibft, daß bei der Produftionsftener tas Unterhaltsminimum, d. h. fo viel 
als ſchon durd die Beſteuerung der erwähnten Lebensmittel getroffen wird, abge 
zogen werden muß. Mit diefer Konfumtionsftener wird das Unterhaltsminimum 
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getroffen, mit den Produktionsſteuern, was darüber hinausgeht. Darum fagten wir 
bei der Pehre vom Beftenerungsprincip, daß in einem Steuerſyſtem unter gewiffen 
Umftänden das f. g. Eriftenzminimum von den Steuern befreit werben müßte, wie 
jet fich ergibt, nicht um die untern Klaffen von der Steuer ganz zu befreien, 
fondern um bie procentale Befteuerung aller Genüffe durchzuführen. 

Je mehr Genufgegenftände man mit folhen Aufſchlägen belegt, um fo höhere 
Einfommenstiaffen werden ſchon durch diefe Aufſchläge genug befteuert, für um fo 
weniger Einfommensllaffen bleibt alfo ber umftändlihe Weg der Produktionsbe— 
fteuerung. Leider aber eignen fi nur wenige Genußgegenftände für folhe Auf: 
ſchläge, wenn man nicht die Produktion fehr behindern oder gar in bie Feſſeln 
des Staatsmonopols ſchlagen will. Bequen mit Auffchlägen zu belegen find außer 
den monopoliftifh vom Staat producirten Waaren nur diejenigen, welde die 
Landesgrenze oder innerhalb des Landes die Grenze der Hauptlonfumtiensftätten, 
d. h. die Stadtmauer paffiren, und einige wenige Waaren, melde in einer fehr 
geringen Zahl von fehr großen Etabliffements fabricirt werden, Alle andern würden 
zu große Erhebungstoften verurfhen. Aber auch ſchon bei den angegebenen Waaren- 
arten ſpricht BVieleg gegen die Wuffchläge, vor Allem vie Bermögensberan: 
bungen, melde in ber erften Zeit nad gemadten Aufſchlag Alle, welche foldye 
Waare produciren, erleiven. Davon reden wir fogleich bei der Steuerüberwälzung. 

Auch ſchon die oben bezeichneten Waaren wie Getreide, Brod, Kartoffeln, 
Salz, Fleiſch fallen nicht einmal alle unter die, welche bequem mit Aufſchlägen 
belegt werben lünnen, Sie werben mit Ausnahme des Salzes an taufenden von 
Orten und zwar zum überwiegenden Theil im Land felbft probucirt. Nur was . 
von diefen Waaren in die Städte gebradt wird, kann fontrolirt werden, (Schlacht: 
und Mahlſteuer), alfo nur die ſtädtiſche Arbeiterbevölterung fann man hiermit 
intireft befteuern, das ganze platte Land nit. Dadurch verliert die Einfügung 
diefer Konfumtionsfteuern in die Produktionsfteuern fehr an Gewicht. 

Bon allen Waaren bleibt nur das Salz als Gegenftand ver in die Pro- 
duktionsſteuern eingefügten Ronfumtionsftenern übrig. Diefes eignet fi aber aud 
vorzüglich dazu, zumal wenn die Salzgewinnung ober ver Salzhandel Monopol 
bes Staates ift, Unter der Bebingung, in biefer Art die Salzbefteue- 
rung zu benugen, fann man fih fogar mit ven im Artikel Staatsmonopole 
geſchilderten Uebelftänden ver Monopolifirung ausföhnen. 

Des Genuffes von Salz kann fih Niemand enthalten, fo wenig, daß im 
jelben Lande jever Menſch ziemlich die gleiche Menge verbraucht, das Eriftenzminimum 
wird in der Oenußmenge eines Jeden getroffen. Die Salzſteuer a fo body 
angefegt werben, daß gerade bie, welche nur das Unterhaltsminimum, die Steuer 
inbegriffen, haben, fo viel Procente abtreten als allen andern Klaffen durch Salz 
fteuer und Probuftionsfteuern zufammen genommen entzogen wird. 

Die bequeme Steuererhebung, aud bei Freiheit der Salzproduftion, haben 
wir oben im Artikel Staatsmonopole betont, es bleibt nur der Uebelfiand, ver 
allen Konfumtionsfteirern anhängt, daß bis in den Waaren bie Preiserhöhnn— 
um ben Betrag ter Eteuer fich vollzogen hat, die Probucenten von der Steuer 
in einem ungerechten Verhältniß getroffen werden. Jede Erhöhung ver Salz: 
fteuer wirft im Kleinen gerade fo und eine Erniedrigung umgefehrt. Wenn beim 
Monopol der Staat, vie Gefammtbeit, diefer Producent ift, dann fällt vie Un» 
geredhtigkeit ganz fort. Darum meinte ih, könnte man fih untergemwijfen 
Bedingungen felbft mit vem Salzmonopol ausföhnen, 

Ohne irgend welche Mifftände kann die Salzfteuer genau der Höhe aller 
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Probuftionäfteuern fih anpaflen, die untern Klaſſen merken, daß fie im Salz be- 
feuert werben, was fie auch merlen follen, und zahlen doch biefe Steuer auf 
die allerbequemfte Art. 

Auf die unterften Stände bleibt dann allerbings die Supplirung ber Pro 
tuktionsfteuern durch eine Konfumtionsfteuer beſchränkt. Auch wirb dadurch für vie 
Stände, welde den unterften am nädhften ftehen, bie Erhebung ver PBrobultions- 
ftener fehr koftfpielig, indem die Erhebungsfoften bei dem Kleinen Einkommen fehr groß, 
und die Steuern, welche von dem oft geringfügigen Ueberſchuß über das Eriftenzminimum 
erhoben werben, fehr gering find. Die bireft durch Ertrags- und indirelt durch 
Einfommensfhägung zu ermittelnde Genußmenge und ihre Belegung mit einer 
Produftionsfteuer bleibt alfo doch das zu erſtrebende Ziel. 

Ich babe mich mit diefen wenigen Andeutungen über die Möglichkeit, vie 
Öenußmenge eines Jeden durch ein Syftem von Probuftions-, Konfumtions- und 
Beſitzſteuern zu treffen, begnügt, da hier nicht Vorſchläge gemadt werben follen, 
die Gteuergefeggebung umzuänbern. Nah einem Princip gleihmäßig jeden Genuß 
mit einer felbft nur annähernd gleichen Steuer zu belegen, ift unendlich ſchwer. 
Jede Regierung muß fi freuen, wenn fie wenigftens ohne zu fchreiende Unge- 
rechtigleiten die Stantsangehörigen befteuert. Das was im Princip erftrebt wird, 
kann in Wirklichkeit vollklommen nie erreicht werben. 

Dennoch iſt es wichtig, dad BPrincipper Öenußbefteuerung 
auf das Scärffte zu betonen, zumal wir fogleih fehen werben, daß jede Be— 
fteuerung am Ende ven Preis aller Genüſſe erhöht, indem die Steuer, unmittelbar 
auf einen Genuß gelegt, darauf hängen bleibt, eine Steuer auf den Producenten 
aber unmittelbar durch vie f. g. Stenerüberwälzung als eine DBermehrung ber 
notbwendigen Probuftionstoften den Preis aller Genußgüter erhöht und jo auf 
ven Genießenden fält Damit man alle Genüfje mit gleichen Procenten ihres Werthes 
befteuert, müfjen natürlihd auch die Produktionen gleihmäßig getroffen werden. 
Die volkswirthſchaftlichen Gefege gleichen nur allmählich die Ungleichheit aus, melde 
felbft die befte Beftenerung in ihrer erften Wirkung immer hervorrufen muß. 


3. Steuerüberwälzung. 


Mit dem im vorigen Abſchnitt geſchilderten Steuerſyſtem ftimmen nun aber, 
wie ſchon ein Biid auf die Artikel Grund» und Gebäudeftener, Gemwerbfteuer, Ein- 
fommenfteuer, Konfumtionsfteuer, Gefälle, Zölle zeigt, die Steuern unferer civili- 
firten europäiſchen Länder nit, und ebenfo wenig mit dem Beftenerungsprincip, zum 
Mindeften ftimmen fie nicht in der Intention damit. Mit allen andern, außer unferem 
Eteuerprincip flimmen fie weder de jure nod de facto überein, fie ſtimmen nicht 
mit bem Princip der Hermann-Schmoller'ſchen Einfommenbefteuerung, fie ſtimmen 
nicht mit der lanbläufigen Befteuerung bes f. g. reinen Einfommens, wohl aber 
fimmen fie, wenn fie lange genug in Wirkſamkeit find, uno nicht innerhalb einer 
einzelnen Steuerart einzelne Individuen zu hoch getroffen werben, de facto mit 
unferem Berlangen ter Genußbefteuerung, wenn auch nit genau fo, daß jeber 
Genuß gleich hoch befteuert ift, aber doch fo, daß fein Genuß unbefteuert bleibt, 
und fo daß nur der Genuß und nidt das Einkommen, welches dem Genuß ent- 
jogen und erjpart wird, befteuerr ift. Mit andern Worten: die Wirkung ber 
Steuern in jedem Lande kommt ber Beftenerung nad dem Genuß überall am 
nähften, und ein GSteuerfyftem kann fo eingerichtet werden, daß es in der End— 
wirkung alle Genüffe gleihmäßig beftenert, nicht aber fo, daß es das Ein- 
lommen gleichmäßig trifft. 
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Es handelt ſich bei der Endwirkung der Steuer nämlich darum, ob derjenige, 
welcher eine Steuer zahlt, auch wirklich die Entbehrung fühlt, ob feine Zahlungs: 
fähigkeit dadurch um ben gezahlten Steuerbetrag fi vermindert, oder, wie ber 
technische Ausdruck ift, ob der, welcher die Steuer zahlt, fie auch wirklich trägt, 
oder ob er fie auf andere überwälzt. 

Darüber gehen die Meinungen fehr auseinander, indem vie Einen allen, bie 
Andern nur gewiffen Steuern die Fähigkeit auf Andere abgewälzt werden zu fünnen, 
zuſchreiben. Diefen Punkt haben wir hier noch zu befprehen. Wir gehen von 
folgendem Sage aus: 

Jede Steuer und überhaupt jede erzwungene Abgabe, 
auhdieStrafe, ift fürden, welcher vie Steuerzahlen muß, 
eineBerminderung feinerZahlungsfähigfeit,wenn man 
ibn als Konfumenten betradtet, und eine Bermehbrung 
der Produftionskoften, wenn man ihn als Broducenten 
betradtet, einerleiob vie Stenuerauf gewiſſe Produkte, 
auf gewiffe Produftionsafte oder auf gewiffe Prod 
centen gelegt ift. Die Frage nad) der Steuerüberwälzung ift bei jeder Steuer 
einfach die, ob die Steuer zu denjenigen Produftionsfoften gehört, welde von dem Pro⸗ 
bucenten auf den Preis ihrer Produkte gefchlagen werben fünnen. Wenn das ber 
Fall ift, überwälzt der fteuerzahlende Producent die Steuer auf die Konfumenten, 
wenn nit, fo bleibt fie auf ihm hängen. Umgekehrt ift jede Aufhebung oder Er- 
mäßigung einer Steuer gleich einer Verminderung der Produftionstoften. 

Diefen Gedanken zuerft fonfequent für alle Steuern ausgefprohen zu haben, 
ift eines der größten Berbienfte von 2. Stein um die Finanzwiffenfchaft. (Lehr- 
buch der Finanzwiffenfhaft. S. 191 ff) 

Biele, welhe einmal an den Gedanken gewöhnt find, daß die Steuern etwas 
fo ganz Abnormes in der Volkswirthſchaft feien, fügen fih nur ſchwer tarein, 
daß auch die Finanzwiffenihaft in dieſer Beziehung nichts Befonderes darbiete und 
die Steuern in Nichts von den Produktionskoſten verfchieden fein. Am meiften 
leuchtet die Aehnlichkeit ein, wenn man fi vorftellt, daß der Staat viele Ber- 
rihtungen, melde e3 bisher vornahm, und deren Koften er mit Steuern dedte, 
wieder den Privaten überläßt, 3. B. den Schuß der Arbeit und des Eigenthums, 
dann muß ber Private auf andere Weife, 3. B. durch gemiethete Wächter fich 
biefen Schug verſchaffen. Was er dafür ausgiebt, gehört doch unftreitig zu den 
Produftionstoften. Ebenfo wenn der Staat den für die Gefchäftserlernung nöthigen 
Unterricht ten Privaten wieder überliefe. Umgefehrt wenn der Staat Dienfte zu 
leijten übernimmt, welche bisher der Private fich faufen mußte, fo nimmt er dem— 
felben vie Produktionstoften ab, die Koften, welche dieſe Erweiterung feiner Thätig- 
feit verurfacht, dedt er durch neue Steuern, die er von denen verlangt, weldyen 
er die Dienfte leiftet.- Sind die Steuern alfo etwas Anderes als ein Theil 
der Produktionskoſten? Gewiß nicht! Die Frage nad Ueberwälzung der Steuern 
auf die Konfumenten in dem Preis der Produkte ift feine andere, als die nad) 
Ueberwälzung aller Brodultionsfoften auf die Konfumenten im Preis der Pro- 
bufte. Die Theorie der Preife, die mwichtigfte Partie ver ganzen Nationalöfo- 
nomie, auch nur nad der Seite der Produktionskoſten bier zu entwideln, gebt 
natürlih nit an, es müſſen ein paar Andeutungen genügen, weldhen Arten ver 
Produftionstoften tie einzelnen Steuerarten entfprechen, und wie diefe auf tie 
Preife einzumwirken ftreben. Am Einfachften macht ſich das bei ven Steuern, melde 
auf beftimmte Waaren gelegt werben, bei ven Konfumtionsftenern, namentlich bei 
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den direft erhobenen, d. 5. denen, welche nicht der Konfument unmittelbar an ben 
Staat zahlen muſt, fondern welche in irgend einem Etabium der Probuftion von 
ven Producenten erhoben werben. Bei diefen wirb die Ueberwälzung auf die Kon« 
famenten faft allgemein angenommen, biefelbe ift auch geradezu beabſichtigt. Der 
Fehler ift bei den meiften Nationalöfonomen nur der, daß fie zu leichthin an- 
nehmen, die Ueberwälzung mache faft gar feine Schwierigleiten. Sie meinen nur 
zu oft, der Producent könne ohne Weiteres ven Preis feiner Waaren um den 
Stenerbetrag erhöhen. So bequem geht vie Sache aber doch nidt. Ohne Ber- 
ringerung im Angebot oder ohne Vermehrung der Nahfrage kann ihr Preis nicht 
Reigen, der Producent leidet vielmehr lange Zeit hindurd entweber durch einen 
geringen Abfag zu dem um bie Steuer erhöhten Preife, oder bei gleichem Abſatz 
turh den Steuerbetrag, ben er aus feiner Taſche zahlt. Wie ſchnell vie Steuer 
auf die Komfumenten übergewälzt wird, hängt von fehr verſchiedenen Umftänven 
ab. Am ſchnellſten wälzt der Steuerzahler die Steuer von fi ab, wenn er ohne 
Berluft feine Produktion fchnell beengen, und ſchnell ohne große Koften eine 
andere Produktion ergreifen fann. Das ift am leichteften möglid, wenn er mit 
einem ſehr geringen ftehenden Kapital arbeitet ober mit einem ftehenden Kapital, 
das ohne Berluft in andern Probuftionen verwendet werben fann. Am ficherften 
wit alfo der Kaufmann die Steuer ab, welde ihm auf einige von ben vielen 
Artiteln, mit denen er handelt, gelegt ift. Der Preis der Waaren wird durd) 
das fo verringerte Angebot in bie Höhe getrieben und baburd die Steuer 
auf die Konfumenten übertragen ober die Steuer geht, bis diefe Preiserhöhung 
äintritt, auf einen andern Producenten über, nämlid auf ben, mwelder vie 
Baare verfertigt und an den befteuerten Kaufmann verkauft. Diefem Berfertiger 
beihränft fich feine Einnahme entweder durd Abnahme des Abſatzes, oder durch 
Abnahme des Preifes, wenn er biefelbe Menge wie zuvor abfegen will. Die 
Steuer wird alfo auf einen andern Producenten zurüdgewälzt. Wurde die Steuer 
als Eingangszoll auf fremde Waare von dem importirenden Kaufmann bezahlt, 
fo ift für das Land, weldes die Steuer erhebt, der erfte unmittelbar auf dem 
Froducenten hängen bleibende Schaden gering, er wirb zum größten Theil denen, 
welche in andern Ländern die Waare verfertigen, aufgebürbet. Der, welder bie 
Boare verfertigt, kann nicht fo ſchnell fein Angebot ohne Verluſt vermindern, 
denn er arbeitet mit ungleich mehr ftehendem Kapital, das nur mit Berluſt auf: 
gegeben oder in andere Produftionen übertragen werben fann. Auf folden Bro- 
ducenten bleibt die Steuer ungemein lange hängen. Durdläuft eine Waare eine 
Menge von Berarbeitungsftufen, fo leidet der Producent derjenigen Stufe am 
längften, der am meiften langbauerndes, ftehendes, nur gerade zu diefer beftimmten 
vredultion tangliches Kapital benugt. 

Ohne Beränderung zwifchen Angebot und Nachfrage ift eine Preisänderung 
nicht möglih, das Angebot kann nicht ohne großen Berluft eingefchränft werben, 
es füunen alfo bie gebrücdten Preife nur durd Steigung des Begehrs wieder ge- 
hoben werben. Diefe Steigerung tritt ein bei zunehmender Bevölkerung und wad- 
Indem Reichthum. Es werben nämlich im die gebrüdten Produktionszweige fo 
lange feine neue Producenten fi wenten, bis durch tas alsdann unvermeidliche 
Mifverhältnig zwiſchen Angebot und Begehr die Preife wieder fteigen. i 

So geht die Steuer auf die Waaren auch über, wenn bie Steuer nit auf 
ten Kaufmann, fondern ummittelbar auf den Berfertiger gelegt war. 

Die eine oder die mehreren Producentenflaffen tragen an einer Konfumtions- 
feuer, welde auf ihr Produkt gelegt wird, länger als bie Finanztheoretiler 
meiftens annehmen, 
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Nicht viel anders geftaltet fi ferner bie Steueräbermälzung, wenn bie Kon- 
fumtionsftener direft auf die Konfumenten gelegt wird, was befanntlid nur bei 
Immobilien und von Mobilien bei ftehenden Genußgütern nicht zu kurzer Dauer 
angeht, als bei Kutſchen, Pferden, Hunden, Hausgeräthen, Kunftihägen u. dgl. 
Wer freilid bei der Einführung einer folden direkten Steuer die genannten Güter 
gerade befigt, fann fid der Steuer nicht entziehen, aber in Folge der Steuer 
fann der Konſum almählih fi einfchränten. Das wirft natürlih voräber- 
gehend wieder auf die Producenten fo lange zurüd, bis auch bier bei gleich blei— 
bendem Angebot allmählih der durch zunehmenden Reihthum und wachſende 
Bevölkerung die alte Höhe wieder erflimmende Begehr die Steuer dauernd auf 
tie Konſumenten überwälzt. 

Borübergehend leiden durch die Befteuerung gewiſſer Waaren nicht nur bie 
Producenten gerade ver befteuerten Waaren, fondern oft die, welche ganz andere 
Waaren verfertigen. Bon dem Augenblid an, da ber Preis ber befteuerten Waare 
zu fteigen beginnt, fünnen die Konfumenten nicht mehr die gleiche Menge von Waaren 
mit ihrem bisherigen Einfommen faufen. Der Konfum muß auf irgend einem 
Punkte eingefhränft werden, entweder an ven befteuerten Gütern oder an anderen. 
Sind die befteuerten Güter 3. B. folde, deren Konfumtion der Konfument nicht 
einfhränfen will oder, weil fie zu den unentbehrlichen Gütern gehören, nicht ein- 
ſhränken kann, fo muß der Konfum irgend welder anderer Waaren eingefchränft 
werben. Die Befteuerung von Waaren, deren Konfum man nidyt ändert , trifft 
aljo den Abfag irgend welcher anderer Waaren. Die Wirkung ift vie gleiche, ala 
ob fie jelbft mit einer niebrigen Steuer belegt wären, es leiden eine Zeit lang 
die Producenten diefer Waaren, bis auch hier auf dem oben geſchilderten Wege 
ber Begehr über das Angebot hinauswähst und fo lange bie Preife fteigert, bis 
die Gewerbe wieder fo gut rentiren als früher. 

Sind die Eteuern zu guten Zweden verwenbet, fo wird burd bie gute 
Wirkung derjelben auch die Zahlungsfähigfeit wieder die frühere werben und Alles 
auf den alten Stand zurüdfehren, anders aber, wenn bie Steuern zu unnützen ober 
zu ſchlechten Zweden oder zur Heilung eines unvermeidlichen Schadens verwendet 
wurden. Dann bleibt der hieraus entfpringende Rüdgang der Zahlungsfähigfeit dauernd. 

Endlich fann nod auf einem antern Wege die Steuer nit nur auf viele 
andere, fondern auf alle Gegenftände des Genuffes fich vertheilen, nämlid wenn 
bei Zunahme der Steuern nit der Konfum beſchränkt wird, ſondern bie 
Erjparniffe abnehmen. Das wirb den Zinsfuß erhöhen, auf die Probuftion aller 
Güter erfhwerend wirken, und alle Preife fteigern. Die Steuer vertheilt ſich alſo 
auch fo auf die Gegenftände des Genuſſes und zwar auf alle. E& ift eine allge 
meine Produftionserfhwerung, wie eine aus andern Grünten herrührende Er- 
höhung des Zinsfußes aud die Produktion erfchwert und alle Güter im Preife 
fteigert. Ebenfo, wenn weder der Konfum um den ganzen Steuerbetrag eingeengt 
wird, noch die Erfparniß um denſelben abnimmt, fontern wenn Beides theilweije 
gefhieht. Auf die allermannigfacfte Art wird vie Beftenerung eines Artikels 
zu einer Befteuerung vieler oder gar aller Genüffe. Am Ende erhöht jeve auf 
beftimmte Waaren gelegte Steuer die Preife aller Waaren zufammen um ben 
Betrag derfelben, es wird, wie wir verlangten, der Genuß befteuert, nur nicht 
ganz gleihmäßig, außer wenn alle Genußgüter beftenert werben und zwar dem 
Werth proportional. Je größer die Menge der fo befteuerten Waaren ift, um fo 
gleihmäßiger wird am Ende die Steuer auf alle Genüffe fallen, und unferem 
Berlangen der dem Genuß proportionalen Befteuerung fi nähern. 
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Sehen wir nun einen Schritt weiter: Statt eine beftimmte Waare mit 
einer Konfumtionsfteuer, mit einem Aufſchlag zu belegen, fann man 
auch fammtlihe Broducenten diefer Waare mit einer Produktions— 
euer, mit einer Shakung treffen, ausgehend von dem aud im Ganzen 
richtigen Gedanken, daß der Rohertrag eines Geſchäftes einigermaßen dem äußeren Um: 
fang vesfelben entſpreche. Wird 3. B. die im Berhältnig des Gefhäftsumfangs vor- 
genommene Befteuerung aller Branntweinprobducenten eine andere Wirkung aus— 
üben fönnen, als eine Konfumtionsfteuer der oben gefhilderten Art? Nein, Wird 
niht au bier die Produktion andern Produktionen gegenüber ungünftiger, und 
von denen, welde fidh ihren Beruf wählen, darum weniger gefucht fein und zwar 
jo lange, bis durch Eteigen der Branntweinpreife die Produktion wieder fo günftig 
wird ald die andere ? Ja. Ein Unterfchied ift nicht aufzufinden. R 

Jede neue, Allen, welche das gleiche Gefhäft betreiben, aufgelegte Steuer 
trifft diefe zuerft im ganzen Umfang ihres Geſchäftes, bis fie die Steuer fo weit 
auf alle Konfumenten überwälzen, daß fie durd die Steuer nur noch mitgetroffen 
werden, jo weit fie felbft diefe Waare fonfumiren. Die Ueberwälzung auf bie 
Kcnfumenten geht aber genau auf demfelben Weg vor ſich wie oben, entweder 
durh Verringerung des Angebots oder durch Bermehrung des Begehrs. Auch die 
vorübergehende Ueberwälzung der Steuer auf ganz andere Producentenklaffen in 
Folge der eingefchränften Konfumtionskraft aller Konfumenten, fowie der Einfluß 
der abnehbmenden Ueberfparung trifft natürlih die Schagung fo gut als die Auf- 
ſchläge. Nirgends findet fi ein Grund zum Unterſchied. 

An der Steuerüberwälzung kann es weiter auch Nichts ändern, daß ftatt 
eines Probuftionszmweiges mehrere mit einer Schagung befteuert werden, es ift 
dasſelbe, wie wenn ftatt einer Waare, mehrere mit einer Konfumtionsfteuer ge— 
troffen werben. 

Eine folde Nenbefteuerung ganzer Erwerböflaffen hat in vielen Staaten 
Plag gehabt, als bei dem immer wichtiger werdenden Großbetriebe und bei immer 
weiter greifender Loslöfung der Hausinduftrie zur felbftändigen Induftrie neben 
der Grundſtener die Gewerbfteuer, die Induftriefteuer, Fabrikſteuer u. dgl. einge: 
führt wurde. (Bol. Artikel Gewerbfteuer.) Es war eine zeitweilige Ueberlaftung 
der Induftrie, welche, obgleich bis dahin wenig oder gar nicht befteuert, dennoch 
vor der Landwirthſchaft einen wirklichen Vorſprung nicht befaß, da in der Land— 
wirthſchaft die feit lange beftehenden Grundſteuern die Preife längft fo gehoben 
hatten, daß die Eteuer nicht mehr auf dem Landbebauer, fondern längft auf dem 
Kenfumenten lag. Almählih hat jet auch die Induftrie die neu aufgelegte Steuer 
auf die Konfumenten gewälzt, indem eine Zeit lang in dem Zuftrömen des Kapi- 
tald und der Arbeit zur Induftrie ein Stillſtand oder ein langfamerer Fort— 
ſchritt, als er ohne Befteuerung gewefen wäre, eintrat, und bei Wahl des Berufes 
dem Aderbau der Vorzug gegeben wurde. 

Auch jede zur vermeintlihen Ausgleihung vorgenommene Erhöhung 
einzelner Steuern wirft, wenn die Steuern ſchon lange in ber vermeintlichen Un- 
gligheit beftanden hatten, nicht ausgleichend, ſondern erfchwert vorübergehend 
cinzelne Produktionen, bis auch diefe neue Ueberlaftung allmälich übergewälzt wird, 
Diefe Umftände müfjen febr beherzigt werben bei Aenderungen im Steuerſyſtem. 
Eine im Steuerwefen einmal begangene Ungeredtigfeit kann fpäter nicht wieder 
gut gemadt werben. Liegt ein auch nur Meiner Zwijchenraum zwiſchen Einführung 
einer Steuer und ihrer Wiederaufhebung oder Abänderung, fo erleichtert die Auf- 
hebung ganz andere Leute, als welde die Einführung beſchwert hatte, 
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Wenn die Einführung einer neuen Steuer auf die Dauer die Konfumtion 
erfchwert, aber vorübergehend eine Bermögensberaubung derer ift, welche vie 
Steuer zahlen müffen, fo wird vie Aufhebung einer alten Steuer mit der Zeit 
freilich auch die allgemeine Konfumtion erleichtern, vorübergehend aber eine 
Schenkung an die Producenten fein, welchen eine Steuer erlaffen wird, bie ihnen 
bereits im Preis ihrer Produkte erfegt wurde. Darum fagte ih, vie Aufhebung 
einer Steuer ift eine Verminderung ber Produftionsfoften und bat die gleiche 
Wirkung, jede Verringerung der Probuftionskoften aber, welche ein ganzer mehr 
oder minder ausgebehnter Induſtriezweig erlebt, nügt, fo lange feine Beränderung 
zwifhen Angebot und Nachfrage eintritt, denen, welde bei Verringerung der Pro» 
duktionskoſten das betreffende Gewerbe gerade betreiben. Das Angebot wirb aber 
fchnell vermehrt werten, inbem namentlidy bei zunehmendem Reichthum und 
wachſender Bevölkerung Arbeit und Kapital fchleunigft in dieſe Imduftrie, ent- 
weder dur Errichtung neuer Anlagen oder aud ſchon durd bloße Erweiterung 
der bereits beftehenven, fid) wenden und vie Preife auf die Dauer um ten Be- 
trag der Protuftionskoftenverringerung drücken. Es fieht fi leicht ein, daß biefer 
Ertragewinn der Producenten aus verminderten Probuftionsteften viel ſchneller 
fchwindet und viel fehneller Gemeingut aller Konfumenten wird, als der Ertra- 
verluft aus vermehrten Produktionskoſten von einer Yaft der Probucenten zu einer 
Gemeinlaft wir. 

Die nun aber, wenn auf alle Producenten in fämmtlihen Produktionen eine 
der Probuftion proportionale Steuer gelegt würde ? Wird dann bie Steuer, wie 
in ben vorhin aufgeftellten Beifpielen, auf ven Preis der Produkte gefchlagen 
werben können ? Die Antwort lautet wieder dahin: Ja, wenn das auch bei einer 
andern Vermehrung der Produktionskoſten, welche alle Propucenten glei hart 
trifft, der Fall ift; Nein, wenn das nit der Fall ift. Die Wirkung einer foldyen 
Erhöhung der Produftionskoften tft natürlich nicht leicht zu berechnen, da fie in 
Wirklichkeit nicht vortommen kann. Wenn fie vorfäme, alfo 3. B. gerade in 
dem einzigen denkbaren Fall der gleichen Befteuerung, fo glaube id, müßte man 
fagen, es bleibt die Steuer auf jedem Producenten hängen, denn wer um der 
aufgelegten Steuer willen feinen Erwerbszweig verlaſſen wellte, fünde feinen, 
welder weniger mit Abgaben belaftet wäre, als ber bisher von ihm betriebene. 
Aud die mit wachfender Bevölkerung binzutretenden neuen Produftionsluftigen 
finden weder durch Steuern befonders benadhtheiligte, noch beſonders bevorzugte 
Probuftionszweige, fie werben ſich alfo nit mit Vorliebe auf beftimmte werfen, 
fondern fidy gleihmäßig, wie wenn alle Produktionen unbefteuert wären, über alle 
vertheilen. Im Berhältnig von Angebot und Nachfrage ändert fih Nichts, wie 
fönnte fih alfo der Preis der Protufte ändern ! 

Uebrigens lohnt es fi aud kaum der Mühe, fich bei dieſer Frage lange 
aufzuhalten, denn eine fo gleihmäßige Beftenerung der verfchiebenen Erwerbsarten 
ift faum durchzuführen. Eines oder mehrere Gewerbe werden doch mehr befchmwert 
fein als andere, die Ueberwälzung der Steuern vollzieht ſich alfo wenigftens theil- 
weife, nämlid fo weit fie ungleich ift, in der Art wie oben gejchildert wurde. 
Selbft aber fomweit die Beftenerung eine ganz gleichmäßige ift, d. b. nach Aus- 
gleihung der eben erwähnten Ungleichheiten, fomweit fie alfo nicht auf die Kon» 
ſumenten gewälzt werben fünnte, fondern auf ben Producenten hängen bliebe, 
würbe doch die Steuer zuerft außer dem allgemeinen Drud noch einen be 
fonderen auf einige Produftionsarten ausüben. Die nothwendige Beſchränkung 
des Konfums wird auch in biefem Hal nicht an allen Waaren gleihmäßig auf 
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treten, fondern an einigeu, 3. B. den unentbehrlichen, gar nicht, an andern wenig, 
und an noch anderen viel. Diefer Drud wird erft allmählich fid) ausgleichen, Nimmt 
niht der Konfum ab, fo zeigen ſich die üblen Folgen der Befteuerung wieder in 
Abnahme der Kapitalanfammlung und im Steigen des Zinsfußes. 

Auh in noch andern Beziehungen behauptet bie Gleichheit der Steuer mit 
allen andern Arten der Protuftionskoften ihren Platz, nämlich wenn nit ein 
ganzer Induſtriezweig eine höhere Steuer zu tragen hat als andere, fondern wenn 
einzelne Invididuen, einzelne Producenten höher befteuert find, als andere Indi— 
viduen, andere Probucenten des gleichen Faches, aljo wenn innerhalb einer Steuer 
die Individuen ungleich eingefhägt find. Eine ſolche Beftenerung wäre einer nur 
einige Producenten treffenden Vermehrung der Produktionskoſten gleich, es fragt 
fih alfo wie folhe Bermehrung der Produktionstoften die Preife beeinflußt. 
Einfah gar nicht, indem jeder Probucent, defjen Produftionskoften aus irgend einem 
Grunde plöglich wachfen, ohne daß es die der andern auch thun, in feinem Geſchäft eine 
Ginbuße erleidet. Gehörte er ſchon vordem zu ven Probucenten, welche unter 
ungünftigen Bedingungen arbeiteten, deren Gefchäft nur eben über Waſſer ſich 
bielt, fo ann eine folhe Erhöhung feiner individuellen Produftionstoften ihn 
ruiniven, arbeitete er aber unter günftigen Verhältniffen, fo wird dieſe Gunft, 
diefer Borfprung vor Andern und die daraus fließenden Rente gejhmälert. Will 
R, um diefem Nachtheil der individuel hohen Produktionstoften zu entgehen, fein 
Gefhäft mit einem andern vertaufchen, jo wird er immer etwas einbüßen in dieſer 
Gefhäftsänderung, er wird es nur thun, wenn der Nachtheil der Geſchäftsände— 
rung geringer ift als ver der hohen Probuftionstoften. Alles ift ganz ebenjo, wenn 
die zu hohen Produftionsfoften in einer zu hohen Steuer beftehen. Bon dem 
mildernden Einfluß der Zeit hat der zu hoh Befteuerte keine Befferung feiner 
Produktionslage zu erwarten, denn für alle feine Konkurrenten ift der In— 
duftriegweig, in welchem er arbeitet, nicht unglinftiger als alle übrigen Erwerbs- 
jweige, es werben alfo nicht weniger Arbeits- und Kapitalkräfte fi hieher als 
in andere Geſchäfte wenden. Die zu hohe Steuer bleibt auf ihm haften. Zu 
folhen individuellen Erhöhungen der Probuftionstoften gehören alle Zahlungen, welche 
ver Staat nur von Einzelnen erzwingt, alfo aud die Strafgelver, nur daß hier 
bei nnparteiifcher Juſtiz und Polizei das beftrafte Individuum nit über Unge- 
rechtigleit Magen kann, wie das zu hoch befteuerte. Es ift eine felbitwerfchuldete 
Grhöhung der Probuftionsfoften, wie fie auch fonft im Geſchäft eines Jeden durch 
Leichtſinn, Dummheit, Eigenfinn vorfommen kann. Eine beftimmte Art von Strafe, 
nämlih die auf Steuerbefraudation, namentlih auf Schmuggel gelegte Strafe 
fann förmlich zu einem Theil der regelmäßigen im Preife der Waaren erfegten 
Produktionskoften des durch Schmuggel zollfreien Handels werben, es ift gewifler- 
maßen der Preis, den der Schmuggler ab und zu für die Befreiung vom Zoll 
bezahlt. Nur wer beim Schmuggeln öfters als die andern ertappt wird, kann diefe 
über dem Durchſchnitt ftehende Strafe nicht ganz auf feine Waaren ſchlagen. 

Endlich läßt fi die Gleichheit der Steuer mit den andern Produftionsfoften 
daran erproben, daß fie auch bei den von uns ausführlih behandelten Natural 
leiſtungen, als Militärbienft und dergleichen Stid hält. Auch hier zeigt ſich fein 
Unterfhied: Wollte man plöglich eine beftimmte Prodbucentenklaffe länger zum 
Militärdienft heranziehen als andere, z. B. Ingenieure für den Pionirdienft, Erd— 
arbeiter für den Feftungsbau, Schiffer für den Marinebienft, fo würde dieſe Ueber- 
laftung zuerft die Ingenieure, Erdarbeiter, Schiffer hart drüden, mit der Zeit 
aber würden eben wegen biefer Laft ſolche Erwerbözweige andauernd weniger er— 

Bluntfgli und Brater, Deutſches Staate ⸗Wörterbuch. X, 10 
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griffen werben, bis diejenigen, welche doch dabei bleiben, in ven höhern Preifen 
ihrer Produkte die höhere Steuer, hier die längere Zeitverfäumniß, wieder erfegt 
erhalten. Diefe Zeitverfäumniß ift feine andere, als tie bei gewiffen Gewerben 
auch aus natürlihen Gründen durch Krankheiten entfteht, weldye in gewiſſen Ge— 
fhäften nicht vermieden werben fünnen. Aud in diefen Erwerbsjweigen muß ver 
Berdienft in der gefunden Zeit fo groß fein, daß er auf die Zeit der Krankheit 
ben Unterhalt mit gewährt. 

Aehnlich ift es, wenn der Militärbienftezwar der Zeit nach abfolut gleich lang 
ift, wenn aber in einigen Erwerbsarten die Unterbrehung nachtheiliger wirkt als in 
andern, weil entweber gerade die Lehrjahre unterbrodhen werben, ober weil die 
Finger die zum Gewerb nöthige Geſchwindigkeit und Biegſamkeit verlieren u. ſ. w. 
Um ein Beifpiel zu nennen: im Großhandel wird durch den Militärbienft ber 
längere Aufenthalt im Ausland befonders in überfeeifhen Ländern nicht unwefent- 
ih erſchwert. ine Landwehrübung unterbricht denfelben jedenfalls viel empfind- 
liher ald manches andere Gewerbe, ja macht die Benugung diefes Bildungsmittels 
oft unmöglich. Dadurch fünnen ganze Länder hinter andern zurüditehen, wie z. B. 
die preußifhen Seeftäpte Stettin und Danzig unftreitig hinter den Hanſaſtädten 
zurüdftehen. Solde durch den Militärdienft überbürbete Erwerbszweige werben fo 
lange vernadjläffigt, bis die Produkte diefer Imbuftrie im Preis fteigen, und der 
Berdienft in denfelben auf das landesühlihe Niveau wieder fteigt. “ 

Eine plöglih eintretenbe Erleichterung im Militärdienft gewiſſer Klaffen wirft 
natürlich wieder umgefehrt. 

Das Gefammtrefultat der Steuerüberwälzungslehre ift: 

In allen Beziehungen wirkten die Steuern wie Probuftionsfoften. Wo der 
Producent die Produftionsfoften auf den Preis feiner Produkte ſchlagen kann, da 
wälzt er fie auf ben Käufer über, wo er es nicht kann, leidet fein Geſchäft. 
Ebenfo wirken die Steuern aller Art. Ob das eine ober das andere ftatt findet, 
entfcheiden die Preisgefepe. Eine das Individuum zu body treffende Steuer fann 
nicht überwälzt werben, eine zu hohe Befteuerung ganzer Produktionsklaſſen trifft 
namentlih bei fchnell ſich entwidelnder Vollswirthſchaft nur vorübergehend bie 
Producenten, auf die Dauer wird fie in dem Preis der Produkte übergewälzt auf 
die, welche vie Produkte genießen. Die Steuer fälltam Endeaufpdie 
Genüffe Wenn nun auch befonders durch die auf beflinımte Waaren gelegte 
Steuer die Genüfje nicht alle gleich hoch befteuert werden, fo fieht ſich doch leicht 
ein, daß jedenfalls auf die Dauer die Menfhen in ihren Genüffen und nit in 
ihrem Einkommen getroffen werden. Darum fagten wir oben, vaß pie Genuß- 
menge eines Jeden, niht fein Einlommen, der gerechteſte 
Maafftab ver Befteuerung wäre. 


Anhang. 

Im Folgenden geben wir für eines der letzten Jahre, nämlich für 1862 
die Hauptausgaben und Einnahmen der widhtigften europäifhen Staaten nah den 
Zufammenftellungen, welche v. Czörnig gemaht Hat in feinem Werl: „Das 
Öfterreichifche Budget für 1862 in Bergleihung mit jenem ber vorzüglichften andern 
europäifhen Staaten. 2 Bände. 1862." 
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Ausgaben. 
















Ausgaben. 


Frankreich. 
Preußen. 


















Deffentlihe Schuld ı 257,1 | 155,4 | 23.3 
Sipittifte 74| 106) 54 
Repräfentativförger 2,1 3,7 0,4 
Gmtrafbebörben J 0907| 72| 05 
Auswärtiges 6,4 4,8 1,4 
Ammeres 3,5 5,5 2,2 
Öumanitätsanflalten 32! 13) 03 
Bali 13 15 | 36 
a | 1459| 13,5 | 17,9 
trafanftalten | 7278|) 6383| 32 
Finanzen 6233 984 76,6 
Kultus 1 19,6 2,4 
Unterricht, Aunft ' 4141| 107 3,6 
Sandedkultur, Bergweien | — 5 3,4 
Gewerbe, Handel | 5141| 304| 1,6 
ruhe Bauten | 37| 31,2| 10,2 
Kolonien 44| 18,4 — 
ee Auelagen 45 1,9| 07 
Militär 165,1 | 171,8 | 60,5 
Klotte 131, | 55.1) 32 
Yujammen: | 707,4 | 665,4 | 220,3 
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Baiern. 





Belgien. 
Niederlande. 
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Procente der — 


- Million Gulden in öfterreihifher Währung. 


Bertugal. 
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z i 
I | . i 
Ausgaben. | 5 | 4 & 
5 4 8 
Be _ 12 
Deffentlihe Schuld 36,36 | 23,35 | 10,6 
Biniilifte 1.04} 1,59! 2,44 
Repräfentativförper 0,2931 056| 0,16 
Gentralbebörden 011| 1,08| 1.2 
Auswärtiges 0,91! 0,72| 0,62 
Inneres 0,49| 0,83 | 1,02 
Sumanitätsanftalten | 045| 0,19| 0,15 
Br 1,6 | 2,26] 1,59 | 
uftig | 224| 2,02| 8,09 
Strafanſtalten 1.1 1,1 1,46 
Finanzen 8,81 | 14,78 | 34,78 
Kultua 0,13| 294| 1.11 
Unterricht, Kunſt 2 1,46 | 1,63 
Sondesktultür, Bergweien _ 0,75 | 1,56 | 
werbe, Kandel 0,71! 4,57| 0,75 
— Bauten 0,52| 469 4,64 
Kolonien 0862| 2,75 — 
Alg Auslagen 0,63 0,28| 0,31 
Militär 23,35 | 25,82 | 27,46 
Flotte 18,46 | 8,28] 1,43 
Zuſammen: 100 | 100 | 100 











Defterreid. 


den I a ⏑ 
DD O—— 


100 | 











: 17,47 











le 3a 
s|®|E|: 
| [ ” 
18.94 | 24,47 35.49 36,2 
1,46 | 2,42! 1,03) 408] 
041! 0.42) 028! 0,68 
021 | 0,25 027 1 
0,69) 084 058 1,04 
284 1.34! 171| 3,51 
0,69 | 0.68, 0,32) 0,22 
178 1,62! 061 — 
539| 2.76| 1,78 2,11 
1.66! 265! 1.24) 0,27 
328212324) 8,83] 122 | 
2,51 | 3.7 | 2.79 134 
293 | 2349| 133! 512 
0,52 er 01 | 055 
1,02: 1,61) 13.17] 1,7 
6,35 | 5,5% 3,94 1,28] 
— 0,7 | 033 
1,54 0,09 1,92| 02 
1553 | 23,02) 145 | 20,83 
— 0.97) 9.391 6,84 
100 | 100 | 100 | 100 


9,92 


100 
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Gulden öfter. — auf den Kopf. 


| 













Baiern. 


Ausgaben, | 


Branfreid. 
Deſterreich. 
Niederlande. 















u311 3,90 | 2,36 














































Deffentlihe Schuld I 8,76| 4,23 | 294 7,96 4 
Gipittifte 0.25| 0,29 0,3 | 017| 055| 0,29 0,23) 0,33 0,33 
Repräjentativförper 0,07| 0,1 0,02 | 0,01! 0,02) 0,05: 0,06) 0,05) 00 
Gentralbebörden 0,03) 0,2 0,02) 0,14 0,03) 0,03) 0,06) 0,08) 01 
Auswärtiges 022| 0,13 0,08: 0,07 | 0,09 | 0,1 | 0,13) 0,08‘ 
Inneres 0,12) 015 0,13! 0,51! 0,361 0,16: 038] 028 W 
Sumanitätsanftalten 0.11) 0,03| 0,02: 0,03! 009! 0,08 007| 0,02% 
Polizei 039| 0,41 02 : 018! 0022| 02 | 014 — 
Yuftiz 0541 037 | ı | 04 | 06! 033 04 | 0,17 
Strafanftalten 0,27 | 0.17) 018 | 0,07| 021| 032 0238| 002 
Inangen 2.13| 2,67 | 4,32 | 3.14| 4,12| 2,79 1,98] 0,97! 
ultus | 0.03] 0,53| 014, 0,19| 0,31) 0,44 0.3] 0,1713 
Unterricht, Kunſt 0,438| 0,28| 0,2 : 0,15| 0,37| 0433 03 0,41] 0,1 
Landesfultur, Bergweien | — 0,13| 0,19) 0,01 | 0,06| 01. 0,02 0,04] 
Gewerbe, Handel 0,17) 0,83| 0,09. 0418| 0,13| 0,19, 2,95! 0,1370,8 
Deffentlihe Bauten 0,13| 085 | 0,58| 0,38 | 0,78| 0,68 088 05 11 
Kolonien 0,15| 0,5 — — — — ı 0,16! 0,03%, 
Ulg. Auslagen 0,15! 0,05| 0,04| 0,05 | 0,19| 0,01! 0,43] 0,02 
Militär 5,63 | 4,67 | 341 | 286| 1,94| 2,77| 3,251 1.65) 
Flotte 4,5 1,5 _d,18 0,17 0.12] 211: 0,55. 
112,41 





Aufammen: | 24,13 | 18,1 |12,41 |12,7 | 125 | 12,031 22,42, 7 


Diefes find nur die Ausgaben, welche ver Staat als Geſammtheit 
vornimmt, wir geben darum noch für vier der fünf Großmächte die Ausgaben des 
Staates plus den Ausgaben, weldye zu benfelben Zweden von den Gemeinden 
und andern Unterabtheilungen des Staates gemacht werben. 
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Staatd: und Landesaudgaben. 





Millionen Gulden öfterr. Bährung 










Frankreich. 
Deſterreich 


Frankreich. 


Arten der Ausgaben. 


Großbritannien. 
Deſterreich 
Großbritannien. 


Auf ven Kopf. 























2 MO [257,1] 155.4 23,3| 143,6] 8,77 4.23) 1,31 
Giviktifte 2.2.1076) 10,6| 54 6,1] 0,26) 0,29) 0.30 
Roprälentavivförper . 23° 37 04 121 0,08 0,14) 0,02 
Gentralbehörden . — 0,71 72 05 5,2] 0.02) 019 0,03 
Muwärtiged . © 2.2.0.) 64 48 1.4] 2,4] 0,22) 0,13] 0,08 
Innere . j 5,4 9 22 19,5] 0,19 0223 0,13 
Sumanitätsanftaten. 3. 6! 08 45] 248 0,16) 0,04 
Vollzei 22. 16. 36 7,4] 0,75| 0,45) 0,22 
Fu 23,3| 14,1) 17,8) 14,4] 0,80! 0,39) 1,01 
Stratanftalten 191: 63 32 281 0,65! 0,09| 0,18 

angen 63,4, 98,4} 77,6| 413, | 2,16) 2,69 4,37 

Bi . . 6, | 19,7] 241 69] 0,20! 0,55) 0,14 
Unterricht, Kunft, Wiſſenſchafi 14,3| 19. 6, 5,5] 0.49) 0,36) 0,33 
Gewerbe, Handel, Schifffahrt . 15,7! 16,5) 1,6) 6,4] 0,53 0,44) 0,09 
Deffentliche Bauten . an 40,2 64,8) 10,3) 14,6] 1,37 1,76) 0,58 
Sandeäfultur, Bergwefen — 6,7) 3,71 23,69 — 049 0,21 
Rolenten . .. 1.45 184 — —- 1016 04 — 
Als. u verfh. Ausgaben. 45) 1,9 07 2. 0,16 0,06| 0,04 
Rue . . 7 T165,1| 171,5] 61,3) 105,44 5.63) 4,66) 3,46 
Belle. ee. Jia 5 32 6.1 450] 1,49] 0,18 

862,4 698. | 225,7; 490,6] 29,42) 18,90) 12,72] 13,62 


11. Einnahmen. 


Die Moheinnahmen verfelben Staaten vertheilen fih in abfolute Zahlen 
und in 0/, aller Einnahmen wie folgt: 





 Ropelnnahmen in Millionen Gulden bier. Währung. 


HERE | 






Arten. ber 
Roheinnahme. | 





Geopöritaunten, | 
Frankreich. 
Preußen 
Baiern 
Belgien 
Niederlande 
Mortugal 
Spanien 
Ruslanp.! 
Deſterreich. 













Direlle Steuern —— — 43,8 8,214,1 17,7 6,5) 51. 
Indirefte Abgaben 545,6|434,9 112,2) 19,5/31,7,33. |19, 2.126,9 323,5 232,4 
Staatseigenthum | 3,1 26,6 50,5, 29,8112,9| 9,2| 1. | 37,6; 24,9| 41,1 
Verſchiedenes — 72. 72 10,6 0,3! 2,2|14,1} 1,6 18,9; 18,4| 14,4 


Sunma: |705,91668,9 217,3|57,8|60,9|73,9]28,3 234,4 466 |398 398,7 


| 107,5. 110,8 








150 ’ Staaiswirthfcaft. 









Betrag jeder Einnahme in Procenten aller Einnahmen. 














1 


g R | 
.. > F-7 * 
Arten ber B * | slelslälele * * 
Roheinnahme. | Z eiEelsiejlil8|: | & 
u > 3 
* & | a IF IR I |8| 6 | 5 
& 


Direlte Steuern | 19,2] 20,3 | 20,5 14,2] 23,1123,9]23. | 21,7 | 21. ') 27,8 
Indirefte Abgaben! 77,2) 64,9 | 51,5 33,7| 52,5144,6167,5| 54,1 | 69,5 | 58,2 


Staatseigenthyum | 0,4 3,9 23,2 51,6 21,1112,4| 3,5| 16. | 5,4] 10,2 





Verſchiedenes 3,2110,9| 4,8 0,5] 3,6119,1] 5,6] 8,1] 4. 3,8 
Summa : 100 | 100 | 100 |100 | 100 | 100] 100) 100 | 100 | 100 





Für die fünf Großmächte vertheilen ſich die indireften Abgaben einſchließlich 
der Staatdmonopole und Regalien wie folgt: 













— — 
| Betrag jeder indirekten Abgabe in a —— > 
Million Gulden öfter. Währung. indirekten Abgaben. 














































x & 

Arten der Abgaben. | = |: !' sel: |e|,.:!21786 
£ z = = S 517 5 —17 
s I|Ej|2 31E1J32]2 JE SE 
EIS ıEı 8 JE JE |: | |8€ 
134563131*49 

| öl 5 | 

| 

Zoll. 236.8 | 456 18,1 51,5 160] 3.1105 17 15,8 7,1 
Ucciſe 188,7 | 116,8 21,5 212,1) 54,3 1 34,6) 26,9|21,8,65,6123 
Stmpl . 2 4622. 82] 9,4 132 (15,6) 53 5.6| 2,955, 
Hebübren von Mechtögefhäften I" 118,5 141) 7,71215) 7 12972 126| 2,319, 
Mäutbe u. Schifffahrtenbgaben | 3,8 38 1,41 3.3 09 34) 04T 
Bergwerfeabgaben . . . | 1,8 0,9 | 1,6; U, 
Boftgefälle . x 2 2 0. 35,1 25,1) 17,2, 12,27 122] 6,4] 5,8'115,3| 3.2053 
Bis 2 ee ' 11,6) 15,4) 39,5 110,4] 4,8170 
SON 4; 3 ee er N 13,5 15,8 2 6,8 
al — | 89,7 | 46) 54,7 20,6; 1.1235 
Rerfchiedened 123: 04 93] 0.4 28| 03! 291 02 

















Summa: | 545,6 | 134,0|112,2)323,5]232 J 100 | 100) 100] 1200| 10 


Die f. g. direkten Abgaben laſſen ſich viel weniger als die inbireften in Rate 
gerien, welche allen Staaten gemeinfam find, bringen, wir geben darum einzeln 
für jede ber fünf Großmächte ven abfoluten Betrag einer jeben ſolchen bireften 
Steuer und die Procente, welche biefelben von allen direften Steuern ausmachen. 


Direfte Steuern. 
1) Großbritannien. Mil. fl. öfter. Währ. 0/, aller direlten Steuern. 


Grundftuer . 2 22. s 11,5 8,5 
Hauflur 2. 2. 2 2 2m 8,5 6,3 
Einfommenftur . . 2 2... 103,9 76,7 
Varia . . .. Pe er 11,5 8,5 
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2) Frankreich. Mil. fl. öfter. Währ. 9/, aller vireften Steuern. 
Grundftuer . . 67,4 ß 
Berfonal- und BWohnungsfteuer . i 18,7 13,8 
Thür- und Fenfterfteuer 13,7 10,1 
PBatentfteuer . i 21,8 16,1 
Tare für bie Steuerrollen . 0,4 0,3 
Bergwerfsabgaben 0,5 0,4 
Vicenzzebühr . 12,9 9,5 

Summa: 135,4 100. 

3) Preußen. Mil. fl. öfter. Währ. 9/, aller direkten Steuern. 
Örunpfteuer . ö 15,3 35. . 
Einfommenfteuer . De 5,7 12,9 
Kaffenfteuerr . . TR 17. 38,9 
Gewerbefteuer 4,9 11,3 
Eifenbahnabgaben 0,8 1,8 
Berfchievdene . 0,03 0,1 

Summa: 43,8 100. 

4) Mußland. Mil. fl. öfter. Währ. 9/, aller direlten Steuern. 
Kopffteuer und Obrof . : 89,6 84,5 
Abgabe vom Berg: und Hüttenmefen 5,4 5,2 
Patentfteuer der Kaufleute. - . 84 81 
Steuer aufBerfiherungsgefellichaft. 0,2 0,2 
Licenzgebühr in ven weſtl. Provinzen 2,1 2. 

Summa: 105,7 100. 

5) Defterreich. Mill. fl. öfter. Währ. 9/, aller direften Steuern 
Grundfteuer . ar 62,6 56, 
SGebäuveftlur . . 2 2 2. 19. 17,1 
Ermwerbfteuer 5,8 5,3 
Berfonalerwerbfteuer 5,4 4,9 
Einfommenfteuer 15,6 14. 
Bergwerkfteuer . 0,2 0,1 
Verſchiedene. 2,2 2,2 

Summa: 110,8 100. 


Fitteratur Us felbftändige Werke über die gefammte Staatswirth- 
haft find außer ven Lehrbüdern ber Nationalölfonomie, in welden die Finanz» 
wiflenfchaft einen weniger felbftändigen Theil bildet, zu nennen: Stofar v. Neu: 
forn, Handbud der Finanzwiflenfchaft, 1807. v. Jacob, Die Staatsfinanzmwifjen- 
Ihaft, 1821. Behr, Die Lehre von der Wirthihaft des Staates, 1822. Fulda, 
Handbuch der Finanzwiffenihaft, 1826. v. Malchus, Handbuch ver Finanz» 
wiſſenſchaft, 1830. Cancrin, Die Delonomie der menſchlichen Gefellihaft und 
das Finanzwefen, 1845. Umpfenbach, Lehrbuh der Finanzwiffenfhaft, 1859, 
1860. Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 1860. Huhn, Finanzwiſſenſchaft, 
1864. Rau, Orundfäge der Finanzwiffenihaft. 5. Auflage, 1864, 1865. Bei 
den andern Nationen find geſchloſſene Werke über die Finanzwiſſenſchaft fehr 
felten, zu erwähnen ift etwa Garnier, El&dments des finances, 1858 und 
Trait€ des finances, 1862. 

Ueber das Geſammtweſen ter Etaatewirtbfchaft in den einzelnen Etaaten 
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vergleiche die Litteraturnachweiſe bei Ran, Finanzwiſſenſchaft. $. 23. Ebenfo ift 
bei Rau, a. a. D. ober bei den einzelnen Artifeln des Staatswörterbuchs bie 
Litteratur über die einzelnen Einnahmen und Ausgaben und Anleihen nachzufehen, 
nur über das Steuerwefen, dem der felbftändige Play im Staatswörterbuch ent- 
zogen ift, nenne id ein paar Hauptwerfe: Mac Culloch, A treatise on the 
prineiples and practical influence of taxation and the funding system, 1845. 
de Parieu, Traitd des impots. 4 Bände. 1862, 1863 u. ff. Hoffmann, 
Die Lehre von den Steuern, 1860. v. Hod, Die öffentlihen Abgaben und Schulden, 
1862. Schmoller in der Zeitihrift für die gefammten Staatöwiffenfchaften, 
1863. Ueber ältere Werke und über das Gefammtfteuerwefen der einzelnen Staaten 
fiehe bei Rau a. a. D. 8. 247. €. Paspeyres, 


Staatswiſſenſchaft. 


Unter Staatswiffenfhaft im eigentlichen Sinne verſtehen wir, wie ſchon 
das Wort zeigt, die Wiffenfhaft vom Staat, d. h. deren Gegenſtand ber 
Staat ift. 

Daraus folgt, daß mancherlei Wiffenfchaften, welche man zumeilen aud zu 
den Staatswiffenfhaften rechnet, nicht zu den eigentlichen Staatswiffenfchaften ge- 
hören, insbefondere: 

a) nicht die Lehre von der Gefellfhaft, infofern nicht als das gefell- 
ihaftlihe Leben fih aud außerhalb des Staats bewegt, 3. B. in ver wifjen- 
ſchaftlichen und Kulturgemeinſchaft; 

b) nicht die Nationalökonomie, inſofern auch ſie ſich vielfältig mit 
Dingen beſchäftigt, welche den Staat entweder gar nicht oder nur wie andere 
Perſonen angehen, 3. B. Verhältniß von Waare und Preis, Kapital und Xıbeit; 

ec) nit die Geſchichte einer Nation oder eines Volkes, infofern auch fie 
die Entwidlung von Berhältniffen und das Leben von Perfonen barftellt, melde 
keineswegs im Staate aufgeben ; 

d) ſelbſt nit die Statiftit, ſoweit viefelbe die Zuftände einzelner 
Klaffen ver Gefellfhaft oder beftimmter nicht ftaatliher Richtungen feftftellt und 
vormerft. 

Indeffen alle die genannten Lehren haben mieder einen nahen Bezug zu ber 
Erfenntniß des Staates, und find daher entweder Hülfsmwiffenfhaften aub - 
für die Staatslehre, oder infofern fie grundfäglih auf den Staat be- 
ſchränkt werten, können fie doch bie Natur von Staatöwiffenfchaften annehmen. 

So wird a) die Gefellfhaftslehre, wenn die Gefellfehaft — voraus als natio- 
nale Gemeinfhaft — nicht für fih, fondern als Grundlage der Bolls- und 
Staatenbiltung oder Umgeftaltung des Staats betrachtet wird, offenbar zu einem 
Theile ver Bolitit, 

b) Die Nationalölonomie fließt, infofern man fie entweder als die Oeko— 
nomie des Staates felbft auffaßt, Finanzwiſſenſchaft, oder ald wirthſchaftliche 
Sorge des Staates, bezüglich der gemeinen öffentlihen Wohlfahrt, ald Boltswirth- 
Ihaftspflege betrachtet, zwei Staatswiſſenſchaften in fid. 

c) Die Staatengefhidte, die ſich auf die Gefchichte eines beftimmten 
Staates als ſolchen beſchränkt, oder weldhe die allgemeine ftaatlihe Entwid- 
lung überhaupt unterfucht (3. B. Geſchichte des europälfchen Staatenfyftems), 
ift ebenfo eine Staatswiffenfchaft, wie 

d) die Statiſtik es ift, fofern fie die gemeinfamen Zuftände für bie 
Staatszwecke prüft und darftellt. 
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Immerhin wird es daher für bie politifche Bildung förderlich fein, wenn auch 
biefe Wiſſenſchaften auf den Univerfitäten mit ven Staatswiſſenſchaften verbunden find 
und tafür fei es eine befontere ftaatswiffenfhaftlide Fakultät eingerichtet, 
fi es eine eigenthümliche Gruppe der Rechts- und Staatswiffenfhaften gebildet 
wird. Dagegen entbehrt die Einrichtung, wie fie auf den bayerifchen Univerfitäten 
befteht, wornad die Nationalöfonomie zum Kern einer befondern (ftaatswirth- 
ſchaftlichen) Fakultät gemacht wird, an den ſich die Übrigen Wiffenfchaften vom 
Staate anſchließen follen, ver logifhen Begründung, und ift aud deßhalb nicht 
zwedmäßig, weil Negierungs- und Berwaltungsmänner, nicht bloße Finanzmänner 
gebildet werben follen. 

Anh wenn man bie eigentlihen Staatöwiffenfhaften beftimmen will, 
wie das wiederholt vorzüglih in entyflopäbifchen Werten gefchehen ift, fo hat 
immer noch bie perfönliche Auffaffung oder die mehr oder weniger an bie geſchicht— 
lihen Borgänge ſich anſchließende Betrachtung eine freie Wahl, das Einzelne fo 
oder anders zu ordnen, und ſchwerlich werben fi die Staatsgelehrten hierüber 
jemals völlig einigen. Der Logik gebührt freilich dabei die vornehmfte Stimme, 
aber die gefchichtliche Fortbildung der Wiffenfhaften, die nicht immer logiſch korrekt 
verfährt, darf auch nicht einfach ignorirt werden. 

Nah dem heutigen Stande unfrer Wiffenfhaft find hauptſächlich folgende 
eigentlihe Staatswiffenfhaften zu unterfcheiden : 

A. Allgemeine Staatslehre, Wiederholt ift der Borfchlag gemacht 
werden (auch von Robert v. Mohl und Bülau), die Lehre vom Staat als 
Oanzem, in Begriff, Entftehung, Untergang, Arten, welche allen andern Staats: 
wiſſenſchaften zu Grunde liegt, als eine beſondere Grundwiſſenſchaft auszufcheiden. 
Die logifhe Begründung ift felbftverftänplih, und würde man daran fefthalten, 
fo wäre der praktiſche Gewinn erreicht, daß nicht mehr Jeder, der irgend eine 
einzelne Seite der Staatsordnung ober des Staatslebend behandelt, damit beginnen 
würde, eine neue „allgemeine Staatslehre“ als Einleitung vorauszufhiden. Man 
lönnte und würde vielleicht fi kürzer faffen. Der thatſächliche Zuſtand unferer 
Wiſſenſchaſt iſt aber no anders; und gemeiniglih wird die allgemeine Staats- 
lehre bald mit dem Staatsrecht, bald mit der Politit in Verbindung gebracht, 
oder gar den befonderen Monograpbieen über einzelne Theile vorangeftelt. 

Der Staat fann ſodann in feinen einzelnen Seiten und Beziehungen 
entweder B. in feiner unterläglichen Seite, d. h. in feinem Beftand, als that- 
fädliche oder rehtlihe Ordnung betrachtet werben, ober C. in feiner eigen- 
Ihaftlihen Seite, d. h. in feiner Bewegung, feiner Entwidlung, feinem 
ben. Daraus entftehen folgende Disciplinen: 

B. Unterläglide Staatswiffenfchaften: 

1. Staatsgefhidhte, d. h. die Darftellung der erfahrungsmäßigen 
Entwidlung des Staates aus der Vergangenheit in die Gegenwart. 

I. Staatlide Statiftif, d. h. die Lehre von den thatfähliden 
Zuftänden im Staate und für ven Staat. 

III. Staatsredt, vd. 5. die Lehre von der öffentlich-rechtlichen Ord— 
nung innerhalb des Staates, aus welchem fi aud a) das Berfaj- 
lungs«, b) das Bermwaltungsreht als befondere Disciplinen abzweigen. 

IV. Bölterredt, d. 5. die Lehre von der öffentlicherechtlihen Ordnung 
ver Staatengemeinfhaft ver Welt. 

C. Eigenſchaftliche Staatswiffenfhaften : 

V. Bolitit im eigentlihen Sinn, d. h vie Wiflenfhaft vom Staats» 
leben (ver Staatsentwidlung zur Zukunft) im Großen und Ganzen. 
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VI. Berwaltungsmwiffenfhaft, d. h. die Lehre von ber Röfung ber 
Staatsaufgaben im Kleinen und Einzelnen, aus ver hinmwieber 
a) Sinanzwiffenfhaft, db) Bolfswirtbfchaftspflege, c) Polizei— 
wiffenfhaft, d) die Kriegswiffenfhaften als befondere Disciplinen 
bherausgehoben und eigens bearbeitet werben. 

Damit ift wohl die Gruppe ber heutigen Staatswiſſenſchaften vollftändig be- 
zeichnet. Alle dieſe Lehren können hinwieder bald mehr im Einne der gefhidt- 
liden Methode, bald nah philofophifher Betradhtungsweife bearbeitet werben. 
Aber ich halte es nicht für zmedmäßig und noch weniger für logiſch nothwendig, 
baß das in einfeitig-ausfchließlicher Weife gefchehe und taraus wieder neue Die: 
ciplinen gemadt werben, wie es Mohl in ber Erchllopädie vorfhlägt. Im Gegen- 
tbeil, die Berbindung ver beiden Methoden, ver hiftorifhen, welche vorerft die 
äußere Erſcheinung und Erfahrung beachtet, und von dieſer Mannigfaltigkeit aus 
Schlüſſe macht auf den Geift, ver ſich geoffenbart hat, und ver philofophifchen, 
welche vorerft die Idee anfchaut, und von ihrer Einheit aus logiſche Entwidlungen 
zieht, die auch die Aufgabe der Zukunft in Verwirklichung der Idee beleuchten, 
fihert am meiften die Erfenntniß der Wahrheit. Die größten Förderer der Wiſſen— 
Ihaft haben denn aud von jeher beide Methoden abwechſelnd benugt, zu wechſel⸗ 
feitiger Prüfung, Berbefferung und Förderung. 

Robert v. Mohl hat ald eine neue Staatswiffenfchaft noch zwifchen Staats- 
recht und Politif die Staatsfittenliehre in Borfhlag gebracht, deren Aufgabe 
es wäre, „die aus der fittlihen Aufgabe des Menfhen im Staate fih entwideln- 
den Regeln zu begründen und barzuftellen”. Jede Betradhtung des Staates und 
des Staatslebens von einem eigenthümlihen Standpunkte aus bat ohne Zweifel 
ihre Berehtigung und ihr Intereffe. Es ift anzuerkennen, daß aud eine befondere 
Staatsmoral mande vernadläffigte Fragen präcifer ftellen und ſchärfer beant- 
worten fann. Uber ih vermag doch darin nichts Anderes zu fehen, als ein abge: 
zweigtes Kapitel der Sittenlehre überhaupt, nur eine Anwendung dieſer auf den 
Staat und das Staateleben. In derfelben Weife laſſen fih aud die Pfychologie, 
die Mathematik, die Phyſik anwenden, und doch wird Niemand von einer befon- 
dern Staatspiychologie, Staatsmathematil, Staatsphyſik reten wollen; und nad- 
dem man eine Zeit lang von einer befondern Staatsrehenkunft geſprochen Hatte, 
hat man das mwierer aufgegeben. Der Grund ift, daß dieſe Wiſſenſchaften ihre 
Principien vollftändig abgefehen vom Staat begründen und entwideln; während 
die Staatswiffenfhaften ſich dadurch von andern unterfheiden, daß fie durch bie 
eigenthümlihe Natur des Staates beftimmt werben. Das Staatsredht ift nicht ein 
bloßes Kapitel der Rechtswiſſenſchaft überhaupt, fondern erhält feinen Inhalt aus 
der Betrachtung des Staates, und ebenfo ift die Politif nit eine bloße Anwen: 
dung ber Pebensweisheit, fondern entnimmt ihre Säge der Erwägung des Staates 
und feiner Aufgaben. Bluuiſchii. 


Stadion, ſ. Defterreid. 


Stadt, Stadtbürgerrecht, Stadtverordnete, |. Land: und Stadt- 
gemeinde, 


Friedrich Zulius Stahl. 


Friedrich Julius Stahl, der geiftreihe Vertreter der theologifirenden Rechts: 
und Staatslehre in neuerer Zeit, wurde zu Münden geboren ten 16. Januar 
1802, Er ftammte aus einer jübifhen Yamilie und wurde von dem Bater in 
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firenggläubiger Richtung erzogen. Die Abkunft und Erziehung haben einen un- 
verfennbar großen Antheil an feiner wiffenfhaftliden und politifchen Thätigfeit. 
Obwohl er ſchon als Jüngling zum Chriftentbum übertrat — er ließ fid im 
November 1819 in der Iutherifchen Kirche taufen —, fo geht doch durch feine 
ganze Auffaffung des Chriftentbums wie durch feine Gruntanfiht vom Staate 
ein altteftamentliher Zug der Theofratie hindurch, der nur dem oberflädlichen 
Blide durch Hriftlih-dogmatifhe und modern-philofephifhe Umhüllung verbedt wird. 

©. ergriff frühzeitig den alademifhen Beruf, für welden ihn ein ernftes 
Streben nad principieller Erkenntniß, ein ungewöhnliches dialeltiſches Talent und 
eine feltene Gewandtheit des rhetorifhen Ausdrucks befähigten. Er ftubirte an den 
Univerfitäten Würzburg, Heidelberg und Erlangen, und habilitirte ſich zuerft als 
Privatdocent zu Münden 1827. Ju Jahr 1830 erſchien ver erfte Band feiner 
„Philoſophie des Rechts nach geſchichtlicher Anſicht“ (Heidelberg 1830), worin er 
vie bisherige Lehre des Naturrechts bis auf Hegel einer fharfen Kritif unterwarf 
und in ihren rationellen Grundlagen entſchieden bekämpfte. Erft fpäter verfuchte 
er's, feine eigene „hriftlihe Staatslehre” zu begründen. Dabei ließ er ſich theil« 
weile durch die Anfichten der biftorifchen Iuriftenfchule beſtimmen. Für die hiſtoriſche 
Kritik freilih hatte er kein Talent und auch keine Freude an gefhichtlihen For— 
dungen, aber er bemerkte wohl vie fpefulativen Mängel und die philofophifche 
Armuth diefer Rechtsſchule, und unternahm es nun, diefe Lüde zu ergänzen. In 
der Offenbarungsphilofophie von Schelling, vie ihn lebhaft anzog, fand er einen 
Anhalt für feine philoſophiſchen Studien und ein Vorbild für feine Darftellung. 
Mit Unrecht wird aber fein Werk als „Neufhellingianismus" bezeichnet. Das- 
ſelbe ift das Erzeugniß des ihm eigenen Geiftes. 

Diefem Werke zunächft verdanfte S. vie. Berufung zuerft nah Würzburg 
1832, dann in demfelben Jahre noch nah Erlangen, zulegt an bie Univerfität 
Berlin, wo ihm 1840 eine ordentliche Profeffur für Nechtsphilofophie, Staats- 
reht und Kirchenrecht übertragen ward. Seine Staatslehre entſprach den religiös- 
tomantifhen Neigungen des Königs Friedrich Wilhelm IV., ver ihm feine Gunft 
zuwandte, und deſſen Wünſchen er fi anzufchmiegen verftand. Mit nachhaltiger 
Zäbigkeit in feinen Grundanſichten verband er eine große Gewanbheit, die For— 
meln zu finden, melde den wechſelnden Tendenzen des Königs und der am Hofe 
und in der preußifhen Beamtenorbnung einflußreihen Adelspartei zufagten und 
einen Anfchein von wiſſenſchaftlicher Begründung und idealer Berechtigung gaben. 
Er war äußerſt gefhicdt, die Blößen der Gegner aufzufinten und auszubeuten, 
fühn im Angriff und entſchloſſen in der Vertheibigung, ein Dialektiker von blen» 
dendem Scharffinn, und wenn nicht ein großer, doch ein ſehr begabter Redner. 
Es konnte nicht fehlen, daß ihm bald aud eine der erften parlamentarifhen Rollen 
in Berlin zufiel, In dem vereinigten Landtage von 1847 hatte er noch feine 
Stimme, und die demokratiſche Revolution des Jahres 1848 überfluthete vorerft auch 
feine Stellung. Aber fhon im Jahr 1849 ward er von dem König zum lebensläng- 
lichen Mitglieve der erften Kammer des fpätern Herrenhaufes ernannt und warb 
in furzem bier der Mebner und bis auf einen gewiffen Grad aud der geiftige 
Führer der fogenannten Konfervativen, oder richtiger der ritterfchaftlichen Bart, 
welche fi als Vertreter des göttlichen Rechts und des chriftlihen Principe im: 
Staat befannte und zugleich ernſtlich bemüht war, ihre herfömmliche Bevorzugung 
in ven Aemtern des Hofs, der Diplomatie, des Heeres und ber höhern Civil: 
Rellen und damit die thatſächliche Oberleitung des Staates zu behaupten, als 
ob diefe Vorzüge eine göttliche Begründung und einen chriſtlichen Charakter hätten. 
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©. hatte fi von Anfang an diefer Partei angefchloffen und ift ihr, wie fie 
ihm fortwährend treu geblieben, Obwohl beide auf ganz verfchievenem Boden ge- 
wachſen waren und die beiberfeitigen Raſſen einander eher abftießen als anzogen, 
fo wurden beide dod nicht blos durch äußere Interefien geeinigt. Es beftand unter 
ihnen eine innere Wahlverwandfchaft. Mit Ueberzeugung vertheibigte ©. die Sache 
der Ritter wie die des Königthums von Gottes Gnaden, weil er damit die Sache 
der gefhichtlihen Autorität wider den Nationalismus der neuen Zeit, bie Herr- 
haft des Glaubens gegen die Fritifche Wiffenfchaft, pie Legitimität wider die Re 
volution, die Herrfhaft Gottes wider die menfchliche Freibeit oder wie er es 
nannte wider die Empörung gegen Gottes Drbnung zu vertheidigen glaubte. Auf 
dem ftaatlihen und auf dem kirchlichen Gebiete Fämpfte er beharrlich auf der Seite 
ver gefhichtlih überlieferten Autorität. Er hafte im Grunde feiner Seele 
die ganze menfchlich-freie Geiftesbildung der Neuzeit. Dennoch war er fein higiger 
Fanatiker, überhaupt fein leidenſchaftlicher Gemüthsmenſch. Ueberall hielt ein kalt: 
berechnender Berftand auch die Zügel feines Olaubenseifers in Schranken; er 
wußte Ziele und Mittel klug zu fhägen. Untavelhaft in feinen Sitten und un- 
eigennügig in hohem Grave genoß er aud bei den Gegnern perfönlihe Achtung. 
Wohl verbarg er in der verfchloffenen Bruft einen glühenden Ehrgeiz von Jugend 
an, aber diefer Ehrgeiz war vollftändig befriedigt mit der angefehenen, obwohl 
im Grunde nur dienenden Stellung, welde er als Wortführer einer einflußreichen 
Partei erhielt. Ein Staatsmann im vollen Sinne des Worts war er ſchon deß— 
halb nicht, weil er ſich eher von religiöfen als von politifhen Motiven beftimmen 
ließ und ihm die rechte Freiheit des männlichen Geiftes fehlte. Aber er war ein 
großes parlamentarifdhes Talent und ein glüdlicher Anwalt der Partei, die ihn 
als ihren Führer ehrte. 

Sein Einfluß auf die Stimmung und bie Richtung des Geifteslebens ins» 
befondere in den höheren Kreifen ver preußiſchen Gefelihaft war fehr groß und 
nadhhaltig, aber im Ganzen einer gefunden Entwidlung des preußifchen Staates 
eher ſchädlich als förderlich. Er vor Allen hat ven dogmatiſchen Glaubenseifer 
auch in die politifhe Parteivoktrin übergetragen und ven politifchen Kegerhaß 
großgezogen, ber ebenfo verwerflich ift als ver religiöfe, Auch anderwärts begegnen 
wir boftrinären Parteien, aber der Berliner Doktrinarismus übertrifft fie 
alle an ftarrer Formgerechtigfeit, und nirgends iſt derſelbe glängenver vertreten, 
als in den Schriften S.'s. Bei diefer Gefinnung fommt es nicht vor Allem bar- 
auf an, das für ven Staat Zmwedmäßige zu thun und das Recht der Gefellichaft 
möglichft zu fihern, fondern vielmehr darauf, ob das politifhe Syſtem und das 
Parteiprincip folgerichtig zur Anwendung fomme oder nidt. ©. kämpft für feine 
Anfiht wie der Jude für die Gebote Jehovahs, mie der gläubige Mufelmann 
für den Koran. Die politifhen Parteien find ihm Glaubensparteien. 

Er bat ferner zuerſt — und fhon 1850 — das GStihwort aufgebracht, 
daß der politifhe Hauptlampf in Deutihland und in Preußen ver fei, ob fönig- 
lie oder parlamentarifche Regierung, und hat dadurch den unfeligen Zwie— 
ſpalt zwifhen dem Königthum und der Volfsvertretung wenn nicht hervorgerufen, 
doch dialektiſch gefhärft und fo viel an ihm lag geradezu unverföhnlih gemacht, 
ganz im Widerſpruch mit den wahren Bebürfniffen eines gebildeten Volkes, weldes 
weder auf die Kontrole der Regierung noch auf die Mitwirkung bei der Gefeg- 
gebung verzichten fann, und mit der Natur des modernen Staates, welder bie 
Einheit und Kraft des Regiments auf der Grundlage der Einigkeit mit dem Bolf 
entſchiedener ausbildet als die frühere kirchlich oder ariftoratifch gebundene Herr 
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Ider-Souveränetät fie befefien hatte. Wenn ſodann in dem preußifhen Staat neben 
dem feindlich gewordenen Oegenfage zwifchen Regierung und Landesvertretung das 
Herrenhaus, anftatt eine vermittelnde Thätigkeit zu üben, fi bemüht, die Wider— 
ſprüche ſchroffer zu machen, wenn es allen zeitwidrigen Reaftionsgelüften zum Sam“ 
mel- und Qummelplage dient, fo ift auch die Zufammenfegung gerade dieſes 
Herrenhaufes, vorzüglid auf der Baſis eines gering begüterten Ritteradels, und 
die Erfüllung diefer Adelspartei mit fünftlihen Theorien einer feltfamen Stants- 
—y: ohne innere Wahrheit aber voll hoher Ansprüche, zu großem Theile das 
erl S.'s. 

Endlich iſt ©. theils in feiner Eigenſchaft als Mitglied des Oberkirchen⸗ 
rathes (1852 — 1858), theils durch feine Schriften und Reden auch für das ortho- 
vore Lutherthum als Vorlämpfer in die Schranken getreten und hat aud die Ber 
wegung des religiöfen Lebens bei jever Gelegenheit rüdwärts zu drängen gefucht. 
Die Folge davon war, daß die gebildete Welt ſich größtentheils der Kirche ganz 
entfrembete, und je die engherzigften und furzfichtigften Eiferer in der Laienwelt 
wie in der Geiftlichleit fid) der Kirhe wie einer Domäne bemädhtigten. An ber 
Berrohung der Union durch Erneuerung dogmatiſcher Differenzen trägt er eine 
Mitfhuld, und wenn die Verfafjungsbeftimmung , welche eine ſelbſtändige Geftal- 
tung der proteftantifchen Kirche neben der katholiſchen vorfchreibt, noch nicht zur 
Erfülung gelangt ift, fo war aud er ein Haupthinderniß viefer nothwenbigen 
Reform. 


In ven legten Jahren feines Lebens erfuhr er noch mande Niederlagen ber 
von ihm vertretenen Partei der „Umkehr“. In kirchlicher Beziehung war doch ber 
romantifch gefinnte König Friedrich Wilhelm IV. nicht in den engen Schranfen 
des S. ſchen Dogmatik feftzuhalten, und ein anderer Freund des Königs, Bunfen, 
begann mit ihm einen ernften literarifchen Strauß. Bunfen gab in feinen „Zeichen 
der Zeit” (1856) den erwachten Berürfniffen des Geiftes nad freier Regung 
einen Ausdruck, und griff die reaftionäre Haltung S.'s lebhaft an. ©. verthei- 
digte in feiner Gegenſchrift „wider Bunfen” die ftrengere und engere Anſicht mit 
formellem Geſchick, aber ohne die Zeit zu verftehen. Als dann am Hofe felbft in 
Folge der Erhebung des Prinz-Regenten ein politifcher Umfhwung eintrat, da 
brach auch die S.'ſche Herrſchaft im Oberkirchenrath haltlos zufammen, unt ©. 
trat aus biefer Behörde aus. Noch feste er ald Mitglied des Herrenhaufes ven 
politiſchen Kampf fort und drohte, „das Haus werde in feinem Widerſtand gegen 
die neue liberale Richtung der Regierung vielleiht brechen, aber nicht biegen“. 
In ihm war allerdings mehr zähe Energie als in der Regierung, welde nad) 
ſchwachen Berfuchen, die Ideen der Zeit ſich anzueignen, bald wieder umſchlug und 
dann in dem Herrenhaufe eine Stüge fuchte. Diefen Rüdichlag erlebte aber ©. 
nit, Er ftarb am 19. Auguft 1861, nachdem er nod in ver Befreiung Italiens 
einen Sieg der neuen Zeit über die Reftauration erlebt Hatte. 

Die Grundlage der Shen Rechtsphiloſophie und Staatslehre, 
welhe in drei Auflagen und Bearbeitungen erſchienen ift (zuerft 1830—1833, 
zulegt 1854— 1856) ift eher theologiſch als philoſophiſch. Seine Wiſſenſchaft ift 
dur den Glauben gebunden, fein Recht von der Religion abhängig. Er fteht im 
Grunde noch auf der ſemitiſchen Weltanficht, fein Ideal ift die Theofratie. 
Der Staat ift ihm das fittlihe Reich, und diefer wird durch das göttliche Gebot 
berechtigt. Gerade das, wodurch fi der arifhe Staatögeift auszeichnet in ber 
Weltgeſchichte, die felbftbewußte menfchliche Geiftesfreiheit, kommt ihm wie ein 
Abfall vor von Gott, wie eine Auflehnung gegen Gott, als ſchwere Sünde. 
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Ueberall bringt er auf Anerkennung „einer über ven Menfchen ſchlechthin erhabenen 
Autorität". Das ift für ibn „Legitimität“, alles andere „Revolution“, 

Dephalb verlangt er „Umkehr der Wiffenfhaft” und Demüthigung 
"ver ftolzen Bernunft. In dem verhaßten Fortſchritt der Wiffenfchaft fieht er nur 
bie Auflöfung von Gottes Ordnung. Freilich legt er ſich feine eigene Dogmatit 
nad) feinen Tendenzen mit feiner Vernunft zurecht, und ift nichts weniger ala 
tirchlich korrekt. Auch er fteht unter dem Einfluß der modernen Wiffenfchaft und 
hüllt feine Theologie in die philofophifche Toga. Aber die Autorität der Bibel 
fteht ihm höher als alle wiſſenſchaftliche Erkenntniß, und feine Kritit, welde bie 
neuere Philofophie mit rüdfihtslofer Energie angreift, ift völlig refignirt und 
zaghaft, wenn der kirchliche Glaube in Frage fteht. Obwohl er ein Gegner bes 
Katholicismus und ein eifriger Lutheraner ift, fo ift ihm der eigentliche Geift des 
Proteftantismus ebenfo fremd wie der ariſche Staatägeift. 

Als Zweck des Staates bezeichnet er „die Verwirklichung des fittlichen Reiches“, 
insbefondere und vornehmlich das Recht und die Gerechtigkeit, aber nicht biefe 
äußere Ordnung allein, fondern auch Förderung des Menfhen und ber Nation, 
Handhabung der Gebote Gottes. Er ift der „Erhalter ver zehn Gebote, der Hüter 
beider Tafeln“. ©. gefteht zu, daß fi der Staat nit auf Gottes unmittel- 
bare That gründe, aber behauptet trogdem, daß nicht bloß der Staat überhaupt 
Gottes Gebot fe, fondern „daß überall die beftimmte Berfaffung und bie 
beftimmten PBerfonen der Obrigkeit Gottes Sanktion haben“. Er ver- 
wechſelt au bier vie religiöfe Neigung, in ber Gefhihte voraus eine 
„göttlihe Fügung“ zu verehren, mit vem politiſchen Gedanken, der vor- 
aus die menfhlihe That erkennt, und meint das Zeugniß der Weltgefchichte 
mit der Berufung auf den Mpoftel Baulus zu entkräften, deſſen politifhe Ideen 
die feiner Nation, d. i. tbeofratifhe waren, und der als Mpoftel ver Religion, 
nit als Geſetzgeber des Staates ſchrieb. 

Die gefährlihe Mifchung von göttliher Autorität und menfhliher Uebung 
berjelben zeigt fich vorzüglih in den Abfchnitten über das Königthum und bas 
monarchiſche Princip. Im entfchiedenften Widerſpruch gegen Friedrich ben 
Großen, der das Königthum ald Amt erflärt, identificirtt ©. den Staat und ben 
Fürſten in dem Sinne, daf das Recht des Staates vollftändig zum Recht bes 
Fürften wird. „Im Fürften wird der Staat perfönlih, ohne den Fürſten ift er 
feine Perſon.“ Allerdings will aud S. nicht die Patrimonialherrfhaft des Mittel- 
alters erneuern, er betrachtet das Recht des Königs nicht ald Privatrecht, fondern 
als öffentliches Recht, aber er ibealifint dod nur das dynaſtiſche Princip mit feiner 
Grundlage zum Staatsprincip. Der durch das Erbrecht bezeichnete König gilt ihm 
baher mehr ald König, als der Stifter der Monardie, der geborne mehr als 
ber gekorne, weil nah dem Spridwort Gott ben Erben macht und nidt der 
Menſch, zu der Erhebung eines Fürften aber durch Wahl aucd die Unterthanen 
mitwirfen. Er tadelt das Streben der heutigen Welt, gegen die Mängel und Ge- 
fahren der Erbmonardie Garantieen zu ſuchen, und meint, die VBölfer müſſen das 
Unglüd eines unfähigen und unmürbigen Regenten mit Gebuld und Demuth er- 
tragen, „weil das der Fluch des zeitlichen Dafeins im Gegenfage zum ewigen fei, 
daß die Menſchheit nicht in Gott ift und von ihm felbft beherrfcht wird." Es ift 
diefelbe Meinung, welche vie Bligableiter, die Feuerſpritzen und Berfiherungs- 
anftalten verwirft, weil fie in bie göttliche Fügung frevelnd eingreifen. 

Es ift eine Logifche Folge feiner ganzen Orundanfhauung, daß ©. den ur- 
ſprünglichen religiöfen Austrud der Demuth, das „von Gottes Gnaden“ 
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zum Rechtsprincip bes göttlihen Rechts und ver Fegitimität umbildet. 
Jenes bedeutet, daß tie Autorität, kraft der der König berrfcht, viefe, daß feine 
Throngelangung von Gott if. Gie find das Hrifllide Princip des 
Staates. Als ſolche find fie weltgeſchichtlich dem Princip der Revolution, ver 
Boltsfouveränetät gegenüber getreten. Sie geben der Staatsherrfchaft jene über- 
irdiſche Weibe, wie fie fih nur in der Monardie findet. Diefes Princip ftellt 
fih aber in feiner Wahrheit und Reinheit erft dann heraus, wenn ber patrimo- 
niale Charakter überwunden ift, wenn ber Fürſt die Gewalt nit mehr als fein 
menſchliches Eigentum und darum nah Wilfär, fondern als feine göttliche Miſ— 
fion und darum nad der Nothwendigkeit des Staates beſitzt und vererbt.“ 

Indeſſen folgert S. doch nicht aus der göttlihen Vollmacht des Königthums 
defien Unumfhränftheit. Er behauptet nur, daß der Befig der Königlichen 
Gewalt fih auf göttliche Fügung gründe, nicht, daß der König der Stellvertreter 
Gottes ſei; er folgert nur daraus, daß diefe Gewalt ihm nicht vom Volle ge- 
nommen werben könne, nod nad dem Willen des Bolfes gebraucht werben müffe, 
niht aber, daß fie feine Schranfe habe. Er gibt zu, daß das Gefeg dem König 
nicht blos eine Gewiſſensſchranke, fondern eine äußere flaatsredhtlihe Schranfe 
fei. Aber innerhalb des Gefeges muß feine Herrfchaft frei bleiben. „Wo nicht mehr 
das Geſetz gebietet, fondern nur Menſchen mit ihrem perfönlichen Urtheil entfchei- 
ven fönnen, da bat der König zu gebieten, nicht andere Menſchen (Minifter, 
Stände). Die Beamten, die ihm hierbei zur Ausführung feiner Befehle dienen, 
dürfen nicht bafür verantwortlich fein.“ Er legt alfo alle, aud die thatfächliche 
Gewalt in die Hand des Königs; der Beirath der Minifter, die Meinung ber 
Bollsvertretung erfheinen hier nur unmefentlih und völlig untergeordnet, bie gött- 
liche Beleuchtung und Erleuchtung ift nur dem König zugewendet. Der Abglanz 
von oben ruht auf ihm und nah S.'s Meinung nur auf ihm. Im bie tiefen, 
bunten Niederungen des Bolles bringt der göttliche Strahl nicht, er erglüht nur 
anf den Spigen der Berge. Was für verberblihe Wirkungen dieſe fpecififche 
Vergötterung des Königthums in der Einbildung hochmüthiger oder befchränfter 
dürften, in der Ausbeutung fhlauer Höflinge und Priefter und bald im der Inechti- 
ſchen Demuth der Untergebeuen, bald in dem empörten Widerfprucd der freier ge» 
fiunten oder aufgeregten Boltstlafien habe, wird von ©. nicht beachtet, obwohl 
das göttlich-menfhlihe Gericht der Weltgefhichte diefelben feit zwei Jahrhunderten 
als furhtbare Warnungen und Mahnungen den Fürften und Völkern einge 
prägt bat. 

Die Monardie, für welde S. kämpfte, ift nicht die feubale noch die ftändifch- 
patrimoniale des Mittelalters, für melde Haller einfteht, aber auch nidt vie 
modern-Tonftitutionelle und nod weniger die engliſch⸗parlamentariſche. Sie ift nichts 
as eine ermäßigte Abfolutie, wie fie der Reftaurationsepodhe als Ideal 
vorſchwebte. Dfe abfolute Monarchie erſcheint daher ©. nicht als eine civilifirter 
und edler Bölfer unmwürbige, fondern als eine „rechtsbegründete, jeder anbern 
Staatsform ebenbürtige" Verfaſſung und faft bevauert er, daf fie nur für Defter- 
reich unentbehrlich, für Preußen nicht mehr haltbar geworben ſei. Mit entfdhiebe- 
ner Ungunft behandelt er die Republif und die Demokratie nennt er „die ſchwächſte 
bürgfchaftlofefte unter allen Berfaffungen.” 

Auf denfelben Grundanfihten ruht die ganze S'ſche Parteienlehre, melde 
nad feinem Tode (Berlin 1863) veröffentlicht worben ift. Während es ein Grund: 
princip alles menſchlichen Rechtes ift, Gute und Böfe gleihmäßig zu fhligen, 
und erft dann hemmend und ftrafend einzufcreiten, wenn bie äußere fidhtbare 
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Rechtsordnung nachweisbar verlegt ift, wobei wieder die golvene Juriftenregel 
beadhtet wird: „Quivis presumitur bonus“; fo geht ©. nad Urt der Geiftlihen 
umgefehrt von dem Satze aus: „Das Dichten des menfhlihen Herzens ift böfe 
von Jugend an. Der Menſch ift nicht blos ſchwach und unvollfommen, er ift im 
Innerften von Gott abgewenvet und der Sünde und Selbfuht verfallen.” Folge 
recht müßte er dann zu der allgemeinen Regel fommen: „(uivis presumitur 
malus“; allein diefe Yolgerung erfcheint ihm nur anwendbar auf die gemeinen 
Bürger und Bauern und die großen regierten Vollsklaſſen, aber nit anwendbar 
auf die „von Gott gefegte Obrigkeit”. Die Sünbhaftigkeit und Verderbniß ber 
Bölker fteht ihm feft, die der Fürften und des Adels paffen nicht zu dem Syſtem 
der Autorität gegen die Majorität unt werben möglichſt ignorirt. Er ereifert ſich 
fogar zu der abſcheulichen, aller Gefhichte Hohn ſprechenden Behauptung: „Der 
Unterfhied ift der, die Sünden ver Fürften find in der Regel menfhlicher, dage⸗ 
gen die Sünden ver herrfchenden Volksmaſſe meift teuflifcher Art” und fährt 
dann fort: „Wer nur der vollfommenen Regierung gehorhen will, kann auf Erven 
feiner geboren und ift darum von Herz aus Anarchiſt“, (d. h. das Streben 
nah Schugmwehren gegen die Mißgriffe und Fehler der Machthaber ift fträfliche 
Empörung). „Das gerate ift Gottes Gebot, das uns gefeßt ift gegen die natür- 
fihe Neigung: in der Unheiligkeit des menfchlihen Organs doch nur die 
Heiligkeit des göttlihen Amts zu erbliden” (d. b. die Fatholifche Lehre 
von ber Heiligkeit des Priefteramts, welches die Unheiligfeit des Priefterd birgt, 
wird zu einem politifhen Dogma umgemodelt, das vielleicht für eine ftumpffinnige 
Barbarennation, aber nicht für heutige Europäer genießbar iſt). Ja, S. erflärt 
e8 als eine Sünde der Zeit, d.i. „eine Sünde der Niedrigen“ (wört— 
lichh), „daß fie unfhwer vie Auszeihnung an Beſitz, Ehre und Rang - ertrage, 
wenn dieſe blos zu eigener Befriedigung und Genuß gebraudt werben und nicht 
als Mittel im Dienfte des Gemeinwefens, wenn fie blos als Eigenthum 
und nit als Amt und Beruf betrachtet werben” (S. 393), d. h. die fittliden 
Anforderungen an die gef&bichtlich überlieferte Ariftofratie find ſündlich, infofern 
fie von denen gemacht werben, welche in den Vollsklaſſen geboren find. Gegenüber 
folhem Fuſel, den er der Selbftgefälligfeit der Ariftofratie darbringt, hilft die er- 
nüdternde Wahrheit nur wenig, bie er warnend beifügt, daß „das Junkerthum, 
in tem bie Liebe zur Annehmlichfeit und Ueberhebung ftärfer fei, ala das Gefühl 
der Pflicht, ein Uebel, die Achte Ariftofratie aber kein Uebel ſei“. 

Der civilifirte Repräfentativftaat der Gegenwart beruht auf einem Zufam- 
menwirfen ber Regierung und ber Bolfsvertretung, er fegt überall die VBerftän- 
digung voraus und eben defhalb auch die Ermäßigung einfeitiger Wünſche und 
Meinungen. Eine ftaats-boftrinäre Principienreiterei und Rechthaberei iſt damit 
eben fo unverträglich, wie eine Ueberfpannung irgend einer einzelnen Machtbefug- 
niß. Die konftitutionelle Monarchie, wie fie in den deutſchen Beffaffungen näher 
bargeftellt ift, will allen verſchiedenen Beftanbtheilen des Einen Volkes und Vater- 
landes daburd gerecht werden, daß fie den Fürſten, ben ariftofratifhen Elemen- 
ten und ben greßen Bolfsklaffen, ver Beamtung und den Bürgern die ihnen ge= 
bührende Einwirtung auf die Ordnung und Bewegung der Gemieinſchaft fichert, 
und indem fie dieſe vielfeitigen Kräfte zu einem lebendigen Körper einigt, will fie 
zugleih die Energie des ganzen Staates aufs höchſte entwideln und die allgemeine 
Wohlfahrt am fiherfien fördern. Im ſchroffen Gegenfage zu dieſem Grundcharak- 
ter ded modernen Staats zerreißt die S.’fche Parteienlehre die Einheit durch eine 
unverföhnlige Zwietraht und fegt an bie Stelle der nothwendigen Verftändigung 
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den fortgefeßten Streit und einen dogmatifhen Meinungsfanatismus und an bie 
Stelle wechſelſeitiger Zugeftändniffe zur Wohlfahrt des Ganzen die zwingende 
Unterwerfung der Einen durch die Andern. 

S. will alle Parteiunterfhieve auf den einen Gegenfag ber Tegitimität 
und der Revolution zurüdführen; er ſcheidet fie in ein Heer bes Lichts und in 
ein Heer der Finfternig, die Schaaren Gottes und die Schaaren bes Teufels. 
Dabei verfteht er die Schlagwörter Fegitimität und Nevolution durchaus nit in 
dem Sinne, ten bie Sprade ihnen beilegt, noch wie ter gefunde Volksverſtand fie 
verftebt, fondern macht daraus fünftliche Begriffe, aber benugt zugleich die gemöhn- 
liche Auffaffung, um die verhaßte Partei der Liberalen und bes Fortſchritts in den 
Augen der Machthaber und der Philifter als „Revolutionäre" zu brandmarfen, 

Unter den Parteien der Legitimität verfteht er „alle viejenigen, welche 
eine gottgefegte Ordnung anerkennen über dem Bollswillen und über ben 
Aweden ver Menfhen” (©. 3), die Anhänger des „göttlihen Rechts“; d. h. 
trog feines Proteftes gegen dieſe Bezeichnung die Verehrer der Theofratie. 
Bir verftehen es, wenn ver religidfe Sinn, wie überhaupt alles Gute und 
Würdige und Herrliche, fo insbefondere auch die Erhebung der Obrigkeit und vie 
Schidfale der Völker, in Zufammenhang bringt mit der göttlihen Weltfeitung und 
das Walten Gottes in der Geſchichte verehrt. Aber es ift uns unverftändlich, wie 
man daraus ein polttifhes Princip machen fann, da die Plane Gottes in ber 
Beltgefhichte und feine Leitung des Schidfals für unfer Wiffen, zumal in ver 
Gegenwart, völig dunkel find. Was fol es heißen, wenn ©. jagt: „Es ift 
Gottes Fügung, daß das Haus Habsburg auf dem ungarifhen Throne figt, nicht 
das Haus Koffuth*? (S. 262). Iſt es denn etwa weniger Gottes Fügung, wenn 
das Haus Napoleon auf dem Throne von Franfreih figt, und nicht mehr das 
Hans Bourbon? Oder der König Viktor Emanuel von Italien in Florenz reſidirt, 
und nicht mehr die Habsburger? Mit der Berufung auf die „göttlihe Fügung“ 
läßt fi daher au die Legitimität nicht behaupten, denn Gott fann Fürften und 
Böller erheben oder ftürzen, Ufurpationen und Revolutionen zulaflen. Was ift das 
für eine erbärmlihe und Meinlihe Vorſtellung von göttliher Weltleitung, auf 
melde fich die Partei der Legitimität ftügt! Der große Gang der Weltgefchichte 
Iäreitet fort und fort ernft und Falt über fie hinweg und läßt fi nicht aufhal- 
ten durch jene kindiſchen und abergläubifchen Beſchwörungen derer, melde ſich ein- 
bien, Gott werbe die Weltgefchichte gerade fo kurzſichtig und engherzig leiten, wie 
fie es gewohnt find, diefelbe aufzufaffen. 

Diefe ganze Berufung auf „Gottes Ordnung“ Hat alfo feine praftifche An- 
wendung auf die menfchliche Politi, Damit wird für die Frage ber brei= oder 
zweijährigen Dienftzeit, oder ber preußiſchen Flottengründung, oder der Regelung 
ver fchlesmwig-holftein’fchen Zuſtände kein leitender Grundſatz und fein neues Licht 
gewonnen. Aber diefe Berufung hat, wenn fie zur Parteifahne erhoben wird, eine 
böhft verberblihe Folge auf die Seelenftimmung und die Gefinnung derer, welde 
fi nun dem Wahne Hingeben, fie feien in ganz beſenderer und auserwählter 
Baife die Streiter für Gottes Ordnung. Ale Kardinalfünden einer pfäffi- 
ſchen Politik, hochmüthige Selbftüberfhägung und fanatifher Eifer, Heuchelei und 
Verdammungsſucht fhleihen ſich in die Seele ein, nehmen ven Maren, für bie 
Belitit unentbehrlihen BVerftand gefangen und erftiden den Sinn für Nationalität 
um Öumanität. 

Als die „natürlichen Träger" dieſes gefpenftiihen Legitimitätsprincips bezeich— 
nt ©, vor allem die Fürſten, ohne auf die Warnung der Geſchichte zu hören, 
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welche Ialob II. von England, Karl X. von Franfreih, Franz II. von Neapel 
u. f. f. gerade deshalb verworfen hat, weil fie fich lediglich als Träger dieſer 
Legitimität benommen haben, und ohne die Mahnung tiefer Geſchichte zu beachten, 
welche gerabe venjenigen Fürften Macht verliehen hat, welche, wie Wilhelm II. 
von England, Friedrich der Große von Preußen, die Napoleone und Viktor Ema- 
nuel die menfhlihe Politit menſchlich verſtanden und geübt haben. Außer den 
Fürften rechnet er zu ben natürlihen Trägern ver Legitimität den Adel, bie 
Armee und die Geiftlihfeit (S. 297), d. h. die Elemente der hergebrachten 
Autorität und die Werkzeuge der Gewalt. 

Diefer Legitimitätspartei gegenüber ftelt S. nun die Partei ber Revo— 
[ution, bie felbftoerftändlih von jener beberriht werden muß; und als bie 
„natürlihen Träger“ des Revolutionsprincips erklärt er einerjeits das gebil- 
dete Bürgerthum, aus weldem ver Liberalismus hervorgehe, und anderer: 
feits die großen Volksmaſſen, welche die Demofratie verlangen. 

Man fleht, ver ganze Staat wird fo parteimäßig gefpalten. Die Regie- 
renden find die Gtreiter Gottes, die Negierten find fammt und ſonders 
verbädhtig, Gottes Ordnung anzufeinden, von Natur zur Revolution geneist, bie 
Kinder der Sünde und die Schule des Satans. Ganz befonders verhaft ift ihm 
ber gottlöfe Liberalismus des Bürgerthums. Darüber jagt er wörtlich: „Wie jener 
Raubritter des Mittelalters (alfo voh!) auf feinem Schilde vie Devife führte: 
l’ami de dieu, l’ennemi de tous les hommes, fo der Fiberalismus umge 
febrt: l’ennemi de dieu, l’ami de tous les hommes.” (©. 109). Als wäre nicht 
diefer Gegenfag ein innerer Widerſpruch. Vergeblich entgegnet man ihm: Das 
gebildete Bürgerthum fei zwar liberal, aber nichts weniger als revolutionär gefinnt, 
vielmehr ein natürlicher Gegner aller gewaltfamen Ummälzung. Wie der Patriarch 
in Leffing’s Nathan erwidert er beharrlih: „Ihut nichts, der Jude wird verbrannt.“ 
Das Bürgerthum und der Liberalismus find und bleiben nad ©. der Revolution 
verfallen, denn nidt darauf fommt es an, daß man bie menfhlihe Rechtsorbnung 
und die verfaffungsmäßige Staatsordnung achte und beachte, fondern „barauf, daR 
man in der Obrigfeit Gottes Gebot verehre, das über aller menſch— 
lichen — und über allem Staate herrſcht.“ Man kann nach ©. die Ver— 
faffung eines Yandes gewaltfam breden und eine vollftändige Ummälzung ber 
ganzen Regierungsform hervorrufen, alles im Dienfte der göttlichen Legitimität; 
und ebenfo kann man in befter Form Rechtens durch freies Zufammenftimmen 
und Zuſammenwirken aller Faktoren der Gefepgebung eine gefeglihe Ordnung 
begründen und eben baburd einer „Revolution“ fchuldig werden. „Die Empöruns 
gen, an welden die Gefchichte fo reich ift, die Vertreibung der Dynaftien — find 
darum doch nicht Revolution, und umgefehrt fann die Revolution ohne Schwert- 
fireih im friedlich legaler Weile und mit Belaffung ver Dynaftie, ja von Fürſten 
feibft eingeführt werden." (©. 2). Die Entſcheidung dreht fi einzig um die Frage: 
„wer der Herr ber fittlihen Welt fei, die Ordnung Gottes oder der Wille des 
Menden.” (S. 6). „Darauf ruht die Grundſtellung der Revolution, daß fie zur 
Duelle und Maß des Rechts den Willen des Menfhen macht und nidt bie 
Weltorbnung Gottes.” (S. 192). Die gefammte Geſetzgebung und Politik 
Friedrich's des Großen ift nah S. Revolution, denn Friedrich der 
Große war der entfchiedenfte Berächter und Feind jenes göttlichen Rechts, das ©. 
zum Princip der Legitimität macht, und ver erflärtefte freund bes vernünftig- 
menſchlichen Rechts, worin ©. das Princip der Revolution fieht. 

Die großen Vollsmaſſen, welche bekanntlich nicht blos bie Cäfaren Roms, 
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fendern die großen Monarchen aller Zeiten als bie fiherfte Stütze ver Monarchie 
und als die mwichtigfte Sorge aller Regierungstunft betrachtet haben, bie großen 
Boltsmaffen vollends erfcheinen ©. als die höchſte Revolutionsgefahr, indem fie 
immer bereit feien, im Gefühl der Majorität vie obrigfeitlihe Autorität abzumer- 
fen und fih an ihre Stelle zw ſetzen. Die Maffen, deren Leben ver Arbeit gemwib- 
met ift für das täglihe Brod, oder die, um einen legitimen S.'ſchen Ausdruck 
zu gebrauden, von dem „Fluch der Arbeit" (S. 262) belaftet find, willen 
überall fehr gut, daß fie außer Stande find, felber zu regieren, und find von 
Haufe aus geneigt, einer mwohlwollenden und fräftigen Regierung zu vertrauen, 
zu folgen und biefelbe zu unterftügen. Aber dieſe Maflen haben ein Recht darauf, 
gut regiert zu werben, und wenn ihnen ber heutige Staat in ber Volfsvertretung, 
in der Gerichtsverfafjung, in der Gemeindeordnung und in ber bürgerlichen Frei— 
heit überhaupt Oarantien dafür gefhaffen hat, jo Kat berfelbe unferes Erachtens 
nicht die Kräfte „der Revolution” verftärkt, ſondern die Revolution durch zeitge- 
mäße Reform verhindert. j 

Die She Parteienlehre reizt Regierung und Negierte im Princip wiber 
einander, erwedt dad Miftrauen und den Haß der einen wider die andern. Gie 
ft nicht blos um ihres theofratifhen Charakters willen im Widerfprud mit der 
heutigen ivilifation, fie ift in ihren Wirkungen, wo man irgend ihr ernftlid) 
nachlebt, ftaatsgefährlih. -Indem fie die Fürften mit den Völkern entzweit, ver 
Ihättet fie die Quellen der Fürftenmacht und verhindert die einheitliche und fried— 
lihe Entfaltung der Staatswohlfahrt. Es ift faum glaublih und dennoch nicht 
zu läugnen, daß biefe Lehre in dem hochgebilveten Berlin einen mächtigen Anhang 
gewonnen und einen großen Einfluß auf die Geifter geübt hat. 

Eine Biographie Stahle (von Gneift?) in der Zeitſchr. Unfere Zeit. 
Dr. VI. ©. 419 f. Bluntſchli, Geſchichte ver Staatwifienfhaft, — 
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Unter dem Ausdrucke: Deutſche Standesherren!) verſteht man zunächſt bie 
ſeit dem Jahre 1806 der Souveränetät eines deutſchen Bundes— 
fürſten unterworfenen ehemals reichsſtändiſchen fürſtlichen und gräf— 
lichen Häuſer, welche auf den Genuß aller durch die deutſche Bundesakte vom 
Jahre 1815 (Artikel XIV) denſelben eingeräumten Rechte Anſpruch haben. Sodann 
aber gehören zu dem deutſchen Stanvesherren aud alle diejenigen abeligen 
Familien, welchen, obwohl fie nicht zu den bis zum Jahre 1806 reihsftänpifch 
gewefenen Geſchlechtern gehört hatten, aus befonderen, auf ihrer Stanvesftel« 
lung zur Neichezeit beruhenden, Gründen durd fpätere Bundesbeſchlüſſe 
die im genannten Artikel der deutfchen Bundesakte enthaltenen per: 


1 Das Wort Standeöberren findet fi fchon feit dem 14. Jahrhunderte in Schleſien und 
in der Raufig als Bezeichnung derjenigen Reicheftände, welche mediatifirt oder eximirt d. b. der 
Sandethobeit eines anderen Reicheſtondes unterworfen wurden, — und es foll andeuten, daß 
Ihnen der bisberige Geburtäftand verblich, Man febe Zöpfl’a Grundfäge des allg. und deut- 
Iden Etaatörechts. 4. Ausg. I. S. 182, 11 S. 278 u. ff. Die ftatt Standesberren beſonders früber 
per: Ener Ausdrüfe: „Mediatifirte” oder „Mittelbar gewordene Für— 

en und Grafen“ find, wie oben im Tegte angedeutet werden joll, eigentlich unrichtig gewählt. 


11* 
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ſönlichen und Familienrechte beigelegt worden ſind?), und bie wohl auch 
als „ftandesherrlihe Perfonaliften“ bezeichnet werben. 2 2) 

Diefe deutſchen ftandesherrlihen Familien 3) nun find — um uns der Worte 
bes erften Öfterreihifchen Bundespräfivialgefandten zu bedienen — „die unglüd- 
lihen Opfer einer vergangenen Zeit”, nämlich der Zeit der Auflöfung des deut— 
ſchen Neihes. Die Erörterung ihrer Stellung (ald Lanvesherren) zur Reichszeit 
liegt außerhalb der Aufgabe viefes Artikels; das Wefentlihfte darüber ift ſchon 
enthalten in dem Artikel: „Landeshoheit” (oben Bd. VI ©. 213 ff.). Wir haben 
es bier nur mit dem gegenwärtigen Rehtszuftande berfelben zu thun. Da man 
aber die Gegenwart immer nur dann wirklich begreift, wenn man ſich wenigftens 
der jüngften Vergangenheit Har bewußt ift, fo dürfte es zum befjeren Verſtänd— 
niffe der jegigen rechtlihen Stellung der deutſchen Standesherren nöthig fein, 
einen furzen Blid auf die Umftände und Ereigniffe zu werfen, aus benen ber 
gegenwärtige Zuftand berfelben hervorgegangen ift. 

1. Gefchichtliches über die Standeöberren. 

Beim Ausbruche der großen franzöfifhen Revolution am Ende des vorigen Jahr» 
hunderts waren die Verfaflungszuftände des „Heiligen Römifhen Reiches Deutſcher 
Nation“ die allerfläglichften von der Welt. An der Spige vesfelben fah man einen — 
wenn audy nicht rechtlich fo doch thatſächlich — geradezu ohnmächtigen Kaifer mit einem 
Einfommen von 13,884 fl. 32 fr. Unter veffen feheinbarer Oberhoheit aber theil- 
ten fi in die Regierung des Reiches nicht weniger als 72 geiftlihe und 143 
weltlihe Lanbesherren nebft 51 freien Reichsftäbten, fo daß alfo das Rei in 
266 Zerritorien mit Reich sſtandſchaft und voller Landeshoheit d. h. in 
266 thatfähhlih, je nah den Machtverhältniffen, ganz oder balbfouveräne Staa— 
ten und Zwergftaaten mit theils erblichen theild gewählten Häuptern, Monarden 
und Nepublifpräfidenten, zerfiel %). Dazu kam endlich noch die „unmittelbare freie 
Neiheritterfhaft in Franken, Schwaben und am Rhein”, welde, aus mehr als 
350 Familien beftehend, gleichfalls im Beſitze einer der vollen Landeshoheit fehr 
nabe ftehenden gutsherrlihen Gewalt über ihre zahlreihen — im Oanzen 1600 
Meilen mit über 400,000 Seelen umfafjenden — Heinen Gebiete fi befand, 
wenn ihr aud die Theilnahme auf dem Reichstage verfagt war. 

Wie hätte ein fo verfaßtes Reich dem gewaltigen Anſtürmen einer von neuen 
Ideen über Staat und Kirche erfüllten und davon bis zur Raferei beherrſchten 


2) Ein folder Bundesbeſchluß bedarf aber felbftverftändfich (2) zu feiner Gültigkeit der Stimmen» 
einbelligkeit. Der Bundesbeihluß vom 12. Juni 1845 bezüglich des Haufes Bentink 
wurde jedod nur durch Stimmenmehrheit zu Gtande as! Man febe Zöpfl a. a O. 
$ 307. Es gibt gegenwärtig im .. 50 fürftliche und 53 gräflihe Familien. Man febe die 
Aufzäblung derfelben in v. Kaltenborn’s Einleitung in das konftitutionelle Verfaſſungsörecht 
(1863) S. 361 -363. — Gin von dem Bereine der deutihen Standeäberren verfaßtee Ber: 
zeichniß vom Jabre 1865 enthält aber nur 48 Fürften und 45 Grafen. 

2a) Man pflegt auch Solche, welche ihre Etandesherrfchaft veräußert haben, ſtandesherrliche 
Perfonaliften zu nennen. 

3) Jene adeligen Kamilien, welche ftandesberrlike Namen und Rechte nur durch Verleihung 
von Seite eines deutſchen Souveränd baben, find nicht zu den deutfchen Standesherren au 
rechnen. Es fann aljo neben deutihen Standesberren auch baperifche, öfterreichifche u. f. w. 
Standeöberren geben. 

+), Man fehe die Aufzählung in v. Rancizolle”s Ueberfiht der deutſchen Neihsftant- 
fehafte- und Territorialverbältniffe (1830) S. 1—12, und vergleiche über das Ganze die Artikel 
„Deuiſcher König“ (Bd. I. ©. 747 u. ff.), „Randesbobeit”, „Römifches Reich 2* Nation” 
(2, VIII. ©, 702 u. ff.), „Raifertbum“ (Bd. V. ©. 452 u. ff.). 
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Nation nachhaltigen Wiverftand Teiften follen, felbft wenn bie Einigfeit und Liebe 
zum Ganzen unter ven Gliedern desſelben viel größer und bie rechtlichen wie 
focialen Zuftände des deutfhen Volkes weit befriebigender gewefen wären als es 
befanntlich der Fall war! So aber feufzten die unterften Klaſſen der Bevölkerung 
unter dem ſchweren Drude ber efleln der Leibeigenfhaft und Hörigfeit; der 
Mittelftand hatte feine Betheiligung am politifchen Leben fo ziemlich eingebüßt, 
und der Herrenftand fuchte nicht felten den franzöfifchen Abfolutismus mit und ohne 
Berftand zu kopiren. Je intenfiver fih die Staatögewalt in den Territorien ent- 
widelt hatte, deſto loderer waren die Bande geworben, melde ven Reichskörper 
zuſammenſchließen follten. Hatten fih doch zwei NReichsfürften, Defterreihs und 
Preukens Beherrſcher, unter tie Zahl der europälfhen Großmächte emporgearbei« 
tet und jenen unbeilvollen Dualismus ins Reich bineingetragen, an welchem 
Deutfchland heute noch krankt. Daneben waren aud einige andere Reichsfürften fo 
erftarft, daß fie gleich dieſen beiden auf den Frummen und fchlüpfrigen Pfaben 
einer felbftändigen, umter einander keineswegs harmonirenden und am wenigften 
mit den Intereflen des Reichsganzen zufammenfallenden Politif zu wanbeln ver- 
mochten. Und ganz felöftverftändlich ift es endlih, daß in den Herzen ber leider 
gleichfalls zu den deutſchen Reihsftänden gehörigen Könige von Schweben, Däne- 
marf und England das Wohl und Wehe des deutſchen Reiches nicht den erften 
Plag einnahm. 

Kein Wunder alfo, daß diefes morſche Gebäude fhon beim erften Anprall 
der revolutionären Gewalten in Trümmer fanf, um nad einer zwar furzen aber 
unendlich ſchmachvollen Leidensperiode einer neuen Ordnung der flaatlihen Ver— 
bältniffe Plaß zu mahen. Beim Einfturze des Neiches aber dachte faft jeder 
Reichsſtand: sauve qui peut und ſuchte fih mit dem franzöfifchen Imperator 
abzufinden, um mit veffen Hülfe und. Gnade fih auf Koften der minder mäd- 
tigen Reichsftände und Reihsangehörigen zu bereihern und zu vergrößern. Die 
Einzelnheiten bei Seite laffend gedenken wir hier nur jener Abmahnungen, welche 
mit der Gefchichte der Standesherren aufs Innigfte verfnüpft find. Da tft zunächft 
von höchſter Bedeutung jener berüchtigte Artitel VII des Lüneviller Friedens 
vom 9, Febr. 1801, wornad die erblichen Fürften Deutſchlands für ihre durch 
Abtretung des ganzen linken Rheinufers an Frankreich — eines Gebietes von 
über 1150 (Meilen mit faft vierthalb Millionen Menſchen — erlittenen Ber- 
Iufle im Schooße des Reiches („dans le sein du dit Empire“) alfo auf Koften 
Ihrer Genoffen entfchäbigt werden follten. Und in der That wurden gemäß ven 
Beftimmungen des den Vollzug jenes Artikels „mehr nah Gunft ald Recht“ und 
in einem förmlichen Konkursverfahren regelnden Reichedeputationshaupt— 
Ihluffes vom 25. Febr. 1803, ja theilmeife ſchon vorher, faft ſämmtliche geift- 
lichen Reihsftände (mit Ausnahme des Kurfürften von Mainz, beffen Stuhl auf 
Regensburg Übertragen wurde, dann des Hoch- und Dentfchmeifters und des 
Johannitermeifters) mebiatifirt und deren Gebiete fälnlarifirt, ſowie auch die 
lämmtlichen Reichsdörfer und die Reichsſtädte (mit Ausnahme der 3 Hanfeftäbte, 
ferner Frankfurts, Nürnbergs und Augsburgs) als Entihäpigungsmaterial ver- 
wendet wurben, und zwar auch au Gunften folder Fürften, welche gar eine Ber- 
luſte auf dem linfen Rheinufer erlitten hatten. 

Diefer allen Rechtsgrundes entbehrende, wenn auch in fcheinbare Rechtsformen 
eingeffeivete Gewaltftreih war indeß nur der erfte Alt des großen von oben in 
Scene gefegten Dramas der franzdfiihen Revolution auf deutſchem Boden. Denn 
man blieb, wie fharffichtige Beobachter damals ſchon vorherfagten, nicht babei 
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ftehen, blos die geiftlihen Staaten und die Republiken zu fubjicren, — bald 
fam die Reihe aud an meltlihe erbliche Landesherren. Obwohl in dem genannten 
Reichsdeputationshauptſchluſſe die Unverlegbarfeit der Neichsritterfchaft in ihrem 
reihsgefeglih anerkannten Beftande feierlih von Kaifer und Reih ausgeſprochen 
und den buch ihre Berlufte auf dem linfen Rheinufer nicht minder ſchwer bejchä- 
bigten Reichsrittern eine Entſchädigung an Renten zugefihert worden war; fo 
erfolgten nichtsdeftoweniger — von der Nichterfüllung der legtern Zufage ganz 
zu gefhweigen — nod in demfelben Jahre die ärgften Bebrängniffe derſelben 
von Seite -benahbarter Fürften (Bayern, Sachfen-Meiningen, Heflen, Naffau) 
und Dpnaften (Ifenburg, Leiningen, Hohenlohe, Salm-Reiferfheid), denen ver 
Kaiſer vergeblich zu fteuern verfuchte. Und im Preßburger Frieden vom 
26. Dec. 1805 wurden wieder zwei Drittel der-auf dem rechten Rheinufer gele- 
genen Reichsritterſchaft an Bayern, Würtemberg, Baden und Würzburg vertheilt, 
welch eıftere drei Staaten überdem die Souveränetät und Bayern und Würtem- 
berg dazu aud nod den Königstitel erwarben. Die legte Stunde hatte dem beut- 
ſchen Reihe gefhlagen, e8 wurde aud im genannten Frieden nur noch mit dem 
Ausprude „confederation germanique” bezeichnet. 

Bisher waren die fleineren erblichen mweltlihen Reichsftände verſchont geblie- 
ben, ja einige derſelben hatten fi fogar am der Meviatifirung ber Reihsritter- 
haft betheiligt. Aber auch fie famen an die Reihe, — die —J——— und 
Vergrößerungspolitik hatte ihr letztes Ziel noch nicht erreicht. Am 12. Juli 1806 
ſchloſſen zu Bari 16 deutihe Fürften den fogenannten Rheinbund unter bem 
Preteftorate des Kaifers Napoleon ab, und kraft der Rheinbundakte wurben 
ohne jeglihen Schein von Recht das bisher verfchont gebliebene legte Drittel ver 
NReichsritterfhaft, ferner der deutfhe und der Iohanniter-Orben , die Reichsſtädte 
Nürnberg und Frankfurt (Augsburg war Schon im Preßburger Frieden an Bayern 
gefommen) fowie nicht weniger als 72 reihsftändifhe Fürften und Gra- 
fen („princes ou comtes actuellement régnans“) mit ihren Gebieten ber 
erft vor Kurzem oder eben erlangten Souveränetät der Rheinbund- 
fürften unterworfen, — jedoch in verfchievenem Umfange Man machte näm- 
lid einen Unterſchied zwifhen ſolchen Territorien, welche von ven dem hohen 
weltlihen Adel angehörigen Reichsſtänden mit voller Landeshoheit, ſodann ſolchen, 
welde von den Reichsrittern mit befchränkter Yandeshoheit befefjen worden waren, 
und allen anderen Gebieten und theilte die exfteren den Rheinbundfürften zu nur 
„en souverainet&” (Souveränetät ohne Befi), die zweiten „en toute souverainet6“ 
(Souveränetät mit Befig), die legteren dagegen „en toute propridtd et souve- 
rainete" (Souveränetät mit Eigenthum), d. h. mit anderen Worten: Man beraubte 
bie beiden geiftlihen Nitterorden und die Neichaftänte al’ ihrer politiihen und 
Eigenthumsrechte und inforporirte deren Gebiete in ausgedehnteſter Weife 5); der 
Ritterſchaft nahm man alle politifhen Rechte unter Belaffung ihres Privateigen- 
thums 6); die erblihen Reichsſtände aber entfleivete man nicht aller ftaatliden 
Befugniffe und inforporirte deren Gebiete nicht in vollftem Sinne des Wortes 7), 


5) »5. M. le Roi de Baviere r&unira_ä ses dtals et possddera en toule 
propriété et souverainete la ville ct le lerritoire de Nuremberg et les Comman- 
deries de Rohr et de Waldstetten de l’ordre Teutonique« (Art. 17 Rh.B.A.). 

6) »Chacun des Rois et Princes confederes possedera en toute souverainet6e 
les terres &questres enclavdes dans ses possessions« (Art. 25). 

7) »Leurs M. les Rois de Baviere et de Wurtemberg exerceront tous les 
droits de souverainet6 savoir; $. M. le Roi de Baviere sur la principaute de 
Schwarzenberg, le comi& de Castell« etc. (Art, 24). 
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fonbern beließ ihnen gewiſſe Hoheitsredhte 8) und anerkannte ben Yortbeftand ihrer 
Befigungen als „Fürſtenthümer, Graffhaften und Herrichaften" 9. Wir haben es 
bier nur mit diefen legtgenannten zu thun. 

Man pflegt nun diefe fubjicirten erblicden Neihsftände (die Fürften und 
Grafen) ſchlechthin die „Meviatifirten“ d. h. die ihrer Neichsunmittelbarfeit 
Beraubten, die mittelbar Geworbenen zu nennen. Allein diefe Bezeichnung ift eine 
unrihtige, denn fie fteht im Widerſpruche mit den thatſächlichen Berhältniffen. 
Cie wäre nur dann zutreffend, wenn zur Zeit der Subjektion jener Reichsſtände 
das deutſche Reich wirklich noch eriftirt hätte. Aber vie faktifh ohnehin fchon 
längft bewirkte Auflöfung des Reiches hielt auch in rechtlicher Hinficht gleichen 
Schritt mit der gewaltfamen Unterwerfung fo vieler Reihsftände unter bie Rhein- 
bundfürften. Die Rheinbundakte ficherte nämlich den verbündeten Fürften die volle 
Souveränetät zu und nahm fomit die Auflöfung des deutſchen Reiches aufs Be— 
fimmtefte in Ausfiht, fo daß alfo den Rheinbundfürften ver Gedanke, ihre bis» 
herigen Mitftände blos mittelbar zu machen, ganz fern lag. Und in ber That 
fagten fich die NRheinbundfürften bereits am 1. Auguſt 1806 feierlih vom Reiche 
ist, und am gleihen Tage erklärte auch Napoleons Gefandter auf dem Regend- 
burger Reichstage, daß fein Herr das deutſche Reich nicht mehr anerfenne. Als 
nun noch der legte deutſche Kaifer, Franz II., am 6. Auguſt 1806 bie taufend« 
jährige, ihrer Macht und ihres Glanzes längft beraubte, Krone Karls des Großen 
vom Haupte nahm und alle Reihsangehörigen ihrer Pflihten gegen das Neid 
entband: da war ber traurigen Thatſache, daß das „heilige römiſche Reich beut- 
Iher Nation" in eine größere Anzahl von einander unabhängiger, fonveräner 
Staaten zerfallen war, aud die formell rechtlihe Sanktion ertheilt, und es hätte 
demnach von „Mediatiſirten“ feine Rede mehr fein follen. Gleihwohl wurde bie 
ſer Ausdruck in officielen Aktenftüden jener Zeit fortwährend angewendet felbft 
von Seiten der Rheinbundfürften, welde gar nicht bedachten, daß darin ein fort 
mährender Hinweis auf die Eriftenz des Reichen, ein fortgefetter Proteft gegen 
die Auflöfung desfelben enthalten war. 

Uebrigens hat diefes Wort unter einem anderen Gefihtspunfte immerhin 
iinen guten Sinn, dann nämlid, wenn man bie rechtliche Stellung ins Auge 
haft, welche den fubjicirten erblichen ehemaligen Reichsftänden durch die Rheinbund» 
akte verliehen wurde. Diefe Stellung war nämlid mit jener vergleihdar, in melde 
bie zu Reichözeiten der Landeshoheit eines Mitftandes unterworfenen Reihsftände 
(die im eigentlihen Sinne Meviatifirten) gebracht wurden. Wie dieſen legteren in 
der Regel ein Theil ihrer früheren Landeshoheit, eine fogenannte untergeorbnete 
Sandeshoheit, belafien wurde; fo hielten e8 auch, wie es ſcheint, die Urheber ber 
Rheinbundakte doch noch für eine unabweisbare Pflicht, den von ihnen unterwor« 
fenen bisherigen erblichen Mitſtänden, welche wir fortan die Standesherren nennen . 
werben, eine ſehr bevorzugte Stellung unter ihren Unterthanen, eine Art unter 
georbneter Landeshoheit ım Sinne der Neichszeit, einzuräumen. Nur 
was zur Souveränetät ihrem vermeintlichen Begriffe nad wejentlih gehörte — 


8) »Les printes ou comtes actuellement regnans conserveront chacun comme® 
proprieie patrimoniale et privde tous les domaines... ainsi que tous 
les droits seigneuriaux et f&odaux non essentiellement inhérens ä la souver- 
ainel& et notamment les droitse.... (Art. 27). 

9) »Chaque principaut6 comt& ou seigneurie passant sous la souverainets 
de Fun des oͤlals confederes«.... (Art, 30). 
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und das war nah Art. 26 der Rheinbundakte das Recht der Gefeßgebung , ber 
oberften Gerichtsbarkeit, der hohen Polizei, der Truppenaushebung und der Be 
ftenerung —, wurbe den Stanveöherren völlig entzogen und den Rheinbundfürſten 
zugefprochen; dagegen wurbe ihnen Alles belaffen, was unbefhadet biefer Souve- 
ränetätsrechte Unterlandesherren mochte zugeflanden werden fünnen. Dazu redhnete 
man num ausdrücklich als „Patrimoniale und Privateigenthum” : die Domänen, 
bie niedere und mittlere bürgerlihe und peinliche Gerichtsbarkeit, die Forftgerihts- 
barkeit und Forftpolizei, Jagd, Fiſcherei, Berg- und Hüttenwerte, Zehnten und 
Feudalgefälle, Patronatsrehte und ähnliche Rechte nebft den Einkünften aus biefen 
Rechten und Domänen. Die Domänen und Güter follten rüdfichtlih der Beſteue⸗ 
rung jenen der Prinzen des regierenden Haufes und eventuell jenen ber privile 
girteften Klaffe gleihftehen; jedoch follten fie an keinen nicht zu den fonföberir- 
ten Souveränen gehörigen Fürften veräußert werben dürfen, außer fie wären 
vorher dem fubjicirenden Souverän angeboten worden (Art. 27), — In Krimi- 
nalfahen wurde den Stanbesherren ein Pairsgerichtshof zugefidhert, ven man 
fälſchlich als „Austrägalinftanz“ 10) bezeichnete, und es follte aud Feine Vermö— 
genstonfisfation gegen fie, fondern nur eine Sequeftration ihrer Einkünfte mäh- 
rend der Lebenszeit der Verurtheilten verhängt werben bürfen (Art. 28). Es wurde 
ihnen ferner das Recht gewährt, ihren Aufenthaltsort in einem ber Rheinbund⸗ 
ftaaten beliebig zu wählen, ohne deshalb von ihren Einkünften oder Kapitalien 
irgend einer Auflage oder einem Abzuge unterworfen zu fein (Art. 31), Die auf 
ben ftandesherrlihen Territorien haftenden Kreisihulden wurden ganz von ben 
Soupveränen übernommen, die eigenen Schulven der Stanbesherren follten nad 
Berhältnig der den Souveränen zufallenden und jenen verbleibenden Einkünfte 
theild von den Souveränen theild von den Standesherren getragen werben (Art. 29 
und 30). Enplih wurde beftimmt, daß den Beamten der Standesherren, welche 
als Ausüber der übergehenven Hoheitsrechte mit biefen an die Souveräne über: 
gehen follten, für ven Fall ihrer Entlaffung eine Penfion wie den Staatsbienern 
gleihen Ranges der Souveräne gewährt werden folle (Art. 32) 11), 

Die man hieraus erfieht, follten vie Standesherren jedenfalld eine fehr 
bevorzugte Unterthanenklaffe in den Staaten, zu welchen fie fortan gehörten, bil 
den. Allein es fehlte jehr viel daran, daß biefe in der Rheinbundafte gewährten 
und ben ÖStandesherren überdem bei Befigergreifung ihrer Territorien fpeciell 
wiederholten Rechtszuſicherungen aud gehalten worden wären. Ins Detail einzu- 
gehen würde uns bier zu weit führen; aber ein paar Beiſpiele werben zeigen, 
wie wenig man fih felbft an vie Beftimmungen der Rheinbundakte hielt, und 
zugleih einen Schlüffel liefern zum Berftändniffe mander Feſtſetzungen des Arti—⸗ 
kels XIV der deutſchen Bundesafte, welche ohne Kenntniß des vorausgegangenen 
Zuftandes fehr auffallend erfcheinen müßten, Wir greifen zu biefem Behufe zwei 
Rheinbundftaaten heraus, von denen der eine, Bayern, bie Standesherren fo 
ziemlih am beften, der andere, Württemberg, wohl am fchlechteften behandelt hat. 

Es Tann feinem Zweifel unterliegen, daß die Rheinbundakte ven Standes» 
herren das Recht des hohen Adels umd der Ebenbürtigfeit mit ben fouverän 
gewordenen Familien ſtillſchweigend belaffen bat. Die bayerifhe Deklaration 


10) Man febe oben Bd. I. S. 533 ff. bei. ©. 546 im Artikel „Austräge”. 

11) Gewiß nicht obne Hintergedanfen wurden übrigens die im Art. 27 entbaltenen Rechte 
nur den »princes ou comies actuellement rögnans« zugefidhert, während in den Art. 28 und 
341 neben diefen auch deren Erben erwähnt find! 
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vom 19. März 1807 ſicherte ihnen aber nur alle perfönlihen Rechte und Borzüge 
ber erften Klaffe des Adels im Königreihe zu, und in Würtemberg ftellte man 
im 3. 1807 vie gräflihen Familienchefs in die 6te Klaffe der Rangorbnung und 
den Nichtchefs gewährte man gar feinen Rang, e8 fei denn, daß fie einen ſolchen 
durch Belleidung einer Stelle erhielten. Ja, das Recht der Ebenbürtigfeit wurbe 
ihnen dur das fönigl. würtembergifhe Hausgefeg von 1808 geradezu entzogen, 
indem dadurch „als flandesmäßige und ebenbürtige Ehen“ nur foldhe mit Prinzen 
und Prinzeffinnen aus ſouveränen Häufern anerfannt wurden. — Die Rheinbund- 
alte verfetste die Stanvesherren in die Stellung von untergeordneten Landesherren, 
welhe zu Meichözeiten die mebiatifirten Herren einzunehmen pflegten, indem ihnen 
der Beſitz ihrer Fürftenthümer, Graffhaften und Herrfdhaften ausprüdlich belaffen 
und den fouveränen Subjicienten nur die Ausübung der wefentlichften Rechte ber 
Souveränetät darüber beigelegt wurde. Dagegen verbot man in Bayern ben 
Standesherren nicht blos die Führung von Titeln und Prädikaten, welche an ihre 
ehemalige Stellung im Reiche erinnern oder fie als regierende Herren erfchei- 
nen laffen konnten (3. B. ven Titel Reihsfürft oder Reichsgraf und das Prä- 
dilat „von Gottes Gnaden“ :c.), fondern nahm ihnen aud, vorbehaltlich ber 
perfönlichen Huldigung, das fchriftlihe Berfprehen ab, dem Könige als dem 
Befiger (!) ihrer Territorien getreue und gehorfame Unterthanen fein zu wollen. 
Doch durften die Standesherren zur Berwaltung ihrer Rechte und Einkünfte 
Beamte mit geeigneten Titeln und Uniformen ſowohl einzeln als auch in Kolle- 
gien anftellen (fie durften Juſtiz- und Domänenkanzleien mit Direltoren, Räthen, 
Schetären u. f. w. bilden), melde neben dem Dienſteide an den König aud 
einen folhen den Standeöherren leiften follten und in deren Namen Berlaffen- 
Ihaftsverhandlungen über Yamilienmitglievder vornehmen durften, Noch weiter ging 
man aber in Beihräntung der Standesherren in Würtemberg. Da wurde ihnen 
jede Uniformirung ver Beamten verboten ; ihre Beamtentollegien follten nur „Oberäm- 
ter“ heißen aber ohne allen öffentlichen Charakter; vie Beamten (fo lange e8 deren über- 
haupt gab) durften nur vom Könige in Eid und Pflicht genommen werben; bie Bor: 
nahme der Berlaffenfhaftsverhandlungen wurde ausſchließlich den Föniglihen Behörden 
zugetheilt. — Während ferner die Rheinbundakte ven Standesherren mindeſtens eine 
fehr privilegirte Stellung hinfichtlid der Befteuerung einräumte, hob man in Bayern 
burd die Konftitution vom 1. Mai 1808 und das Adelsebift vom 28. Juli 1808 alle 
Privilegien und Steuerfreiheiten des Adels — und fomit aud der Standesherren — 
auf; ebenſo aud in Würtemberg im I. 1809 12). — Obmohl ferner den Standes: 
herren in der Rheinbundakte die mittlere und niebere Gerichtsbarkeit zugefichert 
war, fo wurde ihnen biefelbe durch eine banerifche Verordnung vom 25. Dec. 
1807 doch nur in den geſchloſſenen Diftrikten und Orten völlig gelaffen; dagegen in 
gemifhten Orten d. h. ſolchen, worin aud unmittelbare ‚Unterthanen des Königs 
anfäßig waren, wurde bie peinliche Gerichtsbarkeit Über die mebiaten und imme- 
diaten Unterthanen den königlichen Landgerichten ausfchließlih zugewiefen, und 
durch eine weitere Königliche Verordnung vom 18. Febr. 1809 wurde bie ben 
Standesherren zuftändige peinliche Gerichtsbarkeit auf das Recht der VBorunter- 


12) In beiden Staaten war fon vorber durch die Hausgeſetze feflgefeßt worden, daß fein 
Prinz des Haufes feine Apanage in liegenden Gütern folle erhalten können. Somit fonnte von 
einer Grundfteuerbefreiung der Prinzen und folglich nach dem, was oben im Texte ſchon bemerkt 
iſt, auch von einer foldhen der Standesherren aus diefem Grunde feine Mede fein. — Man fieht, 
wie leicht e8 war, den Buchſt aben der Rheinbundakte nicht zu verlegen. 
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fuhung befhränft, dagegen das Recht der Entſcheidung ben königlichen Behörden 
zugemiejen. In Würtemberg aber hob ein königliches Generalreftript vom I. 1809 
alle Kriminal-, Civil, Forſt- und Polizeigerichtsbarkeit der Standesherren gänzlich 
auf und erklärte fogar die ftandesherrlihen Kanzleigebäude für Staatseigenthum! 

In Bayern mußten ferner die Familienverträge und eingeführten Succef- 
fionsortnungen der Standesherren dem Könige nur zur Beftätigung vorgelegt 
werben; eine würtembergiihe Berorbnung vom 3. 1808 aber bob alle Familien- 
verträge und Succeffionsoronungen in den ftandesherrlihen Familien gänzlich auf 
und fegte das würtembergiſche bürgerliche Inteftaterbredt an deren Stelle. Um 
aber die Standesherren das Glüd feiner Sultansregierung recht gründlih fühlen 
laffen zu können, verbot der König von Würtemberg, gegen ven Haren Wortlaut 
der Rheinbundalte, ven Stanbesherren im I. 1806, ihren Wohnfig außerhalb des 
Königreihs zu nehmen, im J. 1807 jede Annahme und Beibehaltung auswärtiger 
Dienfte jelbft bei Mitgliedern des Rheinbundes; und fpäter (1810) wurde ihnen fogar 
befohlen, jährlich 3 Monate lang in Stuttgart zu leben, widrigenfalls der vierte Theil 
der fänmtlichen Jahresrevenien für die königliche Staatskaſſa unfehlbar eingezogen 
würde, ba „es vor allen königlichen Unterthanen den Fürften und Grafen zieme, 
Seiner Königlihen Majeftät ihre Devotion felbft perfünlich zu bezeugen“ !! Ja, fo 
oft ein adeliger Gutsbefiger feinen gewöhnlihen Wohnfig verließ, mußte er beim 
töniglihen Yanbvogteiamte Anzeige machen, „damit man ihn nah Umftänven 
wiederum zu finden wife.“ 

Endlich fei noch ein Punkt hervorgehoben, welder von beinahe ſämmtlichen 
Rheinbundftaaten gleihmäßig gemwaltthätig geregelt wurde. Die Lehensherrlichkeit 
über die Reichslehen ruhte bei Kaifer und Reid. In Folge ver Abpilation des 
Kaiferd hätten nun, da diefer feine und des Reiches Nechte auf feine anderen 
Fürſten übertrug, die fämmtlihen Neichslehen in den Händen der Reichsvaſallen 
zu freiem Eigenthum erwachfen follen, und dies war auch der Fall bezüglich ver 
bon den Rheinbundfürſten befeffenen Neichsiehen. Allein die Stanbesherren follten 
nah dem Willen jener nicht fo günftig geftellt werden. Man ftellte demnach den 
Sag auf, die Lehensherrlichkeit des Kaifers fei von felbft auf die Souveräne 
bevolvirt worden, und machte den Standesherren zur Pflicht, ihre von Kaiſer und 
Reich herrührenden Lehen binnen der gewöhnlichen Frift (von Jahr und Tag) beim 
betreffenden Rheinbundfürften zu muthen 13), 

Denn fhon die Protegirten fih an die Rheinbundakte jo wenig hielten, fo 
war zu erwarten, daß aud der gewaltthätige Protektor biefelbe nur für ein eitles 
Blatt Papier halten werde. Und fo geſchah es aud. Mit einem Federſtriche wur- 
den im 3. 1810 mehrere Rheinbundftaaten ganz oder theilweiſe, fowie mehrere 
ſtandesherrliche Befigungen nebft den 3 Hanfeftänten — im Ganzen ein Gebiet 
von 605 [Meilen mit 1,200,000 Einwohnern — einfah dem franzöfiichen 
Reihe einverleibt und deren Souveräne und Herren zu fimplen franzöfiichen 
Unterthanen gemacht! 

Als nun der Rheinbund gegen Ende des Jahres 1813 aufgelöst warb, und 
nah Abfhüttelung der franzöfiihen Anechtfchaft auf dem Wiener Kongrefie, wos 
ſelbſt fih auch die Standesherren zur Wahrung ihrer Interefien theils in Perfon 
theils durch Vertreter zahlreich eingefunden hatten, eine neue Organifation ber 


13, Eine recht gute Ausführung über die von den Nbeinbundflaaten aufgeftellte werwerfliche 
Ibeorie febe man bei Kobler, Die ftaaterehtlichen Derbältniffe des mittelbar gewordenen vor: 
mals reihäftändifchen Adels in Deutfchland (1844) ©. 273 u. ff. 
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deutſchen Staaten gefchaffen werden follte; da meinten die Standeöherren, es habe 
mit dem Wegfalle des Rheinbundes auch ihre Subjeltion ihr Ende erreiht, und 
fie hofften, ihre verlorenen Rechte und Befigungen in dem Umfange vor dem 
Jahr 1806 wieder zu erlangen. In ihren verfchiedenen mitunter ungemein berben 
Vorftellungen, Bitten und Proteften motivirten fie ihr Verlangen nad Wieber- 
einfegung in den vorigen Stand einerfeits damit, daß fie von je ber an Kaifer 
und Reich beſonders uneigennügig und unerſchütterlich anhänglich geweſen und 
Alles für des Vaterlandes und ihrer Unterthanen Wohl gethan hätten (?) und in 
Zuhmft thun würden; anbrerfeits durch den Hinweis tarauf, daß ja gar viele 
ihrer ehemaligen Mitftände im Reiche, die dech an Macht und Anſehen viel 
unbeveutender geweſen feien als fehr viele aus ihnen, nicht fubjichrt worden feien, 
worand gefolgert wurde, daß auch ihre Subjektion nicht nothwendig gewefen und 
fein könne 1%), Allein, obwohl mehrere Souveräne (darunter auch der Kaifer von 
Defterreich), Minifter und fonftige Staatsmänner fi den Forderungen der Stan- 
besherren wenigſtens theilmeife fehr geneigt zeigten, fo dachte doch ſchließlich, 
bejonders in Folge des Widerftrebens der ſüdweſtdeutſchen Staaten gegen biefelben, 
kein maßgebendes Kongregmitglied mehr daran, die Standesherren in ihre einft- 
malige Stellung vor dem Jahr 1806 zurüdzuverfegen. Vielmehr wurden burd Art. 51 
und? 52 der Wiener Kongreßafte den bereits Subjicirten noch zwei neue 
Reihsfürften, nämlih die Fürften von Ifenburg und von der Leyen, „megen 
ihrer vorzüglihen Anhänglichkeit an Bonaparte" hinzugefügt. Nur darüber 
mar man faft ohne Ausnahme einverftanden, daß die Lage der Stanbesherren 
verbeffert werben folle. Und zwar wollte man ihnen von einer Seite (Kur- 
heſſen) mindeftens die durch die Nheinbundafte gewährten Rechte verichaffen, 
während Defterreich erklärte, „daß man die Lage der Stanbesherren nur fo weit 
verbeflern könne, als es die dermaligen Umftänve geſtatteten.“ Die Vorſchläge des 
die Stanbesherren betreffenden Artikels 11 des legten, von Defterreih und 
Preußen abgefaßten und ver allgemeinen Berathung am 23. Mai 1815 unter- 
breiteten Entwurfes zum deutſchen Staatenbunde, — wornach sub litera a ben 
Standesherren ein Antheil an den Berathungen der Bunbesverfammlung durch 
Kuriatftimmen im Pleno 15) und sub Jitera ce 1—4 eine Reihe von Rechten 
(„alles — was nicht zu ven höheren Regierungsrehten gehört und aus bem 
Eigentyum herrührt“) gewährt werben follte — bezeichnete der kurheſſiſche Ge— 
fandte als „nicht ganz genügend" und beantragte, da mit den höchſten Regie 
rungsrechten wohl ein mehreres verträglich fei ald darnach eingeräumt werben 
ſolle, und da außer den höchſten Negierungsrechten und deren unmittelbaren Aus— 
füflen die Standesherren felbft nach der Rheinbundakte nichts hätten verlieren 
jellen, die fofortige genaue Bezeihnung veffen, was zu den unmittelbaren 
Ausfläffen der hoͤchſten Regierungsrechte gehöre. „Sollte e8 aber dazu an Zeit 
gebrechen, fo dürften fie als eines ver erften Gefchäfte der Bundesverfammlung 
verzubehalten und einftweilen nur feftzufegen fein, daß ben mebiatifirten Ständen 
ſogleich alle die Rechte wieder eingeräumt würden, welche gegen den Haren 
und ausdrüdlihen Inhalt der Rheinbundsakte ihnen bier und da 


— — 


„, „Wenn“ — beißt es in einer flandeäherrlihen Dentichrift vom 15. März 1815 — 
„überhaupt Die konſtitutionelle Selbftändigfeit mindermäctiger Stände und jo wie ſonſt die 
Ggifteng der Reichsſtädte für vereinbarlich (mit dem Beftande des deutfcten Vaterlandee) gehalten 
wird, warum fol es denn die Exiſtenz anderer Reichsftände gleicher Kategorie allein nicht fein ?“ 

15) Auch die früheren Gntwürfe vom 16. Dft. 1814, 13. Sept. 1814, Febr. 1815, Mai 
1815 enthielten fhon darauf bezügliche Beflimmungen. 
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wieber entzogen worben ſeien.“ Allein gegen die auch no von Hannover, 
Luremburg und Sachfen-Koburg befürwortete Gewährung von Kuriatftimmen in 
der fünftigen Bundesverfanmlung erflärten fih — und zwar wie ung ſcheint mit 
Recht, nachdem man einmal ausgefprodben hatte, daß die Wiederherftellung ber 
Standesherren unthunlih jet — Würtemberg, Heflen-Darmftadt und Bayern auf 
das Entfchiedenfte, indem fie hervorhoben, daß, da ber beutfche Bund ein völfer- 
rechtliher Kongreß fein folle, konfequenterweife nur Souveräne daran theilnehmen 
und die Stanvesherren nicht einerfeits in den Bundeslanden mittelbar und auf 
der Bundesverfammlung unmittelbar fein könnten. Diefe Protefte hatten zur Folge, 
daß diefer Punft zwar nicht ganz fallen gelaffen, aber ftatt der beantragten 
fofortigen Gewährung von Kuriatftimmen im bie deutſche Bundesafte vom J. 1815 
als Zufat zu Artikel VI nur die Beftimmung aufgenommen wurde: „Ob ben 
mebtatifirten vormaligen Reihsftänden auch einige Kuriatſtimmen 
im Pleno zugeftanden werden follen, wird die Bundesverfammlung 
bei der Berathung der organifhen Bundesgefege in Erwägung 
nehmen.” Bekanntlich ift e8 aber in der Bunbesverfammlung niemals zur Be— 
rathung ber organifchen Bundeegefege, melde doch nach Artilel X der deutſchen 
Bundesafte „das erfte Gefhäft nah ihrer Eröffnung” hätte fein follen, und 
fomit auch nicht zur „Erwägung“ jener Frage gelommen, obwohl die Standes- 
herren wiederholt Vorftellungen und Bitten in biefer Richtung an bie Bunbes- 
verfammlung gerichtet haben. Ja e8 wurde die Einräumung von Kuriatſtimmen 
an die Standesherren durch den Artikel 6 der Wiener Schlußafte von 1820: 
„Der Bunb ift nad feiner urfprünglichen Beftimmung auf die gegenwärtig daran 
Theil nehmenden Staaten beihränft. Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes kann 
nur Statt haben, wenn die Gefammtheit der Bundesgliever folhe mit den befteh- 
enden Verhältniffen vereinbar und dem Bortheile des Ganzen angemefjen findet" — 
ad Calendas Grecas verfhoben, da an Stimmeneinhelligfeit in dieſer Frage nicht 
gedacht werben darf, wie die jüngften Vorgänge beweifen. Es ift nämlid der legte 
öfterreichifhbe „Entwurf einer Reformakte des deutſchen Bundes" (vom 9. 1863), 
welcher im Artifel 23 den Vorſchlag enthielt: „Zwei Vertretern der deutſchen 
Standesherren wirb in ber fFürftenverfammlung ein Antheil an einer Kuriatftimme 
(anftatt des erlofchenen Antheils der beiden Hohenzollern) zugeftanten” — wieder 
auf den faft in Bergeffenheit gerathenen Artikel VI der beutfchen Bunbesalte zu⸗ 
rüdgetommen, aber befanntlich wurde diefer Vorſchlag von den Fürften abgelehnt 16). 

Ferner legte Bayern einen ebenfo entfchiedenen Widerſpruch wie gegen bie 
Gewährung von Kuriatftiimmen auch gegen die von Kurheffen eventuell beantragte 
Bermeifung der Grenzbeftimmung der höheren Regierungsrehte an bie Bunbes- 
verfammlung ein und beantragte, „da es bereit am 19. März 1807 ven Me- 
diatifirten dur ein eigenes Gefeg ebenfoniel und wohl mehr eingeräumt 
habe als jegt für fie begehrt werde," bie Nieberfegung einer Kommiſſion 
zur Prüfung dieſes Gefeges und zu darauf gegründeten Vorfchlägen, wie bie 
Rechte ver Meviatifirten fchon jegt in der Bundesakte feftzufegen feien. Dieſer 





16) Eine reelle polttiiche Bedeutung würde übrigens die Einräumung von etlichen Kuriat⸗ 
fiimmen für die Standeäherren kaum zur Folge haben; nur wegen des Mechts des boben 
Adels und der Ebenbürtigkeit mit den fouveränen fürftlichen Häufern wäre ein Sitz⸗ und 
Stimmrecht in der Bundesverfammlung für diefelben wünſchenswerth. So lange aber der deutſche 
Bund ein Berein fouveräner Staaten iſt, wäre die bejahende Beantwortung dea Nıtifele VI 
der D. B. U. immerhin eine flaatsrechtliche Abnormität, welche fih durch den Hinweis auf 
ähnliche Verhältniffe im ehemaligen deutfchen Reiche wohl erflären, aber nicht rechtfertigen ließe. 
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Antrag wurde auch genehmigt, und die demnach niebergefegte Kommifflon von 
5 Mitgliedern (den Grafen von Rehberg und von Münfter, ven Freiherren 
von Öagern, von Pleffen und von Türkheim) legte alöbald eine neue Redaktion 
des Artikels 11 vor mit dem Bemerken, daß fie das bayeriſche Geſetz allerdings 
als den Rechten der Meviatifirten in vielen Punkten günftig gefunden habe und 
aud der Kommiffion Namens der Meviatifirten zu erfennen gegeben worden fei, 
wie diefe wünſchten, daß jenes Gefeg zur Grundlage bei Beftimmung ihrer Rechte 
angenommen werten möge 17). Der neu rebigirte Artikel fand die Zuftimmung der 
Konferenz und bildet jegt — abgefehen von einigen Redaktionsänderungen — den 
Artifel XIV der deutfhen Bundesafte. Dur ihn tft nun allerdings, wie fid aus 
dem zweiten Theile diefer Darftelung ergeben wird, die Stellung ter deutſchen 
Standesherren eine viel beffere geworden als die war, worin fie ſich zu Zeiten des 
Rheinbundes befunden hatten, freilich nit in dem Sinne, als ob ihnen mehr 
oder eben fo viel gewährt worden wäre als burd die Rheinbundalte, wohl aber 
darum, weil an die Stelle der launenhaften Willtür der Rheinbundfouveräne ein 
vertragsmäßig geficherter, durch den Bund garantirter Rechtsboden gefegt wurde. 

Nichtspeftoweniger blieben diefe Zuficherungen weit hinter der von ben 
Standesherren gehofften und geforderten Wieberherftellung ihres früheren Zuftan- 
des zurüd, und fie legten daher fofort nad dem Belanntwerben der deutſchen 
Yundesafte eine Rechtsverwahrung ein, worin fie fih, für jett durch die Gewalt 
der Umftände fich zu fügen genöthigt, den Umfang ihrer Rechte und Befugniffe, 
wie der Befigftand des Jahres 1805 viefelben bezeichnete, für ewige Zeiten vor- 
behielten. Allein dieſer — durch die fpätere fügfame Haltung der Standesherren 
gegenüber den neuen Berfaffungen der Bundesſtaaten jedenfalls als ſtillſchweigend 
zwurüdgenommen zu betradtende — Proteft wurde wie die früheren Protefte ein- 
fach ad acta gelegt, denn jene Mächte, welche ven Standesherren gerne mehr 
gewährt hätten, fahen fih dazu außer Stande, da angefihtd ver von Frankreich 
neuerdings drohenden Gefahren alles Gewicht auf die Einigkeit unter den veut« 
Ihen Fürften gelegt werben mußte 18). Und fo mag man wohl theilmeife Bollgraff 
beiftimmen, wenn er ©. 500 fagt: Wie die Standesherren früher von Napoleon und 
feinen Genoffen vernichtet worden find, um eine Berfchanzung gegen Oftveutjch- 
land zu errichten, fo find diefelben vom Wiener Kongrefie als Stein und Kalt 
zur Vormauer gegen ben Feind benugt worden. 

Nach diefer Hiftorifchen Einleitung gehen wir nun über zur 


97) Diefe angeblihe Zuflimmung der Mediatifirten berubte indeß doch wohl nur auf einer 
irthümlichen Auffaffung einer Erklärung, welche der flandeöherrlie Bevollmädtigte von Gärtner 
abgegeben hatte. Aber der von diefem wie von dem ftandesberrlihen Komite dagegen fofort er: 
bobene Proteft fand feine Berüdfihtigung, da die Kommiffion annahm, es obwalte fein Irr⸗ 
!hum, fondern Herr von Gärtner fei nur nachträglich anders inftruirt worden, 

22) In dem erflen Bortrage des k. k. Präfidialgefandten vom 11. Nov. 1816 ift dies mit 
jelgenden Worten ausgefprohen: „Die Beflimmungen des Lüneviller Friedens, ver hierauf er- 
folgte Reichd: Deputationd:Hauptichluß, felbft die Rheinbundakte find daber noch bleibend in mans 
ben ihrer Folgen, deren gänzliche Befeitigung Europa nicht entwirret, fondern 
derwirret ir würde. &8 gehört zum großen Zoos der Menſchheit, daß 
die Gegenwart auch jchuldlos die Härte der eig Held empfindet. 
Die deutſchen Gejantten beim Wiener Kongrefje erkannten diefe große Wahrheit; zugleich aber 
nit —— und Milde, ſowie es deutſchen Regenten-Sinnes würdig iſt, hoben ſie aus den 
öffentlichen DVerhältniffen ſowie aus den Staatsurkunden jener Zeit dasjenige namentlich aus, 
worüber ihnen, nach Eröffnung des Bundestages, weitere Berathbungen und Beftimmungen an 
gemefien ſchienen. Hierbin gehören 1) der Artikel 14” u. f. w. 
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1. Darftellung der Nechtöverbältniffe der Standesherren auf 
Grund des deutfchen Bundesrechts. 


Die ſchon öfters erwähnt, bildet der Artifel XIV der deutſchen Bundes- 
alte die Hauptquelle für die bier in Betracht kommenden Rechtsnormen, aber 
nicht die einzige; denn gegen den Schluß vesfelben wird auf vie gleichfalls 
Thon wiederholt angezogene kgl. bayeriihe Deklaration vom 19. März 1807 
verwiefen, welde „bei der näheren Beftimmung ter (im Ürtifel XIV) ange- 
führten Befugniffe fowohl wie überhaupt und in allen übrigen Punkten 
zur meiteren Begründung und Weftftellung eines in allen veutihen Bundes— 
ftaaten übereinftimmenvden Rechtszuſtandes“ „ale Bafis und Norm" unter: 
gelegt werben folte. Da aber in biefer Dellaration bin und wieder auf bie 
Rheinbundafte Bezug genommen wird, fo ift auch diefe noch, wenigftens in ein 
paar Punften, als Rechtsquelle zu betrachten. Uebrigens verfteht ſich von felbft, 
daß im Falle von Widerfprühen 1?) zwifchen dem Artifel XIV und der bayer. De- 
Haration (xefp. der Rheinbundafte) ver erftere den Borzug hat vor ber legteren, 
da biefer nur fubfiviäre Gültigkeit im Verhältnifje zu jemem beigelegt ift. Und als 
leitender Grundſatz für die Auslegung dieſer Nechtsquellen muß gelten, daß im 
Zweifel immer zu Gunften der Standesherren entfchieven werben muß *), weil bie 
Gefhihte der Verhandlungen auf dem Wiener Kongreffe fowie vie Ausdrucks— 
weije der Bundesalte felbft feinen Zweifel darüber beftehen läßt, daß es die Ab— 
fiht der Vertragſchließenden geweſen ift, den Stanvesherren nicht ſowohl neue 
Rechte zu verleihen als vielmehr ihnen gewiffe Beftandtheile ihres früheren Rechts- 
zuftandes zur Zeit des Reiches vorzubehalten 20.) 

Dean pflegt nun die Rechte, welche den Standesherren durch die eben ge— 
nannten Vertragsbeftimmungen eingeräumt wurden und beziehungsmweife werden 
follten, nad) ihrer inneren Natur und mit NRüdficht auf ihre Geltung zur Reichs- 
zeit in zwei Klaffen einzutheilen, nämlih in perjönlihe und dingliche Rechte, 
und begreift unter den erfteren jene Rechte, welche an die Perfon des Standes- 
herrn als folde gefnüpft, mit feinem Standesverhältniffe gegeben find und daher 
in ganz Deutihland d. h. überall da, wo bie Stanbesherren wohnen und fidh 
aufhalten, geltend gemadt werden dürfen. Unter den legteren dagegen verfteht 
man jene Rechte, welche an ben Befig einer Standesherrſchaft d. h. eines ehe— 
mals reihsftändifchen Gebietes gefnüpft find und darum nur in jenen Gtaaten 
geltend gemacht werden können, zu welden bie Standesherrfhaften gehören. Man 
fann aus dem angegebenen Grunde die perfünlichen Rechte aud) ala die allgemei- 
nen und bie dinglichen als die befonderen Rechte der Standesherren bezeichnen 


19), Solcher Widerfprüche finden fich allerdings mehrere, 3. B. zwiichen Art. 14 Nr. 2 und 
lit. A 12 der bayr. Deklaration; Art. 14 lit. a und Deklaration A 1 u. f. m. 

*) Anm. d. Ned. Es foll biemit ſelbſtverſtändlich nicht gefagt fein, daß durch die zu 
Gunften einer einzelnen Klafie aufgeflellten Sapungen die Fortbildung der volitiſchen Inſti⸗— 
tutionen für ale Zeit gehemmt werden bürfte. Privilegien, die mit dem Geifte des beutigen 
Staatsrechted nicht mehr verträglich find, müffen ibm weichen. Dafür zu forgen iſt die Auf— 
gabe der Landesgeſetzgebungen. Val. den letzten Abichnitt dieſes Artikels. 

20) &8 deuten darauf entfchieden bin die abwechſelnd gebrauchten Worte: „fortan“, 
„verbleiben“, „bleiben”, „berrübren“, „aufrecht erhalten”, denen gegenüber 
der allerdings au vorfommende Ausdrud:; „einen Rechtézuſtand zu verfhaffen“ nur den 
Sinn bat, daß die Willkür der Nbeinbundszeit ein Ende haben folte. Man vergl. darüber be> 
fonders die überzeugende Ausführung von H. A. Zahariä im: Medtögutachten, die flaatd- 
rechtlichen Verhältniſſe des gräflichen Haufea und der Graffhaft Stolberg:Wernigerode zur preußi⸗ 
fhen Krone betreffend (Göttingen 1862) S. 108 ff. 
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und bie Sache auch jo ausbrüden: Für die binglichen Rechte läßt fi eine Aus- 
übung ohne ftandesherrlihe Befigungen nicht denfen, wohl aber fir vie perſön— 
lihen. — Es herrſcht jedoch im Einzelnen darüber eine ziemlich weit verbreitete 
Meinungsverfhiedenheit, ob dieſes oder jenes Recht (z. B. die Landſtandſchaft) 
zu ben dinglihen oder perjönlihen Rechten gerechnet werden müſſe, zu welder 
Meinungspifferenz die das Gepräge der Eilfertigkeit und Unflarheit auf allen 
Punkten an fi tragende Abfaffung des Artifeld XIV allerdings leicht Anlaß geben 
fonnte 21), Wir werben darauf öfters zurückkommen müſſen und bemerken bier nur 
noch ergänzend, daß einige von den gleich näher zu erörternden Rechten nur den 
Häuptern der ftandesherrlihden Familien zufommen, andere dagegen allen 
Familienmitgliedern. 

Betrachten wir nun im Einzelnen die Rechte der Standesherren, und zwar 

A. Die perjönliden oder allgemeinen Rechte, fo gehören von den 
I. allen Samiliengliedern zuftändigen Rechten folgende hieher: 

1) Das Recht des hohen Adels und der Ebenbürtigfeit mit den fou- 
veränen Familien Deutſchlands: „daß diefe fürftlihen und gräflichen Häufer fortan 
„nichts deftomeniger zu dem hohen Adel in Deutfchland gerechnet werden, und 
„Ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriff 
„verbleibt" (Bunvesakte Art. XIV lit. a.). — Die Frage, welche Berfonen zum hohen 
Adel gehören, war fhon zu Reichszeiten eine der beftrittenften, und eine Löſung 
derfelben wäre bei dieſer Gelegenheit ſehr erwünſcht geweſen; fie ift aber, wie 
man fieht, bier nicht entſchieden. Kein Wunder alfo, taß ver Streit fortvauerte 
und indbefondere darüber alsbald eine lebhaft ventilirte Streitfrage entbrannte, 
ob die deutfhen Souveräne mit ihren Familien nod zum hohen Adel zu rechten 
feien oder nit. Zum hohen Übel gehörten zu Reichszeiten — nad der richtigen 
Theorie 22), venn eine reichs geſetz liche Begriffsbeftimmung eriftirte nicht — nur 


21, Die Verfchiedenheit der Anfichten bat folgenden Grund: Der Art. XIV faht unter lit. a, 
b und ce die Rechte der Standeöherren in drei allgemeinen Säßen zufammen und zwar fo, daß 
unter lit. a ibr Standeöverbältniß, unter lit. b ihr volitiiäes Verhältniß in dem 
Saate, zu dem fie gehören, und unter lit. c ihr privatrechtliches VBerbältnif be 
fimmt wird. Dann fährt der Artikel fort: „Unter vorerwähnten Rechten find inäbefondere 
und namentlich begriffen” und zäblt unter Nr. 1—4 eine Reihe von einzelnen Befugnifien auf. 
Da haben nun viele Publiciften gealaubt, das Wort „vorerwähnt” beziebe fih nur auf Mit, c, 
und daraus gefolgert, es feien die von Nr. 1—4 aufgeführten Rechte folche, welche nur in jenen 
Etaaten geltend gemacht werden fönnten, zu denen die Standeäberren mit ibren Befipungen 
gehörten. weil audy unter lit. c nur ſolche Rechte begriffen jeien, welche den Stanteöberren nur 
mit Rüfiicht auf ibre Beſihungen, alſo für beflimmte Staaten, eingeräumt worden feten. Sieht 
man jedoch auf die Entftebungsgeichichte des Art. XIV, jo erweist ſich diefe Meinung als eine 
Frage Im Entwurfe des Art XIV fand ſich nad) lit. c der Ausdrud: „Inebefondere 
oßen fie baben” u. f. w. Da nun dieſes Wort jo ausfab, als ſeien die sub 1—4 aufgeführten 
Rechte nur eine Epecialifirung der unter lit. e im Allgemeinen aufgeführten Nechte und Bor: 
züge, fo wurde ftatt jener Worte der Ausdrudf gewählt: Unter vorerwähnten Rechten u. ſ. w,, 
„um — wie ed im betreffenden Prototolle beit — dadurch anzuzeigen, daß das, was 
folgt, nicht blos auf lit. c, ſondern aud auf die vorbergebenden Borfchläge 
gebe”. Vergl. die lichtoolle Auseinanderfegung von Zahariä im erwähnten Rechtägutachten 
S. 105 ff. Die Frage, zu welcher Art von Rechten, dinglichen oder perlönlichen, ein beftimmtes 
Recht des Art. XIV gehöre, muß demnach aus feiner Natur und den früberen Rechtsverhältniſſen 
eritlofien werden, wie ſchon v. Dreſch in feinen „Abbandlungen über Gegenſtände des öffent: 
lien Rechts‘ 11838) S. 147 n. x richtig bemerft bat. — Daß dabei noch immer Meinungs 
verichiedenbeiten und Irrthümer möglich nd, beweist eben diefer Autor, indem er 3. B. das 
Recht des Aufenthalts nicht zu den allgemeinen Nechten zäblt, was doch offenbar faljch ifl. 

22) Dergl. Zahariä, Deutfhes Staat: und Bundesrecht, 111. Aufl. (1865) $. 93 und 
oben den Artikel „Adel, Bd. 1. ©. 29 u, ff., insbeſ. S. 46 u. ff. 
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bie reihsftänbifhen d. h. die mit NReicheunmittelbarkeit, Landeshohelt und mit 
Sit und Stimmredt auf dem Neichätage verfehenen Perfonen und deren Fami— 
lien im Gegenfage zum Kaifer, welcher als über allem Adel ftehend betrachtet 
wurde. Da nun der Begriff des Adels als einer bevorzugten Klaffe von Unter- 
thbanen — und das waren ja die Fürften, Grafen und Herren des Neihes im 
Berhältniffe zum Kaifer und Reich troß ihrer thatfäghlich beinahe fouveränen Stel- 
lung — den Beftand einer höheren (Staats) Gewalt vorausfegt; fo hätte mit 
Auflöfung des Reiches ftrenge genommen allerdings der ganze Begriff des deut- 
fhen hohen Adels ceffiren follen. Denn der eine, Meinere Theil desſelben ſchwang 
fih zur vollen Souveränetät empor, konnte alfo begrifflih nicht mehr zum Adels— 
ftande gerechnet werben ; der andere, größere, Theil aber wurde der Souveränetät 
der einzelnen deutſchen Staaten unterworfen, konnte alfo eigentlih nur vie höchſte 
Klaffe des Landesadels bilden. Für einen deutfhen hohen Übel fehlte es ſeitdem 
an jeder ftaatsrehtlihen Bafis, der ganze Begriff ſchwebte in der Luft, da ber 
deutfhe Bund als völferrehtliher Staatenverein Feine Staatsgewalt hat, mithin 
aud keine Unterthbanen haben kann. 

Allein die Kontrahenten der deutihen Bunbetalte haben „nichts beftoweniger“ 
den Begriff des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit feftgehalten, fie haben alfo 
aus dem früheren, ftaatsrehtlih nicht mehr fonftruirbaren, Inftitute ein völker— 
rehtlihes Inftitut gefhaffen, und fo bleibt der Theorie nichts übrig als von 
diefem Gefihtspunfte aus die richtige Definition des Begriffes des hohen Adels 
zu erforfhen. Dabei muß fie fih hüten, den Geſetzgeber zu forrigiren und einen 
engeren Begriff des hohen Adels aufzuftellen als er felbft gewollt hat?? %). Die Worte: 
„daß diefe fürftlihen und gräflihen Häufer fortan nihtsbeftoweniger zu 
dem hohen Adel in Deutfhland gerehnet werden” — können nun, wenn 
fie überhaupt einen vernünftigen Sinn haben follen, nidt anders interpretirt 
werben, als dahin, daß man, obwohl es jegt an den Borausfegungen des hoben 
Adels (Reichsimmittelbarkeit, Landeshoheit und Reichsſtandſchaft) gebrach und alfo 
eigentlich, d. h. im ftaatsrechtlihen Sinne, von einem hohen Adel in Deutſch— 
land nit mehr die Rebe fein konnte, dennoch den alten Begriff aufredht erhalten 
und bie ehemaligen Standesgenofjen im Reihe auch jegt nody ald Standesgenofjen 
betrachten wollte, trotzdem daß ein bedeutender ſtaatsrechtlicher Unterfchied zwi— 
fben ihnen eingetreten war. Die Souveräne mit ihren Familien, das vom beut- 
ſchen Kaifertbrone herabgeftiegene Haus Defterreih mit eingerechnet, wollten fi 
offenbar vom hohen Adel nicht ausſchließen, fondern fie betrachteten ſich vielmehr 
vorzugsmeife als die Mitgliever desfelben, fonft hätten fie nicht fagen können, bie 
Stanbeöherren follen dazu gerehnet werben und ihnen das Recht der Eben- 
bürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Begriff verbleiben. Aller 
Zweifel an der Richtigkeit der hier angenommenen Auslegung muß aber ſchwinden, 
wenn man die amtliche franzöſiſche Ueberfegung des Wortes Ebenbürtigfeit in der 
Bundesakte („le droit de naissance &gale avec les maisons souveraines‘) 
und ben Bundeébeſchluß vom 19, Aug. 1825 („daß ben... reihsftäntifchen 
Bamilien ein ihrer Ebenbürtigfeit mit den fouveränen Häufern angemefjener 
Rang und Titel gewährt werbe") ins Auge faßt. Der frühere ftaatsrechtliche 
Begriff des hohen Adels hat fi) eben in einen völferrechtlihen verwandelt, und 
man fann demnach unter dem deutſchen hohen Mel nichts Anderes verftehen als 


22 a) Dieß tbut neueftens wieder v. Gerber in feinen Grundzügen eines Syſtems des 
deutfchen Staaterechts (1865) 8. 27 n 2. 


Standesherren. 177 


ven höchſten Geburtsftand, ver in Deutſchland befteht, und müffen darunter 
die fonveränen Familien eben ſowohl wie die ſtandesherrlichen begriffen werben. 
Dabei mag man immerhin zwiſchen einem fouveränen und mebiatifirten hoben 
Abel unterfheiden, dem erfteren einen gewiffen Vorrang vor dem letzteren vindi— 
dren und zugeben, daß die Souveräne felbft aus ſtaats rechtlichen Gründen 
über allem Adel erhaben feien: Aber vie Nichtigkeit des eben entwidelten Begrif- 
fe bes hohen Adels um der allerdings nicht zu läugnenden inneren (ſtaatsrechi - 
lien) Widerfprüche halber in Abrede zu ftellen, ift dem Maren Wortlaute der 
Bundesafte gegenüber unftatthaft. — Noch weniger aber darf man den Begriff 
des hohen Adels verengern wollen, wenn man auf die Motive ver Beftimmung 
der Bundesafte merkt. Offenbar wollte man den Standesherren durch diefe Ein- 
räumung einige Linderung bes über fie verhängten Loofes der Subjeltion unter 
die Staatsgewalt von noch vor Kurzem mit ihnen gleichberechtigten Reichsgenoſſen 
gewähren und für die Zukunft verhintern, daß biefelben gerade in dem ihnen 
werthvollften Familtenrechte auf fo Heinlihe Weife verlegt würden, wie es 3. B. 
von Würtemberg zur Rheinbundszeit gefchehen war. 

Auf die Richtigkeit unferer Definition vom hohen Adel weist enblid and) 
noch der Umftand bin, daß man, wie oben bereits angeführt wurde, den Standes— 
berren auch fogar Kurtatftimmen in der Bundesverfammlung gewähren wollte, wel« 
Ger Borfchlag von Bayern, Würtemberg u. f. w. nidt etwa aus Nüdficht auf 
angeblihe Standesverfchievenheit, fondern aus wohlbegründeten ſtaatsrechtlichen 
Erwägungen befämpft wurde. — Es wäre demnach eine offenbare Verlegung ver 
Bundesafte, wenn, wie zur Rheinbundszeit gefhab, durch ein Familienftatut oder 
in BVerfaffungsgefeg in irgend einem deutſchen Lande die Ehen der Mitgliever 
des fouveränen Haufes mit denen der ftandeöherrlichen Familien für unerlaubt er- 
!ärt würden. Um foldye Ehen übrigens dennoch zu verhindern, ohne die Bundes- 
gefege direft zu verlegen, hat die bayerifche Verfaſſungsurkunde durch die Beftimmung 
des, einen integrirenden Beftanbtheil derfelben bildenden, königl. Familienſtatuts 
Zt. II. $ 1: „Kein bayerifcher Prinz und feine bayerifhe Prinzeffin darf eine 
cheliche Verbindung eingehen, ohne dazu vorher die Einwilligung bes Königs 
erhalten zu haben“ — ven Weg gezeigt. 

Ueber die Bedeutung der Ebenbürtigkeit vergleihe man Übrigens oben ven 
Artitel „Ebenbürtigkeit" Bd. III. ©. 187 u. ff. u. bei. 197—99. 
ut Als eine Konfequenz des Rechts des hohen Adels und der Ebenbürtigteit 

cheint 

2) „Die unbeſchränkte Freiheit (der Standesherren), ihren Aufent— 
halt in jedem zu dem Bunde gehörenden oder mit demfelben in Frie— 
den lebenden Staat zu nehmen” (Art. XIV Nr. 1), fowie das NRedt, in 
fremte Dienfte zu treten, beides unter der Borausfegung, daß fie fi nicht 
ſchen in Dienften eines Staates befinden oder aus Staatskaſſen eine Penfion 
bezſehen (bayeriſche Deflaration lit. A. 8). 

Diefe Rechtszubilligung erklärt fi zunädhft daraus, daß man bie von eini- 
gen Mheinbundftaaten gegen die Subjicirten erlaflenen veratorifchen Beftimmungen 
binfictlich ihres Aufenthaltes befeitigen wollte. Sie enthält aber auch eine pofitive 
Begünftigung. Denn die Bundesgefeßgekung kennt fein allgemeines, allen Deut: 
ſchen zuftändiges Recht, ſich nad Belieben in jevem deutfhen Bunvesftaate auf: 
zubalten, ſondern das Aufenthaltsrecht einer nicht ftandesherrlihen Berfon in einem 
fremden Bundesftante hängt von dem — übrigens allgemein zuläffigen — Gr: 
werbe und Befige von Grundeigenthum in bemfelben ab (Bundesalte Art. XVII a.), 

dluatſchli un Brater, Deutſchet Staate ⸗Wörterbuch. X, 12 
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außerdem aber von ber fpeciellen Erlaubniß des fremden Staates. Es dürfte num 
beifptelsweife ven Standesherren nicht verboten werben, auf fremden Univerfitäten 
zu flubiren, wenn aud allen übrigen Untertbanen ver Landesuniverſitäts zwang 
auferlegt wäre. 

Ein weiterer Auefluß des Rechts des hohen Adels ift 

3) das Recht des privilegirten Geridhtsftandes (Art. XIV Nr. 3), 
und zwar nad Anleitung der f. bayer. Dekl. lit. A 9 in erfter Injtanz bei einem 
(andesherrlichen Mittelgerichte, in zweiter und legter Inftanz bein oberften Yandes: 
gerichtshofe, gleih wie in ftreitigen Rechtsſachen jo auch bezüglid der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. — Ferner 

4) Befreiungvonaller Militärpflichtigkfeit (Art. XIV Nr. 3); und 

.5) das Redt der Autonomie, weldes in folgendem Sage der Bundes» 
afte enthalten ift: „Werben nah ben Grundfägen ver frühern beutfchen Ber- 
faffung die noch beſtehenden Familienverträge aufreht erhalten, und 
ihnen die Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Yamilienverhältniffe 
verbindliche Verfügungen zu treffen, melde jevod dem Souverän vorgelegt 
und bei den höchſten Lanvesftellen zur allgemeinen Kenntnig und Nahadtung 
gebracht werben müflen. Alle bisher dagegen erlaffenen Berorbnungen follen für 
fünftige Fälle nicht weiter anmwenpbar fein" (Art. XIV Nr. 2). Man fehe darüber 
zunächft den Artikel „Autonomie” oben Bd. I. ©. 605 u. ff. bei. S. 611— 613. 
Zur Ergänzung des dort Geſagten fei bier nocd Folgendes bemerkt. Das Net 
der Autonomie ift im eminenten Sinne ein Ausfluß des Rechts des hohen Adels, 
und es hätte eigentlih, nachdem dieſes leßtere den Stanbesherren ſchon in lit. a 
zuerfannt ‚war, einer befonteren Feftfegung desſelben nicht beburft, wenn nicht 
durch das oben ſchon erwähnte Verfahren mehrerer Rheinbundftaaten, insbefondere 
MWürtembergs, dringende Beranlaffung dazu vorhanden geweſen wäre. Das Auto: 
nomterecht der Stanbesherren war im Jahr 1815 faft allenthalben ſehr beein- 
trädhtigt, wenn nicht gar vernichtet; es ausbrüdlich wieder herzuftellen und für 
die Zukunft zu garantiren war, da man denn doch ben hohen Adel nicht aus ver 
Geſchichte freihen wollte, eine unabweisbare Pfliht der fouveränen deutſchen 
Fürſten, und fie haben ſich diefer auch nicht entfchlagen. 

Es war ihr Wille unzweifelhaft, das an den Stanbesherren begangene Un- 
recht fo viel als möglich wieder gut zu machen; aber fie haben fi aud bier 
wieder einer Ausprudsweife bedient, welche zu einer lebhaften Gontroverfe und zu 
abweichender partitulargefegliher Feſtſtellung VBeranlaffung gegeben hat. Die 
Einen (4. B. Pernice, Klüber) bezogen nämlih die Worte: „Alle bisher 
dagegen erlaffenen Berorbnungen“ u. f. w. blos auf bie unmittelbar vorher erwähnte 
BDefugniß zur Errihtung neuer Familienftatute, und fanden alfo, daß der Sinn 
bes ganzen Zugeſtändniſſes fein anderer fei als der: Wenn in einem Staate bie 
Familienverträge der Standesherren während der Rheinbundzeit von den Souveränen 
nicht aufgehoben worben find, fo follen fie aud in Zufunft aufrecht erhalten 
werben; wenn fie aber aufgehoben find, dann bleibt es dabei, und es follen die 
Standesherren nur das Recht haben, neue Statuten für die Zukunft zu erlaffen. 
Andere (4. B. Heffter, Kohler) dagegen befchränften ven Schlußſatz bes Nr. 2 
nicht auf den unmittelbar vorhergehenden Paffus, fondern bezogen ihn aud auf 
die Aufrehthaltung der Älteren TFamilienverträge und fanden demnach in bem 
ganzen Satze des Nr, 2 die Abfiht der Bundesafte, die älteren Familienverträge 
auch in jenen Staaten, in welden fie durd Verordnungen der Rheinbundfürften 
aufgehoben worden waren, wieder herzuftellen, mit der felbftverftänbligen und 
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durch die Worte „für künftige Fälle nicht weiter anwendbar” hinlänglich ange- 
denteten Beihränfung, daß diefe Wiederherftellung keine rückwirkende Kraft habe, 
um nicht etwaige in ber Zwiſchenzeit wohlerworbene Rechte britter Perfonen zu 
känfen. — Daß dieſe letztere Meinung allein die richtige ift, hat neueftens 
Zahariä in feinem deutſchen Staats- und Bundesrehte 5 98 Note 4 über- 
zeugend nachgewieſen, und die meiften partifularredtlihen Gefege und Berein- 
barungen haben ihr von Anfang an gehulbigt 23). 

Der Familtenautonomie verdanken nun insbefondere die zwei Nedtsinftitute 
des abeligen Stammguts und Familienfideikommiſſes ihr Dafein. 
Sie find die Grundlagen der adeligen Familien feit Jahrhunderten geweſen, und 
von ihrem geordneten Beftande hängt zweifellos das Anſehen und die Bedeutung 
des Adels zu allen Zeiten wefentlihd mit ab. Sie bildeten darum auch ſtets den 
wichtigften Theil des dem hohen Abel eigenthümlichen fogenannten Privatfürften- 
rechts, wovon bereits oben Br. IV, ©. 13 u. ff. ausführlid die Rede war. Da 
jedoch dort nur die regierenden Häufer und demzufolge die mehr ſtaatsrechtlichen 
Theile des Privatfürftenrechts ins Auge gefaßt wurden, die Standesherren aber 
an den Grundſätzen des Privatfürftenrechts gleihfals, wenn aud feit dem Ber- 
luſte ihrer Reichsſtandſchaft und Landeshoheit faft nur mehr nad ber privatredt- 
lihen Seite bin, Antheil haben; fo fcheint es hier geboten zu fein, auf diefen 
Theil des Privatfürftenrehts einen längeren Blid zu werfen 24). 

Die adeligen Stammgüter und Familienfideikommiſſe, früher irrthümlicher 
Welſe meift für identiſch gehalten, find im einzelnen Beziehungen unzweifelhaft 
von einander verfchieden. Sie beruhen jedoch auf dem gleichen Grundgedanken, 
verfolgen einen gleichen Zmwed und find infoferne nur Arten des Grund— 
begriffes: „Erbgüter“ oder „Stammgäter im weitern Sinne", 
von welchen bereits oben (Bd. III. ©. 398 u. ff.) eine meifterhafte Darftellung 
geliefert wurde 25). Verfteht man nun aber unter biefen legteren (den Stammgütern 
im weiteren Sinne) ſolche Güter, welde die Beftimmung haben, bauernd in 
einer Familie zu verbleiben als die Grundlage ihrer rechtlichen, politiſchen und 
foctalen Stellung; und erinnert man fih, daß viele Jahrhunderte lang das ge 
jammte deutsche Volksleben auf dem fogenannten Stammgutsfyftem bafirt war: 
fo fann man unfere heutigen Stamm- und Fideilommißgüter mit Rüdjiht darauf, 
daß fie einerfeits feinen anveren als den eben bezeichneten Zweck haben, andrer- 
ſeits aber faft nur mehr in den adelizen Familien fi finden, als Ueberrefte 
bes alten Stammgutsfpyftems bezeichnen. Vergleicht man dagegen bie Prin- 
cipien, von welden biefe modernen Rechtsinſtitute beherrfht werden, und bie 





2) Sind alfo während der Rhbeinbundzeit z. B. alte Stammgüter oder ——— 
dommißgütet in Befolgung der landeösherrlihen Verordnungen vertheilt oder veräußert worden, 
fo ſtellt fich ibre frühere Eigenfehaft nicht von felbft wieder her und fünnen auch die betreffenden 
Handlungen nicht ala nichtig angefochten werden; ſowie umgefebrt in dem Falle, wenn 1roß 
landetbertlicher Verbote die Stammgutds und Kamilienfidellommiß-Eigenfhaft ſolcher Güter bis 
zum Jabr 1815 faktiſch aufrecht erbalten wurde, die bei einer ————— Intereſſirten die Auf⸗ 
hebung jener Eigenſchaft nicht mehr fordern können. Vergl. ZöpfleSi.R. $ 316. 

%) Wohl finden Ach die Kamilienfideifommiffe und Stammgüter auch unter dem niederen 
deutichen Adel, der Reicheritterſchaft, und erftere auch beim hoben und niederen Randesadel, ja 
gemeinrechtlich felbft beim Bürgerſtande; allein geſchichtlich umd thatfächlic hängen beide Mechier 
inftitute doch fo weſentlich mit dem hoben Adel zufammen, daß eine gefonderte Darftelung 
derielben in diefem Werke füglich umgangen werden konnte. 

25) Nachträglich ſei bier noch ermäbnt die treffliche Schrift von Dr. Ludwig Zimmerle: 
Das deutſche Siammguts ſyſtem nach feinem Urfprunge und feinem Verlaufe. Tübingen 1857, 
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Durdführang derſelben mit dem früheren Rechte, jo wird es erlaubt fein, umfere 
heutigen Stammgüter mobificirte Stammgüter bes alten Rechts oder beſſer ſchlecht 
hin Stammgüter des neueren Rechts, — und unſere Fideikommißgüter 
ſelbſt wieder modifieirte Stammgüter bes neueren Rechts oder 
ſchlechthin Familienſtiftungen zu nennen 26). Denn bei näherer Betrachtung ber 
Entwicklungsgeſchichte unſerer jetzigen Rechtsinſtitute zeigt ſich, daß bie adeligen 
Stammgüter den alten Stamm- oder Erbgütern viel näher ſtehen als vie Fidei⸗ 
fommißgüter, daß ſie gewiſſermaßen organiſch aus ihnen herausgewachſen find; 
während unfere Fideilommißgüter ein Gemifh von deutſchen und römifchen Rechte- 
fägen, ein Gebilde der mit dem deutſchen Rechte wenig vertrauten romaniftifchen 
Doltrin und Praxis feit vem Ende des 16. Jahrhunderts find, was jet kur 
dargethan werben fol. 

Es ift oben im Artikel „Erbgüter“ ſchon hinlänglich dargelegt worben, wie 
das alte, gang Deutfchland in der erften Hälfte des Mittelalter beherrſchende, 
Stammgutsfyftem den veränderten ftaatsrehtlihen und wirthſchaftlichen Zuftänden 
gegenüber fich nicht mehr allgemein zu erhalten vermochte. Zugleich aber ift da ⸗ 
jelbft angedeutet, daß für ten deutſchen hohen bel, die Reichsritterſchaft und den 
lanpfäßigen Adel zwei zuſammenwirkende Momente, ein politifches und ein wirth— 
fhaftlihes, zur Entftehung der adeligen Stammgüter und Familienfideikommiſſe 
bingeführt haben. Unfere Aufgabe ift e8 nun, jene Andeutung bier etwas weiter 
auszuführen. 

Man bat bis auf die neueſte Zeit herauf die Entftehung der genannten 
Rechtsinſtitute auf eine durch den deutſchen Übel geübte Oppofition gegen das ein: 
dringende römische Recht zurüdgeführt, allein nicht ganz mit Grund. Denn fchon 
lange vor der vollen Reception des römijchen Rechts, fpäteftens im 14. Jahrhundtert, 
hatte fih in Deutfhland — im Gegenfage zum Landrechte des früheren Mittel- 
alters, welches das von den Vorfahren ererbte unbeweglihe Gut für ein unver: 
äußerlihes, in der Familie zu erhaltendes Vermögen betrachtete und hierin ben 
Söhnen vor den Töchtern, den Brüdern vor den Schweftern einen beſtimmten 
Borzug im Erbredte einräumte — unter verſchiedenen Einflüffen die auf eine 
naturrechtliche Betrachtungsweife hindeutende Nehtsanfhauung entwidelt, baß ber 
jeweilige Eigenthümer auch über feine Liegenfhaften folle frei verfügen Können, 
und jedenfalls die Töchter den Söhnen im Erbrechte gleichzuftellen feien. Auch das 
deutſche Lehenrecht, welches die Weiber für lehensunfähig erflärte und fogar bie 
männlichen Seitenverwandten tes Befigers von dem Lehenerbredte ausfhloß, ſowie 
unter mehreren Söhnen nur Einen zur Nachfolge berief, neigte fih allmählih ven 
milderen Erbrechtsgrundfägen, wie fie im Landrechte zur Geltung famen, zu. Uebri- 
gens kann es feinem Zweifel unterliegen, daß dieſer zuerft durch bie beutfchen 
Stadtrechte angebahnten neueren Richtung bie Orundfäge des feit dem Ende bes 
13. Jahrhunderts wenigftens unter den gebilveteren Kreifen des beutfchen Volkes 
immer befannter werbenden römifchen Rechts und des Iongobarbifhen Lehenrechts — 
von denen erfteres von einer Gebundenheit des Grundbeſitzes durch die Nüdficht 
auf die Famtilienangehörigen und von einem VBorzuge der Söhne vor den Töchtern 
im Erbrechte abfolut nichts weiß, letzteres die Lehensfähigkeit auf die Weiber 
ausvehnt, die vom erften Erwerber des Lebens abftanimenvden Geitenver- 
wandten zur Lehensfolge beruft und mehrere zugleich zur Succeſſion Berufene 


: 26) Doch darf man damit eine andere Art von Kamilienftiftungen, die juriftiite Perſonen 
(„Stiftungen“) find, 3. B. Stipendienftiftungen für Familienglieder x. nicht verwechfeln! 
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gleichheitlich erben läßt — fehr förberlih waren. Und fo finden wir denn fchon 
am Ende bes 13. und Anfangs des 14. Jahrhunderts die Gleihftellung der 
Töchter mit den Söhnen im Erbrechte als allgemeines Landrecht ausgefprochen 
nicht blos in den Rechtsquellen Süddeutſchlands (Schwabenfpiegel und Rechtsbuch 
Ruprechts von Freifing) und in Franken (Kleines Kaiferreht), fondern auch in 
denen von Norddeutſchland (Schleſiſches Landrecht und vermehrter Sachſenſpiegel). 
Anh im Übelftande hatte diefe Neuerung ſchon Wurzeln gefchlagen, obwohl für 
ihn die das alte Stammgutsſyſtem beherrſchenden politifhen und wirthſchaftlichen 
Gründe nah wie vor maßgebend blieben und die Betrachtung, daß die neueren 
Principien zum völligen Ruine feiner politiihen und focialen Stellung ausſchlagen 
mußten, denjelben von einem Abſchütteln des alten Rechts hätte zurückſchrecken 
follen. Aber erft durch Schaden wurde man Flug. 

Wie weit diefe neuere larere Rechtsanſchauung um die Mitte des 13, Jahr- 
hundert8 bereit8 Pla gegriffen, das beweifen am beften die Vorgänge in ein- 
zelnen deutſchen Fürftenhäufern. Das Streben des Herrenftandes nah Erblichfeit 
ver Reihsämter mit den dazu gehörigen Reichslehengütern war gegen Ende bes 
12. Jahrhunderts bereits zu einem für ihn befriedigenden Abſchluſſe gefommen. 
Bald konnte man einen Schritt weiter gehen. Bis zur Mitte des 13. Jahrhun- 
derts blieb zwar nicht nur das weibliche Gefchleht von ver Nachfolge in bie 
Regierung von Land und Leuten ausgefchloffen, fondern aud unter ven 
Söhnen felbft Hatte das Princip der Inbividualfucceffion, entſprechend dem 
früheren Amtscharafter der Fürſtenthümer, feine Geltung behauptet. Da auf 
einmal, zuerft im Jahre 1255 in Bayern, fiengen die beutfchen TFürften- 
föhne an, den gefammten Nachlaß ihrer Väter, Allodial- und Lehengüter ſowie 
die Herrfhaft über Land und Leute, unter ſich gleichheitlich zu theilen, als ob 
Fürftenamt und Reichslehengüter keinen anderen Charakter gehabt hätten, als vie 
Allodialgüter. — Auch finden fi vereinzelt in Deutfchland bereits Ummanblungen 
der Reichs mannlehen in Reihsweiberlehen, um aud ben Töchtern, wenigftens 
für den Fall des Mangels an Söhnen, die Nachfolge ins Fürftenthum zu fichern, 
;. 8. 1156 für Defterreih, 1235 für Braunfchweig-Tüneburg: gewiß fprechende 
Beweiſe dafür, daß die alte deutſche Rechtsanſchauung einer neuen, romaniſtiſch- 
privatrehtlihen Denkungsart gewichen war! Und was erft ein blos thatfächlicher 
oder vereinzelter rechtlicher Vorgang war, das wurde vom Fürftenftande bald all- 
gemein als eine Forderung des Rechts auch bezüglich der Reichslehen dem deutſchen 
Könige gegenüber geltend gemadt, und im Inftitute der Gefammtbelehnung 
fand man die Rechtsform, um den gleihen Anſpruch fämmtlicher Söhne auf die 
vom Vater befefjenen Lehen zum reditlihen Ausdrucke zu bringen. Uebrigens war 
diefe auf der Idee der Einheit fämmtliher Söhne beruhende Gefammtbelehnung 
eine fehr unbequeme Neuerung, denn fie bedingte für die Gefammtbelehnten ein 
gemeinfchaftliches Zufammenleben und Zufammenregieren. Eine Theilung des Lehens 
war zwar den Geſammtbelehnten geftattet, aber fie 506 auch vie Ginheit ver 
Theilhaber auf und war vom größten Nachtheile für fie, weil nad) dem ftrengen 
deutihen Lehenrechte die Seitenverwandten von ver Erbfolge ausgefchloffen waren, 
folglich die Theilung des Lebens ohne Einwilligung des Lehensherrn das Erbredit 
unter den abgetheilten Linien zerftörte. Das Auskunftsmittel, auf welches man 
zuerft verfiel, nämlich die fogenannten Derterungen oder Mutfchierungen, d. h. vie 
Theilung der Nugungen aus den ungetheilten Hauptredhten des Fürftenthums, be- 
friebigte diefe Herren nicht lange. Jeder Sohn wollte völlig frei einen beftimmten 
Erötheil für fih Haben, aber freilich auch das Erbrecht auf die übrigen Theile 
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nicht einbüßen. Auch das erreichte man nod. Einige Fürftenhäufer erlangten vom 
Könige die Konftituirung eines Erblebens d. h. die Ausdehnung des Lehenerbrechts 
auf die gefammte (fucceffionsfähige) Descendenz des erften Erwerbers, 5. B. Oefter- 
reih und Braunfhweig-Tüneburg; andere wußten das longobarbifche, alle Des: 
cendenten bes erften Erwerbers zur Succeffion berufende, Lehenrecht bei ſich durch 
Gewohnheit einzubürgern, und beide fonnten darnad ohne Beeinträchtigung des 
Erbrechts beliebig theilen. Dritte endlich hielten zwar am deutſchen Lehenrechte feft, 
mußten aber allmählich vom deutſchen Könige bei der Gefammtbelehnung das Zu⸗ 
geftändnig zu erlangen, daß keine Theilung dem Erbrechte der verfchiebenen Linien 
Ihaden folle (Gefammtbelehnung des neueren Rechts). 

Nun konnten auch diefe Häufer unbeirrt durch erbrechtliche Nachtheile zu beliebig 
vielen Theilungen fhreiten, — und fie thaten es auch. Ebenfo ungebunden benahm 
man fi dann aber aud) bei Beräußerungen von Land und Leuten durch Rechtsgeſchäfte 
unter Lebenden und von Todes wegen. Daß daraus bie größten Nachtheile für Fürften 
und Unterthanen erwachſen find, ift männiglich bekannt. Die Gefhichte faft ſämmt⸗ 
licher Fürftenhäufer weiß genug zu e:zählen von den aus den Theilungen und Ber: 
äußerungen ber Territorien entftandenen Bamilienzwiftigfeiten ber ärgerlichſten Art 
und den blutigften Öruberfriegen. Aber das Ziel des fürftlihen Strebens, Yand und 
Leute wie den Privatbefig behandeln zu dürfen, war erreicht, und bie Unter: 
thanen mußten fih, wenn aud ſchwer feufzend, dem Joche der neuen Redhtsan- 
ſchauung beugen. 

Es liegt aber auf der Hand, daß dieſe Theilungen und BVBeräußerungen von 
Land und Leuten bie größten Mifftände für das Anfehen und die Machtſtellung 
der Fürftenhäufer felbft mit fi brachten, und fo konnte es denn nicht fehlen, 
daß, nachdem ber erfte Taumel der Freude über die neue Errungenfhaft ſich ge— 
legt hatte, eine kräftige Realtion dagegen ſich erhob. Der erfte große Schritt 27) 
in dieſer gefunden Reaktion wurde gethan im Intereffe der Kurfürftenthümer durch 
die goldene Bulle des Kaifers Karl IV. vom Jahr 1356, melde wiederum bie 
allein vernünftigen ftaatsrehtlihen Principien ver Unveräußerlichkeit und 
Untheilbarfeit des Landes und des Primogeniturredhts in der ag— 
natifh-linealifhen Erbfolge zur unverbrüdlihen Norm erhob. Die nach⸗ 
geborenen Prinzen follten mit Paragien oder Appanagen abgetunden werben, bie 
Hauptmaffe der Güter, Allod und Lehen, nebft der Fürſtenwürde dagegen in der 
Hand des erftgeborenen Sohnes je der älteften Linie beifammen bleiben. Es ver- 
ftand fih von da ab wieder von felbft, daß das Familienerbgut auch unveräußer« 
lid in der Familie verbleiben follte, und nur das war als etwas Neues hinzu- 
gelommen, daß auch ins Allodialgut nicht mehr nad gleihen Theilen fuccebirt 
werben fonnte. — Die Vortheile diefer neuen Rehtsorbnung waren aber zu auf- 
fällig, als daß ſie von den übrigen hochadeligen Häufern, in welden das neuere 
Recht der Gleihberechtigung der Töchter mit den Söhnen und dieſer untereinander 
nod) leiter Eingang gefunden hatte als in den größeren Fürſtenhäuſern, auf bie 
Dauer hätten überfehen werden können. 

Denn wenn die Heineren Fürften, Grafen und Herren des Reiches der immer 





27) Als vereinzelte Vorläufer erfcheinen die Untheilbarkeitsverordnungen Bertholde 
von Henneberg 1310, Dito's von Hefien 1331, Wilhelms von Kapenellenbogen 1331, Ludwigs 
von Bayern 1338 und der würtembergifche Hausvertrag von 1321. Vergl. die „Hausgeſehze der 
deurfchen Fürftenbäufer” von 9. Schulze in O. Stobbe’s Geſchichte der deutſchen FRechts⸗ 
quellen, 2. Abtbeilung (1864) S. 498 u. ff. 
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färfer fich entfaltenden Landeshoheit der mächtigeren Landesherren nicht zur Beute 
werben und felbft noch eine Bedeutung im Reiche behaupten wollten, fo mußten 
fie mit und wider Willen auf den Zufammenhalt ihrer Yamiliengüter bedacht fein 
und das, was für die Kurfürftenthümer ein Reichsgefeg zu Stande gebradt, auf 
anderen Wegen auch für ſich zu erreihen fuhen. Zunähft fam es nun barauf an, 
dem Principe der Gleihberehtigung ver Töchter mit den Söhnen entgegenzuwirfen, 
Das zu diefem Behufe ergriffene Mittel war ſehr einfah. Man ließ die Töchter 
immer häufiger gegen eine angemefjene Ausfteuer bei ihrer Berheirathung einen 
Erbverzicht ausftellen, bald nur zu Gunften ihrer Brüder und deren männ- 
lihen Nachkommen, bald überhaupt zu unften ver Nadlommen im väterlichen 
Haufe, und zwar in größerem ober geringerem Umfange, indem ber Verzicht bald 
nur auf bie väterliche, bald auch auf die mütterliche und brüberlihe Erbſchaft 
ſich bezog. Allmählich wurden aber dieſe Berzichte zur bloßen Form, denn fehr bald 
befeftigte ſich die Rechtsüberzeugung wieder dahin, daß die Töchter beim Bor- 
bandenfein von Söhnen oder auch entfernteren Agnaten entweder überhaupt fein 
Erbrecht hätten oder doc feines in Bezug auf die unbeweglihen Yamiliengüter 
und was bazu als Pertinenz gerechnet wurde, Endlich fiel auch die Form des 
Erbverzichts hinweg, indem man unter Berufung auf das Intereffe der Erhaltung 
des Familienglanzes, oder auf die Grundſätze bes früheren deutſchen Lehenrechts 
u. f. w. in Hausgeſetzen und Kamilienverträgen ben Töchtern entweder 
Ihlehthin oder dod für den Fall des Vorhandenſeins von Agnaten das Erbredt 
in die Familiengüter abfprah und fo den vorbem freiwilligen Ausſchluß ber 
Töchter vom Immobiliarnachlaſſe des Vaters zur objektiven Rechtsnorm erhob 38). 

Niht fo frühe und bei weitem nicht fo allgemein wie ber durch obfervanz- 
mäßige Erbverzichte, Hausgeſetze und Yamilienverträge beim hohen Adel oder durch 
Gewohnheit und Lanvesgefege beim niedern Adel begründete Ausfhluß der Töchter 
von der Erbfolge gelangten vie Principien der Unveräußerlichkeit, Untheilbarkeit 
und Inbividualfucceffion innerhalb des Mannesftammes zur Geltung. Es blieb 
vielmehr, abgefehen von einigen offenbar durch bie goldene Bulle heroorgerufenen 
Untheilbarfeitsverorbnungen, die aber immer wieder durch das Einzelintereffe durch— 
broden wurden, no lange der Grundſatz herrſchend, daß unter mehreren Söhnen, 
denen das Stammgut vom Bater hinterlaffen werden mußte), gleichheitlich getheilt 
werten follte. In Ermangelung von Söhnen aber hatte der Stammgutsbefiger an 
und für fich die volle Freiheit der Verfügung fowohl unter Lebenden als aud) 
von Todes wegen, wenn nicht ein beſonderes Hindernig im Wege ftand, was 
freilich immer mehr die Negel wurde. Um nämlich unter den verſchiedenen abge: 
teilten Linien den Yamilienzufammenhang zu bewahren und vie Zerfplitterung des 
damiliengutes zu verhindern, ſchloß man gegenfeitige Erbverträge (Erbeinigungen) 
und beftimmte auf autonomem (und beziehungsweife geſetzgeberiſchem) Wege, daß 
keiner ver Theilhaber befugt fein folle, feinen Antheil an dritte, nicht zur Familie 
gehörige, Perfonen — den Fall ver echten Noth, wozu ver Konkurs gehörte, 
allein ausgenommen — irgendwie zu veräußern außer mit Zuftimmung 





28) Aus Ähnlichen Gründen wie der reihsunmittelbare Adel wandte fih endlich auch der 
landfäßige niedere Adel den gleichen Grundfägen zu, und was bei dieſem die Fami— 
lienobfervang nicht vermochte, das wurde durd die landesherrliche Gefepgebung 
zu Stande gebradt. 

9, Widrigenfalld durften fie das veräußerte Gut an ſich ziehen (Revokations⸗ oder Dindi- 
Iationdrecht). 
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fämmtliher Agnaten?). Geſchähe es dennoch, ohne biefe erholt zu haben, 
fo follten viefe die Befugniß haben, binnen einer gewiflen Friſt das Gut dem 
Erwerber gegen Bezahlung des dafür entrichteten Preifes wieder zu entziehen, was 
man jest Rückkaufs- oder Retraftrecht nennt. 

So war denn aus der Verbindung des ſchon dem alten Stammgutsſyſteme zu 
Grunde liegenden Princips der Beihräntung der Veräußerungsbefugniß des Eigen- 
thümers mit dem neu eingeführten Principe des Ausfchluffes der Weiber im Erb: 
rechte zum Vortheile des Mannsftammes ein neues Redtsinftitut, das adelige 
Stammgut oder Stammgut des neueren Rechts, erwachſen. 

Diefe Stammgüter (bona stemmatica, avita, hereditas aviatica) find 
demnad jene Güter des hohen (und niederen) Adels, welde ver- 
möge alten Herfommens oder Geſetzes nur auf die Agnaten d.h. 
auf tie durch Männer mit einander verwandten männlihen Perſonen (auf bie 
mittefalterlihen „Schwertmagen") vererbt werden. Sie hängen mit den alten 
Erbgütern noch durch das beiden gemeinfame Princip der Beräußerungsbefhrän- 
fung durch eine Klaffe der nächften Erben zufammen und unterfcheiden ſich von 
denfelben durch die ausſchließliche Succeffionsfähigfeit des Mannsftammes. Das 
abelige Stammgut fteht im Eigenthume des jeweiligen, d. b. des nach der gewöhnlichen 
ober bejenderen, im betreffenden Haufe eingeführten, Succeffionsorbnung beftimm- 
ten, Erben und Befigers, welder fein Recht unmittelbar von feinem Vorgänger 
ableitet und in ber Verfügung über die Subſtanz des Gutes nur dur die Nüd- 
fiht auf feine nädften (männlichen) Erben, die Anmärter, beſchränkt iſt. Mit 
Einwilligung der Agnaten kann das Stammgut feines Charakters entkleidet und 
beliebig veräußert werben, ja in Fällen der echten Noth, wohin der Konkurs des 
Innehabers entfhieden gerechnet wirt, bedarf es zur Gutsveräußerung (im weite 
ften Sinne bes Wortes) auch nicht einmal der Zuftimmung ber Agnaten. 

Der Abſchluß ver Entwidelung des bisher gefhilderten Adelsrechts fiel nun 
ziemlich genau zufammen mit ver Vollendung der Reception des römijhen Rechts 
in Deutfchland. Je intenfiver aber diefes in Fleifh und Blut der deutfchen Nation 
eindrang, deſto mehr fuchte fih der Adel dur autonome Beftimmungen dagegen 
zu ſchützen. Immer häufiger wurden jest bie in teftamentarifhen Diepofitionen 
oder in Verträgen zwifchen ten verfchiedenen Mitgliedern einer Familie ausge— 
ſprochenen Berbote aller Veräußerungen bei Androhung der Nichtigkeit; immer 
häufiger bie Erbverträge und Untheilbarfeitsanorbnungen; und fo fanden bie 
romaniftifch gebilbeten Juriften jener Zeit die adeligen Stammgüter durch ganz 
Deutichland in vollfter Blüthe verbreitet und waren darum glüdliher Weile außer 
Stande, diefes Rechtsinſtitut, welches zu den Grunbfägen des Corpus Juris im 
fhneidenpften Gegenfage ftand, zu zerftören. Dod gelang e# ihnen, erft viele 
Verwirrung aud in biefem Zweige des beutfchen Nechtslebens anzuftiften und 
dann ein neues Rechtsinftitut, das der fogenannten Familienfideikommiſſe, 
aus demfelben herauszuentwideln und ins Leben einzuführen 31), 

Die zwei den adeligen Stammgütern zu Grunde liegenden Principien ber 
Beräußerungsbefchränfung und der Erbfolge im Mannsftamme fowie als Grund 


3, Man felofi aber auf die Zuftimmung, wenn die Agnaten von dem Vorkauférechte, mozu 
fie der Meibe nad) aufgefordert werten mußten, feinen Gebrauch machten, 

31) Man vergleiche darüber die Inaugural-Abbandlung: Entwicklungsgeſchichte der deutfchen 
Ramilienfideitommiffe von Dominitus Cofta, Münden 1864, welder der Verfaſſer die ſes 
Artikels zumelft gefolgt iſt. 


Standesherren. 185 


davon der aus zahlreichen Yamiltenverträgen, Statuten und Obfervanzen Mar er⸗ 
fihtliche Wille, die Güter in der Familie zu erhalten, fprangen jenen Juriften 
natürlich fofort in die Augen. Und wenn fie fi, „gewohnt" — um mit Baron 
von Kreittmayr zu reden — „alles, was ihnen unter die Hand fam, ſchlechter⸗ 
dings über den römiſchen Rechtsleift zu ſchlagen“, num fragten, nad melden 
Rechtsſätzen des Corpus Juris die Eriftenz dieſer Stammgüter ſich rechtfertigen 
iaffe, fo fanden fie nach vergeblihen anderen Erklärungsverſuchen 32) endlich einen 
Anhalt in der Lehre vom jucceffiven Vermächtniſſe und zwar befonder® vom Far 
milienfiveitommiffe des römifhen Rechts. Denn wie diefem legteren ein beftimmter, 
mehrere Generationen bindender legter Wille eines Erblaffers als Entftehungs- 
grund unterliegt, fo war es nad ihrer Anficht aud bei den abeligen Stamm- 
gäten der Fall. Auch dem römifchen Yamilienfideitommiffe ſcheint die Sorgfalt 
des Erblaffers für mehrere Generationen zu Grunde zu liegen; auch in ihm liegt 
ein Beräußerungsverbot, das fogar noch ftärfer wirkt als das deutſche Retrakt- 
reht, und der Erblafler kann endlich auch beim römifhen Familienfideikommiſſe 
die Succeffion in den Genuß des hinterlaffenen Gutes abweichend von ber gefeh- 
lihen Ordnung beliebig beſtimmen, — lauter Dinge, welde mit dem abeligen 
Stammgute vortrefflih zufammenzuftimmen ſchienen. 

Somit war der Schluß bald gemacht, die abeligen Stammgüter, als be— 
rubend anf einer Willenspispofition, feien eben nichts Anderes als 
römifhredtlihe Familienfideikommiſſe, und mas von biefen im Corpus Juris ge 
Ihrieben ftehe, das müſſe felbftverftändlich auch für jene gelten. Freilich wollte im 
Einzelnen Bieles nit paffen. Um nur ein paar Punkte hervorzuheben, jo ſetzt 
das römifche Familienfivellommiß einen Erben voraus, dur deſſen Hand Hin- 
durd es erft dem Bedachten zufommt, während die deutſchen Stammgüter dieſe 
Boransfegung nicht kennen. Zur Entftehung des römiſchrechtlichen Familienfidei- 
fommifjes ift regelmäßig die Form des Teftamentes ober der Kobicille erforderlich, 
die deutſchen Stammgüter dagegen leiteten ihr Dafein ab von Geſetzen, Gewohn 
beiten und Privatbiepofitionen der mannigfachften Art, beſonders von Erbverträgen, 
die das römische Recht bekanntlich perhorrescirt. Das römifhe Familienfideikommiß 
jel in der Hand des vierten Inhabers von felbft erlöfchen und deſſen freies 
Eigenthum werben, wogegen das deutſche Stammgut feiner Idee nad immer- 
während bis zum Ausgange des Stammes und Namens in der Familie erhalten 
Bleiben follte und nur unter Einwilligung fämmtliher Agnaten aufgehoben werben 
durfte. Der Stifter des römifhen Familienfideitommiffes muß das Pflichttheilsrecht 
der nähften Blutsverwandten berüdfichtigen und darf nur über den nad Abzug 
der verfchiedenen Pflichttheile verbleibenden Reſt feines Bermögens fideikommiſſariſch 
verfügen, — dagegen das deutſche Stammgut nimmt, wenn Inbividualfucceffion 
damit verbunden ift, wenig Nüdfiht auf bie nit zum Genuſſe berechtigten 
Agnaten und fchließt jedenfalls eine ganze Klaſſe von Pflichttheilsberechtigten, die 
Töchter, principiell vom Antheile an den Familiengütern aus. — Uber über alle 
viefe und andere Schwierigkeiten und Bedenken mußten die Romaniften des 
17. Jahrhunderts 3, Hinwegzulommen, indem fie mit ungemeiner Geſchmeidigleit 


22) Go erflärt der älteſte Schrifiſteller über diefe Materie, Betfius, in feinem Iractatus 
de statutis, Argent. 1611 die adeligen Stammgüter ale Ausflüffe der in der Landeehoheit des 
boben Adels liegenden geſetzgebenden Gewalt, de& fog. jus condendi statuta, 

32) So befonders Knipſchildt in feinem berühmten Buche: »de fideicommissis fami- 
liarum nobilium sive de bonis, qua pro familiarum nobilium conservations constituuntur 
(ven Etammgütern) tractatus« 1626. 
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und mitunter barbariſcher Auslegungsfunft den Begriff des römiihen Familien 
fideilommiſſes fo auszubehnen mußten, daß das deutſche Rechtsinftitut darunter Platz fand. 
Sp nahmen fie es vor Allem mit der Art der Willensdispofition nicht genau und 
anerkannten neben den Teftamenten, deren oft äußerft mangelhafte Form mit 
Rüdfiht auf die dem hohen Adel zuftändige und angeblih von allen Rechtsformen 
befreiende jurisdietio nicht beanftandet wurde, auch die Erbverträge, freilih unter 
vielen Wendungen und Drehungen, ald ausdrückliche Errichtungsformen ber 
Stammgüter. Lagen ſolche nit ver, fo ließen fie wohl die auf Statuten, Ge- 
wohnbeiten, Zöchterverzichte und Beräußerungsverbote zu Gunften Familienange- 
böriger gegründeten Stammgüter als ftillfhweigend errichtete Familienfidei- 
tommifje gelten, wobei es jedoch Kontroverfen aller Art abjegte, woburd viele. 
Stammgüter im ihrer Forteriftenz bebroht wurden. Die Beſchränkung des Fa— 
milienfiveilommiffes auf 4 Generationen befeitigte man einfach durd den Hinweis 
auf tie entgegenftehende Mare Abficht des mit Landeshoheit ausgeftatteten Reiche: 
adels, die Hamiliengüter zur Erhaltung des Glanzes und Wohlftandes der Familie 
bis zum Ausgange des Stammes und Namens zufammenzubalten, 

Der römiſchrechtliche Anfpruh auf den Pflichttheil konnte nah ber vom 
Reihsltammergerichte, nad) vielem Streite darüber, aboptirten Auffafjung durch eine 
geziemende Ausfteuer der Töchter und anftändige Appanagirung der nadgeborenen 
Söhne volllommen befriebigt werden; und gegen die Beſchwerde wegen Schmäle- 
rung bes Pflichttheils, weldye der erfte Fiveilommißbefiger felbft dadurch erlitt, daß 
er das ganze ererbte Gut wieber feinen Erben ungefhmälert hinterlaffen mußte, 
fiherte die befannte Socinifhe Kautel, wornah ihm nur die Wahl blieb, ent- 
* das Stammgut ohne Abzug ſeines Pflichttheils oder dieſen ohne jenes zu 
nehmen. 

Bei der Frage nah ben Subjekten und Objekten bes Familienfidei⸗ 
fommifjes führte die Hereinziehung des römifchen Rechts zu einer Erweiterung bes 
Kreifes, welcher nah der Rechtsentwicklung bes beutfchen Bolles die Stammgüter 
umzog. Waren dieſe allmählich fubjettiv auf den Apelsftand und objeftiv auf bie 
ererbten Liegenfhaften (im Gegenfage zu dem neuerworbenen Gütern) mit ben 
daran gelnüpften öffentlihen und Privatrechten beſchränkt; fo dehnten unfere Ro- 
maniften einerfeit8 die aktive und paffive Familienfideilommißfähigkeit auf alle 
dispofitiond- und beziehungsweife erwerbfähigen Perfonen und andrerſeits auf alle 
Arten von Bermögensobjelten von irgend bauerhafterem Charafter, fogar auf viele 
Arten von Lehen, aus #), 

Dezüglih des Erbfolgerehts griffen die Juriften auf ben Grundſatz ber 
successio ex pacto et providentia majorum, welder von den Auslegern bes 
longobardiſchen Lehenrechts aus diefem heraus gefunden worden war und darin 
befteht, daß der jeweilige Erbe fein Recht nit von feinem unmittelbaren Bor- 
gänger, fondern von dem erften Erwerber des Lehens ableite. Diefes Hereinziehen 
des Lehenrechts lag aber um fo näher, als die Wehnlichkeit zwiſchen der Lehens⸗ 
und Stammgutserrichtung in der That ſehr groß war und man ſchon ſeit langer 
Zeit auf eine Vermiſchung der Lehen mit den Allodialgütern hingearbeitet hatte, 
ein Beſtreben, welches durch gleichheitliches Erbrecht in beiden Vermögensmaſſen 
zum Abſchluſſe kommen mußte. Wer vom Stifter genannt iſt, ſagte man, bat ein 


34) Go ift denn gemeinrechtlich das Inſtitut der Familienfideikommiſſe nicht auf den Apele: 
ftand beſchränkt; nur partikularrechtlich, J B. jept in Bayern, findet ſich die Beihränfung auf 
den Adel, wenigftens was die paffive Fähigkeit betrifft. ⸗ 
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Erbreht. Demnach erflärte man alle Agnaten des GStifters beziehungsweife des 
erften Erwerbers eines von einer familtenfremben Perſon errichteten Fideilommiſſes 
für fucceffionsberechtigt mit Ausſchluß der Kognaten (d. 5. der Weiber und beren 
Nahlommen), der Adoptirten und Legitimirten, der Geiftlihen und der aus 
nicht ftandesmäßiger Ehe entiproffenen Agnaten, aber ohne Unterſchied zwifchen 
vollbürtigen und halbbürtigen, da es nur auf die Abſtammung durd, Männer 
anfäme. 

Bas ferner die Erbfolgeorpnung anlangt, fo unterfhieb man, ob ver 
Stifter barüber eine Anordnung getroffen babe oder nicht. Im legteren Halle 
bradte man bie Grundſätze des gewöhnlihen Givil-Inteftaterbrechts zur Anmwen- 
dung und berief zunächſt vie Descenventen bes letzten Befigers mit Zulaffung bes 
Repräfentationerehts für die Enkel, in deren Ermanglung aber die dem Stifter 
vem Grade nad nähften Descendenten. — Hatte ſich aber der Stifter über bie 
Erbfolgeorbnung geäußert — und melftens war, wenigftens im hohen Übel, 
Indivipualfucceffion angeordnet worden —, fo handelte es fi fowohl um bie 
theoretifche Rechtfertigung einer ſolchen Abweichung vom römifchen Rechte als auch 
um bie oft ſchwierige Löſung ver frage, welche Perfon denn vom Stifter ber 
fen fei. Zur Begründung der Individualſucceſſion wurden alle möglichen Argu- 
mente aus dem Naturredhte, der Bibel, der Geltung bei allen deutfchen Völkern, 
ven Beftimmungen ver goldenen Bulle und aus dem altdentfchen Lehenrechte her- 
beigefuht ; aud wurde wohl zur Rechtsbeſtändigleit folder Succeffionsorbnungen, 
wenigftens für ten niebern Adel, die kaiſerliche Beftätigung verlangt. Bei ver 
Beantwortung der Frage nah dem Suceeſſionsrechte in conereto fam man aber, 
veranlaßt durch bie oft ſehr unklaren und vieldeutigen Ausprüde in den Gtif- 
tungöbriefen und ben zu Hülfe gerufenen Lehenrechtsbüchern allmählig zu den nad» 
flehenden Arten der Succeffion, wobei im Einzelnen verfchtevene, bier nicht näher 
auszuführende, Anfihten obwalteten. So wird nah dem „Seniorat“ unter 
allen fucceffionsfähigen Agnaten der den Jahren nach Weltefte zur Erbfolge ge: 
rufen; beim „Majorate” fuccebirt der dem Testen Inhaber dem Grave nad 
Nähfte und unter gleih Nahen ver Aeltefte; bei der im hoben Adel gewöhnlich 
fi findenden und früher aud wohl Majorat geheigenen „Brimogenitur“ 
fuccebirt je der Erftgeborene in ver älteften Linie; beim „Minorate“ fuccebirt 
bald im Gegenfage zum Majorate unter glei nahen Agnaten ver jüngfte, bald 
im Gegenfage zum Seniorate das jüngfte Familienglied. Findet fi in einer Fa— 
milie neben dem für bie erfte Linie beftimmten Fiveilommiffe ein zweites, eine 
„Selundogenitur”, fo fuccebirt in biefes die zweite Linie ebenfalls nad dem 
Principe der Primogenitur. 

Bei der Frage nah den Rechten und Pflihten des Familienfiveifommiß- 
inhabers und der Anwärter gingen die Meinungen wieder auseinander. Die Einen 
betrachteten den jeweiligen Inhaber des Familienfiveilommiffes als bloßen Nut- 
nießer und legten das Eigenthum daran den nächſten Anwärtern bei. Andere 
ſchrieben der Familie ein Obereigenthum zu und dem Inhaber ein blofes Nutungs- 
teht oder Nutzeigenthum. Dritte endlich hielten den Inhaber für ven Eigenthlimer, 
der jedoch beſchränkt fei durch die Meftitutionspflicht: Er habe mit dem Wegfalle 
des Vorgängers ipso jure als Eigenthümer alle Rechte an der Sache, aber auch 
die Pflicht, alle Laften (3. B. Steuern) zu tragen und biefelbe in gutem Zuftande 
zu erhalten; eine Beräußerung des Gutes wurde ihm dem Zmede des Familien» 
fidellommiſſes gemäß in der Regel unterfagt, nur ausnahmsweife galt er dazu 
als befugt, nämlich zur Zahlung von Schulven des Erblaffers, zur Auszahlung 
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von Ausftenern und Appanagen, zur Beftreitung von Altmenten, Auslöfung von 
Gefangenen oder bei fonft erweislichem dringendem Notbftande, — immer unter 
ter Borausfegung, daß fein freies Bermögen zu biefen Zmweden vorhanden 35), 
Für die Schulden feines Vorgängers follte aber der Inhaber nur infoweit zu 
baften haben, als fie auf der Subftanz des Gutes ruhten d. h. wenu fie wegen 
notbwendiger oder doch nüglicher Verwendungen für das Gut gemacht worden jeien. 
Den Anmwärtern räumte man zur Sicherung ihres eventuellen Nachfolgerehts bie 
Befugniß ein, die Errihtung eines Inventars und die Beftellung einer cautio de 
re conservanda et restituenda zu verlangen; — ferner Einfpradhe zu erheben 
gegen unbefugte Handlungen des Familienfiveilommiß-Inhabers, insbefondere gegen 
Beräußerungen. 

Endlih wurde — außer den aus der Natur der Sache ſich ergebenden 
- Aufbebungsgründen (3. B. Untergang des Objekts, Subjelts, Eintritt einer 
Refolutiobedingung u. f. w.) von Einigen im Anfchluffe an das römiſche Mecht 
aud der Konſens aller lebenden Agnaten als Aufhebungsgrund des Familienfidei- 
fommifjes anerfannt, während Andere das Gegentheil behaupteten unter Berufung 
auf den Umftand, daß die Nachkommen ein umentziehbare® jus proprium et 
qusesitum hätten, da fie ihr Recht nicht von ihren Eltern, fondern von dem 
Stifter ableiteten. 

Diefe hier kurz angebeutete Theorie wurde nun durch bie Praris ber in ber 
Schule der Romaniften aufgewachſenen Richter zum gemeinen Rechte in Deutjch- 
land. Die Vorſicht gebot, die Errichtung folcher Rehtsgefhäfte fortan den doc- 
toribus juris romani zu überlafjen $), und viefe haben es, wie bie vorhandenen 
Dokumente, in venen übrigens der Name Familienfideifommiß noch lange nicht 
erjcheint, beweifen, an gejhmadlofer Breite des Stils und willkürlicher Spit- 
findigfeit der juriftifhen Konftruftion wahrlich nicht fehlen laffen. Auf ven regel- 
mäßig an tie Spite geftellten Sag, daß diefe Dispofition zur Erhaltung bes 
Tamilienglanzes und zum Wohle der Unterthanen getroffen werbe, folgen alle 
mögliben Beftimmungen über Unveräußerlichkeit des Beſitzthums, Ebenbürtigkeit, 
Ehe, Vormundſchaft, Erbfolge, Erbverzichte, Pflichttheil u. j. w. Regierungsſachen 
werden barin ebenjomohl geregelt wie die Yamilienangelegenheiten, da ja bie 
Landeshoheit als ein reines Privateigenthum der Familie betrachtet wurde; und 
aus politifhen Gründen wurben oft auch die Stände des Landes bei Erridtung 
folder Dispofitionen betheiligt. 

Dis tief ins 18. Jahrhundert hinein behanvelte man auf dieſe Weife tie 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe wie die Familienbeziehungen nad) rein privatrechtlichen 
Orundfägen. Erft als die von Conring um bie Mitte des 17. Jahrhunderts 
begonnene nene, dem römifchen Rechte abgewanbte, hiſtoriſch-philoſophiſche und bie 
von Joh. Jakob Mofer im 18, Jahrhunderte begründete pofitive Behandlung bes 
deutfchen Staatsrechts tiefere Wurzeln geichlagen hatte, fing man an, bie privat- 
rechtlihen und ftaatsrechtlihen Verbältniffe der deutſchen Landesherren urd ihrer 
Familien von einander zu fheiden. Man beftrebte fi) demzufolge, das Statsgut 
von den Privatgütern der fürftlihen Familie zu trennen und für jenes die Prin« 
cipien ber Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit und als nothwendige Konfequenz 
davon die Individualfucceifion und zwar in ber Form der’ Primogenitur als Kant. 
lid nothwendige zu ftatuiren; für biefe aber ließ man die in den Hausgefigen, 


35) Ungerechtfertigter Meife veräuferte Sachen durfte der Nachfolger revociren. { 
3) Wohl die melften Stammgüter find deßhalb in Fideilommißgüter verwandelt wo 25 
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Hausverträgen und Obfervangen enthaltenen Beftimmungen als maßgebend gelten. 
Dabei erkannte bie damals emporfeimende Wiffenfchaft des deutſchen Privatredhts 
jehr bald den von den Romaniften gepflegten Irrthum, als könnten die Stamm- 
gutefliftungen aus dem römiſchen Rechte, welches ja ven einem paltirten Fidel— 
tommiffe nichts wife, erflärt und gerechtfertigt werden. I. H. Böhmer in feinen 
Exercitaliones ad pandectas zeigte der fpäteren Theorie den richtigen Weg, in- 
dem er berauf hinmwies, daß bie den fogenannten Familienfideifommiffen zu Grunde 
liegenden Principien: Giltigkeit der Erbverträge, Unveräußerlicheit der ererbten 
Güter und Ausschluß der Töchter von der Erbfolge — nur der deutſchen 
Rehtsbildung angehörten, weßhalb aud das ganze Rechtsinſtitut des Familien⸗ 
fiteifommiffes mit Abwerfung des römiſchen Rechts nur aus dem deutſchen Rechte 
zu entwideln fei. Andere Rechtögelehrte dagegen (3. B. Baron v. Kreittmapr) 
gaben zu, daß man bie feit zwei Jahrhunderten in vielem Rechtsinftitute heimiſch 
gewordenen Einwirkungen bed römifhen Rechts nicht völlig ignosiren dürfe. 

Es war alfo die Aufgabe der Jurisprubenz, Klarheit in die Sache zu bringen, 
die deutſchen Grundlagen feftzuhalten und darauf fortzubauen unter Hereinziehung 
des römischen Rechts in mehr untergeorbneten Punkten. Und fo hat denn die ger 
maniftiiche Theorie und bie Geſetzgebung unferes Jahrhunderts das Inftitut des 
damilienfiveitommifjes aus feiner eigenen Natur heraus und an ber Hand der 
Geſchichte im den wefentlihen Punkten übereinftimmend kurz folgendermaßen feft« 
geftellt : 37) 

Die Fideikommißgüter find folde Güter, welhe vermüge aus- 
vrüädliher Anorbnung unveräußerlih auf alle Gefchlechtöfolger des 
Stifters beziehungsweife eines Dritten, zu deſſen Ounften die Stiftung gemacht 
it, 5i8 zum Ausgange des Stammes und Namens zur Erhaltung des 
Gamilienglanzes übergehen follen. 

r biefer Begriffsbeftimmung find die wmefentlihen Unterfchiede vom 
frühet geſchilderten adeligen Stammgute enthalten. Während nämlich dieſes 
nah der richtigen Theorie auf altem Herkommen oder Geſetz beruht, bedarf 
das Familienfiveilommig zu feiner Entftehfung einer befonderen, austrüd- 
lihen Berfügung, eines in einem Teftamente oder Erbvertrage oder in einer 
fonftigen Stiftungsurfunde ausgefprohenen Willens des Konftituenten 3), — 
Während ferner das bloße Stammgut nicht ſchlechthin unveräußerlich ift, ſondern 
nur einer, je nach Herfommen und Geſetz größeren oder geringeren, VBeräußerungs- 
befhränfung zu Gunften der Söhne und höchſtens der zur Zeit ver Beräuße- 
rung vorhandenen entfernteren Agnaten unterliegt und zweifellos Gegenftanb des 
Konkurfes ift; It dagegen das Familienfideilommiß gänzlich unveräußerlid. 9) Es 


— 


37, Man vergleiche darüber die Lehrbücher des deutſchen Privatrechts, beſonders dad von 
Gihhorn $. 368—3715 Bluntſchli $. 68 u. 2055 Gerber $. 83 u. 84, 274 u. 275. 
Cine ſeht ausführliche Darftelung der bayerifchen Familienfideitommijfe gibt Pozl in feinem 
Lehrbuche des baveriſchen Berfafjungsreihts 8. 47—59, 

38) Durch Objervanz fann alfo wohl ein Stammgut, aber fein Familienfideikommiß errid- 
tet werden. — Partikularrechte fordern mit gutem Grunde, daß die Stiftung auch gerichtlich 
oder gar landeehettlich beflätigt, in die öffentlihen Büher eingetragen und ver» 
Öffentlicht werde, welches leßtere fich eigentlich von felbft verfteht, wenn das Veräuferungd: 
verbot gegen dritte Perſonen wirkſam fein —* weßhalb es auch für die ftandeöberrlichen Ka- 
milienfideitommifje dur Art. XIV Nr. 2 erfordert wurde. 

39), Darin liegt ber Hauptunterfhied vom Stammgute. Gobald alfo haus» 
geleplih die Stammgüter für ſchlechthin unveräußerlich erklärt wurden, waren fie aus folchen 
Sideifommißgüter geworden. 
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fonn daher auch nicht mit Schulven belaftet, nicht dem Konkurſe unterworfen, 
nit durch den Willen der fämmtlihen Agnaten, fondern nur durch ben lebten, 
aller Nachtommen entſchieden darbenden, Befiger aufgehoben werben 4%). Jede Ber: 
änßerung des Familienfiveifommiffes ift nichtig, und es kann das veräußerte Gut 
von den zur Nachfolge berufenen Anwärtern vindicirt werden. — Endlich vererbt 
fih das Stammgut nur im Mannsftamme und in der Regel nah den Principien 
bes gemeinen Rechts; jeder Erbe leitet dabei als Univerfalfuccefior fein Recht von feinem 
unmittelbaren Vorgänger ab, und es gelten demnach nur diejenigen Perfonen als 
(mögliche) Erben, welche erbfähige Agnaten des legten Stammgutsbefigers find. 
Dagegen in das Familienfiveilommiß wirb nad den oben ſchon erwähnten Prin- 
cipien der successio ex pacto et providentia majorum fuccedirt #1), und es 
fönnen daher auch ſolche Perfonen Erben werden, welche ihr Blut nicht unmittel- 
bar vom legten Befiger ableiten, wenn fie nur vom Stifter zur Erbfolge berufen 
find, 3. B. die Descendenten von Töchtern des Stifterd nah dem Abgange des 
Mannsftammes 42). Der nach der eingeführten — gewöhnlich befonderen — Suc- 
ceffionsorbnung berufene Fideilommiß-Folger ift in Folge jenes Principe blos 
Singularfuccefior und braucht daher feine Handlungen des vorigen Beſitzers an- 
zuertennen, welche fein Recht aus der Fideilommißerrichtung ſchmälern. Nur die vom 
Stifter felbft auferlegten Verpflichtungen, 3. B. Ausfteuerungen, Appanagen, 
Alimente u. f. w. verbinden jeden Fideilommißbeſitzer; vagegen Schulen, 
weldhe fein Vorgänger ohne feinen Konfens auf das Fiveifommiß gemacht hat, 
braucht er als folder 2) nicht anzuerkennen, ausgenommen die Nadhftiftungen, 
d. 5. folde Schulden, zu deren Kontrahirung jeder Inhaber mit Wirkung für 
feine Nadfolger berechtigt ift, wozu aber nur biejenigen zu rechnen find, melde 
zur Erhaltung oder Wiederherftellung des Familienfideilommiſſes im Ganzen oder 
in feinen Theilen nothwendig gemadt werben mußten und die Grenzen ber ge- 
wöhnlichen Erhaltungspflit des Familienfiveitommiß-Inhabers überſchritten. 
Bon Demjenigen, welcher ein Familienfideikommiß neu errichten ober ver⸗ 
mehren will, fordert man jeßt allerdings Berüdfichtigung des Notherbenrechts 4). 
Der Gegenftand bdesfelben muß in Orundftüden 35) (oder Kapitalien) als dem 


40) Inkon ſequenter aber billiger Weife laffen einige Partikulargeſetze (und Schriftſteller) eine 
Auflöfung durch Willenseinigung aller vorhandenen Agnaten und eines og. curator nasciturorum 
unter Mitwirfung der Gerichte zu. j 

%) Eine Enterbung, welche nicht vom Gtifter, fondern vom legten Befiger ausgegangen ifl, 
bat daher feine Kraft. Anders iſt ed beim Stammgute. 

42) Daß die Mdoptirten, Unehelichen, die Zegitimirten, die aus einer Mißheirath oder Ehe 
zur linfen Hand Erzeugten beim hoben Adel von der Erbfolge ausgefchlofien find, ift ein unzweifel⸗ 
bafter Sag des Privarfürftenrechts. Do läßt der niedere Adel die durch nachfolgende Ehe Legir 
timirten zur Erbfolge gelangen, wenn nicht die Stiftungsurfunde dagegen iſt. 

43) Anders verhält es fich, wenn er zugleich Erbe des Allodialvermögens iſt. 

“4, Nur die Standesherren brauchen es nicht zu berüdfichtigen, da ihnen ein völlig unbe, 
fhränftes Autonomierecht , ganz wie die fouveränen Familien es geniehen, beigelegt worden iſt. 
Denn nach Art. XIV Nr. 2 bedürfen ihre „Verfügungen“ feiner Beftätigung durd die 
Landesberren, fondern nur einer Borlage bei diefen zur Prüfung, ob fie nicht etwas mit der 
Derfaffung des Staates Unvereinbarliches enthalten. Vergl. darüber Zöpfl St. $. 315. 

35) Partifularrechte beftimmen regelmäßig ein Minimum des Erirages; — für die Feft- 
feßung eines Maximums ſprächen aber die gewichtigften politifchen b 
Wird diefe in rubigen Zeiten unterlafjen, dann ift zu fürchten, daß in den Tagen leißenfchaft: 
licher Erregtbeit die Korderung nad völliger Befeitigung dieſes Mechteinftitutes, wie fie 
8. 38 der Frankfurter „Brundrechte” auögefprochen ward, mit größerem Erfolge als bis 
demacht wird, zumal ed an zahlreihen Gegnern des Inftituted nicht mangelt! 
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Grunbftode beftehen, woran fih dann verſchiedene Sachen, 3. B. Bibliothefen, 
Gemäldefammlungen u. ſ. w. als Zubehör anſchließen fönnen. — Daß der Inhaber des 
Fideilommiſſes wahrer Eigentümer vesfelben fei, gilt jegt in der Theorie für aus- 
gemacht; nur ift fein Recht befchränft durch die Rüdficht, welche er auf die durch 
den Willen des Stifters zur eventuellen Erbfolge berufenen Perfonen, die ſoge— 
nannten Anwärter, zu nehmen bat, alfo durd die Pfliht, das Familiengut im 
feiner Integrität zu erhalten. Hieraus ergibt fi, daß der Inhaber des Familien⸗ 
feilommifjes alle im Eigenthum enthaltenen oder daran gefnüpften Befugniffe, 
öffentlih-rechtlide und privatrechtlibe, auszuüben habe, 3. B. das Standſchafts- 
reht, Gerichtsbarkeit und Polizei, Patronatsrehte u. f. w. Er hat die das Fibdei- 
temmiß betreffenden Proceſſe zu führen und das Gut nad eigenem Ermeſſen zu 
bewirthſchaften; die erzielten Früchte werden fein uubefchränktes Eigenthum, und 
nur an dieſe können fich feine Gläubiger halten, nit aber an die Gubftanz des 
Fideilommiſſes. Den Anwärtern fteht nur das Mecht der Intervention in bie 
Rehtöfteeitigfeiten und die Befugniß zu, ihr künftiges Bindifationsrecht hinfichtlich 
veräußerter Fideitommißgüter durch Protefte zu wahren #6), 

Kehren wir nun nad diefem Abriffe ver Gefhichte und Theorie der Stamm- 
und Familienſideilommißgüter wieder zu unferem Ausgangspunkte zurüd. 

Wir haben oben bereits einer durch die nicht Har genug gegebene Wortfaffung 
des Art. XIV Nr. 2 der deutſchen Bunbesafte veranlaften Kontroverfe Erwähnung 
geihan. Ein anderes Bedenken fünnte dem Umftande entnommen werden, daß die 
Bundesakte im erften Sage nur von Familien Verträgen, nicht aber aud von ein« 
ſeitigen Dispofitionen und vom Herlommen fpridt. Da nämlich, wie wir gefehen 
haben, die adeligen Stammgüter auf Herfommen, bie jogenannten Fideikommiffe aber 
auf allen Arten von Willensbispofitionen,, insbefondere auch auf Teftamenten, 
beruhen; jo würde eine am Buchftaben haftende Interpretation zu dem Refultate 
führen, daß die eigentlihen Stammgäter gar nit und von ben Fideikommiſſen 
eine große Zahl, nämlih alle auf einfeitigen Dispofitionen beruhenden, nicht 
wieberhergeftellt werben wollten. Es unterliegt jedoch — um mit Zöpfl (Staats 
teht $. 314) zu reden — feinem Zweifel, daß damit (nämlich mit dem Worte 
Familienverträge) alle Arten von Hausftatuten, Familienverträgen, Teftamenten 
u. bergl. begriffen werben wollten, welche die Grundlagen der Hausverfaſſung der 
Randesherrlihen Familien bis zu ihrer Meviatifirung gebildet Hatten, und daß 
ah das Familienherkommen, weldes ſich im verfelben ohne Einkleivung in ur- 
kundliche ſchriftliche Form vor ihrer Mebiatifirung erweislich gebildet hatte, eben- 
falls die gleihe Gemwährleiftung fernerer Gültigkeit finden foll. 

Die praktiſche Bedeutung der hier in Rede ftehenden Beftimmung ver Bundes» 
alte liegt alfo vornämlid darin, daß ben Etanbesherren nicht blos für die Zu— 
hunft das Recht zur Erridtung von fogenannten Familienfiveifommiffen mit ven 
damit regelmäßig in Verbindung ftehenden Anorbnungen zu Gunften ber nicht 
zum Genufje fommenden übrigen Familienglieder garantirt ift, fondern daß auch all’ 
ihre ans der Reichszeit ftammenden Stammgüter und Familienfideilommiffe, ſoweit 
& ohne Kränfung der während ver Rheinbundszeit wohlerworbenen Rechte geihehen 
tonnte, wieder hergeftellt wurden, 


— — — 


*) Partikularrechtlich find die Rechte der Anwaͤrter oft bedeutend erweitert So können fie 
r ®. nach bayerlſchem Rechte (VII. Beilage zur Derfafiungdurkunde 8. 71) bei ſchlechter Bewirth⸗ 
Haftung durch den Inhaber gerichtlihe Verwaltung des Fidellommiffes, Abnahme beweglicher 
Jugehörungen und Hebergabe zur Verwahrung an ein Familienglied oder and Gericht fordern, 
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Wir fahren nun in der Aufzählung und Erläuterung ver ven Standesherren 
eingeräumten perjönlihen oder allgemeinen Rechte fort. Es follen 

6) die ftandesherrlichen Familien in dem Staate, zu dem fie gehören, bie 
privilegirtefte Klaffe bilden, insbefondere in Anfehung ver Be: 
fteuerung. (Art. XIV lit. b.) 

Auch diefer Satz hat zu einer Kontroverje Anlaß gegeben. Es fragt fid 
nämlid, ob, wenn ein Staat verfaffungsmäßig überhaupt feine privilegirten Unter: 
tbanenklaffen hat, die Standesherren über Berlegung ihrer bundesmäßig garan- 
tirten Rechte ſich befhweren können, wenn auch ihnen keine Privilegien, insbejondere 
binfichtli der Befteuerung, eingeräumt werben ? 

Die Einen verneinen dieſe Frage, die Anderen bejaben fie, und vie Landes - 
gefeßgebungen haben theild eine (geringe) Begünftigung gewährt, theils ſolche ganz 
verweigert. Wir glauben, daß eine unbefangene Auslegung dieſer Beftimmung der 
Bundesafte zur Bejahung der geftelten Frage gelangen muß, mag man fi nun 
an den Wortlaut oder an ben Geiſt berfelben halten. Denn die Worte: „fie 
bilden die privilegirtefte Klafje" deuten body gewiß an, daß man ben 
Standeöherren einen Borzug babe gewähren wollen, ſchon nad der römifchen 
Rechtsregel: „privilegia ita intelligenda, ut aliquid tribuant ultra jus commune.“ 
Es heißt aud nit: die Standesherren gehören zur privilegirteften Klaffe, fon- 
bern fie bilven die privilegirtefte Klaſſe. Sie folten alfo, — das ift der offen: 
bare Sinn unferer Stelle —, wenn ſchon privilegirte Klafjen vorhanden wären, 
nod mehr als dieſe privilegirt fein, wenn aber keine ſolche beftänven, doch menig- 
ftens die privilegirten Unterthanen bilden. Nach der gegentheiligen, fein Recht auf 
Privilegien im gegebenen Falle annehmenden, Auslegung würde unfere Beftimmung 
offenbar als eine nuglofe und finnlofe erfcheinen, weldye Interpretation aber ven be 
fannteften Auslegungsregeln zumwiderläuft. Aus dieſen Gründen hat denn auch bie 
Bumdesverfammlung im Jahre 1819 die Beſchwerde des Fürften von Thurn und 
Zaris gegen bie kgl. würtembergiſche Regierung, welche den Mediatifirten Feine 
Steuerbegünftigung gewährt hatte, für begrändet eradhtet und — unter Abweiſung 
ber vom Grafen von Waldet Namens der Mehrzahl der Meviatifirten geftellten, 
aber nad ihrer Anfiht in ber Bundesalte nicht begründeten, Forderung ber 
Steuerfreiheit — die Gewährung einer Steuererleihterung als durch bie 
Bundesalte geboten erklärt 97), 

Bezüglich des Maaßes der zu gewährenden Steuerbegänftigung ift beim 
Stillfhweigen der Bundesalte nad dem ſchon früher Gefagten auf die bayerifche 
Deklaration von 1807 zu verweifen, welche unter lit. H. 12 und 13 den Standes: 
herren Zollbefreiung von allen zu ihren eigenen Hausbedürfniſſen erforderlichen 
Konfumtibilien und Befreiung von der Entrihtung der Chauffeegelver innerhalb 
des mebiatifirten Gebietes gewährte, welche Begünftigungen vielfach, z. B. durch bie 
1V. Beilage zur bayeriſchen Berfafjungsurtunde von 1818 $. 53—56 unter auspräd- 
licher Bezugnahme auf das im obigen Sage der deutſchen Bundesalte „ihnen zuge- 
dachte ⸗Vorrecht“ noch viel weiter ausgedehnt wurden. 

7) Enplid haben bie ftandesherrlihen Familien laut der bayeriſchen Della- 
ration (lit. A 6) das Ehrenrecht zu beanfpruden, daß in den ftanbesherrlihen 
Drten das Kirhengebet nad dem Souverän auch für fie verrichtet und ein 
Tranergeläute abgehalten werde. Partikulargefege haben dieſe Ehrenrechte mit- 


— — — —— 


6) Vergl. Vollzraff a. a, O. Beilage Xvall S. Vi u. ff. 
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unter nod weiter anögebehnt, 3. B. auf das Recht, fi eine Ehrenwache in den 
Schlöffern ihres Wohnfiges zu halten 48). 

U. Die ven ftandesherrlihen Familienhäuptern insbefondere 
zuſtehenden Rechte find folgende: 

1) Den Fürften gebührt nad einem Bundesbefhluffe vom 18. Auguft 1825 
das Prädifat: Durhlaudt und den Grafen nah einem Bundesbeſchluſſe vom 
13, Februar 1829 das Prädikat: Erlaudt. 

2) Nad der bayerifhen Deklaration (lit. A 11) follen die ftandesherrlichen 
damilienhäupter in peinlihen Fällen dur ein Geriht von Ebenbürtigen 
gerihtet werben 9). 

3) Laut derſelben Rechtsquelle (lit. A 13) genießen vie in Rede ftehenden 
Berjonen ferner das Recht, über Familienglieder Bormundfhaften und 
"Auratelen zu beftellen, vie jedod der Beftätigung dur die Ianbesherrlichen 
Mittelgerichte bedürfen 50). 

4) Diefelben haben das Recht, unftreitige Berlaffenfhaftsverbanp- 
inngen über Mitglieder der Familie durch ihre Kanzleien vornehmen 
und erledigen zu laffen (bayerifhe Deklaration lit. A 10). 

Betrachten wir nun 

B. die dinglihen oder befonderen Rechte der Standbesherren im 
oben angegebenen Sinne, jo iſt hieher zunächſt zu zählen: 

a) das Recht der Landſtandſchaft, weldes den Häuptern Öl) ber 
fandesherrlihen Familien in dem Bundesftaate eingeräumt ift, zu bem fie ge 
biren: „Sind die Häupter diefer Häufer die erſten Standesherren in dem Staate, 
zu dem fie gehören“. (Bundesafte Art. XIV lit. b.) 

Die Einreihung dieſes Rechts unter die dinglichen, d. h. den Befig einer 
Standes herrſchaft voransfegenden, Rechte der Stundesherren ift übrigens weniger 
dur den eine Saat von Kontroverfen in fi bergenden Wortlaut der Bundes- 
alte gerechtfertigt, als durch den Geiſt derfelben und die meiften damit harmoni- 
renden Partifulargefeggebungen. Es ift nämlih in der Bunvesafte wortbeutlich 
gar nicht gefagt, daß das Standihaftsreht den Befig einer Standesherrſchaft in 
dem Staate, in welchem es beanfprudt werden möchte, vorausfege, fonvern es 
wird dasfelbe nur an die Bedingung der Zugehörigkeit zu einem Staate gefnüpft. 
Run Tann man aber — was Niemand beftreiten wird — zu einem Staate ge» 
hören, ohne Orundbefig tarin zu haben, und umgekehrt in einem Staate mit 
Grundbefig angefeffen fein, ohne demſelben perfönlih als Unterthan anzugehören. 
Dieß angewandt auf die Standesherren liefe fi wohl die Frage aufwerfen, ob 
ein Standesherr, deſſen Standesherrſchaft 3. B. in Bayern gelegen ift, der aber, 
von feinem oben erwähnten Rechte des freien Aufenthaltes in allen Bunbesftaaten 





u e Bayern $. 13 der IV. Verfaffungsbeilage. Preußen $. 11 der Inftruftion vom 30. Mai 
u. f. m. 


) Die Zufammenfegung dieſes Gerichts und fein Proceßgang ift dafelbft überbaupt und 
dann im &. 8 der IV, Beilage zur bayeriſchen Verfaflungsurfunde näher requlirt. Diefes Gerichte: 
fandsprivifegium ift jet in Bayern befeitigt, worüber weiter unten das Nähere. In Preußen 

ed durch Verordnung vom 12, November 1855 wieder bergeflelt MRönne, 1. Bd. 11. Abthig. 


. u. ff. 
50%, Nah 8. 10 der IV. Beilage gebt das Recht hiezu, wenn die Häupter ſelbſt betbeiligt 
find, auf die —— Juſtizbehörden ded Staates über und iſt dem Juſtizminiſterlum die „Ober: 
* über flandeöberrlihe Vormundſchaften vorbehalten. \ 
. 9) Die Frage, wer ald Haupt der ftandeöberrlichen Familie anzuſehen fei, muß aus den 
kmetligen Kamilienflatuten oder Obfervangen beanıwortet werten. 
Binntigli nun Brater, Deutſchet Staats ⸗Worterbuch. X, 18 
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fowie dem Nechte, in fremde Dienfte zu treten, Gebrauch machend, fein Domicil 
in Wien aufgefchlagen oder im öſterreichiſchen Staatsdienfte fi befindet, das 
Standfchaftsreht in Bayern oder in Defterreih oder, ſoweit es thatſächlich mög- 
lich ift, in beiden Staaten zugleih in Anfprud nehmen inne? Der nadte Wort: 
laut ber Bundesalte würde offenbar zur Bejahung ver legteren Alternative 
binführen, denn ver fraglihe Standesherr „gehört“ in der That ſowohl Bayern 
als Defterreih an, dem erfteren jedenfalls als fogenannter- Staatsforenfe, bem 
leßteren als perfönlicher Untertban; mehr aber als die Zugehörigkeit zu einm 
Staate wird in der Bundesakte fheinbar nicht gefordert. Wäre nun das, wie 
einige Publiciften annehmen, die richtige Erklärung unferer Gefegeöftelle, dann 
müßte man das Net der Landſtandſchaft unter die allgemeinen oder perſönlichen 
Nechte der Standesherren ftellen und fonfequenter Weife auch zugeben, daß basjelbe 
durch die Veräußerung der Standesherrfchaft nicht verloren werden könne, wie denn 
in der That in Preußen 14 Standesherren verfaffungsmäßig zur Mitgliedſchaft 
im Herrenhaufe fhon darum als beredtigt gelten, weil: fie perfänlih dem preußi— 
ſchen Staatsverbande angehören, aud ohne die VBorausfegung des Beſitzes einer 
in Preußen gelegenen Standesherrſchaft 59. — Allein wir halten biefe Auslegung 
der Bundesafte für eine irrige, weil fie dem Willen ter Berfafler derſelben offen- 
bar zuwider ift. 

Man hatte ja bei Abfaffung der Bundesafte, was im Hinblide auf die oben 
ſchon hervorgehobenen Ausdrücke verfelben Jedermann zugeftehen muß, immer vie 
Berhältniffe im Ange, wie fie zur Zeit des deutſchen Meiches maßgebend waren; 
man wollte davon erhalten, was fih den Umftänden nad eben erhalten. lieh. 
Darnach aber. kann e8 gar feinem Zweifel unterliegen, daß das vormalige Reiche- 
ftandfchaftsrecht der jegigen Standesherren ein fogenanntes politifches Inumobiliar- 
recht geweſen ift, daß es ihnen nur als Befigern von unmittelbaren, mit Landes: 
hohelt verfehenen und zu Sig und Stimme auf dem Reichstage beredhtigenden 
Gebieten des Reiches zuftand, was fi zur Evidenz daraus ergibt, daß ein Reidt- 
ftand fo viele Stimmen auf dem Reichstage zu führen berechtigt war, als er reiche 
ftänbifche Territorien befaß. — Das den Standesherren gewährte Recht der Yand- 
ſtandſchaft ſollte num aber offenbar ein Erjag ſein für die durch die Auflöjung 
bes Reiches zu Verluſt gegangene Reichsſtandſchaft. Die Bafis dieſes Rechts, ber 
Territorialbefig, ift aber viefelbe geblieben, wenn auch der Umfang feines Wir 
kungskreiſes fi) verengert hat, da an die Stelle des Reiches die einzelnen Bundes: 
ftaaten getreten find. Es ift ſonach nicht einzufehen, wie aus dem früheren ding; 
lihen Rechte auf einmal ein rein perfönlihes Vorrecht geworben fein fol. 
Mit Recht Haben darum aud die der Zeit der Bundesafte zunächſt ftehenden Ber- 
faffungsurfunden das in der Bunbesafte mit Worten, welchen auch hier wiederum 
ber Stempel der Eilfertigkeit des ganzen Machwerks aufgeprägt ift, gewährleiftete 
Recht der Landſtandſchaft ausprüdlih an die Bedingung des erblidden Befiges 
einer Standesherrfhaft gefnüpft. „Die Kammer ver Reichsräthe“ — heißt es im 
8. 1 Zitel IV der bayerifhen Berfaffungsurtunde — „tft zufammengefegt 
— 4). den Häuptern der ehemals reichsſtändiſchen, fürſtlichen und gräflichen 
Familien, als erblichen Reichsräthen, ſo lange ſie im Beſitze ihrer vor— 
maligen reihsftändifhen, im Königreiche gelegenen Herrſchaf— 
ten bleibend)" Damit ift denn auch für dieſe Staaten Mar beftimmt, daß durch 


52) Dergl. Rönne, Staatsreht der preuflihen Monarchie I. Bd, II. Abthlg. S. 250 n. 6. 
63) Nebereinftimmend theild wörtlich; theils tem inne nach iſt $. 28 der badiſchen, 
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bie Veräußerung der Standesherrſchaft das Recht der Landſtandſchaft für die be- 
trefiende Familie verloren gebt 9), wie auch das Reichsſtandſchaftsrecht durch den 
Berluft der reichsſtändiſchen Territorien eingebüßt wurde, nicht aber, wie aud) 
Ihon behanptet worden ift, auf jeden neuen Erwerber ohne Weiteres über: 


gegangen if. 

Steht jo nun feſt, daß das Recht der Tandftandfhaft von den Häuptern ber 
fandesherrlihen Yamilien nur unter der Borausfegung des Befiges einer nad) 
den Orundfägen des fogenannten Privatfürftenrehts erworbenen Standesherrſchaft 
in Anfprud) genommen werben fann; fo fragt fi nod weiter, ob ein Stanves« 
berr, deſſen Befigungen in mehreren Staaten des deutſchen Bundes gelegen find, 
in jedem derfelben zur Mitgliedſchaft in der Ständelammer berechtigt fei oder nur 
in Einem ? 

Die Kontrahenten der Bunbesafte feinen der Meinung gewefen zu fein, 
daß die ſtandesherrlichen Häufer durch die Vorgänge am Anfange unferes Jahr- 
hunderts je einem beftimmten Staate mit voller Unterthauenſchaft unterworfen 
und daher auch nur in Einem Staate zur Landſtandſchaft berechtigt fein follten, 
denn es heißt im der angezogenen Stelle der Bundesafte: „in dem Staate, zu 
bem fie gehören”; während, wenn man von der Idee ausgegangen wäre, daß 
die Staudesherren mehrerer Staaten Untertanen und Landſtände zu gleicher Zeit 
felten fein fönnen, man fi wohl eines andern Ausdrudes bebient haben würde. 
Die Natur der Eadıe fheint auch zu fordern, daß ein Standesherr nur Einem 
Staate volllommen d. h. mit Perfon und Gut unterthan fei, denn eine mehr: 


8. 52 der beffendarmftädtifchen, 8 129 der würtembergiſchen, $. ri: » 2 und 
! 41 Ziff. 3 der furbejfifchen Derfaflungsurfunde (von 1831 und 1852), $ 94 Ziff. 2 und 
.85 Ziff. 2 der bannoverifchen Verfaffungsurtunde (von 1833 und 1840), 8. 2 des naf» 
fauifhen Patents (von 1814), 88. 63 und 64 der fähfifhen DVerfaffungsurkunde. 

64, Die in unferen Tagen in Würtemberg aufgetaudte Etreitirage, ob ein Gtandesherr, 
weiber jeine Standesberrfhaft veräußert, fpäter aber wieter durch Kauf an fich gebradt bat, 
die durch jene Deräußerung verlorene Lantſtandſchaſt durch dieſen Rückerwerb wieder erworben 
bibe, wurde durch einen den firengen Rettearundfägen unſeres Erachtens vollkommen entfpres 
denten Majoritätabefchluß der dortigen erften Kommer, entgegen den Gutachten von Rob. von 
Mobl umd Prof. Zöpfl, verneinend entichieden. Bergl. die „Verhandlunzen der würtem⸗ 
betgiſchen Kammer der Standesberren”. 28jte Sipung vom 16. Februat 1865 und den dazu ges 
börigen „Bericht der ſtaatsrechtlichen Kommiſſion über ven von dem Grafen zu Grbad-Crben 
erhobenen Anſpruch auf Anerkennung feines Standſchaſtérechtes Im Königreice” vom 14. Januar 
1865, nebft dem Votum des Korrejerent n Fürſten von Waldburg:Welfeng:Waldfee. — Ueber 
ven Einfluß, welhen die Beräuperung der ftandesberrlihen Befigungen auf 
den Mechtäzuftand der Gtandesberren überhaupt ausübt, find indeß die Meinungen ſehr Ne 
Die Einen meinen, wit der Deräußerung aller ehemals reichoſtändiſchen Befihungen erldſchten 
nicht blos ale rein dinglichen, fondern auch jene perjüntichen Vorrechie von felbft, w.Idhe nur 
unter Borausfegung der dinglichen und mit Rückſicht auf dieſe zugeftanden worden feien, wie 
das Recht der (äbenbürtigkeit und der hohe Ader (4 B. Mauren A Grundzüge bes 
heutigen deutſchen Staatsrechts $. 134, Pözl, Lehrb. des bayer. Verfafjungsrechtes II. Aufl, 
8.193). Die Anderen dagegen behaupten, es gingen ut jener Veräußerung wobl die din.lichen, 
nitt aber die verfönlihen Rechte der Staubebbetirn verloren (Jahariä St. u. BR. 1. 476, 
Zöpft m 325. Held Berl. RI. S. 630 R. 2). Diefe leptere Anſicht ſcheint uns die richtige 
wu fein. Uebrigens beftebt für die Standeöherren ungweifelbaft nad der bayer. Deklaration lit. H. 
14 noch die Pfliht, vor der Veräußerung ihrer Standedhertſchaften der betreffenden Regierung 
Anzeige zu machen, damit diefe von dein Vorfaufsrechte Gebrauch machen künne. — Die Krane, 
ob die Ranteßherriichen Borrechte auf den Käufer der Standesberridaft, übergeben, iſt wohl 
dahin zu beantworten, daß die perjönlihen Rechte gar nicht, und von den dinglichen jene nicht 
— welche, wie z. B. die Standſchaft, einen höheren Charakter am ſich tragen, als die ein⸗ 
ſachen gutshertlichen Rechte, wie z. B. dle Gerichlöbarkeit in erfter Inſtanz. 
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fahe volle Unterthanenfhaft kann unter Umftänden ſowohl für das Individuum 
als ven Staat unleivlihe und unlösbare Schwierigkeiten mit fi bringen, was 
insbefondere bei einem Mitglievde der Kammern verfchiedener Staaten feines Be 
weifes bedarf, da tasjelbe vie Interefien jeves Staates nad beftem Wiſſen und 
Gewiffen vertreten fol, aber „Niemand zweier Herren Diener fein kann.“ Nur 
fo viel läßt fi principiell rechtfertigen, daß Iemand dem einen Staate vollftäntig, 
dem andern dagegen nur mit Grund und Boden unterthänig fei; und fo möchten denn 
die deutfchen Standesherren je nad der drtlichen Lage ihrer Befigungen, unbe: 
ſchadet ihrer vollen Unterthanenfhaft in Bezug auf jenen Staat, in welchem ihre 
Hauptbefigungen gelegen find, immerhin nody zu anderen Staaten im Berhältnifie 
von bloßen Staatöforenfen ftehen. Diefen principiell allein zu rechtfertigenden und 
mit dem Wortlaute der Bundesafte im Einflange ſtehenden Standpunkt verſuchte 
denn au die würtembergifche Regierung gleich anfangs einzunehmen, indem fie 
in ihrem Adelsſtatute beftimmte, daß ein Mebiatifirter nur Einem Staate als 
Stanvesherr angehören könne, und dann gegen bie von dem Fürften von Thum 
und Taris defhalb bei der Bunbesverfammlung erhobene Beihwerbe bemerkte: es 
fei ihr von dem Fürften angefochtener Giuntfag fo fehr in ver Natur der flaatd- 
vechtlihen Verhäliniffe und ver politifhen Rechte und Pflichten eines Landſtandé 
gegründet, daß er als Regel nicht aufgegeben werben könne. Die zur Prüfung ber 
Taxis'ſchen Beſchwerde vom Bunde niebergefegte Kommiſſion dagegen bejahte unfere 
Frage im Sinne des Fürften von Taris aus Gründen, deren Widerlegung uns 
bier zu weit führen würde 55), Und fo ift e8 denn Staatenpraris geworben, bie 
Standesherren, deren Standesherrſchaften in verſchiedenen Staaten gelegen find, 
in al’ viefen zur Landſtandſchaft zuzulafien und zwar überall, wo das Zwei— 
fammerfyftem befteht, in der erften Kammer 56), 

Endlich gehören zu den dinglichen Rechten der Stanbesherren noch 

b) eine Reihe von gutsherrlichen Befugniffen, von denen zwar 
bie einen wahre Privatrehte find und aus dem Eigenthum an Grund und Boden 
abgeleitet werden Können, die anderen aber ihrem Wefen und Urfprung nad rein 
ftaatsrehtliher Natur find, was die Bunvesakte feineswegs verfennt. Sie fellt 
nämlich unter lit. c das Princip auf: „Es follen ihnen (den Standesherren) überhaupt, 
in Nüdficht ihrer (Perfonen, Familien und) Befigungen, alle tiejenigen Redte 
und Vorzüge zugefichert werten, oder bleiben, welche aus ihrem Eigenthum 
und beffen ungeflörtem Genuß herrühren und nit zu ber 
Stantsgewalt und den höhern Regierungsrehten gehören“, 
und rechnet „insbefondere und namentlich“ dazu unter Nr. 4: „Die Aus— 
übung der bürgerlihen und peinliden Geredtigkeitspflege in 
erfter, und wo die Befigung groß genug ift, im zweiter Inftanz, der Forſt— 
gerihtsbarfeit, Ortspoligei und Auffiht in Kirden- und Shulfaden, 
aud über milde Stiftungen, jevoh nah Vorſchrift ver Landesgejege, 
welchen fie, fowie der Militärverfaffung und ver Oberaufficht ver Regierungen über 
jene Zufländigfeiten, unterworfen bleiben”. 

Zur Grläuterung dieſer vielfah mißverftandenen Beftimmungen bemer- . 
fen wir kurz Folgendes: Auf ven erften Blid erkennt man zwar eine 
große Aehnlichkeit zwifhen ihnen und ven oben befprochenen Wrtifeln 26 \ 


56, Vergl. die Beilage Nr. XVII bei Vollgraff a. a. D. 
5) Genügen aber auch bloße Parcellen eines reicheftändifhen Gutes, um in dem Staate, 
in deſſen Gebiet fie hineinttichen, Landſtandſchaft ausüben zu dürfen?! Z 
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und 27 ter Rheinbundakte, aber auch die Unterſchiede zwiſchen beiden fprin- 
gen in die Augen. In den beiden Verträgen wurden ben Standesherren bie 
höheren oder wefentlihen Rechte der Souveränetät in Konfequenz ihrer Subjeltion 
unter die Staatsgewalt der deutfhen Bunbesfürften für immer entzogen, dagegen 
ihnen zahlreihe Befugniffe gelaffen, welche fie nod immer als eine Klaffe von 
ganz beſonders bevorredhteten Unterthanen erfheinen ließen. Wenn aber mande 
Schriftfteller meinen, daß die Kontrahenten der Bunbesalten von 1806 und 1815 
die Standesherren zu einer Art von untergeorbneten Landesherren haben maden 
wollen, und fih zum Beweiſe dafür auf vie venfelben eingeräumten Rechte der 
Gerichtsbarkeit u. f mw. und befonvers auch darauf berufen, daß in beiden Alten vie 
Rede fei von den „Befigungen“ (possessions) der Standeäherren, worunter man 
nah dem ganzen Zuſammenhange nichts Anderes verftehen könne als die Terri— 
terien, über welche fie vor der Subjeltion als volle Landesherrrn geherrfcht hätten; 
fo verfennen fie den Unterfchied der beiden Verträge. Es bat damit feine Richtig- 
feit, wenn man blos die Rheinbundalte im Auge behält, wie wir oben ſchon des 
Weiteren dargethan haben; anders dagegen verhält es fih, wenn man die Be- 
fimmungen der deutſchen Bunbesafte unbefangen einer Prüfung unterftelt. Da 
fällt bo vor Allem auf, daß, während in ber Rheinbundafte die ben Standes- 
herren entzogenen Rechte der Eonveränetät namentlih aufgezählt wurben, man 
dieß in der deutſchen Bundesalte unterließ, und dagegen ganz allgemein von Rechten 
ver „Staat@gewalt und den höheren Regierungsrechten“ ſprach, welche den Standes- 
herren nicht zuftändig fein follten. Das geſchah aber doch offenbar in ber Abficht, 
fih nicht voreilig den Standesberren gegenüber die Hände zu binden und nicht 
Rechte aus der Hand zu geben, weidhe man fpäter, nad befferer Einfiht in bas 
Befen der Staatsfouveränetät, als Souveränetätsrechte nicht miffen wollte. Be 
weist nun ſchon diefer Umftand, daß man die Standeöherren in eine größere 
Unterorbnung unter die Einzelftaaten bringen wollte, als es durch die Rheinbunv- 
alte gefchehen war; fo wird diefe Tendenz noch viel augenjheinliher, wenn man 
erwägt, in welcher Art die Rechte, welche man ven Stanbesherren beließ, in beiden 
Alten zuerkannt wurden. In der Rheinbundalte werden den Standeöherren bie 
Domänen, alle Herrfhafts- und Feudalrechte, die nicht weientlich zur Souveränetät 
gehören (Gerichtsbarkeit, Polizei, Jagd, Fiſcherei u. f. w.), „ald Patrimonial- 
und Brivateigenthbum“ („comme propriété patrimoniale et privée“) belaffen: 
Dagegen in der beutfhen Bundesakte ift zwar auch gejagt, daß ihnen alle „aus 
ihrem Eigenthum und deſſen ungeftörtem Genuß“ herrührenden Rechte zugefichert 
werden, aber bie Gerichtöbarfeit, Polizei, Aufficht in Kirchen- und Schulſachen, 
auch über milde Stiftungen felbft wird nit mehr als ihr Patrimonial- und 
Privateigenthum bezeichnet! Nur die „Ausübung“ vieler Rechte gilt ald Ausflug 
ihres Gigenthums, die Rechte felbft aber find damit fehr deutlich als ver 
Stantsgewalt zuftändig erflärt. Und um gar feinen Zweifel varüber beftehen zu 
laſſen, ift fogleich Hinzugefügt, daß aud vie Ausübung diefer Rechte „nach Vor- 
ſchrift der Landesgeſetze“ zu gefchehen habe 57). Es läßt fi daher wohl behaup« 





7) Zöpfl. StR. II. Tbl., verfennt offenbar diefen principiellen Unterſchied zwiſchen der 
Rheinbundalte und der deutſchen Bundesakte, indem er S. 314 fagt: „Es find diefe Beſtim⸗ 
mungen der deutſchen Bundesafte unverfennkar der Rheinbundakte vom 12. Juli 1806. Art. 37 
nechgebildet, und haben feinen andern Zweck (?) als die dafelbft fchon aufgeftellten Grundfäge 
zu betätigen und zum gemeinen Bundeörechte zu erheben”, — und S. 315 weiter bemerft: 
Durch die Mediatifirung follten die Standeeherren in ihren Gebieten nach der ausdrüdlichen 
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ten, daß die Stantesherren nah ter Rheinbundsakte noch cine Art von 
untergeorbneten Landesherren bildeten, weil ihnen damad Rechte, die wir gan; 
entf&hieven als Staatsrechte betrachten müffen, als eigenthümlich zuſtändige 
belaſſen wurden; dagegen gemäß ven Beſtimmungen ver deutſchen Bundesakte 
können dieſelben keineswegs mehr als ſolche Landesherren, ſondern nur als eine 
höhere Klaſſe von Gutsherren betrachtet werden, weil darin bie Rechte ber 
Gerichtsbarkeit, Polizei u. ſ. m. deutlich genug als der Staatsgewalt zu: 
ftändig betrachtet und nur bezüglich der Ausübung den Standesherren über: 
laſſen find 58), ganz fo, wie auch die ſonſtige gutsherrliche Patrimonialgerichtsbar: 
feit mit ven dazu gehörigen Rechten der Polizei, Auffiht auf Kirchen zc. zc. aus 
einem gewöhnlichen Privatrechte, mas fie früher allerdings geweſen, allmälig zu 
einem öffentlichen Rechte, zu einem mittelbaren Staatsamte gemadt worben war. 
So ftelte 3. B. das kgl. bayeriſche organifhe Edikt vom 16. Auyuft 1812, meldes 
auch die Gerihtsbarfeitsverhältniffe der Meviatifirten umfahte, ven Grundfag an 
die Spite: „Die gutsherrliche ©erichtöbarfeit Tann nur von der Duelle aller 
Gerihtebarfeit im Neihe, dem Souverän, audgehen, und wird aus beffen 
befonderer Ermädtigung ausgeübt", — weldes Princip in der Ber 
faffungsurfunde von 1818, Titel VIII $. 1 miebderfehrt. 

Die Tenvenz der in Rede ftehenten Sätze der deutſchen Bundesafte ging 
alfo dahin, den Standesherren jene Rechte zuzufihern, welhe aus ihrer 
Eigenfhaft als Butsherren einer höheren Ordnung 
gefolgert werben können. Un Bolftändigkeit der Aufzählung dachte man aber nicht, 
fondern bob nur jene Rechte heraus, welche einen entfchieven öffentlich-rechtlichen 
Charakter an fi tragen, um feinen Zweifel über die Art ihrer ferneren Zuftän 
bigfeit beftehen zu laſſen. 

Über felbft diefes Verzeichniß ift nicht vollftändig, und e8 muß dazu aus ber 
fubfiviär maßgebenvden kgl. bayerifchen Deflaration von 1807 noch aufgenommen 
werden: Die Forſt- und Jagbpolizei (E. 12); das Recht, neue Unter- 
thanen jeder Slaubensfonfeffion, alſo aud Juden, anzunehmen (E. 3); das 
Recht der Nadifteuer jedoch nur gegen auswärtige Staaten, mit benen feine 
Freizügigkeitsverträge gefchlofien fin (H. 6); das Recht, alle Koncefjions- 
gelver zu erheben, wo fie die Konceffionen zu ertheilen haben (H. 7); das 
Recht, Reglemente und Berfügungen über Gegenftänte zu erlaffen, melde 
bie Verwaltung ihrer Patrimonial- nnd Eigenthumsrechte betreffen (C. 2); das 
Recht, Beamte mit entfprehenden Titeln und Uniformen zur Verwaltung ihrer 
Rechte anzuftellen und fih von ihnen einen förmlihen Dienfteid ſchwören zu 
laffen (L. 1 und 7); das Net, eigene Konfiftorien zu haben, fowie das 
Patronatsredt (F. 2 und 7). 


Erklärung der Nbeinbundsafte Art. 26 nur die Rechte verlieren, melde zu der Eouneränetät 
gebören, und dieß ift ed, was die deutfche Bundesalte Art. XIV. c unter ter Bezeichnung 
„Staatögewalt und höhere Regierungérechte“ begreift, und wobeı offenbar an bie 
In der Rneinbundsalıe Art. 26 gegebene Aufzäblung der Suuveränetäterechte angeipielt wird” (?). 

58) Diejer Punkt ift der entſcheidende. Nicht das, wenn auch erblich zuftäntige, Aus» 
übungérecht von Staatsrechten, fondern die Zuftändigfeit folder zu eigenem Rechte 
madıı Jemanden zum Landesberren. Daß die Standesberren Gerichte II. Inftanz halten, daß 
ihnen tie Untertbanen einen Huldigungserd feiften, daß fie fid: eine Ehrenwache haften dürfen. 
al’ das hebt die Standesherren wohl üher die übrigen Gutöherren empor, macht fie aber gewiß 
nit, wie Zöpfla. a. O. ©. 318 meint, zu fubordinirten Randeeberren. Seine durdaus irrige 
Auffaffung führte ihn konſequent dazu, den Standesherren (S. 317) noch die jura fisch zu 
vindiciren, wovon abfolut feine Rede fein kann. 
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Die Befigungen eines Gutsherrn ftehen aber felbft wieder entweder im vollen 
Gigenthum vesfelben, und es find daher ten Standbesherrn infoferne bundesrechtlich 
garantirt alle aus ihrem Eigentbumsrehte herrührenden Einkünfte, 
Nugungen und Befugniffe, fo insbefondere ihre Berg- und Hüttenwerke, 
Forſten, Flößereien, Jagen, Fiſchereien und Weidegerechtigleiten 59); oder dieſelben 
Reben im fogenannten getheilten Eigenthum, jo daß den Standeöherren in biefem 
Halle alle Rechte des Nug- und Obereigenthbums, bie fogenannten vaffal= 
litiſchen, grund» und lehenberrlihen Rechte, zugeſichert find, alfo z. B. das Recht, 
vaſſiv und Altivlehen zu haben, erftere jedoh nur vom Landesherren, und bei 
legteren follte in Streitigfeiten die Appellation an das oberfte Yandesgericht gehen, 
und Ritterdienfte konnten „nur für den Souverän" verlangt werben (baherifche 
Deflaration M. 1 und 2); ferner das Recht auf Abgaben an Geld oder Na- 
turalien, auf Befigveränderungsabzyaben, Mortuarium, Naturalfrohndienfte u. f. w. 
Meift find aber mit der Gutsherrlichkeit auch gewiffe nugbare Regalien, z. B. 
Jagd- und Fifchereireht auf fremdem Grund und Boden, Forft- und Bergredt 
u.f. w. verbunden. Auch diefe find den Standesherren belaffen, dagegen alle übrigen 
nugbaren Regalien, welche ven Standesherren vormals in ihrer Eigenfchaft ald Landes⸗ 
herren zuftanden, z. B. Münzen, Zölle, Chauffeen, Brüdengelver u. vergl. wurden ihnen 
wie die eigentlihen Steuern, Stempeltaren, Judenſchatzungen, Uccifen und Umgelver 
u. bergl. entzogen (vergl. bayerijhe Dellaration H, 1—4), was ein fhlagenver 
Beweis dafür ift, daß von „untergeorbneten Landesherren” feine Rebe mehr 
kin lann 60), 

111. Der gegenwärtige Zuftand. 

Wir haben im Borftehenven ein ziemlich vollftändiges Bild des Nechtszu- 
Randes der ftandesherrlihen Familien, wie er nah dem Wortlaute und Geifte 
der Bundesvertröge fein follte, entworfen. Diefer Zuftand follte ein „gleich 
förmig bleibender“ und ein „in allen veutfhen Bundesftaaten übereinftims- 
mender” fein, fo wollten es vie Kontrahenten ber Bunvesafte im J. 1815. 
Anders aber dachte und handelte man in einzelnen Bundesftaaten. Schon bald 
ra dem Erlaffe der Bunvesafte und dem Zufammentritte des Bundestages in 
Frankfurt Tiefen mannigfahe Klagen und Beſchwerden von Seite der Standes- 
herren bei der Bundesverfammlung ein. Die einen waren gegen vie Nichtsaus- 
führung des Art. XIV der deutſchen Bunvesalte, die anderen gegen willfürliche 
Aenterungen besfelben gerichtet. Die Bundesverträge waren nämlih als foldye 
nod feine Gefege für die einzelnen Bunbesftaaten, fondern fie mußten dazu erft 
gemadht werben durch Berfündigung von Seite der Kontrahenten in den betref- 
fenden Bundesftaaten 6) Aber nur wenige Souveräne (Preußen, Bayern und 


— — — 


) Die Partikularrechte brgünftigen die Standesherren oft auch bezüglich der Steuerpflicht 
von Grund und Boden. So find nah bayeriſchem Rechte ihre Schlofgebäude frei von der 
Hausteuer und in der Regel auch von der — ——— Sonſt müſſen fie zwar die Grund» 
und Hausſteuer bezahlen, erhalten aber ein Drittel derſelben wieder zurückerſetzi, (IV. Verfaſſungs⸗ 
beilage $. 12 und 53.) In Preußen find ihre Domänen von ordentlichen Grundfteuern gänzlich 
ſtei (Rönne a. a. D. ©. 210-211). 

9) Die bayeriſche Deflaration H. 2 jagt denn auch ausdrüdlih: „Kein Patrimonial: 
berr darf hienach fünftig von jeinen Unterthanen eine Ronfumtiontabaabe, unter welchem 
Rımen es gefchebe, erheben“, woraus fich ergibt, dak der Auedruck „Unterthanen“ nicht immer 
auf ten —— Eandesherrt ſchließen läßt. 

61) Urſprũnglich dachte man im Schooße der Bundesverſammlung freilich daran, eine „nähere 

mung“ der im Art. XIV enthaltenen Befugniffe von Bundes wegen aufguftellen; es follte bei 
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Rurhefien) braten aus freiem Antriebe den Artikel XIV ber Bunbesafte zur be 
friedigenden Ausführung, die übrigen mußten erft durch den Bund auf Anbringen 
der Standesherren dazu veranlaft werden 62. Und ba zeigte es fi alsbald, daß 
ber eine Zweck ber Bunbesalte, bie Gleihförmigkeit und Uebereinftimmung 
des Rechtszuſtandes ter Stanbesherren, oft nicht einmal innerhalb Eines Landes 
geſchweige tenn in allen Staaten zu erreihen war. Mehrere Staaten betraten 
gleich anfangs oder fpäter den Weg ber Unterhandlungen mit den einzelnen ihrer 
Hoheit unterworfenen Standesherren 8), und der Bund billigte e8 durch wieber- 
holte Kuntgebungen, befonders durch Beihluß vom 24. Mat 1819, daß über 
folde Punkte und ftreitige Fragen, melde durch die Bundesalte und bie baye— 
riſche Deflaration nicht erledigt wurden und worüber eine verfchievene Anwen: 
dung nad der eigenthümlichen Befchaffenheit der Bundesftaaten gewünfcht werde, 
anf dem Wege ver Unterhantlung mit ven Stanbesherren ein freimilliges 
Uebereintommen verfucht werde. Käme aber ein foldes nit zu Stande, dann 
follten bie Verhandlungen dem Bunde vorgelegt und nah der ven bemfelben 
im Sinne ber Bundesafte abzugebenden Erklärung vie noch fireitigen und unerle- 
digten Punkte zum endlichen Abſchluſſe gebradht werben. — Der Bund wollte 
alfo die Regelung der ftandesherrlihen Rechtsverhältniffe zunähft ven Zerritorial- 
fürften überlaffen, aber immer fo, daß auf Beſchwerden der Stanbeöherren er 
felbft als Vermittler aufzutreten und zu bewirken habe, daß den Stanbesherren 
bie durch die Bunbesverträge gewährleifteten Rechte auch wirklich eingeräumt 
werben. 

Hat nun fo ber Bund, den thatfählichen Verhältniſſen Rechnung tragent, 
das Princip der Gleihförmigkeit felbft aufgegeben, fo hielt er doh an tem Grunt- 
fage des bleibenden, d. h. durch die Landesgeſetzgebung nicht einfeitig zu 
verändernden ober gar entziehbaren, Rechtszuſtandes feft, im Widerſpruche mit ein» 
zelnen Bunbesftaaten, wo eine entgegengefegte Auffaffung ſich bereits in ter erften 
Zeit des Bundes manifeftirt hatte. Sc war 3. B. in Würtemberg durch Verorb- 
nung vom Jahre 1817 die Ablösbarkeit grumbherrliher Rechte und Einkünfte 
und die Aufhebung des Erb- und Falllehenverbandes verfügt worden. Hiegegen 
erhob ter Fürft Taxis Beſchwerde beim Bunde und verlangte, ver Bund folle 
bewirken, daß jene Verorbnung außer Wirkſamkeit gefept werde. Der würtember- 
gifhe Geſandte gab nun dagegen folgende höchſt bemerfenswerthe Erklärung ab, 





den bloßen Grundgügen und Andeutungen ded Art. XIV nicht verbleiben, ſondern eine „prag: 
matiſche Sanktion” aufgeftellt werden. Vergl. ten erflen Bundıspräfibialvertrag vom 
11. November 1816 bei Vollgraff S. 713 u. ff. Bald aber fam man von diefem Gedanken 
ab und überlieh die Durchfübrung des Art. XIV ganz den Einzelflaaten. 

62) Es gebören bieber die Bundesbefchlüffe vom 17. November 1817 und befondere vom 
1. Oftober 1818, durch welch' lepteren eine Kommiffion zur Begutahtung der Ber 
[werden der Standerberren und alles deejenigen, was zur Erfüllung des Art. XIV ber 
Bundesakte erforderlich fei, n’edergefept wurde, 

63), So erflärte zuerfi Naffan am 29. Januar 1818 beim Bunde, man babe den Weg 
der gütliten Bellegung und Auselnanderfegung mit den einzelnen Standesberren eingefchlagen, 
da die Berbältnifle derfelben höchſt verfckieden feien und mitteift Erlaffung allgemeiner 
Vorfhriften dem Art. XIV der Bundesafte nicht nachzukommen fei, indem 
manche der dort zugeſtandenen Rechte denfelben ven gar feinem Wertbe, andere nicht er 
dagegen von Werth ſeien. — ine äbnlihe Erklärung gab Hannover am 20, April 1818 ab; 
deügleihen Würtemberg am 31. Januar 1822 und Baden, melde beiden lehteren vorher 
durch allgemeine Verordnungen den Art. XIV zur Ausführung zu bringen verſucht hatten, aber 
durch vielfache Beſchwerden der Standeöberren dagegen zur Betretung des anderen Weges ver: 
anlaft wurden, S. Bollgraff ©. 578 u. ff. 
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welhe bier um fo mehr eine Stelle verbient als Viele meinen, es gehörten ähn- 
lihe Tendenzen erft dem Jahre 1848 an: Es fei eine Kapitulation der Privi- 
legirten mit dem Zeitgeifte nothwendig; die zeitgemäße Umbildung ber perfönli- 
den und Eigenthumsverhältniffe ganzer Klafien von Etaatsangehörigen, welche 
mit dem Wohle des Ganzen im Widerſpruche ftehen, ſei nicht blos ein in ber 
Staatsgewalt begründetes Recht, fondern vielmehr eine Pflicht, welche zu allen 
Zeiten ausgeübt worden und werden müſſe. Nur darin, daß jenes Recht und 
diefe Pflicht zur rechten Zeit erfannt und in dem rechten Maße geübt würden, 
liege das durdhgreifende Mittel, den großen Erfchütterungen vorzubeugen, welche 
vie Bernadläffigung einer fo dringend gebotenen Vorſicht zu allen Zeiten und 
unter allen Umftänven zur Folge gehabt hatte. Es fei der Gegenſtand je- 
nes Edikts levdiglih ein Gegenftand der inneren Berwaltung und 
Gefeggebung, ver fhon als folder der Kompetenz der Bundesver- 
fammlung nit unterliegen könne. — Diefer Erklärung ſchloß ſich der großh. 
heſſiſche Geſandte am 28. Juni 1819 an, indem er fagte, er müſſe der Mei- 
nung, als feien bie Stanvesherren in allen und jeden Rechtsverhältniſſen unab- 
bängig von jeder künftigen Geſetzgebung, entgegentreten und behaupten, daß aud 
die fämmtlihen Rehtsverhältniffe der Standesherren dem Rechte 
ter Geſetzgebung feineswegs entzogen werben könnten, denn ſchon bie 
Rheinbundakte hätte bie flandesherrlichen Befugniffe für Privateigenthum, mithin 
dem Rechte der Gefepgebung unterworfen erflärt, und die deutſche Bundesakte 
wieverhole dies, indem fie im Art. XIV Nr. 4 gerade die ftandesherrlichen Regier 
rungsredhte ber Vorſchrift der Landesgefege unterorbne. Auch fei der Landesherr 
verpflichtet, für die Unterthanen in ſtandesherrlichen Bezirfen dieſelben Berhält- 
niffe herbeizuführen wie in andern Bezirken. Ueberbies würden ja bie deutſchen 
Staaten durch jenen Grunbfag in ver völligen Aufhebung der Leibeigenſchaft, 
Ahlöfung der Frohnden, Verwandlung ver Naturalzehnten, Veränderung der Bann- 
tehte, „mithin gerade in den wohlthätigften und vom Geifte der Zeit am meiften 
geferberten Berbefferungen ver Geſetzgebung“ gehemmt 63°), 

Es machte ſich alfo bereits im Jahre 1819 vie Meinung geltend — und 
wie man zugeben muß ftanden ihr fehr beherzigenswerthe Argumente zur Seite —, 
ale fei eine Aenderung des Art. XIV ver deutfchen Bundesalte durch die Territo- 
tialgefeggebung wohl zuläffig. Allein die Bundesverfammlung trat den Ausfüh— 
tungen ihrer Kommiffion vom 24. Mai 1819 6%) bei, worin jene Meinung aus- 
führlih widerlegt und mit aller Entfhiedenheit vie Kompetenz des Bundes in ber 
Veſchwerdeſache des Fürften Taris gewahrt wurde. Wir heben daraus nur den 
einen gegen die Deduktion des beffiihen Geſandten gerichteten und das widhtigfte 
Gegenargument aus ver Bundesakte felbft enthaltenden Sat hervor: „Der Art. XIV 
bat auch leineswegs alle feine Beftimmungen an tie Beringungen der verfchiebe- 
nen Sandesgefege geknüpft, fondern er jagt austrüdlicd; biefes nur von ber Aus- 
äbung der unter Nr. 4 namhaft gemachten einzelnen Rechte, Gerichtsbarkeit, 
Ortspolizei u. f. w. und worumter auch wohl ſolche allgemeine Gefege gemeint 
fein können, die von der eigentlichen Berfaffung ver Länder ausgehen und an 
welchen die Standesherren dann künftig Theil zu nehmen haben.“ 

Getren dem bisher eingehaltenen Standpunkte wurde dann im Jahre 1820 
In das zweite Grundgeſetz des deutfhen Bundes, die fog. Wiener Schluß: 


— — 


98) Vergl. Vollgraff S. 587 u. 621 ff. 
6i) Siehe Die Beilagen Nr. XVII und XIX bei Voll graff a. a. O. 
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afte, eine im Artikel 63 enthaltene Beftimmung aufgenommen, melde tem 
Standesherren eine beruhigende Ausfiht auf Abhülfe ihrer immer wieder erhobe- 
nen Beſchwerden wegen PVorenthaltung und Verlegung ber ihnen durch Art. XIV 
der deutſchen Bundesalte gemährleifteten Rechte zu eröffnen beftimmt mar. Es 
wird darin vor Allem vie Bundesverfammlung als Wädterin über ven genauen 
Vollzug des Artiteld XIV ver deutſchen Bunbesafte beftellt: „Es liegt der Bun- 
dbesverfammlung ob, auf die genaue und vollftändige Erfüllung 
derjenigen Beftimmungen zu ahten, welche der XIV. Artifel der Bun: 
desakte in Betreff ver mittelbar geworbenen ehemaligen Reichéſtände 
und des ehemaligen unmittelbaren Reihsadels enthält.“ Dem betref- 
fenden einzelnen Regierungen wird ſodann bie unverrüdte Aufrechthaltung des 
durch ihm begründeten Rechtszuſtandes als Pflicht auferlegt: „Diejenigen 
Bunbesglieder, deren Ländern die Befigungen berfelben einver- 
leibt worden, bleiben gegen den Bund zur unverrüdten Aufredt- 
haltung der durch jene Beftimmungen begründeten ftaatsredhtlichen 
Berhältniffe verpflichtet.“ 

Es wird endlich den Standesherren der Schutz des Bundes gegen Berlegun- 
gen der ihnen garantirten Rechte ſewohl von Seite ter Behörben der Bunbdes- 
ſtaaten als auch ter gefeggebenden Gewalten felbft in Ausſicht geftelt, aber fo, 
daß bie Bundesverfammlung nicht aus eigenem Antriebe eiuſchreitet, ſondern nur 
auf Anrufen der betheiligten Standesherren: „Und wenn glei die, über bie An- 
wendung ber in Gemäßheit des XIV. Artilels der Bunbesakte erlafjenen Berort- 
nungen ober abgefchloffenen Verträge entftehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen 
an die fompetenten Behörben des Bundesſtaates, in welchem bie Befigungen ver 
mittelbar geworvenen Fürften, Grafen und Herren gelegen find, zur Entſcheidung 
gebracht werden müffen, fo bleibt venfelben doch, im Falle der verwei— 
gerten gefeglihen und verfaffungsmäßigen Rehtshülfe oder einer 
einfeitigen zu ihrem Nadtheil erfolgten legislativen Erflärung 
ber turd die Bundesakte ihnen zugefiherten Rechte, ber Rekurs an 
die Bundesverfammlung vorbehalten, und dieſe ift in einem folden Yale 
verpflichtet, wenn fie die Beſchwerde begründet findet, eine genügende Abhüife zu 
bewirken.“ 

Uebrigens darf man nicht meinen, als ſei die Bundesverſammlung gewillt 
geweſen, das im Artikel XIV Beſchloſſene unter allen Umſtänden und für alle Zeit 
aufreht zu erhalten. So fehr fie auch varauf hielt, dag auf dem Wege ver Yan» 
desgefeßgebung feine VBeränterung zum Nachtheile der Standesherren eintrete, fo 
fonnte fie fih doch nicht der Ueberzeugung verjchliegen, daß im Einzelſtaatsleben 
Verhältniſſe eintreten Fönnen, welche eine Aenderung bes Artikels XIV ald dringend 
geboten erſcheinen liegen. Nur follte in folhen Fällen der Bund felbft die Ab- 
hülfe bewirken. Es klingt das in unverfennbarer Weife ſchon aus bem früher 
erwähnten Rommijfiontbericht vom Jahre 1819 (24. Mai) durch, wo es, nachdem 
betont ift, daß das Staatswohl (Würtembergs) fein hinreihender Grund zur ein- 
feitigen Aufhebung oder wefentlihen Abänderung der Maren Beſtimnungen der 
Bundesgeſetze geweſen fei, wörtlich heißt: „Vielmehr ſcheint es, daß nur ber 
gefammte Bund in einem vermeintlichen Kolifionsfalle eine Modifika— 
tion des Grundvertrages beſchließen könne, und wenn ausdrücklich 
darin garantirte und für bie Exiſtenz der Standesherren fo weſentliche Rechte 
beſchränkt oder ganz aufgehoben werben follen, fo müßte tod wohl zuvor mit 
Evidenz nachgewieſen worden fein, daß ber Fortbeftand dieſer Rechte für das Wohl 
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der Unterthanen verderblih und für die Ruhe des Staates und fomit au bis 
Bundes gefährlihd wäre, um biebei ein jus eminens eintreten zu laffen.“ 

Obwohl nun die Bundesverfammlung zahlreihe Beſchwerden „in einem 
den Meviatifirten keineswegs ungünftigen Sinne“ erledigte oder einer gerichtlichen 
Entfheidang entgegenzuführen fuchte 65), fo fcheinen die Standesherren dennoch 
beforgt zu haben, daß dieſelbe in kritifchen Fällen mehr geneigt fein möchte, „ein 
jus eminens eintreten zu lafien“, als fih an den Wortlaut der Bundesverträge 
zu halten; gewiß ift, daß von ihrer Seite wieterholt um Einfegung einer richt er— 
lichen In ſtanz zur Entfheivung über ihre Beſchwerden gebeten wurde 66). Diefer 
Bitte wurde endlich von Seite des Buntes durch Befhluß vom 15.Sept. 1842 
einigermaßen Gehör gegeben, indem beſchloſſen wurde, daß bei Reklamationen „gegen 
die zur Bollziehung des Artikels XIV ter Bundesverfafiung erlaffenen Berorbnungen, 
infoferne dieſe nicht auf Vertrag beruhen oder ohne dagegen erhobene Beſchwerde 
in unbeftrittener Wirkſamkeit beftehen, — jedesmal, und bei Rellamationen gegen 
fpätere einfeitige Tegislative Erklärungen der burd die Bundesafte ihnen zuge- 
fiherten Rechte, jo oft das Bedürfniß fih dazu zeigt, dem in anberweiten 
Rechtsſachen ver Reklamanten zuftändigen Yandesgerichte zweiter Inftanz von der Bun- 
vesverfanimlung durch die betveffende Landesregierung ber nicht abzulehnende Auf: 
trag ertbeilt werben fol, den Streitfall in feinem ganzen Umfange für eine befi- 
nitive Entſcheidung nad der von dem Gerichtshofe überhaupt beobachteten Par: 
tilular oder gemeinrechtlihen Proceforbnung, innerhalb ber fürzeft möglichen 
Frift, zu inſtruiren.“ „Die definitive Entfheivung — heißt e8 weiter — ift bie 
nähft nach den Umftänden von der Bundesverfammlung oder, auf einen durch 
Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchluß, von einer richterlihen Inftanz, ſoweit 
verfelben der Streitfall von der Bunvesverfammlung zugewiefen wird, in deren 
Auftrag und Namen zu erlaſſen.“ „Diefe richterlihe Inſianz wird für jeden ein- 
jelnen Fall dadurch gebildet werben, daß die Bundesverfammlung durch Stimmen- 
mehrbeit vier Mitglieder für diefelbe aus der Lifte der Sprudmänner für das 
Bundesfchichegericht ermählt, und in Abgangs- oder Sterbefällen erfegt, fowie 
daß von diefen ermählten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmengleichheit unter ihnen, 
von der Bundesverfammlung ein fünftes Mitglied als Obmann aus berfelben 
Life gewählt wird“, 

Diefe Inftanz fol jedesmal auch zugleich über den Koftenpunft des richter-« 
lien Berfahrens zu erkennen haben, im UÜebrigen aber follten alle Beftimmungen 
des Bundesbeihluffes vom 30. Dit. 1834 über das Bunderfchiedsgericht auch 
bei diefer richterlichen Inftanz und ihren Ausſprüchen eintreten 67), 

Trog all’ dieſer bunderrechtlichen Normen und Garantieen wurden bie Rechte 
ber Standesherren dennoch dur die Partikulargefeßgebungen mannigfad mobifi- 
cirt, und fo fehen wir befonders in Folge der Geſetzgebungen des Jahres 1848 
u. ff. zur Zeit ven Rechtszuſtand der Standesherren in manden Staaten fo ver: 
ändert unb viefelben anderen privilegirten Unterthanenklaſſen fo angenähert, daß 
nur wenige hervorſtechende Unterjchiede zwiſchen venfelben zu erkennen find. 


-— on 


65) Dergl. Zabarilä StR. ı ©. 473 

66) Veral. jept über ihre Bemühungen in diefer Richtung bei den Wiener Miniſterkonferen— 
en von 1834 die intereffanten Mittheitungen von Rricdrih von Weed in deffen „Korrefpens 
denen und Altenflüde zur Geſchichte der Minifterfonicrengen von Karlebad und Wien’, Leipzig 
1865, ©. 234 u. ff. 

67, Beryl. darüber oben Bd. IH. ©. 38 ff. 
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So ift, um blos Bayern ins Auge zu fallen, ihr privilegirter Gerichte- 
ftand in Civil- und Kriminalſachen befeitigt; die Orundberrlichfeit iſt durch 
die Ablöfungsgefege aufgehoben, wobei viele grumbherrlibe Rechte fogar ohne 
alle Entihävigung befeitigt wurben; ihre Aktivlehen können gegen eine ziemlich 
geringe Entſchädigung von ben Bafallen allobificirt werben; ihre Gerichtsbarkeit 
und Bolizeigewalt mit Allem was bazu gehört ift wie alle patrimoniale Gerihts- 
barkeit und Polizei ohme eigentliche Entfhädigung aufgehoben und auf ven Staat 
übertragen worben u. f. w. 

Daß durd dieſe Gefepgebung des Jahres 1848 das oben entwidelte Bun- 
besrecht vielfach 68) verlegt wurte, läßt ſich gewiß nicht läugnen. Gleichwohl müf- 
ten wir bie frage, ob die bayeriſchen Standesherren deshalb berechtigt feien, auf 
Grund des Artifels 63 ter Wiener Schlußakte ven Schug des Bundes in An- 
ſpruch zu nehmen, entfchieven verneinen. Diejenigen von den Stanbetherren näm- 
lich, welche jener Gefepgebung von 1848 als Mitglieder der erften Kammer ihre 
Zuftimmung ertheilten, haben eben dadurch auf ihre Vorrechte verzichtet, und 
es iſt eine befannte Rechtsregel, daß „ad renunciata non datur regressus!“ 
Daß aber unter Zuftimmung der Standesherren ber Artikel XIV der beutfchen 
Bundesakte beliebig geändert werben fünne, hat die Bunbesverfammlung von An- 
fang an anerkannt, wie oben gezeigt worben ift; fie müßte alfo ſolche Rella 
manten unbebingt abweifen. Aber aud diejenigen bayeriſchen Standesherren, welche 
etwa gegen jene Geſetze aufer oder in der Kammer proteftirt haben, müßten ala 
Rellamanten von ber Bundesverfammlung abgewiefen werben, denn fle haben jeben- 
falls alle ohne Ausnahme die bayeriſche Verfaffung anerfannt und fogar bei ihrem 
Eintritte in die Kammer noch eigens befhworen. Diefe VBerfaffung aber beftimmt, 
wie feinem derſelben unbelannt fein darf, in $. 7 Titel X, daß zu Abänderungen 
ihres Inhalts — und dazu gehört doch auch bie IV. Beilage „bie ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe der vormals reiheftändifchen Fürften, Grafen und Herren betreffend" — 
ohne alle Ausnahme außer der Initiative des Königs nur die Zuftimmung von 
zwei Drittheilen der Stimmen bei Gegenwart von brei Viertheilen der Mitglieder 
in jeder Kammer erforberlich fel. Sind nun vie einfchlägigen Gefege von 1848 
unter Einhaltung diefer Beftimmungen zu Stande gefommen, fo find auch bie 
damals biffentirenden bayerifhen Stanvesherren zu deren unverbrüdliher Aner- 
fennung und Aufrehthaltung infolange verbunten, als fie nicht auf lanbesver- 
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68) Aber nicht alle Geſetze entbalten eine ſolche Verletzung, denn daß die Territorialgeſetz⸗ 
aebung fogar nah dem Wortlaute der Bundesafte einen großen Spielraum bat, fonnte nur 
zeitweilig vom Bunde jelbft verkannt werden. „Insbeſondere“ — fügt Zaharii St. u. B.R.I 
S. 478 — „läßt ſich nicht behaupten, daß durch Art. 14 lit, e der Bundedafte, worin ihnen 
(mn Standeäberren) alle Rechte zugeſprochen werten, melche „aus ihrem (Sigentbum und bdeffen 
ungeflörtem Genuſſe berrübren”, dieſes Gigentbum den auf allgemeinen Gefegen berubenden Bes 
ichräntungen des Privateigenthums, neuen YZwungd, Ablöſungs-, Exrpropriutionde, Gemeinbeite 
aufbebungs:, Pfand» und Hypolheken⸗Geſetzen entzogen oder deren Gülligkeit von der Einwilligung 
der Standesherren abhängig gemacht ſei“. Und ©. 477 n. 5. bemerft diefelbe Autorität im 
deutſchen Staatörechte: Das Mecht der Landftandfchaft fichert ihmen den gebührenden Einfluß 
auf die eh ein darüber binausgebendes Veto gegen alle das Eigen 
ıhbum berreftende Geſetze ibnen beizgulegen, ıft etwas ın einem organifirten 
Staat rechtlich Unmögliches, und es ift geradezu undenkbar, daß man bei der 
Aufftellung des Art, 14 die Staatögewalt felbft dem negirenden Privat: 
Intereffe einzelner Privilegirter babe unterordnen wollen“ Bergl. damit auch bie 
Ausrüährung in Held’s Syſtem des Verfaſſungsrechts, II. Thl. S. 632—633. 
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faſſungs mäßigem Wege wieder geändert werben ®), und -ein Anrufen des Bundes- 
fuged dagegen fäme einem Angriffe auf vie bayeriſche Verfaſſung glei. — Was 
bier bezügli Bayerns bemerkt ift, findet feine Anmwehbung natürlid aud auf alle 
die Staaten, wo Ähnliche Verhältniffe vorliegen. AU’ den reflamirenden Standes- 
herren folder Staaten müßte man die Worte des den Standesherren nichts 
weniger als abgeneigten Verfaffers des oft citirten Buches über „Die teutfchen 
Standesherrn, Bollgraffe entgegenhalten, welde (S. 733) alfo lauten: 
„Einen großen Fehler haben meiner Meinung nah die Standesherren in 
Bayern, Würtemberg, Baden, Heflen und Naffau dadurch begangen, daß fie bie 
ihnen angebotene Land- over Reihsftandfhaft angenommen haben, tenn fie haben 
fih dadurch den Berfaffungen dieſer Staaten unterworfen, während fie hievon 
unabhängig waren“. — Ja, felbft wenn man unfer Argument wegdemonftriren 
finnte, türfte weder die Bundesverfammiung felhjt noch auch ein etwa von Ihr 
befteltes Schiedsgericht aus zwingenden politifhen Gründen fi in der Lage be- 
finden, am Wortlante des Artikels XIV’ ver Bundesalte feftzuhalten und Wieter- 
berftellung des früheren Rechtszuftandes der Standesherren zu verlangen, fondern 
weit eher ift anzunehmen, daß fie, von der Unmöglichkeit der Wiedereinführung 
all’ jener Rechte überzeugt, ein „jus eminens eintreten laſſen“ würden. 
Uebrigens halten wir uns nicht für berufen, den Standesherren irgend welche 
Rathſchläge im Bezug auf ihre gegenwärtige und zufünftige politiihe Lage in 
Deutſchland ertheilen zu wollen: unfere Aufgabe war es, sine ira et studio bie 
Rehtöverhältniffe derſelben im Allgemeinen überfichtlih darzulegen. Bertoid. 


Standrecht, ſ. Belagerungsftand. 
Statiftif, f. ven Nachtrag am Schluffe des Budftaben ©. 
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Unter biefem ber älteren Theorie entnommenen, aber ungenauen Titel wird 
gewöhnlich die ganze Lehre des internationalen Rechts abgehandelt und 
die ſchwierige Frage erörtert, weldes von zwei an ſich möglihen Rechten 
zur Anwenvung komme. Gäbe es nur Ein gemeinfames Recht in der Welt, fo 
würde jene Frage gar nicht aufgeworfen werten. Nur weil tiefelben Verpältnifie 
in verfhiedenen Staaten und fogar an verfhiedenen Orten desfelben Staates ver- 
ſchieden georbnet und beftimmt werden, erhebt fidy leicht ver Zweifel, weldes von 
diefen Rechten im einzelnen Fal zu handhaben ſei. Würden immer nur Orts⸗ 
genofien oder Staatsgenoſſen beifammen leben an dem Orte, und in dem Staate, 
dem fie zugebören, jo wäre aud da bie Frage ziemlih müßig. Jede öffentliche 
Autorität würde unbedenflih ihr eigenes Recht fhügen und anwenden und käme 
gar nicht in die Page, ein anderes Recht zu berüdfichtigen. Aber die Mifhung 
der Einheimifchen mit Fremden an Einem Ort, und ver wechlelfeitige Verkehr 
zwiſchen beiden unter ſich machen es nothwendig, auch auf die verfdhiedenen 
Rechtſordnungen Nüdficht zu nehmen, mit welchen dieſe Berfonen fih ver» 
bunden fühlen. Daraus ergeben ſich die weitern Fragen: 
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6) Im Großherzogthum Heſſen find die Rechte der Standerherren, unter Abänderung der 
Belege von 1848 u. ff. wieder bergeftellt durch Geſeß vom 18. Juli 1858. Schon früher. näm⸗ 
lich durch wa Bei 10. Juni 1854 und die darauf gegründete Derorbnung vom 12, Rovember 
1855, ift das Gleiche geſchehen in Preußen (Rönne a. a. ©. 1. Bd. U. Äbihl. . 193 u. ff. 
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1. Inwiefern iſt ein Staat berechtigt, beziehungsweiſe verpflichtet, feine Rechts⸗ 
herrſchaft und feinen Rechtsſchutz auch auf feine Staatsgenoſſen anszudehnen, 
wenn diefelben im Ausland leben? 

2. Inwiefern ift die Rechteherrſchaft und die Rechtspflege eines Staates gegen- 
über von Ausländern, die im Inland leben, dadurch zu mobificiren, baf 
er ihr fremdes Recht beachtet ? 

In den zufammengefegten Staaten wiederholt fi der Gegenfag ber Ein- 
beimifchen und Fremden nochmals, indem es eine engere Genofjenfhaft der 
Ginzelftanten und hinwieder eine weitere Genoffenfhaft des Gefammtftantes gibt. 
Die fih als Ungenofien im Verhältniß zu einem inzelftaat gegenüberftehen (in 
der Schweiz Kantonöfremde) find hinwieder als Genofien des Gejammtftaats 
(Schweizerbürger) verbunden, und werden fänumtlic ven eigentlihen Fremden (Aus- 
(ändern im vollen Sinn) gegenüber geftellt. Daher haben wir bier eine dreifache 
Arftufung: Einzelftaatsgenoffen (3. B. Bayern, Badener), Geſammtſtaatsgenoſſen 
(1. B. Deutihe), Ausländer (Nicht Deutſche). Jene Frage, welches Recht zur Gel- 
tung komme, kann aber gerade deßhalb eine verſchiedene Antwort erhalten, je nad: 
dem fie auf die verſchiedenen Kreije angewendet wird, 

Im Großen ftehen fih nun in der Beantwortung dieſer Fragen zwei Haupt» 
grundfäge gegenüber, die mit einander noch im Kampfe liegen. Das eine können 
wir das Berfonalprincip nennen, das antere das Territorialprincip. 
Das erftere gebt von der einzelnen Perſon aus, deren Rechtsverhäſtniß in 
Trage ift, und iſt geneigt, Jedermann nad dem Rechte zu bemefien, welches er 
in Folge feines perfönlihen Berbandes mit einer beftimmten Rechtsgemeinfhaft 
(Staate) in Anfpruh nimmt und welches kraft diefes Verbandes über ihn Madt 
bat. Das andere Princip dagegen geht von dem Staate aus, beffen Madt und 
Autorität zunähft auf ein beftimmtes Gebiet (Land) begrenzt ift, innerhalb 
biefes Gebiets aber auch ausſchließlich die Rechtsordnung beherriht und be- 
flimmt. Die Konfequenzen des Perfonalprincips führen dahin, je nad der Natio- 
nalität der Perfonen verfhievene Rechte in demfelben Lande anzuwenden, die bes 
Territorialprincips aber dahin, immer nur dem Einen Landesrecht innerhalb des 
eigenen Landes Geltung zu verſchaffen. | 

Im Allgemeinen folgte nun die Entwicklung aus dem Mittelalter her in bie 
neue Zeit dem Zuge von dem Perfonal- zu dem Territorialprincip. Die alten 
Germanen legten den höchſten Werth auf ven perfönlich-genoffenfhaftligen, ftän- 
diſchen und Bollsverband. Jeder trug fein Vollsreht und fein Standesredht mit 
fih, wohin er fam. Der Romane lebte nad römijhem, der Franke nad) fränfi- 
ſchem, der Sachſe nad fähflfhen Rechte u. ſ. f., auch wenn fie alle neben und 
unter einander wohnten. Ebenfo madten der Kleriker, der Adliche, der Bürger ihr 
Stanvesreht anfangs fo gut als möglich geltend, auch wenn fie fih in Einer Stadt 
zufammenfanden. Die Ausbildung einer innigeren Lebens: und Rechtsgemeinſchaft 
zunähft in dem Bereih einer Stadt, dann innerhalb eines Landes, fomie bie 
neuen Ideen der Etaatseinheit, ver Staatshoheit und der Rechts— 
gleichheit zerftörten eine Menge herkömmlicher Verſchiedenheiten diefer Art und 
maren der Ausbreitung des ZTerritorialprincips günftig. 

In dem heutigen Recht ver civilifirten Völler gilt überall das Territorial- 
princip als die Regel, und es bedarf befonderer Gründe, um eine Abweihung 
davon zu redifertigen. 

Eine ausführlihe Darlegung ber ganzen aud in der Pitteratur reichlich ber 
dachten Lehre liegt nicht im Plane diefes Werkes, Uber einige der wichtigeren An- 
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wendungen und Beichränfungen dieſes Brinrips müflen doch hervorgehoben und in 
Kürze beleuchtet werden. Die meiften Werke der Fitteratur, auch das neuefte und 
ründlihe Wert von Dr. Bar (Das internationale Privat: und Strafredt, 
a 1862) behandeln nur, oder faſt nur die privatrechtlichen oder ftrafredht- 
lihen Seiten der Frage. Indeſſen erheben fi ganz ähnliche Zweifel auch inner- 
bald des Staats- beziehungsweife des Berwaltungsredhts, und find bier 
nicht minder wichtig. 

A. Staats- und Berwaltungsredt. 

1. Das Recht der Staatsgenoffenfhaft felbft (Imdigenat und Staatd- 
bürgerrecht im engern Sinn) wirb noch immer durch den perſönlich en Verband 
des Einzelnen (Individuum, Bamiltenhaupt) mit einem beftimmten Staate feftge- 
halten. Auch wenn ver Einheimiſche im Ausland reist, oder fogar im Aus- 
lande wohnt, bleibt er trogdem in dem Volksverband, dem er urfprünglich ange- 
hörte, und wirb in dem ihm fremden Staate ald ein Fremder betrachtet. Cr 
bleibt e8 jo lange, als er nicht das perfönlihe Band felber löst, das ihm ein 
Baterland verſchafft hat, oder als er nicht von feinem Heimatlande ausgeftoßen 
und des Bürgerrechts verluftig erflärt wird, As Einbheinifher im Auslande hat 
er einen Anſpruch auf völlerrehtlihen Schuß feines Heimatsftantes gegen 
völferrehtäwidrige Behandlung in dem fremden Staate, und ein Necht auf Rüds 
tebr in fein Heimatland, a 

Hinmwieber ift auch ber Staat beredhtigt, feine Ungehörigen ans dem 
fremden Lande weg- und zurückzurufen, freilich nicht aus Laune oder 
Biltir, wohl aber aus dffentlih:rehtlihem Grunde, infofern die Anmwefen- 
beit im Heimatlande zur Erfüllung einer öffentlichen Pflicht nothwendig ift, 3. 2. 
kraft der Militärhoheit zum Zwecke der Lanbesvertheidigung. Der fremde Staat muß 
dad gefchehen lafien, weil er das Rechtsband des Fremden mit deſſen Heimatsftante 
anerfennt; aber man kann dem fremden Staate nicht zumuthen, daß er den ab» 
berufenden Staat in der Ausübung felner Autorität unterftüge; und es hängt 
ganz von bem eigenen Ermeſſen des Aufenthaltsftantes ab, ob er in folge ber 
Abberufung ber Fremden durch ihren Heimatsftaat dieſelben ans feinem Gebiete 
wegweifen oder länger barin fügen wolle. 

2. Befteurungsreht und Steuerpflidt. Iſt der Heimatsſtaat be- 
rehtigt, feine Angehörigen auch im. Ausland zu befleuern? Iſt der Aufenthalts« 
ſtaat berechtigt, bie Fremden im Inland zu befteuern ? 

Ein Konflift zweier Steuergefeggebungen befteht hier eigentlich nicht, denn es 
iſt fein logiſches Hinderniß vorhanden, weldes eine zwiefahe Steuer eines Pflich⸗ 
tigen nach zwei Seiten bin unmöglich macht. Aber thatfählih und aus national- 
wirthſchaftlichen Gründen ift eine Doppelftener doc bedenklich; die Belaftung wird 
für ven Einzelnen zu groß und vie Doppelftener wird unverhältnigmäßig, wenn 
fie mit den Bortheilen verglichen wird, melde in der Hauptfahe dem Steuerpflidy- 
tigen nur von Einer Seite zu Gute kommen. 

Schon frühe ift daher die ermäßigende Regel aufgelommen, daß die Grunb- 
und die Wohnfteuer nur zu Ounften des Staates beziehungsweife ver Ge- 
meinde erhoben wird, in deren Gebiet das Grundſtück oder die Wohnung liegt. 
Ferner die Regel, daß Reifende und folde Berfonen, die nur einen vorüber: 
gehenden Aufenthalt in einem fremden Lande nehmen, der regelmäßigen 
Steuerpflicht des fremden Landes nicht unterworfen, ſondern höchſtens mit einer 
befonderen Gebühr belaftet werden, und daß ber Staat, dem fie durch ihren Wohn- 
ort angehören, die Steuer von ihnen forbert, obwohl fie zur Zeit fih nicht im 
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feinem Gebiete aufhalten. Freilich wird ſich aud bier der fremde Staat nicht um 
den Bezug der Steuer des Heimatsftantes kümmern, indem er nicht verpflichtet 
ift, für denfelben die Geſchäfte eines Steuerbezügers zu beforgen. 

Endlich zeigt die moderne Öefeggebung die Tendenz, alle Steuerpflidt mit 
dem Wohnorte zu verbinden, an welchen fi die ganze Leitung der Delonomie 
anſchließt. Wo dieſer Gruntfag durchgeführt wird, da werden dann Einheimifche 
und Fremde gleihmäßig befteuert, infofern fie innerhalb des Steuer forbernden 
Staates wohnen, und die Einheimifchen nicht befteuert, wenn fie im Auslande 
dauernd wohnen. Es entjheivet aljo daun nicht mehr der perfönlihe Staatöver- 
band, fondern leviglih der Wohnort. Ä 

Am eheften hat ſich noch der ältere Grundſatz, daß die Staatögenofien aud 
im Ausland von ihrem Heimatsftaat oder ihrer Heimatsgemeinde beftenert werden, 
im Zufammenhang mit dem Armenwefen erhalten, indem bie fortdauernde 
Pfliht der Armenunterftügung und daher auch das Recht auf Armenfteuer noch 
mit dem Heimatsreht verbunden bleibt. 

3. Militärpflict. Hier fann eher aud ein logiſcher Konflikt zweier Ge: 
feßgebungen vorfommen, indem Niemand gleichzeitig in zwei Staaten feine Mili- 
tärpflicht erfüllen fann, und die Stellung eines Erfagmannes nicht überall ge 
ftattet ift. Die thatfählihen Echwierigleiten und das Unbillige eines zwiefachen 
Zwanges zum Militärdienft ijt überdem noch auffäliger als bezüglih ver 
Steuerpflidt. 

Da die Pflicht, feine Perſon für die Vertheidigung und für die Wohlfahrt 
des Staates einzufegen, ihrer Natur nad höchſt perſönlich ift und weſentlich auf 
dem Staatsverbande beruht, fo rechtfertigt es fich, wenn bie Militärpfliht nur von 
den Staatsgenoffen und niht von ben fremden geforbert wird; von ben 
erfteren, mindeftens in Nothfällen, auch dann, wenn fie im Ausland wohnen. In- 
deſſen erfordert vie billige Nüdfiht auf bie Privatintereffen der auswärts woh⸗ 
nenden Staatsgencffen, daß fie nicht leichthin zu dieſem Zwede aus der Fremde 
zurüdgerufen werden. Die Vortheile ihrer perfünlihen Verwendung zum Militär 
dienft find durchweg von geringerer Bedeutung als die Nachteile, die daraus für 
ihre Delonomie und ihre Familien entfpringen. Deßhalb wirb die Strenge des 
Orunpfages in der Anwendung meiftens ermäßigt. 

Der Staat aber, wo ber Fremde fi aufhält, ift fhon deßhalb weniger in 
der Lage, von demfelben Kriegsvienft zu fordern, weil derſelbe fich jederzeit biefer 
Pflicht dadurch zu entziehen beredhtigt wäre, daß er ein Staatsgebiet verließe, in 
welchem ihm verartige Zumuthungen gemacht würden. Ueberdem kann er mit 
Grund den völkerrechtlichen Schutz feines Heimatsſtaates anfprehen, wenn gegen 
ihn ein ungehöriger Zwang geübt würde, 

Wenn aber das Beduͤrfniß der militärifhen Hülfe einen lofalen Charakter 
annimmt, wie insbejondere zum Ehu der Sicherheit von Perjonen und Eigen- 
thum in einer von Räubern oder von aufftänbifhen Truppen bebrohten Stadt, 
dann können füglih alle Einwohner, ohne Rüdfiht auf Staatsgenofjenihaft, 
aufgeboten werden, zufammenzuwirfen, um tie Orbnung und Sicherheit zu be- 
wahren. Es wird dann alfo ver Wohnort entjdeidend. 

4. Das Stimmredt und vie Wählbarkeit find fo entſchieden fiaat$- 
bürgerliche Rechte und Pflihten, daß bier lediglich die Staatsgenoſſenſchaft 
entfcheidet, und Fremde nicht dazu zugelafjen werben. Indeſſen können aud bier 
die Rüdfichten auf örtliche Intereffen dahin führen, vaf das Stimmredht den da⸗ 
ſelbſt Niebergelaffenen, ohne Rüdfiht auf den Staatsverband gewährt wird: und 
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in zufammengefegten Staaten fann das Bemwußtfein der mefentlihen Gemeinſchaft 
und Gleichberechtigung der Angehörigen des Gefammtftantes die Folge hervorrufen, 
daß biefelben aud in den Einzelftasten je nah ihrem Wohnorte zur Ausübung 
bed einzelftaatlichen Stimmrechts zugelaffen werden, wie das z. B. zu Gunften ver 
Sähweizerbürger in den verfhiedenen Kantonen der Schweiz nun eingeführt ift. 

B. Internationales PBrivatredt. 

1. Form der Rechts geſchäfte. Sehr frühe ſchon ift die befannte Regel 
anerfannt worden: Locus regit actum, b. 5. die Rechtsgüftigkeit der Ge— 
ihäftsform wird zunächſt durd das Recht des Drts bedingt, wo das Gefchäft 
vorgenommen wird, Möglih daß dieſe Regel anfangs ſich auf gerichtliche 
Rechtsgeſchäfte bezog, wobei es denn freilich natürlich genug war, daß ein Gericht 
nur wenig geneigt war, verſchiedene Geſchäfts- oder verfhiedene Procekformen anzu- 
wenden und fich leicht beftimmen ließ, die vor andern Gerichten abgeſchloſſenen Ge- 
ſchäfte dann formell anzuertennen, wenn fie von diefem Gerichte gutgeheißen waren, 
wie es für fi wieder diefelbe Anerkennung erwartete. Indeſſen hat auch abgefehen 
davon die Meinung einen natürlihen Grund, daß gerade die Form von dem 
Ortsrechte beftimmt wird, wo das Gefchäft entfteht, weil diefelbe von der Sitte 
und Sprache des Verkehrslebens geftaltet und von der Leichtigkeit, dafelbft vie er- 
ferderlihe Beihülfe zu erhalten und von der Schwierigkeit, einen Rath oder Bei- 
bülfe im Sinne eines fremden Rechts zu erwarten, unterftügt wird. 

Indefjen fchließt diefe Regel niht aus, daß nicht ein Staat aud für feine 
Angehörigen im Auslande eine befondere von dem bortigen Ortsgebrauch ab» 
weihende Form (3. B. bei Eingehung der Ehe), als nothwendig fordere, damit 
er feinerfeit8 das Rechtsverhältniß anerfenne, noch daß er im Intereffe der Gül- 
tigleit von Rechtögefhäften neben jemer Form des Geſchäftsorts aud eine andere 
Form, 3. B. die des Wohnorts oder der Heimat für ebenfo wirkſam erkläre. 

2. Berfonenredt. In diefem Rechtsgebiete ift no immer das Perſonal- 
princip überwiegend über das Territorialprincip, jedoch nicht unbefhränft und nicht 
im allen Fällen. So wird z. B. eine juriftiihe Perfon auh im Auslande als 
folde anerfannt, wenn fie es in ihrer Heimat nad dießfeitigem Rechte ift. Aber 
gewiſſe Aktiengefellfhaften, wie z. B. Berficherungs- und Krebitgefellfchaften, bebürfen 
doh nach manden Rechten einer bejondern Autorifation, um ihren Geſchäftskreis 
auf ein fremdes Land auszubehnen, und ein Staat, ber keine Sklaverei zuläßt, 
oder feinen Adel kennt, wirb aud fremde Herrſchaft über Sklaven und die Pri« 
dilegien, die ein fremder Adlicher anſpricht, in feinem Gebiete nicht gelten laſſen. 
Ber in feiner Heimat handlungsfähig geworden iſt, 3. B. nad vielen Gefegen 
ver Bolljährige, der das 21fte Jahr zurücgelegt Hat, hört nit auf handlungs- 
fähig zu fein, wenn er in einem Lande ein Rechtsgeſchäft abſchließt, wo die VBoll- 
jährigkeit erft mit 24 oder 25 Jahren beginnt. Aber das Intereffe der Berkehrs- 
fierheit hat doch hinwieder viele Staaten beftimmt, in dem umgelehrten Fall bie 
Handlungsfähigteit des Fremden vorauszufegen, der nad dem einheimifhen Recht 
volljährig wäre, während er es nad feinem Heimatsrechte noch nicht ift. 

3. Unbevenklih dagegen wird das Territorialprincip im Sache nrecht fo 
angewendet, daß die Rechte an Sachen nad dem örtlihen Rechte der gelegenen 
Sache (rei sitze) beurtheilt werden. Bei Rechten an Liegenfhaften gilt das 
unbeftritten, auch in dem Sinne, daß bie Regel locus regit actum im Widerfpruch 
damit nicht wirkt. Wo z. B. die Fertigung im Grundbuch als nothwendig be— 
trachtet wird zu der Uebertragung des Grundeigenthums oder zu ber Beftellung 
von Dienftbarkeiten oder Pfandrechten von Orundftüden, da können im Auslande 
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derartige Rechte an inländiſchen Liegenfchaften nicht gültig ohne dieſe Fertigung 
begründet werben, wenn glei tas Spftem der Grundbücher in dem auswärtigen 
Staate nit gilt. 

Nicht ebenfo einftimmig wird das Recht an bewegliden Sadhen von 
dem Ort, wo die Sade fi befindet, abhängig gemadt. Schon deßhalb laſſen 
fi eher verfchiedene Meinungen denken, weil vie örtliche Tage diefer Sachen leicht 
geändert wird. Indeſſen wird die Rechtöverfolgung doch gewöhnlich durch die Lage 
der Sache bebingt, und dann wieder das dortige Landesrecht zunächſt dem Richter 
als Regel beftimmen. 

4. Obligationenredht. Da das obligatorifhe Band zwei Perfonen ver: 
bindet, die vielleicht in verfhiedenen Ländern wohnen, und der Ort ver Entftehung 
der Obligatio oft ein anderer ift, als ber Erfüllung oder als der, wo bie Klage 
anhängig gemacht wirt, fo können Bier eine ganze Reihe von möglichen Ortsrechten 
in Frage fein. Die Erörterung, welchem Rechte der Borzug gebühre, wirb baber 
bier vorzugsweiſe fomplieirt. In fehr vielen Fällen wird die richtige Entſcheidung 
nur burd bie Interpretation des wirklichen Willens der Kontrahenten beftimmt 
werben, überall da nämlih, wo es benfelben freifteht, das Ortsrecht zu bezeichnen, 
nad dem fie ihre Berträge bemeflen, und eine Willensbeftimmung darüber Har 
gemacht werben fann. Iſt das nicht erfihtlih, jo wird bei Bertragsohligationen 
im Zweifel das Recht des Wohnorts des Schuldners als felbftverftändlid 
anzunehmen fein, ber überbem in ber Regel mit dem Erfüllungsort wie mit dem 
Procekort zufammentreffen wird, zumal bie Bindung bes ein für alle Mal be 
hafteten Schuldners in höherem Grade den Charakter der Obligatio beſtimmt, als 
das Recht der eher wechſelnden Gläubiger. Die Deliltsobligationen werben 
dagegen in der Regel nad) dem Ortsrechte beftimmt, welches durch das Delikt ver- 
letzt worben ift. 

5. Das Familienreht wirb regelmäßig durd das örtliche Recht bes 
Domicils beftimmt, und biefes wird wieder in der Regel durd den Wohnort 
des Familienhauptes, Ehemanns, Vaters beftimmt. Es gilt das fowohl von ven 
perfönlihen Rehtöverhältnifien, 3. B. Bedingungen der Ehe, Ehefheitung, Vor— 
munbfchaft tes Ehemanns oder des Vaters ald von dem Güterrehte der Ehe 
gatten ober den Rechten bed Baters an dem Vermögen ber Kinder. Im Einzelnen 
fommen aber aud hier wieder Abweichungen vor, fo z.B. mit Nüdfiht auf Ehen 
von Staatsgenofjen im Ausland, indem benfelben vorgefchrieben wird, bie heimat- 
lichen Gefege über die Eheſchließung aud dann zu beachten, wenn fie anderwärts 
wohnen; oder bezüglich der obrigfeitlihen Vormundſchaft, bei welcher nah Um— 
ftänden die Behörden bes Bürgerrechtsortes mit denen bed Wohnorts des Mündels 
fonfurriren. 

6. Das Erbredt richtet fich regelmäßig nah dem legten Wohnorte 
bes Erblaffers. Indeſſen begründet die befondere Erbfolge in beftimmte Güter, wie 
Lehen- und Stammpgüter, Fideitommiffe, das Ortsrecht ver res sita. Wo baber das 
ganze Erbrecht noch den Charakter des fingulären Unfalls der Erbgüter hat, wird 
das lettere Ortsrecht beftimmend wirken. 

7. Civilproceßrecht. Die Organifation und das Verfahren der bürger: 
lichen Rechtöpflege ift weſentlich öffentlich-rechtlih und wird daher von dem Staate 
georbnet, welchem die Rechtspflege zufteht. Dabei ift es felbftverftänplich, daß jeder 
Staat nur durch die Organe und in ben Formen eine Autorität übt und Zwang 
anwendet, welche er felber geichaffen oder gefeglich für nothwendig erfannt bat. 
Die Staatshoheit entjcheidet daher aud über diefe Seite des Proceßrechts, ſoweit 
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ihr Gebiet reicht, im der Regel nicht darüber hinaus, Die andere Seite des 
Procehrehts, welche im Privatrecht felbft Aenderungen bewirkt (Aftionenrecht) kann 
eher zu Zweifeln veranlaffen. Unbedenklich wird die gerichtliche Beglaubigung auch 
anberwärts refpeftirt, und fo eine mechjeljeitige publica fides anerfannt. Aber 
darüber wird geftritten, im wiefern das rechtskräftige Urtheil eines Givilgerichts 
auh außerhalb des betreffenden Staats als Recht bildend anzuerkennen fei. Unter 
ver Borausfegung der Kompetenz und infofern nit Ausnahmsgründe hemmend 
entgegenwirken, erfordert fhon das Bedürfniß der mwechfelfeitigen Rechtsſicherheit 
die regelmäßige Anerkennung der Urtheile, 

C. Strafredt. 

Daß jeder Staat berechtigt fei, die innerhalb feines Gebietes verübten, von 
vem Gefege mit Strafe bebrohten Berlegungen feiner Rechtsordnung zu beftrafen, 
ohne Unterſchied, ob Einheimifhe oder Fremde fie verfchulvet haben, ift im der 
cioilifirten Welt allgemein anerkannt. Ausnahmen davon find fehr felten, freilich 
nicht unmöglich. Aber ob der Staat auch nody andere außerhalb feines Gebietes 
verübte Bergehen und Berbreden an feine Strafgerichtsbarfeit ziehen dürfe, ift 
vielfah beftritten. Am eheften wird noch das Recht des Staates anerkannt, 
feine Staatsangehörigen zur Beachtung feiner Strafgefege aud im Auslande 
anzuhalten, und demgemäß feine Strafgewalt aud auf die von feinen Unterthanen 
im Ausland begangenen Verbrechen auszubehnen, jo daß das Zerritorialprincip 
infofern eine Ergänzung durch das Perfonalprincip erhält. Manche Gefeßgebungen 
gehen noch weiter und geftatten die Berfolgung aud dann, wenn gegen ven Staat 
jelbft oder gegen beffen Bürger im Ausland von Fremden Vergehen verübt worden 
find. Indeſſen ftehen einer ſolchen Ausdehnung doch ernfte Bedenken entgegen ; 
und der Staat Überfchreitet hier die Grenzen feiner Rechtsmacht. Da er in feiner 
Weiſe berechtigt ift, für Fremde außerhalb feines Gebietes Strafgefege zu erlaffen, 
fo ift er auch nicht berechtigt, diefelben dafür bloß aus dem Grunde zur Strafe 
zu ziehen, daß fie fpäter in ben Bereich feiner Gewalt kommen. 

Bon dem Strafproceßrecht gilt wefentlich dasſelbe, was vom Givil- 
proceßrecht. Das Territorialprincip ift entfheidend. Vgl. überdem die Art. Aus: 
lieferung und Aſyl. 

Die Litteratur iſt in dem oben erwähnten Werke von Bar ſorgfältig ange— 
geben und benutzt. Bluntſchti. 
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Das Leben Steins iſt ſo eng verflochten mit der Geſchichte der preußiſchen 
Verfaſſung und Verwaltung auf der einen, der deutſchen und europäiſchen Politik 
auf der andern Seite, daß ein einigermaßen richtiges Bild davon ſich nur in ſehr 
ausführlicher Darſtellung geben läßt. Raum und Zwechk des Staatswörterbuchs 
geſtatten nur eine gedrängte Ueberſicht. 

Heinrich Friedrich Karl Freiherr vom und zum Stein wurde den 26. Oktober 
1757 zu Naſſau an ver Lahn „von fehr adhtungswerthen Eltern geboren und — 
fo erzählt er felbft — unter dem Einfluffe ihres religiöfen, ächt deutſch ritterlichen 
Belfpield auf dem Pande erzogen; die Ideen von Frömmigleit, Baterlandsliche, 
Standes- und Familienehre, Pflicht das Leben zu gemeinnügigen Zweden zu ver- 
wenden und die hiezu erforberliche Tüchtigfeit durch Fleiß und Anftrengung zu 
erwerben, wurben durch ihr Beifpiel und Lehre tief meinem jungen Gemüthe ein- 
geprägt". Er lernte, nad ariftofratifcher Weife, fi) der Gewalt des Haufes zu 
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beugen; ein Beſchluß ver Eltern beftimmte ihn, den jüängften Sohn, zum alleinigen 
Erben und Stammbalter des uralten, reichsfreien Geichlehts. Die Welt des 
Schönen ergriff ihn weniger mächtig als die meiften Söhne feines Jahrhunderts, 
Sein thatträftiger, auf das Wirkliche gerichteter-Geift verſenkte fich früh im bie 
biftorifchen Dinge. Er fah in der Geſchichte nicht blos eine Fundgrube politifder 
Erkenntniß, fondern vornebmlih eine Schule des fittlihen Ernftes und jener 
firengen, tief religiöfen Frömmigleit, die er fich in ven Tagen der Aufklärung 
unmwanbelbar bewahrte. Als die fittlihen Vorbilder feines Lebens nennt er felfl 
feine Mutter (eine Langwerth von Simmern) und den Minifter v. Heynig. Cr 
befuchte Göttingen, Wetzlar, Regensburg, Wien, um fih, nah dem Wunſche ver 
Eltern, auf eine Laufbahn an den Reichsgerichten vorzubereiten. Mit Vorliebe 
trieb er während biefen afademifchen Jahren das Studium ber englifchen Geſchichte 
und Politit; Adam Smith’s Werte wurden beftimmend für feine politifche Bil- 
dung. In Brandes und Rehberg fand er gleichgefinnte Freunde, Männer ergriffen 
von den Ideen des philofophifhen Jahrhunderts, doch zugleih auf das hiſtoriſch 
Gewordene mit einer andächtigen Ehrfurcht ſchauend, welche den meiften Zeitge 
noffen abging. Der fittlide Ernſt, der kräftige realiftifche Sinn bes jungen 
Mannes fand feine Freude an dem unwahren, verrotteten Treiben der Reicht— 
gerihte. Ein Bewunderer Friedrichs des Großen und eifriger Proteftant, entſchloß 
er fih im Jahre 1780, weit abweichend von den Gewohnheiten des Reichsadele 
und feines eigenen Haufes, in preußifche Dienfte zu treten. 

Er fand zunähft Anftellung im Bergdepartement unter dem Minifter v. Hev- 
nig, dem Schöpfer des preufifchen Staatsbergweſens. „Berließ ich es gleich im 
Jahre 1793, berichtet er, fo hatte doch das * in einem auf die Natur und 
den Menſchen ſich beziehenden, die körperlichen Kräfte zugleich entwickelnden Ge— 
ſchäfte den Nutzen, den Körper zu ſtählen, den praktiſchen Geſchäftsſinn zu be— 
leben und das Nichtige des todten Buchſtabens und der Papierthätigkeit kennen 
zu lehren“. Er ehrte die harte Zucht, die angeſtrengte Arbeitſamkeit des alt— 
preußiſchen Beamtenthums, aber er erkannte ſchon jetzt die unſeligen Folgen 
bureaukratiſcher Bevormundung. In folder Anſicht begegnete er ſich mit ven 
Ideen einer foeben auftommenden jüngeren Schule innerhalb des preußiſchen Be— 
amtenthbums, mit Männern wie Kraus und v. Schrötter, welde nah Englands 
Borbild von dem freien Spiele ver focialen Kräfte die Stärke res Staats erwar- 
teten. Wider Willen ward er einmal aus der Berwaltungsthätigkeit herausgeriflen, 
als er (1785) den Auftrag erhielt, ven Churfürften von Mainz für den Fürften- 
bund Friedrichs des Großen zu gewinnen. Er vollzog die Sendung mit Glüd 
und erbat raſch feine Zurüdberufung; das Gewirr Ffaiferlicher und preußiſcher, 
franzöfifher und ruffifcher Intriguen an dem geiftlihen Hofe hatte ihm jenen 
tiefen Wiverwillen gegen bie Diplomatie eingeflößt, den er zeitlebens nicht über- 
winten konnte. Zurüdgekehrt von einer längeren technologifchen Reife durch Eng- 
fand, begann er im Jahr 1787 fein fiebzehmjähriges großartiges Wirken in ber 
weftphälifch-nieterrheinifhen Verwaltung, zuerft als Kammerbireftor und Kammer- 
präfident in Cleve und Hamm, feit 1796 als Oberpräfident in Hamm, fpäter 
in dem neuerworbenen Münfter. Das Land dankte ihm die Aufänge moderner 
Berfehrsmittel, er ließ die Ruhr fhiffbar mahen und die Straßenverbintung 
zwifchen Rhein und Wefer vollenden. Trog feiner herriſch durchgreifenden, raſtlos 
anfeuernden Weife verftand er die Selbftthätigkeit ves Volles zu fördern in biefem 
Lande, das von allen Provinzen Preußens fi allein eine freie Gemeindeverfaflung 
bewahrt hatte, Mit Zuziehung der Stände führte er ein verbefiertes Steuerwefen 
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und vollſtändige Gewerbfreiheit auf dem flachen Lande ein und bereitete die Auf- 
hebung der Yeuballaften vor. Die Bewohner lohnten ihm durch Verehrung und 
Anhänglichkeit, fie grüßten ihn als den Wohlthäter des Landes, einen andern 
Arolf von Böhmen. Er felbft lernte Weftphalen als feine zweite Heimat lieben 
und erfüllte fi mit dem Stolze eines preußifhen Patricten, daher er auch eine 
Minifterftelle in Hannover von der Hand wies, 

Die aufftrebenden Köpfe in ven einflußreihen Kreifen Preußens fchauten 
längft auf ven folgen Reichsfreiheren als auf eine Säule des Staats. Im nicht— 
preußiſchen Deutſchland warb fein Name zum erften Male im Jahre 1804 ge- 
nonnt. Er hatte die Revolutionskriege am Rhein in der Nähe beobadhtet, der 
Einnahme Frankfurts durch die Hefien und Preußen jelber beigewohnt und bie 
Ueberzeugung gewonnen, bie er fpäter der Kaiferin von Rußland vor verfammel- 
tem Hofe ausfprah, daß nit die Nation, fondern vie Nichtigkeit ihrer Führer 
das ungeheure Unglüd verſchuldete. Nun follten die Folgen des Reichsdeputations⸗ 
hauptichluffes fein eigenes Haus treffen. Der Herzog von Naffau unterwarf bie 
Güter des Stein’shen Haufes eigenmächtig feiner Yandeshoheit. St. verwahrte fein 
Reht in einem Briefe vom 10. Januar 1804 und verfündete darin bie Ideen 
einer hochſinnigen Baterlandsliebe, die von den Zeitgenoffen kaum begriffen wart. 
Deutſchlands Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit wird durch die Konfolidation 
der wenigen reichsritterjhaftlihen Beſitzungen mit denen fie umgebenben feinen 
Territorien wenig gewinnen; follen dieſe für die Nation fo wohlthätigen großen 
Zwede erreicht werben, fo müfjen dieſe Heinen Staaten mit den beiden großen 
Monardien, von deren Eriftenz die Fortdauer des deutſchen Namens abhängt, 
vereinigt werben, und die Vorſehung gebe, daß ich dieſes glüdlihe Ereigniß er- 
ibe.... Es ift no härter, alle diefe Opfer nicht irgend einem großen, edlen, 
das Wohl des Ganzen fördernden Zmwed zu bringen, fondern um ber gefeglofen 
Uebermacht zu entgehen, um — doch es gibt ein richtendes Gemiffen und eine 
frafende Gottheit”. 

In demfelben Jahre ernannte ihn der König zum Minifter für das Departe- 
ment der inbireften Abgaben. Ein Fachminiſter, ohne Einfluß auf die große Politik, 
Ionnte St. den unfeligen Gang der Haugmwig’fchen Staatskunft nicht hindern. In 
feinem Reffort bewirkte er die Aufhebung der Binnen- und Provinzialzölle, er 
vereinfachte den Gefhäftsgang, ließ zum erften Mile ftatiftifhe Tabellen für den 
ganzen Staat zufammenftellen, berief Niebuhr zur Reorganifation der preußifchen 
Banf. Er befchaffte die Gelomittel, womit der Krieg von 1806 geführt wurde, 
fellte dringend vor, daß der Krebit des Staats ſich nur durch eine kraftvolle 
auswärtige Politik aufrehthalten laffe, und befhwor ven König, im Berein mit 
mehreren Prinzen und Generälen, das geheime Kabinet und den Minifter Haug- 
wig zu entlaffen. Die Anmaßung warb hart gerügt, die Kataftrophe von Jena 
folgte. St. rettete die Staatögelder nad Königsberg und bewog ben Hof zur Fort— 
fegung des Kriegs. Jetzt endlich entſchloß ſich der König, einige feiner Räthe zu 
entlaffen. St. aber verlangte aud die Entfernung des Kabinetsraths Beyme, be 
vor er ſich entfchließen könne, die Leitung der Gefchäfte zu übernehmen. Darauf 
empfing er den berufenen „unbegreiflihden Brief"; der König nannte ihn „einen 
ercentrifhen und genialifhen Mann, ver nur durch Capricen geleitet, aus Leiden⸗ 
fhaft und aus perfönlidem Haß und Erbitterung handelt”. Sofort nahm St. 
feinen Abſchied (März 1807) und kehrte nah Naffau zurüd, Inzwiſchen wurbe 
der Friede von Tilſit gefchloffen, Napoleon beftand auf Harbenbergs Entfernung 
und fhlug St. als einen homme d’esprit dem Könige vor, um mit feiner Hülfe 
den Neubau des zertrümmerten Staats zu beginnen. 
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St. erhielt die Aufforderung zur Nüdkehr auf dem Kranfenlager. Er nahm 
an, das fFieber verließ ihn, nad wenigen Tagen reiste er nad Memel ab (Sept. 
1807). Der König empfing ihn tiefgebeugt und legte vertrauensvoll vie Yeitung 
des gefammten Staatswefens in die Hände des Minifters, deſſen Wirken nicht 
mehr turd die Nänfe eines geheimen Kabinets durchkreuzt wurde. Man ging, fagt 
St., von ver Hauptivee aus, einen fittlichen, religiöfen, vaterlänbifihen Geiſt in 
der Nation zu heben, ihr wieder Muth, Selbftvertrauen, Bereitwilligfeit zu jedem 
Opfer für Unabhängigfeit von Fremden und für Nationalehre einzuflößen und die 
erfte günflige Gelegenheit zu ergreifen, den blutigen wagnißvollen Kampf für 
Beides zu beginnen”, Die Urfahen des tiefen Falls und die Mittel ver Wieder— 
erhebung fchildert eine Denkſchrift St.'s vom Oktober 1807, bie man als bas 
Programm des neuen Regimentes betrachten fann, alfo: „Das zubringlihe Ein- 
greifen der Staatsbehörden in Privat- und Gemeindeangelegenheiten muß auf 
hören, und beffen Stelle nimmt die Thätigfeit des Bürgers ein, ber nicht in 
Vormen und Papier lebt, fondern fräftig handelt, weil ihn feine Verhältniſſe in 
das wirkliche Leben hinrufen und zur Theilnahme an dem Gewirre der menfd- 
lihen Angelegenheiten nöthigen.... Hat eine Nation fi über den Zuſtand ver 
Sinnlichkeit erhoben, hat fie fi eine bedeutende Maſſe von Kenntniffen erworben, 
genießt fie einen mäßigen Grab von Denffreiheit, fo richtet fie ihre Aufmerkfam- 
feit auf ihre eigenen National» und Kommunalangelegenhriten. Räumt man ibr 
nun eine Theilnahme taran ein, fo zeigen ſich die wohlthätigften Weußerungen 
ver Baterlanvsliebe und des Gemeingeiftes; verweigert man ihr alles Mitwirken, 
fo entfteht Mißmuth und Unwille, der entweder auf mannigfaltige ſchädliche Art 
ausbricht oder durch gemaltfame den Geift lähmende Maßregeln unterbrüdt werben 
muß. Die arbeitenden und bie mittleren Stände . der bürgerlichen Gefellidaft 
werben alsdann verunebelt, indem ihre Thätigkeit ausſchließend auf Erwerb unt 
Genuß geleitet wird, bie oberen Stände finfen in der öffentlihen Adtung durch 
Senufliebe und Müfiggang oder wirken nachtheilig durch wilden unverftändigen 
Zabel der Negierung. Die fpefnlativen Wiffenfchaften erhalten einen ufurpirten 
Werth, das Gemeinnütige wird vernadläfigt und das Sonderbare, Unverftänd- 
liche zieht die Aufmerffamfeit des menſchlichen Geiftes an fi, ber fich einem 
müßigen Hinbrüten überläßt, ftatt zu einem kräftigen Handeln zu fchreiten“. 

Diefe Gedanken ftehen in ſchneidendem Widerſpruche zu dem Geifte allfür— 
forgenver Staatägewalt, ter in dem Staate Friedrichs des Großen vorberrfcte, 
fie wollen allervings die Revolution mit ihren eigenen Waffen befämpfen, doch 
fie enthalten in fih nur ben Mleinften, den probehaltigen Theil der fogenannten 
Ideen von 89. Niemand hat ven radikalen Bruch mit der Gefhichte, den die 
Revolution vollzogen hatte, leidenſchaftlicher bekämpft als St. „Eine Berfaffung 
bilden, fchrieb er fpäter an ven Großherzog ven Baden, heißt in einem alten 
Volke, wie das deutfche, nicht fie aus Nichts erfchaffen, ſondern den vorhandenen 
Zuftand unterfuhen, um eine Negel aufzufinden, die ihn orbnet; und allein da— 
durch, daß man das Gegenwärtige aus dem DBergangenen entwidelt, Tann man ihm 
eine Dauer für die Zukunft fihern". Niemand durchſchaute fhärfer vie Leerheit 
jener politifchen Formen, worin das neue Franfreih das Weſen der freiheit 
ſuchte: „In Franfreih ift die Nation nur zum Schein zur Theilnahme an den 
öffentlihen Angelegenheiten zugelaffen, ihr gefeßgebenver Körper ift nur eine ber 
regiftrivenden Berwaltungsbehörven, das Mafchinenwefen ihrer Bureaufratie ift 
zufanmengefegt, koftbar, in Alles eingreifend und wird von dem ungebundenen 
rüdfihtslofen Willen eines Einzelnen geleitet”. Er wollte den Neubau des Staats 
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bon unten beginnen, der freie Staat follte getragen werben von ber freien Thätig« 
feit des Bürgers. Mit Stolz dürfen wir dieſe konfervativsliberale Politit als eine 
nationale der nivellirenden Staatstunft der Romanen gegenüberftellen. Zur Durd- 
führung diefer Reformen fand St. trefflihe Gehülfen in Schön, Schrötter, Nie 
buhr, Binde, Stägemann, während er gleichzeitig alle Mittel aufbot, die Kontri= 
butionen an Frankreich abzuzahlen. 

Zunähft vollzog der Minifter in ben anfprudslofeften Formen eine tief- 
greifende fociale Revolution. Ein uraltes Leiden unfers Nordens, die Unfreiheit 
des Landmanns, warb befeitigt, vie Emancipation des vierten Standes bewirft 
turh das Edikt vom 9. Oktober 1807 über „ven erleichterten Befig und ven 
freien Gebraub des Grundeigenthums fowie die perfönlicen Berhältniffe der 
Landbevölkerung“, weldes die Gebundenheit der bäuerlichen Grundſtücke größten- 
theils befeitigte und vor Allem Jedem ohne Unterfhied des Standes den Erwerb 
aller Art von Grundeigenthum freiftellte. Die perfönliche Leibeigenfhaft und der 
Gefindezwang warb aufgehoben. Der Edelmann follte fortan das Recht haben, 
ein Bauer zu werben und bürgerliche Gewerbe zu treiben — ein Recht, das zu= 
gleih als Erfag galt für die bisherige Bevorzugung des Adels im Heere. Der- 
geftalt war die ſcharfe Scheidung der Stände, welche eine ver Grundlagen bes 
frivericianifhen Staates bildete, mit einem Schlage zerftört; denn, Xriftofrat von 
Grund aus und ernftlich gewillt, dem lebensfähigen Theile ver Ariftofratie eine 
einflußreihe Stellung im Staate nad engliſchem Mufter zu fichern, verachtete St. 
die Begehrlichkeit und die faftenmäßige Abſperrung des niedern Adels. „Der Übel 
in Preußen, fchrieb er damals, ift ver Nation läftig, weil er zahlreich, größten« 
theils arm und anſpruchsvoll auf Gehälter, Aemter, Privilegien und Vorzüge jeder 
Art iſt“. Die Kühnheit des Edikts vom 9. Dftober erhellt am Harften aus dem 
Widerſpruche Gneifenau’s, der von dem Geſetze die ſchwerſte Beeinträchtigung bes 
großen Grundbefiges erwartete. Es folgten die Evifte vom 28. Dftober 1807 und 
vom 27. Juli 1808, welde die Erbunterthänigfeit auf den Domänen aufhoben 
und den Domänenbauern in Altpreußen das freie Eigenthbum ihrer Höfe gaben. 
Die großen Grundbeſitzer wurden erleichtert durch ein General-Indult — eine 
höchſt gewagte Maßregel, die, mit Schonung und Umſicht gehanvhabt, in ber 
Debrängniß jener Zeit fich vortrefflih bewährte. Ein Edikt vom 24. Oktober 1808 
gab den Berfehr mit Lebensmitteln frei, hob den Zunftzwang für Bäder, Schläd- 
ter und Höfer auf. Diefe Gefege bildeten den Ausgangspunkt für die neue Agrar- 
gefeggebung in Preußen, obwohl St. felbft fi fehr hart und mißbilligend änßerte 
über bie verwegene Fortbildung, melde feine Werke durch Harbenberg erlit- 
ten. Sie berubten auf der felbftändigen, eigenthämlichen Anwendung von Grund: 
— welche in Frankreich und deſſen Baſallenſtaaten ſich bereits verwirklicht 

tten. 

Eine durchaus ſchöpferiſche That, ohne jedes Vorbild in Europa, war dagegen 
die Städteordnung vom 19. November 1808, die ihrem Urheber den ſchönen 
Nachruf verdiente, er ſei mit beſſerem Rechte als König Heinrich der Städte— 
gründer der Deutſchen zu nennen. In den Städten von Cleve und Mark hatte 
St. die Ueberrefte alter Kommunalfreiheit achten gelernt. Das neue Geſetz gab 
ben Städten die Verwaltung der Finanzen und der Polizei, den Bürgern bie 
Wahl der Magiftrate und Stabtverorbneten. Es wurde die Grundlage alles befien, 
mas ſeitdem in Deutfchland für eine Selbftverwaltung im deutſchen Sinne ge- 
ſchehen; felbft in England ift es, mit wenig Olüd, nachgebilvet worden. Ia, wenn 
wir den unzeifen, zweifelhaften Zuſtand unfrer parlamentarifhen Inftitutionen be— 
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trachten, fo erfcheint leider bie Behauptung gerechtfertigt, daß bie an St.'s Ideen 
anfnüpfenben Gemeinbegefege bis zur Stunde den bewährteften, beftgefiherten Theil 
deutſcher Voltsfreiheit bilden. Dies Geſetz war ein erfter entſcheidender Schlag 
gegen die Bureaufratie, deren Alleinherrfhaft St. bis an fein Ende mit unver- 
fühnlichem Haffe befämpfte. „Unfer Unglüd ift, fchreibt er im Alter, daß wir von 
befoldeten, buchgelehrten, intereffelofen, eigenthumsloſen Buraliften regiert werben. 
Das geht fo lange es geht. Diefe vier Dorte: befolvet, buchgelehrt, intereffelos, 
eigenthbumslos — enthalten den Geift unfrer geiftlofen Regierungsmafdine. Es 
regne ober feine die Sonne, die Abgaben fteigen oder fallen, man zerftöre alte her⸗ 
gebrachte Rechte oder laſſe fie beftehen, man theoretifire alle Bauern zu Tages 
löhnern und fubftituire an die Stelle der Hörigkeit an den Gutsherrn bie Hörig- 
feit an ben Juden und Wucherer — Alles das kümmert fie nit. Sie erheben 
ihren Gehalt aus ber Staatöfaffe und ſchreiben, fhreiben, fhreiben im ftillen mit 
wohlverfhloffenen Thüren verfehenen Bureau umd ziehen ihre Kinder wieder zu 
gleih brauchbaren Schreibmafhinen an“. 

Des Minifters Abfiht ging auf eine umfaffende Neugeftaltung des Staats, 
und das von Schön verfaßte Rundfchreiben vom 24. November 1808, befannt 
unter tem Namen „St.’8 politifches Teftament”, fowie die niemals vollzogene, 
von bemfelben Tage bdatirte Berorbnung „über bie veränderte Berfaffung ber 
oberften Bermaltungsbehörben" zeigen beutlih, in welchem großen Sinne vie 
Reform gemeint war. Das Nebeneinander von Bahminifterien und Provinzials 
bepartements war erträglich gewefen, fo lange Fürften von fo riefiger Arbeitskraft 
wie Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. den lebendigen Mittelpunft des Staates 
bildeten. An der Berwaltungsorganifation des erften Konfuls lernte St. die Noth— 
menbigfeit einer überfidhtlichen Eintheilung der Staatsgefhäfte, wie er aus ben 
Debatten der Nationalverfammlung lernte, daß der moderne Staat eine Haupt» 
ftaatsfafje ald ven Mittelpunkt des Kaflenwefens erheifdhe. Ein Kabinet von fünf 
Fahminiftern follte fortan an der Spite der Verwaltung ftehen, in Sachen ver 
Gefeggebung aber nur eine Abtheilung ver höchſten monarchiſchen Behörde, des 
Staatsraths bilden, der alle hervorragenden Kräfte des Staatsdienftes in ſich zu 
vereinigen hätte. Der Plan war nichts Anderes als eine Rückkehr zu den alten 
Traditionen der preußifhen und jeder andern großen Monarchie des Welttheils. 
Die alte Dienftorbnung, melde dem Bermaltungsbeamten das Recht der Unabſetz 
barkeit, den Regierungstollegien die Stellung von Gerichtshöfen für das öffentliche 
Recht gab, war unhaltbar, feit die Stäbte Selbftänbigfeit erlangt hatten; St. ver- 
langte Abſetzbarkelt der Verwaltungsbeamten. Cine allgemeine Eintommens- und 
zer rege ohne Anſehen des Standes, follte biefer kraftvollen Regierung 
reihe Mittel zur Verfügung ftellen. Alle Regierung und Gerichtsbarkeit follte von 
ber höchſten Gewalt ausgehen, daher Abſchaffung der Gutspolizei und der Patri- 
monialgerite, das will fagen: eine neue Gemeindeordnung für das flache Land. 
Das Edilt vom 9. Dftober, von feinem Urheber vie Habeas-corpus-Alte Preu- 
Bene genannt, muß gefichert werben durch die Abſchaffung der Frohnden und eine 
neue Gefindeorbnung. Reform des Adels, dergeſtalt daß er ſich nad englifcher 
Weiſe dur die tüchtigften Elemente aus dem Volle immer neu ergänze. Kräfti- 

ung bes religiöfen Lebens und tes Volksunterrichts (eben jet geſchehen vie erften 
Inleitungen für die Gründung ver Berliner Hochſchule). Reform des Heerwefens 
in dem Geifte, der die neue Militärreorganifations-Kommiffioen (Scharnhorft, 
Gneiſenau, Grolmann) befeelte und aus Blüchers militärifhem Glaubensbelennt- 
niffe ſprach: „es ift vor einer Nationalarmee zu forgen, Niemand in der Welt 
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muß erimirt fein.” Neben ben Provinzialbehörben Landſtände. Zulegt nad Vollen⸗ 
tung biefes” Unterbaus Neihsftände, zwar wefentlih auf dem Grunbbefige 
rubend, aber mit dem Rechte der Steuerbewilligung und der Mitwirkung bei ber 
Gefeßgebung, „denn auf diefem Wege allein Tann der Nationalgeift pofitiv erweckt 
und belebt werben." 

Ein Gewaltftreih Napoleons machte diefen Plänen ein Ende, melde, voll: 
fändig verwirklicht, unferem Baterlande ein Menfchenalter taftender politifcher Ver— 
fuhe erfparen konnten. Mitten in ber Arbeit der inneren Reform ging alles 
Dichten und Trachten des Minifters auf die Abſchüttelung des fremden Jochs, 
und wenn die neuen Agrargefege die Anhänger v. d. Marwitz's unter dem bran« 
denburgiſchen Landadel erbitterten und einen Vord zu Flüchen wider das Watter- 
gezücht der preußifchen Jalobiner hinriß, fo erregte St.'s Entfhluß, den Kampf 
mit dem Eroberer zu wagen, Entfegen unter der franzöfifhen Partei am Hofe, 
den Kalfreuth und Voß, und bei der Maffe der Shwahen und Trägen. St. galt 
in diefen Kreifen, wie Oneifenau berichtet, „als ein Verzweifelter, der ſich mit 
dem König auf eine Pulvertonne fegen wollte, um ſich in bie Luft zu fprengen“. 
Bereits rüftete Defterreih. St. hoffte auf eine gleichzeitige Erhebung Preußens, 
er gedachte die franzöfifchen Satrapenländer im Norden zum Aufftande zu reizen 
und zählte auf die Kraft der Bauern und des Mittelftandes, während er Nichts 
hoffte von der „Weichlichkeit der oberen Stände und dem Miethlingsgeifte ber 
öffentlihen Beamten“. Allerdings mochte St. damals die hohe Leidenſchaft, bie 
feinen Feuergeiſt verzehrte, allzukühn in die Herzen der müden Mafje übertragen. 
Schwerlid war der Haß gegen die fremden bereits tief genug in das Volk ge- 
rungen, um jest ſchon einen Berzweiflungsfampf zu wagen. Noch weniger ließ 
fih erwarten, daß Kaiſer Franz den Krieg In jenem großen deutſchen Sinne, den 
St. verlangte, beginnen und feine Truppen unter ſchwarzweißgelbem Bundesbanner 
— mit den Namen „der Befreier der Nation”, Hermann und Wilhelm von 
Dranien, auf den Fahnen — in das Feld ſchicken werde. Ein Brief St.'s, der 
ben Fürften Wittgenftein ermahnte, dic Unzufriedenheit im Königreih Weftphalen 
zu ſchüren, fiel ven Spähern Napoleons in die Hände und erfhien am 8. Sep- 
temmber 1808 im Moniteur. Der Kongreß von Erfurt befeitigte jede Hoffnung auf 
Rußlands Beiftend, und St. fah fi gezwungen, feinen Abſchied zu fordern. Er 
nahm mit fih das Lob feines Königs, durch die Wirkfamkeit eines Jahres „ven 
erften Grund, die erften Impulſe zu einer erneuerten, befferen und fräftigeren 
Drganifation des in Trümmern liegenden Staatsgebäudes gelegt zu haben“. Am 
16. Dezember unterzeichnete Napoleon das Dekret, welches le nomme& Stein als 
einen Feind Franfreihs und des Rheinbunds ächtete und feine Güter einzog. „Sie 
gehören nun der Gefchichte an”, rief Gneifenau dem Geächteten zu. Die Nation 
wußte jest, wen unter den Deutſchen der Kaifer am Bitterften haßte. In taufend 
Herzen prägte fi jest das Bild des Reichsfreiherrn ein — die gebrungene Ge- 
ftalt mit dem breiten Naden, jäh und edig in jeder Bewegung, die funfelnden 
braunen Augen und die Eulennafe über den feft gefchloffenen Lippen — ein Geift 
von beutjcher Tiefe und Gründlichkeit, hochgebilvdet und dennoch fchliht und fern- 
haft, ber feine ſchwerwiegenden Gedanken oft in ungelenfen Formen, doch mit 
überzengender Kraft und volfsthämlicher Derbheit ausfprah — ein Mann ohne 
Menfhenfurht, vornehm und herriih und doch milden Sinnes um die Leiden 
ber fleinen Leute beforgt — voll Feuers und heiligen Zornes, aber ein demüthiger 
Chriſt und Mug befonnen inmitten der Aufregung, unerfhütterlih im Glauben 
an vie Zukunft feines Volks und an das Walten der Borfehung — ber ganze 
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Mann eine wunderbare Verbindung von Naturfraft und Bildung, Thatkraft und 
Billigkeit, von glühender Leidenfhaft und nüchterner Erwägung. ” 

St.'s Nachfolger ward nicht Schön, den er vorgefhlagen, ſondern Altenftein, 
unter deffen Bermaltung der Staat, in tiefe Schwäde verfunfen, den Geächteten 
nicht zu befhügen wagte In Brünn, Troppau, Prag verlebte St. die nächſt en 
Jahre, doc felbft unter dem Minifterium Stadion konnte man zu Wien fi nicht 
entſchließen, dieſe gewaltige‘ Kraft zum Kampfe gegen Napoleon zu verwerthen. 
St. durfte dann und wann ben öfterreidifchen Staatsmännern einen Rath er: 
theifen, er verfudhte auch, als im Jahre 1810 Hardenberg fein Minifterium 
bildete, wieder auf Preußens Gefchide einzuwirken, auf die innere Verwaltung wie 
auf bie Vorbereitung eines BVolfsfrieges nah dem Mufter Spaniens und ber 
Bentee. Im Ganzen blieb er ohne Einfluß. Es war die Zeit, da Gneifenau vie 
entfeglihen Worte ſchrieb: „wir dürfen es uns nicht verhehlen, die Nation ift fo 
ſchlecht als ihr Regiment." 

Auch St., der foeben die Erhebung Defterreihs vom Jahr 1809 mit Be— 
wunderung betrachtet, verlebte jet Augenblide, da er an dem preußifchen Staate 
und an dem unverbeflerlihen „Phlegma der nördlichen Deutſchen“ verzweifelte. 
Envlih bei dem Herannahen des ruffifchen Feldzugs ſchien ihm die Stunde ge- 
fommen für einen großen Befreiungsverfud. Er hatte ſchon im Jahre 1808 den 
Czaren Alerander zu einer felbftändigen Politik ermahnt und bot ihm jegt feine 
Dienfte an. Faſt gleichzeitig (Mai 1812) ereilte ihn die Einladung des Gzaren. 
Er blieb ohne amtlihe Stellung, als ein- felbftändiger Rath, eine Macht durch ſich 
felber, an Wleranders Eeite, und foweit die nun folgenden Ereigniffe von dem 
Willen einzelner Sterbliher abhingen, hat St. an der Befreiung Europa's ein 
größeres Verdienſt als irgend ein Menſch. Er war es, der den Kaifer zu dem 
Entſchluſſe bewog, den Krieg bis nah Sibirien hinein fortzufegen, er erfüllte ven 
ſchwachen evelfinnigen Monarchen mit einem Haude feiner eigenen Leidenſchaft, er 
beftimmte ihn, nad dem Siege, den Wünfchen des Heeres zum Troß, den Niemen 
zu überfchreiten. Je näher die Gefahr ſich heranwälzte, um fo freudiger und zu— 
verfichtlicher hob ſich alles Schneivige und Helvdenhafte feines Wefens. Er verachtete 
die Oberflächlichfeit ver meiften gebilveten Rufen, doch er freute fi an ber relis 
giöfen Begeifterung, dem Opfermuthe des Volls, und aud unter den höheren 
Ständen fand er treffliche Helfer, fo die Grafen Kotſchubey und Lieven. Er fah 
in dem ruffifhen Kriege nur ein Mittel für feinen theuerften Zwed, die Befreiung 
Deutfhlands. St. ftand an der Spite des deutſchen Komites in Petersburg, ließ 
Aufrufe unter den Aheinbundstruppen verbreiten, um fie zur Fahnenflucht zu ver- 
leiten, und durch die Schriften feines treuen E. M. Arndt auf die Herzen ver 
Deutfhen wirken, er bildete — mit geringem Erfolg — die beutfhe Legion als 
ben Kern bes künftigen deutſchen Heeres, er drang auf Verbindung mit England 
und zeigte der Negierung die Mittel, welche ihr nachher ermöglichten, 40 Millionen 
Rubel ruſſiſchen PBapiergelds in Deutſchland umzufegen und alfo den Krieg fort- 
zuführen. Während er alfo jeden Hebel in Bewegung fegte zur Bekämpfung Na- 
poleon®, fand er doch Worte der Billigkeit für jene preußifhen Officiere, melde, 
dem Fahneneide treu, im Deere des Imperators fochten. 

Die Pläne, welche er in jenem Petersburger Winter für Deuſchlande Umge— 
ftaltung entwarf, find das Idealſte und Verwegenſte, was jemals über deutſche 
Politif gedacht worben. Und dies bildet, nächſt feiner Theilnahme an der Umge— 
ftaltung Preußens und der Befreiung Europa’s, das dritte welthiftorifhe Vervienft 
des Mannes: er hat früher und fhärfer als irgend ein Staatsmann die Einheit 
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Deutihlande, ohne Phrafen und Vorbehalte, ald das höchſte Ziel deutſcher Politik 
aufgeftellt, er war der Erfte unter unfern Staatsmännern, ber in jevem Wechſel⸗ 
falle unwandelbar und mit hellem Bewußtfein nur das Wohl des ganzen Bater- 
Iandes ins Auge fahte. „Ich habe nur ein Baterland, das heißt Deutfchland — 
ſchrieb er an Münfter, ver ihm des eimfeitigen Preußenthums befhuldigte — und 
va ih nah alter Berfaffung nur ihm und feinem befonberen Theile vesjelben 
angehörte, fo bin ih aud nur ihm und nicht einem Theile desfelben von ganzent 
Herzen ergeben." Wer ihm von Schonung der althergebradten Zerfplitterung 
redete, dem erwiderte er: „einen ſolchen Zuftand wieberherftellen, ift gerabe fo, 
ald wollte man tarauf beftehen, daß ein tobter Mann auf feinen Beinen ftehen 
jole, weil er es thun konnte, fo lange er noch lebte.“ Jede Rückſicht auf vie 
Dpnaftien verwarf er: „als ob es in Deutfhland darauf anfäme, ob ein Medien- 
burg :c. eriftirt, und nicht ob ein ftarfes, feftes, fampffähiges deutſches Volk ruhm- 
voll im Krieg und Frieden daſtehe!“ Sein Ziel war vie „Einheit, und ift fie nicht 
möglich, ein Auskunftsmittel, ein Uebergang”. In jenem Augenblide, da der ges 
fammte Bunvesbeftand Europa’s im Wanken war, fhien ihm felbft das Höchſte 
erreihbar: eine große Monarchie von der Weichfel bis zur Maas und ven Bogefen, 
ebenfo Italien zu einer geichloffenen Maſſe verbunden — ganz Mitteleuropa in 
jenem Zuftande „der Kraft und Widerftandsfähigkeit", den er in feiner Lieb— 
lingszeit, „unter den großen Kaifern vom zehnten bis zum breizehnten Jahrhundert‘ 
zu finden glaubte. Sei dies nicht möglich, fo folle man Deutfhland nad dem Laufe 
des Mains zwiſchen Defterreihh und Preußen theilen, die Rheinbundsfürften als 
„betitelte Sklaven und Untervögte“ des Eroberer behandeln und aud die von 
Napoleon verjagten Fürften nicht als Bundesgenoffen gelten laflen. Könne man 
aud dies nicht erreichen, fo bleibe als letter Ausweg, daß man jevem ber beiden 
„derfaffungsmäßigen Königreihe” Defterreih und Preußen einige Kleinftaaten als 
Baſallen unterordne, etwa Baiern, Würtemberg, Baden mit gefchmälertem Gebiete 
der hüdlichen, Hannover, Heflen, Oldenburg, Braunſchweig der nörbliden Macht. 
Man wird im dieſen Plänen ven hochherzigen Patriotismus eben fo wenig ver- 
lennen wie die leirenfchaftlih unklare Erregung der Zeit und den Stolz des 
Mebiatifirten, der nicht begriff, warum „man mit diefen Zaunkönigen fo viel Um- 
fände made”. 

As das Heer bie deutſche Grenze überfchritten hatte, nahm er bie Leitung 
der oftpreußifchen Angelegenheiten in die Hand, z0g fich jedoch befonnen zurüd, da 
a Yorck und Schön und die Männer tes preußifhen Landtags voll Eifers für 
die große Sache, aber aud voll Sorge wegen der ruffifhen Eroberungsluft fah. 
Am 25. Februar 1813 erſchien er mit Anftett in Breslau umd beredete den zau- 
dernden König, Scharnhorft in das ruffifhe Hauptquartier zu fhiden — eine Sen- 
dung, welde ven Abfchluß des preußifcheruffifchen Bündniſſes zur Folge hatte. Er 
folgte nunmehr dem Hauptquartier der Monarchen, rafllos anfpornend und er- 
muthigend, ein Todfeind aller halben Mafregeln und „verberblihen Waffenftill- 
ſſande“, der fefte Bundesgenoffe des Blücherſchen Hauptquartiere. Zugleich leitete 
er den Berwaltungsrath, der die eroberten Länder, zunächſt Sachſen, zu verwalten 
hatte, und feine fühne, fchroffe Weife ftieß hart zufammen mit der Unentjdhloffen- 
beit „dieſer weichen ſächſiſchen Wortfrämerei”. Er betrieb eifrig den Abſchluß der 
Allianz mit England. Nah dem Waffenftillftande trat der lähmende Einfluß Defter- 
reichs auf die große Allianz hervor. Die fühnen Gedanken jenes Petersburger 
Binters erwiefen ſich ald unausführbar. St.'s Zweifel an der Lebenskraft Preußens 
waren längft verftummt Angefichts der großen Erhebung, er fühlte fi umter dem 
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begeifterten Volle Norbteutfhlands „wie in einem unbefannten Lande”. Andrerſeits 
fah er mit Trauer, daß im dem Defterreih Metternichs der Geift von 1809 
gänzlich verfhwunden war, daß die Benölferung ber Kleinftaaten den Dynaftien 
nod eine fehr ftarfe Anhänglichkeit entgegen bradte und England in den Reichen- 
bacher Verträgen fi für Hannover beveutende Gebietserweiterungen ausbedang. 
Sonad war felbft der beſcheidenſte jener drei Petersburger Pläne unmöglid, und 
St. hielt jet die Herftellung der Katferwürbe, des Reichstages und ber Reichs— 
erichte für nothwendig, damit eine monardifhe Gewalt die Heinen Dynaftien in 
—* halte und das halb-deutſche Oeſterreich durch vie Pflichten des Kaiſerthums 
an Deutſchland gekettet werde. Vergeblich verſuchte er, in Böhmen während des 
Stillſtandes der Kriegsoperationen nach der Schlacht von Kulm, dieſen Plan bei 
den Monarchen vurchzufegen. Metternich erklärte feine Abficht, die deutſchen Staaten 
nur dur ein Syſtem von Verträgen zu verbinden, bald darauf ſchloß Defterreid 
die Verträge von Ried und Fulda und erfannte die Souveränetät der rheinbüns 
diſchen Könige an. Seitdem war jede Ausficht auf eine geficherte Verfaſſung Deutſch- 
lands verfperrt, und wenn fortan die Anfichten St.'s über die Zukunft des Vater⸗ 
landes in jähen Sprüngen mwedjelten, fo war dies nur die Folge der Unmöglid- 
feit, auf Grund der gegebenen Sachlage einen dauernden Rehtszuftand zu ſchaffen. 

Nah der Schlacht von Leipzig ward fehr fühlbar, daß St., befhäftigt mit 
der Organifation Sachſens und ver definitiven Einrichtung der Eentralverwaltung, 
dem Hauptquartier nicht gefolgt war. Erft nad feiner Rückkehr faßte man ben 
Entfhluß, den Krieg über den Rhein zu tragen. St. entfaltete eine ungeheure 
Thätigkeit bei der Leitung des Lazarethweſens und der proviforifhen Einrichtung 
ber eroberten Länder. Die Gentralverwaltung war beſonders bebeutfan für bie 
Öffentlihe Meinung, weil fie der Welt wieder das Schaufpiel einer Behörde für 
gefammtdeutfche Angelegenheiten gab. Im Feldzuge von 1814 wiederholte fi) das 
alte Spiel: St. und die Helden des fchlefifchen Heeres drängten vorwärts, wäh. 
rend das öſterreichiſche Hauptquartier zauderte. Der Aufenthalt in Paris erfüllte 
St. mit tiefem Mißmuth, man fah ihn ftachliger und heftiger denn je. Sein Ein» 
fluß auf den Czaren begann zu finfen, umfonft forberte er bei den Friedensver— 
handlungen geficherte Grenzen für Deutſchland, umfonft verlangte er, daß Preußen 
die gute Stunde zur Befriedigung feiner gerechten Anſprüche benutze. Die Wieder— 
einfegung ber Bourbonen war ihm willlommen, als ein ‚Ruhepunkt“ für vie 
ermüdete Nation, obwohl er den Doftrinen der Legitimiften nicht huldigte. 

Bon dem Wiener Kongreffe fagte er früh voraus, daß „das Ganze auf eine 
flache und übertünchte Weife endigen werde“, er fah „vie Zeit der Kleinheiten, 
ber mittelmäßigen Menſchen“ gelommen. In den Händeln über bie Territorial- 
fragen ragte er hervor als Vertheidiger der Einverleibung Sachſens, er warf Tal: 
leyrand und deſſen Genoffen die treffende Beſchuldigung zu, daß fie es feien, 
welche die Zertheilung der Völker verlangten. Sein Vorſchlag, das eroberte Land 
durch einen trefflihen Statthalter, den Prinzen Wilhelm, zu gewinnen, fand feine 
Erfüllung. Wie ihn einft Napoleons Bulletins als einen Demagogen gefchilvert 
hatten, jo warb er jegt in der Preſſe als ein Boruffomane und ein Spießgefell 
ber brutalen Gewalt angefeindet. Er aber hielt noch im hohen Alter mit voller 
Ueberzeugung feine wohlbegründete Meinung feft. Dagegen erfannte er die Unmög— 
lichkeit, ein unabhängiges Tonftitutionelles Polen mit Rußland auf die Dauer 
friebli zu verbinden. Für die deutfche Verfaffung hatte er während bes fran- 
zöſiſchen Feldzugs in Chaumont einen neuen Plan entworfen, wonad bie beiden 
Grogmähte mit Baiern und Hannover als Direktoren die exekutive Gewalt befigen 
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und den Bundestag leiten follten. Im Sommer darauf flug er wiederum ein 
Direktorium der vier mädhtigften Staaten und eine Kreisverfaffjung vor, melde 
fo tief in die inneren Pandesangelegenheiten eingreifen follte, vaß die Großmächte 
ih ihr nicht völig unterwerfen könnten; daher verfiel er auf den Ausweg, daß 
Preußen nur mit den Ländern linfs der Eibe, Defterreih gleihfall® nur mit feinen 
weftlichften Provinzen beitreten folle. Wenn St.'s Meinungen über bie Leitung 
Deutſchlands nicht minder unfiher wechſelten, wie die Anfichten der übrigen Zeit 
genoffen, jo bieten feine Pläne doch fümmtlih eine glänzende Seite, die den 
großen Staatsmann befundet; fie enthalten alle ſehr beftimmte Garantien für bie 
Bolksfreiheit: — Grundrechte für alle Deutfhen und auegedehnte, von Bundes- 
wegen garantirte, dur ein Bundesgericht geſicherte Befugniffe für die Landſtände. 
Desgleihen verlangt er in allen feinen Entwürfen unbedingte Einheit der Gefep- 
gebung für den Berfehr im weiteften Sinne, Er wünſchte, daß die beiden Groß» 
mähte und Hannover die Borberathung der deutſchen Berfaffung auf dem Kon- 
grefle allein in vie Hand nähmen. Als ftatt defien das Fünferkomite gebildet ward 
und das Werk ſchon im Beginn an dem Widerftande Baierns und Württembergs 
zu fcheitern drohte, rief er den Czaren und ben Verein ver Meinen Fürften zu 
Hülfe, Im Laufe des Winters kehrte er nochmals zu feinem Kaiferplane zurüd. 
As auch diefer verworfen warb, verfudhte er nur noch, abermals umfonft, dem 
Artikel 13 der Bundesafte einen Inhalt zu geben, den Landſtänden ver Einzel 
ftaaten beftimmte Rechte von Bundeswegen zu gewährleiften. Das vollendete Wert 
erſchien ihm gänzlich hoffnungslos. Er ſtand allein auf dem Kongreffe, ohne Boll- 
macht, ohne Stimmreht, und fein perfönlider Einfluß war im Sinken, je mehr 
die Erinnerung an bie großen Tage des Krieges verblaßte. 

Nah Napoleons Rückkehr brauste St.'s alter Haß wieder anf, ein Haß, 
deſſen Gluth fi doch fehr wohl vertrug mit fcharffihtiger Würdigung des 
Feindes — wie denn St. unter den Erften den Zug ber Gemeinheit in dem 
Wefen des Imperatord durchſchaute. St. zuerft erfann den Gedanken, Napoleon 
zu ächten. Bei den Verhandlungen über ven zweiten Parifer Frieden betrieb er 
räftig die Rüdführung der geraubten Kunftihäge, doch umfonft verlangte er, dieß— 
mal im Bunde mit den Staatdmännern Preußens und ber kleinen deutſchen 
Staaten, Elfafr und Lothringen für Deutſchland zurüd. Nachdem alfo faft alle 
Pläne, welde er an die Befreiung der Welt angelnüpft, gefcheitert waren, zog er 
ſich in das Privatleben zurüd. Den Poften eines öſterreichiſchen und eines preußi⸗ 
ſchen Bunvestagsgefandten Iehnte er ab, den einen, weil er fein Preußen nicht 
verlaffen, den andern, weil er nicht unter Hardenberg dienen mochte und von ber 
Frankfurter Berfammlung fein Heil erwartete. - 

Er verlebte ein reiches Alter auf feinen Gütern Kappenberg und Naffau, in 
lebhaftem brieflihem und perfönlidem Verkehr mit beventenden Männern. Die 
perfönlihen Erfahrungen dieſer legten Jahre verftärkten noch feine Liebe zu PBreu« 
Ben, da er in Naffau den Heinen Krieg der Bureaufratie wider die Mediatifirten 
ertragen mußte, während er in Kappenberg als Landtagsmarfchall der Provinz 
Weftphalen eine hochangeſehene Stellung einnahm. Der Tod feiner Gattin, vie 
erft in fpäterer Zeit feinem Herzen nahe getreten war, gab feinem Geiſte eine 
fireng religiöfe Richtung. Im Eifer feiner Rechtgläubigkeit wünſchte er wohl, der 
Staat möge „ein Dutzend Rationaliften extra statum nocendi verfegen“. Sein 
Glaube war ächt und ohne Prunk, und obwohl er, nad der Weiſe diefer roman- 
tiihen Tage, dem Katholicismus näher trat, fo blieb er doch allen ultramontanen 
Beſtrebungen feind: St. wünſchte, wie fein Freund Erzbiſchof Spiegel, nationale 
Selbſtändigkeit unfrer katholiſchen Kirche, 
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Die neuen politifhen Zuftände boten ihm wenig Anlaß zur Freude. Er fah 
auf ber einen Seite die Bureaufratie mit ihrer „Wuth zu generalifiren” und über- 
häufte diefe Klaffe mit ſchweren VBorwärfen, deren Härte fein alter Freund Kunth 
dem Xriftofraten oftmals verwies. Der Adel andrerfeits fchien ihm „in Selbft: 
fucht, Einfeitigfeit, Xeerheit, Unbeholfenheit, Egoismus verfunfen”. St. fuchte mit 
Meontesquien das Urbild freier Berfaffung in England und „den deutfhen Wäl- 
dern* und verwarf die durch neufranzöfifhe Ideen befruchtete Richtung bes ſüd— 
deutſchen Fiberslismus als „feichten, rechtloſen Neologism". Die neue vemofratifche 
Strömung ſchien ihm darauf hinauszulaufen „das Ganze in ein Aggregat von 
Geſindel, Juden, neuen Reihen, phantaftifchen Gelehrten zu verwandeln“. Die 
rheinifhe Geſetzgebung befämpfte er mit dem ganzen Hafle tes Franzofenfeindes. 
Während er fo alle vorherrihenden Richtungen im Staatsleben der Einzelftaaten 
befämpfte, fand er die geſammtdeutſche Politik. noch unglüdlicher beftellt. Den 
Bundestag verachtete er als eine „vom Philiftergeift durchdrungene politiihe Ma- 
fine”, und fein Zorn wallte auf, als die Mainzer Gentralunterfuhungstommiffion 
ihn felber ald einen Haupturheber der demagogiihen Umtriebe befhuldigte. Ebenfo 
wenig wollte er Theil haben an dem meuen Teutonenthbum, „diefen unbärtigen 
fragenhaften Studenten“. Die Oppofition am Bundestage galt ihm als eine neue 
Form der alten Rheinbunds-Beftrebungen; er verdammte fhonungslos jeden Bund 
im Bunde und das gefammte Treiben der „Afterbündler”. 

Dem Kundigen fält nicht ſchwer, in dieſer Fülle des Tadels, die der Alternde 
nah allen Seiten hin ausfpendete, einige große pofitive Gedanken zu erfennen, 
welche zeigen, daß St. no immer auf der Höhe der Zeit ftand, während er zu 
Wien als ein Haupt der militärifhen Jafobiner, unter den Alltagsliberalen als 
ein Junker verrufen war. Zunächſt verlangte er immer auf's Neue Erfüllung ver 
dem Bolfe gegebenen Berheißungen; denn „ben durch bie lautere Milch des 
Jeſuitismus noch nicht getrübten Menfchenverftand“ werde man nicht überzeugen, 
daß es von dem Willen der Fürften abhänge, ob und wie fie ihr Wort halten 
wollten. Die unheilvollen Folgen der Ausſchließung ver Nation von der Leitung 
ihrer eignen Ungelegenheiten, die er jhon in jenem Programme vom Jahre 1807 
vorausgefagt (j. oben), gingen Wort für Wort in Erfüllung. Jetzt wie damals 
wollte er den Grundbeſitz in den Reichsſtänden überwiegend vertreten fehen, aber 
der Reichstag ſollte wirlſame Rechte haben: „berathende Stände find eine inerte 
Maſſe oder ein turbulenter Haufe, der in's Blaue hineinfhwägt, ohne Würde, 
ohne Achtung“. Wie fhroff und herrifh der Marſchall oftmals die liberalen 
Rebner des meftphälifchen Landtags anlieg — auf dem Verlangen nad) Reiche- 
ftänden beftand der gewifienhafte Mann unverbrühlih, auch nachdem die Juli- 
revolution alle konfervativen Neigungen feiner Natur mächtig aufgeregt hatte. 
Ueber alle Berftimmungen und Beſchwerden des Tages rettete er fich feine An- 
hänglichkeit an das Haus Hohenzollern und feinen Glauben an Preußen als ven 
Hort unfrer Zukunft. Er nannte Berlin felbft in jemen ftillen Jahren, da das 
öffentliche Leben faft erftorben war, „ven intereflanteften Ort Deutſchlands“ umd 
fah mit Stolz auf das preußifche Heer; friegserfahrene Dfficiere waren dem ftreit- 
baren Manne die willlommenften Gäfte. Unberührt von ven Modekrankheiten bes 
neuen Liberalismus, hielt er den Blid feft auf die Größe des ganzen Baterlandes 
gerichtet. Auch da die Heinen Staaten des Südens ald die beneidenswerthen 
Stätten ber Freiheit gepriefen wurden, fchaute er mit unwandelbarer, grenzenlofer 
Berahtung auf die unheilbaren Mängel des Meinftaatlihen Lebens. Er wußte, vie 
Zeit fei noch nicht gekommen, bie Stantöbildungen Napoleons vom deutſchen 
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Boden hinwegzufegen, und begrüßte mit Freuden jeden Anfang praftifher Eini- 
gung der Nation, fo den werdenden preußifch-ventfchen Zollverein. Auf vie un— 
verwäftliche Gefunpheit unfers Volkes baute er felfenfeft; nur „das Land ver 
Phaͤalen“, Defterreih, fhloß er im der Regel von feinem Lobe aus. Mit unver: 
geglihen Worten rief er den Demagogenverfolgern zu, ein trenes, ſittliches, ge— 
bildetes Volt, das foeben einen glorreihen Krieg beſtanden, verbiene Vertrauen 
und wieder Vertrauen. In folhem hoben patriotiihen Sinne hat er aud tas 
wiffenfchaftlihe Unternehmen der Monumenta Germani® begründet und ihm einen 
guten Theil feines Alters gewidmet. Radikale Blätter des Nheinlandes mwitterten 
in tiefer Sammlung der Geſchichtsquellen unfrer Vorzeit feudale Beftrebungen. 
Der inftinktive Widerwille aller Menſchen ohne Baterland, vornehmlid der libe- 
ralen Partifulariften, bilvet den ſicherſten Maßftab für St.'s Größe. Wer einzelne 
Ausbrüche der hypochondriſchen Laune und der Tadelſucht des Staatdmanns außer 
Dienft auszuſcheiden weiß, findet in den Briefen feines Alters eine unvergleichliche 
Quelle der Belehrung über die Zeitgeſchichte und über die wichtigften Probleme 
der Politik, dazu in der ausprudsvollen Gewalt der edigen, wuchtigen Sprache 
mit ihrer Fülle ſich drängender Beiwörter ein getreues Charafterbilb. 

St. ftarb, und mit ihm fein Gefchledht, am 29. Juni 1831. Sein Teftament 
jhliegt mit der Mahnung an feine Erben, ſich des göttlihen Segens würdig zu 
erhalten... „vornehmlich durch treue und zu jeder Aufopferung bereite Liebe zum 
Baterland”. Auf der Infchrift feines Grabes wird er genannt: „demüthig vor 
Gott, hochherzig gegen Menſchen, ver Lüge und bes Unrehts Feind, hechbegabt 
in Pfliht uud Treue, unerfhütterlih in Acht und Bann, des gebeugten Bater- 
landes ungebeugter Sohn, in Kampf und Sieg Deutſchlands Mitbefreier". — 
Die arge Berbildung unferer Zuftände fpiegelte fi) wieder in der Theilnahmlofig- 
keit, womit die Nation die Kunde von St.'s Abſcheiden aufnahm. Erft zwanzig 
Jahre nad feinem Tode ift St.'s Bild dem Bolfe wieder näher getreten. Der 
größte Staatsmann der Deutfchen dieſes Jahrhunderts war ein ftolzer Preuße und 
ein Unitarier *). 

Fitteratur. Perg, Das Leben des Minifters v. Stein. 6 Bde., Berlin 
1849 ff. Arndt, Meine Wanderungen und Wandelungen mit dem Frhrn. v. Stein. 
Berlin 1857. Steins Briefe an Hans v. Gagern (im 4. Bande von Gagern’s 
Mein Antheil an der Politik). Denkſchriften des Frhru. v. Stein, Kerausgegeben 
von Berg. Berlin 1848. Dazu die Litteratur zur Gefchichte der Freiheitskriege, 
vornehmlich Pertz, Das Leben Gneiſenau's, Bodelſchwingh, Das Leben Binde’s 
und bie Denfwürbigfeiten von v. d. Marwitz. $. v. Treitſchte. 


Stempel, S. Gefälle. 


Stenuerbewilligungsrecht. 


Das Recht der Staatsangehörigen, vurd ihre Landesvertretung an der Auf- 
lage von Steuern und Abgaben aller Art einen mitbeftimmenden Antheil zu 
nehmen und nur zur Aufbringung der alfo bemilligten Beihülfe zu dem Staats- 
vermögen verpflichtet zu fein, ift nicht blos der eigentliche Ausgangspunkt der 
landftändifchen und konftitutionellen Staatsbildungen gemwefen, ſondern noch bis in 
die nenefte Zeit einer der Tragpfeiler der Repräfentativverfaflung geblieben. Die 
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*) Anm. d. Med. Gtein bat, wie die obige Tarftellung beftätigt, Immer diejenige Form 
der Ginbeit erftrebt, die ihm nach den Zeitverhäliniſſen möglich erſchien. 
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Entwidlung des Steuerbewilligungsrehts in den altftändifchen deutſchen Territorial- 
verfafjungen zur Zeit des Reihe hat ſchon an einer andern Stelle eine dem 
Zwed dieſes Werkes entſprechende Darftellung gefunden (vgl. den Artikel Land- 
ftände) und ob für das heutige Fonftitutionele Staatsrecht aud in Deutfchland 
die Eigenthämlichkeiten des Älteren Steuerverfafjungsrehts noch in irgend erheb- 
licher Weife maßgebend fein können, wird fpäter zu unterfuchen fein. Zunächſt gilt 
es den Antheil zu fchildern, welden eine Bolfövertretung im modernen Repräfen- 
tativftaat nah Weſen und Begriff desſelben aud am der financiellen Seite des 
Staatslebend zu nehmen bat, und wie ihn die Berfaffungen, die jene Staatsart 
zum reinen Ausdruck bringen, in grunbfäglicher Uebereinftimmung fefthalten. 

Wenn in den lehnsrehtlihen Staatsanfängen des Mittelalters die erften 
Steuern und Feiftungen — bei denen nicht ausfhlieglih an Geld zu denken ift — 
als Entgelt für geliehenes Grundeigenthum erfheinen, fo daß der Steuernde nicht 
von feinem Eigenthum, fondern eigentlih von dem Ertrage eines Vermögensſtückes 
zahlt, weldes dem Individuum oder ber Korporation, an bie geleiftet wirb, zu 
Eigen ift, nimmt die moderne Steuer burdaus ten Charakter der Enteignung an. 
Die ftaatlihe Gefeggebung auf den übrigen Gebieten, welche fie zu orbnen be- 
rufen ift, legt dem Einzelnen vielfahe Beſchränkungen feines geſellſchaftlichen Da- 
feins auf; in ber Befteuerurig greift fie geradezu in die Eigenthumsfphäre, in das 
nothwendigfte, für die menſchliche Entwidlung beveutungsvollfte materielle Ent- 
faltungsgebiet der Perfönlihkeit ein. Aus dieſer Thatſache folgt keineswegs, daß 
die Gewährung der für den Staat nothwendigen Leiftungen aus vem Vermögen 
der Staatsangehörigen eine Sache des beliebigen guten ober böfen Willens ſei, 
ber Staat ift nicht das reine Probuft fouverainer Einzelwillen, fonvdern in ihm 
und mit ihm find die Einzelbürger, wohl aber ergiebt ſich daraus, daß eine Siche— 
rung der Einzelnen gegen ftaatlihe Willkür, eine fefte Ordnung diefer weitgrei- 
fenden Funktionen der Staatögewalt — mag fie in monardifher oder republi« 
fanifher Form auftreten — eine der erfien Forderungen bes Rechts ſowohl als 
der Politik ift. Wenn diefer Schuß der Staatsangehörigen auf den übrigen Ge— 
bieten der Geſetzgebung nur durch Theilnahme des Volkes an ven legislativen 
Erlaffen erreichbar ſchien, mußte diefe Gewähr auf dem Gebiete der Befteuerung 
um fo mehr in einer folhen Mitwirfung gefucht werben, wo die Neigungen und 
Berfuhungen die Machthaber In verftärfter Weife zu Unflugheiten und Unge- 
rechtigkeiten führen konnten. Die gefepgebende Thätigkeit mochte in einem Staat 
Jahre lang ruhen und — gut oter ſchlecht — die Ordnungen der Vergangenheit 
befolgt werben, die Staatsbedürfniſſe waren tagtägliche und fo aud tie Noth- 
wenbigfeit, aus dem vorhandenen Staatsvermögen oder wenn dies, wie faft 
überall, nur zum Meinften Theile den öffentlihen Aufwand beftreiten konnte, aus 
dem Vermögen der Staatsbürger die Mittel zur Führung des Staatshaushaltes 
berbeizufhaffen. Der abjolutiftiihe Staat, in welchem die Feftfegung der öffent- 
lihen Berürfuiffe fowie die Verwendung des Privateigentbums ver Unterthanen 
zu ihrer Befriedigung von dem Willen der Regierung allein abhängt, bat that: 
fählih wie rechtlich das Eigenthum zu einem bloßen precarium gemadt; in 
manden Staaten hat diefe Ausbeutung des Nationalvermögens durch fürftliche 
und Günſtlingswillkür zulegt das äußerſte Mittel der Völker heraufbefchworen, 
und wenn bies nicht überall gefhah, lag der Grund einzig und allein darin, daß 
der äußerſte Gebrauch aud ber unumfcränfteften Gewalt an gewiffe natürliche 
Bedingungen gefnüpft ift, melde oftmals fehlen. 

Müffen wir daher in jedem, auch dem beftregierten Staate, eine Mitwirfung 
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der Steuerzahlenden bei der Orbnung des Staatshaushaltes — denn biefen mei- 
teren Sinn bat das Steuerbewilligungsrecht, wenn es zur vollen Entfaltung feines 
Inhalts kommt — als eine Forderung des Rechts und der Politik erkennen, fo 
hat dagegen vie hiftorifhe Entwidlung ihren Ausgangspunkt theilweife von anderen 
Anläffen genommen. In Deutfhland z. B. war der Hauptgefichtspunft der, daß 
die Regierung Sache des Fürften fei, wie denn vielfach die eigene Grundherrſchaft 
den Kern des Territoriums bildete, daß eine Beihülfe zu den Koften des Regi- 
ments, einer ihnen ganz fremden Angelegenheit, nur freier Wille und gute Gabe 
verjenigen Landesangehörigen fei, welche nicht als Hinterfaßen des Landesherrn 
jelber erfheinen. Oft verftand man fich freiwillig zu geringeren Leiftungen, um 
niht zu größeren durch die augenblidlihe Uebermacdht gezwungen zu werben, ber 
Gewalt des Landesherrn ftellte fih anderswo die vereinigte Kraft der Stände, 
melde die gemeinfame Gefahr zufammengeführt hatte, entgegen, aber indem man 
almählid zu Verträgen und Einigungen aud zwifchen Fürft und Ständen gelangte, 
drang doch endlich ver Begriff der auch ohne Vertrag begründeten öffentlichen 
Rechte und Pflichten durh. Der Staat und feine Bepürfniffe wurden als die An» 
gelegenheit Aller angefehen und bie Steuerpflicht des Staatsbürger warb in ihrer 
wahren Natur begriffen. Aber mit dem Zerfall der ftändifchen Ordnungen gehen 
auch die Schugwehren verloren, welche die Erfüllung dieſer Pflicht zu einer That 
des freien Gehorſams im Staate machten; an bie Stelle des frühern fälfchlid als 
Privatwillfür betrachteten Rechts der Verweigerung trat die ebenfo verkehrte und 
den Unterthan rechtlos machende Auffafjung des Steuerforberungsrehts als einer 
abjoluten Privatbefugniß des Fürften, und nur in einem Staat ift es gelungen, 
die mittelalterliche Form der Steuerbewilligung ohne eigentlihen Bruch mit der 
Vergangenheit in das der richtigen Auffaſſung des Staats und der Staatsgenoffen- 
ſchaft entfprechende Steuerbewilligungsrecht des heutigen Repräfentativftaats hinüber 
ju leiten, 

England — mie es das Vorbild aller vollfonftitutionellen Staatsverfaf- 
jungen der neueren Zeit gewefen ift, bietet auch namentlich in biefem Haupttheile 
der politifchen Theorie und Praris jene Grundregeln praftifcher Weisheit dar, 
welhe das öffentliche Recht von England fo gut zur raison Ecrite erhoben haben, 
wie das römifche Privatrecht für alle Zeiten Mufter und Maaßſtab für neue 
Schöpfungen auf feinen Gebiete bleiben wird. Aber auch bier wie in allem 
hiſtoriſch Gewordenen ift zwiſchen ver bloßen zufälligen Form und vemjenigen 
Formalen zu unterfcheiden, in welchem ſich bie weſentlichen Seiten einer Inftitu- 
tion felber ausprägen; die Grundzüge des englifchen Steuerbewilligungsrehts find 
jedoeh durch die Prüfungszeit von Jahrhunderten fo fehr bewährt, die höchſte poli- 
tiſche Intelligenz eines flaatsverftändigen Bolfes hat mit fo großer Sorgfalt fi 
an ihnen thätig erwiefen, daß man dieſes Kapitel des öffentlichen Rechtes getroft 
für abgefchloffen erklären kann. 

Die Bollövertretung, für die Mafle des erwerbenven und befigenden und 
von Erwerb und Eigenthum ftenerzahlungspflidtigen Volles, hat nad dieſem 
engliihen und von da aus verallgemeinerten fonftitutionellen Staatsrecht eine 
entſcheidende Mitwirkung bei der Anlage des öffentlichen Haushalts, bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Staatsbebürfniffe und der dafür erforderlichen Dedungsmittel anzu- 
Iprehen, mögen dieſe in der Veräußerung von Staatseigenthum, in der Aufnahme 
von Anleiyen oder endlich in ver regelmäßigen und fortlaufenden Art der Be— 
dedung, in der Auflage und Fortbewilligung von Steuern beftehen. Alles dieß 
mit feinen vielfachen Incivenzpunften begreift das Steuerbewilligungsredt. Im alt- 
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fländifhen Staat war es die blos ſubſidiäre Pflicht der Unterthanen, welche bei 
der Forderung von Steuern einen Nachweis ihrer Unentbehrlichkeit, fomit eine 
Einfiht in die primären Staatsmittel und ihre Verwendung zur nothwendigen 
Borausfegung hatte; im "heutigen Repräfentativftaat ift nicht mehr die Aufbrin- 
gung der Mittel zur felbftherrlihen, vom Willen der Bevölkerung unabhängigen 
Regierungsführung zunähft Sache des Fürſten, fondern von Anfang an ift vie 
Negierungsthätigkeit Sache der Nation felber, der diefe mit Rechten und Pflichten 
zugewandt ift, und gerade weil aud das Finanzweſen des Staats bie eigenfte 
Sade der Nation felber ift, welcher diefe nöthigenfalls die weitgehenpften Opfer, 
3. B. in Kriegsfällen zu bringen hat, gebührt der Bolfsvertretung der mädhtigfte 
Untheil bei diefer wichtigen YZunktion des Staates. 

Uber der Charakter einer jeden großen Berfammlung bringt doch eine Be— 
ihränfung mit fi, welche dieſen Antheil naturgemäß auf gewiſſe Gebiete zurüd- 
führt. Die Apminiftration kann niemals Sache eines zahlreihen, mannigfachen 
Wechſeln unterworfenen parlamentarifhen Körpers fein, und bie Berwaltung ver 
Staatseinnahmen und Wusgaben mit ihren täglichen hundertfachen Gefchäften 
eignet ſich vielleiht am allerwenigften dazu, ein Attribut einer Kammer oder 
Landesverfammlung zu fein. Was früher deutſche landſtändiſche Ausihüffe und 
Schaplollegien in den kleinlichen Berhältniffen unferer Duodezfürftenthümer ge- 
leiftet haben, Tann weder zur Nahahmung reizen, noch würde es in großen 
(ebensfähigen Monarchien auch nur möglich fein. Mit jener laufenden Verwaltung 
des Staatshaushalts hängt aber die Kenntniß und das Urtheil über die nächſten 
Staatsbedürfniffe in ihren Einzelheiten auf das Genaueſte zufammen, und fo 
finden wir als eine durchgehende Schranke der Bolfsvertretungen in Bezug auf 
bie Finanzordnung, daß der Antrag auf Steuerauflagen und An- 
leihen fowie die Aufftellung eines Einnahbme- und Yusgabe- 
entwurfs von ber Regierung auszugehen hat. Die Krone bitter nicht 
mehr um Beihülfe zu ihrer Regierung; wohl aber ift zwifhen ven Regierungs- 
behörden und den Bolfsvertretern eine fachgemäße Arbeitstheilung eingetreten; an 
beiden Stellen ift es der eine Staat, für den gehandelt wird und Minifter wie 
Abgeordnete find gleihmäßig in Erfüllung einer öffentlichen Pflicht thätig. Die 
Regierung, welde die Angelegenheiten des Staates zu leiten bat, muß wiflen, 
welbe Mittel fie zur Erfüllung der ihr aufliegenden Pflichten vorausfichtlich 
nöthig bat; ihr ein Mehr entgegenzutragen würde ein Mißtrauen in ihre Ein» 
fit verrathen, die ficherlich durch die Nachtheile eines ausbrechenden Deficits noch 
gefhärft wird. Daher ver konftitutionelle Orundfag, daß von einzelnen Mit- 
gliedern des fteuerbewilligenden Körpers Anträge auf Erhöhung 
der Staatsausgaben nicht geftellt werben fönnen, und in ber eng- 
lifhen parlamentarifhen Praris die Regel, daß aud das Unterhaus als ſolches 
nur in ber befhränfteften Weife durch Aufforderung an die Krone ben erften 
Schritt zu einer auferordentlihen, im Budget nicht vorgefehenen Ausgabe thut. 

Was aber gegen eine Erhöhung der angefhlagenen Staatsausgaben über 
den Antrag der Regierung hinaus fpricht, gilt feineswegs für eine Abfegung von 
den geforberten Summen, fowie für eine Abweifung der einzelnen zur Dedung 
verftellten Bebürfniffe; und fo wird das Recht der Yanvesvertretung, an ven Bor- 
anfhlägen der Regierung Streihungen vorzunehmen, nirgendwo in Zweifel ge- 
zogen. Für die Negierung liegt die Berfuchung fehr nahe, durch allzureihlid aus- 
geftattete Pofitionen fich gegen einen Minderausfall mehr als fiher zu ftellen, 
während. die Volksvertreter die Intereffen aller Steuerzahlenden darin wahrzuneh- 
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men haben, Yaß weder für Unnützes öffentliche, d. h. Gelder der Staatsange- 
börigen verwendet, nod für die nothwendigen Staatsausgaben mehr ald der zur 
Zeit nothwendige Beitrag aus dem zur Bermehrung des Nationalwohlftandes oder 
zur bloßen Dedung ver laufenden Bebürfniffe des Volkes beftimmten Privatver- 
mögen der Unterthanen entnommen werde. Hier hat fid die Thätigfeit ver Re— 
gierung und bie in dem Regierungsbienfte erworbene Einfiht und andererfeits das 
in der Landesrepräfentation vorhandene Wollen und Willen des Staatsbürger- 
thums zu ergänzen, wie bieß bei der parlamentarifhen Regierungsmeife in vollendeter 
Art geſchieht. 

In dem Budget oder Finanzgefegentwurf tritt die Regierung als die Ge- 
Ibäftsführerin des Staats mit den Anforderungen auf, welde fie an vie finan- 
ciellen Kräfte ihres Gemeinwefens für eine beftimmte Zeit glaubt ftellen zu follen. 
In größeren Staaten hat man ohne weitere Zweifel als Zeitraum einer fogenannten 
Budgetperiobe ein Jahr genommen, bald fo, daß man das Kalenderjahr zu 
Grunde legt oder das ftaatlihe Rehnungsjahr nah andern Geſichtspunkten, z. B. 
herlömmlicher Berfammlungszeit des Parlaments abgrenzt. Man kann die Budgeti- 
rung der Staatsfinanzen für die Dauer eines Jahres wohl die natürlide Ein- 
ühtung nennen, indem in allen fonftigen Nechnungsverhältnifien regelmäßig 
Jahresanſchlag und Jahresabſchluß feftgehalten werden, und vie Staatöfinanzen 
vielfah auf Gang und Gewöhnung des wirthſchaftlichen Lebens der eignen und 
fremden Nationen angewiefen find. In den heutigen Großftaaten wechſelt im Lauf 
eines Jahres nicht blos fo Bieles, daß Lie Volksvertretung zur Uebung ihrer fon= 
figen Funktionen, 3. B. der Geſetzgebung alljährlich zufammentreten muß, fondern auch 
namentlich bie finanzielle Seite wirb von den neuen und wechſelnden Ereigniffen 
des nationalen wie internationalen Lebens fhon in furzer Frift auf das Manniy- 
jaltigfte berührt. Die Unbequemlichkeit, welche alljährliche Seſſionen für die Mit- 
glieder der Volksvertretung hat, wird theils in einem politiſchmündigen und mit 
einer genügenden Anzahl dem freien unbezahlten Staatsbienft im Parlament fid 
widmender Bürger ausgerüfteten Volk als eigentliche Laſt nicht empfunten, theils 
anfgemogen durch das viele Gute, weldyes eine wenig unterbrocdhene Wechſelwirkung 
wilden Regierung und Boltsöertretung, und den Mitgliedern der VBoltövertretung 
unter fi erfahrungsmäßig im Gefolge hat. Der Einwand, daß fo kurze Finanz- 
perioden Unftätigkeit und Unficherheit im Staatshaushalt nah ſich ziehen, daß 
daburh einem Erperimentiren mit den Finanzen Vorſchub geleiftet wird, meist 
auf eine mißtrauifche Gefinnung gegen Bolksvertretungen überhaupt zurüd, welche 
in den Zeiten des abfoluten Yürften- und Benmtenftaats mehr am Platze war, 
ald in unfern Tagen. 

Anders als in den großen Staatswefen, welche vom Weltgang ver Politit 
und des Handels unmittelbar berührt werben, ftellt fih Möglichfeit und Bedürf— 
niß jo kurzer Finanzperioden bei denjenigen politifhen Gemeinwefen, welche zum 
Theil kaum die Grenzen einer großen Gemeinde überfchreiten, aber auch in ihren 
— Beifpielen ohne jeden unmittelbaren Bezug zum großartigen, wirbelnben 

reiben ber Weltpolitif ftehen. Sehr häufig findet man folhe Halbſtaaten als 
untergeordnete Beftanptheile eines größeren Ganzen, unter deſſen Schug fie ein 
verhältnigmäßiges Stillleben führen. Hier mag es fid allerdings empfehlen, in 
größeren Zwiſchenräumen ben Staatshaushalt zu orbnen, deſſen Berlauf, frei von 
ven Wechfelfällen mächtigerer Reiche, auf längere Zeit mit Wahrfcheinlichleit vor: 
ausgefehen werben Tann, und der Landesvertretung gehäufte Zufammenkünfte zu 
erjparen, wo ihre Thätigkeit doch vorwiegend nur Routine fein würde. Allein 
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immer muß feftgehalten werben, daß viefe geringere Beläftigung des die Steuer: 
zahler und Staatsfhuldenträger vertretenden Landtage, und mag fein die größere 
Bequemlichkeit für das mit der Finanzverwaltumg betraute Regierungsperfonal, durch 
eine geringere Sicherheit der financiellen Voranſchläge, fomit einen Hauptſchaden 
einer guten Staatshaushaltung erfauft werben muß. Die Erfahrung fo vieler 
Länder und Ländchen, im welden man auf längere Jahre hinaus Finanzkapitel 
und Finanzgefege zur ftändifchen Verabſchiedung brachte, hat diefer Warnung ber 
Theorie nur zu fehr Recht gegeben. Es ift kaum gewagt zu fagen, daß ſolche 
ftaatlihe Gemeinwejen, für welche eine zwei- bis vreijährige Finanzperiode zu 
viel Zeit- und Müheaufwand wäre, in denen felbft nach einer Paufe von zwei 
Jahren für die Landesvertretung nichts Nennenswerthes fonft zu thun fein 
würde, einen gegründeten Anſpruch auf felbftändige Fortexiſtenz ſchwerlich nad- 
weiſen könnten. 

Einer ähnlichen Tendenz als ter, welche zur Befürwortung möglichſt langer 
Budgetperioden führte, Fernhalten des parlamentariſchen Einfluſſes und möglichſte 
Ungebundenheit in den Voranſchlägen, verdankt auch die hie und da verſuchte 
Einführung eines fogenannten Normalbudgets ihre Entſtehung, wodurch fo 
zu fagen ein eifernes Finanzfapitel gejhaffen wird, deſſen alljährliher Berathung 
und Bereinbarung e3 nicht bedarf, fontern das wie ein financielles Berfaffungt: 
geſetz bis zu feiner Aufhebung wirft. Nur die außerordentlihen Ausgaben unter: 
liegen alsdann einer Behandlung, wie fie fonft für das geſammte Budget nöthig 
wird. Wo die Abfiht nicht offen darauf ging, bie Einwirkung der VBolfsvertretung 
auf den Staatshaushalt möglihft zu befeitigen — in Preußen befonders bat e& 
nicht an Verfuchen gefehlt, von dieſem Standpunkte aus ein Normalbudget einzu 
führen — fcheint eine unglüdlihe Nahahmnng der englifhen Orundfäge über ven 
Consolidated Fund im Unterfchiede von den alljährlih im Einzelnen neu zu be 
willigenden Staatsausgaben flattgefunden zu haben. Diefer Unterſcheidung liegt 
die einfache Thatfahe zum Grunde, daß im Stantshaushalt ebenfo gut fortlaufende 
Ausgabepoften vorkommen, als in jeder größeren Privatwirthſchaft. Die Verpflich— 
tungen find ein für alle Mal übernommen worben, 3. B. Civillifte, Staate: 
ſchulden, und ohne daß es dazu einer alljährlich wiederkehrenden Bewilligung der 
Bolfsvertreter bedarf, beftreitet die Regierung aus den laufenden Finnahmepoften 
vie für jene Zwede nothwenvigen Zahlungen. Ueber die hiermit im Zufammenhang 
ftehende allgemeine und bejonvere Appropriation wird noch näher zu fpredhen fein; 
zur Alarftelung möge zumädhft der nadhfolgenve Auszug aus May’s Law and 
Practice of Parliament ftehen: „Außer den gebadhten Zweigen des öffentlichen 
Dienftes, Armee, Flotte und den anderen Abtheilungen, welche im Detail alljährlich 
votirt werben, giebt e3 permanente Laften der üffentlihen Revenue, weldye turd 
Parlamentsbefhlüffe gefihert find und von der Schagfammer (dem Finanzmini- 
fterium) kraft Geſetzes bezahlt werden müflen. Zu diefer Klaſſe gehören vie Zinfen 
der Staatsfhuld, die Civillifte der Königin, die Appanagen der föniglichen Fa— 
milte, die Gehalte der Oberrichter und gemifjer anderer Beamten. Dieß find 
jährliche Yaften des Consolidated Fund, d. 5. des Gefanmtbetrags der Staatsein- 
nahmen (im Gegenfag zur frühern Sitte, für beftimmte Zwede beftimmte Steuern 
zu bewilligen), aber da die fpecififhe Appropriation der einzelnen für die Bezah— 
(ung biefer Anforderungen nöthigen Summen durch Parlamentsftatute dauernd 
autorifirt wurte, ift fie von jährligen Bewilligungen unabhängig." Wenn man von 
ven Zinfen der Staatefhuld abfteht, ift diefer Theil der englifhen Staatsausgaben 
ein jehr unbeträchtlicher (im Jahre 1857 bei einer Gefammtausgabe von 70 
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Milionen feine 2 Millionen); wo man dagegen, wie in der mißgeborenen bäni- 
ihen Geſammtmonarchie traurigen Angedenkens (Geſetz vom 2. Dftober 1855 
$. 52) eine Trennung zwifhen Normalbudget und außerorbentlihem Budget ein: 
geführt hatte, betrug das außerorbentlihe, alle zwei Jahre im Einzelnen zu be— 
fimmende Budget einen faum fo großen Theil der Gefammtansgaben. Mit ver 
auch vorfommenden Unterfheidung bes Budgets in ein ordentliches und 
außerorbentlihes, mo aber beide Abtheilungen in gleicher fpecialifirter Weife 
für jede Finanzperiode zu bemwilligen find, hängt die Aufftellung eines Normale 
budgets nicht weiter zufanımen. 

Manche Berfaffungen haben mit Rüdfiht auf die Möglichkeit, daß vor dem 
Ablauf einer Budgetperiode das Finanzgefeg für ven nmädhftfolgenden Zeitraum 
niht zu Stande gelommen fl, eine vorläufige Weitererfiredung der 
vereinbarten Finanzwirthſchafte bis zu einen beftimmten Termin ge: ' 
Rattet, nur im größeren Staaten, wo alle Jahre das Budget neu zu orbnen ift, 
tritt ein folder Fall nicht ein. Hier werden wohl während der Rammerjeffion der 
Regierung vorläufige Vollmachten als eine Art Borfhupbewilligung gegeben. Ju 
England mwenigftens ift der am Schluß des vorigen Finanzjahres vorhandene 
Kaflenreft ohne eine ſolche weitere Bewilligung für den Finanzminiſter unantaft- 
far und zur ferneren Beftreitung der laufenden Ausgaben, 3. B. für Staats— 
ſchuldzinſen dienen die fogenannte Exchequerbills, Wechſel auf die Staatékaſſe, zu 
teren Ausgabe der Finanzminifter ermächtigt wird. Das englifhe Finanzjahr geht 
belanntlih vom 1. April bis 30. März, der formelle Abſchluß der Finanzgeſetz⸗ 
gebung für das laufende Jahr tritt dagegen erft mit dem Schluß des Parlamente 
im Auguft oder frübeftens Juli ein. 

So gewiß die einer VBolfsvertretung zugewiefene Berechtigung, an der Finanz- 
zeſetzgebung einen weſentlichen Antheil zu nehmen, ebenfogut aud eine öffentliche 
Pflicht ift, welche namentlich aud vie für ihre Kommittenten, das gefammte Boll, 
zu übende Verpflichtung zur eventuellen Bewilligung von Steuern, zur Genehmi- 
zung von Staatsanleihen u. ſ. w. umfaßt, Tiegt doch in der Befugniß, turd ihre 
Zuftimmung die vorgefhlagenen Orbnungen ver Regierung zu allgemein verbind- 
lichen Gefegesnormen zu machen, zugleich aud das volle Recht und die Pflicht, Vor— 
lägen, die file für verkehrt oder unheilvoll hält, ihre Zuftimmung zu welgern, 
wentuel mit Abänderungsvorfchlägen ver Regierung entgegenzukommen. Ernſtlich 
iſt auch nie behauptet worden, daß das Steuerbewilligungsreht nicht auch ein 
Reht der Steuerverweigerung enthalte und daß die Befugniß der Abge— 
erbnetenfammer in Bezug auf die Regelung des ftantlihen Finanzweſens nur in 
dem Rechte, Ja zu fagen, beftehe. Auf Ummegen hat man dagegen ſchon öfter ein 
ſolches Refultat praftifch zu erzielen gefucht. on ber Grundgedanke, von welchen 
die Theilnahme von Bollsvertretern wie bei der Geſetzgebung im Allgemeinen fo 
au bei der Finanzgeſetzgebung als eine rechtliche Yorberung getragen wird, daß 
kei einem fo mächtigen Eingriff in die Sphäre des Individuums und bei fo 
wichtigen Vorgängen des nationalen Gefammtlebens der Einzelne durch ftaate- 
dürgerliche Repräfentanten vor mehr als nöthiger Befchränfung gefhügt werbe, vie 
Secammtheit der Bürger durch ihre hervorragendſten Perfünlicfeiten — fo mwenig- 
tens ift das Ideal einer jeden Bolfsvertretung — einen mitbeftimmenden Einfluß 
erhalte, macht dieſe pofitive Mitwirkung zu einer nothwendigen Borbebingung. 
Ehenfowenig als die Bolfsvertretung zur Einwilligung in einen ihr unpaffend 
erſcheinenden Gefegentwurf gezwungen werben Tann, iſt dies bei Flnanzgeſetzen 
der Fall. Das Recht, die Zuftimmung zu ertheilen und fi vorher von allen 
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Gründen und Gegengründen Rehenfchaft ablegen zu laſſen, umfaßt aud das 
Recht, diefe Zuftimmung nit zu ertheilen und dadurch das Zuftandelommen 
eines Beſchluſſes mit Gefegesfraft zu hindern. Und eben fo gut vie Bewilligung 
von Steuern als eine Pfliht angefehen werben kann, läßt fih unter Umftänven 
die Nichtbewilligung als eine öffentlihe Pfliht der Abgeorbneten erweiſen. Hier 
ftehen Regierung und Bolfsvertretung auf gleihem Boden; beide haben in Be 
zug auf das Tinanzwefen des Staats äffentlihe Rechte und Pflichten zu üben; 
dafür zu forgen, daß der öffentliche Gläubiger befriedigt werde, der Stantshaushalt 
nit ins Stoden gerathe, liegt ihnen gleihmäßig ob. Pflihtmäßig muß vie Re 
gierung die Aufftellung der öffentlihen Ausgaben und der dafür zu verlangenven 
Dedungsmittel aus dem Staatd- oder Nationalvermögen vornehmen, und ebenfo 
pflihtmäßig hat die Landesvertretung bei der Ausübung ihres Rechtes der Ber 
tretung die Zuftimmung zu gewähren ster zu verfagen. Die Berfaffung legt 
ihnen die Pflicht auf, fi bei Zwiefpalt der Meinungen zu vereinbaren und bas 
fonftitutionelle Staatsreht kennt verfhiedene Wege, dieſe Uebereinftimmung ber 
Ueberzeugungen herbeizuführen; aber es traut beiden Yaltoren, der Regierung wie 
der Kammer, gleich ſehr den ernftlihen Willen zu, für das Wohl des Staates zn 
arbeiten und deshalb auf dem einen oder andern Wege den fonftitutionellen Ge 
meinwillen herbeizuführen. Grundfalſch ift die Anfiht, daß die Bolfsvertretung 
unter allen Umftänden verpflichtet fei, nad den Vorſchlägen der Regierung die 
nöthigen Mittel wenigftens für vie laufenden Staatsausgaben zu bewilligen, unt 
eine Berfaffung, welche eventuell diefen Sag ausfpridht, hat damit dem Steuer: 
bewilligungsrecht die Wurzel abgegraben. Für vie höhere Staatsmeisheit der Re— 
gierung fpricht ebenfowenig eine ftärfere Präfumtion als für die größere Bater- 
landsliebe derfelben, fo daß der Zweifel und das Nein der geſammten Bolfsver- 
tretung wenigftens viefelbe Beachtung verbient, als die Pofltion eines Minifteriums. 
Bas in der großen politiihen Debatte in Norbamerifa über das Berhältniß vet 
Steuerbewilligungsredhts des Kongrefies zu ven financiellen Befugniffen der Einzel 
ftaaten mit überzeugender Kraft geltend gemacht wurde, läßt fih durchaus anf 
unfern Fall anwenden, 3. B.: „Was den befondern Gegenftand der Befteuerunz 
anbelangt, ift gerade fo viel Grund vorhanden, anzunehmen, daß im Kongreß ein: 
entfprehende Anfammlung von Erfahrung, Willen, Geſchicklichleit und Klugheit 
und ebenfo gut Mittel, ven wahren Charakter der einzelnen Steuern zu erkennen, 
mag es fih um direkte ober inbirefte Landwirthfhafts-, Handels- oder Yabrita- 
tionsfteuern handeln, ſich finden werben, als für bie-Erfüllung der anderen dem Kor: 
greß übertragenen Funktionen. Etwas Anderes annehmen heißt bie Union für unaue- 
führbar oder verberblih anfehen“. (Nach dem Federalist bei Story Commentaries 
on the Constitution $. 944). Hier wie faft überall im öffentlichen Leben muß ber 
formale Zwiefpalt der Rechte durch das Gefühl ver politifhen Pflicht, welches die 
Ausübung eines jeden politifchen Rechts zu beherrfchen hat, ausgeglichen werden, und 
bie Erfahrung lehrt, daß da, wo diefes ausnahmsmeife einmal nicht gelingt, die 
Urſache davon nicht darin liege, daß diefer Zwiefpalt der Meinungen ohne formalen 
gefeglihen Löfungsakt blieb, fondern in dem Vorhandenſein viel tieferer Niffe im 
focialen und ftaatlihen Leben, die auch ohne jene untergeorbnete Divergenz ben 
Staat erfchüttert oder verändert hätten. 

Gewöhnlich hört man gegen biefe volle Anerkennung des Steuerverweigerungs: 
rechtes, wie man bie Negative der Abgeordneten bei allen Finanzvorlagen furz 
zu bezeichnen pflegt, ben Einwurf, daß die Bolfsvertretung dadurch beſtimmte 
andere Zugeftändnifie zur Bedingung ihrer Zuftimmung machen, ja wohl gar eine 
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Beränderung bes Minifteriums oder der minifteriellen Politit erzwingen könne. 
Auch hier treffen wir wieder jene Geringfhägung ber fittlihen und rechtlichen 
Ueberzeugungen der parlamentarifchen Korporation, verbunden mit der entfpredhenden 
Berherrlihung der Amtsweisheit und des amtlichen Pflichtgefühls. Daß Etwas 
geſchehen fann, ift noch fein Beweis, daß es je gefchehen wird, und im Staats - 
Ieben fann man nicht mehr als im alltäglichen des Privatverkehrs gegen Alles, 
was nicht unmöglich ift, Vorkehr treffen wollen. Eine gefunde Politit, welche 
ihr Motiv nicht in ver erhigten Phantafie von Epaltirten dieſer oder jener poli- 
tiihen Schule ſucht, noch ihre Kehren aus den vereinzelten Ausfchreitungen be— 
thörter oder lang gelmechteter Völker zieht, hat zu den ftaatstüchtigen Elementen ber 
heutigen Kulturvölker befleres Vertrauen und wirb ihnen fein nothwendiges durch 
feine Sureogate irgend welcher Art zu erfegendes Recht verfagen, weil der Miß- 
brauch desfelben nicht außer allem Bereih der Möglichkeit Liegt. 

Uebrigens darf durchaus nicht zugegeben werden, daß eine Berwenbung bes 
Steuerverwilligungsrechts in den angegebenen Richtungen unter allen Umftänben 
als wirklicher Mißbrauch erfcheinen müßte. Unfere Altvordern haben in ben 
mangelhaften Berhältniffen ihres Staatsweſens mandes ſchätzbare, ja oft unſchätz- 
bare Vollsrecht nur durch refolute Uebung ihres Steuerrechts errungen und be- 
wahrt, und ohne die Waffe des Nichtbewilligungsredhtes, wo wären viele ver ge> 
priefenen Freiheiten des Volkes von England, die heute no zum großen Theil 
die Sehnſucht der fontinentalen Völker find? Ein Schritt wie die vollftänbige 
Berweigerung einer Regelung des Staatshaushalts wird bei ven fih daran Enüs» 
pfenden unfagbaren, faft einen Jeden im Volke ergreifenden Nachtheilen und Schäben 
laum anders eintreten als in jemen ertremen Lebenslagen, wo das Bolf feine 
ewigen Rechte vom Himmel holt oder, wie es aud fein kann, in offener Gewalt 
dämoniſch feine eigene Wohlfahrt zu Grunde richtet. Wer will aber fagen, daß 
es in erfterem Fall nicht. ein glüdliches Verhängniß ift, wenn es gelingen follte, 
durd einen frieblihen, mag fein ertremen Akt, durch die Ausnägung eines Rechts 
bis auf feinen äußerften Inhalt noch im der zwölften Stunde Staat und Ber- 
faffung aufreht zu halten? In ver zweiten Eventualität würde eine folde allge- 
meine Steuerverweigerung nur eine unbedeutende Epifode in dem allgemeinen 
Chaos fein. In folhen äußerften Lagen des Staats, wofür allerdings VBerfafjungs- 
paragraphen nicht geſchaffen find, behält als letztes Geſetz das Salus reipubli- 
cae suprema lex esto feine Geltung, eine berrlihe Aufgabe für die wahren 
Männer des Staats, auf eigne Gefahr Hin und wider den Buchftaben des Rechts, 
in Vertrauen auf die Indemnität durch das gerettete Volk das römische Wort zur 
Bahrheit zu machen. Abgefehen von viefen außerordentlichen, der Orbnung durch 
das Recht fi entrüdenden Nothlagen der Staaten und Völker haben wir einfach 
die Wahl, einer Bollsvertretung das Recht der Steuerbewilligung in feinem vollen 
Sinn und Umfang zu vindiciren mit der bloßen Möglichkeit eines vereingelten 
Mißbrauchs, oder ihr faktiſch das Recht der Mitwirkung beim Staatshaushalte 
abzufprehen, mit der Gewißheit all’ des Nachtbeils, melden eine unfontrollirte 
Finanzwirthſchaft erfahrungsmäßig im Gefolge hat. Die Wahl kann keine ſchwierige 
fein, und die wirklich freien Völker haben längft gewählt. So wahr ift das Wort: 
„Die Tyrannen würden fich kein fchlüffigeres Argument wünſchen, als daß bie 
Gefahr eines Mißbrauchs Rechtfertigung für die Berfagung eines Rechtes ift". 

Wenn es ſich bei der Theilnahme der Bolfsvertretung an der Steuerauflage 
und übrigen Finanzverwaltung bed Staats bloß darum handelte, den Unterthan 
gegen unnöthige und brüdende Eigenthumsentziehung zu fehügen, möchte man ſich 
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an dem fonftitutionellen Recht, daß keine Steuern ohne Genehmigung des Parla- 
ments erhoben werben dürfen, genügen laflen. Das Maaß ver Leiſtungen ber 
Staatsbürger für den Staat wäre dadurch gegeben und über Bedürfniß und Ber- 
wendung hätte man vie Weisheit ver Negierenden entfcheiden laffen können. 
Allein jelbft jo angefehen, wäre doch ein kahles Recht der Steuerbemilligung oder 
Verweigerung von fehr geringer Tragweite, da bie richtige oder unrichtige Ber- 
wendung einer Steuer von beftimmendem Einfluß auf die Nothwendigkeit ermenerter 
Belaftung fein und ſchon von Anfang an der Entfchluß eine Steuer zu ver- 
willigen oder nit, durch die Föblichkeit oder Nothwenvigkeit der damit zu bes 
ftreitenden Ausgaben beftimmt werden müßte. Tritt noch Hinzu, daß bie financielle 
Thätigkeit des ftaatlihen Gemeinwejens die Wohlfahrt nicht blos der gegenwär- 
tigen, ſondern aller künftigen Generationen beherrſcht, und daß die Wiſſenſchaft 
und Klugheitslehre diefes Gebietes ihre Orundfäge und Erfahrungsregeln aus dem 
gefammten Leben der Nation zu ziehen hat, fo begreift fich leicht, weßhalb das 
Recht der Steuerbewilligung faft nie nad) der engen Bedeutung feines Wortfinnes 
geübt, fondern zu einer eingreifenden Mitwirfung beim ganzen 
Staatshbaushalt wurde. 

Das Nächftliegende war und ift die Yorberung, daß der Stand der öffent- 
lihen Mittel am Schluß des verfloffenen Rehnungsjahres oder zu irgend einer 
beftimmten Zeit als Ausgangspunkt für die neue Regelung bargethan merbe. 
Heutzutage geſchieht dies im regelmäßigen Lauf ver Geſchäfte durch vie Rechnungs— 
ablage — wenn aud oft nur proviforifhe — für die letzte Budgetperiode. Iſt 
biefer rechnerifche Ausgangspunft gewonnen, fo wird bie Unterfuhung bie Noth- 
wenbigfeit oder befondere Nüsglichkeit der Boften zu ermweifen haben, für welche das 
neue Budget Erigenzen enthält. Hat fih das Parlament ober der geſetzgebende 
Körper von der Nothwendigfeit oder Erfprießlichkeit der Ausgabepoften überzeugt, 
fo tft ein boppeltes Syftem möglich. Diefer Nachweis und dieſe Ueberzeugung 
lönnen für die ftenerverwilligende Berfammlung Beweggrund fein, die zur Dedung 
der Ausgaben nöthigen Summen zu bewilligen; und in ber älteren flänbijchen 
Entwidlung fowie aud in den Anfängen der englifhen Konftitution blieb man 
oft dabei ftehen, und vertraute daß die Regierungen, bie ihr aus ben ange- 
gebenen Beweggründen für vie beftimmten Zwecke bewilligten Gelder aud in ber 
angegebenen beftimmten Weife verwenden würden. Allein diefes Vertrauensſyſtem 
erhielt durch die harte Wirklichkeit zu häufige Widerlegung, als daß die Vertreter 
der fteuerzahlenven Bevölkerung und im ſtändiſchen Staat die Hauptfteuerbewilliger 
felber nicht auf Mittel der Abwehr gegen ſolche Treulofigkeit denken follten. 

In Deutfhland ward vielfah das Inftitut Ianpftänpifher Kaffen mit 
eigner Berwaltung beliebt, die ftändifhen Ausſchüſſe gaben die zunächſt ihnen ein- 
zuzahlenden Steuern nur für die vereinbarten Zwecke aus. Die an biefes Syftem 
fi knüpfenden Mißbräuche, wie durch dasfelbe ein Staat im Staate gefchaffen, 
neben die fürftlihe eine Ständeabfolutie geftellt wurde, find Hier nicht weiter zu 
ſchildern; ähnliche äußerſte Maßregeln wie z. B. die englifhen Conservatores regni und 
Lords Ordainers entſprechen aud in den mittelalterlichen Staatsverhältniſſen einer 
dauernden Ordnung des Regimentes nicht. Dagegen hat der in England zuerft 
eingefhlagene Weg, die Verwendung ber bewilligten Staatsgelder 
nur für die ausprüdlih gebilligten Zwede in die Finanzgeſetze 
felbft aufzunehmen, fih im Laufe der Zeit aud in den andern Rändern 
bewährt, wo die fonftitutionellen Einrichtungen des Infelreichs eine ehrliche Nady- 
bildung gefunden haben, Appropriation ift der technifche Ausprud des eng⸗ 
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liſchen Staatsrehts für die geferlihe Beſtimmung der Zwecke für bie einzelnen 
Boften des Staatsaufwands. : 

Das Urtheil Hallam's — noch immer der zuverläffigfte, weil unbefangenfte 
und freiblidenpfte Gefchichtsfchreiber des Staatsrehts von England — über dieſen 
Karbinalpunft lautet wie folgt (Constitut. History chap. XV): „Diefes große 
Sundamentalprincip, als welches man es ſchon feit lange betrachtet hat, daß bie 
vom Parlament bewilligten Gelder appropriirt und nur für beftimmte Zweige der 
Ausgaben verwenbbar find, wurde, wie angegeben, in der Regierungszeit Karls II. 
eingeführt und regelmäßig, wenn aud nicht in jedem einzelnen Falle, von feinem 
Parlament befolgt. Das unmwürbige Haus der Gemeinen von 1685, nicht zufrieden 
mit einer unnöthigen Bermehrung der Gelvbewilligungen, berühmte fih vor den 
König, daß es feine Subſidien nicht für beftimmte Zwecke befchränkt bewilligt habe. 
Aber feit der Revolution von 1688 ift jenes die unmwandelbare Negel geweſen. 
Eine in ber Appropriationsafte eines jeden Jahres wiederholte Klaufel unterfagt 
ven Lords der Schagfammer (darunter ift der eigentliche Finanzminifter Chancellor 
of the Exchequer) bei ſchweren Strafen, durch ihre Drbres bie Verwendung 
irgend einer Summe aus dem Schate (der Staatslaffe), welche fo approprlirt ift, 
für irgend einen anderen Zwed zu veranlaflen, und bebroht ebenfo die Unterbeamten 
ver Staatölaffe, wenn fie einer folhen Ordre gehorchen follten. Dieß hat dem Haufe 
der Gemeinen eine fo wirkfame Kontrolle über die Erekutive gegeben, oder um bie 
Bahrheit zu fagen, es fo fehr zum Theilnehmer an viefem Zweig der öffent» 
lien Gewalt gemacht, daß fein Minifterium ohne feine Zuftimmung fih er« 
halten kann,“ 

Hallam aber fowohl ale May, ver begabte Fortfeger ver „Berfaffungs- 
geſchichte“ heben mit fchlagenden Gründen hervor, daß gerade diefe Theilnahme des 
Volles von England an der Regelung feines Yinanzhaushalts und die Sicherheit, 
daß dem vereinbarten Finanzplan im Einzelnen nachgelebt wird, die Urſache ver 
großen Riberalität find, womit feitvem die englifchen Volksvertreter den Anforbe- 
rungen des öffentlichen Dienftes entgegenfommen. „Die Subfivien, welde mit 
farger Borfiht von früheren PBarlamenten Fürften bewilligt wurden, denen fie 
nit trauen konnten, fin in breiter Fülle gefloffen, feitvem das Parlament über 
ihre Nothwendigkeit entfcheiden und ihre Verwendung beftimmen konnte." (Halam 
a. 0. DO.) „Seit der Revolution beruhen die Geldbewilligungen des Haufes der 
Gemeinen auf jährlihen Voranfhlägen, welche ihm von ben verantwortlichen 
Miniftern der Krone unterbreitet werden — und genau für den Dienft des Jahres 
einzeln zugewiefen (appropriated) find. Diefe fortwährende Kontrolle über bie 
Staatsausgaben hat mehr als irgend eine andere Urfache die größte Macht im 
Staate in die Hände des Unterhaufes gelegt, und doch find die Refultate davon 
für die Krone günftig gewefen. So lange die ®emeinen weder Auskunft über bie 
Bebürfniffe des Staats erhielten, noch Sicherheit für die gehörige Verwendung 
ihrer Bewilligungen hatten — haben fie oft dem Anfuchen des Königs um Sub» 
fivien nicht entſprochen oder ihre Freigebigkeit gegen feine Forderungen befhräntt. 
Aber feit der Revolution find nicht ein einziges Mal die Forderungen der Krone 
für den öffentlihen Dienft verweigert worden. Was immer für Summen bie 
Minifter für alle wefentliche Zweige des öffentlichen Dienftes als nothwendig er- 
klärt haben, find von den Gemeinen mit offener Hand bewilligt worden. Nicht 
ein Soldat ift von der Erigenz der Heeresftärte, nicht ein Matrofe oder ein 
Schiff von ver Flotte je duch ein Votum des Unterhaufes geftrihen worden“ 
(May, Const. Hist. I. &. 470). 
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Es begreift fih, daß ein Syſtem, welches nad den zwei wichtigften Seiten, 
eines georbneten Staatshaushalts und einer Fräftigen Staatsgewalt fo fegensreid 
wirkte, im Lauf der Jahre nur noch feftere Wurzeln ſchlug. So finden wir, einigen 
vorübergehenden Unregelmäßigfeiten gegenüber, nod im Jahre 1849 folgende Re- 
folution des Unterhaufes in Belräftigung eines Erlafjes der Lords der Schap- 
fammer ausgefproden: „wenn eine beftimmte Summe für einen beftimmten Zweig 
des öffentlihen Dienftes vom Parlament feſtgeſetzt ift, ift es die entſchiedene Pflicht 
bed betreffenden Departements, dafür zu forgen, daß vie Ausgabe den für jenen 
Zwed zu feiner Difpofition geftellten Betrag nicht überfteigt.“ Eine einzige Aus- 
nahme verftärft bier die allgemeine Regel. Durch eine ausprüdlihe Genehmigung 
in der jährlichen Appropriationsatte bürfen in den Armee- und Flotte-Departements 
Uebertragungen ftattfinden, d. h. innerhalb der vom Parlament für das betreffende 
Jahr bewilligten Summe dürfen die Minifterien z. B. weniger Mannſchaften 
unterhalten und für Kriegsbebürfniffe die Erfparung verwenden. Diefe Ermeite- 
rung des minifteriellen Difpofitionsrehts ift ganz nothwendig in einer Welt- 
monardhie, wie England, wo Heine Kriege faft altäglih find und die Bebürfniffe 
in jenen Etats ebenfo raſch wechſeln. Dagegen befteht diefes Vorrecht aber auch 
nur für bie Dienftzweige, wo feine Verweigerung mit ven höchſten Staatsinterefjen 
in Widerſpruch gerathen würbe. Es wäre ganz unzuläffig, etwa von dieſer Aus- 
nahme in einem Reiche wie England auf ihre Nothwendigfeit oder Nüglichkeit in 
einem Duodezftaat mit Friedensgarnifonen und Paradefolvaten ſchließen zu wollen. 

Das Princip der Appropriation, wie e8 unter Zufammenfaffung aller ven 
Consolidated Fund bildenden Ausgaben und Steuerbewilligungen in ber jährlich 
am Schluß der Parlamentöfeffion vom Unterhaus beichloffenen und ven Lords und 
der Krone zur Zuftimmung unterbreiteten Consolidated Fund-Appropriationsbill 
verwirklicht wirb, hat für England die weitere Folge, daß eine eingehende Kontrolle 
über den Verlauf der jedesmal vorjährigen Finanzverwaltung durch das Parlament 
unnöthig if. Die Stelle der fonft vorfommenden dem Kreife der Bollsvertretung 
entnommenen Kontrollbehörden wird in England von einem allerbings fehr unab- 
hängig geftellten, mit ichterlicher Unabſetzbarkeit bekleiveten Beamten, dem Comptroller 
General, verjehen, welcher bei allen Auszahlungen aus der von der Banf von 
England geführten Staatslaffe mitzuwirken und die Uebereinftimmung ver einzelnen 
Ausgaben mit den deshalb erlaffenen Parlamentsaften, Appropriationsaft u. ſ. w. 
zu überwahen hat. Das Nähere über diefen Poſten findet fi bei Gneift, Eng: 
lifhes Verfaffungs- und Verwaltungsrecht S. 345 ff. Einen Theil der Funktionen 
unferer Oberrehnungsfammern übt dort das Board of Audit, eine untergeorbnete 
Behörde aus. In anderen Staaten, wo das firenge Princip der fpeciellen An— 
weijungen nicht feitgehalten wird, oder man doch einen größeren Spielraum für bie 
Geldverwendung läßt, muß natürlich wenigftens durch eine fpätere Revifion das 
Einhalten der im Finanzgeſetze geftedten Grenzen und der Rechtfertigung etwaiger 
Veränderungen und Ueberfhreitungen geſichert werden. 

Am Entjhiedenften hält bier am englifhen Vorbilde feft die belgiſche 
Konftitution und das betreffende Geſetz über den Rehnungshof. Im Art. 116 
der Berfaffung und Art. 5 des Gefeges vom 29. Dftober 1846 wird demfelben als 
Pfliht unter Anderm zugemiefen: Elle veille & ce qu’aucun article des depen- 
ses du budget ne soit dépassé et qu’aucun transfert n’ait lieu. Somit find 
alle Uebertragungen als ungefeglic ausgefchloffen, ebenfogut wie die Ueberſchrei— 
tungen der Anfäge. Einen gemwiffen Spielraum für die Verwaltung gab jedoch 
ihon die Luremburgiſche Berfaifung von 1848, welche fi fonft vielfach 
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an die belgifhe anſchließt. Im Art. 109 war beflimmt: Die Rehnungstammer 
waht darüber, daß fein Ausgabepoften des Budgets überfchritten werde. Nur 
fraft eines Geſetzes darf ein Uebertrag aus einer Abtheilung des Budgets in eine 
andere bewerfftelligt werben. Jedoch ift e8 den Mitgliedern der Regierung ge- 
ftattet, in ihren Dienftzweigen Ueberfchüffe von einem Artikel auf den andern ver 
nämlihen Abtheilung zu übertragen vorbehältlih der Nechtfertigung bei ver 
Kammer. (La chbambre des Comptes veille à ce qu’aucun article de depenses 
du budget ne soit depasse. Aucun transport d’une section du budget à l’autre 
ne peut &tre eflectue, qu’en vertu d’une loi. CGependant les membres du 
Gouvernement peuvent operer, dans leur services des transferts d’exc&dants 
dun article A l’autre dans la m&me section à charge d’en justifier devant 
la Chambre.) Hier wird alfo das in England angenommene YAusnahmeverhältniß 
theils erweitert, theils befchränft. Letzteres infofern, als die Ueberſchüſſe nur inner: 
halb der einzelnen Bubdgetfeltionen zur Outmahung von Ausfällen verwandt 
werben dürfen; eine Erweiterung liegt darin, daß fi dieſe Befugniß auf alle 
Zweige der Berwaltung erftredt, währen für beide Fälle eine ſpätere Rechtferti— 
gung vor den Kammern einzutreten bat. 

Diefer Ausweg, innerhalb gewiffer Grenzen Uebertragungen (virements) 
gejeglich für zuläßig zu erklären, ift in fehr vielen Berfaffungen und Finanzgefegen 
eingefchlagen worden. Während einerfeit8 zugegeben werden muß, daß eine gemiffe 
Beweglichkeit bei dem Wechfel der Ereigniffe nicht entbehrt werben, fann, wenn 
man nicht verfchwenberifh die allerhöchſten Marimen ver Bewilligungen zulaffen 
will, ift doch auf der andern Seite die Gefahr zu vermeiden, das Appropriationg- 
reht um feinen wirklichen Inhalt zu bringen. Letzteres ift offenbar ver Fall, wenn 
wie in Frankreich nah der Verfaſſung von 1852/53 der gefegebende Körper 
die Budgetpofitionen nur nad ganzen Minifterien zu bewilligen hatte, fo daß 
Innerhalb feines Minifteriums der Chef nach Belieben mit den bewilligten Summen 
ſchaltete und waltete; ja wo fogar eine Mebertragung von Geldſummen von einem 
Minifterium anf ein anderes burd einen bloßen Befehl des Stantsoberhauptes 
legalifirt werben konnte. Hier waren Einfluß und Kontrolle der Steuerzahler 
über die Staatsfinanzgen zur bloßen Form geworden, allerdings ganz im Einklang 
mit bem Grundcharakter ver Napoleonifhen Berfoffung und jener allervings für 
den englifch-franzöfifhen Hanvelsvertrag und feine Nachfolger glüdlih benugten 
gorbitanten Befugniß des Kaifers, durch Handelsverträge ohne die Zuftimmung 
der Nation Steuern in Geftalt ver Zölle aufzulegen und abzuändern. Erſt durch 
das Dekret vom 24. November 1862 wurde eine Meine Abhülfe gewährt, indem 
dem gefeßgebenden Körper bie Befugniß gegeben wurde, das Bubget nach einzelnen 
Abtheilungen zu bewilligen, wobei die Zuläßigfeit der virements auf die einzelnen 
Abtheilungen beſchränkt ward. Die Erfahrung, daß der öffentliche Kredit bei dem 
bis dahin beftandenen Syfteme untergraben wurde, hatte dieſes Zugeſtändniß an 
die Öffentliche Meinung nothwendig gemacht. 

In den deutſchen Staaten — um diefe Frage bier vorweg zu nehmen — 
if nicht 6108 überall das falfhe Princip befolgt, Etatsüberfchreitungen vorbehalt- 
lich fpäterer Rechtfertigung für gefeglich zuläßig zu erklären, fondern es fehlen 
ud für die Begrenzung des Ueberfchreitungsrechts meift bie nöthigen Haren Be— 
Rimmungen. Die preufifche Finanzpraris hält fih dabei an Vorſchriften aus 
den Zeiten des abfoluten Rönigthums, wobei nur der Gefichtöpunft einer Regelung 
der Reffortverhältniffe innerhalb des VBerwaltungsorganismus maßgebend ift. 

nad bebürfen jest nur folhe Mehrausgaben als nicht innerhalb der Ueber- 
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tragungsbefugniß der Beamten gelegen, einer nachträglichen Genehmigung durch 
die Kammern, welde als Mehrausgaben bei denjenigen einzelnen Kapiteln refp. 
Titeln hervortreten, bie in dem durch das Budgetgeſetz feftgeftellten und in bie 
Sefegfammlung aufgenommenen Staatshanshalts-Etat ausgebradht werben (Rönne, 
Preuß. Staatsreht I. $. 66, II. $. 467). So heißt «8 auch in der Kabinets- 
orbre vom 29. Mai 1826, daß die Hauptabtheilungen oder Titel, welde ber 
Etat für einzelne Gegenftände enthält, innegehalten werden müffen und daher bie 
Ausgaben eines Titels nicht zu denen eines andern verwendet werden dürfen. An 
einer gejeglihen Regelung diefer ganzen Materie fehlt es in Preußen noch durch— 
aus. Um nody beifpielaweife einige der Heineren Verfaſſungen zu berühren, in welchen 
dieſer Gegenftand grundgefeglich geregelt ift, fo enthält die Braunſchweigiſche 
Landſchaftsordnung vom 12. Dftober 1832 im $. 185 Folgendes: „Den Ständen 
fteht das Recht zu, gemeinfhaftli mit der Landesregierung den Staatshaushalt- 
etat nach den einzelnen Abtheilungen feftzuftellen. Die Berwenbung und Berthei- 
lung der für jede einzelne Abtheilung im Ganzen bewilligten Summen bleibt jedoch 
der Beftimmung der Landesregierung überlafien, und es kann, wenn die Verwen— 
dung nur für dieſe Abtheilung und ohne Ueberjchreitung des feftftehenden Spe- 
cialetats Statt findet, gegen eine von den einzelnen Pofitionen derſelben eingetretene 
Abweihung an ſich eine Erinnerung von Seiten der Stände nit gemacht, wohl 
aber eine Nachweiſung der Zwedmäßigfeit diefer Abweihung verlangt werben.“ 
Nah rer Divdenburgifhen Berfafiung 8. 196 follen Landtag und Landtags 
ausſchuß auch darüber wachen, „vaß Erfparniffe in einer Ausgaberubrit nicht für 
eine andere verwandt werden“. Die Theorie, daß alle Erfparniffe einer Bubget- 
periode dem Fürſten zur vollen freien Verfügung ftehen, ift befanntlid nur ein- 
mal in Bayern vertreten worden. Im Fürſtenthum Waldeck dagegen ift in ber 
Berfaffung $. 87 ganz abfolut ausgefprehen, daß „jede Bewilligung nur für 
den befonderen Zwed gilt, für welchen fie beftimmt worden iſt“. Somit war hier 
die fonftitutionelle Theorie in ihrer Reinheit feftgehalten. 

Allein unter allen Umftänden kann es geſchehen, daß Landeskalamitäten und 
fonftige unvorberfehbare Ereigniffe, wie plögliche Kriege, einen Mehraufwand 
über die Grenzen des vereinbarten Budgets nothwendig maden. Solche 
qualitative Etatsüberfchreitungen, wie man fie genannt hat, müffen in benjenigen 
Staaten, wo eine rechtliche Befugnig an ſich zu den ihre Dedung betreffenden 
Mapregeln nicht ausgefprochen ift, auf die Verantwortlichkeit der Minifter vor: 
genommen werben, wenn es nicht möglich fein follte, das Parlament zur recht— 
zeitigen nachträglichen Bewilligung folder Zufäge zum Finanzgeſetz einzuberufen. 
In anderen Staaten ift biefer Fall durch die Verfaffung vorgefehen und ift ein 
allgemeiner Refervefonds vorhanden, auf die Verwendung ber Ueberſchüſſe für 
ſolche Nothfälle hingewiefen oder den Miniftern das Recht gegeben, auf andere 
Weife mit Beiziehung der Staatsfchuldentilgungstommiffion, des Schagrathes oder 
wie die landſtändiſchen Kontrollbeamten fonft beißen, die nöthigen Mittel beizu— 
Ihaffen. In England hat man aud wohl Angeſichts folder kritiſchen Verhältniſſe 
dem Deinifterium ohne Appropriation Gelder bewilligt. Natürlih muß aber in 
allen viefen Fällen ebenfogut wie über das urfprüngliche Finanzgefeg eine Verein: 
barung zwifchen Regierung und Bolfsvertretung herbei geführt werden; bis dieſe 
Vereinbarung in Gefegesform vorliegt, iſt jede im Budget nicht bewilligte Aus: 
abe eine bloße Thatfahe, für melde die Minifter eventuell mit ihrem eigenen 

— einzuſtehen haben. 
ir haben bisher nur von dem Verhältniß der einen Volksvertretung zu 
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dem Rechte ter Steuerbewilligung und feinem Inhalt geſprochen; aber in manchen 
Stasten und gerade in folden, wo Eonftitutionelles Leben zur vollen Wahrheit 
geworben Äft, befteht das Parlament, der Landtag oder wie der neben den Fürften 
tretende oder in Republifen das Volk repräfentivende Körper heißen mag, aus 
zwei Abtheilungen. Es ift daher noch zu fhildern, wie beim Zweilammer- 
fyſtem die Intereffen der Gefammtheit in Steuer- und überhaupt Finanzſachen 
wahrgenommen werden. Eines weiteren Eingehens auf die Eigenthümlichkeiten der 
altfläntifchen Kurienverfaffung bedarf es hier nicht, es genügt an den Grundfag 
zu erinnern, daß dabei nit für das Boll, als eine Gefammtheit, fondern für 
jeten Stand aus eigenem Rechte die Abgaben bewilligt und die darauf wefentlid 
beſchränkte Mitwirkung beim Stantshaushalt geübt wurde. In der noch beftehenven 
reiheftändifhen Berfaffung Schwedens mit vier Kurien haben alle Stände bei 
Finanzfragen zunächſt gleiche Rechte und nur unter allerlei Mopifitationen ent- 
iheldet die Majorität über die biffentirende Kurie. Die Beurtheilung der Frage 
für das moderne Zweikammerſyſtem wird fi nad zwei Richtungen erftreden müffen: 
ob es nüglih oder thunlid ifi, die volle Berathung und Beſchlußfaſſung über 
den Finanzetat in zwei parlamentarifhen reifen vornehmen zu laflen, und 
wenn nicht, welchem der Häufer oder welcher Kammer nah ihrer Zufammen« 
fegung der größere Anjprud auf tie Ausübung tiefes wichtigen öffentlichen Rechtes 
zulommt. 

Ehe wir die Nüglihkeit einer doppelten Berathung in extenso über dieſen 
Gegenftand ins Auge faffen, ift jeboh der Fall vorwegzunehmen, wo nad ber 
ganzen Anlage eines Staatsweſens bie volle Gleichheit der beiden Kollegien in’ 
diefer Beziehung eine Nothwendigkeit ift. Dies tritt ein bei einem Bundes— 
ſtaate, befien erfte Kammer, Senat, Ständerath die Interefjen ver halbfouveränen 
Eingelftaaten im Bundesftaat wahrnehmen fol. Hier alles Wefentliche von der zwei⸗— 
tem, eigentlichen Boltsrepräfentation abhängig mahen, hieße gerade auf einem 
Gebiete, wo die relative Selbfländigkeit der Einzelftaaten zu fhüten ift, mit dem 
Grunpbegriff des Bunvesftaats in Widerfprud treten. Wenn wir deshalb finden, 
daß die nordamerikaniſche Unionsverfafjung, die Berfafjung ver ſchweizeriſchen Eid⸗ 
genoffenfhaft dem Senat und Haus ver Repräfentanten, Stänberath und National- 
rath bezüglich des Finanzweſens gleiche Rechte einräumen, fo folgt daraus Nichts 
für die Beantwortung der Frage in einem einheitlih organifirten Etaate. Die 
deutſche Reichsverfaſſung, welde bier dem Volkshauſe fogar noch weitergehenve 
Vorrechte gab, ala fie fonft ver Eonftitutionelle Gebrauch gebilligt, hat bekanntlich 
die Probe der Erfahrung nod nicht beftanden. Uebrigens ift eine doppelte ein— 
gehende Prüfung des Finanzweiens in beiden Kongreßabtheilungen eines Bundes- 
ſtaates um fo eher möglih, als das Budget eines Bunbesftants fih auf wenige 
Hauptpunkte zu beſchränken pflegt und das ftaatliche Wirthſchaftsleben weſentlich 
fih in den Einzelftaaten vollzieht. Auch bier wirb die nächſte Zeit für die Ver— 
einigten Staaten von Norbamerila durch die gewaltige Schulbenlaft der Union 
und die für ihre Verzinfung und Ablöſung nöthigen dauernden Unionsftenern eine 
nicht leichte Aufgabe bringen. 

Abgefehen von Bundesſtaaten ift es unzweifelhaft, daß die genaue Prifung 
des Finanzjahres für ein großes Reich innerhalb der fhon durch die Zeit und 
jonftige beftimmenve Berhältniffe gegebenen Grenzen, nicht gut von zwei verfchie> 
denen politiſchen Körperjhaften vorgenommen werben fanı. Das Refultat wäre 
vorausfihtlich ftatt einer gründlichen zwei oberflächliche Prüfungen, und ver weitere: 
Mißſtand, daß wenn ſich die Regierung mit einer Körperfhaft über ale Einzel- 
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beiten des Budget geeinigt hätte, burch jeden abweichenden Beſchluß der anderen 
Kammer Alles wieder in Frage geftellt würde. Und die Hauptſache, daß neben ber 
Regierungsbehörbe Vertreter der Bevölkerung felber das mitentfcheidende Wort in 
den Fragen des Staatshaushalts fprehen, wird durd eine einmalige Berathung 
und Beſchlußfaſſung völlig gefichert. Diefe Gründe würben felbft pa entſcheidend 
fein müffen, wo vie zwei Kammern auf einer weſentlich gleihen Bafis, nämlich 
der bed Wahlrechts ftehen, 3. B. beim belgiſchen und holländiſchen Senat, ob⸗ 
gleih aud hier durch den größeren Genfus die erfte Kammer einen Anflug von 
Klaffenvertretung erhält oder doch wenigftens die Anfhauungen ver höheren Ge- 
jelihaftsfhichten vorwiegend zum Ausprud bringen wird. Aber wo immer zwei 
Kammern fih hiſtoriſch entwidelt haben oder aus dem bewußten Willen des 
Bolfes hervorgegangen find, ift doch der eigentliche Ausgangspunkt die Wahrung 
verſchiedener nicht ſowohl ſtändiſcher als ftaatlicher Intereffen durch eine ver- 
fhiedene, doppelte Berfammlung gewefen, und überall macht fi ber Unterſchied 
geltend, daß die eine Berfammlung in unmittelbarer Weife mit ber Bafis des 
Staats, der Staatöbürgerfhaft im Ganzen, mag diefe dur das Wahlreht nun 
enger ober weiter beftimmt fein, im Zujammenbange fteht. Neben diefem Zweige 
ver Legislatur hat die erfte Kammer, mag fie aus Wahlen mit höherem Cenfus, 
aus der Provinzialvertretung hervorgehen oder in Monardhien dem fürftlichen 
Ernennungsrecht auf Lebenszeit oder mit erbliher Verleihung ihre Entftehung 
verdanken, vorwiegend die Aufgabe einer Kontrolle und eines Gegengewichts. 
Darüber nun, daß bei der Wahl zwifhen zwei Kammern der Bollsvertretung im 
engeren Sinne — denn in ber wahren Yuffafjung fol eine erſte Kammer ebenfalls 
den Bolfsintereffen und nicht ftändifchen Vortheilen zum Ausdruck dienen — die Mit- 
regelung des Finanzhaushalts vor der ariftofratifhen oder wie immer fonft aus- 
gezeichneten erften Kammer gebührt, Tann fein Zweifel fein. Hinter der zweiten 
Kammer fteht das fteuerzahlende Volk in feiner Maſſe, Wünſche und Befürdtungen 
gerade in Bezug auf die Finanzverwaltung werden aus der Bevölkerung burd 
ihre Bertreter in dem großen Spredfaal der Nation am Beften zur Deffentlichkeit 
gebracht. Bon einer vorwiegenden Zuweifung der Yinanzregelung eines Staats an 
die erfte Kammer fann natürlid da feine Rede fein, wo biefe aus fteuerfreien 
Perfonen oder auch nur aus den Höchfiprivilegirten in Bezug auf Beſteuerung 
befteht; aber dasſelbe muß für Berfammlungen gelten, wo die königliche Ernennung 
anz oder doch zu einem beträchtlichen Theile die Zufammenfegung des Hauſes be- 
Er wie 3. B. in England, 

Auf dem Kontinente bat man öfter das Beijpiel des forben genannten 
Landes ohne Weiteres nachgeahmt, aber die Gründe, welde vie Einwirkung ber 
englifhen Lords auf das Steuerbewilligungsredht beſchränken, find doch wefentlid) 
andere, als die, welde anderswo in erfter Reihe für die gleihe Einrichtung 
fprehen. Belanntlich haben anfänglid die verfhiedenen Stände: Prälaten, welt- 
lie Lords, Städte und Grafſchaften über ihre Steuern felbftändig mit der Krone 
verhandelt, und auch als ſchon das Parlament zu einer großen Körperſchaft in 
zwei Häufern zufammengewahfen war, kommen nod Spuren der alten ftänbifchen 
Trennung vor; allein ſehr früh hat dann das Haus der Gemeinen von England 
das Steuerbewilligungsreht und die Mitwirkung beim gefammten Staatshaushalt 
als feine eigentlihde Domäne beanjprudt. Der Hauptgrund war, daß bei dem 
Zurüdtreten der Grundſteuern für den Staatsaufwand, in. den Stäbten und ben 
Tleden der Grafſchaften der Hauptfig des die Steuern tragenden Einfommens mar. 
Das beweglihe Vermögen wurde die eigentliche Unterlage des engliſchen Steuer- 
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weſens und jelbft foweit der Grundbeſitz in Mitleivenfchaft gezogen murbe, war 
ea unter den Rittern der Grafſchaft ganz anders vertreten, als durd bie wenig 
zahlreichen weltlihen Mitgliever des Oberhauſes. Es wäre nämlih völlig 
irrig anzunehmen, daß im Mittelalter zur Zeit der organifirten Parlaments- 
verfafjung bie Bedeutung des Dberhaufes in demfelben Verhältniß zum Unter 
haufe geftanden wäre, ale heutzutage. Gegenwärtig ift das um faum 200 Mitglie- 
ver dem Unterhanfe an Zahl nachſtehende Oberhaus mit Ausnahme der wenigen 
Bifhöfe, eine Berfammlung von einer Steuerfraft, die alle Beachtung verbient 
und deren Beichräntung auf eine allgemeine Begutachtung des jährlichen Yinanz- 
etats fih nur aus dem oben amgebeuteten praftifhen Gründen und burd bie 
Wahrnehmung rechtfertigen läßt, daß auch im Unterhaufe die begüterte Gentry 
und das große Kapital durch die Natur der Verbältniffe zu einer genügenven Ber- 
tretung gelangt. Aber vor vier und brei Jahrhunderten war das Dberhaus eine 
Körperfhaft von wenigen großen Feudalherrn, welche durch Kriegspienft ftenerten, 
md fpäter von Höflingen und Emporfömmlingen, welde mit am Mark des Landes 
zehrten. Schon fo früh als 1407 finden wir das ausprüdliche Anerkenntniß, daß 
die Subſidien — abgefehen von der. Befteuerung, welche fich die Geiftlicheit noch 
längere Zeit jelbftändig auflegte, fei es im Zufammenhang mit dem Parlament 
oder als geiftliches Parlament, Konvofation — von den Commons bewilligt werben 
und bie —* nur ihre Zuſtimmung dazu geben und daß demgemäß die Mit- 
theilungen über die bewilligten Steuern an die Krone durch den Sprecher des Unter- 
baufes gefchehen. Diefer Grundſatz, daß die eigentliche Negelung des Staatshaus- 
halte Sache ver Gemeinen fei, ift von dem Oberhaufe an fidh nicht beftritten 
worden, wohl aber hat es heiße Kämpfe um bie Grenze gegeben, welche für bie 
beihränfte Theilnahme der Lords am dieſem äffentlihen Rechte beftehen folle. 
Die vielfah citivte Aeußerung Lord Chathams: „Beftenrung ift fein Theil ber 
Regierungs- oder Gefeggebungsgewalt, Steuern find eine freiwillige Gabe und 
Gehen! der Gemeinen allein. Bei ver Geſetzgebung find bie drei Estates bes 
Reichs (hier König, Oberhaus und Unterhaus) gleichſehr betheiligt, aber die Zu— 
fimmung der Paird und der Krone zu einer Steuer ift nur nöthig, um biefelbe 
mit ber Form eines Gefeges zu befleiven. Die Gabe und Berleihung kommt 
allein von den Gemeinen“, ſpricht nur die vorwiegende Anfhauung aus, ohne 
doch den Kern der Sache zu treffen. Praktiſche Gründe haben aber dahin geführt, 
daß ſich das Recht der Lords darauf befchränft, Finanzbills des Unterhaufes ent- 
weder anzunehmen oder abzulehnen. Dagegen fteht ihnen nicht die Befugniß zu, 
Amendements zu folden Gefegentwürfen zu befchließen. Uber aud das Recht der 
puren Ablehnung von Steuerbewilligungen ift von ben Lords nur mit der größten 
Zurädhaltung geübt worden und wir lernen aus der Geſchichte des Parlaments, 
daß ala 1763 eine namentlihe Abftimmung über die Wein- und Eiver-Tare vor- 
genommen wurde, dies nad den Alten das erfte Mal war, wo eine Abftimmung, 
welhe nicht reine Zuftimmung war, über eine Geldbill ftattfand. Im Jahr 1860 
lam diefe Frage, ob wirklich das Dberhaus einen materiellen Einfluß auf bie 
Sinanzfragen noch üben folle und könne, bei Gelegenheit ver Aufhebung ver 
Papierfteuer zur ernften Erwägung. Das Unterhaus hatte im Zufammenhang mit 
dem ganzen Finanzplane Gladſtones vie Aufhebung der Papierfteuer beſchloſſen; 
das Oberhaus verwarf diefe Aufhebungsbill mit einer Majorität von 81 Stimmen, 
dazu ohne Zweifel dur die geringe Majorität (9 Stimmen) ermuthigt, womit 
die BIN im Haufe der Gemeinen durchgegangen war. In der fehr gründlichen 
Unterſuchung und Diskuffion diefes praftiih neuen Ereigniffes ftand auf der einen 
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Seite das früher von den Gemeinen felbft anerfannte Recht des Oberhauſes, 
Steuerbilld zu verwerfen, auf der anderen die Erwägung, ob dies fih auch auf 
Steuerabfchaffungen beziche, und der nicht zu leugnende Mißftand, daß durch bie 
Geltendmachung jenes Veto die ganze Finanzwirthihaft eines Jahres, wovon eine 
einzelne Bewilligung oder Steueraufhebung ein integrirender Theil ift, im Frage 
geftellt wird. Das Refultat aller Erwägungen ftellt fi wohl dahin, daß nur für 
den Fall, wo der geſammte Finanzplan eines Jahres dem Oberhaus verberblid 
erfcheint, ein Eingriff in das faktifhe Monopol des Unterhaufes, den Finanzplan 
zu regeln, theoretifch zuläßig wäre. Dabei ift jedoch nicht zu vergeflen, daß nad ber 
parlamentarifchen Regierungaweife Uebereinftimmung zwifhen Regierung und Unter- 
haus vorausgefegt wird, das Oberhaus fich alfo fomohl mit der Krone als der eigent- 
lihen Volksvertretung in Widerfprud; fegen würde. Der Streit um die Papierfteuer 
wurbe durch Lord Palmerftond Takt fo beigelegt, daß das Unterhaus, unter 
feierliher Verwahrung feines Rechts, den Staatshaushalt zu regeln, den Gegen 
ftand bis zum nädften Jahre liegen ließ, wo dann bie Aufhebung der Papier 
fteuer mit anderen neuen Stenerauflagen in eine Bill vereinigt wurbe, welche bas 
Oberhaus ohne Widerfprud paffirte. Diefem ganzen Verhältniß entfpricht es, daß 
fih die Krone in ihren Thronreden bezüglich der Finanzvorſchläge ausſchließlich 
an die Gemeinen wendet, und ebenfo bei Prorogationen dem Unterhaufe allein für 
die bewilligten Steuern dankt. Dahin gehört der Grundfag, daß jede eine Finanz 
maßregel betreffende Bill zuerft im Unterhaufe zur Berhandlung gebracht werben 
muß und daß fchon auf den bloßen Beichluß des Unterhaufes hin bei Steuer 
und Zollänterungen die neuen Steuerfäge erhoben werben und die Staatslaſſe 
ermächtigt wird, durch Schatzbills alle Poſten zu beftreiten, wofür das Unterhaus 
die Bewilligung ausgefproden hat. Und fo wird denn dem abftraften Recht der 
Lords gegenüber in Zukunft es bei der Praris verbleiben, wie fie das Unterhaus 
am 3. Juli 1678 in folgender Refolntion als fein Recht anfprah: „Daß alk 
Steuern, Subfivien und Bewilligungen für Seine Majeftät im Parlament vie 
alleinige Gabe der Gemeinen find, und daß alle Bills für die Bewilligung folder 
Hülfsgelver und Subfidien im Haufe der Gemeinen zu beginnen haben, und daß 
es das unbezweifelte und alleinige Recht der Gemeinen ift, anzuorbnen, zu be 
ſchränken und beftimmen in folhen Bills die Zwede, Abſichten, Erwägungen, Be 
dingungen, VBorausfegungen und Qualififationen folder Bewilligungen, melde nicht 
von dem Haufe der Lords verändert oder alterirt werben dürfen.“ 

Auf Grund diefer englifhen Beftimmungen hat bie konftitutionelle Theorie 
und Prarid des Kontinents fehr häufig da, wo zwei Kammern vorhanden find, 
der zweiten Kammer als ber eigentlichen Bolksvertretung bie fpeciele Mitwirkung 
bei Feftftellung des Staatshaushalts gegeben und dem Oberhaufe oder ber erften 
Kammer nur die Befugniß ertheilt, das Budget im Ganzen anzunehmen ober zu 
verwerfen. Cine wefentlihe Verſchiedenheit zwifhen dem englifchen Vorbilde und 
den fontinentalen Nachbildungen liegt aber glei darin, daß in England kein all 
gemeines, das gefammte Burget umfaflendes Finanzgeſetz erlafjen wird, ſondern 
außer der formellen Appropriationsbill die Orbnung in einzelnen Parlamentsaften 
enthalten ift. Daß man in England die Verwerfung des ganzen Finanzgeſetzes 
durch das Oberhaus als einen Staatöftreih anfehen würde, ver alle fonftitutionelle 
Ordnung durchbräche, fann feinen Augenblick zweifelhaft fein. In der Kolonie 
Biltoria, welche wie die übrigen jest felbftäntiges parlamentarifches Regiment be- 
figenden Kolonien Englands nah dem Mufter des Mutterlandes das Steuer: 
bewilligungsmwefen geordnet hat, ift gerade jegt diefer äußerſte Fall eingetreten, 
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indem das Legiälative Council — die erfte Kammer — die Appropriationsbill ver- 
worfen hat. Da fein Einverftänpniß zwifchen den beiden Vertretungen zu erzielen 
war, hilft fih die Megierung mit geborgtem Gelve. Die vom Unterhaufe be- 
willigen, aber noch nicht durch die Appropriationsbill mit Geſetzeskraft beflei- 
deten Steuern und Abgaben werden nicht erhoben. Nah ven neueſten Nach— 
richten fuchte man burd eine Parlamentsauflöfung eine Tonftitutionelle Löſung 
des Zwiefpalts. In einigen veutfchen Kleinftaaten, welche fonft im Ganzen 
auch das Vorrecht der zweiten Kammer bei Finanzfragen anerkennen, ift ber 
dal, daß eine folde Berwerfung des Budgets durch die erfte Kammer 
Plag greift, ernftlih vorgefehen, indem alsvann beide Kammern zu einer Ber- 
fammlung zufammentreten müſſen, deren Majorität entfcheivet. Der Hinter 
gedanfe dabei iſt zweifeldohne der, daß die weit zahlreihere zweite Kammer darin 
doch den Ausfhlag geben wird. Während biefer Ausweg für den Fall der Mei» 
nungsverfchiebenheit in Würtemberg, Baden und Heffen vorgefchrieben ift, 
maß in Naſſau für ſolche Maßregein von vorneherein der Zufammentritt beider 
Kammern zu einer allgemeinen Ständeverfammlung erfolgen (vergl. ven Artikel 
„Landtag in dem deutfhen Staaten”), Uebrigens ift zu bemerfen, daß man bie 
Beſchränkung einer erften Kammer auf eine blos allgemeine Mitwirkung bei ber 
Budgetberathung und Beſchließung oft als das überall Vorkommende hinſtellt, 
was feineswegs der Fall ift; man hat das Sachgemäße und in England Her: 
fümmliche ohne Weiteres auch als wirkliche Regel aufgefaßt. In den neueren Ber- 
faflungsreformen, welche vom ädtkonftitutionellen Geifte getragen waren, hat man 
allertings mit allem Rechte eine ven englijhen Berhältniffien ähnliche Arbeitsthei- 
lung zwiſchen den beiden Kammern vorgenommen. 

Soffen wir die im Vorſtehenden entwidelte Theorie vom Stenerbewilligungs- 
recht nach allgemeinem fonftitutionellem Staatsreht zufammen, fo bat die Krone, 
welhe den Staatsbedarf in feinen Einzelheiten dur ihre Beamten und beren 
Gefhäftsführung kennen muß, die Vorſchläge und Forderungen zu maden, bie 
—— zu den Ausgaben und das Bewilligen der dazu nöthigen Mittel iſt 
Sache der Bolfsvertretung, bei zwei Kammern dergeſtalt, daß die erſte Kammer 
nur ein allgemeines Mitwirtungsreht entweder ausprüdlic hat oder fi darauf 
faltiſch befchränft. Wie jedes andere Gefeg, kommt aud ein Finanz» oder Steuer- 
gefeg mur durch Uebereinftimmung aller Gefepgebungsfaltoren zu Stande, welde, 
abgejehen von jener Beſchränkung ver erften Kammer, in ver freien Uebung dieſes 
Rechts nur dem eigenen Pflichtgefühl verantwortlih fine, Es ift felbftverftändlid, 
daß nichtbewilligte Steuern nicht erhoben werden fünnen, wenn nidt vie Ver— 
faſſung ausdrücklich von diefer Regel vorübergehende Ausnahmen zuläßt, und daß 
der einzelne Staatsangehörige in feinem vollften Rechte iſt, wenn er wie John 
Hampden die Zahlung einer nit vom Parlament bewilligten, ungefeglichen 
Auflage verweigert. In dem zur vollen Entwidlung gelommenen Repräfentativftaat 
bildet das Stenerbewilligungsreht nicht blos vie Hauptftäge der Bolfsfreiheit, 
jondern zugleih auch das Fräftigfte Band zwifchen den verſchiedenen Elementen 
der Staatögewalt, während es in bem halbfertigen konftitutionellen Syftem aller- 
dings die Schwierigkeit aller Schwierigkeiten und der ficherfte Beweis iſt, daß von 
dieſer gemifchten Regierungsart entweber vorwärts oder rückwärts geſchritten 
werden muß. 

Wendet fih der Blid von jenen Staaten, welche mit England an ber Spige 
die Mepräfentativverfaffung zur vollen Wahrheit gemadht haben, auf bie in 
Deutſchland fich zeigenden rechtlichen und thatſächüchen Verhältuiſſe der Steuer- 
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bewilligung, fo iſt zunächſt zu ſagen, daß bie altſtändiſchen Inftitutionen 
und Grundſätze, wie fie zur Reichszeit galten, gegenwärtig in feiner Weiſe mehr 
in Betracht kommen. Bereinzelt mögen Bruchſtücke ver alten Formen fich in unfere 
Gegenwart hineingerettet haben — bie ganze Grundlage der Landesvertretung ift 
feit Auflöfung des Reichs und nad den nenerlaffenen Berfaffungen eine andere 
geworben. In biefer Beziehung muß man Gerber (Orundzüge eines Syſtems des 
deutſchen Staatsrechts, 1865, ©. 119) durchaus beiftimmen, wenn erfagt: „Die älteren 
deutſchen Zerritorialftände können nur in Verbindung mit den allgemeinen ftaats- 
rechtlihen Berhältniffen ihrer Zeit begriffen werben, mit deren Untergang fie als 
eine ihr angehörenve Geſtaltung verfhwunden find; die Stände der Gegenwart find 
als ein neues Inftitut aus dem Boden eines völlig veränderten Staatsrechts 
hervorgewachſen“. Died gilt auch durchaus von dem Älteren und neueren Steuer: 
bewilligungsredt. Der moderne Staat ift au in Deutfchland zum Durdbrud 
gefommen und weder erfcheint die ganze Regierung bes Fürſten als feine perſön— 
liche Angelegenheit, noch beſchränkt fich die Theilnahme der ftenerzahlenden Unter- 
thanen auf freiwillig gefpenvete Hülfe und Beeden. Bon allgemeinen Rechtsgrund: 
fügen über das Steuerbewilligungsreht, welde für ganz Deutſchland etwa noch 
geltend wären, Tann, foweit fie aus dem älteren Herfommen oder dem Meichsrechte 
entnommen werben follen, nicht geredet werben. 

Ebenfowenig aber läßt fih behaupten, daß aus ben neuen feit 1815 er- 
laffenen Berfaffungsurfumden und fonftigen Orandgefegen eine allgemeine 
deutſche Lehre vom Steuerbemwilligungsredt fich ausgebildet hat, daß 
etwa eine Vergleichung der verfchievenen Beftimmungen in den Einzelftaaten einen 
Rechtsſatz won überall bindender Kraft, alfo ein gemeinrechtlihes Princip, an’e 
Licht ftellen könne. Die Grundverfchiedenheit der einzelnen Berfafjungen, wie wir 
fie im bunten Wechfel über die deutfhe Scholle hin gelten fehen, verbietet von 
vornherein eine folde Konfteuktion und ebenfowenig hat die Beweisführung aus 
der „ureigenen Schöpfung bes nationalen Geiftes“ hier ftatt, da befanntli alle diefe 
Verfaſſungsgeſetze mehr oder weniger genaue Nahbildungen frembländifcher Im- 
ſtitutionen find, Es Tann daher nur von ben pofttiven Gefegesbeftimmungen ber 
einzelnen beutfhen Berfaffungen über das Steuerbewilligungsrecht in dem einzelnen 
Lande geredet werben, und bei dem Schweigen der Geſetze wird es nur geftattet 
fein, aus dem ganzen Charakter der einzelnen Berfaffung und eventuell ihres 
Borbildes den fehlenden Geſetzesausſpruch zu ergänzen, wenn es ſich um eine nicht 
im Wege der Gefeßgebung felber auszufüllende Lüde handelt. Die bie und da 
wohl verſuchte Einfchiebung eines angeblich gemeinrechtlichen Grundſatzes für alle 
deutſchen Verfaſſungsſtaaten ift ebenfo umjuriftifh als politifh gefährlid. Gewiſſe 
gemeinfhaftlihe Grundzüge beruhen nicht fowohl darauf, daß wir es mit dent- 
hen, als mit Berfaffungsftaaten zu thun haben. Ein gewiffer Antheil der Land⸗ 
ftände bei der Stenerauflage und der Aufftellung des Budgets fehlt in keinem 
beutfchen Berfaffungsftaat, aber das Maß viefer Rechte und die Art ihrer Hebung 
ift doc fehr verſchieden beftimmt. 

Nah ver preußiſchen Verfaſſung — in Defterreich iſt gegenwärtig das 
ftaatsrehtlihe Chaos vorhanden — ift ohne Zweifel die volle Tonftitutionelle 
Mitwirkung den Kammern zugevadt, allein bier ift die Singularität eingetreten, 
daß nad Art. 109 der Berfafjung die einmal beftehenden Steuern forterhoben 
werben. Diefer Gruntjag fand fih auch in der oftroyirten Berfafiung vom 
5. November 1848, aber mit feinem andern Sinne, al® daß bis zur Feftftellung 
des erften Budgets nad der Vorſchrift der Verfaſſung, die beftehenden Steuern . 
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eingezablt und natürlich auch verwendet werben follten. Bei der Nenifion ber 
Berfoffung ift e8 aber ver Reaktion geglüdt, jenen YWusnahmeartifel mit der Be— 
deutung beizubehalten, daß alle einmal geſetzlich befchloffenen Steuern, wenn fie 
nicht für eine beftimmte Zeit eingeführt find, fortwährend weiter erhoben werben 
fünnen. Da aber ein jährliches Finanzgefeß durch vie Verfaſſung Art. 99 gefordert 
wird, welches nur mit Zuftimmung der Kammern erlaffen werben fann, eine Ber- 
wendung ber eingezogenen Steuern aber mur fraft des Finanzgeſetzes eintreten 
fann, beſchränkt ſich das Recht der preußifhen Kammern auf die Bewilligung und 
eventuelle Nichtbewilligung neuer Steuern und die Nichtbewilligung oder Bewilli- 
gung ber Berwenbung der beftehenden Steuern. Um dieſen Punkt dreht ſich aber 
bei ver bekannten Lücentheorie der preußifhen Regierung eine ber widhtigften 
Seiten des großen Berfafjungstampfes in Preußen, deflen Anfang in dem Artikel 
„Preußen“ berührt ift. Im Herbft 1862 hat das Herrenhaus das Budget, wie 
et aus der Berathung des Haufes der Abgeordneten hervorgegangen, abgelehnt, 
wozu 28 nach dem Wortlaut der Berfaffung berechtigt ift. Indem 23 aber zugleich 
das Bubget in ber von ber Regierung urfprünglic vorgefchlagenen Geſtalt an- 
nahm, bat es eine offene Berfafjungswitrigkeit begangen. Seitdem ift fein Finanz- 
geleg zu Stande gekommen, fo daß feit 1861 ein rechtlicher Abfchluß des preußi— 
ſchen Finanzweſens nicht ftattgefunden hat. 

In Bayern find den beiden Kammern in Bezug auf das Finanzweſen 
gleihe Rechte eingeräumt, nur müffen die Anträge über die Staatsauflagen zuerft 
an die Kammer der Abgeordneten und durch dieſe an die Kammer der Reichsräthe 
gebracht werben. Der Regierung gegenüber hat der Landtag bie Zuftimmung ber 
Stände zur Erhebung aller bireften Steuern fowie zur Erhebung neuer inbirelter 
Auflagen oder zu der Erhöhung ober Veränderung der beſtehenden. Ebenfo ift ihm 
die Mitwirkung bei Staatsanleihen, dem Etaatsfhuldenwefen und der Finanz. 
tontrolle gefihert. Der ſchwere Mifftand, daß nad der Berfaffung nur G6jährige 
Finanzperioden ftatt hatten, alſo alle Nachtheile, wie fie oben kurz geſchildert wurden, 
ſich hier ee zeigten, iſt durch die foeben (1865) erfolgte Umwandlung in 
2jährige Budgetperioden befeitigt worden. Auch des in Bayern gemachten Ber- 
ſuchs, die Erübrigungen, welche bei Hochſchraubung ber Ausgabepoften und mög- 
lichſtem Niederhalten der Einnahmepofitionen des Budgets im Laufe von 6 Jahren 
oft viele Millionen betrugen, als reinen Profit der Krone zu behandeln, ift ſchon 
gedacht worden. Das fogenannte Berfafjungsverftänpnig von 1843, wonad alle 
ſolche Ueberſchüſſe in der nächſten Finanzperlode zur Einvahme geftellt werben 
mäflen, hat dieſer bodenloſen Praris und noch bodenloferen Theorie ein Ende ge» 
macht. Eine Abweichung von der reinen fonftitutionellen Theorie des Steuer- 
bewilligungsrechts liegt nach bayerifhen Verfaſſungsrechte nur inſoweit vor, als 
die beftehenden indirekten Steuern einer erneuten ausdrücklichen Bewilligung in 
jeber Budgetperiode nicht bebürfen. 

Weſentlich davon verſchieden find die zur Zeit im Königreid Sachſen über 
das ſtändiſche Steuerbewilligungsreht geltenden Beftimmungen. Der Art. 97 der 
Verfafjung vom 4. September 1831 fpricht zwar im Allgemeinen nicht fowohl 
von einem Rechte als einer Verpflichtung der Stände, für Aufbringung bes orbent- 
lichen und außerorbentliden Staatsbedarfs zu forgen, allein richtig verftanden ift 
dies nur ein anderer Ausdruck für diefelbe Sache, wie aud die Regierung von 
ihren Rechten nur einen pflichtgemäßen Gebrauch machen darf, und fo gewährt 
au der angezogene Artikel im feinem Fortgang den Ständen das GSteuerbewilli- 
gungsreht im vollen Umfang. Allein ſowohl die Berfaffung feiber, als das fie 
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in dem Steuerrecht mwefentlich mobificirende Berfafjungsgefeg vom 5. Mai 1851, 
eine der bitterften Früchte der politifhen Rüdbildung in Deutfhland, hat dieſe 
Befugniß auf fehr geringe Dimenfionen befhränft. Zunähft verlangt die Ber: 
faffung für Abftriche der Stände viefelbe volle Entwidlung der Gründe, wie fie 
die Staatsregierung für ihre volle Forderung beizubringen hat. Eine Forberung 
gift aber nur dann für abgelehnt, wenn fid) in einer der Kammern eine Majorität 
von wenigftens zwei Drittheilen gegen die Bewilligung in dem von ber Regierung 
verlangten Maße ausgejprodhen hat. Iſt legteres der Fall, fo kann der König 
dennoh für ein Jahr auf dem Berorbnungswege die Auflagen für den Staats- 
bedarf, infofern fie nit ausprüdlich für einen vorübergehenden bereits erreichten 
Zwed beftimmt find, ausfhreiben und erheben laſſen. Alsdann muß eine außer 
orbentlihe Ständeverfammlung einberufen werben, aber kein Berfaflungsparagraph 
fieht dem entgegen, daß nach ber Nihtbewilligung durch die neue Landesvertretung 
ber Kreislauf der Beftenerung im Berorbnungswege wieder beginnt. Die Ber- 
waltung des Staatsſchuldenweſens ift den Ständen zugewiefen, eine jener alt= 
ſtündiſchen Reminiſcenzen, welde dem modernen Staatsprincip wiberfpricht und 
bo eine wahre Berftärfung des ſtändiſchen Einfluffes nicht enthält. Bei aufßer- 
ordentlihen Ereigniffen fönnen Staatsanleihen aud ohne vorläufige Genehmigung 
ver Stände aufgenommen werben. Die ebenfalls 1851 neu formulirte Beftimmung 
bes Art. 102 der Berfafjung, wonach die ſtändiſche Bewilligung von Abgaben nicht 
an Bedingungen gelnüpft werben Tann, welde nicht das Wefen oder die Ber- 
wenbung berfelben unmittelbar betreffen, kann an ſich als ein Berftoß gegen das 
fonftitutionelle Staatsrecht nicht betrachtet werben. Ueber den Art. 1 des Gefekes 
vom 5. Mai 1851, welder fih auf das Berhältnig der Bunbespflidten zum 
ftändifhen Steuerbewilligungsrecht bezieht, wirb noch unten bei der Darftellung 
des Einfluffes zu reden fein, weldhen das Bundesverhältnig auf das Gteuer- 
bewilligungsreht in den Bundesftanten übt. 

Die würtembergifhe Berfaffung, welche wie bie ſächſiſche preijährige 
Budgetperioden vorfchreibt, fpricht ohne irgend welche Beſchränkung außer der an- 
gemeſſenen, daß Steuerbewilligungen nicht an anderweitige Bedingungen geknüpft 
werben dürfen (Art. 113), das reine fonftitutionelle Princip aus, daß ohne Ber- 
willigung ber Stände weder in Krieg- noch Friedenszeiten eine direkte oder indirekte 
Steuer ausgefhrieben und erhoben werden fann (Art. 109). Die erfte Kammer 
bat das von der zweiten angenommene Budget, nachdem vorher vertraulihe Be— 
rathungen zwifchen ben beiden Wbtheilungen des Landtags gepflogen worden, im 
Ganzen entweber anzunehmen ober zu verwerfen. In legterem Fall findet ein 
Durdzählen aller Stimmen in beiden Kammern ftatt, wobei für den eintretenden 
Fall der Stimmengleichheit der Präfldent der zweiten Kammer ven Ausſchlag gibt. 
Daß Mohl in feinem berühmten Werke: „Das Staatsrecht des Königreihs Wür- 
temberg" S. 624 dem ftänbifchen Steuerrchte einen zu engen Sinn gibt, unter- 
Itegt heute wohl feinem Zweifel, wie ſchon früher die abweichende Anfiht von 
Paul Pfizer in feiner Schrift: Ueber das Steuerverwilligungsredt u. ſ. w. ausführlich 
begründet wurde. Die Berfaffungsbeftimmung, daß nothwenbige Ausgaben nicht zu 
verweigern find, läßt bie Entſcheidung über die Nothwendigkeit immer noch in den 
Händen ver Vollövertretung und unter der Berantwortlichkeit ihres eigenen Pflicht: 
gefühls (fiehe oben). 

In feinem der deutſchen Königreiche hat das ftändifhe Steuerbewilligungs- 
recht ſolche Wandlungen erfahren, al® in Hannover. Dem von König Ernft 
Auguſt einfeitig aufgehobenen Staatsgrundgefeg von 1833 folgte zunädhft eine 


Steuerbewilligungsrecht, 245 


Reoltivirung ber Berfaffung von 1819, viefer die mit den Ständen vereinbarte 
Berfaffung vom 5. September 1840; ftatt legterer wurde bie revidirte Berfaffung 
vom 5. September 1848 geltend, melde unter Beihülfe ver deutſchen Bundes— 
verfammlung in ihren wefentlihen Punkten 1855 durch königliche Oktroyirung ver: 
ändert wurde. Nachdem zunächft die Beftimmungen über das Yinanzwefen — wie 
in allen Kleinftaaten bilvete das Steuerbewilligungsreht und das Staatsvermögen 
auch bier das Hauptmotiv der Zwiftigfeiten — aus ver Berfafjung von 1840 
wieder in Wirkſamkeit gefegt waren, fam am 24. März 1857 ein neues Geſetz 
über das Finanzfapitel zu Stande, welches in feinem von den Fonftitutionellen 
Orundprincipien weitabliegenden Inhalt feine Urheber und die Zeit, in welder es 
entftand, nicht verleugnet. Daß nach dieſem Gefege „die Bewilligung des Budgets 
durh den König und bie allgemeine Ständeverfammlung gemeinfam geſchieht“, 
it nur eine etwas auffällige Formulirung bes richtigen unbfages, baß bie 
Steuerbewilligung formell dur ein Geſetz gefchieht, aber namentlih in Betreff 
der Uebertragungen ift dem Ermeſſen der Megierung ber weitefte Spielraum 
gelaffen. 

Es wird nicht nöthig fein, die in den einzelnen deutſchen Verfaſſungen über 
das Steuerverwilligungsreht enthaltenen Beftimmungen noch weiter hervorzuheben; 
8 hat fich genügend aus den amgegebenen Beifpielen gezeigt, daß von einer 
materiellen Uebereinftimmung feine Rede ift, einerlei, welche rechtliche Bebeutung 
man einer ſolchen Gleihmäßigkeit, wenn fie vorhanden wäre, beizulegen geneigt 
fein möchte. Es gibt — wir wieberholen dieſen Say — abgefehen von ben 
bundesrehtlihen Anordnungen in dieſer Materie, ken allgemeines deutſches Steuer- 
bewilliguugsrecht, Feine biefen u beherrſchenden Rechtsnormen, welche außer- 
halb des Kreiſes des poſitiven Verfaſſungsrechts eines jeden Einzelſtaates liegen. 

Dagegen hat allerdings — und diefe Seite des Steuerverwilligungsrehts in 
Deutfchland ift ſchließlich noch ins Auge zu faffen — das deutſche Bundes: 
reht dem ftändifhen Einfluffe auf die Staatsfinanzwirthfchaft gewiſſe Grenzen 
gefegt. In der Bundesafte felbft ift diefem Gegenftande noch keine Beachtung ge- 
widmet, fowie fie ja das ganze Berfaflungswefen in den einzelnen Bunbesftaaten 
mit dem lakoniſchen Art. 13 abgefunden hat. Mittlerweile wurben im ſüdweſtlichen 
Deutſchland mehrere Berfaffungen eingeführt, und unter den darin verliehenen 
Rechten nahm das ſtändiſche Steuerbewilligungsreht neben ber Zuftimmung zu 
ſonſtigen Gefegen die erfte Stelle ein. Daß viefes landſtändiſche Steuerbewilli- 
gungsreht gegenüber den bundesmäßigen Verpflichtungen der Yürften zu einem 
Hinderniß faktifh werden konnte, war nicht zu läugnen, da zu ben Pflichten ver 
Bundesglieder auch Leiftungen von Geld unmittelbar ober ſolche gehören, welche 
ohne Geldmittel, die der Verwilligung der Vollövertretungen unterliegen, nicht 
gemacht werben können; allein als blos völferrehtlicher Verein — und fo nennt 
fi der deutfche Bund noch in feinem zweiten „Grundgeſetze“ ausdrücklich — 
Reht Hier der Bund nicht anders als jede andere auf Staatövertrag beruhende 
Verbindung mit übernommenen Verpflichtungen der einzelnen Kontrahenten gegen das 
Ganze. Sehr zurüdhaltend fpricht fich Über dieſes Verhältniß noch die Wiener Schluß: 
alte aus: „Die im Bunde vereinten fouveränen Fürften dürfen durch feine lanbftän- 
diſche Berfafjung in der ee u bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert oder 
befhränft werden” (Art. 58). Durch diefen Grundfag kann die verfafjungsmäßige 
Mitwirfung der Stände für bie Feftftelung des Staatshaushalts keineswegs über- 
flüfftg gemacht werden, und in diefem Sinne hätte fein deutſcher Fürst, welder 
vor Abfaffung der Wiener Schlußalte feiner Landesvertretung ein Recht folder 
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Mitwirkung eingeräumt hatte, feine Zuſtimmung zu dieſem Princip geben dürfen. 
Allerdings iſt dieſe Seite der Frage auch ſchon auf den Miniſteriallonferenzen, 
welche zur Abfaſſung der Wiener Schlußalte führten, berührt worden, indem nach 
dem Vorſchlag des 5. Ausſchufſes an den oben citirten Sag ſich Folgendes ſchließen 
follte: „Da, wo landftändifche Berfaffungen den Ständen die Bewilligung ver 
Staatkabgaben einräumen, fteht diefer Befugnig die Verbindlichkeit der Landſtände 
gegenüber, die zur Vollziehung der Bundesbeſchlüſſe erforberlihen Summen zu be- 
willigen". Davon, daß ohne Bewilligung der Stände in ſolchem Fall einfach kraft 
Bundesbeſchluſſes oder einfeitig vom Fürſten die nöthigen Steuern ausgefchrieben 
werben könnten, ift nicht die Rebe. Es folgt nur daraus, daß von den Landftänden 
die Nothwendigkeit folder Auflagen anerfannt werden muß, welche zur Erfüllung 
von bundesgrundgefeglich zuläßigen Bundesverpflidtungen des Einzelftaates erfor- 
derlih find, Weßhalb jener Zufag nicht in die Wiener Schlußakte aufgenommen 
wurde, erfahren wir aus den Protofollen ebenfalls. Theils wurde geltend gemacht, 
daß fi der Zufag nur als Erweiterung oder eigentlih Folgerung aus dem all- 
gemeinen Orundfage darftelle und deshalb megbleiben künne. Der naſſauiſche Ber: 
treter verlangte —— wenn der Zuſatz beibehalten würde, die weitere Be— 
ſtimmung, daß die Landſtände namentlich verpflichtet würden, auch die Leiſtungen 
zur Erfüllung der für die inneren Verwaltungsgegenſtände beſtehenden Geſetze nicht 
zu verweigern. „Der Herr Baron von Marſchall motivirte ſeinen Antrag dahin, 
daß aus einer ausdrücklichen Erwähnung der in der Bundespflicht gegründeten 
und gleichzeitigen Nicht-Erwähnung ber die Yandesverwaltung angehenden Leiftungen 
in einigen Bunbdesftaaten die trrige Folgerung gezogen werben Könnte, als hätten 
nur bie erften vom Bunde befonders fanftionirt und gleihfam privilegirt werben 
follen". Im Lichte des fpäter Geſchehenen find die Gegenbemerfungen, welche das 
Protofoll der Konferenz vom 16. December 1819 auf biefen Vorſchlag enthält, 
von nicht geringem Intereffe. „Diefem Antrag warb von mehreren Seiten ent: 
gegengefegt, daß der vorgefchlagene Zufag dem eigentlichen Standpunkt verrüden 
möchte, von welchem man in diefer Frage ausgegangen fei, und welchem gemäß 
ber Bund bie nähere Einrihtung der ftändifhen Verfaſſungen unter allgemeiner 
Neftriktion ber Aufredhthaltung des monardifchen Principe und der Bundeseinheit, 
als innere Lanbesangelegenheit betrachten und ben einzelnen Regierungen über- 
lafien ſollte“. In der Konferenz vom 24. December 1819 wurde beſchloſſen, den 
fehsten Sat (jenen Zuſatz über das ftändifhe Stenerbewilligungsreht) wegzulafien 
und fo blieb es bei ber Beftimmung des Art. 58 der Schlußakte. Der nicht 
wegzuläugnende Gegenfag zwifchen einem völlig freien Steuerbewilligungsrecht und 
biefer Bundesrechtsnorm bat zu einer Literatur Anlaß gegeben, deren nähere 
Würdigung bei Mohl, Geſchichte und Eneyklopädie der Siaatswiſſenſchaften II. 
©. 270 zu finden ift. 

Die Unnatur des beutfhen Bundes wird dem umbefangenen Leſer gerade in 
biefer Materie befonderd deutlich, wo jede der einander entgegenftehenden Anſichten 
für ſich betrachtet richtig ift, dagegen aber eine höhere Entfcheidungsnorm zum 
Ausgleidy der völferrehtlihen Verpflichtungen und ſtaatsrechtlichen Befugniffe nicht 
vorhanden war. Beſonders lebhaft wurde dieſer Streit, dem in ben deutſchen 
Ständefammern eine ebenfo lebhafte politiſche Campagne zwiſchen Regierungen 
und Bolksrepräfentation entſprach, ald im Jahre 1832 der Bundestag durch den 
vielgenannten Bundesbefhluß vom 28. Juni 1832 gerade Dasjenige ſank— 
tionirte, was noch auf der Wiener Minifterialtonferenz als außerhalb der Bundes⸗ 
lompetenz llegend angeſehen worden war. Die Abſätze TI und III jenes Bundes: 


- 
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beihluffes lauten: „Da gleichfalls nad dem Geiſte des eben angeführten Art. 57 
der Schlußalte und ver hieraus hervorgehenden Folgerung, welche ber Art. 58 
ausfpriht, feinem deutſchen Souveräne durch die Landftände die zur Füh— 
rung einer ben Bunpvespflihten und der Randesverfaffung entſprechenden 
Regierung erforberlihen Mittel verweigert werden bürfen, fo werben Fälle, in 
welhen ftändifche Berfommlungen vie Bewilligung der zur Führung ver Regierung 
erforderlichen Steuern auf eine mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durch» 
führung anderweiter Wünfhe und Anträge bedingen wollten, unter biejenigen 
Fälle zu zählen fein, auf welde der Art. 25 und 26 ver Schlufafte in Anwen- 
bung gebracht werben müßte (fie handeln von Aufftänden und Widerſetzlichkeiten 
gegen bie Obrigkeit und die dagegen zu ergreifende Bundeshülfe). Die innere 
Geſetzgebung der beutfchen Bunbesftaaten darf weber dem Zwed des Bunbes, wie 
folder in dem Art. 2 der Bundesalte und in dem Art. 1 der Schlußalte aus- 
gefprochen ift, irgend einen Eintrag thun, noch barf dieſelbe der Erfüllung fonftiger 
bundesverfaſſungsmäßiger Berbinblichleiten gegen den Bund und namentlid ber 
dahin ‚gehörigen Leiftung von Gelbbeiträgen hinderlich fein”. Ueber bie rechtliche 
Natur biefer Anordnungen des Bundestags erhob ſich gleich Anfangs Streit, ber 
and jet noch nicht geſchlichtet ift, indem man einerfeits behauptet, daß durch fie 
nit blos einfache Konfequenzen aus ven bisherigen Bundesgrunbgefegen gezogen 
worden, ſondern weſentlich neue Grundprincipien aufgeftellt feien, welche nicht im 
der Form eines einfachen im engeren Rath gefaßten Bunbesbefchluffes, ſondern 
nur per unanimia eingeführt werben fonnten; aber aud die entgegengefegte Mei- 
nung gleich ihre Vertretung fand und noch findet. Begreiflih ift auf jeden Fall, 
daß eine Anzahl deutfcher Regierungen viefen Bundesbeſchluß nur unter Vorbehalt 
der verfoffungsmäßigen Landesrechte publicirten, fo 3. B. Bayern, Sachſen, Wür- 
temberg, Großherzogthum Heffen und Sacjen-Meiningen. 

Iene Meinungsverjchienenheit ift auch Heutzutage noch nicht ohne Wichtigkeit 
in den Grenzen, in welden überhaupt noch das deutſche Bundesrecht ein Gegen- 
fand von Wichtigkeit genannt werben Tann, infofern als ber wiebererftanbene 
Bundestag die angeführten Artikel des Beichluffes vom 28. Juni 1832 zu ben 
1848 aufgehobenen Ausnahmegefegen nicht rechnet, wie denn namentlich bei dem 
turheffiichen Verfaſſungsumſturz von jenen Beftimmungen ver ausgiebigfte Gebrauch 
gemacht worden ift. Soviel kann nicht beftritten werben, daß durch jenen Bundes- 
beſchluß eine wirtfame Hebung des ſtändiſchen Steuerbewilligungsredts fo gut wie 
unmöglich gemacht worden ift. Wenn bie Stände ohne Weiteres Alles verwilligen 
müſſen, was zur Landesregierung den Fürſten nöthig fcheint und ihre Weigerung 
mit dem offenen Aufruhr auf eine Stufe geftellt und mit Bundeserefution heim- 
gejucht wird, ift von einer wirklichen Theilnahme der Stände an ber Steuer- und 
Öinanzregulirung nur nod der Schatten übrig geblieben. 

Die politiihe Gefinnung, aus welder jener Bundesbeſchluß hervorgegangen 
it, hat fih auf ven Wiener Minifterialfonferenzen nur noch beutlicer 
gegeigt. Wir wiffen zwar, daß man nicht den offenen Muth Hatte, bie auf das 
Steuerbewilligungsrecht fich beziehenden Abmahungen viefer Minifterverfhwörung 
als Bundesbeſchlüſſe zu publiciren, aber in verfchiedenen deutfhen Staaten haben 
die Regierungen ihrem Verſprechen getreu jene Vereinbarungen zu verwirklichen 
unternommen. Nah Art. 18 des Schlußprotofolls fol die Auflöfung einer bie 
Steuern nach ver Auffaffung des Bundesbefchluffes vom 28. Juni 1832 ver 
weigernden Ständeverfammlung die militärifhe Einmiſchung des Bundes nad 
Art, 25 bis Art. 27 der Schlußalte zur Folge haben. Nach Art. 20 des Proto⸗ 
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kolls „tft das Recht der Steuerbewilligung nicht gleichbedeutend mit dem Rechte, das 
Staatsausgabenburget zu regeln, welchen Unterſchied die Regierungen genau im 
Auge behalten werben". „Aus biefem Unterſchiede folgt, daß Ständen (mworunter 
in jenen Staaten, beren Stände in zwei Kammern getheilt find, immer beide 
Kammern verftanden werben) das Recht, einzelne innerhalb des Betrags ber im 
Allgemeinen beflimmten Etatsfummen vorkommende Ausgabepoften feftzufegen ober 
zu ftreichen, nicht zufteht, infoferne ihre Zuftimmung dazu nicht ausdrücklich durch Ber- 
faffungen oder Geſetze vorbehalten ift”. In der Erwähnung der beiden Kammern 
ftedt die fpäter offen bekannte Theorie, daß zu einer Verminderung oder Vermei- 
gerung eines Poftens beide Kammern einftimmig fein müßten! Es liegt auf ver 
Hand, wie fehr die Einwirkung der Stände auf den Staatshaushalt durch ſolche 
Normen befhränft wird. Im Urt. 21 ift der Regierung das Necht gegeben, bei 
Differenzen über das künftige Budget einfeitig die Steuern im früher bewilligten 
Betrag auszufchreiben und zu erheben, wenn fie fih nur zur Anrufung des be 
fanntlih einfeitig von den Regierungen ernannten Schiedsmännerkollegiums bereit 
erflärt hat. Wenn auch biefe Grundſätze nad der Verabredung ber Regierungen 
nicht als Bundesbeſchlüſſe publicirt, fondern geheim gehalten werben follten, fo 
haben ſich dennoch bie Regierungen gegenfeitig völkerrechtlich verpflichtet (Art. 60), 
fie ihren Ständeverfammlungen gegenüber zur Anwendung zu bringen und nod 
heutzutage hat jeber deutſche Fürft feinen Mitverbündeten gegenüber das Medht, 
bie Befolgung jener Grundſätze zu verlangen. 

So fteht e8 im beutfchen Bunde mit der ftändifchen Mitwirkung bei Steuer- 
gefegen. Nimmt man mit den Schriftftellern der einen Richtung an, daß ber 
Bundesbefhlug vom 28. Jumi 1832 nur den Inhalt der Wiener Schlußafte näher 
beftimmte und als bundesrechtlich zu Stande gelommen auch jegt noch geltendes 
Recht ift, fo wirb kaum zu bezweifeln fein, daß auch die Verabredungen von 
1834 „dem Geifte der Bunbesgrundfäge” entfprechen und eine ihnen fonforme 
Praxis auf den Schu der Bundesverfammlung zu rechnen hat. Iſt jene Auf- 
faffung unrichtig und fhon der Bunvesbefhluß von 1832 feiner Entftehung und 
feinem Inhalt nad) den Orundgefegen des Bundes zumiderlaufend, fo ftehen wir 
vor der Thatfache, daß faft alle deutfchen Regierungen zu Orundfägen fi befannt 
und mande folde befolgt haben, welche irgend eine Rechtebafis nidjt befigen. 
Wenn einzelne Berfaffungen, wie die braunſchweigiſche, tie ausdrückliche Beftim- 
mung enthalten, daß in Bezug auf die Bundesverpflichtungen das ftändifche Be— 
willigungsrecht ceffirt und ſolche Ausgaben nur binfihtli der Art und Weiſe ver 
Aufbringung an die verfaffungsmäßige ſtändiſche Mitwirkung gebunden find (Verf. 
Art. 180), fo tft doch auch hier die Möglichkeit gegeben, daß über die Art umb 
Weiſe der Aufbringung eine verfaffungsmäßige Einigung nicht erzielt wirb und 
fomit dem infchreiten der Bundesgewalt ver Weg geöffnet. Ebenfo lautet ber 
Art. 1 des königl. ſächſ. Gefeges vom 5. Mai 1851. 

Der Einblid in den Zuftand des Steuerbewilligungsrehts in Deutſchland ift 
fein erfreuliher. Die Zmitternatur des deutfhen Bundes, welcher im Lauf ver 
Zeit zwar ſoweit e8 die begründeten Rechte und Intereffen der Nation betrifft, 
ein völferrechtlicher Verein geblieben, dagegen im Intereffe der fürfllihen Macht: 
volltommenheit und zur Niederhaltung des Fonftitutionellen Principe mit ftaate- 
rechtlichen Gewalten beffeivet worden ift, bildet auch hier vie Wurzel alles Uebels 
Eine Reform an Haupt und Glievern, melde in einem beutfhen Bunbesftaat 
das Fonftitutionelle Steuerbewilligungsreht zur Geltung bringt, und bie Ausübung 
berfelben Befugniß in den Gliederftanten zunächſt der Ausgleihung durch die volle 
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Wahrheit des Tonftitutionellen Syftems überläßt, und für äufterfte Fälle durch ben 
Sprud eines unabhängigen höchſten Reichsgerichtes fihert, kann auch hier einzig 
und allein Abhülfe bringen. Wenn aufrichtige Patrioten früher in ber vollftän- 
digen Zurüdführung des Bundes auf das rein völlerrechtliche Verhältniß das Heil 
für vie politifche Freiheit in Deutfhland fahen, wiffen wir Nachlebenden jett mur 
zu gut, daß das fonftitutionelle Leben in den einzelnen Staaten nur in einer frei- 
heitlih und kräftig georbneten parlamentarifchen Centralgemalt die Garantie feines 
Beftehens hat, und auf diefen Weg bundesftaatlicher Einigung, heraus aus den 
Zwitterverhältniffen des Stantenbundes, nicht aber zurüd in die troftlofe Ber: 
riffenheit einer ungeorbneten Summe von Groß-, Mittel- und Kleinftaaten meist 
auch bei umferem Gegenftande der eiferne Finger der Rothwendiglen. 


Steuern, S. Staatswirthſchaft. 
Stiftungen, S. Korporationen. 
Stimmrecht, S. Wahlrecht. 


Die Stoiker. 


Der Stoiciemus tritt in Griechenland in einer Zeit auf, in welcher die 
naturgemäße Entwidlung der helleniſchen Geiſteskultur ihren Höhepunkt bereits 
überſchritien Hatte und allmälig jener Verfall ver Philoſophie hereinbrach, welcher 
ſchließlich zu einem Rüdgange des ſpekulativen Intereſſes in bie religiöſe Unmittels 
barkeit des Glaubens führte. Die Zeit ver Diadochen, d. h. die Zeit des gänz- 
lichen politifhen Verfalles der Griechen, ift auch die Zeit der fogenannten Selten- 
BPhilofophie, in welcher es ſich nicht mehr um die foftematifche Durchführung einer 
theoretiſchen Auffafjung des Seienden, fondern um das praftifhe Ideal des 
„Weifen”, d. h. um Lebensmarimen handelte. Diefe „praftifch gewordene“ Philo- 
fopbie aber entfrembet ſich nicht blos von dem wifjenfchaftlihen und philoſophiſchen 
Erkennen des Gegenftändlihen, ſondern verfährt aud in ſich felbft unkritiſch 
bogmatifirend, indem fie von irgend einer vorgefaßten Weltanfhauung aus nur 
der fubjeltiven Praris zu Liebe auemalt, was fie für das Sein-Sollende hält. 
So wird diefe Philofophte zur Sache ver individuellen Liebhaberei, d. h. des 
Dilettantismus, und indem fie für die je einzelne Seften-Ueberzengung Propaganda 
macht, wird fie intolerant. Someit aber bei folcher Alleinſeligmacherei in ber un« 
abläßigen Parteipofemif fih allmälig die fchrofferen Kanten abftumpften, blieb nur 
ein gänzlich unphiloſophiſcher Effefticismus übrig, welcher feine natürliche Folge 
im theoretifchen Stepticiamus haben mußte. Aber fomohl von dieſem als auch von 
der Wahrfheinlichkeitsiehre aus war dann die Brüde gegeben zur glänbigen An- 
nahme unmittelbar dargebotener Anſchauungen. 

Wenn aber in folder Weife die Selten-Philofophie überhaupt ein ganz 
wefentliches Element für jenen Kulturgang ift, welcher von dem antiten Geiftes- 
leben in das nad-antite binüberlettet, fo nimmt unter den mehreren Bhilojophen- 
Sekten vie der Stoiler entſchieden eine hervorragende Stelle ein, und zwar nicht 
blos inhaltlich Sezüglich einzelner Lehren und Anſichten, welche ſehr leicht in hrift- 
liche Anfhanuungsweifen umgefegt werden konnten, fondern vor Allem der Form 
nah, indem der Stoicidmus für den gefammten Schulbetrieb des fpäteren Alter- 
thums zur entfcheidenden päbagogifhen Macht wurde, und aller Unterricht in 
Grammatit, Rhetorit und Dialektif fich in ven ſtoiſchen Schablonen bewegte. Diefer 
letztere Umftand ift es auch, welcher gerade in Bezug auf Rechtsphilofophie dem 
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Stoteismus einen geſchichtlichen Einfluß fiherte; denn nachdem die Römer einmal 
begonnen hatten, ſich durch Ueberſetzungen mit griechiſcher Bildung zu übertündhen, 
und fortan ftoifhe Schulvoftrin in Tateinifcher Hang auch bis in vie legten Jahr- 
hunderte der römifhen Periode hinein als Bildungsmittel wirkte, konnte ſich auch 
der juriſtiſche Unterricht einem ſolchen Einfluffe nicht völlig entziehen, und von 
bier aus wucherte mancher verfprengte Keim noch in ven chriſtlichen Schulen 
fort, melde ja im Trivium und Duadrivium nur an den antiken Schalbetrieh 
anfnüpften. 

Was den Äuferen Beftand ver ftoifhen Philofophie und die litterariſch her- 
borragenden Bertreter verfelben betrifft, fo war ber Gründer ver Schule Zeno 
von Cypern (geb. um 340, geft. um 260), welder in Athen in der von Poly: 
gnoto® ansgemalten Säulenhalle (— „Stoa“ —) als Lehrer auftrat. Ihm folgte 
auf dem Lehrftuhle ver ziemlich bornirte Kleanthes. Der Schüler aber umd 
Nachfolger des Legteren, Chryfippos aus Soli in Kilikien (geb. 280, geft. 
212), hat den Ruhm, die ftoifche Lehre erft volftändig ausgebildet zu haben, und 
in üblihem Auktoritätsglauben fagten feine dankbaren Jünger: „Wenn Chryfippos 
nit wäre, fo wäre die Stoa nit”, — ein Ruhm, welchen ver gefchwägige 
Meifter wohl hauptfächlic feiner ungeheuren Schreibfeligkeit verdankte. Schon nad 
drei Generationen aber beginnt mit Banätius von Rhodus (geb. 185) eine 
Reihe ekleltiſcher Stoifer, welde in dem Beftreben nad praktiſcher Bopnlarifirung 
monde Lehrfäge anderer Selten (befonders der Akademiker) aufnahmen. Diefe 
Form aber des Stoicismus war es aud, melde bei den Römern Eingang fand; 
und fowie Banätius in befreundetem Umgange mit Scipio Africanus und Yälius 
ftaud, jo war fein Schüler Pofidonius (geb. 135) der Lehrer Eicero's, 
welder überhaupt dem oberflädhlichften Eklekticismus fröhnte, aber in der prafti- 
ſchen Philofophie ficy mehr zu einem abgeſchwächten Stoicismus hinneigte, wäh 
renb ihm bezüglich des theoretifchen Gebietes mehr die alademiſche Stepfis behagte. 
Unt fowie fhon zur Zeit Cicero's die Mehraahl der gebildeten Römer den ſtoiſchen 
Moralismus als philoſophiſches Hausmittel gebraudte, fo erfreute fich dieſe 
Selten-Weberzeugung auch noch in der Kaiferzeit einer weiten Verbreitung. Seneca 
und Mufonius Rufus unter Nero, Epiktetus und fein Schüler Flapius 
AUrrianus unter Domitianus, und ver Kaifer Marcus Aurelius Anto- 
uimus (geft. 180) find pie beveutenderen Stoifer jener jpäteren Periode. 

Der Stoicismus ift feinem innerften Wefen nah nur eine praftifche Tendenz 
pbilofophie, in welcher daher die übliche Dreitheilung in Logik, Phyſik, Ethil in 
dem Sinne verftanden wurde, baß die erfteren beiden lediglich Mittel für bie 
höchſte britie find. Nur um dem Ideale des „ftoifhen Weifen“ zu dienen, legt 
fih die Stoa auch eine phyſikaliſche Weltanſchauung zureht. Ein felbftfüchtiger 
Eudaimonismus bildet hier ebenfo wie bei den Epifureern den Grundton; nur 
die Mittel zur Befriedigung der Selbftfuht werben verſchiedentlich angefchaut. 
Erhält aber Alles eben nur einen ethifchen Anftrih, und wird Alles in jene 
„Zugend“ beigezogen, in mweldye fi einzuhüllen dem ftoifchen Weifen genügte, fo 
fann jener ſelbſtändige Gehalt und Werth, welden die verfchiedenen Lebensver- 
hältniſſe für fih beanſpruchen müflen, unmöglih gewürdigt oder überhaupt nur 
erfaßt werben; und Staat und Recht müſſen fih im Stoicismus gefallen laffen, 
höchſtens in fubfiviärer Stellung irgendwo im Ethicismus beigeftedt zu werben, 
Veberhaupt ja kann, fowie im ganzen Alterthume, fo aud bei den Stoilern nur 
von einer Gerechtigkeitsphiloſophie, nie aber von eiuer Rechtsphiloſophie die Rebe 
fein. Allerdings ergab fih hieraus das ſchlimmſte philofophifhe Kauderwelſch, 
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fobald die unjwriftifh gedachte Ethik der Stoa im Sprachgewande römiſcher 
Juriſten auftrat; und der froftige Hauch, welcher in jeder Beziehung vom Stoicis- 
mas aus über die philofophiihen Anfhauungen der Folgezeit wehte, hat aud 
hierin feine Früchte getragen. 

Die ftoifche Weltanfhauung überhaupt fann als ein fubjeltiv-ethiiher Ban- 
theismnd bezeichnet werben, mwornad ber höchſte Zwed des Lebens in der Zu- 
fanmengehörigkeit mit dem göttlichen Weltganzen liegt. Und indem bievurd das 
panibeiftifch verftandene Ich den Ausgangspunkt und den Grundton bildet, lautet 
das Schiboleth der ftoifchen Lebensweisheit: „Im Einklange mit der Natur leben 
(convenienter natur vivere)", und zwar in dem Sinne, daß hiefür als völlig 
gleihgeltend aud gejagt werben kann: „Im Einklange mit fi leben (vita sibi 
eoneors)". In Bezug auf die Einheit und nothwendige Gefegmäßigleit des Welt- 
wiammenhanges find den Stoilern die Begriffe „Natur, Gott, Vernunft, Geſetz, 
Schidſal“ fümmtlih nur fonongme Ausdrücke des pantheiftifh gedachten Univer⸗ 
ſums, und eben hierauf beruht es, wenn in lebiglich fpelulativem (nicht aber 
juriſtiſchem) Sinne gefagt wird, das „Geſetz“ fei der „gemeinfame Bernunftgrund”, 
ober es fei „der König aller göttlichen und menſchlichen Verhältniſſe ala Borfteher 
des Trefflichen unb des Verwerflichen und als gebietende und verbietende Megel 
des Gerechten und des Ungerechten“, oder es fei „Erfindung und Geſchenk ber 
Götter und Ueberzeugung der vernunftbegabten Menſchen“ Ausſprüche, welde 
merfwärbiger Weife — ſ. unten — uns gerade in Pandeltenftellen, L. 3 Dig. 
de — wörtlich überliefert find). 

etürlich aber ift es nur der ſtoiſche Weife, welcher in Wahrheit durch fein 
Leben dieſes Weltgeſetz im ſich repräfentirt und ſich fo als pantheiftifches Ich zu 
verwirflihen verfteht. Während ihn eine unüberfteigliche Kluft von den Thoren 
(d. 5, allen Nidt-Stoifern) ſcheidet, ift er felbft Alles in Allem, felbft vem Zeus 
an Erbabenheit micht nachſtehend (Jeder venft an ven bekannten Vers des Hora- 
tins); Alles, was er thut, ift wohlgethan, weil er ein Meifter ift, und aud für 
Dinge, welche von den gewöhnlihen Menfhen oder von ven pofitiven Geſetzen 
als unzuläßig betrachtet werben, befigt er allein ben richtigen Maßftab in fid 
ſelbſt; die richtige „Gefinnung“ ja verleiht ihm einen Freibrief, aud gegen das 
fittlihe Gefühl der Menge verftoßen zu bürfen. 

Sollten aber fo eigentlid alle Menſchen von Gott und Rechtswegen Stoiler 
fin — denn erft dann ja wären fie volllommene Menfchen —, fo ift es jeben- 
falls die Gemeinfamkeit ver Vernunft, d. h. jener gemeinfame Bernunftgrund, 
welcher die Menſchen unter ſich einheitlich verfnüpft und fie zugleich in Harmonie 
mit dem vernünftigen Weltganzen bringt. Und fo gibt es eine auf bie Gemein- 
ſchaft bezügliche Tugend; dieſe ift die „Gerechtigkeit“, welche ſonach weder ben 
unvernänftigen Ihieren gegenüber noch aud beim Einzeln Individuum als einem 
einzelnen („man fann nicht fi felbft Unrecht thun“) eine Stelle findet. Wohl 
hingegen gehören aud vie Götter zu jenem gemeinfamen Leben des Univerfums, 
und fomit gibt es auch eine „©erechtigkeit gegen die Götter", welche vie 
Frömmigkeit“ iſt (letterer Begriff geht fo durch Auguſtin in den chriftlichen 
Theoratismus über). 

Während nun allerdings in ftrenger Folgerichtigkeit von einigen Stoifern 
biefe Gemeinfchaft nur auf die ftoifhen Weifen felbft befchränft wurde (daher der 
eſchmaclloſe Ausfpruh: „Wenn Ein Weifer ven Finger bewegt, nütt es allen 

efen der ganzen Welt”, Plutarch., comm not. 22), fo bildeten anbrerfeits 
namentlich die fpäteren Stoiler den Begriff des Kosmopolitismus aus, welchem 
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wir fogar in den ganz präciſen Ausbrüden begegnen, daß „alle Menſchen Brüder 
find”, over daß tie Gefammtheit der Menfhen „eine unter gemeinfamem Geſetze 
zufanmen mweidende Herde“ bilde (Epiet. I, 3; Plut., d. virt. Alex. I, 6). Hiebei 
ift fiher anzuerkennen, daß im Bergleihe mit dem früheren engherzigen und Klein: 
ſtädtiſchen Politismus ber griechifchen Philofophie (den Ariftoteles nit ausgenom- 
men) im Rosmopolitismus ein Fortfchritt liege, wenn auch derſelbe in einem realen 
Zufammenhange mit ven geſchichtlichen Zuftänden liegt, wornah in Griechenland 
das felbftändige Leben der einzelnen Staaten gebroden war und das römiſche 
Imperium die Menſchheiten gar vieler Zungen und ehemaliger Staatengebilde um— 
faßte. Aber die Wahrheit, welche dem Kosmopolitismus einwohnt, liegt nur darin, 
daß im Gegenfage gegen Ariftoteles, welcher noch geglaubt hatte, gerade im beften 
Staate müſſe Bürgertugend und Menfchentugend Ein und bie nämlidhe fein, num 
an dem Menfhen Etwas anerkannt wird, mas no immer übrig bleibt, wenn 
auch von feinen Eigenfchaften ald Bürger abgefehen wird, kurz baß ber „allge 
meine Menſch“ zur Oeltung fommt. Darum darf einerfeits gerade die Rechts— 
philofophle, welde den Menfhen in dem burch Rechtsbewußtſein und ſtaatliche 
Geftaltung bedingten Berbande zu betrachten hat, den Kosmopolitismus nicht über- 
ſchätzen !); und andrerfeits ift zu bedenken, daß insbeſondere der floifhe KRosmo- 
politismus in eine etwas bedenkliche Nachbarſchaft mit religiöfen Anfhauungen 
gerieth, welde zwar von den „himmliſch Geſinnten“ — mie fie Auguftinus 
nennt —, fehr wohl ausgebeutet werben konnte, aber eben Ein für alle Mal mit 
juriftifchem Denken und fomit auch mit Rechtsphiloſophie Nichts zu ſchaffen hat. 

Nämlich die Stoifer fprehen Häufig von zwei Staaten, deren Einer ber 
„wahre und große Staat” fei, welcher ala der höchſte Götter und Menfhen um- 
faffe, während ver andere, weldem wir durch „bie zufällige Bedingung der Ge- 
burt“ als Bürger eingefchrieben find, fi zu jenem etwa nur wie ein einzelnes 
Hans verhalte (Seneca, d. ot. sap. 31, M. Aurel. III, 11, Stob. Serm. 40,9, 
Cie. d. legg. I, 12 u. II, 4), fo daß bereits bier der mittelalterliche Theofratis- 
mus mit al’ feiner Geringfhägung des realen ftaatlihen und rechtlichen Lebens 
vorengedeutet, ja bireft ausgeſprochen vorliegt. Und während bie konſequenten 
Stoifer mehrfah fagten, der Weife müffe fi vom politifhen Leben zurüdziehen, 
er werde überhaupt keine zu feiner Erhabenheit pafiende Staatsform finden, Ber: 
bannung fei daher für ihn kein Uebel u. vgl. (Sen. a. a. D. 32, Stob. a. a. O., 
— bie analogen Weußerungen der Kirchenväter find hinreihend zahlreich —), 
fonnten nur mit einiger Halbheit Andere darauf binmeifen, daß im Staate dennoch 
eine Gemeinfamleit der Vernunft walte und daher der Weiſe in bemfelben eine 
Befriedigung finden könne (be. Cie. d. legg. u. d. rep.). 


1) Ich weiß nicht, ob es Jemandem gelingen fonnte oder kann, fi bei dem Worte „Well⸗ 
bürger“ überhaupt Etwas zu denfen. Der Begriff „Bürger“ ift und bleibt ein flaatörechtlicher, 
die „Welt“ aber ift fein „Staat“; und wenn 3. B. Kraufe zulept auch „die Menicbeit der 
übrigen Weltkörper“ in feinen großen Menfchbeitebund beizieben mil, fo kann der Juriſt diefen 
Schwung der Phantafle rubig belächeln. Berftebt man aber unter „Weltbürger“ den „Menſchen 
überbaupt“, d. b. im Sinne der Anthropologie das „Annlichvernünftige Erdenwefen” und in 
juriftiihem und rechtophiloſophiſchem Einne den Menichen als „Perfon“, jo wird man bejier 
ihun, ar fahgemäßen Begriffe zu gebrauten und jene phantaftifche Metapher fallen zu laſſen. 

Zufaß der Ned. Go gang undenkbar erfcheint e@ une doch nicht, daß der Begriff des 
Bürgerthums anfänglih als ftädtifcher Beariff entftanden und zum Gemeindebürgerrecht erwen 
tert, dann ald Staatsbürgerihbum flautsrechtlih ausgebildet, in der Zukunft ald Weltbürgertbum 
zu völkersechtlicher Bedeutung und Anerkennung gelangen werde, 
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Die einzige principielle Funktion ja auch, welche bei den Stoifern dem irdi— 
ſchen Staate übrig bleibt, iſt die des bloßen Rechtöftaates ober besjenigen, was 
Fichte und Hegel als „Notbftaat" bezeichneten. Schon Kleanthes definirte ben 
Staat als „Herftellung eines Gerichtshofes (!), in welchen wir unfere Zuflucht 
nehmen, um Recht zu finden und zu geben” (Stob. II, 208). Und bei den müßigen 
theoretiſchen Erörterungen, welche Staatsform die befte fei, fonnte die Stoa mit 
rubigem Gewiſſen fit dahin entfcheiden, daß ein Staat, welder aus ben brei 
„guten“ Berfaffungsformen des Ariftoteles gemifcht wäre, wohl füglid der befte 
fein dürfte (Diog. Leert. VI, 131). 

Eime ganz eigenthämlihe Erfcheinung aber liegt in der Art und Weile, in 
welcher dieſe fteifhen Grundſätze auf dem rechtsphiloſophiſchen Gebiete bei ven 
juriſtiſch denkenden Römern auftreten. Es beginnt nämlich eine wahrhaft heil- 
loſe Spradverwirrung dadurch, daß bie lediglich fpefulativen und ubftraften Be- 

der Stoa nun in Worte verlegt werben, welche in ihrer ganzen Entftehung 
und Konception ſtreng juriſtiſch gedacht waren. Denn was hat z. B. der ächt⸗ 
tömifche Begriff „lex“ (lex est, quod populus iussit) mit dem ſtoiſchen „Welt—⸗ 
gie zu Schaffen, oder felbft wie kann man vie fittlihe Stimmung des gerechten 

annes, bie „iustitia®, mit „ius* verwechſeln? Man follte doch eigentlich glauben, 
daß das von je her und unabläßig juriſtiſch geſchulte Denken der Römer gegen 
folhe Berwirrung fi geftemmt Hätte, und nur burd einen in ber That über- 
mächtigen Einfluß ſtoiſcher Schulbildung läßt fi die Entftehung al’ jener Mon- 
firofitäten erflären, welche wir an einzelnen Stellen von Cicero an bis in bie 
Pandelten und bie juftinianeifchen Inftitutionen hinein leſen. 

Wenn Eicero fagt: „A lege ducendum iuris exordium*, fo find wir mit 
biefem Begriffe „lex* weitab von einem redtsphilofophifchen Principe gefommen 
und mittelbar durch bie Stoa hindurch bis zur ariftotelifchen Auffafjung bes Ge- 
jeges zurädgeworfen. Wenn als vie tria preecepta „iuris“ ſtets die drei Vor— 
Ihriften „honeste vivere, neminem lsdere, suum cuique tribuere* aufgezählt 
werben, fo ift nicht blos die erſte ſchlechthin umjuriftiiche Forderung des ehrbaren 
Lebens lediglich eine Kundgebung ftoifcher Moral, fondern aud die anderen beiven 
baben urfprünglich nur einen ethiſcheu, nicht aber einen juriftiichen Charakter. Die 
läppifche Definition der iurisprudentia, welche wir bei Ulpianus leſen, wornad) 
biefelbe „scientia divinarum atque humanarum rerum“ fein foll, ift nur aus ber 
oben angeführten ftoifchen Definition des „Geſetzes“ gemacht. 

Das hauptfählichfte aber und einflußreichfte Erzeugniß ftoiiher Schulmeisheit 
iR jene Eintheilung des ius in ius naturale, ius gentium, ius civile, welde 
wir, — was fehr zu beachten ift —, bereits bei Gellius (Noet. att. VII, 3) und 
bierauf ſtets wiederholt in den Inflitutionen des Gajus und des Juſtinianus und 
in den Digeften treffen. Das ius naturale, welches ausbrüdlih aud „divinum* 
genannt wird, d. b. jenes, weldes „allen lebenden Weſen“ (au den Thieren) 
einwohnt, ift das unjuriftifchfte von Allem, benn es ift nur bie ſtoiſche Geſetz⸗ 
mäßigkeit des Univerfums überhaupt. Das ius gentium ift bei Leibe nicht das— 
jenige, was der römifche Jurift fih unter diefen Worten denkt, fondern es tft das 
Recht, welches alle Menſchen als zufammenweidende Mitglieder jener oben er- 
wähnten Herbe umfaßt. Das ius civile allein als das in einem beftimmten Staate 
geltende objektive Recht hat wirklich juriftifhen Sinn. Welch' inhaltsreiche Folgen 
aber gerade jene erften beiden Begriffe, welche eines juriftifchen Denkens entbehren, 
dennoch für die fpätere Entwidlung ver Rechtsphilofophie mit fi) brachten, kann 
bier unmöglich näher dargelegt werden. Nur fo viel fei bemerkt, daß jenes „ius 
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naturale* ſich bald in den nenteftamentlihen Gebrauch des Wortes „Geſetz“ und 
hiedurch mittelbar in das theokratiſche Princip umfegte, während jenes „ius gentium“ 
ber eigentliche Kern desjenigen ift, was fpäter mittelft des Hugo Grotius fih zum 
„Naturrecht“ entfaltete. 

Wenn aber anf viefe Weife ein fehr fühlbarer Einfluß beſteht, welden bie 
ftoifche Philofophte auf römiſche Litteraturerzeugniffe und felbft auf die juriftifchen 
Sammelwerke der fpäteren Römerzeit ausübte und hiedurch auch auf weit ſpätere 
Jahrhunderte fortfegte, To ift Hingegen bie Frage, ob der Stoicismus auf bas 
römische Recht einen Einfluß geäußert habe, ebenfo entſchieden zu wernehten, wenn 
auch die gelehrte Marotte des Cujacius, welcher zuerſt (Observatt. XXVI, 40) 
eine ſolche Einwirkung behauptete, fi bis in Mühlenbruchs Pandektenlehrbuch 
bineinzog. Die Sache verhält ſich einfach folgendermaßen: Alles, was bei Gajns 
und in den juftinianeifchen Inftitutionen ſowie in den Digeften (bef. De legibus) 
auf Schulweisheit und Unterrichtsmanier beruht, ift ſämmtlich ſtoiſch; die röniſche 
Fixirung aber der Rechtsverhältniſſe bis in alles Detail hinein iſt zu juriftiſch, 
um ftoifch zu fein. 

Litteratur: Ed. Zeller, Die PBhilof. der Griehen (1. Aufl.), 3. Vd., 
©. 122 ff., 171 ff., 374 ff. 8. Hildenbrand, Geſch. u. Syſt. d. Rechts⸗ 
u. Staatsphilof., 1. Bv., S. 507 ff., 540 ff., 598 ff. Ratjen in Sell's Jahrb. 
f. hiſt. u. dogm. Bearb. d. röm. Rechts, 1844, Br. 3, ©. 66 fi. Mor. 
Boigt, Die Lehre v. ins natur., ins gentium u. ius civile. Leipzig. 1858. 
(Bol. auch meine Schrift: Die gefhichtl. Borftufen d. neueren Rechtsphil. München 
1858). Vranti. 
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Im allgemeinften Sinne würden alle Vorrichtungen, welche zur Auwendung 
eined beftimmten, gefetzlich vorgeſchriebenen Strafmittels nothwendig ober dienlich 
fein können, als Strafanftalten bezeichnet werben dürfen. Ein längft anerfaunter 
Sprachgebrauch verfteht inbeffen unter Strafanftalten nur die zur Verbüßung 
der Freiheitftrafen gefhaffenen Gebäude und deren Zubehör. Strafanftalten find 
alfo gleichbedeutend mit Gefängniffen ohne Rüdficht auf die befonderen Zmwede 
und Inhaltsbeftimmungen, melde das Gefeg den einzelnen in ihmen zu voll⸗ 
ftredenden Arten ver Trekheitfirafe beilegt. Dagegen werfteht es ſich von felbft, baf 
die Borunterfuhungsgefängnifie zu den Strafanftalten nicht gerechnet werben können, 
obgleih die Äußere und innere Einrichtung aller Gefängniffe, ſelbſt ver Schuld» 
gefängnifle, vielfache Analogien und Webmlichleiten darbietet, unb der Unterfchiev 
zwifchen gewiffen Strafanftalten und den Borunterfuhungsgefängniffen mehr recht- 
licher, ale thatfähliher Natur iſt. Faft alle neueren Gefeggebungen fchreiben aus- 
drüdlich vor, was fi) eigentlich Don felbft verfteht, daß Unterfuhungs- and Schule- 
gefangene von Strafgefangenen durchaus getrennt werben follen. Sehr häufig bient 
indefien aus äußerlihen Gründen nod heutzutage dasſelbe Gebäude ſowohl dem 
Zwede der Strafvollfiredung als auch der Sicherung gegen das Entweihen von 
Unterfahungsgefangenen. Die Strafanftalt kann alfo au ein Theil eines 
Gefängniffes fein, ohne daß eine baulihe Trennung vorhanden wäre. 

Das Strafanftaltsmefen ift eine Schöpfung ber neueren Strafrechtsentwicklung 
und fteht im engften Zufammenhang mit der Gefhichte der Strafgefeggebumgen 
und der neneren gefellfchaftlihen Entwidelung. Dem orientalifhen Staat und dem 
klaſſiſchen Alterthum liegt die Auffaffung, welche wir an die Freiheitfivafen fnüpfen, 
völlig fern, Die römiſche Jurisprudenz ſah im ihrer Blüthezeit in ben Kerkern 
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grundſätzlich nichts anderes, als Anftalten der Bewahrung für Verdächtige ober 
die zu Leibes- und Lebensftrafen Berurtheilten. Ulpian erklärt ausdrücklich, daß 
Gefängniffe nicht zur VBeftrafung, fondern nur zur Bewachung von Menſchen 
dienen. Hinreihend erflärt ift diefe Rechtsanficht mit dem Hinweis auf den Cha— 
vafter des römiſchen Strafenfyftens, auf das Vorwiegen der Lebensſtrafen und 
Berftämmelungen, auf die befonderen Eigenthünlichkeiten der aften Freiheitſtrafen, 
als Verbannung, Deportation und Zwangsarbeit in den Bergmwerten !), Abgeſehen 
von ben älteften Anfängen der germanifhen Rechtsentwidelung und dem Geld— 
bußenſyſtem der Bollsrechte, zeigt ſich auch im Mittelalter dieſelbe Grund⸗ 
anſchauung Über. ven wefentlih ver Vernichtung der Schuldigen, dem Außerlichen 
Schadenerſatz dur Geldzahlung oder der Sicherftellung der Rechtsordnung dutch 
Ausftoßung des Verbrechers zugewandten Begriff der Strafe. Einzelne Stellen ver 
Rapitularien fränkiſcher Könige, longobardiſcher Gefege ober päpftliher Defretalen, 
in denen von ber Gefängnißftrafe die Rebe ift, erfcheinen neben dieſer Geftaltung 
der Dinge gleichfam als Anachronismen ohne Bedeutung. Am nächften fam vielleicht 
der fpäteren Auffaffung die im Mittelalter öfters zur Strafe verhängte Einfperrung 
in ein Klofter: eine Erfheinung, die während jener an Widerſprüchen reichen 
Epoche in Gegenfag tritt zu ver allgemein anerkannten Verbienftlichteit des Klofter- 
(ebens und nur theifweife ihrer Auffälligteit entkleivet wird, wenn man batan 
erinnert, daß in jener Möfterlihen Strafhaft vieleicht die erften und unbewußten 
Keime einer durch Strafe vermittelten Beſſerung der Schuldigen lagen. 

Der geſchichtliche Zuſammenhang zwijchen Klöftern und Strafanftalten trat 
in der Folgezeit, wenn aüch durch äußere Umftänte vermittelt, lebendiger und 
deutlicher hervor. Nachdem vie Reformation in Deutfhland, Holland, Eng- 
land md Scandinapten den geiftlihen Befig zum geoßen Theil fälnlarifirt 
und das Kloſterweſen aufgehoben, fand eine nicht geringe Anzahl ledig geworbener 
Kloftergebäude eine Verwendung als Befferungsanftalten und Zudt- 
bänfer. Hierin lag gleihfam die Erbichaft der Bervienftlichkeit guter Werte, welche 
der moderne Staat von der mittelalterlihen Kirche übernahm. Eigentlihe Straf: 
anftalten im heutigen Einne kannte auch das Zeitalter der Reformatoren noch 
nicht. Nicht nur nad mittelalterlihem Rechte, fondern aud nad) der peinlichen 
Halsgerichtsordnung Karls V. (1532) wurben bie meiften jchweren Verbrechen an 
Leib und Leben gebüßt. Unter den Freiheitftrafen ftand die Landesverweiſung 
in erfter Linie, bis man im ihr gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts bie 
Duelle zahlveiher Mißſtände und eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 
erlannte, 

Die Ältefte Art eigentlicher Strafanftalten, der Ausgangspunft weiterer Fort- 
biloangen, waren, wie bereits bemerkt, die Zuchthäuſer, deren urfprüngliche 
Anlage ihrer Heutigen Beſtimmung geradezu entgegengefegt ift. Ehemals, mie ber 
Name hinreichend andeutet, auf Erziehung und Befferung, insbefondere ver Bettler, 
Landftreicher und Proftitwirten beredynet, und jedenfalls vem landespolizeilichen 
Intereſſe dienfibar, bilveten ſich die Zuchthäufer nah und nad zu dem heraus, 
was fie heute find: zu Strafanftalten für die ſchwerſten, mit Zwangsarbeit zu 
ahndenden Verbrechen. Es würbe uns hier zu weit führen, bie Gründe diefer Um- 
bildung weiter zu verfolgen; wir bemerken baher nur, daß bie älteften Zuchthäuſer 


e 2 5. meine Schrift: Die Deportationsſtrafe im römiſchen Alterthum. Leipzig 1859, 


266 Steafanftalten, 


in Amfterdan (1595), in un. (1618) 2) und in Lübeck (1613) er- 
öffnet wurden. Die Grundzüge in der Verwaltung waren faft überall viefelben : 
als wichtigfter Gefichtspunft der befernden Zucht erfchien die Gewöhnung an Ar- 
beit, demnächſt die Stärtung des Glaubens dur befonders berufene Geiftlichkeit; 
in Deutfchland außerdem aud frühzeitig die Ertheilung von Unterriht. Dem 
wejentlich polizeilihen Sicherheitsintereſſe entſprach es dabei volllommen, daß bie 
Einfperrung in das Zuhthaus nicht durch richterlihes Erkenntniß zu beftimmten 
Friſten, jondern auf landespolizeilihe Anorbnung für einen nad ber eingetretenen 
Beſſerung zu bemefjenden Zeitraum verfügt wurde, Nah und nad, insbefondere 
feit der Einftellung ber Landesverweifung, die in Preußen 1744 ausgefprocen 
wurde, gewannen bie Zuchthäuſer ven Charakter eigentliher Strafanftalten, eine 
Entwidelung, die dadurch begünftigt wurde, daß Deutfchland für ſchwere Kriminal- 
ftrafen weder wie England über transatlantiihe Kolonien zur Transportation, 
noch wie Frankreich über eine Kriegsmarine ald Grundlage der Oaleerenftrafe zu 
verfügen hatte. Je mehr die alten Leibes- und Lebensftrafen durch wachfende 
Humanität befeitigt wurden und die Freiheitſtrafen in ven Geſetzgebungen Geltung 
erlangten, deſto höher ftieg auch die Bedeutung der Strafanftalten, veren gefchicht- 
lies Fundament in den alten Zudthäufern lag 3). Ein allgemeineres Interefie 
wendete ſich Übrigens jenen Anftalten erft feit dem Enve des vorigen IJahrhun- 
derts zu, als man begonnen hatte, dem Princip der Strafe nachzuforſchen und die 
Abſchaffung der Todesftrafe mit dem Hinweis auf die beffernden und fichernpen 
Erfolge der Gefängniffe zu motiviren. Im Großen und Ganzen darf man inbeijen 
gegenwärtig anerkennen, daß die Strafrehtswifjenihaft fih um bie Strafanftalten 
in Deutſchland bis in die neuefte Zeit fehr wenig bekümmerte, und baß auch bie 
Strafgefeggebungen ber Natur der Sache nah bei der Orbnung ihres 
Strafiyftems vielmehr von der gegebenen Entwidlungsftufe der Strafanftalten 
abhängig waren, als daß fie verſucht hätten, ihrerfeits in vie Geftaltung des vor- 
bandenen Apparats umändernd einzugreifen. Daher kommt es, daß die Gefchichte 
der Freiheitſtrafen bevingt war durch die Geſchichte der zur Vollftredung ver 
Freiheitftrafen vorhandenen Mittel, Die Reformen ver Strafgefeßgebung waren 
auf diefem Gebiete nur nachträgliche Anerfennung der dur die Verwaltung bes 
Strafanftaltswefens bereit8 vorbereiteten oder thatfählih durchgeführten Ber 
befferungen, 

Während Philofophie und Strafrechtswiffenihaft, um die Welt ver That- 
fahen wenig befümmert, ven Rechtsgrundlagen der Strafe eine abftralte Begrün- 
dung zu geben fuchten, und eine Theorie über das Princip der Strafe in ſchnellem 
Wechſel die andere ablöste, hatte die Berwaltungspraris und die Gefelljchaft längſt 
den Widerfpruc bemerkt, welder zwifchen den Zwecken der Strafanftaltsleitungen 
und ben wirklich erreichten Refultaten ver reiheitsentziehung hervorgetreten war. 
Man begann daher an der Berbefferung der Strafanftalten zu arbeiten, zunächſt 
vermittelft einer Sonverung nad Kategorien ſchwererer und minder ſchwerer Ber: 
breden, fo daß man abgejehen von ver häufig vorfommenden Feftungs-, Ketten- 


2) Die ältefte Ordnung des Hamburger Zubtbaufes datirt vom Jahre 1622, fie wurde 
von Rath und Bürgerſchaft ald Geſetz beſchloſſen. Kür die Geſchichte des Verwaltungsrechtes iſt 
es intereffant bervorzubeben, daR die Reitung des Zuchthauſee dem jüngften Bürgermeifter, zwei 
Rathöberren und 10 Bürgern als „Proviſoren“ übertragen wurde. Die Zuchthausordnung ſelbſt 
bat eine wg Aperriagr Reihenfolge deö Stoffes in 4 Theilen. 

3) Dal. Wagnitz, Hiſtoriſche Nachrichten und Krititen über die merkwürdigſten Zuchthäuſer 
in Deutichland, Halle 1791. 
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und Karrenfirafe als dem ſchwerſten Uebel, die Zuchthäuſer als regelmäßig 
durch Arbeitszwang und Ehrenfchmälerung bezeichnete Gattung, die Forreltions- 
anftalten, als minder fchwere Klaſſe und endlich die Arbeitshäufer, als eine 
vorzugsweile Ianbespolizeilihe und den ehemaligen, älteften Zuchthäufern ent- 
ſprechende Klaffe ver Strafanftalten unterfhied. Nachdem begann man wenigftens 
bei Neubauten der Gefängnifje beftimmte, der Erfahrung entnommene Zwed- 
mäßigfeitsrädfichten für die Behandlung der Sträflinge ins Auge zu fafjen. Ein- 
yeine Gefängnißbanten, wie diejenigen von Gent (1773), von Bilvorde (1776), 
von Mailand (1776) erlangten eine europälfche Berühmtheit. In ihnen lagen 
vie Anfänge einer rationellen Behandlung nah humanen und ethifhen Gefichts- 
punkten, das Beftreben, mindbeftens der gegenfeitigen Berfchlehterung und dem 
phyſiſchen Verderben der Gefangenen entgegenzutreten. Diefem Streben entftammte 
die in jenen neuen Anftalten getroffene Einrichtung, der zu Folge eine Trennung 
der Öefangenen mindeftens bei Nachtzeit durchgeführt werben konnte. 

Den ſtärkſten und nachhaltigſten Anftoß zur Verbefferung der Strafanftalten 
empfing nicht nur Deutfchland, fondern ganz Europa durch zwei Greigniffe, deren 
Birtungen noch die Gegenwart bewegen, durch das Auftreten Howards in Eng- 
land und durch die Schöpfung der amerifanifhen Einzelhaftanftalten. 
Howard erwedte dur feine Scilverungen der englifhen und fontinentalen 
Strafanftalten zuerft das Gewiſſen der damaligen Zeit, indem er den fehreienden 
Widerſpruch zwiſchen einer in Litteratur, Philoſophie, in den Kirhen und auf ven 
Thronen prahlenden Aufklärung, zwifchen einer überall zur Schau geftellten Huma- 
nität, und dem völlig verwahrlosten, Leib und Seele verberbenden Zuftand der 
meiften europäiſchen Strafanftalten enthüllte. William Howard veröffentlichte, nad: 
dem er fih durch den Augenfchein und lebensgefährliche Gefängnißbeſuche Einficht 
in bie damaligen Berhältniffe verfhafft, außerdem aber ein Vermögen von 
30,000 2, für Gefängnißzwede, insbefondere für die Befreiung von Schuldge- 
fangenen aufgeopfert, 1777 feine erfte Schrift: The state of prisons in England 
and Wales with preliminary observations and an account of some foreign 
prisons , welche 1780 zuerft von Köfter ind Deutſche überfegt warb und in un» 
sähligen Exemplaren Berbreitung fand. Zwei Jahre vor feinem 1791 zu Cherfon 
auf einer Reife dur Rußland erfolgten Tode erfchien bie legte Schrift Howards: 
An account of the Principal Lazzarettos in Europe, welde zunächft 
der Berbefjerung der Krantenanftalten dienen follte, aber gleihfals im inneren 
Zufammenhange mit den Gefängnißreformbeftrebungen gehalten war. 

Als allgemein vorhandene Mißſtände ver zeitgenöffiihen Gefängnißverwaltung 
rägt Howard: die unterfcheidungslofe Zufammenfperrung der verſchiedenſten Ber- 
brecherllaſſen, ſogar ohne Rüdfihtnahme auf Gefchleht, Alter und Jugend, Unzu- 
länglicleit des Raumes, mangelhafte Ernährung, verpeftete Luft und deswegen bie 
faft nimmer auszurottende Epivemie des Kerkerficbers, eine Feuchtigkeit im Innern 
der Gefängnißzelle, welche felbft Eichenholz ſchnell in Fäulniß fegte und Howards 
Kleider nach Gefängnißbefuggen fo durdhnäßte, daß ftundenlanges Trodnen an der 
Sonne erforderlih ward, Mangel an Licht, an freier Bewegung in Hofräumen, 
Rarrender Schmutz, Unfittlichkeit jeglicher Art unter ven Gefangenen, Verabreihung 
Ipirituofe Getränke, Beranftaltung von Ausfpielungen, Karten« und Würfelfpiele 
u.f. w. Sogar Freigefprochene konnten, wenn fie arm und unvermögend waren, 
die Gefängnißkoften der Kerfermeifter zu entrichten, lebenslänglih in England ver 
Freiheit beraubt werden. 

Obſchon Howard hervorhob, daß die kontinentalen Strafanftalten wefent- 

Blumsfgpii un Brater, Deutfpes Gtaats-MBörterbug. X. 17 
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lich beſſer eingerichtet waren, als englifche Gefängniffe, fo binterließen feine Schil - 
derungen dennoch aud außerhalb England, wie zahlreihe Ueberfegungen bemeifen, 
den tiefften Eindruck. Mindeſtens trafen die Schilderungen grober Gittenlofigteit 
und Berwahrlofung der Gefangenen faft überall zu. Howard's Reformvorſchläge 
zielten theils auf Befeitigung jener Verderbniß ab, theils auf eine pofitive Be- 
förderung des Befjerungszwedes. Zu dieſem Ende begehrte er Einführung ber 
Zellenhaft für ſchwere Berbreder: „weil Einſamkeit und Stille dem 
Nachdenken günftig feien und vielleiht Reue bewirken könnten“; 
Einrihtung von Arbeitsfälen für minder ſchwere Verbrecher, unter allen Umſtänden 
aber Trennung der Gefangenen während der Nachtzeit. Als Abſchluß dieſer Be— 
mühung Howarbs erfcheint ein die Gefänanißreform bezwedendes Geſetz George IH. 
(19 Georg III. ec. 74). Dasfelbe gelangte indefjen nicht zur Ausführung, weil 
der urfprünglich vorhandene Anlaß, an Stelle der amerifanifchen, durch die Un— 
abhänyigfeitserflärung der Kolonien unausführbar gewordenen Transportationen 
eine einheimifche Freiheitftrafe treten zu laffen, mit dem Beginne ver auftralifchen 
Transportationen (1788) in Wegfall gelommen war 4). 

Jene Anregungen Howards waren bie nothwendige Vorbereitung ver 
öffentlihen Meinung für alle fpäteren Verbefferungen, ein Berbienft, welches in 
der Gefchichte menſchlicher Kultur nit hoch genug veranfchlagt werden fann. Seit 
Howard hat ed niemald an Männern gefehlt, welde ihre Stimme zu Gunften 
verurtbeilter Verbrecher und ber ihnen zuftehenden Menſchenrechte erhoben. 

Während Europa mit den”Ereigniffen der franzöfifchen Revolution beſchäftigt 
war, leitete man auf dem der Freiheit nen erworbenen Boden Amerifa’s eine 
Reform der Gefängnifie ein. Aus den puritanifhen Vorftellungen von Reue und 
Buße, aus einer theologifh gefärbten Rechtsanſchauung des Quäkerſtaates Benn- 
fylvanien entjprang ein ſcharf formulirtes Princip der Gefängnißbehandlung, 
das 1791 zuerft in der „Bußanftalt“ (Penitentiary) zu Philadelphia ange- 
wendet wurde und in der firengften, durch keinerlei Beichäftigung des Sträflings 
geftörten Bereinfamung beftand. Befferung war das nunmehr angeftrebte Ziel, 
welches durch religiöfe Umkehr angebahnt werten follte. Ein proteftantifhes Staats- 
weſen eigmete fich fomit den Grundgebanfen der ägyptiſchen Anachoreten an, und 
ſah im Verbrechen gegen die Rechtsordnung nichts anderes, als bie Sünde gegem 
Gott. Iene dreißig Zellen in der Bußanftalt zu Philabelphia, denen das fogenannte 
pennfylvanifche Syſtem feine Benennung verbantte, waren urſprünglich fogar 
ohne Licht, damit Dunkelheit das Gemüth und Gewiffen defto tiefer ergriff. Ta 
Rochefaucould-Liancourt war der erfte, welcher 1794 die neue Entdedung 
in Europa verkündete. Als diefer erfte Berichterftatter den tugenphaften Zuftand ver 
amerifanifchen Gefängnißfonvertiten rühmte, brach Bentham ironifc in die Worte 
aus: Oh vertu, oü vas-tu te cacher! 

In Amerita blieb man vorläufig bei dem erften Anlauf ftehen, nach einiger 
Zeit riß fogar Unordnung aller Art in der Anftalt zu Philadelphia ein. Beinahe 
dreißig Jahre vergiengen, bevor man auf den Grundgedanken des pennfylvanifchen 
Syftems wieder zurüdgieng. Es entftanden im Zeitraum von 1826 bis 1829 bie 
beiden als Muftergefängniffe gepriefenen Anftalten von Pittsburg (Western Peni- 
tentiary) und von Philadelphia auf Cherry Hill (Eastern Penitentiary). In 


0) Eine genauere Darftellung diefer Verbältniſſe gab ih in meiner Schrift: Die Deyortation 
ale Strafmittel und die Berbrecherfofonien der Engländer und Franzoſen (Reipzig 1859) ©. 182 ff. 
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beiben herrſchte der Grundgedanke völliger Trennung der Gefangenen von ein« 
ander; doch war man im Berlanfe der Zeit von dem urfprünglihen alten Plane 
darin abgewichen, daß man zur Milverung der Einzelhaft die Beſchäftigung der 
Gefangenen durch Arbeit zulieh. 

Auch der Staat New-Nork betrat die Bahn ver Gefängnißverbefferung etwa 
um diefelbe Zeit mit der Begründung einer neuen Anftalt zu Auburn. Nachdem 
man feit 1816 den Bau beichlofien und verfchievene, gänzlich verkehrte Verſuche 
der Gefängnißbehandlung angeftellt, entſchloß man fi vafelbft 1823 zu einem 
gemiſchten Syſteme, beftehend in der Trennung der Öefangenen bei Nachtzeit und 
gemeinfhaftliher, dem Gefege unberingten Schweigens unterworfener Arbeit 
bei Tage. Auch in die große, 1825 entftandene, gleichfalls dem Staate New-Nort 
angehörige Strafanftalt von Sing-Sing wurde dasfelbe Syftem eingeführt, welches 
unter dem Namen des YAuburn’schen eine große Berühmtheit erlangte, obwohl ein 
weientlih neuer Plan keineswegs in demfelben vorlag, das Schweiggebot vielmehr 
Ihon fünfzig Jahre früher in dem Gefängniß zu ent eingeführt worden war. 

Die beiden amerifanifchen Syfteme, das pennſylvaniſche und das Au- 
burn’fhe, fanden jebes für ſich befonvers eifrige Vertheidiger fowohl in der 
neuen Welt, mie in Europa. Bon England, Franfreih, Preußen wurben Ge- 
fängnißkundige zum Zwecke der Berichterſtattung abgefendet, deren Mittheilungen 
die Öffentliche Aufmerkfamfeit in Europa lebhaft beſchäftigten. Eine weite Berbrei- 
tung erlangte namentlih das Werk der beiden franzöfifchen Berichterftatter: G. de 
Beaumont et A. de Tocqueville, du systöme pe£nitentiaire et de son 
application en France, suivi, d'un appendice sur les Colonies p@nales, Paris 
1833, welches von Julius ins Deutſche überfegt ward. Derfelbe Dr. Julius ging 
Ipäter im Auftrage der preußifchen Regierung nach Amerika und hatte ſchon früher 
in Deutfhland dur feine 1828 zu Berlin herausgegebenen Borlefungen 
über Gefängnißkunde oder über die Berbefferung der Gefäng- 
niffe für Reformen gewirkt. Unterftägt wurbe diefe Wirkſamkeit durch die all- 
mählich veränderten Anfichten über den Strafzwed, insbefondere durch die auch von 
ven Geſetzgebungen Deutfchlands angenommene Auffaffung von der Verwerflichkeit 
des Abſchreckungszweckes. 

Beide Syſteme, fowohl das Auburn'ſche wie das pennfylvanifche, fanden fehr 
bald Nahahmung in europätfchen Gefängnißbauten. Das erftere namentlih in 
Genf (1825), in Lauſanne (1826), in St. Gallen (1839)5), in Frant- 
teih, Breußen, Belgien, Norwegen. Als Mufteranftalten für die Einzel- 
haft erlangten dagegen Berühmtheit: die Anftalt von Pentonville in einer Bor- 
Madt Londons, welde nah den Plänen von Crawford und Ruſſel durch Sir 
Joshua Jebb, den fpäteren 1863 verftorbenen Generaldirektor der englifchen Ge— 
fängntfje erbaut und 1842 vollendet ward ©), das Zellengefängniß von Bruchſal, 
deſſen 1845 befchloffene Erbauung 1848 zum Abſchluß gelangte 7), und die bei 

gelegene, für ſchwere Berbrecher zur Berbüßung der Zuchthausſtrafe be» 
fimmte Anftalt von Moabit, welde dem Mufter von Bentonville nachgebildet 


5) Die Herflellung des Baues mit 108 Schlafzellen koftete 200,000 Franc. 
6) Die Einzelheiten der Einrichtungen von Pentonville f, Report of the Surveyor general 
s on ihe constructive, ventilatia and details of Pentonville Prison. London 1844, 
Die Herſtellung einer Zelle foflete 161 8. 17 6b. 2?%, d. — c. 1000 Rihlr. Gold, 
7) ©. darüber Fueßlin, die Eingelhaft (Heidelberg 1855) S. 65 ff. 
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und 1849 eröffnet wurde 8). Allen dieſen Neubauten, auf deren Einzelheiten wir 
nicht näher eingehen wollen, lag ver ſchon 1794 von Bentham entwidelte Plan 
des Panoptifons zu Grunde, dem zu Folge die einzelnen freuz- oder ftrahlenförmig 
auslaufenten Flügel im Inneren von einer Gentralhalle aus überjehen und über- 
wacht werben fünnen. Außerhalb Deutfhland waren es, abgefehen von Pentonville, 
namentlih die Zellengefängniffe von Amſterdam und fpäterhin von Löwen, 
welche die Aufmerffamfeit auf fi zogen. Seitdem die internationalen Wohlthätig: 
feitstongrefie von Brüffel und Frankfurt (1846, 1847, 1857) die Gefängnißfrage 
zum Gegenfland der Beiprehung gemacht und fih für die allgemeinfte Durch— 
führung der Jfolirung in allen Strafanftalten und in den Borunterfuhungsge- 
fängniffen erklärt hatten, wendete fi die äffentlibe Meinung ver gebildeten 
Schichten mehr und mehr der Einzelhaft zu; ein Erfolg, zu dem namentlich die 
(itterarifche Thätigfeit der Anhänger der Ifolirung beitrug. Zwar fehlte es nicht 
an folhen, welde ver länger andauernden inzelhaft ven Borwurf ber Geſund— 
heitögefährlichfeit, der Begünftigung oder Herbeiführung von Wahnfinn und Gelbft- 
morben unter den Oefangenen machten. Nichts deſto weniger konnte man fidy ver 
Wahrnehmung nicht verfhließen, daß die Anhänger der Gemeinfchaftshaft mehr 
und mehr Boden verloren, während gleichzeitig thatfächlih wie rechtlich das An- 
wendungsgebiet der Einzelhaft immer weiter ausgedehnt wurde. Auf dem legten 
der Gefängnißfongreffe, welder 1857 zu Frankfurt ftattfand, blieben die Verthei— 
biger der Gemeinfhaftshaft in der entſchiedenſten Minderheit. Nur die financiellen 
Schwierigkeiten, welde eine plöglihe und ohnehin Foftfpielige Umgeftaltung oder 
gar Neufhöpfung ber Strafanftalten unmöglich machten, ſchienen die Erfüllung der 
von den Einzelhaftfreunden gehegten Erwartungen zu verfchieben. 

Inzwifhen war, wovon man auf dem Gefängnißkongreß zu Frankfurt im 
Jahre 1857 nod feine Kenntniß erlangt hatte, in Irland feit 1854 ein völlig 
neues, forgfältig durchdachtes und mit großer Einfiht durchgeführtes Behandlungs: 
princip zur Anwendung gelangt, weldes fi an vie äußerlich beftehenden Anftalten 
des engliſch-iriſchen Strafvollzuges anlehnte. Bis zum Jahre 1853 war nämlich 
menigftens dem Namen nah die Transportation nad Auftralien die frimi- 
nelle Freiheitftrafe des engliihen Rechts geweſen, eine Strafe, die aus mannig- 
fahen, bier nicht näher auszuführenden Gründen abminiftrativer und kolonial: 
politifher Art in verfhiedene, auf einander folgende Bollzugsftadien 
zerlegt worden war, namentlih aber feit 1843 in ein Borbereitungsftabium der 
Einzelhaft zu Pentonville, ein zweites Stadium ver gemeinfchaftlihden Zmangs- 
arbeit in offener Luft, ein drittes der Wegfendung und ein viertes der wiberruf- 
lichen Entlaffung unter der Bedingung guten Verhaltens nah der Ankunft in den 
Kolonien zertheilt wurde, Auch die Gefeßgebung von 1856, durd welche eine neue 
Kriminalftrafe der „Etraffnehtfhaft” (penal servitude) an Stelle ver 
Transportationgftrafe gefegt worden war, änderte an biefer Einrichtung 
thatfächlih nichts. Schon vorber waren irifhe Verbrecher von ber Wegfen- 
dung wegen bes gerade gegen fie gerichteten Widerfpruchs oder Vorurtheils eng» 


8, Bol. über Moabit: Mittbeilungen aus den amtlichen Berichten über die zum Minis 
fterium des Innern gehörenden königl. preußiichen Strafs und Gefängnißanftalten (Berlin, 1861) 
S. 271 ff. — Die wirkliche Durhführung des firengen Ziolirfoftems begann erft mit der Be: 
ruiung von Dr. Wichern im Jahre 1856. — Einen Vergleich zwiichen Moabit und Bruchfal 
entbält die Allg. d. Strafrechte-3. 1861, S. 43 Ferner: ES chüd, Die Einzelbaft und ihre Bol» 
firefung in Bruchfal und Moabit. Leipzig 1862. 
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liſcher Koloniften ausgenommen worben, fo baß für die in Irland felbft entlaffenen 
Berbreher Schwierigkeiten entftanden, die in England zum großen Theil durch 
Entfernung der Transportirten befeitigt waren. Dies führte Sir Walter Erof- 
ton, welcher zum Direktor des iriſchen Strafanftaltswefens ernannt worben war, 
jur Entwerfung eines neuen Planes, deſſen Princip in dem Gedanken einer ftufen- 
weifen Fortbildung der Gefangenen zum vernünftigen Gebraud feiner Freiheit, 
vermittelft eines dem guten Berhalten entfprechend gemilderten Strafzwanges ge- 
funden werben muß. Demgemäß zerfällt das irifhe Syftem in folgende, jenen 
Grundgedanken repräfentirende Stufen: 1. Einzelhaft von neun Monaten, welche 
dur gutes Berhalten um einen Monat abgekürzt werden fann, als ein vom 
Sträfling dem angenommenen Plan gemäß befonders ſchwer zu empfindendes An- 
fangsftabium. 2. Gemeinfame Arbeit, geregelt durch Klaffififation, welche dem 
guten Verhalten entfprehend die Gefangenen progreffid durch fünf Klaſſen 
hindurchleitet, und jeder höheren Klaffe entſprechende Vortheile gewährt und zur 
Kenntlihmachung verfelben für den Sträfling fi der Ertheilung von Marten 
bedient. Die Dauer des zweiten Stadiums ift abhängig von der Dauer der vom 
Richter erkannten Kriminalftrafe; deswegen für den Aufenthalt in den einzelnen 
Hafen nah Durhfhnittsfägen normirt, melde wiederum um einen Bruchtheil 
wegen guten Verhaltens abgekürzt werben Können. 3. Die Zwifhenanftalten 
(intermediate prisons), theils auf inbuftrieller, theils auf länblicher Arbeit be- 
ruhend, follen als drittes Stadium den Uebergang zur Freiheit vermitteln. Keinerlei 
Dischplinarftrafe wird in ihnen volftredt, jede Zumiberhandlung mit Zurüdver- 
fegung im die früheren Stadien geahndet, eine größere Freiheit der Bewegung ge- 
flattet, eine Belebung und Uebung der Willensfräfte und damit eine Erpro— 
bung der vorausſichtlichen lu 3 verfucht, deren Refultate nad Ablauf der 
feſtgeſetzten Friſt das Borurtheil der Arbeitgeber gegen die Befhäftigung entlaffener 
Verbrecher überwinden follen. 4. Bedingungsweiſe Freilaffung gegen Urlaubfchein 
unter ber Bedingung, daß fittenlofes, müffiges und verbächtiges Verhalten fofort 
Bievereinziehung und nadträgliche Verbüßung des erlafjenen Strafreftes zur Folge 
haben fol. Der beringungsmeife wegen guten Berhaltens zu erlaffende Bruchtheil 
der rihterlih erkannten Strafe ſchwankt, mit dem längeren Strafmaß fteigenv, 
zwiſchen minbeftens 1/, und höchſtens 1/,. Zur Ueberwachung der Entlaffenen und 
Erzwingung der geftellten Beringungen befteht eine wohlwollend gehandhabte 
Polizetauffiht, durd melde der Entlaffene weder an ber Auswanderung nod an 
der freien Berwerthung feiner Arbeitskräfte gehindert wird. 

Nachdem das irifhe Syftem eine Zeit lang von der oberften englifhen Ge— 
füngnißbehörte entfchieven verfannt worden war, erzwang das Urtheil einer 1862 
eingefegten, mit der Prüfung ver Gefängnißfrage beauffihtigten Kommiſſion ber 
Königin, in Verbindung mit der öffentlihen Meinung die Annahme der iriſchen 
Principien in England. Mit Ausnahme der Zwifchenanftalten, welhe man 
durch die jeßt aufgegebenen Transportationen nah Weftauftralien entbehrlich zu 
machen Hoffte, hat vie Parlameıtsafte vom 28, Juli 1864 das iriſche Syftem auch 
in ngland naturalifirt 9). | 


“ 





9 Die erfte Nachridt über die irifchen —— gab Mittermaier in feiner 
1858 erichlenenen Schrift über Gefängnifiverbeflerung. — Ausführliche, den ganzen Zufammen: 
bang des iriſchen Gefängnißſyſtems gebende Darftellungen verjuchte ich in meinen diejem Gegen: 
ſtande beſonders gewidmeten Schriften: 1. Das iriſche Gefängnißſyſtem, insbefondere die —* 
ſchenanſtalten vor der Entlaſſung der Sträflinge. 2. Bemerkungen und Beobachtungen über den 
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In diefer flüchtigen Skizze der Gefängnißreform liegen die Materialien zur 
Kenntniß und Beurtheilung der Strafanftalten in der Gegenwart. Diefelben 
unterfcheiden ſich nämlich im allgemeinen nad folgenden Gefihtspuntten: 

1) Mit Rüdfiht auf beftimmte Berfonenklaffen, fo daß beifpieläweife 
Anftalten für Greife und Invalide, für Frauen, und ganz befonders für jugendliche 
Berbrecher örtlich gefondert und nad verfchiedenen Grundſätzen in der Verwaltung 
geleitet werben. Während es feinem Zweifel unterliegt, daß weibliche Gefangene 
von männlidhen zu trennen find, ift es eine Zwedmäßigkeitsfrage, ob dieſe Tren— 
nung gerade in örtlich gefonderten Anftalten oder in befonveren Abtheilungen 
eines und besfelben Gebäudes erfolgen fol 10), Dagegen erkennt man immer all- 
gemeiner an, daß jugendliche Verbrecher nach beſonderen Grundfägen beffernder 
Erziehung zu behandeln, der ftrafrehtlihe Charakter diefer Behandlung zurüd- 
zuftellen und die Beihäftigung mit ländlihen Arbeiten entſchieden vor anderen 
Dingen jhon aus Rüdfiht für die körperliche Entwidlung zu bevorzugen fei. 
England hat dur ein befonderes Geſetz 1854 für die Unterbringung jugend- 
liher Berbreher unter 16 Jahren in ftaatlih unterftügte Beflerungsfchulen 
(reformators scools) Sorge getragen 1!) und befigt in Parfhurft auf der Infel 
Wight eime befondre, große für jugendliche Verbrecher beftimmte Staatsftrafanftalt. 
Schon vorher hatte in Frankreich das Gefeg vom 5. Auguft 1850 bie unbedingte 
Ausfonderung jugendlicher Perfonen von älteren Gefangenen vorgefhrieben und bie 
Unterbringung der auf Grund des Artifeld 66 des Code pénal wegen mangeln- 
den Unterfcheidungsvermögens freigefprodhenen, aber befferungs- und erzie- 
bungsbedürftigen Kinder in befondern Colonies p£@nitentiaires zum Zmede 
landwirtbfchaftliher Arbeiten angeorbnet 12). Hinſichtlich der deutſchen Geſetzgebungen 
darf im Allgemeinen behauptet werben, daß den jugendlichen (verurtheilten oder freige- 
ſprochenen) Angeflagten eine viel zu geringe Aufmerkfamfeit zugewendet wird und daß 
man den Zufälligfeiten der Privatwohlthätigkeit im zu hohem Maße vertraut. Be 
fonbere von Staatswegen eingerichtete, oder doch überwachte und unterftügte Bef- 
ferungsftrafanftalten find um fo nothwendiger, je häufiger Berwahrlofung in ber 
Jugend zur Duelle von Berärechen wird. 

2) MitRüdfiht auf vie Strafbauer, oder die gefeglidh noth- 
wendbige Durdführung der Zwangsarbeit. Faſt überall fällt in 
Deutihland und anderen wefleuropälfhen Staaten die längere Zeitbauer der 
Strafe, mit dem Arbeitszwange und den ehrenmindernden Wirkungen zufammen. 
Daher die üblihe Trennung der Zuchthäuſer, Arbeitshäufer und einfahen Gefäng- 
nißanftalten. Selbft ohne die kriminalpolitiſche Rückſicht, welche eine Trennung ber 
wegen entehrender Handlungen verurtheilten Verbrecher von andern Kategorien 


gegenwärtigen Zuftand der irifchen Gefängnifeinrichtungen (ein Meifebericht), Leipzig 1862. 
3. Kritifche Unterfuhungen über die Grundfäge und (Ergebniffe des iriſchen Strafvollzuges, Berlin 
1865. Außerdem: 4. Van der Brugghen Etudes sur le systöme p6enltentiaire Irlandais, 
Berlin 1864, und über Zwifchenanftalten: Wittermaier, Gefängnifverbefferung (Erlangen, 
1861), ©. 138. Bon der rein polemifchen Litteratur für und wider das iriſche Syſtem feben wir 
bier ab, indem wir uns auf die quellenmäßigen Berichterftattungen befchränfen. a; 

10) Lepteres ift beifpielsweife der Fall in dem neuen ellengefängnif zu Amſterdam. 

a1, Einen Bericht darüber gab ich in der d. Strafrechts 3 1861. ©. 212. 

12) Ueber Belgien f. die muftergültigen Arbeiten von Ducpdtiaug: 1. Expose de la situa. 
tion des &coles de r6forme de Ruyselede etc. Bruxelles 1861. 2. Rapport sur les colonies 
agricoles, les &coles rurales et les öcoles de reforme pour les indigents, les mendianis 
ci les vagabonds et sp&cialement pour les enfants le deux sexes ea Suisse, en Allemagne, 
en France, en Angleterre, dans les Pays bas et en Belgique, 1851. 
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gebietet, fällt bei diefer Unterfcheidung der Strafanftalten mit Beziehung auf bie 
ſeitlichen Abftufungen der Strafe ins Gewicht, daß bei langen Freiheitsſtrafen 
die Befhäftigung und die Wrbeitsleiftungen der Gefangenen nah ganz andern 
Regeln einzurichten find, al8 bei furzzeitigen Berurtheilungen. Auf bie: 
jem Gefihtspunfte beruht die Trennung ber Strafanftalten in Holland und theil- 
weile in Preußen. 

3) Mit Nüdfiht auf die verwaltungsredhtlide Stellung der 
Strafanftalten, wornach diefelben hinfichtlih ihrer Unterhaltung und Ord— 
nung entweder zunächſt dem Staate oder den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zufallen. In Frankreich und England unterfcheidet man daher prisons departe- 
mentales uid County gaols auf der einen Seite, und maisons centrales und 
wench prisons auf ber andern Seite. Mit diefer. Sonberung trifft dabei die an- 
dere, vorerwähnte zufammen, daß die ſchwerſten Freiheitsſtrafen faft regelmäßig 
in Staatsanftalten verbüßt werben. In deutfhen Staaten find den kommunalen 
Polizeiverwaltungen aud vie Pflihten zur orbnungsmäßigen Unterhaltung ver 
Sefängniffe für Polizeiftraf- und Zuchthausgefangene auferlegt, dagegen meiften- 
theild die Rechte der Antheilnahme an der Verwaltung durch das Ueberwucern 
der ftaatlihen Amtsherrlichkeit beſchränkt. 

4) Mit Rüdfiht auf die Haftform. Unter allen Unterfcheidungen 
Reht dieſe letztere unzweifelhaft für die Gegenwart an Bebeutung obenan; denn in 
ige liegt nicht nur die Berührung mit den Principien ver Strafgelengehung, ſon⸗ 
dern au der Kern unendlich zahlreicher Zwedmäßigkeitöfragen, die Vorfrage für 
Erbauung und Einrichtung neuer Strafanftalten. Die wichtigſten Probleme der 
Gefängnigreform, die zahlreihften Rontroverfen treffen in dieſem Punkte zufammen. 
Auf der andern Seite ift freilih davor zu warnen, taß man in ven firafredt- 
li nothwendigen Reaktionen der Gerechtigkeit gegen das Berbrehen, in dem 
—5 zu erſtrebenden Beſſerungsproceß derjenigen, bei welchen der innere 

genſatz des Willens zur allgemeinen Rechtsordnung geſtändlich geworden iſt, 
nicht die mechaniſchen Wirkungen eines rein äußeren Strafanſtaltsapparats 
überſchätze auf Koſten der lebendigen, in einer guten Verwaltung liegenden Kräfte 
und einer richtigen pädagogifhen Strafbehanvlung. Hinfihtlih der Haftform, 
melde anzuwenden ift, wird an tasjenige anzufnüpfen fein, was bereits über ven 
allgemeinen Gang ver Gefängnißreformen gefagt wurde. In der Kürze wirb es 
möglich fein, drei Hauptgattungen von Strafanftalten zu unterſcheiden: 

A. Öemeinfhaftsanftalten, in denen etwa vorhandene Zellen ledig: 
{ih den Zweden der bisciplinaren Beftrafung oder der ausnahmsweiſe zu 
bewirfenden Iſolirung gewidmet find. Unter diefer Klaſſe werben fernere Unter» 
(heidungen eintreten a) je nachdem die Gefangenen bei Nachtzeit getrennt werben 
oder nit; b) je nachdem das Schweiggebot die Bebeutung einer unbedingt (wie 
nad dem Auburn'ſchen Syftem) zwingenden Disciplin erlangt; ec) je nahdem nur 
inpuftrielle, oder ländliche Arbeit nebenher oder allein Anwendung findet. Als all: 
gemein anerfannten Erfahrungsfag ver heutigen Zeit darf man die Unmöglichkeit 
einer firiften Durchführung des Schweigverbots anfehen und damit bie Bermwerf- 
lichleit des Auburn'ſchen Syftems behaupten. Im Oegenfage zu den Duäfern von 
Lennſhlvanien enthält dieſes Syſtem allerdings ven richtigen Gedanken, daß bie 
Strafarbeit eine felbftändige Bedeutung als eine Steigerung des Zwanges und als 
Gewöhnung zur Ordnung und zu anftrengendem Fleiße haben muß, währen das 
yennfploanifcde Syſtem die Beihäftigung der Gefangenen lediglich als Gegen- 
gewiht gegen etwa nadhtheilige und das Gemüthsleben bebrohende Einflüffe ber 
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Einzelhaft betrachtete. - Eine gleichfalls nothwendige Einfchränfung bat bie 
Gemeinfhaftshaft zu erfahren durch Trennung der Gefangenen bei Nadhıtzeit, wo 
eine genügende Ueberwahung neben der Gefahr zahlreicher Unfittlihkeiten um- 
möglich ift. 

u Ungerecht würde es fein, zu leugnen, daß bei beſonders tüchtiger Leitung, bei 
einer geringern Anzahl von Verbrechern, die einer vorzugswetje ländlichen Bevölkerung 
von einfahen Sitten angehören, aud in Gemeinfhaftsanftalten Tüchtiges geleiftet 
und ber Rechtszweck der Strafe erfüllt werden kann. Selbft erfahrene Anhänger 
der Einzelhaft, wie Mittermater, erfennen dies an. Insbefondere erfreut fi 
die Strafanftalt zu St. Gallen feit der Leitung Moofers und diejenige von Bal- 
Iucia unter dem Oberſten Montefinos eines weit verbreiteten günftigen Rufes. 

B. Einzelhaftanftalten. Ohne auf die baulichen Verſchiedenheiten die 
fer Klaſſe näher einzugehen, begnügen wir uns auf die Hauptabweihungen Hinzu- 
weifen, welche bisher hervorgetreten find. Gleichgültig und unerheblich ift zunächſt 
der Umftand, daß fih in faft allen Zellengefängniffen auch Gemeinſchaftsſäle vor- 
finden, um ausnahmsmeife für folhe Fälle, in denen die Einzelhaft außer An— 
wendung zu laffen ift, Vorforge treffen zu können. Die Zellengefängniffe zerfallen 
in ſolche, welche die Trennung der Gefangenen abfolut vurdführen, (f. g. reine 
Einzelhaft) und in ſolche, welde die Trennung während des Unterrichts, des Got— 
testienftes und der Bewegung im Freien nicht berüdfidtigen. In Brudfal und 
Moabit wird ſowohl durch Kirchenſtühle (stalle) als durch Zwiſchenwände 
in den Schulzimmern, außerdem aber durch eigene Spazierhöfchen und die An— 
wendung des Maskentragens, d. h. durch eine Kopfbedeckung, deren herumterge- 
klappter Schirm das Geſicht des Sträflings bis zur Naſenſpitze bedeckt, dahin 
geſtrebt, jede Berührung und Erkennung der Gefangenen unter einander zu hin— 
dern. Viele hervorragende Vertreter der Einzelhaft erachten dieſe Vorrichtungen 
für höchſt weſentlich und völlig unerläßlich, Beifpielaweife Ducpetiaur, Surin- 

ar, Füeßlin, VBarrentrapp, und mit Ausnahme der Schildmützen aud 

ittermaier; Andere wie Hoyer und Grevelink legen darauf kein Gemwidt. 
In England und Irland hat man fogar die Anfangs mit großen Koften gejchaf- 
fenen Unftalten viefer Art hinterher wieder befeitigt, weil man fi von ihrer 
Nuslofigkeit oder Schäblichfeit überzeugt hielt. Um über dieſe Meinungsverfchie- 
denheit zu einem feften Urtheil zu gelangen, wird man erwägen müſſen: ob bie 
flüchtigen Berührungen während des Gottesdienftes, des Unterrichtes, ber Bewe— 
gung, wirklich fo gefahrvoll find, daß man, unter Berzichtleiftung auf innere Ge- 
genwirkungen, Toftfpielige Abfperrungsanftalten ſchaffen foll? ob foldhe Abfperrun- _ 
gen bie Kommunikationen unter Gefangenen in einer wirklich erheblichen Weife 
erfhmeren? und ob nit vielmehr ſolche Anftalten gerade wegen bes darin aus— 
gebrüdten Mißtrauens gegen ben Erfolg einer beffernden Gefängnißzudt zu Mit- 
theilungen unter ven Gefangenen anreizen? Uns felbft ift es trog vielfaher Beob- 
achtungen nicht gelungen, uns von ver Nützlichkeit diefer Vorrichtungen zu über- 
zeugen. Im Gegentheil glauben wir, in Uebereinftimmung mit ven Anſichten von 
Grevelint und Hoyer, fowie auf Grund eigener Nahforfchungen, behaupten zu 
bürfen, daß man den Werth dieſer mechaniſchen Anftalten vielfah überfhägt. Das 
Wefentliche bleibt immer, die Gefangenen während der Naht und ver Arbeit fo 
lange zu ifoliren, bis man fie zur Reue und Einſicht in ihr Unrecht gebracht, bis 
man gute Vorfäge angeregt und befeftigt hat. 

C. Gemiſchte Strafanftalten, im denen fowohl die Einzelhaft, als die 
Gemeinſchaftshaft grundſätzlich (d. h. nicht im Verhältniß von Regel und Aus: 
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nahme) Anwenbung finden kann, und zwar entweber fo, daß nad Ablauf eines 
gefeglih vorgefchriebenen Termins die Gemeinfchaft an Stelle ver Einzelhaft tritt, 
oder dergeftalt, daß die Gemeinfhaft als eine leichtere Form des Strafvollzuges 
bei gutem und bemwährtem Berhalten in der Einzelhaft als fpäterhin eintretenbes 
nach dem Gefihtspunfte progrefifiver Zucht gehanphabtes Stadium Anwendung 
findet. Kleinere Staaten werben der Natur der Sache nach durch ihre befchränftern 
Mittel faft immer auf die Einrihtung gemifchter Anftalten hingewieſen fein. Aber 
auch grundfäglih läßt fih vom Standpunfte des graduirten und progreffiv 
abgeftuften Strafzwanges die Kombination verfchiedener Haftformen in bemfelben 
Gefängniffe rechtfertigen. Die Anftalten zu Vechta in Divenburg, an deren Spige 
Hoyer ftand und zu Lenzburg im Aargau, welche im Herbfte 1864 eröffnet 
wurde, entfpredhen dieſem — * auf welchem auch das iriſche Syſtem 
beruht. Im Allgemeinen wird man anerkennen müſſen, daß diejenigen Gefängniſſe 
am meiſten leiften, welche über die mannigfaltigften Mittel verfügen, um das 
Grundprincip des beffernden Strafvollzuges, die Individualiſirung ber Ge- 
fangenen durdführen zu fönnen. Zu dieſen Mitteln gehört aber aud die minde— 
ſtens beſchränkte Zulaffung der ländlichen Arbeit im Freien, melde in gemijchten 
Strafanftalten ermöglicht, durch das abftrafte und boftrinäre Feſthalten an ver 
Alleinberechtigung des Zellenfyftems aber völlig ausgefchloffen wird. 

Hinfihtlih der Auswahl der Haftform und folgeweife der Einrichtung ber 
Strafanftalten ift es übrigens ungemein ſchwer, aus dem bunten Gewirre ber 
Meinungen und der thatfächlih vorhandenen Zuftände zu allgemein anerkaunten 
und feften Refultaten zu gelangen. Veranlaßt ift diefe Schwierigkeit zunächſt durch 
mannigfahe Unklarheiten über das Wefen ver Freiheitöftrafen, ſowie durch die 
Schulkontroverſen über das Verhältniß der Befferung ver Gefangenen und 
gerechter Bergeltung des Verbrechens. Bor allen Dingen muß man fid 
daher verftändigen, wie die Aufgabe der Strafvollſtreckung zu begrenzen iſt. Wäh- 
rend man vorläufig in Deutfchland wunferer Anfiht nad glüdlicherweife) fehr weit 
davon entfernt ift, die Befferung ter Berbreder als ausſchließlichen Zweck 
ber Strafe oder, was dasfelbe ift, die thatfächlih dargelegte Berworfenheit ber 
Gefinnung als Princip ver Strafandrohung anzuerkennen, darf, =. von den 
verfhiebenartigen Yormulirungen der Strafrehtstheorie, auf dem Boden ber Pra- 
ris wenigftens in dem Punfte Uebereinftimmung angenommen werben, daß bie 
ftrafende Gerechtigkeit des Staates verpflichtet if, Entfittlihung der Ge— 
fangenen in den Strafanftalten unbedingt abzuwehren, außerdem 
aber alle diejenigen Einflüffe auf den Gefangenen wirken zu 
laffen, mwelde der moralifhen Fortbildung dienlih find, ohne den Zwangs- 
baralter der Strafe zu beeinträchtigen. Diefes Anerkenntniß, weldes mit 
der Gerechtigfeitstheorie vollfonımen übereinftimmt, wird übrigens geſchichtlich dar- 
gelegt in demſelben Augenblide, wo der Staat für Unterriht und religiöfe Er» 
bauung von Oefangenen Sorge trägt. Zwifchen mehreren, der Gerechtigkeit an und 
für fih genügenden Haftformen, wird daher in zweifelhaften Fällen immer 
baranf zurädzufommen fein, daß man vor einer zu treffenren Auswahl prüft: 
welde von ihnen die geringften Nachteile für ven Gefangenen durch ihre Voll: 
ſtrechung mit fi) bringt und melde durch pofitive fittliche, intellektuelle, inpuftrielle 
ober techniſche Ausbildung die größten Bürgfhaften für ein gefegmäßiges Berhal- 
ten nad ber einftigen Entlaffung darbiete? Auf diefe höchſt verwidelten Fragen 
fann nun nit dur individuelle Beobachtungen einzelner Gefängnißdirektoren, 
fondern nur durch eine planmäßig und forgfältig angelegte, alle Berhältniffe ein- 
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gehend beobachtende Gefängnißftatiftit genügende Auskunft gewährt werben. Un 
einer foldhen hat e8 aber bisher gefehlt. 

Den einzigen Mafftab ver Bergleihung befak man bisher an der Rüd— 
fallsftatiftil, deren Werth von zahlreihen Borbevingungen abhängt, zunächſt 
nämlich von der gleihmäßigen Beftimmung deſſen, was als Rüdfall gelten und 
innerhalb welder Zeitfriften nad der Entlaffung eines Verbrechers Rückfälligkeit 
angenommen werben fol. Sodann werben bei der Berehnung der Rüdfälle bie 
beftehenden Kriminalpolizei: und Strafprocefeinrihtungen in fofern gewürdigt wer- 
den müſſen, al® vie größere oder geringere Wahrfcheinlichkeit der Entvedung und 
Ermittelung ins Gewicht fällt. Wenn vaher entlaffene Verbrecher für eine ber 
Wahrfcheinlichkeit des Rüdfalls entſprechende Zeitperiode nah der Entlaffung unter 
eine zur pofitiven Beridterftattung über das Verhalten verpflichtete Auffict 
ber Polizei oder der Schugvereine geftellt werben, wie dies für Irland und 
neuerdings für England ver Fall ift, darf man hoffen, zu annähernd zuverläf- 
figen Refultaten der Beobadhtung zu gelangen. Aber felbft dann nod muß man 
bie Bedingungen des Bergleiches zwiſchen verſchiedenen Haftformen thunlichſt aus- 
gleihen dur Gegenüberftelung verwandter Berbrecherfategorien. Gewiſſe ftarl 
einwirfende und ven Erfolg aller Gefängnißzucht mitbeftimmende Faktoren können 
durh Zahlen überhaupt nicht dargeftellt werden. Dahin gehören: die perſön— 
lide Tüchtigkeit der Strafanftaltsbeamten und das wohlwol- 
lende oder mißgünftige Berhalten der Geſellſchaft gegen entlaffene 
Berbredher, insbefondere die Schwierigkeit des Arbeitsmarktes. 

Diefe Andentungen werden genügen, um die auffallenden Abweihungen zu 
erfiären, melde fih bei einem und demfelben Haftſyſtem in verfchiedenen 
Ländern ergeben. Nady den franzöfifhen Erhebungen der legten Jahre betrug in ven 
Gemeinfhaftsanftalten, welde meiftentheild nah dem Auburn’fchen Syſtem 
verwaltet werben, die Anzahl der Rüdfälligen beinahe 350/, der Entlaſſenen; wo- 
bei eine zunehmende Steigerung der Rüdfälligen neben einer Abnahme ber Ber- 
brechensziffer überhaupt in dem Zeitraume von 1850—1860 bemerkbar murbe. 
Bon 28,548 Rüdfälligen, welche 1851 vor den franzöfifhen Strafgerichten unter 
den Angeflagten ermittelt wurden, hob ſich die Ziffer auf 45,932 im Jahre 1861 1, 
Im Gegenfag dazu führen wir auf, daß Moofer in ver gleihfalls nah Au- 
burn'ſchem Spftem geleiteten Strafanftalt zu St. Jakob bei St. Gallen nur 
13,16 9/, Rüdfällige berechnete 1). Zur Erklärung dieſer großen Differenz dient 
der Umftand, daß in Frankreich der Rücktritt entlaffener Verbrecher in die Gefell- 
Ihaft auf das äußerfte erſchwert ift, während in St. Gallen ein vortrefflich ein- 
gerichteter Schugverein die Fürforge und Aufficht Entlaffener übernimmt. Aehnlichen 
Abweihungen begegnet man bei den in Zellengefängniffen regiftrirten Erfolgen ; 
insbefondre waltet zwijchen ven beiden Ländern, in denen das Syſtem ber Jjoli- 
rung am weiteften durchgeführt wurde, Tosfana und Belgien, ein meiter Ab- 
ftand in der Nüdfälligfeitsftatiftil. Bemerlenswerth erfcheinen die Mittheilungen, 
melde ein englifher Gefängnigbeamter auf dem foctalwifjenfhaftlihen Kongreß 
zu Bradford 15) über die Wirkung verfhiedener Haftjyfteme in einer 
und derſelben Strafanftalt von Walefield machte. Darnad zählt er unter 


13) Bonneville: de l’amelioration de ia loi penale (1864) p. 30 . 

14) Die neuefte 1863 betreffende Verichterflattung von Direftor Kübne führt in derſelben 
Strafanftalt 37,, %, Rüdfälige auf. 

15) Transaclions of the nat, Ass. for the Pronchs of Social Science 1860 p. 472. 
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dem Spflem ber alten Gemeinſchaft (1830—1833) 36%/, Rüdfälle, nad bem 
Schweigſyſtem (1834— 1847) 28%/,, nad dem Einzelhaftfyftem feit 1848 da— 
gegen 26%/,. Zu ganz fihern Schlüffen berechtigen aber auch dieſe Ziffern nicht, 
ſobald man vie fortfchreitenve, feit 1830 weſentüch entwidelte Humanität der Ge- 
ſellſchaft gegenüber entlaffenen Berbrechern und die Mehrung von Hülfsanftalten 
beachtet. Hinfichtlich der gemifchten Syſteme von England und Irland bemerken 
wir, daß bie legte vergleichende Aufnahme vom 11. Februar 1864 im erfteren 
Lande 24,3 9/, im letzteren 11,00 9/5 Rückfällige berechnet 16), Wir könnten an 
zahlreichen ftatiftiichen Ziffern und Tabellen ermeifen, vaß bisher auf diefem Wege 
keine fihere Grundlage zu VBergleihungen und Schlußfolgerungen erreichbar wurde. 
Kein einziges Haftſyſtem als folhes Tann gegenwärtig in Ermangelung einer Ber- 
eindarung über den Beweiswerth ftatiftifcher Aufnahmen, einen entſcheidenden, 
Anerlennung erzwingenden Borzug in Zahlen erweifen. Unter diefen Umftänden 
verdienen die Vorſchiäge über eine gleihmäßige Behandlung der Gefängniß- 
fatiftit eine ganz befondre Beachtung. Außerdem wird es aber immer von Wid- 
tigleit fein, das innere Princip der Strafbehandlung zum Gegenſtand der Unter- 
fuhung zu machen und hiebei von den großen foctalen Gefammturfachen ver ver- 
brecheriſchen Erſcheinungen und pfychologifchen Erfahrungen auszugehen. Je nachdem 
mangelnder Unterricht, fehlerhafte Charalterbildung, Gewöhnung an Müßiggang, 
wirthſchaftliche Bernadhläffigung als bildende Mächte des Verbrechens auftreten, 
wird fih aud die Richtung der Gefängnißzucht mannigfady verändern müſſen. Soldye 
Staaten, welche über entlegene und wenig entwidelte, aber kulturfähige Territorien 
verfügen, haben vemgemäß die Aufgabe, zur Vermeidung der Schwierigleiten, mit 
denen entlafjene Verbrecher zu kämpfen haben, die Neigung zu freiwilliger Aus- 
mwanderung anzuregen und den Beflerungsproceß der ftrafenden Gerechtigkeit durch 
vortbeilhafte Berpflanzung von Ürbeitöfräften zu ergänzen. 

Die wihtigften Streitfragen der Gegenwart befchäftigen fi mit den Bor« 
jügen, Mängeln und Begrenzungen ver Einzelhaft, deren Zulaffung als ein Efe- 
ment des Gtrafvollzuges im Allgemeinen anerkannt ift. Streitig ift vor allen 
Dingen die Zeitfrift, bis zu welcher die Einzelhaft angewendet werden fol; ftrei» 
tig find die Perſonenklaſſen, in Beziehung auf welche deren Anwendung zunädft 
gefordert werden muß. Im Allgemeinen waltet indefjen darin Uebereinftimmung, 
daß die für kürzere fFreiheitsftrafen beftimmten Strafanftalten dieſer Haftform 
ganz befonders entſprechen. Bon einer Ausrottung verbrecheriſcher Neigungen vers 
mittelft des Strafzwanges kann in kurzen Zeitfriften um fo weniger die Rebe fein, 
ald von pofitiven Einwirkungen gewerbliher Erziehung, oder geiftig bildenden 
Unterrihts, Abftand zu nehmen ift, ben verfchlechternvden und verberbenden Ten- 
denzen der Gemeinfhaftshaft alfo in keiner erfolgreichen Weife begegnet werben 
lan, Es ift außerdem bierbei zu erwägen, daß bie Zufügung wenig fühlbarer 
und ſchwach reagirender Strafübel den Sicherheitsinterefien des Staates geradezu 
nachtheilig iſt und zu neuen Gefegesverlegungen anlodt. Da nun vie überwie- 
gende Mehrzahl aller Gefängnigkundigen die auch pfychologifh nachweisbare That: 
lade bezeugt, daß Einzelhaft in ihrem Anfangsftadium weit härter empfunden 
wird, ald gemeinfhaftliche Haft, würde hier Zwedmäßigfeit und Gerechtigleit in 
der Forderung der Einzelhaft zufammentreffen. 


16) Die näberen Anhaltevunkte des Vergleiches ſind in meiner Schrift: Aritifche Unter: 
—— die Grundſätze und Ergebniſſe des iriſchen Syſtems (Berlin 1865) S. 79 ff. 
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Hinfihtlih der längeren Zuchthausftrafen gehen bie Meinungen viel weiter 
aus einander. Während von einer Seite deren völlige Berbüßung in Einzelhaft 
aus principiellen Gründen und mit Rüdfiht auf die immer mögliche gegenfei- 
tige Verſchlechterung der Gefangenen vertheidigt wird, mwaltet bei ſehr vielen Fach— 
fennern die Beforgniß, daß längere Einzelhaft geiftige und leiblihe Abftumpfung 
ver Gefangenen zur folge haben werde, Wiederum andere betonen, daß die Ein- 
zelhaft bei langdauernden ÄFreiheitsftrafen, abgefehen von jenen Beforgniffen, mit 
Bortheil nur als ein Anfangsftadium zur Einleitung des Befferungsprocefies und 
eine Stufe zur Vorbereitung fpäterer Gemeinfhaft angewendet werden könne. 
Biele europäifche Geſetzgebungen find gerade den entgegengelegten Weg von dem 
dur Erfahrung und Theorie vorgezeichneten gegangen. Sie begannen damit, Bel: 
lengefängniffe für die gänzliche oder theilweife Verbüßung der ſchweren Freiheits 
ftrafen zu erbauen und den alten, unbedingt ſchädlichen Zuftand der Strafanftal- 
ten niederer Ordnung aufrecht zu erhalten. Den Grund dieſer Erfcheinung ent- 
dedt man ohne Schwierigkeit in ven financielien Rüdfichten auf den Koftenpuntt, 
welcher bei einer Neform der weniger zahlreich befegten Zuchthäuſer zu geringe- 
ren Dpfern nöthigte, als bei der großen Anzahl ver für Verbüßung kurzzeitiger 
Strafen erforderlihen Gefängnißbauten. Ein flüchtiger Blid auf den gegenwärti- 
gen Zuftand der auf Einzelhaft bezüglichen Geſetzgebungen wird erkennen laffen, 
wie weit die Gefängnifreformen vorgefhritten find, und welche Verſchiedenheiten 
in diefer Beziehung beftehen. Böllig im Rückſtande geblieben find die ofleuropäi- 
hen Länder, insbefondere Rußland und Defterreich 17). In Preußen hat bie 
Regierung damit begonnen, im Verwaltungswege Einzelhaft auf Zuchthaus: 
gefangene ohne zeitlihe Beſchränkung in einzelnen Anftalten anzuwenden, obwohl 
die Beftimmungen Über Dauer der Freiheitöftrafen während der Berathung des 
feit dem 1. Juli 1851 gültigen Strafgefegbudhes auf Gemeinfhaftshaft berechnet 
waren 18). Frankreich hat fich, nachdem die Julimonarchie Jahrzehnte hindurch 
mit neuen Oefeßgebungsprojeften zur Einführung der Einzelhaft ſich abgemüht, bie 
Bagnos durch üÜberfeeifche Fortfhaffung der Verbrecher erfegt, im übrigen ven 
alten Zuftand der Dinge in den maisons centrales für bie Kriminalftrafe ver 
r&clusion beftehen lafjen und durch feinen höchſten Berwaltungschef im Jahr 1853 
erflärt, von einer Einführung des Einzelhaftfyftems Abftand nehmen zu wollen. 
In England findet fib in faft allen Graffhaftsgefängniffen neuerer 
Konftruftion die Einführung der Ifolirung; für die Kriminalftrafe der penal ser- 
vitude bildet vie Einzelhaft, wie bereits bemerkt ift, ein Bollzugsftadium von 
9 Monaten; doch fann bei ſchlechtem Verhalten des Sträflings Zurüdverfegung 
eintreten. Bon den irifhen Einrichtungen war bereits oben tie Rebe, 

Aehnlich verhält es fih mit der Schweiz, wo theild das Auburn’fche, 
theild das grabuirte Eyftem in der Mehrzahl der Kantone Anwendung findet, bie 
reine Ginzelhaft dagegen nirgends durchgeführt ift Von ven außerbeutihen Staa- 
ten geſchah verhältnigmäßig am meiften für vie Gefängnißreform in Belgien, 
Holland und Toskana. 

Was zunähft Belgien betrifft, fo wurden unter der Leitung von Ducpe- 
tiaug, deffen Schriften zu Gunften der Einzelhaft (des Conditions d’application 


17) Die legten Nahrichten über den Zuftand der öfterreichiichen Gefängniffe gibt Wabl— 
berg in der Ay d. Strafrechts 3. 1864, S. 91 ff. 225 ff. 

18) Außerdem geftattet das Geſetz vom 11. April 1854 die Beichäftigung der Gefangenen 
außerhalb der Gefängnifräume mit Feld» und Handarbeiten. 


Strafanftalten. 269 


du systöme de l’emprisonnement separe, 1857, und la colonisation pénale et 
l’emprisonnement cellulaire, 1860) von großem Einfluß waren, für Durdfüh- 
rung des Zellenſyſtems große Aufwendungen für Neubauten gemadt. Man zählte 
am Schluſſe des Jahres 1860 im Ganzen 2790 Zellen, etwa die Hälfte verjeni- 
gen Anzahl, welche bei völliger Durdführung des Syſtems erforberlih fein wür— 
den. Angewenvet wird die Einzelhaft zunähft auf VBoruntafuhungsgefangene und 
ald Anfangsftadium für Kriminalftrafen, vorbehaltlid einer Beftimmung über 
Reduktion der in Ifolirung verbüßten Strafdauer im BVerhältnig zur Gemeinjchafts- 
haft. Eine endgültige, gefegliche Ordnung diefer Verhältniſſe ift erft im Zufammen- 
bange mit der beabfichtigten Einführung eines neuen Strafgefegbuhes zu erwar- 
ten 19). Aehnlich find die Zuftände in Holland, wo das ftrenge Einzelhaftjyften 
durch Suringar, ein gemifchtes, ven iriſchen Principien entſprechendes Syftem durch 
ven Generalbireltor der Gefängniffe, Grevelink, vertheidigt wird. Nad einem Ge— 
fege von 1854 findet die Einzelhaft Anwendung bis zu 2 Jahren bei korreftionell 
Verurtheilten, denen die in der Zelle zugebradhte Zeit doppelt gerechnet wird. Ende 
1863 zählte man vafelbft 790 benugbare Zellen, von denen indeffen nur 95 für 
Sträflinge, der verbleibende Theil für Sicherheits: und Arrefigefangene beftimmt 
war. In Toskana waren ed der Marcheſe Torigiani und der Generaldirektor 
Peri, die für die allgemeinfte Durchführung der Zellenhaft wirkten. In Ermang- 
lung zwedmäßiger Neubauten mußte man fi indejjen mit der Umwandlung alter, 
zum Theil höchſt ungefund gelegener Anftalten oder Klöfter fehr zum Nachtheil 
ver Gefunpheitspflege behelfen. Nach einem Gefeg von 1860 wird die Ifolirung 
nad Ablauf von 10 Jahren durch gemeinſchaftliche Arbeiten erfegt. In ven übrigen 
Theilen des Königreihs Italien, insbefondere in Neapel und im Kirchenſtaate hat- 
ten ver der Vereinigung mit Sardinien die Strafanftalten eine traurige, Entjegen 
erregende Berühmtheit erlangt 20). Cavour erklärte fpäterhin feine Abficht, das 
iriſche, gemiſchte Syftem einzuführen, für welches fih auch Girolami ausſprach. 
Eine zu Anfang des Jahres 1862 von ber Regierung eingefegte Kommiffton er- 
Härte fih in einem von ihr ausgearbeiteten ejegentwurfe für die allgemeine 
Durdführung der Einzelhaft, unter Rebuktion der in ihr verbüßten Strafdauer 
und unter Annahme der bedingten Freilafjung für gutes Berhalten, 

In den ſtandinaviſchen Ländern blieb die befannte vom Kronprinzen 
Oslar verfaßte Schrift Über Strafe und Strafanftalten (1840) nit ohne Nadı- 
wirfung. Schweben befaß 1862 24 Zellengefängniffe für Unterfuhungshaft und 
6 andre ſ. g. Krongellengefängniffe. Für längere Freiheitsſtrafen beftand noch 
türzlih die Gemeinſchaftshaft. Gleihartig liegen die Berhältniffe in Dänemarl, 
wo David im Sinne der Einzelhaft wirkte, und deren Durdführung bis zu 
einem Termin von 7 Jahren projektirt ward. Norwegen befigt ein Bußgefänz- 
niß zu Chriftiania nad dem Plane mopificirter Einzelhaft ohne Kirchen- und 
Schulzellen. Beftimmungsgemäß dient dieſe Anftalt für ſchwere Freiheitsſtrafen 
bis zu einer Marimalgrenze von vier Jahren, unter Berechnung einer doppelten 
Schwere der Einzelhaft im Verhältniß zur Gefammthaft. In Mitten einer indu- 
fiel wenig entwidelten, vorzugsweife Aderbau treibenden Bevölkerung, fah man 
fi indefjen genöthigt, ven Lebensgewohnheiten der Sträflinge Rechnung zu tragen 
und, dem ftrengen Einzelhaftfyftem zuwider, die Befhäftigung im Freien auszudehnen, 


um m — 


19) Bgl. Mittermaier: Der neuefte belgiſche Gefepentwurf über die Art der Vollzlehung 
der reibeitftrafen, indbefondere über Einzelbaft Allg. d. Strafredhtsß. 1861. ©. 107, 
20, Vgl. neuerdings: Charles Paya, les cachots du pape, Paris 1864. 
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Daß Deutſchland im Strafanftaltswefen eine bunte Mannigfaltigkeit darbie⸗ 
tet, fann Niemand überrafhen. Die politifhen Zuftände erflären dies hinlänglich. 
Aber auch der doftrinäre Gegenfag der Strafrechtstheorien, der literarifhe Kampf 
um bie Vorzüge der verſchiedenen Gefängnißfyfteme, das im Bergleih zu andern 
wefteuropäifchen Ländern geringere Intereffe des Publitums an der Strafrechts- 
pflege wirkten hemmend und verzögernd ein. Wir begnügen uns daher mit einigen 
wenigen Andeutungen, indem wir auf eine Schilderung der nod nicht zum Ab—⸗ 
ſchluß gebraten Reformpläne an diefer Stelle verzichten. 

Medlenburg beſitzt an Dreibergen eine gemifchte Anftalt, in der Sträf- 
linge bei ihrem Eintritt bis zu einem Jahre durchſchnittlich und außerdem vor 
ihrer Entlaffung einige Wochen der Einzelhaft unterworfen werben. Auch die zu 
lebenslänglihem Zuchthaus begnabigten Mörder und Perfonen höheren Stanbes 
werden ifolirt, legtere aus fhonender Rüdfiht. Da in Didenburg ein gemifch- 
tes, grabuirtes Syftem mit einer länvlichen Uebergangsanftalt eingeführt wurde und 
fih unter Hoyers Leitung bewährte, ift bereits erwähnt worben. Auch auf Bre- 
men wirkte dies Beifpiel, jal8 der Senat am 11. November 1859 der Bürger- 
haft einen Gefegentwurf, betreffend die Ordnung des Vollzugs der Freiheitsftra- 
fen vorlegte. Darnach follte unter VBerzichtleiftung auf die als Künftelei bezeichneten 
Kirchen- und Schulzellen die Einzelhaft Anwendung finden bei Gefängnißftrafen 
bis zu vier Wochen, bei Zudthausftrafe bis zu 3 Jahren, mit der neu zu erbauen- 
den Strafanftalt aber ein umfchlofjenes Grundſtück zum Landbaubetrieb verbunden 
werden. In Heflen-Darmftadt, Würtemberg, Hannover, Weimar ift die Gefäng- 
nißreform nicht über das Stadium der Kammerverhandlungen hinausgelangt. In 
Sahjen führte eine königliche Verordnung die bedingte Freilafjung im Anſchluß 
an bie bisher gehandhabte Gemeinfhaftshaft mit dem Erfolge ein, daß fhon jeßt 
die Erfahrungen ausreihen, um jenen Schritt als einen außerorbentlih gelungenen 
zu bezeichnen. Baiern ordnete durch ein Gefeg vom 10. November 1861 bie 
Einzelhaft an für Gefängnißftrafen von zwei Monaten bis zu 5 Jahren. Nach 
einjährigem guten Berhalten in der Zelle kann zum Lohne Verfegung in Gemein- 
haft eintreten; auch foll Zellenhaft (ausgenommen während des erften halben 
Jahres) eine Verkürzung der richterlic erfannten Freiheitsftrafen um 1/, bewirken. 
In Frankfurt follen nah einem im Oktober 1856 gefaßten Beihluß, ven 
Dr. Barrentrapp durch einen häufig genannten Bericht vorbereitete, alle Gefäng- 
nißneubauten auf dem Grundſatze der Einzelhaft beruhen. Berhältnigmäßig am 
meiften gefhah für die Verbeſſerung der Gefängniffe in Baden, deſſen Mufter- 
anftalt zu Brudfal bereits erwähnt iſt. Das Geſetz vom 6. März 1845 orb- 
nete den Bollzug der Zuchthausftrafe im neuen Zuchthauſe zu Bruchſal, in wel- 
ches feit dem Herbft 1863 auch männliche Arbeitshausgefangene untergebracht werben 
follen. Nah Ablauf von 6 Jahren entjheidet über das weitere Verbleiben ver 
Zücdhtlinge in der Zelle deren eigener Wunſch. Ohne Wirerjprud zu beforgen darf 
man behaupten, daß fein Beiſpiel in Europa fo große und wirkſame Propaganda 
für die Einzelhaft gemacht hat, wie Bruchſal. Auf der großen Heerftraße zwifchen 
Nord und Norbwefteuropa einerfeits und der Schweiz und Italien anbrerfeits ge- 
legen, bildete es eine Beſuchſtation für gebilvete und ſachkundige Gefängnißreform- 
freunde. Eine höchſt intelligente, gut gewählte und mit wirffamen Garantien gegen 
den Amtsmißbrauh umgebene Verwaltung zerftreute nah und nah bie Vorur- 
theile, welche der Einzelhaft umbegründete Vorwürfe gemadt Hatten. Dazu kam, 
das mehrere Gefangene, bie durch ihre Betheiligung an dem Aufruhr vom Jahre 
1849 dem Zudthaus verfallen waren, insbefondere Hägele, Schlatter und Corvin, 
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nach ihrer Entlaffung im viel gelefenen Schriften die Vorzüge der Einzelhaft aner- 
fannten. Als Berichterftattungen über Bruchſal müſſen daher an diefer Stelle ge- 
nannt werden: 1, Füeßlin, die Einzelhaft nad fremden und fehsjährigen eige- 
nen Erfahrungen im neuen Männerzudthaufe in Brudfal (Heidelberg 1855), ein 
Buch, weldes vom Standpunkt der abfoluten und reinen Einzelhaft aus gefchrie- 
ben if. 2. U. Bauer, der Gewerböbetrieb in den Strafanftalten mit bejonderer 
Beziehung auf das Zellengefängnig in Bruchſal. (Karlsruhe 1861.) 3. Der amt- 
(ide von dem gegenwärtigen Direftor Ekert und den höheren Strafanftaltebeam- 
ten für 1865 erftattete, in dem zweiten Heft ver Blätter für Gefängnißfunde ab» 
gevrudten Bericht. 

Aus der von uns gegebenen Skizze der heutigen europälfhen Strafanftalts- 
zuftände ergeben ſich folgende Gefammtrefultate: 1. Nirgends ift bisher die Ein- 
zelhaft als alleinige, die Strafdauer volllommen erſchöpfende Haftform rechtlich 
anerfannt oder thatfählih durchgeführt. 2. Sie ift überall in ihrer Anwendung 
beihränft entweder durch Ausnahmebeftimmungen für gewiſſe Perfonenklaffen (ju- 
gendlihe Berbrecher, Greife u. f. w.), durh Rüdfiht auf den eigenen Wunſch 
der Holieten, oder duch Bezeihnung gewiffer Zeitgrenzen, über welche hinaus 
Holirung nicht ftattfinden fol. 3. In Beziehung auf die Zeitfriften, bis zu benen 
vie Einzelhaft ausgedehnt werden fann, waltet mit die mindefte Uebereinftim- 
mung, fondern eine durch nichts zu vermittelnde Meinungsverfiedenheit. 4. Die 
Einzelhaft ift eine von der Gemeinſchaftshaft weſentlich verſchiedene, intenfiv ftär- 
fer wirtende, und darum gefeglich (und nicht im Berwaltungsmwege, wie in Preußen) 
einzuführende, vie Art der Freiheitsftvafe nothwendig charakteriſirende Haftform 21), 
Ehe das Strafgefeg den thatfächlih vollendeten Zuftand der Jfollranftalten vor- 
findet und danad das Strafmaß regulirt, alfo während der Uebergangsperiode, 
in der ein Tbeil der Gefängniffe auf Gemeinfchaftshaft, ein anderer Theil auf 
Einzelhaft eingerichtet ift, fann zur-VBermeidung von Ungeredtigfeiten nur darin 
Abhälfe gefunden werben, daß die in Einzelhaft verbüßten Freiheitöftrafen in ihrer 
Dauer verhältnifmäßig um einen Bruchtheil verkürzt werden. Unerheblich ift tabei, 
ob die Einzelhaft im einzelnen Fällen und bei einzelnen Verbrechern individuell 
leiter zu tragen ift, ale Gemeinfhaftshaft. Der objektive Maßftab, daß während 
einer beftimmten Zeitfrift die Einzelhaft für den Gerechtigkeits- und Beflerunge- 
zwed durhfchnittlich mehr leiftet, ale Gemeinihaftshaft, muß bei jener noth» 
wendigen Reduktion ald entfcheidend erachtet werben. 5. Die Beforgnif, daß lange 
Zeit hindurch fortgeſetzte Einzelhaft zwar nicht Wahnfinn oder Krankheit in we: 
ientlih erhöhtem Maße bervorrufe, wohl aber die phyfifhen Kräfte verminvere 
und die Willensthätigleit erheblich abſchwäche, gewinnt durch neuere Beobadh- 
tungen mehr und mehr Boden und findet Anerfennung in den kürzeren Zeitfriften, 
für weldye neuere deutſche Gefegvorfchläge die Einzelhaft berechnen. Für die ftarte 
Abſchwächung ver gefammten phyſiſchen umd fittlihen Kräfte der Perfönlichkeit 
dur Iangzeitige Einzelhaft fprehen namentlih die Zeugniffe des englifhen Ge— 
fängnißgeiftlichen Elay, der zu den eifrigften Anhängern der Ifolirung zählt (vgl. 
the prison chaplain ©. 365), des Generaldirektors der englifhen Strafanftalten 
Sir Joshua Jebb, des ehemaligen Borftands von Portland Kapitain Whitty. 
Die Erfahrungen dieſer legteren find darum von befonderm Werth, weil fie an 
denfelben Perſonen fucceffive verſchiedene Haftformen, fowohl Einzelhaft als 





21) Näber ausgeführt ift dies in meiner Schrift: Befep oder Verwaltungsmaxime. 
Berlin 1861, 
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auch Gemeinfhaftshaft beobachten konnten. Je größer daher die Anforderungen 
find, welche gewiſſe Berufsarten, wie beifpielsweife anftrengende Landarbeiten, an 
die Körperkräfte des Gefangenen ftellen, deſto mehr würbe die Zukunft der Ent- 
laffenen dur jene Einwirkungen der langen Einzelhaft gefährdet fein. Diefe Be- 
forgniffe find auch durch die überaus günftigen Ergebniffe von Brudfal nicht 
widerlegt, denn nad dem legten amtlihen Bericht befanden fih am 1. Januar 
1863 in berfelben überhaupt nur 250%/, Oefangene, welde über 4 Jahre am 
wejend waren. Jene Ergebnifje beziehen ſich daher auf Freiheitſtrafen, welche nad 
dem gegenwärtigen Zuftand der deutfhen Kriminalgefegbüdher auf minder ſchwere 
Verbrechensfälle Anwendung finden dürfen. Der Direktor von Bruchſal bezeugt, 
daß fi die dortigen, in unferen Augen befonders zutrauenswürbigen Erfahrungen 
feit dem fechszehnjährigen Beftehen der Auftalt überhaupt nur auf 47 ©efangene 
beziehen, welche länger als 6 Jahre in Einzelhaft zugebracht; ferner „daß in Brud- 
fal Gefangene nad einigen Jahren Haft, felbft wenn fie nod fräftig 
find, die Anftrengungen mander Hauspienfte nicht mehr ertragen 
können“ (Blätter für Gefängnißkunde III. Heft ©. 16). Vom Standpunlte ber 
gegenwärtig günftigften Erfahrungen aus, bleiben daher für vie Gefeggebungs- 
politit unferer Anfiht nah nur zwei Wege offen: 

1) Entweder au die längfien Freiheitsftrafen der abfoluten Einzelhaft zu 
unterwerfen und die Zeitvauer der Einfperrung, das Strafmaß, auf viejenige Frift 
zu rebuciren, innerhalb welcher erweislich die Iſolirung ohne eigenthümliche Nad- 
theile für die leibliche und geiftige Geſundheit vollftredt werden kann. Diefe erfte 
Alternative ordnet alfo die Rechtszwecke ganz und gar ber Haftform unter umd 
verkehrt das natürliche Verhältniß wieder in das Gegentheil. Nur wer das Prin- 
cip und den Zwed der Etrafe ledigli in die Beſſerung des Verbrechers ſetzt, 
lönnte dies verlangen 22), 

2) Ober der Organismus der Strafanftalten wird fo eingerichtet, daß bie 
Einzelhaft foweit Anwendung findet, als fie bei länger dauernder FFreiheits- 
ftrafe nützlich erfcheint, um den Gefangenen vorzubereiten auf eine Gemeinfdaft, 
die er wejentlih als Folge guten Verhaltens zu betrachten hat und durch jeden 
Berfud nachtheiliger Einwirkung auf feine Mitgefangenen verfcherzt. Ueberhaupt 
aber ift grundjäglid daran feftzuhalten, daß Einzelhaft nur da nothwendig ifl, 
wo entweder in der Natur des Verbrechens die (präfumtive) Beſſerung oder in 
dem Charakter der Beftraften bie gegenfeitige Verſchlechterung in der Gemeinfchafte- 
haft angezeigt ift. 

Völlig verwerflih und gänzlich haltlos verfahren diejenigen Geſetzgebungen, 
welde einen Dualismus der Strafvollftredung ſchaffend, nah Ablauf einer be 
ftimmten Zeitfrift an Stelle ver als nachtheilig befürchteten Einzelhaft gleichjam 
als Nothbehelf und um das richterlih erfannte Strafmaß auszufüllen, eine mecha⸗ 
niſch angefügte Gemeinfchaftshaft eintreten laflen. Zwifchen ver extremen order 
rung der abjoluten und reinen Einzelhaft, welche keine Gefepgebung vom Stand» 
punfte heutiger Erfenntniß erfüllen fann, ohne entweder das Prineip des Straf: 
rechts umzuftürzen oder für einen höchſt zweifelhaften, Beſorgniß erregenden Zwed 
erhebliche Geldmittel zu opfern, und dem alten Zuftande der Strafanftalten, mel- 
her der Geſellſchaft eine duch Beftrafung höher geſchulte Verbrecherkiafle zurüd- 
gab, finden wir keine Vermittlung, als die Annahme des gemifchten, den Straf 


22) Diele —— vertritt nauentlich Röder in ſelnen beiden Schriften: Strafvollzug 
im @eifte des Rechts (1863) und: Beilerungsftrafe und Beflerungsftrafanftalten (1864). 
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zwang grabuirenden Syftems für die langzeitigen Freiheitäftrafen, und der Einzels 
haft als Regel für die kurzen Gefängnißftrafen, deren Marimalgrenze zwei Jahr 
nit überfteigen follte und unferer Anfiht nach mit einem Jahre fogar genügend 
bezeichnet fein würde. Auf eine nähere Motivirung verzichten wir hier, indem wir 
außer andern Gründen uns mit der Erfahrung begnügen, daß in der Regel burd- 
ſchnittlich nad zwei Jahren, häufig fogar früher jene Gewöhnung an die 
Zelle eintritt, welche foviel bedeutet, daß die Perfönlichkeit des Gefangenen aufe 
hört gegen die fein Geſelligkeitsbedürfniß anfangs mächtig ergreifende Ifolirung 
zu reagiren: bie Grenzfrift, nach der jene merkliche Abnahme phyſiſcher Kräfte 
eintritt, welche fowohl in Bruchſal, wie in England bezeugt wird. 

Bon diefen allgemeinen Erörterungen über die Einrichtungen des Gtrafan« 
ſtaltsweſens wenden wir uns zu den midtigften Seiten der Strafanftaltsverwal- 
tung und zwar zunächft 

I. Zur Strafanftaltsleitung und dem Beamtenperjonal, 
Bir können dabei von vornherein von der häufig beſprochenen Streitfrage, ob ber 
Vorſtand der Strafanftalten ein Arzt oder ein —* ſein ſolle, sun abſehen. 
Jedenfalls liegt es auf der Hand, daß von der richtigen Auswahl der Gefängniß— 
Beamten außerorbentli viel abhängt. Die Erfahrung hat hinlänglich gezeigt, daß 
tuchtige Perfonen und einfichtige Gefängnißpireftoren mit verhältuigmäßig unzu- 
lingligen Mitteln außerorbentliches leiften fünnen. Die Schwierigkeiten, ein ge- 
eignetes Gefängnißbeanttenthum zu befchaffen, und Männer zu finden, die ſich 
bereitwillig dem jchwierigften Berufe, der Gefangenenbehandlung Hingeben, hat vie 
Stantöregierungen zuweilen veranlaßt, religiöfe Körperfhaften und Orden in die 
Strafanftaltsverwaltung zu berufen. Beiſpiele hierfür liefert Defterreih und Bel— 
gien, theilweiſe auch — wo wenigſtens die Verwaltung von Moabit der 
Brüderſchaft des Rauhen Haufes, einem proteſtantiſchen Orden, übergeben iſt. Im 
Allgemeinen hat die Erfahrung gelehrt, daß die Wirkſamleit kirchlicher Korpora⸗ 
tionen in den Strafanftalten manderlei Gefahren und Uebelftände mit fih bringt: 
die Ausbeutung des Staatsdienftes für kirchliche Zmwede, die Proſelytenmacherei 
oder Begünftigung der Heuchelei, die Lähmung der ftaatlihen Auffiht durch jene 
Rüdfihten, welde der Kirche häufig erwieſen werben, und bie Intereffengemein- 
haft von Amtslorporationen,, die fi gegen Einwirkungen ftaatliher Behörden 
ablehnend verhalten. Endlich lehrt die Gefhichte, daß die Zugehörigkeit zu Fird- 
liden Korporationen häufig zu einer großen Einfeitigkeit der Lebensauffaflung führt 
und feineswegs Bürgſchaften varbietet für das Vorhandenſein der höchſten fittlich- 
religiöfen Motive des Handelns. Daher erfärt es ſich, daß nicht nur die Öffentliche 
Meinung in Deutſchland, fondern, von einigen nichts bedeutenden Ausnahmen 
abzefehen, die Stimme aller fahlundigen Schriftfteller über Gefängnigwefen mit 
feltener Webereinftimmung die Verwendung religiöfer Orden im Strafanftaltsvienft 
mißbilligt 3). In Defterreich ift deren Entfernung im Reichsrath mehrmals bean- 
tragt, In Preußen die vom Staate an das Strafhaus vertragsmäßig für Aus- 
bildung von Aufjehern zu zahlende Summe durch das Abgeordnetenhaus 1862 
und 1864 abgelehnt worden. Unbedingt vom Uebel erfcheint die Wirkfamteit reli— 
glöfer Orden oder Brüderfhaften in konfeſſionell gemifchten Staatswefen. Das 
Richtige für die Befegung der Aufjeherftellen ift: von allen formaliftifhen Quali— 


25) Außer Mittermaier, Hover, Bablberg, Barrentrapp, Röder erwähnen 
wir Küeklin: Die Brüderauffeher von Moabit und die Gefängnißreforin in Preußen. Gin 
Gutachten. Allg. d. Straftechts · J. 1862. ©. 33. 


Sluntſchti was Brater, Deutfges Staats-Wörterbuß, X, 18 
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filationen Abftand zu nehmen, den Kreis der Bewerber thunlichft zu erweitern, 
für praftifhe Ausbildung und Erprobung vor der endgültigen Anftellung Sorge 
zu tragen, die Zulunft der Beamten vurh Gewährung von Penfionen ſicher zu 
ftellen. Ebenfowenig als die Verwendung geiftliher Korporationen Billigung ver- 
dient, fann man nämlid damit einverftanden fein, daß den civildienfiberedhtigten, 
ausgedienten Militärperfonen, wie vielfach geſchieht, ein befonderes Vorrecht bei 
Anftellungen im Strafanftaltsvienfte eingeräumt werbe. Ueber das Zahlenverhältniß 
zwifchen Auffihtsbeamten und Sträflingszahl läßt ſich etwas Allgemeingültiges 
nicht fagen; vielfach ift man davon ausgegangen, die Proportion 1 : 20 für bie 
untern Aufſichtsſtellen als normale zu betradten. In St. Gallen finden 
wir 11 Auffihtsbeamte auf einen Durchſchnittoſtand von 101,4; Gefangenen im 
Jahre 1863. 

II. Gewerbebetrieb. Daß die Bejhäftigungsarten der Sträflinge wefent- 
lid) bedingt werden dur die Haftform und die Zeitdauer der Freiheitſtrafe, leuchtet 
von vernberein ein. Mit Arbeitszwang pflegen ohnehin nur bie ſchwerſten 
Kriminalftrafen und die Arbeitshausftrafe verbunden zu fein; bet Gefängnißftrafen 
erfcheint die Befchäftigung Detinirter vorwiegend aus dem Gefihtspunfte, daß den 
Gefahren des Müßigganges zu begegnen iſt. Da landwirthſchaftliche Arbeit trog 
ihrer Vorzüge für die körperliche Sefundheit in Dentihland aus Mlimatifchen 
Gründen nit während des ganzen Jahres burchgeführt werden fann, tritt bie 
inbuftrielle Befhäftigung mit Hanbwerfsarbeiten überall entſchieden in den Borber- 
grund. Organifirt kann biefelbe in doppelter Weife fein: entweder durch Ueber- 
(affung ver Arbeitsfräfte an Unternehmer, welde dafür eine Entſchädigung in Geld 
oder Naturalien vereinbaren, oder durch Uebernahme des Gewerbes auf Koften ber 
Strafanftaltsverwaltung. Jedes diefer Syſteme, ſowohl dasjenige der Negie, wie 
dasjenige des eigenen Gefchäftsbetriebes hat eigenthümliche Vorzüge und Nachtheile. 
Fremde Arbeitsunternehmer greifen häufig ftörend in die Einheit ver Leitung und 
die rechtlichen Zwede der Strafvollftredung ein und bilden, zunächſt ihren eigenen 
Gewinn ſuchend, ein fremdartiges Element in dem Organismus ber Strafanftalten, 
vermögen aber die Kräfte der Gefangenen höher auszunugen und bieten ben 
Staatsfaffen durchſchnittlich größere Vortheile. Der Betrieb auf eigene Gefahr 
nöthigt den Staat, die Konfurrenzverhältniffe der freien Arbeit zu berüdfichtigen, 
verbietet die feldftändigen Gewerbe Heinerer Unternehmer durch Maffenprobuftion 
der Strafanftalten von Staatswegen zu unterbrüden, fordert eine forgfältige, fauf- 
männiſch gehandhabte Technik, belaftet die Staatskaſſe mit den ungünftigen Kon— 
junfturen der Robftoffpreife und den Schwierigkeiten des Abſatzes. Während man 
in Franfreih mit der Regie der Wrbeitsunternehmer ungünftige Erfahrungen 
machte, bleibt man in Preußen theilmeife dabei ftehen, ohne daß Klagen darüber 
gehört werden. Bom firafrechtlihen Gefihtspunfte aus verdient unferer Anficht 
nah das Syſtem des eigenen Gewerbebetrieb den Borzug, weil die Interefjen 
fremder Arbeitsunternehmer denjenigen einer individualifirenden Behandlumgsweife 
häufig zuwiderlaufen. Nah den Erfahrungen von Kühne, welcher gegenwärtig 
die Strafanftalt zu St. Gallen leitet, eignen ſich zum Betriebe in den Straf- 
anftalten Befhäftigungsarten, welche feine zu lange Lehrzeit fordern, mäßig 
anftrengen (denn bei ſchmaler Gefangenentoft vermöchte der Sträfling die gröbften, 
fchwerften Arbeiten auf die Dauer nicht mit Erfolg auszuführen), fih an bie 
Landesinduftrie anfhließen, intelligent find („damit fhöne Formen unter der 
Hand des Gefangenen wachen“); einen zum Leben hinlänglihen Ertrag in Aus— 
ſicht ftellen für ven Fall der Entlafjung, fein befonders koftfpieliges und ein foldes 
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Material erheifchen, deſſen Verbrauch leicht zu Fontroliren ift („damit der Bosheit 
nit Gelegenheit werde, die Anftalt zu ſchädigen oder die Lehrzeit davon zu viel auf 
Koften des Staates abforbirt"), der Gefundheit niht nahtheilig find (wie das 
Zupfen von Pferdehaar), die Neinlichkeit und die Hauspolizel, insbeſondere vie 
Ruhe nicht zu fehr beeinträchtigen. 

Man fieht hieraus, daß mannigfadhe Gefihtspunfte bei der Auswahl ber 
paffenden Bejchäftigungsart in Betracht fommen. Es kann bier weder dem finan« 
ciellen Interefie des Staates und dem Wunſche, die denkbar hödften Erträge 
zu erzielen, nod der rein ibealiftifchen Auffaffung, die einfeitig dem Wohlbefinden 
md ber problematifhen Beflerung der Gefangenen ungemefjene Geldſummen tes 
Gemeinwefens aufopfern möchte, eine felbftändige Berechtigung zuerkannt werden. 
Unbebingt verwerflich erfcheinen die in England nod häufig angewendeten, werth⸗ 
ofen und inhaltsleeren, leviglih auf Erfhöpfung der Wrbeitsfräfte berechneten 
Formen von Zwangdleiftungen, als ba find: Tretmühle und Kurbelvrehungen an 
einer Mafchine, welde die Zahl der Schwingungen fontrolirt, mit einem Worte 
der von ben Engländern fogenannte crank. Das Hauptgewicht ift darauf zu legen, 
daß die Arbeiten der Gefangenen unter thunlichſter Rüdficht auf die financlellen 
Bortheile der Staatöverwaltung den Zweden der Gemwöhnung an Ordnung und 
Thätigkeit, der Charafterbilvung und der fpäteren Vorſorge für Entlaſſene unter 
geordnet werben. Es ift fomit der päbagogifche und focial präventive Zwed, welder 
vorwiegen follte. Wenn man dies anerfennt, lann das Refultat des Gewerbe- 
betriebes und die jährlich verrechnete Gemwinnfumme, der erzielte Neingewinn, für 
fh allein nit zum Bortheile der einen Strafanftalt im Verhältniß zu einer 
andern erfcheinen. In St. Gallen betrug der durchſchnittliche Tagesverdienft eines 
Gefangenen 81,4, Rappen; in Bruchfal 25,4, Kreuzer, doch mwurben in leßterer 
Anftalt die Arbeitötage der Lehrlinge nur als halbe in Rechnung gebracht, fo daß 
in Wirklichkeit die vorhandene Differenz fi verringern würde. Als einzelne In- 
duftriegweige betreibt Bruchſal: Weberei, Spulen, Schneiverei, Schufterei, Schrei- 
nerei, Küferet, Schlofferei, Salbandflechterei, Stroh: und Weidenflechterei, Budh- 
binderei. Die Iahrestoften, welche für ben Unterhalt eines Sträflings aufzuwenden 
find, betrugen 285 fl. 28 fr., von denen nach Abzug der Arbeitserträge noch 
104 fl. 54 fr. durch Staatözufhuß zu deden waren. As bie drei einträglichften 
Gewerbszweige der badifchen Strafanftalt ergeben fi: Leinengewerbe (48,17 Fr. 
auf den Arbeitstag), Küferei (47,1, kr.), Schneiderei (44,79). 

II. Sefunpheitspflege. Daß die Freiheitsberaubung ohne Rüchkſicht auf 
eine befondere Haftform der Gefundheit nachtheilig ift, erflärt fih aus den Ent- 
behrungen, die jede Gefangenfchaft mit fich bringt, aus dem befonderen Gemüths- 
zuftande, den Berbrehen und Berurtheilung zur Folge haben, aus ver leiblichen 
Verwahrlofung und den vielfahen Ausfhweifungen, durd welche die Laufbahn der 
Verbrecher hindurchführt. Unzweifelhaft übernimmt der Staat bei der Vollſtredung 
der Freiheitſtrafen die Verpflichtung, dafür zu forgen, daß die vermeidlihen 
Vachtheile für die Geſundheit durch Ärztliche Pflege wirklich vermieden werben. 
Lorläufig darf ſowohl die Mortalitäts: wie die Morbilitätsftatiftit ver Straf- 
anftalten als eine fehr umfichere bezeichnet werben. Als eine die Anforderungen der 
Statiftit auf diefem Gebiete genau beftimmende Arbeit verweilen wir auf ben 
Auffag von Dr. Engel: „Die Frequenz der Strafanftalten für Zuchthausfträflinge 
in der preußifchen Monarchie während der Jahre 1858 bis 1863" (in der Zeit- 
ſchrift des königl. preußliſchen ftatiftifhen Bureau’s 1864 Nr. 11, 12). Darnach 
ergibt fi für Preußen: „daß ungeachtet aller Pflege und Sorgfalt, die in ven 
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Strafanftalten ven Kranfen gewidmet wird, die Gefangenfhaft der Geſundheit doch 
faft doppelt fo nachtheilig tft, als einer ver gefundheitsgefährlichfien Berufe (näm- 
ih der Bergbau) und faft dreimal todtbringender als derſelbe.“ Die Umſtände, 
weldhe im Allgemeinen auf die Gefunpheitsverhältniffe der Strofanftalten Einfluß 
äußern, find: a) die äußere Lage ver Strafanftalt, tie Befchaffenheit ihrer Um- 
gebung, die klimatiſchen Einflüffe. Daraus erflären fih namentlih die ungeheuren 
Sterblicleitsziffern, welche einzelne franzöfifhe und italienifhe Strafanftalten auf- 
weifen. b) Die bauliden Vorrichtungen für Bentilation, Heizung und Reinigung, 
durch welche im alle der Mangelbaftigkeit die fehr häufigen Gefängnißtrantheiten 
des Rheumatismus und ber Zuberkulofe hervorgerufen ober begünftigt werben, 
ec) Die Art der Beihäftigung, in Beziehung auf welde außer allem Zweifel länd— 
liche Arbeit im Freien der Geſundheit am förberlichften ift. Wegen der Nachtheile, 
mit denen ein plöglicher Wechfel der Lebensverhältniffe immer verbunden ift, leiden 
aud die Angehörigen der Aderbau treibenden Klaffe dur den Zwang zu intra- 
muranen Arbeiten am meiften. Kühne bemerkt (Die Strafanftalt St. Jafob bei 
St. Gallen ©. 66): „Es ift unglaublich, wie bald Individuen, welde Jahre lang, 
vielleicht von der Zeit der erften Arbeitsfühigleit an, auf freiem Felde beſchäftigt 
waren, inner der hohen Mauer eine erbfahle Gefihtsfarbe annehmen. Könnte man 
ſolche die Arbeit im Freien fortfegen laflen, fo fielen Hunderte von Kranfentagen 
weg“. d) Die längere ober kürzere Dauer der Haft und e) die Ernährung ber 
Gefangenen. In dieſer legteren Hinfiht hat Sparſamkeit der Staatsbehörden vieles 
verfhuldet, weil man den neueren phyſiologiſchen Beobachtungen über die Bedin— 
gungen menſchlicher Ernährung zu geringe Beachtung fchenkte. In Preußen wird 
nad den geltenden Vorſchriften Sträflingen nur einmal im Jahre Fleifchkoft 
verabreicht, während die glaubwürdigſten Unterſuchungen bei langzeitig verurtheil- 
ten Oefangenen minbeftens mehrmaligen Fleifchgenuß in der Woche als unerläßlich 
für die Gefundheit betrachten. Magenkrankheiten, Stropheln, Anämie, die ganze 
Klaffe der Diffolutionskrankheiten, die man als Grundübel der Gefängniffe be 
zeichnen kann, rühren zum großen Theil aus der Verkürzung der Tleifchtoft ber. 
Auch diejenigen Gefeggebungen, welche die richterlihen Straffhärfungen beibe- 
halten, und regelmäßige Entziehung der nothwendigen Nahrung geftatten, verftoßen 
damit gegen die Gefunbheitspflege. 

"Bergleiht man die beiden Gemeinfhaft und Jfolirung am beften repräfen- 
tirenden Strafanftalten von St. Gallen und Brudfal, deren Berichte am 
vollftändigften vorliegen, fo finden wir dort einen Krankenftand, welcher im Ber: 
hältniß zu den fämmtlihen Verpflegungstagen des Jahres 1863: 5,75 %/, beträgt, 
bier 8,05 */0; der Procentfag der Todesfälle dort 1,99 9%, bier 1,35 9/, der Ge⸗ 
fangenen. In beiden Anftalten war in den legten Jahren weder ein Selbftmorb, 
noch ein Fall von Geifteötranfheit vorgelommen. Man fieht aus diefen Gegen- 
überftellungen, daß die Refultate fehr wenig von einander abweichen. Im Großen 
und Ganzen zeigt die Statiftit allerdings, daß Selbftmorde und Geiftesfranfheiten 
unter Gefangenen häufiger find, als in ver freien Bevölkerung; aud wird von 
unparteiifhen Beobachtern fogar zugegeben, daß bie mit ber Ifolirung verbundene 
Herabftimmung des Gemüthslebens während der erften Zeit ver Zellenhaft die 
Entftehung oder Entwidelung von Geiftestrankheiten begünftige. Selbft der An- 
ftaltsarzt von Brucdfal, Dr. Gutſch, theilt dieſe Anfiht. Jedenfalls kann aus 
ihr allein keinerlei turdgreifende Einwendung gegen die Einzelhaft hergenommen 
werben; denn es iſt dargethan, daß Aufmerffamfeit und Pflege eines tüchtigen 
Arztes jenen Gefahren genügend entgegenwirken kann. Nicht die Einzelhaft an und 
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für fih, fondern die Art ihrer Anwendung entfheivet. Die preußiſchen Straf- 
anftalten, welche fich größtentbeild in mangelhaftem Zuftande befinden, bleiben 
ſewohl hinter der Gemeinfhaftshaft in St. Gallen, ala hinter der Einzelhaft In 
Bruchſal mit ihren ftatiftifchen Ergebniffen zurüd. Der Durchſchnitt der Mortalität 
betrug in den ſechs Jahren von 1858 bis 1863 von 1000 Gefangenen 31; ber 
Durchſchnitt der Selbſtmordfälle auf 100,000 Gefangene 56 jährlih, wogegen 
Nejenige freie Bevölkerungsklaſſe, in welcher erfahrungsgemäß der Selbftmord am 
bäufigften ift, das Militär, einen entfprechenden Durchſchnitt von 47 Selbftmörbern 
aufweist. Eine völlig unzuläffige und durchaus unwiſſenſchaftliche Methode ver 
Bergleihung findet ſich bei einigen Schriftftellern über Gefängnißweſen, infofern 
ald man die Refultate neu erbauter, zwedmäßig angelegter und gut geleiteter @in- 
zelhaftgefängniffe denjenigen alter, ungefunder und in jeder Beziehung mangel- 
hafter Gemeinfhaftsanftalten gegemüberftellt. Bei einem folden Verfahren läßt ſich 
mit Leichtigkeit fogar darthun, daß Geiftesftörungen in (fchlechten) Gemeinfhafts- 
anftalten häufiger find, als in (gut geleiteten) Zellengefängniffen. 

IV. Unterridt, Bildung, Disciplin der Gefangenen. Weldes 
Maß gewerblichen, elementaren, religiöfen oder höheren Unterrichts in den Straf: 
anftalten, und in welchem Berhättnih zu der Aufgabe beffernder Behandlung er er« 
tbeilt werden Tann, ift gleichfalls von zahlreichen Umftänden, in erfter Linie von 
ver Dauer der Strafzeit abhängig. Gewerblicher, elementarer und religiöfer Unter- 
riht treten bei der Zuhthausftrafe meiftentheils gieichberechtigt neben einander. 
Die Aufgabe der Gefängnißverwaltung ift indeffen nothwendig eine höchſt ver- 
fhiedene, je nach den Bildungsverhältniffen der unteren Vollkaſchichten, aus denen 
die weitaus überwiegende Mehrzahl der Verbrecher hervorgeht. 

Ohne alle Elementarkenntniffe waren in St, Gallen 4,,, %/,, In Brudfal 
2,12%, der eingelieferten Züchtlinge; ohne Profeffion in St. Gallen 56,95 9%, 
in Bruchſal faft ebenfoviel bei Arbeitshausgefangenen, dagegen 50,4 9/, ber 
Zugthausgefangenen, Auch bier liegen die Berhältniffe faft analog. Einem weiteren 
Abftande begegnen wir dagegen in Irland, wo 96,, 9/, aller Gefangenen ohne 
jeglichen Unterriht war. Nichtsdeſtoweniger konnte man in den dortigen Gefäng- 
niffen unbefchabet des Elementarunterrihtes, auf ber legten Stufe der Zmwifchen- 
anftalten zu der befonders bewährten Form der für erwachſene Gefangene höchſt 
merthoollen und vienlihen Borlefungen fortfchreiten, von welder ich in meiner 
Schrift über das iriſche Gefängnigfyftem ein Verzeichniß mitgetheilt habe. 

Als Hälfsmittel des Unterrichts ift eine ven Bildungsverhältniffen ber Ge» 
fangenen angemeffene, dem Bedürfniß der gewerblichen, intelleftuellen, fittlihen und 
religiöfen Fortbildung vienlihe Bibliothek ver Anftalt unerläßlih. In allen 
neueren Gefängnifjen fieht man dies ein, nur wirft hier und da häufig ein ein— 
ſeitiges theologifches Erbauungsintereffe auf die Auswahl der Bücher ein, 

Ueber die Disciplin der Gefängniffe läßt ſich innerhalb der uns gezogenen 
Schranken nur wenig fagen. Arbeit und Unterricht können nämlich aud aus biefem 
Gefihtspunkte gewürdigt werben. Außerdem ift zu bemerken, daß Begünftigungen 
der Gefangenen für gutes Verhalten, insbefondere die Ausſicht anf bedingte Frei— 
lffung wegen guten Verhaltens, die Gewährung eines Arbeitsantheils für ben 
Gefangenen, wenn möglich in fteigenden Säten, und andere dem Verhalten ent« 
ſprechende Bortheile, abgefehen von ver grundfäglihen Benutzung derartiger Hebel 
für die Kräftigung guter Motive, eine faft unerläßlihe Vorausſetzung guter Dis- 
ciplin bilden. Die zwedmäßigften Dischplinarftrafen beftehen in ver Entziehung 
tiefer Bergünftigungen; ohne viefelben gebricht e8 faft ganz und gar an geeigneten 
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Mitteln der Beftrafung für Uebertretung der Hausordnung. Nur dur die allge 
meinere Gewährung von Bergünftigungen und bie damit gefhaffene Möglichkeit, 
viefelben zu entziehen, wurde es thunlich, die ſchrecklichen Hausftrafen der älteren 
Zeit, als kalte Douchen, Yattenfammer und Peitfche abzufhaffen; doch findet Prügel 
nod in der Mehrzahl der Strafanftalten Anwentung, obgleich die Strafgefeg- 
gebungen biefelben für den Richter befeitigt und die Mehrzahl der höher gebilbeten 
Strafanftaltsvireftoren auch ohne körperliche Züchtigung die Rechte der Disciplin 
wahrt. Außer ver Entziehung etwaiger Bergünftigungen finden fih in Deutſch- 
land als Hausftrafen, deren Anwendung zu billigen ift: Dunkelarreſt, Entziehung 
der warmen Koft, Hungerkoft, Entziehung des Bettes; für bie Außerften Fälle 
Zwangsftuhl. 

Für die Ariminalpolitit hat eine forgfältige Statiftif der Disciplinarftrafen 
in den Gefängniffen hohen Werth. Je häufiger Uebertretungen der Hausordnung 
zu ahnden find, je zahlreihere Zwangsmittel gewaltſamer Art zur Aufrechterhal- 
tung der Disciplin nothwendig werben, deſto geringer find unzweifelhaft die 
befiernden Erfolge der Gefängnißzucht. Es gehört zu ben untrüglihften Zeichen 
einer fehlerhaften und verkehrten Praris, wenn zur Bollftredung der gerechten 
Strafe neue Strafen ins unendliche gehäuft werben, damit der Widerſtand ber 
Gefangenen befiegt werde. Das Auburn’fhe Schweigfyftem ift gerichtet durch den 
ungeheuren Aufwand von Disciplinarftrafen, den e8 zur nothbürftigen und unvoll- 
fommenen Behauptung feiner Borfchriften, vergebens machen muß. Je mehr bie 
Strafanftaltöverwaltung das Gute und Rechte burd den freien und vernünftigen 
Willen ver Gefangenen ſelbſt zu realifiren vermag, deſto größer ift ver Triumph 
ber ftaatlihen Geredtigfeit über das Schulbbewußtfein und die Willfür des Ber- 
brechers. Bruchſal verzeichnet für 1863 nur 67 Disciplinarftrafen für 49 Ge- 
fangene; der Bericht für St. Gallen melvet, daß 75,95 %/, aller Züchtlinge nie- 
mals beftraft wurden. Auch hier nähern fi die Ergebniffe verſchiedener Haft: 
formen einander. 

V. Berwaltungsredtlide Stellung der Strafanftalten im 
Drganismus der Behörden, Obwohl nad deutſchem Rechte das Bollzugs- 
verfahren ſowohl in Eivil- ald in Kriminalfahen einen Beftanbtheil bes richter- 
lihen Amtsberufs ausmadt, fo ift es dennoch aus praftifchen Gründen unthunlich, 
die Gerichte mit der umfangreihen Verwaltung der Strafanftalten zu betranen. 
Die Stellung der Gefängnißdireftoren muß nothwenbigerweife, unbejchabet einer 
vollen Verantwortlichkeit, wofern es fih nit um Borunterfuchungsgefängniiie 
handelt, fo viel Selbftändigfeit der Handlung, fo viel Freiheit der Bewegung er: 
halten, als zur Erledigung der zahlreihen in der Gefängnißverwaltung vorlommen- 
den Zwedmäßigfeitsfragen erfordert wird. Einer bloßen Wilfür der Berwaltungs- 
behörden fol damit keineswegs das Wort geredet werben. Ueberall wo das per- 
ſönliche Ermefien, vie eigene Erfahrung, der fihere Takt, das geübte Urtheil in 
ver Strafvoliftredung konkrete Thatfragen würbigen und entſcheiden muß, würde 
jede Einmifhung von Uebel fein. Nur in negativer Richtung, zur Abwehr von 
Uebergriffen der Strafanftaltsorbnung dürfen ehe getroffen werben, nicht 
aber zur Herbeiführung eines Inftanzenzuges, durch welchen das in der Straf: 
anftaltöverwaltuug nothwendige Vertrauen auf die perfönlihen Eigenfhaften der 
Beamten, oder die ben ©efangenen gegenüber ſtark zu betonende Autorität ber 
Staatsgewalt abgeſchwächt werden fünnte. Das Gegengewicht gegen Willfür ber 
Strafanftaltsbeamten ift zu ſuchen 1. in den rechtlich vorausbeſtimmten Wir- 
kungen ber Strafe, von denen Abweihungen nur durch die Begnadigung erwirkt 
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werden bürfen; 2. in dem Erlaß zwedmäßiger Bollzugsverorbnungen ber voll- 
siehenden Gewalt, deren Befeitigung in einzelnen Fällen durd die Strafanftalts- 
verwaltung zu geftatten ift unter Borausfegung genügender Motivirung und 
Rehenfhaftslegung; 3. in einem wirkfamen Oberauffichtsrecht über die Strafanftalts- 
verwaltung, gelibt durch eine mit techniſchen Kenntniffen ansgerüftete Centralbehörde, 
wie ſolche in England, Holland, Belgien, Italien eigens für das Gefängnißweſen 
gefhaffen wurde. Es kann dabei an biefer Stelle dahin geftellt bleiben, ob bie 
Strafanftalten ven JIuftizminifterien (wie in Baden und Holland) oder den Mini» 
fierien des Innern (wie im Preußen binfichtlih der Mehrzahl der Zuchthäufer, 
England und Franfreih) am zwedmäßigften untergeben werben. Daneben kann bie 
Auffiht Über die Strafanftalten, fomweit rechtliche Intereffen zu prüfen find, ven 
Dbergerichten oder Oberftaatsanwaltichaften übertragen werben. Hierher gehört 
die Einrichtung Lokaler Auffihtelommiffionen für die Zwede financieller Kontrole 
zum Beften des Stante® oder ber Gemeindelörper, vorzugsweife inbeflen zur Wah- 
rung bed ben Sträflingen überall zuſtehenden Beſchwerderechts gegen nachtheilige 
ober verlegende Verfügungen "der Strafanftaltsverwaltung. Sole Auffihtsräthe 
beftehen theils im einer durch Rechtsvorſchrift aus Beamten, theils in einer durch 
Bahl gebildeten, theils in einer durch Iandesherrliche Ernennung bewirkten Zufammen- 
fegung für Bruchſal, für Genf, für Amfterdam und andere Gefängniſſe. Da in 
der Gemeinihaftshaft im allgemeinen ungleihmäßige Behandlung, Bevorzugung 
oder Zurüdfegung Ginzelner dur größere Publicität verhindert wird, erfcheinen 
die Auffihtsräthe von befonverem Werth für Einzelhaftgefängniffe, deren 
Zellen der Bermwaltung unter Berufung auf Individualiſirung einen größeren 
Spielraum zu Eingriffen in die perfönliche Rechtsſphäre der Gefangenen barbieten. 
In den Auffihtsräthen vereinigt und berührt fi die Aufgabe der ftaatlichen 
Organe mit den zur GSelbftverwaltung und zum Selbſtſchutze mündig gewordenen 
Kräften der Geſeliſchaft. Jeder Sacdlundige weiß, daß die fo häufig geforberte 
Beflerung des Berbrechers nur zum Theil, und jedenfalls niemals ausſchließlich 
durh die Strafvollfiredung des Staates erreicht werben fann. Die beften Bor- 
füge, die ernftgemeinte Reue über vergangene Verbrechen fheitern, wenn Entlafjene 
durch Borurtheile, Mißgunft und Abneigung ber freien Geſellſchaft zurüdgeftoßen 
werben. Die Humanitätöbeftrebungen zur Unterftügung beftrafter Perjonen find 
daher auf jede Weife zu fördern; vor allen Dingen darf man nicht vergeffen, daß 
Öffentliche und regelmäßige Berichterftattungen über den Zuftand ber Öefängniffe 
nicht nur eine nothmwendige Ergänzung öffentlicher Rechtspflege find, ſondern aud, 
wie das Beifpiel politifch vorgefchrittener Staaten darthut, zur Belebung des Ge- 
meinfinns, zur Erwedung ſchlummernder Kräfte, zur Antheilnahme an den Auf- 
gaben ber Strafrechtspflege Bieles beitragen. Es ift ein fhönes Zeichen fort- 
ſchreitender Kultur, daß das Bewußtfein der Gegenwart barauf befteht, dem 
Verbrecher in der Strafauftalt nicht mur gemißbraudte Rechte zu entziehen, 
ſondern auch das Recht der Perfönlichkeit gegen Willtür zu bewahren; daß 
wir bemüht find, Entlaffenen, indem wir Bergangenes durch BVerzeihung ner 
ſchle iern, nene Hoffnungen für eine Zulunft darzubieten, die fie vielleicht ſelbſt ver- 
ſcherzt glaubten. | v. Holgenborfl. 
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Strafe ift die nothwendige Rechtsfolge des Verbrechens, die Bethätigung und 
Herftellung des allgemeinen ſtaatlich gemährleifteten Willens gegen ven ſchuldhaften 
Widerſpruch der Willlür. Für den Schulvigen ift die Strafe in ihrer äußeren 
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Erjheinung ein Uebel, denn es liegt in ihrem Wefen, daß fie Zwang fei, folglich 
fih in einer ihn in feiner Perfon oder feinem Rechtskreiſe affichrenden Reaktion 
äußere. Auch wird fie in ihrer konkreten Geftalt regelmäßig ein Uebel für das 
Individuum fein, ſchon darum, weil fie Folge feiner Schuld if. In ihrer tieferen 
Bedeutung, die freilih für die Anwendung nit unmittelbar hervortritt, iſt fie 
nicht für die Geſellſchaft allein, fonvern felbft für ven Schuldigen Vortheil und 
Wohlthat, indem fie ihn als rechtlich behandelt, ihm Gelegenheit und Mittel ift, 
die Gerechtigkeit zu fühnen und Ihr Genugthuung zu geben“. (Abegg, Lehrbud 
der Strafrechtswiſſenſchaft 8. 114, 115; f. aufertem Köſthin Syftem I, S. 390.) 
Nur die mißverftändlihe Auffaffung oder jene einfeitige Betradytung, welche bie 
Strafe leriglih nah dem Zmede der „Befferung“ beftimmt, vermag zu leugnen, 
daß die Strafe ein Uebel ift. Jeder thatſächlich wirkende und gegen vie menſchliche 
Perfon angewendete Zwang ift ein Uebel, infofern er Handlungen oder Unter- 
laffungen durchſetzt, welche durch die Freiheit verwirklicht werben follen ober 
können. Für die Feſtſetzung beffen, was eine Strafart fein kann, ift es daher von 
höchſter Wichtigkeit, an dem flaatlihen Zwangscharakter feftzubalten. Nur dasjenige 
fann Strafe fein, was dem Rechtsbewußtſein als eine durch bie Macht des 
Staates getragene Geftaltung des Zwanges gegen die menfchliche Perſon erjcheint, 
und dur die äußeren Organe des Staates vollzogen werben fol. Ob eine be 
ftimmte Strafe in jedem einzelnen Fall von dem Verbrecher wirflih ala Zwang 
empfunden wirb, ift unerheblih. Daraus folgt zweierlei: 1. Selbft wenn jemand 
ein Verbrechen zu dem beftimmten Zwecke begienge, fi das ihm erwünſcht er- 
fheinende Strafübel zuzuziehen, fo würde barum keineswegs bie gefeglih ange- 
drohte Strafe unanwenbbar werben, und 2. wenn jemand ein gefeglid beftehenbes 
Strafübel nah der Begehung eines Verbrechens an ſich felbft vollziehen wollte, 
fo würde pamit ber Strafvollzug durch den Staat keineswegs befeitigt. An dieſen 
Orundfägen feftzuhalten, hat weniger Bedentung für das gegenwärtige Verſtändniß 
des Strafrehte, als für bie Erfenntniß des Gegenfates heutiger Wiſſenſchaft gegen 
die Rechtsgefchichte. Als man davon ausgieng, daß die Strafe für den Berbreder 
ein finnlidy wirfendes Uebel fein folle und ven Abfhredungszwed in ben 
Borbergrund ftellte, war es begreiflih, daß man, wie Feuerbach anempfahl umb 
das preußifche Landrecht von 1794 verordnete, denjenigen nicht mit dem Tode 
beftrafte, melcher ein todeswürdiges VBerbrehen zu dem Zwecke begieng, . 
richtet zu werben. Noch heute werden in großen Städten von arbeitsſcheuem Ge— 
findel in feineswegs ganz feltenen Fällen Meine Vergehen begangen, um der Ber- 
pflegung in Arbeitshäufern theilhaftig zu werben. Nach dem bereits Gefagten kann 
es auf die inbivinuelle Wirkung ver Strafe nicht anfommen, wenn es fih darum 
hantelt, ven Willen des Gefepgebers durchzuführen. Bom Standpunkt der Sittlid- 
feit ausgehend, ift fogar zu fordern, daß ber beftrafte Verbrecher das ihm zuge 
fügte Zmwangsübel als ein geredhtes und mohlverbientes in feinem Bemwußtfein 
my. und fih fomit in der Strafe die allgemeine Rechtsordnung wieder 
aneigne, 

Indem mir die Gelbftzufügung eines Uebels als eine Strafe im rechtlichen 
Sinne nicht anerkennen, deuten wir die Verſchiedenheit des ftaatlihen und des 
firhligen Lebens an. Nah den Anſchauungen einzelner Sekten galt Geißelung 
und Entbehrung als freiwillige Beſtrafung der Sündigfeit, ale Sühne Buße 
ala Kernpunft des kirchlich mittelalterlichen Strafrechtes ift der Gegenſatz gegen 
den Zwang des ftaatlihen Strafrechtes. Beide verhalten ſich zu einander wie 
die Begriffe der Sünde zu demjenigen des kriminellen Unrechtes, wie Wille in feiner 
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reinen Innerlichleit zu dem in eine Handlung ausgeprägten und ſinnlich dargelegten 
Entſchluß. Reuige Buße auch im Verbrecher zu ermöglichen iſt zwar ein Ziel, 
welhes auch der Strafvollzug zu adten und zu erftreben hat, aber niemals durch 
das ihm eigenthümliche Weien des Zwanges, fondern durch freie, neben dem 
Zwange zuzulafiende Einwirtung auf die Gefinnung. 

Welche Mittel im Allgemeinen zur Darftellung bes Strafzwanges verwendet 
werben Lönnen, läßt fich in abjoluter Weife nicht beftimmen. Die Geſchichte des 
Strafrechtes zeigt und eine unendliche Mannigfaltigkeit von Strafmitteln und 
Strafarten. Es iſt denkbar, daß ein Zwangsmittel, weldhes vor hundert Jahren 
den Dienft ver Gerechtigkeit verfahb, in der Gegenwart unbraudbar wird. Die 
Transportation nad) Auftralien war 1788 ein mit allen Schreden umgebenes 
Strafmittel, während fie nah ber Entvedung der Golpfelder in Nen-Süp-Wales 
die Phantafie zu MUebelthaten anreizte, und in ben Borftellungen ber unteren 
Bollsfhichten Englands einen gänzlich veränderten Charakter angenommen hatte. 
As ein die fortſchreitende Kultur begleitendes Entwidlungsgefeg in der Geſchichte 
der Strafarten erſcheint das allmähliche Zurüdtreten der auf die Sinnlichkeit ſchmerz⸗ 
erregend einwäirkenden Strafarten hinter diejenigen, welde fi gegen die fittlichen 
Güter des menſchlichen Lebens richten. Bon dem furchtbaren Scharffinn, welder 
ehemals die ausgefuchteften Foltern und Qualen des menſchlichen Leibes ftrafge- 
feglich heiligte, weiß bie Gegenwart nichts mehr. 

. Der pofitive Rechtsgrund der zuläffigen Strafarten ift fein anderer als 
verjenige des Berbrechens und des Strafrechts überhaupt. Nur durch Geſetz er- 
langen beftimmte, als Strafarten bezeichnete Uebel, rechtliche Zuläſſigkeit. Kein 
Uebel darf im Namen des Staates zugefügt werben, welches nicht im Voraus auf 
genau bezeichnete Handlungen angebroht war. Nach diefer Seite hin iſt das Er- 
mefien des Strafrichters auf das äußerfte eingefchränft. Die ausvehnende Gefeges- 
auslegung und die Analogie mag über bie urfprünglide Sprachweiſe bes 
Geſetzgebers hinausgreifend, gewifje nicht genau bejchriebene Handlungen für ver- 
brederifh im Sinne des Geſetzes erflären; allein fie ift völlig unberechtigt, an 
Stelle eines gefeglihen Strafübels ein anderes, ähnliches treten zu lafien. Weber 
das Berhältnig der Strafarten zum richterlichen Ermefjen wird weiter unten bie 
Rede fein. 

Zunächſt erfcheint es nothwendig, die Strafarten zu Haffificiren und nad 
ihren wefentlihen Merkmalen zu betrachten. Es bedarf nämlich keiner Auseinander- 
fegung darüber, daß jede Geſetzgebung über eine Mehrheit von Strafarten ver- 
fügen muß. Der verſchiedene (objektive) Werth ver verbreherifch verlegten Rechte, 
und die Abftufungen der (fubjeltiven) Berfchuldung des Thäters bedingen überall 
eine Mehrheit ver Strafühel. Diefer Gefihtspunft führt 1. zur Eintheilung ver 
Strafarten in ſchwerere und leichtere, um der größeren ober geringeren Erheb— 
lichleit der Verbrechen einen entfprehenden Ausdrud zu geben. Darauf beruht vie 
Sonvderung des vömifhen Rechts hinfihtlih der kapitalen, mindeftens mit 
Berluft des Bürgerrechts verbundenen und ber nicht fapitalen Strafen. Aehnliche 
Gefihtspunfte waren im älteren germanifchen und fanonifhen Rechte wirffam. Die 
peinlihe Halsgerichtsordnung Karls V. unterfchied peinlihe und bürgerliche 
Strafen. Nah dem Zeugniffe von Tittmann (Handbuch der Strafrechtswifjen- 
Ihaft $. 75) rechnete man zu den legteren Einfperrung unter vier Wochen und 
Geldbußen unter 10 Thalern. Die Bedeutung diefer Unterfheidung lag lediglich 
in fhrer Beziehung zur Gerichtsverfaſſung und in der Trennung der Civil- und 
Ktiminaljurispiktion, welche letztere ausfchließlich zur Verhängung peinlicher Strafen 
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befugt fein follte. Auf der gleichen Grundlage beruht die in Deutfchland mehrfach 
nachgeahmte Eintheilung des franzöfifchen Rechtes, der zu Folge Kriminalftrafen 
(peines afflictives et infamantes), Befferungszudtftrafen (peines correetionelles) 
und Polizeiftrafen von einander getrennt werden. Diefen drei Kategorien ift 
nämlih die Eintheilung der Berbrehen, Bergehen und Polizeiübertretungen zum 
Zwede der Zuftändigkeitsbeftimmung angepaßt, fo daß bie jhwerfte Strafe, 
welche eine Oefegesverlegung treffen Tann, über die Bezeichnung derſelben als 
Berbrechen, Vergehen u. ſ. mw. entſcheidet und damit die Verweiſung vor eine be- 
ſtimmte Klaſſe von Gerichtshöfen (Schwurgerichte, Zuchtpolizeigerichte und einfache 
Polizeigerichte) zur Folge hat. Es bedarf nicht längerer Ueberlegung, um zu er 
tennen, daß diefe Eintheilung ver Strafarten auf rein äußerlihen, dem Weſen 
der einzelnen Strafen fremden Gefichtspunften beruht. Was eine ſchwere Strafe 
zum Unterfchieve von einer leichteren bebeutet, fann nur aus dem pofitiven Gejeg, 
nit aber aus der Anleitung der Wiſſenſchaft erfannt werden. Auch in Preußen 
und Bayeın hat man in Nahahmung des franzöftfchen Rechtes die Dreitheilung 
ber Berbrechen und Strafen aufgenommen. Diefelben Einwenoungen, welche ſich 
gegen dieſe Klaſſifilation richten, treffen auch 2. die Unterſcheidung in orbent- 
lie und außerorbentlihe Strafen und 3. in gefeglihe und willfürlide. 
Unter außerorventlihen Strafen verftand man entweder foldye, bei denen der Richter 
über die Grenzen des gewöhnlichen, orbentliden Strafmaßes ftrafmildernd oder 
ſtrafſchärfend hinausgegangen war oder folde, die in Ermangelung eines nad) ber 
objektiven Beweistheorie zu führenden vollftändigen Beweiſes wegen ſtarken Ber: 
dachtes ausgeſprochen werben durften. Dagegen hängt der Unterfchiev von geſetz⸗ 
lihen und willfürlihen Strafen (pen legitim» und arbitrarise) mit den Eigen- 
haften des Geſetzes zuſammen, denen zu Folge das Strafübel entweder genau 
beftimmt oder dem richterlihen Ermeſſen ganz und gar überlaffen ift (f. dem Art. 
Strafredt). 4. Eine fernere Eintheilung in gemeine und befondere Strafen 
(pen communes und proprise) geht von den perjönlichen Verſchiedenheiten ver 
Beftraften aus. Gemeine Strafen find diejenigen, welche alle Perfonen treffen 
können; befondere dagegen folde, die nur gewiffen Ständen oder Perjonenflaffen 
eigenthümlich find. In viefem Sinne kann man das Erſchießen als eine Militär- 
firafe, die Dienftentfegung als ein nur bei Beamten anmwendbares Strafübel be- 
zeichnen. 5. Haupt- und Nebenftrafen, von denen bie legteren als ftill- 
ſchweigend durch das Geſetz verknüpfte, oder durch den Richter ausdrücklich ver- 
hängte Zufäge zu einer anderen, meiftentheils fchwereren Strafe zu betrachten find 
und felbftändig für ſich allein nicht ausgefprochen werben bürfen. Ihre eigentlich 
durchgreifende Sharakteriftit empfangen die Strafarten erft durch das Rechtsobjelt, 
gegen welches fie fi richten. Daher 6. die Eintheilung der Strafarten und Straf- 
mittel in: Lebensftrafen, Leibesftrafen, Freiheitfirafen, Ehrenftrafen 
und Bermögensftrafen. In dieſer Reihenfolge werden wir bie wichtigften Straf: 
mittel der Gegenwart näher betrachten; aber aud alle andern Strafmittel, von 
denen die Geſchichte weiß, fallen unter dieſelben Hauptgefihtspunfte. Das Ber- 
bältniß, im welches vie einzelnen Strafmittel zu einander gefeßt find, zeigt ums, 
wofern babei überhaupt planmäßig verfahren worden ift, das Strafenfyftem. 
Jede Geſetzgebung geht bei der Auswahl ter Strafarten von gewiffen Grund⸗ 
anfhauungen au, die theils in dem Berhältnig der einzelnen Verbrechen zu ein- 
ander aufgefunden werben, theild in den Erwartungen liegen, welde an bie 
Wirkſamkeit der Strafarten fi knüpfen. Nicht nur der Richter, fondern fchon 
vor ihm der Geſetzgeber, hat die einzelnen Verbrechen zu vergleichen an dem Maf- 
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Rabe des ideellen Schadens, ben fie für die allgemeine Rechtsordnung barbieten 
und mit Müdficht darauf die verfchiedenen zu feiner en ftehenden Straf- 
arten ald Repräfentation der Gerechtigkeit zu verwenden. Die Gerehtigleit der 
Strafarten im ihrer Verwendung erfennen wir nämlich vorzugsweile an ihrer 
Broportionalität, d. h. daran, daß das für bie Rechtsordnung leichtere Ver— 
gehen nicht ebenfo beftraft werbe, wie der ſchwerere Rechtsbruch. Alle neueren Ge⸗ 
ſetgebungen gehen davon aus, daß Verbrehen gegen das Leben und die Gefund- 
heit härter zu ahnden find, als Eingriff in fremdes Eigenthum. Schon daraus 
folgt die Nothwenbigkeit, eine beftimmte Anorbnung über die Abftufung ber ein- 
zelnen Strafarten in ihrem gegenfeitigen Verhältniß zu treffen. 

Nächſt der Gerechtigleit, die niemals außer Acht gelaflen werben barf, und 
bei der Bertheiiung der Strafarten auf die Summe erfahrungsgemäß vor» 
Iommender Berbrehensartem vorzugsweife negativ in Betracht kommt, find es 
Rädfihten auf die Wirkungen des Strafvollzuges, von denen die Auswahl ber 
Strafarten abhängt. Kein Geſetzbuch der Gegenwart fann bie Frage umgehen: 
was ergibt ſich aus der Strafvollfiredung für die Perfon des Verbrechers und 
außerdem für deren Verhältniß zur Gefelihaft? Die abftrafte Gerechtigkeit be- 
fühigt uns nicht, zu erkennen, welche befondere Strafart für ein beftimmtes Ber- 
brechen durch die Geſetzgebung angebroht werden ſoll, vielmehr vermögen wir aus 
der reinen Rechtsidee nichts anderes abzuleiten, als die Proportionalität ber 
Strafe, welche man unrichtiger Weife ald Vergeltung einer beſtimmten Miffethat 
betrachtete, und jenes allgemeine Erforderniß, daß die Strafe ihrem Weſen 
nah den phyſiſch wirkenden Zwang darſtelle. Um vie Wirkung der einzelnen 
Strafarten auf die Perſon des beftraften Verbrechers und auf bie Gefell- 
felfchaft zu würdigen, ift insbefonvere die Strafftatiftil ind Auge zu faflen. 
Sie ift die Grundlage aller kriminalpolitifchen Betrahtungsweife, die wiſſenſchaft⸗ 
liche Hochſchule der Strafgefepgebungen. Gerade in dieſer Beziehung haben inbefjen 
die neueren deutſchen Strafgefeßgebungen weniger Vorbereitung in der Theorie ge- 
funden, als da, wo es auf eine logifch und fyftematifch richtige Behandlung bes 
verbreherifchen Thatbeftandes ankam. Seitdem ſich nämlich, abweichend von ber im 
vorigen Jahrhundert vorherrſchenden Richtung, das allgemeine Staats- und Redts- 
bewußtfein zu den fogenannten abſoluten Gerechtigleitstheorien hinwendete, ver- 
gaß man faft gänziih, die praftifhen und politifchen Eigenſchaften der Strafmittel 
zu erforfchen. Es kann unferer Anſicht nah feinem Zweifel unterliegen, daß das 
Strafenfyftem ver gegenwärtigen deutſchen Strafgefegbüder ein ſehr mangel- 
haftes und auf längere Zeit geradezu unhaltbares iſt. Um die Wirkungen ber 
einzelnen Strafarten zu erfennen und darnach eine zwedmäßige Auswahl zu 
treffen, find die mannigfachſten Umftände in Erwägung zu ziehen, vie Methoben 
der menfchlihen Erfenntniß forgfältig zu prüfen. Piyhologie und Arzneilunde 
haben die Einflüffe zu mefjen, melde ein beftimmtes Strafübel auf die menfchliche 
Perfon auszuüben pflegt, die Berwaltungspolitit und bie Staatswirth- 
Ihaftslehre feftzuftellen, welche fociale Eindrüde die Beftrafung des Verbrechers 
auf andere Perfonen außer ihm bervorbringt, die Finanzwiſſenſchaft zu prüfen, 
in wiefern mit den nothwendigen Aufgaben ter Geredhtigkeitspflege die Schonung 
der Staatömittel verbunden werben kann, Weil die Koften des Strafvollzuges er« 
fahrungsgemäß immer vie Staatstaffe belaften und fomit gefagt werden fann, daß 
abgejehen von Geldbußen jede Strafe gleichzeitig einen financiellen Nachtheil des 
Öffentlichen Vermögens bevingt, muß unterfucht werben, wie biefe Aufwendungen 
nugbringend aud in materieller Beziehung geftaltet werben künnen, Wenn wir 
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alfo auch volllommen die Gerehtigkeit ala Baſis aller Strafgefeßgebung aner- 
fennen, fo {ft damit keineswegs ausgeſchloſſen, daß nicht auch die der Zukunft des 
Berbrehers und den Sicherheitsintereffen der Geſellſchaft dienlihen Inhaltebeftim- 
mungen eines Strafübel® von emtfcheidender Bedeutung bei der Anorbnung bes 
Strafenfoftems fein müßten. Zu bebauern ift im Gegentheil, daß man, von abjo- 
Iuten und formaliftifhen Kategorien der vergeltenden Gerechtigkeit beherrſcht, im 
Deutſchland bei der abftraften Betrachtungsweiſe ter Strafarten ftehen blieb, ohme 
den Anregungen zu folgen, die namentlih von England und Frankreich aus ge- 
geben wurden. Bentham verfuchte vorzugsweife in feiner Theorie des peines 
et des recompenses (Paris 1825. 3. Aufl.) den politiihen Werth der Straf- 
mittel genauer zu beftimmen, als dies jemale vor ihm gefhehen war. Seinem 
Beifpiele folgte man zunächſt, als man verfuchte, beftimmte Kennzeihen aufzu⸗ 
ftelen, an denen die Zwechmäßigkeit und Gerechtigkeit eines Strafmittels erfennbar 
fein follen. 

Als wünfhenswerthe Eigenfhaften, auf deren Borhandenfein bei der gefeß- 
geberifhen Auswahl und Unordnung der Strafmittel Rüdfiht genommen werben 
muß, find folgende zu betradhten : 

1. Die Strafe muß fiherftellend fein gegen eine Wiederholung bes Ber- 
brechens dur den Thäter und eine Begehung durch Andere, Sie ift erempla- 
rifh, Indem fie nothwendigerweife im Zufammenhang erfcheint mit dem Ber- 
breden, ſchnell und fiher, ohne große Vorbereitungen und äußere Veranftaltungen 
allgemein vurdgeführt werben farm. Bon viefer Seite her betradtet, würden 
baher Geldſtrafen, deren Höhe die Bermögensverhälniffe der ärmeren Klaffen 
entweber überfteigt oder nicht erreicht, vollfommen zwedwidrig fein. Jedes 
Strafübel, das in feiner Anwendung zahlreihe Ausnahmen bedingt, würde anf- 
hören eremplarifh zu fein. Uebrigens liegt e8 auf ber Hand, daß nit nur Die 
Art der Strafübel felbft, ſondern auch die Einrichtungen der Strafrechtspflege, bie 
Kriminalpolizei und andere Beranftaltungen dem Zwecke ver gefellichaftlichen 
Sicherſtellung zum Theil mehr nügen können, als die fpecififche Befonverheit des 
Strafmittels. 

2. Im Zufammenhang damit ſteht auch die Forderung, daß die Strafe ein 
empfindliches Uebel barftelle. Ste darf keine Rechte entziehen, deren Werth ber 
Bevölkerung noch nicht zum allgemeinen Bewußlſein gelommen iſt. Es wäre bei« 
fpielsweife ungeeignet, Diebftahl mit dem Berluft des politifchen Wahlrechts zu 
ftrafen. Die Entziehung politifher Ehrenrechte hat als Strafart ihre Bedeutung 
in der politifchen Reife und Durchbildung eines Volkes; unmöglid aber bort, wo 
in ben unteren Schichten des Boltes die Wahlftatiftit jene außerordentlich geringe 
Betheiligung am Öffentlichen Leben ertennen läßt, welde wir in einzelnen beut- 
ſchen Staaten bemerken. Der allgemeinen Borftellung muß daher ſoweit ge- 
nügt werben, baß feine Strafart Berwendung finde, die feine auf das leber- 
legungsvermögen wirkenden Motive der Unterlaffung ftrafbarer Handlungen dar: 
bietet. Je allgemeiner ein Strafübel als ein empfindliches erjcheint, deſto zwed⸗ 
mäßiger wird basfelbe fein; allein damit ift nicht ausgefchloffen, daß nicht mit 
Rückſicht auf die perfönlichen Eigenſchaften gewiſſer Verbrecherklaſſen Strafübel 
verhängt werben, die gerade auf die Urfprungsverhältnifje ver befonderen Verbrechen 
abwehrend und hindernd einwirken können, Es verlegt raher keineswegs bie gefek- 
geberifche Klugheit oder Gerechtigkeit, wenn für politifche Verbrechen befondere Straf: 
arten Anwendung finden oder wenn gewinnfüchtige Handlungen durch hohe 
Geldbußen bedroht werben, 
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Das Erforderniß der Einpfindlichkeit ift übrigens häufig mißverſtanden worben 
Bon einigen Seiten machte man darauf aufmerkſam, daß Berbreder in jeder 
Beziehung es fchledter haben müſſen, als unbeftrafte Perfonen und daß mit der 
Strafe eine leibliche Peinigung verbunden fein folle. Eine unverftändige Kurz- 
fihtigfeit tabelte beifpielsweife die Fürforge für Neinlichkeit, Körperpflege, Ge— 
jundheit und ausreichende Ernährung der Gefangenen, weil damit den Wermeren 
ein Anreiz zu Verbrechen geboten werden könnte. In biefer Auffaffung ift das 
rihtige Verſtändniß der Sache günzlih abhanden gefommen. Der Staat hat die 
jenigen Nachtheile von der Perfon eines Gefangenen abzuwenden, welche jeder 
freie Bürger jelbft vermeiden, der Gefangene in feinem Zuftande aber nit ver- 
hindern kann. Daß die Strafe empfindlich fei und dadurch abfchredend wirke, hat 
mit der VBorftellung phyſiſcher und geiftiger Peinigung gar nichts gemein, fon- 
bern bedeutet nur, daß durch die Strafe Rechte entzogen werben oder beſchränkt 
find, deren Genuß und Gebrauch nah allgemeiner Borftelung von höherem 
Werthe ift, ald die Befriebigung verbrecheriiher Anreize. Schon Feuerbad batte 
dies in feiner pſychologiſchen Zwangstheorie ganz richtig hervorgehoben und nur 
tur einfeitige, ausschließliche Betonung ins Fehlerhafte und Ungerechte ver« 
fehrt. Dagegen ift es in dem von und angegebenen Sinn durchaus erlaubt, in 
der Empfindlichkeit des Strafübels jenes Moment ver Abjhredung anzuerkennen, 
das die Bergangenheit in roheſter finnlicher Auffafiung als das Weſen der Strafe 
ſelbſt irrthümlich anfah, die neuere Humanität dagegen gleichfalls mit Unrecht 
gänzlihd wegzuläugnen fi bemüht. Indem wir früher darauf aufmerkſam machten, 
daß die Strafe begriffsmäßig ein Zwang fei, hoben wir mittelbar [don das Er- 
forderniß der Empfindlichkeit hervor; es kommt weiterhin nur darauf an, biefe 
Empfindlichkeit dem Grade nach in Beziehung zu fegen zu dem einzelnen Ber« 
brechensarten. 

3. Das Straſübel muß die Beſſerung ermöglichen und unter allen Um— 
fänden die Verſchlechterung des Verbrecher durch die Beftrafung verhindern. Auf 
diefer Erkenntniß beruht insbefondere die Einrichtung der neueren Oefängniffe 
(f. den Artilel: Strafanftalten), Im Einzelnen. herrfcht freilih mannigfadhe Un- 
Marheit über die Bedeutung und Begrenzung der Beſſerung vermittelft der Strafe. 
Jede Strafe ift im gewiſſen Sinne beſſernd dadurch, daß fie ald Bethätigung der 
allgemeinen Rechtsordnung gegen den Zuwiderhandelnden das fittlihe Bewußtſein 
des Verbrechers herftellt oder von Widerſprüchen reiniget, fie fördert die Erfennt- 
niß des fittlih Nothwendigen und befjert, weil fie belehrt. Etwas anderes iſt da— 
Kan die Befjerung im religiöfen, focialen und bürgerlihen Sinne, wenn bas 

rechen feinen Grund nicht im vereinzelt auftauchenden Oelegenheiten ober 
Motiven des Verbrechens hatte, fondern in jenem Zuftande bes Thäters, welcher 
die Rechtsforberungen des Staates ſich gegenüber gar nicht anerfannte oder ganz 
Allgemein (nit blos im einzelnen Fall) verläugnet. In ver Gewohnheitsmäßigfeit, 
Oewerbsmäßigkeit und Rüdfälligkeit treten jene Erfcheinungen hervor, welche nicht 
erlauben, die einzelne That in ihrem Gefchehenfein zum Mafftab der Strafe zu 
machen, fonvern vielmehr die beftändig gewollte Bedrohung der Rechtsordnung 
über den einzelnen Fall hervortreten lafjen und den Geſetzgeber auffordern, bie 
Beſſerung des Verbrechers mittelft der Strafe foweit zu erftreben, als bie 
Sigerftellung der Rechtsordnung dies fordert. Die Erfahrung zeigt, daß unter 
allen Mitteln der Prävention und Sicherftellung gegen Wiederholung bes Ver— 
brechens, Befferung im größten Umfange erreicht werden fann, und darum in be= 
ſonderem Maße erftrebt werben darf. Böllig verkehrt würde es indeſſen jein, 
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mittelft ver Strafe die rein innerlihe Umwandlung des Thäters zur Religiofität 
und Tugenbhaftigfeit in allen Rebensbeziehungen bewirken zu wollen; nur infofern 
als Irrthum, Unkenntniß und Bosheit Quellen des Verbrechens wurden, kommen 
fie für die Auswahl der Strafübel in Betracht; auch iſt davon auszugehen, daß 
die Befferung des VBerbreders, d. h. feine Befähigung zu einem gefep- 
mäßigen Berhalten nah Berbüßung der Strafe, niemals aus einer Pflicht des 
Staates, fih mit dem fittlichen Wohlverhalten einzelner Bürger unmittelbar zu 
befhäftigen, fondern vielmehr aus dem Intereffe, die Rehtsorbnung gegen 
angezeigte Störungen und Gefährdungen zw fhügen, hergeleitet 
werden muf. Wäre die Strafe nur ein Heilmittel „fittlih Kranker“, fo 
wäre damit die allgemeine Rechtsordnung dem Intereffe und Bedürfniß der Ein- 
zelnen umtergeorbnet, während umgefehrt die Strafe die Beugung bes Einzelnen‘ 
unter den allgemein bindenden Willen der Gejammtheit darftellen fol. Hinſichtlich 
ber beffernden Eigenfhaften der Strafe ift e8 nun vor allen Dingen von Widtig- 
feit, diejenigen Berbrehen kennbar zu madhen, melde außer ihrer unmittel- 
baren Erſcheinung als Rehtsverlegung, gleichzeitig als mittelbar fortwirfende und 
vorausfihtlich fortzufegende Gefährpungen der Staatsorbnung erfcheinen, und bie 
verbredgerifhe Gefinnung von dem vereinzelten gleichfam ſporadiſch auftreten- 
den Falle des rechtswidrigen Willens zu trennen, um demgemäß die Arten ber 
Strafe mit Rüdfiht auf das Hervortreten bed Beſſerungszweckes beftimmen zu 
fönnen. Außerdem ift aber daran feftzubalten, daß es im Allgemeinen viel weniger 
die Art der Strafe in ihrer gefeßgeberifchen Definition, als vielmehr vie Anmen- 
dung und die Mobalitäten des Bollzuges find, von denen ber beſſernde Erfolg 
abhängt. Es darf daher bier auf einen Punkt aufmerkſam gemadt werben, ben 
die meiften Krimtnaliften noch heute überfehen: Die Empfindlichkeit der Strafe 
ift praftifh betrachtet vorwiegend eine Rüdfiht der Strafandrohung, die 
Befferungsfähigkfeit der Strafe vorwiegend eine Aufgabe des Strafpollzuge®; 
beide verhalten fi ungefähr wie Gefeggebung und Verwaltung. 

4. Das Strafübel muß in feiner Bollftredung gleihmäßig 
wirfen. Gleichheit in dieſer Beziehung gehört zu den Merkmalen ver Gerechtig 
feit. Aus diefem Gefichtspunkte fuchte man die Unzufäffigfeit der Landesverweiſung 
darzuthun, indem man darauf aufmerffam machte, wie fie den Verheiratheten von 
feiner Familie trenne, den Unverbeiratheten hingegen weniger hart treffe. Im AU- 
gemeinen iſt nicht zu vergeffen, daß jedes Strafübel in der menfhlichen Indivi- 
dualität verſchieden reagirt und von einer mechaniſch gleihartigen Wirkung wohl 
nirgends die Rebe fein kann. Nichts deſto weniger entjpricht es der Kriminal- 
politif, entfhieden ungleich wirkende Strafarten, von denen wir einige weiterhin 
bemertbar mahen werden, zu vermeiden und zur Ausgleihung natürlicher Ber⸗ 
fhtedenheiten in der Perfon der Berurtheilten pie Individualifirung des Straf- 
vollzuges als eine Verwaltungsmarime anzuerkennen. 

5. Die Strafe darf nicht dritte Berfonen in ihrer Nechtöfphäre kränken: ein 
Erforberniß, weldes bei der Bermögenstonfistation verlegt war, unbebingt indeffen 
auch gegenwärtig nicht durchgeſetzt werben Tann, infofern als beifpielsweife alle 
Freiheitſtrafen gegen einen Familienvater die Ernährung und Erziehung der zurüd- 
gelaffenen Familie nothwendig beeinträchtigen. 

6. Das Strafübel muß moralifd fein, d. 5. es darf der allgemeinen 
Sittlichfeit nicht zumiderlaufen — was vom heutigen Standpunft aus bei zahl« 
reichen Strafarten des Mittelalters unzweifelhaft der Fall iſt. Wie der Wider— 
ſpruch der Öefeggebung gegen das fittlihe Gefühl unzweideutig erfannt werben 


— 


Steajarten. 287 


fol, ift eine Frage des ethiſchen Bewußtſeins in der Geſchichte der menſchlichen 
Kulter, eine Frage außerdem der Parteien, die den Kampf des Alten umd des 
Berdenden auf dem Gebiete des Strafrehts auszufechten fuchen. Unzweifelhaft darf 
behanptet werben, daß öffentlihe Strafen, welche die Rüdfihten des geſchlechtlichen 
Anftandes verlegen (Auspeitfhungen von Frauen) oder ein allgemein wienerfehrendes 
Zeugniß des Mitleidens mit den Beftraften herbeiführen, als unbebingt un- 
ſittliche bezeichnet werden bürfen. 

7. Die Strafe muß durd fi felbft erzwingbar fein, fie darf nicht mwefent- 
lih von der Nachgiebigkeit und dem freien Willen der Thäter abhängen, wie das 
bei den alten Landesverweifungen ber Fall war und in dem Abſchwören des Reiches 
fih offenbarte. Aus dem gleichen Grunde verwirft die neuere Rriminalpolitit bie 
Strafen der Abbitte, des Widerrufes und der Ehrenerflärung; Strafarten, die ſich 
no gegenwärtig in Hannover finden. 

8. Die Strafe foll theilbar fein, damit fie den verſchiedenen Abftufungen 
ver Schuld entfpredhe. Abfolute, keiner Gliederung fähige Strafmittel, melde 
fine Onantitätsbeftimmungen zulaffen, vereiteln den höchſten Zmwed der Geredhtig- 
fit, wenn nicht mindeſtens alternativ die Auswahl eines minder ſchweren, 
anderen Strafübeld daneben geftattet wird. Schon aus biefem Grunde mußte bie 
abfolnte Androhung untheilbarer Strafarten (Todesſtrafe, lebenslänglihe Zuchthaus ⸗ 
firafe), wie gefchehen, von dem dritten deutfchen Juriftentag zu Wien als unzu- 
Iäffig und verwerflich bezeichnet werben. 

9, Die Strafe muß widerruflih fein im Falle nachträglich erfannter 
Irrthümer des Richters. Einige Kriminaliften (Ortolan, Berner) fordern außerdem, 
daß fie auch im Wege einer vom Staate zu leiftenden Entſchädigung wieder gut 
gemacht werden fünne. Doch wird anf dies Erforbernig weniger Gewicht zu legen 
fein, weil bei theilweiſe vollftredter Strafe der status quo ante niemals vollftändig 
wieder hergeftellt werden kann, fofern es fi nicht um Rüdgewährung eingezogener 
Geldbußen hanbelt. 

Mit den aufgeführten neun Merkmalen find die wichtigſten Kennzeichen einer 
zwedmäßigen und gerechten Strafart erfhöpft; je zahlreicher viefelben in einem 
beffimmten Strafübel vereinigt find, defto mehr Gründe hat die Gefepgebung, ſich 
für deſſen Anwendung zu entſcheiden. An diefen Maßſtab der kritiſchen Beurthei- 
lung und anlehnend, verfuhen wir nunmehr bie einzelnen Strafgattungen und 
Strafarten in ihren Grundzügen barzuftellen. 

I. Lebensftrafen. Da die Gefammtheit aller leiblichen und geiftigen Güter 
im Leben die Möglichkeit ihrer Eriftenz für den Menfchen findet, fo ift — was 
man auch immer von der größeren Härte lebenslänglicer Einjperrung fagen möge, 
Me Bernichtung der menſchlichen Perfönlichleit unzweifelhaft die fchwerfte Strafe. 
Das Leben ift der Güter höchſtes nicht, wenn es fih darum handelt, für die er- 
babenften, über die einzelne Berfon hinausreihenden Ziele der Sittlichkeit, für vie 
Familie, den Staat, die Wiſſenſchaft, die Religion das Opfer des eigenen Unter» 
ganges darzubringen, und freiwillig hinzugeben, was für die eigene Perſon 
das werthvollſte if. Zwangsmelfe Entziehung des Lebens, als Sühne des 
Verbrechens, iſt umzmeifelhaft das ſchwerſie der Strafübel. 

In der unenvlihen Mannigfaltigkeit der Tebensftrafen, welche die Strafrechts · 
—— verzeichnet, iſt zu unterſcheiden zwiſchen geſchärften (qualificirten) 

ebensftrafen, bei denen die Zufügung von Schmerzen oder Nachtheilen, außer ver 
Töptung oder mittelft ver Tödtung beabfichtigt wird, und einfachen Lebensftrafen, 
bei denen die Entziehung des Lebens allein als Zwed der Strafdrohung erſcheint. 


288: Strafarten. 


Die römische Kaiferzeit, die orientalifhen Geſetzgebungen, das ganze dheiftlid- 
germanifche Mittelalter bebienten ſich mit einer verſchwenderiſchen Grauſamleit 
ſchmerzhafter und graufamer Tödtungen, theild um einer Symbolik der äußerliden 
Vergeltung zu genügen, theils, weil das Verbrechen felbft als finnlih amgeregte 
und darum finnlid zu unterbrüdende Frevelthat erſchien. Es gehört zu ben auf 
fälligften Thatfachen der Sittengefhichte, daß einerfeitd die republilanijde 
Periode Roms, von einem vereinzelten Falle abgefehen, geſchärften Todesſtrafen 
entjagte, amderntheils feit der Reformation und dem Wiedererwachen klaſſiſcher 
Studien Jahrhunderte vergingen, ehe man bie Unfittlichleit qualvoller Hinrichtungen 
begriff. Wenn aud feltener geworben, famen doch nod zu Anfang bes 19. Jahr: 
bunderts Fälle vor, in denen die gemeinrechtlich von der peinlihen Halsgerichts⸗ 
ordnung (1532) gedrohten Strafen des Berbrennens und Räderns vol. 
zogen wurben. Hinfihtlid des Räderns laflen fi fogar Beiſpiele bis in das vierte 
Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts nachweiſen. Es bedurfte der ganzen Wucht ber 
wiffenfhaftlihen Erlenutniß, ehe man ſich entſchloß, dasjenige aus den Geſetz⸗ 
gebungen zu ftreihen, was die fittlihde Empörung ganzer Öenerationen gegen fid 
berausgefordert hatte, Die unbebingte Unfittlichleit der qualificirten Tobesftrafen 
ift heute außer Zweifel; Niemand hat dies energifcher auegefprochen, als Roffi 
in feinem Trait& de droit pénal (III, 164): Le gouvernement, qui se permet 
encore l’usage de ces moyens, se deshonore, et il manque le but de la 
justice sociale. Par l’atrocit€ de ces exemples, il retient son peuple dans la 
barbarie, et en exeitant un sentiment de eruauté et d’horribles sensations, il 
repand à pleines mains les germes de ces m&mes crimes, contre lesquels il 
sevit. C'est bien assez, que l’'homme puisse supporter avec une impressiop 
morale, le spectacle du dernier supplice: si l’on y ajoute des formes repous- 
santes, des souflrances aiguös, des tortures, les spectateurs finiront par ab- 
horrer la loi ou par l’imiter: il n’y a pas de milieu“. 

Wennzleih die Gegenwart auf die Zufügung förperliher Schmerzen bereit- 
willigft verzichtet, find dennoch nicht ſämmtliche Schärfungen der TZodesftrafe 
weggefallen. Der code péual, der 518 zum Jahre 1832 den Berwandtenmördern 
(parrieides) die rechte Hand vor der Hinrihtung abhaden ließ, verordnet noch 
heute, daß der Schulvige im Hemde, ſchwarz verfchleiert das Blutgerüſt befteige; 
Hannover fchärfte bis 1859 die Todesſtrafe in den fchwerften Fällen durch 
Hinausfchleppen des Delinquenten auf einer Kuhhaut, Preußen durch Entziehung 
der bürgerlihen Ehrenrechte. 

Unter den Mitteln, dur deren Anwendung die einfache Todesſtrafe voll- 

en werben kann, verdienen unzweifelhaft viejenigen den Vorzug, welche am 
ſchnellſten und ficherften die Bernihtung des Lebens bewirken. Mit Ausnahme von 
Defterreih, welches die ehemals ehrwürbige Inftitution des Galgens beibehalten 
bat und in diefem Punkte eine Uebereinftiimmung mit England aufweist, iſt bie 
Enthauptung zur allgemeinen Regel in Deutſchland geworben. Diefelbe ſollte 
nad gemeinem Rechte mit dem Schwerte vollzogen werben, mit einem Werkzeuge, 
das in der Öffentlichen Meinung als ein ehrenhaftes im Gegenfage zum Strid 
galt, wird indeffen heutzutage theils dur das Beil (Preußen und einige thü- 
ringifhe Staaten) theils durd jene Maſchine vollzogen, welcher der Doktor Guillotin 
ihren Namen gab. Was man gegen den Gebraud derartiger Mafchinen (Fallbeil 
und Fallſchwert) gefagt hat: daß nämlich die Bibel die Tödtung durch Menſchen⸗ 
band vorausfege und außerdem auch die Erinnerungen der franzöfifhen Revolution 
die Anwendung unterfagen, darf theils als oberflählihe Betrachtung, theild 
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geradezu als lächerliches Gerede bezeichnet. werden. Schon häufig ift das Wider 
finnige hervorgehoben, welches darin liegt, ein Hinrichtungsinftrument verantwortlich 
zu mahen für den Mißbrauch, welcher damit getrieben wurde. Ohnehin find 
ale Werkzeuge der ftaatli gebotenen Tödtung auch gleichzeitig Werkzeuge des 
Mordes. Soll überhaupt die Todesftrafe vollftredt werden, fo ift zu wünſchen, 
daß man allen Borurtheilen entfage und dasjenige Mittel wähle, das ſchnell und 
fiher tötet. Die Mehrzahl der deutſchen Staaten hat daher aud das Legiti— 
mitätöprincip und den Abfchen vor ber franzöfifhen Revolution bei der An— 
eignung der von unferen Nachbarn erfundenen Maſchine bei Seite gelafjen. Uebri- 
gend haben neuere Erfahrungen in Genf dargethan, daß auch Hinrihtungen 
mittelft des Fallbeils mißlingen können, und es mag dahin geftellt bleiben, ob fid 
ver Lieblingswunſch einiger Älterer Kriminaliften, ein noch befferes Hinrichtungs- 
inftrament erfunden zu jehen, erfüllen wird oder nid. 

Außer dem Hängen und der Enthauptung in ihren verfchievenen Methoden, 
verordnen die Militärftrafgefepgebungen das Erſchießen als Stanbesftrafe, bie 
indeſſen auch an andern Perfonen bürgerlihen Standes nad Berhängung des Be- 
Ingerungszuftandes theild durch Kriegögerichte vollftredt, theild im Wege der „Ber 
anadigung zu Pulver und Blei" verhängt werben kann. 

Auch über die äußeren Formen der Hinrihtung find einige wenige Worte 
zu fagen. Die Erkenntniß, daß die öffentlide Schauftellung des Heuleramtes ent- 
ſchieden unfittlihe Einwirkungen auf anweſende Zufhauer ausübt und für den 
Ajhredungszwed durchaus gar nichts bewirkt, führte mamentlih in Deutſchland 
zur Nachahmung des in Amerila gegebenen Beifpield der foyenannten Intra- 
muranhinrichtung innerhalb eines gefchloffenen Raumes. Wer felbft einmal 
einer Öffentlichen Hinrichtung beigewohnt oder die nur zu wahrheitägetreuen und 
fets wiederholten Schllverungen englifcher und franzöfifcher Schriftfteller über bie 
Rohheiten des ven Erekutionen beimohnenden Publikums mit Aufmerkſamleit ge- 
leſen hat, muß die Bedenken volllommen theilen, die zur Befeitigung jener den Pöbel 
anregenden „Volkobeluſtigungen“ geführt haben. Die Gegner der Todes⸗ 
frafe mögen bedauern, daß die Intramuranhinrihtungen der Anwendung ber 
Tobeöftrafe unzweifelhaft eine längere Friſt erwirkt haben, als dies fonft der Fall 
fein könnte. Bom Standpunft des pofitiven Rechtes und der Erfahrung muß 
wenigſtens das zugegeben werben, daß die Entfernung Schauluftiger, bie durch 
ven Anblid gewaltfamer Tödtungen nur abgehärtet werben könnten, manche ſchwer 
wiegenden Vorwürfe gegen die Todesſtrafe befeitigt hat und vie Äußere Würde 
jenes traurigften Aktes menſchlicher Gerechtigkeit einiges gewonnen hat. Unrichtig 
iſt es freilich, tie Intramuranhinrihtung als eine heimliche Beranftaltung im 
Gegenſatz zur Deffentlichleit zu betrachten und mit der Praris venetianifcher Ere- 
tutionen zu vergleihen. Ueberall, wo nämlich die unbedingte Deffentlichkeit aus- 
geihloffen ift, wird für die Zuziehung von Urkundsperfonen, für die Gegenwart 
mehrerer Beamten und die glaubhafte Konftatirung des Herganges Sorge getragen. 
Indem die Publicität der Hinrihtungen beſchränkt wurde, vollzog ſich fomit glei: 
Jam eine Gegenüberftellung des heutigen Rechtes zu dem alten Inquifltionsprocek, 
ver das gefammie Verfahren gegen einen Beſchuldigten in den tiefften Schleier der 
Heimlichkeit hüllte und hinterher feine dem Volke unverftändlichen Urtheilsſprüche 
an dem Delinquenten in der pomphaften Weife des hochnothpeinlichen Halsgerichtes 
vollfireden ließ. 

Allein auch die meuerbings vielfah angenommene Hinridytungsweife mit be- 
IHränfter Deffentlichkeit hat keineswegs bazu beigetragen, ben Streit wegen ber 
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Rechtmäßigkeit und Zwedmäßigkeit der Todesftrafe im Allgemeinen zu beruhigen. 
Im Augenblide vielleicht zurüdgebrängt und beſchwichtigt, taucht immer und immer 
wieder die Forderung auf, bie Tobesftrafe aus der Reihe ver zuläffigen Straf- 
arten zu entfernen. Unter Berzichtleiftung auf alle Einzelheiten einer faft unab- 
jehbar gemworbenen Literatur für und gegen bie Tobesftrafe, unterziehen wir 
uns der Aufgabe, den Staubpunft anzubeuten, von weldhem man bisher ausging. 

Schon im Altertfum und noch mehr in den Uranfängen des Chriftenthums 
ließen ſich vereinzelte Stimmen gegen bie Zodesftrafe vernehmen. Einzelne hervor: 
ragende Schriftfteller der alten Kirche bezweifeln das Recht des Staates, den Ber- 
brecher zu tödten und erbliden in der Vernichtung des menſchlichen Lebens einen 
Eingriff in bie göttliche Gerechtigkeit. Nichts deſto weniger ift gewiß, daß bie zum 
Abſchluß gekommene Kicchenlehre des Mittelalter die Todeoſttafe nicht ver 
wirft und fogar troß des Satzes: ecclesia non sitit sanguinem gegen Keter 
felbft anwendet. Auch die proteftantifhe Dogmatif erkennt im den erften Jahr- 
hunderten nad ber Reformation, abgefehen von den Meinungen einiger Selten 
(wie der Socinianer, Duäfer), die Rechtmäßigkeit der Todesftrafe entſchieden an 
und forbert dazu auf: das Schwert ver Obrigkeit pflicätmäßig zu brauchen. Noch 
in ber heutigen Zeit ift die Stimme der Kirche durchaus getheilt; während bie 
eine Partei aus vereinzelten, theils bilvfich gebrauchten, theils zweifelhaften nament- 
lich altteftamentlihen Stellen die abfolute Nothwendigkeit ver Todesftrafe dar- 
zuthun unternimmt, verfuchen andere, den Widerfprud zwifhen ver Todesſtrafe 
und den Geboten des Ehriftenthbums zu erweiſen. An und für fi hätten wir 
wenig Beranlaffung, an diefer Stelle überhaupt des theologiſchen Standpunktes zu 
gebenfen, wenn nicht die Stantelehre von Stahl und den ihm verwandten ultra- 
montanen Bubliciften auch eine ſtrafrechtliche Dffenbarungslehre aufgeftellt 
hätte, In ver vie Todesſtrafe eine wichtige Rolle fpielt. Unferer eigenen Anſicht 
nad iſt aus dem neuen Teſtament ein klarer Beweis für die Rechtmäßigkeit der 
Todesſtrafe nicht zu erbringen und keineswegs nachzuweiſen, daß das Chriſtenthum 
fi gegen dies Strafübel grundfäglich auders verhalten hätte, als gegen. bie 
anderen gefchichtlih aufgegebenen Inftitutionen der alten Welt. 

Erft feit der Periode der naturrechtlichen Aufllärung begann ein erufterer, 
die größere Maſſe der Gebilveten ergreifender und zur Theilnahme aufforbermder 
Kampf gegen die Todesſtrafe. Als Anfangspunkt diefer immer allgemeiner gewor- 
denen Bewegung ber Beifter darf das Buch von Beccaria über Berbredhen und 
Strafen bezeihnet werden, das tm Jahre 1764 erſchien und nah und nach im 
22 Sprachen überging. Insbefondere waren e3 die Franzofen und Italiener, welde 
von der Sprachweiſe Beccaria’s ergriffen, die Abſchaffung der Tobesftrafe ver- 
fangten, aber auch die Fürften, welchen wie Leopold von Toscana, Joſeph IT. und 
Katharina von Rußland der Ruhm milder und philoſophiſcher Denkweiſe erftre- 
bungswärbig erfchten, wurben von Beccaria's Ausführungen Hingerifien. Die Todes- 
firafe warb 1786 in Toscana, 1787 in Oeſterreich befeitigt; Robespierre und 
fogar Marat fchrieben gegen fie; felbft die franzöflihe Revolution hielt in dem— 
felben Augenblide, wo fie ihre Gegner maffenhaft vernichtete, gleichſam theoretiſch 
an der Unrehtmäßigkeit ber Tobesftrafe feft und verordnete ihre Aufhebung von 
dem Tage an, wo ber allgemeine Friede verkündet fein würbe. Dies Ideal warb 
der Wirklichkeit inbefjen mehr und mehr entrüdt, Der Rüchkſchlag der franzöſiſchen 
Revolution bewirkte nit nur die Wiedereinführung der Todesſtrafe in Toscana 
und Defterreich, fonbern auch eine Ernüchterung in den Borftellungen ver höheren 
Geſellſchaftskreiſe, denen die Humanität von jegt an als ©egenfag gegen die 
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Madtintereffen der Negierenden erfchien. In dem Geſetzbuch Napoleons (1810), 
das in allen romanifhen Staaten zu hohem Anſehen gelangte, war von ber Tobes- 
firafe der reihlichfte Gebrauh gemacht und fogar ein Nüdfchritt gefchehen zu ven 
qalifichrten Todesftrafen, welche die franzöfifche Nevolutionsepoche ausdrücklich be- 
feitigt hatte. Als außerdem noch die Theorie des Bürgervertragesd, von 
melher Beccarla andgegangen war, aus dem Zeitbewußtfein fhwand, gali e8 den 
Kampf gegen die Todesſtrafe mit neuen Waffen zu beginnen. Vorerft wurde nur 
das erreicht, daß fowohl in England wie aud in Frankreich die Reihe der tobes- 
wärbigen Verbrechen nah und nad immer mehr vermindert ward. Louis Philipp, 
welcher ſich 1830 auf die an ihn gerichteten Anträge auf Abichaffung ver Todes» 
firafe im Sinne der Bittfteller ausfprah, ließ es dennoch beim Alten bewenden, 
obwohl es feit 1832 in die Hände der Gefhwornen gelegt ward, durch Annahme 
mildernder Umftände bie Todesftrafe außer Anwendung zu laffen. Ein weiterer 
Anſtoß lag in den Ereigniffen des Jahres 1848, während deſſen bie proviſoriſche 
Regierung von Frankreich und die republifanifhe Verfaſſung dieſes Staates die 
Tobeöftrafe für politiſche Verbrechen befeitigte. Biel weiter ging man in Deutſch— 
land, Die Grundrechte hoben die Todesftrafe, vorbehältlih der fälle des 
Kriegsrechtes umd der Meuterei zur See gänzlih auf. Wie zu erwarten, trat in- 
defien auch in Deutfchland die Rückſchrittsbewegung diefer Errungenſchaft fehr bald 
entgegen; nur wenige von denjenigen Staaten, welde vie Grundrechte verkündet 
hatten, blieben nad der Befeitigung derfelben, bei der Aufhebung der Todesſtrafe 
Reben (Naffau, Oldenburg, Bremen, Anhalt-Bernburg); in der Mehrzahl griff man 
wieder zu einem Strafmittel, deffen man nicht entrathen zu können vermeinte. Auch 
in außerdentfchen Landen wurde die alte Streitfrage mit zunehmendem Eifer ver- 
handelt. Neuenburg und Freiburg fagten ſich von der Tobesftrafe los, ebenfo 
Toscana (1859), das fortwährend zwifchen den Regungen der Freiheit und den 
Reflaurationsgeläften einer von Defterreih beherrſchten Politik ſchwankte. Auf 
ameritanifhem Boden waren es bie Staaten von Rhode Island, Wifconfin und 
Midigan, die gleichfalls auf die Anwendung der Todesftrafe verzichteten. Das- 
ſelbe 0 in einigen ſüdamerikaniſchen Republiken. 

ls man 1861 in England zu einer Reviflon der Strafgeſetze ſchritt, behielt 
man nur zwei als todeswürbig erachtete Verbrechen bei: vollendeten Mord und 
Hochverrath; während man zu Anfang des Jahrhunderts deren 150 gezählt hatte. 
Sn feinem Rande Europa’s fehlt es gegenwärtig an Gegnern der Todesſtrafe; es 
gibt feine gefeßgebende Verfammlung, in welcher deren Abfhaffung nicht von Zeit 
zu Beit befprodhen würde. In Belgien und England verfechten befondere durd bie 
Ingespreffe wirkende Vereine die Grundfäge der Humanität gegen bie geltenven 
Beftimmungen der Strafgefeßgebung. Italien befigt fogar eine eigens für die Ab— 
ſchaffung der Tovesftrafe wirkende Zeitfchrift. Ein Rüdblid auf das im Verlauf der 
legten Jahrhunderte erreichte Refultat zeigt uns eine fortfhreitende Beichränfung in 
der Anwendung der Todesſtrafe, freilih au einen Zufammenhang zwiſchen ven 
bezüglichen Geſetzgebungsalten und allgemeinen politiihen Bewegungen. Selbft die 
wiffenfhaftlihen Vertheiviger ver Tobesftrafe verlangen, daß nur bei ben 
ſchwerſten Morbfällen vie Vernichtung des Schulvigen eintrete und mißbilligen 
diejenigen Gefeßgebungen, welche außer diefen Fällen von der Androhung der 
Tovesftrafe Gebrauch machen. Unverfennbar haben fih in ber Strafiedhts« 
wiffenfhaft die Gegner der Todesftrafe vermehrt, deren Beibehaltung oder 
Aſchaffung eine Frage von allgemeinftem Intereffe geworben ift; ebenfo wenig 
läßt ſich aber längnen, daß man in den Stantsregierungen geneigt ift, die Kon— 
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troverfe als eine politifhe Machtfrage zu betrachten und baß in den gejeß- 
gebenden Körperfchaften die Barteiprincipien in die Behandlung dieſer An- 
gelegenbeit eingedrungen find, 

Was zur Rechtfertigung der Todesftrafe heutzutage vorgebradt wird, läßt 
fih theild auf den Gefihtspunft der Staatsmacht, theils auf wiſſenſchaftlich 
——— Theorie, theils auf Erwägungen praktiſcher Zwedmäßigkeit zuräd- 

ren. 

Im Hinblid auf die Autorität der Stantögewalt und ihr Verhältniß zu den 
Unterthanen fcheint e8 manchem bevenklih, das Bewußtfein von der unbeding- 
ten Ueberordnung des Geſammtwillens über die Einzelrechte zu erfchättern, indem 
man die Berfügungsbefugnig des Staates Über das Leben des Verbrechers unbe: 
bingt verneint. Sapigny beforgte, ald der Entwurf des preußiſchen Strafgefep- 
buches vorbereitet wurbe, von der angeregten Abſchaffung der Todesftrafe eine 
bevenklihe Abſchwächunz des Nedhtsbewußtfeins im Volke, glaubte aber nichts deſto 
weniger, daß bei allgemeinerer Verbreitung eines höheren ſittlichen Bildungsgraves 
der Zeitpunkt der Abſchaffung bereinft eintreten könne. Damit übereinftimmend 
wirft bei ber großen Mehrzahl der Fürften, bewußt oder unbewußt bie VBorftellung, 
daß das „Recht über Leben und Tod", felbft wenn es aud nur in der bebinyten 
Form der Begnadigung geübt wird, zu dem mwefentlichen Attributen der höchften 
monarchiſchen Autorität gehöre und deswegen nicht vergeben werben dürfe, 

Bom Stantpunft der gerechten Vergeltung aus behaupten dagegen die wiſſen- 
ſchaftlichen Vertheidiger der Todesftrafe, unter denen Abegg, Wächter, Geib 
und Hülſchener in der heutigen Zeit hervortreten, daß die Tobesftrafe als ein 
Aequivalent der fchwerften Verbrechensfälle beibehalten werben müſſe, weil nament- 
lich zwifhen Mord und den ſchwerſten Freiheitftrafen fein richtiges Verhältniß 
beftehen könne. Auch wirb baran erinnert, daß das Volksrechtsbewußtſein ver 
Gegenwart an ber Nothwendigkeit und Gerechtigkeit der Todesftrafe fefthalte. Diefe 
Gründe werben indeffen dadurch entkräftet, daß erfahrungsmäßig die befferen und 
gebilveten Schichten der Gefellichaft zum Theil eine ftarfe Abneigung gegen die 
Tobeöftrafe an den Tag legen, daß die Gefhwornen, von biefer Abneigung mit- 
beftimmt, theil® zu ungerechtfertigten Freifprehungen getrieben worden, theil®, wie 
in Franfreih , durch Annahme mildernder Umftände felbft in vielen ſehr ſchweren 
Morpfällen die Anwendung der als ungerecht gefundenen Todesſtrafe ausſchließen. 
Wäre die Vollfiredung der Todesftrafe in den Fällen eines rechtskräftigen Todes- 
urtheils wirklih eine nothwendige Forderung des Rechts, ald welde fie vom 
Standpunkt der abfoluten Strafrehtstheorie aus behauptet werben muß, fo lange 
fie überhaupt befteht, fo würde diefe Theorie im grellften Widerſpruche ftehen zu 
ber faft allgemein in Europa geltenden Praxis, wonach die überwiegende Zahl ber 
Todesurtheile im Wege der Gnade umgeändert wird, Die Gerechtigkeits— 
theorie vermag im ihrer Abftraftion nur die relativ ſtrengere Beftrafung des 
Mordes im Verhältniß zu anderen Verbrechen darzuthun, ift aber unferer Anſicht 
nach außer Stande, nadyzuwelfen, daß das fehwerfte aller Strafübel nothwendiger- 
weife die Todesftrafe fein müſſe. Soll die Todesftrafe abgefchafft werben, fo wird 
allerdings eine gleichzeitige proportionale Herabfegung der Straffäge für alle nicht 
todeswürdigen Verbrechen vorzunehmen fein. 

Envlih berufen fi die Mriminalpolitifchen Vertheidizer der Todesſtrafe auf 
ihre befondere abfhredende Wirkung und in Folge beffen auf die erhöhte Sicher- 
heit des menfchlichen Lebens gegen mörberifche Angriffe. Aus der Furcht, melde 
verurtheilte Verbrecher meiftentheil® vor dem Alte der Hinrichtung verrathen, aus 
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ifrer Freude Über eine Begnabigung zu lebenslänglihem Gefängniß fließt man, 
wie uns fheint unerlaubter Weile, auf die abfchredenden Wirkungen ver Todes 
firafandrohung in demjenigen Stabium, wo ber Verbrecher über vie Ausführung 
eines Berbrehens mit fich berathichlagt und theils durch die befondere Stärfe ber 
treibenden Motive gegen die rubize Ueberlegung ver Berbrechensfolgen blind ges 
macht wird, theils in Vorausſicht des möglihen Lebeneverluftes die Durchführung 
feiner Abficht im tieferes Geheimniß und eine forgfältigere Vorbereitung einhüllt. 
Alles, was ſich gegen den Glauben an Abſchreckung im Allgemeinen fagen läßt, 
richtet fi auch gegen dieſe Auffaffung. Eine friminalftatiftifh beurfundete Erfah: 
rung belehrt uns vielmehr, daß der Tobesftrafe eine fpecifilch abſchreckende Kraft 
um fo weniger beimohnt, als die wirkliche Bollftredung wegen der Schwierigfeit, 
gerade den Morbbeweis (zum Unterfchieve von Todtſchlag) au führen, durch das 
größere Verhältniß der Freiſprechun zen auf Grund oft geringfügiger Beweismängel 
und dur die überwiegende Ziffer der Begnadigungen in weitere Ferne gerüdt 
wird, als die Zufügung irgend eines anderen gefeglihen Strafübels. Je mehr fid 
das öffentliche Mitleiden bei Hinrichtungen äußert, je häufiger die Stimme hervor- 
razender Männer die Todesſtrafe mißbilligt und der Zweifel an deren Redhtmäßig- 
kit aud; in den dem Verbrecher näher ftehenven Kreifen gehört wirb, defto mehr 
muß die etwa vorhandene Abfchredung an Kraft verlieren. Allein aud vie Beob- 
achtung der Thatfachen ehrt, daß in Ländern, wie England, die allmähliche Ab— 
ſchaffung der Todesftrafe keine Vermehrun; der früher todeswürdigen Verbrechen 
zur Folge Hatte. Lehrreih find namentlich auch die Erfahrungen in Toscana. 
Sie beweifen, daß in ber Periode von 1852 bis 1854, als bie Tobesftrafe be- 
fand, 27 Kapitalverbrechen begangen wurden, in der Zeit von 1859 bis 1864 
nah Abfhaffung derfelben nur 22; diefelbe Erfahrung war ſchon früher in dem— 
jelben Lande durch einen Vergleih von 1846 (14 Morde unter Herrfchaft der 
Tobesftrafe) und 1847 und 1848 (5 und beziehungsweife 6 Morpfälle nach Auf: 
bebung der Todesftrafe) gemacht worden: eine Erfcheinung, die zur Beweisfraft ver 
fpäteren Ermittelungen beiträgt. Auch in dem Kanton Freiburg, in Rhode-Island, 
Bisconfin, Michigan, Sahfen- Weimar, Anhalt haben amtlihe Erhebungen zu 
gleihen Ergebniffen geführt. Zwar wollte man in Würtemberg nad der Aufhebun 

der Todeöftrafe eine Vermehrung ſchwerer Verbrehensfälle beobachtet haben; doch if 
ſchon öfters bemerkt worden, daß aus beftimmten Gründen ein Kanfalzufam- 
menbang im diefem Falle äuferft unwahrſcheinlich gemacht wird. Wir betrachten 
es vielmehr unfererfeits als eine ausgemahte Wahrheit, daß die allgemeine 
Rehtsorbnung aud ohne Todesftrafe in hinreichender Sicherheit beftehen Tann 
and halten es nur für eine nach Ort-, Zeit-, Bildungs- und Staatsverhältniffen 
su prüfende Thatfrage, ob unter gegebenen Berhältniffen dieſer Erfolg als ein 
mwahrfheinliher angenommen werben darf. Die für die Todesftrafe In der Gegen- 
wart beigebrachten Gründe find jedenfalls nicht der Art, um eine Berechtigung 
biefer Strafart bebingungslos darzuthun und als einen Glaubensartikel der 
Menſchheit zu behaupten. 

Auf der andern Seite ift es ebenfo gewiß, daß ſich heute verhältnißmäßig 
wenige von ber abfoluten Rechtswidrigkeit der Todeöftrafe Überzeugen laffen werben. 
Bern wirklich dargethan werben könnte, daß bie Todesftrafe für die ftaatliche Ord⸗ 
nung unerläßlih und nnerfeglic und durch das allgemeine Rechtsbemußtfein eines 
beftimmten Staates unzweideutig gefordert wäre, fo würden wir den abftraften, 
vom fpefulativen Standpunkt der Philofophie hergeleiteten Bedenken zwar die Be- 
tehtigung einer nach Geltung ringenden Idee, aber feine unmittelbare Bedeutung 
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für die Geftaltung des pofitiven Rechtes zuerlennen. Bom friminalpolitiicgen Ge 
biete aus laffen fich freilich heutzutage, wo der Staat über ein forgfältig einge- 
richtetes Strafanftaltswefen verfügt, jene Behauptungen widerlegen, denen zu Folge 
der Staat der Todesſtrafe zu feiner eigenen Sicherheit nothwendig bedarf. Eine 
rein phyſiſche Vernichtung entipridt den Anforderungen an bie fittlihe Reaktions: 
fraft der Strafe fehr wenig; Todesſtrafen wirken außerdem außerordentlich un 
gleih auf die davon betroffenen Perfonen. Daß fie die Möglichkeit der Beſſe— 
rung geradezu ausjchliegen, liegt außerdem auf der Hand, ſobald man fi von 
tem Irrthum losfagt, daß jene Angefichts des Schaffots vargelegte Reuigleit und 
Bußfertigkeit volltommen identiſch ift mit der Beſſerung, die ſich im Leben und in 
Werten bethätigt. Ebenfo falſch iſt es, wie einige gethan haben, von der angeb: 
lichen Unverbefjerlichleit des Mörder aus bie Norbmwendigteit feiner Bernichtung 
zu behaupten. Zahlreihe Beifpiele lehren, daß der Morb viel häufiger das Er- 
zeugniß vorübergehender Leidenſchaften und Berirrungen, als einer zuftändlicd im 
Willen liegenden Bosheit ift. 

Segen die Todesftrafe fällt außerdem die Möglichkeit richterliher Irrthümer 
fehr fchwer ins Gewicht. Eine keineswegs feltene Erſcheinung ift es, daß die Un— 
ſchuld folder, die rechtskräftig zum Tode verurtheilt wurben, jpäterhin nachgewieſen 
werden konnte. Der lette dieſer Fälle ereignete fi zu Anfang dieſes Jahres (1865), 
als ein Italiener, Namens Pelizzioni, von einer englifhen, nad) beftimmten Be- 
weisregeln urtheilenden Jury unter Billigung bes vorfigenden Richters einftim: 
mig zum Tobe verurtheilt wurde. Seine Rettung von dem Stride des Henkers 
war nicht ein Wert amtlicher Thätigkeit, fondern lediglich ven Bemühungen eines 
Privatmannes zu danken. Wir felbft kennen aus dem Verlauf der legten 12 Jahre 
nicht weniger ald 25 nachweisbar irrige Todesurtheile, abgejehen von ten- 
jenigen, bie zu fehr erheblichen Zweifeln Anlaß Bieten. Gegen dieſe furdtbare Ge— 
fahr des Juſtizmordes gibt e8 keine Garantien; felbft die beften und zuverläffigfien 
Beweismittel trügen. 

Wenn man daran erinnert, daß aud bei anderen Strafen ein ungeredtes 
und irriges Urtheil gefällt werden künne und fomit die Scheu vor ber Berurtbei- 
lung Unfchuldiger die Unzuläffigfeit jeder Strafrehtspflege überhaupt beweifen 
würbe, fo überfieht man einen fehr wichtigen Unterfchied. Alle Strafen mit Aus: 
nahme ver Todesftrafe und der längft verworfenen Leibesftrafen, geftatten eine 
fpätere Rüdgängigmahung nad) erfanntem Irrthum des Richters, oder wenn fie 
verbüßt find, Entihädigung und eine das Rechtögefühl verfühnende Genugthuung 
burd den Staat. Eine Gleichſtellung der Freiheit- und Geldſtrafen mit der Todes⸗ 
ftrafe ift alfo in diefem Punkte der Widerruflichkeit unmöglich. Wenn daher über- 
haupt die Möglichkeit befteht, auch bei todeswürdigen Verbrechen anderweitig 
den Intereffen der Sicherheit zu genügen, fo würbe unferer Anficht nach die furdt- 
bare Verantwortlichkeit eines Iuftizmorbes den Staat davor warnen, fich jelbit 
im Voraus die Gelegenheit zu entziehen, daß ein fpäterhin erfaunter Irrthum ver: 
beſſert werde. Gerade bei der jett geltenden Regel öffentlicher Rechtspflege, bei 
vem alle Iefenden Kreife durchdringenden Antheil an ſchweren Verbrechensfällen, 
betheiligt ſich die prüfende und fidhtende Kritif der öffentlihen Meinung mehr denn 
je an Todesurtheilen. Alle Umftände für und wider werben erörtert, bie ſchwer 
zu ziehenden Grenzlinien zwifchen überlegtem Mord und nicht überlegtem Vorſatz 
hierhin und dorthin verrüdt, Zweifel ausgeftreut an ber Richtigkeit der juridiſchen 
Auffaffung, die Chancen der Begnadigung befproden und das innerfte Gewiflen 
der Zeitgenoffen erfhüttert oder verwirrt. Geſchieht ed enblih gar, daß wie in 
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freleren Staaten, namentlich in England und Amerika, die Begnabigung eines zum 
Tode Verurtheilten zu einer Angelegenheit petitionirender Maffen in faft allen 
Fällen gemadt wird, fo ift ficherlih der Augenblid gelommen, wo bie fernere 
Beibehaltung der Todesftrafe den höheren politifden Interefien des Staatslebens 
geradezu nachtheilig werben muß. Es kommt baher, wie wir überzeugt find, gar 
nidt darauf an, einen zwingenden Beweis zu führen, daß das allgemeine Rechts- 
bemußtfein im Volke die Aufhebung der Todesftrafe einftimmig oder mit Majorität 
fordere. Es genügt und muß als entjcheidend für die Strafgefeßgebung betrachtet 
waben, wenn der aus fittlihen Fundamenten hervorgegangene Widerfprucd gegen 
die Todesſtrafe Über die gelchrte Abftraftion hinaus in die gebildeten Schichten 
des Bolfes eingedrungen ift und die Kraft aufrichtiger menfhlicher Ueberzeugung ge 
wonnen bat. Eine Strafe, deren Durdführung jedesmal das Rechtsgefühl eines 
erkennbaren Bruchtheils tief verlegt, ift nad allen Orundfägen vernünftiger Be— 
trahtung zu verwerfen. Es wäre unnatürlid und traurig, den Standpunkt ber 
Mojoritäten in der Auswahl der Strafübel feftzuhalten. Was die Anſicht deutfcher 
Juriften betrifft, fo bat fi der vierte deutſche Iuriftentag zu Mainz (1863) in 
einer Mehrheit für die Abſchaffung der Todesſtrafe erklärt und feine Zuftimmung 
ju den in ben deutſchen Grundrechten vorbehaltenen Ausnahmen des Kriegsrechts 
und der Meuterei ausgeſprochen. Sole Ausnahmen find nicht von ber Hand zu 
weilen; es können ſtaatliche Nothftände eintreten, in benen die Müdficht ber 
Selbſterhaltung und ber Nothwehr an bie Stelle ver fireng objektiv er- 
wägenden, einen georbneten Friedenszuſtand und die Herrfchaft des Geſetzes vor- 
ausfegenden Strafrechtöpflege treten; Uebergangszuftände, in denen bie Geſellſchaft 
jwilhen anarchifcher Auflöfung und Nengeftaltung einer feften Drbnung kämpft, 
eine Gefammtgefahr, welche nur durch die Diktatur ver Gewalt entkräftet werben 
lann. Auf diefe Möglichkeit bin braucht man aber dem Frieden fein Recht nicht 
zu verfümmern, indem man bie Furcht vor unberechenbaren Schidjalsfhlägen als 
einen Maßftab des Thuns und Laſſens anerkennt. Wir beſchließen dieſe Ausfüh- 
rungen durch den Hinweis auf eine Schrift des bedeutendſten deutſchen Gegners 
ver Todesſtrafe, eine Schrift, welde das gefammte Material für und wider die 
Todesfteafe in erſchöpfender Weife darlegt: Mittermaier, Die Tobeöftrafe nad 
den Ergebniffen der wiffenfhaftlihen Forſchungen, der Fortſchritte der Gefep- 
gebung und der Erfahrungen (Erlangen 1862). Bon den Gegnern der Tobesftrafe 
nennen wir nur biejenigen, welde unter den neueren kriminalrechtlichen Schrift- 
ſtellern bervorgetreten find, ohne darum ben Berbienften ver Aerzte und Philo- 
ſophen zum nahe treten zu wollen. In Deutfhland: Berner, Berger, Geyer, 
Glaſer, Götting, Köftlin, Zöpfl, Wahlberg; in Italien: Ellero, 
Belfina, Bifanelli, Pieruntoni, Boletti, PBanattoni. In Schweden 
dOlivecrona, in Belgien: Haus, Nyples, Thoniffen, Bifhers, 
Ducpetianr; in Franfreih: Drtolan, Bérenger. Es find dies glänzende 
Namen, deren bloße Anführung diejenigen befhämt, melde ehemals vie leicht- 
jertige Behauptung mwagten: vie Aufkebung der Tobesftrafe fei zumeift von ben- 
jemigen geforbert worben, welche fie felbft verdient! Wenn eine derartige Anmaßung 
denjenigen nachgefehen werben konnte, die dabei ehemals an Marat und Robes- 
pierre dachten, jo würde heutzutage ein Zweifel an die ebelften Beweggründe bei 
den Gegnern der Todesſtrafe, ein Zeichen rohefter Parteileivenfchaft fein. 

II. Leibesftrafen. Wie die Lebensftrafen in gefchärfte und einfache unter- 
ſchieden wurden, ebenfo verhält es ſich auch mit den Leibesftrafen, welche gegen 
die Integrität des menſchlichen Körpers gerichtet find und darum in innerer Ver⸗ 
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wandiſchaft mit jenen ftehen. Faſt überall findet man in ber Etrafredhtögefchtäte 
graufame Todesſtrafen als Begleiterinnen ſchmerzhafter Körperftrafen. Die ge 
fchärften Leibesftrafen oder Berftimmelungen wurben zwar am Schluffe der römi- 
ſchen Rechtsentwicklung durch Iuftinian auf das Abhauen der Hand beſchränkt, im 
deutfhen Mittelalter Hingegen außerorbentlih vermehrt und auch durch bie pein- 
lihe Halsgerihtsorbnung in ſchrecklicher Mannigfaltigkeit zugelafien. Es ift fein 
Grund, fi beffen zu verwundern, fohald man ten Zufammenhang beachtet, in 
welchem verftümmelnde Leibesfirafen dem Gedanken nah mit ver Einrichtung ber 
Folter fiehen. In demſelben Augenblid, wo man die Verwerflichkeit ver Tortur 
einzufehen begann, mußte man auch an der Berechtigung des Staates in Beziehung 
auf Berftümmelungen irre werben. Ohne auf die Fortſchritte der Geſetzgebung zu 
warten, feßte denn auch der gemeinrechtliche Gerichtsgebrauch gegen die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts die gefhärften Leibesftrafen außer Kraft. Keine einzige 
deutſche Geſetzgebung ift nad dieſer Seite hin rüdfällig geworben; dagegen finten 
fih außer Deutfhland auf dem europälfchen Kulturgebiete allerdings noch Ref 
einer ſchwer begreiflihen Barbarei. Einzelne fürlihe Staaten der nordamerikaniſchen 
Unton haben in ihren Strafgefegbüdhern noch Verſtümmelungen, und ebenfo benugt 
England die Brandmarfung, um Deferteure fenntlih zu maden. 

Anders verhält es ſich mit den einfachen Leibesſtrafen, vie in Geftalt ter 
förperlihen Züchtigung oder Prügel auch nod in Deutſchland Anwendung finden, 
Bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts hielt man ganz allgemein an ver Zwed: 
mäßigleit und Angemeffenheit biefer Strafart feft; abelige Kadetten und Fähnride 
wurden damals in Preußen noch geprügelt; nur allmählich lehnte ſich das feiner: 
Gefühl der höher gebilbeten Stände gegen eine als beſchimpfend erfannte Behant- 
Jung auf. In die unterften Schichten der Bevölkerung — gerieth die 
förperlihe Züchtigung endlich in Widerſpruch mit dem Grundſatze der allgemeinen 
Rechtsgleichheit. Ste wurde, fobald man fi gegen Standesſtrafen für be 
fonvere Bevölkerungsklaſſen erflärte, umbaltbar und deswegen von dem deutſchen 
Grundrechten abgeſchafft. Schon vor 1848 war die Stimme der Wiffenfhaft ent: 
ſchieden gegen die Prügelfirafe erhoben und deren Abihaffung in Naffan, 
Braunfhmweig, Baden und Heffen burdaefegt worden; erſt nad 1848 
entftanb bei einigen veutfhen Kammermitalievern der Verdacht, die Prügelfirafe 
fönne, weil fie von den Grundrechten (Art. 9) befeitigt worben, wohl zu ben ge: 
heiligten Trabitionen gehören, deren Berläugnung die Autorität des Staates zu 
fchädigen geeignet wäre. Wie die Tobeöftrafe, ebenſo wurbe auch die Prügelſtrafe 
zu einer politifhen Parteifrage hier und da erhoben, tie Gegnerſchaft gegen bie 
jelbe als ein ftantögefährlicher Ipealismus oder weichliche Sentimentalität ange 
fehen. Borzugsmeife aus folden Erwägungen ift die Wiedereinführung ber 
Prügelftrafe in einzelnen deutſchen Staaten zu erflären. Diefelbe befteht gegen: 
wärtig noch zu Recht in Sadfen, wo das Martmum der Hiebe 60 beträgt, in 
Defterreih, Hannover, Württemberg, Altenburg, Medlenburg, 
Solftein, Hamburg. Die Mehrzahl dieſer Staaten trifft wegen der Wieder: 
einführung der Prügel unzmeifelhaft ein ſchwerer Vorwurf; benn, wenn irgend 
jemand daran zweifeln fonnte, ob ber Augenblid zur Abſchaffung ver Prügelfiraft 
1848 gelommen war, fo ſcheint es doch unmöglih, vie Wievereinführung ver: 
felben genügend zu motiviren. An bie Tobesftrafe Müpften fi, ale man ſich 
gegen bie Grundrechte auflehnte, wirkliche oder vermeintlihe Machtintereſſen ver 
Regierung; einen pofitiven Werth ber körperlichen Züchtigung konnte Niemand be 
haupten. Nur in einem gegenwärtig verwerflichen Sinne kann man eine politiſche 
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Seite an der Prügelftrafe nachweiſen: wenn es barauf ankommt, eine Grenzfcheibe 
zu ziehen zwifchen höheren Ständen, bei benen die Züchtigung nicht angewendet 
werben foll, und gefelfhaftlih abhängigen Klaffen, wie Dienftboten, Tagelöhnern 
und Landſtreichern, denen fie zugefügt werben darf. Eine derartige Trennung ber 
Bevölkerung in eine prügelfähige und nicht prügelfähige Klaffe entjpricht allerdings 
der furzfichtigen Auffaffung derjenigen, welche in beftimmten Privilegien der höheren 
Stände bie —— bes ſocialen Einfluſſes ſehen. Nur aus ſolchen Auffafſſungen 
läßt es ſich erflären, daß das preußiſche Herrenhaus ſich für die Wiedereinführung 
ver Prügelſtrafe ausſprach und die mecklenburgiſche Ritterſchaft ſich im Widerſpruch 
mit der öffentlichen Meinung Deutſchlands durch ein vielfach beſprochenes Prügel- 
geſetz (vom 16. April 1864) ermächtigen ließ, gutsobrigkeitlich patrimonial die 
Dienſtvergehen“ des Geſindes mit Stockprügeln zu ahnden. Abgeſehen von ſolchen, 
heutzutage dem Rechtsſtaat zuwiderlaufenden Anſichten, gibt es keine Rechtfertigung 
für die Prügelftrafe, bie rechtlich und Triminalpolitifch betrachtet, allen vernünftigen 
Anforderungen an die Zweckmäßigkeit ver Strafe Hohn fpridt. Selbft diejenigen, 
weihe wie Wächter und Geib vie Beibehaltung der Todesſtrafe rechtfertigen, 
Iprehen fi unbedingt verbammenb gegen bie körperliche Züchtigung aus. Auf dem 
Juriftentag zu Wien, der Hauptftabt eines Staates, in dem die Prügelftrafe ge- 
feglih befteht, fand ſich Feine Stimme, welche gegen bie ald nothwendig be 
zeichnete Abſchaffung Widerfprud erhob. 

Dennod find wir dur das gegenwärtige Beftehen der einfachen Leibesftrafe 
in mehreren deutfchen Staaten gendthigt, die Gründe anzudeuten, welche das Ur- 
theil der Wiſſenſchaft und der öffentlichen Meinung beftimmen. Zunächſt ift darauf 
aufmerffam zu machen, daß bie förperlide Züchtigung in verfchtevener Weife zur 
Anwendung kommen kann: 1. als richterlih oder polizeilih zu erfennende Strafe 
für jugenblihe Verbrecher und Bagabunden (Hannover, Sahfen, Würtemberg), 
für Rüdfällige oder als Stellvertretung bei Dienftboten, Geſellen, Lehr- 
jungen und folhen Perſonen, die ihren Unterhalt mit Tag- und Wochenlohn er: 
werben, alfo durch die Einfperrung einen Lohnverluft erleiden würden. Nah dem 
gemeinrechtlihen älteren Gerichtegebrauch, wie nad römifhem Mecht pflegte man 
überhaupt die Prügel als ein Surrogat für den Unvermögensfall zur Zahlung 
einer Geldbuße zu behandeln. 2. Als richterlih zu verhängende Strafſchär— 
[ung neben einer Freiheitftrafe; 3. als Orbnungs- und Ungehorfamsftrafe in ber 
Unterfuhung wegen hartnädigen Läugnens, verweigerter Antwort oder Simulation 
förperliher, die Bernehmung hindernder Gebrehen, mie Taubheit, Wahnfinn 
en ; 4. ala Mittel der äußeren Disciplin und Zudt in den Straf: 
anftalten. 

Zur Redtfertigung der Prügelftrafe Hat man einige ganz hinfällige und werth— 
leſe Gründe angeführt, nämlich: die Billigkeit, die dem Staat an Gefängnißein- 
richtungen zu fparen erlaube, die wohlthätige Wirkung im Verhältniß zu länger 
dauernden, bie Arbeitöverhältniffe ftörenden Einfperrungen, die Unzulänglichkeit ber 
Freiheitſtrafen für fittlich flumpfe Verbrecher, wie Bettler und Bagabunden, bie 
Stimme des Volkes, welche ſich häufig dahin vernehmen laſſe, daß biefer oder 
jener Berbreher „Brügel verdiene". Der Unmwerth dieſer Anführungen liegt 
auf der Hand. Wenn Billigkeit ven Maßſtab der Gerechtigkeit bezeichnet, jo würde 
ein guter Strid für alle Bergehen das befte Strafmittel, der Galgen die financiell 
vortheilhaftefte Staatseinrihtung fein. Was man als Volt und Volkesſtimme 
im dieſem Falle bezeichnet, ift nicht verfchievden vom Pöbel, ver an allen Rohheiten 
Gefallen findet. Hört man einmal im Munde gebilveter Männer die Aeußerung, 
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baß jemand Prügel verdient habe, fo kann damit offenbar nichts anderes gemeint 
fein, als die äußerfte Geringſchätzung für eine beftimmte Handlungsweife, deren 
Berächtlichleit damit ausgebrüdt werden fol, daß man Prügel als paflenve Ber- 
geltung bezeichnete. Mander mag fogar eine moralifhe Genugthuung empfinden, 
wenn einem Manne, der fi die allgemeine Verachtung zuzog, ohne daß ihn bat 
Geſetz zu erreichen vermödte, von Privatperfonen eine ſchimpfliche Behandlung 
wiberfährt, auch wird es Fälle geben, in denen eine Mißhandlung durch Schläge 
uns vom Standpunkte des Betroffenen als wohlverbient erfcheint. Damit ift aber 
feineswegs das Ziel bezeichnet, das die Geſetzgebung im ihrer Allgemeinheit 
anerkennen fol. Eine Mifhandlung für unmürbiges Betragen mag zuweilen das 
moralifhe Gefühl oder vie Leidenſchaft befriebigen; fie bleibt aber immer ein ge 
feglicy nicht zu duldendes Unrecht, welches gar nicht verglichen werben fann mit 
dem Rechtsakte der Etrafe, die nach objektiven Gründen und im allgemeinen Jn- 
terefje zu verhängen ift. Thatſache ift für die Gegenwart, daß in der öffentlichen 
Meinung vie Prügelftrafe als eine entehrende Beihimpfung anerfannt wird, und 
daß biefe Auffaffung nicht mehr auf die höheren Geſellſchaftskreiſe beſchränkt, fon- 
dern in die Maſſen eingedrungen if. Darauf aber ift der Hauptnachdruck zu 
legen. Es wäre unzweifelhaft einer ber größten ehler, wenn man von Amtöwegen 
bie höhere Feinheit des Ehrgefühls mißachten oder einfach für unberechtigt erklären 
wollte. Statt die Maffen des Volkes fittlicb zu heben, würde man dazu beitragen, 
fie von dem Streben nad höheren Zielen künftlih fernzuhalten. Nur die Be 
ſchränktheit vermag zu beklagen, daß feit dem Ende des vorigen Jahrhunders das 
Gefühl menfchliher Würde einen höheren Auffhwung genommen und bas Ehr- 
gefühl, ala Hebel fittliher Handlungsmweife, eine größere Verbreitung gewann. In 
diefem Sinne ift daher die allgemeine Mißbilligung der Prügelftrafe ein Anzeichen 
höherer Kultur, welches leineswegs zujammenfällt mit einem größeren Maße poli- 
tiſcher Frelheit. Einzelne Schweizerfantone und fogar England bedienen ſich nech 
heute der Prügelftrafe in größerem Umfange; allein gerade diefe Erjcheinung erklärt 
fi) aus der naiven Unbefangenheit einer wenig verfeinerten Denkweiſe bei jenen, 
und aus ber berüchtigten Rohheit der Vollsmaſſen in England, wo bie Volle 
erziehung zur Ausrottung allgemein verbreiteter Lafter weniger thun konnte, als 
in Deutfhland. In dem Bildungsproceffe, den die veutfhe Nation feit der Refor- 
mation nach und nad durchlief, verfhwand jene Verwilderung, bie in England, 
in dem Maffenproletariat der großen Städte fo augenſcheinlich hervortritt, jene 
Schroffheit der geſellſchaftlichen Bildungsftufen. Daraus erflärt ſich zur Genüge, 
warum bei uns in dem Kern des Bolfes die Prügelftrafe als ein geradezu un: 
fittlihes Strafübel erfannt wurde. Wenn überhaupt das Volksrechtsbewußtſein 
Anſpruch tarauf hat, in der Strafgefepgebung beachtet zu werden, jo wird bas 
im höchſten Maße gejchehen müfjen bei ven Vorftellungen, welde ſich über bie 
Ehrenhaftigkeit oder Unehrenhaftigkeit gewiſſer Handlungen ausbilden. Gerade fie 
haben die Macht einer nicht mwegzufchaffenden Thatfadhe. Sobald die öffentliche 
Meinung der Rechtsgelehrten und Gebilveten vereinigt die Prügelftrafe mißbilligt 
und als eine Entwärbigung betrachtet, darf denn aud von jenem Wohlthätigkeite- 
finne nicht mehr die Rebe fein, welcher die Prügelftrafe auf jugendliche Verbrecher 
oder andere Perfonenklaffen zur Vermeidung anderer Strafübel anwenden mil. 
Darin läge der Wiverfpruh, daß das Gefep eine entehrende Behandlung für 
milder erflären würbe, als eine einfache Gefängniß- oder Freiheitſtrafe, und femit 
in ſchreienden Widerſpruch mit feinem eigenen Straffyftem geriethe, dem zu Folge 
ehrenrührige Folgen nur an bie allerfchwerften Berurtheilungen geknüpft werben, 
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Auf die mit der Prügelftrafe im Sinne des Geſetzes beporzugten und bevormun⸗ 
veten Alafjen werben jene Einwirkungen ver allgemeinen Meinung verbitternd und 
im fhlimmften Falle das Ehrgefühl abftumpfend zurüdwirten. Die angeblid ab- 
ſchredende Wirkung ver Prügelftrafe würde, wenn fie erreichbar wäre, nur auf 
Roften höherer fittliher Güter erfauft werben können. Gegen vie Prügelftrafe 
Iprehen aber außerdem noch zahlreiche andere Friminalpolitifche Gründe, die wir 
in der Kürze hervorheben, obwohl bie bereits angeführten Momente der Unfittlid- 
kit und Ehrenwidrigleit allein ausreichend erfcheinen, um bie Anwentung ber 
Prügelftrafe als verwerflich zu erkennen. 

1. Die Geſundheitsgefährlichkeit diefer rein phyſiſchen, die thierifche 
Natur der Menſchen trefjenden Strafe. Aus ven genauen Vorſchriften über bie 
Körpertheile, welhe als auserwählte zur Empfangnahme ver Prügel befignirt 
wurden, aus der mathematiihen Zählung ver Streihe und Meſſung ver Prügel- 
inftrumente, aus der häufig verorbneten Begutachtung ärztlicher Sadverftändiger 
ergab ſich ſchon im vergangenen Jahrhundert die Beforgniß, daß die körperliche 
Zühtigung über die Zufügung phyſiſcher Schmerzen hinaus Gefunpheitönachtheile 
zur Folge haben möchte. Je weniger es gegenwärtig möglich erfcheint, das Pſychiſche 
vom rein Körperlichen im Delinquenten zu trennen, deſto unſicherer werben aud) 
derartige Borfihtsmaßregeln. Unter allen Umftänden find von jeher mit Rüdficht 
auf die leibliche Beſchaffenheit der Delinquenten zahlreihe Ausnahmen bei ber 
Bolftredung der Strafe zugelaflen worden: ein Mebelftand, der gleihfalls nicht 
gering veranfchlagt werben darf, weil er dazu beiträgt, das Anſehen ftrafrichter- 
liger Urtheile herabzufegen. Wir ſchweigen davon, daß bie Ärztliche Begutachtung 
darüber, ob jemand, ohne Nachtheile zu beforgen, geſchlagen werben kann, von der 
Dentweife des Arztes, von feiner größeren Härte oder Milde erheblich beeinflußt 
wird und in Ermangelung vorangegangener Berfuche jeder genügenben Begrün- 
dung dann entbehren muß, wenn es ſich nicht um ganz augenfällige Körpergebrechen 
handelt. Vergleicht man die mebicinifche Litteratur über die Vortheile oder Nachtheile 
der Körperftrafen, fo empfängt man den Eindruck größter Unficherheit des Ur⸗ 
theils; erfahrene Aerzte geben zu, daß mit Beftimmtheit a priori niemals geurtheilt 
werben könne, welche Folgen die VBollftredung einer Prügelftrafe auf den menjd- 
lihen Organismus ausüben werde. 

2. Die große Ungleichheit in der Wirkung ver Förperlihen Züchtigung. 
Dem ſtarken Delinguenten nur momentan empfindlich, ift biefelbe einer ſchwächeren 
Körperbefchaffenheit eine kaum erträgliche und lange ſchmerzende Peinigung. Noch 
viel größere Ungleichheiten ergeben ſich aber aus der verſchiedenen Gemüthsbe⸗ 
Ihaffenheit ver Delinquenten, Alles ift bier individuell: Gleichgültigkeit, Zartgefühl, 
ſogar die Phantaſie, welche aufregt oder die Hartnädigleit, welche mit Energie 
die Zeichen des Schmerzes unterbrüdt und ein Heroenthum körperlicher Wider- 
Nanvefähigfeit heuchelt. Das Geſetz will dem gegenüber nichts anderes, als vie 
Yervorrufung phyſiſcher Schmerzen, und vertraut vielleiht darauf, daß die voll» 
jiehende Hand der Gerichtsdieners die Empfindlichkeit des Schlages nah ben 
Umftänden fteigern oder mäßi;en könne. Die Beforgniß, daß die menſchliche Hand 
in der Erfüllung ihrer Pflicht von der Bahn des gleihmäßig handelnden Amtes 
abirren möchte, veranlaßte Bentham dazu, eine Prügelmaſchine zu erdenken und 
jemit für die Leibesftrafen dem Fallbeil eine Genoffin zu ſchaffen. Daf damit 
nur ein geringer Theil der Beforgniffe gemildert werben fann und alle jene 
Ungleihheiten beftehen bleiben, die in der Perfönlichleit der Delinquenten ſelbſt 
ihren Grund haben, liegt auf ver Han. 
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Ob nad dem Geſagten der förperlihen Züchtigung nachgeſagt werben fan, 
daß fie unter allen Umftänden und zu allen Zeiten abfolut rechtswidrig fei, 
braucht nicht näher unterfudht zu werben und hat flaatswiffenfhaftlic ein geringes 
Intereffe. Jedenfalls aber ift fie unter allen Strafmitteln das unvollkommenſte, 
weil rein finnlih, für die Gegenwart das unfiherfte und gefährlichfte, ungleichſte 
und deßhalb ungerechtefte. Nur einen einzigen Bortheil könnte man darin fehen, 
daß faft alle Menſchen die Zufügung phyſiſcher Schmerzen fürdten; allein felbft 
dagegen ſpricht die Erfahrung, vap einmal ertheilte Prügel dem Erfolge nad 
keineswegs den Sicherheitsintereffen dienen und zahlreiche Rüdfälle zur Folge haben; 
Nüdfälle, die dadurch erleichtert werben, daß ver Verbrecher fehr wohl weiß, wie 
die Prügelftrafe regelmäßig eine Steigerung über das einmal ausgeftandene, 
mit der Gefundheit als verträglich erachtete Daß nicht zuläßt. In einem Punkt 
wird allerdings den Bertbeidigern der Prügelftrafe Recht zu geben fein: daß 
nämlich auf einzelne Verbrecherllaſſen, wie Arbeitsſcheue, Landſtreicher und Bettler 
bie beftehenven Freiheitſtrafmittel, Arbeitshaus und Gefängniß, insbefonvere in 
kürzeren Zeitfriften, faft gar keinen Einfluß ausüben, häufig als ein erwünfchtes 
Unterfommen gegen Kälte und Hunger aus träger Bequemlichkeit aufgefucht werben 
und den Staat mit Koften belaften, die man als vergeudet bezeichnen kann. Keine 
Klaffe von Verbrechern zeigt fo viel Nüdfällige wie diefe. Beflerung und Ab— 
fhredung erweifen fich meiftentheild als gleich unwirkſam. Allein aus diefem Zu- 
geſtändniß folgt keineswegs, daß bie Prügelftrafe darum wünſchenswerth ober ge- 
recht fei, fondern vielmehr nur, daß an Stelle mangelhafter Einrihtungen andere 
wirffamere zu fegen find. Es tft insbefondere unrichtig, tie Fälle gewerbsmäßiger 
Bettelei und Arbeitéſcheue lediglich nah ftrafrehtlihen Gefihtspunften zu meſſen 
und wegen ihrer geringen objektiven Schwere als Bergehen mit kurzen Freiheit⸗ 
ftrafen zu bedrohen. In den Vordergrund tritt bier vielmehr der polizeilidh prä- 
ventive Zwed der Sicherftellung gegen zuftändliche Auflehnung, der nicht ſowohl 
ftrafend, als vielmehr polizeilih abwehrend entgegenzutreten ift. Die in folden 
Fällen anzuwendenden Mittel müffen im jever Beziehung zunähft nad ihrem 
Sicherheitswerthe für die Geſellſchaft bemefjen werben. 

Was wir gegen die Prügelftrafe gefagt haben, gilt unferer Anficht nad gan 
allgemein ohne Rüdfiht darauf, ob es fih um eine richterlihe Hauptfirafe ober 
eine Schärfung handelt. Nocd viel weniger als die Rechtsordnung in ihrer Allge⸗ 
meinheit, bebarf aber die Unterfuhungsführung im Strafproceß ver phyſiſchen 
Awangsmittel. Das neuere Recht erfennt an, daß der Angefchuldigte nicht gehalten 
ift, fi felbft zu beſchuldigen. Er hat das Recht, jede Auslaffung zu verweigern, 
jelbft feine Ligen und Widerfprüche können nur den Nachtheil haben, daß er da 
durch die Anzeigen feiner Schuld vermehrt. Nah der Abſchaffung der Folter 
wurden die Prügel als ein verfhämtes Mittel der Wahrheitserforfhung beibehal: 
ten. Die Praris glaubte ihrer bis zur Reform ver Strafproceforbnungen im Jahre 
1848 ziemlid allgemein zu bebürfen, weil durch die objettive Beweistheorie bie 
Meberführung des Schulvigen meiftentheild ohne Zuthun desſelben, ohne Geftänd- 
niß und Nachgiebigkeit gegen den Unterfuhungsrichter nicht durchzuſetzen war. Mit 
dem Weofall der objektiven Beweistheorie und deren Erfegung durd die frei m: 
theilende Ueberzeugung des Richters fällt ſelbſt jener klägliche Grund für die Un: 
gehorfamftrafe des Angefhulbigten fort. Neuere Strafgefegbücher drohen ſogar dem 
Unterfuhungsrichter Strafen für den Fall, daß Zwangsmittel zur Erlangung eines 
Geſtändniſſes angewendet werben. | 

Etwas anders fcheint die Sache bei Gefangenen in den Strafanftalten zu 
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liegen. Bebarf man bei ihnen nicht energifcher Hausftrafen, um bie Unterwerfung 
unter die vorgefchriebene Disciplin zu bewirken? Und find die verfügbaren Mittel 
der Strafe nicht bereits mit ber Einfperrung felbft erfchöpft, jo daß die förperliche 
Züdtigung eine Nothwendigkeit wird ? Darauf ift zweierlei zu antworten. Erſtens, 
daß es ein micht zu duldender Widerfpruch fein würde, ein Strafmittel in der 
Gefergebung zu befeitigen und der richterlihen Gewalt zu entziehen, dann aber 
hinterher eben viefes Strafübel dem Ermeſſen der Gefängnißdireftoren zu form- 
fer, durch feinen Proceß gefiherten Verfügung zu ftellen. Sodann ift aber aud 
die Prügelftrafe in den Strafanftalten entbehrlich, ſobald ein raticnell durdhgeführ- 
tes Syftem der Behandlung befteht. Es gibt zahlreihe andere Mittel disciplinarer 
Beftrafung, die den Vorzug verbienen und die Mehrzahl einfichtiger Strafanftalts- 
diretoren erflärt, daß auch ohne Prügelftrafe die Hausorbnung aufrecht erhalten 
werben kann, Bei weiten die meiften Staaten geftatten gegenwärtig, jelbft wenn 
die PBrügelftrafe als richterlid zu verhängendes Strafübel befeitigt wurde, deren 
Zufügung in den Oefängniffen. Es verbient jedoch Erwähnung und wie wir 
glauben, auch Billigung, daß das neue bayerifhe Strafgefegbuh (Art. 25) die 
förperlihe Züchtigung ganz allgemein aud für die Strafanftalten verbietet, Nur 
in den Befjerungsanftalten für jugendliche Verbrecher könnte davon die 
Rede fein, daß eine Züchtigung, nit als Strafe im ftaatlihen Sinne, fondern 
als ein Mittel der Zucht, nicht als eine Erregung phyſiſcher Schmerzen, fondern 
ald Belebung eines ſchwankenden Ehrgefühls nad Analogie der elterlihen Er- 
ziehungsrechte gehandhabt würde. Auch die Elementarfchulen und niederen Erziehungs- 
anftalten haben das Recht der Zühtigung, weil man davon ausgeht, daß ver 
Beruf der Erziehung dies erfordere. In wie weit die körperliche Züchtigung in 
viefer Beziehung nothwendig und nüglich ift, mag von ben Pädagogen unterfucht 
werben. Jedenfalls ift dies keine politifhe und ftaatswiffenfhaftlihe Frage. Die 
Geſetzgebung hat feinen Beruf, Eltern und Erziehern die Mittel zu entziehen, 
welde für die Erziehung bisher als nothwendig erachtet wurden. Zwiſchen Er- 
ziehung unfelbftändiger und Beftrafung rechtlich verantwortlicher Menſchen ift aber 
ein großer Unterfchied. Die heutige Gefellfhaft fühlt ſich beleivigt in ber Vor— 
ſtellung, daß der Staat durd ein rein finnlicy wirkendes Strafübel den zured- 
numgsfähigen Menſchen gleihftelle mit dem Thiere, das dur die Peitihe ange- 
trieben wird, daß er ſomit das Bild der menfchlihen Gattung herabmürbige, welches 
auh durch bie verworfenfte Handlung in der Perfon des Verbrechers nit aus- 
gelöfcht werben kann. . 

II. Sreiheitfirafen. Unter allen Strafmitteln treten gegenwärtig überall 
die Freiheitftrafen in den Vordergrund, ihre Geftaltung ift durdaus neueren Ur— 
ſprungs und hängt mit den jetzt herrſchend geworbenem Vorftellungen über ven 
firafenden Beruf zufammen, rei von den Einwendungen, welde ſich gegen bie 
Lebens- und Leibesftrafen rihten, unangefohten in ihrem allgemeinen Charalter, 
entfpricht die Freiheitftrafe allen Anforderungen ber Gerechtigkeit und Zwedmäßig- 
fit; fie genügt fämmtlichen Merkmalen einer guten Strafart; fie ift theilbar in 
zeitlicher Beziehung und wirkt am gleihmäßigften, weil Entziehung ber Frei— 
heit nichts individuell verfchiedenes, fondern etwas allgemein ftaatöbürgerliches be— 
deutet: die allgemeine Unmöglichkeit, vechtlih nah Belieben zu handeln. Unter 
ben zahlreichen Arten ver Freiheitftrafe unterfcheidet man: lebenslängliche und zeit- 
lihe, von denen jene durch vereinzelte Stimmen ald ungerechtes Strafübel vom 
Standpunkt der verhinderten Beflerung betrachtet werben, entehrende und nicht 
entehrende, (vorwiegend) hindernde oder (vorwiegent) zwingende, 
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Im Einzelnen treten unter den Freiheitftrafen folgende befonber# hervor: 

1. Die Berbannung als ältefte und einfachfte Art der Freiheitftrafe, Aus⸗ 
ftoßung aus der ftaatlichen Öemeinfaft: um fo empfindlicher, je mehr ber natio- 
nale Gegenfag die Staaten trennt und der einzelne in ber fremde als „Efender“ 
erſcheint. Die neuere Zeit erkennt im der Berbannung gemeiner Verbrecher nicht 
nur ein ungeeignetes Strafübel, fondern auch ein internationales Unredt. Nur 
als Ausweifung ausländifcher Verbrecher, die im einigen Grenzſtaaten wie 
Baden einen großen Procentfag ausmachen, findet die Verbannung gemeiner Ber- 
brecher eine Rechtfertigung. Sehr mit Unrecht hat man, mie uns fcheint, die Ber- 
bannung Bei der Bedrohung politifcher Verbrechen in ben neueren beutfcben 
Strafgefegblihern außer Acht gelaffen. Dem Sicherheits- und Gerechtigkeitsintereſſe 
des Staates wird vollfommen genügt durch Entfernung folder, welde über vie 
Orenzen erlaubter politifcher Toätigfeit binausgehen, e8 kommt nur darauf an, 
daß bie Entfernung eine genügend große fei, um bie weitere Einwirlung bes Ber- 
urtheilten auf den ehemaligen Schauplag feiner Wirkſamkeit zu hindern. In viefer 
Beziehung würde die Berbannung mad Überfeeifhen Ländern, insbefondere 
nah Amerika eine befondere Beachtung verbienen, weil einerfeits hänfigere Präce- 
benzfälle vorliegen, in denen der Begnabigung politiſcher Berbreder bie Bedin⸗ 
gung der Auswanderung nach Amerika hinzugefügt wurbe, andererfeits die häufigen 
Rückwanderungen Berbannter ober Rechtsflüchtiger nach ertheilter Amneſtie deutlich 
befunden, daß die weite Entfernung aus ber Heimat als ein Uebel gerade von 
gebildeten Männern lebhaft empfunden wird. Für die Verbannung politifher Ber- 
brecher fpricht aber auch der Umftand, daß ſowohl die Tovesftrafe, als auch bie 
(entehrende) Zuchthausſtrafe nach den Heutigen Rechtsanſchauungen für ſchwere 
politifche Berbrehen durchaus ungeeignet erfcheinen und nur durch die roheften 
ie einer dem politifchen Leben feindlichen Deſpotie erflärt werden 
Önnen. 

2. Die Berweifung am einen beftimmten Ort zum Wufenthalt, bervor- 
gegangen aus ber Unficherheit der alten VBerbannungsftrafen und dem Bedürfniß 
einer ftaatlichen Auffiht über das Verhalten Berwiefener. Auch die Strafe der 
Einſchließung in einer Feftung, welde in Preußen für Duellanten und ausnahms- 
weife bei einigen, weniger ſchweren Staatsverbrechen gedroht iſt, läßt dem Be- 
ftraften innerhalb der Feftung eine freiere Lebensweife und darf als eine Art der 
Berwelfung betradytet werben. In Ermangelung ber Verbannung empfiehlt fih bie 
Einfhliegung für alle diejenigen Verbrechen und Vergehen, bie troß ihres Wiber- 
fpruches gegen die öffentliche Orbnung doch ans einer ehrenhaften Gefinnung ber- 
vorzugehen pflegen. 

3. Die Interdiftion beſtimmter Handlungen, beren Verbot gleichfalls 
als eine Beſchränkung der perfönlichen Freiheit angefehen werden muß: Entzieheeng 
gewerblicher Ronceffionen, das in den Schweizer Strafgefegen vorkommende Berbot 
des Wirthshausbeſuches, die Unterfagung der ärztlichen Praris und anderes, Soweit 
bei gewiffen Thätigfeiten der Moment der Unbefhholtenheit im focialer Hinftcht 
als Borausfegung gedacht wird, können bie Interdiftionen aud unter ben Gefihte- 
punft der Ehrenftrafen fallen. 

4. Die als Nebenftrafe vorkommende, dur den code pénal befonders aus- 
gebildete Stellung unter Bolizeiauffiht, durch melde vermeintlih ge- 
fährliche Verbrecher nad Ablauf der Freibeitshanptftrafen eine Beſchränkung in 
ber freien Wahl des Aufenthaltes erleiden und durch die Sicherheitäpolizei über- 
wacht werden, Alle neueren Erfahrungen flimmen darin überein, daß diefe Strafe 
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im franzöfifchen Sinne durchaus unzwedmäßig und dem Beflerungszwed geradezu 
feindlih ift, das Ehrgefühl der Beftraften verlegt und darum zu befeitigen wäre, 
Berſchleden von der Nebenftrafe der Polizeiaufficht ift die vom Gefeg zugelaffene 
ober angeorbnete Schutzaufſicht über Entlaffene, welche theils durd Privat: 
vereine, theils durch die Polizei gebt werben fann. 

5. Die Deportation oder Transportation (Berbringung): zwangs- 
weife Fertihaffung des Verbrechers an einen entlegenen Strafort zum zeitlich bes 
grenzten ober dauernden Aufenthalt. Im römifhen Recht und nad den in Frank—⸗ 
reich bis 1854 geltenden Gefegesbeftimmungen war die Deportation eine zunächſt 
für politifche Verbrecher beftimmte, lebenslänglihe, mit Arbeitszwang nidt 
verbundene, fchwere Freiheitfirafe. Schon aus den Deportationsarten 
ergab fi der Gefihtspunft, ftantsgefährliche Perfonen unfhäplic zu machen. Aus 
diefem Grunde wählte man im Alterthum ſchwer zugänglihe, vom Verkehr abge- 
jEnittene Infeln im mittelländifhen Meer, in Frankreich feit 1850 bie Infeln 
ver Marquefas-Oruppe in der Südſee. Auch die ruffifhen Deportationen politi« 
ſcher Verbrecher nah Sibirien beruhen auf vemfelben Grundgedanken. Anders 
verhält es ſich mit den englifhen Transportationen, die in der Geſchichte 
der überfeeifhen Unternehmungen eine fo einflußreihe Role fpielen. Die- 
jelben waren von Haufe für gemeine Verbrecher beftimmt, mit Arbeitszwang 
verbunden, theils lebenslänglich, theils zeitlich für beftimmte Friſten anwendbar, 
und dienten nicht nur zur Sicherung gegen ſolche, für welche der Galgen zu hart 
und das einfache Gefängniß zu milde erfchien, fondern auch zur Berforgung der 
überfeeifhen Kolonien mit Arbeitskräften. In einer Periode, wo bie freimillige 
Auswanderung aus Europa nur verhältnißmäßig geringe Kräfte zog, war bie 
Fortſchaffung der Verbrecher über See von allergrößter Bedeutung. Nicht nur 
Amerifa wurbe feit den unter Jafob I. begonnenen Transportationen mit kolo⸗ 
nialen Vortheilen jeder Art ausgeftattet, fondern auch Auftralien feit 1788 
Im Wege einer verartigen Zwangskoloniſation für England in friedfichfter Weife 
erobert. 

Kein Strafmittel iſt indeſſen fo jehr von focialen, wirthſchaftlichen und poli= 
tiſchen BVerhältniffen abhängig, wie die kolonifatorifhe Transportation. Die Ge- 
ſchichte der engliſchen Verbrecherlolonien erweist dies auf's deutlichſte. Yür den 
Sicherheitszweck hat die Wegihaffung nämlih nur dann einen fpecififchen 
Werth, wenn die Orte der Transportation fo entlegen find, daß die Rücklehr in 
die Heimat thatfählic auf das Aeußerſte erfchwert wird und eine Nöthigung zum _ 
Berbleiben am Traneportationsorte minbeftens durch die Umftände wahrſcheinlich 
gemacht. wird. Vergleicht man mit Beziehung auf Auftralien die Zuftände von 
1788, als vie erfte Expedition englifcher Verbrecher an einer öven und menſchen⸗ 
leeren Stelle der Ofttüfte (Sioney-Botany Bay) landete, mit dem gewaltigen durch 
Dampfichiffe und Schnellfegler vermittelten Verkehr der Gegenwart, fo fieht man 
ein, daß die Bedingungen nah und nach durch die Umgeftaltung der Kommımi- 
fations-Interefien und Mittel völlig verändert wurben, unb eine Rückkehr von 
Auſtralien nad England als eine ausnahmsweiſe zu überwindende Schwierigkeit 
nicht mehr angejehen werben kann. Aber aud die folonialpolitifhe Bedeu— 
tung ver Zwangskoloniſation iſt im Verlauf der Zeit feit 1788 eine ganz andere 
geworden. Im allgemeinen barf man fagen: je volltlommener und umfangreicher 
der koloniſatoriſche Zwed der Transportation erfüllt wird, deſto eher wird der 
transportirende Staat genöthigt oder veranlaßt fein, von weiteren und dauernden 
Transportationen Abftand zu nehmen. England wurde durch den Widerſtand ber 
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Koloniften in Neu-Süd-Wales, Bandiemensland und Viltoria genöthigt, die Wey- 
ſendung der Verbrecher nad) der Entdedung der Goldfelder einzuftellen, ſchaffte bie 
Zransportationsftrafe 1857 gänzlich ab und war jeitbem darauf beſchränkt, in 
abminiftrativer Weife des Strafoollzuges jährlich eine beftimmte Anzahl von 
Sträflingen nah Weftauftralien zu fenden, deſſen Einwohnerſchaft freier Arbeits 
fräfte nicht Habhaft werben konnte. Aber auch hier vollzog fib ein natürliches 
Geſetz; der Wiverftand der Koloniften regte fich und die Regierung Englands er 
Härte 1864 im Parlament, daß die Transportationen fernerhin gänzlich eingeftelt 
werben follten. Die politifhen Erfahrungen, welche die auftraliihe Geſchichte dar- 
bietet, find folgende: 

1. Eobald die Transportationen eine Klaffe von freien Anfleblern geſchaffen 
haben, die theils aus entlaffenen Verbrechern, theild aus deren Nachkommen befteht, 
beginnt das Beftreben ver Koloniften, auf die Verwaltung ver kolonialen Ange 
legenheiten einen beftimmenden Einfluß zu gewinnen. 2. Daran fehließt füch eine 
Periode des Kampfes zwiſchen den politifchen Interefien des transportirenden 
Mutterlandes und denjenigen der nad größerer Unabhängigkeit firebenden Kolo- 
nien, deren Macht in demſelben Maße fteigt, als die koloniſatoriſchen Zwede 
des Mutterftaates fih erfüllen. 3. Das Streben, alle wirthſchaftlich aufblühenden 
Kolonien, die nicht bloße Hanbelsemporien find, fondern eine fräftige Klaffe ader- 
bautreibender Bevölkerung aufweifen, geht auf politifhe Selbftänpigkeit vom 
Mutterlande und Selbftverwaltung. 4. Die Transportation wird demnädhft aus 
einer Interefienfrage des Mutterlandes lediglich zu einer politiihen und wirth 
ſchaftlichen Interefienfrage der Kolonien; und 5, freie Einwanderung findet auf 
dem Arbeitsmarkte der Kolonien immer den Vorzug vor Verbrechern. In demſelben 
Augenblide alfo, wo eine Verbrecherfolonie ein begehrtes Ziel freier Wanderungen 
wird, vermindert fi duch Transportationen gleihmäßig der Bortheil freier Ein- 
wanderer, melde bie Konkurrenz der Arbeitöfräfte befämpfen und bie Neigung ber 
grundbefigenden Klaſſen, ihre focialen und fittliden Interefien dem zweifelhaft 
geworbenen Nuten der Zwangsarbeit von Verbrechern unterzuorbnen. Endlich 
fommt es bei gefteigertem Selbftgefühl der Kolonien dahin, daß bie Zufendung 
von Berbrehern aus dem Mutterlande als eine Beleidigung und ein Schimpf 
emptunden, zulegt auch die Abihaffung der Transportationen durchgeſetzt wird. 
Dies ift das Schidjal der kolonijatoriih glüdlihen Transportationen, wie & 
die Geſchichte der norbamerilanifhen und auftralifchen Kolonien uns gleihmäßig 
erſchließt. Keine Strafe leiftet fo viel für den Beilerungszwed der vorlommenden 
Berbrecherklaſſen, wie die Transportation, bie den Verbrecher aus feiner geſammten 
Umgebung entfernt, von den gewohnheitsmäßig wirkenden Anreizen zu Miffethaten 
loslöst, zu einer ihm fruchtbringenden Landarbeit in menig bevölferten Land- 
firihen zwingt, die Verführungen des Lebensgenuffes in einer wilden und urfpräng: 
lihen Natur unmöglich macht, die wirthſchaftlichen Quellen der Noth und bei 
Berbrehens verftopft und endlich durch Landverleihungen oder billig zu 
faufenden Grundbeſitz dem Diebe die Perſpektive eröffnet, der Ahnherr einer Tand- 
ariftofratie zu werden. Allein es ift Mar, daß gerade darum bie mannigfachſten 
Faltoren auf den Berlauf des Strafvollzuges einwirken müflen. Für bie wefl- 
europäifchen Staaten befteht, wenn man fi nicht zur Gründung einer neuen Ber- 
brederfolonie aus weſentlich politifhen Zweden mit großen Opfern entfliehen 
will — und England fchredte davor zurüd, nur die Möglichkeit: den Kultur- 
und Bellerungszwed, ver ehemals durch Transportationen erreicht werben konnte, 
durch Beförderung der Auswanderung unter den zur Beſſerung eruſtlich ent 
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floflenen, mit ihrer Bergangenheit brechenden Verbrechern zu beförbern. Dies einer 
der Orundzäge im iriſchen Gefängnißſyſtem. 

Im Gegenjag zu England hat Frankreich mit feinen 1854 geregelten Trans- 
portationen mach überfeeifchen Ländern bisher nur Fehlſchläge gehabt. Weber das 
Klima von Cayenne oder Nordafrika, noch die Charaftereigenfhaften der franzöfi- 
ſchen Verbrecher, denen jener anglofähfifche unzerftörbare Trieb nach wirthſchaft— 
liher Unabhängigkeit und pelitifcher Selbftverwaltung fehlte, geftatten die Hoff- 
nung, daß die folonialen MRefultate der Franzofen auch nur im entfernteften den- 
jenigen der Engländer verglichen werden fünnten. Man erfennt aus einer Gegen 
überftellung ver franzöfiihen umd der engliſchen Transportationen, daß fi bie 
politiihen Tugenden und Fehler, die nationalen Cigenfhaften und fulturgefchicht- 
lihen Tendenzen der Völker fogar in den VBerbrechern fortpflanzen und abfpiegeln 
(Bgl. v. Holgendorff, die Deportation als Strafmittel in alter und neuerer 
Zeit und die Verbrederfolonien der Engländer und Franzofen in ihrer gejchicht- 
lichen Entwidelung und friminalpolitifhen Bedeutung. Leipzig 1859). 

Bon der Deportation, die in feinem einzigen deutſchen Staate befteht, wenden 
wir und 

6. zur einfahen Gefängnißftrafe, welche in ven veutfchen Geſetzgebungen 
als mildefte Freiheitſtrafe für leichtere Vergehensfälle oder Polizeiübertretungen 
verhängt zu werben pflegt, in der Einfperrung in gefchloffenen Räumen befteht, 
als einfache Freiheitsentziehung erfcheint und regelmäßig ohne Arbeitszwang aus- 
geführt wird. Langzeitig verurtheilte Gefangene fünnen zwar gleichfalls, um den 
verberblihen Wirkungen des Müßigganges zu wehren, mit Arbeiten bejchäftigt 
werben; doch bleibt nichts defto weniger der Unterfchied beftehen, daß ein eigent- 
liher, von dem Ermeffen der Verwaltung unabhängiger Arbeitszwang nidt 
attfindet. Die türzefte Dauer der Gefängnißftrafe beträgt faft überall einen 
Tag, die längfte ift in Preußen auf 5 Jahre beftimmt. 

Politifch ift es nicht zwedmäßig, die Oefängnißftrafe auf längere Friften 
zu erftreden, auf welche bei unferen relativen Strafgefegen die Richter felten er- 
lennen, weil ein richtiger Gewerbebetrieb, der Äußerlih von bemjenigen der Zudht- 
häufer verfchieden wäre, doch nicht angewenvet werben fann. Das Marimum ber 
Sefängnißftrafe würde am paffenpften aufhören, wo das Minimum der Zudt- 
hausftrafe anfängt. 

7. Die Arbeitshausftrafe, melde in der Mehrzahl ver neueren deutſchen 
Strafgefegbücher vorlommt (Sachſen, Würtemberg, Braunfhweig, Hannover, Darm: 
ftadt, Baden, Defterreih u. a.) in Preußen dagegen fehlt, unterfcheidet fih von 
dem einfachen Gefängniß (das in Bayern den Titel Arreft führt) dadurch, daß 
ein Arbeitszwang für den Beftraften eintritt, Ehrenfolgen dagegen, die bei ver 
Zuchthausſtrafe verhängt werden, den Berurtheilten nicht treffen. 

8. Die Zuhthausftrafe als regelmäßig ſchwerſtes Freiheitftrafübel ift 
außer der Unterwerfung unter einen geſetzlich nothwendigen Arbeitszwang allgemein 
mit entehrenden oder Ehren mindernden Folgen verbunden, von denen im Bus 
ſammenhang mit den Ehrenftrafen nod die Rede fein wird. Lebenslänglid wie 
gitlich angebroht, zeigt die Zuchthausftrafe in den beutfchen Strafgefegbüihern eine 
bunte Mufterfarte verfchievenartigfter Inhaltsbeftimmungen. Marimum und Mini- 
mum find auf das willfürlichfte geregelt. 

9, Die Kettenftrafe, weldhe ausnahmsweife in Hannover und Braun« 
ſchweig noch über die Zuchthausſtrafe hinausgeht, ohne ganz beftimmte, nicht blos 
zeitlich in der Dauer hervortretende Unterfheidungszeichen darzubieten. Nur das 
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Tragen ber Ketten wird als ein rein phnfifhes und nebenfählihes Moment von 
einiger Bedeutung. 

Mit diefen Namen haben wir unfere Aufzählung der Freiheitſtrafarten zu 
beihließen und verweifen im übrigen auf den Artikel „Strafanftalten“, ber 
die Mopalitäten des Strafvolljuges befpridt. Die Strafgeſetzbücher felbft enthalten 
nämlih außer ganz oberflädhlihen und wenig bebeutenten Schilderungen 
vefien, was der Name einer beftimmten Freiheitſtrafe befagen fol, fehr wenig über 
die Inhaltsmomente des Strafvollzuges. Abgefehen von den Hauptfreiheitftrafen: 
Gefängniß (Arreſt), Arbeitshaus, Zuchthaus, Einſchließung (Feſtung) finden fid 
freilich bier und da noch Unterabtheilungen nad fogenannten „Graden“ gezogen, 
veren Weſen in der Borausbeftimmung gewiffer Schärfungen befteht. Eine Kritit 
ver in Deutfchland beftehenden Freibeitftrafen würde uns bier von tem Zwed einer 
ganz fummarifhen Beiprehung zu weit abführen. Zweierlei mag indeſſen bemerft 
werden, binfihtlih der Zahl ver fFreiheitftrafarten und ber Zeitdauer ber 
ſchweren Freibeitftrafen. 

Unläugbar ift für vie große Mannigfaltigkeit ver Freiheitftrafarten in Deutſch⸗ 
fand nit der mindefte Grund vorhanden. Die hervorgefuhten Merkmale ver 
Unterfheidung erfhweren meiftentheild nicht nur die Verwaltung, fondern find 
auch, weil fie dem Volke unverftändlid bleiben, ohne kriminalpolitiſchen Nugen. 
Für die äußerlihen VBerwaltungsinterefien ift es angemeffen, bie fürzeren und 
längeren Freiheitftrafen im Bollzuge zu fondern; dagegen hat für das Bolt 
in feiner Gefammtheit nur der Unterfchied zwiſchen entehrenden und nit ent: 
ehrenden Verbrechen eine nicht wegzuläugnenbe, nad einem pofitiven Ausdruck 
verlangende Bebeutung. Weil nun in der Gegenwart faft überall nur die Zudt- 
bausftrafe dem verwaltungsrechtlihen Geſichtspunkt der langen Zeitdauer ent- 
fpriht und ohnehin die lange Dauer ein wichtiges Moment ver Strafbarkeit bar- 
ftelt, fo ergibt fi die höchſt unnatürliche Folgerung, daß viele objektiv ſchwere 
Berbrehen wie Todtſchlag, fhwere Körperverlegung, Kindesmorb mit Zuchthaus 
bedroht werden und die Berurtheilten im Widerfprud mit der geltenden Bolfs- 
anfiht von Ehrenfolgen betroffen werden. Zudthaus, Zwangsarbeit, Ehrverluft 
find im Laufe der Zeit zufammenhängende Borftelungen geworben, deren Macht 
der politifhen Beſſerung der Verbrecher nad der Entlaffung entſchieden hinderlich 
wird und darum mit den Begriffsmerfmalen einer zweckmäßigen Strafe unvereinbar 
erfcheint. Außerdem ift wohl gegenwärtig ziemlich allgemein zugegeben, daß wenn 
man die entehrenden Folgen der Zudthausftrafe als verwerflihd anerkennt, für 
eine Unterſcheidung von Arbeitshaus und Zuchthaus fein genügenber Grund mehr 
vorhanden ift, denn den Wrbeitszwang haben beive gemeinfam. 

Angeſichts diefer rehtlih unhaltbaren und praftifch faft niemals fireng durd- 
geführten Unterfeidungen in ven Freiheitftrafarten ift man neuerdings zumeilen 
zu ber Forderung gelangt, alle Berichievenbeiten aufzuheben und eine einzige, dem 
Namen nah gleihe, in ver Bollziehung dagegen invivibualifirende Freiheitſtrafe 
einzuführen, Insbefondere haben die Anhänger der abfoluten Einzelhaft ver Gefep- 
gebung einen derartigen Schritt angerathen. Allein felbft wenn eine bauliche Uni« 
formität durch ein allgemein durchgeführtes Haftfoftem wirklich erreicht werben 
fünnte, bliebe dody immer das gewichtige Bedenken beftehen, ob es gereht und 
weife wäre, auf eine Darftellung ver in ben Verbrechen liegenden Unterfchiebe 
vermittelt der Strafe gänzlih zu verzichten, und alle Verbrecherklaſſen ohne Rüd- 
fiht auf die inneren Momente der Berworfenheit, Schändlichkeit oder Ehrenhaftig: 
keit gleichzuftellen. Wo fih im Volksrechtsbewußtſein die Abſcheulichleit gewiſſer 
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Handlungen beſonders lebhaft Aufßert, da darf umferer Anſicht nad die Geſetz 
gebungspolitit diefen Auffaffungen nicht fünftlih entgegenwirken. Auf der anderen 
Seite ift e8 aber eine ebenfo wichtige Sache, nicht einem Schematismus zu Liebe, 
die zwar objektiv ſchweren aber fubjettiv nicht ehrlofen Handlungen dem Volks— 
rebhtebewußtfein zuwider mit den. entehrenden Berbrechersftrafen zu belegen. Vom 
Standpunkte der heutigen Kultur und Redtszuftände erfcheint e8 uns daher immer 
noch angemeffen, drei Arten der Freiheitftrafen beizubehalten, nämlich erftens: bie 
Verbannung oder Einfhließung für politifche Verbrechen, Zweilampf und Tödtungen 
im gerechten Affekt, zweitens: die kurzzeitige Arreſt- oder Gefängnißftrafe für die 
minder ſchweren Bergehensfälle, eine Strafe, die weder Ehrenfolgen nad ſich zieht, 
noch auch mit Arbeitszwang verbunden fein darf, und endlich brittens bie 
Zuhthausftrafe, mit Arbeitszwang und möglichen Ehrenfolgen. Dem Richter 
wäre indeſſen zu überlaſſen, aud langzeitige Gefängnißftrafen für gewiſſe Fälle 
dem Zuchthaus zu fubftituiren oder den Wegfall des Wrbeitsgwanges bei 
ſolchen Berbrechern anzuorbnen, bei denen zwar längere Freiheltsberaubung noth- 
wendig, Gleichſtellung mit den Züchtlingen aber ungerecht erfcheinen würbe. Die 
angerathene Abftufung der Freiheitftrafe lediglich mit Rüdficht auf die Zeitbauer 
würde nur dann paffend erfhheinen, wenn man entweder den Arbeitszwang für 
alle Arten der Straffälle generalificen oder gänzlich fallen laffen wollte. Dem 
bloßen Ermeſſen ver Strafvollzugsbehörven fann es unmöglich überlaffen werben, 
über die Nothwenbigkeit oder Entbehrlichleit des Arbeitszwanges in jedem einzelnen 
Galle zu entfcheiden. 

Was die Zeitdauer der ſchweren reiheitftrafen anlangt, fo erheben fich 
gleichfalls ernftlihe Bedenken gegen das gegenwärtig geltende Straffyftem. Wäh- 
end wir die lebenslänglihe Zuchthausſtrafe unbedingt für nothwendig halten 
würden, wenn bie Tobesftrafe aufgegeben werden fol, halten wir die außerordent- 
li langen Zeitfriften, von 25 und 20 Jahren, bis zu denen die fehwerften Frei— 
beitfirafen gefeggeberifh angebroht werden, für nachtheilig und ungeredht; für 
na&theilig aus dem Grunde, weil die vielfach eintretende Gewöhnung an das 
Gefängnißleben allmählich zum Gebrauch der Freiheit unfähig macht und die Unge- 
wißheit, den Termin der Freilaffung überhaupt zu erleben, die Keime der Hoff: 
nung auf die Zukunft und damit die Motive der Befferung erftidt; für unge- 
reht aus dem Grunde, weil bei zehn- bis zwanzigjährigen Freiheitftrafen unter 
einer verkehrten Bezeichnung eine Leibes- und Gefunpheitsftrafe vollzogen wird. 
Nicht alle nachtheiligen Einflüffe der Freiheitftrafe auf das Körperbefinden laſſen 
ſich abſchneiden; wo aber die Zeitgrenze gekommen iſt, über welche der Menſch 
nur ausnahmsweiſe die Bedingungen der körperlichen und geiſtigen Unverſehrtheit 
hinaus rettet, muß auch der Begriff der Freiheitſtrafen begrenzt werden, ſobald 
nicht wie bei lebenslänglicher Einſperrung, die Ausſtoßung aus der freien bürger- 
lichen Geſellſchaft und die Unzuläffigfeit ver Rückkehr beabfichtigt wird. Alle neueren 
Veobachtungen ftimmen überein in dem Anerfenntniß, daß die langen fFreiheit- 
frafen im jeder Beziehung nachtheilig wirken; fie beffern nicht; denn fie zerftören 
die Zuverficht auf die Zukunft nad der Entlaffung und entwerthen die Ausficht 
auf Freiheit; fie fchreden nit ab und fihern nicht; weil einestheild das Ber 
drehen vergeffen ift, wenn jemand nad) vielleicht zwanzigjähriger Einfperrung in 
eine für ihm abgeftorbene Welt zurückkehrt, und anbererfeits Abftumpfung gleich 
gültig gemacht bat gegen die Erinnerungen eines nicht mehr fühlbaren Leidens. 
Die zu lange dauernde Freiheitftrafe zerftört fomit das Objelt, auf mweldes fie 
wirken will, indem fie das Freiheitsgefühl und das Freiheitsbebärfniß der menſch— 
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lichen Perſönlichkeit hinſterben läßt. Es wäre angemeſſen, die zeitige Freiheitſtrafe 
auf eine Maximalgrenze von höchſtens zehn Jahren zu beſchränken. 

IV. Ehrenſtrafen. Die ſtrafende Gerechtigkeit kann ſich entweder gegen 
das Bewußtſein des eigenen Werthes, das Ehrgefühl, oder gegen die Berechti— 
gungen wenden, welche in ber bürgerlichen Geſellſchaft aus der Vorausfegung der 
perfönliden Ehrenhaftigkeit fih ergeben. Die allgemeine Meinung über tie 
Achtungswürdigkeit eines Menſchen kann durd bie ——— niemals geftaltet 
ober geformt werben; denn es ift eine Unmöglichkeit, über die Empfindungen und 
die Denfweife zwingend zu disponiren. Nur gegen die perfönliche Duelle und gegen 
die finnlih wahrnehmbaren, objektiv vorliegenden Wirkungen ver Ehre kann das 
Strafgefeg einſchreiten. Demgemäß zerfallen die Ehrenftrafen in beſchimpfende 
oder beihämende und Rechte minbernde. 

Die befhimpfenden Ehrenftrafen, welde durch Prangerftellung, öffentliche 
Auspeitihung, Brandmarkung das Ehrgefühl im Beitraften vernichten, find ebenſo 
barbariſch wie qualificirte Todesſtrafen; noch verwerfliher fogar als dieſe, eine 
Berftümmelung der fittlihen Lebensorgane Niemand wagt es, biefe Strafarten 
zu vertheidigen; fie find ans ven heutigen Geſetzgebungen Deutfhlands ver- 
ſchwunden. Auch der Werth ver befhämenden Ehrenftrafen ift ein äußerſt 
zweifelbafter. Man rechnet zu ihnen die Ehrenerflärung an den Verleumdeten, 
Abbitte und Widerruf. Dagegen theilen wir die Meinung derjenigen nicht, welde 
auch den gerichtlichen Verweis als ein ungeeignetes Strafmittel betrachten. Zu- 
nächſt ift daran zu erinnern, daß ein richterlid verfündeter Tavel keineswegs für 
bas Ehrgefühl nachtheilige Folge hat. Wenn man außerdem erinnert, daß ber 
Berweis eine wirfungslofe und zu milde Strafe fei, fo bezieht fich dieſer 
Borwurf auf das alte Inquifitionsverfahren. Gegenwärtig vermag in einer öffent 
lichen Rechtspflege der Verweis ganz andere Dienfte zu thun als damals, wo er 
einfad zu den Alten regiftrirt wurde. In vielen Füllen außerorbentlih geringer 
Verſchuldung, insbefondere bei leichtfertigen oder fahrläffigen Vergehenshandlungen 
entfpriht, wie die englifche Praxis zeist, der Verweis dem öffentlihen Genug- 
thuungszwecke volllommen. Er bat den Borzug, den Aermeren bei leichten Polizei- 
übertretungen zu fhonen, wo ihn eine verhältnifmäßig unbedeutende Geldbuße 
fhwer vrüden fünnte, den Reicheren empfindlich zu treffen,. wo ihn die gefeglid 
angebrohte Einziehung einer Geldſumme vollfommen gleichgültig Taffen würde. Der 
gerichtliche Verweis erfcheint uns daher als ein werthvoller Beſtandtheil einer 
volksthümlichen Strafrechtspflege. 

Die rechtmindernden Ehrenſtrafen treten in den neueren Strafgeſetzbüchern 
entſchieden in den Vordergrund; ſie ſind entweder dauernde oder zeitige. 
Dauernde, von Rechtswegen eintretende Ehrenfolgen find regelmäßig mit ver Ber- 
urtheilung zu Ketten» oder Zuchthausſtrafe verbunden, zeitige Ehrenftrafen meiften- 
theils in das richterlihe Ermeſſen geftellt, feltener dur das Gejeg im Voraus 
gebroht. Zu den fchwierigften Aufgaben der Kriminalpolitif gehört die richtige 
Beſtimmung deſſen, was durd die Ehrenftrafen gegenftänvlic entzogen werben 
fol und in welden Fällen vie Natur der That eine Verminterung der Ehren- 
rechte rechtfertigt. 

Objektiv betrachtet, laſſen fih nämlich fünf Klaffen von Berehtigungen unter 
ſcheiden, in welche die Strafgefeggebung eingreifen fann. 1. Privatredte, die 
mit der Zutrauenswärbigfeit des Berechtigten im Zufammenhang ftehen: die Aus- 
übung der väterlihen Gewalt, vie Verwaltung fremden Vermögens, die Ueber: 
nahme von Bormundfchaften und Kuratelen. Dagegen fteht die Ausübung eigener 
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Bermögensrechte offenbar außer Beziehung zu dem focialen Element der Ehren- 
baftigleit. Nur infoweit als die Rechte der Familienangehörigen gegenüber einem 
Berfhwender Anerkennung fordern, folle bier von Beſchränkungen die Rebe fein. 
#8 verdient daher unferer Anfiht nad feine Billigung, wenn einzelne Strafgefeg- 
gebungen (wie Preußen) den zur Zuchthausſtrafe VBerurtheilten eine Vormundſchaft 
zur Verwaltung ihres Vermögens fegen. Der Staat kann und darf es hindern, 
daß der Verbrecher während feiner Strafzeit nicht Genüffe aus feinem Vermögen 
ziehe, die den Strafvollzug durchkreuzen; aber es bedarf, um den Bezug der Re— 
venden zu hindern, offenbar Feiner Bormundfhaft. Die alte Strafe des bürger- 
lien Todes, welche auch die Privatrehtsfähigkeit des Verbrechers vernichtete, iſt 
in Deutfhland gegenwärtig allgemein aufgegeben. 2. Die Ausübung von ftaats- 
bürgerlichen oder bürgerlihen Ehrenrechten, melde ein beſonderes Bertrauen im 
Publiftum fordern: die Ablegung eines Zeugniffes vor Gericht, das Tragen von 
Baffen, die Beurkundung von notariellen Akten. Auch in diefer Richtung gehen 
die meiften deutfchen Strafgefeßgebungen viel zu meit; allgemeinen Tadel findet 
namentlich das preußifche Recht, welches jedem zur Zudthausftrafe verurtheilten 
Verbrecher ohne Unterſchied (alfo auch politifhen Verbrechern oder Todtſchlägern) 
das Recht eines eidlichen Zeugniſſes entzieht und dadurch die Intereſſen der pro— 
ceſſualiſchen Beweisführung durch Zeugen dem Staate oder Privatperſonen erheb- 
lich verkürzt. 3. Die allgemein politifhen Ehrenrechte, welche zumal vie 
Dnalität eines Inländers vorausfegen und nur den Perfonen männlichen Geſchlechts 
zuftehen: die aktive und paffive Wählbarfeit zu Staats: oder Kommunalämtern, 
die Schwurgerichtsbienfte, der Eintritt in das Heer. 4. Die befonderen durch 
ven Staat verliehenen Auszeihnungen und Würden: Drven, Ehrenzeichen, Aemter 
und Benfionen. 5. Die ftandesgenoffenfhaftlide Geltung in ftaatlid 
anerkannten Korporationen: Innungen, Gilden, kaufmänniſchen Genoffenfchaften, 
Adel, Offizierkorps, Kirche. Unmittelbar hat unferer Anſicht nach der Rechtsſtaat 
der Gegenwart kein Recht, in die ftandesgenoffenfhaftlihe Zufammengehörigfeit mit 
einem Urtheil über die Ehrenhaftigfeit eines Mitgliedes einzugreifen; es genügt 
vielmehr vollfommen, anzuerkennen, daß vie Berurtheilung wegen gewiffer Ver- 
breden vie Ausſchließ ung eines Genoffen aus dem forporativen VBerbande zur 
Folge haben kann. Wo ver Adel überhaupt als politifch berechtigte Korporation 
im Staatsleben nicht mehr eriftirt, würde freilih aud von ber — 
ſchaftlichen Ausſtoßung feine Rede mehr fein können. Ob die Verurtheilung zu 
einer ſtaatlich entehrenden Strafe den Verluſt des Adels pon Rechtswegen zur 
dolge haben ſoll, bildete bei den Berathungen über die neueren Strafgeſetzbücher 
einen Gegenſtand ausgedehnter Streitigkeiten und iſt auch in ven geltenden Ge— 
ſetzen verſchiedenartig beantwortet. Bürgerliches Selbſtgefühl ſträubte ſich dagegen, 
in dem Verluſt des Adels gleichſam eine Degradation zum Bürgerſtande anzuer- 
lennen. Bedeutet der Adel nichts anderes, als ein fennbares Abftammungsverhältniß 
alter Familien, fo hat der Staat, wie wir glauben, allerdings kein Recht, einen 
bloßen Namen gemwaltfam zu ändern und auf diefe Weife die Erinnerung an ein 
Verbrechen durch Geſchlechter fortzupflanzen; knüpfen fih dagegen an den Adel 
beffimmte politifche Ehrenrehte und Auszeihnungen, fo würden die Entziehung 
diefer in der Perfon des jevesmaligen Inhabers ficherlich bei entehrenden Ver— 
brechen gebilligt werden müffen. Aus dem gleihen Grunde erfheint e8 auch un- 
angemeffen, die von den Univerfitäten ertheilte Doftorwürbe, foweit diefelbe nur 
ein Anerkenntniß wiffenfhaftliher Leiftungen enthält, zum Gegenftande einer 
Ehrenftrafe zu machen. Geeignet zur Entziehung durch die Strafrechtspflege find 
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eigentlich nur die im ber britten und vierten Klaſſe von uns aufgezählten, ver 
perfönlihen Ehrenhaftigfeit entftammenvden Rechte, in denen das öffentliche 
publiciftifhe Element hervortritt. Es mag ſchwer fein, in jedem einzelnen alle zu 
entf&heiven, ob gewiffe Berechtigungen als privatrechtliche, ftaatlihe oder genofjen- 
ſchaſtliche anerlannt werden follen. Allein das hindert nit, gegen die deutſchen 
Strafgefegpgebungen den Vorwurf großer Verworrenheit zu erheben und auf Ab— 
hülfe zu bringen. 

AS größter Fehlgriff in ver geſetzgeberiſchen Behandlung der Ehrenftrafen 
darf die abfolut und dauernd entehrende Dualität der Zuchthausftrafe bezeichnet 
werben. Wird in dem Beftraften der Gedanke gepflegt, daß er trog aller Au 
ftrengung und Befferung die Erinnerung an ein Berbrehen niemals tilgen könne, 
fo bietet hier das Gefeg nur neue Motive zum Beharren auf der verbrecheriſchen 
Laufbahn. Dauernde Ehrenftrafen find nichts anderes, ald eine moralifche Brand- 
marfung, und erfheinen völlig unvereinbar mit dem Beflerungszwed. Sie dienen 
vielmehr dazu, verfchledhternd zu wirken und den guten Erfolg ber Freiheitſtraſen 
zu vereiteln. Dazu kommt nod der Widerſpruch, daß dasjenige, was feiner Be 
fiimmung nad nur eine Nebenfolge der Strafurtheile fein follte, bei ver Ver— 
hängung einer fürzeren Zuchthausftrafe praktifch zum Hauptinhalt der Beftrafung 
emporwähst. Das oldenburgifhe Strafgefegbuh (1857) war das erftie, und iſt 
gegenwärtig noch das einzige, welches, den Ueberlieferungen einer kurzſichtigen 
Kriminalpolitit entfagend, die Ehrenfolgen der Zudthausftrafe auf einen Zeitraum 
von 5 Jahren nad der Entlafjung befchräntte. 

Auch der dritte deutſche Iuriftentag faßte die von uns gerügten Uebelſtände 
ind Auge und erflärte, daß die dauernden Ehrenftrafen ald Folge einer Berur: 
theilung zu Verbrechensſtrafen unbedingt verwerflih feien, daß die Entziehung 
politifcher Ehrenrechte fi regelmäßig nur auf die Dauer der Freiheitftrafen er- 
ftreden folle, ausnahmsweiſe aber für ven Fall, daß das Verbrechen aus befonders 
verächtlicher Oefinnung hervorgegangen, durch den Richter auf einen Zeitraum von 
höchſtens zehn Jahren nad der Berbüßung der freiheitftrafe erſtreckt werden künne. 
Es wurde ferner anerkannt, daß aud bei einer Berurtheilung zur Zuchthausſtrafe 
die Ehrenrehte vorzubehalten feien, wenn im einzelnen Fällen die damit bedrohten 
Berbrehen aus ehrenhaften Motiven begangen wurden. Schon vor langen Jahren 
ſah man die Nothwendigfeit ein, in dieſer, vom Juriftentag bezeichneten Weile 
die Ehrenfolgen mit Rückſicht auf die verbreherifhen Motive zu individualifiren 
und Friedrich der Große beftimmte, ebenfo wie die constitutio eriminalis There- 
siana (1758), daß der Nichter aud bei einer Verurtheilung zur Zudthausftraft 
„famam bes Verbrechers reſerviren“ könne, Würtemberg und Baden führten eine 
„Surrogatfirafe” ein für diejenigen Fälle, in denen die entehrende Dualität 
ber Zudhthausftrafe nad der Natur der verbrecherifhen Handlung unzutreffend 
eriheint. Um fo mehr darf man erftaunt fein, daß das preußifhe Strafgefegbub 
von 1851 einen das Jahrhundert durchmeſſenden Rüdfchritt hinfichtlid der Ehren 
ftrafen machte. Es ift feinem Zweifel unterworfen, daß der von Herrn ven 
Stöffer veranlafte Ausfprudy des Wiener Juriftentages nicht nur die ſchwer wir- 
gende Ueberzeugung der Rechtsverftändigen in Deutſchland, fondern aud vie Er- 
fahrungen aller einfichtigen Gefängnißvireftoren und die öffentlibe Meinung ber 
Gebildeten Europa's darftellt (f. Wahlberg, die Ehrenfolgen der ftrafgerichtliden 
Berurtheilung. Ein Beitrag zur Reform des Strafenfyftems). 

Zu erwägen bliebe freilich nod, ob nicht bei zunehmender Stärke bes poli- 
tiſchen Lebens, die einfache Entziehung befonderer politifcher Rechte, wie z. B. des 
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altiven Wahlrechtes für einen beſtimmten Zeitraum, ein angemeſſenes Repreſſiv— 
mittel für den Mißbrauch gerade der ſtaatsbürgerlichen Freiheit darbieten könnte. 
Es würde darin keine Schmälerung der bürgerlichen Ehre liegen, ſondern nur eine 
immerhin wünſchenswerthe, plaſtiſch ausgedrüctte Beziehung der Strafe zu der be— 
fonderen Natur des Bergehens. Einen ähnlichen Gedanken finden wir in ber 
Beftimmung des preußifchen Strafgefegbuher, dem zu Folge ($. 25) eine 
jeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem 
Jahre bis zu 5 Jahren erkannt werden kann und bei gewiſſen Amtsverbrechen 
gedroht wird. 

V. Die VBermögensftrafen zerfallen in Einziehungen (Konfisfationen) 
und Geldbußen. Erftere beziehen fi entweder auf das gefammte Vermögen ober 
auf beftimmte Vermögensquoten ober auf einzelne Sahen. Das Net der römi- 
ſchen Kaiferzeit verband den Vermögensverluft als felbftverftändliche Folge mit jeder 
Berurtheilung zu einer Kapitalftrafe und aud das deutſche Mittelalter zeichnete 
fi durch Bermögenseinziehungen im größten Maßftabe aus. Für das Lehens— 
weſen fam der befondere Umftand Hinzu, daß dur Felonie des Vafallen das 
Lehen verwirft wurde. Zwar verfuchte die peinliche Halsgerichtsorbnung dem Miß- 
brauch der Bermögenskonfisfationen mäßigend entgegenzuwirfen, doch dauerte es 
lange Zeit, bevor man das völlig Verwerfliche derfelben einfah. Es liegt auf der 
Hant, daß ver Bermögensverluft als eine Folge ſchwerer Verbrechen, weniger ben 
Miffethäter, als die Kamille desfelben trifft und ſchon bie römifchen Iuriften heben 
den Wiverfpruc hervor, ver darin liegt, daß man einem legtwillig Verfügenden 
einerfeitö die Befugniß entzieht, die Motherben zu übergehen ober zu verkürzen, 
andererfeits dem Verbrechen eine Wirkung anhafte, die nicht einmal durch Rechts⸗ 
aft herbeigeführt werben könne. Zu der Ungerechtigkeit gefellte ſich überbies bie 
Gefahr, daß die Bermögenseinziehung bei fhweren politifhen Verbrechen fehr Leicht 
ven Parteien Motive zur Verfolgung ihrer Gegner darbieten könne. Es ift über: 
fläffig, über diefe Andeutungen hinausgehend, die Rechtsgründe gegen die Ber- 
mögensfonfisfation, für die in Deutfhland Niemand feine Stimme erhebt, noch 
weiter zu verfolgen. Unter den neueren beutfhen Strafgeſetzbüchern findet fid 
leines, in welchem fich diefe Strafart erhalten hätte. Einige Verfaſſungsurlunden 
halten es fogar für angemeffen, ein ausdrückliches Berbot der Wiedereinführung 
entgegenzufegen. 

Was von der Einziehung des ganzen Bermögens gilt, greift auch gegen bie 
Ronfisfation größerer Bermögensquoten Platz. Dagegen ift von einigen Geiten, 
namentlih von Bentham, die Berehnung ber Geldbußen nah Bermögensquoten 
vorgefhlagen worben, um die Proportion zwiſchen Armuth und Wohlhabenheit im 
Interefje der Gerechtigkeit aufrecht zu erhalten und dadurch zu verhindern, daß 
niht eine beftimmt firirte Geldſumme ven einen härter treffe als den anderen. 
Objektiv iſt dieſer Gedanke richtig; allein das Princip verliert feinen Werth, ſobald 
man die Ausführung verſucht. Der Strafrichter ift nit im Stande, genaue 
Einfiht in die Vermögensverhältniffe zu gewinnen, Es würde zwedwidrig fein, 
bei geringen, mit einfacher Geldbuße bedrohten Uebertretungen, ein langwieriges 
Ermittelungsverfahren von Aktiven und paffiven Bermögensmaffen vorzunehmen. 
Moglicherweiſe wäre aber eine Beftimmung in den Strafgefeggebungen zwedinäßig, 
melde für gewiffe Vergehensfälle ven Berluft einzelner Einfommenfteuer- 
guoten androht. Man hätte-damit eine Mebergangsftufe zwiſchen den einfachen 
Geldbußen und den Freiheitftrafen, mit denen unferer Anfiht nach die neueren 
Geſetzgebungen viel zu freigebig find. 
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Bon den Konfisfationen bleiben gegenwärtig nur biejenigen übrig, melde 
einzelne Sahen aus dem Bermögen des Schuldigen entziehen, und zwar regelmäßig 
folche, welche ſich als verbreheriiher Gewinn (3. B die zum Zmede der Beftechung 
empfangene Summe) oder als Mittel der Berbredensausführung varftellen. Die 
Ginziehung gefchieht theil® zum Vortheil des Fiskus, theils zur Vernichtung ob- 
jektiv werthloſer oder durch ihr Vorhandenſein ſchädlicher Gegenftände (ftrafbare 
Prekerzeugniffe, unzüchtige Darftellungen). 

Unter allen Bermögensftrafen fteben gegenwärtig die Gelpbußen an Be 
deutung obenan. Diefelben find entwever Nebenftrafen, ale Zufag zu einer 
Treiheitftrafe, in weldher Anwendung namentlid der code pénal einen außerorbent- 
lich häufigen Gebrauch von ihnen macht, oder Hauptftrafen für geringere Bergehen 
und das weite Gebiet der Bolizeiftraffälle Ohne jeden Zweifel find Gelv- 
bußen im Allgemeinen als Teichteftes Strafübel anzufehen; die Geſetzgebung 
hat aber dafür zu forgen, daß maßlofe Geldbußen nicht dem Erfolge nach zu einer 
Einziehung des Bermögens ſich fteigern. Defhalb ift e8 von Wichtigkeit, ein höd- 
ftes und geringftes Maß zu beftimmen. An eine Uebereinftimmung der deutſchen 
Gefeßgebungen in dieſem Punkte ift gegenwärtig nicht zu denfen. Während ver 
code pénal für Contraventions das höchſte Maß für Polizeibußen auf 15 Francs 
normirte, bat das ihm fo Häufig folgende Strafgefegbuh von Preußen einen 
Marimalfag von 50 Thalern angenommen. Als höchſtes Maß für Vergehen over 
Verbrechen finden fih in demſelben Geſetzbuch 2000 Thaler. Ind Ungeheure wachſen 
dagegen die Gelbftrafen nad) neueren Zoll» und Steuerftrafgefegen, die außer dem 
Berluft der Steuerobjefte, Bußen nad dem vierfahen oder gar fünfundzwanzig— 
fachen des Betrages der dem Staate entzogenen Summen ausſprechen und dadurch 
möglicherweife zum wirthſchaftlichen Ruin der Delinquenten Anlaß bieten. 

Mas das Minimum betrifft, fo fheint uns, als ob die neueren Geſetzbücher 
ten Berhältniffen einer armen Bevölkerung zu wenig Beachtung fchenften im 
Intereffe des rein fisfalifchen Geſichtspunktes, daß die Beitreibung geringfügiger Be- 
träge, mit einem unverhältnigmäßigen Aufwande von Arbeitsfräften, vermieten 
werde. Daher fommt es, daß Polizeiftrafen, deren Höhe ben Xohnverhältnifien 
der arbeitenden Klaffe nicht entfpricht, in nicht feltenen Fällen Verarmung, Nah: 
rungslofigkeit und in meiterer Folge Eigenthbumsverbreden herbeiführen, beſonders 
dann, wenn im fisfalifhen Interefje nothwendiges Hausgeräth eines Zahlungs: 
pflichtigen zu veräußern ift. Hierin liegt eine wohl zu beachtende Mahnung. 

Für alle leichten Bergehens- und Uebertretungsfälle ift die Gelvbuße das 
zwedmäßigfte Strafmittel und geradezu unentbehrlih. Der größte Uebelftand if 
aber ter, daß bei der großen Verſchiedenheit der Befigverhältnifie die Wirkung 
nothwenbigermweife eine fehr ungleiche fein muß. Wenn aud die Gefeggebung bie 
und da (Würtemberg, Baden) ausédrücklich vorfchreißt, daß bei Abmeffung ver 
Geldbußen die Vermögensverhältniffe des Straffälligen berüdfichtigt werben follen, 
fo wird damit do nicht allen Bedenken begegnet. In einem großen Staate finden 
ſich fehr zahlreiche Abftufungen zwifchen den Erwerbsverhältniffen und Lohnſätzen; 
die Preife der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe ſchwanken; es gibt Zeiten ver 
Profperität und der Noth; mannigfache Umftänve, die bei einem guten Geldbußen— 
ſyſtem Beachtung fordern. Dem Richter muß daher eine größere Freiheit gegeben 
werben, als bei der Verhängung anderer Strafübel, in denen die Schattirungen 
der Schuld nur bie Perfönlichkeit und den Charakter der Angeklagten zur Grund— 
lage haben. Es gilt, die ftrafende Gerechtigkeit in Einklang zu fegen mit ber 
focialen Verſchiedenheit der mannigfach geglieverten Bevöllerungsſchichten. 
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Als ein fchwieriges Problem bleibt namentlich die Erwägung, ob es nicht 
eine Ungerechtigkeit fei, ben Armen, der eine Geldbuße verwirkt hat, im Unver- 
mögensfalle mit Gefängnißftrafe zu belegen. Iſt es nicht eine tief greifende 
Ungleichheit vor dem Geſetze, wenn viefelbe vom Staat verbotene Handlung 
thbatfählich für den Wohlhabenven eine vielleicht wenig empfindliche Geldbuße, 
für den Aermeren eine Entziehung ber Freiheit zur Folge hat? Und doch begreift 
jeder wiederum, daß dem Befiglofen ein Privilegium ver Straflofigkeit gegeben 
würde, wenn man es einfad bei dem fruchtlofen Berfuhe, die Vermögensftrafe 
einzuziehen, bewenden lafjen wollte oder etwa darauf wartet, bis ſich feine äußere 
Lage in ungewiſſer Zukunft gebeffert haben wird. An Stelle der uneinziehbaren 
Geldbuße tritt ganz allgemein, foweit die Prügelftrafe abgefhafft iſt, eine nad 
ver Höhe der Geldſumme zu bemefjende Gefängnißftrafe. 

Es ſcheint uns, ald ob die neueren Gefeggebungen und die Rehtswiffenfchaft 
die fjoctale Bedeutung der Geldbußen viel zu wenig berüdfihtigt haben. Man 
beruhigte fi einfach dabei, daß es füglih ein Mittel geben müſſe, um den Uns 
vermögenden zu ftrafen und griff in dieſer Vorſtellung zu dem nächſt höheren 
Strafübel: der Freiheitftrafe, obwohl zmifhen Freiheit und Bermögen eine quali« 
tative Verſchiedenheit obwaltet, deren Natur das Grundweſen des Strafrechts jelbft 
beftimmt. Bermögensbeftandtheile find verzichtbar, die Freiheit nicht. In den Gelb- 
bußen berührt fih das Strafreht mit dem Civilrecht, veffen Anwendung 
gleichfalls die Berhängung von Vermögensnachtheilen auf Grund einer verſprochenen 
(Ronventional-) Strafe oder wegen fhadenserfagpflichtiger Handlungen nothwenbig 
macht. Der äußerliche und verzidhtbare Nachtheil ohne Rüdfiht auf feine fittlidhe 
Bedeutung für bie Perfönlichkeit tritt bei den Geldſtrafen entſchieden in den 
Vordergrund; bei der Freiheitftrafe ift die äußere und innere ———— 
dem civilen und kriminellen Unrecht wahrnehmbar für Alle vollzogen. Deßwegen 
ſollten unſerer Anſicht nach zwiſchen der geſetzlich angedrohten, aber uneinziehbaren 
Geldbuße und der im Unvermögensfall ſubſtituirten Freiheitſtrafe noch einige 
die Rechtsgleichheit verſöhnende Uebergangsſtufen eingefügt werden. Als ſolche 
betrachten wir 1. die Beſtimmung, daß die Geldbuße niemals den Werth be— 
ſtimmter, ortsüblich abzufhägender Tagewerke überſchreiten darf, mofern ber 
Berurtheilte zur Rlaffe der Unvermögenden gehört. 2. Die Ermädtigung, daß der 
Strafrichter zur Schonung des VBermögensftandes ſowohl die Zahlungsfrift ven 
Berhältniffen anpaffen, als aud Theilzaplungen bemilligen darf. 3. Die Aner- 
lennung des Orunbfages, daß Unvermögende mit demjenigen zahlen dürfen, worüber 
fie verfügen, nämlich ihren Arbeitsfräften und daß beſtimmte Leiftungen zum 
Nugen der Gemeinden oder Kreife die Geldbuße fompenfiren. Ehe bie gegenwärtige 
Geldwirthſchaft die ökonemifhe Grundform wurde und fo lange die mittel- 
alterlihe Naturalwirthfhaft beſtand, verordneten Polizeigefege „Arbeits- 
leiftungen”, vie durchaus nichts gemeinfam haben mit der heutigen Zwangs- 
arbeit. Dabei muß man aud heute ftehen bleiben, mo ver Beſitz feinen anderen 
Ausdrud findet, als in Arbeitsfräften. Hier und da finden fi fogar vereinzelte 
Anfänge deſſen, was mir ale nothwentig betrachtet und verallgemeinert fehen 
möchten. Das preußifche Holzdiebftahlgefeg vom 2. Juni 1851 (88. 13, 41) und 
der franzöfifche code forestier vom 18. Juni 1859 (Art. 210) geftatten, daß bie 
für Holzfrevel verhängten Geldbußen von den Pflichtigen im Unvermögensfalle 
bei Gelegenheit von Rodungen, Holzkulturarbeiten u. f. w. in den Forften frei- 
willig abgearbeitet werden dürfen. 

Nah diefem Grundfage würde alfo die für den Unvermögensfall ver Geld» 
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Buße fubftituirte Gefängnißftrafe erft dann eintreten, wenn jemand von ber ihm 
dargebotenen Möglichkeit, feine Freiheit zu bewahren, keinen Gebrauch macht. Als 
Bortheile einer derartigen Einrichtung würden fi ergeben: 1. Die Erfparniß ber 
Strafvoliftredungstoften, die bei furzzeitigen Einfperrungen in Polizeigefängniffen 
durch Gefangenarbeiten nit einmal theilweife erfeßt werben Fünnen. 2. Die Aus- 
leihung der Befigunterfchiede für bie Anwendung der frafrehtiich notwendigen 
elobußen. 3. Die Vermeidung wirthſchaftlicher Nachtheile für die durch Ein: 
fperrung geſchädigten Familien der arbeitenden Klaffen und 4. die fittliche Hebung 
der unteren Boltsfhichten dur das Bemwußtfein, daß die freiheit ihnen unter 
ähnlichen Bedingungen, wie für tie reiheren Schichten gewährleiftet bleibt, bie 
perfönliche Freiheit, deren intenfiver Werth damit gefteigert würbe für bie 
jenigen Klaſſen, aus denen bie Mehrzahl ver Verbrecher hervorgeht. 

Für dem gegenwärtig beftehenden Zuftand der Dinge läßt fih nur eine Art 
der Rechtfertigung beibringen, wenn man fagt: ber Wermere erleive in der Ge- 
fängnißftrafe für den Unvermögensfall nur ein Zwangsverfahren zur Zahlung 
nad den für Schuldgefangene geltenden Orundfägen. Ob viefe Bergleihung paffend 
ift, um jene Rechtsungleichheit zwifchen Aermeren und Reicheren zu verbeden, be 
zweifeln wir. Sollte aber, mas fo vielfach erftrebt wird, die Shulphaft als ein 
Mittel des Zwangsverfahrens im bürgerlichen Rechte abgefhafft werben, jo würden 
alle jene Erwägungen unterftügt werden, die wir anführten, um barzuthun, daß 
das jest geltende Syftem der Gelpftrafen vom Standpunkte der Gerechtigkeit und 
des gemeinen Nugens einer Abhülfe bedarf. v. Holgenborfl. 
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I. Zu den älteften und früheften Dffenbarungen des Staatsgedaulens in ber 
Geſchichte gehört die ſtrafende Gerechtigkeit. Wo immer ein Volk auf der Bahn 
der geſellſchaftlichen Entwidlung durch die Propyläen vorftaatliher Organismen 
hindurchgeſchritten ift, waltet die Vorſtellung, daß gewiſſe Beringungen des Zu- 
fammenlebens fichergeftellt werden müfjen gegen die Auflehnung des Einzelwillens. 
Die Zufügung von Nacdıtheilen für den Bruch der Geſellſchaftsordnung beftht 
lange als ein Alt des Selbfterhaltungstriebes, ehe das deutliche Bewußtſein ftaat- 
licher Aufgaben erwacht und eine Mare Scheidung der Einzelrechte und der gefell- 
ſchaftlichen Geſammtrechte bewirkt. Zwiſchen Strafe und Staat befteht fomit ge- 
ſchichtlich und rechtlich der engfte Zufammenhang; eine unlöslihe Verbindung, bie 
ſich fogar in den Staatstheorien nachweiſen läßt. In den patriarchalifchen und 
theofratifchen Staatswefen erwächst die Strafe aus ver Erbſchaft der in ber Fu 
milie wirkenden Zucht, oder als ein Ausflug des. Glaubens an göttliche Offen— 
barung; in den durch Eroberung gegründeten Gemeinwefen aus der Fortpflanzung 
der in den rohften Formen des Heerweiens liegenden Unterorbnung, welche in 
Mitten äußerer Kämpfe und gewaltfamer Ummälzungen die Gemeinſchaft ber 
Intereffen als Friede im Innern im Gegenfag zum Kampfberuf nad Außen 
auffaßt. Die Strafe treibt empor aus Wurzeln, die fidy theils in ven dunklen 
Boden religiöfer BVorftellungen fenten, theils in vie menfchlicher Arbeit zugäng- 
lihe Erdſchicht äußerer Vortheile und Zweckmäßigkeiten binabfteigen, und bier 
diejenigen Bildungsträfte an ſich zu ziehen, welde ven Fortſchritt zu höheren Ge— 
fittungsftufen nähren. Mit Nothwenvigkeit und Nützlichkeit glei verſchwiſtert, 
bietet die Strafrechtsentwicklung den lodendften Einblid in die allmähliche Entfal- 
tung ftaatliher Bildung. Kein Theil der Rechtsgeſchichte gewährt fo deutliche Per- 
fpeftiven in die Gedichte der Geſammtkultur wie diejenige des Strafrechts. Die 


Strafeeht und Straſgeſehgebung. 815 


Möglichkeit, daß der Staat firafe, bedingt in den Anfängen einer engeren gefells 
ſchaftlichen Berbindung überhaupt die Ausbildung wahrer Rechtsbeziehungen ber 
Einzelnen zu einander. Indem die Strafe des Staates zuerft in die Selbſtſucht 
und Rache der Stärferen eingreift, an die Stelle der phufifchen Ueberlegenheit ver 
Einzelnen im Berhältniß zu Schwächeren das Bemußtfein der Geſammtrechte der 
Geſellſchaft Herausbilvet, wird fie das Fundament für die Entwidlung des Civil- 
und Staatörechtes, die Garantie für den geordneten Umlauf der höchſten fittlichen 
und rechtlihen Werthzeihen, Abwehr und Schuß gegen bie gröbften Frevel der 
Rohheit und gewaltthätigen Selbftfucht, welche fih ten höchſten Orbnungen fein: 
lich gegenüberftellen. 

Kaum find indeſſen die höchſten Güter des menfhlichen Lebens, Unverfehrt- 
heit des Körpers, Gefundheit, Freiheit, Ehe, Eigentum und Ehre gegen Ber- 
legungen ftrafrechtlidy gewährleiftet; faum ift damit in feierliher Weife die Stif- 
tungsurfunde des Staates vollzogen, fo beginnt die Färbung des nationalen Lebens 
der Bölfer fih in die Borftellungen des Strafbaren einzumifchen. Während vie 
älteften Anfänge des Strafredhts bei allen Nationen eine auffallende Aechnlichkeit 
in den Grundauffaſſungen erfennen laffen, tritt in dem fpäteren Verlauf ber 
Redtsentwidlung bunte Mannigfaltigkeit hervor. Die Formen und Mittel ber 
Strafe, die ſchwerere oder leichtere Würdigung der Verbrechen in ihrer Nang- 
ordnung, weichen fehr bald bei verſchiedenen Nationaldyarakteren von einander ab, 
insbefendere tritt die Strafgefeßgebung, von der ebenen Bahn der Gewohnheit 
und Sitte ablentend, fehr bald in engfte Beziehung zu den politifhen Bebürfnifien 
bes öffentlichen Lebens, um deſſen Schwankungen und Wechſelfälle zu theilen. Da 
die Strafe die ftärffte Potenz ift, mit welcher der Staat in den debenstreis des 
einzelnen Menfhen zwingend eingreift, fo geräth vie höchſte Staatsgewalt 
häufig in Berfuhung, ihren Willen und ihre Intereffen hinter den feften Mauern 
der Strafgefege unangreifbar zu machen; es mehren ſich die Beftimmungen, melde 
die Unterordnung des Einzelnen unter ven höchſten Staatswillen durchſetzen follen. 
Zu der ſtrafrechtlichen Magna Charta, vie bei allen Kulturvölfern die Grundrechte 
- des einzelnen Menfchen gegen Zerftörung ſchützt, gefellen fid die zahllofen Er- 
ideinungen der den polizeilichen Nüglichleitsgweden und der Herrſchſucht dienenden, 
turh Strafprohungen gepanzerten Gefeßgebungsafte. Willlür und Tyrannei ſuchen 
fi mittelft ver Verfügung über den Strafzwang unverleglid zu mahen. Was 
nad der Borftellung der alten Zeit ver höchſten Berhätigung der Gerechtigkeit, 
ver Sicherſtellung heiligfter Rechte dienen follte, wird dur eine unverantwortlid) 
Ihaltende, ſchrankenlos gebietende Staatsgewalt zu einem Werkzeug der Laune er- 
niebrigt; als Mittel der Einfchüchterung verwerthet. Statt die beredtigte Freiheit 
menfhliher Bewegung und Thätigfeit in ihren Grundfeſten zu fchirmen, macht 
ſich dann das Strafgefeg fühlbar als ein die Gerechtigkeitsliebe des Stantsbürgers 
bedrohender Zwang. Auch die Periode des deutſchen fürftlihden Abfolutismus blieb 
nit frei von der Verfuhung, die Strafgefeßgebung für die eigennügigen Zwede 
der Herrſchſucht auszunugen; eine Berfuhung, deren Berirrungen in zahlreichen, 
von dem Standpunkt der heutigen Erkenntniß aus verdammungswürdigen, politi- 
ſchen Strafgefegen vor uns liegen. 

Daß die Strafgefege die wirkfamfte Form des Nechtsfhuges auf die ber 
öffentlichen und allgemeinen Staatsgarantie bebürftigen Rechte erfireden, ift ein 
hohes fociales Intereffe; daß fie nicht ohne Noth die zufälligen, zeitlich [hwan- 
fenden, nur formalen Willensäußerungen einer Staatsregierung in die Kategorie 
der fittlichen Berechtigungen aufnehmen, ein ebenfo hohes politifhes Interefie. Das 
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Strafreht darf alfo weder zu wenig noch zu viel verbieten und arorbnen. Es 
darf weder die berechtigte Freiheit des Einzelnen no die Gefammtorbnung bes 
Staates beeinträchtigen. Eine unterlaffene Berpönung des ſchlechthin Rechtswidrigen 
verlegt die Anforderungen ver Gefellihaft an den Staat, eine unnöthige Bebrohung 
mit Strafe ven fiheren Gebraud der Freiheitsrechte. Wird der innere Zufammen- 
bang zwifchen ven fi gegenfeitig tragenten Begriffen des Verbrechens und ver 
Strafe geftört, fo bedeutet dies ebenfoniel wie eine Gefährdung der höchſten fitt- 
lihen und politifhen Intereſſen. 

II. Der Mißbranch der Strafgewalt und Strafgefeßgebung ift durd bie 
neueren gefchriebenen Verfaſſungsurkunden vorgefehen. Weil das Strafbare feiner 
wahren Bedeutung gemäß im Gefammtrehtsbewußtfein gefuht und nicht auf dem 
Wege der bloßen juriftifhen Berftänbigfeit erfannt werden kann, darf weder ben 
Gerichten noch der höchſten vollziehenden. Gewalt die Beftimmung besfelben über: 
laffen werden. Die Feftfegung deſſen, was den Inhalt eines dem 
Staate zuftehbenden Strafrehts nad den beiden Seiten der als 
verbreherifh zu erachtenden That und der darauf zu drohenden 
Strafe fein foll, fann nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen. 
Wo überhaupt die Gefeggebung unter der, wenn auch bejchränften und gegen- 
ſtändlich verkürzten Mitwirkung der Bolfsvertretungen geübt wird, gehören Straf: 
gefege zu denjenigen, bei denen eine einfeitige Verfügung der Staatsregierung 
durh das Berordnungsreht ausgefhloffen ift. Schen die Ältere Strafrechtswiflen- 
(haft hat den Grundſatz anerfannt, daß ohne Strafgefeß ein Verbrechen niemals 
al® vorhanden angenommen werben Tann (nullum crimen sine lege poenali). 
Diefe Lehre beventeie aber nur, mas vom Standpunkte der Gerechtigkeit niemals 
bezweifelt werben konnte: daß es unzuläffig fei, jemand wegen einer Handlung zu 
beftrafen, die nicht im Voraus ala eine verbotene durch die Geſetzgebung mit 
Strafe bedroht worden war. Gegenwärtig hat derfelbe Sa: fein Verbrechen ohne 
Strafe feine höhere ftnatsrehtlihe Bedentung in dem Berbote, Strafen im 
Verordnungswege anzudrohen. 

Nur das Geſetz im engeren Sinne iſt heutzutage eine Quelle für das Straf- 
recht; ausgefhloffen ſowohl die einfeitige Verfügung der höchſten vollziehenden Ge— 
walt, als and tie Gewohnheit und die bier und ba als pofitives Redt er- 
zeugend angefehene, der Geſetzgebung gleichgeftellte, von uns aber in dieſer Eigen- 
haft nicht anerkannte Wiſſenſchaft. Wo die Berfaffungen der neueren Zeit es 
einmal beftimmt ausfprehen, daß Strafen nur in Gemäßheit des Geſetzes ange- 
droht werben können, verfteht fih vies fo fehr von felbit, daß wir auf eine 
wiffenfhaftlihe Begründung diefes auch ohne eine beftehende Berfaffungsbeftimmung 
zu billigenden Sages bier verzichten können. Nicht alle Bedeutung ift damit ber 
Gewohnheit abgefprohen. Sie ift für uns eine weife Schranke gegen die nach 
erweiternder Auslegung des Strafgefeges auf vie lange Zeit hindurch firaflos 
gelaffenen Fälle firebende Verfolgungsſucht, gegen den furzfichtigen, das Redhte- 
leben verwirrenden Eifer ver Anklagebehörden; fie ift eine Mahnung gegen Ueber: 
treibung, eine Wegweiferin in der gleichmäßigen Beftimmung des Strafmaßes 
durd die Gerichte, in äußerſten Nothfällen fogar, wie ehemals in Deutfchland 
und nod heute in England, eine lebendige Macht, weiche Wiederbelebungsverſuche 
an abgeftorbenen oder abfterbenden Strafgefegen verhindert und fo die Fehler 
. umterlaffener rechtzeitiger Gefegesaufhebung vor der Nichtigkeitsinftang des allge: 
meinen Rechtswillens heilt. Dem Bebürfniß der Rechtsficherheit entſpricht es un- 
bedingt, nur der feierlihen, öffentlihen und ausprüdliden Er- 
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Märung die Macht zuzuerkennen, die thatfächlihen Borausfegungen ber Strafe 
vorzufhreiben; die Grenzen zwiſchen dem Berbrederifhen und dem Erlaubten zu 
zeihnen. Nur was im allgemeinen Bewußtſein ver Zeit als ftrafbar erfannt ift, 
darf ald verbrecheriſch hingeftellt werden. Volksthümlichkeit ift eines der Grund⸗ 
erforderniffe für die Strafgefeggebungen, deren Ungeredtigkeiten und Härten das 
fittlide Gefühl mehr verlegen, als irgend ein Fehler auf anderen Gebieten ver 
Gejeggebung. Schlimmer aber, als ungerechte Härte der Strafdrohung, ift die 
Zweideutigfeit und Ungewißheit, welche den Thatbeftand verbrederifcher Thaten 
vor dem Auge des Laien verhüllt und den funftvollen Auslegungen der juriſtiſchen 
Technik überliefert. 

Es ift Har, daß jener Grundgedanke neuerer Verfaſſungsurkunden, welde 
einen Schuß gegen willfürlide Strafprohungen verleihen wollen, vereitelt werben 
lann, wenn die Gerichte im Wege der Gefepesauslegung den Kreis der ſtraf⸗ 
baren Handlungen über ven allgemein verftändlihen Ausprud des Gefeges hinaus 
erweitern. Die Berfuhung dazu liegt um fo näher, als wenigftens in Deutſchlands 
größeren Staaten der höhere Richterſtand dem Bildungsdurchſchnitt ver Vollsmaſſen 
ziemlich entfernt fteht, ald es ungemein fchwer hält, vie Grenzen des verbrecheriſchen 
Unrechts von denjenigen des Unfittlichen fharf zu trennen. Die Neigung, etwaigen 
Unterlaffungen des Gefeggebers im Wege der Anwendung bes Strafgeſetzes 
Abhülfe zu verfhaffen, wenn es fih um das Borkommen neuer Thatfahen han- 
delt, deren Unvereinbarkeit mit der öffentlichen Rechtsorbnung der Gefegeber nicht 
vorherfehen konnte, ift, wie uns ſcheint, in der Rechtſprechung ver höchſten Ge- 
rihtshöfe ſehr häufig dargelegt und wird verſchuldet durch die vorwiegend roma- 
niſtiſch privatrechtliche Ausbildung des deutſchen Richterftandes, welder die er— 
gänzende rer er durch die Wiffenfhaft begrifiswidrig in das Strafrecht 
überträgt, ohne die Verſchiedenheit der kriminalrechtlichen und civiliftifhen Rechts— 
beziehungen genügend zu würdigen, ohne zu beachten, daß es zu den allerwidtig- 
ften, aus dem Princip der perfönlihen Freiheit und der Rechtsficherheit fließenden 
Holgerungen gehört, daß niemand beftraft werde, dem in einem gegebenen Falle 
der Wille des Geſetzgebers nah dem Inhalte des individuellen Bewußtſeins nicht 
erfennbar war. Die Vorausfegungen, von denen die Auslegung der Strafgejege 
geleitet wird, find verſchieden im Vergleich zu den Regeln des Civilrehts, ſobald 
ed .. anfommt, die rechtlihe Bedeutung menſchlicher Willensäußerungen zu 
ermitteln, 

Die Gefahr, daß die Auslegung ver Strafgefege ver Rechtsſicherheit 
und Freiheit nachtheilig werden fünnte, ift insbefonvere von ven Juriften des 
vorigen Jahrhunderts, von Beccaria, Filangieri, Montesquieu und 
Bentham häufig hervorgehoben worden. Sie gelangten Angeſichts derfelben zum 
Schluffe, daß Strafgefege nur im befchränfenden Sinne ausgelegt werden follen. 
Andere fuchten eine Abhülfe in dem Vorſchlage, daß die wictigften Strafverbote 
in den Volksſchulen erläutert werden follten und glaubten damit den Widerſpruch 
jwifhen den Forberungen des Staates, wie folde im Strafgefeg ausgebrüdt find 
und den nicht immer bamit übereinftimmenden Auffaſſungen ver unteren Bolle- 
ſchichten Heben zu Können. Allen tiefen Beftrehungen lag mindeftens das richtige 
Gefühl zu Grunde, daß ver Lehrfag, welcher Rechtsirrtfum und Gefegesuntenntniß 
bei ſtrafrechtlich bedrohten Handlungen einfach unbeadhtet laſſen will, gegemüber 
einer unentwidelten, hinter den Anforderungen des Geſetzgebers zurüdgebliebenen 
Bevölferung zu den größten Ungerechtigkeiten führen muß. 

Seitdem in neuerer Zeit Strafgefege jorgfältig berathen und unter Mit- 
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wirkung der Bollövertretungen befchloffen werden, nahdem eine öffentlide 
Strafrehtöpflege das Berftändnig der Gefege mehr und mehr zu erweitern begann, 
bat ſich jene Kluft zwifchen Gefegesanwendung und Auslegung auf der einen Seite 
und dem Auffaffungsvermögen derjenigen Schichten, in denen Verbrechen erfah- 
rungsmäßig am häufigften vorkommen, verengert. Über fie ift auch heute no 
keineswegs gejchloffen. Die Grundſätze der Auslegung richtig zu beftimmen, ift 
daher immer noch von Wichtigkeit. 

Die Mehrzahl der neueren Rechtslehrer und der jett geltenden Gefeßgebungen 
geftatten allerdings die ausdehnende Erklärung, und außer ihr fogar bie 
analoge Anwendung auf thatfächlic nicht erwähnte, aber begrifflich identiſche Er- 
Iheinungsformen eines verbrecherifhen Thatbeſtandes. Soweit es alfo darauf an- 
fommt, den Willen des Gefeggeberd aus den von ihm gebraudten Ausprüden 
feftzuftellen, gelten die von der Rechtswiſſenſchaft an die Hand gegebenen Lehren. 
Allein mit der richtigen Erkenntniß diefer gefegeberifhen Willensäußerungen ift 
immer nur ein Theil der firafrichterlihen Aufgaben gelöst und es ift keineswegs 
gefagt, daf eine ven Drohungen des Strafgefeges (äußerlich) entfprehende Hant- 
lung in einem gegebenen Falle nothwendiger Weife mit Strafe zu belegen ift; 
denn es bleibt ferner zu ermitteln, ob das Strafgefeg feinem Inhalte nad) in dem 
Bewußtſein eines Angeflagten repräfentirt und daburd das Erforberniß einer 
fubjektiven Berfhuldung vorhanden war. 

Auf die Lehren von dem Rechtsirrthum bier einzugehen, verbietet der Plan 
unferer Darftellung. Daß aber jene Beforgniß, dem Individuum fönnte in feiner 
Perfönlicgkeit durch die Technik der ftrafgefeglichen Auslegung gleichfam eine Auf- 
nöthigung gelehrter Kriminalvoktrinen widerfahren, in der Gegenwart lebendiger 
empfunden wirb, zeigt fich vorzugsmeife in der neueren Entwidlung des Straf 
procefies. Das Schwurgericht ift dazu beftimmt, der laienhaften Auffafjung 
des Strafgefeges zu feinem Rechte zu verhelfen und barüber zu waden, daß 
Niemand einer Strafe verfalle, wo die Rechtswidrigleit feines Thuns nicht begreif- 
bar war oder unter den obwaltenden Verhältniffen nicht eingefehen werben konnte. 
Eine volksthümliche Elemente begreifende, unabhängige Richter fihernde Straf- 
gerichtsverfaffung, eine Beſchränkung der Rechtsmittel im Strafverfahren in Fällen 
gerichtlicher Freifprehung, vor allen Dingen aber die folgerichtige Durhfährung 
des Schwurgerihtsgedanfens durch die Behandlung aller VBerbredens- 
und Bergehenskategorien ohne Ausnahme find allerdings wirffamere Garantien 
gegen den Mißbrauch der Strafgemwalt, als jener heutzutage aufgegebene Berfud, 
für die Erklärung der Strafgefege eigenthümlihe und abfonderlihe YAuslegungs- 
regeln vorzufhreiben. (Bgl. Krug, die Grundſätze der Gefegesauslegung in ihrer 
Anwendung auf die neueren deutfhen Strafgefegbüder. Leipzig 1848.) Dennoch 
ſollte der Nichterftand veffen eingedenf fein, daß vom Standpunkte der Geſetz⸗ 
gebungspolitif und Gerechtigkeit aus es eine Erweiterung des beftehenden pofitiven 
Rechts im Falle ver Unzulänglichfeit desſelben durch die ausprüdlihe Erklärung 
der Geſetzgebung, einer Abhülfe dur die ausdehnende Interpretation bes Richters 
bei Weiten vorzuziehen ift, und in allen wirklich zweifelhaften Fällen Straflofig: 
feit (in dubio mitius) der Gerechtigkeit angemefjener ift als Nachgiebigfeit des 
Richters gegen die Nüslichkeitsforverungen des gefellfchaftlihen Wohlbefindens. 

II. Wir haben bisher den Gedanken ins Auge gefaßt, daß der oberfte 
Orundfaß des neueren Verfaſſungsrechtes, wonah Strafen nur in Gemäßbeit 
des Geſetzes angebroht oder verhängt werden dürfen, im Wege ver Rechtſprechung 
umgangen werden und der Nichter in einfeitiger Auffaſſung feiner ftrafrechtliden 
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Aufgabe vergeffen Fünnte, daß er die Perfon des Staatsbürgers gegen zu weit- 
gehende Anklagen zu fhügen bat. Im Anfhluß an diefe Andeutungen bleibt einer 
Ausnahme zu gedenken, welche jener Grundſatz erleidet. Hinfihtlih der Polizei— 
firafen zur Aufrechterhaltung der öffentlihen Ordnung ift (im Gegenfage zur 
Gejeggebung) theild dem Verordnungsrechte der Staatsbehörben, theil® ver 
Autonomie der fommunalen Polizeiverwaltung ein Spielraum gegeben, der es ge 
ftattet, dem wechſelnden Bepürfniffe gemäß, neue Strafen Innerhalb eines gewiffen 
Maßes anzudrohen. Nur ein geringer Theil der polizellih ftrafbaren Handlungen 
pflegt nämlich in befonderen Gefegen, oder in eigenen BPolizeiftrafgefegbüdern 
niebergelegt zu fein. Die überwiegende Maſſe ver polizeilichen Strafprohungen ift 
iofaler Art und nicht lodificirt. 

Bei näherer Betrachtung findet man, daß diefe Ausnahme von dem Grund- 
ſatz nulla pena sine lege nur eine ſcheinbare iſt; denn zupörberft beruht bie 
polizeiliche Strafgewalt auf einer gejeglihen Ermädtigung der Berwaltung, inner- 
halb beftimmter Grenzen für Zuwiverhandlungen Strafe zu drohen, Außerdem 
aber hält die neuere Wiffenfhaft daran feft, daß das Bolizeiftrafreht aus dem 
Kriminalreht oder Strafreht ausgefondert werden muß. Unzweifelhaft fteht 
die polizeiliche Strafgewalt dem Verwaltungsrechte viel näher; fie erfcheint als ein 
Mittel, dem Willen der Obrigkeit oder Gemeinden, als ſolchem, ohne Rüdfiht auf 
feinen rechtlichen Inhalt — wofern er nur nicht widerrechtlich ift, gegenüber dem 
Einzelnen Geltung zu verfchaffen, als ein eretutorifches Zwangsmittel, ohne welches 
ein Theil der Regierungsthätigfeit nicht ausgeübt werden könnte. Das eigentliche 
Strafgejeg im obigen Sinne ift feiner Natur nad) territorial, die polizeiliche Strafver- 
ordnung lokal. Zwiſchen beiden liegt zwar ein Örenzgebiet, in weldem fid das 
verbreperifche Element mit dem einfach polizeiwidrigen Handeln im Thatbeftand 
allgemein verpönter Ausfchreitungen vermifht (fogenannte Bergehen gegen bie 
öffentlihe Ordnung). Auch find die Bolizeiflrafmittel qualitativ identifh 
mit einem Theil der Strafübel, welche für Verbrechenshandlungen im obigen Ginne 
gedroht werden (Geldbuße und furze FFreiheitftrafen). Der innere, begriffsmäßige 
Unterfhieb zwifchen Polizei- und Kriminalſtrafrecht tritt indeſſen deutlich hervor, 
wenn man bie Berfchievenheit in der Qualität des Unrechts vergleicht, um das es 
fi bei ven Funktionen ver Polizei handelt. 

Nah dem Borgange Hegels unterfcheidet man drei Öattungen des Un- 
tehtes: 1. Das civile Unrecht, deſſen Gegenfiand die individuellen, der Privat- 
willfür unterworfenen Mechtsbeziehungen find. Das Weſen der Berlegung liegt in 
ver unberechtigten Gegenüberftellung des Willens gegen bie Verfügung einzelner 
Berfonen, denen es unbenommen bleibt, diefe ihre Privatredhte der Zerftörung 
Preis zu geben (Köftlin, Syſtem des deutſchen Strafrehts $. 2. Hülſchner, 
Syſtem des preußiſchen Strafrehts II. 8. 1). Andere (Hegel, Berner) fafjen pas 
civile Unreht auf als das „unbefangene”, bei weldem jede von ben ftreitenden 
Parteien wirflid Recht zu haben glaube bis zur Entſcheidung des Richters, und 
finden in dem bewußten Gegenfag gegen einen vorhandenen Privatrehtsanfprud) 
eine Mittelftufe an der fogenannten „Chicane“. 2. Das triminelle Unredt, 
defien Gegenftand vie Rechte ver Gefammtheit, die allgemeinen Forderungen ber 
Geſellſchaſisordnung ſind, deſſen Inhalt das an und für ſich mit dem organiſchen 
Beftande des dauernden Zuſammenlebens Unvereinbare und Unflitliche darſtellt. 
Das Wefen des Berbredhens wird daher auch nicht durch das pofitive Gefeg er- 
zeugt, fonbern nur hinſichlich feiner äußeren Erſcheinungsformen für die Zwecke 
ver Rehtiprehung und Rechtsanwendung abgegrenzt und beſchrieben. Zwar gibt 
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e8 Verbrechen, in denen die Verlegung des Einzelwillens (Diebftahl, Berläum- 
dung u. ſ. w.), der Eingriff in vie Verfügungsrechte der Privatperfonen zum That- 
beftande unerläßlih gehören; aber immer ift das rechtlich Entſcheidende darin zu 
finden, daß in der Verlegung gegebener Einzelrehte zugleich die Juftitution 
(Eigenthum, Familie) in ihrem allgemein ftaatlihen Werthe und binfihtli ihrer 
gefelfchaftlihen Beziehung, in der Totalität angegriffen und geftört wird. Nicht 
die Entziehung einer einzelnen Cache aus fremdem Gewahrfam, und vie bamit 
rechtswidrig bewirkte Verringerung eines fremden Vermögens um einen Beltanb- 
theil, noch aud der äußerlich zugefügte Schabe, fondern vielmehr die Berläugnung 
des für die ſtaatliche Ordnung als mwefentlih erfannten Eigenthbumprincips 
in einem ihm unterworfenen Gegenſtande erhebt den Diebftahl zu einem Ver— 
breden. In der Strafrechtsgeſchichte erkennen wir denn aud an dem Berhältniffe 
des civilen zu dem friminellen Rehtsfhuge, wie weit das ftaatlide Bemußtjein 
den Rechtskreis der Einzelnen mit feiner Macht erfüllt, wie weit es benfelben fid 
gleichfam felbft überläßt. Bon hohem Intereffe ift insbefondere eine Dergleihung 
des römiſchen Rechtes, das in feiner Blütheperiode den Diebftahl als einen 
Bruch der allgemeinen Rechtsordnung nicht anerkannte und durch Privatftraf- 
tlagen verfolgen ließ, mit ver heutigen Rechtsentwicklung, die den kriminellen 
Charakter der Eigenthumsverlegungen mehr und mehr erweitert. Wo daher auf 
dem Boden der Bermögensintereffen die pofitive Gefeggebung das nur civile Un- 
reht von dem friminellen ſondern ſoll, gehört unzweifelhaft noch heutzutage zu 
den jchwierigften Fragen. Nach den von uns gegebenen Andeutungen fann ferner 
ein kriminelles Unrecht in ver ſchuldhaften Verlegung ver Religion und ver 
Sittlihkeit an und für fi niemals gefunden werben. Wenn Religion und GSitt- 
lichkeit auch (wie Hülfchner meint) „ein objektiv bafeiendes und zur Aneignung 
dargebotenes,, find, fo haben viefelben doch feine äußere Erijtenz ald Rechtsobjelte, 
feine Greifbarfeit für finnlih wirkende Angriffe. Religion und Sittlichkeit beftehen 
nur in dem Bewußtſein, das fie aufgenommen und find darum unverleglid. Nur 
in ihrer Beziehung zu gefellfhaftlichen oder ftaatlihen Organismen, deren Schöpfung 
den religiöfen oder fittlihen Motiven menſchlicher Thätigkeit entfprang und ben 
Aeußerungen bes fittlichreligiöfen Lebens dienen fol, kann von Berlegungen 
die Rebe fein. Wenn der Staat daher Gottesläfterung beftraft, jo kann vies 
nicht gefchehen, weil damit vie Religion verlegt wäre, ſondern weil der gejell- 
ſchaftliche Friede innerhalb der äußeren Kirchengemeinfhaft geftört ift, deren freies 
Walten der Staat, als höchſte Garantie der geſellſchaftlichen Gefammtbebürfnifie, 
zu verbürgen hat. Dasfelbe gilt von der geſchlechtlichen Unfittlichkeit, vie abgefehen 
von polizeilihen Geſichtspunkten ver Nüslichkeit und Wohlfahrt, nur infomweit ber 
ftrafenden Gewalt des Staates verfallen kann, als fi eine Verlegung der ftaat- 
lich zu ſichernden Inftitutionen der Ehe over Familie darin nachweifen läßt. In 
der Kategorie der jogenannten Neligions- und Sittlichkeitsverbrechen bemerkt man 
denn auch die entgegengejegte Bewegung in den Strafgefeggebungen der neueren 
Zeit im Berhältniß zu Eigentbumsverlegungen. Es ift unläugbar, daß feit Jahr— 
hunderten nicht nur ein beifpiellofer Fortfchritt der Milve bei Gottesläfterung und 
Ehebruch, gleichſam eine Degradation in der Nangorbnung ber Verbrechen ftatt- 
fand, fondern auch zahlreihe ehemalige Verbrehenshandlungen aus ven Gefeg- 
gebungen ausgefhieden und als rechtlich gleichgültige in das Gebiet ver ftraflofen 
Unfittlihleiten verwiefen wurden. Je lebendiger fih das fittlihe und religiöſe Ele 
ment als ein freies von dem Rechtsgebiete des Staates getrennt weiß, deſto 
mehr wird man anerkennen, daß Religion und Sittlichkeit fein Gegenftand ftraf- 
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rehtliher Satungen fein Finnen. 3. Das poltzeilide Unrecht befteht über- 
haupt erft durch die Willenserflärung der gefetgebenden oder verorbnenden Ge- 
walt; es verlegt feine vor dem Geſetz als vorhanden und bereits gegeben anzu= 
erfennenden Rechte; bie erft firafbar gemachte Handlung der Polizetübertretung 
ft am fi) weder rechtswidrig noch unfittlid, fondern nur dem Erfolge nad) mög- 
licherweiſe nachtheilig, dem Recdhtsgebrauche anderer binderlih und darum verbie- 
tungswärbig für die flaatlihen Organe zur Wahrung der Wohlfahrt. Der Gegen- 
jag llegt bier alfo nicht in der Verlegung von Einzelrechten, wie beim Civilrecht, 
oder in der Störung der Geſammtrechte, wie beim kriminellen Unrecht, fon- 
dern In der äußeren Wiverfeglichfeit gegen eine höhere Macht, deren Aufgabe 
vie nöthigenfals zwangsmwelfe zu bewirkende Unterordnung ber einzelnen Staats- 
bürger fordert, und ſich zur Durdfegung ihres Willens der Strafe bedient. Wäh- 
tend die Fonkrete Erſcheinung des civilen und kriminellen Unrechts begriffsmäßig 
immer eine Berlegung an rechllich gefhügten Gegenftänden varftellt, kann das 
polizeiliche Unrecht in gegebenen Fällen den Vorausfegungen des Gefeges entgegen 
als eine durchaus nicht nachtheilige oder gar als eine in gewiffen Beziehungen 
nüglihe erfcheinen, ohne ihren Charakter einzubüßen. 

Zu dem Ausgangspunfte unferer Erörterungen zurüdfehrend, bemerken wir, 
daß die wiſſenſchaftlich geſonderten Begriffe des civilen, friminellen und polizei« 
hen Unrechts In der Durdführung des Einzelnen auf die größten Schwieriz- 
teiten ftoßen müſſen. Unmöglich fann es dem Richter überlaffen werden, auf Grund 
höchſt dehnbarer Gedankenoperationen zwiſchen dem civilen Schadenserfag, 
der RKriminalſtrafe und Polizeibuße zu wählen, wenn es ſich um bie 
Beurtheilung eines einzelnen Falles handelt. Wir finden fomit aud hier eine 
Rehtfertigung des oberften Sates, von welchem wir auszingen: feine Strafe 
ohne Geſetz, durch weldes der ftrafbare Thatbeftand genau 
befimmt wird. 

IV. Selbſt die Strafgefeggebung iſt in der Regel nicht im Stande, aus ber 
unendlichen Fülle und Meannigfaltigfeit menfchliher Landlungen ven Aggregat- 
zuftand des Berbredeng, frei von allen Berbinvungen herzuftellen und ver 
wiſſenſchaftlichen Analyfe bis zu dem Punkte zu folgen, wo dieſe wegen Unzu— 
länglichleit ihrer Kräfte zur Urbeitseinftellung gezwungen ift. Bei dem Unternehmen 
des Geſetzgebers, eine beftimmte Klaffe von Handlungen als gefammtrehtswidrig 
zu kimtnalifiren und gegen ähnliche Fälle des Eivilunrechts abzugrenzen, entſcheidet 
daher ſehr Häufig die Rüdficht auf Nüglichleit, die Summe jener Regeln, 
melde die Kriminalpolitit zufammenfaßt. Die erfahrungsmäßige Unwirkfam- 
kit des Otrafgefeges und die Schwierigkeiten der Anwendung bürfen bazu ver 
anlafien, bei der Orenzregulirung das Gebiet des Strafrehts zum Vortheil des 
allgemeinen Nugens zu verringern. Wenn von notorifch häufig vorkommenden, 
dur das Geſetz verpönten Handlungen, taufende ftraflos bleiben, ehe es gelingt, 
eine einzige proceſſualiſch foweit feftzuftellen, daß eine Beftrafung eintritt, fo ift das 
ein binreihender Grund, den rein juriftifhen Konftruftionen des Thatbeftandes den 
Aſſchlied zu ertheilen, Wenn ſich alfo beifpielameife die friminelle Strafbarteit des 
Wuchers von allgemeinen Rehtsanfhanungen aus erweifen ließe, würbe im ber 
Gegenwart die erfahrungsmäßige Unficherheit der Verfolgung, die faft an Unmög- 
lichleit grenzende Autgabe, neben der Aufhebung der lex Anastasiana, und neben 
der allgemeinen Wechfelfähigkeit wucheriſche Scheingefhäfte von ernft gemeinten 
Rechtsalten durch Bemweisaufnahmen zu fondern, die Aufhebung der Wuderftraf- 
gejege zu einer wohl begründeten Forderung erheben. Aehnliche Erfahrungen 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staate ⸗Wörterbuch. X, 21 


322 Straſrecht und Strafgefebgebung. 


können den Gtrafgefeßgeber zu einer, der abſtralten, von der mikroſlopiſchen 
Wiſſenſchaft gezogenen Konfequenz entgegenlaufenven Beſchränkung Heiner Prellereien 
im Hanbelsverfehr veranlafien. Denn Zwedwidrigfeit und Unwirkſamkeit beftehenver 
Verbote wirken nothwenbigerweife auf die Gefammtheit des Rechtszuftannes benad- 
theiligend zuräd. Nützlichkeitsgründe find es auch, welde dem ftreugen Begrifi 
zuwider bei gemifjen Berbrehen (Ehebruch, Nothzucht, Diebftahl der Descenden- 
ten, Ehrverlegungen u. ſ. w.) ven Staatszwang erft auf ausdrückliches Berlangen 
ber verlegten Privatperfon eintreten laſſen, obwohl es fih um die Störung allg- 
meiner Rechte handelte. 

V. Der Grundſatz: „Beine Strafe ohne Geſetz“ bezieht ſich feinem 
Wortlaut nah nur auf das Erforberniß, daß ein gefchriebenes Geſetz die Gruudlagen 
für die Ausübung der Strofgewalt biete. Es wäre alfo genügend, wenn im eine 
Reihe zeitlich verfchiedener Gefege die Summe ver firafrehtlihen Normen fih 
niebergelegt fände. Ein inneres und unabweisbares Berürfniß bat indeſſen bie 
große Mehrzahl der weſteuropäiſchen Staaten zu einer Kobifilatign ber Gtuf- 
gefege und zum Erlaß umfaflender Strafgeſetzbücher veranlagt. Nur England mad 
eine bemerfenswerthe, von den bervorragendften Inriften jenes Landes indeſſen 
häufig angefochtene Ausnahme, wonach theild Gewohnheit (common law), tbeils 
Parlamentsftatuten aus fehr verſchiedenen Zeitperiopen die Straffagungen enthalten. 
Ueber die außerorbentlihen Borzüge ftrafrechtlicher Kodififation kann heutzutage 
faum noch ein Zweifel beftehen. Zunächſt darf nämlich nit außer Acht gelaſſen 
werben, daß Heberfichtlichkeit und Klarheit des gefammten geltenden Strafrechts im 
hohen Maße den politiichen Intereflen der Staatäregierungen und Staatsbürger ent- 
fpricht. Sodann bient es dem Bedürfniß der in ver Schwurgerichtspflege noltäthün- 
lich eingerichteten Geſetzesanwendung, bie Verſtändlichkeit der einzeluen Strafbeſtim⸗ 
mungen durch Mebeneinanderftellung zu heben. Bor allen anderen Dingen ift aber 
daran feftzubalten, daß Strafgefege im Allgemeinen, ven geſellſchaftlichen Eutwid- 
fungen und Rectsüberzeugungen folgend, einem verhäftnigwäßig ſchnelleren Wechſel 
unterworfen find, als das bürgerliche Recht, und gleichzeitig in ihver Harmonie 
durch, Veränderungen einzelner Beftimmungen leicht geflört werben fünnen, Die 
geſchichtliche Gleidhzeitigkeit im den einzelnen Beftimmungen bes Strafrechts iſt eine 
weſentliche Stüge ver jo wünſchenswerthen Uebereinftimmung zwiſchen Dem. allge: 
meinen Vollsrechtshewußtſeln und den Strafdrohungen, die fig richtig nur bemeflen 
laſſen durch eime forgfältige Vergleihung aller für die verſchiedenan Berbredend- 
arten berechneten Maßftäbe. Die Wichtigkeit homogenen Strafdrohungen begreifent, 
bat man fogar in Frankreich feit längerer Zeit, und ebenfo in Preußen, bei Ab 
Änderungen einzelner Gejegesparagraphen das Verfahren beobadgtet, alle fpäteren 
Neuerungen fofort unter Befeitigung des alten Textes in der Nummernfolge dei 
Geſetzbuches einzureihen. Es wird dadurch nicht nur das Nachſchlagen yon Nad- 
tragägefegen überflüfftg gemacht, fondern auch gleichfam durch Berjüngung des 
Alten, oder Abſchneiden verborrter Zweige am Stamme des Geſetzbuches eine geößer: 
Langlebigkeit erreicht, deren Bedeutung für das Anſehen eines Koder nidt gun 
gleichgültig ift. Auf der anderen Seite werden dadurch Reviſionen des Ganzen im 
Zufammenhange keineswegs gehindert. 

Das Strafrecht der neueren Zeit unterſcheidet man feinen Inhalte nad in 
wmatertelles und, formelles Strafreht. Das leptere (Strafproceh, Strafverfahren) 
ſcheidet aus uuferer Betrachtung bier aus, obwohl von einigen wenigen: Juriften 
noch heutzutage Strafrecht fchriftftelleriih im weiteren Sinne gebraucht wird, 
und früherhin ganz allgemein. ver Strafproceß ala ein Theil des Strafredts je 
wohl in Lehrbüchern, wie in Geſetzbüchern, ungejonvert behandelt wurke, 
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VI. In Deutihland war das Bedürfniß zufammenhängenber Kodifilation auf 
dem Gebiete der Gtrafgefeggebungen früher ertannt worben, als andersws. Es 
it hier der Platz, am die gefchichtliche Entwidlung des deutſchen Strafrechts 
eine er Erimmerung anzulmüpfen. Bis zur Anfang des 16. Jahrhimberts waren auf 
diefem Gebiete diefelben Gährungs- und Zerſetzungselemente thätig, wie im bürger- 
lien Rechte. Auf die altgermanifhen Grundlagen hatte ſich theild das lirchliche 
Recht des Mittelalters, theils das höchſt verworrene, im feinen Beftimmungen viel- 
fach Barbarifche römiſche Strafrecht feſtgeſetzt. E war fomit auf bie Rohheit, Hin» 
wiffenheit und Grauſamleit der Strafrehtögewohnheiten des fpäteren Mittelalters, 
ein der firafrechtlihen Willlür entnommenes Reis aufgepfropft worden. Mit dem 
Berfall der alten Gerichtsverfaflung war zu Anfang des 16. Jahrhunderts dem 
deutfchen Bolte eine Krimimaljuriöprudenz aufgenöthigt, welche fih mit allen Schred- 
niffen eines zum Äußerften verunftalteten Folterverfahrens umgab, Unter foldhen 
Umſtänden war es ein ganz befonderes Glüd, daß dem ſchreiendſten Mißbräuchen 
durch eim für bie damalige Bildung hervorragendes, Strafrecht und Strafproceß 
umfaflenbes, von dem Freiberen von. Schwarzenberg vorbereitetes Geſetzbuch des 
Kaifers Karls V., bie kurzweg fogenannte Carolina 1532 abgeholfen werben 
tonnte. Im Vergleich zu den damaligen Zuftänben in Frankreich, Belgien, Enger 
lanb und Italien konnte man fagen, daß Deutſchland mit diefem Geſetzbuche einem 
gewaltigen Aufſchwung zum Beſſern genommen hatte (vgl. Malblanc, Ge- 
ſchichte der peintichen Gerichtsordnung). Gleichfam erfchöpft von fo ungewöhnlicher 
Anftrengung, blieb: die Reichsgeſetzg freitih bei diefen Anfängen ſtehen, ohne 
auf beren weitere, dem Fortſchritt der Zeit folgende Entwidlung Bedacht zu neh- 
men. Heber zmei and ein halbes Jahrhundert biieb man im Wefentlichen bei ber 
peinlichen Halsgerichtsordnung ftehen; obwohl man unter dem Einfluß ber nahır- 
rechtlichen Vetrachtungsweiſe das Harte zahlreicher Beſtimmungen ſchon gegen bie 
Mitte des vorigen Jahrhunderts eingefehen hatte: und: ein faft: willlürlicher Gerichte- 
gebrauch fh nach und nad: über bie Strafbeſtimmungen hinwegſetzte, bie dem 
Rechtsbewußtſein ver Zeit zuwiderliefen. Endlich, nachdent Bhitofophte und Kriminal · 
politil am bem alten Werke ihre zerſtörende Kraft bis zum Aenßerſten bethätigt 
hatten, erwachte bie Erlenntniß, daß eine neue Gefetzgebung unerlählih gemorbeit 
jei, auch anf nen Thromen, zuerſt im. dene erleuchteten Kopfe Friedrich U. Gerade 
die höchſten Geſellſchaftsſchichten, die fonft Neuerungen am meiften abgeneigt zu 
fein pflegen, waren damals zuerft von ver Nothwenpigkeit durchgreifender Reformen 
exfüllt und redeten: ber Reform das; Wort. Folter, Landesverweiſung, Berftämme- 

qualvolle Todesftrafen warden in ihrer Berwerflidkeit erfannt, Humanität 
die Bofung: der Zeit, zumeift in bem großen Staaten des öſtlichen Europe, 
Preußen, Defterreih und Rußland. Man glaubte allgemein, daß ea zunächſt darauf 
anfosume, Berbrechen durch gute Polizeianſtalten und Bolldaufllärung; zu hindern, 
daß: Borbeugungsmättel beſſer ſeien als Strafen. Erft die franzöſtſche Revolntion 
bewirkte auf den Thronen eine ſehr ſchnelle Abkühlung des vom der Philoſophie 
angefachten Idealismus, eine Rückkehr zu den alten Grundſätzen der Abſchredung. 
Man ſah ein, daß pofitine, das Richteramt binbende Normen durch philoſophi⸗ 
ſches Raifonnement nicht entbehrlich wurben. 

Dennoch tragen die erften deutſchen Strafgefeßgebungen aus den legten Jahr- 
jehuten des vorigen Jahrhunderts, das allgemeine preußifche Lambrecht (1794) und 
vor allem Dingen: das Joſephiniſche Geſetzbuch von 1787 ven Stempel ber voran- 
gegangenen Cpoche vielfach: an fi. Die fräher fo hart Beftrafte Klaſſe derjenigen 
Berbrechen, in denen bie kirchlichen Auffafjungen ſich wirkſam evmiefen hatten, 
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wurbe aus dem Gefihtspuntte ftaatlich-polizeilicher Intereffen gemürbigt. Wie fie 
in ihrer Strafbarkeit fanten, ebenfo hoben fich politifche Vergehen. Ein neues 
Strafenfyftem bildete fih heraus, indem die Freiheitftrafen entſchieden in ben 
Borbergrund rüdten. Das öſterreichiſche Geſetzbuch fhaffte fogar die Todesftrafe 
ab, welche erft 1796. wieber eingeführt warb 
Seit dem Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts veränderte ſich die Rid- 

tung der Gefeggebung wefentlih unter dem Einfluß der hiſtoriſchen Betrachtunge⸗ 
weife der Rechtswiſſenſchaft und der nationalen Intereffen, bie die franzöſiſche 
Revolution angeregt hatte. Bon einer gemeinfamen Strafgefeßgebung konnte * 
der Auflöfung des Reiches Feine Rede mehr fein, es blieb daher nichts übrig, als 
auf dem Wege ber partifularen Pegislation in dem einzelnen, fouverän gewor- 
denen Staaten en Abhülfe des allgemein ald mangelhaft erfannten Strafreäte- 
zuftandes zu 
Eine A Epoche bezeichnet das erfte unter den neueren GStrafgefegbüdern, 
welches 1813 in Bayern verkündet warb. Unter dem umnmittelbarften Einfluſſe 
Feuerbachs und feiner Theorien entftanben, gelangte e8 wegen der firengen Konfe- 
quenz feiner feft zufammengefligten Beftimmungen Er hohem Unfehen und zur 

Aufnahme in einem räumlidy weit getrennten Staate (Didenburg 1814). Dennod 
erreichte dasſelbe, da feine mannigfahen Härten jchnell empfunden wurden, feine 
fehr große Lebensdauer, Nach langen Berathungen wurbe 1861 ein neues Straf: 
efegbuch in Bayern verkündet, nachdem ſchon vorher Divenburg fich von der 
Berfgaft ber ——— Sefeggebungsarbeit losgefagt (1859). 

Nah längerem Zwiſchenraume fand das 1813 gegebene Beifpiel Bayerns 
auch bei anderen Staaten Nahahmung. Ohne bier auf die Geſchichte ver —* 
Landesgeſetzgebungen in Deutſchland a, führen wir ber Reihe nad bie 
einzelnen Strafgefegbücher der neueren Zeit auf: 1. Sachſen: Kriminalgefegbus 
vom Jahre 1838, weſentlich umgeftaltet im Jahre 1855 (vgl. Wächter, Sächſi⸗ 
ſches und thüringifches Strafreht. — Kommentar von Otto Krug). 2. Ylten- 
burg 1841, im Weſentlichen iventifch mit dem vorigen. 3. Würtemberg, Straf 
geeebug vom Jahre 1839; ergänzt durch zahlreiche, zum Theil tief eingreifende 

achtragsgeſetze (Kommentar von Hufeland). 4. Braunfhweig, Kriminal 
gefegbud vom Jahre 1840, welches feit 1853 auch in Lippe- Detmold einge 
führt {ft und unter ber fpäteren Gruppe durch feine Präcifion und Kürze zu hohem 
Anſehen gelangte, daher auch vielfach benugt warb. 5. Hannover, Kriminalgeſetz⸗ 
bu von 1840. Sieben Jahre fpäter trat bazu ein Pollzeiftrafgefeg, im Jahre 
1857 eine Anzahl von Abänverungen durch das Gefeß vom 20. April (Kommentar 
von Leonhardt). 6. Heffen-Darmftadt, Strafgefegbuh vom Jahre 1841 
(Kommentar von Breidenbadh), ergänzt durch Gejek vom 23. Februar 1849 
und das Polizeiftrafgefegbuh von 1855. 7. Baden, Strafgefegbuh vom Jahre 
1845, in Gültigkeit feit dem Jahre 1851, entftanden unter fehr erheblicher Mit 
toirfung von Mittermater, deſſen Einfluß auch auf bie übrigen deutſchen Straf- 
gefenaehungen unläugbar ein ſehr großer war. 

Eine neue Wendung der Dinge trat mit dem Jahre 1848 ein; große Um- 
wälzungen erfuhr zunächſt ganz allgemein das Procekrecht durch Einführung bes 
Schwurgerichts und ber öffentlih-mündlihen Berhandlungsform. Außerdem zeid- 
nete die Reichsgeſetzgebung den Bundesgefeßgebungen eine Anzahl von gemein- 
famen Grundbedingungen vor, bie, wenn fie auch fpäterhin durch den Gang ber 
Ereigniffe ihrer verbindlichen Kraft beraubt wurden, body nicht ohne Nachwirkungen 
im Vollsrechtsbewußtſein blieben. Der $. 64 ber Franffurter Reichöverfaffung vom 
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28. März 1849 beftimmte: Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaffung 
allgemeiner Geſetzbücher über bürgerlihes Recht, Handeld- und Wechfelreht, Straf: 
veht und gerichtliches Verfahren die Nechtseinheit im deutſchen Volke zu begründen. 
In unferer Aufzählung geltender Strafgeſetzbücher fortfahrend, erwähnen mir: 
8. Naſſau, deſſen Gefegbud aus dem Jahre 1849 datirt, aber größtentheils nur 
eine Wiederholung der im Großherzogthum Heſſen geltenden Beftimmungen ent« 
hält. 9. Thüringen. Das Strafgefegbuh aus dem Jahre 1850 gilt mit gering- 
fügigen Abweichungen in Weimar, Schwarzburg-Rudolſtadt, Schwarzburg-Sonbers- 
haufen, Koburg, Gotha, Meiningen, Reuß j. L., Anhalt, und ift dem kgl. fäd- 
fiihen Strafgefegbuh aus dem Jahre 1838 wahlverwanbt. 10. Das preußifche 
Strafgefegbuh vom 14. April 1851, deſſen Berathung ein Bierteljahrhundert in 
Anfpruh genommen hatte und das franzöfifche Recht vom linken Rheinufer des 
preußifchen Staates verbrängte. 11. Das öſterreichiſche Strafgefegbuh vom 27. Mai 
1852, eine Revifion des Strafgefeßbudhes vom Jahre 1803, das an bie Stelle der 
Joſephiniſchen Geſetzgebung getreten war. 12. Walded mit dem 1855 eingeführten 
preußifhen Strafgeſetzbuch. 13. Divenburg. Das Strafgeſetzbuch vom Jahre 
1858 iſt dem preußifhen im Großen und Ganzen nachgebilvet, enthält aber einige 
weſentliche Verbeſſerungen. 14. Lübed. Strafgefegbuh vom Jahre 1863. 

VII. Ueberblidt man dieſe Neihe von Gefeggebungen, fo ift zupörberft Mar, 
daß das alte gemeine Recht ver Carolina auf einem verhältnigmäßig geringen 
Territorium noch Gültigkeit behalten hat. Die Partikulargefeßgebung überwiegt 
entſchieden. Angeſichts dieſer Thatſache ift denn auch bie Frage, ob es nod 
ein gemeimes deutſches Strafreht in der Gegenwart gebe, mit Leichtigkeit 
zu beantworten, obwohl es aud Hier an Kontroverfen nicht fehlt. Bon einem 
formell gemeinen, aud in ben mit befonveren Strafgeſetzbüchern ausgeftatte- 
ten Territorien anwenbbaren Strafreht Tann unferes Erachtens feine Rebe 
fein. Begründete Zweifel find nur möglich, wenn es darauf ankommt, feftzuftellen, 
ob ein materiell gemeines deutſches Strafrecht vorhanden iſt oder nit. Die 
Mehrzahl der neueren Kriminaliften nimmt ein materiell gemeines Recht in dem 
boppelten Sinne an, daß basjelbe ven in ven einzelnen Geſetzbüchern vorhandenen 
und weiter entwidelten Kern des alten Rechts, auferbem aber den Gegenfag zu 
außerdeutſchen Strafgefegbüchern bezeichne. Aber auch in dieſer Beziehung ſcheint 
es uns, als ob man bas Gemeinfame auf Koften des Befonderen in den deutſchen 
Strafgefegbüchern vielfach überfhäge. Nothwendig ift allerdings, daß die Wiffen- 
[Haft an dem gemeinfamen geſchichtlichen Fundament feflhalte, ohne weldes ein 
Verſtändnißß der Partifulargefeßgebungen gar nicht denkbar fein würde, An dieſem 
Mafftabe des alten gemeinen Rechts ift mämlich zu prüfen, wie weit die Abmei- 
dungen und Befonderheiten der einzelnen Geſetzbücher als berechtigter Fortſchritt 
auf der Bafis ehemaliger Rechtszuſtände, oder als rein partitulariftifhe Willfür 
emzufehen find. Bon dem Ergebniß diefer Prüfung wird demnächſt bei einer Rüd- 
leht zur Einheit in der Strafgefeggebung fpäterhin Nugen zu ziehen fein. Bor 
der Hand muß man ſich damit begnügen, daß die Einheit der Doftrin, melde 
an dem gemeinen deutſchen Strafrechte auf den Untverfitäten fefthält, wenigftens 
in der wiffenfhaftlihen Erkenntniß und in ber Anwendung ber partifularen 
Strafgefegbücher einen Zufammenhalt fhafft. 

—* Wege führen zu dieſem Ziel: entweder bie Darſtellung des gemeinen 
Rechts der älteren Zeit unter organifchem Anfchluß der wefentlihen Abweichungen 
des partifularen Rechts — und dieſen Weg gehen die meiften der neueren Lehr 
büder (Feuerbach, herausgegeben von Mittermaier 1847, Heffter, 6. Aufl, 
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1857. Marezoll, 3. Aufl. 1856. Köftltin, Shſtem 1855. Berner, Lehrbuch 
2. Wufl, 1863) ober bie Darftellung eines partitularen Rechts unter Herleitung 
feines Grundwefens aus bem gemeinen Recht (Hälfhner, Syſtem des preußi- 
ſchen Strafrechts 1858. Wächter, Lehrbuch bes fächfifchen und. thüringifchen 
Strafrecht 1857 u. U.) 

Ueber die wiffenfhaftlihe Bereutung und Berechtigung des gemeinen Rechts 
hinaus wäre es Gelbfttäufhung, zu vertennen, daß in den Einzelbeftimmungen der 
heutigen Strafgefegbücher das Beſondere und Willtürliche bei Welten überwiegt. 
Es ſcheint zuweilen, als ob auf biefem Gebiete die Gefeßgebungen ein gewiſſes 
Sondervergnägen barin gefucht hätten, von dem anbermärts bereitd Borhandenen 
ohne Noth abzumeichen und einer felbfigefälltgen Eitelkeit durch Erfinden Genüge 
zu thun. Eine weitgehende Zerfplitterung iſt nicht in Abrede zu ſtellen. Im Ad- 
gemeinen muß man fogar zugeben, daß die Gegenüberſtellung des deutſchen ge 
meinen Rechts ‚gegen das ausländiſche Strafrecht feine große Bedeutung mehr hat, 
feitbem der franzöfifche code penal vom Jahre 1810 einen außerorbentlid weit- 
gehenden Einfluß auf die neueren Gefeßgebungsarbeiten erlangt hat. Insbeſondere 
feit der Einführung der Schwurgerichte lag es nahe, Branzöfiihes zu kopiren, wo 
politifhe Imtereffen dem franzöfifhen Geſchmack entgegentamen. 

In der Oegenwart kann man baber das pofitive Strafrecht ber einzelnen 
beutfhen Staaten in drei wefentlich verſchiedene Gruppen fonvern. 1. Das alie 
noch heute formell gültige (gemeine) Strafrecht, welches durch Gerichtsgebrauch 
ſeiner ehemaligen Strafdrohungen faſt gänzlich beraubt und durch Specialgeſetze 
ober analoge Anwendung hinſichtlich ſeiner Thatbeſtandobeſtimmungen mannigfach 
erweitert iſt. 2. Die Bartitnlsrgefeggehungen ‚ welche fi in ihren Grunban- 
ſchauungen dem älteren gemeinen Recht enger anſchließen. Dahin gehören alle vor 
dem Jahre 1848 entftandenen Strafgefepbüder. Endlich 3. die Geſetzbücher, melde 
fih in ihren Grundanfchauungen dem älteren gemeinen Recht entfremben, um ſich 
dem franzöfifhen Mufter zuzumenben. In diefer dritten Alaffe machen fih Preußen 
und Bayern vorzugsweife bemerkbar. Beide hatten nämlich das politifche Intereſſe, 
bie Rechtseinheit durchzuführen unter Befeitigung der franzöſiſchen Strafgeſetz- 
gebung, welche am linken Mheinufer beider Staaten galt, und machten deßwegen 
aus Äußeren Gründen Zugeftänpniffe an die Gewöhnungen eines Thelles ihrer 
Bewohner. Obwohl nämlih in Frankreich felbft die Härten und Ungeredhtigleiten 
bes alten code p6nal nicht nur von allen Einfihtigen längft erlannt, ſondern 
nuh im Jahre 1832 durch ein Specialgefeg über mildernde Umſtände wefentlich 
vnſchädlich gemacht worden waren, hatten fi doch die deutſchen Rheinländer in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl feit langer Zeit eingerevet, daß aud bie napo- 
leonifhe Strafgefepgebung im Vergleich zu dem dentſchen Rechte vortrefflich fei. 

Der franzöfifhe Einfluß, dem das preußifhe Strafgefegbuh in erhöhtem 
Maße unterlag, zeigt ſich namentlich in folgenden Punkten: 1. In der Klaffifitation 
der firafbaren Handlungen, nad dem Grundſatze der Dreitheilung in Ber- 
brechen (crimes), Vergehen (delits) und Polizeiübertretungen (contraventions) zu 
dem Zwede, den brei Gattungen von Strafgerichten erfter Inſtanz fofort einen 
entfprechenden, bie Zuſtändigkeit fachlich vegeinden Ausdruck auf dem Gebiete bes 
materiellen Strafrehts zu gewähren. Diefe Dreitheilung, die felbft in Frankreich 
vielfach getabelt wird, fand in Deutſchland manche Bertheidigung, und es ift nicht 
unfere Abfiht, an diefer Stelle ein Wort für oder wider fallen zu laflen. Nur 
baran darf erinnert werben, daß biefer Eintheilungsmopus dem deutſchen Recht 
und Herkommen entfchienen zuwiberlief und bie bereits beſtehenden Verſchiedenheiten 
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in einem wichtigen Punkte vermehrte. 2. In der dem Abſchreckungszwecke huldi⸗ 
genden Behaudlungsweiſe ver politiichen VBerbrehen und Vergehen, benen ein 
ganz außerorbentlich unbeftimmter und behnbarer Thatbeftand zu Grunde gelegt 
ward. 3. Im der dem bentfchen Rechte gänzlich widerſprechenden Behandlung bes 
verbrecheriſchen Verſuchs“ und der „TIheilnahme”. 4. In dem Syſtem ber mil- 
bernden Umftände, weldes es dem richterlidden Ermeſſen anbeimftellt, ohne 
fpecielle Angabe voraus bezeichneter Thatfachen in geeignet erfcheinenden Fällen 
von dem orbentlichen Strafmaß abzugeben. Es iſt dies Syftem in Preußen fogar 
gleihfam verunftaltet und verfrüppelt, indem bei einzelnen Verbrechensarten (poli⸗ 
tifchen Berbretensfällen, Gefchlechtsverbrechen, Wurher u. a.) die Zulafiung mil- 
dernder Umftänbe von vornherein ausgeſchloſſen blieb, obwohl bei jedem Verbrechen 
mildere Erfcpeinungsformen vorkommen, 

Auf der anderen Seite kann nicht geläugnet werben, daß das Beifpiel der 
franzöfifhen Gefeggebung manche nügliche Anregung gewährte und namentlich zu 
genanerer Beftimmung des Thatbeftandes einzelner Verbrechen beitrug. Als ein 
Fortſchritt namentlich der preußifchen Geſetzgebung darf auch hervorgehoben werben, 
daß man das Ermeflen des Richters bei der Strafausmefjung erweiterte und ber 
Wiſſenſchaft ihre Rechte wahrte, indem man auf eine Erklärung allgemeiner Be— 
griffe Verzicht Leiftete und damit ver Praris freie Hand ließ, ber Welterentwidlung 
der Lehre zu folgen. Eine richtige Beftimmung des Berhältniffes der Straf- 
geiebgebung zum Richteramte und zur Wiſſenſchaft ift von fo großer Wichtigkeit, 
daß wir und der Aufgabe einer kurzen Erläuterung zu unterziehen haben. 

VIIL Faſſen wir zunächſt vie Anwendung bes Strafgefeges durch ben 
Richter ins Auge, fo tritt uns eine Verſchiedenheit der Auffaffungen entgegen in 
der Alaffififation der Strafgefege mit Rüdfiht auf den Charakter der Straf: 
brohungen. Darnach unterfcheidet man nämlih: 1. abfolut beftimmte, 2, abfolut 
unbeftimmte und 3. relativ beftimmte Gtrafgefete. 

Das abfolut beftimmte Strafgefeg bedroht das Berbrechen, die Mannig- 
faltigkeit feiner Erſcheinungen mißachtend, mit einem feften und unabänvderlichen 
Strafübel, unterfagt jede Abftufung, verkennt die qualitativen und quantitativen 
Befimmungen der Schuld und beichränft ben Richter auf bie Weftftellung des 
Thatbeftandes, deſſen Folgen auf das genauefte im Voraus beftimmt find. In 
toben und umfiheren Zeiten, bei dem Mangel tüchtiger perfönlicher Kräfte zur 
Ausübung des richterlichen Amtes mag fi Einiges zur Entſchuldigung abfolut 
beſtimmter Strafprohungen anführen laffen. Der Gegenwart entfprechen viefelben 
jo wenig, daß die Ungerechtigfeit eines derartigen Verfahrens allgemein anerfannt 
if. Der Juriftentag zu Wien erflärte fi eimftimmig dahin, daß abfolute Straf: 
drohungen grunbfäglih zu verwerfen feien. Nichtsdeſtoweniget ftehen viele Be— 
fimmungen deutſcher Strafgefegbücher mit diefer Auffaffung noch in Widerſpruch; 
das preußiſche Strafgeſetzbuch droht beifpielaweife die Todesftrafe in faft allen 
Fallen, wo fie zur Anwendung kommen kann, ganz unterfcheidungslos und zwingt 
damit ben Richter, ungerechte Ausſprüche zu fällen. Muß nicht das Rechtsbewußt- 
fein erheblich verlegt werden, wenn bie Tödtung ernſtlich Einwilligender mit dem 
graufamften Meuchelmorde auf eine und dieſelbe Stufe geftellt wird? Es gibt fein 
Verbrechen, bei welchem micht innere Abftufungen ver Verfhuldung vorkommen ; 
mechaniſch angelegt find diejenigen Gefege, welche das verfennen. 

Ebenfowenig entſpricht pas abfolut unbeftimmte Strafgefeg den praftifchen 
Zielen ver Rechtspflege. Es begnügt ſich damit, das Strafübel ganz und gar ber 

g des Richters anbeimzugeben, uud verleitet deßwegen zu großen Ungleid- 
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heiten und Willfürlichkeiten. Zwar erlaubt e8 der lebendigen Ueberzeugung einen 
Ausdruck in der Auswahl eines von den gefeglich zuläffigen Strafmitteln und iſt 
deßwegen den abfolut beftimmten Strafgefegen noch vorzuziehen. Allein ſchon bie 
Beſorgniß, daß der Richter den günftigen oder ungünftigen Einflüffen äußerer 
Umftände unterliegend, entweder eine übergroße Milde oder eine maßlofe Härte 
walten laffe, drängt dazu, nad einer Begrenzung feines Ermeflend zu fuchen. 
Sowohl das Intereffe ver Staatsorbuung wie des Angellagten warnen vor einer 
völlig unbejchränften Verfügung, die den Richter zum Range des Geſetzgebers er- 
heben würbe. Nur in fleineren, einfach geglieverten Gemeinwefen, wie die Danje- 
ftäbte oder einzelne Schwelzerfantone, in Zuftänden, welche fefte Rechtsgewohn⸗ 
beiten — — beſtehen laſſen, würde Herlommen und Sitte jenen Beforg- 
niſſen und Gefahren entgegenwirken, Große monarchiſche Staaten könnten dagegen 
in der fhranfenlofen Strafgewalt nur eine Quelle ver Unfiherheit und Verwirrung 
finden. Das alte gemeine Recht war am Schluſſe feines Zerjegungsprocefied all- 
mählich zu arbiträren Strafen gelangt und zeigt dieſe Eigenthümlichkeit noch 
heute überall, wo e8 unmittelbar angewenbet wirb, 

In der Mitte zwifchen mechaniſcher Unbeweglichkeit und unorganifher Willkür 
liegt das relativ beflimmte Strafgefeß, deſſen Angemefjenheit die Mehrzahl ver 
neueren Geſetzgebungen auch volllommen anerkennt und als Regel handhabt. Ein 
Marimum beftimmt im Voraus die Grenzen, über welde ber Ridter niemals 
binausgreifen darf; ein Minimum bewahrt davor, daß nicht Mitleid dazu verleite, 
an Stelle des Rechtes Gnade zu üben. Innerhalb dieſes „Strafrahmens" kann 
das richterliche Ermeflen der verbrecheriſchen That das Recht zumeſſen, welches 
fowohl den Borausfegungen des Geſetzes entfpricht, ald auch der individuellen Ber- 
ihuldung des Verbrechers angemefjen erfcheint. | 

IX. Obwohl vie Vorzüge des relativ beftimmten Strafgeſetzes heutzutage 
allgemein anerkannt find, gebricht es dennoch nicht an Streitfragen über bie Aus- 
dehnung, welde dem richterlihen Ermeflen im Allgemeinen zugeftanden werben 
fol. Namentlich find es drei für die Gefeßgebung höchſt wichtige Fragen, binficdht- 
lih welder große Meinungsverfchiedenheiten noch jetzt beftehen. 1. Ob die Gründe 
der Zumeffung im einzelnen im Voraus als eine den Richter bindende Norm 
aufgeftellt werben follen oder nit? Die überwiegende Mehrzahl der deutſchen 
Strafgefegbücher verzeichnet mit ängftliher Sorgfalt, welde Umftänbe der Richter 
bei der Zumefjung berüdfichtigen fol. Preußen, Divdenburg und Bayern 
nehmen davon Abftand unter der Borausfegung, daß die Wirklichkeit des Lebens 
bei Aufzählungsverfuchen nicht erfchöpft werben kann und die allgemeinen Grund⸗ 
füge der Zurehnung volllommen ausreihend find, um den Richter bei der Straf: 
ausmeffung zu leiten. 

2. Ob aud die Gründe der Strafmilderung und Strafigärfung unbeftimmt 
zu laffen find oder nit? Bon vornherein ift allgemein zugegeben, daß aud 
das relativ beftimmte Strafgefeg nur dem Durchſchnittsbilde eines verbredie- 
rifhen Thatbeftandes genügt und daß erfahrungsgemäß Umſtände eintreten, 
welche ausnahmsweiſe das Marimum zu niedrig, das Minimum zu hoch er- 
feinen laffen und darum, weil fie vorausgefehen werben können, aud eine Be- 
rüdfihtigung verlangen. Koncentrifhen Kreifen vergleichbar, find bie Peripherien 
bes orbentlihen Strafmaßes mit einem Rabius gezogen, der ben größeren Flächen⸗ 
raum barftellt, während die Peripherie der Strafmilderung mit Heinftem Radius 
um bas Centrum gezogen, ihn wenig verringert, die Peripherie der Strafihärfung 
über ihn hinausgeht und um ein gewifles Maß der Flache vergrößert. Soll nun 
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ver Richter, ehe er aus dem mittleren Rahon nach ber einen ober anberen Seite 
heraustreten darf, einen gejeglichen Vidimationsvormerk auf feinem Paſſe nadhwelfen ? 
Hinfihtlid der Straffhärfung ift man darin einverftanden, daß Grenzüberſchrei⸗ 
tungen durch Vorausbezeichnung der motivirenden Umſtände begründet werben 
mäflen. Dafür fpricht, daß die größere Strafe Über dad Marimum hinaus ber 
öffentlichen Rechtsordnung weniger erheblich iſt, als den Mechten des Angeflagteu 
bedrohlich. Haben aber beftimmte Erfcheinungsformen ber Verbrechensart erfah- 
rungsmäßig eine höhere Gefahr, fo ift e8 vorzuziehen, fie als eine Special« 
form (Oualifilation) beſonders zu befchreiben und burch eine härtere Drohung 
auszuzeichnen. Diefer Grundſatz beherrfcht auch im Wirklichkeit die deutſchen Geſetz⸗ 
gebungen. 

Anders verhält es fi mit ben Strafmilderungen, bei denen unter bas 
Minimum berabzugehen if. Auch bier läßt ſich zumächft denken, daß bei ein- 
zelnen Berbrechendarten (3. B. Körperverlegungen, Todtſchlag) regelmäßig vor- 
lommende Erjcheinungsformen milderer Art (3. DB. eine vorangeganzene Reizung) 
ald Specialfälle beſonders bedroht werden. Dabei fann man indefjen, wenn ben 
wirfiihen Bebürfniffen des Lebens genügt werben foll, in ber Strafgefeßgebung 
fehen bleiben. Einmal gibt es nämlih Milderungsgründe, welhe ganz allge» 
mein, und micht blos in Beziehung zu einzelnen BVerbrehensarten, vorkommen 
(4. B. unmündiges Alter, verbunteltes Bewußtfein der Schuld); anbrerfeits gibt 
es Umftände, die in der indivibmellen, gar nicht zu fchilvernden Eigenthüm⸗ 
lichleit der verbrecheriſchen Perfönlichkeit in ihrem Berhältnig zur That liegen. 
Bei diefer legten Klaſſe waltet die Unmöglichkeit der Vorausbeftimmung ob. Jeder 
Berfuh dazu muß mißlingen. Hier entfteht nun die ſchwierige Alternative, ent- 
weder daß bei unterlaffenen Beftimmungen, wenn das Geſetz auf feine Führer- 
Ihaft verzichtet, der Richter feinem Gefühle folgend, das Minimum der Gtraf- 
maße überfchreite und in Wirklichkeit weniger Recht ſpreche, als Gnade übe; ober 
daß bei wirklich vorhandener, dem einzelnen Ball tyranniſch aufgenöthigter Härte 
ein Unrecht burd das Geſetz felbft veranlaßt wird, zu deſſen Vermeidung nur 
bie Gnade nachträglich das Ihrige thun kann. Die fehr ſchwierige Löfung biefer 
Fragen wird nicht ſowohl dur bie Debultionen der Wiſſenſchaft als durch krimi⸗ 
nalpolitiſche Erwägungen auf Grund thatfädhlicher Beobachtung zu erreichen fein. 
Gewiß ift, daß das Strafgefe dafür Sorge tragen muß, vie Rechtſprechung mit 
den Befugniffen auszurüften, welche zur Berbinderung ungerehter Richterfprüche 
uöthig oder dienlih find. Im Hinblid auf möglihen Mißbrauch der Befuyniffe ift 
dann weiter zu prüfen: ift die unterlaffene Begnabigung im Halle ungerechter 
(gu harter) Berurtheilung ein größerer Nachtheil für das Rechtsleben, als bie im 
Wege zu großer Milde bewirkte Beeinträchtigung des Begnabigungsredhtes? Uns 
ſcheint dieſe letztere Gefahr die geringere; wenn wirklih ber Richter dann und 
wann Gnade Übt und unbewußt dem Triebe feines Rechtsgefühls mehr ge- 
horcht, als der logiſchen Strenge, fo ift das Ergebniß immer noch dem Rechts« 
eben günftiger, ald wenn bie Begnabigungsinftanz, die jeder äußeren Einwirkung 
entzogen iſt und nach unberechenbaren Bemweggründen handelt, bie Rüdgängig- 
machung einer zu harten Strafe unterläßt. Außerdem ift zu erwägen, daß nichts 
den Richter hindert, aud bei genauer Formulirung der Strafmilderungsgrände 
durh amaloge Anwendung zu bemfelben Refultate zu gelangen, wie bei unbe» 
Rimmten Strafmilderungsgränden. Im Allgemeinen läßt fich nicht verfennen, daß 
bei der gefeggeberifchen Behandlung der hier einſchlagenden Fragen von Seiten 
der Stantöregierumgen eine unverkennbare Eiferfucht auf eine angebliche Integrität 
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des Begnadignugsrechtes an ven Tag gelegt worden iſt. Der richtige Gefihts- 
punkt, bem zu Folge die Begnadigung nicht ein perfönliches Ehrenrecht, wie ber 
Majeftätötitel, jondern ein im Gefammtinterefle des Staatslebensd zur Ergän 
firafgefeglicher Mängel over richterliher Mißgriffe zu übendes politiſches Hoheits- 
recht iſt, wurde nah und nad von einigen Schriftftelleen und Staatsmannern 
gerabezu verkehrt, als ob es darauf ankomme, bei der Fortbildung des Rechtes 
vor den möglidhen Eingriffen in die formale Kompetenz ber Begnadigung ängſtlich 
ſtill zu fichen. Mit Ausnahme ber preufifchen Strafgefeßgebung und ber ihr ver- 
wandten Legislationen ift man in Deutſchland bei dem Syſtem der beftimmten, 
gejeglih wormirten Milderungsgründe ftehen geblieben. Bon hohem Interefle waren 
in&befondere tie Verhandlungen der bayerifhen Kammern über das - richterlice 
Strafmilderungsreht, deſſen engere Begrenzung der Staatsregierung als eine 
Peincipienfrage für das Zuftandelommen des neuen Strafgeſetzbuches erſchien. Was 
die Theorie betrifft, jo tft auch im ihr keinerlei Uebereinftimmung zu finden; felbft 
bie auf biefen Punkt bezüglichen Juriftentagsverhandlungen blieben ohne Refultat. 
Im Zufammenhang mit ben politifchen Bedenken gegen ein ausgebehntes Straf- 
milberungsrecht ftehen nämlich auch noch proceſſualiſche Schwierigfeiten ver Aus- 
Übung. Insbefondere ift die Befugniß der Geſchwornen, mildernde Umſtände theild 
aus eigener Initiative (wie in Fraukreich) anzunehmen, theild auf Befragen feſt 
juftellen, gerade in neuerer Zeit, als einer ficher wirkenden Strafrechtspflege nad: 
theilig, vielfach getabelt worben. Aehnlich verhält es ſich mit der Frage 

8. ob überhaupt Strafminima beibehalten werben follen und nicht viel 
mehr das relativ beftimmte Strafgefeg fih bamit begnügen Tann, eim Straf: 
marimmm al8 Grenze bed richterlihen Ermeſſens anzuorbnen. Zur Beſeitigung 
vorhandener Zweifel genügt es nicht, auf abftrafte Geſichtopunlte zu verweilen; 
wir find daher an biefer Stelle jedenfalls nicht befähigt, die Erlevigumg ber ob» 
waltenden Streitfragen im Angriff zu nehmen. Es ift befier anzuerkennen, baf 
hinſichtlich der gefetsgeberifchen Behandlung des Strafmafes eine nicht wegzuläng- 
nende Lüde in der heutigen Strafrechtswiſſenſchaft befteht; eine Lücke, vie fih 
wahrſcheinlich erſt dann fließen wird, wenn eine forgfältig angelegte Juſtizſtatiſtil 
. zmoerläffige Anhaltpunfte der Forſchung bietet. Wenn wir überhaupt erkennen, daß 
es Fälle gibt, in benen jebe BVerbrechensart ausnahmsweiſe nur äußerlich in 
Widerſpruch tritt mit den Straffagungen, und zu dem benfbar geringften Grade 
der Strafbarkeit herabfinten kann, fo wird es immer eine Forderung ber Gr» 
rechtigteit bleiben, auch die überhaupt gerinzften Strafen durch den Richter 
anwenden zu laſſen, umb erft hinterher zu unterfuchen, wie man bie Beforgniß 
ber Willfär etwa auf procefinalifchem Gebiet abwehren kann. Unferer eigenen 
Unfiht nach leidet das Gerechtigkeitsinterefje des Staates weniger durch geringe 
Strafen und burd zu große Milde des Richters, als durch bie Schädigung ber 
öffentlichen Moral, welche dur zu harte Urtheilsſprüche im Namen des Gefeges 
verlegt wird. Der beutlich erkennbare Grundzug in der gefammten Strafrechts- 
entwidlung feit 200 Jahren ift die fortſchreitende Milde in ver Strafbarkeit der 
Verbrechen. Diefer Erſcheinung liegt teineswegs ein auf Koften ver Redtsorbnung 
bervortretenbes Humanitätsgefühl, fondern vielmehr das Wachsthum ber ftantlicen 
Idee, die Vermehrung der zur Hinderung bes Verbrechens dienlichen Sicherheit 
anftalten und die dadurch angeregte Kräftigung des geſellſchaftlichen Bewußtfeins 
zum Grunde. Je unficherer die Rechtszuſtäude, je ſchwankender die Staatsgewalt, 
je ſchwieriger die Eutvedung und Beftrafung begangener Verbrechen: deſto ſchweretet 
Strafmittel bedarf die öffentliche Sicherheit; harte Strafmittel find ein Keunzeichen 
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ber Rohheit in ben Maſſen des Volles ober der allgemein gefährbeten unb ge 
loderten Ordnung. Geſchichtlicher Betrachtungeweiſe lann es nicht entgehen, daß 
jene Unficherheit, pie ein maſſenhaft auftretendes Gauner- und Räuberweſen früherer 
Jahrhunderte bereitete, zu graufamen Strafdrohungen reizte; daß nad demfelben 
Gefege die heute unzweifelhaft vorhandene Sicherheit des Rechtsſchutzes und bie 
nahmweisbare Berminderung ber ſchweren Verbrechen zu einer Herabfegung ber 
Strefvrehungen führen mußte. Mildere Strafen find nichts anderes als 
Höherfhägung ber perſönlichen Rechte, welde ver Staat dem Berbrecher ent- 
ziehen will, ber fleigende Nechtswerth der menfchlihen Berfon neben der vermin- 
berten Gefahr der verbrecheriſchen Angriffe. Das höchſte praktifche Intereſſe ver 
Strafrechtspflege ift in der Gegenwart die Sicherheit und Schnelligkeit, nit das 
hohe Maß der Beftrafung. In der Mehrzahl beutfcher Staaten wird über die zu 
hohen Minima ver Strafdrohungen geflagt, welche beifpielsweife noch in ven 
beiden nemeften größeren Gefeggebungswerten Preußens 2 Jahre, und Bayerns 
4 Jahre bei der Zudhthausftrafe betragen, ohne daß es dem Richter regelmäßig 
geflattet wäre, eine andere als biefe entehrende Strafe bei ven damit allgemein 
bedrohten ensfällen auszuſprechen. 

Im Auſchluß am dieſes den Richter in der Anwendung einengende Berhältuiß 
des Strafmaßes haben wir ferner die Geltung der Steafgefege nad Zeit, Raum 
— — zu beſprechen, ſoweit dabei eigenthümliche Grundſätze zu be 

nd. 


X. Rückſichtlich der zeitlihen Herrſchaft ver Strafgefege ift daran zu er- 
Innern, daß die Publikation den Anfangstermin verfelben, bie Aufhebung ven Enb- 
puntt der Geltung bezeichnet. Die Nichtrückwirkung ſtrafrechtlicher Normen auf 
feüher begangene Alte gehört zu den fundamentalen Principien des materiellen 
Straftechtes, obwohl die franzöfifhe Geſetzgebung noch neuerbings mittelft ber 
Trausportationsdelrete gegen wie politifgen Verbrecher des Iuniaufftandes und bes 
Decemberſtaatsſtreiches dagegen verftieh. Weßwegen Strafproceßgefege rückwirlend 
angewendet werben können, ift bier nicht näher zu begründen; wohl aber muß 
einer wichtigen Ginfchränkung gebacht werben, welche der Grundſatz der Nichtrück⸗ 
wirkung baburd erleidet, daß mildere ober firafaufbebende Geſetze ſpä⸗ 
teren Urfprungs auf bie unter der Herrihaft eines älteren ober 
Rrengeren Gefeges begangenen Handlungen zurüdbezogen werben. 
Vollte man hier das bereit8 veränderte oder aufgehobene Gefeg anwenden — was 
wäre dies anders, als ein Selbſtwiderſpruch de# Staates, eine Berläugnung ber 
Gerechtigkeit, welche die ehemaligen, gefeglih gemwejenen folgen deiner 
menfhlihen Handlungen als umgererhte erlannte? Der Staat laun nichts umge- 
rechtes thun, weil ein früherer Geſetzgeber das Unrecht in bie Formen des ©e- 
jeges hüllte, oder das veränderte Berhältnig des Staates zu der Geſellſchaft eine 
inzwiſchen pofitives Recht gewordene Umgeftaltung erlitt. Zweifelhaft ift, ob auch 
eine vorübergehend bewirkte Suöpenfion eines Strafgefeges, wie dies hinſichtlich 
der Wucherftrafgefege während ver Handelstrifis des Jahres 1857 im Preußen 
geſchah, gleichfalls den vor der Suspenfion begangenen Webertretungen zu Gute 
lonunt. Abweichend won unferer eigenen Rechtsanſicht hat das Obertribunal zu 
Berlin ſich für Berneinung entfchieven. (Das Nähere über bie ganze Lehre ſ. bei 
Seeger, Ueber die rüchwirkende Kraft neuer Strafgejege. Tübingen, 1862.) 

XI. Größere Schwierigkeiten als die zeitliche Begrenzung der Strafgefeige bietet 
die Beftimmung der örtlihen Anwendbarkeit ver Strafgefege. Bon vornherein 
M außer Zweifel, daß jedes Gtrafgefeg innerhalb des Stantsterritsrinms 
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unbebingt wirffam wird, für welches basjelbe mit verbindlicher Kraft verkündet iſt 
Es kann dabei keinen Unterſchied machen, ob Einheimiſche oder Fremde gegen bie 
Anordnungen des Geſetzgebers verftoßen; höchſtens dürfte bei der Strafausmellung 
eine Abftufung zu Gunften oder Ungumften Fremder tenfbar fein. Höchſt unficer 
und ſtreitig ift indeſſen vie Lehre binfichtlich der im Auslande begangenen Ber 
brechen, Können auch dieſe von einem inländifhen Richter zur Beftrafung gezogen 
werden? Bon einem einfeitig kriminalrechtlichen Standpunkt aus kann biefe frage 
heutzutage nicht mehr gelöst werben; denn völlerrechtliche Rückſichten greifen bier 
ein. Der vorhandene, bie ganze Lehre erfchwerende Konflikt legt im ber Gegen 
überftellung des allgemein völferrehtlichen Interefjes, die allen Nationen materiell 
gemeinfame Lebensorbnung gegen Berlegungen Einzelner zu fügen, die Beftrafung 
ber Berbrehen als eine Angelegenheit der Rechtsfultur zu behandeln und dem 
ſtrafrechtlichen Grundſatze nulla pena sine lege. Auf der einen Seite ift es m- 
bebingt nothwendig, fobald die Staaten als foldhe ſich zur gegenfeltigen Achtung 
in ver Böllerrechtsgemeinſchaft verpflichtet halten und für Berlegungen Genug 
thuung gewähren, auch ben Unterthanen die ftrafrechtlich geſchützte Ordnung aut: 
wärtiger Staaten nicht willfürlich preiszugeben. Auf der anderen Seite entfleht die 
Frage, welche Beveutung die Verkündung eines Gefeges überhaupt noch bat, wenn 
fie auf Perſonen wirken fol, die den pofltiven Willen des Geſetzgebers von vorm 
berein gar nicht anzuerkennen brauchen. 

Hinfichtlich der Beftrafung der im Auslande begangenen Verbrechen iſt zunächſt 
vom Standpunkte ver Gefepgebung und Wiflenfhaft zwiſchen Iuländern und Aus: 
länvern zu unterſcheiden. 

Betrachten wir zunächſt die Fälle, in denen Inländer auf Reifen oder wäh 
venb ihres vorübergehenden Aufenthaltes anferhalb ihres Baterlandes Verbrechen 
begehen, fo begegnen wir zwei verfchievenen Theorien: dem Territorialitäts- 
princtp, welches die Strafgewalt des Staates an ven Landesgrenzen aufhören 
läßt, und dem Berfonalitätsprinctp, das den Unterthanen perfönlich ohne 
Rüdfiht auf feinen Aufenthaltsort den Strafgefegen feines eigenen Staates umter- 
wirft. Das Territorialitätsprincip entfprigt dem alten Recht der Vergangenheil 
und dem feinbfelig abgefchloffenen, von Eiyennug getragenen Berhalten der Gtaaten 
gegen einander; das Perfonalitätsprincip den Bedürfniffen des modernen Ber 
Yehrs und dem Intereſſe erhöhter Rechtsfiherheit; jenes gefährdet in feinen Fol- 
gerungen das Völkerrecht, dieſes die Boransfegungen des fireng pofltiven Straf- 
rechtes. Bei näherer Betrachtung findet man unzweifelhaft, daß keines biefer Prin- 
‚eipten im der Gegenwart unbebingte Geltung beanfpruden Tann und daß jeben- 
falls bei der Anwendung berfelben fehr beveutende Ausnahmen zuzulaffen find. 
Die richtige Frageftellung dürfte darin gefunden werben: Iſt bei ven Verbrechen 
im Auslande, welche von dem eigenen Staat des Uebertreters unterfucht werben, 
von dem völkerrechtlichen Intereffe auszugehen und bemgemäß eine Schranke zu 
fuchen dagegen, daß bei einem Konflikte der ſtrafrechtlichen Normen das terri- 
toriale Recht des Inlandes die Grenze bilde? Oper ift von dem territorialen 
Princip auszugehen und biefes foweit zu erweitern, als eine völferredjtliche Nolh⸗ 
wenbigfeit obwaltet? Was entipriht dem Nechtszweden der heutigen Staaten 
mehr: bie Erweiterung bes territorialen Princtps oder die Einſchränkung ber 
völferrechtlichen Interefjen durch die Rüdfiht auf die Macht des pofitiven 
Strafrechtes ? 

Das Territorialitätsprincip, welches Abegg, Köftlin und Hälfäner 
vertreten unb bie Gefeßgebungen Englands und Nordamerila's befolgen, ift überall 
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ansgebehnt: auf hoch verrätheriſche Unternehmungen der Unterthanen im Aus- 
lande, em nach nemerem engliſchen Recht auf Tödtung und Bigamie Es 
it Mar, daß die Entfernung ins Ausland niemals ein Mittel werben darf, die 
eigene Staatsorbnung von der Fremde aus zu ſchädigen. Auf der anderen Geite 
ift e8 völlig undenkbar, bei einzelnen Verbrechen aus Nüglichkeitögründen den Heim- 
tehrenden zu ftrafen, bei anderen Verbrechen feine Thätigfeit zu überſehen. Mit 
vem Völkerrecht kann das Territoriafitätsprincip nur dann vereinbart werben, 
wenn der Staat feine im Auslande frevelnden Untertanen nad ihrer Flucht 
dem unmittelbar verlegten Staate ausliefert. Unhaltbar iſt dagegen bie Fiktion, 
wenach der Staat die im Auslande begangenen Verbrechen zwar nach dem Terri- 
trlalitätsprincip ftraflos laſſen müffe, aber auf Grund einer „fellvertretenden 

ewalt“ im Namen des Auslandes verfolgen könne (Köftlin, Hälſchner). Da 
um augenblicklich die eigenen Unterthanen nad) ver Praris des europätichen Völler⸗ 
rechtes nicht ans Ausland ausgeliefert werben, bleibt hier ein unlösbarer Wider 
ſpruch der Theorie. 

Das Berfonalitätsprincip, welches die Unterthanen ohne Rüdfiht auf 
veren Aufenthaltsort den Strafgefegen der Heimat unterwirft und ihnen gleichſam, 
nah dem Ausdruck eines Engländers, au in ber Fremde den Strid um dem 
Yals legt, findet eine Vertretung in der franzöfifhen Gefepgebung, deren Ten⸗ 
denz zu Zeiten Napoleons darin lag, zahlreichen Emiyrirten mit Kontumacial- 
erfenntnifjen zu Leibe zu geben. In Deutſchland hat namentlih Berner das 
Perfonalitätsprincip zu vertheibigen gefucht. Allein vasfelbe führt zu ganz unhalt- 
baren Folgerungen. Soll ver Untertban wegen einer nad feinem beimatlichen 
Rechte verbrecherifhen, am auslänbifchen Orte der That aber ftraflofen Handlung 
ohne rechtsverletzende Beziehung zur Heimat, beftraft werden? Wir glauben dies 
unbedingt verneinen zu müflen (Berner, Lehrbuh ©. 215). 

Ein drittes von Mohl vertretenes, fogenanntes Weltrehtöprincip, forbert 
von jedem Staate, daß er jedes irgendwo begangene Verbrechen an jedem beftrafe, 
ohne Rüdficht auf die Unterthanenqualität Auf diefem kosmopolitiihen Standpunkt 
vergigt man, daß in jeder pofitiven Strafgefeggebung neben allgemeinen Grund« 
jägen, denen zu folge gewifle Handlungen überall einen verbredyerifchen Charakter 
annehmen, fehr ftarte nationale Elemente hervortreten, Beftimmungen gegeben 
werben, die der politiichen Zwedmäßigkeit entftammen und vor allen Dingen bin- 

der Strafmittel und des Strafmaßes zwiſchen verfchiedenen Staaten faft 
nirgends Mebereinftimmung zu finden ift, Für die Strafrechtspflege kommt es aber 
nicht blos darauf an, zu wiffen, ob geftraft werben foll, fondern aud wie und 
womit geftraft werden foll. Durch die kosmopolitifche Aufgabe wiürbe eine Ber- 
wirrung zwifchen Strafreht und Sittlichteitsforderungen begünftigt, eine Ent- 
wertfung ber pofitiven Strafgefeßgebung nothwendig werben (Mohl, Lehre vom 
Aſhl, 1853. Bar, Internationales Privat und Strafredt S. 514). Auf eine 
Entwirrung diefer Berwidiung Berziht leiftend, bemerken wir, daß unferer Anficht 
nach eim theoretiſcher Abſchluß vorläufig faum zu hoffen ift, fo lange man ein- 
jeitig von ftrafretlihen Abftraftionen oder von rein politiſch völferredhtlichen Ge⸗ 
femmtinterefjen ansgeht. Erft aus einer Verbindung verſchiedener Geſichtspunkte 
fommt man der Löfung diefer ebenfo ſchwierigen als wichtigen Frage näher. Wie 
weit hat der Staat die Aufgabe, bie Rechtsordnung der mit-ihm im Völlerrecht⸗e⸗ 
emeinfchaft verbundenen Staaten ſtrafrechtlich zu fhügen? Offenbar nur in dem 
aße, als dieſelbe durchaus der feinigen homogen if. Wo dagegen nationale 
Elemente des Strafrechts theils im beftimmten Verbrechensgattungen (politifche 
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Berbregen), theils in befonbers harten Strafdrohungen hervortreten, ift: e® Sache 
jeber Gtantsgemalt, fi Jelbft Schub gegen Berlegumgen zu verſchaffen, wicht 
aber die Unterordnung ansländifcher Nechtsüberzeugungem zu forbern für bie eigenen 
Rüglichleitsygmede. 

Die (formale) politifhe Ordnung eines Staates hat zunächft nur eine ge 
ſchichtliche, pofitive und territsriale Geltung. &8 ift umbenkbar, daß ein Deutſcher 
daheim beftraft werde, nachdem en in Frankreich fich eines Preßvergehens nad 
den Anfhauungen bed zweiten Kaiferreiches oder einer Schmähung franzöſiſcher 
Staats einrichtungen ſchuldig gemacht. Ebenfo wenig wie ein Franzoſe wegen poli- 
tiſcher Verbrechen nah den Grundſätzen des Bölferrechtes ausgeliefert werben 
würbe ober follte, darf am einem Inlänber das in Fraukreich begangene, nur bie 
pofitiven Drbnungen Franfreihs verletzende Verbrechen von einem deutſchen 
Stante verfolgt werben. Damit ift nicht gejagt, daß wir in Deutſchland her Ber 

ichtung überhoben wären, den. Beftamd einer auswärtigen Regierung gegen feine- 
felige Unternehmungen von unferem Gebiete aus ftrafrechtlih zw ſchützen. Die 
allgemeinen Schlußfolgerungen, zu denen wir aus ben gegebenen Andeutungen ge- 
langen, befichen nunmehr im folgenden: 1. Das pofitive Strafrecht muß bie 
Verbrachen des Inländers, die im Auslande begangen werben, fir ſtrafbar er⸗ 
tlaren, wenn biefelben fowohl nad dem Rechte des ausländifchen Berbrehensortes, 
wie nad) demjenigen des verfolgenden Staates firafbar erfcheinen. 2. Es bann teime 
Strafe an Imlänbern verhängt werben, wem bie infrimintrte Handlung wur 
nah audländifchem ober mur nach inländiſchem Recht firafbar if. 3. Eine Ein- 
ſchränlung tritt ein bei allen denjenigen Handlungen des Imländers, durch welche 
vom, Auslande aus die Rechtsordnung des Heimaiſtaates zum Gegenſtande ver⸗ 
brecheriſcher Thaͤtigkelt gemacht wird, mie bei Staats⸗ ober Munzverbrechen. Ju 
dieſen Faͤllen kann unbedingt geſtraft werben. 4. Die Veſtrafung der im Ausianbe 
begangenen Verbrechen fällt, ſoweit das Ausland zunächſt dadurch verletzt wird, 
weiestlih unter den Geſichtspunkt der gegenfeitigen Verpflichtung ber Staaten auf 
Grundlage des Vollervechte, die Pflicht zun Berfolguug von Amtswegen tritt 
daher zurüd: hinter ben Willen: des Beriegten; den Antrag ber fremden Regierung 
vor Einleitung einer Unterfuhuug. abzuwarten, ift. daher zmedmäßig. 5. 
tony der Staat diejenigen Auguiffe gegen fremde Staaten: verbieten, deren Dul- 
bung den: internationalen: Anſpruch auf Achtung verlegen ober zur Leiſtung von 
Genugthuung an: frembe Staaten verpflichten würde Aus biefem Grunde findet 
ſich auch im den neueſten deutſchen Strafgeſetzbüchern eine Klaſſe von Berbuedgen 
unter dem Titel: „feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten“ bedroht. 

Is. ben von uns aufgeſtellten Grunbfägen, deren Weſen darin beſteht, daß 
nicht ſowohl wegen einer allgemein vorhaundenen ſittlichen Ueb ereinſtimmung 
in der Verwerflichleit verbreherifcher Handlungen, als wegen der Berpflichtumg: ber 
Staaten zur gegenfeitigen Anerkennung ihrer firafvechtlich zu ſchutzenden Redite- 
ordaung das pofitive Strafrecht auch die nach ausfänbifchem Recht ſtrafbaren uud 
gegen das Ausland: gerichteten. Handlungen "zu verbieten habe, mähern: mir ums 
aud der Löfung der weiteren Frage: Ob auch die im Auslande vom einem 
Ausländer begangenen Verbrechen beftraft werben fünnen? Wenn wir 
diefe Frage vermeinen, fo gehen wir davon aus, daß bei jeder Uebung ber Straf. 
gewalt mindeftens im Augenblide, mo ber Schuldige ergriffen wird und mo er frevelt, 
ein Unterwerfungswerhältmiß. desfelben begründet fein muß. Außerdem ift für biefe 
Tale das internationale Recht der Auslieferungen ein. ausreichendes Auekumfte 
mitte, wenn nicht: ber Praxie, doch: minveftens ven Idee: nach. Weiche Rechtes 
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buichuugen ermächtigen Defterreich, einen Frauzoſen wegen eines Im der Schweiz 
begangenen Verbrechens zu beftrafen? Nur von jenem idealen Stanbpunfte aus, 
ver die Bedeutung des pofitiven Strafrehts in fittlihe Wellintereſſen auflöst, 
finnte man darauf amberd antworten ala: keine! Weder Territorialität noch Per: 
fonalität des Strafgefees ift hier denkbar. Weil ed nun aber deunlbar ift, daß 
buch Verbrechen des Ausländers im Auslande unfere Staatsintereffen ge 
fährbet werben fönnten, nehmen einige Rriminaliften (mie Berner, Lehrbuch ©. 
215) ihre Zuflucht zur Behauptung eines fogenannten natürlichen Strafrechtes 
ohne pofitiv wechtlihe Grundlage. Wir halten das ſowohl für unzuläffig als für 
bevenflih gegenüber dem Sage nulla pena sine lege penali; das augemeſſene 
und vernuftige wäre in folhen Fällen, wo preußiſche Behörben einen Belgier 
wegen eines in Belgien gegen Preußen begangenen Verbrechens ergreifen, ben 
Delinguentem an das kompetente Gericht des Auslandes zur Beſtrafung überweifen. 
Ein Konflift wird freilih dan vorliegen, wenn die ums nachtheillge Handlung 
des Ausländers im Auslande am Drte der That ſtraflos if. Dies berüdſichtigend 
mag mon erwägen, ob denn der verlegte Staat fih im Wege ber Gelbfihüife 
gegen Pripatperfonen eine Genugthuung nehmen darf und fol. Dech iſt es un⸗ 
wöffig, in biefer Geibfihülfe durch Zufügung eimes Uebels einen Alt ber ſtra⸗— 
jendeu Gewalt zu ſehen. Trotz diefer, wie uns ſcheint allein richtigen Auffaflung 
ver Sachlage, ftrafen alle deutſchen Partilwlargejeggebungen gewiffe von Auslän- 
dern im Auslande begangene Verbrechen. Richtiger follte man aber jagen: es wird 
in.ihwen eine Selbſthülfe gegen Ausländer im Boraus normirt, und bafle der 

e Name der Strafe gewählt. 

Im Mebrigen verzichten wir auf eine Darſtellung der is ben deutſchen Straf⸗ 
geſetzhüchern niebergelegten Beftimmungen, bei denen eine Harmonie überall. fehlt, 
obmohl es nicht geläugnet werben kann, daß unten den: europäiſchen Gtantem 
Dentihlann am meiften Nugen ziehen muß aus einer feſten Geſetzesregel in Be- 
jiehumg auf ausländische Verbrechen, fo lange jeder Bunbesfinat ſich dem andern 
gegenüber ala Ausland betradtet, Die Unmöglichkeit, an die Stelle des chemals 
gemeinen Strafrechts in Deutfhland nunmehr die erkluſis teruitoriale Anwen⸗ 
bung. der - einzeluen Bartifulargefeßyebungen treten zu laffen ober einige dreißig 
Wiandagebieie“ gegen deutſches „Ausland“ in der Strafgefeggebung zu ifolixen, 
hat yubewußt zu jenen maßlojen Yusvehnungen und Ausſchweifungen geführt, 
von denen man zurädtommen würde, fobald wir eime einheitliche Strafgeſetzgebung 
wiebererlangt hätten. 

Durch die gegenwärtige Sachlage hinfichtlih der im Auslaude Begangenen 
Verbrechen entſtehen zahlreiche Schwierigkeiten untergeorbneter Art. Streitig iſt 
beiſpielsweiſe das Verhältniß des inländiſchen Richters zu den im. Auslande er⸗ 
gangenen Beſtrafungen und Begnadigungen, zu der nach ausländiſchem Recht be 
reits abgelaufenen kürzeren Verjährungsfriſt. Ein näheres Eingehen auf dieſe 
Einzelheiten ift bier unthunlid. 

XH. Nachdem wir bie zeitlichen und örtlichen Grenzen ben. Anwenbbnrteit 
von Strafgeſetzen berührt haben, bleiben uns mod einige Worte zu fagen über 
die Berfonen, auf welche unter den bereits beſprochenen allgemeinen Bedingungen ' 
die Strafgeſetze Anwendung finden, Die Ausnahmen, nad, denen die Perfon der 
Monarchen auf Grund der Souveränetät oder anbere Perſonen nad: den (nölfer 
vehtlihen) Negeln der Grterritorialität der Herrſchaft ber Strafgeſetze entzogen 
fud, bedürfen keiner Rechtfertigung am biefer Stelle. Unter den. Perſonen, welche 
dem Strafgefege unterworfen find, gibt es feine amberweitigen Unterſchiede, als 
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diejenigen, welde die Berfhuldung vorzeihnet. Daß Standesunterſchiede auf 
die Anwendung bes Strafgefeges ohne Einfluß bleiben müſſen, ergibt ſich aus 
den neueren Örundfägen des Berfafjungsrechtes. Dagegen find allerdings gewiſſe 
Bevölkerungsklaſſen (abgefehen von den allgemeinen Strafbeflimmungen) be- 
jonderen und fpectellen aus ihrer Stellung zur Staatögewalt herzuleitenden Etraf- 
gefegen unterworfen. Die Klaffe ver Amtsverbreden, deren fih Staatspiener 
im Clvilfache ſchuldig machen können, pflegt mit den allgemeinen Strafgefegen 
regelmäßig verbunden zu werden. Für Heer und Flotte beftehen indeſſen in 
allen europälfchen Staaten, foweit die thatſächlichen Bedingungen einer Armee zu 
Lande oder zur See vorhanden find, eigens erlaffene Strafgefege, die theils in 
eg ri kodificirt, theils im fogenannten Kriegsartifeln nieber- 
gelegt find. 

An der Nothwendigkeit derartiger Specialgefege kann nicht füglich gezweifelt 
werben; Sade ver Politik ift es aber, barüber zu wachen, daß bie perſönliche 
Freiheit nit anders als im Interefje der Sache eingefchränft werde. Wie von 
den eigentlihen Milttärftraffällen, die zur gerichtlichen Kognition gehören, die 
reinen Disciplinarftraffälle zu fonvern find, läßt fich nicht leicht beftimmen. Auch 
die Disciplin ver Civilſtaatsdiener wird durch befondere Strafprohungen aufredt 
erhalten, deren Borausfegungen ganz verſchieden find von den auf eigentlide 
Amtsverbrechen bezüglichen Gefegesbeftimmungen. Zwiſchen dem Disciplinarftraf- 
recht und dem allgemeinen Strafrecht, zu welchem auch Amtöverbreden gehören, 
befteht der Unterſchied, daß jenes auf fonventioneller Bafis der Anftellung beruht 
und nur bie äußerliche Seite des Amtes, als eines Mittels für die Aufredht- 
erhaltung der allgemeinen Rechtsordnung zum Oegenftande hat. Zwiſchen dem 
Disciplinarftrafreht und dem Polizeiftrafrecht befteht alfo bie Wehnlichkeit, daß es 
fi nit um an umd für ſich rechtsverletzende, fondern um möglicherweiſe die Wohl · 
fahrt ſchädigende, oder erfahrungsgemäß gefährliche Thätigkeiten handelt (vgl. außer 
dem den Artilel: Amtsverbreden und Amtövergehen im I. Bande ©. 219). 

XI. Es bleibt uns fchlieglih das Berhältniß der Strafgefeggebungen zur 
Biffenfchaft zu betrachten. Weber in ver Kodifilation des Eivilrehts, noch im ber 
Berfaffung gebenden Thätigfeit des Staates hat die Theorie und die Doltrin 
einen fo großen Einfluß geübt, wie auf die Umgeftaltung des alten Strafrechts. 
As man zu kodificiren begann, fah man überall ein, daß man fi über das 
Grundprincip der Strafe Rechenſchaft ablegen müſſe, ehe man ins Einzelne 
gehen könne Zwar find aud die Staatstheorien nicht ohne Einfluß geblieben 
anf den Geift ver Berfaffungsurfunden neuerer Zeit; doch trat das reale Interefie 
der geſellſchaftlichen Geftaltungen ftet3 in feiner wirklichen Macht fehr ſchnell Her- 
vor, um fi von bloßen Doftrinen der Schule loszulöfen. Dagegen hat die wiffen- 
ſchaftliche Erleuntniß der richtigen Strafrehtötheorie noch heute eine große praf- 
tiſche Wichtigkeit für die Geſetzgebung. 

Wir übergehen die rein theoretiihen Streitfragen über das Princip und ben 
Zwei der Strafe, die Rontroverfen, melde feit der Mitte des vorigen Jahrhun⸗ 
derts in allen weftenropäifhen Staaten beſprochen worben find. Alle philofophifcden 

Syfteme haben, ſeitdem man überhaupt das Recht zum Oegenftande der Spekula⸗ 
tion machte, feit Grotius und Leibnig daran gearbeitet, eine erfchöpfende Antwort 
zu finden auf die Frage, welches ber Rechtsgrund und der Zwed der 
Strafe fei? Schon im Eingang diefes Auffages machten wir auf einen Punft 
anfmerffam, den man bisher überfah, daß zwifchen ven Staatstheorien und den 
Strofrehtstheorien der engfte Zufammenhang befteht. Wie den Staat, jo ließ 
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man auch die Strafe rechtlich hervorgehen: aus einem Vertrage der des vorftaat- 
lichen Zuftandes überdrüffig gewordenen Geſellſchaft durch göttliche Offenbarung, 
durch allgemeine Nützlichkeitszwecke, durch das Bedürfniß der Bertheidigung gegen 
Angriffe auf menſchliche Güter, durch ein unmittelbar zwingendes, abfolutes Rechts- 
gejeg ber Bergeltung. Dem Rehtsftante ftellte fih nad und nad gleichjam bie 
Redtöftrafe zur Seite. Wie man aber heutzutage mit dem Begriffe des Rechtö- 
fiaates die Borftellung ftaatliher Borforge für alle die Gefammtwohlfahrt be- 
treffenden Angelegenheiten verbindet, und ben ehemals behaupteten Widerſpruch 
zoifhen Nilickeit und Rechtmäßigkeit befeitigt, gerade fo verhält es ſich mit ber 
Etrafe. Daß dieſe der Gerechtigkeit entftammt, ſchließt feineswegs aus, aud bie 
praltifhde Nützlichleit ver Strafrechtspflege für vie Sicherung der Geſellſchaft 
ind Auge zu fallen. Staat, Recht und Strafe find völlig untrennbar von ein» 
ander in dem Sinne, daß alle drei derſelben gefchichtlihen Wurzel, demfelben 
ethiſchen Bedürfniß der menfchlihen Natur entfpringen. Der Grund der Strafe 
liegt im Verbrechen. Wenn viefes eine Form des Umrechtes ift, fo ift jene eine 
Form des Rechtes. Beide Begriffe, derjenige des Verbrechens und derjenige ber 
Strafe durchdringen fich fo fehr, daß einer den andern vorausfegt und erklärt. 

Vom Standpunkte der Gegenwart aus unterfcheidet man drei große Klaffen 
von Strafrehtötheorien: 

1. Die relativen Theorien, welche die Strafe auf Nüplichleitszwede des 
Staates beziehen. Verhinderung und Berhütung des Gemeinſchädlichen ift bie 
Zwedbeftimmung der Strafe, welde theils durch Abfhredung (Feuerbach), 
theils durch Warnung (Bauer), theild durch Prävention gegen verbrederifche 
Bilensneigungen (Grolman), theild durch Nothwehr gegen zukünftige Ge- 
fahren (Beccaria), theils durch Beſſerung vermittelt werben fol. Zwiſchen dieſen 
verihiedenartigen Auffaffungen, zu denen außerdem noch mannigfaltige Formuli— 
rungen mit dem Anſpruch auf Originalität hinzutreten, beftehen jehr große Wiver: 
ſprüche. Weder die Abjchredung noch die Beflerung bieten einen erfehöpfenden 
Orund für die Strafe, deren VBerhängung nur dann gerechtfertigt fein würde, 
wenn im einzelnen Berbrehensfalle die Erreichbarkeit des allgemeinen Zwedes 
dargethan werben könnte. Vom Standpunkte der Erfahrung aus find aber Ab— 
Ihredung und Beflerung theils mögliche, theils wahrfcheinliche, keineswegs aber 
nothwendige Wirkungen der Strafe. Die Abjchredung in dem Sinne, daß die 
Borftellung finnlier Leiden vermittelft ver Strafrechtöpflege zur Herrſchaft über 
ven menfhlichen Willen erhoben werbe, ift als eine Berirrung früherer Zeiten 
längft erfannt und durch die Strafftatiftit erwiefen. Nur infofern, als das ge— 
tehte Strafübel, der Zwang gegen die Perfönlichkeit des Thäters ale Ber- 
brechensfolge, das kriminelle Unrecht in das Bewußtſein der Menſchen einpflanzt, 
taın von einer Zurüdhaltung von Verbrechen vie Rede fein; in diefem Einne 
it die Furcht vor der Strafe bei ebleren Naturen ald Motiv des Handelns wirf- 
ſam. Aber au die Beſſerung des Berbrechers hat keine abfolute oder allgemeine 
Berebtigung. Es fan nicht anerkannt werden, daß die in gewiflen Handlungen 
dargelegte Berwerflichkeit der Gefinnung den Grund gefeßgeberiiher Strafprohungen, 
und Befierungsbebürftigfeit das Ziel ver Strafbehandlung bezeichne. Nur bei Ge— 
wohnheits oder Gewerbmäßigfeits-Berbrehen kann die Beflerung zur Angelegen- 
heit des Strafvollzuges erhoben werben. Im Gegenfag dazu müſſen Gelegen- 
heitöverbrechen, wie Kindesmord und Zweilampf, nach ganz anderen Gefihtspunkten 
behandelt werben. Befferung und Abjchredung haben das mit einander gemeinfan, 
daß fie das Strafrecht in das Gebiet des Maflofen und Ungerechten hineintreiben, 
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Ueber die eingetretene Beflerung eines beftraften Verbrechers vermag niemand zu 
urtheilen; die Meinung eines Gefängnißdireltors würde tarliber entjcheiden, ob 
ein Widerfpenftiger Zeitlebens gefangen bleiben fol, ver vielleicht eim geringes 
Vergehen ‚begieng. Die objektiv fehwerften Verbrehen find bie feltenften, bevürfen 
einer geringeren Abſchreckung und laffen erfahrungsgemäß am leichteften Beſſerung 
hoffen, würden alfo am leichteften zu beftrafen fein. 

2. Die abfoluten Theorien betradhten das Strafreht des Staates als ein 
nothwendige und felbftändig in ſich ruhende Forderung der Gerechtigkeit, ale un- 
erläglihe Pflicht. des Staates in der Handhabung fittliher Weltorinung. Die 
dialektiihe Begründung dieſer Theorien ift feit Kant auf verſchiedenen Wegen 
unternommen worben, theild fo, daß man die objektive Aufhebung des verbreche 
rifhen Unrechts durch vergeltenbe Zufügung eines Uebels in den Vordergrund flelke, 
theild fo, daß man gleichzeitig oder fogar vorwiegend die Aufhebung der Schul 
im Willen des Berbrechers und bie dadurd bewirkte Sühne betonte. Eine fo 
abftrafte Auffaffung war jedenfalls ungeeignet, das hiſtoriſche und nationale Ele 
ment bes Strafrechts zu erklären, einen Mafftab zu liefern für die verſchiedenen 
Shhattirungen bes Unrehts, Auffhluß zu geben über Maß und Art ber an 
wendenden Strafmittel. Bon einer reim äußerlichen Vergeltung durch die Etrafe 
fonnte ohnehin nicht die Rede fein. Wäre die Strafe etwas abfolut nothwendiges, 
fo könnte von Begnadigungen, Umneftien, Strafanträgen des unmittelbar Ver— 
legten feine Rede fein. Nur jo viel war an dieſen Theorien richtig, daß die 
Etrafe, eben fo wenig wie der Staat, nur auf politifhem, fondern auch auf 
ethifchem Grunde nach dem Bewußtfein der Gegenwart ruhen. 

3. Gemiſchte Theorien (efektifhe, ſynkretiſtiſche, Bereinigungsther- 
rien). Nüglichleitszwere und Gerechtigkeit follen gleichzeitig Grund und Zwed 
der Strafe beftimmen. Die, einzelnen feit Abegg unternommenen Begrändungen 
beruhen im weſentlichen auf brei verſchiedenen Örunblagen, entweder 1. auf ber 
Darlegung der Identität von. Gerechtigkeit und Wohlfahrt, denen bie Gtrafe 
gleihmäßig entfpricht, oder 2. auf ver Anerkennung, daß Gerechtigkeit der legt: 
Grund der Strafe fei, aber in der Äußeren Geltung für den Staat burd ben 
geſellſchaftlichen Nuten befchränft werde, oder 3. auf der Anerkennung, daß der 
Staat von Nützlichkeitszwechen ausgehen müſſe, dieſe aber nicht weiter werfolgen 
bürfe, als die Gerechtigkeit geftatte. In diefen Vereinigungstheorien liegt die pral- 
tifhe Ausgleihung der Schulmeinungen. Für bie Geſetzgebung macht es feinen 
großen Unterſchied, ob man fagt: es muß geftraft werden um der Gerechtigkeit 
willen, foweit als es bie Nützlichkeit geftattet, oder e8 kann geftraft werben au 
höchſten Nüglichkeitszweden, ſoweit es bie Gerechtigkeit duldet. Es ift für ein 
Berftändigung viel gewonnen, fobald man ſich darüber vereinigt, daß weber bad 
dem Staate dem Erfolg nad Nachtheilige, noch auch das dem Rechtsbemußtfein 
Aumwiderlaufende, weder das Zwedwibrige, noch das Ungerechte im Strafrechte zw 
Geltung fommen darf. Was nun als zwedwidrig oder ungerecht erachtet merben 
ſoll, kann allerdings nicht auf dem Wege der bloßen Abftraktion gefunden werben. 
Jenes erkennen wir vorzugsweife durch die Forfhungen ver Kriminalpolitil, 
welche auf Grundlage der Strafftatiftit die äußeren Erfolge der Gtrafrechtöpflege 
fonftatixt, diefes an der Hand ber gefchichtlichen Entwidiungsgefege und an jenen 
Zeichen der Zeit, welde eine öffentliche Rechtspflege offenbart. LUnbeftreitbar be 
zeichnet der Augenblid, wo man über die bloße Thatfache ver Beſtrafung hinaus 
gehend, nah dem legten Grunde und höchſten Endzwecke ver Strafe ernftlih zu 
jorihen begann, eine höhere Stuſe der allgemein menſchlichen Kultur, die Or 
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hurtöftunde der heutigen Strafrechtswiſſenſchaft. Warum der Staat ftrafen barf, 
und wie er ftrafen fol: das iſt eine der tiefften Gewiffensfragen ber neueren 
Geſellſchaft, die fi weder bei einem blinden Dogma, nody bei der Berufung auf 
die niemals unterbrochenen Präcevenzfälle ver Iahrtaufende beruhigen läßt. Daß 
gerade die wiffenfchaftlihen Beftrebungen auf diefem Gebtete unfere moralifchen 
Beſitzthümer gemehrt Haben und der Willfür oder Grauſamkeit mande Schrante 
fegten, wer vermag es zu beftreiten? Noch vermögen wir nit zu fagen, daß 
alles geſchehen wäre, was zu leiften ift. Vieles bleibt noch zu thun, um bie Straf- 
rehtötheorien zu einem endgültigen Abſchluß zu bringen, das Berhältniß des 
beffernden Strafvollzuges zu der objektiven Gerechtigkeit fhärfer zu beftimmen, 
die pfuchologifhen und focialen Elemente des Verbrechens beffer zu ergründen und 
mit den Formen der Strafe zu verknüpfen. Es fehlt unferer Anfiht nach an ber 
vollen Harmonie zwifhen den drei Stadien der Strafandrohung durch das 
Geſetz, der Strafverhängung durch den Richter und des Strafpollzuges 
turh die vollftredenden Behörden. Zahlreihe Beftimmungen unferer beutfchen 
Strafgefegbücher verläugnen die Principien des Rechtes, um der Abfchredung zu 
buldigen, wo e# der Gerechtigkeit zw folgen gilt. Insbefonvere bieten bie politifchen 
Verbrechen des Anomalen manderlei. Trop aller Unvolltommenheiten und Wiber- 
ſprüche in der Theorie und ver Gefetgebung, muß aber do zugegeben werben, 
daß in dem wichtigen Dingen das Beftreben hervortritt, den Streit um unter- 
georbnete Fragen nicht als Hinderniß gemeinfamer Einrihtungen in Dentfchland 
aufzufaffen. Der erfte veutfche Iuriftentag bezeichnete 1860 eine einheitliche deutſche 
Strafgefepgebung als ein bringendes Bedürfniß. In Wahrheit kann es für die 
geiftige und fittlihe Zuſammengehörigkeit der deutfchen Nation feine größere Be— 
leitigung geben, als die Willtür der Partifulargefeßgebung, welche bier eine Hand» 
lung als entehrend, an einer anderen Stelle als mit der Ehrenhaftigkeit verträg- 
li bezeichnet und damit bie Einheit der ethifchen Anſchauungen zerreißt. Ob aber 
Deutfhland ein einheitliches Strafgefegbuh erlangen kann, ehe bie politifchen 
Machtverhältniſſe der Einzelftaaten eine Ginfränkung erleiven, darf bezmeifelt 
werden. Es ift feineswegs nur das Bedürfniß der Humanität, weldes zu nenen 
Strafgefeggebungen in Deutfhland binbrängte Auch politifche Intereffen ver 
Staaten fuchten darin Befrtevigung; noch heute dient die Strafrechtspflege nicht 
nur Nechtszweden, fondern auch Mactzweden gegen politifche Gegner. Darin 
liegt dag Hinderniß einer gemeinfamen deutſchen Strafgefepgebung und man Tann 
fih unmöglih darüber täufhen, daß ein einheitliches deutfches Strafgeſetzbuch im 
Sinne des Partikularismus größere Opfer erheifcht, als eine gemeinfame Wechjel- 
ordnung oder ein beutfches Handelsgeſetzbuch. Ein bedentungsvolles Zeidyen ift e# 
indefien, daß Vorarbeiten für ein gemeinfames deutſches Strafgefeßbuch von zwei 
Praktitern unternommen wurden: Dito Krug, Ideen zu einer gemeinfamen 
Strafgefeßgebung für Deutihland (Erlangen 1857) und v. Krämwel, Entwurf 
nebft Gründen zu dem allgemeinen Theile eines für ganz Deutſchland geltenden 
Strafgefegbuches (Halle 1862). v. Hofdendorfl. 
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Strafrechtspflege. 
Lk Geſchichtliche Entwidi ng. N. Geltendes Recht. 
1. Altdeutſchet Verſahren. VI. Allgemeine Charabkter iſtik. 
U. Das Verfahren vom 15. Zahrhundert bis VH. Die Strafjufizorgane. 
Karpıow. Vill. Das Berfahren. 
IN. Das Verfahren von Karpzow bis zum 3. 1548. IK. Die Urtbeilsanfedtung. 
IV. Die Reform des Jahres 1848. X. Das Ungeborfameverfahren. 
V. Sortfegung. XI. Sorge für Berminverung der Berbreden. 


I. Geſchichtliche Entwiclung. 


I. Ultdeutfhes Verfahren. Die Strafrehtöpflege ift derjenige Zweig 
ber Rechtöpflege, welcher die pflihtmäßige Reaktion des Staates gegen das krimi- 
nelle Unrecht (Verbrechen) zu bethätigen hat, während die Eivilrehtspflege 
überall nur damit befhäftigt ift, den Streit über privatrechtliche Berhältniffe auf 
Anrufen einer betheiligten Privatperfon nah den Grundſätzen des Privatredhtes 
zu entfcheiden. Der Ausdruck Strafrehtöpflege im weiteren Sinne genommen um: 
faßt fowohl die Antwort auf die Frage, was als friminelles Unrecht zu betrachten 
und wie imit melden Mitteln, Strafen) dagegen zu reagiren, ald aud die Be 
antwortung ber Frage, auf welhem Wege unb nad welchen Grundfägen zu ver- 
fahren fei (procedere), damit kein Verbrecher der verdienten Strafe entgehe. Die 
erfte Frage bildet den Gegenftand des fogenannten materiellen Strafredts, 
mit der zweiten bat es das Strafprocehredt zu thun. Da das materielle Straf- 
recht in diefem Wörterbuche unter den befonderen Titeln Strafredt, Strafarten, 
Strafanftalten ꝛc. behandelt wird, fo hat fi die folgende Erärterung auf bas 
Strafproceßrecht zu befchränten. Daß diefem Rechtszweige bier eine befon- 
bere Erörterung gewidmet ift, bedarf wohl im Hinblid auf die außerorbentlide 
Wichtigkeit des Gegenſtandes keiner eigenen Rechtfertigung. 

Indem wir uns ber Betrachtung der Grundſätze des Strafproceßrechts zu- 
wenten, machen wir vor Allem die Wahrnehmung, daß biefe Grundſätze keines- 
wegs zu allen Zeiten und bei allen Völkern biefelben geweſen. Die Geſchichte des 
Strafproceßrechtes fteht im gemaueften Zufammenhange nicht nur mit der Geſchichte 
bes materiellen Strafrechtes, fondern auch mit der ganzen Kulturgefchichte. Wenn 
wir uns aud bier der Beftimmung viefes Werkes und dem und vergönnten 
Raume gemäß nur mit dem Strafprocehrechte in Deutſchland und feiner Ge— 
ſchichte befaflen, jo werden wir diefen Zufammenhang doch in feiner Periode ver- 
miffen. Insbefondere werben wir finden, daß die Geftalt des Strafverfahrens in 
Deutfhland wie auch anderwärts (namentlih im alten Rom, in England und 
Frankreich) vorzugsweife von zwei Dingen abhängig iſt: erftens von der Anficht 
über das Weſen des Verbrechens und der Strafe und zweitens von dem Berbält- 
niffe ber bürgerlichen Freiheit zu der Regierungsgewalt oder von ber Stellung bes 
Individuums zum Staate und zur Gefellicyaft. 

Was die allerältefte unferer Geſchichtsforſchung noch irgend erreichbare 
Zeit betrifft Y), fo findet man befanntlic nirgends in Deutſchland ganz ftaatlofe 
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) Vergl jept namentlich Geib „Lehrbuch des deutſchen Straftechis“, I. Bd. (Geſchichte), 
Leipzig 1861, S. 151 ff., — woſelbſt auch eine ſorgfältige Angabe der einſchlägigen Litteratu 
zu finden. — Ebenſo H. U. Zachariä „Handbuch des deutſchen Strafproceſſes““, I. Bd., 
Böttingen 1860, ©. 117 ff. — Von älterer Litteratur find beſonders Biener’s „Beiträge 
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sder rechtsorbnunglofe Zuftände; ſchon Tacitus berichtet von Fürften, Obrigfeiten, 
Oemeinbeverfammlungen, Gerichten und ftrafrechtlihen Einrichtungen. Ebenſowenig 
it uns befannt, daß der Staat oder die Gemeinde zu irgend einer Zeit fi gegen 
Berlegungen der Rechtsordnung völlig indifferent verhalten hätte. Auch abgefehen 
von ſolchen NRechtsverlegungen, wodurd die ganze Gemeinde felbft unmittelbar ge- 
treffen wird, zeigt fi die Erfenntniß, daß aud die Rechtöverlegungen, welche 
zunähft nar gegen einzelne Gemeindeangehörige gerichtet find, eine die Gemeinve 
ſelbſt intereffirente, alſo öffentliche Angelegenheit feien. Diefe Erfenntniß offenbart 
fh darin, daß der Miffethäter außer der dem Berlegten zu leiſtenden Genug» 
thuung (Rompofition) aud der Gemeinde oder dem Staate für den in feiner That 
liegenden Friedensbruch eine zunächſt in Geld beftehende Sühne (das fredum, 
Sriedensgeld, Wette) erlegen muß, falls feine That nit etwa gar zu dem 
unfühnbaren gehört und unbedingt gänzliche Friedloſigkeit (Bogelfreiheit) des 
Thäters zur Wolge hat. . 

Allerdings ift in den altſkandinaviſchen Rechtsquellen ) (Schwebens, 
Norwegens, Dänemarks und Islands), aus denen befanntlich der älteſte germanifche 
Rechts zuſtand zu entnehmen, — neben der Selbfihülfe gegen drohendes Unredt 
auch die eigenmächtige Reaktion gegen erlittenes Unrecht, d. i. die Race ber 
verlegten Privatperfon noch in fehr meitem Umfange als rechtmäßig anerkannt. 
Mein aud in diefen Quellen hat die Rache fhon ihre ‚beftimmten Bedingungen 
und Grenzen, die nicht ungeftraft überfchritten werben dürfen, und auch bier 
finden ſich ſchon mehrfache gerichtliche Einrichtungen, in denen die Auffaffung auch 
ver Privatrechtöverlegungen ala Gemeindeangelegenheit unverkennbar ift. Auch er- 
wähnt ſchon Tacitus öffentliche Strafen (Hängen und Ertränfen). Mit der fort: 
{hreitenden Staats- und Redtsentwidlung tritt das Streben der Gefeßgebung 
immer entfchiedener hervor, die Privatrache fo viel mie möglich zu beſchränken und 
die verlegte Privatperfon fowie den Miffethäter zur friedlichgerichtlichen 
Ausgleihung des Handeld auf dem Wege der Bußezahlung ꝛc. zu nöthigen. 

Indeffen fehlt freilich im der Älteften Zeit noch viel in der Behandlung von 
Berbrehen, um von einer unferen heutigen Begriffen entſprechenden Strafredts- 
pflege reden zu Tönnen. Insbeſondere entfpriht das Verfahren vor Gericht 
ſelbſt noch keineswegs der Auffaffung des Verbrechens als einer Angelegenheit des 
öffentlichen Intereſſe's. Es zeigt ſich hier noch Feine gehörige Einficht In den Unter: 
ſchied zwifchen Triminellem und Civilunredht; die Form des Verfahrens ift bet 
beiden ohne Unterſchied eine und dieſelbe. In der Regel wird der Miffethäter 
nicht von Staates wegen verfolgt, fondern das Gericht wartet die Klage des Be— 
leidigten ab, und es gilt bei Verbrechen wie bei ftreitigen Privatbefugnifien der 
Sag: wo Hein Kläger, da ift aud Fein Richter. Nur ausnahmsweiſe findet in 
dem altveutfchen Procefie eine Verfolgung ohne Privatllage („Annehmen von 
Ants wegen", Ginfchreiten ex officio) ftatt, und erft fpäter tritt an die Stelle 
ver Mägerifhen Ladung des Miffethäters die richteramtlihe (an die Stelle ver 
admallatio, adrhamitio oder mannitio die bannitio). 

Das durchaus mündlihe und unter freiem Himmel öffentlich vor fich gehende 
Verfahren fteht ganz und gar unter der Herrfhaft der fogenannten Ber- 

andlungs=- oder Dispofitionsmarime, d. h. auch abgefehen davon, 
daß zur Berfolgung eine Privatflage erforderlich ift, enthält fi der Richter jeder 
jelbfländigen inquifitoriſchen Thätigkeit zur Erforfhung des wahren Sachverhalts, 


— 





9 ©, darüber namentlich Wilda, Strafrecht der Germanen, Halle 1842. 


342 Strafrechtspflege. 


überfchreitet bei feinem Urtheil micht die Rlagsforberung des Verletzten und läßt 
überall der Verzichtöbefugnif des Klägers den weiteften Spielraum, 

Das Bemweißreht war durchaus formaliftifcher Natur, d. h. es war ohne 
weitere Rüdficht auf die richterliche Leberzeugung, wie ber Beweis für Schuld und 
Nichtſchuld in qualitativer und uantitativer Hinfiht befchaffen fein müſſe. Der 
richterlichen Ueberzeugung war bezüglich der Beweisfrage feine felbftäntige Geltung 
eingeräumt. Man muß wohl annehmen, daß die damals üblichen Beweismittel: 
Eid mit Eibhelfern, Gottesurtheil (glühendes Eifen, Waflerprobe, Keflelfang, 
Kreuzesprobe, geweihter Biffen und namentlid Zweilampf) für unfere Vorfahren 
im Allgemeinen überzeugende Kraft befaßen, indem anberenfalls ihre Geltung als 
Deweismittel abſolut unerflärlih wäre. Injoweit fann nun wohl aud im WAlge 
meinen angenommen werben, baß bie Urtheile ver damaligen Zeit ver richterlichen 
Ueberzeugung entipraden. So wenig dies in abstracto zu läugnen ift, fo gewiß 
ift aber auch, daß die richterliche Ucherzeugung im konkreten Falle nicht noch eine 
befondere Bedingung für die bejahende oder verneinende Beantwortung der Be 
mweisfrage bildete. Die Erfüllung der Bedingungen des Beweisrechts war für bie 
Feftftellung .ver relevanten Thatfahen unbedingt entſcheldend. Außer den genannten 
Beweismitteln kennt der altveutfhe Proceß no das Gemeindezeugniß, Urkunden 
und das Geſtändniß. Unſer heutiger Zeugenbeweis, d. h. das auf eigener finn- 
licher Wahrnehmung beruhende Zeugniß einer einzelnen Privatperfon fpielt im 
altveutihen Procek keineswegs die Hauptrolle, wie im jeßigen Verfahren. Den 
Indizienbeweis keunt derfelbe gar nicht. 

Das Urtheil wird urprünglic von der ganzen Gemeindeverfammlung ‚ober 
Bollsgemeinde (d. i. ſämmtlichen freien der Mark- oder Gaugenofjenihaft), fpäter 
unter deren Kontrolle („des Umſtandes“) von gewöhnlich fieben beſonders hiezu 
ausgewählten Urtheilsfchöpfern (Schöffen, scabini) geſprochen. Durch das Urtbeil 
wird über den Flägerifchen Anſpruch in zweifaher Richtung entfchieden: erftens ob 
berfelbe überhaupt in abstracto, d. 5. in ben Gefegen, zweitens, ob bet: in 
conereto begründet ſei, d. 5. ob es dem Kläger gelungen fei, feine thatjächligen 
Behauptungen nah den Regeln des Beweisrechtes zu bewahrheiten oder nidt. 
Eine befondere Entſcheidung dew Beweisfrage war hienach gar nicht nothwendig. 
Die Sorge für die Beobahtung der Beweisregeln war Sache des vorfigenden 
(töniglicden) Richterbeamten (des Grafen oder feines Stellvertreters), dem auch bie 
ganze Leitung der gerichtlichen Verhandlungen im Allgemeinen, fowie die Hegung 
des Gerichts und die Vollſtreckung der Urtheile übertragen war, 

Das Verhältniß der Beweismittel zu einander, ſowie des Anklagebeweiſes 
zum Bertheibigungsbeweife war kurz folgendes: Das Geſtändniß des Ange 
Hlagten machte jede weitere Verhandlung überflüffig und enthielt ſchon bie Ber: 
urtheilung felbft in ſich Ein Zwang zum Geſtändniß dur Folter findet fid nur 
gegen Unfreie in den bereits vom römifchen Rechte inficirten Volksrechten. Der 
läugnende Angeklagte bat zunähft das Recht, falls er unbeſcholten ift, ſich 
durd feinen von Eiveshelfern als glaubwürdig empfohlenen Eid von ber Anklage 
zu reinigen, Diefer Eid kann aber, nad einigen Rechten vom Kläger mit einer 
größeren Eidhelferzahl überboten und unwirkfam gemacht, fowie aud nad anderen 
Rechten durch Zeugenbeweis oder durch Erbieten des Klägers zu einem Gottes: 
urtheil (namentlich Zweilampf) von vornherein befeitiget werben. Wollte aber ber 
Angellagte oder konnte er einen Eichelferbeweis nicht führen, fo mußte er feine 
Unfhuld durch ein Gottesurtheil beweifen. 

Im Sahfenfpiegel wird zwifchen der handhaften und ber übernächti— 
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gen That unterfchieden. Bei legterer gelten bie gewöhnlichen Beweisregeln; bei 
erfterer tagegen, d. h. wenn der Angeklagte auf der That oder Flucht ergriffen 
oder mit gewiffen Ausrufungen verfolgt worden war und ber Kläger bie fihtbaren 
Zeihen der That (die entwendete Sache, das verwundete Glied oder die Leiche) 
ala „blidenden Schein” vor Gericht gebracht hatte, war legterer berechtiget, die 
Schuld des Angeflagten mit fehs Eidhelfern (jelbfiebent) zu beweifen („über⸗ 
fiebnen‘) 

II. Das Berfahren vom 15. Jahrhundert bis Karpzomw. Das 
jo beſchaffene altdeutſche Verfahren erhielt fih im Wefentlichen unverändert allent- 
balben bis ungefähr zum fünfzehnten Jahrhundert. Um biefe Zeit 
wurbe der Widerſpruch, in welchem es mit den veränderten Begriffen von Staat 
und Berbredhen, fomie mit dem gefammten bamaligen Kulturzuftande, namentlich) 
in den Städten fand, zu bedeutend, als daß eine wejentlihe Umgeftaltung bes- 
jelben länger ausbleiben konnte. Zu ben bringendften Bebürfniffen gehörte ins— 
befondere eine durchgreifende Einführung ver amtlihen Verbrechenverfol— 
gung (Officialprincip), fowie eine Reform des formaliftiihen mit biefem Prin- 
cip umverträglicen und zum Theil auf Aberglauben (Gottesurtheil) oder Leicht- 
gläubigkeit (Eidhelferwefen) beruhenden Bemweisrehtes. Hatte einerfeits bie 
fortſchreitende ſtaatliche Entwidlung und Civilifation bie Verfolgung ber Ber- 
brechen immer Harer ald eine äffentliche Angelegenheit des Staates erfcheinen 
laffen, fo waren andererſeits den Oottesurtheilen und dem Ehhelferbeweis ihre 
Örundlagen durch die zunehmende Aufflärung und durch ben Berfall des engeren 
Familienverbandes abhanden gelommen. 

Diefen Bepürfniffen begegnete um jene Zeit die namentlih durch bie neu 
geftifteten Univerfitäten und durch die klerikalen Landesherren vermittelte nähere 
Bekanntſchaft mit dem römiſch-kanoniſchen, auf Erlangung materieller 
Wahrheit gerichteten inquifitorifhen Dfficialverfahren, beflen Beweis- 
recht infoferne auch rationell zu nennen ift, als e8 ber richterlichen Weberzeugung 
bei der Entjcheidung der That: oder Beweisfrage feine ımnatürlihen Fefleln an- 
legt und das Geſtändniß, Zeugniß, Urkunden und Judizien als Beweismittel 
anerfennt 3). Ä 

Die Aufnahme viefes (von ven italienischen Juriften des 12., 13. und 
14. Jahrhunderts auf Grund des neurömiſchen und kanonifhen Rechts ausgebil- 
deten und im weltlichen wie geiftlihen Gerichten Italiens in Anwendung ftehenven) 
Strafverfahrens war von Seite der deutfhen Gerichte dadurch bedeutend 
erleichtert, daß fih in Deutjchland ſchon vorher mehrfache Anfäge zur Ausbildung 
eines Dfficialverfahrens mit weniger formaliftiichem Beweisrechte entwidelt hatten. 
Die Anficht, daß das Verbrechen und die Reaktion dagegen eine öffentliche Anger 
legenheit fei, fpricht fich insbeſondere ſehr deutlich in ver fhon mehrfach in ven 
Rapitularien. ver fränfifchen Könige, fowie im Sachſenſpiegel aufgeftellten An— 
Hage- und Rügepfliht aus. Hie und da findet ſich die Aufftellung einer 
allgemeinen Rügepflicht fänmtlicher Gemeinbegliever; ja es kommt vor, daß bei 
dem Auffinden einer Leiche die ganze Gemeinde vom Grafen ex officio zur ge- 
tihtlihen Berantwortung gezogen und angehalten wird, zu beſchwören, daß fie die 





I) 68 fehlt bier der Naum, auf die Geſchichte des römifchen und kanoniſchen Strafverfahs 
{md einzugehen. ©. darüber namentlich die oben angeführten Werke von Biener, Zachariä 
und Geib, fowie für das römifche Recht imsbefondere des lepteren „Geſchichte des römlfchen 
Rriminalprorefies“, Leipzig 1842. 
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That weder felbft begangen noch den Thäter kenne. Einen ber wefentlichften Züge 
der Vehmgerichte, dem fie vorzugsweife ihre große Macht zu banken hatten, 
bildete die Anklagepflicht ihrer Freifhöffen, während das vehmgerichtlihe Berfahren 
feloft im Wefentlihen vom aliveutfchen überhaupt nit verfchieden war. 

Dieher gehört aud die weitverbreitete Einrichtung des Klagens von 
Amtswegen, d. i. der Aufftellung eines Klägers auf öffentlihe Koften (fpäter 
häufig Fisfal genannt) für den Fall der Ermanglung eines Privatllägers bei 
ſchweren Berbreden. 

Sehr nahe kam aber dem römiſch-kanoniſchen Imquifitionsproceffe das ſoge⸗ 
nannte Rihten auf böfen Leumund. Diefe zwar nicht gemeinrechtliche, fon- 
dern auf fpeciellen Taiferlihen Privilegien beruhenve, aber body weit verbreitete 
(namentlih in den Städten vorkommende) Einrichtung berechtigte die Schöffen, 
übel beleumunbete, gefährliche Menſchen ohne Privatflage und mit Außeradhtlaffung 
ver Vorfhriften des regelmäßigen Beweisrechtes im Falle dringenten Verdachtes 
eines Verbrechens nad ihrer freien Ueberzeugung zu verurtbeilen und zu richten, 
Infoferne diefes Richten auf böfen Leumund überhanpt deutfhen Urfprungs und 
nicht ſchon ein Ableger des fremden Inquifitionsproceffes felbft ift, ftellt es fid 
doch jedenfalls als eine fahlih verwandte Einrichtung und bahnbrechende Borke: 
reitung zur Neception dieſes Proceffes dar, deſſen Hanptgrundfag eben im ber 
amtlichen Verfolgung von Berbreden und in ber fpontanen Thätigleit zur Er- 
forfhung des wirklichen Sachverhalts befteht. 

Die ‚Reception des römiſch-kanoniſchen Strafprocefjes erfolgte allmälig auf 
bem Wege des Gerihtsgebraudes im Laufe des 15. Jahrhunderts. Am 
Ende viefes Jahrhunderts und am Anfange des folgenven findet er fich bereits 
in mehreren Bartilulargefeggebungen, 3. B. in der Wormfer Meformation 
von 1498 und in ber (von Freiherrn von Schwarzenberg und Hohenlandeberz 
verfaßten, bie Hauptquelle ber peinlihen Gerichtsordnung Kaiſer Karls V. ven 
1532 bildenden) Bamberger Haldgerihtsorbnung von 1507. In dem 
Landfrieden von 1495 $. 5 ift verorbnet, daß die Obrigfeiten Friedbrechet 
von Amtswegen verfolgen und richten follen. Dazu fam, daß das fremde Redt 
auch für Ungelehrte und ver fremden Sprache Unkundige in befonderen deutſch 
gefchriebenen Werken zugänglich gemacht wurbe, fo in dem vermöge ihrer mehr 
fachen — weit verbreiteten von Ulrich Tengler („Latenfpiegel“ zuerſt 
1509) und Sebaftian Brant („richterliche Klagſpiegel“ zuerft 1516). 

Zwaͤr erfheint der — freilih von dem altdeutſchen jehr verſchiedene — 
Anklageproceß noch bis tief ins 17. Jahrhundert hinein wenigftens nominel 
als das ordentliche oder regelmäßige, der Inquifitionsproceß ald außerorbent- 
liches, jubfiviäres Verfahren (für den Fall eines mangelnden Privatanklägers), 
‚Sowie fi auch nod längere Zeit Hindurd in den Gerichten der fremden Rede 
. ankundige Schöffen. erhielten. Allein viefer Anklageproceß war felbft mit vielen 
ingquifitorijden Elementen gemiſcht une glid weit mehr dem fremben 
Inquifitionsverfahren, als dem altdeutſchen Anklageproceß. Die Uebergangsperiote 
des 15. und 16. Jahrhunderts war eben eine Zeit von Zwitterbildungen; ber 
Anklageproceß erhielt inquifitorifche Zuthaten, der Inquifitionsproceß mußte ſich 
affufatorifhe Formen gefallen laſſen. 

Es fehlt hier der Raum, bei diefen Zwitterbildungen und Uebergangsftufen Tange 
zu verweilen; e8 mögen daher folgende Bemerkungen genügen: In dem ber 
peinlihden Gerihtsorbnung Karls V. nahfolgenden Jahrhun: 
derte gerieth die alte Schöffengerichtsverfaſſung überall in Deutſchland in Ber: 
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fall, und gelangte bie Strafrechtöpflege allenthalben in die Hände von redte- 
gelehrien beſoldeten Rihterbeamten (refp. Iuriftenfalultäten als Sprud;- 
follegien). An die Stelle der affufatorifhen Procekformen trat durchgehends ein 
gehbeimes, ſchriftliches faft ganz vom Ermeffen des Inquirenten 
abhängiges Berfahren, als deſſen Schwerpunft unbedenflih die Folter 
zur Erlangung eines Geftännniffes bezeichnet werden Tann. Die Unvereinbarfeit 
ver Mündlichfeit mit dem burd die Neception des fremden Rechts - bevingten In« 
Ritute der Altenverfendung (des „Rathſuchens“) leuchtet von felbft ein; die nun= 
mehrigen Urtheilsfinder, welche weder den Angefchuldigten noch Zeugen fahen oder 
börten, fonnten natürlich nur auf die ihnen vom Unterſuchungsrichter vorgelegten 
Alten judiciren. 

Zwar findet fih Im dem fogenannten „endlihen Rechttag“ der Bam- 
bergensis und Carolina noch ein folennes mündliches Anklageverfahren in Gegen⸗ 
wart bes Angeklagten nah Art des alten Schöffengerichtsprocefjes. Allein dieſer 
endlihe Rechttag war in Wirklichkeit eime leere Komödie, indem das Urtheil ſchon 
vorher umabänderlih feftgeftelt war, und neue Entſchuldigungsthatſachen dabei 
unberüdfichtigt blieben. 

Die zwedmäßigen Beihränfungen, welhen die Tortur in der Caro- 
Jina nod unterworfen war, 3. B. tie Beftimmung, daß bie Tortur bei genügen- 
dem Zeugenbeweis ganz wegfallen, daß fie nur bei triftigen Verdachtsgründen und 
namentlih nur dann ftattfinden folle, wenn die Eriftenz des Verbrechens (der ob: 
jeltive Thatbeftand) erwieſen fei, — wurben von der nachfolgenden Praris und Gefep: 
gebung meiftens mißachtet. Ohne die ſchrankenloſe Willfür der abergläubifchen 
Inquiſitionsrichter in dem Gebrauche der Folter blieben die Herenproceffe des 
16., 17., ja 18. Jahrhunderts ganz und gar unerflärlih. Hätte bie Fauft ver 
Folterfnechte' nicht aus den verrenften, gequetfchten und gebrannten Gliedern der 
ungläflihen Dpfer finfterften Aberglaubens die fabelhafteften Geſtändniſſe von 
perfönlihen Verlehre mit dem Teufel und ähnlihem Aberwige herausgeprefit, fo 
hätte der ſcheußliche Wahnfinn nicht die Verbreitung finden können, die ihm in 
jenen Zeiten allenthalben in Deutfchland zu Theil geworben. 

Es würde bier zu weit führen, auf die Albernheiten und Scheußfichleiten ver 
Herenproceffe näher einzugehen. Eine ausführliche Darftellung derfelben, ſowie des 
deutfchen Strafverfahrens im 17. Jahrhundert überhaupt findet fi namentlich auch 
in des berühmten jähfifhen Iuriften und Vorſtandes des Leipziger Schöppenftuhles 
Benedikt Karpzao Werk: Practica nova Imperialis Saxonica rerum crimi- 
nalium, welches zuerft im Jahre 1635 erſchien und vermöge feiner praftifchen 
Brauhbarkeit ein Jahrhundert lang in einem großen Theile von Deutfchland eine 
Art von kriminaliſtiſchem Evangelium bildete. Es iſt im 17. und 18. Iahrhun- 
dert weder ein Geſetzbuch noch eine Privatarbeit erfchienen, welche für die deutſche 
Strafrechtsgeſchichte diefer Zeit gleich große Bedeutung erlangt hätte, wie das 
Karpzom’fhe Werk. Dasfelbe enthält eine hauptfählih an italtenifhe Suriften 
(Julius Clarus + 1575 und Farinacius + 1613 find am meiſten benütt) ſich 
aufchließende, getreue und ausführliche Darftellung des damals in Anwendung be- 
findlihen fogenannten gemeinen deutfhen Ariminalrehts ohne reformatoriſche Neben- 
abfichten, wie ſolches auch bei dem Stillftande der Reichsgeſetzgebung in die Par: 
tifulargefeggebungen Defterreihs, Preußens, Bayerns, Sachſens ꝛc. überging. 

Auch bei Karpzow erfheint neben dem Inquifitionsproceffe nod ein Alf: 
ationsproceR (mit Privatanflage), Allein der Exftere fteht nunmehr ſchon als 
processus ordinarius und bei den ſchweren Berbrechen allein anwendbar ba, und 
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der Anflageprocek (bie acensatio) ift nur bei geringeren Fällen zuläßig und eni- 
hält, wie bies auch ſchon früher der Fall war, fehr viele inquiſitoriſche Beftant- 
theile. Die inquisitio zerfällt bei Karpzow, wie bei den Italienern, im zwei Ab— 
ſchnitte: ing. generalis und apeeialis, Erftere ift ein  fummarifches Berfahren 
zur Erlangung möglidften Aufſchluſſes über die Eriftenz eines Verbrechens und 
einiger Anhaltspunkte zur Beantwortung der Frage, ob gegen eine beftimmte PBer- 
fon die peinlihe Anklage und Berfolgung erhoben werben könne; ber Verdächtige 
fol bier noch nicht verhört werben. Gegen die durch ein förmliches Interlokut zu 
eröfinende Specialunterfugung fol der Inquifit eine defensio pro avertenda 
inquisitione speciali haben. Die Specialunterfuhung hatte die vollftändige 
Aufklärung der Sache nady allen objektiven und fubjeftiven Beziehungen zu Itefern, 
Sie begann mit einem ausführlichen artikulirten Berhöre des Inquifiten, und im 
weiteren Verlaufe wurden nad; Ermeflen des Inquirenten alle zwechdienlich er- 
ſcheinenden Mittel zur Erforfhung des wahren oder vom Inquirenten für wahr 
gehaltenen refp. vorzuſpiegelnden Sachverhaltes — darunter vor Allem vie Zortur 
als das wirkſamſte und fiherfte, um mit der regina probationum triumpbhiren zu 
fönnen, in Anwendung gebracht. 

UL. Das Verfahren von Karpzow bis zum Jahre 1848. Auf 
ber Stufe, auf welcher ſich der Strafproceß in Deutſchland bei Karpzow be 
fand, erhielt ſich derſelbe im Wefentlihen unverämvert bis zum Anfange des 
19. Jahrhunderts. Abgefehen etwa von dem allmäligen Verſchwinden ber 
Herenproceffe und abgefehen davon, daß gegen Enbe des vorigen Jahrhunderts in 
einigen deutihen Territorien die Folter abgeſchafft wurde, ift in dem beutjchen 
Strafprocehrehte kaum ein bebentender Fortichritt zur Dumanität und Achtung 
ber Menſchenwürde zu bemerken, und zwar ebenfowenig in ver Litteratur wie in 
der Geſetzgebung. Ja während fi dort doc wenigftens ein Streben nad bem 
Defieren zu regen beginnt, findet man in einigen Geſetzgebungen dieſer Periode 
fogar eher Rüdfchritte als Fortjchritte, im Bergleihe mit Karpzom umd ſelbſt 
mit der zwei Jahrhunderte älteren Carolina, 

Als ein Beifpiel des iraurigen Zuftandes des deutfchen Strafprocefjes jener 
Zeit möge bier der zweite Theil des für das ganze damalige Bayern publicirten 
Codex juris bavarici criminalis vom Jahr 1751 dienen. Diefe Straf 
proceßordnung handelt in 11 Kapiteln: 1. von dem peinlihen Gerichten und ber 
Gerichtsbarkeit; 2. von der peinlihen Anflag, Denunciation und Inquifition; 
3. von Erfindung der Uibelthat, zu Yatein: corpore delictig 4, von beuen An- 
zeigungen, zu Latein: indiciis delicti; 5. von dem Beweis der Mißethat; 6, von 
der Inhaftirung, Kaution, fiheren Geleit und Freiung (Aſyl); 7. von dem güt- 
lihen examine ober eonstituto des llibelthäters; 8. von dem peinlichen examine 
ſowohl der Delinguenten ald der Öezeugsperfonen (Folter); 9. von der Konfren- 
tation umd dem Purgationseid; 10. von dem peinlichen Urtyeil, dann deſſen Pub 
lifetion und Bollziehung; 11. von Aufhebung des peinlichen Proceß, bann benen 
hierunter auflaufenden Köften. 

Was den Charakter diefer und ähnlicher Strafproceforbuungen , betrifft, fo 
ift 8 nur zu wahr, wenn fFenerbad?) von ihnen fagt, daß fie bem JInqui⸗ 
renten ale Mittel geben, den Angellagten ſchuldig zu finden, während biefer da 
gegen aud nicht ein einziges Schugmittel habe. Cinfam umd verlaffen von ber 
Welt — jagt Feuerbach — fteht der Angellagte vor feinem. Inquifitor und 


4) Themid oder Beiträge zur Geſetzgebung. Landshut 1812, ©. 265 ff. 
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deſſen Schreiber; keine Gerichtszeugen können die Glaubwürdigkeit des Prototolls 
kelunben; fein Bertheidiger fteht ihm zur Seite, kein Rechtsmittel gegen die Folter, 
kine Vertheivigung nad geendigter Unterfuhung, kein Rechtsmittel irgend einer 
Art gegen das Endurtheil über eben und Tod fteht ihm zu Gebot: — und bei 
dieſen Geſetzen aud noch die Tortur! Dieſe gänzliche Rüdfichtslofigkeit auf bie 
möglihe Unſchuld des Angeklagten war um fo weniger zu rechtfertigen, ald ber 
Angellagte, audy wenn die Folter ihm nicht zu einem Geftändniffe gebracht hatte, 
dennoch lebenslänglid oder doc auf viele Jahre ins Arbeitshaus gejperrt werben 
konnte, Mit Recht fragt Feuerbach: „Was man gemäß diefer Beftimmung 
auh nad überftandener Folter thun kann, warum geſchieht es nicht ſchon vor 
Anwendung verfelben? Wenn die Folter nah dem eigenen Geftänpniffe dieſes 
Gefeges ein fo umficheres Mittel ift, daß fie oft gegen ſolche Verbrecher, deren 
Geſtändniß am wichtigſten (Diebe und Räuber), dennoh ohne Wirkung bleibt, 
und dieſe Wirkungslofigkeit und Unfiherheit den Gefeßgeber zu einem zweiten 
Nothwittel führt, wodurd er dem Staat auch gegen den hartuädig läugnenden 
Berbreher Sicherheit gewährt; warum verbindet er mit diefer zwar ftrengen, doch 
poltifh nothwendigen und jedenfalls zureihenden Maßregel auch noch vorläufig 
jene in ihrem Erfolg immer unfiheren Martern, die eben durch dieſe Unficherheit 
und Zweckloſigkeit die erfte aller Grauſamkeiten find?" Und ſolche Geſetzgebungen 
faumen aus dem Zeitalter eines Montesquien, Voltaire, Beccaria 5) und ber 
Enchllopäbiften, aus dem Zeitalter Friedrichs des Großen, eines Thomafius und 
eines Leffing, und ihre gefegliche Gültigkeit ragt — wenn aud mit Modifilationen 
— bis in unfer Jahrhundert herein! 

In Frankreich, wo bie Geſchichte des Kriminalproceffes einen ähnlichen 
Entwidlungsgang 6) genommen, wie in Deutſchland, trat die Wendung zum 
Beſſern im Gefolge der großen politifhen Ummälzung ein, nachdem der Reform 
vorher duch Meontesquien, Voltaire und die Enchklopäpiften der Weg gebahnt 
worden war. 

In Deutfhland waren es fowohl die großen politifchen Ereigniffe, als 
auch die epochemachenden Litteraturerfcheinungen am Ende bes vorigen Jahrhun- 
vertö, welche den Fortbeſtand des damaligen deutſchen Strafprocekrechtes unmög— 
id und eine Beſſerung nothwendig machten. Unter dem wohlthaͤtigen Ginflufie 
der gedachten Weltereigniffe und geiftigen Schöpfungen erwuhs denn auch feit 
dem Anfange dieſes Jahrhunderts eine von rühmlihen Beftrebungen erfüllte, nad 
ernſtem Fortſchritte ringende Strafproceflitteratur und durch fie getragen im meh» 
wen deutſchen Ländern eine in jeder Hinfiht — formell wie materiell — ges 
läuterte Gefeggebung; fo z B. in Defterreih im Jahr 1803, in Preußen 1805, 
in Bayern 1813 u. f. f. Insbefondere war e8 das von Feuerbach verfafte 
bayerische Strafgefegbud, welches auf die nachfolgende Legislation in Deutjd- 
land den bebeutendften Einfluß erlangte. 

Bon einem eigentlihen gemeinen beutfchen Strafproceßrechte kann freilich 
lit der Auflöfung des deutfchen Reiches (1806) in juriftiidem Sinne nidyt mehr 
die Rede fein und zwar weder in ftaatsredtlichen noch in völlerrechtlichem. Ueber- 


—, 


N 5) Ueber Beccaria find neuerlich zwei bemerkenswerthe Schriften erfhienen, die eine von 
Leſare Gantu unter dem Titel: Beccaria e il dirilto penale, Florenz 1862, die andere von 
®. Rinaldini, eine biograpbifche Skizze nach dem Werke von Gantu, Wien 1865. 
6) Die Literatur über die Geſchichte des franzöfifchen Strafverfahrend ift in dem Artitel 
v danwalt angegeben. 
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bies aber weichen bie von 1803 bis 1848 erjchienenen deutſchen Strafproceßord⸗ 
nungen auch inhaltlich vielfad von einander ab. Da fie aber fämmtlich doch 
nur mehr ober weniger verbeflerte Rebaftionen des neneren fogenannten gemeinen 
deutfhen Strafproceßrechtes waren, fo ftimmten fie fowohl in ihren Hauptgrund- 
fägen, als auch vielfah im Detail mit einander überein. 

As Hanptgrundzüge diefes bis zum Jahre 1848 in Geltung gemefenen 
gemeinen und partifularen deutſchen Strafprecefrechtes laſſen ſich bie folgenden 
hervorheben: 1. Die Geridhtsorganifation beruht zwar faft überall auf 
den Orundfage der Trennung der Unterfuhungsfunftion von ter Urtheilsfunftion; 
allein mit der Unterfuhungsfunktion ift die Anklagefunktion und größtentheils bie 
Bertheidigungsfunftion verbunden. 2. Die Unterfheidung einer General: und 
Specialunterfuhhung wurde in der Karpzow'ſchen Weife beibehalten. Das Ber- 
fahren war im beiden Procefftadien geheim, fhriftlih und durchaus inquiflto- 
riſch-official ohne irgend welche altufatorifhe Yormen. Die Anzeige einer Privat- 
perfon bildete überall nur einen Beranlaffungsgrand zur Einleitung einer Unter- 
fuhung, auf deren meiteren Verlauf der Privatperfon keinerlei Einwirkung geftattet 
war, Für die verſchledenen Unterfuhungshandlungen, ſowie für die ganze Unter- 
fuhungsführung enthielten die Geſetzbücher fehr genau detaillirte Beflimmungen, 
insbefondere über Verhaftung, Kaution, Verhöre, Hausfuhung, Konfrontation ꝛc. 
3. Die Beweismittel waren Geſtändniß, Zeugniß, Augenfhein, Urkunden und 
Indicien. Seit Abfhaffung der Tortur konnte allenthalben auf Indicien hin ein 
Strafurtheil, nad einigen Gefetgebungen aber, 3. B. der bayerifchen, kein Todes- 
urtheil gefällt werben. Ueber die zu einer Berurtheilung erforverlihe Beſchaffenheit 
und Quantität von Beweis gab es mehr oder weniger ausführliche bindende Ge— 
fee (bindende Beweistheorien); indbefondere für den Indickenbeweis. 
Eine fürmlihe Bertheidigung wurde meift erft am Schluffe der genen Unter- 
fuchung zugelaffen. Dem Inquirenten war die fogenannte materielle Bertheivigung 
aufgebürbet, d. h. die Berpflihtung, aud den Unſchuldsbeweis zu berüdfichtigen. 
4, Die Aburtheilung erfolgte faft allenthalben durch Obergerichte (aus 5 bis 
7 reſp. 9 rechtögelehrten befoldeten Nichterbeamten beftehend), fomeit nit bie 
Strafrehtspflege VBerwaltungsbehörben überlaffen blieb, was in ren geringfügigen 
Sachen (Polizeiübertretungen) überall ver Fall war. Die Nichter fchöpften ihre 
Erkenntnißgründe Tediglih aus dem Vortrage eines ihrer Kollegen (Referenten), 
welcher die Unterfuhungsaften zum Zmwede der Berichterftattung vorher ftubirt 
und aus benfelben fein fchriftliches Neferat gefertiget hatte. Dem Urtheile wurden 
die befonders mit Rückſicht auf die gefetlihen Beweisvorſchriften abzufaſſenden 
Entfheidungsgründe (über That» und Rechtsfragen) beigegeben. Es gab 
dreierlei Urtheile: Freifprehung, Berurtheilung und Gntbindung von ber 
Inftanz (absolutio ab instantia), d. i. eine Art von Berbädtigerflärung bei un- 
genügendem Beweife. In den Beftimmungen über die Anfehtbarkeit war 
wenig Uebereinftimmung. Für ein näheres Eingehen fehlt bier der Raum. 

IV. Die Reform des Jahres 1848. Eine neue Epoche beginnt 
mit dem Jahre 1848. In vdiefem Jahre hat das Strafverfahren fuft überafl in 
Deutſchland eine Umgeftaltung erfahren, vie ebenfo bedeutend erfcheint, wie ber 
im 15. Jahrhundert erfolgte Uebergang von altveutfchen zum römiſch-kanoniſchen 
Inguifitionsproceffe. ine radikale Umgeftaltung des deutſchen Kriminalprocefjes 
war aber aud ein bringendes und ſchon in den erften Jahrzehnten des laufenden 
Jahrhunderts lebhaft empfundenes Bebürfniß. 

Zunähft war es die in der Schriftlichkeit und Heimlichkeit des 
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Berfahrens liegende Unnatur, an welcher ſich die erwachende Öffentlihe Meinung 
ebenfo. ftoßen mußte, wie ver kritifche Blid der neueren Rechtswiſſenſchaft. Wenn 
man auch in den Zwanziger und Dreißiger Jahren das englifche Strafverfahren 
noch wenig fannte, und wenn aud das franzöfifche nicht frei von Müngeln er- 
fhien, fo konnte man doch immerhin behaupten, daß diefe Proceburen ſchon ver» 
möge ihrer Deffentlichleit und Mündlichkeit der deutſchen bei Weiten vorzuziehen 
fein. So weit vermodte ed nit einmal der Starrfinn der blindeften Berehrer 
des damaligen Strafverfahrens zu bringen, daß fie es hätten natürlich finden 
Finnen, wenn der Strafrichter auftatt den Angellagten und. die Zeugen felbft zu 
fehen und zu hören, fich über deren Ausfagen von einem Anderen Bericht erftatten 
ließ, der feinerfeits felbft wiederum feine Kunde nit aus eigenem unmittelbaren 
Hören und Schen der Deponenten, fondern lebigli aus todten Protofollen ge- 
wonnen hatte, welde ein Dritter (ver Unterfuhungsrichter) dem Schreiber in die 
Feder zu biftiren für gut befunden. Wer bürgte für die volle Aechtheit des In- 
halte der Protofole? Der beeidigte Altuar? Die Unterfchrift der vernommenen 
Perfon ? Die Fafjungsgabe und die Ehrenhaftigkeit des Inquirenten? Wer bürgte 
für die Nichtigkeit, Genauigkeit und Bollftändigfeit des Referates? Gott Lob! Es 
find dies Fragen, bei beren Beantwortung man ſich nachgerade nicht mehr lange 
aufzuhalten braucht. Die Frage, ob Münplichkeit (oder Unmittelbarkeit) des Ber: 
fahrens der Schriftlichkeit (oder Altenmäßigkeit) vorzuziehen fei, ift jegt ein über- 
wundener Standpunkt, und man kann ſich heute nur nod wundern, wie e8 mög— 
lid war, das Unnatürliche und Gefährliche ver früheren Einrichtungen fo lange 
zu ertragen, ala es geſchehen ift. 

Auch hat man es längft erfannt, daß der Werth ver Schriftlichkeit ale Stüge 
der Appellation (oder Revifion) ein fehr trügerifcher fei, indem eben diefe Appellation 
ſelbſt unter der Borausfegung gewifler anderweitiger Einrichtungen eine hödyft 
entbehrliche und zweifelhafte Garantie bildet. 

Durh die Schriftlichkeit war natürlih vie Heimlichkeit bedingt, zugleich 
aber durch die Heimlichkeit der Haß und der Argwohn gegen das ganze Verfahren. 
Konnte das Berfahren gut und Bertrauen verbienend fein, wenn Alles bei ver- 
ſchloſſenen Thüren vor fid) ging und unter dem Siegel einer verbäcdtigen Pflicht 
der Amtöverfhwiegenheit lag? So mußte wohl jeder unbefangene Laie fragen, und 
die Antwort eines wahrbeitsliebenden Richters hätte wohl faum beruhigend lauten 
fünnen. Es war wirklich gut, daß Oeffentlichkeit auch infoweit verſagt geblieben, 
als fie hätte gewährt werben können. Denn was man erblidt und vernommen 
hätte, wäre wenig erbaulich gewejen ! 

Die Lage des Inguijiten war in diefem geheimen ſchriftlichen Straf- 
verfahren auch noch nah Abihaffung der Folter eine fehr gefährliche und be- 
Hagenswerthe. Die Inquirenten begannen nicht felten aus verſchiedenen Gründen 
Unterfuhungen chne genügenven Anlaß und ohne zu.wiffen, auf welches Verbrechen 
die Unterfuhung zu richten fei. Nicht felten behandelte der Unterfuhungsrichter 
eine Perfon als Verbrecher, ohne nur bie Gattung des vermeintlichen Verbrechens 
diefer Perfon angeben zu können; er hoffte am Ende doch zur Herftellung irgend 
einer Schuld zu gelangen. In folden Fällen war es fehr begreiflih, daß dem 
Angefhuldigten bei dem Beginne der Unterfuchung deren Gegenftand nicht fund 
gegeben wurde; kannte ja doch der Inquirent diefen ſelbſt noch nicht. 

Aber man blieb hiebei nicht ftehen; dem Angeſchuldigten follte der gegen ihn 
vorhandene Berdacht am Beginne der Unterfuhung aud in den Fällen nit mit- 
getheilt werden, wo dies möglid, d. h. wo die Unterfuhung auf ein beftimmtes 
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Verbrechen gerichtet war. Man fürdtete Durch ſolche frühzeitige Mittheilung bem 
Angefhuldigten vie Möglichkeit zu erleichtern, den Inquirenten irre zu führen. 
Häufig blieb der Angeklagte bis zum Ende der Unterfuhung im Dunfeln darüber, 
worin denn eigentlih des Näheren und Genaueren die gegen ihn vorliegende Be- 
ſchuldigung beftehe, welche Beweiſe gegen ihn aufgebradht worden und melde Per: 
fonen bie einzelnen gravirenden Ausjagen gemadht haben. Unmöglich kann ein 
ſolches Verfahren als ein ehrliches, rechtliches umd geredhtes bezeichnet werben; es 
war binterliftig, ränfevoll und für die Bertheidigung höchſt gefährlih. Was halfen 
Dagegen die Verbote faptiöfer und fuggeftiver Fragen? War nit das ganze Ber- 
börsiyftem ein kaptibſes, auf Ueberliftung und Berftridung des Inquifiten an- 
gelegtes ? 

Dazu kamen dann bie oft entfeglih lange Dauer und zahlreiche Wieder» 
holung ver Berhöre, in Folge davon die häufig mehrere Jahre hindurch fortge- 
fegten Unterfuhungen, während welchen der Angefchulvigte in den ungefundeften 
Gefängniſſen zu ſchmachten Hatte; es kamen dazu endlih noch die fogenannten 
Ungehorfamsftrafen, melde in engem Gefängniffe, quälendem Hunger und 
förperliher Züchtigung beftanden und namentlih aud im Falle der Antworts⸗ 
verweigerung verhängt wurden. Nach Art. 190 Thl. II des bayerifchen Strafgeſetz 
buches von 1813 3. B. kann der Ungehorfam auch durch Verweigerung der Antwort 
auf eine einzelne frage verwirft werden, und nad Art. 188 ſoll ver fogenannte Un- 
gehorjame zuerft bei Wafler und Brod 3 Tage im engem Gefängnifje gehalten, 
jodann bei. fortdauerndem Ungehorfame mit 5 bis 20 Streihen beitraft, auch dieſe 
Strafe nöthigenfalls von 3 zu 3 Tagen, jedoch nicht mehr ald dreimal wieder- 
holt werden. War dies erfolglos geblieben und konnte nach Lage der Alten wegen 
ungenügenben Beweifes fein Strafurtheil gefällt werden, jo follte der Inquiſit 
fo lange in Gefangenſchaft gehalten werden, bis er fid zur Antwort 
bereit erflären würde! Iſt das nicht die leibhaftige Folter des Mittelalters im 
Gewande des 19. Jahrhunderts? 

- Wenn dann in den Art. 191 und 192 verordnet wird, daß der Inguifit 
während bes Vollzuges der Ungehorfamsftrafe nicht eraminirt und daß er belehrt 
werben folle, wie die Strafe ihn nicht deßhalb treffe, um von ihm ein Geftändniß zu 
erprefien, — fo kann dies wohl felbft auf den Leichtgläubigften und Vertrauens⸗ 
feligften nur den widerlichen Eindrud einer Heuchelei machen; es ift nichts Anderes, 
al® eine protestatio facto contraria. 

Allerdings ergibt fit) aus dem Wefen des Staates und bes Berbrechens nicht 
blos die Berpflihtung des Staates zur unaufgeforderten Verfolgung der Verbrechen 
(DOfficialmazime), fondern auch das Recht und die Pflicht des Staates, felbft- 
thbätig nad dem wahren Sachverhalte zu forſchen, und bie Gefep- 
gebung wirb auch nicht umhin können, auf das Geftändniß des Schuldigen immer 
außerorbentlich hohen Werth zu legen. 

Allein andererfeits ift es eine Forderung der Gerechtigkeit, daß ter Staat 
das Recht der Berfönlihkeit im Angellagten ebenfo achte, wie das feiner 
übrigen Angehörigen und fein eigenes Recht. Der Staat hat zwar das Recht, jebe 
Perfon, welde der Verübung eines Verbrechens verdächtig ift, zur Verantwortung 
zu ziehen und bei genügendem Verdachte fürmlich firafrechtlich zu verfolgen. Mit 
diefem Rechte ift aber eine doppelte Pflicht verbunden, erftens bie Pfliht, ben 
vollen Beweis der Schuld der angeflagten Perfon ohne allen Zwang zur 
Selbfüberführung zu liefern umd im falle des mißlungenen Beweiſes frei- 
zufprehen, — ſodann zweitens die Pflicht, diefer Berfon von Anfang bis zu Ende 
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bes Proceſſes das Recht der Bertheidigung in umverfümmerter Freiheit zu 
gewähren. Es muß derfelben geftattet werben, ihr Recht ſelbſt geltend zu machen 
und die gegen fie gerichteten Angriffe felbft zu widerlegen. Sie darf weder zum 
ſelbſt· und rechtloſen Objekte der Unterfuhung, wie etwa bas corpus delicti, 
herabgeſetzt, noch als Beweismittel, wie Zeugen oder Urkunden behandelt, fondern 
muß als berechtigtes — und zwar, fo weit dies mit dem Zwecke des GStrafver- 
fahrens verträglich ift, als dem Ankläger gleichberechtigtes — Gubjelt (ale 
„Perfon”) geachtet und in der ihr rechtlich gebührenden Stellung einer Bartei 
anerfannt werden. Die dem Rechtsſtaate entiprehende Form bes Strafverfahrens 
iſt die eines Rechtsſtreites (eines Streites über das Recht des Staates im kon— 
kreten Falle zu firafen) zwiſchen zwei principiell gleichberechtigten Rechtsſubjekten. 
Bern auch hiedurch jene Zwangsmaßregeln gegen den Berbächtigen nicht ausge 
ſchloſſen find, die zur Unterwerfung desfelben unter die Strafgerichtébarkeit des 
Staates nothwendig erſcheinen, fo ift doch der Strafproceß — felbft nach 
Stahl?) — „ein Kampf zweier Mächte, der Macht des Staates und der von 
ihe ſelbſt geſchützten Perföntichkeit des einzelnen Menfchen, nah Maß und Be 
fimmung des ihnen Gemeinfamen, des Geſetzes“. 

V. Sortfegung. Eine Ahnung von der Unnatürlichfeit und Gefährlichkeit 
dieſes ganzen geheimen ſchriftlichen Unterfuhungsprocefies fcheinen die Geſetzgeber 
doch jelbft gehabt zu haben. Sie ſpricht fich in den fogenaunten bindenden Beweis» 
tbeorien aus, weldye fi als eine Art vom Gegengift — freilich ein durchaus un- 
julänglihes — gegen jeme Procebur darfiellen. Mit viefen Beweistheorien follten 
bie wohl nicht zu verkennen gewejenen Gefahren ungeredhter Berurtheilungen ab- 
gewendet werben. Daß dieſer Zwed auch großentheils wirklich erreicht wurte, läßt 
fh nit läugnen; ja man muß fogar zugeben, daß vermöge dieſer Beweisregeln 
auch gar mancher Schuldige für nicht ſchuldig erklärt oder mwenigftens nicht für 
Iduldig erklärt (vom ber Inftanz entbunden) werden mußte. Allein wenn man and 
ten Satz gelten läßt, daß es befjer fei, wenn zehn Schuldige der verbienten Strafe 
entgehen, als wenn Ein Unſchuldiger beftraft werde, und wenn man auch zu— 
geben muß, daß es bei feiner Procegart möglich iſt, immer richtige Urtheile zu 
erhalten und keinen Schuldigen ftraflos ausgehen zu laſſen, — fo haben fid eben 
do jene Beweisregeln weder als Palliativ gegen ungerechte Berurtheilungen noch 
gegen umgerechtfertigte Freifprehungen in dem Maße bewährt, daß fie auch nur 
halbwegs mit ben befchriebenen unnatärlihen und gefahrvollen Unterfuchungen 
auszmjöhnen vermodt hätten. 

Es fann wohl nit in Abrebe geftellt werben, daß die fragliden Beweis— 
tegeln größtemtheils ſehr vernünftig und durch die Erfahrung erprobt waren, Als 
belehrende Anmweifungen und Rathgeber bei der Aufnahme und Prü- 
fung der Beweife würden fie ebenjo wohlthätig gewirkt haben, wie die Regeln des 
engliihen law of evidence, welche die Freiheit der richterliden Ueberzeugung nicht 
ungebührlich beſchränken. Infoferne fie aber ald bindende Regeln die Ueber- 
zeugung des Richters in mehr ober weniger enge Schranken zwängten, und in 
größerem oder Heinerem Umfange voraus beftimmiten, unter welhen Bedingungen 
der Beweis der Schuld als geliefert anzunehmen fei, mußten fie natürlich mit der 
Birklichfeit häufig in Widerſpruch gerathen. Bei der unendlichen Mannigfaltigkeit 
des Lebens ift es eben unmöglich, im allgemeinen Sägen für alle Fälle richtig 
voraus zu beftimmen, wann eine Beſchuldigung bewieſen fei und wann nicht, Jede 





7) Rechtophiloſophie 11, 2 ©. 444, 
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bindenbe Beweistheorie, die negative ebenfo wie die pofitive, beruht auf 
Präfumtionen und Filtionen der Schuld oder Unfhuld. Die pofitiven Beweis- 
theorien,, wie 3. B. die des bayerifchen Strafgefegbudhes von 1813, enthalten 
fogar eine doppelte Präfumtion, eine pofitive und eine negative. Die pofitive 
Präfumtion befteht darin, daß ein für alle Mal vom Gefeßgeber im Boraus an- 
genommen wird, die Schuld fei vorhanden, jobald die von ihm beliebte Duantität 
und Qualität von Beweis vorliege. Die negative Präfumtion befteht darin, daß 
die Schuld als nicht vorhanden angenommen wird, wenn das fraglide Quantum 
und Quale nicht vorliegen. 

Die negativen Beweistheorien dagegen, ed mag ihr zur Berurtheilung 
nothwendiges Beweisguantum (Bemeisminimum) no fo ſehr rebucirt fein, ent- 
halten doch immer die negative Präfumtion, daß die Schuld nicht vorhanden fei, 
wenn das fraglihe Beweisyuantum nicht vorliegt. Auch mit einer negativen Be— 
mweistheorie wirft fid) der Gefeßgeber zum Richter auf, wenn aud nit in bem- 
felben Maße, wie mit einer pofitiven; venn auch bier hat er mit feinen Prohibi- 
tioregeln im Voraus alle diejenigen Fälle entfchieven, im welden das von ihm 
beliebte Maß des Beweiſes nicht voll werben follte. 

Ueberdies ftehen die bindenden Bemweistheorien auh im Widerfprude 
mit dem Unterfuhungsprincipe Infoferne nämlich das Unterfuhungs- 
princip den Sinn hat, daß dem urtbeilenden Richter der konkrete Fall feinem 
wahren Sadyverhalte nad in allen feinen Einzelnheiten und Eigenthämlicpkeiten 
vor Augen geftelt werden folle, um ihn feiner Individualität gemäß würbigen zu 
fünnen, — fo wirb jenem Principe offenbar die Spige abgebrodhen und feine 
widhtigfte praktiiche Bedeutung entzogen, wenn an bie Stelle der fontreten inbi- 
viduellen Würdigung des alles die Entfcheivung nah einer allgemeinen von 
anderen Fällen abftrahirten Regel gefett wird. Was nügt es, daß der konkrete 
Sal auf's Allerumftändlichfte unterfuht wird, wenn die hieraus zu gewinnende 
Veberzeugung nicht die Entſcheldung geben darf? 

Endlich läßt fih zwar, wie ſchon oben bemerkt wurde, nicht läugnen, daß 
eine negative Beweistheorie der Unfhuld Schuß gegen ungerechte Berurtbeilungen 
zu bieten vermag, daher aud die Beweistheorien ſtets zu den fchöneren Partien 
des früheren Strafprocehredhts gehören. Allein für's Erfte war diefer Schutz feines» 
wegs ausreichend, und für's Zweite diente er in demfelben Maße aud der Schuld, 
wie der Unſchuld, fo daß fi die bürgerliche Geſellſchaft fchlecht‘ genug dabei be- 
fand, und die Gefeggebung zu fo verwerflichen Hülfsmitteln wie die abaolutio ab 
instantia und die Berdachtsftrafen (außerordentlihe Strafen) ihre Zuflucht nehmen 
zu müfjen glaubte. In einer gehörig geregelten mündlichen Verhandlung vor einem 
qualitativ und quantitativ tüchtig befegten Gerichte findet die Unſchuld unftreitig 
mehr Schuß, als in jenen Bemeisregeln bei der übrigen Beſchaffenheit ves früheren 
Proceßrechts, ohne daß fie diefen Schug mit der Schuld zu theilen hätte, 

Zu den Forderungen der Deffentlidkeit, Mündlichleit und Achtung der Rechte 
des Angellagten lam alfo nody die der Anerkennung des Princips der freien 
richterlichen Ueberzeugung für die That- oder Beweisfrage, wie es fid 
denn Überhaupt bei allen beveutenderen friminalprocefjualen Veränderungen immer 
aud namentlih um eine Reform bed Beweisrechtes handelt. Betrafen vie früheren 
Reformen zunächſt tie Beweismittel oder deren Werthbeftimmung, fo galt e8 nun 
der Beweisfrageentſcheidung felbft und veren Befreiung von unnatürlihen Gejegen. 

Diefe Reform des Beweisrechtes war aber um jo bedeutender, als fie zum 
Aufwerfen ver Juryfrage führen fonnte und dazu and wirklich gerade bei 
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äußerft ſcharffinnigen und gründlichen Vertretern der Reformbeſtrebungen 8) geführt 
hat. Man verlangte nämlich — (wie wir ſchon in einem anderen Artikel diefes 
Wörterbuches zu bemerken hatten) — für die Richtigkeit der Thatfrageentjheidung 
— (anftatt der preisgegebenen bindenden Beweisregeln) — eine andermeitige äußere 
Bürgſchaft, und glaubte diefelbe in der übereinftimmenden Weberzeugung einer 
größeren Anzahl unbeſcholtener, unparteiliher, erfahrener und unabhängiger Männer 
finden u müſſen. Bei rechtögelehrten Richterfollegien — abgejehen von den poli« 
tiſchen Berbrehen — vermißte man nicht jo faft die nöthige Unabhängigkeit und 
Unparteilikeit, als vielmehr die zu einem ausgedehnten Rekufationsrechte erfor- 
berliche Anzahl von Richtern. 

Dazu kamen aber endlich auch noch bie allenthalben zu größter Erbitterung 
der Gemüther führenden Erfahrungen ver Beamtenjuftiz in politifhen Bro- 
cejfen, fowie der immer mehr an Umfang und Lebhaftigfeit zunehmende Wunſch 
nah volksthümlichen Einrihtungen und erweiterter unmittelbarer 
Mitwirkung des Volles bei den widhtigeren Staatsfunftionen 
überhaupt, — ein Wunſch, der natürlih um fo mehr Berechtigung erlangte, je 
weniger die ausfchließlich bureaukratiihe Führung der Staatsgefhäfte — und vor 
Allem der Strafrehtspflege — in den fritifchen Momenten ſich ven demoralifirenden 
und korrumpirenden Einflüffen von Oben gegenüber als widerftandsfähig erwiefen. 

Der Wunfch nad einem öffentlich-mündlichen Strafverfahren mit Geſchwornen 
fand in Deutfhland die ftärkfte Nahrung in der lebhaften Begeifterung, melde 
die im Befige diefer Einrichtungen befindlichen Bewohner der Rheinlande 
allenthalben hierüber laut werben ließen. Dieſe Begeifterung befeitigte zugleich 
aud den Einwand, daß die allerbings nicht auf deutſchem Boden erwachſene Jury 
zu einer Berpflanzung auf dieſen Boden nicht geeignet fei. Die Afflimatifirungs- 
probe war in den Rheinlanden unläugbar geliefert, und damit bie weitere Ber- 
breitung nad Oſten weſentlich erleichtert. 

Ueberdies war aber aud in jenen rheiniſch-franzöſiſchen Einrid- 
tungen ein fertiges unfchwer nachzuahmendes Vorbild vor Augen geftellt und 
biemit abermals für deren Cinführung eine große Erleichterung geihaffen. Das 
Berlangen nad Reform erhielt auf diefe Art eine fehr beftimmte Richtung und 
einen ganz konkreten Inhalt; feine Befriedigung war techniſch ohne große Schwierig- 
keiten; es war nur ein anf politifhen Bedenken beruhender und auf möglichfte 
Konfervirung des Beftehenden gerichteter Wiverftand zu überwinden. Diefer Wiper- 
ftand mußte aber immer mehr an Haltbarkeit verlieren, je länger man das Be- 
ftehende mit dem Begehrten verglich, — und eben biefer Bergleih ließ auch 
vorberhand eine genauere Kenntniß der englifhen Einrichtungen und eine 
ſchärfere Fritifche Betrachtung der rheinifhen nicht als Bedürfniß erfheinen. Mag 
das rheinifch-franzöfifhe Strafverfahren auch an nod fo vielen Gebrechen leiden 
und may auch das englifche noch fo viele Borzäge vor dem franzöftfhen befigen, 
— menn man das legtere mit dem fogenannten gemeinen und partifularen deut⸗ 
ſchen Strafprocefle in Deutfhland verglih, fo konnte die Wahl für den Unbe- 
fangenen nicht zweifelhaft fein, — und eben weil das franzöſiſche fo viel beffer 
als das frühere beutfhe war, fo war es vielleiht aud ein Glüd, daß man das 
noch beffere engliihe zur kritiſchen Zeit noch nicht genau genug lannte, um zu 
jener Wahl auch nody die zwiſchen englifhen und franzöflfhen Einrichtungen hin- 
juzufügen. Le mieux est le plus grand ennemi du bien. Siderli würde 

8) Den Nachweis ſ. in dem Artikel „Schwurgericht.“ 

Bluntſchli un Brater, Deutfhes Staate ⸗Wörterhuch. X. 23 
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diefe weitere Wahl und die damit verbumdene nähere Kritit des rheinifd-franzöfl- 
[hen Rechts die Fortdauer des alten ſchlechten befördert haben. 

Indefjen waren alle die bezeichneten Momente nicht binreichend zur wirflihen 
Durdführung der fraglichen Reform. Mochte das Berlangen danach auch nod fo 
lebhaft vorhanden nnd noch fo beredhtigt fein, mochten dazu aud nod fo viele 
technifche Vorftudien und Vorbereitungen gemadt fein 9), und mochte envlih auch 
die Art ver Reform bis in’s Detail lebendig und greifbar vor Augen ftehen, — 
fo hieng die Nealifirung des Wunfches doch fo innig mit gewiffen politifchen 
Berhältnifien zufammen, daß vberfelbe ohne einen bedeutenden Umſchwung dieſer 
Berhältniffe in freiheitlicher Richtung feine Erfüllung nit finden konnte. Es zeigte 
fih eben aud bier die im ver Gefchichte ver Strafrechtäpflege immer wiederkeh⸗ 
rende Erfcheinung, daß die Friminalrechtlihen Inftitutionen im Allgemeinen und 
die Strafgerichtsverfaffung insbefonvere im Innigften Zufammenhange mit 
den politifhen Zuftänden überhaupt ftehe, und daß jede bedeutende Aende- 
rung in jenen Inftitutionen immer- von mehr oder minder tief greifenden politi- 
fhen Beränverungen begleitet fei. Es bedurfte zur Einführung des rheinifd- 
franzöfifhen Strafprocehrehts im dem biesfeits des Rheins gelegenen Deutſchland 
der großen politifhen Bewegung des Jahres 1848. | 

Freilich fehlte e8 auch jetzt troß der vielen Vorzeichen, Borbedingungen, 
Borftudien und Vorbereitungen für die Veränderungen noch feineswegs an folhen, 
die fi dadurch im nicht geringem Grade überraſcht fanden, und zu dieſen gehörten 
nicht blos Laien im Tempel der Themis, fondern gewiß in großer Anzahl Männer 
vom Fade, Theoretifer wie Praktiker. Ihre Ueberrafhung mochte Aehnlichkeit Haben 
mit dem Erftaunen des Heillünftlers, deſſen Patient es gewagt hatte, gegen bie 
Diagnofe und ohne Verſchulden der Fakultät gefund zu werden, 

May nun aud das dermalige Strafverfahren noch manderlei zu wünſchen 
übrig lafien, fo bat es doch den Anfchein, als ob wir in Deutſchland mit dem 
dermaligen Strafproceßrechte auf feftenm Boden angelangt wären, und als ob 
deffen jegiger Beftand — wenn auch mit Meineren Modifilationen — von längerer 
Dauer fein follte. 

11. Geltendes Hecht. 

VI Allgemeine Charakteriftif, Indem wir uns nun zur Betrachtung 
unferes jegigen deutfchen Strafprocehrechtes10) wenden, muß vorerft bemerkt werben, 
daß hier matürlih Feine ausführlihe oder gar bis ins Detail erfhöpfende Dar- 
ftellung zu erwarten fei. Wir müflen uns bier auf eine allgemeine Skizzirung 
und Charafterifirung befchränten, und verweifen, foweit dies nothwendig und mög- 
lich ift, auf andere Artikel in diefem Wörterbuhe, — namentlih auf die Artikel 
„Schwurgericht“ und „Staatsanwaltichaft”. 

Was vorerft den Grundcharakter des neuen franzöfifch-veutjhen Straf- 
verfahrens im Ganzen betrifft, jo wird noch immer barüber geftritten, ob basfelbe 





9) Zu diefen Vorbsreitungen gebören Inöbefondere auch die Tegiälativen Reformverſuche in 
Daden, Würtemberg und Preußen (in den vierziger Nabren), melde auf Einführung 
eines offentlich mũndlichen Echlufverfabrens mit Staatsanmalrichaft (jedody ohne jury) geridhter 
waren. rn der übrigen Reformbeſtrebungen ſ. den Atuikel „Schmwurgericht“, 

10) In Bezug auf dad Detail des geltenden deutihen Strafproceßrechtä kann bier auf deflen 
kritiſche Beleuchtung in der neuen inbaltreihen Schrift von Mittermaier verwiefen werden: 
„Erfahrungen über die Wirkſamkeit der Schwurgerihte in Europa und Amerika“ imoch nicht 
vollentet), Erlangen 16864 und 1865, —— 
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ein Altufations- ober Jnquifitionsprocef fe, — ohne daß man überall 
gehörig bedacht hatte, wie unmöglich eine Berftändigung hierüber fei, wenn man 
nicht genau ausfpricht, welchen Sinn man mit jenen Ausbrüden verbinde. Hätte 
man fih vorher hierüber genau Rechenſchaft gegeben, jo würde wohl mander un- 
nüge Wortftreit erfpart worden fein. 

Wenn nämlich die Einen behaupten, das neue Strafverfahren fei ein An- 
Mageproceß (oder berube auf dem Anklageprincip) oder es müſſe dieſes Princip 
noch entſchiedener durchgeführt werben, fo fann bamit unmöglid gemeint fein, als 
feien die beiden Orundfäge der amtliden Berbredensverfolgung und 
des Strebens nah materieller Wahrheit, ober mit Einem Worte die 
„Dfficialmarime” aufzugeben ober aufgegeben worden, und als feien an 
deren Stelle die Principien der bloßen Privatllage, der formellen oder Parteien⸗ 
wahrheit, fowie überhaupt der privatrechtlichen Dispofitiond« (oder VBerhandlungs-) 
Marime zu ſetzen over bereits gefegt worden. 

Ebenfowenig darf man aber der gegentheiligen Behauptung, daß unfer jegiger 
Strafproceh auf dem Unterfuchungsprincip beruhe und ein Unterſuchungsproceß fei 
und bleiben müſſe, — eine feinplihe Tendenz gegen bie Unerfennung der Rechte 
des Angellagten over aud nur gegen die oben bezeichnete, durch dieſe Rechte 
bedingte Form des Verfahrens unterlegen. Sind aud diefe Rechte und Formen 
im franzöfffh-deutfchen Verfahren noch mehrfach ben Rechten des Staates gegen« 
über nicht in dem gehörigen Umfange anerfannt, fo ift doch vie gleichzeitige und 
gleihmäßige volle Anerkennung ver beiverfeitigen Rechte fehr wohl möglich. 

Wollen nun aber beide Parteien die Anerkennung aller diefer Rechte — wenn 
auch noch im verfhledenem Umfange —, fo ftellt fi der Streit genau betradıtet 
als leerer Wortftreit und bloßes Mißverſtändniß dar, welches von beiden Seiten 
durch Mangel an Präciſion des Sprachgebrauches verfchuldet worden. Die Ber- 
fechter des Unterfuhungsprincips verftanden unter diefem Ausdrucke bald ben 
Grundfag der amtlihen Verfolgung, bald den des Strebens nach materieller Wahr- 
beit, bald endlich ven der Verfolgung im Öffentlichen Interefje überhaupt. Die 
Bertheidiger des Anflageprincips dagegen unterlaffen es häufig, fi darüber aus- 
zufprehen, ob fie unter diefem Ausdrucke den Grundſatz der Gleichberechtigung 
des Augellagten mit dem Ankläger in Bezug auf die Beweisführung oder die aus 
biefem Grundſatze hervorgehende Form des Verfahrens verftehen, — während fie 
gewöhnlich den Unterfuchungsproceß mit dem früheren römiſch-kanoniſch-deutſchen 
Inquiſitlonsproceß identificiren. Der Behauptung, daß durch bie Gefepgebung bes 
Jahres 1848 an die Stelle des Unterfuhungsverfahrens ein Aftufationsprocek 
gefegt worden, liegt der Itrthum zu Grunde, als ob das Auftreten eines befon- 
deren Organes für bie Anklagefunktion und bie Aufftellung formultrter Anklagen 
zur: Untiahme eines. eigenen Principe und einer eigenen Proceßart berechtige. 

Der Uusprud „Anklageproceß“ iſt aus zwei Gründen unpaflend. 
Erftens gibt es überhaupt gar feinen Kriminalproceh ohne (materielle) Anklage, 
und aud die fürmlihe Anklage durch ein befonders hiefür beftelltes Anklageorgan 
iſt mit jeder auch der allerdespotifcheften Procefart verträglih. Es Liegt alfo in dem 
fraglichen Ausprude feine Anveutung des für unfer Verfahren wejentligen Grund— 
ſatzes der Gleichberechtigung des Angellagten mit dem Ankläger. Zweitens enthält er 
aber auch "Feine Anventung ber Örunbfäße der amtlichen Berfolgung (Offictal- 
marime) und des Strebend nad materieller Wahrheit (Unterfuhungsmarime)._ Ex 
ift alſo ebenfo ungenügend und unzutreffend, wie der Ausprud „Unterfudurfg s- 
proceß“, welcher feine Andeutung tes Orundfages der Gleichberechtigung enthält 
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und auf die verfchiedenartigften Proceffe anwendbar ift, wie 3. B. auch auf den 
früheren gemeinen deutſchen. 

Richtig und erfhöpfend bezeichnet ift unfer jegiges Strafverfahren (in feiner 
gehörigen Ausbildung) ein Unterfuhungsproceß mit akkuſatoriſchen 
Formen ober noch genauer — da biefe Formen nicht nothwendig den Grundſatz 
der Gleihberegtigung, wohl aber umgekehrt dieſer Grundfag jene Formen bedingt, 
da in dem Ausprude Officalmarime fowohl vie Verfolgung von Amtswegen, als 
aud das Streben nad materieller Wahrheit begriffen werden fann — ein Dffi- 
cialproceß nad dem Principe der Gleichberechtigung. 

VO. Die Strafjuftizgorgane Was fodann die Strafgeridts- 
organifation beirifft, fo bat man nad unferem Dafürbalten ſehr wohl ge 
than, daß man fih im Allgemeinen dem franzöſiſchen Borbilde angefchloffen !!% 
Die Strafgerichtsverfaffung ift die Glanzfeite des heutigen franzöfifden Straf- 
rechts. Der Fundamentalſatz aller Gerichtsverfaffung, wie überhaupt aller Drgani- 
fation, daß für jede Hauptfunftion ein befonderes der Natur der Funktion ent- 
fprechendes Organ berzuftellen fei, findet fih im franzöfifhen Rechte in befriebi- 
gender Welfe durchgeführt, Die franzöfifhe Strafrechtspflege befigt nach dem in 
richtig getroffenem Maße durchgeführten Principe der Arbeitstheilung oder Rollen- 
trennung befondere Organe für die Anklagefunktion und die Unterfuhungsfuuftion, 
für die Funktion der Entjcheivung über die GStatthaftigfeit einer förmlichen An- 
age ober Strafverfolgung gegen eine beftimmte Perfon, für die Funktion der 
Bertheidigung und für die Bunftion der Urtheilsfällung. Es find endlich die ge- 
eigneten Organe vorhanden, welche auf die gegen richterliche Verfügungen und 
Entſcheidungen erhobenen Beſchwerden diefe Iuftizafte einer entſprechenden Prüfung 
unterwerfen. 

Was vorerft das Anklageorgan betrifft, fo Tann bier im Allgemeinen 
auf den Artikel „Staatsanwalt" verwiefen werden. Die Nothwendigfeit eines. ber 
fonberen Organs für die Anklagefunktion, und zwar ald einer eigenen ftändigen 
vom Ridhterperfonale getrennten Behörde, ift, alenthalben in Deutſchland mit faum 
nennenswertben Ausnahmen anerkannt. Es finden fih auch ſolche Drgane bei 
fümmtlihen Strafgerihten in allen Inftanzen, Der Streit über die Staatsdanwalt- 
ſchaft bezieht fi in der Strafrehtöpflege aud nur auf deren Stellung gegenüber 
der Staatsregierung, insbefondere dem Juftizminifter, gegenüber dem Angeklagten 
und ben Gerichten, fowie auf das fogenannte Anklagemonopol und. die Frage, ob 
der Staatsanwalt aus Dpportunitätsrüdfichten eine Anklage zu unterlaflen beredy- 
tigt fein folle 12), 

Berwirft man das Anflagemonopol und anerfennt man das Recht einer fub- 
fiviären Privatanklage, d. h. für ven Fall einer vom Staatsanwalte ver- 
weigerten Anklage, jo mag es ohne große Gefahr fein, dem flantsanwaltfchaftlichen 
Ermefjen die Unterlafjung einer Anklage aus Opportunitätsrädfidhten an- 
heimzuftellen. Allein auch ohne das Anklagemonopol will es uns nicht gefallen, 


1) Wer die englifhe Gerichtoverfaſſung fennt, wird im Ernfte nicht behaupten, daß die 
ſelbe in Deutſchland nachzuahmen ſei, — wiewohl nicht geläugnet werden fol, daß außer der 
Jury vielleicht noch die eine oder andere einzelne Einrichtung nahabmenewertb fei, 

12) Weber dieje Kragen haben ſich indbciondere die Juriftentage zu wiederholten Malen aus- 
gelaffen und neuerlih 9.9. Holgendorff in einer febr intereffanten Brofhüre: „Die Reform 
dere Staatsanwaltihaft”, Berlin 1864, — fowie Schwarze im einem ſehr 'bemerkendwerthen 
Auffage unter demfelben Titel (mit befonderer Berüdfichtigung der Holtzendorff'ſchen Schrift) im 
Getichtoſaal, XVI. Jahrg. S. 401 ff. 
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ein derartiges ſtaatsanwaltſchaftliches Dispofltionsrecht über die Anklage zu flatuiren, 
indem basjelbe effektiv ein Begnadigungsrecht ift, welches durch bie Privatanflage- 
befugniß wahrfheinlid nur eine fehr geringe Beſchränkung erleiden würde. Legalität 
muß in ber Rechtspflege herrfchen, nicht Opportunität, und die unparteiifche Hebung 
wahrhafter Gerechtigkeit nach den Beftimmungen einer weifen, geläuterten Geſetz- 
gebung wird dem Staate niemals Schaden, fondern immer nur Nuten bringen. 
Fiat justitia, florebit mundus! 

Die Trage, ob die Ausdehnung bes fubflviären Privatanflageredhts über ben 
Kreis der Betheiligten hinaus rathſam ſei, darf wohl unbedenklich bejaht werben, 
wenn man erwägt, daß über bie Statthaftigkeit der Anklage vor der Verhandlung 
von einem Gerichte entſchieden wird. 

Ebenfo ift wohl die Frage zu bejahen, ob den Staatsanmälten in Bezug 
auf ihre Befoldungsverhältniffe die Rechte zu verleihen feien, welche in der Megel den 
Richtern verliehen find, — und es kann wohl aud nur für die Stellung und 
Wirkſamkeit der Staatsanwälte vortheilhaft fein, wenn fie von der Staatsregierung 
und dem Jufttzminifter möglihft unabhängig gemacht werben. Insbefondere ift es 
abfolut unzuläffig, dem Juftizminifter das Recht einzuräumen, dem Staatsanmwalte 
die Erhebung einer Anklage zu verbieten ober zu gebieten. 

Als ein durchaus verwerfliher Reformoorfhlag 1%) muß vie gänzliche over 
theilweife Ueberlaffung der Borunterfuhung an den Staatsanwalt (oder einen 
ftaatsanwaltfchaftlichen Nebenbeamten) bezeichnet werben. Wenn auch dem Staats- 
anmwalte das Recht einzuräumen ift, gewiffe Amtshandlungen zu dem Zmwede vor: 
zunehmen, um fi von der Grundhaftigkeit eines Antrages auf Einleitung einer 
Unterfuchung zu überzeugen, — fo ift dod die Führung ber Borunterfuchung eine 
jelbftännige äußerſt wichtige Funktion, die nicht ohne Gefahr für den Angeſchul⸗ 
digten und bie Rechtspflege dem Anflageorgan oder einem biefem untergeorbneten 
Netenbeamten übertragen werben kann. Die Einwirkung des Staatsanwaltes auf 
den Gang der Borunterfuchung muß auf das Recht, bievon Einficht zu nehmen, 
danach Anträge zu ftellen und allenfalls Beſchwerde zu erheben, beſchränkt bleiben, 
und es ift eine jest kaum mehr beftrittene Meformforderung, daß dem Ungeflagten 
ein mit denfelben Rechten ausgerüfteter rechteskundiger Vertheidiger auch ſchon 
für die Borunterfuchung beigegeben werde 1%). Jegliche Unterordnung des Unter- 
fuhungsridtere unter den Staatsanwalt muß verworfen werben. 

Ebenfo unentbehrlich wie ein befonderer Unterfuhungsrichter ift — abgefehen 
von ben unter dem Numen von Webertretungen, Polizelübertretungen, Frevel u. f. f. 
befannten geringfügigen Straffahen, in denen gar feine förmliche Vorunterfuhung 
ftattfindet — ein befondere® Drgan für die Entfcheivung der Frage, ob nad dem 
Refultate der Borunterfuhung gegen die fragliche Perfon eine fürmlihe und welche 
förmliche Anflage zu erheben fel, — d. i. ein beſonderes Anklagegericht (Ber- 
meifungsbehörbe). Diefe Funktion fann ihrer außerordentlihen Wichtigkeit wegen 
dem Staatsanwalt ebenfomwenig übertragen werben, wie bie Borunterfuhung. Sie 
darf aber auch nicht dem Unterfuchungsrichter anheimgegeben fein, well mit ber 
fraglihen Funktion auch eine Kritit der Unterfuhungsführung zu verbinden iſt. 


* Pe en folhen enthielt die Schrift: „Die Reform des Strafverfahrens in Bayern”. 
nen 1860. 

14) Die Beiziehung eines Bertbeidigerd während der VBorunterfuchung — jebt ſogar 
der neue Entwurf einer Strafproceßordnung für Rußland. S. darüber Mittermaier in 
Holtzendorff's Allg. deutfcher Strafrechtszeitung, 1864, Hefl 9, ©. 454. 
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Dagegen mag es unbeanftandet bleiben, wenn ber Unterfuhungsridhter ſelbſt ale 
Mitglied zu dem für diefe Funktion zu beftellenden Nichterfollegium herangezogen 
wird, Wenn er in diefem falle dem Kollegium ven Bericht zw erftatten hat, fo 
verfteht es fih von felbft, daß ein anderes Mitglied die entſprechende Kontrolle 
übernimmt. 

Am zwedmäßigften ift es, die Funktion des Anklagegerichts in allen Fällen, 
mit Ausnahme jener geringfügigen, wo überhaupt niemals eine Borunterfuhung 
ftattfindet, einer etwa aus 3 Richtern beftehenden Abtheilung desjenigen Gerichts 
zu Übertragen, bei weldem bie Borunterfuhung geführt worden ift !5), 
Es wäre eine bebeutende Erfparung von Zeit und Koften, wenn vie Entſcheidung 
über die Statthaftigkeit einer Anklage in den [hwurgerichtlihen Straffachen ebenfo 
einer jolchen Gerichtsabtheilung (chambre de conseil, Rathstammer, Verweifungs- 
fammer) überlaffen würde, wie in ben bezirks⸗- oder zuctpolizeigerichtlichen (forrel- 
tionellen), — und es ift nicht einzufehen, warum dies bedenklich fein ſollte, da 
boh eine ebenfalld nur aus 3 Richtern besfelben Gerichts beſtehende Abtheilung 
in einer großen Zahl von Straffällen (Vergehen, delits) über Schuld und Strafe 
entfeidet und fehr bedeutende Freiheitsſtrafen (4 bis 5 Jahre) verhängen darf. 
If das franzöfifhe Gefeg vom 17. Imli 1856 zu mißbilligen, weldyes für 
die Bergehensfälle das Anklagegeriht ganz abgeſchafft und deſſen Funktion dem 
Unterfuhungsrichter übertragen hat, fo muß amdererfeit8 auch das in der deutſchen 
Geſetzgebung faft überall recipirte Syftem des zweifachen Anklagegerihts als ein 
unnöthiger Aufwand von Zeit und Koften bezeichnet werben. Die Heranziehung 
der Appellationsgerichte zw der fraglihen Funktion (in ven ſchwurgerichtlichen 
Fällen, erimes), — mit andern Worten. die fogenannten Anflagelammern (ebambre 
de mise en accusation) könnten füglid erjpart werden. 

Bezügli der Frage, ob die Einführung einer Anklagejury wünjdens- 
werth fei, wird hiemit auf ven Artilel Schwurgericht 16) verwiefen. Ebenſo bezüg- 
li der Frage, welhe Organe für vie Funktion der Urtheilsfällung zu be— 
ftelen feien. Zur Bervollftändigung ift bier nur noch auf die empfehleuswerthe 
Einrihtung der Zuziehung von Schöffen zur Wburtheilung ver geringfügigen 
Uebertretungen aufmerffam zu machen. 

Die neuerlih auch aufgeworfene Frage, ob nicht ein aus rechtsgelehrten 
Richterbeamten und Laien zufammengefegtes Gericht dem man den Namen Schöffen- 
gericht beilegen will, dem Gefchwornengerichte vorzuziehen fei, hat zur Zeit für 
diejenigen Länder, in denen das Letztere bereits befteht, keine praftifhe Bedeutung. 
Wenn aud das Inftitut der Jury feine ſchwachen Seiten hat, jo wird doch gewiß 
bie Gefeggebung überall Anſtand nehmen, das glänzend bewährte und das vollfte 


15) Näheres über die verfchiedenen Syſteme der Geſetzgebungen f. in meinem Artifel im 
— Jahrg. 1857, II. Bd. ©. 200 ff. 

16) Seit dem Jahr 1863, in welchem obiger Artikel gefchrieben worden, bat die Jury⸗ 
litteratur in folgenden (zunächſt wohl durch die öfterreihifche und ſächſiſche Juryfrage 
veranlaften) Schriften bemerfenäwertben Zuwachs erfahren: 

v. Hye-Glunek — „Ueber das Schwurgericht”. Sieben Dorträge x. Wien 1864 (gegen 
das Geichmornengericht). 3. Blafer — „Zur Jurpfrage". Wien 1864 (für das Geſchwornen⸗ 
gericht). Schwarze — „Geſchwornengericht und Schöffengericht“ (für lepteres). Leipzig 1864. 
Derfelbe — im Gerichteſaal 1865. XVII, Jahrg. S. 129 ff. Hanke — „Weber das Saulvig 
im Schwurgericht“ in Schmarze’s allg. ®erichtäzeitung, IX. ©. 33 ff. Heinge — „Ein 
deutſches Geſchwornengericht“ 2. Ausg. Leipzig 1865. Derfelbe — „Parallelen zwiliten 
der englifchen Jury umd dem franzöfifchedeutfchen Befchwornengericht”. Erlangen 1864. & v. Bar 
— „Recht und Beweis im Geſchwornengericht“. Haunoner 1865. 
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Bertrauen des Volkes genießende Inftitut abzufhaffen und das gewagte Experi- 
ment zu machen, an feine Stelle eine Einrihtung zu fegen, die noch nirgendwo 
ihre Tüchtigkeit erprobt hat. Die Schwächen des Geſchwornengerichts lennt man 
jet und fann fi danach einrichten; mit dem fogenannten Schöffengerichte müßten 
wir erft wieder neues Lehrgeld bezahlen und würden fie wahrfcheinlid am Ende 
dod wieder abſchaffen. Jedes Menfchenwerk hat feine ſchwachen Seiten; die ber 
Jury werben von den Gegnern gewöhnlich fehr übertrieben dargeftellt. Ihre Bor: 
theile überwiegen weitaus bie Schattenfeiten. | 

VII. Das Berfahren. Das Berfahren felbft kann natürlich nicht in 
allen Fällen und bei allen Gerichten dasſelbe fein. Wo die Aburtheilung lediglich 
durch beſoldete rechtsgelehrte Richterbeamte erfolgt, fällt alles dasjenige weg, mas 
in ben fchwereren Fällen durch die Mitwirfung von Gefhwornen bedingt ift, und 
in den ganz geringfügigen Straffadhen (Uebertretungen, fann das Berfahren noch 
einfacher und fummarifher fein, als in den Straffahen ber mittleren Gattung 
(Bergehen). Während z. B. in den fchwereren ſchwurgerichtlichen Fällen überall 
eine Borunterfuhung abfolut vorgefchrieben ift, fann in den Bergehensfällen 
davon Umgang genommen werben, und ift viefelbe in ven Lebertretungsfällen 
gänzlih ausgeſchloſſen. Ia in biefen Fällen ift es, namentlich wo bloß geringe 
Geldſtrafen gedroht find, unter Umftänden zwedmäßig und den Intereffen des An- 
geſchuldigten entſprechend, fogar auch die Hauptverhandlung ausfallen zu 
laffen und fofort auf die Beſcheinigung der Anfchuldigung, 3. B. wegen Ueber- 
tretung der Hunbeorbnung, vorbehaltlih des Einſpruchrechtes eine Strafe auszu- 
ſprechen. 

Aehnlich verhält es ſich mit der Aufſtellung eines rechtskundigen Verthei— 
digers, die nur für die ſchwereren Fälle als nothwendig anerlannt wird und 
nöthigenfalls von Amtswegen erfolgt. 

Eine weitere Verſchiedenheit des Verfahrens ergibt ſich, je nachdem der An— 
geſchuldigte gegenwärtig oder ungehorſam abweſend iſt. Endlich erheiſcht die 
eigenthümliche Aufgabe des Kaſſationshofes auch beſondere von dem Ver— 
fahren vor anderen Gerichten abweichende proceſſuale Beſtimmungen. 

Was nun vorerſt das gewöhnliche ſchwurgerichtliche Verfahren be— 
trifft, fo iſt die Hauptverhandlung vor ber Aſſiſe in dem Artikel Schwur- 
gericht wohl ausführlich genug befproden worten, um es bier bei einer bloßen 
Berweifung auf bdiefen Artikel bewenden laffen zu können. Die Vorunter- 
fuhung ift hier nicht bloß im Intereffe des Angefchuldigten unumgänglid noth: 
wendig, jondern auch wegen ber Koftfpieligleit des Schwurgerichtsprocefies. Durch 
die Borunterfuhung fol verhütet werben, daß keine grundlofen Anklagen erhoben 
werben; ber Angeflagte fol dadurd Gelegenheit erhalten, feine Vertheidigung in 
der Hauptverhandlung fo gut mie möglich vorzubereiten; es fol endlich baburd) 
die Hauptverhandlung joweit vorbereitet werben, daß fie ohne Unterbredung und 
Bertagung in mündliher Form zu Ende geführt werden fünne, So wenig daher 
die Borunterfuhung foweit auszudehnen ift, daß die Hauptverhandlung zur bloß 
wiederholten Beweisaufnahnme würde, ebenfowenig darf fie in den entgegengefegten 
Tehler der Oberflählichkeit und Leichtfertigkeit verfallen. Sie fol in möglichft 
kurzer Zeit das nöthige Material zur Beantwortung ber ragen zufammenbringen, 
ob ein Verbrechen geſchehen fei und welches, — ſowie ob wegen beöfelben gegen 
eine beftimmte Perfon eine förmliche Anklage erhoben werben könne und vor 
welchem Gerichte. Es genügt aber in allen biefen Beziehungen die Herftsllung von 
Wahrſcheinlichtelt (Wahrfheinlichkeit des Erfolges einer Anklage); es bebarf feiner 
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Gewißheit, obwohl natürlich auch für bie Vorunterſuchung der Grundſatz des 
Strebens nach materieller Wahrheit gilt. 

Was envlih die Formen der Borunterfuhung betrifft, fo fann hier von 
einer öffentlih-mündlichen kontradiktoriſchen Verhandlung nicht die Rebe fein. Die 
Deffentlichkeit der Hauptverhandlung bürgt für die Unparteilichkeit und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit der Vorunterfuhung und macht deren Deffentlichkeit überflüffig, — wo- 
mit jedoch keineswegs dem Angeflagten das Recht der Beſchwerde gegen ben 
Unterfuhungsrihter, nod das der Kenntnißnahme von allen Vorgängen während 
der Unterfuhung durch feinen Vertheidiger in Abrede geftellt werden will. Dem 
Angellagten und feinem Vertheidiger gegenüber ift feine Heimlichkeit geredht- 
fertigt; ihnen gegenüber ift durch die Vertheidigungsintereſſen volle Deffentlichkeit 

eboten. 

R Shriftlide Aufzeihnungen der Ausfagen des Angelflagten, ver 
Zeugen und Sadhverftändigen fowie der Wahrnehmungen des Unterfuchungsridters 
bei Bornahme eines Augenfheins, bei einer Hausfuhung u. f. w. können nicht 
entbehrt werden; fie find nicht nur für das Anflagegeriht und ven Staatsanwalt 
nothwendig, fondern aud für ben Bertheidiger und den der Hauptverhandlung 
vorfigenden Richter. 

Das die Unterfuhungsbandlungen und Mafregeln zur Er- 
reihung der Zwede der Strafrechtöpflege im Einzelnen betrifft, fo fann barauf 
bier natürlich auch nicht einmal kurforifdh eingegangen werden. Es mag bie Be- 
werkung genügen, baß bei der Bornahme aller Unterfuhungshandlungen mit dem 
Beftreben, den Intereffen des Staats und ver Gefellfchaft zu dienen, möglichfte 
Schonung der in Unterfuhung gezogenen Perfon fehr wohl vereinbar iſt. In9- 
befondere fol von ver Verhaftung nur der allernothwendigfte Gebraud gemacht 
und dabei überall mit der Außerften Schonung verfahren werben. 

Daß bei der Uriheilsfällung dad Princip ber freien richterlichen 
Ueberzeugung für die Entſcheidung ver Bemeisfrage zur Herrſchaft gelangt ifl, 
wurde ſchon oben hervorgehoben. Das englifche Beweisrecht (law of evidence) 
beweist aber, daß durch dieſes Princip die Aufftellung von anmeifenden Regeln 
zur Würdigung der Bemeife nicht ausgeſchloſſen fei. Bei uns könnte vie Ausbil- 
bung eines foldyen law of evidence auf dem Wege ver richterlichen Belehrung 
bei dem Schlußvortrage (resume) erfolgen. 

Der Inhalt des Urtheiles des Gerichtshofes (jugement) wird natürlich 
durch den Wahrfpruch beftimmt. Lautet diefer gänzlid) verneinend, fo kann nur bie 
vollftäntige und nicht weiter abzuändernde Freifprehung von ber Anklage (acquit- 
tement) erfolgen. Im alle eines bejahenden Wahrſpruches bewirkt ein Straf- 
aufhebungsgrund (3. B. Verjährung) Freifprehung von der Strafe (absolution). 
In Ermanglung eines Strafaufhebungsgrundes wird burd das Urtheil vie Strafe 
ausgefprodhen. Ein Fallenlaffen der Anflage (ohne förmliches Endurtheil) ift ebenfo 
unftatthaft, wie eine Berbädhtigerflärung bei ungenügenbem Beweiſe (absolutio 
ab instantia). 

Bei der Mitwirkung des Gerichtshofes zur Urtheilsbilbung darf enblich bie 
Kontrolle nicht überfehen werben, welche bvemfelben über den Wahrfprud ein» 
geräumt iſt. Wir vermweifen bezüglich des fogenannten Berichtigungsverfahrens und ver 
Urtheilsausfegung (bei Irrthümern der Gefchwornen zum Nachtheile des Ange- 
Magten) auf den Artikel Schwurgeridht. 

Abgefehen von den dur die Zuziehung von Geſchwornen bebingten Beftim- 
mungen ift ver Bergehensprocef vor den Korreftionalgerihten (Bezirls- 
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gerichten) dem ſchwurgerichtlichen durchaus ähnlich. Auch Hier gelten die Principien 
der Deffentlicgkeit und Mündlichkeit; aud bier funktionirt der Staatsanwalt als 
befonderes Anklageorgan; aud hier wird die Verhandlung durch einen mit diskre— 
tionärer Gewalt ausgerüfteten Präſidenten geleitet und von demfelben die Verhöre 
des Angeflagten, der Zeugen und Sadjverftändigen vorgenommen; aud bier wird . 
die Beweisfrage nad; freier aus den foeben gepflogenen Verhandlungen gefchöpfter 
Ueberzeugung ohne gefetslihe Beweisregeln entſchieden. 

Abweihend vom Schwurgerichtsproceffe hat aber das über Schuld und Strafe 
zugleich entſcheidende Gericht auch für die Beweisfrageentfheivung feine Entſchei⸗ 
dungsgründe anzugeben, nicht bloß für die juriftifhen Beftandtheile des Urtheils. 
i ie Urtheilsform ber fFreifprechung von der Anklage fällt hier weg; 
einfache Freifprehung erfolgt ebenfo im falle des mangelnden Beweifes wie im 
“ Falle eines Schuld- oder Strafaufhebungsgrundes. Das während ber Verhandlung 
anfzunehmende Sitzungsprotokoll bat hier wegen ber (mittelft der Appella- 
tion zu bewerfftelligenden) Anfechtbarleit ver Beweisfrageentfheidung (und wider- 
holten Verhandlung in II. Inftanz) eine höhere Bedeutung, als im Schwurgericdhts- 
procefje. Während in diefem nur ver äußere formelle Gang des Berfahrens zu 
beſchreiben und alle wichtigeren Borgänge vabel zu konſtatiren find, werben im 
forreftionalgerichtlihen Vergehensproceſſe überdies auch alle widhtigeren, in ben 
Vorunterſuchungsakten noch nicht konftatirten Beweife zum Behufe des Vorleſens 
in II. Inftanz aufgezeichnet. 2 

Das Verfahren in den Uebertretungsfaden richtet fich im Allge— 
meinen nad dem Bergehensprocefie. Einige wichtigere Abweihungen wurden bereits 
oben vermerkt. 

IX. Die Urtheilsanfehtung!?). Da die Alte ver Juftizorgane 
aus Irrthum oder mit Abficht fehlerhaft fein: können, fo hat die Gefeßgebung 
dafür zu forgen, daß viefe Alte wegen folder Fehler angefochten und verbeflert 
werben fünnen. Die zu diefem Behufe geftatteten Befchwerben nennt man Redhts- 
mittel, veren Zwed mithin Venderung und Berbefjerung ber 
fehlerhaften Juftizafte if. 

Natürlich hängt aber die Erreichung diefes Zwedes von gewiffen Boraus- 
feßgungen ab, über welde der Geſetzgeber nicht hinwegſehen kann, ohne zu 
Einrihtungen zu gelangen, die nicht miteinander im gehörigen Einklange ftehen, — 
wie wir dies in den Beftimmungen des franzöſiſchen Rechts über bie 
Appellation finden. Bor Allem muß, da die Anfechtung eine Aenderung des an- 
gefochtenen Juftizaftes bezwedt, der Fehler, worauf fi die Anfechtung ftägt, der- 
artig fein, daß ohne denfelben der Inhalt des Juſtizaktes ein anderer geworben 
wäre. Wo nicht einmal die Möglichkeit befteht, daß der fragliche Fehler einen 
alterirenden Einfluß auf den Inhalt ver angefochtenen Berfügung oder Entjcei> 
dung gehabt habe,. mit andern Worten, wo ſich diefer Fehler als gänzlih irre» 
fevant darftellt, da kann aud die Anfechtung feinen Erfolg haben und erjcheint 
daher ein Rechtsmittel unftatthaftl. Es muß aber nicht blos die Möglichkeit eines 
ſolchen Einfluffes des fraglichen Fehlers beftehen, fondern e8 darf aud, da bie 


17) Bezüglich dieſes und des folgenden Abfchnittes verweifen wir des Mäberen auf unfere 
Monograpbie über „Die Rechtsmittel im Strafverfahren”. 2 Abtbeilungen. München 1853 und 
1855. — Bas bier zunächſt nur von den Endurtheilen geſagt, gilt größtentbeild auch von 
anderen gerichtlichen Verfügungen und Entſcheidungen, namenilich auch von den Entfheidungen 
der Anklagegerichte. 
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öffentlichen Juſtizalte bie Ber muthung ber Rihtigleit für fih haben, 
vom Beihwerbeführer überall gefordert werden, daß er feine Beſchwerde mit dem 
Nachweiſe diefer Möglichkeit motivire. Eine gänzlich unmotivirte Beſchwerde, 
d. i. der einfache Widerfpruc, ift mit der Würde der Stantsorgane und der Ber« 
muthung der Richtigkeit aller gerichtlihen Handlungen unverträglid). 

Eine weitere Schranke findet aber die Uriheilsanfechtung an der Natur 
der verſchiedenen Beftenptheile, welde das Geſammturtheil bilden. 
Unter der Vorausſetzung der Herrſchaft des Principe der freien richterlichen Ueber⸗ 
zeugung für bie Entſcheldung ber That- oder Beweisfrage befteht nämlih das 
Gefammturtheil aus zwei mejentlih von einander verfchiedenen Elementen: aus 
ijuriſtiſchen und nicht juriftifhen Entſcheldungen. Der juriftifche 
Charakter einer Entſcheidung liegt in der Subfumtion von beftimmten Thatſachen 
unter einen Rechtsbegriff (oder ein Gefeß), es mag nun dieſer Rechtsbegriff ein 
ſpecifiſch juriftifcher fein, wie z. B. Nothiwehr, Diebftahl, Mord, oder ein foldyer, 
—* Jurisprudenz mit anderen Wiſſenſchaften gemein bat, z. B. Zurechnungs- 

t, 

Eine ſolche Subfumtion oder Dualififation von Thatſachen kommt nun aber 
unter ber oben erwähnten Borausfegung bei ver Beweisfrageentſchei— 
dung nidt vor. Denn wenn auch diefe Entſcheidungen nicht ohne Subjumtion 
von Thatfadhen unter eine allgemeine Regel erfolgen, fo hat body dieſe Megel 
— * juriſtiſchen Charakter, ſondern gehört lediglich der allgemeinen Erfahrung 
und Logik an, 

Der Prüfung einer juriftiifhen Entſcheidung ſteht nun nichts im 
Wege, falls der mit der Beſchwerde anzugehenbe Richter (judex ad quem) außer 
ber Subfumtion and noch die zu ſubſumirenden oder ſubſumirten Thatfachen 
fennt. Da aber mit der Behauptung einer fehlerhaften Subfumtion dem judex a 
quo ein Vorwurf gemacht wird, fo fann die Prüfung der Beſchwerde nicht dieſem 
Richter überlaſſen werden. Sie muß einem anderen Richter Übertragen werben, 
welchem ‚eben deßhalb, weil er über die Entfheidung des judex a quo zu urtheilen 
hat, die Vermuthung einer höheren juriftiihen Imtelligenz beizulegen ift, d. 5. 
einen beſſeren Rechtslenntniß und größeren Uebung in der Rechtsanwendung. Wie 
ſchon das ältere Recht in den fogenannten Oberhöfen eine reinere befjere Quelle 
des Rechts erblidte, fo liegt aud der Herftellung unferer Obergerichte der Ge⸗ 
banfe zu Grunde, daß fie eine höhere juriftifche Intelligenz befigen. Denn ohne 
diefen Gedanken wäre der den obergerichtlidhen Entſcheidungen vor den untergericht- 
lichen eingeräumte Borzug nicht zu erflären. 

Ganz anders verhält es fih mit ven Bemweisfrageentfheidbungen. 
Hier ift zu unterfcheiven zwiſchen dem alle, wo die Unrichtigkeit dieſer Entjchei- 
dung mit neuen bisher noch nicht gewürdigten, weil dem Gerichte unbelannten 
Beweismitteln oder etwa auf Grund neuer relevanter That- 
fadhen bargethan werben fan, und jenen Fällen, wo die fragliche Unrichtigkeit 
bei unveränberter Anklage behauptet wird. 

Erften Falles wäre es ungeredht, die Abänderung der unrichtigen Thatfrage- 
entfheidung zu verweigern, falls nur das behauptete novum wirklich neu, d. 5. 
dem Gerichte bisher unbekannt gewefen und imöbefondere auch die etwaige 
neue Thatſache übervies für den fraglichen Verbrechensbegriff relevant il, Da aber 
in dieſem Falle mit dem Vorbringen eines novum dem Richter gar fein Borwurf 
gemadt wird, jo kann auch viefem unbedenklich die Prüfung der Beſchwerde und 
die wiederholte Urtheilsfällung überlaffen werben. 
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Im Falle ver unveränderten Altenlage bagegen ift unter ber 
oben erwähnten VBorausfegung eine eigentliche Prüfung der angefochtenen Beweis- 
frageenticheidung nicht mögli, und zwar deßhalb nicht, weil e8 für diefe Prüfung 
feinen Maßſtab gibt, und ohne einen ſolchen keine Prüfung denkbar ift. Der Be- 
jchwerbeführer. fann in dieſem Falle wohl behaupten — und vielleicht audy mit 
Recht behaupten — daß die That- oder Beweisfrageentfcheibung umrichtig fe, d. h. 
mit der Wirklichkeit nicht übereinftimme, aber nach weiſen fann er dies nidt; 
er lann nicht zeigen, worin der Richter gefehlt habe; er kann feinen Grund an- 
führen, warum der Richter fih nicht die ausgefprochene Ueberzeugung, fonbern 
eine andere hätte bilden jellen. Ein anderer Richter kann auch auf Grund des 
fraglichen Beweismateriald zu der entgegengefegten Leberzeugung kommen; aber 
bie iſt feine Prüfung der angefochtenen Entfheidung, keine Operation, welche dem 
der Herftellung ven Obergerichten zu Grunde liegenden Gedanken entfpricdt. Die 
obergerichtliche abändernde Beweisfrageentſcheidung hat als ſolche an und für ſich 
gar keinen Vorzug vor der untergerichtlichen. Denn bei der nicht juriſtiſchen Natur 
dieſer Entfheivung ſtehen ſich Obergericht und Untergericht in Bezug auf bie zu 
biefer Entſcheidung erforderlichen Geifteseigenfchaften im Allgemeinen völlig gleid. 
Nur bei gänzlicher Verkennung der zur Zeit wohl allenthalben in Deutſchland 
obmaltenden Berhältniffe könnte man behaupten oder die Bermuthung aufftellen, 
daß die lntergerichte die zu der. fraglichen Yunktion erforderliche Lebenserfahrung 
nit im dem genügenden Maße befigen, wie die Obergerichte. Die Vermuthung 
eines befjeren Menfchenverftandes ber Obergerichte kann wohl nit im Ernſte auf« 
geftellt werben. 

Ja man darf fogar der umtergerichtlihen Beweisfrageentſcheidung ven Bor: 
zug vor der obergerichtlihen zuertennen, wenn man erwägt, daß bie Zuverläffig- 
keit der Zeugenausfagen u. ſ. w. mit der Entfernung von der Zeit der That ab» 
nimmt und daß die pofitiven Rechte bei dem Verfahren in zweiter Inftanz von 
einer konfequenten Durchführung des Principe der Münplichleit Umgang genom- 
men, ja dasſelbe fo Hintangefept haben, daß die unmittelbare Vorführung ver 
Beweiſe geradezu nur ausnahmäameife erfolgt, während in: ver Regel die 
Zeugenausfagen aus ben Borunterfuhungsprotolollen und aus dem in erftinftanz- 
licher Hauptverhandlang aufgenommenen Sigungsprotololle vorgelefen werden, Die 
Berufung am das Obergeriht wegen unrichtiger Thatfrageentfcheivung bei unver- 
änderter Altenlage ift daher eine appellatio a judieo melius informato ad judicem 
male informatum. 

Die Unmöglichkeit einer Prüfung der untergerichtlichen Beweisfrageenticheidung 
erhellt enblih auh aus der Unmöglichkeit der vollſtändig ge» 
treuen Reproduftion des Beweismaterials, wie vasfelbe dem 
Untergerihte vorgeführt worden war. Wollte aud) das Princip der Münblichfeit 
in zweiter Juſtanz ebenfo lonfequent durchgeführt werden, wie in erfter und wollte 
auch eine vollftändige Reproduftion des erftinftanzlihen Beweismateriald bewert- 
ftelligt werben, fo fönnte doch durch die wiederholte Verhandlung ſchwerlich jemals 
genau basjelbe Refultat geliefert werden, während dies doch offenbar die noth- 
wendige Borausfegung für die Prüfung der Richtigkeit der angefochtenen Entſchei⸗ 
bung wäre. 

Ergibt fi hienach aus der Natur der Thatfrageentfcheidung die Unftatt- 
baftigkleit ihrer Anfehtung bei unveränderter Alten- 
lage (ohne nova), jo geht aus vorfiehender Erörterung zugleih die Roth- 
wendigkeitvon zweiverſchiedenen Rechtsmitteln hervor, eines 
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zur Anfechtung juriftifher Entſcheidungen (oder wegen Fehler in der Rechldanwen⸗ 
dung, es fei num wegen eines Berftoßes gegen bie Beftimmungen des fogenannten 
materiellen Strafrechts oder des Strafproceßrechtes), — das andere zur Anfech- 
tung der Thatfrageentfcheidung ex capite novorum. Das erfte lann man Nich— 
tigfeitsbefhwerde, das andere Revifion (Wiederaufnahme ver Unter- 
ſuchung oder des Strafverfahrens) nennen. 

Diefen aus ver Natur der Beftandtheile des Urtheils fich ergebenden Sägen 
entfprechen aber das franzöfifhe Recht und die ihm folgenden deut— 
hen Geſetzgebungen keineswegs im dem erforderlichen Maße. Da das 
engliſche Recht im Bezug auf die Rechtsmittel nit nahahmungswürbig ift, fo 
ſuchte die franzöfifche Geſetzgebung bei der Einführung des neuen Berfahrens in 
ver fraglichen Materie jo viel wie möglih aus dem früheren franzöfifhen Rechte 
zu erhalten, ohne zu bevenfen, daß biefes auf ganz anderen Principien beruhte, 
als das meue Berfahren und daß die Beftimmungen über die Urtheilsanfechtung 
mit dem übrigen Proceßrechte doch in Harmonie ftehen müſſen. 

Das franzdfifche Recht umd die ihm folgende deutfche Geſetzgebung be- 
gnügen fic nicht mit den oben charakterifirten zwei Rechtsmitteln, fonbern ftellen 
zweiverfhiedene Rehtsmittelfyfteme auf: eines für bie ſchwur— 
gerichtlichen und eines für die forreftionalgerichtlihen Fälle. Wegen fehler- 
hafter Gefegesanmwendung (Procei und materielles Recht) wurde für 
ven ShwurgerihtsproceR die Nichtigfeitsbefhwerbe an einen Raffa= 
tionshof gegeben, d. 5. an das Gentrallandesgericht, welches fi blos mit der 
Prüfung der Rehtsanwendung zu befaffen und nad Befund die Beſchwerde zu 
verwerfen ober das angefochtene Urteil zu kaſſiren und die Sache zur wieber- 
holten (gänzlichen oder theilweiſen) Verhandlung und Aburtheilung an den judex 
a quo ober ein demſelben koorbinirtes Gericht zu verweilen bat. | 

Eine Urtheilsanfehtung wegen unrichtiger Beweis- ober That- 
frageentſcheldung iſt in den Schwurgerichtsfachhen nur äußerſt befchränft 
In einigen wenigen Ausnahmsfällen zugelaflen; dem Erforverniffe einer Revifton 
ex capite novorum vom entſprechendem Spielraume ift nicht entfernt Genüge ge- 
leiftet, Abgejehen von jenen wenigen Ausnahmsfällen ift eine birefte Anfechtung 
des Wahrſpruches der Gefhwornen ausgeſchloſſen. Nur indireft kann die Bernid- 
tung eines Wahrfpruches mittelft der Nichtigfeitsbefchwerde wegen eines vor ober 
beiver Bildung des Wahrfpruches vorgekommenen procefjualen Fehlers erreicht werben. 

Hat die Gefeggebung hierin zu wenig gethan, fo gab fie umgelehrt der An- 
fehtung ber Thatfrageentiheivung in ven Korreftionalgerihtsfadhen 
einen zu weiten Spielraum, indem fle unter dem Namen Appellation (Be- 
rufung) für diefe Strafſachen ein befonderes Rechtsmittel ſchuf, welches nicht blos 
wegen fehlerhafter Rechtsanwenbung (juriftifcher Fehler), fondern auch wegen un— 
richtiger Thatfrageentſcheidung bei unveränverter Aftenlage wie ex capite novorum 
ohne alle Beſchraͤnkung zuläffig ift, und in allen Fällen ohne Unterfchied bei dem 
nächſten Obergerichte angebracht werden muß. 

Für die Urtheile der zweiten Inftanz (der Appellationsgerichte) iſt wieber bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde wegen juriftifcher Fehler in verfelben Weife gegeben mie für 
die ſchwurgerichtlichen Erfenntniffe. Eine wiederholte Anfehtung der Thatfrage- 
entſcheidung iſt nicht eingeräumt, ausgenommen es läge einer jener Bälle vor, in 
denen aud gegen ein fchmwurgerichtliches und ein korrektionalgerichtliches Urtheil 
en —— ein Geſuch um Wiederaufnahme des Strafverfahrens eingelegt 
werden Tann, 
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Es fehlt hier der Raum, näher auf die Beftimmungen der pofitiven Mechte 
über bie Urtheilsanfehtung einzugehen. Nur bie Bemerkung möge hier noch ye- 
ftattet fein, daß wenn wir uns für das Aufgeben des Rechtsmitteld der Appella- 
tion erflären, wir dabei von brei höchſt wichtigen Borausfegungen and 
— erſtens daß die quantitative und qualitative Beſetzung der Untergerichte 

nfprud auf Bertrauen ih ihre Urtheile gebe; zweitens daß bei dem Verfahren 
vor dieſen Gerichten fowie bei den etwaigen Vorunterfuhungen bie Interefien des 
Angeſchuldigten fo viel wie möglich berüdfichtigt feien; drittens daß das Rechts— 
mittel der Reviſion (ex capite novorum) in dem erforberlihen Umfange aner- 
faunt ſei. 

Auch ift dabei nicht zu vergeſſer, daß es ſich bei diefer Reformfrage überall 
nur um bie Anfechtung der That- oder Beweisfrageentfheidung (bei unveränberter 
Aktenlage), nicht um eine Anfechtung des Urtheils wegen fehlerhafter Redhtsanmwen- 
bung, — alfo mur um die Befeitigung eines Fleinen Bruchtheiles ber 
fogenaunten Appellation, keineswegs des ganzen Iuhaltes derſelben handelt, und 
dag an die Stelle einer (dur eine Präffufivfrift) zeitlich fehr bejchränkten An- 
fehtung, der Thatfrageentfheidung bei unveränverter Altenlage nah unferen Bor- 
lägen eine zeitlih unbejchränfte Anfechtung ex capite novorum treten würbe. 

Freilich darf dabei auh die Wichtigkeit der Rehtstraft ver Urtheile 
nicht außer Acht gelaffen werben. Allein wenn es auch ſchwierig ift, bie gehörigen 
Schranken des Rechtsmittel der Revifion zu finden und dasſelbe mit der Rüdficht 
auf die Rechtslraft der Urtheile in Harmonie zu bringen, jo ift dies doch feines» 
wegs unmöglid. 

X. Das Ungehorfamsverfahren. Zu den unzwedlmäßigften Be— 
fimmungen des franzöfijhen und neueren deutſchen Strafproceßrechts 
gehören die Über das Verfahren gegen folche, welche der gerichtlichen Ladung nicht 
Folge leiften oder fi der firafrechtlihen Verfolgung durch die Flucht entzogen 
haben — das fogenannte Ungehorfamsverfahren oder der Kontumacialproceß. 

Dos römifhe und frühere gemeine deutſche Recht giengen 
biebei von der ganz richtigen Anfiht aus, daß vie Beweiſe in Kriminaljachen 
heller fein follen, ald das Mittagsliht (probationes in eausis criminalibus luee 
meridiana clariores esse debent) und gelangten folgeridhtig zu dem Grunbfage, 
daß gegen Abweſende fein Strafurtheil zu erlaffen fei (Divi Severi et Antonini 
Magni resceriptum est, ne quis absens puniatur; et hoc jure utimur, ne ab- 
sentes damnentur: neque enim inaudita causa quemquam damnari z»quitatis 
ratio patitur). 

Das verbindende Mittelglied zwifchen viefem Grundfag und jener Anficht iſt 
die Erwägung, daß bie, Aufſchlüſſe, welche der Thäter zu geben vermag, für bie 
Herftellung des wahren Sadverhaltes in der Regel jo wichtig find, daß ‚man an 
der Erreihung dieſes Zieles in Abwefenheit des Thäters zu zweifeln berechtigt ift. 
Der Geſetzgeber ſollte ſich dadurch veranlaßt fehen, zwar den wahren Sadverhalt 
foweit es in Abmwefenheit des Thäters möglich: ift, zu lonſtatiren und das zu Ger 
bote ſtehende Beweismaterial zu fammeln, aber von: ber (fontrabiftorifhen) Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung über die Anklage bis zur Rücklehr des Angeklagten 
Umgang zu nehmen, Er follte ſich hiezu um fo mehr: veranlaßt finden, ala — 
etwa abgeſehen von den nur für leichtere Fälle gedrohten Geldſtrafen — bie 
Kontumacialurtheile (Hreiheitsftrafen) an dem Abweſenden doch nicht voliftredt 
werben Fönnen und bie Füllung eines unvollziehbaren Strafurtheild gewöhnlich 
ven Anſtrich einer deu Anſehen der Strafjuftiz ſchädlichen Lächerlichleit hat, 
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Die Unzwedmäßigfleit der Kontumactalurtheile und die Entbehrlichfeit einer 
beſonderen Kontumacialprocegorbnung (Rontumactalverhandlung) ergibt fi evident 
barans, daß fid der Geſetzgeber — wenigftens in ben fehmereren Fällen — ger 
nöthiget fleht, dem vor Gericht erfchienenen Angeklagten jederzeit (ohne eine 
Präftufivfrift) auf deſſen Verlangen eine neue vollftändige Verhandlung (in ordi- 
nario) und Urtheilsfällung zu gewähren. Der Kontumacialproceß erfcheint daher 
in ver Regel als eine bloße Zeit- und Koftenverfhwendung. 

Nur bei geringeren Vergeben und Hebertretungen iſt es 
zwedmäßig, in Abweſenheit des Beſchuldigten über die Anfhuldigung verhandeln 
und aburtheilen zu laffen. Der wirklich ſchuldige Verurtheilte wird ſich in ber 
Regel gerne dem auf eine Gelpftrafe oder Yeringe Freiheitsftrafe lautenden Kon» 
tumacialerfenntnig unterwerfen. Ift dies nicht der Fall, fo mag er vasfelbe inner 
halb einer beftimmten Friſt entweder fofort mit den im gewöhnlichen Berfahren 
gegebenen Rechtsmitteln anfehten, oder dur das befondere Kontumacialrechts- 
mittel des Einſpruches eine wiederholte Verhandlung und Aburtheilung im feiner 
Gegenwart veranlafien. | 

Benn aber au die Kontumaclalurtheilsfällung in ber Regel etwas Unzwechk- 
mäßiges ift, fo folgt daraus doch feineswegs, daß die Strafjuftiz fih im Falle 
des Ungehorfams blos auf Sammlung und Sicherung der Beweife zu beſchränken 
und aller Maßregeln zu enthalten habe, um den Ungehorfamen vor Gericht zu 
bringen. Es iſt vielmehr eine allgemeine Bürgerpflicht, fi der rechtmäßigen Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit durd den zufländigen Richter zu umterwerfen und 
namentlich deſſen Ladungen Folge zu leiften. Die Berlegung diefer Pflicht berech⸗ 
tiget nicht nur den Staat zu Zwangsmaßregeln, fondern bildet auch für ſich allein 
ein Delitt (Unterlafjungsverbrehen). Als ſolches befondere Delikt kann der . 
horſam während feiner Dauer mit einer Gelpftrafe, ſoweit folhe vollziehbar iſt, 
und im Falle der Nüdtehr des Kontumar auch mit verhältnigmäßiger Breihelts- 
firafe geahndet werden. 

Was die Zwangsmafregeln zur Siftirung des Ungegorfamen betrifft, fo 
fommen bier zunächft die bireften Fahndungsmittel (Vorführung, Verhaftung, Nady 
eile, Stedbriefe, Ediltalladung, Streife) in Betracht. Wo fi aber bieje als vwer- 
geblich darſtellen, da iſt durch das Weſen des Ungehorfams für deffen Dauer die 
Entziehung der bürgerlichen Rechte angezeigt, indem der Genuß diefer Rechte die 
Erfühung der bürgerlihem Pflichten überhaupt und insbefondere der. oben: bezeidy- 
weten Pflicht vorausfegt. Da der Staat die phyſiſche Perſon nicht erreichen kann, 
fo hält er fih an deren NRechtsfähigfeit, legt — foweit dies ohne Schädigung 
dritter ſchuldloſer Perfonen gefchehen kann — auf ihr Bermögen- Beſchlag und 
zen ihr dadurch wo möglich zugleih die Mittel zur Fortfegung des Unger 

orſams. J 

Bon dieſen im Weſentlichen im röomiſchen und früheren gemeinen deutſchen 
Rechte anerlanuten Grundſätzen hat ſich ſchon die deutſche Partikular— 
geſetzgebung vor dem Jahre 1848 bedeutend entfernt. Das öſt er reichi⸗ 
ſche Geſetzbuch von 1803 und die preußßiſche Kriminalorduung von 1806 
ſtellen zwar noch die Regel auf, daß bei ſchwereren Verbrechen der abweſende 
Angeſchuldigte nicht zu verurthellen ſei, und geſtatten eine Verurtheilung nur da, 
wo die Strafe (gegen den Abweſenden) auch wirklich ganz oder theilweiſe vollſtreckt 
werben kann (alſo namentlich bei Vergehen, vie mit Geldſtrafe bedroht find). 
Allein. fie machen von jener Regel: mehrfach durchaus willkürliche Ausnahmen, 
3: B. bei Duellanten. Im ſchneldendſten Widerfpruche fiehen aber mit obigen 
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Grundfägen die Beſſimmungen des baheriſchen Gtrafgefegbudes von 1813, 
Rah dieſen ift ein Kontumaclalurtbeil bei Verbrechen zuläffig, bei Bergehen um: 


zuläjfig. 

Die deutſchen Strafproceforpnungen nad dem Jahr 1848 haben fidh mit, 
wenigen Ausnahmen dem franzöſiſchen Rechte angefchloffen und in allen Fällen 
eine Berhandlung und Aburtheilung in Abmwefenheit des Ungefchuldigten zugelaffen. 
Das Berfahren ift aber verfchieven, je nachdem es fi um einen ſchwurgericht - 
lichen (Berbrechen) oder korreftionalgerichtlihen Fall (Vergehen) handelt. 

Wenn in einem Verbrechensfalle alle Mittel, ven Verdächtigen vor Gericht 
zu ftellen, erfolglos geblieben find, fo wird mit dem Beſchluß auf Berweifung 
votr's Schwurgeriht zugleih die Ediktalladung verfügt. Zu der Kontumacialver- 
handlung Über vie Anklage werden keine Gefhwornen zugezogen. Nach kurzer Be 
zeichnung der Beweismittel zur Durchführung der Anklage werben bie Thatbeftands- 
und Zeugenvernehmungsprotofolle aus den Borunterfuhungsaften vorgelefen, — 
eine Abweichung vom Princip der Münplichkeit, welche an und fir ſich als Koften- 
erſparung wegen ber zweifelhaften Gültigkeit des Urtheils allerdings gerechtfertiget 
erſcheint, aber bei der Unzwedmäßigkeit dieſes Urtheild doch nur eine Halbheit If. 
Entweder — oder; entweder ift die Komtumacialverhandlung zwedmäßig, dann 
ſollte fie aber auch volltommen vom Streben nah materieller Wahrheit beherrſcht 
fein und follten die Richter die Zeugen felbft hören und fehen; — ober fie ift 
unzwedmäßig, dann ift auch fein Richter da, bem bie Zeugenausfagen vorgelejen 
zu werben brauchen. Erfcheint der Berurtheilte fpäter vor Gericht, fo kann er eim 
neues ordentliches Berfahren verlangen. Der in feiner Abwefenheit Freigeſprochene 
kann wegen derſelben That nicht noch einmal angeklagt werben. 

Aehnlich ift das Kontumacialverfahren erfter und zweiter Inftanz in den 
Bergehensfällen (das fogenannte Defautverfahren). Nur findet hier Keine 
Eviktalladung flatt, und iſt das Rechtsmittel des Einfprudes Hier an eine Friſt 
(meift von 8 Tagen) gebunden, nad beren unbenüstem Ablaufe das Rontumacial- 
urtheil in Rechtskraft übergeht. 

xl. Sorge für Berminderung der Berbrehen Noch 
viel widtiger und nothwendiger als die befte Strafproceßordnung ift aber die 
Sorge für Berminderung der Berbreden, — eime Sorge, die jebocd weit 
“mehr die Aufgabe der Schule, Kirche und Staatsverwaltung, ald der Strafredhts- 
pflege iſt. Die Strafe foll und darf zwar ohne Zmeifel die Cigenſchaft der Ab- 
fhredung befigen, wenn auch die Abſchredung nicht zum Hauptzwed der Strafe 
ea werben kann. Allein es ift biebei nicht zu vergeflen, daß die abſchredende 

irkung der Strafe ſchon jegt vorhanden iſt; und wenn auch eine weitere Stei⸗ 
gefung der Ablchredungsfähigkeit der Strafen in hohem Grave wünfdgenswerth 
erfheint, fo darf dieſe Steigerung doch nimmermebhr auf Koften der Humanität 
durch Steigerung des Strafleidens, fondern nur durch Steigerung der moralifchen 
Empfindungsfäbigkeit der Sträflinge, d. i. durch Steigerung * Ehrgefühles, hir 
beigeführt werden. 

DES liegt nun aber wieder gänzlich außerhalb bes Mrachtgebietes ber Straf⸗ 
rechtspflege. Höchſtens kann von dieſer Seite auf die einzelne in einer Strafanftalt 
befindliche Perfon in der fraglihen Rihtung durch Beflerungsbemähungen gewirkt 
werben. Im Uebrigen ift es Sache ver Schule und Kirche, eine allmälige Steigerung 
der Moralität und des Ehrgefühles anzuftreben, und es äft wohl weder gegen die 
— — noch gegen die Kirche ein ungegründeter Vorwurf, wenn be⸗ 


haupiet wird, daß in diefer Beziehung ihr Eifer und ihre Thatigleit noch ſehr 
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viel zu wünſchen übrig laſſen. Insbefondere dürfte es nicht unerfprießlich fein, 
wenn die Geiſtlichkeit in ihrem Lehramte dem umgebilveten Volle gegenüber bie 
und da vielleicht etwas weniger im Fade des Glaubens und etwas mehr in bem 
des fittlihen Handelns verlangen würde, 

Der Staat aber kann nit nur durch Berbefferung des Schulweſens nod 
fehr viel für Verminderung der Berbrechen leiften, ſondern auch durch Hebung 
und Förberung des allgemeinen Wohlftandes, Ein gewiſſes Maß von Gütern zur 
Befriedigung der leiblihen Bedürfniſſe ift conditio sine qua non für ein gejeß- 
mäßiges Berhalten. Armuth ift Überall und jederzeit die Hauptquelle des Ber- 
brechens; für den Obdachloſen und Nahrungslofen haben Staat und Gefeg feinen 
Werth und kein Kompelle. Der Werth von Staat und.Gefeg fleigen mit der Zu- 
nahme des Beſitzes; mit jenem Werthe fteigen natürlih aud die Achtung vor 
dem Geſetze und die Scheu vor Berbrehen. Eine gute Armenpflege, gute Geſund⸗ 
beitspolizei, eine richtige Handeld- und Gewerbegefeßgebung, fowie überhaupt eine 
rationelle nationalöfonomifhe Praris find Gebiete, auf denen eine weiſe Staatd- 
verwaltung noch ſtündlich ſehr Bedeutendes für Verminderung der Verbrechen zu 
leiſten vermag. 

In unſeren dermaligen ſoecialen Zuſtänden liegt in der That ſehr Vieles, was 
Bettina v. Arnim's Wort (in ihrem Königsbuche) zu rechtfertigen vermag: „Der 
Berbreer ift des Staates eigenftes Verbrechen." 

Bon einer befonderen Ueberfiht über die einjhlägige Litteratur und, Gefeg- - 
gebung faun bier wohl Umgang genommen werden. Was die Litteratur be- 
trifft, fo kann auf die beiden Artikel „Schwurgericht“ und „Staatsanwalt" ver- 
wiefen werben; — und was die Gefeggebung angeht, fo bietet die Auf» 
zählung der neuen deutſchen Strafproceßorbnungen in der That weder für dem 
Geiſt noch für das Gemüth irgend eine Anregung oder Erquickung. Wer nidt 
allen deutſchen Sinnes und Gefühles entbehrt, ver fann gewiß nur mit Beträben 
wahrnehmen, wie üppig fortwährend das Unkraut des Partilularismus auf dem 
Gebiete der Strafproceßgefeßgebung wuchert Freilich lehrt die Erfahrung, daß auf 
dem fterilen Boden der beftehenden deutſchen Bundesverfaffung faft alle Be— 
mähungen zur gemeinfamen-Rechtöskultur vergeblih find, und es ift aud nicht 
unfere Meinung, den Borfhlag zu madhen, den Kommiffionen für Civilredht, 
Civilproceß und Nachdruck noch eine vierte für Strafproceß beizugejellen. Aber ' 
enthalten Lönnen wir und nicht, angefihts dieſer Berhältniffe wiederholt auf 
die Nothmwenpigfeit‘ einer baldigen Wiedergeburt Deutſchlands aufmerkſam zu 
machen, Wer da etwa glaubt, es bringe keinen Schaden, wenn jedes Ländchen 
von mehr ald 100,000 Seelen feine eigene Geſetzgebung hat, der vergißt, daß 
die Jurisprudenz, wenn fie nicht elend verfümmern fol, ihre Nahrung aus der 
Wiſſenſchaft empfangen muß, daß. es. aber unmöglid ift, eine herzoglich alten- 
burgifche oder meiningen'ſche Rechtswiſſenſchaft zu Ihaffen.. Die Impotenz unferes 
Bundestages, in. der gemeinfamen Geſetzgebung ift eben ein ſchlagender Beweis, 
daß aud die fogenannten materiellen Interefien von der politifchen Reform. ab- 
bängig find. Baliber. 


Strandrecht. 


So nennt man das Recht, das fi früher die Ufer- und Küftenftaaten auf 
die geſtrandeten Schiffe und Schiffsgüter zufchrieben. 

Schon Antonin verorbnete in ver L. 1. Cod. de naufragiis, daß, ber. laiſer⸗ 

liche Fiskus ſich bei Schiffbrüchen nicht einmifchen, fondern die geftranbeten Sachen 
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ihren Eigenthämern überlaffen folle. In Deutſchland finden wir unter Heinrich VI., 
im Jahre 1190, und bald darauf unter Heinrich VII. eine Rüge bes Gebrauches 
des Strandredts. 1255 -erging Wilbelmi R. sententia de bonis naufragantium 
(Berg, Monum. 4, 371), in ver die alte räuberifhe Gewohnheit als verderblich 
und verabſcheuenswürdig bezeichnet und ihre fernere Anwendung gänzlich unterfagt 
wird. Auch Karl IV. ſuchte das Strandrecht in Deutfchland abzufhaffen. Daß 
indeß al’ diefe Bemühungen ber deutjchen Kaifer ohne Erfolg geblieben find, er- 
jehen wir aus dem Artilel 218 der Carolina, wo das Strandrecht noch unter den 
allgemeinen böfen Gewohnheiten aufgezählt wird. Es galt nicht blos an ven 
Meeresufern, fondern auch an ven Ufern vieler Flüffe (3. B. an der Donau, am 
Main, an der Mofel und am Rhein) und hieß dann Grundruhrrecht oder Laga- 
pum. Mitunter, befonvers an den Küften des baltijchen Meeres, wurbe es mit 
dämonifher Grauſamkeit und Raubluft geübt. Man brachte durch allerlei böfe 
Künfte die Schiffe abfihtlic zur Strandung, lodte fie in ſtürmiſchen Nächten durch 
irreleitende Küftenfeuer, die für Leuchtthürme gehalten werben folten, auf Klippen, 
und vertilgte dann die ganze Mannfhaft, vamit kein Zeuge der verruchten That 
übrig bleibe. Kreß und Böhmer berichten in ihren Kommentaren zur Carolina, 
daß man an manden Küften auch bie Menſchen des ſchiffbrüchigen Fahrzeuges 
fonfiscirt habe und daß die ganze Mannfchaft dem Herrn des Küftenlandes als 
"Sklaven verfallen ſei. So viel iſt gewiß, daß feine Nation fi während bes 
Mittelalters von der Ausübung des ſchandhaften Strandrechts rein erhalten hat. 
Man betrachtete die geflrandeten Sachen wie gefundene Schäge, die zwiſchen dem 
Landesherrn und dem Finder getheitt werden müßten. Eine fpätere mildere Praris 
er dem Eigenthümer oder feinen Erben ein Drittel, das zweite Drittel dem 

andeöheren, das dritte dem Finder. Das heutige Recht kennt nur nod einen 
Anſpruch für Rettung und Aufbewahrung der Sachen (Bergelohn) und kann 
die Ausübung des Strandredhtes nur als Unterfchlagung oder gar (nad Beichaffen- 
heit der Umſtände) als Diebftahl oder Raub behandeln. Berner, 


Suarez, j. Mariana und Suare;. 

&ucceffion, |. Erbrecht, Thronfolge. 

Südamerikaniſche Freiftaaten, f. den Nachtrag am Schluſſe 
des Wertes, 


Die Südfereinfeln und Meufeeland, 


Bom Heftlande Auftraliens haben wir unter biefem Artikel geſprochen. 
Die Infeln des auftvalifchen Archipels, auch die Süpfeeinfeln oder die Injeln 
des ftillen Dceans genannt, find von fo untergeorbneter Bedeutung, daß wir und 
auf eine kurze Ueberſicht beſchränken können, indem wir nur eine ber Infeln, 
Neufeeland, welde durch die ausgedehntere Kolonifation, den Krieg der Eng« 
länder mit der einheimifchen Bevölkerung ber Maoris und die Entvedung ver 
Goldlager dafelbft, im meuefter Zeit ein allgemeines Interefje erregt hat, etwas 
ausführlicher beſprechen. 

Der. ftille Oeean enthält eine Menge vgn Infelgruppen, und zwar in feinen 
weftlihen und ſüdlichen Theilen vie meiften und größten, in den nördlichen und 
öftlichen die wenigften und Hleineren. Man ’/unterfcheivet die hoben, aus Ur- unb 
Mebergangsgefteinen gebildeten vulkaniſchen Infeln und bie Heinen, niebrigen 
Koralleninfeln, Was die Flora betrifft, fo zeigt fih von W. nah D. eine deut- 
liche Abnahme derſelben. Während es ber Meerthiere viele und ſchöne gibt, neh« 

Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbuß. X, 24 
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men die Randthiere von W. nah D. ebenfalls an Zahl der Arten, wie an Menge 
der Inbivipuen ab, und Vögel und Bierfüßer nähern ſich denen Auftraliens. Zwei 
Menſchenraſſen bevölfern vie Infeln. Die eine faft fhwarz, häßlich, auf einer 
niedern Stufe ftehend, wild und beinahe uncivilifirbar, bewohnt den Güpmweften ; 
man nennt fie die melanefifhe Raffe oder Bapuas. Sie find den Urein- 
wohnern von Auftralten und den Auftralnegern am nächften verwandt. Bon lid 
terer Hautfarbe und fhönem, regelmäßigem Körperbau tft die zweite Raſſe, die 
auf einer weit höheren Stufe fteht; fie zeichnet fich durch Vorliebe für vie See 
aus, nimmt befomderd die Fleinen Infelgruppen ein und iſt mit ver malatifdh- 
polynefifhen Raſſe des oftinbifchen Archipels zunächſt verwandt. Man unter⸗ 
ſcheidet zwei Gruppen derſelben, die Milronefier auf den Heinen Inſeln im 
Beten, von vunfler Farbe und mit verſchiedenen Spraden, in Sitten und Ge— 
bräuden der malaiiſchen Raffe näher verwandt, umd die Bolynefier im engen 
Sinne. Der kaufafifhen Rafſe ihren Geſichtszügen umd ihrer geiftigen Begabung 
nad mäher ftehend, nehmen dieſe leicht europätfhe Sitten und Einrichtungen an. 
Troß der großen Entfernung ber einzelnen Stämme von einander find ihre 
Spraden doch nur dialektiſch verſchieden. Alle haben denfelben Schöpfungsmythus 
und bie merkwürdige Sitte, gewiffe Berfonen und Sachen für heillg und una 
taftbar zu erflären. 

Man theilt dieſe Infeln in die ſüdweſtlichen, vie ſüdöſtlichen und die nord⸗ 
öftlihen; die norbweftlihen (die Mariannen und Karolinen) werden paffenber zum 
oſtindiſchen Archipel gerechnet und daher hier übergangen. 

I. Bon den ſüdweſthichen Infelf, die man auf 16—17,000 [IM. 
Fläche ſchätzt, iſt Neu-Guinea, mit einem Umfang von 11,000 [IM. wie 
größte Inſel der Erbe. Sie gehört zugleich zu den reidhften, aber aud unbelaimte- 
ften Theilen der Erde; nirgends find bis jest die Europäer bis in das Imirere 
votgedrungen, felbft die Küfte Ift nur an wenigen Stellm genau erforſcht. Der 
Süden fcheint eben, von großen Flüffen durchſchnitten und mit dichten Urwäldern 
bevedt. Im Innern erheben fih von W. nach D. Berge, die Schnee tragen 
follen; der Boden liefert ſchätzbare Handelsartikel, die Muskatnüſſe, eine Art 
Cinnamomum Feſeh, Sago u. a. Auch an Thieren und beſonders an pracht- 
vollen Vögeln iſt die Infel reich, aber alle diefe Schätze werden noch wenig aus— 
gebeutet. Die Bewohner find rohe Auftralneger, nur im Weften und auf den 
Papuainfeln treiben die Bewohner der Moluklen ſchon feit Jahrhunderten einen 
lebhaften Handel, haben da Kolonien angelegt, fih mit den Auftralnegern gemifcht 
und zum hell Ihre Bildung, an einigen Drten felöft ven Islam eng tt. In 
Folge deſſen machten molnktifche Fürſten Herffcheranfprüde auf die Weſtküſte, 
melde, ſeitdem diefe Fürften unter die Dberhoheit ber Holländer gelommien find, 
auf Tegtere Übergingen. Eine Kolonie, welche die Holländer an der Robobai 1828 
—— wurde der Nutzloſigleit und Koſtſpieligkeit wegen ſchon 1836 wieder 
aufgegeben. 

Wenn unter dieſen Verhältniſſen Neu-Guinea trotz feiner Größe von keiner 
politiſchen und volkswirthſchaftlichen Bedeutung iſt, fo find es die übrigen Iuſeln 
dieſet Gruppe noch weniger und werden daher nur der Bolflänbigkeit wegen auf- 
geführt. E8 find die Apmiralitätsinfeln, vie Lowfiaden mit 12,000 Fuß 
hohen Bergen im Weften, der Archipel Nen+-Britannien; zwei große JZuſeln 
durch den Georgskanal getrennt, mit vielen Heineren, zufammen von 500 [M. 
Fläde und 2—6000 Fuß hohen Bergen, die Salomonsinfeln, die Gruppe 
Santa Cruz, der Archipel der Neuen Hebriden, Reu⸗Caledonien wit 
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2 6000 Fu Hohen Bergen. Bon ver legten geoßen Infel Reufeeland werben 
wir beſonders handeln. 

1. Auch die ſüdbſtlichen Infeln Haben mehr nur ein geogmphifces 
und ethnographiſches Imtereffe, als ein pofitifches, wir erwähnen auch fie daher 
war kurz. Es find 1. die Oruppe Biti oder bie Fidſchiinſeln, durch Korallen- 
riffe unzugängli und daher nur wenig befannt. Man hielt die ſchwarzen Ein- 
wohner für Auftrafneger, die Unterfuhung der Sprache hat aber ihre Verwandt⸗ 
haft mit der hellfarbigen Raſſe gezeigt, mit welcher fie fich gemiſcht haben. Die 
Infeln follen an 200,000 Eimmohner haben. Diefe find ftreitbar, wild und grau⸗ 
fame Menfchenfrefier; dennoch haben einige proteftantifhe Miffionäre (Wesleyaner) 
ih Hineln gewagt, um das Chriſtenthum dort zu verbreiten. 2. Die Gruppe 
Tonga oder die freundlichen Infeln, mit einem 5000 Fuß hohen Berge 
uud einem thätigen Bullan, haben nur 25,000 hellfarbige Einwohner. Durch 
proteftantifhe Miffionäre (Wesleyaner) wurde bier bie heidniſche Religion ver- 
drängt; die Einwohner von Barao im Norben find mit ihrem Fürſten alle Pro- 
teſtauten, die kleineren Fürſten im Suden zum Theil katholifh. 3. Die Gruppe 
Samoa, zum Theil mit mehr als 10,000 Fuß hohen Bergen, foll an 60,000 

arbige Einwohner haben. Auch bier haben proteſtantiſche und fpäter au 
latholiſche Mifftonäre ſich neuerdings ausgebreitet. 4. Die Hervengruppe, 
7 Infeln zwifhen ven Tonga= und Socletätsinfeln mit 12—15,000. Einwohnern, 
tamen Früher mit den Zahitiern in ihrem religidfen Borftellungen überein, find 
aber jetzt durch proteftantifche Miffionäre alle zum Chriſtenthume befehrt. 5. Die 
Societäteinfeln, von Quiros 1606 entbedt, von Eoof 1769 zuerſt grünb- 
lich erforfht und zu Ehren der englifchen Societät ber Wiſſenſchaften benannt, 
11 an der Zahl, werden durch eine breitere Straße in die Windward⸗ und fee 
word» Iufeln ‚getrennt. Sie find von großen Riffen umgeben, hoch und bergig. Der 
Drobena auf Tahiti (Otaheiti), der größten dieſer Infeln, erhebt fi bis zu 
7 ever 3000 Fuß. Das Kltına ift milde, der Boden fruchtbar, der Charakter der 
Eingebornen freumblih und gutmäthig. Ihre Zahl ift unter dem Einfluſſe 
der euxopaiſchen Kultur auf 20,000 herunter gelommen. Hier liefen fi vie erften 
proteftantifchen Miffionäre im Ocean nieder, zotteten aber das Heidenthum erſt 
nad Tangen Anftrengungen aus, Eiferfüchtig drangen dann auch franzöfifche Mife 
ein, erhielten franzöfifhen Schu umd der Staat Tahiti, der die Wind- 
wardinfeln umfaßt, ſteht jegt unter franzöſiſchem Protektorate, und enthält Katho— 
en und Broteftanten, während auf ven Leewardeinſeln die proteftantijche Kirche 
allein befteht. Der Sig der Königin von Tahiti und des franzöflfchen Statthal- 
ters ift Papeete. 6. Die PBerleninfelm, im D. ver vorigen, erftveden ſich über 
20 Langengrade. Man kennt deren 80. Früher unbewohnt, haben fie jett eine 
proteſtantiſche Bewölterutg, bie aus einer Vermiſchung von englifhen Geeleuten 
und Tahitiern hervorgegangen iſt. Die Zahl aller Einwohner des Archipels fol 
jedoch kaum 5000. betragen. 7. Die Menbanar®ruppe, nörbli von ben 
vorigen, 'beieht aus den 5 Marguefas-Infelh im Süden und ven 6 Waf- 
hngtons-In ſeln im Norden, Unter dieſen iſt Nutahiva bie wichtigſte. Die 
Zaſtin haben 3000 Fuß hohe Berge, zum Theil vullaniſcher Natur. Die 25,000 
Ehrwohner,, hellfarbigen Stammes, zeichnen ſich durch Körperkraft und Schönheit 
aus, aber in den vielen Thälern gänzlig von einander getrennt lebend, wurben 
fie in beſtäͤndige Kriege verwidelt und verwilderten bis zur Menfchenfreflerei. Bon 
den Europlern nahmen fie nur das Feuergewehr an. Die Miffion Hatte wenig 
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ober gar feinen Erfolg; doch veranlaßten vie Tatholifhen Miffionäre Frankreich, 
die Infeln in Befig zu nehmen, 

II. Die nordöftliden Infeln beftehen nur aus ven 8 Sandwich-In— 
feln oder Hawaii, melde Cool 1768 entbedte. Alle find fehr hoch, mit Bergen 
vullanifher Natur. Die öftlichfte Infel Hawali bildet im Inneren eine Hochebene 
von 3—4000 Fuß, mit dichten Wälbern, auf welcher fih vullaniſche Gipfel über 
12,000 Fuß body erheben. Die Infel Dahu, die bis 3—4000 Fuß fi erhebt, 
bat den einzigen Hafen in der ganzen Gruppe Honolulu (210 19° Br. 2010 
58° 8). Die Einwohner, vom hellfarbigen Stamme, find bildungsfähig und kunft- 
fertig; haben aber frühzeitig auch europäiſche Lafter angenommen, da bie günftige 
Lage diefer Infeln auf dem Seewege zwifchen Amerika und China fie in häufigen 
Berkehr mit europäiihen Schiffen bradte. Miffionäre aus Nordamerika befehrten 
die Infulaner zur proteftantifhen Kirche; aber katholiſche Miffionäre drängten fid 
unter dem Schutze franzöfifher Kriegsfhiffe auch Hier ein und wanbten einen 
Theil ver Bevöllerung ihrer Kirche zu. Nur die wechfelfeitige Eiferfucdht der See⸗ 
mächte bat bisher den Infeln ihre Unabhängigkeit erhalten. Dan rechnet 120,000 
Einwohner, nad anderen Angaben nur 70,000 mit Einfluß von 2700 Fremden. 
Honolulu, die Reſidenz des Königs und ber erfte Hanbelsplag ber Infeln, fol 
10,000 Einwohner haben. 

Neu⸗Seeland. 

Dieſe Inſelgruppe, 1642 von dem Holländer Tasmann entdedckt, aber erſt 
von Cook 1769 aufgenommen, erhebt ſich einſam und iſolirter als irgend ein 
anderes Land von gleichem Umfang, inmitten der größten Waflermafie der Erbe. 
Zwei Meeresarme, die Cooksſtraße im N. (410 Br.) und die Foveaurſtraße im 
©. (469 40' Br.) trennen Neufeeland in drei ber Größe nad verſchiedene Theile: 
die Norbinfel, die Sübinfel und die Heine Stewartinfel, deren Gefammtarenl nad) 
Sydow 4905 deutſche IM. bebedt. 

Eine große Gebirgskette durchzieht fie der Länge nad, nur durch die beiden 
erwähnten Straßen durchbrochen. Die großartigfte Entwidlung erreicht das Ge⸗ 
birge auf der Süpinfel, wo die Südalpen im Mount Cost, defjen Gipfel mit 
ewigem Eis bebedt ift, faſt bis zu Montblanc's Höhe auffteigen; nah W. fällt 
das Alpengebirge fteil ab und fein Hafen gewährt dem Seefahrer Schug. Anders 
im D. Hier findet man 3—9000 Fuß hohe trachytiſche Kegelberge, mit ausge- 
dehnten Ebenen und Alluvialflähen dazwiſchen. Auf der Norbinjel erreihen bie 
Berge nur 5—6000 Fuß. Auch Hier find vullanifche Bildungen und es fehlt 
nit an fochenden Duellen, bampfenden Fumarolen, Solfataren und brodelnden 
- Schlammteffeln. Die vullanifchen Kräfte der Tiefe, die es ſchon jet nicht mehr 
zum Erguffe feurig-flüffiger Lava bringen, feinen im Erlöſchen begriffen zu fein; 
bob muß man nad den Beobachtungen ber legten 22 Jahre auf ein heftiges 
Erbbeben alle 6—7 Jahre gefaßt fein. 

Die Flora Nen-Seelands ift beſonders reich an Krhptogamen; von dem 
Phanerogamen find mehr als 2/, Nen-Geeland eigenthümlih und nur !/, hat es 
gemein, beſonders mit dem aufßertropifchen Auftralten, dann mit Süd⸗Amerila, 
auch mit Europa. Es bildet daher die Flora eine eigenthümliche botauiſche Pro- 
vinz von einer gänzlich frembartigen Vegetation mit einer Weberfülle von Farren⸗ 
fräutern nnd buſchartigen Gewächſen, mit einer Armuth an Wiefen und Gräfern 
und einjährigen Blüthenpflanzen, daher an Blumen. Auch der Wald zeigt vor 
waltend Farren; die ebenfalls zahlreichen Nadelhölzer weichen in Geftalt und 
Habitus gänzlih von denen der nördlichen Hemifphäre ab, Die Palmen erinnern 
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an tropiſchen Wald. Biele Waldbäume liefern ausgezeichnetes Nugholz; unter ben 
Baferpflanzen ift der neuſeeländiſche Flachs (Phormium tenax) vor allem hervor- 
zubeben. Er dient den Eingebomen zu dem mannigfaltigften Gebrauche und Millio- 
nen Acres find damit bebedt. Er gebeiht bis 5500 Fuß hoch, am üppigften in 
der Nähe von Sümpfen und Flüffen, auf feuchten Alluvialboven. Da werben 
die Blätter 10—12 Fuß lang, die Blüthenfhäfte 16-20 Fuß body bei zwei 
und drei Zoll Dide. Die Stärke der neuſeeländiſchen Flachsfaſern ift nach Lindley 
23, während die des europälfchen Flachſes nur 16, die tes europäiſchen Hanfes 
nur 11 beträgt. Die Ausfuhr diefes wichtigen Artilels war bis in bie neuefte 
Zeit unbedeutend, weil die Erfindung einer Mafchine zur reinen Darftellung der 
Flachsfaſer in großen Quantitäten für die Ausfuhr, trog ber von ber englifchen 
Regierung ausgefegten Prämie, erft im Jahr 1860 geglüdt ift. 

Die Fauna zeigte urfprünglid einen faft gänzlihen Mangel an Land— 
fäugetbieren, nämlich nur die Fledermaus, eine Heine einheimifche Ratte, die von 
der europälfchen bereits verbrängt zu fein fcheint, und den eingebornen Hund. Bon 
den Europäern find indeß unfere Hausthiere: das Pferd, der Efel, das Rind, 
das Schaf, das Schwein, der Hund und bie Kate eingeführt. Rinder und Schweine 
find an mehreren Stellen verwildert. Die Wilpfhweine fanden in ben Farren⸗ 
wurzeln eine reichliche, vortrefflihe Nahrung und haben fi enorm vermehrt. An 
Fiſchen find die Buchten und Küften fehr reich, die Süßwaffer-Seen und Flüffe 
aber arm am Arten. Unter den Vögeln waren einige flraußartige Rieſenvögel, die 
bereits dem Ausſterben nahe find, diefem Land eigenthämlid,. 

Erſt feit kurzem ift der Goldreichthum Neu⸗Seelands entbedt, nachdem 
man durch die Auffindbung der Schäge in dem benachbarten Auftralien auch hier 
anfmerffam geworben war. Umnbebeutend ift bis jegt bie Ausbeute, bie auf ber 
Nordinſel gewonnen wurde. Auf den Süpinfeln machte man die erften Verſuche 
1856 in Biggs-Gully, 18 Meilen von der Stadt Nelfon. 1857 entvedte man 
auch Gold im Aorere⸗Diſtrikt und im Mai waren fhon 1000 Goldgräber dort 
befchäftigt. Die ganze weftlihe Abdachung der Haupiri-Kette vom Clarke⸗Fluß im 
©. bis zum Parapara im N. auf 40 engl. DM. Fläche ift ein Goldfeld. 
Hochſtetter meinte, das noch zu erzielende Gefammterträgniß besfelben auf 221/, 
Millionen 2, berechnen zu können, und wenn es auch nit den auftraliihen und 
kaliforniſchen Rejchthum verſprach, fehlen es ihm doch einer umfaffenden Ausben- 
tung wertb. Auch hatten fi im Sommer 1860 bereits zahlreiche Geſellſchaften 
gebildet. Noch bedeutender waren die Entvedungen in der Provinz Otago. Hier 
waren Ende Juli in Gabriels-Guly am obern Tuapela bereits gegen 2000 Gold- 
gräber bejhäftigt; daneben wurde Munroes-Gully entdedt. Im September hatten 
auf bem Dtagogebiet 4000 Gräber (mit Frauen und Kindern 12—16,000 Ber: 
fonen) einen Ertrag von 10,000 Unzen mwöchentlih. Da die Goldfelder Auftra- 
liens ſchon etwas überfegt waren, fo ſtrömten aud von da Goldgräber herbei, die 
ihre Erfahrungen und Kenntniffe mitbradhten. Die Entdedungen erweiterten fid) 
noch und jest bildet das obere Duellengebiet des Tuapela, Waitahuna und Wai- 
port ein Golvfeld von 400 engl. IM. Fläche, das Raum hat für 50,000 Gold⸗ 
gräber. Im Januar 1862 betrug die Gefammtausbente 250,000 Unzen, etwa 
1 Million 8. im Werthe. 

Die Kohlenfrage iſt durch die Golbfrage verbrängt; aber die Kohlenfelder 
Neu-Seelands werben feine Goldfelder lange überdauern. Schon jet ift das 
Kohlenbedürfniß auf der fünlichen Hemifphäre ein foloffales. Das auſtraliſche New- 
Caſtle, 60 SeeM. nörblih von Sidney in New-Gouth-Wales, befhäftigte ſchon 
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900 Berglente, die 1860 350,000 Tonnen gewannen, Seit vielen Jahren wußte 
man, daß aud die Norb- und Süd- Inſel Neu-Geelands Kohlenablagerungen ent» 
halten, worüber Hochftetter Näheres berichtet; doch ſteht die Ausbeutung erft 
noch bevor. 

Die einheimifhe Bevölterung, die Maori’s Neu-Seelands, gehören zu 
ber hellen Raffe. Sie hatten eine eigene Schöpfungs-Sage, an bie fi Entdedungs 
und Eimwanderungs-Sagen anichloffen; fie wollten von Hawaili, im Oſten oder 
Norboften von Ren-Seeland, ausgegangen fein, nah Einigen 1300 n. Ehr., nad 
Andern 1300 v. Ehr., aber Schirren I) hat gezeigt, daß dieſe Wander-Sagen ebenfo 
mythiſcher Natur find als die Schöpfungs-Sagen und daß Hawaili nicht eime geo- 
graphifche, fondern eime mythiſche Bedeutung hat umd die Unterwelt beventet, vom 
wo die Ahnen herftammen und wohin bie Seelen ver Abgeſchiedenen zurücklehren. 
Der Manimytho8 erftredt fi Über bie ganze polymefifche Infelmelt und er, wie 
bie gemeinſchaftliche Sprache, zeigt die urſprüngliche Einheit der Polyneſier. Die 
Süd-Infel ſcheint erfi von der Norb-Infel aus bevölfert worden zu fein. Die ein- 
geborene Bevölkerung ift in fichtlicher Abnahme begriffen. Zu Cools Zeit rechnete 
man noch 100,000 Geelen, 1859 nur nod 53,000 auf ver Rord- und 2283 
auf der Süd-Infel 1838 war eine Anzahl durd einen europälſchen Schiffslapitün 
nad) den Chatams-Inſeln übergeführt worden, wo fie die Urbemohner zu Sklaven 
machten; man rechnete da 1859: 500 Maoris. Auch die Maoris fterben aus umb 
das engliſche Blaubuch urtheilt wohl viel zu Kane, wenn es erft um bad Jahr 
2000 ihr Ausfterben annimmt, die europälihe Bevölkerung aber dann von 
84,000 Seelen im Jahr 1860 auf eine halbe Million angewachſen fein läßt. 

Als die Europäer Neu-Seeland entvedten, lebten die Maori® in Dörfern in 
geräumigen Hütten aus Holz und Schilfflechtwerl, mit Funftvollen Holzjchnigereten 
verziert, bie nur mit fleinernen Meißeln und Aerten ausgeführt wurden. Die 
Dörfer waren durch Gräben und Palifaden gefhägt. Die Maoris bauten ſüße 
Kartoffeln, Taro und Melonen; Fiſchfang und Jagd gewährten den fibrigen 
Lebensunterhalt. Aus den Faſern des nenfeelänpifhen Flachſes flochten und webten 
fie Matten und Mäntel, fürbten fie mit verfchiedenen Arten Baumrinden und 
Wurzeln, und putzten fich mit den Federn der Gee- und Landvögel. Ihre Relt- 
gion war ein Polytheismus, doch ohne Gögenbilder und Tempel; das Belt in 
viele einzelne Stämme getheilt, unter Häuptlings- Familien, die in Polygamie leb⸗ 
ten. Es gab 6 Mangllafien, ver Boden war Gemeingut des ganzen Stammes; 
die Jugend wurde in fpartanifcher Zucht erzogen. Die fortwährenden gegenfeitigen 
Fehden, in welchen die einzelnen Stämme mit einander lebten, machten fie krieger 
riſch, verwilderten fie aber aud; die Menfcenfrefierei, in Folge von Nacheburft 
und Haß, vielleiht auch urfprünglid aus Noth entſtanden, war zur Zelt der Eat · 
dedung auf den Kulminationspunft gelangt, Die Einführung der Schweine, der 
europäifhen Kartoffeln und Getreidearten durch die Seefahrer zu Ende des vori- 
gen Jahrhunderts hat der Noth gewehrt, und die wohlthätigen Einflüſſe bes 
Chriſtenthums haben die wilden Sitten gemildert; 1843 fol der letzte wirkliche 
Fall von Kannibaliemus vorgelommen" fein. Die Hälfte der Einwohner iſt von 
Miffionären ber englifhen Hochlirche befehrt; die andere Hälfte von Wesleyanern 
und römifch-tatholifhen Miffionären. Durd die Miffions- und Vollsſchulen ge- 
bildet, Können bie meiften lefen und fchreiben, und haben Kenntniffe von Geogra=- 
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phie und Geſchichte. Ihre Hauptbefchäftigung ift-Aderbau und Viehzucht, doch 
treiben fie auch Gewerbe und Handel; vie Küftenihifffahrt ift meiftens im den 
Händen ber Eingebornen. Über die Früchte der europäifchen Kultur gereichen den— 
felben nicht zum Bortheil. Früher arbeiteten 20 und 30 auf einem Acker, jetzt 
geht da der Pflug und vie 20 oder 30 figen um den Ader, laden und fcherzen, 
effen .und rauchen und meinen, ber Europäer habe alle folhe Dinge nur erfunden, 
um nicht arbeiten zu. müffen. Früher fertigten ihre rauen Mäntel aus neufee- 
ländiſchem Flachs, die bei großer Dauerhaftigkeit gegen Regen und Kälte fchügten; 
jet find die englifhen Wollendeden, vie nur unvollftändigen Schu gewähren, 
die-Urfache der vielen Brufttrankheiten und rheumatiſchen Uebel. Auch ver zuneh- 
mende Kartoffelgenuß, flatt der mahrhafteren früheren Koft, hat zur phyſiſchen 
Entartung der Raſſe beigetragen. Zu fol; oder zu faul, um bei Europäern Dienfte 
zu nehmen, lungen viele in den Straßen und Wirthshäufern herum und ver- 
lommen. 

Die Maoris ſagen ſelbſt: „wie der Klee das Farrenkraut tödtete, der euro— 
paiſche Hund den Maori⸗Hund, die Maori-Ratte von ber Paleha⸗Ratte vernichtet 
wurde, ebenfo wirb auch unſer Bolf von den Europäern verdrängt und vernichtet 
werben.” Gie haben in ber legten Zeit noch einmal fi gegen bie Engländer aufs 

erafft und an bie Gründung eines Maori-Staates gedacht. Im Mittelpunkte ver 

Sufel entwarfen die mächtigen Wailatos-Stämme den Plan, einen Maori-König 
zu wählen, ber englijchen Regierung fein Land mehr zu verlaufen und dadurch 
der weiteren Ausbreitung europäljcher Kolonien auf Neu-Seeland Einhalt zu thun. 
Da kein Saatenwechſel und auch feine regelmäßige Düngung bei den Eingebornen 
ftatifinbet, fo erſchöpft fh der Boben nah 3—4 Erndten und fie bebürfen baber 
viel Land zum Anbau; man rechnete auf jeven Kopf einen Acre. Dos Land ift 
Gemeingut, wie Luft und Waffer, aber nur fo lange, als ein Stamm es offupirt. 
Schon vor ber Einwanderung ber Europäer führte dies zu endloſen Streitigfeiten 
und blutigen Kriegen, Diefe mehrten fih noch nad der Kolonifation. Anfangs 
gaben die Häuptlinge oft ganze Grafihaften gegen ein paar Pfund Tabak oder 
einige Werkzeuge bin. Nach dem Bertrage zu Waitangi zahlte die englifche Regie- 
zung ben Eingebornen durcfchnittlih 1 Sh. für einen Acre. Sie meinten aber 
jetzt, es ftehe nirgends im ber Bibel gefchrieben, daß fie einen Acre um einen 
Schilling verkaufen müßten. Die Regierung aber braudte Land für die täglich 
anlommenden Einwanderer. Bon den 80 Millionen Acres hätte fie genug für 
ihren Bedarf erwerben und dabei zugleich die Lage der Heimen Zahl von Ginge- 
bornen verbefiern können, wenn fie durch einen neuen Bertrag biefen das nöthige 
Land in reichlichem Maß als umveräußerlihes, erbliches Eigenthum ber einzelnen 
Bamilien zugewiefen und garantirt hätte; die Regierung verfäumte aber den rich⸗ 
tigen Zeitpunkt, 

Dem erften im Jahr 1857 gewählten Maori-König Potatao folgte fein 
Sohn gleihen Namens. Nun gab ein Landverlauf in ver Provinz Taranali an 
der Sünweftfüfte ver Norb-Infel Anlaß zu Feindſeligleiten, woran ſich aber ver 
König noch nicht betheiligte. Ein Eingeborner hatte der Regierung 600 Aeres ver- 
kauft; ein Taranali-Häuptling widerſetzte fich dem, meil jener fein Recht habe, ohne 
feine Einwilligung Laud zu verlaufen, und hinderte die von ber Regierung ausge 
ſchidten Feldmeſſer; als dieſe aber unter dem Schuge engliiher Truppen Mitte 
März 1860 die Bermeflung dennoch ansführten, nahm er Nachts das Grundftüd 
im Befig und befeftigte e8 durch Erbwerle und Palliſaden. Mehrere Angriffe der 
Engländer mißlongen, Die Engländer hatten eine Streitmacht pen 2500 Mann, 
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waren mit allem Kriegsbedarf ansgerüftet, erhielten aber doch Schläge. Die Ein- 
gebornen waren durch Ihre Spione Immer von den Stellungen des Feindes unter- 
richtet, während es ihnen ſchwer wurbe, Über bie Bewegungen der Maoris ſichere 
Nachrichten zu erhalten. Nicht auf offenem Felde, in Reihe und Glied, traten dieſe 
den Pinientruppen entgegen, fondern hinter Erdwerken verftedt ober durch das 
Dickicht des Waldes geſchützt, erwarteten fie den Feind, bis die gejchloffenen Linten 
der Rothröcke nahe genug waren, um ein mörberifches Feuer auf fie zu eröffnen. 
Gleich darauf verfhwanden die Maoris fpurlos im Bufh und Wald. Anfangs 
beſchränkten fid die Feinpfeligkeiten auf die Provinz Taranafi, dehnten fi aber 
fpäter weiter aus, zumal die Miffionäre und Richter den Eingebornen nit Un- 
vet gaben. So begann Mitte September 1860 der Kampf blutiger als zuvor. 
Auftralien hatte ſchon im September Schiffe und 1500 Mann gefandt und Eng 
land fandte von Indien aus Hülfstruppen. Aber auch die Maori's fanımelten 
immer neue Schaaren und bedrohten felbft die Stadt Plymouth mit 400 Mann, 

Im März 1861 trat eine Waffenruhe ein, aber bald ermenerte ſich der 
Kampf und währte fort bis 1864. Am 25. Juli 1864 unterwarfen fi bie 
meiften ber eingeborenen Häuptlinge, verpflichteten fi zur Unterthanentreue und 
überließen dem Gonverneure ihr Land zur Verfügung. Eine Proflamation bes 
Gouverneurs Grey vom 6. Auguft erflärte: jeder folle möglihft in einer ſelbſt 
gewählten Gegend für ſich und feine Finder dand angewiefen erhalten, über ben 
Reſt folle fpäter verfügt werben, doch follten jedenfalls drei Biertheile ihres Ge- 
bietes ihnen bleiben, und wegen ihrer anerfennungswerthen Kriegführung, bei ver 
fie die Gefangenen und Bermundeten weber ermordet, noch mißhandelt hätten, 
follten ihnen ſelbſt Saatlartoffeln und Mittel zu ihrem Unterhalte gewährt wer 
den. Ein dauernder Friede ift jedoch auch mit diefer Uebereinkunft nicht Hergeftellt 
worden. 
Neu-Seeland iſt gegen die raſche und glänzende Entwidlung anderer eng- 
lifcher Kolonien weit zurüdgeblieben. Cook hatte das Vertrauen der Maoris ge- 
wonnen, fie hielten die weißen Menfchen für höhere Wefen; aber die rohe Bru- 
talität des franzöſiſchen Kapitän de Surville 1769 gegen die Eingebornen zerſtörte 
dieſen Glauben bald; der Kapitän Marion, der 1772 bie Infelbay befuchte, wurde 
mit 15 feiner Leute heimtüdifh überfallen, ermordet und aufgegeffen. Die grau« 
fame Züchtigung diefer Gräuelthat erregte einen unauslöfhlihen Haß der Einge 
bornen gegen bie Franzoſen und die erften Decennien nah Cool waren nur eine 
Reihe blutiger Konflikte zwifchen ven wilden Kannibalen und ben ruchlofen Re 
präfentanten ber europälfchen Giviltfation. Neu⸗Seeland galt daher in Europa 
lange nur für ein Land blutbürftiger Menfchenfrefier. Rohe Walfiiäfahrer, ent- 
faufene Sträflinge aus ven benachbarten Straflolonien, Abenteurer, Glüdsritter 
und Schwindler aller Art führten bier mit Maori-Weibern ein ſcheußliches Leben, 
ohne Geſetz, Recht und Religion. Eingeborne wurden erfchlagen, um ihre Schäbel 
für europälfhe Sammlungen nah Sidney zu bringen. Jedes Haus war ein 
Branntweinfhanf. Erft mit Samuel Marsden, dem Apoftel ver Südſee, begann 
1814 eine neue Wera durch die Gründung der Miffion. Die Miffionäre wurten 
die Pioniere einer friedlichen Kolonifation, aber ihre Wirkfamfeit wurde nad 7 
Jahren dur den Häuptling Hongi unterbroden. Die Miffionäre meinten ihn 
befehrt zu haben und brachten ihn 1820 nad London, wo er der Löwe des Tages 
war und König Georg IV. ihm eine vollftändige Ritterrüſtung ſchenkte. Allein 
beimgefehrt, fette Hongi alles was er befaß, in Sidney gegen Waffen und 
Schießbedarf um, brachte ein Heer von 3000 Mann zufammen, das er mit 
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Feuergewehren verfah und wollte fi zum König von Neu-Seelanb machen. Jedem 
Stege folgten die fheußlihften Kannibalenfefte. Im Jahr 1828 ftarb Hongi, von 
einer Kugel getroffen. Die feinvfeligen Stämme waren jeßt gefhwädt und bie 
Mifflon nahm nun einen neuen, höheren Auffhwung. Schulen wurden gegrlindet, 
die Eingebornen lernten leſen und jchreiben und machten ſich befonders mit ber 
bibliſchen Geſchichte und Geographie befannt; ver Kannibalismus hörte auf; Ader- 
bau, Viehzucht und nützliche Gewerbe wurden betrieben. 1835 erlangten vie Mif- 
flonäre die Anerkennung Neu-Seelands als einer Konföderation ber vereinigten 
Maori-Stämme; die europäifhe Bevölkerung war damals noch nidt über 1200 
Seelen ftarl. Da gründete 1836 E. ©. Wakefield in London bie New-Zealand- 
Affociation mit großartigen Kolonifationsplänen und der Baron Earl v. Thierry 
fuchte fi) 1838 zum König von Nulahira aufzuwerfen. Beiden widerfegten ſich 
die Miffionäre, mit Hülfe der „Land-Haien“ aus Auftralien, die um wollene 
Deden und Tabak von ven Eingebornen ganze Grafſchaften kauften. Doch wurbe 
von ber Neu-Seelands-Rompagnie 1839 die erfte Anflevlung Wellington gegründet. 
Mit Hülfe der Mifftonäre fhloffen die Engländer 1840 zu Waltangi mit ben 
Eingebornen einen Bertrag und Neu-Geeland wurde nun eine felbflänbige Kolonie 
der brittifchen Krone und Kapitän Hobfon in der Hauptſtadt Audland der erfte 
Gouverneur. Aber ein Artilel des Vertrages führte zu Nechtöftreitigkeiten mit ven 
Eingebornen, zu Morb und Krieg; dazu kamen Zerwäürfniffe zwifchen der Koloni⸗ 
fationsgefellihaft und ver Regierung, Streitigkeiten zwifchen biefer und den Mif- 
fionären, gegenfeitige Anfeindungen ber verſchiedenen Miffionen unter fi und eine 
ſchlechte ltung, bis Sir George Grey als Gouverneur (1847 - 1868) 
beſſere Zeiten herbeiführte und zuletzt noch die Konſtitution für Neu ⸗Seeland 
verlündete. So war bie europälfhe Bevöllerung 1861 auf 83,919 Seelen ge- 
fliegen. Den Gouverneur ernennt bie Krone, Er bat ein verantwortliches Mini« 
flerium und ernennt die Mitglieder des Oberhaufes (gegenwärtig 20) auf Lebens⸗ 
zeit; das Unterhaus (jest 40 Mitglieder) wird alle 5 Jahre gewählt. Nach dem⸗ 
felben Schema hat jede Provinz ihren eigenen Provinzial-Gouverneur und ihr 
Provinzial-Parlament, beide auf 4 Jahre von den Koloniften gewählt. Solder 
Provinzen waren urfprünglih 6 und find jet ſchon 9. Jeder Diftrift, der wenig- 
ſtens 500,000 Ader Fand mit 1000 Einwohnern und einen Zollhafen umfaßt, 
bat das Recht, fi von der allgemeinen Berfammlung zu einer felbftändigen Bro» 
vinz erheben zu lafien. 

Bon Werten über Neu-Seeland nennen wir nur: Dr. €, Dieffenbad 
Travels in New-Zealand, London 1843, 2 Bde. Neu-Geeland von Dr. Ferd. 
v. Hohhftetter, Stuttgart 1863. C. Nitter, Die Rolonifation von Reu-See- 
land, 1842, Dr. vlath. 
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Unter den Heerführern des ruſſiſchen Czarenreiches befindet ſich Einer — 
und nur biefer Eine — welcher zu ben Feldherrn erften Ranges gerechnet werben 
darf: Alexej Woaffiljewitih Suwsrow, 

Die Familie S. ftammt aus Schweden, von wo fie im Anfange bes fieben- 
zehnten Jahrhunderts nad Rußland überfiedelte. Obwohl dem niederen Adel an- 
gehörend, waren mehrere Glieder der Familie mit anfehnlihen Würden im ruffl« 
[hen Staatsdienfte bekleidet, wie denn aud der Bater des berühmten Heerführers 
General en chef und Senator war. | 
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Alerej Waffiljewitfh wurde am 18. November 1729 zu Moslan geboren 
und ſchon 1742, obmohl er ein ſchwächlicher Knabe war, auf feinen eigenen Wunſch 
in den Liften des Semenofj’shen Garderegiments eingefchrieben. Erſt in feinem 
25. Jahre erhielt er die Vieutemant-Epanletten, doch ſchon 5 Jahre fpäter nahm 
er als Oberftlieutenant an dem Siege bei Kunnersporf rühmlich Theil, Außer 
der Beförderung zum Oberften brachte ihm die perfünliche Betheiligung am fiehen- 
jährigen Kriega aud noch die richtige Erfenntniß, daß man den Krieg fo nit 
führen dürfe, wie ihn die Generale Daun und Fermor, Saltylow und Butuxlin 
gegen Friedrich II. geführt hatten, 

Borlänfig konnte er im der ihm zugewiefenen unteren Stellung, als Kom«- 
mandont bed in Neu-Ladoga garnifonirenden Susdaliſchen Infanterieregiments, 
nicht anders wirken, als daß er basfelbe während des num folgenden fechsjährigen 
Friedens auf die möglihft hohe Stufe militärifcher Ausbildung hob. Erſt im pol- 
niſchen Kouföderationstriege, 1768 bis 1772, ward ihm Gelegenheit, die Kriegs- 
tüchtigleit feines Regiments ſewie feine eigene Befähigung als Truppenführer aud 
praltiſch zu beweifen. In wiederholten blutigen Gefechten ſchlug er die tüchtigſten 
der ponijchen Anführer, die beiden Pulawsly, Oginsli, Dumourier. Das Geheim- 
niß feiner Erfolge ruhte in der Schuelligfeit feiner Bewegungen und in vem Rad» 
brude, mit dem ex ſtets am entſcheidenden Punkte angriff. Ohne daß man nur 
feine umd feiner Truppen Nähe ahnte, erjchien er plöglih an einem Punkte, zer- 
firemte und vernichtete mit ungeftümen Anprall ven Feind, um dann, faum von 
ber energifchen Berfolgung zurüdgefehet, in Eilmärfchen nad einem weit entfernten 
Punkte zu fliegen, und bort den Feind ebenjo unerwartet zu zermalmen, 

Wohl fhüttelten vie Taltiler der alten Schule über folde Freibeuterzüge 
unmwillig ihre gelehrten Häupter und fpradhen von dem Berlufte an Leuten, von 
den Gefahren im Rüden und Flanke, denen man fich bei folder Krtegführung 
ausſetze m. j. wm. Dod bie Solbaten, welde, wenn fie ©. führte, niemals ge= 
fchlagen wurden, auch feine „fteategifchen Rückzüge“ machen mußten, jubelten laut 
auf, wenn fie ben um ihr Wohlergehen ängftlich beforgten Meinen Oberften er- 
blidten, und fühlten fi unter feinen Befehlen unüberwindlid. Auch bie große 
Katharina nahm fi des energiſchen Mannes an, und flug eine Unterfuhung 
nieder, in welde ©., nad) Beendigung des Feldzuges, wegen fuborbinationsmibrigen 
Benehmens gegen den befchränkten Dbergemeral Weimarn verwidelt worden war. 
Durd ihre Gnade zum Generalmajor befördert, konnte S. noch vor Abſchluß des 
zweiten Theilungstraktates dur die Wegnahme nes Schloſſes von Kralau feinen 
bisherigen Waffenerfolgen einen nenen anxeiben. 

Nah kurzem Aufenthalte in Finnland wurde S. im Mai 1773 auf fein 
Anſuchen zu dem Heere verjegt, das Feldmarſchall Rumänzow, zur Erzwingung 
eines vortiheilhaften Friedens, gegen vie hohe Pforte führen follte. Die dem Feld» 
marfchall von der Katferin geftellte Aufgabe, in Mitte der türfiihen Feſtungen 
Ruſtſchuk, Siliſtria, Widdin, Varna, Schumla u. a. den Uebergang über bie 
Donau zu forciren, flund jedoch in feinem Verhältniſſe zu ver Stärke des nur 
aus 30,000 Mann beftehenden Heeres. Diefer Umftand mag lähmend auf ben 
fonft tüchtigen Rumänzow gewirkt haben, denn fhon auf die Nachricht vom Heran- 
nahen eines türlifhen Heeres z0g der Feldmarſchall feine Armee eilig wieder auf 
das linke Donauufer zurüd, Die einzigen rühmlihen Thaten, welde in biefem 
Frühjahrsfeldzuge von 1773 durch die Rufen ausgeführt wurden, waren der An- 
griff des, hiebel leider getöbteten, tapferen Generals Weißmann auf Sitiftria, und 
bie zweimalige Wegnahme von Turturkai durch S. Auch dieſes Mal follte ©, 
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wegen eigenmächtiger Erſtürmung biefes Plates vor ein Sriegögericht geftellt 
werben. Aber auch viefes Mal ſchlug die Czarin die Unterfuhung nieber mit ben 
Borten: den Sieger fol man nicht richten. Im Herbſtfeldzug von 1773 gefchah 
ebenfalls nichts mehr von Bedeutung, troß der Bemühungen Rumänzow's, ber 
für den eben erhaltenen Beinamen Sadunaistij, d. i. Donauüberfchreiter, doch 
noch Einiges Leiften zu müſſen glaubte: Und erft im Jahre 1774, nad dem Tode 
des unbengjamen Padiſchah Muftapha, vermochte Rumänzow, hauptſächlich in Folge 
der von S. abermals gegen die erhaltenen Befehle gelieferten fiegreihen Schladt 
bei Kosludſchi am 22. Juni, die hohe Pforte zum Abſchluß des für Rußland fo 
günftigen Friebens von Kutihul-Rainardfei vom 21. Juli zu nöthigen. 

| teberholte fyieberanfälle und Verwundungen ’ hatten vie Gefundeit bes, 
inzwiſchen zum Generallientenant beförberten, ©. fo geſchwächt, daß ex ſich noch 
vor Abſchluß des Friedens zw feiner Erholung nah Buchareſt zurädziehen mußte, 
Über ſchon Anfangs Auguſt desjelben Jahres finden wir ven Unermüblichen wieder 
auf dem Wege von Moskau nad Nifhnji-Nomgorod, wohin ihn der Befehl 
Katharind’3 zur Beendigung des gefährlichen Aofadenaufftandes unter Pugatjchew 
beordert hatte. Zwar dies Mal war ein anderer Tapferer S. ſchon zuvorgelommen; 
Oberſt Michelſon hatte Pugatſchew's Macht: vernichtet, und biefer war von feinen 
Anhängern felbft ausgeliefert worben. ©. übernahm nunmehr die Berwaltung biefes 
Gouvernementd und den Oberbefehl über bie um Simbirsk vereinigten — 
Durch lluges Benehmen tilgte ev in wenigen Jahren die traurigen Folgen bes 
Aufftandes, der während feiner zweijährigen Dauer über Hunberttaufend Menfchen 
das Leben geloftet, umgeheure Länderftreden in eine Einöde vermanbelt —* 
Milde anwendend, wo der Ueberredung Raum ward, durchgreifende Strenge, wo 
jene nichts half, ihoi⸗ S. die ſeines Herzens wie ſeines Geiſtes würbige Aufgobe 
anf das Befriedigendſte. 

Die folgenden Friedensjahre bis 1787 brachten S. mit kurzen Auznahmen 
nur wenig. Ruhe; bald riefen ihn bie räuberiihen Einfälle der taufafifchen Berp- 
bewohner nad dem Kuban, bald marhten wieber Streitigkeiten mit der Pforte 
feine Anweſenheit in der Krimm notywenbig. Einmal in Poltawa, dann in After 
hau, dann wieder im Kaulaſus oder in Aſow, Mostau, Wladimir; überall und‘ 
in den verfchievenften Funktionen fah er ſich verwendet und immer zeigte ex ſich 
ald der gleich Thätige, gleih Scharffichtige, gleich Energiſche. 

Im Herbfte 1786 wurde ©. zum General en chef ernannt und nad Kiew 
befoylen, um in Begleitung der Kaiferin die Reife mitzumachen, welche. diefe zur 
Beſi ng ber neuerworbenen ſüdlichen Provinzen zu unternehmen beſchloſſen 
hatte. Der erſte Anftoß hiezu war von ber altruffifhen hohen Ariftöfratie in ber 
Abſicht gegeben worden, dadurch den allvermögenden und durch feinen rüdfichts« 
loſen —— ihr verhaßten Emportömmling Potemlin aus der Gunft ber Kaiferin 
za verbrängen. Uber Yürft Potemkin war nit der Mann, der in ver Wahl ber 
Mittel zanderte, wenn es galt, fi den Fortbeſtand feines Einfluffes und feiner 
Machtſtellung zu fihern. Daß fidy freilich dieſe Reiſe der Eyarin im einen bei» 
fptellofen — des Günſtlings verwandeln ſollte, wie dies in der That ge- 
hab, wagten jelbft deſſen enthufiaftifchfte Verehrer nicht zu hoffen. 

AIndeß, das ſchließliche Ergebniß der Meife war ein neuer Krieg. Die Pforte, 
welche in verfelben eine Berhöhnung, in ihrer Zufammenkunft mit Iofeph eine 
Drohung erblidte, ftellte, von der öffentlichen Stimmung in Konftantinopel ge» 
drängt und dur falfhe Borfpiegelungen der englifhen und preußifchen Diplos 
maten aufgeſtachelt, ein Ultimatum an Beben, woburd das Selbſtgefühl ver 
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Kaiferin Katharina aufs Empfinblichfte beleivigt werden mußte. Dann, ohne eine 
Antwort abzuwarten, warf der Großherr den ruffifhen Geſandten zu Konſtan⸗ 
tinopel, Herrn von Bulgalow, in bie fieben Thürme und erflärte Mitte Auguft 
1787 an Rußland den Krieg. 

©. war es vergönnt, in demſelben den erften Schiäg zu führen, fowie er 
fpäter auch den entſcheidenden thun follte. Kaum hatte er, in Potemlins fpeciellem 
Auftrage, die nothwendigſten Anordnungen zur Berftlärkung ber Befeftigungen von 
Cherfon und Kinburn, fowie des Hafens von Gloubokoije getroffen, als die tür- 
fifche Blotte im ſchwarzen Meere am 30. Auguft die Feinpfeligkeit begann. Ihr 
erfter Angriff war auf die, der damals noch türfifhen Feftung Otſchalow gegen- 
überliegende Landzunge von Kinburn gerichtet; nad mehreren Heinen Gefechten 
landeten auf berfelben am 12. Ditober Bormittage 5000 Janitſcharen, und rüd- 
ten, von franzöflfchen Officieren geführt, gegen Kinburn zum Sturm vor. Ebenfo 
viele Leute mochte ©. in und um der Feftung verfammelt haben. Ein wüthender, 
von beiden Seiten mit beifpiellofer Hartnädigkeit geführter Kampf entjpann fid 
nun auf bem ſchmalen Erddamme und artete zulegt in ein berartig verwirrtes 
Handgemenge aus, daß fowohl die Kanonen auf den Feftungswällen, als die Ge- 
ſchütze der türkifchen Schiffe ihre Theilnahme am Gefechte einzuftellen genöthigt 
waren. ©. mitten im ärgften Getümmel zu Fuße fechtend, warb zweimal verwundet 
und zu Boden geworfen; ſchon begannen die Ruſſen zu weichen. Da, am fpäten 
Abend, gerade noch zur rechten Zeit, trafen 500 Mann frifhen ruffifhen Fuß⸗ 
volles auf dem KRampfplage ein. Ihr Erſcheinen gab die Eutſcheidung: die Türken 
wurden unanfhaltfam ins Meer gebrängt; wer von ihnen nicht unter den Streichen 
ber erbitterten Feinde fiel, wurbe von den Fluthen verfchlungen. Nur 700 ent= 
famen von ben 5000, die am Morgen gelandet. Mit biefer verunglüdten Unter: 
nehmunz endigten für diefes Jahr die Feinpfeligkeiten, und die DOsmanifche Wlotte 
kehrte beim Eintritt ber rauhen Jahreszeit nah Konftantinopel zurüd. 

Mit Beginn des Jahres 1788 trat ein neuer Berblindeter Katharina's gegen 
die Pforte auf den Kriegsfhauplag: der veutfche Kaifer. Bon furdtbarer Stärke 
waren bie Heero, weldhe Rußland und Defterreih dies Mal aufftellten. Niemand 
fonnte Angefihts der enormen Anftrengungen ber beiden Kaiferreiche zweifeln, daß 
ber ausbrechende Krieg mit der vollſtändigen Beflegung der Pforte, vielleicht mit 
ber Zurüdwerfung der Mufelmänner von Europa nad ihrem Heimatslande Aften 
enben werde. Defterreich allein ftellte 200,000 Dann auf, vie nad; dem Kriegs. 
plan bes faktiihen Dberbefehlshabers !), Feldmarſchall Lascy, in fehs Armeekorps 

etheilt wurde, von denen je eines in Kroatien, in Slavonien, vor Belgrad, im 

anat, in Siebenbürgen und in der Bulowina operiren follte. Diefes letztere, 
18,000 Mann ftart und vom Prinzen Ioflas von Sachſen⸗Koburg befehligt, follte 
in die Moldau vorräden und zugleich die Verbindung mit dem rechten Flügel des 
rufſiſchen Heeres erhalten. Bon diefen waren 57,000 M. unter Feldmarſchall 
Rumanzow beftimmt, zwifhen dem Bug und Pruth gemeinfam mit dem öfter 
reichiſchen linken Flügel der Art zu operiren, daß das türfifhe Hauptheer an 
einem Verſuche, vie Feflung Otſchakow zu entfegen, gehindert werde, beren Er- 
oberung fi der Oberfeldherr Fürft Potemlin an der Spige der rufftjchen Haupt- 
armee von 80,000 M. zur Aufgabe geftellt hatte, Am linfen Flügel der Ruſſen, 
gegen Kaulaſus und Kuban, ftand ein detachirtes Korps von 30,000 M. unter 
General Tötely. J 


I) Rominell kommandirte Kaiſer Joſeph perſoönlich die öſterreichlſche Armee. 
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Auch die Osmanen hatten ihrerſeits ungewöhnliche Unftrengungen gemacht; 
eine Armee von über 200,000 M. ſtand diesſelts des Ballans, wovon freilich 
mehr als die Hälfte für die Befagungen der zahlreichen Grenzfeftungen verſchlungen 
wurde. Über trog den von beiden Seiten aufgeftellten Heermaſſen geſchah in 
dieſem Feldzuge wieder Nichts von Bedeutung; die Verbündeten, anftatt auf beiden 
Flügeln über die Donan und den Balkan vorzudringen und -fid in der Ebene 
von Aorianopel zur entfcheidenden Schlacht zu vereinigen, verloren ihre Zeit mit 
der Eroberung von Beftungen. 

Je ‚thatenlofer aber der Krieg von Seite der Auſtro Ruſſen geführt wurbe, 
defto mehr. büßten fie an Leuten ein durch Krankheiten, Mangel. an Lebensmitteln 
und ſchlimme Witterung. Welchen Werth hatte die menfhenfreundliche Entrüftung 
der gelehrten Syftematifer und Hoffriegsräthe gegen die Kriegführung S.'s, weil 
er in einem nächtlichen Sturm, der vielleicht den ganzen Feldzug entſchied, Ein- 
taufend feiner Leute opferte? Im Folge ihrer Schen vor dem Blutvergießen 
giengen ihnen im Laufe dieſes Sommers Zehntaufende, ohne irgend einen Erfolg 
errungen zu haben, an Fieber und Entbehrung elend zu Grunde 2), So unmenſch⸗ 
lich ift übelverfiandene Menfchlichkeit ! 

©., der fich bei dem Belagerungsheere von Otſchakow befand, war über bie 
Unthätigleit feines Oberfelvheren derart außer fi, baß er am 7. Auguſt, ohne 
einen Befehl Potemlins zu len, im Berein mit dem die ruffifche Flotte fom- 
manbirenden Prinzen von Nafjau-Siegen, auf eigene Fauft einen Sturm auf die 
Feſtung unternahm. Da ber eitle und hochmüthige Günftling, über die Eigen- 
mãchtigkeit feines Untergenerals auf's Höchſte ergrimmt, dem bereits bis an bie 
Hauptumwallung vorgebrungenen ©. jede Unterflügung verweigerte, mußte deſſen 
Angriff feheitern. Außer einer töntlihen Berwundung trug S. aus biefem kühnen 
Unternehmen noch die vollſte Ungunft und ben grimmigften Haß des allmädhtigen 
Minifterd davon. Um ſich befien erften Folgen zu entziehen, begab fih &, zur 
Heilung feiner Wunden nad Krementfhugg, während fein Kampfgenoſſe Prinz 
von Naſſau den Befehl über eine Flottenabtheilung in der Oftfee erhielt 9), 
Beim Beginn des Feldzuges von 1789 wurde ©. mit dem Befehle ver 
3, Divifion der ufrainifhen Armee betraut, welche unter Fürft Repnin’s Ober 
fommando beftimmt war, einestheils die Verbindung mit dem linken Flügel des 
öfterreichifchen Heeres unter dem Prinzen Joſias von Sachſen-Koburg aufrecht zu 
erhalten, andererſeits das Hauptheer ver Osmanen an einem Vorgehen gegen ben 
Dniefter zu verhindern, da Fürft Potemlin die an deſſen Ufer gelegenen, noch im 
türlifchen Beſitze befindlichen feften Pläge in aller Gemädhlichleit zu erobern be- 
ſchloſſen hatte. Ungeachtet ver ſchmählichen Refultatiofigkeit des vorigen Jahres war 
alfo aud für dieſen Feldzug defenſive Unthätigkeit das Programm der gegen bie 
Pforte verbünbeten Gropmädte. i 
+5 Bw felnem eigenen Unglücke ergriff der Divan die Offenfive, und zivar an 
einem. Punkte des Kriegstheaters, im beffen Nähe fih ©. mit feiner Divifion be- 
fand. : Diefem war dadurch bie mit Freuden ergriffene Gelegenheit geboten, zwei 


2) Die Deflerreicher follen im Sommer 1788 auf diefe Weiſe 70,000 M. verioren haben. 
3) Es iſt bemerfenswerth, wie ſelbſt die unparteitfchften und ehrlichſten ruffiihen Schrift 
ſteller, wie 5. B. Smitt, der Geſchichioſchrelber dee polniſchen Aufftandes von 1830 und 1831, 
in ihren Urtheilen über Potemkin befangen find, der eben doch nicht mehr und nicht weniger 
ald ein geiftreicher Abenteurer, ohne fantsmänniidhe Befähigung und ohne politiſche und fittlicye 
ig Mäpe a. Berg. darüber Smitts: Suwarow un? Polens Untergang Bd. J. p. 240 bis 
und folgende. 
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derartige Siege zu erringen, daß fortan kein ruffifger Heerfährer mehr wit ihm 
in bie Schranke treten konnte. Mai und Juni waren ohne ein erwähnenswerthes 
friegertiches Ereigniß verflofien, da beſchloſſen die Türken, der Unthätigkeit ver 
feindlichen Feldherrn Haddik und Potemkin überbrüffig, einen eutſcheidenden Schlag 
zu. führen. Unter Derwiſch Paſcha fjammelte fih Anfangs Juli in Braila ein 
Korps von 30,000 M. auserlefener Truppen und fegte fi gegen den zwiſchen 
Sereth und Pruth ftehenden linten Flügel der Defterveiher in Bewegung. Auf 
Anfuhen des dort fommandirenden Prinzen von Koburg, ward ©, vom Kürten 
Repnin beauftragt, mit feiner Divifion denselben zu unterftügen. Mit 7000 M. 
brach er am 27. Juli von Berlad auf und traf — den gerabeften Weg über 
Berg und Thal marfchirend — am 28. Abends in ber Nähe des öſterreichiſchen 
Lagers bei Adſchud ein, indem er auf viefe Weile 24 Weg - in 36 Zeitfiunven 
zurädgelegt hatte. Einer Unterrevung mit dem ihm perfönli unbekannten Bringen 
Joſias gefliffentlich ausweichend, erließ S. am 29. für feine und bie öſterreichiſchen 
Zruppen die Dispofitionen zum Angriff für die folgenden Tage, Der Prinz von 
Roburg, ein ritterlicher, nur an die Sache, nicht an feine Berfon denlender Mann, 
orbnete fi, obwohl älterer General, den Inordnungen des erfahrenen S. 
willig unter, h 2 
Am 30. früh brach man in zwei Kolonnen, die Defterreicher vechts, bie 
Ruſſen Its, aus dem Lager auf, fegte in ber Nacht vom 31. Jull auf 1. Auguft 
über bie Putna und. rädte am Morgen mit Bataillons-Biereen, ſchachbrettförmi 
in zwei Treffen, auf die türkiſche Stellung bei Folſchani los. Bald fahen fich 4 
ber rechte, dann ber linke Flügel von maſſenhaften Reiterſchwärmen (es waren 
über. 10,000. türkifche leichte Retter). auf's Heftigſte angegriffen; aber ſowohl 
Defterreicher wie Ruffen wiefen alle Angriffe ftanphaft und kaltbiätig zurllä Bor 
der türliſchen, theitweife verfehanzten Stellung angelangt, ließ ©. ſofort Die In⸗ 
fonterie zum Sturm: vorgehen, der dann auch, vorbereitet durch die beiſpielloſe 
Tapferkeit des öſterreichiſchen Oberſten Karatihat von Barko⸗Huſaren, wit: dem 
vollſten Erfolge gekrönt wurde. Nah hartnäckigem neunſtündigem Kampfe war ein 
nollftändiger Sieg über bie Türken erfochten. Nach Beendigung des Gefechtes 4) 
trafen fih ©. und Prinz Joſias; fle ſahen fich zum erften Male, aber von dieſem 
Tage an verband Beide die feftefte Freundſchaft für immer, Mach wenig Tagen 
ſchieden die Beiden wieder; Prinz von Sachſen⸗Koburg blieb bei Fokſchaui ftehen, 
während S. wieder nad Berlad zurücklehrte, wo er am 7. Auguft eintraf 6) 
Aber ſchon nad wenigen Wohen mußte S. abermals er Unterfügung der 
Oeſterreicher nad) Folfchant zurüdtehren, indem num ver Gro mit 
einem an 400,000 M. ſtarken Heere fich gegen das Korps des Prinzen Boflas 
in Bewegung feste. Im der Natht vom: 19. anf 20, Septeniber brach S. vom 
Puzzani auf, und am frühen Morgen des 21. hatte er ſich mit ven Oeſterreichern 
bei Folſchani vereinigt. Wieder waren 23 nur 7000 Raſſen und 18,000: Defter- 
velher, die am 22, September einer vierfachen feindlichen Macht gegenliberiftauden, 
Auf die Einzelheiten dieſer ruhmvollen Schlacht kann Hier nicht eingegangen werbem, 
Um vier Uhr Nachmittags war die feindliche Stellung auf allen Punkten erftürmt, 


) Mit Hecht bemerkt Laverne in feiner histoire de Souworow, daß nur deſſen —* 
wart, nicht die vom ihm herbeigeführte Verſtärlung, den Sleg entſchieden babe, denn ohne feine 
perjönlige Anweſenheit hätten die Verbündeten nicht angegri 1 

Alle Daten {m nach dem neuen Styi gegeben, der befanntlich von dem ruffi ⸗ 
fen oder alten Styl um 12 Tage differirt. e 
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der Sieg entſchieben. Die Osmanen flohen nad ihrem eine Meile entfernten 
Hauptlager, defſen Zeltgaffen mit Schreden und Berwirrung erfüllend ; ber Grofß- 
vezier, welcher an einem Zehrfieber barnieberlag, warf fih deſſenungeachtet zu 
Pferde, bie Seinigen zum Stehen zu bringen; doch alle feine Bemühungen waren 
vergebens. Unaufhaltfam floh der wirre Anäuel, Spahis und Janitſcharen, Gepäd- 
wagen und Geihüge, Diaulthiere und Weiber bunt durchemander gemifcht, Bis 
nah Braila und Schumla, an meld’ legterem Orte ber Großvezier nach wenigen 
Tagen farb. Ueberaus groß war die Beute, welche die Verbündeten in dem tür 
tiſchen Lager und namentlich in jenem des Großveziers machten; ganze Heerden 
von Schaafen, Büffeln, Kameelen, mehrere Tauſend Wagen voll Vorräthe and 
Waffen, 100 Fahnen, 80 Kanonen u. f. w. fitlen in ihre Hände; ungehener war 
der Berluft an Leuten, den die Osmanen in der Schladt erlitten; er betrug über 
20,000 M. an Todten, Verwunbeten und Zerfprengten, beinahe fo viel als bie 
gefammte fiegreiche Armee Köpfe zählte. Der Berluft der Verbündeten wird, wohl 
zu gering, in den officiellen Berichten zu 195 Todten und 433 Verwundeten an- 
gegeben. Gefangene wurden wohl von feiner Seite gemacht, ba man von Feiner 
. Seite PBarbon gab. 

Potemlins faule Unentfloffenheit trägt die Schuld, daß diefer entſcheidende 
Sieg nicht auch für den Berlauf des Feldzuges von Entfcheibung wurde. In fen 
polttifhes Spftem, das nur auf’ fchlaues Ueberliften ver Gegner und auf diplo⸗ 
matiſche Pfiffigkeit baſtrt war, paßte es nicht, einem erften entfchiedenen ig 
durch frifches fräftiges Handeln zum erwünſchten Ende zu führen. Wohl mag bei 
—— tleinlichen Natur auch die Eiferſucht auf die Vorbeeren, welche einer feiner 

atergenerale mit kühner Hand gepflückt hatte, lähmend mitgewirkt haben. Aber 
mindeſtens war er dießmal nicht im Stande, die Auszeichnungen zu vethindern, 
welde minmehr auf den Sieger von Fokſchani und Rymmit®) gehaͤuft wurden. 
©. wurbe von Joſeph II. zum Grafen des deutſchen, von Katharina zum 
Grafen des ruffifchen Reiches mit dem Beinamen Aymnilsfy ernammt, und erbte 
außerdem von feiner Kaiferin die erfte Alaffe des Set. Georg⸗Ordens, eine Be— 
lohnung, die ihm die meifte Freude machte, da biefelbe nad dem in Rußland be- 
ftebenden Herkommen mar für eine große gewonnene Schlacht ertheilt wird. 

Die Erfolge, welche die verbünveten Heere amf den übrigen Schauplätzen 
dieſes Felbzuges errangen, beſchränlten id auf die Wegnahme von Belgrah, Se- 
mendria, Paffarovig, und Kladowa durch die Deflerreiher und Benders durch 
Potenilin; S. ſelbſt nahm an den Operationen diefes Jahres Leinen weiteren Ihr- 
theilz wenige Tage nach dem Siege von Mymnit war er nad Berlad zurückge— 
ehrt, wo er bis zum Wiederausbruch ver Feindfeligleiten mit der Pforte im Fruh 
jahre 1790 verweilte. 

Und abermals erhielt er ven Befehl, mit feiner Divifion dem Prinzen "von 
Koburg zu we zu eilen, gegen deſſen bei Bufareft ſtehendes Korpse ſich der neue 
Großvezier Said Haſſan Paſcha mit dem Hauptheere in Bewegung fetzte. Schon 
hatte ©. den Plan zur Schlacht entworfen, als die Rachticht von dem Vertrage 
zu Reichenbach, den 2eopolb HI. mit Friedrich Wilhelm II. am 27. Juft abge⸗ 
jchloſſen, den Feinpfeligteften zwiſchen Oeſterreich und der Pforte ein unerwarteles 
Ende machte, ©. zog fih an den Sereth zurücd. 4 

Die bald darauf begiumenden öſterreichiſch⸗türliſchen Friedensverhandlungen zu 





— 


6) Die Defterreicher nennen die Schlacht am Myınnik die Schlacht bei Martineiſchi, ähnli 
wie die Preußen die Schlacht von Waterloo Schlacht bei Belle Ailtange heißen. elſchi, aͤhnlich 
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Schiſtova ließen Rußland ohne Bundesgenofien gegen die Osmanen auf dem 
Kampfplage zurüd. Dagegen geftattete der inzwiſchen in Werelä mit Schweben 
abgeſchloſſene Friedensvertrag vom 14. Yuguft der Ezarin, ihrerfeits eine beträcht- 
lihere Land und Seemacht gegen die Pforte aufzuftellen, welde fi, auf die von 
England und Preußen verjprodene bewaffnete Hülfe pochend, ſehr übermüthig 
gebehrbete und alle Vergleichsvorſchläge zur Anbahnung eines dauerhaften Friedens 
von kurzer Hand zurückwies. . 

Einem von ©. vorgelegten Plane folgend, bemädtigten fih General Gubo- 
witſch der Feſtung Kiliad am 29. Dftober, nahm Admiral Ribas nad Vertreibung 
ber tärkifchen Flotte am 18, November das fefte Schloß von Tultiha und am 
24. November die Burg von Iſaltſcha weg. Und nun fonnte man, ohne eine 
ernfthafte Störung befürchten zu müffen, zur Belagerung des wichtigen und ſtark 
befeftigten Ismail ſchreiten, mit deſſen Wegnahme ©. zu beauftragen, Potemfin 
ben richtigen Talt hatte. Am 13. December früh Morgens jagten zwei Reiter 
auf Kofadenpferden in das ruffifhe Tager vor Ismail; es war ©. und eine 
Kofadenordonanz, die in einem fauftgroßen Bündel des Generals Gepäd hielt. 
Seine Ankunft genügte, um die Nievergefchlagenheit zu verfheuchen, vie fi be— 
reits des Belagerungsheeres während einer vierwöchentlichen Unthätigkeit vor ben 
Mauern der Feftung und unter ven Einfläffen der ſchlechten Jahreszeit bemächtigt 
hatte. Indeflen die Schwierigkeiten, welde man zu überwinden hatte, waren auch 
nicht geringe: 36,000 M. auserlefene Truppen mit 200 Geſchiltzen, von dem in 
Ehren ergrauten, tapferen Aidos-Mechmed-Paſcha befehligt, mit Munition und 
Proviant auf Monate reichlich verforgt, ftanden hinter hohen Steinwällen, in deren 
Bertheidigung von jeher die Stärte der Mufelmänner gelegen, und waren feft 
entfcloffen, den Befig der Feſtung nur mit Berluft ihres Lebens aufzugeben. Das 
Delagerungsheer dagegen, aus nur 31,000 M. beftehend, wovon bie Hälfte mit 
Piden bewafnete Koſaden waren, litt Mangel an jchwerem Geſchütz, an Kriege- 
und Mundbedarf. Und dennoch zweifelte weder S. noch ber geringe Mann feines 
Heeres, daß Ismail in wenigen Wochen genommen fein werde. Nach einer kurzen 
Beſchießung ſchritt S. am Morgen des 22. December zum Sturm, bem ſechs 
Kolonnen von der Lande, drei vom ber Waflerfeite glüdlih, wenn auch unter 
eig Berluften ausführten. Rad) Erfteigung der Wälle begann ver Kampf 
n den Straßen der Stadt, in den einzelnen Häufern. Die Türken wehrten ſich 
wie Verzweifelte. Nach einem entfeglihen zehnftündigen Gemegel war ver Kampf 
beenbigt. Die Rufen hatten in vemfelben 400 Dfficiere und 10,000 M. getöbtet 
und verwundet; von den Mufelmännern waren 26,000 mit dem Säbel in ver 
Fauſt umgelommen, die 10,000 übrigen in die ruffifche Gefangenſchaft gefallen. 
Durd) Zufall entlam auf der Wafferfeite ein vereinzelter Mann und meldete den 
Tall der Feſtung dem Großvezier, welcher dieſe Eroberung Ismails mit feinem 
Kopfe bezahlen mußte. 

Eine Woche nachher ritt ©. auf feinem Klepper wieder nad Galatz zurüd, 
aus ber Über zwei Millionen Silberrubel an Kriegsbeute liefernden Stadt Nichts 
mit fih nehmend, als fein fanftgroßes Bündel, das fein Gepäd enthielt. 

Die Ernennung zum Oberftlieutenant im Preobrafgensty’ihen Garberegiment 
war bie einzige Belohnung, die ©, für die Waffenthat zu Theil wurbe, berem 
unmittelbare Folge die Geneigtheit der Pforte zum Abſchluß eines definitiven 
Friedens war. Am 31. Juli 1791 wurde er abgeſchloſſen. Die Nachricht bievon 
erhielt S. in Finnland, wohin er gefandt worden war, um bie Orenzbefeftigungen 
gegen Schweden zu infpiciren. Hier erfuhr er auch den im Dftober besfelben 
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Jahres erfolgten Tod des Fürften Potemfin, des einzigen Mannes, vor deſſen 
Allmacht fih S., mandmal felbft mit Berläugnung feiner Manneswürbe, ge- 
demüthigt hatte, und ber deſſen ungeachtet bis zum letten Athemzuge fein bitter 
fter und unverföhnlichfter Gegner geblieben war. Potemfin’s Einfluß allein hatte 
die Ernennung S.'s zum Feldmarſchall hintertrieben, die fowohl er als die Armee 
für die Eroberung Ismails erwartet hatten; feine Intriguen hatten deſſen Ver— 
bannung an die ſchwediſche Grenze hervorgerufen, während ſich der aufgeblafene 
Günftling durch die Kaiferin und den ruffifchen Adel als Befieger der Osmanen 
feiern und mit Titeln und Würden beſchenken ließ. 

Das Jahr 1792 führte ©. als Gouverneur von Jaroslaw und Taurien 
nad Cherfon, nicht nach Polen, wohin er fich bei Wiederausbrudy des Krieges fo 
ſehnlichſt gewünſcht Hatte. Erſt der Auguft 1794 brachte ihn wieder zu kriegeri- 
ſcher Thätigfeit, indem er zum Oberbefehlshaber der gegen bie aufgeftandenen 
Polen beftimmten Armee ernannt wurde. Nach Kosciusto’8 Befiegung bei Macie- 
witfhe durch General Ferfen, führte ©. die Hauptmacht feines Heeres in Eil- 
märſchen gegen Warſchau, mit richtigem Blick erfennend, daß mit der Eroberung 
der Hauptftadt der polnifche Aufftand fein Ende nehmen müſſe. Am 24. Oktober 
griff er in fieben Kolonnen die Umwallung Praga’s an und ſchon um 9 Uhr 
waren die Ruflen im Befig dieſer Vorftadt, freilih nad einem grauenvollen Ge— 
megel; 13,000 Polen waren in der Bertheidigung gefallen, 2000 in den Fluthen 
der Weichſel 'ertrunfen; 204 Gefhüte fielen den Siegern in die Hand. An eine 
Bertheivigung Warfhau’s war nunmehr nad der Wegnahme von Praga nicht 
mehr zu denken, am 29. Oktober zog ©. mit feinen Een in der eroberten 
Hauptftabt ein. 

Die Eroberung von Ismail und Praga mit Sturm und die damit unver: 
meidlih verbundenen ftarfen Berlufte haben S. von mander Seite den Bormwurf 
der Graufamkeit und einer rüdfichtslofen Berfhmwendung von Menfchenleben zuge- 
zogen. Diefer vollkommen ungeredhtfertigte Borwarf ftügte ſich auf den befannten, 
theoretifch recht hübſch klingenden Grundfag, daß man zu einem große Opfer 
foftenden Sturme nicht vorfhreiten dürfe, falls der Erfolg durch ruhiges Abwarten 
eben fo fiher, wenn auch etwas fpäter erzielt werben könne. Abgeſehen vom friegs- 
wiffenfhaftlihen Standpunkte, läßt fih das Irrthümliche dieſes Sages felbft in 
philantropifher Beziehung durch die eine, mit zahllofen Beifpielen aus ber Kriegs- 
geſchichte belegte, Erfahrung beweifen, daß eine nod fo blutige Schladht, melde 
eine Entfheidung in einem Feldzuge herbeiführt, niemals fo viel Menſchenleben 
foftet, ald eine ſogenannte fyftematifche, d. h. jede Entſcheidung vermeidende oder 
hinausſchiebende Kriegfährung, ja felbft als eine fogenannte bewaffnete Neutralität 
in der Regel verurſacht 7). Daß wir hierdurch den, ohne Zwed und nur aus über: 
mütbiger Raufluft gefchlagenen, Schladhten nicht pas Wort reden wollen, brauchen 
wir wohl nit eigens zu erwähnen. 

Für diefes Mal blieb die Belohnung S.'s durch die Kaiferin nicht hinter 
befien Erwartung zurüd; er wurde für die legte und vollftändige Unterwerfung 
ver Polen zum Feldmarſchall ernannt und erhielt eine reiche Dotation in Lände— 
reien im Großfürſtenthum Nowgorod. 


— or. 


7) Wir verweifen in diefer Hinſicht nur auf die 70,000 M., welche die Defterreicher unter 
dem gelehrten Etrategen Lasch im Feldzug von 1788 an Kiebern und Entbehrung verloren, mie 
fon weiter oben erwähnt wurde. Um aber auch ein Beifpiel aus der neueften Zeit anzuführen, 
erinnern wir an die Taufende von öfterreichifchen Soldaten, welche während des Feltzuges von 
1854—56 in Galizien und der Bukowina ihr Grab fanden. 


Bluntſchli und Brater, Deutſches Staars-Wörterbud, X, 25 
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Schon das Frühjahr 1796 ſchien dem Feldmarſchall einen feiner neuen Würde 
entiprehenden Wirkungsfreis eröffnen zu wollen, indem Katharina, von dem um 
erwartet raſchen und fiegreichen Umfichgreifen der venplutionären Ideen in Europa 
beunruhigt, im Bereine mit Defterreih und England beſchloſſen Hatte, denſelben 
mit ®ewalt zu begegnen. Schon hatte ©. die unter feinen Oberbefehl geftellten 
80,000 Ruffen am Dniefter vereinigt und war bereit, vie galiziſche Grenze zu 
überfchreiten, als die Siege Buonopartes in Oberitalten die erſt im Entſtehen be- 
griffene Koalition wieder zerfprengten. Ein Befehl der Czarin, Winterquartiere zu 
beziehen, traf bei ©. ein, der dadurch tief betrübt wurde, denn wit al’ feinen 
Sympathien und Unfhauungen auf Seite der Prinzen, der Emigrirten, der 
Bender ftehend, brannte er vor Begierbe, mit den revplutisnären Neufranlen und 
ihrem glüdlihen Feldherrn fein Schwert mefjen zu dürfen. Aber bald: traf bei ©. 
noch eine andere, weit betrübendere Nachricht ein: Die von dem am 6. November 
erfolgten Tode der Kaiſerin Katharina, einer Frau, welcher ©. trotz mander er⸗ 
littenex Zurüdfegung mit beinahe abgöttifcher Verehrung zugethan war, Wie zahl⸗ 
veih und mannigfaltig auch die Fehler Katharina's gemein fein mögen, wie oft 
fie auch, ihrer maßloſen Sinnlichkeit folgend, ganz unwürdige uyb wertblofe Sub- 
jelte aus niedriger Stellung zu den böchften Stellen erhob, — das Verdienſt 
fann ihre nicht beftritten werben, wirklich verdienſtvolle und tüchtige Männer nad 
Gebühr gewürdigt, ohme Rüdfiht auf Geburt und Borurtheile, auf den rechten 
Play im Staatsorganismus gebracht und die Gefchide ihres Landes wit einem 
Herrfhertalente und einer Feftigkeit gelenkt zu haben, mie fie in der Waltgeſchichte 
nur von einer Heinen Anzahl Männer und mit Ausnahme der Elifabethb von 
England niemald von einer Frau bewiefen wurden. 

Den Tod feiner hohen Befchügerin und Mutter — wie ©. bie Kaiferin 
mit diplomatifher Schmeichelfunft gewöhnlid anredete — follte dieſer um fo bälder 
bitter zu foften befommen, als der wunderliche Qugrfopf Paul mit feinen unglüd- 
lihen Heerreformen bei dem alten Feldmarſchall auf entſchiedenen Widerſpruch und 
Tadel ſtieß. Wenn ©. auch mit Leib und Seele nichts als ein Soldat war, fo 
war er doch vor Allem ruffiiher Solvat, und biefem wußten die Neuerungen 
Pauls nah preußifher Schablone in tieffter Seele widerſtehen. Bei feiner derben 
und durd Beimifchbung von oft beißenden Wigen nit gemilderten Ausdrucksweiſe 
mag ©. den ſehr empfinvlihen Paul nicht felten verlegt haben. Diefer Umftand 
fheint dem durch feine feilen Günftlinge übel berathenen und fpäter aud ver- 
rathenen Autokraten genügt zu haben, ©, feine volle Ungnade empfinden zu lafjen. 
Der Tagsbefehl vom 6. Februar 1797 entließ den Feldmarſchall aus dem aftiven 
Dienft der ruffifhen Armee. 

Mit Thränen in den Augen verabjchiedete fih S. von, feinen Truppen und 
zog fih nah Moskau zurück, woſelbſt er ein Meines Haus befaß, in welchem er 
feine Tage zu befchließen gedachte; er war damals 68 Jahre alt. Aber auch in 
Moskau fhien S. der großen Zahl feiner Neider noch in zu gefährlicher Nähe 
des kaiſerlichen Hoflagers, um fo mehr, als demnächſt die herfümmliche Krönung 
des Czaren bort begangen werben follte. Ein Bolizeitommiffär erſchien eines Tages 
bei ihm mit dem Auftrage, ihn nad feinem väterlichen Erbgute Koſchnikoje im 
Gouvernement Nowgorod zu geleiten; nach einer Stunde war er auf bem Wege 
dahin. Dort angelommen, befhäftigte S. ſich während ber Zeit feiner Verbannung 
mit der Funktion eines Kirchendieners, indem er regelmäßig vor Beginn des 
Gottesdienſtes die Kirhenglode Täutete, der Gemeinde die Gebete vorlas u. f. w.; 
in ben Nadhmittagftunden betheiligte er fih wohl and an ben Kinberfpielen ber 
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lich Bonapartes Siege aus dem Auge zu verlieren, deſſen beiſpielloſe Heldenlauf— 
bahn ihn lebhaft beunruhigte. 

In dieſen frieblihen Beihäftigungen überrafchte ihn in den erften Wochen 
des Jahres 1799 ein Laiferliher Befehl, fofort nad Petersburg zu kommen, um 
von da zur Uebernahme des Oberbefehles über das verbündete öſterreichiſch-ruſſiſche 
Heer in Oberitalien abzugeben. Aber nicht die Einfiht des Czaren und feiner 
Umgebung hatte ihn für dieſe Berwendung ausgrjehen; feine Berufung an bie 
Spige des Koalitionsheeres ſüdlich der Alpen erfolgte erft auf fpeciellen Wunſch 
des beutfchen Kaifers, ohne deſſen Eingreifen S.'s Leben geräuſchlos in ven 
Mauern des Klofterd zu Nowgorod erlojhen wäre, wohin ſich zurüdziehen zu 
bürfen der lebensüberbrüffige reis furz vorher die Bitte geftellt hatte. Selbft- 
verftändlih traten nun S.'s Kloftergevanfen für immer in den Hintergrund, unb 
fhon Anfangs Februar fuhr er, von dem Zujauchzen des Volkes und namentlich 
ver Soldaten begrüßt, in Petersburg ein, um vom Gzaren jeine Beftallung zu 
empfangen. Selbft der durch Schrullen und abenteuerliche Pläne halbverrüdte Paul 
vermochte fich bei der erfien Begegnung dem Eindrucke von S.'s geiftiger Ueber- 
legenheit nicht zu entziehen. Mit Auszeihnungen überhäuft und mit beinahe un— 
beſchränkten Vollmachten verjehen, reiste ©. nad dem Kriegsthenter ab. Am 
15. März traf er in Wien ein, wo er von den Bewohnern mit unermeßlichem 
Jubel empfangen wurbe. Nachdem er, vom Kaifer zum öfterreichijchen Feldmarſchall 
ernannt, mit Thugut und den Perrüden des Hoffriegsrathes ven Plan für ben 
bevorftehenden Feldzug im Allgemeinen feftgeftellt, und feine Freunde Koburg und 
de Ligne umarmt hatte, machte er fih auf ven Weg nady Verona, wo er, Tag 
und Nacht fahrend, am 14. April anlangte. Am folgenden Tage übernahm er zu 
Baleggio den Oberbefehl über die 60,000 M. ftarke öſterreichiſche Armee, welche 
am 3, April unter des tapfern Kray Führung bei Magnano den Angriff ber 
Franzoſen auf die Etſchlinie zurüdgewiefen hatte und fih nun im Vormarſch gegen 
ven Chiefe befand. Nicht eben fchmeichelhft für die Armee der Bundesgenoffen war 
der Tagsbefehl, durch welchen S. vie Uebernahme des Kommando's anzeigte und 
zugleich ber öfterreihifhen Infanterie befahl, fih von ruffifhen Officieren das 
Marſchiren und den Bajonnetangriff lehren zu laſſen. Aber mit der fyftematifchen 
Bedächtigkeit, die bei den Defterreihern endlich das Hauptprincip in ber Krieg: 
führung geworden war, hatte ſich bei ihnen nad und nad alle kede Thatenluft, 
alle Frische des Angriffs, alle Luft zum Handeln überhaupt verloren, fo daß bie 
Lektion, weldye ber rohe Naturfohn den gelehrten Pevanten bei diefer Oelegenheit 
ertheilte, wohl gerechtfertigt erjcheint. 

Gleichzeitig mit S. war in Baleggio die erfte ruffifhe Divifion unter General 
Graf Rofenberg eingetroffen, wodurch die verbündete Armee eine Stärke von nahezu 
80,000 M. erreichte, Mit diefen begann S. am 19. die Offenfive, rüdte über 
den Chieſe, warf am 27. April in der Schlaht von Caſſano vie franzöſiſche, von 
Moreau befehligte Armee über die Adda zurüd und z0g am 29. in dem eroberten 
Mailand ein. 

Hätte ©. feinem eigenen Plane folgen können, fo würde er fih nun mit 
feiner ganzen Macht auf Moreau geworfen, der Riviera bemädtigt und dadurch 
die gänzlihe Vernichtung des aus Süpitalien Herbeiziehenden Korps von Mac- 
donald unzweifelhaft erzielt haben. Aber direkte Befehle des Kaifers Franz, von 
Thuguts perfider Politit und der Beſchränktheit des Hofkriegsraths hervorgerufen, 
zwangen S., in Mitten feines Siegeszuges inne zu halten und fein Heer. in 
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mehrere Abtheilungen zur Belagerung von Mantua, Pizzighetone, der Citadellen 
von Tortona, Mailand, Weffandria, Turin, Ferrara und Ravenna zu zerfplittern 8), 
©. jeldft ftand mit dem Hauptforps bei Turin, von wo er Anfangs Juni auf: . 
brah, um den bis Parma vorgerädten Macdonald an feiner Bereinigung mit 
Moreau zu hindern. Am 17., 18. und 19. fam e8 an der Trebia zu der be- 
rühmten breitägigen Schladht, in welder Macdonalds Truppen phufifh und mora- 
liſch erfhöpft zum Rüdzuge gezwungen wurben. ©., der Macdonald vom Schladht- 
felde aus auf's Energifhfte verfolgt hatte, überließ dies am 23. Juni dem General 
Dit, und wandte ſich wieder gegen Moreau, der, S.'s Abweſenheit benügend, 
aus der Riviera über den Apennin in die Po-Ebene vorgevrungen war. S.'s 
unerwartet rafche Wiederkehr trieb ihn jedoch ebenfo eilig wieder über den Apennin 
zurüd, hinter deſſen ſchützendem Gebirgswalle er fih Anfangs Juli mit den Reften 
von Macdonalds Armee vereinigte. 

Ein Plan S.'s, welchem gemäß er unmittelbar nach der Schlacht an ber 
Trebin Moreau über den Apennin gefolgt, und ihn von Genua weg gegen Nizza 
getrieben hätte, erhielt in Wien abermals die Genehmigung nicht, und fo fah fidh 
der Thatendurftige zwei Monate zur vollen Unthätigfeit verdammt, während 
welcher Zeit das franzöfifche Heer in der Riviera bedeutende Berftärkungen, aus 
dem Innern Frankreihs kommend, an fi zog. Mit diefem und dem neuen, noch 
nit 30jährigen Obergeneral Joubert waren aud die gemefjenften Befehle des 
Direktoriums eingetroffen, wieder vie Dffenfive zu ergreifen. Am 13. Auguſt ſetzte 
fih die nun 50,000 M. ftarfe Armee der Republikaner gegen ©, in Bewegung, 
und am 15. fam es bei Novi zur Schlacht, welche mit einem vollftändigen Siege 
ber Verbündeten endete; auch ohne Berfolgung war ber Berluft der Franzofen 
unverhältnigmäßig bedeutend 9), 

©., für feine italienifhen Siege von Kaifer Paul zum Fürften Italtisty 
ernannt, blieb nun bis 11. September bei Afti ftehen, an welchem Tage er mit 
feinen Ruffen nach der Schweiz abmarfdirte. Dorthin hatten ihn nämlich die In— 
triguen Thuguts zur Uebernahme des Oberbefehls, ftatt des nach dem Mittelrhein 
beorderten Erzherzogs Karl, hinzufchieben gewußt. Es ift hier nit der Ort, um 
die Gefhichte des zweiten Koalitionsfrieges zu erzählen, oder felbft nur in allge- 
meinen Zügen den Verlauf der kriegeriſchen Ereigniffe von 1799 zu ſchildern. 
Aber der nun beginnende Heerzug S.'s und feiner Nuffen in der Schweiz ift fo 
denkwürdig, und fteht fo einzig in der Geſchichte da, daß hierdund eine ausführ- 
lichere Darftellung desfelben felbft in einem Werke, welhem das Detail kriegeriſcher 
Borgänge fern liegt, gerechtfertigt, ja geboten erſcheint. 

- ©. wählte zum Marfche in die Schweiz, wo er ſich mit den Rufen unter 
Korfalow und den Defterreihern unter Hoge vereinigen follte, ven Weg auf der 
Gottharbtsftraße, welchen er nad den Verſicherungen des öfterreihifchen General- 
ftabes für den mächften und ſicherſten hielt, um durd das Thal ver Reuß, über 
Flüelen, Brunnen und Schwyz nad dem Zürcherſee, und fomit in die Mitte des 


8, Claufewig, defien Urthelle über Kriegdoperationen, fowohl durch Sachkenntniß ala 
Inparteilichkeit volle Autorität verdienen, ſcheint gleichwohl in feinem bemunderungsmwürdigen 
Werke über den Feldzug von 1799 die Schwierigkeiten nicht zu ihrer ganzen Größe angefchlagen 
zu baben, welche dem Feldmarſchall S. von Bien aus in den Weg geworfen wurden. — Auf 
Diefe unvergleichliche Darſtellung des Feldzugs verweiſen wir die Leſer, die fih über die oben 
nur in Kürze erzählten Thaten S.’8 in Italien umd der Schweiz näher zu unterrichten wünſchen. 

9, Die Franzoſen follen in diefer Schlacht 54 bis %/, ihrer ganzen Stärke verloren haben; 
DObergeneral Joubers wurde gleich im Anfange erioffen. 
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eigentlichen Kriegẽtheaters in der Schweiz zu gelangen. Am 24. September traf 
feine etwa 20,000 M. ſtarke Armee 19) am Fuße des Gottharbts vor Airolo ein, 
wo bie Borhut des Generals Lecourbe unter Gudin Stellung genommen hatte ; 
nah einem hartnäckigen Widerftande wurde diefe bis über das Hofpiz hinausge» 
drängt, jedoch unter empfinblihem Berluft für die Auffen. „Bei diefer erften Be» 
rührung mit dem Alpenkriege” — fagt Claufewig in feinem 6. Bande pag. 152 — 
feinen bie ruffifhen Truppen eine Art von Schauber empfunden zu haben. Sie 
famen aus ben reihen und heiteren Ebenen Italiens und traten nun in die ge- 
ſchloſſenen Reihen fchneebevedter Alpen. Der jchmale Weg, das enge Thal, die 
zerrifienen Felfenwände, das fortvauernde Anfteigen zu jener Trümmerftätte ver« 
gangener Erb- und Himmelsrevolutionen machten einen bangenden Eindruck auf 
bie Phantafie des Erften wie des Testen. Der Feind felbft, im Befige dieſer 
bimmelhohen Maſſen, vertraut mit dieſen Schluchten, wie einheimiſch auf viefem 
Boten, mufte etwas Gigantiſches in ihren Augen befommen, Sie murrten und 
wollten nicht mehr vorwärts. Nur die Stimme ihres Feldherrn, der ihnen jelbft 
wie eine Oigantennatur erfchien, überwand dieſen Eindrud, und das Gefecht zog 
fih langſam und blutig durch bie enge Schlucht bes Tremolathales zum St. Gott: 
hardt Hinauf. Nachmittags um 4 Uhr fam ©. beim Hofpitium an und Ffonnte 
nun obne weitere Schwierigfeiten nach Hofpenthal hinabfteigen. So war ber erfte 
Knote der vielverfchlungenen Aufgabe gelöst". 

Am 25. früh festen die Ruffen ihren Weg durch's Reußthal fort, und ge= 
Iangten nady beftigem Gefechte an der abgebrochenen Teufelsbrüde am 26. Mittags 
nah Altorf. „Schon ift S.'s Heer“, wie Claufewig treffend fagt, „von ber zer» 
ftörenden Gewalt der Märihe, Gefechte und Entbehrungen angegriffen und in 
feinem dichten Gefüge, wie Metall vom Scheivewafler, zerfreffen. Seit ſechs Tagen 
zieht es über Felſentrümmer bergauf, bergab; feit drei Tagen ſchlägt es fih um 
Felſenpfade und Brüdenftege, durchwatet die Neuß, erklimmt bie fteilen Ufer, 
gleitet über ſchmale Stege und Balken hin; ein ftrömender Negen ergießt fih aus 
ven fchweren Wolfen, die an den Berglehnen hängen, fchwellt Bäche und Flüſſe 
an, und erfchwert jeden Fuhtritt. Die auf den Laftthieren mitgenommenen Lebens- 
mittel haben nicht jo ſchnell folgen können, und die ermübdeten Truppen find auf 
das Wenige beſchränkt, mas fie bei den Einwohnern gefunten ober den Franzofen 
abgejagt haben. So zehren Anftrengungen und Entbehrungen mit doppelter Ge— 
walt an ihren Kräften und fchon bildet ver Zug des Heeres von Wirolo bis 
Atorf eine ununterbrodhene gemifchte Reihe von Laftthieren und Nachzüglern“. 

Und welche neue umerhörte Anftrengungen fanden dieſer bereit8 der Auf- 
löſung entgegengehenden Armee no bevor. In Altorf angelommen, mußte S. wit 
dem öfterreichifchen Generalftabe erft erfahren, daß die Gottharbtäftraße in ben 
Wellen des Vierwaldſtätterſee's ein Ende nehme; fein einziges Fahrzeug war auf- 
utreiben; wenn ©. nicht umkehren und in die Bo-Ebene zurüfgehen wollte, blieb 
ihm Fein anderer Ausweg, als ein Fußſteig, wie ihn, vielleiht fo lange Krieg ge» 
führt wird, niemals eine Armee betreten hat. Bon S. war ein Umfehren nicht 
zu erwarten und fo feste er fih am 27. Morgens das Schädenthal aufwärts in 
Bewegung und ftieg über den 6800 Fuß hohen Kinzigkulm in das Muottathal. 
Der Zug des ganzen Heeres dauerte in ununterbrodhener Folge vom 27. Mor- 
gens bis 29. Abends, alfo volle 60 Stunden. „In allen Klüften zerftreut lagen 


’0) ad das Hinzuftohen von Auffenberg’s Divifion erreichte fie am 26. eine Stärke von 
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Abtheilungen, um Athem zu ſchöpfen, erkranlte und erſchöpfte Menſchen, ermübete 
und erlahmte Laftthiere. Wie viele bier dem Tode ein Opfer geworben find, weil 
der letzte Funke der Lebenskraft ausging, ehe fie das Ziel erreichten, ober weil 
ein falfcher Tritt fie zerfchmetternd in den Abgrund ftürzte, fagt uns kein Bericht. 
Aber noch zu diefer Stunde gedenkt das Landvolk jener Thäler dieſes beifpiellofen 
Zuges mit Thellnahme und Bewunderung”. 

Zwar wurde S. während biefes Ueberganges fowohl im Schächenthale im 
Rüden, wie im Muottathal von Borne angegriffen, jedoch ohne bie fonftige Energie 
der franzöfifhen Generale; am 1. Dftober wurde fogar ein von General Maſſena 
mit 10,000 M. tm Muottatbale unternommener Angriff von den Ruffen unter 
General Graf Rofenberg bis Schwyz zurädgeworfen. Dahin hatte Anfangs aud 
S. zu ziehen beabfichtigt, felbft dann noch, als bereits fichere Nachrichten über 
Korſakows Niederlage bei Zürib und die verunglädten Unternehmungen von Hoge, 
Jellachich und Linken in ven Tagen vom 25. bis 29. September bei ihm einge 
troffen waren. Seinem ftolzen Sinne miderftrebte e8, einen Rüdzug amzutreten, 
der ihm gleichbedeutend mit einer Niederlage zu fein ſchien. 

Endlich fiegte die allgemeine Stimme über S.'s Gefühl, murrend fügte er 
fih der Noth der Umflände und zog mit feinen Auffen über ben Pragel nad 
Glarus im Linththale. Auch bier konnte bei der rädgängigen Bewegung, melde 
die Defterreiher auf der ganzen Aufftellungslinie in ben legten Tagen vollzogen 
batten, feines Bleibens nicht fein. Am 5, Oftober brach S., nachdem er nod 
General Rofenberg aus dem Muottathal an fi gezogen hatte, von Glarus auf, 
marſchirte das Sernfthal aufwärts ımb über Elm, Wichlerbad und ben 7000 Fuß 
hoben PBanirerpaß nad Ilanz tm Rheinthale, wo der Reſt feiner Truppen am 
10. Dftober anlangte. Es mar biefe Baflage nicht fo fhwierig und gefahrbro- 
hend, wie jene über ben Kinzigkulm, aber ein frifher 2 Fuß tiefer Schnee wurde 
für die bereits aufs Höchſte erfhöpften Ruſſen fehr verberblich, fo zwar, daß ©. 
am 12. Oktober in Feldkirch mit etma 16,000 M. anlangte von 25,000, bie er 
Ende September unter feinem Befehl gesählt hatte. 

Erſcheint, ſowohl in Bezug auf Verfehlung des beabfitigten Zwedces als 
anf Größe der Berlufte, S’3 und feiner Ruffen Zug aus Oberitalien in bie 
Schweiz als ein völlig verunglüdtes Unternehmen, fo darf berfelbe dennoch, nad 
dem Ruhme, ven fi Feldherr mie Soldaten hiebei errumgen haben, einem glän- 
zenden Siege mwürbig an die Seite geftellt werben. Das Mißlingen war burd 
Berhältniffe bedingt, deren Beherrfhung außerhalb ver Macht des Feldmarſchalls 
lag. Die Art und Weife aber, mie fi) biefer aus den denkbar ungünftiaften Ber- 
häftniffen, zwar mit empfindlichen Berluften, doch ohne den mindeften Madel auf 
feiner Waffenehre, herauszuziehen vermochte, bleibt S.'s alleiniges Berbienft. 

Sich diefe Auſchauung anzueignen, vermodte freilib S. damals nicht; Ihm 
waren vor Allem nur die Bolitit des Wiener Hofes, die ihn rüdfichtslos der Ber- 
nihtung ausgeſetzt hatte, die Unverläffigfeit der öſterreichiſchen Waffenbruberfchaft 
in Erinnerung geblieben. Mit kochendem Herzen Tangte er am Bodenſee an; es 
bedurfte mur noch eines legten Tropfens, um das bis an den Rand gefüllte Ge- 
fäß feines Zornes überlaufen zu machen. Der Mangel an Rüdficht, deſſen ſich 
Erzherzog Karl gerade in jenen Tagen gegen den gereisten Helden ſchuldig machte, 
führte die Kataftrophe herbei. Ende Oktober verließ S., von dem auf's Höchſte 
über feinen Verbündeten entrüfteten Czaren Paul zurüdgerufen, mit feiner Armee 
das Kriegstheater. In Prag trennte er fih, phyſiſch und moralifch tief gebeugt 
und ohne die Lebensfrifhe, welhe ihn noch vor wenig Wochen ausgezeichnet hatte, 


von feihen Truppen, und feßte bie Reife nah Rußland allein fort. In Krakau 
eifvankte de ind langte ſterbend in Peteröburg ad, wo dr am 6. Mai 1800 
verſchied. 

S. wat ein nicht gewöhnlicher Menſch. Von mittlerer Statur, ſchmächtig und 
mager, dabei von Jugend auf kränklich, hatte er dennoch durch große Abhärtung, 
beſonders durch haltes Buden, eine ſeht feſte Geſundheit erlangt. Die im höchſten 
Grade mäßtge Lebensweiſe, weit er bis zu ſelnem Ende beibehielt, bewahrte ihm 
dieſelbe bis in's Greiſenalter, obwohl er ſich nirgend and niemals ſchonte, im 
Gegentheile aller Stiapazen und Entbehrungen gleich dem getingſten Manne 
ausſetzte. 

Bei der Einfachheit feiner Sitten und allen Bedürfniſſen fremd, verachtete 
er den Aufwand; eigeter Pferde oder Equipage bebiente er fich höchſt ſelten; ver 
nächte Koſackengaul, ein gewöhnlicher Poſtlarren genägten Ihm in allen Fällen. 
Die grobe Koſt des ruffiichen Bauern war feine tägliche und bevorzugte Nah. 
rung, eim Heu⸗ oder Strohbündel fein Nachtlager. Als Kleivung bediente er fi 
mit Borkiebe der Oberftenuniform feines Regiments; ein warmer Ueberrod ober 
gar ein Pelz war feinem Körper — 

Aeußeriich durch fein nachlſſiges Weſen Auffallend — in ver Schlacht an 
der Trebia fommandirte er die drei Tage über nur mit Hemd und Hoſe bekleidet, 
und einen Kantfhu in der Hand haltend — war er auch wicht ohne fonberbare, 
oft barofe Manieren in Wort, Schrift und Handlungen. Nicht felten waren feine 
Berichte oder Befehle in ſchlechten Knittelverſen abgefaßt. Viele Aneldoten erzählte 
man von feinen Seltjamkeiten, doch war dieſes Weſen ein angenommenes, indem 
der ſchlaue Slave richtig berechnete, daß an bem Hofe Katharinn’s oder Pauls 
unter der Maste eines Sonverlings Manches eher burkhzufegen wäre, als auf ge- 
wöhnlichem Wege, Hinter diefer Maske barg ſich aber eine unerſchütterliche Zähig- 
feit des Willens und eine eiferne Unbengfamfeit des Charakters, Bol Jugend- 
feuer und Phantafie bis an fein Lebensende befaß er eine feltene Kaltblütigfeit 
und Gemüthsruhe tm Momente des Handelns, und eine Herrfchaft über ſich felbft, 
die ihn nur felten, in den Augenbliden höchſten Zorns, verließ. Sic felbft un- 
bedenklich jever Gefahr ausfegend, tapfer und verwegen bis zum Weußerften, ver- 
langte er das Gleiche vom feinen Soldaten, die er human und berablaffend faft 
als feines Gleichen behandelte, und für deren Wohl er väterlich forgte. Dafür 
"wurde er aber auch von ihnen im eigentlichen Sinne des Wortes angebetet, als 
ein Weſen höherer Art verehrt. Nicht fo von der Mehrzahl der Generale und 
Dffictere, die ihn fürchteten und felbft haften wegen der rüdfihtslofen und oft 
rohen Weife, die er läffiger Pflihterfüllung oder Unwiffenheit gegenüber an ben 
Tag legte. Gegen die damals wie auch heute noch nicht feltene Beſtechlichkeit und 
Käuflichkeit in der Heeresverwaltung fteigerte ſich feine Härte öfters bis zur Orau- 
famteit; auch in diefer Beziehung hat bie mafellofe Uneigennügigfeit diefes Mannes 
wenigftens für einige Zeit gute Früchte getragen. 

Keinliches Detail und Pedanterie waren ihm verhaßt, feine Taltik war: 
Borwärts und Schlagen; wir haben oben gejehen, wie geringihägend bie 
Taltiker aus der Schule des fiebenjährigen und bayerifchen Succeffionskrieges über 
den rohen Naturalismus feiner Kriegführung urtheilten. Eines aber mußten ihm 
Alle, wenn aud widerwillig; zugeftehen: daß er in feinen Operationen „immenſes 
Süd" beſäße. Daß dieſes Glüd, wie bei allen großen Männern, in ber Ueber- 
legenheit feines Geiftes, bie fir jede Vorkommenheit fogleih das rechte Mittel 
erfannte, und in ber Energie des Charakters, welche mit Ueberwindung alles 
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Widerſtandes dieſe Mittel in's Werk zu fegen wußte, begründet war, wollten bie 
gelehrten Herrn freilich nicht begreifen, oder doch nicht einräumen. Glüdlicherweiſe 
beftimmen ſolche Anfhauungen nicht das Urtheil der Nachwelt und biefe hat S.s 
Bereutfamkeit. als Feldherr unbeftritten anerkannt. Dem rufftfhen Bolle aber ift 
er bis zum heutigen Tage der Typus des ächten Nationalhelven, und nod immer 
pilgern Taufende zu feinem Grabe im Aleranver-Newsly-Klofter, das nad dem 
Willen des BVerftorbenen die einfache Infchrift trägt: Hier legt Sumörom, 
Litteratur. Zu vorftehendem Aufſatze wurden vorzugsweife benügt: 
Smitt, Suwérow und Polens Untergang, Leipzig und Heibelberg 1858, zwei 
Bänte; Clauſewitz, Band V. u. VI., Feldzug von 1799 in Deutfhland und 
Kalten; endlich Fuchs, Originalkorreſpondenz des Grafen Suwsrow, Glogau 
und Peipzig 1835, zwei Bände. Sonſt find noch zu erwähnen: Das von Chr. 
Schmidt überfegte Geſchichtswerk Miliutins; dann Anthing, Berfuch einer 
Gefchichte des Feldmarſchalls Sumsrow; Döring, Rußlands Helden; Polewoi, 
Geſchichte des Fürften Itallisfy; Beauchamp, histoire de la campagne de 
1799 en Italie. 2. Hörmann. 


Suzeränität. 


Die Seele des Lehnrechts war ber Ritterdienſt und bie Lehnstreue. 
Beides lebt nicht mehr, das Lehnrecht ift daher ein Leichnam. 

Im Mittelalter treibt der Baum des. Feudalismus feine Wurzeln durch alle 
Theile des öffentlihen Rechts und ranbt dem Staate bie zu feiner Koncentration 
und Entwidlung erforderlichen Kräfte. In der neueren Zeit bat das Lehnreht 
immer mehr feine mit der modernen Staatsivee unverträglige Stellung Halb im 
öffentlihen und halb im Privatrehte aufgeben und fi ganz in das Privatredht 
zurüdziehen müſſen. Es fehlt aber in Europa aud nicht am vereinzelten Weber- 
bleibjeln des eingeftürzten alten großen Lehngebäudes auf dem Gebiete des äffent- 
lihen Rechts. Zu diefen gehört bie Suzeränttät (Suzerainet£). 

Suzerän wirb bald der Tehnsherr, bald ber Oberlehnsherr 
genannt. Eine Ob erlehnsherrlichkeit bildet ſich ſo: Es wird vorausgeſetzt ein 
ſchon beſtehendes Lehnsverhältniß zwiſchen einem Lehnsherrn (Seigneur) und einem 
Bafallen. Zu dieſem Verhältniß Tann durch weitere Verleihung noch eine dritte 
Perſon hinzukommen. Verleiht der Vaſall ſein Lehnrecht (ſein Dominium utile), 
ſo iſt dies eine Subinfeudatio; verleiht der Lehnherr ſein Lehnrecht (ſein Domi- 
nium directum), fo iſt dies eine Obinfeudatio. Hierdurch entſteht nun ein lehn— 
rechtliches Verhältniß der Unterordnung und Abftufung zwiſchen drei Berfonen, 
indem auf die eine ober andere Weife zu den beiden fhon im Lehnsnerus ſtehen⸗ 
den Perfonen eine dritte herantritt. Diejenige dieſer Berfonen, welche den oberften 
Plag einnimmt, heit Oberlehnsherr over Suzerän im engeren Sinne. 

Suzerän nennt man immer neh den türfifhen Sultan in feinem Per 
hältniß zu den Beys von Tunis und Tripolis, zum PVicelönig von Egypten und 
zu ten arabiihen Imans. Auch das Verhältniß vesfelben zu den Donaufürften 
thümern trägt noch im ben meneften Verträgen den Namen ber Suzeränität. 
Hierüber beftimmt ter Parifer Vertrag vom 30. März 1856 im Art. 20, baf 
die Fürftenthämer der Moltau und der Walachei fortfahren follen, unter ber 
Suzeränität der Pforte und unter der Garantie der Iontrahirenden Mächte ihrer 
bisherigen Privilegien und Immunitäten zu geniehen. Bon keiner der garantiren- 
den Mächte foll, ein ausſchließliches Schutzrecht über bie Fürftenthümer ausgeübt 
werden. Aud die Stellung Serbiens zur fuzeränen Macht wird gefichert. Die 
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durch dieſen Bertrag bewirkte genaue Feſtſetzung des Berhättniffes ber Donau 
fürftenthümer zur fuzeränen Pforte hat der Guzeränität hier eine Präcifion ver 
Beventung gegeben, beren fie früher entbehrte. Berner. 


Synoden, f. Proteftantifhe Kirde. 


Graf Stephan Szechenpi. 


Seit die Geſchicke Ungarns dur die Uebertragung der ungarifchen Krone 
auf das Gefchleht der Habsburg-Tothringer im Bunde mit andern Provinzen 
ſich entwideln, bat fein Mann mit mehr Begeifterung, die an poetifhe Infpira- 
tion ſtreift, umd mehr nüchterner politifcher Einfiht, bie den erwägenden beredj- 
nenden Staatsmann fennzeichnet, auf das Leben der ungarifchen Nation eingewirft, 
als Graf Stephan Széchenhi. 

Sein Bater war der verbienftuolle Patriot Franz Szöchenyi, der das un— 
gariſche Nationalmufeum begründet hatte. Stephan wurde am 23. September 
1791 zu Groß⸗Zinkendorf, in ber Nähe des Neuſiedlerſee's geboren, Seine Er— 
ziehung war ftrenge und fehr religiös; er trat aber zeitig in's Leben. Schon als 
18jähriger Jüngling fland er in ben Reihen ver adeligen Infurreftion von 1809. 
Dann traf er in die Armee und nahm Theil an den Schladten gegen Napoleon, 
und am zweimaligen Einzug der öfterreichifchen Armee in Paris. Auh an dem 
Wiener Kongreß hatte er feinen Antheil, doch fcheint der Freudenrauſch manches 
Diplomaten länger gevauert zu haben, als der unſers glänzenden Dfficieres. In 
feiner Bruft empfand er eine Leere, und aus feinem Vaterland ftarrte ihm eine 
süftere Freudenloſigkeit entgegen. Seit 1819 verlegte er fi auf ernfte Stubien 
und ſammelte Erfahrungen auf feinen Reifen, befonders in England, das er wohl 
fünfzehn Mal befuchte. „Seit mein Vater, fo ſchrieb er nachher, feit mein ver: 
bienftooller Bater als „Ungar“ hoffnungslos dahingeſchieden (1826), fteilte ich 
oft Bergleihe an zwifchen den Lebensäußerungen anderer Bölfer und des Ungarn, 
um zu erforfchen, ob für ven letzteren noch Hoffnung da fei oder nicht. Und Reis 
mußte ih die Erfahrung machen, daß gerade bie Blüthe des magyarifchen Bolten, 
diefes orientalifhen Schwarmes, ſchon beinahe gänzlich verzweifle und mit Weh— 
muth und tiefer Melandolie fih nad etwas Unbekanntem fehne. Während andere 
Bölker in ver Gegenwart zu Teben feinen und Zufriedenheit äußern, als Hätten 
fie ſchon alles erreicht, was ihnen beſchieden ift: hofft der Ungar, deſſen ganzes 
Dafein in ein dunkles Geheimniß gehüllt ift, entweder gar nichts mehr, und glaubt, 
daß fein Ruhm in der Bergangenheit begraben liegt; oder erwartet er von den 
großen Greigniffen Balſam für feine geifttgen Wunden, ahnt auch zumeilen, doch 
nur als vorübergehenden Schimmer, in ferner Zufunft, ven Glanz feiner Nation. 
-.. Laffe die traurigen Saiten der Nationalweifen erklingen, und ih muß, ver 
funten in vie Vergangenheit, unter ſüßen Qualen, mit Berzienyi meine Elegien 
Hagend fingen, und nichts kann mid dem Geranfen entrüden, daß Die ungarifche 
Nation bereits geweſen fei. Wieder aber öffnet fich der Himmel vor mir, und 
mit paradieſiſcher Wonne vernehme ich eine leife Stimme, bie vor meinem Geift 
vorüberzieht: Deine Tranertöne find keine Leichenltever, dein Gram gilt nicht ben 
Dahingeſchiedenen; dir winft noch eine Zukunft,..... die ungarifhe Nation ſohl 
noch werden. Ob bimmlifhe Freude!" An einer amdern Stelle ſchrieb S. Fol« 
gendes: „Bor Jahren vämmerte in mir die Hoffnumg auf, daß die Regeneration 
unferer Nation nicht blos ein poetiicher Wahn ſei, fonbern eine Möglichkeit, ja 
Wahrſcheinlichkeit zeige. Alle Anzeichen verkünden unferer Nation einen zulünftigen 
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Glanz, und man braucht, um diefes vorduszufagen, keine größere Poetifche Gabe, 
als es deren bebarf, um zu prophezeien, daß ans ber Eichel mit der Zeit ein 
fruchttragender Eihenbaum wachen wird, nur fol Niemand den Sprößling zer- 
treten”... . „Und fo gefhah es, daß ih im Jahre 1825, nad; großem mehr: 
tägigem Kampfe, und nur nachdem ich eingefehen hatte, daß außer mir Niemand 
von biefem, vielleicht etwas höhern Standpunkte aus, die Stellung unferer Nation 
auffaßt, ober e8 zu thun wagt, — daß ich in einer folden Stunde das feierliche 
Gelübde that, Alles aufzubieten, und follte ih auch ganz ifolirt bleiben, ja ſelbſt 
zu Grunde gehen müflen, was mir die Seele eingeben werde zur Erreichung bes 
boppelten Zwedes, ver Auferwedung und Entwicklung unferer Natien.... Und 
fo betrat ih das bormenvolle Feld des äffentlihen Lebens, mit dem ernften Ent- 
ſchluſſe, daß ih, wenn es fein anderer thut, den Grund zur einfligen Größe 
unferer Nation legen, ober wenigftens dieſem Zwecke meine irbifche Laufbahn weihen 
werde.... Das ungarifhe Bott hat keinen getingern Beruf als den, in Europa, 
wo ed ein frember Sproffe ift, bie in feiner aflatifchen Wiege verborgenen, bisher 
noch nirgends entmwidelten, noch nirgends zur Reife gelangten Eigenthümlichkeiten 
zu entfalten, Der Menfchheit eine Nation zu erhalten, ihre Eigenthümlichkeit zu 
bewahren, ihre Kräfte und Tugenden gu veredeln und auf biefe Weife in ganz 
neuen noch unbelannten Formen ausgebildet zum Endbzwede, zur Berberrlichung 
bes Menſchengeſchlechtes heranzuziehen: das iſt die Aufgabe!” 

Nachdem Ungarn dur den Szatmarer Friedensſchluß pacifichht worben und 
das Bertrauen, welches die nurtmehr aud in der weiblichen Linie erbliche Dynaſtie 
auf basfelbe gefett, durch den begeifterten Aufſchwung zur Vertheidigung bes 
erften weiblichen Königes, Maria Therefta, glänzend vergolten hatte, fehlen 
es in einen gefährlichen Schlummer zu verfinken, der e8 dem Tode nahe brachte, 
als fehlten ihm alle die Beringungen, weldhe die bürgerliche Geſellſchaft und den 
Staat allein erhalten und ſtärken. Es hatte wohl eine reiche und glänzende Xri- 
ftofratie, einen wohldotirten Fatholifchen Klerus: .aber biefe beiden Faltoren Waren 
für die Nationalentwidlung fowohl in materieller, als in intelleftweller Hinſicht 
größtentheils fteril; und in demfelben Maße, in dem das üppige Wiener Leben 
fie feffelte, verfchuldete die Ariftofratie, und entfrembete fih der Nationalität, 
während der hohe Klerus feine Aufgabe zum Theil darin fand, die gefegwibrigen 
Pladereien gegen den Proteftantismus fortzufegen, wodurch die freie Entwidlung 
des Bürgerftandes nur gehemmt wurde. So fam es, daß die Ariftofratie und ber 
hohe Klerus, fih an den damals am Hofe herrſchenden Geift anſchmiegend, wohl 
alle Rechte beanſpruchten, aber auf feiner Seite einen wirflihen Fortſchritt be⸗ 
förberten. Aus diefem Schlummetleben rüttelten die wohlgemeinten, aber gewalt- 
thätig burdgeführten Reformen Joſephs II. die Nation, auf; aber nach dem Land- 
tage von 1791, welder gegen die wahrgenommenen Gefahren fo viele Dämme 
aufgeführt hatte, als es unter den obwaltenden Umftänden möglich war, ſchien 
alles wieder in die vorige Stagnation zu verfinten. In Wien ſah man nur bie 
gewaltigen Ausfchwelfungen der feanzöfifhen Revolution, batte aber kein Bet 
ſtändniß für die Mißbräuche, melde die Urſache ver Revolution waren; man be- 
Yampfte alfo biefe, und Napoleon I. unterhielt eben folche Mißbräuche, wenn aud 
in milderer Form, wie umter den Bourbonen in Frankreich. So lange man Gelb 
und Soldaten zu ben Kriegen brauchte, wurden wohl Häufig die ungarifchen Land⸗ 
tage einberufen, aber flets mit der Bertröftung entlaflen, daß man nach Beendi- 
gung des Krieges den nothwendigen Reformen im Lande Rechnung tragen werde. 
Und als der Krieg beenbigt war und die europäifche Realtion zu wirlen begann, 
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ſah man auch die nothwendigſte Reform nur als eine Ermunterumg bes revolutio⸗ 
nären Geiftes an. 

Jedoch nach den Geiwaltsfcenen in den KRomitaten von 1823 mutfite ber 
Landtag ansgefchrieben werben, ber als ein heilfames Mittel zur Hebang aller 
Beichiwerben angefehen wurde. Allein die Befeitiaung ber alten Beſchwerden und 
Berlegungen der Konftitution war noch fein Fortſchritt, was S. vor allen 
Patrioten am ſchärfſten einfah. — Der Landtag von 1825 hatte and die Auf- 
gabe, bie geiftigen Interefien des Landes au befördern; ein gute® Mittel dazu 
ſchien ſeit Langem bie Errichtung einer ungariſchen Alademie, nur konnte man bie 
Gelbmittel nicht auffinden. Da bielt der berühmte Paul Nagy, Landtagsdeputirter 
des Dedenburger Romitates, einen begeifterten Vortrag, welcher beweiſen follte, 
daß blos der Patriotismus der Ariftofrntie die Afademie filften fünne Und ©, 
erhob ſich mit der einfadhen Erflärung, daß er zur Begrünbung berfelben die Ein- 
fünfte eines Jahres von feinen Gütern (60,000 Gulden Konventions:- Münze) an» 
biete. Diefem Beifviel folgten Andere und bie umgarifche Akademie hörte auf, 
Bios ein frommer Wunfch au fein. Als fie 1830 ihr Wirken begann, wurbe ©. 
ihr zweiter, Graf Joſeph Teleki ihr erfter Vräſident. 

Im Jahre 1827 trat ©. zuerft als Schriftfteller auf, indem er fein erftes 
Berl „Der Kredit“ publicirte. S. darf nicht als ein gelehrter und geſchulter 
Schriftfteller beurtheilt werben, er tft vor Allem ein Mann ber That, der Be- 
geiftert von feinem Borhaben, — die tingatifche Nation zu regeneriten — feine 
Gedanken auch ſchriftlich mittheilt. Seht Plan und feine Methode waren bie 
logiſchſten von ver Welt: feine Perioden in ſeinen Büchern haben nicht das Eben—⸗ 
mah bes Iſokrates; feine Sätze zeigen manche Sprünge, oft auch Lücken, aber fie 
enffprangen einem überfprudelnden Gemüthe, und wurden beffer von ſeinen Lande» 
Ienten verftanden, als der regelrichtiafte Styl. Im „Krebit” zeigte er fchonungs- 
los alle Gebrechen des Landes, und fing am, bie Mittel anzugeben, mit denen bie 
Gebrechen zu heilen feien. „Ein freier aeflcherter Grundbefitz, ven bis jeßt bie 
Aviticität zum todten Beſitzthum gemacht hatte, dieſem vorangehend gute Gefege, 
biefen voranaehend geiftige Erörterung, enblich ift es vor allen Anberen noth- 
wendig, den Aufenthalt in Dfen-Beft beliebt und angenehm zu machen“. &. konnte 
es nit entgehen, welch' gute Folgen das Wohnen ber ariftofratifcher Familien 
in Peſt, die im Auslande oder in Wien ihr Leben verträumten und ihr Geld 
veransgabten, ſowohl auf fie felbft, als auch auf das foriale Leben in Ungarn 
haben müſtte. Daher war die Verſchönerung Peſts einer feiner Lieblingsgebanken. 
— Denjenigen, welche außerhalb ber ererbten, Privilegien gewährenden Konfti- 
tution Fein Heil für die Nation erblidten, und alles von der MWieverherftellung 
berfelben erwarteten, rief er Folgendes zu: „Laht uns nicht alle Urſachen unſerer 
Rüdichritte einzig und allein in ver Meaterung fuchen, fordern flatt der ewigen 
Refriminationen und ber unfruchtbaren Poftulate Takt un® auch felher Hand an's 
Bert legen. Wenn gleich das Feld uns nicht Überall offen ſteht, fo trachten wir 
wenigſtens, ums intelleftuell und moralifch zu bilnen, und unfern materiellen Wohl: 
fand dort und fo zu heben, wo und tie es möglich if“. Im Laufe bes Werkes 
ariff er unter andern bie Privilegien des Adels, die Schuldengeſetze und die 
Proceforonung an; dann das Urbarialfyftem, die Frohnden, in Folge berem die 
meifte Arbeitsfraft vergenbet wird, die Art und Welfe des Strafenbaues u. f. m. 

In vemfelben Jahre verlegte er ven Klub, den er während bes Landtages it 
Vreßburg gefliftet hatte, nach Bet. Ans Befen entwickelte fi das National 
kofino, das im Lande vielen ähnlihen Bereinen zum Muſter diente, im welchen 
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das gefellige Leben veredelt werben follte. Aus dem Wettrennen-Verein, ben er aud 
in Prefburg geftiftet hatte, entftand der noch gegenwärtig blühende Landes-Agri- 
fultursBerein in Peſt. Auch für die Donau-Dampffhifffahrtsgefellichaft, bie 1830 
zu Stande fam, agitirte S. mit Erfolg. | 

Das Bud „Der Kredit” hatte unterbeffen eine große Wirkung hervorgebracht. 
Nachdem Graf Joſeph Deſſewffy eine Kritik desſelben, „Zerglieverung” benannt, 
herausgegeben batte, ließ ©. im Jahr 1830 das „Licht“ ericheinen, in weldem 
er bie Ipeen feines frühern Werkes mehr entwidelte, die Gegner und Anhänger 
des alten Schlendrians mitunter mit beißendem Spott geifelte, zugleih aber auf 
nene Schritte anbahnte. So agitirte er für dem biplomatifchen Gebrauch ber un- 
garifhen Sprache; fo feste er auseinander, daß im Wege von Vereinen alle 
folhe Reformen durchzuführen feien, melde von der Regierung nicht beanftandet 
werben fünnen, und ſchlug zu biefem Behufe eine Koncentrirung aller Beftre- 
bungen in Peft vor, von mo aus bie Fäden der intelleftwellen Bewegung in bie 
verfchievenen Theile des Landes auslaufen follten. 

Im Beginne des Jahres 1832 ftiftete er den Brüden-Berein, deſſen Zwed 
es war, Dfen und Beft mit‘ eimer ftabilen Brücke zu verbinden. Die frühere 
Schiffbrücke konnte weder dem Verkehr der beiden Städte, noch auch dem Handel 
des Landes genügen. Die Brüde follte durch einen zu erhebenden Brüdenzoll er- 
mögliht werben, der aber nur dur das Aufgeben des adeligen Privilegiums 
(das von allen Straßen und Brüdenzöllen befreite) eingeführt werben konnte. 
Die ftabile Brüde zwifhen Dfen und Pet hatte demnach eine hohe politiſche Be- 
deutung. Den Vorſchlag zu einem Gelege, das alle ohne Unterſchied des Standes 
zur Entrihtung des Brüdenzolles verpflichtete, lie er auf dem Lanbtage von 
1833 maden, der ihn auch annahm. 1835 nahm berfelbe Landtag auch S.'s Au— 
trag zu einer Adreſſe an ben König an, in der um die Regulirung der Donau 
gebeten wurde. Bei biefer Gelegenheit beglüdwänfchte der Palatin, Eraberzog 
Iofeph, ven Reformator, daß ihm bereits fo Manches zum Wohle des Landes 
gelungen ſei. 

S. hatte feinem Streben eine doppelte Regel vorgezeihnet, nämlih, bie 
Interefien fo fehr als möglih für das abftrafte Reht au ge 
winnen, und foweit e8 nur anging, jeden Zufammenftoß mit der Re- 
gierung zu vermeiden, im Öegentheil, fie davon zu überzeugen, 
baß feine Reformen aud ihr Bortheil brädten. Im Sinne ber erften 
Negel berief er fich niemals blos auf das Recht, fondern er zeigte überall auf 
den Vortheil, den die Neuerungen fchaffen würden. Der zweiten Regel gemäß 
machte er niemals feine reformatorifhen Blane von dem Entſcheide ftaatsrechtlicher 
ragen abhängig, bie er lieber zu umgehen fuchte. Und eben dadurch bewies ©. 
feine tiefe politifhe Weisheit; er kannte genau alle Berhältniffe, und trug ben 
Umftänden Rechnung, mie fie eben waren, 

Während bes Landtages von 1832—1836 und nad bemfelben ereignete fih 
Mandes, das die Gemüther aufregte. 1835 ftarb Franz I. Die Regterung ergriff 
repreffive Maßregeln und leitete politiſche Procefle ein. Ludwig Roffutb batte 
die Sandbtagsverhandlungen in einer gefchriebenen Zeitung mit großem Geſchide 
befannt gemadt; nun wollte er ebenſo mit den Komitatsverbandlungen verfahren. 
Das Unternehmen wurde verboten, und als Koffutb, geſtützt auf die Komitatd- 
befhlüffe, vem Berbot, das wohl eines gefeglihen Grundes ermangelte, feine Folge 
leiftete, wurde er verhaftet und in Folge eines gerichtlichen Urtheils au vierjähri- 
gem Feftungsarreft verurtheilt. Allein während bes Landtages 1839/40 fühnte fih 
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das Land mit der Regierung aus, die nun entſchieden die Fahne des Fortſchritts 
ſelbſt vortragen wollte. Nach dieſer glücklichen Wendung erachtete S. jede Agitation 
für überflüſſig und ſchädlich. Aber ſeine Weisheit und Mäßigung theilten nicht 
andere, zumal die nicht, welche ſich und ihre Partei als politiſche Märtyrer be- 
trachteten. Koffuth, feiner Haft entlaffen, begann im Anfang des Jahres 1841 
die Redaktion der politifhen Zeitfchrift „Pefti Hirlap“. Gleich in den erften 
Nummern derjelben fah ©. fo viel Gefährlidhes für die ruhige Entwidlung ber 
im Zuge begriffenen Reformen, daß er gegen Koſſuth und feine Zeitung mit 
einem leidenſchaftlich gejchriebenen Bud „Das Bolf des Drients” auftrat. Die 
Blätter des Hirlap ſchienen den Meiften eine fo ſcharfe Nüge nicht zu vervienen, 
und da fih Koffuth in einem Buche ruhiger vertheidigte, fo bob fi feine Wag- 
fehale bedeutend vor den Augen des mittleren Adels und der Bürger. 

Aehnlich erging es S. mit feiner berühmten afademifhen Rede am Scluffe 
des Jahres 1842. Die politifhen Reformen gingen in Ungarn mit den Natio- 
nalitätsbeftrebungen Hand in Hand. Es ift in Europa die Meinung verbreitet, 
daß dur den übertriebenen Eifer für die ungarifhe Nationalität die ſlaviſchen 
und panſlaviſchen Beftrebungen hervorgerufen worden jeien. Dem ift in der That 
nicht fo. In Wien war man feit langer Zeit geneigt, gegen den unbeugfamen 
ungarifhen Adel die fremden Nationalitäten, zumal bie im 17. und 18. Jahr- 
hundert eingewanderten Razen, ober Serbier, in Waffen treten zu laflen. Diefe 
hatten fchon in den legten Raͤhöczy'ſchen Wirren gute Dienfte geleiftet; auch gegen 
den im Jahre 1790 in Ofen tagenden Landtag boten fie ihre Dienfte an: und 
bob war damals noch feine Rede von dem, was wir jest Nationalität heißen. 
In dem erften Biertel dieſes Jahrhunderts wurbe die Idee des Banflavismus von 
Rußland aus wach gerufen, die alfo weit über Ungarn hinausreichte. Auch waren 
die von dem evang. flavifhen Prediger in Peft, Johann Kollar, 1827 heraus- 
gegebene „Slawy Deera“ ‚bereitd vor dem Auftreten S's foncipirt. In dieſen 
Gedichten werden aber die Elbdeutſchen und bie ungariihen Deutſchen in größerer 
Menge zur Hölle verdammt, als die Magyaren. Und bie Deputirten der flavoni- 
fhen Komitate, ſowie die Deputirten Kroatiens hatten bis 1836 in Betreff der 
ungarifchen Nationalität im Ganzen mit den Deputirten der ungarifhen Komitate 
übereingeftimmt. Nur 1836 trat der Illyrismus in Kroatien auf, nit ohne von 
Wien aus beeinflußt zu werden. ©. hatte alfo in feiner alademifden Rede nicht 
volllommen Recht, wenn er die gejammten flavifhen Beftrebungen ald Ermwiebe- 
rung der magharifchen Propaganda barftellte; und verfehlte vielleicht aud den 
Drt zu einer ſolchen Ergießung. Die Akademie hatte von Anfang an weber das 
Geſchick noch die Mittel zur Verbreitung der ungarifhen Nationalität; ihre 
Shriften wurden wenig gelefen, und bie fie lafen, mußten nicht durch fie zum 
Magyarentyum befehrt werden. Diefe Rede ſchadete aljo einerfeits dem Einflufle 
S.'s, andererfeits aber lieferte fie den Gegnern ver politiichen Regeneration 
Ungarns Waffen. 

Mit der Intuition des politiſchen Genie's hatte ©. von Anfang. an alle 
Schwierigkeiten der ungarifhen Reformen erfannt, und weiter ‚in bie Zufunft 
geblidt als alle feine Landslente, Daher fein mäßiges Auftreten gegen folde, 
welche die Reformen berühren konnten; daher aber auch feine Heftigfeit gegen bie, 
welche nad) feiner Meinung durch Boreiligkeit den Reformen hinderlich zu werben 
drohten und Mißtrauen gegen fie erweden konnten. Auf dem Boden des abftraften 
Rechtes mochte man ©. befümpfen, aber auf dem Felde der konkreten Berhältniffe 
war er ein Riefe, 
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Bon nun an ſchien fih ©. vom politifgen Schauplag etwas ferne zu 
halten: deſto eifriger arbeitete er auf dem focialen Gebiete. Die Kettenbrüde 
zwiichen Dfen und Peft wurbe gebant; die Donau-Dampfihifffahrt blühte; auf 
feine Anregung und unter feiner perjönlihen Leitung wurden zum Theil die 
Bindernifje befeitigt, welche bei Orfova die Schifffahrt auf der Donau erſchwerten. 
Nachdem er 1845 Präfivent der Kommunilations-Rommiffion geworden, beſchäftigte 
ihn die Regulirung der Theiß und das Schienenneg, 24 er für das Land 
projetirte. Im Beginne des Jahres 1847 lam vie Gefellihaft zur Regulirung 
der Theiß zu Stande, und dem bevorftehenvden Landtage wollte er jein Schienen 
neg vorlegen. 

Zu diefem Landtage wurden unterbefjen die größten Vorbereitungen gemadt. 
Die Regierung hatte feit 1844, als Graf Georg Apponyi Kanzler geworben, 
ihre politifche Partei geflärtt und dur die Ernennung der Adminiſtratoren in 
den Komitaten direkten Einfluß auf bie Romitatsverbandlungen zu nehmen geſucht. 
Jedoch eben dieſe Apminiftratoren ſchadeten durch ihr Betragen der Megierung. 
Indem fie hie und da bie Liberalen mit Gewalt und burd den Komitatspöbel 
von der Theilnahme an den Komitatsbefhlüffen fern hielten, veranlaßten fie 
anderswo und im Allgemeinen das engere Zufammenhalten derfelben. Un ver 
Spige der liberalen Partei ftand Graf Ludwig Batthyänhiz; ihr größter und 
glänzendfter Redner war Koffuth, der durch feine Agitation für den Inbuftrie 
verein, dann für den Schugverein der inländiſchen Yabrifation und endlich für 
die Eifenbahn von Peft nah Fiume eine ungeheure Popularität erworben hatte. 
©. ſchien außerhalb ver beiden Parteien zu ftehen. Beide gaben politifche Pro- 
gramme heraus: ©. that es aud. Kaum hat ein Prophet des Alterthums bie 
Zukunft ficherer vorausverfündet, ald ©. in feinen „Brucftüden eines politifhen 
Programmes". Er wendet fi unter anberm direlt an Kofjuth und beſchwört ihn, 
vom politiihen Schauplage abzutreten, weil er das Baterland unfehlbar in den 
Abgrund flürzen werde. „Und Sie, Kofiuth, ‚was werden Gie empfinden, wenn 
die Schilderung meines Pinſels denn doch zutreffen follte? Was werden Sie 
empfinden, wenn Sie fi emblih von Ihren ſüßen Ilufionen loswinden, wenn 
Sie ertennen, daß Sie, während Gie ſich voll Staatsweisheit vünkten, blos mit 
Phantafie und GSelbftüberfhägung gejättigt waren; während Sie fid, für einen 
Propheten hielten, nicht nur nichts vorausfahen, jondern auch vie einfachſten Er- 
eignifje nicht im Stande waren Har aufzufafien; während Sie ſich in ſchöpferiſchen 
Illuſionen ergingen, nie mehr waren, als ein Schwindler; .... währenn Sie fid 
für einen politiſchen Meffins hielten, ſich niemals höher erheben konnten, ald auf 
den Standpunft eines gutmüthigen Miferitorbianers, der für jeve Heine Wunte 
einen Balfam hat, nach fehlerhafter Berehnung für die Armen Brod baden läft, 
und indem er dadurch bie Faulheit auf entjeglihe Weiſe beförbert, höchſtens fo 
viel Talent befigt, ein großes Nationalfpital zu errichten, aber nie im Stande 
fein wird, eine dem Unterzange nahe Nation zu regeneriren; während Sie währ- 
ten, Bölfer zu beglüden, Sie bloß als ein Winkelavvofat zu unferm Unglüde ein 
Agitator waren; während Sie glaubten, die Imftitutionen des Landes zu orbnen, 
das Baterland in eine vollftändige Verwirrung bradten, und ſtatt die Freiheit, 
die Ihr Idol ift, zu verbreiten, dasſelbe in Sklaverei nerfegten; .... während 
Sie glaubten, wenigftensd Ihre Pflicht erfüllt zu haben, Sie ſich aud darin 
tãuſchten, .... weil die Ausführung von Ungereimtheiten nod feine Pflichterfül- 
Inng ift!.... Wenn Sie einft vollftändig enttäufht fein werben... dann, frage 
ih, werben Sie aud nur ein einziges tröftliches Gefühl in Ihrer Bruft empfin 
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den?.... Und darum beihwöre id Sie bei dem heiligen Namen des Baterlandes, 
treten Sie ab von dem gefahrvolleg Pfade der Agitation; ja ich wende mid an 
Ihr edles Gefühl und flehe Sie infländig an: entfagen Sie durchaus der politi- 
ſchen Führerfhaft. Wenn Sie aber den einmal begonnenen Beitstanz mit dem 
Grundfag „ohne Euch, ja gegen Euch“ zu Ende führen wollen: nun fo fahren 
Sie fort !" 

Nachdem Kofjuth zum Landesdeputirten des Pefter Komitates gewählt worden, 
ließ ſich ©., der feinen Sig an der Magnatentafel hatte, zum Yandespeputirten 
des Wiefelburger Komitates wählen, damit er au der Ständetafel jenem die Spige 
bieten könne. Der Landtag wurde am 7. November 1847 im Prefburg eröffnet. 
Die Wahl des Erzherzogs Stephan zum Palatin erfüllte das Land mit (Freude. 
Darauf begannen die Debatten namentlid über die Adminiftratoren, welde überall 
die Obergejpäne erfegten und ein mwillfähriges Werkzeug ver Negierung waren. 
Kofjuth war der Hauptrebmer an der Stänbetafel, feine Uebermacht als glänzender 
Redner und überaus glüdliher Improvijator mußte von allen anerkannt werben. 
Allein ſchon begany man auch feinen Druck zu empfinden, denn feine Eitelkeit 
war nit minder groß, und es ſchien, daß S.'s Eifenbahnplan die Oberhand 
haben werde, was Kofjuthe Nimbus gebrochen hätte. Da erſcholl die Nachricht 
von der Parifer Februarrevolution. Kofſuth ergriff in gejchidter Weiſe die Ge- 
legenheit und ftellte die Motion auf Exrichtung eimer werantworlihen Regierung. 
Während die Tafel ver Magnaten darüber verhandelte, brad am 13. März die 
Revolution in Wien aus; Metternich wurde geftürzt; Apponhi trat zurüd. Als 
auf diefe Nachrichten Kofjuth eine Motion nad der andern ftellte, äußerte fich 
S. aljo: „Biele freuen fi, Andere find beträbt über die Ereigniffe, ich konnte 
mich noch nicht entſcheiden. Nach meiner Beurtheileng ift eben fo viel Möglichkeit 
da, daß Ungarn eine fhöne Zukunft erhalte, als daß es mit ſich felbft lämpfend 
zu Grunde gebt.... Mid macht der Umftand beforgt, daß die Nadbarfchaft in 
Flammen gerathen, und daß wir Ungarn mit unfern firobernen Berhältnifien fo 
nabe dem Feuer ftehen.... Reform oder Anarchie, zwiſchen beiden müſſen wir 
wählen.... . Es höre num jede Partei und jede Kaſte auf; ih habe ja aud bisher 
nur die Art und Weife, nicht aber. das Ziel getaden.“ Diefe Weußerung beweist, 
daß Kofjuth zur Zeit in der öffentlihen Meinung fhon allmächtig war. Nun hing 
es allein von ihm ab, die Prophezeiung S.'s zu Schanden zu machen. Allein 
Keſſuth überſah die „ſtrohernen Berhältniffe" Ungarns; er vermehrte nur die 
Schwierigkeiten und machte der Kamarilla ein leichtes Spiel. 

©. beurkundete dadurch am beutlichften feinen Patriotismus, daß er im 
Minifterium Batıhyänyi neben Kofjuth, dem Finanzminiſter, als Minifter der 
Kommunilationen eime Stelle einnahm. 

Im Herbfte des Jahres 1848, nachdem Batshyänyi dem Minifterium ent» 
jagt hatte, unter dem Toben des Bürgerfrieges, verbreitete ſich in Peſt an einem 
unglüdlihen Tage die Kunde, daß ©., auf einem Dampfſchiffe ftromanfwärts 
fahrend, den Berſuch gemacht habe, den Top in ver Donau zu finden. Das 
Schickſal feines Landes hatte feinen Geift gebrochen. Bon da an lebte er in ber 
Heilanftalt zu Döbling, bei Wien. 

Im Jahre 1859 konnte man wieber feinen Namen nennen hören; es war 
Hoffnung zu feiner vollftändigen Genefung da. Aber fein Geift verhüllte ſich 
abermals, und am 8, April 1860 machte er feinem Leben ein Ende. Sein Tob 
verjegte das Land in tiefe Trauer; denn es hatte längft eingefehen, daß ©. fein 
befter Führer war, Hunfalop, 
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Statiftif. 
(Nachtrag zum Budftaben ©.) 
1. Die Kontroverfen über ven Charakter und bie als Syſtem von Maffenbeobadtungen jeit 

Bedeutung ber Statiſtik. Anfang des 19, Jahrhunderts. 

N. Geſchichte der Statiſtik. F. Die Streitfeagen über die Ginheit und die 

A. Altertbum und Mittelalter. Trennung ber Statiftit. 

B Neuere Zeit. (16.—13. Jahrhundert.) 111. Theorie der Statiſtik. 

C. Die Gonring - Adenwall » Schlözer'ſche A. Das allgemeine Raufalgefeh, vie Ratifi. 
Richtung in ver Statiſtik oder die deutſche ſchen Geſetzmäßigkeiten und Geſetze um 
Säule ver Staatsfunde und deren Ent⸗ deren Bebeutung. 
wicklung bis zur Gegenwart, B- Objekt, Aufgabe und Begriff der Statiſtil. 

D. Die Süßmilch⸗Quötelet'ſche Richtung in C. Die Erfüllung und Ausführung ver flati- 
der Sratiftif, oder die Schule der eigent- ſtiſchen Aufgabe. 
lien Statiſtik und ihre Entwidlung bis D. Arten und wiſſenſchaftlicher Rang ver 
zur Gegenwart. Statifit. 


E. Die Entwidlung der amtliden Statiftif 


I. Die Konutroverfen über den Charafter und die Bedeutung 
der Statiftif. 


Die theoretiihen GStatiftiter find über ven Begriff, den Gegenftand und 
den Umfang, die Methode und die Aufgabe der Statiſtik auch Heute noch, troß 
aller Bemühungen und Einigungsverfudhe von Fallati, Jonak, R. Mohl und 
Anderen, eben jo wenig, ja noch weniger in Uebereinftimmung, als zu Anfang 
diefes Jahrhunderts, zur Zeit des Kampfes der Göttinger Schule und ber „Zabellen- 
Inechte". Lüder's Berzweiflung an der Idee der Statiftif felbft und an den ba 
maligen Berfuchen zur praktiſchen Verwirklichung dieſer Idee läßt ſich auch jegt 
nach fünfzig weiteren Jahren, in welchen ſich die amtliche Statiſtik eines unge: 
ahnten, beifpiellofen Aufſchwungs zu erfreuen hatte, noch zur Genüge begreifen, 
um nicht zu fagen billigen, fobald man nur einen Blid auf die theoretifch-ftatifti- 
hen Arbeiten wirft und das vollftändige Auseinandergehen ver theoretifchen Auf: 
faffungen gewahr wird. Auch nachdem R. Mohl eine eigene Heine Monographie 
über die den Begriff der Statiftit behandelnde Litteratur gefhrieben und mit ber 
gewichtigen Autorität feines Namens für eine Begriffsbeftimmung, welche ihm 
ebenfo einfady als umbeftreitbar erfcheint, aufgetreten ift, hat doch ber Streit noch 
keineswegs aufgehört. Faſt jeves neue ftatiftifchetheoretifhe Wert, felbft viele 
praftifch-ftatiftifche Arbeiten und ftatiftifhe Specialjchriften liefern in befonberen 
Ausführungen über Begriff und Aufgabe der Statiftil eine ganz oder theilweile 
neue Definition oder verrathen doch eine abweichende Auffafjung, und zeigen ba 
durch immer wieder von Neuem, daß man von einer Gemeinſamleit der Anfichten 
über Statiftit weiter als jemals entfernt iſt. Selbft die von Mohl fo fharf 
abgemwiefene Meinung von Knies, nah melher die fogen. Wiſſenſchaft ber 
Statiftil eigentlid aus zwei ganz verſchiedenen Difeiplinen beftehe, hat, trog ber 
ihr allerdings zu Theil gewordenen vielfeitigen Berurtheilung, ihre entſchiedenen 
Anhänger behalten und ift noch kürzlih von Rümelin im geiftvoller Weile 
wieder aufgenommen und fortgeführt worden. Ja gerade fie möchte fogar, nach vielen 
Zeichen zu fchließen, in biefer oder jener Weife modificirt and erweitert, unter ber 
jüngeren Generation ber GStatiftiter ſchließlich zu allgemeinener Geltung kommen. 
Aber im Augenblide ift man doch noch nicht fo weit gelangt. Denn ganz ent- 
gegengefegte Anfhauungen werben von hervorragenden Bertretern des Fachs aller 
Angriffe ungeachtet noch heute hochgehalten. 
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Man kann fi deshalb auch nicht wie Fallati und beſonders Jonak da— 
mit tröften, daß die Anfihten nicht mehr fo weit ald früher auseinander gehen 
und die Zahl und Bedeutung der Differenzpunkte abgenommen haben. Eine darauf 
bingehende „Entwicklung“ wird in die Geſchichte des Begriffs der Statiſtik mehr 
von Außen in der Abſicht ter Einigung der Anfichten hinein getragen, als daß 
fie wirklich bei objeltiver Unterfuhung darin gefunden werben fünnte, — freilich 
kine feltene Erſcheinung in unferem „Zeitalter der litteratur- und dogmengefchicht- 
liden Behandlung“, das die Kraft zu felbfländiger dogmatiſcher Entwidlung 
wenigftens auf dem Gebiete der philofophiihen und politiſchen Wiſſenſchaften ein« 
gebüßt zu haben ſcheint. Jonak namentlidy ift, wie früher ſchon Yallati, nicht 
über eine ſehr gezwungene äußerliche Einigung heterogener Auffafjungen binaus- 
gefommen. 

Nicht nur über die Definition, fondern felbft über die Möglichkeit einer 
Definition der Statiftit wird noch geftritten. Noch v. Malchus und Schubert 
läugnen dieſe Möglichkeit und begnügen ſich austrüdlic mit einer Deffription 1), 
Die Frage, ob die Statiſtik eine Wiſſenſchaft fei, wird keineswegs einftimmig 
beantwortet. Manche jehen in der Statiftif überhaupt feine Wiffenfhaft, ſondern 
nur eine Methode der Beobadhtung und Bearbeitung des Stoffs, Andere vollends 
une eine Materialienfammlung, aus ver man die bebuftiv gewonnenen Gäße 
anderer Wiflenfhaften, 3. B. der Volkswirthſchaftslehre, belegen oder erhärten 
inne. Selbft diejenigen, welde von der Statiftif als Wiffenfhaft fprechen, find 
iber das Wefen und die Bedeutung dieſer Wiffenfhaft ganz verfhiedener Meinung. 
Den Einen, wie im Allgemeinen ver Achenwall'ſchen deutſchen Schule noch 
heute, ift die Statiſtik eine rein deffriptive, den Andern, wie im Ganzen den 
Ausläntern, namentlih der Dudtelet’fhen Schule, ift fie eine induktive Beob— 
achtungswiſſenſchaft. In Betreff des Rangs der Statiftif als Wiffenfchaft gehen 
die Anfichten, auch fonft Naheftehender, abermals auseinander. Diefe erbliden in 
der Statiftif eine ganz felbftändige, Jene eine bloße Hülfswiffenfhaft, während 
Dritte bald den einen, bald den anderen Rang ihr zufchreiben. Nicht minder 
weihen die Meinungen über vie wiffenfhaftlihe Zugehörigkeit oder Verwandtſchaft 
der Statiftif mit anderen Wiffenfhaften von einander ab, bald wird fie zur den 
biftorifchen, bald zu den GStaatswiffenfhaften (deutſche Schule), bald zu ven 
Naturwiffenfchaften gezählt (Tendenz der franzöfifhen Schule.) 

Achnliches Auseinandergehen der Anfichten in Betreff des Objekts, Umfangs, 
der Aufgabe, Methode, Darftellungsmittel der Statiftit! Freilich beobachtet auch 
bier jede unbefangene, nicht fofort von der naturgemäßen Einheit der Statiftif als 
Biffenfhaft ausgehende, nicht mit einer petitio prineipii beginnende Betrachtung, 
daß die ſcheinbar in jedem kleinſten Punkte vorhandenen, unvereinbaren Gegenſätze 
fih doch der Hauptſache nah auf zwei Hauptgegenfäge zurüdführen laffen. Den 
legteren begegnet man bei der Begriffsbeftimmung, bei der Auffaffung der Statiftif 
als Wiffenfhaft und als Glied eines größeren Syſtems von Wiffenfhaften nicht 
minder als bei den Anfichten über Objekt und Aufgabe der Statiftil. Auch die 
jenigen Statiftifer, welde, wie Fallati, Jonak, R. Mohl, an ver Einheit 
der ganzen Difciplin fefthalten, erfennen dies an und bemühen fi, die Kleineren 
Gegenfäge unter höhere und abermals höhere zu fubjumiren. Ihr Fehler fcheint 
uns darin zu liegen, daß fie die zuleßt gefundenen Gegenfäge nicht als höchſte, 
bleibende auffafien, ſondern verleitet durch den Erfolg ihres bisherigen Subfum- 





")v. Malchus, ©, 1, 6, Schubert ©. 2, in den Anm. 2 genannten Werfen, 
Bluntfhli un Brater, Deutfhes Staats-Wörterbuß. X. 26 


‘ 


402 Statiſtik. 


tionsverfahrens, nun auch dieſe Gegenſätze ſchließlich verſöhnen wollen. Dieſer 
Berſuch iſt auch nach unſerem Ermeſſen nicht geglückt, und demgemäß muß die 
zuerſt von Knies formulirte, keineswegs von ihm geſchaffene Frage, ob nicht 
die ſogenannte Statiſtik in zwei Diſciplinen zu trennen ſei, im Weſentlichen be— 
jaht werden. Geſchaffen worden iſt dieſe Frage eben durch die Verſchiedenheit der 
Ausgangspunkte, der Aufgaben und der wiſſenſchaftlichen Behandlung. 

Aber angefichts diefes Zuftandes der wiſſenſchaftlichen Auffaffung der Statiftif 
ift es zur näheren Begründung der eigenen Anficht wohl unvermeidlich, wenigftens 
fo weit es vie Aufgabe des Stantswörterbuhs mit ſich bringt, orientirend auf 
die Geſchichte ſowohl der praktiſch ftatiftifchen Leiftungen als namentlich aud 
ver jelbftändigen ftatiftifhen Pitteratur einzugehen. Nur dadurch läßt ſich allen 
Anfichten gerecht werben und objektiv der Beweis führen, daß 

1. eine Einigung ber verfchiedenen, über Begriff, Gegenftand, Aufgabe ver 

Statiftit laut gewordenen Anſichten nicht zu erzielen ift, daß daher 

2. eine Trennung der bisher fogenannten Statiftil in zwei gefonderte 
Difeiplinen eine nothwendige wiſſenſchaftliche Forderung ift; zugleich aber 
aud genau bezeichnen, 

3. wo und in welder Weife viefe Trennung vorzunehmen, 

4. weldhes das Gebiet, Objelt, die Aufgabe, der Begriff ver gefon- 
derten Difciplinen, ihr Berhältniß zu einander und zu anderen 

Wiſſenſchaften, fowie ihre allgemeine Bedeutung fei. 


II. Gefchichte der (ſogen.) Statiftif. 2) 

A. Altertum und Mittelalter. Wenn man die durch Verwaltungs: 
organe für Berwaltungszwede gefammelten Notizen über Staatszuftände und das 
Beftreben von Staatsmännern und Schriftftellern, ſich über Staatszuftände zu 
unterrihten, mit dem Namen Statiſtik und ftatiftifhes Beobadten 
bezeichnet, dann hat es allerdings wohl ſchon in ven früheften Zeiten der Staaten- 
bildung eine Statiftif gegeben. Stellt man aber aud beim Gebrauch diefes Wortes 
ftrengere Forderungen auf in Betreff einer gewiffen, für den Zwed als nothwendig 
begriffenen Syftematit der Beobadtungen, fo muß man zugeftehen, daß einige 


2) Schon die Rückficht auf den Maun macht im Kolgenden die möglichfte Beſchränkung in 
Betreff des Citirens notbwendig, was ja auch der Sitte des Staatswmb, entſpricht. Im Alge 
meinen find daber alle fpeciellen Eitate unterblieben, welche man in jo befannten und verbreiteten 
Werfen wie denen von v. Malchus, Schubert, Fallati, Heuſchling u. U. finder. Jh 
verweife daher für die flatiftifche Litteraturgefchichte auf Meufel, Litterat. d. Statifl., 2. Aufl, 
2 Bde., Lpz. 1806 u. 1807 (früher von mir gebraudy, aber bei ver Ausarbeitung gegenmwär- 
tigen Artikels mir nicht vorliegend), v. Malchus, Statift. m. Staatenfunde, Stuttg. u. Tüb. 
1826, ©. 1—39, Schubert, Handb. d. allg. Staatsfunde, I. 1, Königsb. 1835, S. 1—76, 
Kallati, Einleit. in d. Wiſſenſch. d. Statift., Tüb. 1843 (vgl. auch $. 132 u. 133 u. An 
bang), R. v. Mohl, Gef. u. Litterat. d. Staatswiſſenſch, 3. Bd., Erl. 1858, „Die Schriften 
über d. Begr. d. Statift.” ©. 639 ff., namentlih aber auf Heuſchling's treffliche bibliogra: 
phiſche Vorarbeiten: Bibliogr. bist. de la statist. en Allemagne (Brux. 1845) und en France 
(Brux, 1851), denen ich beſonders verpflichtet bin. Außerdem enthalten viel bierher Gehöriges 
Xüder’s von Dielen, au von Mobil zu ungünftig beurtheilte Krit. der Starifl. u. Polit. 
(Gött. 1812) und krit. Gef. d. Starift. (Gön. 1817), und die Werke von Süßmilch, 
Crome (über d. Kulturverb. d. europ. Staaten, Lpz. 1792), Niemann, Göß, Mone, 
Jonatk, Knies' Statiſtif, Wappäus Bevölferungäftat., und befonders noch die Einleitung 
sur l’hist. de l’application des nombres aux scien. mor. in Guerry's go Werk über 
die Stat. mor. de l’Anglet. etc. (Par. 1864). Bol. auh Gerfiner, Bevölferungslebre, 
Bürzb. 1864 S. 17—44 ſehr aphoriſtiſch). Ungrwarter dürftig, nicht einmal korrekt ift Peſchl, 
Geſch. d. Erdkunde, Münden 1865, S. 685. 
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orientalifche, namentlich aber vie klafſiſchen Völker des Alterthums, vor allem bie 
Römer umfafjende und dem Anfhein nah zum Theil vorzügliche Einrichtungen 
abminiftratinsflatiftifcher Art, freilih wohl lediglich für praftifhe Zwecke, beſaßen. 
Nennt man die Gefammtheit folher Einrihtungen und die mit Hilfe ber legteren 
erfolgte Konftatirung oder Aufnahme der für die Verwaltung wichtigen Thatſachen, 
oder aud die Summe biefer aufgenommenen Thatſachen felbft Statiftil, — dem 
Spradgebrauh der früheren beutfchen Theoretifer entgegen —, bann haben 
jene Bölfer fo gut wie wir eine GStatiftif gehabt. Wenn man dagegen unter 
Statiſtik eine Biffeniäaft der Staatsfunde verfteht, alfo wenigftens 
eine halbwegs wiſſenſchaftliche Zuſammenfaſſung der amtlihen Beobachtungen in ber 
Litteratur und eine Zwedbeziehung der Daten auf den Staat oder eine Benugung 
derfelben zur Gewinnung allgemeiner Gefihtspuntte, dann haben unferes Erachtens 
Meufel und Schlözer volltommen Recht darin, daß es vor der Mitte des 17, 
Jahrhunderts, bei weiter gehenden Anfprüchen faum vor der Mitte des 18. Jahr- 
hunderts eine Statiftif gegeben habe. Dieſe Behauptung gilt für das gefammte 
Willen, das man gemeinhin unter dem weiten Begriff der Statiftit zufammen- 
gefaßt Hat, oder gemaner gefagt, fowohl für die Achenwall-Schlözer'ſche 
Staatskunde als für die Sütßmilch-Qusételet'ſche Statiftit, wie wir unter 
fheiden werben. Die Borgänger Adhenwalls und Süßmilchs im 17. Jahr- 
bumdert, Conring und Graunt, Petty, Halley u. f. w., ‚werben hierbei 
nicht unterfchägt. 

Im orientalifchen wie im Haffifhen Altertfum und wie im Mittelalter noch 
werben allerbings bei verſchiedenen Völlern einzelne befondere Staatsakte zur 
Konftatirung der einzelne Momente des Staatslebend (der Staatszuftände) 
betreffenden Thatſachen vorgenommen, jedoch immer nur für einen unmittel- 
bar praftifhen Zwei, ohne die Abfiht, die Staatszuſtände um der wiffen- 
fchaftlihen Erkennung und Behandlung willen kennen zu lernen, Die Idee einer 
Wiſſenſchaft ver Staatöfunde fehlte. In den religiöfen, politifchen, juriftifchen, hiſto—⸗ 
rifhen, geographifhen Siriften jener Perioden ift uns manche Kunde folder Staats- 
akte und ihrer Ergebniffe überlommen. Wir können dieſe Mittheilungen jegt als ftati« 
ſtiſches Material benügen, daraus ein Bild des antifen Staatslebens zu entwerfen 
oder die Erfheinungen des letteren nad) ihrem Kaufalverhältnig aufzufaffen fuchen, 
aber die Alten felbft haben dies nicht gethan. Eben veshalb fagen wir, fie haben 
feine Statiftit im Sinne der Achenwall'ſchen Schule gehabt. Aud vie Staats- 
männer, Philoſophen und Gelehrten der Alten, welhe uns in ihren Schriften 
mande Notizen über Staatszuftände nach eigener Beobadtung und mitunter ein 
etwas abgerundeteres Bild der politiihen Verfaſſung, der wirthihaftlihen und 
Kulturzuftände, der Bolksfitten zu entwerfen gefucht haben, möchten wir nicht 
Statiftifer nennen, weil ihnen das wiffenfhaftliche Erkennen des Staats nicht als 
Ziel vorſchwebt. 

In der Praxisé waren e8 fhon frühzeitig jene beiden großen Momente des 
Staatslebens, das Finanzintereffe over die Beftenerung und das Militär- 
weſen, welche gewiffe Operationen der Verwaltung veranlaßten, um eine Leber: 
ſicht über die kriegeriſche Leiftungs- und über die Steuerfähigfeit der Bevölkerung 
zu gewinnen. Bon unferem älteften Kulturvolfe, ven Chineſen, find uns in dem 
von Eonfucius gefammelten Buche Choufing Daten über den Zuftand des 
- Aderbanes, der Induftrie, der Kommunilationsmittel und der Abgaben aus dem 
britten Jahrtaufend v. Chr. überliefert worden. Welche große Rolle das Volks— 
zählungswefen, ftets im Dienfte militärifcher und finanzieller Zmede, bei 
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den Juden von Anbeginn ihrer Geſchichte an fpielt, ift aus der Bibel befannt. 
Ihre Zählungen und die darauf bezüglihen Einrihtungen verrathen den ange 
bornen Zahlenfinn des Volks und find theilmeife muftergiltig auch durch ihre 
Specialität 3). Auf eine entfprehende Entwidlung der „Berwaltungsftatiftit” im 
perfifhen Reiche können wir aus den Mittheilungen Herodot's über vie 
DOrganifation der Provinzialverwaltung, das Abgaben- und Heerweien, die Land— 
vermeflungen und Kataftrirungen unter Darius und Zerres fließen. Aud 
im alten Aegypten fcheint es Boltszählungen, felbft ſchon eine Art Civilftands- 
regifter, Orundfatafter u. f. w. gegeben zu haben. 

i Das body entwidelte Staatsleben ver Griehen jegt gewiſſe abminiftrativ- 
ftatiftifhe Einrichtungen mit Nothwendigkeit voraus. Anfänge von GStatiftiten ter 
Bevölkerung, des Territoriums, beſonders der grunbbefiglihen Verhältniſſe und 
der Finanzen in Athen führen Böckh und Andere vor. Die ſchriftſtelleriſchen 
Leiftungen auf dem Gebiet der Statiftif find im Verhältniß zur Bedeutung der griedi- 
ſchen politifhen Schriften jedoch noch untergeorbneter als felbft die politifch-ölonomi- 
Ihen. Plato und fogar Ariftoteles verrathen durchaus fein Verſtändniß der 
Bevölferungsprobleme. Ueber Staatsverfafjungen verbreiten ſich in ſchildernder 
Weiſe die großentheild verloren gegangenen Polititen des Ariftoteles, die 
Schriften von Xenophon, welder in feiner Defonomif und feiner Abhandlung 
über die Einkünfte von Attika auch andere ftatiftiiche Gebiete berührte, dann von 
Heraflides Pontikus, Dikäarchos u.A. m. Im Ganzen erhalten wir in die 
jen und in den Werken ver Redner, Hiftorifer und Geographen eben nur verein- 
zeltes Material, aus welhem unfere Philologen und Geſchichtſchreiber erſt mofai- 
fartig in ihren „Antiquitäten“ ein „ſtatiſtiſches Gemälde" zufammenftellen müſſen, 
da es eben die Alten nicht gethan haben. 

Die Römer erweilen fi von dem Yugenblid an, wo fie in die Geſchichte 
eintreten, in Unterftüpung ihrer rüdfichtslofen Bolitit der Macht als eminente 
Aominiftratoren und praktiſche Staatsmänner. Als ſolchen fteht ihnen von Anfang 
an Cicero’8 Wort Mar vor Augen: est senatori necessarium, nosse rem- 
publicam. Die Römer haben daher frühzeitig ihr Augenmerk darauf gerichtet, 
für praftifhe Zwede Beobadtungen über wichtige Verhältniſſe des Staatslebens 
anzuftellen. Der erfte Cenfus und die erften Regifter über die Geborenen, mannbar 
Gewordenen und Geftorbenen — förmliche Givilftandsregifter — werben bis auf 
Servius Tullius zurüdgeführt. Der regelmäßige fünfjährige Cenfus war in ver 
republifanifhen Zeit eine Zählung ver redhtlihen Bevölkerung, mit Angabe be 
Namens, Geſchlechts, Alters, Wohnorts durch den Familienvater für feine Ange 
bhörigen, verbunden mit einer Deklarirung des Vermögens, er erftredte fi nur 
auf die Bürger. Später unter den Kaifern wurden aud die Sklaven gezählt und 
Notizen über Nationalität, Beruf und Beihäftigung gefammelt. Steuer-, nament- 
id Grundſteuerkataſter mit periodifchen Revifionen (?) ſchloſſen fi an. Der große 
Umfang ber Genfusaufnahmen fegt eine Art Organifation ver ftatiftifchen Behörben 
voraus. Ueber deren Einrichtung und die Zufammenftelung und Bearbeitung des 
erhobenen Materials liegen invefjen nur wenig pofitive und: deutliche Nachrichten 
vor, jo daß die Bermuthungen im Einzelnen, wohl aud die neueften von Hilde: 
brand, doch immer gewagt find 32). Zur Zeit feiner Weltherrfhaft dehnte Rom 

3) Dal. Engel's Urtheil über die jüd. Volkszählung in d. Zeitſchr. des k. preuß, ftatifl. 
Bureau, Kebr, 1862. 


38) Vgl. den intereffanten Auffap Hildebrands „Die amtl. Bevöfferungaftatift. im all 
Rom* in tefj. Jahrb. f. Nationalöton. u, Statifl. 1866 I, 82 ff. 
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feine Zählungen auf fein ganzes ungeheures Territorium aus und ließ biefelben 
immex rationeller und eingehender werben. Die Kaifer intereffiren fih lebhaft dafür 


(Auguftus, Claudius), Kartenentwürfe, finanz- und militärftatiftifche Ueberfichten ' 


fommen hinzu, Cicero legt auf die genaue Einfiht in die Finanzlage, das Heer: 
wefen und die Berhältniffe zu fremden Mächten viel Gewiht. Julius Cäfar 
und Tacitus entwerfen Bilder von den Zuftänden des Staats und der Gefell- 
haft, wobei die bewußte Würdigung diefer Zuftände als ber bei den gefchicht: 
lichen Borgängen mitwirkenden Potenzen nicht zu verfennen iſt. Im byzantini— 
hen Reiche, dem Borbilde unferer modernen Bureaufratieen, finden fi Aemter— 
liſten, ähnlich unferen Staatshandbüchern, wie bie notitia dignitatum et admini- 
strationum etc. aus dem Anfang des 5. Jahrhunderts u. U. m., in der Zufti- 
nianiſchen Gejegfammlung. In Tacitus’ Germania will man envlih (3. B. 
Fallati) auch bereits eine eigentliche (wiſſenſchaftliche) Statiftil, d. h. im Sinne 
der Ahenmall’fhen Schule eine Staats- refp. Nationalbefhreibung erbliden. 
Auch bier fehlt indeffen die leitende wiffenfchaftlihe Idee eines ſolchen Werks, die 
firenge Syftematifirung des Stoffs und bie konfequente Zwedbeziehung auf den 
Staat. Man könnte obiges ciceronianifhe Wort ald paflendes Motto allen 
Schriften über Statiftit im Achenwall'ſchen Sinne vorfegen; aber obgleich es 
die Römer bei ihrer für praftifche Zwede beftimmten Sammlung des Beobadh- 
tungsſtoffs vor Augen hatten, find fie doch nicht zu einer wiflenfhaftlichen, bewußt 
Inftematifhen Ausdehnung ihrer Beobadhtungen ober zu einer Berwerthung ber 
legteren für die Zwede einer eigenen Wiſſenſchaft gelangt. 

Ungleih weniger als das Alterthum bietet das europäifhe Mittel- 
alter, namentlich in feiner erften Hälfte Wemterverzeihniffe, Berwaltungs- 
ordnungen, Kirchenfprengelliften aus dem byzantiniſchen Reich find noch vorhanden, 
bürftige Notizen zur Staats, Länder» und Bölferfunde finden fih, faft ohne 
jeden Verſuch einer zufammenfaffenden Behandlung, bei den byzantiniſchen Hifto- 
rifern, in den Kirchenrechts- und den Geſetzſammlungen ver germanifchen Bölter- 
ihaften. Ungleich bebeutendere Ausbeute aud in ftatiftifcher Hinſicht bietet die 
geograpbifche , Hiftorifhe und Neifelitteratur der Araber, worüber Wüften- 
feld, Sprenger u. 9. intereffante Auffchlüffe gegeben haben. Aus dem frän- 
kiſchen Reiche enthalten die königlichen SKapitularien vereinzeltes ftatiftifches 
Material. Unter Karl dem Großen treten Finanz und Militärgwede wieder 
deutliher in den Vordergrund. Liften über die dienftfähige Mannfhaft und bis 
ins Einzelnfte gehende Inventarien der Faiferlihen Rammergüter werben aufge 
nommen (breviarium rerum fiscalium). Mit dem 11. Jahrhundert kommen als 
eine Art privatftatiftiiher Arbeiten des Grundbeſitzes Grundbücher, Exbregifter, 
Urbarien, zuerft bei den Klöftern, bald aud bei den Weltlichen auf. Faſt gleich- 
zeitig entftehen ähnliche Staatsarbeiten, namentlih das berühmte Doomsdayboot 
(liber censualis) Wilhelm des Eroberer (1086), eine ausführlihe Topographie 
und Kataftrirungsarbeit Englands. In den nächſten Jahrhunderten finden ſich 
verwandte Arbeiten, Verzeihniffe der Landeseinkünfte u. f. w. in Dänemarf, Sici— 
lien (Friedrich IL), Brandenburg, den Deutfch-Drdensländern. 

Bon befonderem ftatiftifchem Intereſſe find die, wie es fcheint, ſchon im frühen 
Mittelalter von der hriftlichen Geiftlichkeit angelegten Liften über die mit der 
Bewegung der Bevölkerung in Berbindung ſtehenden kirchlichen Alte, namentlich 
die Begräbniß- oder Todtenregifter (diptycha mortuorum). Diefe Liften ſchloſſen 
ſich den kirchlichen Gebühren für die Affiftenz der Geiftlihen bei Taufen, Trauun- 
gen und Begräbniffen an. Schon im Anfang des 4. Jahrhunderts vorlommend 
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wurden dieſe Gebühren zwar zuerſt von den Koncilien verboten, ſpäter aber den⸗ 
noch geduldet und ſeit dem 8. Jahrhundert geſetzlich normirt. Die Liſten ſind 
vermuthlich anfangs ſehr unvollſtändig geweſen, dennoch iſt zu bedauern, daß wenig 
oder gar nichts von ihnen auf unfre Zeit gelangt iſt. Sie bilden jedenfalls ven 
Ausgangspunkt der feit dem 16. Jahrhundert regelmäßia eingeführten, in ftatifti- 
fcher Beziehung fo außerordentlich wichtig gewordenen Kirhenbüder. 

B. Neuere Zeit (16.—18. Jahrhundert). Anfänge der Staatskunde 
und der amtlichen foftematifhen Maffenbeobahtungen über Staats 
zuftände. Gegen den Schluß des Mittelalters tritt bie Staatsidee als folde 
mehr in den Vordergrund, der bildende civilifatoriihe Einfluß des Welthaudels 

"macht fih in Italien, dann in Belgien und ben Niederlanden geltend. 
Marino Sanuto’8 und Marco Polo's Reifen fallen in den Anfang biefer 
Zeit (13. u. 14. Jahrhundert). In den gebildeten Staatsmännern des aufftrebenden 
Benedig erwacht zuerft das Mar empfundene Bebürfniß einer genauen Kunde ver 
eigenen und mehr no ber fremden Staatszuftände und das richtige Verftändniß, 
wie diefe Kunde zu erlangen fei. Die Gouverneure der Provinzen und bie Ge 
fanbten und biplomatifhen Agenten müflen ſchon feit dem 13. Jahrhundert (1268, 
1296) regelmäßig über alles für ihre Regierung Mertwürbige Beobachtungen 
machen und Berichte einfenden. Diefe berühmten Relazioni werden mit jedem Sahr- 
hundert häufiger, regelmäßiger und vollftändiger, fie erftreden ſich vorzugsweiſe 
auf die Außeren Machtmittel der Staaten, ohne fid indeſſen darauf zu beſchränken. 
Sie find befonders feit Leopold Ranke in ihrer Bebeutung allgemein anerkannt. 
Auch Anfänge von Volkszählungen, Hausfataftern, bandelsftatiftiihen Aufnahmen 
(Mocenigo’8 Beriht von 1421) finden ſich in Venedig wieber. 

Das Wiederaufleben des Studiums der Alten, die Reformation, die Ent: 
dedung Amerifa’s, ver Auf: und Umſchwung des Welthandels, die finfende Madt 
des Feudalismus, die Einwirkung der dur die amerikaniſchen Schäge bewirkten 
Gelvdentwerthung, das Auflommen der ftehenden Heere und andere Faltoren mehr, 
alle in engem Zufammenhange mit einander, führten mit dem 16. Jahrhundert 
eine Zeit ein, im welder die Grimblagen ber modernen Politik gelent wurben. 
Aus dem Hareren Berftändnig der Politit und der Erkenntniß der im Stantöleben 
politifch wichtigften Verhältniffe ging bald das Bedürfniß nach einer etwas voll- 
ftändbigeren, fyftematifcheren Kunde der Staatsauftände hervor. Die noh an ber 
Spige der geiftigen Bewegung ftehenden Italiener madten ven Anfang mit einer 
Art Staatsbefhreibungen: noh im 15. Jahrhundert in ſehr rober Weife Aen. 
Sylv. Piccolomini (Pius IT.) in feinen geoaraphiſch-ſtatiſtiſchen Schriften 
(deseriptio Asiae atque Europae, Germania u. f. w.), unaleih vollkommener. 
aud bier die neue Zeit einleitend, N. Machiavelli in feinen Ritratti von 
Sranfreih und Deutfhland, Im der Mitte und der 2. Hälfte des 16. Jahrhun— 
derts legte Fr. Sanfovino fhon in einem größeren Werke die Hilfsmittel umd 
Kräfte von 22 Staaten (freilih inf. Utopia!) dar, ©, Contarini ſchrieh über 
Benedig, Fr. Guicciardini lieferte die berühmte umfaffende Befchreibung der 
Niederlande (1567), ©. Botero behandelte in feinen relazioni universali bereits 
die ganze damals befannte Welt und ftellte in vergleihenber Weife die politifchen 
Verfaffungen, die Religions, die ZTerritoriale und mirtbfchaftlihen Verhältnifſe 
dar. Die Holländer, die Erben der Italiener im Welthanvel und ihre glüdli- 
hen Nachfolger in den politifchen Wiflenfchaften, nahmen auch die Aufgabe poli- 
tifcher Staatenbefhreibungen auf. I. de Laet, der Herausacher der befannten 
Elzevir’fchen Republiten (1624 ff.), hat ein deutliches Verſtändniß der Aufgabe 
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ber Staatskunde, wenn er als feine leitende Idee das mosse rempublicam be⸗ 
teachtet: regnorum et principatuum conditionem probe noscere, quidque in 
iis validum, quid debile sit ad unguem scire, subditorum ingenia et mores, 
vires et facultates accurate pensitare, — vicinorum principum status ad 
eundem modum diligenter examinare. Eine gewiffe Zwedbeziehung der geſchil— 
derten Zuftände auf den Staat wirb in den befjeren Elzevir'ſchen Staatsbeſchrei— 
bungen fonfequent im Auge behalten. Die Deutſchen haben aus dem 16. Jahr: 
hundert Rosmographieen, wie bie befannte von Jal. Münfter (1540) aufzuweifen, 
blieben aber fonft ebenfo wie die Engländer noch ohne felbftändige Arbeiten, 
während bie Franzofen in P. d'Avity's großem Wert (1614) einen erften 
Verſuch einer Staatsbeihreibung befigen. 

In allen viefen Werten herrfcht mehr oder weniaer Mar das Streben, bie 
politifh wichtigen Faktoren in einem einheitlihen Bilde hervortreten zu laſſen. 
Aber freilihd werben nur fehr mäßige wiffenfhaftlihe Anſprüche befriedigt. Schon 
im Entwurf fehlt die Folgerichtigkeit, in der Ausführung vollends Methode und 
Syſtem; wüftes Notizenwefen theologifcher, Hiftorifher, geographifher Natur, ohne 
inneren Zuſammenhang meiftens ziemlich gefhmadlos vorgetragen, bildet ben 
Inhalt, Wichtig ift nur das Auftreten eines Bedürfniffes nah folden Werten, 
welche fpecieller als bie gewöhnlichen Hiftorifhen und geographiihen Schriften 
ſich mit den Staatsverhältniffen in der Gegenwart befhäftigen. Der bedeu— 
tende literarifhe Erfolg diefer Werke, welche in der Regel eine Anzahl Auflagen, 
Neubearbeitungen und Ueberfegungen erlebten, beweist mehr für jenes Bedürfniß, 
als für den inneren Werth der Schriften. Der legtere berechtigt no faum, bis 
zue Mitte des 17. Jahrhunderts von einer Wiffenfhaft der Statiftil oder 
Staatskunde zu fprechen, böchftens von Anfängen einer folden Wiſſenſchaft. 

Wichtiger waren bie im Gefolge der kirchlichen und politiſchen Ummälzungen 
bes Neformationszeitalters entftehenden praftifhen Beftrebungen ver Regierungen, 
Kenntniß der Staatszuftände zu erlangen. Die Politif wurde zur Kunft, ein Sy— 
ſtem gegenfeitiger Beobachtungen entwidelte fih im Geſandtſchaftsweſen. Die im 
16. Jahrhundert noch volllommener geworbenen venetianifhen Relazioni wur— 
den bald von anderen italienifhen, dann von anderen europälfhen Staaten nadj- 
geahmt. Bor allen Dingen erlangte mit dem Verfall des Lehensftants, dem Empor» 
fommen ber uneingefchränften fürftlihen Macht, mit den ftehenden Heeren, mit 
dem Uebergang zur Geldwirthſchaft, mit ver nach Gebietsarrondirung und Ber- 
größerung der äußeren Staatsmacht ftrebenden Politif das Militär- und bas 
Steuermwefen wieder die maßgebende Bedeutung. So treten feit dem Schluß 
des 16, Jahrhunderts die Finanzfragen in den Borbergrund, ein neues Juftiz- 
und Berwaltungsiyftem bricht fih Bahn, im Intereffe der Staats- und Yürften- 
macht erhält die merkantiliſtiſche Handelspolitif, welde recht eigentlich ber ftati« 
ftifden Grundlagen zu ihrer Durchführung bedurfte, eine entfcheidende Stimme in 
politiihen Fragen. So führte denn das unmittelbare praftifhe Bedürfniß zu 
umfafjenderen und foftematifcheren ftatiftifchen Operationen der Staatsgewalt, d. h. 
zunähft zu Anfängen wirklich fyftematifher Maffenbeobadtungen über 
Stantszuftände. Bor Allem bedurfte man für die Zwede der Politik Mann- 
[haft und Geld, daher wurben denn Unterfuhungen über die Größe ber Be- 
völferung und die Steuerfähigfeit des Landes angeftellt, Bolfszählungen, 
Beobahtungen über die Bewegung der Bevölkerung und über einzelne in 
finanzieller und politifcher Beziehung beſonders wichtig erſcheinende wirthſchaft— 
lihe Berhältniffe eingeleitet. 
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Bolfszählungen ) kommen fehon im 16. Jahrhundert in einzelnen Städ⸗ 
ten und Kleinen Gemeinwefen, 3. B. im Kanton Zürich (1567), regelmäßiger vor, 
Seit dem 17. Jahrhundert werben fie allgemeiner, periodifher. In größeren Län— 
dern befchränfen fie fih übrigens meiſtens noch auf einzelne Landestbeile und 
werben dann für das übrige Gebiet durch Schägungen nad Häufer-, Heerdzäh— 
lungen u. dgl. m. vervollftändigt. Dies gilt namentlih von den franzöſiſchen 
Zählungen feit Ludwig XIV. bis in die Zeit Napoleons I. (befannte Schägun- 
gen von Neder nad Geburtsziffern, von Laplace noch 1802 nad der Zählung 
in 30 Departements und den Liften über die Bewegung der Bevölferung für das 
ganze Neid). Englifhe Zählungen wurben 1701 eingerichtet, blieben aber bis 
1801 (in Irland bis 1821) ungenügend, von da an batirt erft ber regelmäßige 
Cenfus. In Preußen führte ber große Churfürft im Jahr 1683 Zählungen ein, 
welche unter Frievrih Wilhelm I. (1733) verbeffert und regelmäßiger, unter Fried⸗ 
rich dem Großen feit 1748, mit kurzen Unterbredungen in Kriegszeiten , jährlich 
vorgenommen wurben. Die relativ über Erwarten große Verläßlichkeit dieſer 
Zählungen wird u. 9. durch Süßmilchs erfolgreihe Zurüdweifung der Angriffe 
des Baron von Bielefeld gegen bie Berliner Zählungen bewiefen 5) Aud in 
anderen deutſchen Staaten, 4. B. in Churheſſen kommen Mannfhafts-, Imden-, 
ſchließlich auch ganze Bolfszählungen (1696) noch im 17. Jahrhundert vor, ebenfo 
in Schweizer Kantonen, neben Zürich 3. B. in Appenzell-Außerrhoven. Im den 
meiften übrigen deutſchen und europäiſchen Staaten finden ſich VBolfszählungen erft 
in und nad der Mitte des 18. Jahrhunderts (Defterreih). In der Regel blieben 
die guten Abfichten in Betreff der wirffihen Zählung ber ganzen Bevöllerung 
im ganzen Sande, der Periodicität der Zählungen u. f. w. aber noch unausge⸗ 
führt (Dänemark, Spanien, Baiern, Würtemberg). Häufiger wurben für beſondere 
Steuer oder Militärzwede, wie zum Theil fhon früher, 3. B. in Rußland, 
Zählungen gewiffer Klaffen der Bevölkerung, namentlih der männlichen ober ber 
männlichen erwachſenen, oder der Familien vorgenommen (ruffifhe fogenannte 
Revifionen der kopfſteuerpflichtigen männlihen Seelen bis in bie meuefte Zeit). 
Einer befonders guten Regelung aller auf Vollszählungen bezüglihen Einrichtun- 
gen erfreute fih am frübeften Schweden, wo auf Anregung ber Afademie feit 
1749 das fogenannte Tabellenwert, für das bald barauf (1756) eine eigene 
Tabellentommiffion errichtet ward, angeorbnet wurde. Gute jährlihe Zählungen 
nah Haushaltungsliften find feit 1748 dafelbft bis auf bie Gegenwart vorgenom- 
men worben, feit faft 130 Jahren, leiver ein Unikum in Europa! Wirkliche 
Bollsbefhreibungen, wie die heutigen, waren die VBoltszählungen in früherer 
Zeit nur erft in ſehr befhränktem Umfange. Außer ver Unterfheidung bes Ge— 
fhlehts, mitunter ded Standes und Berufes, findet fih noch wenig Specialität. 
An die Bolkszählungen ſchloſſen fih ſchon im vorigen Jahrhundert gelegentlich 
einzelne andere ftatiftiihe Zufammenftellungen, 3. B. Scähultabellen (Schul, 
Schüler- und Lehrerzahl), ſelbſt einzelne Tabellen über Kriminal- und Civilgerichts- 
pflege an, Auszüge aus dem bureaufratifhen Regiftermert. Mit ver Veröffent— 
lihung und vollends der regelmäßigen Veröffentlichung bes gefammelten 
Materials war es meiftens noch ſchlecht beftellt. 


4) Die mitgetbeilten Daten ftammen großentheild aus den Berichten der amtlichen Statiſtiker 
auf er ftatift. Kongreffen, befunders auf dem Brüffeler und Perliner. Auch bei Wappäus 
n 


anches. 
5) Süßmilch, göttl. Ordn., 4. Aufl, (Berl. 1775) 1, 262, 
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Der Zeit nah machte die Regelung der Liften Über die Bewegung ber 
Bevölferung (Geburten refp. Taufen, Verheirathungen reſp. Trauungen, Todes» 
fälle refp. Begräbniffe) den Anfang. Seit dem Ende des 15. und beſonders feit 
dem 16. Sabehunbert ſchreiben firhlihe und bald auch ſtaatliche Verordnun— 
gen die Haltung eigentlicher Kirchenbilcher über alle von Geiſtlichen zu verrichtenden 
Handlungen vor und damit beginnen die Liſten wenigſtens theilmeife vollftändiger 
zu werben. Geit dem Ende des 16. Jahrhunderts werben die englifchen, fett 
der Mitte des 17. Jahrhunderts die franzöfifhen, feit dem Schluß biefes 
Jahrhunderts die preußifhen Liften ziemlih vollfländig. Einzelne deutſche, 
ſchweizer und italienifhe Städte befigen Liften feit dem Anfang des 16. Jahr» 
hunderts. In den proteftantifhen Ländern Deutfhlands erfolgt die Einfüh- 
rung ber Kirchenbücher in der zweiten Hälfte des 16., 3. B. in Chur-Branven- 
burg 1573, in den fatholifchen Ländern Deutfchlands und des übrigen Europa’s 
im 17. Jahrhundert. Gehörige Regelmäkigkeit wird aber überall erft geraume 
Zeit fpäter, namentlih auf dem platten ande, erreicht. In manden Rändern, wie 
in Spanien und Rußland, wo fhon Peter der Große für die griechiſchen 
Gemeinden Kirhenbüher unter Auffiht des birigirenden Synode einführte, ift 
genügende Bollftändigkeit noch jest nicht oder erft in den legten Jahren erlangt 
worden. Die erften periodifchen Beröffentlihungen beginnen feit den legten Jah- 
ren des 16. Jahrhunderts in England, in London. — Diefe Kirchenliften bil» 
den die- Grundlage für die erften und wichtigſten eigentlih ftatiftifhen Arbeiten 
und verbienen deßhalb beſondere Beachtung ©). 

Zu den früheften Einrihtungen auf dem Gebiete der Wirthſchafts-, 
Finanz», Militär- und allgemeinen politifhen Statiftif gehören die 
Schöpfungen und Berwaltungsmaßregeln der großen franzöfiihen Minifter Hein- 
richs IV. Ludwigs XIII. und XIV., namentlih Sülly’s cabinet complet de 
politique et de finance, welches alles auf finanzen, Handel, Bergweſen, Münz- 
weſen, Polizei, innere und äußere, kirchliche und Eivilverwaltung, Kriegsweſen be- 
züglihe Material fammelte. Auch Richelieu orbnete mande wirthſchafts- und 
finanzsftatiftifche Recherchen an. Tolbert ließ fich die Ausbildung ver Handels— 
ftatiftil, befonbers der Meberfichten über die Bewegung des auswärtigen Han- 
dels nad den Zollamtsliften, feinem Handelsſyſtem gemäß, ſehr angelegen fein 


6) Die Anordnung der Kirchenbücer erfolgte auf der Synode au Séez 1524, in Frank: 
reich dann von Seiten des Staats 1539, aber bis 1667, wo Colbert die Haltung flaatlicher 
Civilſtandsregiſter einführte, blieben fie fehr mangelbaft; val. Wappäus' Bevöfferungasftat. T1, 
559. In England kommen PVorfchriften 1538. wiederholt 1558 und 1559 vor, doch werden 
fie erft foäter nenauer erfüllt. Die meiften engliſchen Pfarreien beſitzen Regiſter feit den legten 
Fahren Eliſabeths, die gröhere Zahl feit 1570, einzelne, 4 B. Cheltenham, feit 1558. An Zondon 
mwurden 1592 in Deranlaffung einer Peſt genauere Sterblichkeitäliften eingeführt. An der bald 
darauf erfolgenden Veröffentlihung der Londoner Liften über die Bewequna der Bevölkerung 
traten anfangs Unterbrechungen ein, ſeit 1603 befikt London fortlaufende vollftändiae Liften, feit 
1619 werden bereits meiftens die Todesurfachen,, Krankheiten unterfchieden , feit 1728 auch das 
Alter. Dal. Suühmilb-Baumann IM. (2. Aufl. 1787) S. 22 und Guerrd, stat. mor. 
de l’Anglet. p. XII. Bon Augsburg albt es Liften feit 1501, von Genf feit 1549, von Klo: 
reng feit derfelben Zeit, von Breslau feit 1555, von Leipzig, Dresden, Preiberg, Danzig feit 
Anfang des 17. Jahrhunderts. Am vreuf. Staat werden die Liften feit 1683, befonders feit 
1692 volftändia, fo in Berlin, wo feit 1721 au Geſchlecht. Alter, Todesurfache der Geſtorbenen 
unterfchleden wird. Das Dorf Buch bei Berlin befigt vollftändige Kirchenbücher, mit Meinen 
Unterbrechungen im 30jährigen Kriea, feit 1498. Bal. die reichbaltigen Sammlungen von Süß: 
mild (f. au Bd. 111, 23), Mallet, rech,. sur la popul. de Genöve (Ann. d’hygiöne 
publ. XVIII. 5), #tatist, del Granduc, Toscana I. 
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und befahl auch fonft vielfadhe Stoffanfammlungen durch die Behörben, Touvois 

gründete in bem depöt de la guerre eine Art militär-ftatiftifches Bureau (1688), 

Ludwig XIV. felöft verlangte, freilich noch ohne günftigen Erfolg, von ven 

Intendanten Brovinzialbeihreibungen über das Militär-, Finanz-, Juſtiz-, Kirchen: 

und Unterrihtöweien. Staatshandbücher kommen in Frankreich feit 1699 heraus 

(in Defterreich wirb ein foldyes, mit ſtatiſtiſchem Material verfehen, ſchon 1637 

erwähnt). Zur Errichtung einer Art ftatiftifchen Bureau's, welhes Duesnay's 

Freund de Gournay im Jahr 1766 unter dem Namen eine® bureau de 

renseignement vorfhlug, fam es unter Neder. Sein berühmter Finanzverwal- 

tungsberiht (1784) ift aus dem Material diefes Bureau's entftanden. Später in 

ber Revolutiondzeit wurde letzteres nur für die Handelsſtatiſtik benugt. In Eng- 

land entwidelte fih die Handelsftatiftif befonders feit Wilhelm III., aus 
deſſen Regierungszeit bie heute noch bei der Berechnung ber Handelsbewegung ge 
braudten fogenannten „officiellen Werthe“ berrühren. Seit der zweiten Revolution 
wurben die parlamentarifhen Enquöten uud Kommiſſionsberichte über wichtige 
politiſche, gefellihaftlihe und wirtbfchaftlice Fragen immer häufiger. Das daburd 
angefammelte Material fam aud zum Theil ſchon in die Deffentlichkeit. Seit ber 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts werben bie dann auch veröffentlichten Be- 
richte der Minifter an das Parlament über die Lage des Landes üblich. Was in 
Großbritannien noch bis heute an planmäßiger Ordnung des ftatiftifchen Beob- 
achtungsſtoffs zu wünſchen übrig bleibt, das wird durd bie große Specialität und 
das am früheften umfaſſend anerfannte Princip der Deffentlichleit gut gemacht. 
Auh in ben deutſchen Staaten, befonders feit dem großen Churfürften und 
Friedrich Wilhelm I. in Preußen, bald au in Defterreid, Würtem» 
berg, Heffen, Baiern u. a. m. beginnen fi die Regierungen die Anfamm: 
lung fatiftifcher Beobachtungen über Staatszuftände angelegen fein zu laffen. Das 
Syſtem bes aufgeflärten Defpotismus mit feinem Streben, Alles zu regieren, — 
Alles für das Volt, nichts durch das Bolt — führte mit Nothwendigkeit zur Ans 
ordnung ftatiftifcher Aufnahmen. Die merkantiliftifhe Handelöpolitit, dann aber 
au das Streben nach gerechterer, allgemeiner und gleihmäßiger Vertheilung ber 
Steuern, befonders der Grunpfteuern, die beginnende Einflußnahme ber 
Regierungen auf bie privatrechtlihen Grundlaſten riefen ebenfalls eine Menge 
ftatiftifcher Recherchen hervor. Bei allen handelte es ſich ſchon darum, gemifle 
wirthſchaftliche und fociale Verhältniſſe quantitativ, wo möglih in einem ge— 
nauen Zahlenausdruck zu fonftatiren, wenngleich die Verläßlichkeit der ziffer- 
mäßigen Ouantitätsbeftimmungen noh Manches zu wünſchen übrig ließ. So er 
ſcheinen benn Probuftiongliften, befonders Ernteüberfihten, fogenannte Handwerker-, 
fpäter auch Fabriftabellen u. a. m., wobei man freilich oft dur zu viele Fragen 
bie Beftenerungsabfihten witternde Benölferung ſcheu machte. Genaue Landver⸗ 
meffungen begannen in einzelnen Fällen. Zum Zweck der Grundftenerregulirung 
fängt man mit genauen Pandtafationen an, Defterreih führt mit dem berühmten 
censimento milanese (1718—1749) das wiſſenſchaftliche Katafterwefen im bie 
Steuerpraxis ein) umd ftellt damit die Aufgabe, ein Problem zu löfen, mit 
welhem man aud in ber Gegenwart no lange nicht fertig geworben iſt. Die 
Begünftigung, welde die Statiftit unter Maria Therefia und Joſeph IT. in Defter- 
reich, unter Katharina II. in Rußland, unter direktem und inbireltem Einfluk 
Schlözer's und feinen Schriften, fand, ift befannt und charakteriftifh namentlich 





7) Taf. z. Statiſt. d. Steuerwef. im öfters. Kaiferflaate, Wien 1858, ©. Al. 
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für Oeſterreich geblieben. Wie wenig freilich im Ganzen bie gefammte officiell- 
ftatiftifche Thätigkeit der Regierungen bis zum Schluß bes 18. Jahrhunderts. ſach⸗ 
lich beveutet, geht am beften aus der Betrachtung ber geographiſchen und ſtatiſti⸗ 
ſchen Privatarbeiten jener Zeit hervor. Ein Büſching muß noch' davor warnen, 
den Flächenraum ber Staaten nit nady der Länge ver Lanpftraßen, jondern nad) 
guten Karten zu berechnen, ohne nur die Forderung allgemeiner Landesvermeſſungen 
aufzuftellen 8). Damals hatten eben erft ganz vereinzelte Landesvermeſſungen ftatt- 
gefunden, obgleih La Condamine und Bouguer in Peru, Maupertuis 
und Elairaut in Lappland ihre Grapmeflungen ſchon ausgeführt hatten. 
Erome hält es noch jpäter für nöthig, in Ermanglung genügender Bolkszäh- 
lungen, über den Unwerth von Schägungen der Bollszahl nach Kopfftenern‘, Ne 
frutenaudhebungen, Senftertaren, Häuferzahlen, Familienzahlen, Konfumtionsver- 
bältniffen zu ſprechen. Für ihn, wie, für andere Statiftifer, hatten die Kirchenliften 
bauptfählih als Grundlage von Berechnungen der Volkszahl Bedeutung ). Die 
Zahlenangaben über die Bevölkerung größerer Länver weichen nicht felten um 
50 9/, und mehr von einander ab. Belannt ift ber von Price 1780 im Eng- 
land angeregte lebhafte Streit über die vermeintlihe Abnahme der englifchen Be— 
völferung im 18. Jahrhundert, welcher ebenſo wenig als ber frühere zwiſchen 
Mirabeau pdre, Meffance u. a, geführte über eine ähnliche Behauptung in 
Betreff Franfreihs (1756) in Ermanglung genügender Daten beftimmt eutſchieden 
werben fonnte. Selbft ein Montesquieu verftieg fih zu fo unfinnigen Be- 
banptungen, wie die, daß Gallien zur Zeit Eäfars 50 Mal fo ſtark als zu feiner 
Zeit bevölfert geweſen fei 1%). Wie ließen fich politifche Tragen bei folhem Mangel 
thatfächlicher Unterlagen beurtkeilen! Und über Bevölferungsverhältnifie wurbe 
wenigftens nicht fo ängſtlich Geheimniß gehütet, wie über andere Staatsverhält- 
niffe. Das darüber etwa gefammelte Material vermoberte großentheils in ben 
Arhiven. Die vom Staate ausgehenden fpftematifhen Maſſenbeobachtungen über 
Stantözuftände waren im Bergleih mit dem jegigen Zuftand der Dinge alſo nod 
außerordentlich dürftig, nur erft Anfänge folder Beobadtungen 11). 

C. Die Conring-Achenwall-Schlözer'ſche Rihtung in ber 
Statiftil oder die deutſche Schule der Staatskunde und deren 
Entwidlung bis zur Gegenwart. An jene oben erwähnten Anfänge der 
Staatsbeſchreibung, welche von Italienern und Hollänvern ausgingen, knüpften 
in ber zweiten Hälfte ves 17. Jahrhunderts die Deutſchen an und erhoben mit 
bem ihnen eigenen Sinn für Syftematif die Staatsbefhreibung zu einer Art fyfte- 
matifcher, beftriptiver Wiffenfhaft. Wenn man in einem folhen Falle, wo ſtets 
gleichzeitig Diele bewußt und unbewußt auf Ein Ziel hingegrbeitet haben, einer 
beftimmten Perfönlichleit ein maßgebendes Verdienſt ala Bahnbrecher ver neuen 
Richtung oder Gründer ver neuen Disciplin zufhreiben will, fe kann dies hier 
wohl nur mit dem berüßmten Helmftänter Profeflor H. Conring gefchehen. Diefer 
hat zuerft den Verſuch gemacht, eine ſyſtematiſche Staatsbeſchreibung nad Prin= 
cipien bes öffentlichen Lebens zu entwerfen, daraus eine neue Disciplin zu bilden 


8, Büfhina, Vorbereit. u. f. w. z. Kenntniß d. eurov. Neiche, 4. Aufl, Hamb, 1768, 8. 16. 

9, Erome, Kulturverb. d. eurov. Staaten, 2pz. 1792 ©. 127 ff. 

10%) Montesquieu, leitres persannes N. 100, esprit des lois, XX1lı, 17—19. Na 
Napoleon II. (vie de Cesar IL.) war Galliens Bepölferung zur Zeit Cäſar's Hos 7—8 Mif. 

11) Nof. zu Dbigem aub Mohl's Geſch. u, Litt. d. Bevölkerungelehre in d. Geld. d. 
Stgatäwiff, 111, 41 ff., 9. Clement, hist. de la vie de Colbert, Paris 1R46, Heu: 
(ling a, a. D, die Berichte ter Dekgirten auf den ſtatiſtiſchen Kouguefien, 
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und letztere Yonfequent von Geographie, Gefchichte und Politit Toszulöfen, mas 
ihm freilich ebenfo wenig als irgend einem fpäteren Statiftifer feiner Richtung 
volftändig gelungen iſt. Conring hat fein Kompendium gefchrieben, ſondern bie 
Difeiplin nur in feinen Borlefungen vorgetragen. Wir finden bei ihm bie Anfänge 
jener bis heute üblich gebliebenen Syftematifirung der Staatsfunde (Land und 
Leute, Regierungsform — Berfaffung — Berwaltung — Regierung —, Mittel 
der Berwaltung, Zweck und Mittel des Staates), Conring hält fih an bie 
gegenwärtigen Staatszuftände und behandelt jeven Staat — wie man 
e8 fpäter nannte, nad der ethnographiſchen „Methode (sic) — für fih. Dem 
Defen nah ift feine neue Wiffenfhaft eine politifhe Staatsfunde der 
Gegenwart, eine glei der damaligen Geſchichte rein defcriptive, ſchildernde Die- 
ciplin, welche aus der Geographie, der neueften Geſchichte und dem öffentlichen 
Recht die für die politifhe Einrichtung und Stellung des Staats beſonders wich⸗ 
tigen Momente hervorhob und fie durch Zweckbeziehung auf den Staat nad einem 
einheitlihen Gedanken zu ordnen fuchte 12), 

Diefe der Gefhichte, Geographie und den Rechts- und Staatswiffenfhaften 
entwachſende, aber ftets fih mit ihnen nahe berührende Disciplin, beren Rechts— 
anfpruh auf den Namen einer felbftändigen, wenn nicht überhaupt einer Wiffen- 
fchaft bis heute zweifelhaft ift, nannte Conring felhft Staatsfunde (notitia 
rerum publicarum). Ste wurde durd ihn zu einer ftehenden atademifhen Bor» 
lefurgsbisciplin auf deutſchen Univerfitäten. Meiftens trug fie der Profeſſor des 
Staatsrehts, der Politik oder der Geſchichte vor, wie in Halle, Franffurt a. O., 
Wittenberg, Jena, Altvorf, Utrecht. Zahlreiche Kompenvien der Staatskunde im 
Eonring’fhen Sinn erſchienen, meiftens unter dem Titel notitia rerum publicarum 
oder Ähnlichen, im legten Drittel des 17. und erften des 18, Jahrhunderts. Unter 
den Univerfitätslehrern und Schriftftellern find zu nennen Sagitarius, Bofe, 
Schubart, Beckmann, F. Otto, Maibom, Gundling, Struve, Spener, 
Köhler, Shmanf, Hofmann, Buder, Schmeigel u. a. m., wie man fieht, 
zum Theil namhafte Iuriften, was auf die Auffaffung und Entwidlung der Dis— 
ciplin nicht ohne Einfluß bleiben konnte. 

Für die neue „MWiffenfhaft” kam gegen Ende bes 17. Jahrhunderts ber 
Name Statiftif auf. Ueber Urfprung und Etymologie diefes Wortes ift befannt- 
lich viel geftritten worden. Die öfters vertheibigte unmittelbare Ableitung vom 
lateinifhen status oder von dem beutihen Staat und die Analogie mit Heralbif 
u. f. m. fheint unrichtig zu fein. Richtig ift dagegen wohl vie Ableitung 
Achenwalls, der dur feinen Gebrauch des Wortes, obaleih er es nit auf 
dem Titel feiner Schriften anwendet und in ber Regel von „fogenannter" Statiftit 
foriht, am Meiften zur allgemeinen Annahme des Ausdrucks beigetragen hat. Er 
leitet e8 vom italienifhen statista (Staatsmann) ab und verfteht darunter „ben= 
jenigen Theil der praftifchen Politik, welcher in ber Kenntnif der heutigen aanzen 
Staatsverfaffung unferer Reiche befteht“, oder fo viel wie Staatsfunde 3), In 


12) Gonring’s Vorlefungen wurden von feinen Zubörern Oidenburaer und PRöpping 
wider feinen Willen herausgegeben (1675 u. 1668, von erfterem u. d. T. Thesaurus rer. publ. 
tot. orbis, Genf 1675) und nach feinem Tode mit feinem litterar. Nachlak von Möbel. 1730, 
IV. Bd. — Val. über Gonring Göß, Bear. d. Statift. Anab. 1804, S. 17 ff, 23 ff., und 
Wappäus, Bevöfkerungaftat. II, 548, 556. 

13) Auerft nachagewieſen bat man das Wort stalista und das Adjektiv statisticus in einer 
Meinen Schrift von 1668; im Jahr 1672 fehrieb Helenus Politanus ein microscopium sta. 
tislicam, quo status imperii Rom. Germ, repräsentatur. Der Name collegium politico- 
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dieſem Sinn von Staatskunde wurde und wird das Wort Statiſtik in der Achen- 
wall’ihen Schule gebraudt, wie u. U. Sclözer ausdrücklich herporhebt, 
indem er bebauert, daß Achenwall feinem wohlgeftalten Kinde, der Gtaats- 
kunde, ohne Noth einen fo unförmliden Namen gegeben Habe 14), Die Be- 
nennungöfrage ift in der Gedichte der GStatiftit kein gleichgültiger Punkt: der 
einfache dentfche Ausdrud Staaiskunde hätte niemals zu jo viel Streit Anlaß ge- 
geben, ald die übrigens ſchon im vorigen Jahrhundert von allen gebildeten Böl- 
fern recipirte vox hybrida „Statiftif". Man würde nicht gewaltfam ganz ver- 
fhiedene Unterfuhungen unter das Wort Staatskunde gezwängt haben, wie man 
fie unter den Namen Statiftif brachte, welchen man vemungeadhtet ald Staatöfunde 
glaubte auffaflen zu dürfen. Schon im vorigen Jahrhundert find ganz anbere 
Arbeiten, ald die Conring-Achenwall'ſchen Stantsbefhreibungen, ebenfalls 
Ratiftifche genannt worden. Gegenwärtig braudt man daher, troß ber erwähnten 
Ableitung des Worts GStatiftit und feiner Gleichbedeutung mit Staatsfunde bei 
den älteren Schriftftellern, keineswegs an ber Identität der Ausdrüde Statiftit 
und Staatskunde feftzuhalten, wenn wirklich ein fachlicher Unterſchied zwiſchen 
Staatslunde und dem übrigen, mit dem Namen Statiftif bezeichneten Wiſſen be- 
ſtehen follte, wie es ver Fall if. Man kann dann eben pafiend Staatöfunde 
nennen, was Staatskunde iſt und das nun einmal gebräuchliche Wort Statiſtik 
für das nicht unter Staatskunde zu fubjumirende ftatiftifche Wiffen ausſchließlich 
deibehalten. 

Die oben ausgeſprochene Anſicht über die Bedeutung Conring's für die 
Entwidlung ver ſpäter Statiſtik genannten Staatskunde kann ſich vor allem auf 
Idenwall ſelbſt als Gewährsmann berufen 15), Adhenwall, fo oft ald Be- 
gränder der Statiftif genannt, vindicirt dies Verdienſt nirgends für ſich. Gleich— 
wohl muß eine Auffafjung, welde ihn als Begründer anfieht, doch wohl eine 
zewiſſe Berechtigung haben, zumal fie fhon zu einer Zeit verbreitet war, in 
welcher Conring's Urbeiten noch ungleich mehr ald in der Gegenwart, wo fie 
faft vergefien find, gelannt wurden. In der That haben nun aud beide Behaup- 
tungen eine Berechtigung, diejenige fowohl, nad welder Achenwall ver Be- 
gründer der Statiftif ift, ald aud) diejenige, wonach die Disciplin vor ihm, be= 
ſonders durch Conring, in ihren Grundzügen gefhaffen worden. Achenwall 
hat, wie Wappäus mit Recht fagt, der (Conring'ſchen oder älteren) Statijtif erft 
die volle Selbftändigkeit gegeben, indem er fie nach Inhalt und Zweck ſchärfer be- 
Rimmte, fie unter einem eigenen, wenn auch gleichfalls nidyt von ihm erfundenen 
Romen populärer machte, indem er ihr einen reicheren Inhalt gab und fie in 
Innigere Beziehung mit dem Leben bradte 16). Achenwall ift dadurch von größerer 
Bedeutung für die Statiftit geworben, ald Conring; die Verſuche des legteren 
blieben nur innerhalb der engften wiſſenſchaftlichen Kreife befannt; die Leiftungen 





slalisticum und stalisticum allein erſcheint für das flatift. Kolleg (de notitia rer. public.) 
in Jenaer Lektiondkatalogen der 1720er Jabre. Verdienft um die Aufklärung der Bedeutung des 
Worts Statiſtik hat fi) befonderd Wappäus erworben, Bevölkerungäftat. 11, 549 ff. 29 
ſetnet Schubert a. a. O. 6.2, 4, Knied, Statift. ats ſelbſt. Wiffenfch., Kaſſ. 1850, ©. 
Aff., wit der febr richtigen Bemerfung S. 10, Guerry, a. a. D. p. 1. Beflätigung dieſer 
Ableitung bei Guy, im Journ, of the stat. soc. of London, 1865. p. 480 ff. 

14) (& chlözer), Theor. d. Statift. Gött. 1804. ©. 2. 

15) Wappäus, Bevölferungäftat. II, 547, 555, 

16) Ebendafelbft 547. 
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Achenwall's eroberten der neuen Disciplin die Welt. Es iſt zwiſchen dem letz⸗ 
teren und feinen Vorgängern ein ähnliches Berhältniß wie zwiſchen A. Smith 
und den feinigen. Wie die neuere hiftorifhe Unterfuhung, befonders Rofcher’s, 
gezeigt hat, daß mande als Smith'ſche Gedanken und Entwidlungen betradjtete 
Auffaſſungen Älteren Uriprungs find,. jo iſt etwas Wehnliches durd die neneren 
Forſchungen auch in Betreff der Ahenmwall’fchen Leiftungen nachgewieſen worden. 
Aber fo wenig als das großartige Verdienſt A. Smith’s durch eine folde Ent- 
bedung wirklich gefhmälert wird, was namentlih Roſcher ſelbſt ſchön hervor- 
hebt 17), ebenfowenig gilt dies von dem Verdienſte Ach enwall's. Durd die be 
ftimmte „fetenttoifhe Form“, um einen Schlözer'ſchen Ausdruck zu wählen, welde 
4. Smith der politiiden Delonomie und Achen wall der Statiftif (Staatsfunde) 
gegeben, haben fie eben beide ihre Epoche machende Bedeutung, Jeder für feine 
Disciplin, erlangt, während felbft ähnliche Ausführungen in anderer Weife behan- 
delt verhältnigmäßig unbeadhtet blieben 18), Die Leiftungen Smith’s und Aden- 
. wall’s feinen und typifh für vie Leiftungen hervorragender Männer in den 
Wiffenfhaften zu fein: felbft die Gröften ftehen auf den Schultern ihrer wielleiht 
viel Fleineren Bormänner. Nur eine Berfennung dieſes Entwidlungsganges ver 
BWiffenfhaften verräth es, wenn man deßhalb die Bedeutung der Keppler, 
Newton, Gauf in dem vielleicht höcften, ver U. Smith, Achenwall, Qué— 
telet in unferem Gebiete von Wiffenfhaften verfennen wollte. Mit dieſer Bebew 
tung der Männer hängt das Schulesmadhen zufammen. Bon einer Smith'ſchen, 
Ahenwall’ihen, Quételet'ſchen Schule kann man fprechen, nicht aber von einer 
Schule aller der nationalöfonomifhen vorfmith’ihen Größen, mit denen uns 
Rofher’s Fleiß befannt gemadt bat, ebenfomenig von einer Conring'ſchen 
noch von einer Graunt'ſchen Schule, fondern höchſtens von einer Conring— 
Achenwall'ſchen u. f. w. 

Achenwall (1749) geht, fireng ſyſtematiſch, von dem freilich von ihm nicht 
tief erfaßten Begriff des Staats aus, umterfheidet die allgemeine Betradptung 
des Staats überhaupt von der Inbetrahtnahme des wirklichen, einzelnen Staats 
und beſchäftigt fih nur mit legterer. Er nennt merkwürd — von der 
Menge wirklicher Sachen im Staate, welche des letzteren Wohlfahrt in einem 
merklicheren Grade angehen (hindern, befördern), bezeichnet den Inbegriff folder 
wirflihen Merkwürdigkeiten eines Staats mit dem Namen Staatsverfaffung 
(i. w. ©.) und vie Lehre von diefer Staatsverfafjung eines oder mehrerer Staaten 
mit dem Namen Statiſtik. Lestere ift ihm eine biftorifhe Staatslehre im 
Gegenfag zu der philofophifchen oder eigentlihen Staatswiſſenſchaft (ähnlich 
dem allgemeinen Staatsrecht und ber Staatsflugheit), Der Zwed dieſer Statiftif 
ift die Erfenntniß des Staats. Bor Allem ift das, was die Wohlfahrt eines Staats 
in vorzüglich merklichem Grabe angeht, hervorzuheben. Das Ziel der Statiftif ift 
die Schilderung der gegenwärtigen Staatsmerfwürbigfeiten nad den zuverläffig- 
ften und neueften Berichten. Der Nugen der Statiſtik ift groß für bie verſchie— 
venften Perſonen, befonders aber für Rechtsgelehrte und Stantslente. Die Staats- 


17) Roſcher, 3. Geſch. d. engl. DVolfewirthfchaftsiehre, Lpz. 1851, ©. 123. 

18) Schlözer a. a. O. ©. 1. Obige —*2*8*4 Ps A Smith und Achenwall 
fol nicht im Entfernteften Die abfolute wifjenfhafflige Bedeutung Achen wall's mit der eines 
A. Smitb gleichftellen. Dadurch würde der Mann, vor Allem aber die Disriplin, die deffrintive 
Staatöfunde, viel zu body rangirt. Hier handelt es ſich vielmehr bios um die relative Bedeu 
tung beider Schriftfteller für den Entwidlungsgang ihrer Disciplinen. Ueber Achenwalls ſtaate⸗ 
wiffenjchaftliche Arbeiten ſ. Bluntfchli, Geſch. d. Staatsrechts, ©. 427, 
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merfwürbigkeiten werben nad den Rubrilen Land und Lente vorgeführt: Bom 
Lande werben die geographifchen Elemente mit Rückſicht auf ihre politiihe Be— 
deutung behandelt, beſonders aber bei den Landesprobuften verweilt. Die Ein- 
wohner werben als Menfhen nad ihrer Zahl, mit Berüdfihtigung der verſchiede— 
nen Vollsdichtigkeit und ihrer Urſachen, nad ihren Eigenfhaften, befonders aber 
als Bürger betrachtet. Hier find die Grundverfafjung, d. h. das Berhältniß 
zwifchen Landesherrn und Unterthanen (Staatsreht u. f. w.), fodann die Regie» 
rungsverfaffung, d. h. bie nicht reichsgrundgeſetzlich feftgeftellten, vie Würde 
oder das Anfehen und die eigentliche Yandesregierung betreffenden Einrichtungen, 
darzuftellen. Den Behörbenorganismus und feine Gliederung nad den einzelnen 
Zweigen ver Stantsthätigfeit, befonders das Kirchen-, Unterrichts-, Juſtiz⸗, Finanz⸗, 
Kriegswefen, die Verwaltung und das, was wir volfswirthidaftlide Fürſorge 
nennen, find vorzuführen. Unter letterer Rubrik, alfo nur als Dbjelt der nad 
der berrfhenden Bevormundungspolitif unumgänglidyen Staatsförberung, nidt als 
felbftändiger Gegenftand erfcheint die Volkswirthſchaft in der Statiftif. Am Schluß 
folen dann mit Hülfe der Politit Regeln zur Förderung des Volkswohls ober 
Staatsmarimen abgeleitet werben, deren Inbegriff Achenwall Staatsinterejfe 
nennt. Die Statiftit wird hierburd zur Bafis der praftifhen Politik gemadt und 
als ihr letzter Endzweck, durch Kenntniß der Staaten zur Stantsllugheit zu ger 
langen, bezeichnet 13). 

Hiernach ift die Statiftit au bei Achenwall Märlih das, was fie ſchon 
bei feinen Borgängern fein follte: eine Befhreibung des gegenwärtigen 
Staats. Ganz folgerichtig nad; einem politifchen oder faatlihen, nicht 3. B. nad) 
dem geographifchen Gefichtspunfte, wird der Stoff gruppirt und das, was für den 
Staat als ſolchen befonders wichtig (merfwürdig) ift, vorzugsweife beachtet. Die 
Staatsfunde ift hier Kunde des gegenwärtigen Staatszuftandes. Bom Standpunkte 
„ber Staatskunde ald einer rein beffriptiven, ſyſtematiſch fchildernden Willenfhaft 
aus muß man, fcheint uns, Achenwall's großes Berbienft anerkennen, mit 
Schubert, Heufhling, Wörl?0) u. A., muß die Sahgemäßbeit der Achen— 
wall’fhen Definition und Entwidlmg zugeben und die Einwände gegen das 
Moment des Staatsmerkwürdigen als nicht zutreffend bezeichnen. Allerdings 
ift der Begriff der Staatsinerfwürdigkeit ein ſehr allgemeiner, nicht zwei GStatiftifer 
ver Ahenwall’fhen Schule find darüber im völliger Uebereinftinmung. Die 
meiften Streitfragen nebenfähliher Bedeutung knüpfen fih an biefen Begriff an. 
Man. hat gelegentlich Alles und Jedes in die Statiftif als ſtaatsmerkwürdig ge 
bradt. Schlözer’s Eremplifitationen find dafür harakteriftifch 21), Man fprad, 
wie man oft biefer Statiſtik vorwarf, de omnibus et quibusdam aliis, Aber vie 
Einwände treffen nicht die Staatsmerfwürdigfeit als folhe, fonvern die Aufgabe 
einer Staatsbefhreibung überhaupt, bei weldher man, wie Achenwall ridtig er- 
fannt hat, von gar nichts Anderem, ald von dem Staatsmerkwürdigen ausgehen 
kann. Das Wort „ſtaatsmerkwürdig“ ift freilich fehr vag, aber e8 bezeichnet doch 
rihtig generell das Moment, auf welches es bei einer Staatsbefchreibung ans 


19) Dal. Ahenwall’s Gtaatöverfafl. u. f. w. (3. B. 4. Aufl. Gött. 1762), Cinleitung 
1—59. Guy (Anm. 13) benupt die 6. von Schlözer berausgegebene Auflage, die manches 
jpeziell Schlögerifche enıhält. 
20) Schubert, a. a. O. S. 6. Wörl Erläut. z. Theor. d. Etatift., Freib. 1841, ©. 22, 
Heuschling bibl, stat. de l’Allem. 8, 36, 
21) Schlögera.a.d. ©. 45 ff. 
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fommt. Einen genaueren Ausdruck kann man nit wählen, well e8 a priori 
und ein für allemal für alle Staaten gar nit zu beftimmen ift, was fpeciell 
in die Stantsbefchreibung gehöre. Nothwendiger Weife wechfelt der Inhalt des 
Begriffs der Staatsmerkwürbigfeit nit nur mit der fortfchreitenden Erfenntniß 
und höheren Auffaffung des Staats, ſondern aud mit den Zeitumftänden, nad 
welchen eben Verſchiedenes in verfchievenem Grade für den Staat merkwürdig iſt. 
Für feine Zeit hat Ahenmwall das Staatsmerfwürbige ganz richtig hervorgehoben, 
bezeichnet aber immerhin ſchon einen Fortſchritt gegen feine Vorgänger, "wenn er 
nit mehr ausfchlieglich, aber doch noch weitaus hauptſächlich die eigentlich politifchen, 
bie reinsftantlihen oder die formalen Momente des Staatslebens beachtet, wäh- 
rend das materielle Moment, das Wirthſchaftliche, die eigentlihen Staatskräfte 
noch zurüdtreten. Diefe Behandlung entſprach aber durchaus den herrſchenden Auf- 
faflungen in der Mitte des 18. Jahrhunderts, vollends im abgelebten beutfchen 
Reihe. Schon frühe Nachfolger, 3. B. Schlözer felbft, ertennen die geringfügige 
Bedeutung der Titel, Wappen u. ſ. w. als Staatsmerkwürbigkeit. Der gewaltige 
Umfhwung, welchen die Erfindung der Maſchinen für wichtige Fabrikationszweige, 
die Einführung der Dampfkraft ald Zugkraft beim Transportwefen, anderſeits das 
Aufblühen der politifhen Dekonomie feit A. Smith, der Fortſchritt der Staats- 
wiffenfhaften, namentlihd aber auf eigentlih politifdem Boden die franzöfifche 
Revolution in allen Gebieten des Staatslebens verurfadht haben, mußte nothwendig 
dem Begriff der Staatsmerkwürdigleit einen unendlich reicheren Inhalt geben. Die 
Enge und Kleinheit des Inhalts dieſes Begriffs bei Ahenwall und feinen näd- 
ſten Nacfolgern und feine Weite und Großartigkeit bei den heutigen Vertretern 
der Staatsfunde ift fo wenig für legtere ein Berdienft oder für erftere ein Mafel, 
ald das etwa der Umftand ift, daß dieſe auf Eifenbahnen, jene auf elenden Land⸗ 
ftraßen einher fuhren. Der ganze enblofe innerhalb der Staatsfunde geführte 
Streit über den Begriff der Statiftil erfcheint demnach aud als völlig mäffig. 
Immer wurde in vergeblihem Suchen nad dem fpeciell Staatsmerfwürbigen, ohne 
Berftändniß dafür, daß des legteren Auffindung und Aufftellung ein für allemal 
wegen des Wechſels im Stantsleben ein Ding der Unmöglichkeit ift, nur einfeitig 
ein Moment hervorgehoben, das ten Begriff der GStatiftit bilden follte, bie 
„Verfaſſung“, die „Staatsträfte" u. A. m. In Ahenwall’s Definition war 
Alles enthalten. Auch die Auffaffung der Statiftit als Wiffenfhaft des allgemeinen 
Wohls oder ald Zuftands- (Staatszuftands-) Wiffenfhaft fagt nichts Anderes, nicht 
mehr, aud nichts Specielleres als die Achenwall'ſche Begriffsbeftimmung, wie 
ſchon Schlözer mit Recht bemerkte 22). 

Für uns ift es bier beſonders wichtig, daß die Achenwall'ſche Statiſtik 
wirklich auch nur eine Staatsbefhreibung, eine rein befcriptive Wiffenfhaft war. 
Dei Ahenwall.teine Spur des Strebens, aus den einzelnen ftatiftifhen Daten 
ber fogenannten Statiftil allgemeine Regeln oder Gefege abzuleiten, etwa 


22) Auch die Fritifche Ritteratur über die Geſchichte der Statiftik ſtellt die beſprochenen Berbält- 
niffe, ſcheint uns, keineswegs immer in das richtige Licht; Kallati, Jonak und felbft Mobi 
legen auf die unwichtigen Nüancen in ten Definitionen der deutfchen Schule viel zu viel Ger _ 
wicht, Mohl namentlich dadurch, daß er nach diefen Nüancen die Definitionen elaffificirt und 
die Qudtelet:Dufau’ihe Auffaffung nur als eine andere Gruppe neben den übrigen Klafien 
betrachtet. Huch Knies brauchte, um feiner tiefer gehenden Polemik den Erfolg zu fihern, nicht 
jo viel Rüdfiht auf das Auseinandergehen der Anfichten der Achenwall'ſchen Schule zu neb- 
men, weil dieſe Kontroverfen doch für die Hauptfrage der Trennung der ſogenannien Statiftil 
nicht entjheldend find und überhaupt nicht jehr tief eingreifen. 
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Entwidlungsgefege des Staats oder einzelner Funktionen des Staatslebens oder 
etwa der Wirthſchaft im Staate. Die Ableitung politifher Klugheitsregeln, ohne- 
hin nur als Forderung an die Statiftif aufgeftellt, aber nicht ausgeführt, ift ganz 
etwas Anderes. Ueber die Bevölferungsprobleme geht Achenwall mit wenig Wor- 
ten hinweg. Ziffermäßigkeit der Daten tft noch fehr wenig vorhanden, vie befon- 
ders beadhteten formalen Momente des Etnatslebens ließen ſich auch am Schwer- 
ften in Zahlen ausbrüden. Es heißt zwar, man folle die Urfachen ver Staats— 
merktwürdigteiten darlegen, fonft ſchaue man den Staat nur an, ſehe ihn aber 
nicht ein. Allein taraus hat fih bei Achenwall nicht einmal derjenige Grab 
pragmatifher Behandlung entwidelt, deſſen ſich ſelbſt die fpäteren Statiftifer be— 
fleißigten, von denen Lüder doch mit Recht fagt, fie wären felten genug vom 
Kigel geplagt, pragmatifch zu fein. Achenwall behantelte Spanien, Portugal, 
Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, Rußland, Dänemark, Schweden. Die 
Beſchränkung auf diefe Staaten, felbft die Innehaltung derfelben Reihenfolge blieb 
längere Zeit in ven ftatiftifhen Kompendien üblih. Es ift auch für vie theore- 
tifche Auffaffung beachtenswerth, daß werer Achenwall noch viele feiner nächſten 
Nachfolger Deutichland, felbft nicht Defterreih und Preußen behandelten. Auch in 
ven Kollegien wurbe es ebenfo gehalten. Der Hauptgrund liegt wohl darin, daß 
die damalige Statiftif ja vorzugsweife das Staatsreht und Verwandtes bar- 
legte, allerdings nicht vom juriftiihen Standpunfte aus, fondern als wichtigfte 
Staatsmerkwürdigkeit, ald Thatſache. Ueber das deutſche Staatsrecht wurde aber 
befonders gelefen und gefchrieben, wozu alfo noch eine Behandlung Seitens des 
Statiftiters ? Die Statiftif wurde eine unvolllommene Art vergleihenven fremden 
Staatsrechts 3). 

Weil Ahenwall die einzelnen Staaten nach einander barftellte und fo von 
jedem Staate ein abgerundetes Bild zu geben ſuchte, hat man ihn, dieſe Dar- 
ftellungsweife zu einer befonderen Methode ftempelnd, auch ald den Gründer ber 
ethnographiſchen Methode (deutſche Univerfitätsftatiftit) bezeichnet. Den Gegen- 
fag dazu fol die vergleihende oder Büſching'ſche Methode bilden. Büſching, 
der bekannte Geograph, fahte die Statiftif im Sinne Achenwall's als Staate- 
kunde auf, verwebte in feine großen geographiſchen Werke und Zeitfchriften vielerlei 
fogenannte ftatiftifche Notizen und trat bald nah Achenwall (1758) mit einem 
Abriß der Staatsfunde auf, in welchem er den Stoff nit nad) den Staaten, 
fondern nad) den einzelnen Materien orbnete. Er befelgte im Uebrigen einen ziem- 
lich ähnlichen Plan wie Ahenwall. Seine Behandlung brachte es jedoch mit fid, 
daß er nicht fo fehr auf die Schilderung eines Staats in feinem gegenwärtigen 
Zuftande, als auf die Darftellung ver politifh und materiell wirklich wichtigen 
Faktoren, der Stautskräfte in ven Staaten, Gewicht legte. Die formalen politifchen 
Momente, welche ſich in der Kürze weniger gut vergleichen ließen, tratem zurüd, 
die materiellen, in Zahlen ausdrüdbaren, die wirthfchaftlichen hervor. Auch bie 
Devölferungsverhältniffe werden berückſichtigt. Es lag bei dieſer Art ver Stoff- 


23) Dal. 5. B. die ähnliche Anſicht, welche Nemer andeutet, Lebrb. d. Staatslunde, Brauns 
ſchwei 1786, Borrete, der aber gegen diefe Anficht polemifirt und Deutſchland zuerft mit bee 
bandelt, : jedoch der Auffaffung nicht ferne fteht, ala ob die Etatiftit etwa fo viel wie ein ober 
flächliches Staatsrecht wäre. Bezeihnend genug ‚wird auf den öfterreichifchen Univerfitäten bie 
beute dad Gtaatörecht, für das es feine befonderen Lehrſtühle gibt, in die Statiftit hineingeſchach⸗ 
telt, und in diefer dann bald Abfolutiemus, bald Dftoberdiplom, Februarpatent oder Septembers 
oftropirung — als Thatſache, nicht als Recht! — vorgetragen! 
Bluntſchli uns Brater, Deutides Gtaats-Wörterbuß. X, 27 
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behandlung nahe, allgemeine Regeln aus dem hierfür ſchon zwedmäßiger grappirten 
Stoffe zu ziehen. Das thut jedoch Büſching fo wenig als andere Statiftifer ver 
AUhenwall’ihen Richtung, Es follen eben aud bei ihm nur. Staatsmerfwürbig- 
feiten bejchrieben, nit die Entwidlung der Staatszuftände erforſcht werben. 
Büfching’s beachtenswerther Verſuch, der den Keim zu einer beveutfameren Ent- 
widlung in ſich barg, fand vielen Beifall, aber wenig Nadahmer viele : Iahr- 
zehente hindurch. Man erfieht auch daraus, wie anderfeits aus der ifolirten Stellung 
Süßmilch's, daß die Zeit für eine höhere Auffafjung ver Aufgabe nod nicht 
gelommen war und die „Staatöfunden“ volles Genügen bewirften. 

In Deutfhland blieb die Ahenmwall’fhe Auffafjung lange Zeit hindurch 
herrſchend. Es bildete ſich eine zahlreihe Schule von Docenten und Kompendien- 
verfoffern. In Kleinigleiten mande Abweihung, in der Hauptſache völlige Gleidy 
beit der Behandlung mit Adhenwall, ob man nun das Moment ver Verfaſſung, 
des Zuftands, des gegenwärtigen Zuftands u. f. w. mehr oder weniger betonte. 
Toze (1767), Remer (1786), Meufel (1791), Sprengel (1793), deren Kom«- 
pendien die verbreitetften waren, weichen fahlid wenig von einander ab, Ein 
fachlicher Bortfchritt in der Theorie war höchſtens das Zugeſtändniß, daß vie 
Staatötunde nit nothwendig, fondern nur aus praltiigen Gründen die Gegen» 
wart des Staats ſchildere, es könne vielmehr auch alte Statiftifen für einen 
beftimmten Zeitpunkt geben (Lüder, Butte, ſchließlich auch Schlözer). VBervoll: 
fländigt wurden die Werke dur Aufnahme einer größeren Anzahl Staaten — 
Meufel behandelt im Jahr 1804 ſchon 17 — und durch reideren Inhalt, wobei 
befonders Büſching's Magazin und Nahridten und Schlözer's Staatsanzeiger 
ausgebeutet wurden. Die Schriften über Staatöfunde wurden dadurch freilich. einer 
„politiichen Geographie“, diefem mixtum compositum ;alles möglichen Wifjens- 
würdigen, immer ähnlicher. 

Der reihlichere Zufluß bezüglicher Notizen und das ftärkere Hervortreten ber 
wirthſchaftlichen Momente im Staatsleben führte dann auch zu einer größeren 
Derüdfihtigung der materiellen Faktoren, Diefe ließen fi am beften in Zahlen 
ausbrüden, man erhielt darüber allmälig mehr amtlide Zahlenvaten. So begann 
dann die Zahl eine größere Rolle in der Staatskunde zu fpielen. Die Vorzüge 
der Zahlendaten, ihre bequeme Bergleihbarfeit wurden bald binlänglih gewürdigt. 
Man ftellte die Daten zur Ueberfiht tabellarifch zufammen. Es entftand, nachdem 
der Düne Anderfen fhon im Jahre 1741 einen noch ohne Nachfolge gebliebenen 
Berfuh gemacht hatte, Daten über die wichtigſten Berhältniffe der civilifirten 
Staaten in Tabellen zufammenzuftellen, im legten Viertel des 18. Iahrhun- 
derts eine ganze itteratur tabellariſch-ſtatiſtiſcher Schriften: Gaspari (1778), 
v. Schmidißurg, Jakobi, Brunn, Randel, Nemer, Bötticher, Ockhardt, 
Haffel, Ehrmann, Höd (1811) u. U, m. Man nannte diefe Schriftfteller 
Tabellenftatiftifer und Lineararithmetiker, foferne fie die Zahlendaten zu 
geometrijhen Darftellungen benugten, alſo die arithmetiſchen in geometriſche Ber- 
hältniſſe umfegten, wie namentlid Crome (1782 und in anderen zahlreidhen fpä- 
teren Arbeiten), Ockhardt (1804), auch Ausländer wie Playfair, Donnant. 
Das Ziel diefer Statiftifer war ganz dasfelbe, wie das der Übrigen Staats- 
funtigen: man wollte ebenfalls eine Staatsbejchreibung, ein Bild vom Staate, 
ein Zahlengemälde, wie es noh Neuere, 3. B. Horn, nennen, liefern, wobei 
allerdings die kolonnenweife Nebeneinanverftellung der Daten aus mehreren Län» 
bern die unmittelbare Vergleihung erleichtern follte. Sicherlich find diefe Statiftiter 
nicht immer mit der nothwendigen Kritit zu Werke gegangen, haben öfters ihre 
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Daten‘ durch; gewahte Schägungen vervolftändigt, find namentlid bei den geo- 
metriſchen Darſtellnugen, z. B. Crome in feiner Größenfarte von Europa, im 
Spielereien verfallen. Aber die bekannten herben Angriffe der Göttinger Schule, 
eines Heeren, Brandes, Rehberg, Schlözer, dann Lüder’s haben fie im 
Ganzen nicht werbient. Daß fie fi vorzugsweiſe an materielle Faktoren des 
Staatslebens halten, iſt wahr, aber diefe traten gerade am Schluß des vorigen 
Jahrhunderts immer bedeutſamer hervor. und liefen ſich eben am- Beften in Zahlen 
ausdrücken. Es wurde Übrigens von den Tabellenſtatiſtikern gar nicht behauptet, 
daß mit ihren Darftellumgen der Inhalt der Staatskunde erſchöpft ſel. Einigen 
extremen Anfichten, wie man fie mitunter bei Grome findet, ftehen ähnliche ent» 
gegengefegte Einfeitigeiten- ver Göttinger gegenüber. Die Bevorzugung ber poli- 
tifch-formalen Momente -war- feine geringere Einfeitigkeit. Wenn Lüder und 
Andere im patriotiſchen Zorne den „Tabellenfnechten” vormerfen, daß ihre Theorie, 
die Staatsfräfte nah dem materiellen Subftrat der Staaten abzufhägen und bie 
idealen Faktoren im Staatsleben nicht zu würdigen, in den Kriegen ber Nevolu- 
tionszeit glänzend Fiasfo gemacht habe, fo konnten dieſe Statiftifer mit Recht 
repliciren, daß diefe Zeit vor Allem doch die völlige Nichtigkeit der politifch-for- 
malen Faktoren, der Berfaffingsverhättniffe. u. ſ. w., mit deren Darftellung vie 
dentfhen: Statiftifer und Staatsredjtslehrer ihre Staatskunden anfüllten, erwiefen 
babe.’ Die Göttinger: nennen ihre Statiſtik die höhere, diejenige ihrer: Gegner 
die. gemeine, die Nachwelt Hat eher umgelehrt geurtheilt 24). 

= ‚ Mebrigens iſt es ein Irrthum, von welchem fih auch Knies nicht freigehalten 
hat, dieſe Tabellenftatifttter ſchlechtweg mit den polttifchen Arithmetitern zufammen- 
zunverfen. Allerdings: find manche von ihnen, 3. B. Erome, auch foldye polittfche 
Arithmetiler im Suüßmilch'ſcher Richtung. - Allein Ihre Tätigkeit ift dann eine 
verſchiedene. Sie ſowohl, wie die meiften übrigen Tabellenftatiftifer wollten als 
folche: nichts anderes als die mit Worten befchreibenven Statiſtiler und gehören 
wit ı diefen zur Achenwall'ſchen Schule. Sie ſtanden der eigentlich ftatiftifchen 
Richtung Süfmild’s näher, aber gehören ihr keineswegs an. 

Die StatiftiH im Sinne von Staatskunde ift eine wefentlih deutſche Diſel⸗ 
plin. Das Ausland: Inüpfte mit ähnlichen Arbeiten unmittelbarer: an die ältere 
italieniſch⸗ holländiſche Litteratur an und wurde erft am Schluß des vorigen Jahr» 
bunderts, aber: nicht. ſo bedeutend, von der Entwidlung der deutfchen Staatöfunde 
beeinflußt. Faſt die Hauptſache blieb: in letzterer Hinficht die allgemeine Reception 
des Worts Statiftit in ‚allen modernen Spraden bis zum Schluß des Jahrhun- 
derts, z. B. in England für present ‚state, in Frankreich für Etat presant, 
tableau :u..f. w. Im England führte Sinclair, ver bekannte Verfaffer des 
statistieal aeconnt of: Scotland, das Wort ein. Salmon (1724) und Smollet 
(1768) brauden noch die älteren Ausprikde. Da man nidt von einer eigentlichen 
Fortbildung der Statiſtil Ahenwall’s im Auslaude reden fann, fo begreift man 
leicht ; daß der Ausdruck „Statiftif* bier nicht immer in. demfelben Sinne ver- 
ftanden wurde. Schon damals bildete fi bei Engländern und Franzoſen ber 
Spradgebraud aus, unter Statiſtil ſchlechtweg „jede überſichtliche Zufammenftellung 
von beflimmten in Zahl und Maaß ausprüdbaren Zuftänden” (Wappäus) zu 


— — 





28) Bol, beſonders die Schriften von Schlözer, Fallati, Jonak, Knies, die Gött. 
Gel. Anz. von 1806 u. 1807, Lüder, Kritik der Statiſtik u. Polltik, S, 8 ff. und Mit. 
Gel: :d. Statiftsc(bef;,S. 214 ff), anderſeits namentlid Crome's Schriften (Probuftenkarte 
v. Europa, Deſſ. 1782, Größenfarte u. ſ. w.). a; 5 

27* 
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verſtehen 5). Außerhalb Deutſchlands beſchäftigte man ſich auch mehr mit ten: be⸗ 
völferungsftatiftiihen Problemen der politiſchen Arithmetik, welche unter dem Namen 
Statiftil vorzugsweife mitbegriffen wurden. Soweit das Ausland eigentliche in das 
Gebiet ver Staatskunde einfhlagende Arbeiten lieferte, berüdfichtigte es darin ſchon 
früher mehr als die Deutfchen die materiellen Yaltoren des Staatslebens, dann 
die Engländer befonders die wirthſchaftlichen, die Franzoſen die focialen Berhält- 
niffe üserhaupt. Die Engländer, wie Sinclair, vem fi darin die Italiener, 
Gagnazzi, Gioja anfdließen, wollen durch ihre Unterſuchungen beſonders bie 
Summe von Wohlfahrt im Lande zur Darftellung bringen und zugleih durch 
die Statiftit auf Mittel hinweiſen, dieſe Wohlfahrt zu erhöhen, Alfo eim ähnliches 
Streben, wie e8 Achenwall bei der Schilderung bes Staatainterefje's ausfpridt, 
aber nicht erfült. Politit und Statiftit werben bezeichnend auch hier von ben 
Engländern in engere Berbindung gebradt. Ginclair’s Tadel ber Deutjchen, 
daß dieſe faft nur die rein politiiden Momente berüdfihtigten, wird zwas vom 
Schlözer heftig zurüdgewiefen, muß aber im Wefentlichen als begründet zuge 
geben werben 2%), In Branfreih nahm die amtliche Statiſtik vorübergehend unter 
dem Konfulat und Kaiferreih einen Auffhwung. Es entiprah dem franzöſiſchen 
Geiſte und der herrfchenden Auffaſſung der Zeit, daß die franzöſiſchen Schrift- 
fteller diefer Periode, wie Beuhet, Donnant, Ballois, Herbin (1799 bis 
1805), in ven ftatiftifchen Schilderungen befonders das Moment der Staatöfräfte, 
der Machtmittel der Staaten betonten, eine Auffaffung , welde dann wieder auf 
einzelne Italiener (Tamaffia, Padovani, Graberg von Hemfö) und Deutſche 
(Mannert, Fiſcher u. U.) einwirkte. Alle diefe Verſchiedenheiten bebingen aber 
feinen weſentlichen Unterfhied von der Ahenwall’ihen Auffaffung. Donnant 
3. B. definirt ausdrücklich nah Schlözer bie Statiftif als die Kunft, ein gemanes 
Inventar aller bemerfenswerthen, wirklihd vorhandenen Dinge in einem Staate 
aufzuftellen. Das Zurüdgehen auf die Urſachen der beobachteten Erſcheinungen 
wird aud von dieſen franzöfifchen Statiftifern abgewiefen, fo z. ®. von Ballois, 
man folle nur die Wirkungen darlegen 27), Es handelt fi alſo auch hier noch um 
eine einfache deſkriptive Disciplin. 

Dies war die Lage der neuen Wiſſenſchaft der Staatsfunde zu Anfang des 
19, Jahrhunderts. Die vielen Meinen Scharmügel über nicht fehr wichtige, aber 
damals und fo oft von den Hiftorlographen der. Statiftif auch heute noch für 
wichtig gehaltene Differenzen innerhalb der Achenwall'ſchen Schule felbft, die 
beftigeren Gefechte zwilhen ven mit Worten befchreibenden unb ven Tabellen- 
ftatiftitern,, die gewaltigen Borgänge in der praltiſchen Bolitif, welche fo oft die 
neueften Staatsgemälbe in kurzer Zeit wieder antiquirten, fcheinen um jene 
aud unter den eifrigften Pflegern der Staatslunde ein Gefühl großer Unbefrie- 
digtheit hervorgerufen zu haben. Diefem Gefühl verbantt wohl ein eigener 
Zweig der ftatiftifchen Literatur, die eigentlihe Theorie ber Statiftil, ihre 
Entftehung. Bisher hatten fi die Statiftifer damit begnügt, wie Ahenwall 


25, Stein: WBappäus, Handb. d. Geogr. u. Statifl. I, 1 (Rp. 1855) ©. 177. Bal. 
Buy’s (Anm. 13) Entwicklungsgeſchichte des Wortö statistics in England: das Wort bat 
dort bald aufgehört, Staatenkunde zu bedeuten, es bieß fo viel, wie Material, Stoff, That: 
ER NNG, dad Wappen der Londoner ftatift. Geſeilſchaft ift eine Garbe von Aebren! 


26) Schlözer a. a. O. ©. 16, Mohl, Ritteraturgefd. IM, 661, Anies ©. 21, 27. 
— namentlich Schlözer, S. 18 ff., Heuschling, bibl stat, de la France, 
P. 
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ſelbſt, einleitumgsweife einen kurzen theoretifchen Abriß ihren Staatsbeſchreibungen 
vorangehen zu laffen. Jetzt entfland das Bedürfniß, ſchon ber vielen Kontroverfen 
halber, die. Theorie für ſich eingehender zu behandeln. In kurzer Zeit nad ein- 
ander erfhienen die Schriften von Schlözer, Göß, Niemann, Butte, 
Zizius, Lüder u. U. Der alte Beteran und berühmte Nachfolger Ahen- 
walls: anf dem Oöttinger Lehrſtuhl, Schlözer, machte den Anfang (1804). 
Er hatte ſeit langer Zeit durch feine zahlreichen einzelnen Schriften und Auffäge, 
duch feine Zeitſchriften und beſonders feine GStaatsanzeigen auch auf bie 
Staatslunde einen großen Einfluß ausgeübt, vielleicht einen um fo größeren, je 
mehr feine abjpringende, fuftemlofe, aber geiftreiche Weife von ver üblihen Syſte⸗ 
matil deutſcher Gelehrten abſtach 8). Die Heine Schrift über die Theorie der Sta- 
tiftit hat alle Borzüge und alle Mängel Schlözer’ihen Weſens. Reid an ein- 
zelnen geiftreichen, oft aber aud nur geiftreich erfcheinenden Sägen, war fie apho— 
riſtiſch und ſyſtemlos, aber gerade dadurch und bei ihrem polemifhen Charakter 
fehr geeignet, ala Ferment zu dienen. Sie ſteht an Gehalt entſchieden ver Nie- 
mann’fhen, ver bei weiten beften der übrigen Theorieen der Statiſtik nad, 
hat aber dod einen viel größern Einfluß geübt. Schlözer lehnt fi eng an 
Achenwall an, recipirt deſſen Definition, weist das Nichtöfagende der meiften 
Angriffe gegen die Ahenmwall’fhen Begriffsbeftimmungen unb den geringen 
pofitiven Werth der neueren Verſuche von Definitionen mit Erfolg zurüd, und 
ſucht befonders zu zeigen, daß unter ven Begriff der Staatsmerkwürdigkeiten feines- 
wegs nur bie politifhe Berfafjung, fondern Alles gehöre, mas den Staat unt 
bie ganze Nation in jeder beveutenden Weife intereffire. Unvermerft macht er hier, 
wie in andern Punkten ſchon weſentliche Zugeftändniffe gegen die ältere Achen- 
wall’fhe Behandlung. Er mwürbigt die materiellen, wirthſchaftlichen Faktoren 
mehr, verlangt, wo es gehe, möglichſte Zahleneraktheit der Daten, wenn man 
auch, wo ed mur auf große Zahlen antomme, nicht mit einem gofit de pr6- 
eision Genauigkeit bis ins Kleinfte hinein verlangen folle, er gefteht vie Mög- 
lichleit Älterer Statiſtilen für einen gewiffen Zeitpunkt, an welchem man die Ge» 
ſchichte fill ſtehen Laffe, zu. Das Weſen jeves Staats werbe durch bie Formel vires 
unite agunt ausgebrüdt, — Kräfte des Staats oder Grundmacht, Urt des Ber» 
eins der Kräfte oder Berfaffung, Anwendung der Kräfte oder Einrichtung ber 
Regierung und Berwaltung —, alle Gegenftände der Statiftil könnten unge 
zwungen (?) unter biefe formel gebradht werben. Eine formel, welde in ihrer 
Allgemeinheit noch wenig Hülfe leiften fann. Beſonders wichtig ift es, daß auch 
Schlözer, obgleih er ſonach die Ältere Auffaffung manchfach richtig erweitert 
und mit Niemann ben Uebergang zur neueren Behandlung bildet, doch aus— 
drücklich — son folgerihtig — nichts Anderes als eine Staatslunde, eine 
rein beffriptive Wiſſenſchaft in der Statiftif fieht. Er weist denn aud das Eingehen 
anf Urfahen und Folgen ab, höhftens zum Zwed der Iluftration, damit der 
Bortrag nit zu troden werde, könne ber Gtatiftifer mitunter räfonnirender 
ober pragmatiſcher Statiftiter werden! Die Statiftit fol immer nur lehren, wie 
bie Staaten find, die Erklärung dafür, wie fie das geworben, bat die Staats- 
geihihte zu geben, freilich mit welchen Mitteln und nad welchen Methoden, 
bleibt unerörtert. Hierin, wie in dem belannten, geiftreich ſcheinenden, aber .uns 
Haren und durchaus unmwahren Bonmot, daß die Geſchichte eine fortlaufende 


. > n Der 1 ſchones biographiſch⸗ itterariſches Porträt Schlöger’s, Litteraturgefch. 
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Statiftit und die Statiſtik eine ftillftehende Gefchichte fei, ſpricht ſich Schläzer’s 
ſchiefe Auffaffung über das Verhältniß der Staatstunde zur Geſchichte aue 29), 
Geſchichte ift nicht, wie Schlözer will, das Ganze, Statiftit ein Theil derfelben. 
Die Statiftit, welhe er vor Augen bat, fann man mit der Geſchichte gar nicht 
jo zufammenftellen. Die Frage nad dem Ka ufalmerus.der gefhilverten Staats- 
zuftände wird bier immer. nur. ganz oberflächlich berührt, Wenn Schlözer be 
met, daß bie flaunenswerthe Ordnung in den großen Zahlen :3.:B: des Lebens 
und Sterbens des Menjbengefhlehts, von der Anthropologie, dem Naturrecht und 
ber Finanzwiſſenſchaft aufgeſucht werde, aber genau nur von ber Statiftit entdeckt 
werben fünne, fo. weist er der leßteren, unter der er Staatskunde verfteht, “bier 
eine nicht für fie beftimmte Aufgabe zu, vindichrt ihr. aber: aud bier nicht ven 
höheren Beruf der Erklärung jener Ordnung. . Gegen die: Tabellenftatiftifer 
und vie politifchen Arithmetiler mat Schlözer zwar: mit den übrigen Göttin» 
gern Front, verfällt indeſſen nit ganz in deren . Einfeitigfeit. Die Göttinger 
traten felbft gegen ‚bie Berwenbung ber Zahlen auf, : weil fie nicht .das Weſent⸗ 
lihe ausmachten, Schlözer erkennt: die Bereutung der’ Zahl und Tabelle wohl: 
Die übrigen Theoretiker ftehen im Ganzen auf ähnlichem: Stanppunfte wie 
Schlözer, ziehen jedodh zum Theil andere als die politifch-formalen Seiten des 
Stantsiebend noch mehr in das Gebiet der Staatskunde "hinein. In. Betreff des 
wifjenfhaftlihen Charakters der Difeiplin und demgemäß amd) der Aufgaben der⸗ 
felben weichen fie nicht viel von Schlözer ab. Niemann (1807), der beventendfte, 
will zwiſchen Statiftit und Staatöfunde in der Weife unterfcheiven, daß jene ges 
wiffermaßen ber theoretifhe Theil, die reine, dieſe ver praltiſche Theil, bie. ange» 
wandte Statiftit fei 3%), Diefe Auffaffung, wonach Statiſtik der Imbegriff ver 
Regelu für die Sammlung und. Benutzung bes zur Staatskunde bienenben 
Stoffes wäre, ift nicht unpaffend, hat fi. jedoch nicht, jo weniz als ber fpätere 
ähnlihe Borfhlag von: Pölig, einzubürgern vermodt. Ein. weientliches ‚Ber 
dienft Niemann’s ift es, baß er neben vie politiic-formalen Moniente bes 
Staatslebens der älteren die materiell-focialen Momente ber neueren Statiſtiker 
gleichberechtigt Hinftellt: die Staatskunde folle ein wohlgetroffenes Bild. von Gewalt 
und Ordnung im Staate und vom ‚bürgerlichen Leben und Thun unter: bemfelben 
entwerfen. Demgemäß will Niemann aud zwifchen eigentliher Staatentunde 
und Nationalfunde unterſcheiden. Letztere bildet. den Hauptinhalt‘ der heutigen 
Staatskunde. Niemann bat dem materiellewirthiäpaftlichen Reben. mit Recht eine 
felbftändige Bedeutung für die Staatskunde vindicirt. Die Volkswirthſchaft bildet 
nit mehr blos als Objeft der Staatsthätigkeit, wie bei Ahenwall, ben Gegen» 
ftand der Staatskunde. Smith'ſche Einflüffe und die Reaktion: gegen das Re— 
gime des aufgellärten Despotismus waren bei Niematın fin dieſe Auffaffung 
maßgebend. Sie ift. mit Recht die herrſchende geblieben. — Die eigentlithe, ächt 
ftatiftiiche Ableitung von Gejegen und Megeln aus: wiederholten Beobad- 
tungen, das Eingehen auf die Raufalitätsverhältniffe, weist auch Ntemann aus⸗ 
drüdlih aus den Aufgaben der Statiftit ab und ſchiebt es der auch von ihm mit 
etwas argwöhniſchen Augen betradyteten politifchen Arithmetik zu . 
Charakteriftifch für diefe Periode ift die Stellung Lüder's. Diefer, früher 
felbft ein eifriger Statiftiter der Schule, wurde durch die Verwirrung im ben 


29) Dal. 2. Stein, Syſt. d. Staatswiff., Stuttg. u. Tüb. 1850, I, 83. 
20) Mohl a. a. O. UII, 655, 650 würdig Niemann nicht gebührend" und legt ihm nicht 
ganz richtige Anfichten unter. Göß ift außerordentlich viel unflarer und ſchwächer als Riemann. 
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Meinungen, die Uebergriffe ver Tabellenſtatiſtiler, vornehmlich aber durch bie 
großen: politiichen Greigniffe jener Tage zur völligen Berwerfung der Gtatiftit 
getrieben. Er vergleicht diefe mit der Wftrologie, mennt fie eim bloßes Traum- 
gebilve ohne Inhalt, Wirklichleit und Wahrheit, bringt fie in Zufammenhang mit 
dem Alles regierenden Despotismus feiner Zeit, nennt fie mit der Politif eine 
der Hauptquellen des Unglüds jener Periode. Das Ideal der Statiftil fei uner- 
reihbar, es ſei die größte Thorheit, wenn der Menſch ſich zu des Himmels Buch⸗ 
halter anfwerfen und Alles berechnen wolle. Man habe denn aud gar nichts er» 
reiht, fei uneimig über Begriff, Theile, Aufgabe, Zwei, Nutzen, erforberliches 
Material der Statiftif, und nur höchſt einig im Glauben an die Phantafiegemälbe, 
Lüvder, ſelbſt eine Zeitlang Profefior in Göttingen, überbietet die Göttinger noch 
in ber heftigen Polemik gegen vie Tabellenftatiftiter, aufs ſchärfſte tavelt er die 
Bevorzugung der materiellen Yaltoren und die Bernadhläfjigung der geiftigen 
Potenzen im Stantöleben und gießt die Lauge feines Spottes und patriotifchen 
Zorns gegen napoleonifche Barteigänger wie Crome aus, bie es noch 1813: 
für Raferei und die Idee erbärmliher Dummlöpfe erklärt hatten, gegen Rapoleon 
die Waffen zu ergreifen, weil fich auf beflen Seite das Uebergewicht an phyfifcher 
Kraft befinde. Füder fchittet indeffen bier ftet? das Kind mit dem Babe aus 
und kämpft gegen ſchlechte Statiftiter und mangelhafte Methoden, ftatt fie zu ver- 
befiern. Wenn er fagt, daß es an einem Inftrumente zur Meſſung ver Geiftes- , 
fräfte, der Kultur, der Sitten, der Moralität, m. a. W. des wahren Werths ber 
Rationen fehle, fo war dies für feine Zeit richtig, ift es aber feit Dustelet’s 
und feiner Schule Epoche machenden Ürbeiten im Wefentlihen jet nicht mehr. 
Bei Lüder zeigt fih, was für die wiffenfhaftlibe Würbigung der Statiſtik fehr 
wichtig ift, der große Einfluß der Erfheinungen des konkreten politiihen Lebens 
anf eine die Stantszuftände fhildernde Wiſſenſchaft. Mohl ift in feinem Zabel 
zu Scharf, Lüder flieht ven Heeren, Brandes, Schlözer nicht fo ferne. Daß 
ihn die „Staatskunde“ mit ihren laren Methoden nicht fehr befrievigte, ſpricht 
nicht gegen ihn 31). 

Die Staatslunde der neueften Zeit baut auf den von Schlözer und Nie— 
mann erweiterten Fundamenten bes alten. Achenwall'ſchen Lehrgebäubes weiter. 
Die fpecielle theoretiihe Behandlung verftummt eine Zeitlang wieher, was wohl 
beweist, daß man ſich von den oben beiprodenen Theorieen ziemlich befriebigt 
fühlte und durch die das Ziel überfchießenden Angriffe Lüder's nicht irre machen ließ. 
Charakteriſtiſch für die nach · ſchlözer'ſche Periode ift die immer eifrigere Berüdfich- 
tigung der materiellen Faltoren im Staatsleben, das größere Streben nach Ziffer 
mäßigkeit der Daten, das Beliebtwerden der Tabelle, das beginnende Hinüber- 
greifen über den Staat auf das Gebiet ver wirthſchaftlichen und focialen Interefien. 
Dadurch näherte fich die engere Achenwall'ſche Schule mehr den Zabellenftati- 
ſtilern, andererſelts ven Franzoſen, Engländern und Italienern, und in Etwas 
auch ber mathematifch-ftatiftifchen Richtung des Auslandes (Quotelet u. f. w.), 
woraus man freilich nicht mit Fallati und Jonak eine innere YAusgleihung ber 
Gegenfäge gerade zu diefer Richtung ableiten darf. Einfluß auf dieſe Entwidlung 
ber Staatskunde hatten namentlih das wirthſchaftliche Emporblühen der Länder 
nad dem Schluß der franzöfifhen Kriege, bie größere politifche Bedeutung der 


31) Lüder’s beide oben genannte Schriften find immerhin zur Orientirung über die das 
nn Lage der Statiflit beachtenswerth, vgl. in d. krit. Geſch. bei. Vorrede, ©. 3, 85, 445, 
u, a, m. 
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volfswirthfchaftlichen Verhältniffe, die Verbreitung. ver Nationaldfonomif, das Auf⸗ 
fommen verfaffungsmäßiger Einrichtungen auf bem Kontinente, endlich befon- 
ders. bie praftifhen Leiftungen ber in vielen Staaten gegründeten ftatiftifhen 
Bureaus und Vereine. Aber auch allgemeine Zeitftrömungen konnten auf biefe 
Richtung der Staatskunde nicht ohme Einfluß bleiben, mie das Auftauchen bes 
Realismus in Philofophie, Staatsreht, Gefchichte, der Auffhwung ber Natur- 
wiſſenſchaften, vie fi verbreitende mechaniſtiſche Weltauffaffung. Der Trennungs- 
proceß, welder in der Statiſtik feit dem Ende der 1830er Jahre fih zu voll» 
ziehen begihnt, hängt mit biefen allgemeinen Berhältniffen zuſammen. 

Schon die großen ftaatlihen Umgeftaltungen Europa’s gaben nah dem Jahr 
1815 reiche Gelegenheit zu felbftändigen Werken über Staatslunde. Es find benn 
aud viele ältere und jüngere Kräfte thätig, ohne daß man ven Werth ihrer Lei- 
ftungen beſonders hoch anſchlagen fönnte, (Lihtenftern, Crome, Mannert, 
Haffel, Milbiller, Andre u. A. m) Man arbeitet nah ber „ethnographi- 
fhen Methode“ fort, fpricht fi in ver Regel einleitungsmeife über die Theorie 
der GStatiftif aus, ohne irgend etwas Beachtenswerthes hervorzubringen. Die 
Theorie der Statiftif und Staatstunde war eben auch ziemlich erſchöpft. Was 
3: B. Lihtenftern, der fih an Butte, Mannert, ber fih an Pendet, 
Daffelt, der ih an Ahenmwall und Schlözer anfhlieht, beibringen, ift ſehr 
unbebeutend 32), Bei Weiten der hervorragenfte in biefer Richtung ift Schubert, 
welcher in feinem großen Werfe der Staatskunde Europa’s (1835—1848) nicht 
nur fahlih am forgfältigften gearbeitet, fondern aud feinen Plan wiſſenſchaftlich 
gut entwidelt hat. Schubert fteht auf dem Boden von Achenwall und Schlö— 
zer, er fieht in Statiſtik und Geſchichte die beiden hiſtoriſchen Grundwiſſen⸗ 
ſchaften, in erfterer eine gleihberechtigte Wiffenfhaft mit Politik und Geographie. 
Die Staatsfunde foll von der gegenwärtigen Geftaltung der Staaten unter den 
politifh aebildeten Bölfern der Erbe in ihrem gefammten inneren und äußeren 
Leben und in ihrem gegemfeitigen Zufammenwirken handeln. Nur Befchreibung, 
Darftellung der faltiſchen Verhältniffe des Staats ift Schuberts Abſicht. Daher, 
wie früher, auch bei-ihm nirgends ein Eingehen auf Kaufalitätsverhältniffe. 
Im Gegentheil wird v. Malhus’ Forberung, neben der Darftellung des Falti- 
hen eine Darftellung der Folgen zu geben, welche fih aus ben bargelegten 
Berhältniffen für den Staat entwideln, abgewiefen, weil fie ſchwer möglich fei und 
nit in die Wiffenfchaft ver Gegenwart gehöre. Schubert ftellt feinen Stoff 
nach einem rationellen,, fehr gegliederten und durdgearbeiteten Syſtem bar, wel- 
ches im Ganzen für die jegige Staatskunde zum leitenden Mufter geworben ift 
und nur etwa bie Berfaffungsverhältniffe, das politifhe, das Machtmoment noch 
etwas mehr betont, als bies fhon damals und vollends jegt üblich geworben ift 3). 

Die ethnographiſche Methode brachte nothwendig von vorne herein eine engere 
Berbindung zwiihen Staatsfunde und Geographie zu Wege. Ueber die Grenzen 
beider Fächer iſt von jeher viel gefagt worden, das Beſte neuerdings von Wap- 
päus, ohne daß diefe Grenzfrage deshalb praftifh gelöst, ja ohne daß fie ums 


32, Bgl. z. B. v. Lichtenſtern. über d. Begriff der Statifl., Wien 1817, Handb. d. 
allg. . u. Staatenfunde, nz. 1819, 1, 65 Haffel. Lehrb. d. Statifl., Weimar 1822, 
. Schubert a. a. O. ©. 1,7, 11 ff. Seine Eintheilung ift folgende: 1. Grundmacht 
(Bänderbeftand, Benöfferung), 2 Kultur (phyſiſche, technifche, Handel, aeiftine K.), 3. Verfaffung. 
4: Verwaltung, alle Rubriken mit zabfreichen Unterabtheilungen. Im Wefentlichen ift die lieder 
rung des Stoffe bis in die neuefle Zeit diefelbe geblieben. 
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überbanpt praftiih lösbar zu fein feheint. In ihren Arbeiten haben Statiftifer und 
politiſche Geographen thatfächlich niemals eine fcharfe Grenzlinte innezuhalten ver- 
mocht. Schon früher, in den geographifchen Lericis von Hübner (1742), in den 
Schriften von Büfhing wurde in bie geographifchen Werke viel ftatiftifches Ma- 
terial aufgenommen, Ebeling’s Werf über Amerika (1793) gilt als ein Mufter 
ftatiftifch-geographifcher Beihreibung. Die neueren Werke von Cannabich (feit 
1816), Stein (1808) und Hörfhelmann (1833) find ebenfall® geographifdh- 
ftatiftifhe. Wappäus hat in der großartigen Neubearbeitung bes Ste imfgen 
Werks eine trefflihe Auseinanderfegung über das Verhältniß von Geographie, 
namentlich politiiher Geographie und Statiſtik (Staatstunde) zu einander ge« 
geben, morin er entwidelt, daß trog ber Gleichheit des Stoffs in beiden Diſci⸗ 
plinen doch die Betrachtungsweiſe und ber Standpunkt verſchieden und daher eine 
theoretiihe Scheidung möglih fei und bei ſtreng wiſſenſchaftlicher Behandlung 
geforbert werben müffe A). Man fann dies zugeben, wirb aber hinzufügen bärfen, 
daß dieſe Scheidung praftifch doch niemals ftreng innegehalten wird, mie and 
von Wappäus (aus befondern Gründen, mie er meint) ſelbſt nidt. Da ber 
Stoff und ſelbſt die Aufgabe faft genau dieſelben bleiben, fo wird man von ben 
verfhtebenen Ausgangspunften bei der Betrachtung der Wechſelwirkungen zwiſchen 
dem Lande und dem Staate immer wieber zufammen treffen. Würde das befondere 
Gemiſch, weldes jett den Namen politifche Geographie führt, ganz geftrihen und 
ftatt deffen nad den doch etwas ftrengeren Regeln ber Staatsfunde eine Staats- 
beſchreibung geliefert, fo würde eine foldhe wohl ben miffenfchaftlichen Anforbe- 
rungen befjer entiprehen. Wappäus geht im feiner Theorie der Staatskunde tief 
auf die Wechſelwirkungen zwiſchen geographiſchen Elementen und Staatsleben ein, 
nur fheint er und dabei trog feines Proteftes fih mehr auf die Raufalitätsbezie- 
hungen einzulaffen, als dies hinterher in der Staatöbefhreibung praktiſch durch⸗ 
führbar if. Nah dem trefflihen Schema der Staatsbefhreibung wird von ihm 
und feinen Mitarbeitern dann der Stoff ver einzelnen Staaten gruppirt, was 
wohl ein weiterer Beleg dafür ift, daß die Aufgaben der Staatsfunde und poli» 
tifhen Geographie ziemlich genau zufammenfallen. 

Auch die Büſching'ſche fogenannte vergleichende ftatiftifche Richtung fand ihre 
Fortbildung. Nachdem ſchon früher wieder die Defterreiher de Luca (1796) und 
Bifinger (1818) und ver Franzofe Bignon (1814) Verſuche einer verglei- 
chenden Darftellung der Staatshräfte verfchiedener Länder entworfen hatten, trat 
der befannte ſtaatswiſſenſchaftliche Schriftfteller und frühere weftphälifhe und 
wiürtembergifhe Minifter v. Malchus mit feinem wichtigen Werke der Statiftif 
und Staatsfunde hervor (1826). Unter vorzugsweifer Berädfihtigung volkswirth⸗ 
ſchaftlicher und realpolitifcher Fragen, mit dem befonbern Streben nach ziffer- 
mäßiger Genauigkeit ver Daten ſucht v. Malchus mit Konfequenz wirkliche Ber- 
gleihungen anzuftellen, wie er denn der vergleihenden Behandlung allein prafti- 
fhen Nuten beilegt. Es gelingt ihm im Ganzen gut, die ftaatswirthfchaftliche 
Bedeutung der geographiich - phyfifchen Faktoren zu fligziren. Seine Behandlung 
führte nothwendig, zumal er vorzüglich diejenigen Gebiete des Staatslebens be- 
rüdfihtigte, deren Erfheinungen fi in Zahl und Maß ausprüden ließen, gelegent- 
lich zu den eigentlichen ftatiftifchen „ragen“ hinüber, wobei die Aufgabe ber 
Staatsbefhreibung zurüdtrat. Das reihhaltige Material, welches v. Malchus 
hier wie in allen feinen Werfen vorführt, läßt übrigens in Betreff der Zuver- 


3) Stein: Bappäus a. a. O. ı, 1, 170 ff., 179 ff. 
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läſſigleit noch Manches zu wünſchen übrig. Die Weiterbildner dieſer Richtung, 
namentlich Oeſterreicher, haben: v. Malchus nicht erreiht, und verrathen, wie 
beſonders Schnabel, die, gauze Unklarheit des Standpunktes derjenigen Statiſtiler, 
welche zwiſchen der älteren Ahenwall-Schlözer’ihen Staatslunde und ber 
neueren eigentlichen. Statiſtik vermitteln. wollen. Schnabel kann gut als Reprä- 
ſentant ver. älteren Schule in ſeinen fo allgemein gehaltenen, entſetzlich platten, 
Urtheilen über Nationalcharalter, Bolksfittlicleit u, |. w. dienen und läßt burd), 
den Gegenſatz bie eraftvergleihende Methode ber, Neueren,. beſonders der Moral. 
ftatiftifer, im das, richtige Licht treten 35), Es gehören im diefe Richtung die Arbeiten. 
Fränzl’8.(1838), die zahlreichen Schriften Balbi’s (1822 ff.), einige der Schriften 
von Reden's aus den 1840er und. 1850er Jahren, von. der neueſten Fiteratur 
die Werke von Frautz, Brahekli,. einzelne Ürbeiten des hodverbienten 
D..Hübwer, Abſchnitte aus Kolb's ſtatiſtiſchem Hanbbud und beſonders die 
Staliſtik Curopa's von Hausner (1865), ein in feinem Plane und, feiner Anlage 
ſehr lobenswürbiges ‚Werk, welches in dieſer Beziehung. einen. ſehr bebeutenden 
Fortſchritt gegen die bisherige Behandlung ‚der allgemeinen, vergleichenden Staats- 
kunde bildet, leider aber an Zuverläffigkeit und wilfenfhaftlier Kriti des Stoffe 
ſehr viel zu wünſchen übrig läßt und. dadurch partieenweife faft unbrauchbar wird. 
Die Berfuhe von Eheorieen der Statiftil wurben von den Deutſchen in 
den 20er Jahren, wieder aufgenommen, ohne daß mau- jagen könnte, es ſei darin 
etwas Neues oder Beachtenswerthes geleiftet worben.. Auf Schlözer und Niemann 
fortbauend „.. trägt ‚man num auch in, ber Theorie. den ‚Entwidlungen in den 
Schriften über  Staatstunde Rechnung, indem man das Gebiet der Staatskunde 
mehr und ‚mehr-auf ‚das „bürgerlihe Thun und Treiben” ausdehnt. Das Ber 
bältuiß der Staatötunde, zu den eigentlich ftatiftifhen Unterfuhungen, ingbeſondere 
zu den Fragen über, die Ableitung von Geſetzen und Regeln der. beobadteten Er» 
ſcheinungen, z. B. der Bevöllerungsbewegung, wird durch den auch bier nicht 
tiefen Bölig (1819), durch Klotz (1821), durch Mone’s jpikfindige Erörte- 
zungen. über das Moment des Zuftandes und feine Bedeutung für. die Sta- 
tiftit (1824, 1828, 1834) nicht zur Klarheit gebracht. Mone berührt die Kau- 
falitätbeziehungen, inbem er die Kräfte, bie Wirkung berfelben ‚und das von. ihnen 
gewirlte Wert darftellen ‚will. Aber bei ihm, wie auch jelbft bei v., Malchus, 
gegen welden deshalb, wie ſchon erwähnt, Schubert polemifixt,. beſteht feine 
Klarheit, Über vie. Mittel und Methoden, nad) welchen man allein, mit Erfolg 
auf. die, Raufalitätsbeziehungen eingeben kann, Denn aud fie wiffen die Aufgabe 
der bloßen Zuftanbsfdilberung „ wie fie nad) ihrer. eigenen. Anfiht in ber als 
Staatökunde ‚aufgefaßten Statiftil vorliegt, nicht. fireng und burdgreifend in einen 
prineipiellen Gegenſatz zu der Aufgabe einer eigentlich ftatiftiihen Difciplin, die 
bie Erſcheinungen in; ihrem Kaufalverhältnig auffaffen muß, zu bringen. Was 
vollends die Fiſcher (1825), Holzgethan (1829), v. Koch⸗Sternfeld (1826), 
v. Schlieben (1830, 1834) zur Theorie der Statiftit beibringen, will: no‘ 
weniger, befagen; -Es war für die bamaligen Arbeiten präjudicirlih, daß bie Be- 
völferungs- und fonftigen ftatiftifhen „Probleme", bei melden es fi augenſchein⸗ 
lich um bie Entwidlung der Raufalverhältniffe handelte, den Statiftifern ber 
vor. Augen ſchwebten, und fie meinten, fie müßten. für biefelben notbwendig einen 
Play, in ihrer Wiffenfhaft der Staatökunde haben. Schubert iſt hier, folgerid- 





35) Schnabel, Generalftatift. d. europ. Staaten, 2 Bd., 2. Aufl, Prag 1833, ©. 180 ff., 
die Bemerkungen über den körperlichen und geiftigen Zuftand I! 


Statiftik. 191 


tiger, wenn er die Aufgabe ver Siaatskunde nicht erweitert Teen will. Kallatt, 
obgleich feine Vorgänger bedeutend überragend, verfällt doch in venfelben Fehler 
wie fie, indem er die zu feiner Zeit ſchon vollends unvereinbar gewordenen Rich— 
tungen unter einen höheren Begriff zu vereinigen ſucht. | 

Bedeulender als die deutſchen Theoretiler, jevoh von ähnlicher Auffaffung 
und gleihfalls noch in demfelben Zwiefpalt find die Italiener Romagnofi und 
namentlih der verdiente Gioja. Beide faffen die Statiſtik als Zuſtands wiffen- 
ſchaft auf, beadhten aber die Kaufalverhältniffe genauer, wobei fie zwiſchen der 
Schilderung und Beichreibung einer» und ber Unterfuhung der Raufalverhältniffe 
andererjeits als zweien verſchiedenen Aufgaben mer beffer zu unterſcheiden willen. 
®ioja fteht in feiner‘ flosöfia della statistica (1826) nach der einen Seite der 
Dudtelet’fhen Richtung ſchon recht nahe, er läßt fih von dem Rewton’fhen 
Wort: in hac philosophia leges deducuntur et redduntur generales per induc- 
tionem;, in charalteriſtiſcher Weife leiten und acceptirt damit einen Gag, welchen 
man als Motto vor die Difeiplin der eigentliden Statiftif feßen fönnte, um den 
Unterfchied ‚von der Staatslkunde zu bezeichnen; er geht auf bie Wechſelwirkungen 
zwiſchen geographifhen Elementen, Land, Bevölkerung, Sitten, Inbuftrie, Haubel, 
Berfaffung und Verwaltung u. f. w. ein. Es mird alfo in ber That neben 
der Zuſtandsſchilderung das Eingehen anf die Kaufalitätsbeziehungen als Haupt⸗ 
aufgabe der Gtatiftit angefehen. Mohl, welcher die dadurch bewirfte Bermengung 
der Statiftit mit Geograpbie, Naturgefhichte, Nationaldfonomil u. f. w. tadelt, 
hätte richtiger wohl die Beſchäftigung mit den Kaufalttätsverhältniffen in der 
Staatskunde abweifen follen. Schärfe der Beweismethode und Schärfe in den allge- 
meinen Begriffen fehlt übrigens bei allem Scharffinn im Einzelnen Gioja fehr. Be- 
achtenswerth ift es, daß er und noch mehr Romagnofi bie Zuftandsfchilderung 
nicht von vornherein auf den Staat befcränfen, zum Theil nicht einmal auf vie 
meunſchliche Geſellſchaft, wodurch fie fih den Engländern nähern. Bei diefen wirb 
in praftifhen Arbeiten, 3. B. in denen der Londoner ftatiftifchen Geſellſchaft, ver 
Staatd- und Gefellfchaftszuftannd mit befonderer Berüdfihtigung ber wirthidhaft- 
lichen und moralifhen Berhältniffe geſchildert. Daneben tritt das bewußte Streben 
hervor, das Gebiet der Statiftif über den Staat, ja Über ven Menſchen hinaus 
ju erweitern umb reine Naturverhältniffe mit in die Betrachtung zu ziehen. Am 
meiteften geht darin Portlock (1838), welcher alles thatſächliche Wiſſen 
über Natur und Menſch als ftatiflifches bezeichnen, die Statiſtik als ſolche auf 
das Sammeln und Anorbnen ver Daten befhränten, vie Berallgemeinerung der 
foetalftatiftifhen Daten ver politifhen Dekonomie zuſchreiben will. Er hätte folge 
richtig dazu gelangen müſſen, in der Statiſtik nur eine Darftellungsform zu fehen, 
bleibt fi aber darüber noch unflar 3a). Eine ähnliche Anffaffung, gegen welche 
jest Guy polemifirt, findet fih bei den Gründern ‘der Londoner ſtatiſtiſchen 
Geſellſchaft. Bei Engländern und Franzofen fam bie oben ſchon erwähnte Auf- 
foffung immer mehr zur Geltung, jebe überſichtliche Zufammenftellung von bes 
finumten, in Zahl und Maß ausdrückbaren Zuftänden Statiſtik zu nennen. 

Sehr Bezeichnend für die Unflarheit der Standpunkte ift der lebhafte Streit, 
zu welchem I. B. Say’s, des befannten Nationalöfonomen, vermeintlidy fehr de— 
fpeftirlihe Anfihten über Statiftif führten. Und dennoch iſt die von Gioja, 
Romagmofi, Mone, vd. Malchus angegriffene Auffaffung der Statiftif 
genau genommen bie ber Älteren Schule, won welder fi Say’s Gegner in biefem 
— — — Ta, 1 r ‚ ! stil nr ai ” 


38a) Mil; Journ. of the statist. soc. of London. 1865, p. 418 ff. A 





. 
’ 


428 Statifik, 


Bunkte entfernt hatten. Say nennt die Statiftif mit anderen rein Haffificirenden 
Difciplinen, wie die Botanik, Naturgefchichte, eine rein beffriptive Wiffenfhaft, bie 
politifhe Delonomie dagegen, wie Chemie, Phyfit, eine erperimentelle, welde das Band 
zwifchen Urſache und Wirkung kennen lehre. Urſachen und Folgen könne daher auch bie 
Statiftif, melde blos die ind Leben tretenden Erſcheinungen befchreibe, nicht er- 
klären, deshalb fei fie der politifhen Delonomie durchaus untergeorbnet. Say 
fheint dabei, unferer Anfiht nach- mit vollem Rechte, die ftatiftifchen. Daten als 
Beweismaterial a posteriori für die aus einem Principe (deduktiv) abgeleiteten 
Säge ber politifhen Delonomie zu betrachten; einfeitig ift dabei vielleicht nur, 
daß er dies zu ausfchließlic thut, da ftatiftifhe Daten aud auf biefem Gebiete 
mitunter als Material für Induktionen dienen können (f. u. IIL B). Berechtigt 
it Say's Unfiht gegenüber den die Aufgabe der Befchreibung und Ableitung 
von Gefegen unklar vermengenven Lehren feiner Gegner fiherlih. Als Thatſache 
it die Polemit Say's ſehr beachtenswerth, da er eigentlich die Anſicht vertritt, 
von welder feine Gegner konfequent nicht hätten abweichen follen 8). Zur Krifis 
follte e8 in der ftatiftifchen Wiffenfchaft erfi etwas fpäter kommen, nachdem bie 
amtlihen ftatiftiihen Bureaus bereits eine Zeitlang in Funktion gewefen und bie 
Epohe mahenden Arbeiten Quételet's und ber ihm Naheſtehenden erſchienen 
waren. Da trat der unvereinbare Gegenſatz in den Richtungen innerhalb der foge- 
nannten Statiftif Mar zu Tage. Daß derfelbe freilich fon weit früher vorhanden 
und bisher nur fünftlih vertufcht worden war, wirb fi durch einen Blid in bie 
Entwidlungsgefhidhte der anderen, von der Staatskunde verſchiedenen Richtung 
ergeben, 

a D. Die Süßmilch-Qusételet'ſche Rihtung in der Gtatifil, 
- ober die Schule der eigentliden Statiftil und deren Entwid- 
lung bis zur Gegenwart. ' 

Das 17, Jahrhundert, welches die Anfänge ſyſtematiſcher Staatsbeſchreibung 
entftehen ſah, Hat aud bie erften Berfuche wiffenfhaftlicher Arbeit in jener andern 
Richtung der Statiftit aufzuweiſen. Die ſyſtematiſchen Maffenbeobahtungen über 
gewiſſe Berhältniffe der Menfchheit wurden zur Ableitung von allgemeinen Regeln 
der Geftaltung jener Verhältniſſe zu benugen begonnen. Die Anfänge lagen auf 
dem Gebiete ver Bevölferungsbewegung, indem man aus den Zufammenftellungen 
der Geiftlihen über Geburten und Todesfälle (Taufen und Beerbigungen) in 
einem zwar noch nicht ganz Haren, aber doch ſchon bewußten Streben bie natür- 
lihen Gefege der Benölferungsbewegung abzuleiten ſuchte. Damit betrat man den 
Boden ber eigentlichen Statiftif, deren Wefen wir barein legen, daß man bewußt fyfte- 
matiſche Maſſenbeobachtungen, zunähft über Borgänge im Leben der Menſchen, zu 
dem Zwede der Erklärung des Raufalzufammenhangs und zur Ableitung des Be- 
wegungsgefeges biefer Vorgänge anftelle und die Beobadtungen dann auch wirf- 
lc zu biefem Zwecke verwerthe. Das wiſſenſchaftliche Streben, dieſe Kaujal- 
verhältniffe und Geſetze zu finden, erfcheint zuerft in voller Reinheit bei Süß: 
mild, ber infofern als der erfte eigentlide Statiſtiker anzufehen if. 
Seine Vorgänger und feine nähften Nachfolger, von denen 5. B. Graut und 
einzelne andere, allerdings gleichfalls von dieſem wiſſenſchaftlichen Streben erfüllt 
waren, haben ſich doch vorzugsweife von praftiihen Beftrebungen, um brauchbare 
Grundlagen für Penfions-, Tontinen-, Wittwen-, Lebensverſicherungskaſſen zu 


3) J.B. Say Traits d’öcon. pol. (6. &d. Par. 1841), Cours prelim, p. 3 ff., ch. 9, 
p- 103, Cours compl, part IX (p. 553 &d. Brux.); v, Malchus in Rau’s Archiv Bd. 1, 323. 
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gewinnen, leiten laſſen oder waren Mathematiker, welchen es in erſter Linie bei 
ihrer Beſchäftigung mit ven ſtatiſtiſchen Daten auf die Anwendung der Wahr- 
ſcheinlichkeitsrechnung anlam. Wan könnte diejenigen, welche praftifche Tendenzen 
verfolgten, vielleiht pafjend zum Unterſchied von eigentlichen Statiftifern, wie 
Süßmilch, politifhe Arithmetiler nennen, und die Mathematiler als 
Wahrſcheinlichkeitsrechner unterfheiven. Bon weniger beveutenden Statiftifern ab» 
gejehen, war es dann erft vorzugswelfe Quételet wieder, melder in eigentlich 
ftatiftifcher Tendenz in Süßmildh’fher Richtung, übrigens ganz unabhängig 
von ibm, — vermuthlich ohne ihn gefannt zu haben 37) —, aber von einem 
ungleich höheren objeltiven Standpunkte aus die Aufgabe in großartiger Weile 
wieder aufnahm und dadurch der Gründer einer neuen Schule eigentliher Etati- 
ftiler wurde. Der Fortihritt von Süßmilch zu Qusételet ift der Fortjchritt 
von teleologifirender Phyfito-Theologie zur naturwiſſenſchaftlichen, phyſilaliſchen 
Auffaffung. Die ganze Errungenſchaft ver legten hundert Jahre auf dem Gebiete 
der kritiſchen Philofophie. und der eraften Beobachtungswiſſenſchaften liegt zwifchen 
beiden großen Statiftifern. Suüßmilch wiberfährt durch dieſe Beurtheilung fein 
Unrecht und Dudtelet wird daburd nicht überſchätzt. 

Die Engländer, welche zuerft zuverläßigere Aufzeihnungen über "die 
Bewegung der Bevölkerung fhafften und veröffentlichten, waren auch bie erſten, 
bei denen dieſe Fiften ala Bafis für ftatiftifhe Arbeiten dienten. Graunt (1662) 
ſuchte aus den Londoner Liſten allgemeine Regeln über Krankheiten und Todesurfar 
hen, über die Sterblichkeit im verſchiedenen Lebensaltern abzuleiten, das Zahlen- 
verhältniß der Geſchlechter, die Länge der Berbopplungsperioden zu beftimmen 
u. f. w.3#). Er geht dabei mit VBorfiht und Kritit zu Werte, ungleih mehr ald 
fein Nachfolger auf diefem Forſchungsgebiete, der bekannte Str William Betty, wel⸗ 
der in feinen Unterfuhungen über die Zunahme der Londoner Bevölkerung auf 
ungenügendes Material bin viel gewagtere Schlüffe zieht und zu unbaltbaren 
Ergebniffen gelangt (1683) 3%). Ein Engländer war auch der erfte, welcher Sterb- 
lichkeitstafeln berechnete, der große Londoner Mathematiter E. Halley (1694). 
Er benügte dazu bie Sterblichleitsliften von Breslau aus den Jahren 1687—91; 
welde Dr. 8. Neumann der Londoner Alademie überfandt hatte. Trog ihrer 
Fehlerhaftigkeit, da fie eigentlich nur für eine ftationäre Bevöllerung paßt, ift biefe 
Halle y' ſche Tafel lange in Gebrauch geblieben und vielfad die ihr zu Grunde 
liegende Methode nachgeahmt worden 20), 

BZahlreihe andere Arbeiten von Wahrfcheinlichleitsrehnern und politifchen 
Arithmetitern in ber vorher eingeführten Bedeutung des Worts folgten fich feit- 
dem zunächſt in England, dann aud in Franfreih, Holland, Deutſchland, Schwe- 
den Al), Das Aufjuchen ver natürlichen Gefege der Bevölkerung war für Der- 


37) Dies ſcheint mir ſchon aus dem erflen Sage im Werke sur l’bomme hervorzugehen, 
wo es beißt, Geburt, Entwidiung und Tod des Menſchen erfolgen nad; gewifien Gefegen, pie 
bis jegt nie gemeinichaftlich und in ihrer Wechſelwirkung auf einander unterfucht worden find. 

38) Natur. u. Polit. observat. up, the bills of mortality, Lond. 1662, — Bol. Mohl 
Ritt. d. Staatow. 111, 445, Wappäus Benölferungäftat. 11, 560, ı, 113, 141. 

2 Mohl 111, 445, Roſcher, Bei. d. engl. Vollaw. 1. 67, Guerry XII. 

40) Mohl 111, 457, Bappäus 11, 23, 109, 110. Guerry V, XII, XXIII, XXVII, 
XXX. Wild, polit. Rechn⸗Wiſſ. Münd. 1862, ı, 229. Erome ©. 92, 

4) Bol. für das Kolgende bef. Süpmild, Erome, Kulturverh. d. europ. Staaten 
(1792), &. 88—126, Heufäling, Bappäus, Mohl II, Geſch. u. Kitt. d, Bevölterungd« 
lehre, 411 ff, und ®uerrp. 
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ham, der englifchen Borgänger Säpmild’8(1728), Short (1760 u. A. 
zwar der leitende Gefihtspunft, aber den Meiften kam ee auf Berechnung von 
Sterblichkeitstafeln allein für prattifhe Zwecke an. Bon englifchen Mamen aus 
vem Schluß des 17. und der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts find zu erwäh: 
nen King, Arbuthnot, ve Moipre (1726), Maitland (1739), Stmp- 
fon (1742), Hodgfon (1747), €. Morris (1750), Wallace (1763), von 
Späteren Price (1769), U. Young (1774), Even (1780), Wales (1781), 
Homlett (1781), Chalmers, von melden die legtgenannten ſich lebhaft an 
dem’ früher erwähnten, von Price angeregten Streit über bie Abs oder Zunahme 
der englifhen Bevölkerung betheiligten. Unter dem Franzofen tft Déparcieuf 
als BVerfertiger einer berühmten, nod) jest theilmeife gebraudten Sterblichkeits⸗ 
tafel der. befanntefte (1746),- ferner Duvillard (1798), fonft find zu nennen 
Meffance (1766), Mohean (1778) de Bommelles (1789), auch Büffon 
md Düpre St. Maur. Die Enchklopäbiften, wie Gondorcet u. U, berübt- 
ten nad) der Tendenz ihrer Weltanſchauung ſtatiſtiſche Fragen öfter. Auch La— 
voifier, Laplace befhäftigten fi) mit ftatiftifchen Problemen, letzterer na⸗ 
mentlid in feiner Wahrſchelulichkeitsrechnung. Das Bedeutendſte auf dem mathe 
matifch-flatitifchen Gebiete leiſtete im vorigen Jahrhundert wohl der Holländer 
KRerfjeboom 3), welcher zuerſt wiffenfhaftlih (1788) das Problem: löste, ‘aus 
der Kenntniß der Abſterbeordnung die Bevölkerung zu berechnen. Diejes Problem 
beſchäftigte in Ermanglung von brauchbaren Zählungen die meiften Politiker, der 
Streit. über bie Bevölkerung Englands und Frankreichs, an welchem ſich auch 
Hume, Bauban, Boulatnvilliers, ſpäter Montesgnien, Mira: 
beau der Ältere betheiligten, 'hing eng damit zuſammen. Bon Holländern find 
ferner, Nieuvetyt und Struyk (1753) ‚zu erwähnen. In Deutſchland 
lommen nach E ro me Betrachtungen über, und Sammlungen von Todtenliften in einer 
Schrift aus dem Jahr 1704 vor, fpäter befhäftigten fih auf Grundlage ver 
Berliner Liften Gohl (1717-23) und Kundmann mit Krankheit und 
Sterblichteitsftatiftit #9), und unfer großer Euler verfudte Verbeſſerungen wer 
Halley’ihen Methode ver Berehnung von Sterblichkeitstafeln (1740). Unter 
den ſpäteren deutſchen Tabellenftatiftifern (f. oben) hat fih namentih Erome 
mit der Aufgabe befaßt, die Volfsmenge aus Mortalitätstafeln . zu ‚berechnen. . Der 
Schwere Wargentin hat unter Anregung von. Süßmilch mit Benutzung bes 
damals trefflichften ftatiftifhen Materials feines. Baterlands einige tüchtige bevöl ⸗ 
fernngöäftatiftifche Abhandlungen über Schweden gefchrieben (1754) 2). 

Allein mie hoch man auch manche diefer Schriftfteller ‚ftellen mag; '. im: flati- 
ftifcher Hinfidt muß man, fheint uns, einwenden, daß fie noch zu. einfeitig. praß 
tifhen und rein mafhematifchen VBeftrebungen huldigten und die Konſequenzen 
nicht zogen, um, wie Süßmild, zu einem höheren allgemeinen Standpunfte zu 
gelangen. Ueber die Schägung der Vollsmenge nad den Kirchenliſten, einige Unter- 
fuhungen über Bervopplungsperioden, über die praftiih-mathematiiche Verwer⸗ 
thung des Stoffs der Kirchenliften für das Berfiherungswefen -fam man. kaum 
hinans, Obgleich, ja auch hierbei nothwendig die einzeinen Bevöllerungserſcheinun⸗ 
gen ald Aenferungen des zu finbenden Geſetzes aufgefaßt werden mußten, fo 


42) Dal. Heuſchling im Bull, de la comm. cenir de stat en Belg. VII (1857) ꝓ. 
397 ff. Bappäus II, 25, 113, 114. . 

) Erome ©, 9. 

2) Wapyäus I, 340, 
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dergegenmärtigte man ſich doch nicht deutlich die philoſophiſche Konfequenz einer 
ſolchen Auffaſſung. Nur bei Condorcet, Laplace und einigen Enchklopuüdiſten 
findet ſich die Hinneigung, aus den ſtatiſtiſchen Unterſuchungen Kapital für vie 
mechaniſtiſch · materialiſtiſche Weltanſchauung zu machen, ohne daß auch bei ihnen, 
wenn gleich im Gegenſatz zum bibliſchen Standpunkt Süßmilchs, eine ſyſtema- 
tiſch zuſammenfaſſende Behandlung ver Statiftif zu finden wäre. 

Demgemäß darf man Süßmilchs Leiſtungen eine wirklich Epoche machende 
Bedeutung zuſchreiben. Suß milch verhält ſich zu feinen Vorgängern und Zeit- 
genoſſen aͤhnlich wie Achenwall zu ven feinen. Mit Recht fagt Henſchling von 
Beiden, er betrachte fie als die Perfonifilation, Achenwall der deſkriptiven oder 
politifhen, Suüßmilch der mathematifhen Statiſtik oder der Socialarithmetik 45) 
In der That tritt gleich zwiſchen Süßmilch und Ahenmwall der fundamentale 
Unterfhied ver Richtungen innerhalb der Statiffit hervor. Die Süßmilch' ſche 
Fortbildung der von ben Engländern angebahnten Ridjtung führte auf ganz andere 
Pfade. Die Ahenwall’fhe Statiſtik ift eine deſtriptive Wiffenfhaft vom Staate; 
welche die Staatszuftände in einem gegebenen Wugenblid, namentlich in ber Ge: 
genwart, darlegen, bejchreiben will, vorzäglicy für praftifhe Zwecke, ver Bermal- 
tung, der Politif, um des ftantlihen yroı osavröv willen, nad) feiner ‘relativen 
Dedentung für das Ganze das Einzelne flärker oder ſchwächer hervortreten  laf: 
fend, mit konſequenter Zwedbeziehung auf den Staat: Ganz anders Sußmilch. 
Er verfolgt wefentlih andere Ziele. Der ſtatiſtiſche Stoff, vie Beobadhtumg hat 
bier nicht oder nur nebenbei im zweiter Linie den Zweck, den Staat oder die 
Staatszuftände kennen zu lehren, Süßmilch ſchon, wenn auch nody nid,t mit der 
Klarheit und in der Ausdehnung eines Quételet, verfolgt die Aufgabe, ſhſtema⸗ 
tifh Daten zu fammeln, aus welchen zunächſt gewiffe Vorgänge im 2eben ver 
Menſchheit ſelbſt nad ihrem Kaufalzufammenhang erklärt und auf die Gefere, 
nad denen fie ſich vollziehen, zurüdgeführt werben können. „Die Statiftil Hat den 
Zweck, Fragen zu föfen, nicht, ein Land zu beſchreiben,“ ſagte ein Jahrhundert 
jpäter Darfau 26). Diefer Say gilt auch ſchon für Suüßmilch's Statifif. Die 
legtere hat nad der Suüßm ilch'ſchen und ver noch jet vielfach üblichen, wenn 
auch zu engen Begrenzung ben Stoff mit.ver Achenwall'ſchen Staatékunde 
gemelnfam, aber die Ziele und Zmede der Sammlung, vie Methoden der’ Bes 
handlung des Materials, die Aufgaben und Refultate find ganz verſchieden. 
Süßmilch ſchon ſtrebt nad) möglichſter Ziffermäßigkeit feiner Daten, d.h. nad 
möglichft genaiter VBeftimmung der quantitativen Verhältniffe, mit: denen er 
und feine Nachfolger es allein zu thun Haben, indem fle mittelft der Feſtſtellung 
der Ouantitäten bis in's Einzelnfte hinein der Beftimmung der Qualitäten nahe 
zu fommen ſuchen. Suüßmilch ſchon will rechnen und mit Hülfe des Kalkuls 
beweifen können. Die entwidelte, von ihrem: theologiſchen ‚und teleologiſchen Bei⸗ 
wert entkleidete- Süßmilch'ſche Statiftit Aft ala Wiffenfhaft bereits, obgleich 
Süßmilch felbft mit dem ftatiftifhen Material eigentlich -umgelehrt wie die ger 
genwärtigen Statiſtiker verfährt, eine induktive Beobachtangswtffehfaft. Mar 
kann fie eine Naturwiſſenſchaft nennen, wo e8 fih um Naturphänomene, wie z. B. 
in einem großen Theil der Bevölferungsfragen (Fortpflanzung, Todesurſachen 
u. f. w.) handelt, und eine nach der naturwiſſenſchaftlichen, indultiven Unterſu⸗ 
hungsmethobe verfahrende antropologifge Wiffenihaft, wo man andere Seiten des 


s) Heuschling bibl. stat. de l’Allemagne, p. 8. 
%) Dufau traits de stalist, Par, 1840, Resume p. 144 ff. N, 24. 
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Menſchen, wie die geiftigen und fittlichen, berührt. Die weitere Ausdehnung ber 
Statiftit auf andere, den Menfhen nicht betreffende Naturerfcheinungen tft dann 
endlich in der neueften Zeit ein folgerichtiger Fortſchritt geweſen, welcher aus ver 
Ausbildung der urfprüngliden Statiftit Süßmilch's ſich nothwendig ergeben 
mußte. 

Süßmilch trat zuerft im Jahr 1742 mit einer damals noch wenig beady- 
teten Meinen Schrift auf, zu welcher er duch Derbams Phufitotheologie unge- 
regt worden war. Chr. Wolff hat dazu eine Vorrede gejhrieben. Die Schrift 
führt einen Titel, in weldem Süßmilch's Standpunkt ıund Auffafſung fid 
ausſpricht: „Die göttliche Ordnung in den Beränderungen des menjhlihen Ge— 
ſchlechts, das ift gründlicher Beweis der göttlihen Vorſehung und Borforge für 
das menſchliche Gefchleht aus der Vergleihung ver Geborenen und Geftorbenen, 
der Berheiratheten und ©eborenen, wie aud inſonderheit aus dem beftändigen 
Berhältniß der geborenen Knaben und Mädchen u. f. w.“ Diefe Schrift, weſentlich 
auf die Kirchenliften des preußifchen Staats geftüßt, ift die Grundlage des fpäte- 
ıen großen Süßmilch' ſchen Werks, das unter wenig veränbertem Titel feit 
1761 in mehreren Auflagen erſchien 47), 

Schon ber Titel zeigt ven theologifchen, nebenbei bemerkt rationaliftifhen und 
oft naiv tefeologifhen Standpunkt, durch welden fih Süßmild von ben mo- 
dernen Statiftitern, wie Quételet und feiner Schule, weſentlich unterjcheidet, 
indem biefe von der Mathematik und von ber naturwiſſenſchaftlichen Betrahtungs- 
weife ausgehen. Aber Wappäus, welder Süßmilch's Weltanfhauung in 
mancher Beziehung nahe zu ftehen fcyeint, hat volllommen Recht, wenn er troß 
biefer verſchiedenen Ausgangspunfte die innere Verwandtſchaft von Süßmild 
und Quételet betont. „Beiden ift die Erforfhung der allgemeinen Gefeg- 
mäßigkeit in den ſcheinbar zufälligen oder ganz der freiheit des menfchlichen 
Willens unterworfenen Ereigniffen und Erjheinungen des menfchlihen Lebens bie 
Hauptſache.“ „Für den Theologen aber ift die Rechnung nur Mittel zur fpeciellen 
wirklihen Nachweiſung einer von ihm ald Theologen geglaubten göttlichen Ord- 
nung, für den Mathematiker ift der Kalkul und bie Faſſung ber Erſcheinungen 
in bie mathematifhe Formel der Hauptzwed. Süßmilch's göttlide Ordnung 
gehört wefentlih zur Phufitotheologie, Quételet erfirebt eine Socialphufit.“ 
Wappäus J, 11.) Beide, oder genauer gefagt, Süßmilch einer- und die meiften 
modernen GStatiftiter anderfeits repräfentiren vie alte Spaltung in der philofophifchen 
Streitfrage über Gott und Welt, providentielle Leitung und mechaniſche Naturgefeg- 
lichkeit. Wie man aber auch zu dieſer Frage ftehe, es läßt ſich nicht beftreiten, daß 
Süßmiblch doch den durchaus minder wiſſenſchaftlichen Weg geht %3). Er benugt 
das ftariftifche Material nicht nach der Weife ver Neueren objektiv, um baraus 
nad den Regeln der Inbultion eine noch nicht gefannte Ordnung herauszufinden, 
fondern er ſucht mit diefem Material a posteriori den Beweis zu führen, daß 
die von ihm a priori angenommene, rejp. aus Bibel und Räfonnement abgeleitete 
Drbnung nad weislich fo befchaffen fei, wie er fie nad der Bibel annehmen 


2) Dot. Wappäus Bevdlkerungeſtat. 1, 5, 15, welcher fi in Betreff des Bibltograpbis 

en der S.’fhen Schriften und um die Würdigung Güfimilch’s ebenfalls Verdienfte erworben 

at. Vgl. feine fhöne Einleitung I, 1— 14. —— iſt es, wenn Heuſchling ſagt, S. baͤbe 

befonders 582 Augsburger und Breslauer Daten benutzt, fein Hauptmaterial, namentlich 
anfangs, nd preußifche Daten (bibl, stat, de l’Allem. 33). . 

) Göttl, Ordnung, 4. Aufl. (Berl, 1775), bei. I, Cinleit, Sp. 1 ff, S. 4 ff. u. a. O. 
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zu müſſen glaubt, Er geht daher aud von einem Bibelfpruh (1. Mof. 1, 28) 
aus, in welchem dem Menjchen bie Vermehrung und vie Anfüllung ver Erbe 
geboten wird, interpretirt denfelben in feiner naiven Weife, zeigt, welche Anorb- 
nungen in den Bevölferungsverhältnifien nothwendig feien, damit jenes biblifche 
Gebot erfüllt werden könne, und ſucht darauf nun den Beweis ftatiftifch zu füh- 
ren, daß gerade dieſe Orbnung in den großen Zahlen ber Bevöälferungsphä- 
nomene zum Borjchein fomme. Seine Arbeit ift daher im eminenten Sinne eine 
Tendenzarbeit. Darin liegt ihre Schwäche im Vergleich zu den neueren fla- 
tiftifchen Arbeiten. Manche Fehler #9), 3. B. die Neigung zu ftarfen Generalifa- 
tionen, die Annahme einer zu großen Gleichheit ver Geftaltung der Dinge in 
verſchiedenen Ländern und Völkern, mithin die Verfennung bes Geſetzes der natio- 
nalen Unterfchieve, weil dies der im voraus angenommenen Orbnung am beften 
entſprach, eine nicht zu läugnende Oberflächlichleit bei der Unterfuhung ver Ur- 
faden und Einflüffe, von welden die Phänomene abhängen, ſobald dieſe Unter- 
fugung für die allgemeine Tendenz des Werks nicht von großer Wichtigkeit zu 
fein jhien, diefe und andere Mängel mehr hängen mit dem tendenziöſen Charakter 
der Schrift zufammen. In der praftifhen Bevöllerungspolitik vertritt Süßmild 
den befannten einfeitigen vor-Malthus’ihen Standpunkt und geräth nicht felten 
in die Gefahr gewagter Konjelturalftatiftit, Aber in ven vielen Fällen, in welden 
doch immerhin fein Ausgangspunkt nicht präjubicirte, erweist ſich Süßmilch 
als trefjlicher Statiſtiler, deſſen Umficht, Kombinationsgabe, kritiſches Urtheil und 
folofjaler Sammlerfleig die höchſte Achtung verdienen. Es ift bewunderungswürdig, 
was Süßmild mit dem fpärlichen, zerftreuten, mangelhaften Material feiner 
Zeit zu machen weiß. Auch in den allgemeinen Begriffen, in ben Erörterungen 
über die Methode zeigt er größere Schärfe, als bie Statiftifer ver Ahenwall’- 
jhen Richtung. Ausprüde, wie „Geſetze“ braucht er, was zu beachten ift, für bie 
„göttliche Ordnung“ Übrigens öfters. Er fühlt denn au den Zufammenhang der 
Frage nach dem Charakter feiner „Ordnung“ mit dem Problem der Freiheit und 
Nothwendigkeit, weiß aber über das legtere nichts Anderes zu jagen, als faft Alle, 
welde fich fpäter mit dieſen Materien bejchäftigt haben, daß nämlich nicht ein 
Schatten von Nothwendigkeit beftefe, — eine bloße Theſe ftatt einer objektiven 
Prüfung (I, 58). 

Mertwürdig genug, Ach enwall mit feiner Staatslunde, deren wiſſenſchaft⸗ 
lihen Rang body unmöglich Jemand befonvers hoch tariren Tann, machte Schule 
in des Wortes vollfter Bedeutung, Süßmilch mit feiner aufßerorbentlih viel 
höheren, intereffanteren Statiftif that dies noch nicht. Anfangs wurden feine Arbeiten 
nicht einmal beſonders beachtet, ſpäter, feit 1761, erregten fie allerdings große 
Aufmerkfamteit, aber weiter geführt wurden fie, wenigftens aus dem generellen, 
erhabenen Gefihtspuntt Süßmilch's, welcher nad Geſetzen forfchte, nicht. Die 
folgenden Statiftiler waren wieder lange Zeit hindurch bloße politiihe Arithmeti- 
fer und Wahrfcheinlichkeitsrechner, wie oben bereits hervorgehoben wurde. Süß- 
mild war infofern feiner Zeit vorausgeeilt. Dies begreift ſich auch unſchwer: 
Die damalige Zeit begnügte ſich faft noch allgemein mit vejkriptiven, ſyſtematiſch 
Haffificirenden oder einfach erzählenden Wiſſenſchaften als. Erfahrungs» oder 
Beobachtungswiſſenſchaften, Naturgefchichte, Botanik, Zoologie; auh Erdkunde, 
Geſchichte wurden nit anders behandelt. Die Achenwall'ſche Stantenfunde 
paßte volllommen zu biefen anderen Wifjenfchaften. Daneben blühte die apriori- 


49) Ebendaſ. ©. 56, 102, 273, u. a. D,, 311. 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats ⸗Wörterbuch. X. 28 
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ftifche, aus abftraften Begriffen Alles ableitende und aufbauende Spekulation vor- 
nehmlich auch in den politifhen und biftorifchen Wiſſenſchaften. Das Bedürfniß 
nad) einer Kontrole der Spelulation und ihrer kühnen Konftruftionen, in welchen 
fo gern alles Bermünftige als wirklih angenommen wurbe, durch die Erfahrung, 
empfand man nicht fehr. Spekulation und logiſche Entwidlung wurden in jenen 
Disciplinen damals in demfelben Maße überfhägt, wie fie gegenwärtig, wo man 
fo leicht vergißt, daß doch auch jene Spekulation häufig, 3. B. in der National- 
öfonomie, auf der pſychologiſchen Erfahrung des eigenen Innern fußt, von ver 
biftorifhen Schule unterfchägt wird 9%), Es wurde daher au im jener Zeit noch gar 
nicht erfannt, daß die Süßmilch' ſche Statiſtik vor allen Dingen die Mittel zu einer 
Kontrole der deduktiven Spekulation und demnähft das Material biete, um durch 
das Auffteigen vom Befonderen zum Allgemeinen inbuftiv die konkreten Erſcheinun⸗ 
gen ber Wirklichkeit, die regellos erfcheinenden Vorgänge im Leben der Menſchheit 
und in der Natur in ihrem Kaufalzufammenhange zu erfaflen und ihre Ge— 
jege zu finden. Bon Süßmilch felbft ift die Statiftil, wie oben gezeigt worden, ja 
noch faft ausſchließlich als Kontrolverfahren, vefp. als Mittel der Beftätigung der im 
voraus Fonftruirten göttlichen Orbnung benügt. Seine Zeitgenofjen mußten auch bie- 
fen Gebrauch noch nit von ihr zu machen, gefhweige in der Statiftit eine Hilfs- 
wiſſenſchaft zu fehen, mit welcher das inbultive Verfahren in mande woetnintine 
Wiſſenſchaft eingeführt werden könne. 

In den fiebzig bis achtzig Jahren, welche zwifhen Süßmilch's und Due- 
telet’8 erftem Auftreten lagen, hatten fi die gewaltigften Veränderungen auf dem 
Gebiete der Politik, der Vollswirthſchaft, der Literatur und der Wiffenfhaft im All- 
gemeinen zugetragen. Großartig war der Aufſchwung der eraften Wiſſenſchaften. 
Nicht verkennen ließen fich die guten Früchte der Aufflärungsliteratur und der friti- 
ſchen Philoſophie des vorigen Jahrhunderts, welche nach Abſtreifung des Falſchen und 
Schwachen in jener Literatur doc ſchließlich als unentreißbares Gemeingut der civi⸗ 
liſirten Bölfer übrig geblieben waren. Trotz aller Reſtaurationsverſuche in politi- 
ſchen, kirchlichen, philofophifchen Fragen blieb die Weltanfchauung der maßgebenpen 
gebilbeten und beſonders der eigentlich wiſſenſchaftlichen Kreife definitiv umgeftaltet 
und neigte fidh einer ſtark realiftifhen, fpäter einer mechaniſtiſchen Auffaſſung unver- 
fennbar zu. Die Fortſchritte der Naturwiffenfhaften vermehrten täglich die Belege 
für die Allgemeinheit der Gejegmäßigkeit in der Welt ver Erfheinungen Sl). Ueberall 
walteten Gefege im Weltall, wo man an das willfürliche Eingreifen überirbifcher 
Mächte oder gar an den „Zufall” geglaubt hatte. Die Stellung des Menfchen im 
Deltorganismus erfchien weit untergeorbneter ald man ehemals angenommen hatte. 
Konnte unter folhen Umftänden die Einwirkung dieſer veränderten Anfhauungen ohne 
ben tiefftgreifenden Einfluß auf die Wiffenfhaften vom Menſchen bleiben? Ein Sta- 
tiftifer aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts, wie Süßmilch, vermodte noch 
auf dem theologifhen Standpunkte zu ftehen, ein Statiftifer aus der Gegenwart 
fonnte, zumal wenn er von ven eraften Wiſſenſchaften ausging, für fein Unter- 
fuhhungsgebiet die Konfequenzen nur aus der modernen Weltanfhauung ziehen. 

Das Weſen Epoche machender Perfönlichleiten in der Entwidlung ver Wiſſen⸗ 
haften und ver Geiftesthätigkeit überhaupt liegt keineswegs nothwendig, vielleicht ſehr 


2* auch Hildebrand, d. wiſſenſch. Aufgabe d. Statiſt. in ſ. Jahrb. 1866, 1. 


51) Dal. mit dem Folgenden A. Wagner, Geſetzmäßigk. i. d. ſcheinb. rei menſchl. 
Handlungen (Hamb. 1864) I, 16; Rop.”% FE ⸗ ſ ſe 
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felten, wenn jemals, darin, daß fie allein eine ganz neue Richtung angeben und 
infoferne ausfdließlic in ihnen eine Schule ihren Urfprung bat. Am wenigften 
ift dies in hoch entwidelten Zeitaltern möglih, wo jedes wiffenſchaftliche Feld von 
einer großen Anzahl Perfonen gleichzeitig angebaut wird. Sehr oft wird von min- 
der bevorzugten Beiftern und gewiffermaßen von einer ganzen Generation eine neue 
Richtung mit angebahnt oder gewonnen, nur minder Har, ihnen felbft nicht deutlich 
bewußt. Das große Verdienſt des Koryphäen liegt alsdann darin, daß er den noch 
unklaren Anſichten zuerft einen feften Ausprud, dem mehr noch gefühlten, als Har 
verftanbenen und doc im ber Richtung der Zeit liegenden Problem eine präcife For⸗ 
mulirung zu geben und eben damit auf lange hinaus der wiffenfhaftlihen Forſchung 
ihre Bahnen vorzuzeichnen weiß. Das fheint ung im eminenten Maße das Verdienſt 
von Ductelet zu fein 52). Gleichzeitig neben und unmittelbar nah ihm erfcheinen 
Statiftiter ähnlicher Richtung, welche keineswegs bloß, mitunter felbft gar nicht von 
ihm den Anftoß erhalten haben. So namentlidy die mebicinifhen Statiſtiker 59), die- 
jenigen, welde wie vor allen Louis die numerifche Methode in die Medicin ein- 
führten, wie Caſper die Mebicin, „vorzugsweiſe die Wiffenfhaft ver bloßen Muth: 
maßungen und Hypothefen“, wie er fagt, mit Hilfe der Statiftit zu einer eraften 
Disciplin zu machen fuchten, wie Billerme u. U. m., fo auch fogar auf Dudte- 
tet’8 Specialgebiet Moralftatiftifer, wie der hochverbiente, mit feinen erften Arbeiten 
faft gleichzeitig mit Quételet auftretende Guerry, Barent Dudatelet, fo 
auch noch Spätere, wie Dufau, Cournot, Benotton de Chateauneuf 
u. A., von denen man nicht behaupten Tann, daß fie nur erft von Dudtelet angeregt 
worben feien. Aber dennoch bildet biefer den Mittelpunkt der neuen Bewegung, um 
welchen ſich eine neue Schule von Statiftifern gruppirt. Niemand hat vor ihm ober 
gleichzeitig mit ihm unter feinen Zeitgenofjen die neuen ftatiftifhen Studien fo fyfte- 
matifch betrieben, jo planmäßig bie geiftigsfittlihe Sphäre des Menſchen mit in die 
Unterfuhung hinein gezogen, fo beflimmt und präcis das Problem formulirt, fo 
fharf die Methoden und leitenden Geſichtspunkte feftgeftellt. Er darf deshalb mit 
Necht als Begründer ber neuen Statiſtik bezeichnet werden. Seine Richtung hat an» 
fangs mit manchem Borurtheil der alten Schule zu kämpfen gehabt, aber fie hat 
allmälig immer mehr Anhänger gewonnen. Die bebeutenpften Statiftifer der Gegen- 
wart gehören ihr an, felbft folhe, weldhe wie Wappäus den Achenwall'ſchen 
Standpunkt nicht aufgeben wollen. 

Die Bedeutung Ondtelet’s liegt zumeift in folgenden Punkten 9), Einmal 
bat er zuerft wieder nah Süßmilch nit in der einfeitigen Tendenz ber politifchen 
Arithmetiker Statiftif getrieben, fondern die philofophifche Konfequenz gezogen, bie ein- 
zelnen von dem GStatiftiter beobadyteten Vorgänge im Leben der Menſchen als Yeuße- 
rungen von Gefegen aufzufaffen, und die Erforſchung dieſer Gefege als die allein 


63) Wagner, Gefepgmäßigt. 1, 6, 51. 
53) Dal. Defterien, Handb. d. medic. Statifl. Tüb. 1865, ©. 1 ff., 10. Guerryp. VI. 
54) Dal. über Quételet Jonak, Theor. d. Gtatifl., Wien 1856, ©. 50 ff, Mobil, 
663, Kntes Statift. paffim, Wappäus I, 1 ff, II, 408 ff, A. Wagner, Geſetzmäßigk. 1, 
50 ff., wo aud einige der Hauptfchriften D.’s und namentlich einige feiner wichtigen, felten 
ang Ar beachteten Abhandlungen im Bull. de la comm. centr. de statist. en Belg. und in 
den M&m. de l’Acad, roy. de Brux. genannt find und Q. gegen den völlig unbegründeten 
und unbegreiflihen Vorwurf Mohl's in Schu genommen wird, — ein Vorwurf, den man 
ern, aber gleichfalls mit Unrecht, der ganzen neueren Statiftit macht. Außerdem find aber auch 
9 zahtreiche naturwifjenfhaftlichsftatiftifhe Memoires, bejonders über die periodifchen Phäno⸗ 
mene, Klima, Phyſik der Erde, meift in den Akademiefchriften, höchſt wichtig für die Gtatiftit, 
285» 
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einer Wiſſenſchaft würbige Aufgabe ver Statiftif betrachtet. In feinem Hauptwerte, 
dem über ven Menfchen und die Entwidlung feiner Fähigkeiten (1835), das er, fei- 
nen Standpunkt bezeichnend, au einen Verſuch der Socialphyfit nennt, wurde bie 
Frage nah Gefegen im menfchlihen Leben, und zwar auch bier gleich für ven fpe- 
cielen Fall, ob auch die menfhlihen Handlungen Geſetzen unterworfen feien, beveut- 
fam an die Spige der Unterfuhung geftellt. Zwar leider nit in umfafjender fyfte- 
“ matifher Behandlung, aber immerhin in vielen feiner Werke aphoriſtiſch beichäftigt 
fih Quételet aud mit der fhwierigen Frage nad der Natur und Bebentung ber 
von der Statiftif aufgefundenen Gefegmäßigkeiten und Gefege (namentlid; im systöme 
social, 1848). Wenn feine Erörterungen hierüber noch nicht allfeitig genügen und 
fiherlich diefe Fragen der „Philofophie der Statiftit" voch nicht zum Abſchluß ge- 
bracht haben, fo muß man body berüdfichtigen, daß Quételet damit eines der aller- 
ſchwierigſten, auch von der Fachphiloſophie noch faft gar nicht durchforſchten Unter- 
fuhungsgebiete betritt und audy Andere fpäter nicht viel weiter al8 er gelommen 
find. Fermentativ find auch Quételet's Arbeiten ſehr beveutfam 55), 

Sodann geht Dustelet nicht dort aprioriftifch mit Deduktionen aus oberften 
Prämiffen vor, wo einmal feine ſolche Prämiffen vorhanden fein können und aud 
bie Erforſchung des eigenen Innern keinen feften Ausgangspunkt giebt. Er konftruirt 
ſich eben fo wenig eine beftimmte Ordnung auf gläubiger Grundlage vorher, wie 
Süßmilch, welde er dann in den Thatſachen auffucht, fondern er geht durchaus 
objeftiv nad dem induftiven Verfahren vor, ſucht Maffenbeobahtungen über die zu 
analyfirenden Erſcheinungen anzuftellen, dieſe Beobachtungen zu möglihft genauen 
Duantitätöbeftimmungen zu machen, fie daher wo es geht, in Zahlen auszubrüden 
und aus ihnen durch verfchledene Operationen, Umftellungen, Rechnungen, das Kau- 
falverhältnig und die Gefege der Erfheinungen abzuleiten. Es leitet ihn hierbei ver 
Laplace' ſche Gedanke: appliquons aux sciences politiques et morales la methode 
fond&ee sur l’observation et le calcul, mdthode, qui nous a si bien servi dans 
les Sciences naturelles. 

Duetelet befhäftigt fi, gleich anderen Statiftitern, vorzugsweiſe mit Unter- 
fuhungen, welde ven Menſchen betreffen. Er gibt dieſen Unterfuchungen aber einen 
viel größeren Umfang und eine ganz neue Richtung. Planmäßig zieht er vor allem 
die geiftigefittlihe Sphäre des Menſchen mit hinein und behandelt diefelbe nach ven 
gleichen Methoden, wie bie phufifche Seite des Menfhen. Er wird dadurch einer ver 
Hauptvertreter der neueren Moralftatiftit, des ohne Zweifel intereffanteften Theils 
der Menjchheitsftatiftit. Auf ihn vornehmlich bezieht ſich das Lob, welches ein Budle 
ber neueren Statiftif fpendet. Eine neue Richtung erhalten die ven Menfchen betref- 
fenden ftatiftiichen Unterfuhungen duch Dudtelets Theorie vom mittleren Men- 
fen, durch welche er alle diefe Unterfuhungen über ven Menſchen ſyſtematiſch zu« 
fammenfaßt, die bier allein zum Ziele führende Methode zeigt und die Auffafjung 
von einer gejegmäßigen Abhängigkeit ver menjhlihen Handlungen und der Vorgänge 
in der Menſchheit von äußeren Urſachen konfequent vertritt. Sicherlich iſt dieſe Theo— 
"rie vom mittleren Menfhen durch Quételet's Urbeiten noch keineswegs abge: 
ſchloſſen, fie hat zu manderlei Mißverftänpniffen Anlaß gegeben und wird neuerdings 





55, Bol. Drobifch in Berädorff’s Leipz. Repert. 1849 I, 28 ff., MilI Logik, überf. v. 
Schiel, Braunſchw. 1863, II, 439 ff, Budle, Geſch. d. Eivilifat. in Engl., überf. v. Ruge, 
Lpz. 1860, I, Kap. 1., A. Wagner, Gejepmäßigf. 1, 7 ff., 42 ff., den Abfchnitt über Geh 
nr f ui ar ©. 62 ff.—80, derf. in d. Tüb. Zeitfchr. f. Staatewiſſenſch. 21 (1865) 

. 276 ff. . 
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gern dazu benutzt, die Tragweite ber ftatiftifchen Geſetze fehr zu befchränten und 
wohl aud das Borhandenfein eigentlicher Gefege zu läugnen (f. unten III. A). 
Die Theorie hängt enge mit der Frage nad) dem Gefeg der großen Zahl zufammen, 
alle ſchwierigen Principienfragen der Statiftit ftehen damit in Verbindung. Hier 
thut eine Fritifche Unterfuhung ber Begriffe Noth. Aber Leider haben ſich derfelben 
bisher am wenigften die Gegner der Dustelet’fchen Begriffsbeftimmungen unter- 
zogen, wenn man nicht unbewiefene Gegenbehauptungen für genügend erflärt. 

Die ſcharfe Beftimmung der Unterfuhungsmethoden und die echt philofophifche 
Auseinanderfegung und Begründung ber leitenden Idee in den Unterfuchungen über 
ben Menjhen haben ihren großen praftifchen Werth ſogleich dadurch erwieſen, daß 
Ductelet fie in umfaffender Weife zur Anwendung gebracht und mit ihrer Hilfe 
eine Fülle fhöner, überrafchender Refultate an das Licht gefördert hat. Was konnte 
feinen Methoden größeren Vorſchub leiften als eine ſolche fofortige Erprobung ? Wäh- 
renb bie Bertreter der Staatskunde bloß ein photographifch getreues Bild vom Staats- 
zuftand geben, nur das gleichzeitige Nebeneinander der Erfheinungen darftellen wol- 
Ien, will Oudtelet das gegenfeitige Bebingtjein, das Abhängigkeitsverhältniß ber 
beobachteten Phänomene enthüllen und ſchließlich wo möglich meſſen. Er forfcht nad) 
den Einflüffen verfchiedenfter Art, deren Funktionen die beobachteten Vorgänge find. 
In den regelmäßigen pertobifchen Veränderungen ber Vorgänge fpiegeln ſich die Ein- 
flüffe ab, welche durch eine zwedmäßige Art der Beobadhtung und Gruppirung der 
Beobachtungen dann ifolirt werben. Es gelingt, durch biefe Methode der ftatiftifchen 
Dperation Abhängigfeitsverhältniffe in den ſcheinbar regellofeften und zufälligften 
Borgängen im Menfchenleben und fogar in den menfhlihen Handlungen felöft, und 
Beziehungen zwifchen zahlreichen Phänomenen der Geſellſchaft und ber Natur anf- 
zufinden, von melden man in der That „ſich nichts träumen läßt" (Engel). Gerade 
hierdurch tritt die Quételet'ſche Statiftif in Verbindung mit den beveutungsvoll« 
ften und fhwierigften Problemen ver Menfchheit, und wird das wichtigfte Werkzeug 
für eine wahre, von der Erfahrung ausgehende Philofophie diefer Menfchheit ober 
für eine wiflenfhaftlihe Anthropologie. Erft durch dieſe Statiftif ift es gelun- 
gen, eine wirkliche, Kritit vertragende Erfahrung in Betreff des Menfchen feftzu- 
ftellen und dadurch die ſubjektiven Vorurtheile des täglichen Lebens, lauter oberfläch- 
liche Inbuftionen, und bie einfeitigen Folgerungen aus Prämiffen von zweifelhafter 
Wahrheit, lauter fchiefe Debuftionen, zu berichtigen und durch flihhaltige wiffen- 
ſchaftliche Induftionen zu erfegen. 

Mit Recht hat man die fi) auf die Menfchen beziehenden Unterfuhungen 
Duetelet’s ftatiftifch-anthropologifche genannt. Aber durchaus falfch ift es zu fagen, 
Dudtelet verftehe unter Statiftif Anthropologie oder Socialphyſil, wie es oft ge» 
fchieht 36). Im Gegentheil ift es gerade ein weiteres Hauptverbienft des Vaters ber 
neuern Statiftit, daß er ſich vor diefer, ihm fehr nahe liegenden Einfeitigkeit gehü- 
tet hat. Er hat Die Statiftif als eine höchſt brauchbare Methode kennen gelernt, 
um Unterfuhungen über die menſchliche Geſellſchaft anzuftellen und erkennt zugleich 
in ihr eine Wiffenfhaft, indem er die mit Hilfe der ftatiftifchen Methode ge- 
wonnenen Refultate fyftematifch verarbeitet. Aber gerade hierbei mußte er fich über- 
zeugen, daß jene Methode aud außerhalb der den Menfchen betreffenden Unterfu- 
Hungen auf gewiffe Naturerfheinungen anwendbar fei und daß bie hier im Gebiete 
der Natur, wie dort im Gebiete der Menfchheit erlangten Refultate vielfahe Bezie— 


6) 3. B. von Gerfiner Bevölkerungol. S. 24. — Auch Nümelin’s Bemerkung in d. 
Tüb, Zeitfehr. Bd. 19 (1863) ©. 667 wird Quötelet nicht ganz gerecht. 
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hungen zu einander haben und auf höhere Principien gemeinſam zuräd zu führen 
feten. Quételet betont daher die Nothwendigkeit, dies zu thun, und vindicirt ber 
Statiftit die Aufgabe, unter ben in ihr Gebiet gehörigen veränderlichen Ericheinun- 
gen biejenigen befonberggherauszuheben, und zufammenfaflent zu unterfudgen, melde 
periobifchen Schwankungen und fo regelmäßigen Veränderungen unterliegen, daß man 
ihre fie regierenden Gefege aufdeden könne. Dan folle diefe Phänomene aber nicht 
bloß, wie bisher, apart unterfuchen, fondern im Zufammenhang, um bie zwifchen 
ihnen allen beftehende Berbindung zu finden 57), Dahin gehören dann neben ben 
veriodiſchen Erfheinungen innerhalb der Menfchheit (Konceptionen und Geburten, 
Heirathen, Tovesfälle, Krankheiten, Wahnſinn, Selbftmorve, Verbrechen, Konfumver- 
bältniffe, Transportbewegung u. a. m.) folde ver Meteorologie und Phyſik (4. B. 
Temperatur, Luftorud, Niederſchläge, Eleftricität, Winde, Magnetismus, Ebbe und 
Fluth, Ausfehen des Himmels, Meteore, Sternfhnuppen), ver Chemie (Beichaffen- 
beit von Luft und Wafler, ozonometrifhe Unterfuhungen), ber Botanik und Lanb- 
wirthſchaft (Blatt- und Blüthetreiben, Fruchtreife, Perioden ber Landarbeiten), ber 
Zoologie (Zugvögel, Wahsthum- und Produktionsperhältniſſe, Sterblichkeit der Thiere 
u. ſ. w.). Die Bedeutung dieſes Gefihtspunfts kann gar nicht hoch aenug angefchla- 
gen werden. Jetzt erft wurbe bie präjubicirlihe Sfolirung der Unterfuhungen über 
ben Menſchen befeitigt, an welcher felöft viele ber ausgezeichnetften neueren Sta- 
tiftifer noch fefthalten. Die Einheit des Unterfuchungsobjefts für die Statiftil führte 
nothwendig abermals au einer unbefangeneren Auffaffung bes Menfhen, dem nicht 
mehr eine von naturgefeglihen Einflüffen unabhängige Stellung zugefprodhen werben 
fonnte, Ueberall fanden fih num Koincivenzen zwiſchen Vorgängen im menſchlichen 
Leben, Handlungen der Menſchen und Naturerfiheinungen (3. B. zwiihen Geburten, 
Todesfällen, Wahnfinnfällen, Verbrechen, Selbftmorden und ven Jahreszeiten, reſp. 
ben biefe begleitenden atmofphärifhen, Temperatur» und fonftigen Verſchiedenheiten). 
Erft duch diefe Syftematifirung aller ftatiftifchen Unterfuchungen ift die Statiftif in 
Wahrheit die Verbindungsbrücke zwiſchen den eigentlichen ſogenannten Naturwiffen- 
haften und ben hiſtoriſchen und politiichen Wiffenfhaften geworben, bahnt fie bie 
naturwiſſenſchaftliche Auffaffung der in biefen Iegteren Wiffenfchaften zu unterfuchen- 
den Ereignifje und Handlungen der Menſchen an. Die Beveutung Quételet's und 
feiner Schule für die in diefem Werte vornehmlich behandelten Staatswiffenfhaften 
wird hiernach auch von denjenigen, welche in dieſem Wiffensgebiete eine andere Auf« 
faſſung vertreten, nicht unterfhäßt werben können. 

Qustelet's Berbienfte liegen demgemäß vornehmlich in methodologiſchen 
Leiftungen. Dies find aber nach Eunier’s befanntem und richtigem Ausſpruche bie 
wiſſenſchaftlich höchſtſtehenden. Sie werden auch jegt noch nicht immer nach Gebühr 
gewürdigt. Zum Theil weil Dustelet’s Anwendungen feiner Methoden fo viel 
Neues hervorgeförbert haben, daß man bem fachlichen Inhalt feiner Schriften Leicht 
die Hauptbebeittung beilegt, zum Theil aber auch, weil Ondtelet’s Verhältniß und 
Stellung zu feinen Fachgenoſſen, welhe wie 3. B. Dufau, Moreau be Ion» 
n&s, Guerry, eine Ähnliche Richtung verfolgen, uns nicht ganz richtig aufgefaßt 
au werben f&heint, 3. B. von Anies und Jonak. Die neuen Refultate, welche 
Dustelet gefunden, verfennen wir in ihrem Werthe deshalb nicht im Mindeften, 
fie find um fo bewundernswerther, da er noch mit einem viel bärftigeren Date 


57) Im Journ. of the statist soc. of London 1842 (V, 208). Vgl. die Tastraction p 
l'observation des phönom. period. v. 25. Apr. 1853 u. die fortlaufenden Publikationen bieler 
Beobachtungen in den Brüffeler Afademiefchriften. 
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rial operirt, als gegenwärtig, wefentlih in Folge ver Quételet in erfter Linie 
mit zu verbaufenden Ausdehnung der amtlihen ſyſtematiſchen Maffenbeobahtungen, 
vorliegt. 
ngriffe haben Quételet's flatiftifche Forfhungen mitunter wohl von theo- 
logifcher und philofophifher Seite erfahren, indem man in der Tendenz feiner Ar: 
beiten eine materialiftiihe Neigung und die Läugnung der fogenannten Willeng- 
freiheit erfennen wollte. Am freien Willen hält Quételet, wie auh Dufau u. A., 
übrigens ausbrüdlich feft, faßt ihm aber nur als accidentelle Urſache auf, was frei- 
ih Th. Waitz ein bevenklihes Zugeftänpniß von Seiten der Vertheidiger ber 
Wahlfreiheit nennt. Unferes Erachtens ift es aber noch eine offene Frage, wie fid 
die Willensfreiheit zur ftatiftifhen Gefegmäßigkeit verhält. Dies tft auch für bie 
politifhen und hiſtoriſchen Wiffenfhaften ein Punkt von allergröfter Bedeutung. 
Hoffentlich wirken die ftatiftifhen Unterfuhungen als Ferment für vie Philofophen, 
Theologen und Bolitifer no ferner *8). Ein befonders wichtiger Punkt wirb dabei 
bie Unterfuhung des Begriffs Urſache bleiben (f. unten III. A). -Meiftend find 
wir geneigt, eine ber mitwirfenden Bebingungen, welche uns bie weſentliche zu 
fein ſcheint, die Urſache einer Erfcheinung zu nennen. Allein logiſch richtig ift es 
wohl, mit Mill u. U. zu fagen, die Urſache einer Erſcheinung befteht in der Ber» 
einigung ihrer Bedingungen ober in der Summe von pofltiven und negati« 
ven Bedingungen, aus dem Ganzen von Ereigniffen jeder Art, denen die Wirkung 
unveränberlich folgt, wenn fie realifirt werden. Bei diefer Auffaffung gewinnen auch 
die ſtatiſtiſch nachweisbaren Urſachen ihre ihnen nicht felten abgeftrittene Bedeu: 
tung (3. B. Jahreszeit, Temperatur u. f. w. in ihrem Einfluß auf die Kriminal- 
frequenz) 9). . 
Quotelet hat für feine Zeit feinen Fachgenoffen nicht viel zu thun übrig 
gelaffen. Die Hauptſache blieb die Anwendung der wenn von ihm nit allein 
gefundenen, fo doc befonders ausgebilveten Methoden und bie weitere, feinere Aus» 
bildung biefer Methoven. Zunächſt find e8 vorzugsweife Sranzofen, welche in 
ähnlicher Weife, mehr oder weniger von Qudtelet beeinflußt, jedoch, wie erwähnt, 
zum Theil aud unabhängig von ihm in berfelben Richtung ftatiftifhe Studien be— 
treiben, Man bat daher wohl von einer franzöfifhen Schule im Gegenſatz zur 
beutfhen, ober auch von einer mathbematifhen Schule, von einer Schule ber 
Zahlenftatiftit gefprochen. Keiner der Ausprüde ift befonders paffend, weil nicht 
auf das Wefentlihe der Nachdruck gelegt wird. Das Rechnen, bie arithmetiſchen 
Dperationen find nicht die Hauptfadhe, ſondern bloßes Beiwerk, in welche man das 
Weſen einer Wilfenfhaft nicht allein legen fan. Einen mathematifhen Charakter 
hat die neuere Statiftif durchaus nicht, im Gegentheil find fih das mathematifche 
und bas ftatiftifche Verfahren, wie Rümelin richtig hervorhebt, geradezu entgegen- 


58) Dal. die beiden Gutachten der Brüffeler Alademiter van Meenen und P. de Deder 
über Qu.’s Arbeiten, Mem. de l’acad. de Belg. t. XXI, Drobifd a. a. D., BWappäus 
11, 443 ff.. U. Bagner Gefepmäßigt. I, 42 ff., 63 ff., 79. 11, 292 I Mill, Rogit, 11, 
Bud 6. Log. d. Geiſteswiſſ. Bol. auch die an meine felbftmordsftariftiichen Unterfuchungen 
anfnüpfenden Grörterungen von Helferih in Gött. Gel. Anz. 1865 S. 501—506, dann 
Hildebrand’s Jahrb. 1865 Bd. 1 ©. 287 ff., von 2. Neumann in der öfter. Viertel⸗ 
jahrſchr. f. Rechte: und Staatswiſſ. Bd. 16, 1865 ©. 41 f und in der Erlang. Zeitſchr. 
. Proteft. 1865 ©. 199238, (von Frank) letzteres wohl die umfaffendfte und vom tbeolos 
giſchen Standpunkt aus gelungenfte philoſophiſche Erörterung der erwähnten — — 

59) Mill, Logik I, 394, Wagner in d. Tüb. Zeiſcht. 1865 S. 287 ff., Erlang. 
geitfr. a. a. D. ©. 226 ff., 229, wo die Mill entgegengeiepte Auffaffung vertreten wird. 
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gefetst. Die Zahl fpielt eine bedeutende Rolle in dieſer Statiftit, aber aud fie ift 
nicht das Wefentliche, fondern nur das Mittel zur möglihft genauen Beftimmung 
der Duantitätsverhältniffe, welche dieſe Statiftifer feftzufeßen fuchen. Unge- 
fähre Quantitätsbeftimmungen find nicht ausgefchloffen, wo man feine befferen hat. 
Quötelet ift fi dveflen bewußt, Dufau und Moreau de Jonnds geben in 
ihrem ausſchließlichen Verlangen nah Zahlendaten zu weit, wenn auch ber Borzug 
folder Daten nicht beftritten wird. Da fünnte man noch eher mit einigen Nene- 
ren von einer Schule fprehen, welche in der Statiſtik die Wiflenfhaft der Ouan- 
titäten ſieht. Am beften wird bie neuere Richtung eben als die ftatiftifche bezeich- 
net, ein Wort, welches keine Zweideutigfeit involoirt, fobald man der Achenwall⸗ 
[hen Statiſtik den paffenderen Namen Staatsfunde giebt. Unter den von Mohl, 
Jonak u. U. als Zahlenftatiftifern zufammengeftellten Statiftifern herrſcht keines— 
wegs eine ſolche Gleichheit der Auffaffung, daß man fie als Eine Schule bezeidh- 
nen könnte. 

Wir legen das Hauptgewicht auf bie principielle Webereinftimmung mit 
Qutelet in Betreff der Aufgabe, der Methode und des Objekts ver Statiftif &0). 
Dana ſteht Eournot (1843) ihm am nädften; Dufau (1840) weicht in 
Betreff des Objekts ab, indem er die Statiftil auf die den Menfchen betreffenden 
Thatſachen befchränfen will; Guerry (1834, 1865) ſtimmt zwar im Wefentlidhen 
mit Dufau überein, will jevob einen befonderen Theil der Statiftif unter dem 
Namen analhtiſche Statiftif ausſcheiden, in welcher dann das Gefeg der Entwidlung‘ 
und das gegenfeitige Abhängigfeitäverhältnig der beobachteten Phänomene abge 
leitet, die Auffuhung ber weiteren Erflärung anderen Wiſſenſchaften zugemiefen 
werben fol; Moreau de Jonnds (befonders 1847), gewöhnlich mit den Vorigen 
zufammengeftellt, fteht nicht auf ihrer Höhe, will von Moralftatiftit noch nichts 
bören, betont die Ziffermäßigkeit der Daten zu ausſchließlich und weiß troß feiner 
Zahleneraftheit die Aufgabe ver Statiftit noch nicht in Qusételet's Weife zu 
faffen. Bei jenen Anderen ift die Statiftif eine inbuftive Beobachtungswiſſenſchaft, 
in welder man, wie Dufau am klarſten ausgefproden hat, vom Orunbfag ber 
Kauſalität und allgemeinen Gefegmäßigfett auch in ber fogenannten moralifchen 
Weltorbnung ausgeht, bei Morean ift die Auffaffung noch nicht entwidelt. Die 
befte Auseinanderfegung über Theorie und Methode der neueren Statiftif rührt 
von Dufau her, welder wenigftens den meiften Statiftifern nad dem motto- 
artigen Titel feiner Schrift befannt ift (Abhandlung über Statiſtik oder Theorie 
bes Studiums ber Geſetze, nad welhen ſich die gefellichaftlihen Thatſachen ent- 
wideln) 61), Die Beſchränkung der Statiftif auf die menfchliche Gefellihaft Tann 
vollends angeſichts zweier fo entwickelter Zmeige ber Statiftif, wie ver Witterungs- 
ftatiftit (Meteorologie) und der mebicinifchen Statiftif, nicht mehr motivirt wer- 
den. Die Dove, Maury, Kämtz, Mühry u. A., bie Boudin, Marc d'Espine, 
Defterlen gehören fiher zu dem erften ftatiftifhen Namen. 

Die Engländer haben im Ganzen bie franzöftihe Auffafſung aboptirt, 
übrigens bei aller Anerfennung ihrer eminenten praftifch-ftatiftifhen Arbeiten — 
von Farr, Neifon, Tooke u. m. a. — do in die Entwidlung der neueren 


. 


Wagner über Guerry in d. Tüb. Keitichr. Bd. 21 S. 273— 

61) Dufau’s neuefle Schrift de la methode d’observation dans son applic. aux sci- 
ences mor. et polit. Par. 1865, in welcher diefe Kragen wieder aufgenommen und die ftatiftifche 
Methode verallgemeinert worden, kommt mir erft bei der Korreftur zu Geficht. 


60, Bat. die Schriften von Mohl, Knies, Jonak, Heuſchling, Kallati a. a. DO, 
291. 
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Statiftit nicht fo tief eingegriffen als die Franzofen und mit Engel und Wap- 
päus auch die Deutfhen. Die Eigenthümlichfeiten des britiſchen Staatswefens, 
in welchem es noch jetzt am der Einheitlichteit der amtlihen Statiſtik bedauerlich 
fehlt, find darauf nicht ohne Einwirkung geweſen 62). Inbireft Haben nenerbings 
Millsund Budle, jener befonders durch feine Logik, übrigens einen bebeutenden 
Einfluß auf die Statiftit ausgeübt und die Verbreitung der Dudtelet’fchen Auf 
faffung fehr beförbert. 

Unter den Deutfhen finden fi Anklänge an die Qusételerſche Rich— 
tung Schon in den 30er Jahren, felbft bei Rotted, Wörlu. A. Eine ver bedeutend⸗ 
ften Abhandlungen ver deutſchen ftatiftifchen Literatur von einem Anonymus fteht 
fhon 1838 in der Hauptfache auf dem neueren Stanbpunfte 69), Spätere focial- 
ftatiftifche Arbeiten von Bernoulli (1840), dem Defterreiher Hain (1852) 
gehören ebenfalls in dieſe Kategorie. Auch die umfaſſendſte neuere Theorie ber 
Statiftit, L. Stein’s Syſtem der Statiftit (1852), fchelnt uns, wenn man ben 
Kern aus der fchwerfälligen dialektiſchen Entwidlung herauszulöſen ſucht, in ber 
Hauptfahe die Quételet'ſche Auffaffung wenigftens in dem Theile, welchen 
Stein die Statiftif ver Wiffenfhaft nennt, zu vertreten. Hier follen „bie 
gegebenen Zuftände und Thatfachen als Erfcheinungen allgemeiner und organifcher 
Geſetze betrachtet werben“ 6), — eine glüdliche Faſſung ver eigentlichen Anfgabe, 
zu beren Löſung Stein dann aud mit feiner bialettiihen Schärfe den Weg. gut 
bezeichnet, wenigftens für den, welder fi von der Form der Darftellung nicht 
abfhreden läßt und nicht, wie Mohl etwas zu hart vorwirft, an ber Auffin- 
‚ bung neuer Gebanfen und Gefichtspunfte bei Steim verzweifelt, weil fo manche 
fhwere Wortfügung nur Altes und Belanntes zum Inhalt hat. Daß Knies und 
Nümelin, welche bisher vornehmlich die Trennung ber fogenannten Gtatiftil 
in zwei Difciplinen befürwortet haben, im Wefentlihen auf Quétel et's Stand» 
punkte ſtehen, ift ſelbſtverſtändlich 65). Dagegen fchließt ih Wappäus feinem 
austrüdfichen Ausſpruche nah der Mohl'ſchen Verurtheilung der Knie e'ſchen 
Tendenzen vollftändig an, glaubt, daß der Achenwall'ſche Begriff der Statiſtil 
ein völlig korrekter fei, an melden auch noch heutigen Tages die wiſſenſchaftliche 
Statiftil anzuknüpfen habe, wenn fie den Charakter einer Wiffenfhaft nit völlig 
verlieren wolle, und hält e8 für nothwendig und möglich, die Forfhungen und bie 
Methode Quételet's unter den Achenwall'ſchen Begriff der Statiftif zu 
fubfumtren &). Wir vermögen uns hierin dem ausgezeichneten Statiſtiker nicht 
anzuſchließen und möchten tie Möglichkeit der Subfumtion bezweifeln. Wie 
dem aber auch fei, Wappäus tft jevenfall® derjenige, welcher durd fein Epoche 
machendes Werk über Bevölkerungsſtatiſtik mit am meiften zur Einbürgerung und 
weiteren Ausbiltung der Dustelet’fhen Richtung in Deutſchland beigetragen bat. 
Die Berwerthung fuftematifher Maffenbeobadhtungen für die Auffinbung bes 
Kaufalverhältniffes und der Gefege der Bevölferungserfheinungen ift in biefem 
Werke umfaffender, methobifher und erfolgreicher als im irgend einem anderen 
Werke vorgenommen worben. 


62) Rechenſchaftaber. über d. ftatift. Konar. in Berlin, 1865, Il, 641. BRE: 

63) Deutiche Dierteljahrfchr. 1838 N. IV. Mit Unrecht, fcheint uns, vindicirt Jonal 
biefer Schrift eine vermittelnde Stellung, mie etwa die von Rallati Mohl Itı, 657 müßte 
fie fonfequenter Weife eher befehden, als loben, würdigt fie aber richtig. 

6) Stein Staatäwiff. I. 77. j 

65) Knies a. a. D., Rümelin in d. Tüb, Zeitichr, f. Staatswiſſ. Bd. 19 (1863) 
Ss, 653—696, ; 

%* Wappäus Bevölterungäftat, II, 552. 
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Leider hatten die Deutfhen es ihrer Zeit verfäumt, in Süß milch'ſcher 
Richtung weiter zu arbeiten. So konnten uns bie Belgier und Franzofen bie 
Palme abringen und uns überflügeln. Indeſſen ift glüdlicher Weife ihr großer 
Borfprung neuerdings wieder von uns nadgeholt und durch Engel’ bahn- 
brechende, geniale Leiftungen das Ausland im Ganzen vielleicht bereits überholt 
worden. Engel bat zunähft dur feine amtlihe Wirkfamteit ald Chef ver 
Dresvener und Berliner ftatiftifhen Bureaus auf die Entwidlung der officiellen 
Statiftit, daher namentlih auf die Methodik und den Umfang ber fyftematifchen 
Maſſenbeobachtungen über Gefellfhaftszuftände im Ganzen no größeren Einfluß 
erlangt, als feine Borgänger in Preußen, die I. ©. Soffmann und Die: 
terici, als Ezörnig und Fider in Defterreih, Hermann in Baiern 
u, A. m. Wichtiger no find Engel’s Leiftungen auf dem eigentlich wifjenfhaft- 
lihen Gebiete, nämlid in der Berwerthung des Beobadhtungsftoffes für die Auf- 
findung der Kaufalverhältniffe.e Engel fieht in ver Statiftit nicht blos die vor- 
zugsweife auf Zahlengrundlagen geftügte Darftellung der gefammten Berbältniffe 
des Staats: und Volkslebens, fondern die Wiſſenſchaft, welche das Leben ber 
Völker und Staaten und ihre Beftanbtheile in ihren Erfcheinungen zu beobachten, 
arithmetifh aufzufaflen und deren Kaufalzufammenhaog analytifh darzulegen bat. 
Er hält daher nicht, wie die Achen wall'ſchen Statiftifer, eine bloße Umfchrei- 
bung der Zahlenergebniffe der Tabellen für genügend, ſondern will verfuchen, 
bie zeitlich und räumlich wahrnehmbaren Berfchievenheiten zu deuten unb ihre 
wahrſcheinlichen Urfachen zu ergründen, zu welchem Zwed er die naturwiffenjchaft- 
lichen Methoden der induftiven Operation in höchſt ſcharfſinniger Weiſe anwendet 67). 
Das ift der unferes Erachtens allein richtige Standpunkt in diefer neueren Qué— 
telet’fhen Statiftif, welden Engel in allen feinen Arbeiten thatſächlich vertreten 
hat, obgleich er im Laufe der Zeit in ber Beftimmung bes Begriffs und der Auf- 
gabe der Statiftif formell niht immer ganz in derſelben Weife verfahren ift 68). 
Denn er, wie in ben obigen und nod im einer feiner neneften Begriffsbeftim- 
mungen, zwifchen Schilderung und Befchreibung einer- und Darlegung und Er- 
Märung bes Kaufalverhältniffes andererfeits unterfheidet und beide Aufgaben ber 
Statiftit vindicirt 69), fo wird damit allerdings, gerade jo wie e8 au von Heufd- 
ling gefhieht 7%, formell vie von Anderen befürwortete Trennung ber foge- 
Statiftit in zwei Difciplinen abgelehnt, materiell aber doch vollzogen. Engel 
unterfcheidet auch nicht unpaffend zwiſchen Statiftif im engeren und weiteren Sinne 
und beichränft nur bie erftere auf das Gebiet menſchlicher Gemeinfhaften und 
ihrer Einrihtungen. Er betrachtet die Siatiſtil einmal als felbftändige Willen: 
fchaft, andererfeits als eine Methode (wenigftens für jegt noch) im Dienft aller 
anderen Wiffenfhaften, namentlih auch der Naturmwiffenfhaften. Neben der Er- 
tennung und Beobadtung der Thatfahen, der Aufzeichnung oder Regiftrirung, der 
Kaffifitation und Sammlung der Beobachtungen — gewiffermaßen der mechaniſche 


67), Engel, d. Beweg. d. Bevölk. in Sachſen, Dresden 1852, Borw., Wagner, Gefep- 
mäßiat. I, 70, ı1, 82 ff. 

68) Meben der eben genannten, metbodoloniich befonder& wichtinen Arbeit kommen namentlich 
feine zahlreichen Artikel in der Zeitichrift des ſächſ. und preuß. ftatift. Bureau in Betracht, val. 
bei. in legterer Bd. 1 (1860) über Organifation der amtlichen Statiſtik, Bd. 2 über Dolls: 
säblungen, Bd. 3 Statiſtik im Dienft der Verwaltung, Bd. 4 das ftatifl. Seminar d. preuf. 
Bur. (auch felbftändig erfchienen, Berl. 1864). 

69) Engel, ftat. Sem. ©. 27. 

’0, Heuschling bibl. stat. de l’Allem. p. 8. 
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und kritiſche Theil der Arbeiten des Statiſtikers — handelt es ſich dann um bie 
Erklärung der Maffificirten Beobachtungen, die Kaufalitätsnachweifung und Er- 
mittlung ber Regeln und Oefege,in den beobachteten Erſcheinungen umb die Ber- 
aleihung der Beobachtungen in Ds und Zeit 71), Mit viefer Beſtimmung ber 
Aufgabe der Statiftit fieht Engel doch ganz auf Quételet'ſchem Standpunkte. 
In feinen zahlreihen geiftvollen Urbeiten ift die neuere Idee der Statiſtik im 
Ganzen wohl am ſchönſten und gelungenften zum Ausdrucke gefommen. 

E. Die Entwidlung der amtliden Statiftil als Syftem 
metbobifher Maffenbeobahtungen der Menſchheit und ge: 
miffer Naturpbänomene feit dem Anfang des 19, Jahr— 
bunberts Die foeben geſchilderte Entwidlung der wiſſenſchaftlichen Statiftif 
wurde mwefentlih durch die Entwicklung ber amtlichen Statiftit beeinflußt, während 
der Gang der Wiſſenſchaft ſeit Quételet dann auch wieder auf bie amtliche 
Statiftit erheblich einwirkte. Die letztere wurbe im Laufe dieſes Jahrhunderts mehr 
und mehr zu einem umfaffenden Syſtem methodiſcher Maflen- 
beobadtungen über bie verſchiedenſten periobifhen, mamentlich der menfch- 
Iihen Geſellſchaft angehörigen Erfcheinungen. Diefe Beobadhtungen wurden, zum 
Theil fortlaufend, von eigens dazu gegründeten Staatsanftalten und Behörden, 
wahren Obfervatorien oder fogenannten ftatiftifhen Bureau’s, angeftellt, und 
ihre Ergebniffe, je mehr das Princip der Deffentlichleit in den Staatsverhältnifien 
ver civilifirten Staaten zur Herrſchaft gelangte, wurden regelmäßig publicirt. Dan 
nüpfte mit diefer Entwidlung an die früher befprodhenen ftatiftifchen Aufnahmen 
an. Doch trugen befondere Momente im Staatöleben feit dem Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts dazu bei, die Wichtigkeit diefer Aufnahmen zu erhöhen. Das Syſtem 
bes politifchen Gleichgewichts Tieß die Regierungen die eigenen und fremben Staate- 
kräfte, befonders die wirthſchaftlichen Reſſourcen, aufmerffam beobachten. Das 
Syftem des aufgeflärten Despotismus, der Drang nad größerer Gentralifation 
ber Regierungsthätigkeit, die Allverwaltungsfucht der Bureaukratie festen zu ihrer 
praktiſchen Verwirklichung das Vorhandenſein des mannigfaltigften Beobachtungs⸗ 
materials über Staatszuſtände geradezu voraus. Das immer wichtiger werdende 
Milttär- und Finanzweſen ließ ſich ohne ſolche Unterlagen um fo weniger orga= 
niftren, da doch fein Staat unter dem Einfluß der humanen Anſchauungen ber 
Zeit mehr umbin konnte, die geforderten Opfer wenigftens möglichft gerecht zu 
vertheilen. Die wirtbfchaftlihe Entwicklung ber Völker und das Aufblühen ber 
volitiſchen Defonomie veranlaften ähnliche Recherchen über Staatszuftände und 
legten die ganz befondere Beachtung der materiellen Faktoren, melde fih am 
beften durch Zahlen ausprüden ließen, nahe. Die Ziffer fpielt von nun an eine 
immer größere Rolle in der amtlihen Gtatiftit. 

So führten denn ſchon die erften Jahre des 19. Jahrhunderts unter ber 
einflußreihen Initiative Frankreichs und Napoleon's zu Anfängen einer eigent- 
lihen Organifation ber amtliden Statifti. Es wurben befondere Behörben 
damit beauftragt oder eigentliche ſtatiſtiſche Bureaus bafür gegründet, das bei ben 
Berwaltungsbehörben zufammenlommende, auf die thatſächlichen Berhältniffe im 
Bolls- und Staatsleben bezügliche Material zu fammeln und überfihtlih zufammen 
zu flellen, oder dieſe Bureaus wurden auch ermächtigt, mit ober ohme die Ber- 
mittlung der Berwaltungsbehörben Aufnahmen über gewiffe beveutfame Berhält- 


yg@ngel, flat. Semin. & 28. _ 
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niſſe des Staatölebens anzuftellen. Das franzdfifche, von Suchen Bonaparte im 
Jahr 1800 errichtete Bureau entfaltete eine große Thätigkeit; ber erſte Konſul 
empfand bei der Neugeftaltung ver Verwaltung pach dem 18. Brumaire ſelbſt das 
lebhafte Bedürfniß nah umfaſſenden ftatiftifchen Erhebungen als Grundlage einer 
georbneten Verwaltung, wie dies fein berühmt gewordener Sa ausbrüdt: la 
statistique est le budget des choses, et sans budget point de salut public. Das 
große Werk ver Generalftatiftit Frankreichs erſchien (1806). Allein vem Kaiſer wurbe 
bald unbequem, was der Konful eingerichtet, die Statiftit mußte Tenbenzzweden 
bienen, bald murbe die Veröffentlihung beſchränkt, dann trat fhon unter dem 
Empire ein Stilftand in der Thätigfeit bes ftatiftiichen Burean’s ein, und unter 
der Reftanration wurde basfelbe, troß verſchiedener Verſuche, e8 zu erneuern, nicht 
wieber ins Leben gerufen. In jenen Kriegszeiten waren topograpbifhe Aufnahmen 
beſonders wichtig, welche denn auch eine der Hauptaufgaben der bamaligen Bn- 
reaus waren. In den napoleonifhen Bafallenftaaten beftanden ähnliche topogra- 
phifch-ftatiftiiche Bureaur, fo in Batern feit 1801 auf Anregung bed Generals 
Raglovih (feit 1813 zu einem geheimen ftatiftifhen Bureau umgewandelt), in 
Weftphalen feit 1809, in Italien unter Gioja 1803—9. In Defterreih wurbe 
im Jahr 1810 eine ſolche Anftalt mit dem Staatsrath vereinigt, welche aber 
nichts veröffentlichen burfte. In Rußland errichtete Alerander I. im Jahr 1802 
ein ſtatiſtiſches Centralbureau. Ein topographifc-ftatiftifhes Bureau, das in Preußen 
im Jahr 1805 gegründet worden, wurde im Jahr 1808 umb 1810 als ftatiftifche 
Anſtalt, mit dem Direftor I. ©. Hoffmann an ber Spige, neugeftaltet. In« 
deſſen waren Kriegsjahre zu ſtatiſtiſchen Recherchen wenig geeignet. Das Volls— 
zählumgsmwefen war auf bem Kontinente noch fehr mangelhaft. Die Vollszählungen 
fanden feltener, unregelmäßiger ftatt und waren unguverläffiger als theilmeife ſchon 
im 18. Jahrhundert. Daher bat man aus ber Zeit von 1815 fo wenig genü- 
gendes ftatiftifches Material. Die franzöſiſchen Zählungen vor 1801 und 1806 
waren nicht vollſtändig. Dagegen datiren aus dieſer Periode ſchon die großen 
Genfusarbeiten in den Vereinigten Staaten von Norbamerifa (feit 1790) und in 
England (feit 1801), welche von da an regelmäßig alle 10 Jahre vorgenommen 
worben find. _ 

Nach definitiv hergeftelltem Frieden führten die Bebürfniffe der zu reorgani« 
firenden Berwaltung faft überall in Europa zu umfaffenderen ftatiftifhen Opera- 
tionen. Die Einrihtung von Yandeövertretungen rief ebenfalls ein tieferes Be 
dürfniß nah Kenntnißnahme der Randesverbältniffe hervor. Zugleich war bie land⸗ 
ſtändiſche Berfaffungsform einer größeren Deffentlichkeit in Stantsangelegenheiten 
günftig. Wurben aud nicht fofort überall eigentliche, mehr oder meniger felbftän- 
dige ftatiftiihe Bureaus gegründet, fo wurden doch Departements einzelner Ber- 
waltungszweige mit ftatifttfchen Arbeiten betraut. Selbft in denjenigen Staaten, 
in welchen das abfolute Regime beftehen blieb und eine ver Deffentlichleit abholde 
reaktionäre Volitik zur Herrfchaft Kam (Defterreih, Preußen), wurden doch man- 
cherlei ftatiftifche Necherchen angeftellt, wenn auch deren Reſultate nur zum kleinſten 
Theil an die Oeffentlichkeit gelangten. Die Julirevolution von 1830 läuterte in⸗ 
befien bier doch die Anfichten fhon ein wenig. In den 30er und 40er Jahren 
nahmen ſich bie Regierungen immer emfiger der Gtatiftit an, begünftigten bie 
Bildung halbamtlicher ſtatiſtiſcher Vereine, wurden der Publicität gemeigter und 
folgten dem Beispiel Belgiens, Die letzten Bedenken, namentlih in Betreff ber 
Bublicität der Ergebniffe, bat jedoch erft die immerhin fo manches Vorurtbeil weg⸗ 
fegende Bewegung von 1848 befeitigt. Alsdann wirkten die ftatiftifchen Kongrefie 
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höchſt anregend ein. So entfteht denn im Laufe des legten Jahrzehnts eine ſehr 
emfige Thätigleit auf dem Gebiet der amtlichen Statiftik, 

Um die wichtigfte Operation, die Bolkszählungen, hervorzuheben, fo ‚wurde 
in Deutfhland im Jahr 1816 unter der Anregung des Bundes zum Zwed ber 
Regelung der Militärverhältnifie eine allgemeine Volkszählung veranftaltet. Meh— 
rere Staaten, namentlid Preußen (bis 1822 alle Jahre, feitvem alle 3 Jahre) 
haben von da an regelmäßig in gewiſſen Perivven Zählungen vorgenommen. Im 
größten Theil von Deutſchland bat die Bildung des Zollvereins feit dem Jahr 
1834 zu periodifchen breijährigen Zählungen (die legte am 3. Dec. 1864) geführt. 
In Defterreih fanden feit 1818 partielle Zählungen ftatt, welche ſich aber auf 
die ungarifchen Länder nicht mit erftredten, oder doch hier ganz unzuverläffig waren. 
Die erfte und bis jegt einzige eigentliche Zählung im ganzen Kaiferftaate erfolgte 
im Jahr 1857. In Branfreih wurde 1821 und 1831 und feitbem regelmäßig 
alle 5 Jahre, ebenfo in Schweden alle 5 Jahre (zulegt 1865), in Belgien feit ver 
epochemachenden Zählung von 1846 alle 10 Jahre, veßgleihen in Großbritannien 
(au inkl. Irland feit 1821), Norwegen (feit 1815), Dänemark (zulegt 1855), 
Holland, Sardinien (in weh jelnden Perioden feit 1819, dann 1838, 1848, 
1857, 1862), in der Schweiz (ſeit 1850) gezählt. In den übrigen Staaten 
Europa’3 find die Zählungen aus ber Zeit vor 1850 noch jehr unzuverläffig, 
jelten und unperiodiſch. 

Das preußiſche fatiftifhe Bureau hat unter Dieterici (1846—59) 
Ihon felbft mehr hervortreten dürfen und feit 1848 größere Publikationen ge— 
maht. Bis dahin erjchienen die meiften Arbeiten als quafiprivate unter ven 
Namen feiner Chefs. Einen großartigen Aufihwung hat die amtliche Statiſtik 
Preußens feit 1860 unter Engel genommen. Mande preußiſche Einrichtungen 
find ſeitdem das in anderen Staaten nachgeahmte Mufter geworben, wie es vie 
belgifchen feit lange find. In Defterreich wurde im Jahr 1828 ein eigentliches 
ſtatiſtiſches Bureau errichtet und ver oberften Rechnungs» und Kontrolbehörbe atta- 
Hirt, das aber nod aufs Ängftlichfte Geheimnig hüten mußte. Seit 1840 heißt es 
Direktion der abminiftrativen Statiſtik; es ftand bis vor Kurzem unter Ezörnig, 
welcher jeit 1842 mit größeren Publikationen beginnen durfte (jedoch mit Aus— 
nahme der Finanztabellen, welche bis 1848 auf das ftrengfte geheim gehalten 
wurden). In Baiern hat das übrigens nicht fo felbftändig als in andern Yän- 
dern daftehende Bureau unter Hermann feit ven 40er Jahren Vieles veröffent- 
liht. Das würtemberger ftatiftifch-topographifche Bureau unter Memminger 
hatte bis 1840 wie das preußifche eine mehr werbedte Stellung In Sadjen 
ging aus dem halbamtlihen ftatiftifchen Berein und Centralfomite von 1831 fpäter 
ein eigentliches ftatiftifches Bureau hervor, das Engel ebenfalls zur Blüthe bradıte. 
Hannover befigt ein ſolches erft feit 1848. Außerdem beftehen gegenwärtig ftati- 
fifhe Bureaus und ähnliche Anftalten in Baden (feit Anfang ver 1850er Jahre, 
ſelbſtaͤndig geftellt fett 1866), Kurheſſen (ftatiftifche, in ihrer Tätigkeit jehr beſchränkte 
Kommiffion feit 1851), Medlenburg- Schwerin (feit 1851), Braunfdhweig 
(1853), Oldenburg (1855), Heffen-Darmftapt (1861), ein thüringi— 
ſches Bureau in Iena für Weimar, Altenburg, beive Shwarzburg, Neuß (1862), 
in ven Hanfeftädten fungiren vortrefflihe handelsftatiftiiche Bureau’s feit Ende 
der 40er und Anfang der 50er Jahre. In Bremen, Lübeck und Frankfurt gefchieht 
auch fonft neuerdings für GStatiftif Manches. Uebrigens foncentrirt fih faft mire _ 
gends in Deutſchland bie ftatiftifche Thätigkeit allein auf viefe Bureaus, deren 
Birkungskreis außerdem ein mannigfach verſchiedener ift. Die einzelnen Verwal⸗ 
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tungsbepartements haben nicht jelten noch befondere ftatiftifche Sektionen und ver« 
öffentlichen wohl Beobachtungen oder Ueberfihten über die Ergebniffe im Gebiete 
ihres Wirkungskreiſes und ihrer Thätigkeit noch apart. Dies gilt 3. B. vom ben 
bandelsftatiftiihen Tabellen, von den Berichten über Boft-, Eifenbahn-, Telegra- 
phen-, Münzweſen u. a. m., über die Juftizpflege (3. B. in Baden, bie älteften 
deutſchen Juftiztabellen feit 1829, Preußen, Baiern, Hannover), über die Finan- 
zen und das Staatsſchuldenweſen, über welches wohl verfaffungsmäßige Kontrol- 
lörper Berichte publiciren müſſen. Auch in denjenigen deutſchen Staaten, in 
welchen keine ftatiftiihen Bureaus beftehen, werden doch mande ſtatiſtiſche Ma 
terialien angefammelt und veröffentlicht. Leider fehlt eine Organifation der amt- 
lihen Statiftit ganz Deutfchlands faft volftändig. Der Bund als folcher Leiftet 
auch hier nichts. Der Zollverein hat nur gemeinfame, gleichzeitige, übrigens von 
jedem Staate für fih und nad verfchiedenen Principien vorgenommene Zäh- 
lungen, eine ungenügende Handelsſtatiſtik und Statiftit der Rübenzuder- und 
Branntweinfabritation refp. Beftenerung. Mitunter find mit der Volkszählung auch 
andere ſtatiſtiſche Operationen verbunden worden, fo 1861 eine Aufnahme ber 
Gewerbe. 

Auch in anderen europälfhen Staaten ift es nicht immer glei zur Orän- 
dung eigener ftatiftifcher Bureaus gefommen. In Großbritannien befteht noch 
iegt fein eigentliches Gentralbureau, doch wird in Folge des parlamentarifchen Re 
gime’8 und ber vollften Anerfennung des Princips der Publicität eine große Maſſe 
Beobachtungsſtoff angefammelt und in den Blaubüchern veröffentlicht. Menerbings 
beginnt man mit der Zufammenftellung kurzer ftatiftifcher Reſumé's, da der Stoff 
in den Folianten der Blaubücher nicht mehr zu bewältigen ift. Die ftatiftifche Ab- 
theilung des Hanvelsamts (1832) liefert die trefflichen, jo raſch erſcheinenden, ded- 
halb fo großen praftifhen Werth befigenden Ueberfihten der Handelsbewegung, bie 
tables of the revenue, population u. f. w., das Generalregifteramt die Tabellen 
über die Bewegung der Bevölkerung nad den Eivilftandsregiftern, es ftellt au 
die Genfusergebniffe zufammen. In Frankreich fehlte zwar unter den Bourbons 
bis 1830 ein ftatiftifches Gentralbureau, aber es erſchienen die Weberfichten ber 
Handelöbewegung (ſeit 1816), die Berichte des Kriegsminifteriums über die Ergeb 
niffe der Retrutirung (jeit 1818) und feit 1826 die Haffifhen, von Guerry be 
Champmeuf eingeführten jährlihen comptes de l’administration de la justice 
eriminelle, dann aud) der justice civile et commerciale, Arbeiten, an welde ſich 
Duetelet’s und Guerry's Forfhungen vorzugsweife anfhloffen. Nach ber 
Julirevolution wurde Thiers, angeregt von dem englijchen Publikationen, ald 
Handeldminifter der Gründer des generalftatiftiichen Bureaus (1834), weldes am 
fangs unter Moreau de Jonnds, gegenwärtig unter Legoit fteht und, In 
feiner Thätigkeit durch die Februarrevolution und den Staatsſtreich vom 2. De 
cember wenig geftört, auf allen Gebieten des Staats, der Geſellſchaft, der Boll 
wirthſchaft viel geleiftet hat. Holland und Belgien hatten ſchon vor der Tren⸗ 
nung ein ftatiftifches Bureau (1826), weldyes den Cenfus von 1829 leitete. In 
dem jungen Königreich Belgien wurde ſehr bald (1831) ein ftatiftijches Central- 
bureau gegründet, das fpäter (1841) in eine ftatiftifhe Centralkommiſ— 
jton, deren Präſident Quételet, veren Sekretär Heuſchling ift, überging. 
Durch feine ausgezeichneten praktiſch-ſtatiſtiſchen Leiftungen, feinen Muftercenfus 
von 1846, durd die eben berührte eigenthümliche Drganifation der Statiſtik und 
jo hervorragende Männer, wie die beiden eben genannten, wie Bifhers, Duc- 
petiaur u. U. ift Belgien das leuchtende Vorbild für die Einrichtung, Ausfüh 
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rung und Behandlung ver Statiftif in der Gegenwart geworden. Auch Holland 
entfaltete nenerbings unter Baumhauer große Thätigfeit im Gebiet der Sta- 
tiftit, obgleich es erft im Jahr 1848 ftatiftifhe Bureaus erhielt. Schweden hat 
feinen alten ftatiftifhen Ruhm zu bewahren gewußt und erfreut fih unter Berg 
einer großen Entwidlung. Werner befigen Bureaus Norwegen, Dänemarf 
(feit 1834, bis vor Kurzem unter dem verbienten David), in Rußland ift 
die abminiftrative Statiftit durch die Errichtung des ftatiftifhen Komite's im Mi- 
nifterium bes Innern (1852) und des aus zwei Sektionen beftehenden Gentral- 
fomite’8 (1858) reorganifirt und wird daſelbſt die Statiftif unter der Direktion 
Seme&noff’3 gegenwärtig mit großem Eifer gepflegt und zur Unterftügung ver 
gewaltigen Reformen Aleranders II. benügt, wenn auch an den koloffalen Dimen- 
fionen des Reich, der niedrigen Bildung der dünn gefäten Bevölkerung und dem Mangel 
an gutem Willen bei ven Berwaltungsorganen oft die beften Abfihten noch fcheitern. 
Die Schweiz befitt ein bundesftatiftifches Bureau feit 1860, Kantonalbureaus be- 
ftehen in Bern und Laufanne. In den italienifhen Staaten, Sardinien, beide 
Steilien, Tosfana, Parma eriftirten ftatiftifche Behörden feit kürzer oder länger in wed- 
felnder Thätigfeit, je nad) der herrfchenden Politik, nach welcher auch die Publikationen 
wechſelten. Das Slorentiner Bureau (feit 1848) hat manches Gute veröffentlicht. Im 
neuen Königreih Italien ift eine Generalvireftion der Statiftif, die bereits eine 
umfaſſende Thätigfeit, befonders für den Cenſus von 1862, entfaltet bat, ge 
gründet worden. In Spanien und in Portugal iſt die abminiftrative Statiftit 
unter Anregung der ftatiftifchen Kongreffe neuerdings (1856, 1859) reorganifirt, 
wodurch langjährige VBernadläffigung gut gemadt wurde. Selbft Griechenland 
hatte, wenigftens eine Zeit lang (von 1834 an), ein ftatiftifches Bureau, Ru« 
mänien (die Donaufürftenthümer Moldau und Walachei) befigen feit 1859 ein 
foldes, Serbien feit 1862 eine flatiftif he Seftion (im Finanzminifterium) und 
fogar die Türkei hat Behörden, welche mit ftatiftiihen Aufnahmen und Anfamm- 
lungen betraut find, und ein Bureau im Finangminifterium, von welchem aber 
nichts publicirt wird. Es fehlt auf diefe Welfe feinem europäifchen Staate eine 
mehr oder weniger entwidelte Organifation der amtlihen Statiſtik. Aber auch vie 
europäifchen Pflanzftaaten in anderen Weltiheilen pflegen zum Theil die Statiftif 
eifrig. In der norbamerifanifhen Union befteht zwar bis heute fein ftän« 
diges ftatiftifches Bureau, aber der 10jährige Cenſus — ber legte im Jahr 1860, 
gerade vor dem Ausbrud der Rebellion, — welcher fchon durch die Berfaflung 
von 1787 angeorbnet ift und immer in Folge eines Specialgefeges geregelt wird, 
ift eine immer vollftändigere Volls- und Landesbefhreibung geworben. Außerdem 
erfolgen regelmäßige jährlihe Publikationen über Handel, Schifffahrt, Finanzen, 
Geld-, Kıedit- und Bankweſen von ven betreffenden Departements. In einigen 
Staaten, 3. B. in Ohio und Minnefota, eriftiren Staatsbureaus. In ben eng= 
lifhen Kolonien in Norbamerifa, Auſtralien, am Kap ber guten Hoffnung 
gibt es ebenfalls zum Theil bejondere Bureaus, oder die Landes und Kron- 
behörden fammeln fonft ftatiftifches Material an, von welchem man auch über Englifch« 
Dftindien und Weftindien, Eeylon, Guyana u. ſ. w. Bieles in den Blaubüchern 
findet. Auch über die Kolonien der Franzofen in Ulgier, ver Spanier 
in Kuba eriftiren gute ftatiftifhe Aufnahmen. Die felbftändigen mittel- und 
füdäamerilanifhen Staaten haben neuerdings großentheils wenigftens Verfuche 
gemadt, Eivilftandsregifter (Chile), Boltszählungen (Chile, Braftlien, Merito u. a. m.) 
einzuführen, die Refultate werden freilich noch Manches zu wünſchen übrig Taffen. 
Am Meiften ausgebilvet ift in diefen Ländern im Ganzen wohl die Schifffahrts- 
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und Handelsſtatiſtik (freilich lückenhaft wegen des Schmuggels). Die zahlreichen 
Berichte der europäifhen Konfuln enthalten über die Wirthſchaftsverhältniſſe dieſer 
und ber aflatifchen, levantinifchen Länder vielerlet. 

Auch diejenigen Behörden, welde ausprüdlih den Namen ftatiftiihes Bureau 
führen, find demungeachtet mannigfad von einander verſchieden. Einige, wie 3. B. 
das preußifche, haben im Wefentlien nur den von den Berwaltungsorganen auf- 
gehäuften Beobadhtungsftoff zu ſammeln, zufammenzuftellen, zu foncentriven, zu 
verarbeiten und zu publiciren und üben auf bie urfprängliche Anftellung ber Be- 
obachtung feinen bireften Einfluß aus. Andere Bureaus können nah Einvernehmen 
mit den Hauptverwaltungsbehörben gewiffe Operationen vornehmen lafjen, wieder 
andere befigen ein umfafjenderes Recht der Initiative, um Maſſenbeobachtungen 
über gewifie ihnen wichtig erfcheinende Zuftände und Thatſachen durch die in biefer 
Beziehung ihnen unterftehenden Behörden anzuftelen. Man ift noch nidt im 
Reinen darüber, welde Stellung und Befugniffe des Bureau’s die geeignetften 
feien und fann darauf aud feine allgemeine Antwort geben, weil der ganze Ber- 
waltungsorganismus des Staats darüber mit entfheiden muß. Das lebhaft em- 
pfundene Bedürfniß, ftatiftifche Beobachtungen aus allen Gebieten der Gtants- 
thätigleit zu erhalten, bei der Anftellung der Beobadhtungen und Anfammlung des 
Materials gleihe Grundſätze beobachtet zu jehen uud in allen Departements In— 
terefie an der Statiftit wach zu rufen, bat neuerdings nach dem belgiſchen Bor- 
gang zur Erridtung ſtatiſtiſcher Gentralfommiffionen geführt. Dieſe 
find aus Mitgliedern der Hauptverwaltungszweige meiftens mit Beiziehung wifjen- 
f&haftliher Theoretifer (Gelehrter, Profefjoren, Lehrern der Statiftit und politifchen 
Dekonomie) zufammengefest, haben ein Eonfultatives ober ein entſcheidendes Botum 
in Betreff der vorzunehmenden ftatiftiihen Operationen, eine oberfte Kontrole der 
Ürbeiten, und ftehen jenachdem über dem Bureau, das ihr Erekutivorgan iſt, ober 
berathend und begutachtend neben vemfelben, ober fie leiten aud durch eine De- 
putation aus ihrer Mitte die Arbeiten felbft. Auf den ftatiftiihen Kongreffen leb⸗ 
baft befürwortet, find folche ſtatiſtiſche Gentrallommiffionen in den legten Jahren 
vielfach gebilvdet worden, ohne daß fie ſich alle ebenfo bewährt hätten, wie in 
Belgien. Es gibt deren jegt mit mannigfach wechſelnder Stellung und aud nicht 
immer unter dem angegebenen Namen in Preußen, Defterreich, Würtemberg, Groß- 
berzogthum Heflen, in Italien, Spanien (in Portugal mißlang ver Verfuh), in 
Belgien (in Holland ift die 1859 gegründete feit 1861 wieder aufgelöst), in 
Schweden und Rußland. Die Hauptfahe ift, jagt Petermann wohl mit Redt, 
immer tüchtige perfünliche Initiative. Diefe fann durch Fein Kollegialjyftem ge 
[Haffen werben. Sie muß vorhanten fein und hat in dem letteren, welches bie 
entgegenftehenvden Schwierigkeiten zu einer Maſſe zufammenballt, in der Regel 
weniger Unterftügung ald Hemmung zu erwarten 72), In einigen größeren Staaten, 
. Rußland, Frankreich, Italien, Spanien beftehen ftatiftifhe Komites in ven Pro— 
vinzen als Dependenzen, mitunter als Erelutivorgane der Gentralbureaus. Nach 
bem Vorgang von Paris, wo ber Graf v. Chabrol fhon 1821 ein ftatiftifches 
Bureau der Stabt und bes Geinebepartements in’s Leben rief, das eine Reihe 
ber vorzüglichften Arbeiten geliefert hat, find kürzlih auch in Wien und Berlin 
ſtadtſtatiſtiſche Bureaus gegründet worden, deren Thätigkeit für die Aufflärung 
vieler focialer Fragen fehr wichtig werben fann. 


73) Betermann, Art. Statiftit in Rentz ſch Handw. d. Volldw.f. ©. 884, 
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Neben ven ftatiftifhen Bureaus haben befondere ſtatiſtiſche Bereine, 
rein privater Natur, ober wie früher in Sachſen, Würtemberg, noch jest in 
Frankfurt in Berbindung mit der MNegierung eine ähnliche Thätiykeit entfaltet. 
Am Wichtigften find die im Jahr 1829 gegründete Gefelihaft von Paris, wo- 
felbft bereits in der Zeit des erften Napoleon eine Geſellſchaft eine Zeit lang be— 
ftanden hatte (1803 ff.), ferner die ftatiftifche Geſellſchaft von London (feit 1834), 
welde große bleibende Bedeutung unter ihrem Proteltor Prinz Albert gewonnen 
und in ihrem Journal trefflihe Arbeiten publicirt hat. Prinz Albert, fpecieller 
Schüler Ductelet’s, war ftatiftifch durchgebildet und bat viel für die Ent- 
widlung der Statiftit gethan. Ferner haben mancherlei Korporationen und Vereine 
neben ihrem unmittelbaren praftifhen Zwed fid neuerdings immer mehr die Pflege 
der Statiſtit durch ſyſtematiſche Anftellung und Sammlung von Maffenbeobad- 
tungen über Erfcheinungen im Gebiete ihres Wirkungskreifes angelegen fein laffen, 
beſonders die landwirthſchaftlichen Vereine, die Gemwerbe- und Handelskammern, die 
Bereine von Transportunternehmungen (Eifenbahnen), Turnvereine, Ergänzt wird ber 
Beobachtungsſtoff aus allen Gebieten des Volkslebens aud noch durd die Berichte 
der großen öffentlichen Unternehmungen der Neuzeit. Das Affociationsprincip in ber 
modernen Bollswirthichaft hat gewaltige Anftalten in’s Leben gerufen, deren jede 
einzelne für Staat und Volk von Bereutung ift und deren Betriebsberichte über 
Produktion, Konfum, Berkehr und andere wirtbfchaftliche Verhältniſſe die intereſſante⸗ 
fen Auffchläffe geben. Zufammengefaßt enthalten viefe Berichte, mit denen öffent⸗ 
lich Rechnung abgelegt wird, eine Fülle von Maffenbeobahtungen aller Art. Auch 
auf anderen Gebieten gibt es folche ftatiftifche Verwaltungsberichte, z. B. find für 
die mebicinifhe Statiftit die Berichte der großen Krankenhäuſer, Irrenanftalten 
vom größten Werth. Maffenhafter, für manche ragen, z. B. Preisftatiftil, Kre⸗ 
bit- und Gelpftatiftif u. A. m. fehr wichtiger Stoff findet ſich, leider ganz zer- 
fplittert, in den Kursliften, Preiscouranten u. f. w. der Mäller, der Hanvelsblätter 
und politiihen Zeitungen. 

Aus dem Vorhergehenden ergibt ſich der außerordentlihe Aufſchwung, welchen 
bie amtliche Statiftit feit Anfang des Jahrhunderts genommen hat. Die ertenfive 
Ausdehnung der ftatiftifchen Thätigfeit ift überrafhend. Kaum ein civilifirter Staat 
mehr, der nicht ftatiftifhe Daten fammelt, veröffentlicht, faft Feiner mehr, welder 
nicht eine eigentlide Drganifation von Einrihtungen zum Behufe der Anftellung 
foftematifher Maffenbeobahtungen über alle Staats- und Bollszuftände, welder 
nicht befondere ftatiftifche Behörden beſäße! Aber die ftatiftijche Thätigfeit ift auch 
zugleich immer intenfiver geworden. Immer mehr Gebiete der Erjcheinungen und 
einzelne Erfcheinungen find in das Syſtem regelmäßiger Beobachtungen hinein- 
gezogen, über jedes einzelne Phänomen find die Beobachtungen häufiger, umfafjen« 
ber, vollftändiger, nad) befieren Methoden angeftellt worben, und greifen immer 
mehr in einander. Die Beobachtungen beſchränken fich nicht auf die Punkte, welche 
etwa in die Achenwall'ſche Staatstunde gehören. Legoit, der Chef der fran- 
zöſiſchen Statiſtik, rühmte e8 auf dem legten ftatiftifhen Kongreß in Berlin, daß 
fein fociales, btonomiſches oder moralifhes Faktum von einiger Wichtigkeit in 
Branfreih mehr vorhanden fei, das nicht den Gegenftand einer gelegentlichen ober 
bleibenden amtlihen Beobachtung bilde. Bon den Hauptkulturftaaten der Gegen- 
wart gilt dasfelbe, die übrigen Staaten fireben dem gleihen Ziele zu. Wber be- 
merfenswerth genug, die amtliche ftatiftifche Thätigkeit beſchränkt ſich nit einmal 
auf das vorbezeichnete große Gebiet der Menjhheitsbeobadhtung. Regelmäßige Be— 
obachtungen über ven Menfeen und über Naturerfheinungen, welde ſcheinbar 
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ebenfo A’ und regellos, aber im Grunde doch auch gefegmäßig und perio- 
diſch, wie die Borgänge und Handlungen der Menſchen find, greifen in einander. 
Die Afrouomen der Sternwarten, bie Phyſiler und andere Naturforfcher reichen 
den Statiftifern der „Menſchenwarten“, der ftatiftifhen Bureaus die Hände, 
Meteorologifche Beobachtungen in der größten Ausdehnung werben angeftellt, eine 
Menge Stationen zu folhen Beobachtungen errichtet und die birigirenden Bureaus 
werben mit dem ftatiftiihen Bureaus in enge Verbindung gebradt. Die beveut- 
fame, gerade im principieller Hinfidt für die ganze Auffaffung der Statiftif fo 
wichtige Forderung Quételet's wird erfüllt: die Beobadhtungen über Natur- 
und über Menfhenphänomene werben nad einem beftimmten Syſteme mafjenhaft 
angeftellt, in ſteter Beziehung zu einander. Land und Volk werden in ihren Quan- 
titätsverhältniffen möglichft genau numeriſch beftimmt. Exalte trigonometrifche Ber- 
meffungen, von Technikern und wifjenfchaftlid gebildeten Perjonen mit den beften 
wiſſenſchaftlichen und techniſchen Hülfsmitteln der Neuzeit angeftellt, find vielfach 
bereits erfolgt und werben fortwährend in ben civilifirten Staaten vervollftändigt. 
Genaue Bollszählungen in regelmäßigen Perioden finden flatt und eine eigene 
Methodik und Theorie folder Zählungen bildet fih aus, wie fie bie Geometrie 
und Trigonometrie für die Yandvermeflung bildet. An beide Operationen fließt 
fi die forgfältigfte qualitative Land- und Volfsbefchreibung an, wobei die Statiftif 
ftets in der ihr eigenthümlichen Weife gehandhabt wird, daß jede bejondere, qua- 
litativ verſchiedene Erſcheinung in ihren quantitativen Elementen erfaßt und dieſe 
legteren, wenn es irgend möglih ift, auf Zahl und Maß zurüdgeführt werben. 
Die natürlihen (phyſiſchen) Berfchievenheiten einer gegebenen Bodenflähe (des 
Staatsterritoriums), die Erhöhungen, Vertiefungen, das fefte Land, die Gewäfler, 
bie Wüften, die Felsgründe u. f. w., die geologijche Bodenftruftur werden in ihrer 
räumlichen Ausdehnung genau vermeffen. Dasfelbe gilt vom Boden ald Wohnplag 
und Ürbeitsfelt des Menſchen, das Grundeigenthum nad; feinen Kulturarten, feiner 
Fruchtbarkeit, dem Berufe und politifhen Stande feiner Eigenthümer, kurz im 
feinen phyſiſchen, wirthſchaftlichen, politifhen Unterfhieden wird genau aufge: 
nommen, Ebenfo wird die Bevölkerung in biefen und anderen, moralifhen, in- 
telleftuellen Berfchievenheiten u. f. w., nad ihrem Geſchlecht, Alter, körperlichen 
und geiftigen Beſchaffenheit, nach ihrer Bildung, Moralität, ihrem Glauben, nad 
ihrem Berufe, Stande, Range, Eivilftand bei der Zählung unterſchieden. Für jede 
dem Inbividunm anhängende, wenn nur irgend äußerlid wahrnehmbare und des— 
halb die Beobachtung zulaffende „Eigenfchaft" erhält man Zahlenbeftimmmungen, 
welche bejagen, wie viel Individuen unter einer gewiffen Bevölferung die beob- 
achtete Eigenfchaft befigen, 3. B. Mann over Weib, Kind oder Greis, ledig ober 
verheirathet, kinderlos oder mit Kindern verfehen, ehelich oder unehelich —— 
da oder dort wohnhaft, im Sommer oder Winter, in dem oder jenem Monat, 
Tage, Stunde geboren, getraut, geſtorben, geſund oder krüppelhaft, wegen Ber- 
brechen beftraft oder nicht beftraft, des Lefens kundig oder unfundig, bem ober 
jenem Berufe angehörig find. Die ftatiftifche Beobachtung begleitet den Menfchen 
von ber Geburt (ja durch Rückſchluß von der Konception) bis zum Grabe durch 
alle Phafen feines Lebens hindurch, jede ihm betreffende Thatſache wird motirt und 
zu den analogen, andere Menfchen betreffenden gereiht. Hierdurch wirb im ber 
That dann ein jo umfaflendes, aus Quantitätsbeflimmungen beftehendes Material 
ſyſtematiſcher Maſſenbeobachtungen über eine Bevöllerung und ihre Zufammen- 
jegung aus qualitativ verfchiedenen Beftandtheilen gewonnen, daß daraus bie befte 
und ſchärfſte qualitative Voltsbefchreibung hervorgeht. Gerade dadurch wird bann 
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bie Jolirung der auf die gemeflenen Qualitäten einer Bevölkerung (eines Landes 
u. ſ. w.) einwirfenden Einflüffe, die Beftimmung der Art und der Stärke jedes 
Einfluffes, die Erflärung räumlicher und zeitlicher Berfchiedenheiten der Quali« 
täten mittelft Bergleihungen, die Aufdeckung der Kaufalverhältniffe und vie Ab- 
feitung gewiſſer Regeln und Gefege in der quantitativen Bertheilung der Quali- 
täten der Bevölkerung, mit andern Worten die Behandlung der Bevöllerung oder 
bes betreffenden ftatiftifhen Objekts als Unterfuhungsgegenftand einer indultiven 
Beobachtungswiſſenſchaft eımöglicht 73). 

Den Äbſchluß erreicht die amtliche Statiftif als ein Syftem von Maffjen- 
beobachtungen in den feit 1853 unter wefentlicher Mitwirfung von Qudtelet 
geihaffenen ftatiftifhen Kongreffen, dur weldhe die Drganifation der 
internationalen Statiftil angebahnt worden ift. Der erfte ſolche Kongreß, zu 
welchem die Idee während der Londoner Induftrieausftellung im Jahr 1851 an« 
geregt worden war, fam durch die Einladung der belgiſchen Regierung an fremde 
Regierungen, amtliche Delegirte nach Brüffel abzuorbnen, im Jahr 1853 in Brüffel 
zu Stande. Der namentlih von Dudtelet Kar ausgefprohene Zwed biefes und 
aller folgenden Kongreffe (1855 zu Paris, 1857 zu Wien, 1860 zu London, 
1863 zu Berlin) war, vor Allem Einheit in die amtlihen Statiſtilen der ver- 
Ihtedenen Staaten zu bringen und gleihförmige Grundlagen für bie ftatiftifchen 
Arbeiten zu erlangen, damit bie im verfchiedenen Orten und Zeiten erhaltenen 
Refultate vergleihbar werben könnten: ohne Möglichkeit, zu vergleidhen, würde in 
ver That fein Fortſchritt in den Beobachtungswiſſenſchaften ftattfinden. Dudtelet 
verglich das Ziel der in Brüffel vereinigten Statiftifer ganz ridtig mit dem, 
weldes eine kurz vorher flattgehabte Bereinigung von Beobadhtern auf einem 
Naturgebiete vor Augen gehabt hatte: diefe hatten fid über gleiche Beobadhtungs« 
methoden für die Luft- und Meeresſtrömungen verftändigen wollen: es handle ſich 
nun darum, auf einem anderen Gebiete die Fluktuationen der modernen Gefell- 
ſchaften zu verfolgen 7%). Hier, wie in der Folgezeit, wird die Statiftit immer 
aufgefaßt einmal als Methode, und zwar als die ſyſtematiſche (methodiſche) Mafjen- 
beobachtung der Vorgänge in der Menfchheit und ber periodiſch veränderlichen 
Noturerfheinungen, fodann als die Beobachtungswiſſenſchaft, in welder nad) den 
Regeln der induftiven Logit aus ben ſyſtematiſchen Maffenbeobadhtungen ver 
Ranfalnerus der Erfheinungen und die Geſetze derſelben, nad melden die Be— 
wegung der Phänomene vor fi geht, abgeleitet werben. 

Der Gedanke ber ftatiftifhen Kongrefie ift ein fehr großartiger: bie Aus- 
dehnung eines zufammenhängenden Beobadhtungsfyftems über alle civilifirten Staaten 
und ihre Dependenzen — wer hätte daran früher zu denken gewagt! Gatterer’s 
Ideal einer Weltftatiftit wird in anderer Weife verwirklicht. Man will eben nicht 
das Boll eines Staates, fondern man will die civilifirte Menfhheit, wo 
möglih die ganze Menfhheit der fortlaufenden Beobachtung unterziehen. Auch 
bierin zeigt ſich der Gegenſatz gegen die alte Staatsfunde, in welcher für viefe 





73) Bol. über die Entwidlung der amtlichen Statiſtik feit Anfang d. 19. Zabıbunderts 
außer den Schriften von Kallati, Heufhling, Guerry, R. Bödb, d. geſchichtl. Ent- 
widlung der amtl. Statift. d. preuf. Staats, Berl. 1863 beſonders die Berichte der Deles 
sirten in den Schriften der fünf flatift. Kongreſſe. Ein Refums über die Mittheilungen auf den 
vier erfien Kongrefien gibt Engel’s trefflicher, bödft praftifcher compte-rendu gener, des 
irav. du congr. internat. de statist. etc. Berl 1863 p. 197 et suiv. 

7%) Compte rendu des Irav. du congr. gener, de stat. reuni d Brux,,, Brux, 1853, 
P. 22, 23, " 

29 * 
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Idee der ftatiftifchen Kongrefie gar kein Raum gewejen wäre. Diefe Organifation 
der Beobachtungen über den Menſchen follte parallel der Organifation der Beob- 
achtungen über folhe Naturphänomene gehen, bei welchen ebenfalld die räumliche 
und zeitlihe Ausdehnung, Vervielfältigung und das methodifhe Ineinandergreifen 
der Beobadtungen die Borbebingungen erfolgreihen wiſſenſchaftlichen Operirens 
waren, — aftronomifche, meteorologifhe und Menfchheitsbeobadhtungen verlangten 
eine ganz analoge Einrihtung. Auch hier, ja hier noch mehr mußte die Staats- 
gewalt das Beobadhtungsfyftem organifiren, weil fie allein. die Machtmittel be- 
fit, ven Menfchen als folden zum Beobadhtungsobjeft zu machen und fie allein 
die erforberlihe räumliche Ausbehnung und das Jmeinandergreifen der Beob- 
achtungen herbeiführen fann. Die eigenthümlihe Natur der ftatiftifhen Kongrefie 
als Berfammlungen amtliher Delegirter liegt daher im Wefen ver Sade. In 
Ermanglung eines Weltftantes ließ fih eine Menfchheitsftatiftit nur durch die 
Deobadhtungen über die im einzelnen Staaten lebenden Theile. der Menfchheit 
bilden. Es war daher ganz folgerichtig, für die Vergleichbarkeit diefer Beobachtungen 
in mehreren und möglihft in allen Staaten zu forgen. Alsdann konnte die Sta- 
tiftit auch erft eine eigentlih vergleihende Statiftit werden, nah der man 
firebte, wie Fider, ber verbiente gegenwärtige Chef der öfterreihifhen Statiftif 
mit Recht ald Qutelet's und ber Jetzigen Anſicht bezeichnet, daß es eben gegen- 
wärtig nur eine vergleichende Statiftit gebe und biefe und Statiftit identifche 
Worte feien 75). E 

Der erfte leitende Gedanke ber ftatiftifchen Kongreffe ift auf den folgenden 
Berfammlungen und noch auf der legten in Berlin immer der berrfchende ge- 
blieben und war bei allen Specialarbeiten die Richtſchnur 76), Dies ift für une 
wichtig, weil die Kongrefie dadurch die hier verfochtene Idee der Statiſtik felbft 
fanktionirt haben. Wenn aud praftifh in der Herftellung der Vergleichbarkeit ver 
ftatiftifchen Daten verfhiedener Staaten noch bei Weitem nicht fo viel geleiftet 
worben ift, als ſich hätte hoffen Laffen, fo bat man doch immerhin Beachtens- 
werthes vollbracht und der leitende Gedanke von der Nothwenvigkeit einer gleich- 
artigen Einrihtung der Beobachtungen ift fo überzeugend, daß troß aller ent- 
gegenftehenden Schwierigkeiten an ber einftigen möglihft vollſtändigen Bermirk- 
lichung nicht gezweifelt werben Tann. Leider ift der Borfhlag Engel’s, eine 
permanente internationale Deputation des Kongrefles zu ſchaffen, nebft ven daran 
gefnüpften meiteren Plänen in Betreff einer einzurichtenden Berbindung aller 
Statiftifer und. einer Organifation der internationalen ftatiftifchen Arbeit auf dem 
Berliner Kongreß noch nicht durchgedrungen. Daburd wäre die Erreihung bes 
Zieles, welches auf den Kongrefien erftrebt wird, rafcher ermöglicht worden 77), 

F. Die Streitfrage über die Einheit oder die Tren» 
nung ber Statiſtik. Wir haben im Vorhergehenden nachzuweiſen gefucht, 
daß innerhalb der fogenannten Statiftif zwei durchaus verfchiedene Richtungen ohne 
Bermittlung neben einander hergeben. Diefe verſchiedenen Richtungen werben ſchon 
durh die Namen von Ahenwall und Süßmilch bezeichnet, zwei Gelehrte, 


75) Rechenſchafte ber. über d. 5. Sitzung des flat. Kongr. in Berl., Berl. 1865, 11, 13. 

76) Ebendaf. I, (2. Abtb.) 4, 11. 

77, Ebendaſ. I, 4 ff., 11, 11—27, 89 ff. Qustelet bat auch die wiflenfchaftlichen inter- 
nationakftatiftifchen Arbeiten jept mit Heuſchling begonnen, vgl. den Berl. Ber. U, 7 ff., und 
beider * — internalion,, population, Brux. 1865, eine ſehr werthvolle und reiche 
haltige Ar 
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welde von Epoche machendem Einfluffe ein Ieder für feine Richtung wurben. Es 
finden fi durchaus verfchiedene Ziele, Aufgaben, Methoden, Darftellungsformen. 
Beide Richtungen find bis in die neuefte Zeit genau zu verfolgen, ja bie Gegen- 
füge haben ſich noch bebeutend verſchärft, feitdem die Sußmilch'ſche Statiftit 
durch Qusételet in fo beveutfamer Weife fortgebilvet worden if. Man Tann fi 
daher nicht darüber wundern, daß gerade Dudtelet’s ftatiftifhe Leiftungen unter 
den Bertretern der Ahenwall’ihen Richtung ein unbefriebigtes Gefühl hervor- 
riefen, indem es fih nun vollends als unthunlid erwies, fo ganz Heterogenes in 
die Statiftif, welde nur eine deſtriptive Wiffenfchaft, eine Stantöbefhreibung, war, 
mithinein zu ziehen. Bevor nody von der Gegenfeite die Forderung einer Trennung 
defien, was man bisher unter dem Namen Statiftit zufammengefaßt hatte, aus— 
drücklich aufgeftelt worden war, unternahm ein Statiftifer der deutfchen Schule, 
Ballati (1843), von dem fritifchen, unhaltbaren Zuftande feiner Difciplin über- 
zeugt, den Verſuch, zwifchen den verfchiedenen Richtungen eine Pacifilation berbei- 
zuführen. Diefer Verſuch führt aber zu nichts Weiteren, als zu einer rein for« 
mellen, auf einer petitio prineipii beruhenden Bereinigung. Fallati’s Entwid- 
lung bildet im Grunde genommen nur einen Beleg für die Richtigkeit ver Trennung 
der GStatiftif. Fallati unterfheidet nämlich felbft genau zwifchen ben beiden, von 
uns dargeftellten verſchiedenen Richtungen in ver fogenannten Statiftif, er fucht 
jedoch beide Richtungen unter Einen gemeinfamen höheren Begriff zu fubjumiren. 
Er will nämlidy zwei Seiten des Zuftänblichen, das real und das ideal Zuftänd- 
liche, den befonderen und den allgemeimen Zuſtand unterfcheiden, von denen jener bie 
Erfheinungen innerhalb eines Erfheinungstreifes, welche fi ſchon dem gemeinen 
Bewußtfein als dauernde ankündigen, diefer dagegen die Regelmäßigteit der äußer- 
ih rein zufälligen Erſcheinung begreife, melde in den anſcheinend vergänglichften 
Thatfahen und an den relativ feftftehenden Erſcheinungen, infofern fie, wenn aud) 
im Oanzen dauernd, doch in ihren Theilen vergänglih find, bemerfbar werde 
(8. 30). Dana fol es dann aud ein doppeltes Zuftandswiffen, eine zweifache 
Statiftif, eine konkrete und eine abftrafte geben ($. 31). Schält man aus ber 
entjeglihen Form der Fallati’fhen Begriffsentwidiungen den Kern und ben 
greifbaren Sinn heraus, fo ift die konkrete Statiftif in der Hauptfadhe eine Zu- 
fandsfhilderung mit dem Hauptaugenmert auf bie herrſchenden Erfcheinungen 
der Gegenwart. Die abftrafte Statiftil dagegen foll das allgemein Zuftänpliche 
ver ſcheinbar rein veränderlihen Erſcheinungen auffuhen, dabei die gleihartigen 
Erſcheinungen zufammenfaflen und die gemeinfhaftliche Einheit erforfchen, in ber 
jene unruhig wechfelnden Erfheinungen ſich ausgleihen ($. 48). Die Thatſachen 
der abftraften Statiftil würben vorzugsweife, aber nicht ausfchlieglih in Zahlen 
ausgedrüdt, man reine oder man mache ber Berechnung ganz ähnliche logiſche 
Dperationen, — eine richtige Bemerkung ($. 50). Yallati charalteriſirt dann bie 
berechneten Einheiten, Summe, Berhältnig, Mittel und entwidelt, daß fie zwar 
den allgemeinen Zuftand nicht genau zeigen, jeboch fchließlih unter gewiffen Um- 
Händen zu fonftanten Einheiten werben und als foldhe den eigentlichen Inhalt ber 
abftratten Statiftit bilden ($. 52). Die legtere entfpridht fonadh der Süßmild- 
Duetelet’fhen Statiftil. Da Fallati felbft zugibt, daß Begriff, Aufgabe und 
Methode in feiner konkreten und abftraften Statiftil ganz verfchieden find, fo liefe 
bie Subfumtion beider unter den einen Namen Statiftit oder die Einführung ganz 
verſchiedener Namen am Ende auf einen Wortftreit hinaus. Etwas Anderes als 
eine rein äußerliche Zufammenfaffung hat Fallati dann aber aud nicht erreidht. 
Selbſt diefe Zufammenfaffung ift jedoch präjubicirlih für die richtige Behandlung 
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der „abftraften Statiftil” geworben. Weil bie fonfrete Statiftil dem Kreife hiſto— 
rifher Wiſſenſchaften angehört, fo fol dies nun aud von der abftraften Statiftit 
gelten. Deshalb fell ein weiteres Eingehen in das bleibende Wefen der zufälligen 
Erjheinungen und die Nachſpürung der Nothwendigteit der gemeinfamen Einheiten 
veränderliber Thatfahen von der (abftraften) Statiftit abgelehnt, fol nicht nad 
den Geſetzen der zufälligen Erfcheinung, fondern nur nah den zuftändlichen Ein» 
heiten, die höchſtens Ausdruck von Geſetzen feien, geforjht werden ($. 53): bie 
abftrafte Statiftit fei ja-bloße Ergänzung ber fonfreten und fünne deshalb über 
die Gegenwart nicht hinausgehen ($. 54). Allerdings foll aud auf den Zufammen- 
bang ver Erfcheinungen, auf die Seite der Ganzheit, nicht blos der Vielheit der 
Theile, auf das Kaufalitätsverhältniß der einzelnen Zuftände eingegangen werben, 
fo daß bie Statiſtik aus einer blos befchreibenden oder nmumerifchen zu einer 
pragmatifhen werbe, Diefe darf aber wieverum, als auf das Zuſtändliche ber 
Erſcheinung gerichtet, nicht in das innere Wefen ver Erfcheinung eindringen. Haben 
wir bier nicht ſtets eine petitjo principii? Weil die fonfrete Statiftit etwas wicht, 
darf, weil vie abftrafte Statiftit nur eine Ergänzung der erfteren ift, jo dürfen 
feine Gefege u. f. w. abgeleitet werben! Daher ift eine völlige Trennung beider 
„Statiſtiken“ fiher richtiger, die ganze Zufammenfaffung Fallati's höchſt ge 
zwungen. Wenn letterer im Uebrigen den Ausdruck Gefeg in der Statiftif tadelt, 
fo handelt es ſich hier eben um vie Begriffsbeftimmung von Geſetz, allerdings eine 
Bundamentalfrage, welche mir an der Spike der Erörterungen ftehen zu müſſen 
fheint, bisher aber von den Statiftifern nicht unterfuht wurde 78), 

Im Wefentlihen auf diefem Fallati'ſchen Standpunkte, in Polemik gegen 
Knies’ alsbald zu erwähnenden Trennungsvorfhlag und fpeciel an 8, Stein 
fih anſchließend, welcher aber wohl nicht unbedingt zu biefen Unioniften gezählt 
werben fann, hat aud Jonak die frage der Einheit oder Trennung der Statiſtil 
zu Gunften ber erfteren zu entfcheiven gefudht (1856). Er glaubt die Trennung 
dadurch abweifen zu können, daß die Annahme eines doppelten Ausgangspunftes 
ber verjchiedenen Richtungen, im ber politifchen Arithmetik und in der Geſchichte, 
falfch fei. Dies vermögen wir nicht zuzugeben, nur legen wir mehr Gewidt, ala 
Jonak und vor ihm Knies, darauf, daß die eine Richtung der Statiſtik gerade 
in der Süßmild’shen Auffafjung ihren Ausgangspunkt habe, wogegen bei ven 
eigentlichen politifchen Arithmetikern doch wieder andere Beftrebungen in ven Border: 
grund treten. Ferner ſucht Jonak nachzuweiſen, daß fih im geſchichtlichen Ent- 
widiungsproceß ber Statiſtik die fo verfhieden formulirten Aufgaben ver Statiftif 
eben nur als organifche Entwidlungs- (Durdgangs-) Stufen barftellten. Anfangs 
babe man fi auf vie Darftellung der bloßen Zuftände beſchränkt, fodann ben 
Begriff des Zuftands genauer feftgefett, aber zugleich ven Nachweis des Kaufali- 
tätsverhältniffes geforbert, endlich fei in einer britten Periode das Wefen ver Zu⸗ 
fände und des Kaufalitätsverhältniffes Mar und beftimmt formulirt, darüber hinaus 
jedoch die Aufgabe durch die Forderung erweitert, zugleih die Regelmäßigkeit und 
die Geſetzmäßigleit zu unterfuhen. Bis hierhin feien nun alle Neueren einig, bie 
zahlreihen Differenzpunfte feien verſchwunden. Ginige gingen nur mit Unrecht von 
da ab nod einen Schritt weiter und verlangten überbies den Nachweis ber Ge 





78) Kallatia. a. O., Dorr., u. $. 1-59, bef. 8. 30 ff., 48 ff. Vgl. über ihn auch 
ar Knies, Jonak. — lieber „Geſetz“ in d. Gtatiftit A. Wagner, Geſetzmäßigk. 
1; - 
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feße der Erſcheinungen 7%). Allein unferer Auffaffung nad wirb dieſe Entwidlung 
in die Geſchichte der Etatiftit hineingetragen, während die von uns gefchllverte 
zweitheilige Entwidlung wirklih darin liegt. Denn das, was Jonak als erfte und 
zweite Entwidlungsftufe behandelt, wird nod his auf die meuefte Zeit von den 
Statiftifern der deutſchen Schule der Staatskunde als die alleinige Aufgabe ver 
Statiftit bezeichnet. In diefer Hinficht find dann auch alle Differenzpuntte zwiſchen 
den Uhenwall-Schlözer’shen und den Süßmilch-Qustelet'ſchen Statiſtikern 
beſtehen geblieben. 

Auch Andere vertreten im Grunde einen ähnlichen Standpunft wie Fallati 
und Jonak, d. h. fie unterfcheiden faum minder genau als die Befürworter ber 
Trennung die beiden Richtungen in der fogenannten GStatiftif, halten aber feft 
an ber Zufammenfafjung beider in biefer Difriplin. So namentlich ein fo bebeu- 
tender Statiftifer wie Heuſchling 9%), welder fih an Fallati anſchließt, fo 
auch R. v. Mohl, obwohl ver eminente Litterarhiftorifer mit feiner Auffafjung 
felbft eigentlich noch mehr auf dem Boden der deutſchen Schule ftehen will 81), 
In feiner Begriffsbeftimmung finden fi doch ebenfalls die beiden Richtungen 
deutlich unterſchieden, es bleibt nur aud bei ihm, ſcheint uns, unklar, wie bie 
rein beftriptive Staatskunde die Einfiht in die Thatfachen, ihre nächften Urfachen 
und die natürlichen Gefege der veränderlichen Erfheinungen gewähren Tönne. 

Nah dem Gefagten ftehen fi die oben genannten Gtatiftifer und Knies, 
welcher zuerft (1850) bie Forderung der Trennung ber Statiſtik ausdrücklich for 
mulirte, fahlich gar nicht fo ferne, als es den Anſchein hat. Knies und bie 
jenigen, welche die wirklihe Trennung befürworten, feinen uns nur fühner und 
folgerichtiger vorzugehen. Mit. Rümelin halten wir es für ein großes Berbienft 
von Knies, daß er nicht nur erfannt, fondern auch klar ausgefprohen hat, welde 
heterogene Dinge unter dem Namen Statiftit zufammengezwängt würben 82). Es 
mögen dabei im Einzelnen Unrichtigkeiten untergelaufen fein, Anies mag, wie 
Rümelin meint, die Trennung nit ganz an ber rechten Stelle vorgenommen 
haben und bat ber politifchen Arithmetik, unſers Erachtens, eine Bedeutung vin⸗ 
dicht, welche mehr ber von biefer doch merklich verſchiedenen Suüßmilch'ſchen 
Statiftit zulommt, — das Alles kann feinem Verdienſte nur wenig Eintrag thun. 
Die Berbefferungen an der Anies’fhen Theorie find nicht ſchwer anzubringen. 
Eine Haupteinfeitigfeit, nämlich die beibehaltene Beſchränkung der Statiftif auf 
das Gebiet der Menfchheit, haben auch Andere, wie Rümelin felbft, noch nicht 
aufgegeben. Wir können nicht umhin, Antes gegen bie Angriffe von Mohl, 
Jonak u. a. durchaus in Schuß zu nehmen. Es ift eben nicht — daß Knies 
aus zwei zu demſelben Zwecke dienenden Mitteln zwei verſchiedene Lehren machen 
wolle, wie Mohl ſagt 8), denn dieſe Mittel dienen nicht demſelben Zwecke. Wenn 
auch Knies’ Anfiht eine Zeit lang wirklich „nicht viel Glück gemacht hat“, fo 
ift fie doch meuerbings von verſchiedenen Seiten recipirt und weiter entwidelt 
worden. Die Zufunft möchte ihr gehören. 

Unftreitig die befte Fortbildung hat fie in ver Abhandlung von Rümelin 


m — — — 


79) Jonak a. a. O. bei. d. Refums ©. 115 ff. 

80) Heuschling, bibl. stat. de l’Allem, p. 8 ff. 

sı, Mohl, II, 645. Auch Engel, obgleih ganz auf Dustelet’d Standpunkte, bat die 
Trennung formell wie oben erwähnt nicht deutlich vollgogen. Konfequenter ift es, dies zu thum. 

89) Antes, a.a. D., bef. d. Refumd S. 169—175. Rümelin, Tüb. Zeitfär., 1863. 


©. 668, 
s) Mohl II, 665, 
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gefunden, eine Urbeit, welche and fonft zu den vorzüglichften über bie Theorie 
der Statiftif zählt. Rümelin fieht in der eigentlihen Statiſtik eine methovolo- 
giſche Hülfswiſſenſchaft für alle Wiffenfhaften vom Menfhen, welde jeber ber 
legteren das Material einer univerfellen Empirie, deſſen fte bedarf, zur Verfügung 
ftellt. Es ſoll bier eine Erweiterung der vereinzelten und zufälligen Beobachtung 
zur methodifhen Maſſenbeobachtung ftattfinden, weshalb die Aufgabe der Statiftif 
als Hülfswifienfhaft darin liegt, Merkmale menſchlicher Gemeinjhaften auf Grund- 
lage methodiſcher Beobahtung und Zählung ihrer gleihartigen Erſcheinungen zu 
ermitteln 8%, Im Brincip find wir mit Rümelin, wie ſich aus unferer Dar- 
ftellung ergeben hat, einer Meinung. Wir ziehen indeſſen nod einige weitere Kon- 
fequenzen, halten die Beſchränkung der Statiftit ala Hülfswiflenfhaft blos für bie 
Erfahrungswiſſenſchaften vom Menfhen für unberedhtigt, die Beihräntung auf bie 
Gegenwart für unthunlid — wenigftens drückt ſich Rümelin varüber nicht richtig 
aus — und fehen die Aufgabe des Statiftiters nicht damit als beenbigt an, daß 
bei der Erforfhung des Kaufalzufammenhangs blos vie konkreten Urſachen ver 
vorliegenden Erfcheinungen, nicht die konftanten Urfachen oder die Gefege derſelben 
aufgefucht werben follen. Darüber mag man indeffen noch ftreiten 85). Die Rüme» 
lin'ſche Grundanfiht jedoch ift eine richtige Ableitung aus der neueren Entwid- 
lungsgeſchichte der wiſſenſchaftlichen Statiftit feit Oudtelet und der amtlichen 
Statiftif feit den ftatiftifhen Kongrefien. Andere neuere Auffaffungen, z. B. von 
Gerftner und namentlid von Hildebrand 8), wie auch die unfere flimmen im 
Wefentlihen mit der Rümelin’fhen überein, denn wir können ed nur für 
einen Kontroverspunft zweiter Orbnung halten, ob man in der Statiftil nur eine 
Methode oder eine methodologifche Hülfswiſſenſchaft oder einerfeits eine Methode 
und anberfeits eine auf diefe Methode geftüste Wiſſenſchaft erblidt. Mit der 
Rümelin’shen Auffaffung der Statiſtik ift jedenfalls eine Trennung der bit: 
herigen fogenannten Statiftit unvermeidlich geboten; eine beſchreibende Wiſſenſchaft 
vom Bolls- und Staatszuftande bleibt getrennt neben der eigentlihen Statiftil be- 
ftehen, ber man verfchiedene Namen, allenfalls auch den von Rümelin bean» 
tragten, Demographie, geben mag. Die Kontroverfe über bie Einheit ober 
Trennung der Statiftit ſcheint uns jegt entfchieben zu fein. 

Ill. Theorie der Statiftik 87). 

Der allgemeine Begriff der Statiftif, deſſen Inhalt im Folgenden noch fpe- 
cieller dargelegt werben wird, ift uns: das methodifche induftive Verfahren zur 
Auflöfung und Erklärung des Mechaniemus der Menſchheit und der Natur (des 
Mechanismus der realen Welt infoferne), d. 5. zur Ableitung und Erflärung ver 


%) Rümelin, 3. Theorie der Gtatifl. a. a. D. bef. S. 660, 662, 663, 666, 668, 

8, Ebendaf. S. 672, 876, 679. 

86, Berftner Bevölterungslehre ©. 31. Hildebrand, Jahrb. 1866, I, 1 ff. 

87) Ich kann an diefem Orte nur eine gang ſummariſche Entwidiung der Tbeorie der Sta— 
tiftit geben, weil der Raum befchränft und obnebin durd die vorausgebenden geſchichtlichen ‘Bar: 
tieen fchon febr in Anfpruc genommen iſt. Die biftorifche Skizze erlaubt indeſſen auch, im Fol 
genden Manches blos anzudeuten, Die eingehende Motivirung meiner Theorie der Statiftif muß 
daher bier notbgedrungen unterbleiben, was ich bei der Beurtbeilung den Fachgenoſſen zu berüd: 
fihtigen bitte. Ich ſchließe mich im den allgemeinen Entwicklungen möglihft eng, aub im Wort: 
ausdrud, an 3. St. Mill’s Syſtem der deduft. und induft. Logik, ü. von Schiel, 2 Bte., 
Braunſchw. 1862 an, ein Werk, welchem ich und fo viele Andere viel verdanken, und das für 
die M-tbodologie der Naturwiffenfchaften und der Geiftesmiffenfhaften als empiriſcher Wiſſen⸗ 
fhaften Unfchäpbares leiftet, mögen auch unfere Philofopben über dasfelbe vielfach die Achſel 
zucken. Sonft bitte Ich namentlich meine Schrift über d. Geſetzmäßigkeit u. f. w. zu vergleichen. 
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Geſetze, nad melden dieſer Mechanismus fungirt, und zur Aufbedung und Er- 
färung des Kaufalzufammenhangs, welder zwifchen den einzelnen menſchlichen und 
natürlihen Phänomenen befteht, und zwar vermittelft eines zu genauen Ouanti- 
tätsbeftimmungen führenden Syftems methbodifher Maffenbeob- 
ahtungen über jene Phängmene. Diefe Begriffsbeftimmung ift mit Nichten, mie 
man leicht meinen wird, zu weit, fie wirb vielmehr nur der univerfellen Bebeu- 
tung ber Statiftit gerecht. Zugleich gibt fie den richtigen YAusgangspunft an, von 
welchem aus operirt werben muß. 

A. Das allgemeine Kaufalgefeg, die ftatiftifhen Ge— 
fegmäßigleiten und Gefege und deren Bedeutung. Dieer 
Ausgangspunkt der GStatiftif ift das allgemeine Kaufalgefeg®%) ober 
das univerfale Gefeg der auf einander folgenden Erfheinungen, nad welchem jebes 
Konfequens ein unveränderlihes Untecedens hat. Ienes heißt die Wirkung, 
biefes bie Urſache. Die Allgemeinheit des Kaufalgefeges liegt darin, daß jede 
folgende Eriheinung oder Thatfahe eine Wirkung fein, d. h. auf irgend eine 
Delfe mit einer vorhergehenden Erfheinung oder einer Reihe von folden als ihrer 
Urſache verknüpft fein muß. Populär ausgedrückt: die Allgemeinheit der Gejeh- 
mäßigfeit ift ein Ariom, aus welchem in jevem einzelnen Falle die Hypotheſe einer 
fpeciellen Gefegmäßigfeit a priori entfpringt. Aus dem allgemeinen Kauſalgeſetz 
folgt a priori al8 Dedultion die allgemeine Gleihförmigkeit in den Erſcheinungen, 
wie umgefehrt dieſes Gejeg eine allgemeine Generalifation aus ben einzelnen be 
obachteten Gleihförmigkeiten iſt. Die philofophiihe Begründung und Erflärung 
bes allgemeinen Kaufalgefeges und die darüber beftehenden Meinungsverjhieden- 
beiten können wir hier unbeadhtet laffen. Wir nehmen nur Alt vavon, daß nad) 
ber allgemeinften Erfahrung unfer Denken bei der Wahrnehmung einer Erſchei⸗ 
nung fofort auf die Frage der Erklärung, d. b. auf die Aufſuchung der fie be- 
wirfenden Urſachen geführt wird Das Kaufalgefeg befagt nun, daß diefe Wirkung, 
fo wie fie ift, nothwendig ift, d. 5. nur anders hätte fein fönnen, wenn bie Urs 
ſachen anders geweſen wären. Diefe Auffaffung könnte trivial erfcheinen, aber ihre 
Bedeutung zeigt fich fofort, wenn wir uns erinnen, daß wir fo oft unfere Hand⸗ 
lungen und Vorgänge in unferem Leben auf eine diametral entgegengefegte Weife 
erklären. Die Allgemeingültigleit des Kaufalgefeges ift die Grundlage des Medhas 
nismus in der Natur und in dem Getriebe ver Menfchheit. Indem wir in ber 
Statiſtik von viefem Gejege ausgehen, faflen wir aud die ftatiftiiyen Thatfachen 
* nothwendige Wirkungen irgend welcher anderen Thatſachen als ihrer Ur- 
achen auf. 

Unter der Urſache wird in der Statiſtik wie in den Naturwiſſenſchaften 
niemals die legte (ontologifdhe, urwirkende) Endurfache (causa efficiens), fon- 
dern ſtets nur eine Urfache, welche felbft ein Bewirktes ift, eine phyſikaliſche 
Urſache verftanden. Die Frage nach den legten Gründen der Dinge oder ber 
wahren Enpurfadhe ift dem Menſchen unlösbar und beſchäftigt fpeciell die Beob- 
achtungswiſſenſchaften nicht. Die Urfahe, mit der wir es zu thun Haben, ift vie 
Bereinigung der eine Erfheinung bemirfenden Bedingungen, aus weldyer diefe Er- 
fheinung unbedingt hervorgehen muß. Jede diefer bewirlenden Betingungen hat 
wiederum eine ſoſche Bereinigung von Bedingungen zur Urſache, und fo fort. 

Das fefte Verhältniß zwiſchen einer Erſcheinung ald Wirkung (oder unver» 
änberlihem Konfequens) und einer oder mehreren anderen Erſcheinungen als ihren 


88) Mill a. a. D. I, 382 ff., 362 ff. 1I, 102 ff. 
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Urſachen (ober den unveraänderlichen Antecedentlen) heißt (im allgemeinſten Sinne) 
das Geſetz ber Erfcheinung, das alfo nicht, wie es oft gefchieht, mit der Urſache 
zu verwechſeln iſt. Das Gefet deutet die auf eine Urfache zurüdgeführte Gleid- 
förmigkeit ber Erfheinung an, es zeigt, im welcher gleichförmigen Weife vie 
Urſache die Erfheinung beherriht. Man kann e8 auch definiren, als ben fürzeften 
Ausdruck für das konſtante Abhängigfeitsverhältniß der Erfheinung als Wirkung 
von andere Erfheinungen als Urſachen, welches die Gleichförmigkeit der Wirkung 
verbürgt 39). 

Diefes Abhängigkeitsverhäftnig einer Erſcheinung finden, heißt ihr Geſetz 
finden. Das Gefeg verlangt dann eine Erflärung. Um zu verftehen, was 
mit der Erflärung des Geſetzes gemeint fei, muß man auf ben Inhalt des Be- 
griffs Geſetz noch etwas näher eingehen. Hier zeigt fich fofort, daß mit dem Ge- 
brauch des Wortes Geſetz ein fehr verfchiedener Grab unferer Erfenntniß der 
Kanfalverhältniffe der Erfheinung verbunden fein kann. Wir pflegen von Geſetz 
fhon zu fpreden, wenn wir das fonftante Abhängigfeitsverhältniß gefunden, ohne 
über die Urfahen etwas zu wiſſen. Wir brauden viefes Wort ferner, wenn wir 
die nähften Urfachen gefunden, diefe aber noch nicht auf ihre Urfadhen zurüd- 
geführt, und endlich, wenn wir fhon wiederholt Urſachen der Urſachen und wiederum 
Urſachen ver erfteren entvedt haben. So fteigen mir zu immer höheren und höheren 
Urfahen auf. Der Spradgebraud hat fi nicht feft entfchteden, man braudt das 
Wort Geſetz in jedem Stadium unferer Kenntniß des Raufalzufammenhangs. Erft 
die Wiffenfhaft kann hier eine fhärfere Terminologie einführen und vielleicht den 
Gebrauh des Wortes Geſetz einengen oder dem letzteren durch Beifügungen 
(Naturgefeß 3. B.) eine engere Bedeutung geben. Aber der herrſchende Sprach- 
gebraud zeigt, was die Erklärung der Gefege befagen will: immer nur bie 
nächſten bewirfenden Urfahen einer Erfheinnng in ihrem fonftanten Einfluß auf 
biefe darlegen. Es tft auch hier noch nicht nothwendig, daß diefe Urſachen ſchon 
auf ihre Urfahen zurüdzuführen, alfo ihre Gefege befannt feien, wenngleich 
natürlich die Aufgabe bleibt, nun für das erfannte Geſetz felbft die höheren Ge- 
fege zu finden. Daß man bier nicht die ftrengften Anforderungen machen fann, 
ergibt fi daraus, daß doch ftets jedes höhere Gefeg wieder auf höhere zurüdzu- 
führen fein muß, jede Erklärung eines Gefeges immer nur ein Räthſel durch ein 
anderes erjegt. Die Ausprüde „Geſetz“ und „Erklärung der Geſetze“ bleiben alfo 
immer relative. Da einmal. feine vollftänbige (legte) Erflärung möglich ift, fo 
fann ber Grab unferer Fähigkeit der Erklärung feinen abfoluten Unterfchieb 
zwifchen ten niebereren (näheren) und höheren (ferneren) Geſetzen der Erſcheinung 
bedingen. Dies gilt z. B. von der Kopernicanifhen, Keppler’fhen und 
Newton'ſchen Auffaffung des Sonnenfuftems und der fhließlichen Zurüdführung 
des Geſetzes der terreftrifhen Schwere und der Eentralfraft des Sonnenfyftems 
auf das allgemeine Geſetz ver Schwere |). Damit rechtfertigen wir es, das Wort 
Gefeg in den Naturwiſſenſchaften und in der Statiſtik auch wiſſenſchaftlich ein- 
mal in einem ganz allgemeinen, umfaflenden Sinne zu brauchen. Es erfcheint 
uns biefe Auffafjung von großer Bedeutung für bie logiſche Operation. Daneben 
fann man dann tiefem Worte nody beſondere Bebeutungen beilegen, melde 
fih auf den mwechfelnden und wachſenden Grab unferer Kenntniß von und unferes 
Einblids in den Kaufalzufammenhang beziehen. 


9, Wagner Gefegmäßigt. 1, 66. 
%) Ebendaf. I, 66—68. Mitt, 545 ff., 372 ff. 
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Die niedrigſte Stufe nehmen dann die empiriſchen Gefege der Natır 
wiffenfhaften oder die ftatiftifhen Gefegmäßigleiten ein?) Es find 
beobachtete Gleihförmigkeiten, die vermuthlich einmal in einfachere Geſetze zerlegt 
werden können. Die beobachtete Gleihförmigkeit kann als empirifhes Geſetz oder 
ſtatiſtiſche Geſetzmäßigkeit bezeichnet werden, fobald fie nah Gründen der Wahr: 
f&heinlichfeit nicht mehr aus einer Kombination zufällig einmal zufammenwirfender, 
wechfelnder Urſachen, fondern nur dur die Annahme eines feften Abhängigtetts: 
verhältniffes von Tonftanten gleichbleibenden oder von einem zufammenhängenden, 
in ſich geſchloſſenen Syftem veränderliher Urfahen erklärt werben kann. Nicht 
beftimmte Urfachen, ſondern nur ein beftimmtes Abhängigkeitsverhältnig muß alfo 
bier nachgewieſen fein. Beifpiele find: der tägliche Sonnenaufgang vor ber durch 
Kopernitus gefchaffenen Erkenntniß, die lokalen Gefege der Ebbe und Fluth, 
die Knabenmehrgeburten, die Zwillingsgeburten, die Abfterbeorbnung, die Ver— 
theilung der Komceptionen, Selbftmorde, Verbrechen u. a. m. über die Jahres- 
zeiten. Die Art der logifhen Operation ift einfach, fie tritt bei der wirklichen 
Anwendung der Wahrfcheinlichleitsrehnung am Deutlihften hervor 92). Die lettere 
bient uns als Kontrolmittel für unjere Schlüffe, indem fie uns In ben 
Stand fegt, zu beftimmen, ob unfere Beobadtungen zahlreih genug find, nm aus 
ihnen ein feftes Kaufalitätsverhältnig (empirifches Geſetz) abzuleiten oder eine ge— 
fundene Gleichförmigkeit noch als das Spiel des Zufalls anfehen zu müffen. 
Es handelt fih hier auf Grund vorhandener Beobachtungen (ftatiftifcher Daten) 
um die Elimination des Zufalls, d. h. um die Auffindung von Koincivenzen der 
Erfheinungen, welde nicht von durch ein Gefey verbundenen Urfachen abhängen. 
Erforberlih ift zur Anwendung der Wahrjcheinlichfeitsrehnung die Kenntniß ber 
relativen Häufigkeit, in welcher verfchiedene Ereigniffe wirklich vorkommen. Die 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung tft auf Induftion begründet und zwar, mie Mill 
richtig bemerkt, ebenfowohl, wenn die Wahrſcheinlichleit = 1, als wenn fie fon- 
ftant ungefähr = * ift, wobei n die Zahl aller Fälle varftellt, in welden bie 


Erſcheinung überhaupt eintreten könnte, x bie Zahl, in welchen fie wirklich eintritt. 

Denn das empirifhe Gefeg oder die ftatiftifche Geſetzmäßigkeit auf ihre 
nächſten Urfahen zurüdgeführt werben können, werben fie zum Gefet im 
engeren Sinn oder zum eigentlihen Gefeg und zum ftatiftifhen Geſetz. 
Nach den obigen Erörterungen über die Tragweite des Ausdrucks „Erklärung bes 
Geſetzes“, darf man fhon in einem früheren Stadium der Erfenntniß von „Ges 
fegen” reden, als das Einigen erlaubt zu fein fcheint (obſchon Andere nicht einmal 
fo ftreng find). Daher wird man aud vor Galiläi und Newton von Kepp- 
Ler’shen Gefegen, ja vor den Iegteren von einem Kopernikaniſchen Geſetz 
(Erklärung der Gleichförmigkeit des fheinbaren Sonnenlaufs durch den Nachweis, 
daß die Erde fih um die Sonne bewege) fprechen dürfen. Der Gebrauch des 
Worts Gefeg bezeichnet alfo im Vergleich mit dem Wort Gefegmäßigkeit eine 
höhere Stufe des Erfolgs ter wiſſenſchaftlichen Arbeit, ohne daß deshalb letztere 
bereit8 am Ziele der menſchlichen Thätigkeit angelangt wäre, In der Menfchheits- 
ftatiftit wäre es ein Geſetz, daß jährlih circa 5 9%, Knaben mehr geboren werben, 
oder daß am Meiften Selbftmorde und Gefchlehtöverbrehen im Juni, am Wenig- 


9) Mill II, 41 ff., 53, 64, Wagner Gefepmäßigf. I, 68, 70 ff., II, 282, 278. 

98), Gbendaf. I, 80, Mill 11, 53 ff., 66. ff. 73, Wagner über Guerry in d. Tüb. Zeitfchr. 
1865 ©. 284; über Mißbrauch der Wahrſch.Rechn. ebend. 282, Mill I, 71 ff., Fries 
Berf. ein. Krit. d, Prince. d. Wahrſch.Rechn. Braunfhw, 1842, 
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ften im December vorkommen, fobald dieſe Gefegmäßigkeiten auf ihre nächſten 
Urſachen, 3. DB. die erfteren auf Einflüffe der Altersverhältniſſe ver Eltern, bie 
legteren auf Einflüffe ver Temperatur- und Witterungsverhältniffe im Allgemeinen 
auf das Gehirn und Nervenfyftem mit Sicherheit zurüdgeführt werben können. 
Das Geſetz fegt dann immer voraus, daß man nun auch deduktiv vie Erſchei— 
nung oder den und den Gang berfelben aus ber Urfadhe ableiten fann. In jedem 
neuen Stadium des Entwidlungsgangs ber indultiven Beobachtungswiſſenſchaften 
wird mithin auf gewiſſen, bereits erfannten Gebieten ber legteren das bebuftive 
Berfahren möglich werden ®). Diefes Verfahren, welches dann unendlich viel Mühe 
und Arbeit erfparen fann, anwendbar zu mahen, muß das Ziel des methodiſch 
angewandten inbuftiven, deshalb aud des ftatiftifhen Verfahrens fein. 

Wir haben bisher zwifhen Gefeg in den Naturwifienfhaften (Naturgefek) 
und ftatiftiihem Gefeg nit weiter unterſchieden. Hiergegen wird eingewenbet, daß 
die Naturgefege in jedem Falle gelten, daß bier wirflih und bier allein 
eine Urfadhe allgemein und unabänberlihd die und nur bie Wirkung habe, wo— 
gegen die flatiftifchen Gefege immer nur in ber großen Zahl von Fällen 
wahrzunehmen feien, für dem einzelnen Fall keine Geltung haben,’ alfo eben vurd- 
aus feine Naturgefege feien. Hier gelte nur das Gefeg der großen Zahl). 
Es befagt, wie Littrom es ausbrüdt, daß bei der Beobachtung einer großen 
Zahl von Erfheinungen berfelben Art ſchließlich ein gewiſſes konſtantes Zahlen- 
verhältniß bervortritt, welches deſto früher und deutlicher bemerkt wird, je beſſer 
und unter ſich gleihförmiger die Beobachtungen, je größer bie Anzahl verfelben 
und je geringer die Abweihungen der einzelnen Beobachtungen von jenem fon» 
ftanten Zahlenverhältniß find. Wir beobachten demnach hier eine Regelmäßigkeit in 
den großen, eine Unregelmäßigkeit in ven Heinen Zahlen. Eben deshalb fol man 
nit von ftatiftifhen Gefegen reden fünnen. Diefer Schluß ſcheint uns unnäthig 
und unrichtig. Er beruht auf der Anfiht, daß in den einzelnen Erfcheinungen 
(den Heinen Zahlen) überhaupt feine gefegmäßig wirkende Urſache oder wenn eine 
ſolche, fo jedenfalls nicht die eine oder mehreren Urſachen wirkten, welde in ver 
Maffe der Erfheinungen (den großen Zahlen) die Gleihförmigfeit hervorriefen. 
Diefe Anficht ift falſch, fie fließt Die Verkennung des Weſens derjenigen Erfchei- 
nungen in fi, bei welden überhaupt vom Geſetz ber großen Zahl nur die Rebe 
fein kann. Diefe Erfheinungen gehen deshalb nicht abfolnt gleichförmig vor ſich, 

- weil fie in ihrer Entwidlung in Zeit und Raum von fonftanten und veränber- 
lichen Urſachen beherrſcht werden. In den großen Zablen, d. h. in der Maffe der 
Einzelfälle kommen die konftanten Urſachen, welche die Erſcheinung beherrſchen, aud 
in ihrer Wirkung vollftändig zum Vorſchein. In den einzelnen Fällen 
wirken fie ebenfo, nur wird ihre Wirkung bier geftört und beshalb verdeckt, 
durch bie gelegentlichen Urfahen. Diefe Störungen, daher das Ob und Wie ber 
Wirkfamfeit der gelegentlihen Urſachen, erfolgen aber wieverum nad) einer feften 
Ordnung, welhe Quételet das Geſetz der acciventellen Urfachen nennt. Das: 


9, Wagner, Geiepmäßlat. I, 67 ff, 73 ff., Tüb. —* S. 281, wo auch die dürftige 
ſtaatswiſſenſchaftliche Kitteratur über die „Veſethze“ in der Staliſtik, in der Volkewirthſchaftolehre 
harafterifirt und fritifirt wird. ö 

9) Weber dasfelre: Littrom in Gebler’s pbyſik. Wörterb. B. 10, Knies a. a. O. ©. 
158, Qustelet syst, soc., Dufaua. a. D., Helferich in den Gött. Gel. Anz. 1865, 
S. 505, Hildebrand’s Jahrb. 1865 I, 288, 295 (wo eine Aeufßerung von mir durch Ber: 


* = Worts Fraktion mit Funktion zum Unfinn gemacht wird), Wagner Gefepmäßigt. 


Statiflik. 461 


felbe zeigt an, „mie fi) auf die Länge eine Reihe von Erſcheinungen vertheilt, 
welche von konftanten Urfadhen, deren Wirkungen aber gelegentliche Urfachen ftören, 
beherrſcht werben. Letztere paralyfiren fich fchließlih, und es bleibt am Ende das 
Refultat übrig, welches fi) unabänderlidy wiederholt hätte, wenn die konftanten 
Urſachen allein wirkſam gewejen wären”. Das Geſetz der großen Zahl flieht 
das Geſetz der accidentellen Urfachen implicite mit ein. Die Annahme, daß die 
fonftante Urfahe in jedem Einzelfalle mitwirkt, aber in ihrer Wirkfamfeit nad 
einer regelmäßigen Weife von einer gelegentlichen Urſache mitunter überwunden 
wird, iſt eine logiſche Nothwendigkeit. Die Abweihungen von der Gleihförmigkeit 
in der großen ER ver Fälle vertheilen ſich fo regelmäßig und halten ſich fo 
durchgehend innerhalb gewiffer Grenzen, weil fie Refultanten aus den konftanten 
und gelegentlihen Urfahen find, weiche gerade aus dem gleichzeitigen Gegen- 
einanderwirken beider Arten von Urfahen hervorgehen 9), Um dieſen weſentlichen 
Punkt richtig hervorzuheben, könnte man vielleiht in der Statiſtik das Geſetz ber 
großen Zahl befier das Gefeg der fonftanten, die Wirkjamkeit ver acciventellen 
überwindenden Urfachen nennen, dagegen aud von einem Geſetz der Heinen Zahl 
ſprechen, welches das Geſetz der acciventellen, vie Wirkſamkeit der konftanten 
überwindenden Urſachen ift. 
Wendet man fih nun zum ftatiftifchen Gefeg zurüd, fo kann deſſen Unter« 
ſchied vom Naturgeſetz der ftreng gleihförmigen (alfo nur von konftanten Urſachen 
beherrſchten) Erfcheinung nur darin liegen, daß man als nädfte Urſachen, deren 
Belanntfein den Gebraud des Worts Geſetz vorausjegt, die konftanten, in allen 
Fällen wirkenden; aber nur in der großen Zahl zum Borfchein kommenden und 
die acciventellen, in der fleineren Zahl mitjpielenden Urſachen kennen müßte. Wäre 
dies erreicht, fo könnte auch die ftrengfte Terminologie den Ausprud ftatiftiiches 
Gejeg nicht tabeln. Jedes ſolche Gefeg würbe nur einen noch viel ſchwierigeren 
Sieg der wiſſenſchaftlichen Forſchung als ein einfaches Naturgefeg befunden. Des- 
halb heißt das aber auch größere Anforderungen an das ftatiftifche Geſetz ald an 
das Naturgefeg machen. Es ſcheint ſich daher wohl rechtfertigen zu laffen, dieſe 
Anforderungen zu beſchränken und nur den Nachweis der konftanten Urfachen zu 
verlangen, wenn bie ftatiftifche Gefegmäßigfeit ein Gefeg genannt werben foll. Die 
weitere Aufgabe beftehbt dann hier darin, einmal dieſe konftanten Urfahen auf 
höhere Gefege zu rebuciren, ſodann bie Art oder den faltifchen Gang der durch 
acciventelle Urſachen geftörten Wirkſamkeit der konftanten Urſachen durch die Auf- 
findung biefer acciventellen Urfachen zu beftimmen, — eine Aufgabe, welde der 
anderen, bie gefundenen nächſten Urſachen eines Naturgefeges auf höhere Geſetze 
zurüdzuführen, ganz analog ift. Die richtige Gliederung ber Aufgabe bei ber 
Auflöfung und Erklärung ftatiftifher Gefege ergibt fih dann fofort. Die großen 


m — — —— 


35) Qus telet, syst. soc. p. 305. Beiſpiele, an denen die obigen Abſtraktionen ſich leicht 
erläutern laffen, find die Gefegmäßigkeiten der menſchlichen Körpergröße, ber Verthellung der 
Konceptionen auf die Jahreszeiten u a. m. 3. B. wirken konftante lirfachen auf ein Mittelmaß 
bin, accidentelle beberrfchen die wiederum fidh regelmäßig nah oben und unten vertheilenden Abs 

chungen; aber im abnormften pofitiven und negativen Gröfenunterfchied vom Mittelmaß wirken 
die fonftanten Urſachen mit, welche eine Abnormität über eine (enge) Grenze hinaus unmöglid) 
machen (Aufbören der Lebenefähigkeit). Dies Wirken der konftanten Urſachen in jeder Einzel 
beit (bier im Körper jedes Menfchen) nenne ich den in ihr mwaltenden Impuls, der eben in der 
Durchſchnittogröfe zum Ausdrud in der großen Zabl gelangt, man denke namentlich an die ver: 
fhledene Größe beider 3 Geſetzmäßlgk. ĩ. 54, Hlidebrand's Jabrb. 1865, I, 295). 
Analog laſſen ſich dieſe Auffaſſungen an anderen ſtatiſtiſchen Geſetzmäßigkeiten entwickeln. 
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Zahlen müſſen in Heine zerlegt und die Wirffamfeit der fonftanten Urſachen auch 
in legteren aufgefucht werben, — ein meift noch zu wenig beachteter Punft, 
über welden die ausfhlieglihe Berüdfihtigung der großen Zahlen bat hinweg- 
fehen laſſen. 

Indem bier die Gefege auf ihre möglichen Urſachen zurüdgeführt worben 
find, ergibt fih ſchon, daß ver Unterfhied zwiſchen dem ftatiftifchen Gefeg und dem 
gewöhnlich, übrigens gleihfals nad gar keinem ſcharf beftimmten Spradgebraud 
jo genannten Naturgejeg (der Naturwifjenfhaften) eben in der Art der Urfachen 
und der Art ihrer Wirkfamkeit liegt. Nah dem allgemeinen Ariom der Beob- 
achtungswiſſenſchaften, daß die Wirkungen den Urſachen proportional find, folgt 
daraus, daß man a priori aus der Berfchievenheit ver Urſachen Verſchiedenheiten 
der Gefege und umgekehrt aus dieſen wieder Berfchievenheiten der Urſachen ab- 
leiten fann. Alle Naturgejege bilden dann aber keineswegs einen Gegenfag zu den 
ſtatiſtiſchen Gefegen, vielmehr nur biejenigen, welde auf ein Abhängigkeitsverhält- 
niß der Erſcheinung ausſchließlich von konftanten (ſtets und ftets in demſelben 
Maaße wirkenden) Urfahen zurüdzuführen find. Hier gibt es daher nur eine 
abfolute Öleihförmigfeit der Erfcheinung, jeder Fall ift ein Typus für alle 
Fälle. So verhält es ſich mit den phyſikaliſchen und chemiſchen Borgängen und 
den Gefegen, auf welde viefe reducirt find. Hier fann daher aud das ganze 
wiſſenſchaftliche Berfahren zur Auffindung der Gefege viel einfacher fein. Die 
Borgänge, folglich aud die Wiffenfhaften find einfacher, infoferne legtere minder 
ſchwierig. Wie Rümelin fehr gut entwidelt 8), weil das Einzelne typifc ift 
(d. h. weil nur fonftante Urfachen ftets gleihmäßig wirkſam find), jo berechtigt 
ſchon eine einzige genau fonftatirte und korrekt beobachtete Thatſache zu einem 
Inbuktionsfhluffe und die Wiederholung der Beobachtung ift in der Regel nur 
zur Kontrole des menjhlihen Verfahrens erforverlih. Die Phyſik und Chemie 
lönnen daher aud auf vielen ihrer Gebiete weit rafher zum bebuftiven Verfahren 
gelangen. Die Aftronomie hat dies Ziel großentheils ſchon erreiht. Die Chemie 
wird von ihren genialften Vertretern bereits ähnlich behandelt. Anders ift es aber 
jhon im anderen Naturwifjenfhaften, in deren Borgängen konftante und acci- 
dentelle Urfahen zufammen und in verfchievenen Kombinationen wirken, wo daher 
eine völlige (typifche) Gleichförmigkeit der Erfheinung nicht zu finden tft, ſondern 
nur eine der Außerlihen Wahrnehmung entgegentretende mehr oder weniger große 
Regelmäßigkeit, wie in den phyſiologiſchen Vorgängen im menſchlichen, thierijchen 
und Pflanzenförper, in den Lebensverhältniffen ver Thiere und in den Witterungs- 
erfheinungen u. U. m. Schon bier wirken immer mehr Urfadhen immer ungleich» 
mäßiger ein, weshalb dieſe Phänomene denn auch ein ſcheinbar regellofes oder 
mit andern Worten ein ſcheinbar individuelles Gepräge tragen. Sie werben info- 
ferne den menſchlichen Vorgängen ähnlicher, welche wir gewiß als die vorzugsmeife, 
aber nicht als die ausſchließlich individuell erfcheinenden Phänomene betrachten 
fönnen. Spreden wir nicht von wetterwendifhen Menſchen und geben damit zu 
- erlennen, daß wir felbft die menfhlihen Handlungen, gefhweige fonftige Borgänge 


%) Nümelin Züb, Zeitfhr. Bd, 19 S. 656 ff. Uebrigens fept auch diefer Statiftifer 
Natur und Menfch noch zu ſcharf gegenüber. Gewiffe, dem. Gebiete einiger Naturwiſſenſchaften 
angebörige Erſcheinungen find den „Erſchelnungen an der Menfchheit” näber verwandt, als den 
eigentlich typiſchen Naturerjheinungen. Durch obige Zurückführung der völligen und tbeilwelfen 
Bleihförmigkeiten auf die verfchiedenen Syſteme von Urfachen fcheint mir Nümelin’s Aus 
einanderfegung wefentlich berichtigt zu werden. Es wird dadurch Die innere Zufammengebörigfeit 
der ftariftijch zu beobachtenden Phänomene begründet, 
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im Menfcpenleben eigentlich für gleichmäßiger al& bie Witterungserfcheinungen, baf 
wir alfo den wechſelnden Einfluß acciventeller (individueller) Urfachen bei bem 
Wetter für größer als bei den menſchlichen Handlungen anzufehen uns für bered- 
tigt halten? Auch bier beftehen nur gradbuelle, nicht principielle Unterſchlede im 
Verurſachungsſyſtem zwifhen Natur und Menſch. Diefes Syftem wird nur beim 
Menſchen komplicirter, daher auch fchwerer entwirrbar, aber es gleicht dem Syſtem 
von Fonftanten und accidentellen Urſachen, weldes in den nicht typifchen Natur- 
vorgängen wirkſam ift, Für die Statiftif ift die ſe Auffaſſung von entſcheidender 
BDeveutung. Rümelin generalifirt noh zu fehr, wenn er jagt, im Reid) der 
Natur ift das Einzelne typifh, in der Menfchenwelt individuell (S, 657). Ob- 
gleid er ſchön entwidelt, daß aud hier die Unterſchiede fließend find, veranlaßt 
ihn doch die vorgenommene Scheidung zur Beſchränkung der Siatiſtik auf das 
Gebiet der individuellen, d. h. dann für ihn der menſchlichen Erſcheinungen. Eine 
unbaltbare, wieder mannigfah präjubicirlihe Einſeitigkeit, welche ſchon durch 
Quételet's Leiftungen überwunden worden ift. Sie wird vermieden, wenn man 
ben Charakter ver Urfahen und Urfahentombinationen zum YAusgangspunft nimmt, 
was und das Nichtige zu fchein ſcheint. Innerhalb der Menfchheit felbft haben 
wir dann wieder zahllofe graduelle Unterfchieve des Verurſachungsſyſtems, nament- 
lich im Großen und Ganzen betrachtet ein Borwalten der blos fonftanten Urfachen 
und eine nah Anzahl und Einfluß geringere Summe von acciventellen Urfachen 
auf niedrigen Kulturftufen und unter niedrig ſtehenden, d. h. ungebilveten Menfchen- 
klaſſen, dagegen eine immer ftärfer werdende Summe ftörender accibenteller Ur⸗ 
fahen auf höheren Kulturftufen. Daher denn ver typifhe Charakter der Mafſen 
dort, die größere Varietät, der individuelle Charakter hier, was Nümelin eben- 
falls richtig konftatirt, was aber bei unferer Auffaffung aud gleich feine Erklä— 
rung findet. Man denfe, um nur eines hervorzuheben, an die Allmadt der Volls⸗ 
fitte auf niedrigen Stufen der Bildung, wo bie Sitte als fonftante Urjache beinahe 
völlig gleihförmig wirkt, d. h. Gleichförmigkeit der Handlungen bei zahllofen 
Perfonen in einem gegebenen Falle hervorruft, während die im Gebildeten wirk— 
famen Bildungselemente in ſolchen Fällen als zahlreihe accidentelle Urfachen mit- 
wirken und tie Handlungen als Refultanten viefer accidentellen und jener kon- 
ftanten Urſachen viel unregelmäßiger ausfallen laſſen. Es ergeben fid) aus biefer 
Verſchiedenheit der Berurfahungsigfteme auf verſchiedenen Aulturftufen auch ver- 
ſchiedene Anforderungen an die Statiftif. 

B. Objett, Aufgabe und Begriff der Statiftif. Das 
Borausgefchidte fegt uns in den Stand, das Objekt und damit auch das Ge— 
biet der Statiſtik wiffenfhaftlih zu beftimmen. Negativ gejchieht dies durch 
Bezeihnung derjenigen Erſcheinungen, welche nicht Objekte ber Statiftil find. Die 
wirklich typiſchen Erſcheinungen find es nicht, welche einzeln ftets in verfelben 
Weiſe vor fih gehen, aljo blos von feften, ſtets gleichartig wirkenden Urſachen 
abhängen. Bei ihnen geftattet eben eine einzige genaue Beobachtung einen Ins 
duktions ſchluß. Ift das Geſetz diefer Erfheinungen dann einmal gefunden, fo kann 
nun das debuftive Verfahren angewandt und aus dem befannten Geſetz bie be« 
ſtimmte Erſcheinung in jevem Falle abgeleitet werben. Ferner bilden biejenigen 
Erfheinungen nit das Objelt ver Statiftil, welche (oder genauer gejagt: ſoweit 
fie) fi als unvermeidliche Ableitungen (Deduftionen) aus einem, einerlei wie ger 
fundenen Gefege erklären laſſen. Dahin gehören vor allen die Ableitungen aus 
mathematifhen Geſetzen, ſoweit man von foldren Ableitungen zur Erklärung ter 
Erſcheinungen der realen Welt Gebraud macht (3. B. Beftimmung des fogenannten 
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mathematifchen ober folaren Klima’s). Ferner — und das ift der Grund, deſſent · 
wegen wir hier davon zu fprechen haben — bie Ableitungen aus den durch bie 
innere piychologifhe Prüfung unferer jelbft gefundenen Gefegen, nad) welden ge- 
wiſſe Handlungen des Menfchen regulirt werden. Die wirthfhaftliden Er- 
fheinungen, foweit fie bios vom Gelbftintereffe des Menſchen (vulgo Eigennug) 
abhängen, find diefer Art. Es verräth eine völlige Unflarheit über die Methode 
in der Nationalölonomil, wenn gegenwärtig von verfhiedenen Seiten jo oft das 
debuftive Berfahren in der Vollswirthſchaftslehre gänzlich verurtheilt und das 
induktive (hiftoriich-ftatiftifche) ald das allein beredhtigte bezeichnet wird. Endlich 
find allgemein alle Ableitungen aus einmal bereits, entweder durch das einfade 
(naturmiffenfhaftlihe) oder durh das fomplicirte (ftatiftifhe) Inpuftionsvers 
fahren gefundenen Oefegen hier zu nennen, Angenommen, das Selbftintereffe wäre 
durch methodiſche Maffenbeobahtung, nit duch innere Erfahrung als Haupt- 
regulator der wirthſchaftlichen Handlungen erfannt worden, wie denn bier bie 
innere Erfahrung Über die Urfahe und die unmittelbare äußere Beobachtung ber 
Wirkung immer zufammen gingen, jo würde nun das induktive (ftatiftifche) DBer- 
fahren in der Vollswirthſchaftslehre theilweife unndthig werden und durch bas 
debuftive zu erſetzen fein, jo gut wie 3. ®. feit ver Entvedung bes Gravitations- 
gefeges bis zu einem beftimmten Grave in ver Phyſik und Aftronomie. 

Nah diefer negativen Beftimmung des Objekts der Statiftit läßt ſich das⸗ 
jelbe auch leichter pofitiv beftimmen. Objekt der Statiſtik find alle Erſcheinungen 
der realen Welt (in- und außerhalb der Menſchheit), welche als Funktionen von 
tonftanten und acciventellen (nit immer alle zugleih, noch alle in bemfelben 
Grade der Stärke wirkenden, noch ftets in verfelben Weife fombinirten) Urfachen 
feinen abfolut gleihmäßigen, wohl aber einen im Ganzen (in ber großen Zahl 
der Fälle) durch die fonftanten Urſachen bebingten regelmäßigen Charakter haben. 
Man kann dann an dieſe Begriffsbeftimmung gleich weiter anknüpfen: Erſchei- 
nungen, welde daher zur Auffindung und Erklärung der Gefege, nach welchen 
fie fi reguliren, und des Abhängigkeitsvarhältniges von ben ihnen zu Grunde 
liegenden Urſachen einer methodiſch oder foftematifch zufammenhängenden Reihe von 
Maſſenbeobachtungen der Einzelfälle bevürfen. Die Gefammtheit dieſer Erfcheinungen 
bildet das Gebiet der Statiftit. 

Objekte der Statiftit find mithin die früher bezeichneten nicht-typifchen Bor- 
gänge in der Natur und ber Menfchheit. Nah der obigen Begrifisbeftimmung 
Önnen wir nun von Statiſtik mit gutem Gewiſſen auch wiſſenſchaftlich fprechen, 
wo die Praris e8 feit lange gethan, während einfeitige Theorien von dieſer Sta- 
tiſtil nichts wiffen wollten oder folgerichtig nichts wiſſen durften. Die Witterungs-, 
die mebicinifhe Statiftit find nun fo gut untergebradt, wie bie Bevölkerungs- 
und die Geld- und Krevitftatiftit. Unterfuhungen wie die über die Abhängigkeit 
der Entwidiung der menſchlichen Intelligenz von der Entwidlung (Größe, Geftalt, 
phyſilaliſchen und chemiſchen Beihaffenheit) des Gehirns oder über die Puls— 
frequen; und Körperwärme beim Fieber und nad den Lebensaltern, oder über dem 
Zufammenhang zwifhen dem Stand des Grundwaflers in den Brunnen und ber 
Cholera, find fo gut ftatiftifhe, als Forfhungen über die Frequenz der Verbrechen 
in verjchievenen Lebensaltern und auf verfchledenen Kulturftufen oder über ven 
Einfluß der Negierungsform auf die wirthſchaftliche und ſittliche Entwidiung der 
Bölfer, auf die Vertheilung des Grundeigenthums u. a. m. 

Nun läßt ih auch das Verhältniß der Statiftit zu denjenigen Wiffenfhaften 
leicht beſtimmen, in welchen ausfhließlic oder in gewiſſem Umfange das bebuftive 
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Berfahren, fei es von Anfang an, fei es, weil bereits eine Summe durch Induk⸗ 
tion gewonnener Geſetze bekannt ift, befolgt werben fann, z. B. zur phyſilaliſchen 
Erdkunde, zur Bollswirthichaftslehre, zur Politit u. a. m. Die Devuftionen aus 
den Geſetzen dieſer Wiffenfchaften können nur infoweit richtig fein, als die reale 
Erſcheinung, wie e8 der Hypotheſe entfpriht, ausſchließlich die abhängige 
Größe der fonftanten, nad dem bekannten Geſetz herrſchenden Urſache ift. Dies 
ift aber in der Wirklichkeit nicht immer der Fall und am Wenigften da ber Fall, 
wo man ed, um mit Carey zu reden, mit den höheren und höchſten Stoffformen, 
wo man es mit den Menſchen zu thun hat. Selbft das Fallgeſetz gilt in Wirt- 
lichfeit nicht genau, weil es auf den luftleeren Raum berechnet ift, und durch den 
Widerſtand der Luft, Reibung u. ſ. w. mobificirt wird. Das wahre oder phyſi- 
faltfche Klima oder die Bertheilung der Wärme über die Erdoberfläche wird durch 
eine konſtante Urſache, das mathematifche Klima oder die Entfernung vom Yequa- 
tor vorberrfchend, aber daneben durch zahlreiche aecidentelle Urſachen, die Ber- 
theilung von Land und Wafler, die Konfiguration des Landes, vie Meeres- 
firömungen u. ſ. w., deren Einfluß zum Theil ebenfalld wiederum unter ber 
Einwirkung ihrer eigenen wechſelnden Urſachen nicht feft gleihförmig ift, mit be» 
fimmt. Es bedarf daher zur Feſtſtellung des wahren Klima's eines zeitlih und 
räumlich ausgevehnten Beobachtungsſyſtems. Aehnliches gilt von den Gefegen ver 
Ebbe und Fluth, die auch ein Raplace nur für ven freien Dcean nad ben 
Gefegen der Mechanik berechnen, d. h. debuftiv beftimmen konnte. In der Bolls- 
wirthſchaftslehre betrachten wir nach der mir mit Mitt?) allein richtig fcheinen- 
den Methode ven Menſchen zunähft als ausſchließlich von feinem perfönlichen 
Interefie und dem Streben nah Vermögen geleitet. Gegen diefes Streben fungiren 
blos accidentelle Urfahen guter und ſchlechter Art, nicht nur die Trägheit 
und bie Neigung zum Lurus, wie Mitt will, die Eitelkeit u, f. w., aber aud 
nit nur das Gewiſſen, wie Roſcher, der Gemeinfinn, wie die meiften Neueren 
wollen, — das Selbftinterefje und das Gewiſſen find Feine koordinirten Gegen: 
füge —, als gegenwirtende Potenzen. Wir fuhen nun aus diefer Beſchaffenheit 
der den Menſchen im feinen wirthſchaftlichen Handlungen bewegenden Urſache zu 
beftimmen, wie demnach diefe Handlungen ausfallen werden. Aus der Öleidartig- 
feit der Urſache, welche in Allen wirft, wird auf die Gleichartigkeit der Wir- 
fungen, d. 5. der wirthſchaftlichen Vorgänge geſchloſſen. Hierdurch gelangt man 
zur Aufftellung gewifjer Gefege, welche ausfagen, wie fi, unter der gegebenen 
Borausfegung, db. h. unter der Annahme jenes einen Impulfes, bie wirthichaft- 
lihen Borgänge zutragen. Diefe Gefege find ftets Abftraftionen, bei welchen 
man, wie 3. B. beim Fallgefeg, von mobificirenden Einflüffen zunächſt abfieht. 
Sie find berechnet auf Menſchen, welde eben niht nur vorzugsmweife, wie 
in Wirklichkeit, fondern ausfhliehlid von ihrem richtig verftandenen wirth- 
ſchaftlichen Intereffe unter einem Zuſtande völlig freier Konkurrenz fi leiten 
laffen. Selbftverftändlich find diefe Gefege im konkreten Yeben niemals völlig rein 
wieder zu finden. Aber durd die Einführung erft eines, dann mehrerer mopifici« 
render Faktoren, wie fie in Wirklichkeit vorfommen, fann man felbft im Räfonnes 

ment und ber deduktiven Spekulation annähernd im Voraus beftimmen, wie fid) 


9) Dal. Mill, Logik 11, 519— 524. Durchaus nicht zu ihrem Vortbeil hat fich die neuere 
deutfähe Nationalöfonomif, meines Erachtens, von dem Boden diefer Auffaffung entfernt, wodurd 
die Verwirrung entgegengeſetzter, principlofer Meinungen, die mir im Augenblick z. ®. in der 
hiſtoriſchen Schule und der meueften, gegen fie reagirenden Nichtung fehen, entftanden iſt. 
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unter der und der Vorausfegung gewifle wirthſchaftliche Vorgänge in einer kon⸗ 
freten Bollswirthſchaft wirklich zutragen. So find denn auch die meiften und wid- 
tigften Gefeße der Nationalölonomit gefunden und fo Haben die größten National- 
öfonomen, die Smith, die Ricardo, die Hermann und Thünen operirt. 
Bei diefem Berfahren liegt aber, je mehr mobificirende Faktoren tm Räfonnement 
zu beachten find, und je fomplicirter die Berurfahungsfyfteme werben und je leichter 
daher das Räfonnement in quantitativ beftimmten in ein ſolches in vagen Begriffen 
übergeht, deſto näher die Gefahr einer fhiefen und unrichtigen Debuftion. Als Kon- 
trole für leßtere hat dann das induftive Verfahren zu dienen, und zwar vornehmlich 
die ſyſtematiſche Maffenbeobachtung der Statiftif, und nur in zweiter 
Linie die gefchichtliche Beobachtung, letztere aber, welche ihrer Natur nad bei der 
Unmöglichkeit der dod umumgänglichen Ifolirung ber Urſachen niemals einen fidheren 
Beweis geftattet, ſtets nur ald mangelhafter Erfag ver ftatiftifchen Beob- 
achtung. Dies ift die erfte und die Hauptbedeutung ver Statiftit in ber Bolts- 
wirthſchaftslehre als einer Dischplin, in welcher die konstante Haupturfache ber 
Erfheinungen durd bie pinchologifhe Prüfung des eigenen Innern gefunden werben 
fann. Die Statiſtik iſt bier zunächſt Kontrolmittel und Berifilationsverfahren. Es 
verhält fih mit der Volkswirtbfchaftsiehre eben anders als mit den reinen Natur 
wiffenfhaften, in melden von vorneherein freilih nicht mit Spekulation begonnen 
werben Tann. In jener Wiſſenſchaft ift vie Spekulation auf Erfahrung ge 
gründet. So berechtigt die Reaktion gegen ven philofophifchen fpefulativen Abfolu- 
tismus und feine baltlofen Konftruttionen in den Naturwiffenfhaften war, obgleich 
man aud hierin nicht felten zu weit ging, fo vorfidtig muß man die Berechtigung 
der Reaktion Seitens der fogenannten hiftorifhen Schule in ber Rationalöfonomil 
gegen die Ältere brittiſch-deutſche Schule erft prüfen. In zweiter Linie fann dann 
die Statiftif aach für vie Volkswirthſchaftslehre eine — zunähft allerdings noch ber 
fhränfte — felbftänpige Bedeutung gewinnen und infoferne bier aud für fie 
zum Ausgangspuntt werden. Die fonfreten Vorgänge als das Probuft zahlreicher 
miteinmwirkender Urfahen werben ſyſtematiſch maflenhaft beobachtet, möglihft in 
ihren einzelnen Phafen quantitativ genau beftimmt, und dann auf ähnliche Weije 
viefe Beobachtungen zur Ableitung der Gefege benutzt. So hat man gewiſſe Er- 
ſcheinungen des Geldes, des Papiergelves, des Kredit und Bankweſens der Preis- 
geftaltung u. a. m. bereits mit Erfolg behanvelt. Aber groß ift ver Umfang ber 
nad dieſer Methode bisher gewonnenen Refultate noch nicht, aud bier führt ver 
andere Weg, das vebuftive Verfahren, oft ebenfo ficher zum Ziele, fo daß beide 
Methoden fih gut ergänzen (z.B. bei der Berichtigung der falfchen Theorie — 
Duantitätstheorie —, daß der Werth bes mneinlösbaren Zwangskurspapiergelbes 
genau im umgekehrten Berhältniß zur Menge gegenüber dem Metallgeld und ven 
Waaren ſchwanke u. v. a. m.). Umfaſſend ift auch noch für lange das Gebiet 
derjenigen wirthſchaftlichen Erfcheinungen faum, die mit größerem Erfolg ober 
vollends ausſchließlich für das induktive ftatiftifche Verfahren, flatt für das 
depuftive in Anfprud genommen werben können. Es ift für bie richtige Auffaffung 
ver Statiſtik ſehr wichtig, gerade dieſes ihr Verhältniß zur politiſchen Delonomie 
richtig zu verftehen. Unſere Anficht fucht das Zuviel und Zumenig zu vermeiden 
‚und dadurch ber Statiſtik das ihr Gebührende zu vindiciren. Man wird der Sta— 
tiſtik ale Methode (f. u.) nur dann gerecht werben, wenn man fi bemußt ift, 
wo und unter welhen Borausfegungen bie gerade entgegengefegte Methode Pla 
greifen darf. Soweit übrigens — um biefen wichtigen Punft noch genauer zu 
präcifiren — in der Volkswirthſchaftslehre eine andere als bie dedullive Methobe 


Statiflik. 467 


berechtigt ift, und zwar bie inbuftive, fo muß leßtere wo möglich wenigftens bie 
ſtatiſtiſche fein, welche mit ihrer ziffermäßigen Exaltheit allein einen ftrengeren 
Beweis geftattet, woneben die fogenannte hiſtoriſch-phyſiologiſche Roſcher's nur 
in Ermanglung genauer ftatiftifher Daten als Erfag dienen fann, — eine An- 
fiht, welche allerdings gerade von Rofcher abgelehnt wird, mir jedoch vom Stand⸗ 
punkte der biftorifchen Schule felbft folgerichtig Billigung zu verdienen fcheint 9), 

Der Gefichtspunft, welher uns bei der Beftimmung des Objekts der Statiftif 
leitete, war die Zurüdführung der Art der Erfheinungen als Wirkungen auf eine 
entfprehende Art von Urfadhen. Daraus folgt dann fofort, daß ſyſtematiſche 
Maſſenbeobachtungen nothwendig find, um allen den mögliher Weife mitwirkenden 
Urfahen gewifjermaßen Gelegenheit zu geben (und Zeit zu laflen), ihr Bor: 
bandenfein und ihre relatine urſächliche Bedeutung für die Erfcei- 
nung zu zeigen, wenn 88 etwa in einer Mleineren unfyftematifchen Reihe von Be— 
obahtungen diefer Erſcheinung noch nicht gefhehen wäre. Dies fcheint mir ein 
anderer, tiefer auf das Weſen der Sache eingehender Gefihtspunft zu fein, 
als er ſich felbft bei Dudtelet und Rümelin findet. Dem erft vaburd wird 
bie Forderung einer großen Zahl von Beobadtungen motivirt, d. h. die un- 
bedingte Nothwenbigkeit einer großen Maſſe ſyſtematiſcher Beobachtungen begreif- 
lich. Fälſchlich ſagt man, nur in den großen Zahlen kommen die Regelmäßigfeiten 
vor, in den großen Zahlen fieht man vielmehr nur bie wirkliche relative Bedeu⸗ 
tung der Urſachen, während in einer Heinen Zahl von Beobachtungen vielleicht 
gerade einmal die Wirfungen der relativ unmichtigeren Urſachen zum Ausprud 
gelangen. Daher muß man infoferne mit Recht fagen, die Zahl der Beobachtungen 
fann nicht groß, ihr foftematifher Zufammenhang nicht ftreng genug fein, well 
erft damit die Wahrfcheinlichkeit immer größer, fchlieglih der Gewißheit beinahe 
gleich wire, daß in den durch Beobachtung konftatirten einzelnen Wirkungen wirt- 
lid das wahre, ſchließlich maßgebende, die Erſcheinung beherrſchende Raufalitäte- 
verhältnig richtig und vollftändig zum Ausdruck gelangt fei. 





%) Dal. Rofher, Syſt d. Volkswirthſch. 1, (5. Aufl. 1864) 8. 18, 22, 26 ff. Der er 
folgreihe Eifer in der Durchforſchung der Wirthſchafts⸗ und Kitteraturgeichichte früherer Beiten 
dann in feinem günftigen Einfluß auf die Volfsmwirbfchaftelehre dabei vonftändig anerkannt wer» 
den. Aber mie immer droht, befonders In der „Schule“, eine Einſeitigkelt der anderen zu folgen. 
Roſcher fcheint mir doc die Beweiskraft feiner Methode zu überfhägen. Schon Knies bat 
in feiner polit, Detonomie (Braunfhmw. 1853, vgl. z. B. S. 221 ff.) bei aller Anerkennung 
Rofher’s die Mängel der „biftorifchen Metbode* und das Unklare in der Gegenüberſehung 
der „pbilofopbifchen“ und „biftorifhen Metbode“ hervorgehoben. Neuerdings hat der Gareyaner 
Dübring (frit. Grundlag. d. Doltew. Lehre, Berl. 1866, 5. B. ©. 44 ff.) u. U. auch gegen 
den ‚falfeden Hiſtorismus“ in der Volkswirthſchafielehte Front gemadt. Aber obgleich er die 
wahre Aufgabe ſehr richtig formulirt — die Eriegung des Räfonnements in vagen durch bas 
in quantitativ beſtimmten Bezriffen —, fo verflößt er nicht nur felbft wie Carey, deſſen un« 
exakte Naturwiffenfhaft und unbiftorifche Gefchihte Roſcher mit vollem Rechte tadelt (Syſt. 1. 
8. 154), gegen fein fritiiches Hauptprineip, fondern er verfennt auch die wahre Schwäche des 
„Hiftorismue*, die in nichts Anderem lient, ald darin, daß eine mangelhafte induftive Methode, 
eben die biftoriiche, der vollfommeneren ftatiftifhen fubftituirt wird. Dübring bat denn auch, 
fo nahe er daran flreifte, die eigentliche Bedeutung der Statiſtik nicht erfaßt, Gegen Roſcher 
meine ich eben, daß die genenfäglichen Methoden auch in der Nationalöfonomit Deduftion umd 
Induktion find, von denen fi Die zweite in die beiden Zweige fpaltet, die genaue Duantitäte 
beftimmungen — ſtatiſtiſche und die ſolche nicht geftattende hiſtoriſche. Die letztere wird 

en diefes Mangels felten einen wirklich zuverläffigen Beweis liefern fünnen. Vortrefflich 
äußert Ach in aller Kürze über die Methoden ber Boltswirtbihaftelehre v. Mangoldt, (Grund 
d. Borfew. 2. Stuttg. 1863, 8. 11). Es ift in der That fein Grund einzuſehen, warum man 
die alten guten Ausdrüde Deduktion und Induktion in unfrer Disciplin wegfallen laffen foll, 
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Die Aufgabe der Statiſtil läßt fih alsdann dahin beftimmen, daß bie 
Dbjelte, d. h. die oben bezeichneten Erſcheinungen ver realen Welt als Wir- 
kungen (Ausdruch) eines komplicirten Berurfahungsfyfiens ber angegehenen Art 
aufzufaffen find. Diefe Aufgabe gliedert fih dann in folgender Weiſe 8). 

1. Die Erkennung der Erjceinungen ald Objekte der Statiftif. 

2. Die Beobachtung der Erſcheinungen als folde Objekte, daher die 
Unftellung ſyſtematiſcher Maffenbeobadhtungen. 

3. Die Aufzeichnung oder Regiftrirung der Beobadtungen als 
ftatiftifche. 

4. Die Sammlung und Klaffifilation der aufgezeihneten Beob- 
achtungen. 

5. Die Sichtung derſelben (formelle Kritik). 

6. Die Gruppirung der gefidhteten Beobadhtungen, die Vornahme von 
Rehnungsoperationen, bie tabellarifhe Zujammenftellung. 

7. Die Auffindung der Gleichförmigkeiten. 

8. Die Erflärung der gruppirten Beobahtungen und der Gleichförmig- 
keiten, das heißt bie Aufdedung des Kaufalverhältnifjes in den Erſchei— 
nungen und der räumlihen und zeitlichen Verſchiedenheiten. 

9, Die Ermittlung der Regelmäßigleiten und Regeln, der Ge» 
fegmäßigfeiten und Gefege, welde den beobadteten Erjheinungen und 
Gleichförmigleiten zu Grunde liegen, 

10. Die Darlegung (refp. Berdffentlihung) der aufgezeihneten, 
Haffificirten und gruppirten Beobadhtungen und der gewonnenen Refultate mittelft 
verfhiedener Darftellungsmittel. 

Die Erfüllung diefer alfo geglieverten Aufgabe erheifht zwei grundſätzlich 
verſchiedene Thätigleiten, nämlich Operationen, welche im Wefentlihen mechani— 
{her Natur find und eine untergeorbnete geiftige Thätigkeit beanfpruden, und 
Operationen, weldhe ein geiftiges Schließen vorausfegen. Jene verlangen 
eine gewiffe Fertigkeit, find wie eine Kunft tehnifch zu erlernen, dieſe 
erfordern einen logifh gefhulten Berftand, eine wiffenfhaftlide 
geiftigere Thätigkeit. Zu jenen gehören das unmittelbare Beobachten, Aufzeichnen, 
Sammeln, Sihten, Oruppiren, Rechnen, Umftellen, Umwandeln, das Auffinden 
der Gleichförmigkeiten, das Darlegen und Schildern, alſo PBunft 2—7 und. 10; 
zu dieſen Thätigfeiten dagegen gehört das Erkennen der Erfcheinungen als ftati- 
ftifh zu beobachtende, das Erklären und das Ermitteln der Gefege, alfo Puntt 
1 und 8 und 9 obigen Schema’s. Dort genügt im Ganzen ein tehnifch gefchulter 
Berftand, die richtige Handhabung eines tehnifchen Verfahrens, das durch Uebung 
gelernt werben muß. Hier handelt es ſich dagegen ftets um logiſche Schulung, um 
wiſſenſchaftliche Fähigkeit, beobachtete Erfheinungen als Wirkungen gejegmäßig 
einwirfender Urſachen aufzufaffen, tie Art (Charakter) des Berurfahungsfyftens 
zu erfennen und allgemeine Schlüffe aus den nah dem technifchen Verfahren ver- 
arbeiteten Beobachtungen zu ziehen, alfo um wifjenfhaftlihe Urtheile und Schlüſſe. 
Diefe kurz gefprochen techniſchen und geiftigen Operationen gehören aber enge zu— 
fammen, die Bornahme der technifhen Operationen hängt ab von dem Urtbeil, 
ob die Erſcheinungen dem Beobachtungsverfahren zu unterziehen find, Die Refultate 


9) Mit Anlehnung an Engel's Darftelung der Methoden der Statiſtik, ſ. ftatifl. Semin. 
an Bagner Geſetzmäßigk. 1, 69 ff., 11, 82 ff., Tüb. Zeitfchr. 1865 (Bd. 21), 
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der technifchen Thätigkelt bleiben tobtes Material, ohne vie geiflige Operation, 
welche fie zu benugen weiß. Die beiden verſchiedenen Operationen bilden deshalb 
auch zufammen den Inhalt Einer Disciplin, der Statiftik, die aber nach dieſen 
beiden Operationen als eine Methode der Beobadtung und als eine auf bie 
Refultate dieſer Methode geftügte inbuftive Wiffenfhaft erfheint. Man findet 
Analogie hierzu auch fonft, z. B. in der mikroskopiſchen Anatomie und Phyfio- 
logie, wo es fih aud um Handhabung eines techniſchen Berfahrens, einer Beob- 
achtungomethode und um die Berwerthung der mit Hülfe diefer Methode ge- 
wonnenen Nefultate handelt 1%), 

Die Definition ver Statiftif wird demnach lauten: die Statiftif ift eine Methode 
und eine Wiffenfhaft, — eine Methode, nämlich die genaue Quantitätsbeftim- 
mungen bezwedende, qualitative auf quantitative Verſchiedenheiten zurüdführenve 
fnftematifhe Maffenbeobahtung aller derjenigen Erſcheinungen ber realen 
Melt, welhe ala Funktionen von konftanten und acciventellen Urfachen keinen abfolut 
gleihmäßigen, typifhen, fondern blos einen im Ganzen regelmäßigen Charakter 
(Geftaltung, Entwidlung) haben (f. oben über Objelt der Statiftil), und eine 
Wiſſenſchaft, nämlih die induktive Beobachtungswiſſenſchaft, welche mit Hülfe 
dieſer Methode die ſoeben bezeichneten Erſcheinungen nach ihren Kauſalverhält- 
niſſen erklärt und die Geſetze, nad denen fie fi geſtalten, aufdeckt. 

Diefe im Gegenſatz zu den typiſchen Naturvorgängen kowmplicirten Erſchei⸗ 
mungen der Natur und Menſchheit bilden ein Gebiet, welches durch den gleich— 
artigen Charakter feines VBerurfahungsfyftems oder das Konkurriren von konſtanten 
und aceidentellen Urſachen als ein zufammengehöriges, für die Anwendung eines 
und besfelben methodiſchen Beobachtungsverfahrens geeignetes bezeichnet wird. Die 
Gefammtheit viefer Erfheinungen fteht unter fi in einem Verhältniß vielfacher 
gegenfettiger Beeinfluffung. Auch dieſes Berhältniß gehört zu den durch bie Sta— 
tiftit aufzubedenden KRaufalitätsbeziehungen. Wegen der ri run Abhängig- 
feitsverhältniffe menfdyliher Vorgänge und Handlungen von ber Natur, 5. B. von 
Mimatifchen, Witterungs-, Bodenverhältniffen, von der Bewegung ber Erbe um 
die Sonne und um ihre Are iſt es durchaus nothwendig, menfchheitsftatiftifche 
und nmaturftatiftifche Unterfuhungen in Dudtelet’s Weife zu vereinigen. 
Dann handelt es fich aber in der That darum, mie es oben ausgebrüdt wurde, 
ven Mechanismus der realen Welt mittelft der Statiſtik aufzulöfen und zu er- 
Mären. Denn biefer Mechanismus befteht eben in viefem Verhältniß der Abhängig- 
keit und” Beeinfluffung zwiſchen den verfchiedenen Erfheinungen der realen Welt, 
indem biefe letzteren durch das kauſale Band, die einen als Urfadhen, die anderen 
als Wirkungen, dann biefe wieder als Urfadhen und jene als Wirkungen, — nicht 
nothwendig ale Wehfelmirtungen — mit einander verfnüpft find. Es zieht 
fi auf dieſe Weiſe ein Zufammenhang durch alle, oft auch die ſcheinbar völlig 
beziehungslofen Erfhelnungen ber realen Welt, welcher ſchon in ben einzelnen 
wenigen Beziehungen, in denen e8 ber Statiftif bisher gelungen ift, ihn aufzu= 
- deden, oft das größte Erftaunen hervorrufen muß. Oder ift e8 nicht für das ge- 
wöhnliche natürliche Bewußtſein erftaunlih, daß zwifchen dem Stande der Erbe 
zur Sonne und ben Geburten, gewiffen Verbrechen, ja fogar den Selbftmorben 
ein gewiffer Kaufalzufammenhang befteht? Nachdem verfelbe einmal durch vie 
Statiftit aufgevedt ift, kann man ihn fi freilich mitunter durch Räfonnement 


— m. 


100) Dal, die Bemerfung von Roſcher a. a. O. $. 18 und die treffenden Gegenbemers 
kungen ann a. a. D ©. 663 ff. : 
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begreiflich machen, aber wer deshalb das Verdienſt der Statiftil, wie es gelegent- 
lid) von ſpekulativ philoſophiſcher Seite gefhehen, herabjegt, der erinnert doch an 
jene Leute, welche Columbus auf fo draftiiche Weife von der Schmwäde ihrer apri- 
oriftiihen Weisheit Überzeugen mußte. Gerade für vie Menjcheitsftatiftit,, zumal 
für die Theile verfelben, bei welchen uns die eigene innere Erfahrung wenig oder 
gar feinen Aufichluß geben kann, wird es heiljam fein, glei durch die Begriffs- 
beftimmung der Statiſtik daran zu erinnern, daß es fih um Auflöfung und Er— 
Härung bes mechaniſchen Zufammenhangs zwiſchen allen möglichen Arten realer 
Erſcheinungen handelt. Befonvers in den Fällen, wo man es mit ſcheinbar ganz 
vom. freien Willen abhängigen Handlungen der Menfchen zu thun bat, kann 
man ſchon nad; den wenigen bisherigen Erfahrungen mit Sicherheit annehmen, 
daß eine ftatiftifche Behandlung, d. h. eine ſyſtematiſche Maſſenbeobachtung eine ganze 
Reihe von konftanten Abhängigfeitöverhältnifien diejer Handlungen nicht blos von 
focialen, fondern aud von Berhältniffen der äußeren Natur und der phufifchen 
Organifation der Hanvelnden zum Vorſchein bringen wird. 

0. Die Ausführung und Erfüllung der tatiftifgen 
Aufgabe In Ausführung ber ftatiftiihen Aufgabe wird man zuerft die 
Objekte durch Ausscheidung der typiihen Naturphänomene und ber bereits deduktiw 
zu erflärenden Erſcheinungen feftftellen müſſen. Gegenüber ven, legteren Erfchei- 
nungen kann e8 fi) aber darum handeln, als Kontrole, zum Zwed der Brobe 
bes bebuktiven Verfahrens, ebenfalls ftatiftiiche Beobadtungen anzuftellen. Die 
Art der Beobadhtung und der Benutung der angeftellten Beobadtungen muß 
dann, wenn bie Kontrole objeltiv vorgenommen werben fol, in —— Weiſe 
erfolgen, als wenn das induktiv ſtatiſtiſche Verfahren ſelbſtändig den Anfang bildete. 
Um die ſtatiſtiſchen Objekte dann zu erkennen und die typiſchen mit Sicherheit 
auszuſcheiden, wird man eine Art Vorbeobachtungen anſtellen müſſen. Bei dieſen 
geht man von der Vermuthung aus, daß alle Erſcheinungen der realen Welt in 
das Gebiet der Statiſtik gehören möchten und ſelbſt die typiſchen mitunter nur 
ſcheinbar typiſch ſind und doch unter gewifſen modificirenden Nebeneinflüſſen ſtehen 
können. Der gebildete Verſtand wird dann mit Rückſicht auf den ſachlichen Gehalt 
und Sinn ber Beobahtungen kritiſch prüfend beftimmen müflen, ob den Vorbeob— 
achtungen ein ftatiftiicher Werth zulomme und durch fie die betreffende Erſcheinung 
in das Gebiet der Statiftit verwiefen werde. Diefe Vorbeobachtungen fünnen ihrem 
Zwede nach weber ſyſtematiſch noch maflenhaft fein, oft genügt eine ober wenige 
Beobadtungen, um eine Erfcheinung als Objeft der Statiftif mit ziemliher Sicher⸗ 
beit betrachten zu laffen. Eben deshalb bedarf es hier aber eines ——— 
Urtheils. Allgemeine feſte Regeln laſſen ſich ſchwer geben, auf die Fähigleit, den 
Takt, die Uebung des Statiſtikers kommt hier das Meiſte an. Kombinationsgabe 
und Divination jpielen aud hier viefelbe Rolle, wie in den einfachen indultiven, 
den Naturwiſſenſchaften. Ja, gerade darin zeigt ſich dev Meifter, daß ihn wenige 
Beobachtungen bivinatorifh zu einer Hypotheſe führen, welche nun durch ſyſtema— 
tiihe Mafjenbeobahtung genau geprüft wird, Derjenige, der wie Qudtelet in 
biefer Weife verfährt, wird immer den Preis vor dem blos fleißigen Arbeiter 
davon tragen. Oft wird auch nur die Idee den GStatiftifer leiten, ob nicht für 
gewiffe Erſcheinungen ftatiftiiche Geſetzmäßigkeiten oder beftimmte in anderen ana» 
logen Erſcheinungen beobachtete Einflüfe und Geſetze nahmeisbar fein möchten: 
Die daraufhin vorgenommene Anftellung ver Beobachtungen fann dann nicht jelten 
zu den überrafchendften Refultaten führen. In der Moralftatiftif finden fi mande 
Belege für diefe Auffaffung. Eines der jhönften Beiſpiele ift jenes Quételet'ſche 
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Geſetz der dramatiſchen Produltion nad dem Lebensalter. Aehnlich würde ſich 
vielleicht die geiſtige Marimalarbeitsfähigteit der Gelehrten am Tage, im Jahre, 
im Leben, vielleicht ein Geſetz der Bertheilung der Produktion der beften Mono- 
graphieen und. der beften Syſteme (Lehrbücher u. f. w) über ‚die Lebensalter in 
ver. Gefammtheit ver Wifjenfchaften und im einzelnen Wiffenfhaften entwideln laſſen. 

Das Wefen der ſtatiſtiſchen Beobahtung wirb burd bie Bezeid- 
nung, methodiſche oder ſyſtematiſche Maſſenbeobachtung deutlich 
ausgedrückt. Den Gegenſatz bilden bie Ginzelbeobadhtung und bie majjen- 
haften vereinzelten Beobahtungen, bemen das Moment der Methodil 
oder Syftematit fehlt, Das Gebiet ver (wiffenfhaftlihen) Einzelbeobahtung, find 
die rein typiſchen Naturerfcheinungen. Auch hier kann es fi mitunter um eine 
der ftatiftifchen äußerlich ähnliche, aber doch weſentlich davon verfchiebene Operation 
handeln, Viele und methodiſche Einzelbeobachtungen können in Bällen, wo ber 
wahre Zuftand ſchwer genau zu lonſtatiren ift, nothwendig werben. Bielleiht muß 
man, dann aud) hier. einen Durchſchnitt aus einer Reihe in Zahlen ausgeprüdter 
Beobachtungen über ein Ouantitätsverhältniß ziehen, aber nur zum Zwechk ber 
Gliminirung der Beobadtungsfehler, — was aud bei ftatiftifhen Operationen 
vortommt, — nicht zur Feftftellung der Wirkung ber tonftanten Urfachen in ber 
Erfcheinung. Der Durchſchnitt der Beobahtungen gilt dann nur als das wirkliche 
Zahlenverhältnig (4. B. bei ſchwierigen mitrosfopifchen Unterfuhungen der Zufammen- 
fegung der Organismen, wie ber Struktur der Nervenelemente). Die Einzelbeobad- 
tung kann ſich aber auch auf ftatiftifche Objelte beziehen und ift dann im GErmanglung 
foftematifher Maffenbeobahtungen oft wichtig genug, wenn aud von relativ geringerem 
Werthe. Im Zufammenhang mit den Ergebnifien anberweiter ftatiftifcher Beobadhtun- 
gem lann felbft Ein wirklich fonftatixter Fall, 3. DB. einer der Annahme nach lofali- 
firten Krankheit, wie des gelben Fiebers, den ein Reifender in einem Lande, wo eine 
ſolche Krankheit wicht vorlommen joll, beobachtet, von großer Bedeutung fein, Uber 
notbwendig. bleibt dann immer noch die ftatiftijhe Beobachtung. Daher der meift 
relativ. fo ‚geringe Werth der Einzelbeobahtungen, welche uns über Kultur-, Wirih⸗ 
ihafts-, Bevölferungs-, Witterungsverhältniffe aus früheren Zeiten überlommen 
find, in den Reifeberichten aus, wenig beſuchten Ländern mitgetheilt werben u. j. w. 

Die. mafienbaften vereinzelten. Beobachtungen bilden gewiffermaßen das un- 
wiſſenſchaftliche ftatiftifhe Beobahtungsverfahren fiber ftatiftifche Objekte, welches 
täglich ‚im ‚Leben angeftellt wird, Der Boltsgeift faßt jene Beobachtungen im 


Sprichwort zufammen, wir Ale pflegen dieſelben als Grundlage unferer Urteile ’ 


über die meiſten regelmäßigen, aber ‚nicht gleihförmigen, weil von verſchiedenen 
Urſachen beſtimmten Erſcheinungen um uns her zu benugen, z. B. bei unſerer 
Beurtheilung der Witterung, von Land und Leuten, der körperlichen, geiſtigen und 
moralifhen Eigenfhaften der Bevölferung, des Nationalharakters u. f. w. Der 
menfchliche Geift- operirt dabei ftets bewußt oder wie bei den a rer mehr 
inftinktiv innerhalb des allgemeinen KRaufalgefeges, In allen folhen Urtheilen pflegt 
daher aud ein Korm Wahrheit zu fein, wie }. B. im Sprihwort. Aber wie 
weit fie wahr find, bleibt: gerade die Frage. Hier kommen denn bie beliebten 
Generalifationen, zumal wenn jene mafjenhaften vereingelten Beobachtungen, welche 
eben nur zu unvolllommenen Induftionen hinreihen, ſich mit oberflädlichen uud 
ſchiefen Deduftionen verbinden, was jo auferorbentlih häufig. der Fall ift. Diefe 
in: der. Luft ftehenden Generalifationen bilden vornehmlich das, was wir. jo gerne 
unfere „Lebenserfahrung" nennen, — nur zu oft in politiſchen, wirthſchaftlichen, 
mebicinifchen Fragen, in den Urtheilen über politiihe Fähigkeiten und Stimmungen 


— 
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der Völker u. ſ. w. ſelbſt bei bevorzugten Geiſtern, geſchweige bei der großen 
Maffe ein Mirtum Kompoſitum oberflählicher Deduktionen, unvolllommener In- 
dultionen und aprioriftifcher Vorurtheile. Das Falfche ift eben bier, verwidelte, 
von vielen Urfachen in wechſelnder Weife abhängige Vorgänge auf Grund weniger 
unfyftematifher Beobachtungen beurtheilen zu wollen. Die ftatiftijche Beobachtung 
folgt mit Nothwendigfeit aus dem Wefen diefer Objekte. Die Statiftil dient bier 
recht eigentlich als Berifitationsverfahren. Auch der fogenannte Hiftorifhe Beweis, 
welder in der Kultur und Geiftesgefchichte, in der Nationalöfonomit und Politik 
u. ſ. w. fo vielfach zur Anwendung fommt, leidet an dem Gebrechen, daß eben 
vereinzelte biftorifhe Notizen immer nur ein fehr mangelbaftes Beobachtungs- 
material bilten. Sie geftatten daher num und nimmer einen zuverläffigen Invul- 
tionsfhluß. 
j Die Aufgabe der ftatiftifhen Beobachtung als ver ſyſtematiſchen Maffen- 
beobachtung, läßt fih alsdann in folgender Weife bezeichnen. Die Beobachtung 
muß in ber Weife und in dem Umfange angeftellt werben, daß bie Urſachen, 
welche in einer als ftatiftiiches Objeft erfannten Erſcheinung mitwirken, nach Wahr- 
ſcheinlichkeitsgründen in ben die Erfcheinung betreffenden Beobachtungen bereits 
fämmtlic und zwar in der Weiſe zur Wirkfamkeit gelangt find, wie e8 auch ber 
Durchſchnittslombination und Durchſchnittsbedeutung jeder accidentellen Urſache 
und dem Gefeg der Erſcheinung entſpricht. Eine Grenze hat die ftatiftifche Be» 
obachtung an fi nicht, denn niemals wird die mathematifhe Wahrſcheinlichkeit 
der Gemißheit gleih. Doch fteigt unter übrigens gleihen Umftänden der Werth 
eines ftatiftifchen Refultats wie die Duabratwurzel aus der Zahl der Beobachtungen. 
In dem Ausdruck Maffenbeobahtung hat das Wort Maſſe eine relative Bedeu⸗ 
tung. Das Ziel ift eine möglichft große Maffe, mit der dann ber Werth der Ge- 
fegmäßigfeit oder des Geſetzes fteigt, ohne daß deshalb eine ſolche Geſetzmäßigkeit 
nicht ſchon früher abgeleitet werben könnte. Sie hat nur anfangs eine geringere 
Zuverläffigkeit, nicht in dem Sinne, daß fie durd eine größere Anzahl Beob- 
ahtungen ganz umgeftoßen würde, fondern in dem, daß fie baburd genauer prä» 
cifirt wird. 

Die Anftellung der ftatiftifchen Beobadhtung muß in der Weile erfolgen, 
daß das ftatiftifche Objekt, welches als veränderliche Erfcheinung des realen Lebens 
an bie Kategorieen Zeit und Raum gebunden ift, in feinen zeitlihen und räum- 
fihen Unterfchieden (Differenzpunften) erfaßt werde. Die Beobachtung hat mög» 
lichſt viele foldhe Differenzpuntte (Phafen, Momente, Theile) genau zu konſtatiren, 
barin liegt das Weſen der Maffenbeobadhtung, zugleich aber fie alle in fleter 
Rückſicht auf die Zufammengehörigkeit der konftatirten Phafen zu Einer Gefammt- 
erfcheinung zu betrachten, darin liegt da8 Weſen der ſyſtematiſchen Maffen- 
beobadtung. Die zeitlihe und räumlihe Auspehnung ber Beobachtungen 
muß daher vornehmlih in der Weife vor fih gehen, daß Zeit und Raum in 
möglichſt Meine Theile zerlegt werben und bie einzelnen Beobachtungen kontinuirlich 
den Zuftand ber Erfheinung in jedem Meinften Zeit- und Raumtheil verfolgend 
bie Erfcheinung felbft in ihrer ununterbrodenen Kontinuation zur Darftellung 
bringen. Jede einzelne Beobachtung über den Zuftand eines ftatiftifchen Objekts 
in einem gegebenen Raum und Zeitpunfte heißt ftatiftifhes Datum. Es iſt 
paffend, dieſen Ausdruck auf die wirkliche Theilbeobachtung der ſyſtematiſchen 
Waffenbeobahtung zu befhränfen. Mit Rüdficht auf die innere Zufammengehörig- 
feit der ftatiftifchen Daten zur fyftematifhen Maffenbeobadtung kann man fie auch 
Elementardaten nennen. Beliebig aus verfhiebenen Zeiten und Räumen zu« 
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fammengeftellte ftatiftifhe Beobachtungen find dann eben Heine ſolche Elementar⸗ 
daten, feine Theile einer kontinuirlichen Beobachtungsreihe und geftatten deshalb 
wieberum feine Schlüffe, weil fie feine Garantie in Betreff der Vollſtändigkeit der 
mitwirtenden Urfahen zu geben vermögen. 

Aus dem Weſen dee ftatiftifchen Objefts und der Aufgabe ber ftatiftifchen 
Beobachtung folgt die Beantwortung der Frage, wer folde Beobachtungen anzu⸗ 
ftellen bat. Der Einzelne fann zwar auf vielen Gebieten die erforverlichen ſyſte⸗ 
matiſchen Maſſenbeobachtungen machen, aber genügend meiftens nur da, wo es 
auf Konftatirung der zeitlichen Unterſchiede ankommt. Wo räumliche und zeit 
liche Beobadtung, wie in der Negel, genau kombinirt werden muß, ift eine Ber» 
einigung vieler Beobadhter unumgänglich bedingt, meiftens muß ein fireng in: 
eimandergreifendes Beobachtungsſyſtem künftlih organifirt werben. Dies kann zwar 
bei den einfacheren Phänomenen, ähnlid wie in den reinen Naturwiffenfhaften, 
durch freie Privatthätigkeit geſchehen, mamentlid fo lange die räumliche und zeit- 
lihe Kontinuation der Beobachtungen nicht die allerftrengfte Syftematif und vie 
allertieinfte Teilung von Zeit und Raum erfordert: und das ftatiftifche Objekt 
nit felbft die Beobachtung hindert. Zu der Ueberwindung der Schwierigkeiten 
bei der räumlichen Ausdehnung felbft naturftatiftiicher Beobachtungen reicht aber 
oft ſchon die freie DOrganifation der Privatkräfte ohne Staatdunterftägung nicht 
aus (3. B. bei den Witterungsbeobachtungen), und zwar um fo weniger, je mehr 
zunächſt rein wiſſenſchaftliche, nicht unmittelbar praktiſche Interefien die Beobachter 
zur Anſtellung mühjamer Beobachtungen bewegen müßten (Ausnahmen alfo z. B. 
bei Seeftrömungs- und Windkarten). Dan bedarf hier daher ſchon oft befonderer 
amtliher (ftaatliher) Beobahtungsanftalten. Für menfchheitsftatiftiihe Be— 
obahtungen genügt wegen der großen räumlichen und zeitlichen Ausdehnung, deren 
e8 bedarf, und wegen des Mangels der erforderlihen Autorität gegenüber bem 
Beobachtungsobjekt aber vollends weder der einzelne Privatbeobadhter, noch ein 
Berein von folden. Eigene Beobahtungsanftalten des Staats, 
Menfhheitsobfervatorien, ftatiftifhe Bureaur mit einem Worte 
geben alfo mit Nothwenbigfeit aus dem Weſen der ſtatiſtiſchen Objekte hervor. 
Die grundfägliche Scheivung von amtliher und Privatſtatiſtik, welche wir 
in der neueren Statiſtik beobachten, ift durch die Sache felbft geboten. Der Streit 
darüber, die Eiferfucht mancher Privatftatiftiter verrathen mangelnde Einſicht im 
Begriff und Aufgabe der Statiſtikt. Der herumrelfende Statiftifer und Natlonal«- 
öfonom, welcher fi blos oder vorzugsweife „durch feine Erfahrung auf der 
Straße” unterrichtet, wie es deren noch vor furzer Zeit manche gewiß vielfad 
tüchtige gab, verfennt eben doch das Wefen ver ftatiftiichen Beobachtung als einer 
ſyſtematiſchen Maffenbeobadhtung. Freilih Haben die Staaten bisher faum 
je zu eigentlich wiſſenſchaftlichen Zwecken ftatiftifche Bureanr errichtet, noch bat 
in ben legteren der wifjenfchaftliche Zwed bei ver Anftellung der Beobachtungen 
irgend vorgemaltet. Es waren vielmehr praftifche Zelte, weldhe zur Organi- 
fation der amtlichen Statiftit führten 101), Aber bei der Verfolgung viefer Zwecke 
werben abfidhtslos und felbft wider Willen immer wifjenfhuftlide Zwecke mit 
erfült. Die für die Praris gefammelten Daten dienen der Wiffenfchaft ſtets mit. 
Sie bilden die Baufteine, mit welden unter Beihülfe der Wiffenfhaft das Ge— 
bäude einer rationellen Praris im Staatsleben aufgeführt wird, fie werben nicht 


0) Dal Petermann, Art. Statiftit in Renttzſch' Handwörterb. d. Volkswirthſchafts⸗ 
lehre, ©. 883. 
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ſelten die Edfteine des Baues, obgleich fie von der Praris eine Zeit lang ver⸗ 
worfen worden, Cine innere Nothwendigfeit, ver richtig verftandene Nugen. für 
vie Praris jelbft, drängt denn aud die ftatiftifchen Bureaur zur Uebernahme bes 
Derufs eigentlich wiſſenſchaftlicher Obfervatorien für die Anftelung ſyſtematiſcher 
Maſſenbeobachtungen. Die neuerdings immer häufiger werbenve Verbindung ber 
ftatiftifhen Bureaux und ver meteorologifhen Anftalten ift im dieſer Hinficht 
charalteriſtiſch. Am Deutlichften zeigt fih das größere Vorwalten wiſſenſchaftlicher 
Beftrebungen in der durch die ftatiftifhen Kongreſſe angeregten Organifation ber 
amtlichen internationalen Gtatiftil. Unmittelbar praftifhe Zwede werben babei 
nit verfolgt, die Daten follen vergleichbar gemacht werben um wiflenfchaftlicher 
Zwecke willen, welche freilich die Bedürfniſſe einer rationellen Praxis einfchließen, 
Dan will eben die ſyſtematiſche Mafjenbeobahtung noch weiter methodiſch räum- 
lich und zeitlich ausdehnen. Diefe internationale Organifation der Statiftif bildet 
alfo das noihmwendige Komplement der ſyſtematiſchen Maſſenbeobachtung, bejonders, 
wenn aud nicht ausichließlic, im Gebiete der Menfchheit. R. sl 
Die ftatiftiihe Beobachtung muß dann die Erſcheinung nah ihrer quanti- 
tativen Seite erfaflen umd bie zeitlichen und räumlichen Verſchiedenheiten als 
quantitative Veränderungen zu beftimmen: fuchen. Der Zwed der ftatiftifchen Be- 
obachtung ift die Quantitätsbeftimmung, das Mittel zu genauer Duantitäts- 
beftimmung ift die Zurüdführung der legteren auf Ziffern. Ziffermäßigkeit ber 
ftatiftifchen Daten ift alfo in der That eine Anforderung an die GStatiftil, welcher 
man möglihft gerecht werben muß. Aber es heißt das Wejen per Sache verlennen, 
wenn man ausfhlieglich Zifferndaten verlangt. Wenn aud bie beften, weil 
die allein genauen, find es nicht die einzigen ftatiftiihen Daten. Ungefähre 
Dnantitätöbeftimmungen (3. B. viel, wenig, mehr, weniger, größer, geringer) find 
in Ermanglung von Zifferndaten nicht mothwenvig unbrauchbar. Mit ihnen be 
ginnt man, bis die Beobadhtungsmittel, Methoden, Inftrumente genaue Daten 
liefern (3. B. urfprüngliche ungefähre Beftimmungen ber Khan Kae Wörme 
über bie Erde, der Förperlihen Kraft ver Völker in verfchievenen Ländern durch 
die erften Reifenden, dann genauere Beftimmungen mit Hülfe von Inftrumenten, 
deren allmälige Bervolllommnung erft fehließlih genaue, in Zahlen ausgebrüdte 
Duantitätöbeflimmungen geftattet hat).  Mit- der größeren Genauigkeit der Beob- 
achtungen als Quantitätsbeftimmungen wächst dann ver Nugen der Beobachtungen 
um fo mehr, je mehr dem Rechnen ähnliche Logifche Operationen und Räfonnements 
in wirklich quantitativ beftimmten, nicht ftets ‚bloß in vagen Begriffen ermöglicht 
werben, bis zulegt die Zurüdführung der Daten auf Zahlen eine umfaffende Anwen- 
dung der Rehnung felbft geftattet und der Statiftil in höherem Grabe ben 
Charakter einer eraften Wifjenichaft verleiht. eye 
Die Aufzeihnung, Sammlung, Klaffifitetion, Gruppirang ver ftatiftifchen 
Beobadtungen haben alle ven Zmed, dem menfchliden Gedächtniß und Wbftral- 
tionsvermögen zu Hilfe fommend, die foftematifch gefammelten mafjenhaften Be— 
obachtungen überfichtlic dem phufiihen wie dem geiftigen Auge vorzuführen. Das 
vornehmfte Mittel der überfichtlihen Zufammenflellung und Gruppirung der auf- 
gezeichneten Beobachtungen ift die Tabelle. Sie erleichtert. nicht nur die Leber 
ſichtlichteit, befonders von Zahlendaten, außerorbentlih, fondern läßt auch ſchon 
dem phyſiſchen Auge beim Ueberbliden die Gleichförmigkeiten entgegentreten. Auch 
die formelle Kritifche Prüfung wird durch die tabellarifhe Zufammenftellung er- 
leihtert, auffällige Abweihungen von ber Gleihförmigfeit werben in ber 
Zabelle am Deutlihften hervortreten. Obwohl das Mißtrauen gegen folde Ab— 
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weihungen, da man doch erft die Gleichförmigkeiten finden will, auf: einer petitio 
BERN beruht, fo ift es doc berechtigt: die allgemeine Wahrſcheinlichleit ſpricht 
auf Orund des Raufalgefeges von vorneherein für eine gewiſſe Gleihförmigfeit. 
Die Hauptbedentung der Tabelle liegt jedoch darin, daß fie richtig, fonftruirt zu- 
gleich das funktionelle Verhältniß zwiſchen dem ftatiftifhen Objekt umd den darauf 
* einmirkenden Einflüffen zum Ausdruck bringt: Die Tabelle ift, wie Engel fagt, 
einer Sammlung von Funktionen zu vergleihen, die ftatiftifhen Daten über ein 
Objekt eriheinen darin als abhängige Variablen der nad einander zur. Prüfung 
ihres Einfluffes vorzuführenden Urſachen. Man wird dann fofort überjehen können, 
welche Veränderungen der auf ein Objelt bezüglichen Daten unter dem Einfluffe 
ränmlicher und ‚zeitlicher Beränderungen erfolgen. Paflend wird man. dabei die 
einzelnen wahrnehmbaren und venkbaren Einflüſſe mad verſchiedenen Geſichts- 
punkten, namentlich je nachdem es räumlich oder zeitlich wirkende find, ober. nad 
gewifien aus dem Wefen des Objelts hervorgehenten Rüdfichten Haffificiren. «Hier 
gilt es, ein förmliches Syftem von Tabellen einzurichten, um ein ftatiftifches Db- 
jeft in. feiner Abhängigkeit von allen Arten von Einflüſſen richtig erfaflen zu 
können 192), Die in Zahlen ausgedrückten ftatiftiihen Daten müſſen durd eine 
Reihe von Rehnungsoperationen manderlei Berwandlungen erleiden. Es handelt 
ch darum, aus den ‚abfoluten Zahlen Summen, Durchſchnitte und Mittel) zu 
ziehen, die Abmweihungen vom Mittel u. U. m. zu berechnen, bie, abjoluten in 
relative Zahlen zu verwandeln, Procentfäge, Proportionen zu. bilden w..f..w, Auch 
bier müſſen dann bie umgeftalteten Daten wieder, tabellariich zufammengeftellt 
werben. ‚Gerade aus dem derartig behandelten Daten. find die Gleihförmigfeiten 
am.Beften herauszufinden. Die Tabelle mit Zahlendaten (bedingt ſelbſt mit um« 
gefähren Duantitätsbeftimmungen) ift eine arithmetifhe Darftelung des funftio- 
nellen Berhältnifjes der Erfcheinung. Auf Grund diefer Daten lann auch eine 
geometriſche Darftellung tiefes Berhältniffes, z. B. eine Aurvenzeihnung in einem 
Koordinatenfnftem, eine fogenannte graphiſche Darftellung, oder eine bildliche mit 
Garbenverfhiedenheiten, Schattenabftufungen gegeben werben, Zwiſchen viefen ver- 
ſchiedenen Darftellungsformen beſteht, wie man merlwürdiger Weife mitunter, an - 
enommen, kein Gegenſatz, die Tabelle ift vielmehr die Örumvlage und Boraus- 
fung vn grapbifhen und bilplihen Darftellung. 
ie Aufdedung des Kaufalverhältniffes in den Erfheinungen, über welche 

ſyſtematiſche Maſſenbeobachtungen angeftellt und gruppirt worden find, und bie 
Ableitung der Geſetzmäßigleiten und Geſetze geſchieht in folgender Weif: Man 
betradhtet dieſe Erſcheinungen als Wirkungen verſchiedener Urſachen und prüft. durch 
die dazu entſprechend eingerichtete Beobachtung und die tabellariihe Zufammen- 
ftellung, in welcher vie ftatiftifchen Daten als Abhängige der möglichen) Urſachen 
erfheinen, einzeln nad einander, ob und welche „Reaktion“ ver Daten auf: bie 
Behandlung mit der betreffenden Urſache als „Reagens“ erfolgt. Nach Feftftellung 
des Borhandenfeins einer Reaktion fucht man vie. Größe und Beſchaffenheit des Ein» 
fluffes mittelft folder Beobadhtungen, welche eine beftimmte Mopifitation dev Ur— 
ſache an fid oder der Art ihrer Einwirkung enthalten, zu ;beftimmen, wodurch ein 
äbhnliher Weg wie mit dem. Experiment in den Naturwiffenfhaften eingeſchlagen 


108) Bal. Engel, Beweg. d. Bevölk, in Sachſen, Vorw., innopt. Tab. S, 116, A. Wag: 
ner Geſeßmäßigk. 1, 77 ff., 11, 82 ff., das Schema der Einflüffe auf S. 85. Die Arbeit 
büdet einen Verſuch, den Selbſtmord im diefer Weile als Funklion zahlreicher Einflüſſe meibodifch- 
ftatiftifch zu unterfuchen. , 
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wird. Schließlich geht man dann daran, die aufgefundenen und genauer beftimmten 
(gemefjenen) Abhängigkeitsverhälmiffe einer Erfheinung unter fi und mit ben» 
jenigen anderer Erfheinungen in Zufammenhang zu bringen, um bie generellere 
Beventung einer Urſache für eine Reihe Erfheinungen feftzuftelen und dadurch 
vielleicht zu einer höheren Urſache emporzufteigen. Ueberall hanvelt es ſich hier 
um Schlüffe, deren logifche Richtigkeit an ven Denfgefegen, deren wirkliche ber 
Realität entſprechende Richtigkeit an den Gefegen der Wahrfcheinlicgkeit geprüft 
werben muß. Immer verfährt man dabei nad den Methoden der erperimentellen 
Forfhung, welche bier anwendbar find troß der faft immer mangelnden Möglid: 
feit des fünftlihen Erperimentirens, weil man die Beobadhtungen gerade wegen 
der Mannigfaltigfeit der ein flatiftifches Objekt beeinfluffenden Urſachen fo ein- 
richten Tann, daß fie den Wechfelverhältniffen der realen Welt nachgehend von ven 
dadurch gelieferten natürlichen Experimenten Akt nehmen. Man prüft alfo 3. 2. 
bei der Forfhung nad der Vertheilung gewiſſer Erfiheinungen, auch gewiſſer Bor- 
gänge und Handlungen ver Menfhen, über tie Jahreszeiten (3. B. Geburten, 
Todesfälle, Selbftmorde, Verbrechen), ob die Marima, mweldye man in verſchiedenen 
Jahren und Orten wahrnimmt, hur ven einzigen Umſtand gemeinfam haben, daß 
fie in einen beftimmten Monat fallen und fließt dann nad der Methove der 
Uebereinftimmung, daß diefer Umftand, dieſer Monat die Urfahe des Marimums 
fei. Ober man beobadtet ein Marimum einer folchen Erfheinung überall und 
aller Orten in dem einen Monat, ein Minimum in einem anderen unter übrigens 
ganz gleichen Umftänden, und ſchließt nun nah der Differenzmethovde, daß der 
einzige verfchiedene Umftand, die BVerfchievenheit des Monats, die Urfache des 
Marimums dort und des Minimums bier fei. Over, man hat bereit® nächge- 
wiefen, daß eine Erfheinung unter einem gewiffen Einfluffe feltener vorfomme, 
als unter einem anderen, 3. B. unter Slaven feltener als unter Deutfchen, man 
findet aber nun, daß fie bei eimem gewiſſen binzutretenden Umftande häufiger 
wahrgenommen wird, 3. B. bei proteftantifhen Slaven häufiger als bei Fatholi- 
fen, und fchließt dann nad der Methode der Rückſtände (Mefte), vaß jener neu 
binzutretende Umftand die Urſache der durch ven früher befannten Einfluß nidt 
erflärten größeren Häufigkeit der Erfheinung fei. Oder endlich man beobachtet 
eine Beränderung einer Erſcheinung zugleih mit und in verfelben Weife, wie eine 
andere Erfcheinung, und fließt dann nad der Methode ver ſich begleitenden Ber- 
änderungen, daß die eine Erfheinung die Wirkung der anderen, z. B. die im ge 
wiffer Weile fluftwirende Bewegung gewiffer Erfbeinungen, wie der Selbftmorte, 
im Laufe des Jahres eine Wirkung der Jahreszeiten fei 198), 

Um fid bei diefer Aufdeckung der Urfahen in ven beobachteten Wirkungen 
vor Täuſchungen zu hüten, hat man ben Zufall mit Hülfe der Wahrſcheinlich— 
feitslehre zu eliminiren 1%), Die Beftimmung, ob eine Berbindung von Erfdei- 
nungen zufällig oder das Refultat eines Gefeges fei, erfolgt in ver Welfe, daß 
man prüft, ob fie relativ häufiger vorfommt, als ſich ohne Annahme einer 
darauf hinwirkenden Urfahe nad Wahrſcheinlichkeitsgründen vermuthen läßt. Um 
in einer Erſcheinung die Wirkung der accidentellen Urfahen von derjenigen ber 
fonftanten zu trennen, ſucht man eine fehr große Anzahl von Beobachtungen an- 


203) Ueber diefe Methoden Mill, Logik I, 453 ff. Vielfache Anwendungen auf verfchiedene 
ftatiftifche Kragen in Wagner, Selbftmordftatiftif. 

306) Dal. Mill, Logit, 3 Bde. K. 17 u. 18 ı11, 53 ff.), deffen Erörterungen eine aus 
gebehnte Anwendung auch auf die Statiftif geftatten. 
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uftellen, im welden fi im Ganzen vie acciventellen Urſachen gegenjeitig wahr 
fHeintich aufheben werden, und betrachtet das Durchſchnittsreſultat als Wirkung 
der Fonftanten Urſachen. Man hat eine leichte Probe für die Richtigkeit. des 
Schluffes, wenn man erforfht, ob ſich durch weitere Vermehrung das. Durch— 
Ihnittsergebniß nod ändert. Das Vorhandenſein und die Wirkungsart einer kons 
ftanten Urſache in einer vermeintlih nur von acciventellen, fi aufhebenden Urs 
fahen abhängigen Eriheinung findet man, indem man beobadtet, ob bei ber 
Berehnung eines Durchſchnitts aus einer großen Zahl von Beobachtungen bie 
einzelnen Abweihungen, d. h. die Wirkungen der accidentellen Urfachen, fi wirt. 
ich lompenſiren oder eine konftante Abweihung von demjenigen Mittel. übrig 
bleibt, das ſich ohne das VBorhandenfein einer konſtanten Urſache ergeben würde 105), 
Der Grad der Nichtigkeit der hier zu ziehenden Schlüffe läßt fih auf Grund ver 
benugten Zahlendaten dann nah den Regeln der Wahrſcheinlichkeitstheorie be— 
flimmen. Die praftifhe Anwendung der Wahrfcheinlichkeitsrehnung zu diefem Bes 
bufe und zur fonftigen Anwendung auf ftatiftifhe Probleme hat die politiſche 
Arithmetit zu lehren. 

Sp ſehr man nad dem Borhergehenden darauf auszugehen hat, eine mög« 
ichft große Anzahl von Beobachtungen zu fammeln, fo nothwendig erſcheint es 
uns andererjeits, nicht bei der Unterfuhung der großen Zahlen und der daraus 
gezogenen Durchſchnitte ftehen zu bleiben, fondern auch die Heineren Zahlen genau 
zu prüfen. Namentlid ift es eine bisher meiſtens nod zu wenig beadtete Auf- 
gabe, die etmaige Beeinfluffung ver Heinen Zahlen von der in ten großen Zahlen 
gefundenen fonftanten Urfahe zu prüfen. Man wird bier nad meinen eigenen 
praftiihen Erfahrungen fehr häufig. finden, daß man die Unregelmäßigkeit ver 
Heinen Zahlen überfhägt und ſich oft genug aud in tiefen ver Einfluß der kon— 
ftanten Urſache deutlih, wenn aud nicht jo ſcharf beftimmt als in den großen 
Zahlen abipiegelt (4. B. Einfluß der Jahreszeiten felbft bei einem ver Zahl nad 
naturgemäß jeltenen Ereignig wie dem Selbſtmord, bei welchem man alfo ſchon 
beim Gebraud) von Durchſchnittszahlen aus größeren Ländern und längeren Zeit- 
räumen mit relativ Heinen Zahlen operirt und dennoch felbft in den Daten Eines 
Jahres aus einer Meineren Provinz, felbft einer größeren Stabt die fonftante 
Urfahe wahrnimmt). Daraus tritt die Bedeutung diefer fonftanten Urſache deut— 
licher hervor, als aus den bloßen Durchſchnitten der großen Zahlen. 

Der Beichaffenheit oder der genaueren Qualitäts- und Ouantitätsbeftimmung 
des Einfluſſes der konftanten Urfahe und auf diefe Weife dem höheren Geſetze 
diefer Urfache felbft, ferner mittelft derfelben Operation dem Einfluffe der acciden- 
telen Urſachen wird man mitunter durch die Erforfhung bes Einfluffes von 
Mopififationen der konftanten Urſache nahe zu fommen vermögen, nämlih dann, 
wenn die fonftante Urfache felbft, 3. DB. die Jahreszeit, eine fomplicirte, in ihren 
einzelnen Phafen ungleihförmige Erſcheinung if. Dem Durchſchnittszuſtand der 
fonftanten Urſache muß dann ver Durchſchnittszuſtand der Wirkung entſprechen, 
den bebeutenderen Durchfchnittsabweichungen vom Durchſchnittszuſtand ber kon⸗ 
ftanten Urſache eine ähnlihe Abweihung bei der Wirkung (3. B. wenn beim Ein- 


105) 3. B. hätten die Jahreszeiten feinen Einfluß auf gewiffe menfchliche Handlungen, fo 
müßte das alsdann zufällige Plus und Minus einzelner Monate fidy in einer Reihe von Jahren 
ausgleichen und durchſchnittlich auf jeden Monat 8.39 ©, der Fälle fommen. ine aus langen 


Beobachtungsreiben fi ergebende konftante Abweichung jeded Monats von diefer Ziffer weist 
auf die betreffende konſtante Urjache hin und zeigt zugleich Art und Stärke ihrer, W 
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flufſe ver Jahreszeit die Temperaturverbältniffe in erfter inte maßgebend fein 
follten, müßte man erforfchen, melde Veränderungen der Erfheinungen den durch- 
fchnittlihen Abweihungen Falter und warmer Jahre u. f. w. vom Mittel langer 
Perioden entfpräden). Dur richtige Schlußziehung auf diefer Bafis könnte man 
mehr und mehr in ben Kaufalnerus auch der accidentellen Urſachen einpringen, 
durch Erforfchung des Einfluffes einer konftanten Urfahe, melden man bei einer 
Erſcheinung gefunden, im Betreff anderer Erfheinungen bie generelle Bedeutung 
diefer Urfahe im Mechanismus ver realen Welt (3. B. der Jahreszeiten in allen 
menfhlichen Vorgängen und Handlungen) erkennen und ſchließlich näher beftimmen. 
Alsdann wäre der Einfluß verwandter fonftanter Urfachen zu prüfen, immer von 
Punkt zu Punkt weiter zu geben, bie gefundenen Gefegmäßigfeiten wären auf 
Geſetze, diefe auf allgemeinere Geſetze nad demfelben methodiſchen Verfahren zus 
rüdzuführen. Freilih wird man niemals das Ziel vollftändig erreichen, ‚aber dem⸗ 
felben mit Hülfe der Statiftit näber fommen, wie in den Raturoiffenfchaften mit 
Hülfe des einfachen inbuftiven Berfahrens. Bon diefem Standpunfte aus wird 
ſich die Berechtigung der Begriffsbeftimmung der Statiftif, mit welcher wir biefen 
Abſchnitt begonnen, ergeben. Sicher haben Generationen an diefer großen Aufgabe, 
in ven Mechanismus der realen Welt einzubringen, mit zu arbeiten, fpftematifche 
Maſſenbeobachtungen anzuftellen und diefelben zu verwerthben. Das kann nur um 
fo mehr dazu auffordern, konſequent diefe Aufgabe von Anfang an vor Augen 
zu behalten. | 
Hinfihtlih der Darlegung und Beröffentlihung ver ftatiftifchen 
Daten und der daraus abgeleiteten Ergebniffe hat man aud im wiſſenſchaftlichen 
Interefje auf Folgendes zu dringen. Wie wir gefehen, müfen die Beobachtungen 
roßentheild vom Staate angeftellt werben. Um eine unbefangene und umfaffende 
erwerthung der Daten nad allen Seiten möglih zu maden, alfo bie privat- 
ftatiftifchen Kräfte zu ihrer unentbehrlihen Mitwirkung heran zu ziehen, hätten 
die amtlichen ftatiftifhen Bureaur die Daten möglihft vollftändig darzulegen und 
zu veröffentlichen, fie ftets mit einem formell erläuternden Kommentar zu be: 
gleiten und außerdem felbft ſchon ihrerfeits die Daten möglihft umfafjend zu ver- 
werthen und die gewonnenen Ergebniffe zu publiciren. Das ftatiftifhe Bureau 
überninnmt allerdings mit biefer legteren Aufgabe felbft einen Theil der wiflen- 
ſchaftlichen Arbeit, was aber nur gute Folgen, namentlih auch in Betreff der Art 
der Anftellung neuer Beobachtungen, haben fann. Außerdem fegt bie wiſſenſchaft⸗ 
liche Berwerthung der Daten, die Ableitung der Gefege u. ſ. w., fo große Ned: 
nungsoperationen vorand, daß das Bureau mit feinen mehanifchen Arbeitsträften 
zur Ausführung der Rechnungen oft unentbehrlich ift. Freilih muß dadurd jede 
gute amtliche ftatiftifche Arbeit Über ein mwichtigeres Objekt ein jehr umfangreiches 
erk werben, wie 5. B. die jährlihen franzöfifhen Berichte über die Kriminal- 
juftizpflege. Aber es ift auch eine falfche Sparfamfeit der Regierungen, auf 
diefem Gebiete der wichtigften Socialintereffen in Betreff ver Dotation der ftati- 
ſtiſchen Bureaur zu fnaufern, oder vollends das einmal mit Mühe und Koften 
gefammelte Material in ven Archiven vermodern zu lafjen, um vie Publifations- 
foften zu erfparen. Die größten amtlihen Arbeiten können in der Regel mit ben 
Koften eines Bataillons Soldaten beftritten und durch die Aufichläffe der Meinften 
ftatiftifchen Arbeit kann nit felten eine beveutende Ausgabe entbehrlih gemacht 
ober eine hohe Einnahme erzielt werben. 
Der Streit über bie Darftellungäformen und Mittel — fälſch— 
lid oft „Methoden“ genannt — fällt nach unferer ganzen Entwidlung als 
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Fk: fort. Wort, Zahl, Tabelle, Linie, Bild find alle für bie verſchiedenen 
Zwede, welche man verfolgt, mehr oder weniger geeignet und mit Rüdfiht auf 
den Zwed zu wählen. 

D. Urten der Statiftil. Biffenfhaftlider Rang derfelben. 
Ebenſowenig Schwierigfeit machen die Kontroverfen über Arten, Methoden, Sy 
fteme der Statiftif. Sie fallen aus unferem Standpunkte betradytet fort oder löſen 
fih einfah auf. Amtliche und private Statiſtik bilden feine reinen Gegen: 
fäge; die erftere fann nur aus Gründen, welhe aus dem Weſen bes ftatiftifchen 
Objekts hervorgehen, meiftens die Beobadhtungen allein anftellen, welche fie 
dann mit der Privatftatiftit gemeinfam verwerthet. Die Gegenüberftellung der foge- 
nannten ethnographiſchen und vergleihenden Statiſtik hat feinen rechten 
Sinn mehr, fobald man die Staatsfunde ausſcheidet. Die eigentlihe Statiftit 
muß vergleihend fein, ob fie die Erfheinungen innerhalb eines Volls oder bei 
einer Reihe von Völkern unterjucht. Die Unterfcheidung zwifhen allgemeiner und 
befonvderer oder General- und Specialftatiftil bat dagegen gerade für 
uns ihre Bedeutung. Die ftatiftiiche Unterfuhung foll und kann ſich über alle bie 
früher bezeichneten Erfcheinungen der Natur und des Menfchenlebens erftreden, 
fie wird aber, ſchon um diefe Aufgabe löfen zu können, einzelne Gebiete zufam- 
mengehörender Erfcheinungen aud für fi behandeln müſſen. Bisher ift die Sta- 
tiftit faft immer befondere, zur allgemeinen wirb fie durch die fpätere 
Zufammenfafiung der Unterfuhungen und ihrer Refultate auf verfhiedenen Gebieten, 
wozu namentlihd Quételet bereits einen fo viel verſprechenden Anfang gemacht 
bat. Es empfiehlt fih dann wohl auch aus manden Gründen, den bisherigen 
Berhältniffen entſprechend, als die beiden befonderen Haupttheile der allgemeinen 
Stariftit vie Naturftatiftit und die Menfhheitsftatiftit zu unterſcheiden. 
Weitere befondere Theile innerhalb beider Haupttheile werden fih dann an die 
einzelnen Hauptgruppen ver Erſcheinungen anſchließen und fih nod tiefer hinab 
nad den Erſcheinungen fcheiden. Grade dieſe beſonderen Statiſtiken werben ſich 
dann vielfach mit ven bereits nach anderen Methoden ausgebildeten Spectalpifei- 
plinen für einzelne Wiffensgebiete, mit einzelnen Naturwiſſenſchaften, mit Pfycho- 
logte und Anthropologie, mit flaaid-, geſellſchafts- und rechtswiſſenſchaftlichen 
Difeiplinen, mit der Vollswirthſchaftslehre u. a. m. berühren. Diefe Special» 
ftariftifen werden häufig erft durch die enge Verbindung mit biefen Difciplinen, 
umgekehrt aber auch diefe legteren durch die Verbindung mit den Statiftifen ihrer 
Aufgabe nah allen Seiten gewachſen werden, und basjelbe gilt von der General: 
ftatiftit im Verhältniß zu allen berührten Wiffenfchaften. Man mag deshalb, wenn 
man befondern Werth auf eine folde Benennung legt, die Statiſtik auch eine 
bloße Hülfswiffenfhaft für andere Wiffenfchaften nennen. Ihre Bedeutung 
wirb dadurch nicht gefchmälert. Denn im Grunde ftehen alle Wiſſenſchaften zu 
einander im Berhältniß gleichzeitig der Haupt und der Hülfswiffenfhaft. Auch 
mit der Statiftif ift es nicht amders, aud für fie find die andern Wiſſenſchaften, 
mit welchen fte fi bei der Unterfuhung derfelben Erfheinungen von verfdhiedenen 
Ausgangspunften aus berührt, Hülfswiſſenſchaften. Es möchte oft ſchwer zu be- 
ſtimmen fein, melde Wiſſenſchaft, die Specialftatiftit des Gegenftandes oder die 
befonvdere Wiſſenſchaft vesfelben, die Hauptwiſſenſchaft wäre, nur zu oft wirb grabe 
die Statiftit die voranleuchtende Fadelträgerin fein. Vornehmlich nur in denjenigen 
fpetulativen Wiffenfhaften, in melden die pfycdologifhe Prüfung des eigenen 
Innern eine wirflihe, für Deduktionen braudbare Erfahrung fhafft, "daher 
vor allen in ver Volkswirthſchaftslehre, viel bedingter ſchon in anderen in Betreff 
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der inneren Erfahrung trügerifchen und keine genügenden Anhaltspunkte für Ge- 
neralifationen bietenden pſychologiſchen Difciplinen, z. B. in der Kriminalpſhcho⸗ 
logie, wird man ber Statiftiif von vornherein beftimmt bie Bedeutung einer Hülfs- 
wiffenihaft einräumen dürfen. Die Moral» und die eigentliche (geiftige) Kultur⸗ 
ftatiftit fönnen ſchon jegt mit beſſerem Rechte als ſelbſtändige Wiſſenſchaften 
auftreten, als die fogenannte Kulturgefhichte, welde eben nothgebrungen aus 
zahlreihen mangelhaften, deshalb anfehtbaren Induktionen befteht. 

Speciell zur Staatslunde flieht die Statiftif in dem Verhältniß, daß fie 
jener einen großen Theil des Stoffes liefert, welcher in der Staatskunde dann 
nah dem leitenben Geſichtspunkte, den Zuftand des Staats- und Vollslebens nad 
allen Seiten biefes Lebens zu befchreiben, georbnet wird. „Die Staatskunde ift 
ein felbftändiger Wiffenszweig, der an der Statiſtik feine vornehmfte und unent- 
bebrlichfte Hülfswiſſenſchaft hat und ohne fie gar nicht zu einer felbftändigen Ent- 
widlung hätte gelangen können" (Rümelin). Sie ift, wie Bluntfhli es aus 
drüdt, die Lehre von den thatfählihen Zuftänden im Staate und für 
den Staat !%), Die Staatsfunde führt diefen Namen allerdings infoferne nicht 
ganz pafjend, als in ihr auch eine Darftellung der VBollszuftände und befonders ber 
wirtbichaftlihen Verhältniſſe erfolgen fol. Indeſſen bezeichnet das Wort doch richtig 
den biftorifchen Ausgangspunkt der Difciplin, es wird in ihr mit Redt vie all- 
gemein ftaatlihe Bedeutung der gefhilderten Zuftände im Auge behalten, und es 
wiverfpricht dem gegenwärtigen Sprachgebrauche des Worts Staat nidt, dieſem 
Worte einen fo univerfellen Gehalt zu geben. Vielleicht könnte man auch zufam- 
menfaffend fagen Bolls- und Staatskunde. In Betreff des Inhalts dieſer 
Difciplin und der Theorie derfelben darf hier auf ben hiſtoriſchen Theil dieſer 
Abhandlung (befonders II. C.) und fpeciell auf bie Entwidlungen von Rüme- 
Lin-107) und die Syfteme von Schubert und Wappäus verwiefen werben, 
denen wir nichts Wefentliches Hinzuzufegen hätten. 

Mit dem Theil, welcher oben als Menſchheitsſtatiſtik bezeichnet wurde, ſteht 
vie Gtatiftit in engerer Beziehung zu den Wifenfchaften vom Menjhen und zu 
den focialen Wiffenfhaften, man fann fie dann, wie es vielfach üblich iſt, im 
weiteren Sinne zu pen legteren rechnen, muß aber babei ihrer univerjellen Be— 
deutung eingeben . bleiben. In anderer Hinfiht reiht fie ſich den Naturwiſſen⸗ 
haften an, Die anthropologifhe Statiftif im engern Sinne fteht zugleih in den 
Geſellſchafts- und Staats- und in den Naturwiflenfhaften. 

Bas wir unter der Methode und dem Syſtem der Statiftit verftehen, 
ergibt fi) aus dem Vorausgehenden. Das Syſtem der Statiſtik wird durch bie 
Ausführung der im Dbigen vorgeführten gegliederten Aufgabe der Statiftil gebilvet. 

Literatur Bgl. ven geſchichtlichen Theil diefer Abhandlung. Hier mögen 
nur noch einige neuere Handbücher, Sammelwerke und Zeitfchriften, welche vor- 
zugsweife Material für die Staatslunde enthalten, mitgetheilt werden. Kolb, 
Handb. der vergleich. Statiftil, der Völferzuft. u. Staatenfunde, Lpz. 1865. 4. Aufl. 
(ethnograph. Form); Krank, Handb. der Statiſtik (Defterreih, Preußen, Klein- 
deutſchland, Schweiz, vergleihenne Form), Bresl. 1864; Hausner, vergleich. 
Statiftit von Europa, 2 B. Lemb. 1865 (wirklich vergleichend). Aehnliche Werte 
von Bradhelli wi. — Handb. d. Geogr. u. Statiftit v. Stein w Hör- 
fhelmann, 7. Aufl. in Berb. mit and. Gel, bearb. von Wappäns, leider 


106) Staatäwörterbud X, 153, 
107) Züb. Zeitſchr. a. a. O. ©, 686 ff., 694. 


Talleprand. 481 


nod immer nicht beendet, im Einzelnen — auch in den Arbeiten ein und vesfel- 
ben Verfaſſers — von ungleihem Werthe, wahrhaft vorzüglid in den von Wap- 
päus, Heuſchling u. A. bearbeiteten Theilen, im Ganzen eines der umfaffend- 
ften und beften Werke diefer Art in allen Literaturen. Biebahn, Statift. d. 
Bollver. u. nördl. Deutfhland, 2 B. Beil. 1862; D. Hübmer’s leider nicht 
mehr regelmäßig fortgefegten trefflihen Jahrb. f. Volkswirthſch. u. Statift. (8 B. 
1865); Annuaire d’&con. pol. et de statist. v. Blod u. Ouillaumin, Bar, 
22. B. 1865; Goth. geneal. Almanad u. f. w. Die neuen amtlichen ftatiftifchen 
Jahrbücher von Preußen, Defterreid. Mdolph Wagner. 
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Der Fürft Karl Mori; Talleyrand-Perigord, einer der größten 
Staatsmänner Frankreichs und der Typus eines Achten Diplomaten nad feinen 
guten und fohlimmen Seiten, warb am 13. Februar 1754 zu Paris geboren 
als erfter Sohn feiner Eltern, die einer der älteften Adelsfamilien Frankreichs 
angehörten. Da er durch einen unglädlihen Fall in früher Kinbheit einen 
lahmen Fuß befommen hatte und in Folge davon hinkte, fchien er zum Mili- 
tärftand, zu weldem er Beruf in fid fühlte, mit tauglid und wurde daher 
von feinen Eltern wider feine Neigung für den geiftliden Stand beftimmt, ver 
damals noch für eine Borhalle der Staatsgewalt angefehen wurde. Da fich bier 
für feinen Ehrgeiz eine weite Bahn eröffnete, verföhnte er fih allmälig mit feinem 
aufgezwungenen Beruf und es gelang ihm bald, die Aufmerkjamfeit feiner Standes- 
genoffen auf fi zu ziehen, Seine wiſſenſchaftliche Bildung erhielt er im College 
Harcourt und im Priefterfeminar St. Sulpice. Daß er fi nit mit befonderem 
Eifer auf die theologifchen Wiffenfhaften und geiftlihe Uebungen legte, fann man 
fih denken, dagegen warf er ſich mit Vorliebe auf die Philofophie jener Zeit und 
wurbe eim eifriger Verehrer VBoltaires, auch beſchäftigte er fi mit Anwendung 
der Philofophie auf Nationalötonomie. Im Umgang wußte er fih durch Witz und 
geiftreihe Konverfation beliebt zu machen, aud rühmte man ihm ſchon frühe das 
Geſchick nah, die Menſchen an ihrer ſchwachen Seite zu faffen. Als 26jähriger 
gewandter Abbe wurbe er zum Oeneralagenten bes franzöfifchen Klerus beftellt, 8 
Jahre fpäter, 1788, zum Bifchof von Autun ernannt, und im folgenden Jahr 
in die franzöfifhe Nationalverfammlung gewählt. Hier ftelte er fih alsbald in 
die Reihen ber Fortfhrittspartei; ald am 22. Juni die Mehrheit des Klerus von 
dem Übel ſich trennte und zum dritten Stand übertrat, fehlte auch T. nicht, bald 
warb er einer ber Führer der Reformpartei und nahm am 4. und 31. Auguft 
an der Berzictleiftung auf die feudalen Vorrechte mit begeifterten Worten Theil. 
Er war einer der erften, welche die Pflicht ver Kirche, mit ihren Gütern ber Be- 
brängniß des Staates zu Hülfe zu fommen, anerkannten. In dieſem Sinn ftellte 
er am 10. Oktober 1789 in der Nationalverfammlung ven Antrag, das Dritt- 
theil der Firdhlihen Einkünfte für Staatszwede in Anfprud zu nehmen, welchen 
er bauptfächlich mit der Behauptung begrünvete, ber Klerus fei nicht eigentlidyer 
Eigenthümer,, fondern nur Verwalter diefer Güter; auch habe der Etaat ja von 
jeher ein Hoheitsrecht über die religiöfen Körperſchaften in feiner Mitte gehabt 
und es ſtehe ihm daher zu, bie einzelnen Orden, wenn fie ihm ſchädlich ober un- 
nüg dünken, aufzulöfen und biefes Recht über ihre Eriftenz ſchließe nothwendig 
auch eine Befugniß, über ihre Güter zu beftimmen, in fih. Nach dieſen Boraus- 
ſetznugen trug er darauf an, daß zwei Drittheile der kirchlichen Einkünfte, die er im 
Ganzen auf 150 Millionen Franken berechnete, ver Kirche verbleiben follten, ver 
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dritte Theil aber ſollte zur Deckung des Staatsdeficits verwendet werden. Die Rede, 
mit welcher T. ſeinen Antrag begründete, fand großen Beifall, aber auch heftigen 
Widerſpruch, es entſpann fi eine lebhafte Debatte und ſchließlich ging der An- 
trag mit 586 Stimmen gegen 346 burd. Durd diefen Sieg war das Anſehen 
T.'s in der Nationalverfammlung feft begründet und bie Revolutionspartei rech- 
nete ihn von nun an zu ben Ihrigen. Später machte er noch weitere Borjchläge für 
Berfauf der Domänen von Kirchen und Bildung einer Kaffe, in welde ver Er: 
trag der patriotifchen Opfer fließen und von welder Ajfignaten ausgegeben werben 
jollten. Als man im Februar des folgenden Jahres das Bedürfniß fühlte, bie 
bisher gefaßten Beſchlüſſe vor der öffentlihen Meinung zu rechtfertigen und ven 
auftauchenden Wiverfprühen zu begegnen, wurde X. mit Abfaffung einer Profla- 
mation beauftragt, welche in vie Provinzen verbreitet werden ſollte. Seine Arbeit, 
die er am 11. Februar in der Berfammlung vortrug, wurde mit ftürmifchen Bel- 
fall aufgenommen und beſchloſſen, fie von allen Kanzeln verlefen zu laffen, Einige 
Monate fpäter ließ fih der Bifhof von Autun dazu gebrauden, der Revolution 
gleihfam feinen geiftlihen Segen zu geben. Als zur Feier der Föderation ber 
Nationalgarden mit dem ftehenden Heere am 24. Juli 1790 das erfte Revolu- 
tionsfeft gegeben wurde, entwarf T. nicht nur das Feftprogramm, fondern er führte 
ſelbſt als Geremonienmeifter den Feſtzug der 60 Prediger der Bataillone von 
Paris aus der Militärfhule nad dem Marsfeld, wo ein Altar des Baterlandes 
errichtet war, lad dort die Meffe, weihte die Reichsfahne und die vor dem Altar 
aufgeftellten 83 Banner der 83 Departements, worauf Lafayette den Bundes— 
eid ſprach. 

Bei den Verhandlungen über die Civilfonftitution des Klerus beobachtete T. 
vorfichtige Zurüdhaltung, aber fobald die Sade beidlofjen und vom König be- 
ftätigt war, erklärte er fich vollfommen einverftanden, leiftete nah dem Bor» 
gang Gregoires am 26. December 1790 den Bürgereiv mit etwa 60 andern 
Geiftlihen und erließ an die Geiftlihkeit feines Sprengels die Aufforderung, ein 
Gleiches zu thun; aud weihte er am 25. Febr. 1791 zwei neue Biſchöfe, welche 
an die Stelle ihrer eidweigernden und deswegen abgejegten Vorgänger gewählt 
worden waren, Er verhehlte fich nicht, daß er hiedurch mit der Kirche gebrochen 
babe und legte fein bifchöflihes Amt nieder. Doch konnte er damit nicht ver- 
hindern, daß das Gerüht ihm nadfagte, er firebe nach ber gerade erlebigten 
Stelle eines Bifhofs von Paris, Dieſes Gerücht war mit der Beſchuldigung ver- 
bunden, er ergebe ſich dem Spiel und habe durch basfelbe in furzer Zeit bie 
Summe von 600,000 Franken gewonnen, was ihn veranlafte, ein entſchuldigendes 
Sendſchreiben an feine Mitbürger zu richten, worin er vie behauptete Bewerbung 
abläugnete und erflärte, er würde die ihm von dem Gerücht zugedachte Ehre 
feinen Falls annehmen. Zugleich geftand er aber in Beziehung auf die Beihulbi- 
gung des Spielend, daß er, zwar nicht in öffentlihen Spielhäuſern, aber im 
privaten Schadflubb die Summe von 30,000 Franken gewonnen habe und daß 
er ſich von der bis zur Umgebühr verbreiteten Spielluft mehr als recht habe ver- 
führen lafjen. Er müſſe fi ſelbſt darob anflagen, nicht nur als Privatmann, 
fonvern noch mehr ald Gefetgeber, ver auf die Tugenden der Freiheit halten und 
für einen vegenerirten Staat alle Strenge ber Moral fordern müſſe. — Um feinen 
angefochtenen Kredit wieder herzuftellen, benugte er feine Beziehungen zu dem 
flerbenden Mirabeau, — er wurde an fein Sterbebett gerufen, hatte eine lange 
Unterredung mit ihm und ließ fi von ihm beauftragen, ber ————— 
lung feine legte Huldigung darzubringen; am 2. April 1791 trug er unter Zeichen 
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gefpannter Aufmerkfamfeit und begeifterten Beifalld das Teftament Mirabeau's 
an die Nationalverfammlung vor. Bald darauf trafen ihn die Folgen feiner Hal- 
tung in Betreff der Civilfonftitution des Klerus; am 1. Mat 1791 erfchien ein 
Breve des Papftes Pius VI., weldes jener neuen Ordnung die Anerkennung 
verfagte und gegen T., weil er fi herausgenommen hatte, die erften konſtitutio⸗ 
nellen Bifchöfe zu weihen, das Verbot aller geiftlihen Verrichtungen verhängte 
und ihn mit Erfommunifation bedrohte, wenn er nicht binnen 40 Tagen zur 
Erkenntniß feines Ungehorfams komme und Buße thue. T., der feine geiftliche 
Würde, die ihm von jeher eine läftige Feſſel geweſen, mit innerer Befriedigung 
aufgegeben hatte, und jegt nad weltiihen Ehren dürſtete, kümmerte fih wenig 
um die angedrohte Erfommunifation und nahm bei einem Bericht, den er, an 
Mirabeau’s Stelle zum Direktor des Departements gewählt, über die gottesdienft- 
lihen Gebäude der Stadt Paris zu erftatten hatte, Gelegenheit gegen das päpft- 
lihe Breve und den unberedhtigten Bannfluh zu proteftiren. Da er dur vie 
Geſchäfte jenes Amtes eines Departementstireftors vielfach in Anfprud genommen 
war, nahm er wenig Antheil mehr an den Berhandlungen ber Nationalverfamme 
Inng, fein letztes Auftreten in berfelben war ein Bericht über die Reform des 
Öffentlichen Unterrichts, worin er bereits die Grundzüge der Verordnungen darlegte, 
welhe fpäter der Konvent über -diefen Gegenftand erließ. Er wollte das ganze 
Unterrichtswefen in die Hände des Staates geben, Jedem das Recht auf Unter- 
riht fihern und die Erlaubniß zum Lehren und zur Gründung von Unterrichts: 
anftalten nur von der Beobachtung ber Staatsregulative abhängig machen. So 
wichtige Dienfte T. auch der Sade der Revolution geleiftet hatte, fo entging er 
doch nicht dem Verdacht einer zweidentigen Haltung, ja verrätherifher Plane. Dan 
wollte wiffen, er jet im Befig bedeutender Geldſummen, er ftehe in geheimer Ber- 
bindung mit dem Hofe, der Familie Orleans, mit England; der Verdacht fam 
einmal fogar in offener Anklage in der Nationalverfammlung zum Vorſchein. Um 
biefen Verdächtigungen und Angriffen aus dem Wege zu gehen, ließ er ſich dem 
Gefandten Frankreihs nah England, Herrn von Chauvelin, als zweiter Vertreter 
der franzöflfhen Negierung beigeben, und er hatte die Genugthuung, als vie 
Hauptperfon diefer Gefandtfhaft angefehen zu werben. Aber es gelang ihm darum 
nit, die Unterhandlungen zu einem befriedigenden Ergebniß zu führen, denn Pitt, 
ver T.'s Bekanntſchaft bei gemeinjhaftlihen Studien in Paris gemacht hatte, 
wollte mit ihm nicht unterhandeln. T, ging deshalb bald wieder nach Paris zurüd, 
aber die Bolksftimmung gegen ihn war während feiner Abmefenheit nicht beſſer 
geworden. Nah dem unglüdlihen Fluchtverſuch Ludwig's XVI. hatte man unter 
deſſen Papieren einen Brief des Minifters Laperte gefunden, in weldhem er ven 
Biſchof von Autun als einen rühmte, der königliher Majeftät zu dienen Verlangen 
babe. Um T. ver Volksrache zu entziehen, verlängerte Danton feine Vollmacht 
als Gefandter und ſchickte ihn nach London zurüd, von wo er ein Rechtfertigungs- 
Ihreiben an den Konvent fandte und die Aeußerung Laperte's auf einen beftimmten 
Gall bezog, in welhem er fi für den König ausgefproden habe, als es fi 
daram handelte, feiner religiöfen Ueberzeugung Gewalt anzuthun und ihn zu 
nötbigen, daß er von beeidigten Prieftern das Abendmahl nehme. Der Konvent 
nahm wenig Rüdfiht auf feine Vertheidigung und ließ ihn in das Emigranten» 
verzeihniß eintragen, d. h. als Berbannten bezeichnen. Er blieb zunädft in Eng- 
land, warb aber dort nad) entgegengefegten Seiten hin ein Gegenftand des Ber: 
dachts. Die Revolutionsfreunde befhuldigten ihn der Annäherung an die Emigranten 
und des Komplottes gegen die franzöfifhe Regierung, und die Emigranten hielten 
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ihn für einen Agenten der Jalobiner. Auch der Regierung erſchien er verbädhtig 
und Pitt ließ ihn auf Grund der Fremdenbill ausweifen. Gezwungen, England 
zu verlaflen, begab er fih nun nad ven Vereinigten Staaten Norbamerifa’s und 
verfuchte es dort mit Handelsſpekulationen, womit er feine ſchlechten Geſchäfte ge: 
macht haben fol. Uber er hielt es dort nicht lange aus, tenn er brannte vor 
Begierde, auf ber politiihen Bühne feiner Heimat eine Rolle zu fpielen. 
Bon Philadelphia aus richtete er im Jahr 1796 die Bitte um Erlaubniß zur 
Rückkehr an den Konvent, und feinen Freunden, befonders den Bemühungen ver 
Frau von Staël gelang es, den Beſchluß feiner Zurüdberufung im Konvent durdy- 
zujegen. Auf vie Nachricht hievon eilte er nah Frankreich zurüd und näherte ſich 
mit zuvorkommender Dienftwilligteit den einflußreichen Perfönlichkeiten der republi« 
fanifhen Partei. Aber es wurde ihm nicht leicht, das beſtehende Miftrauen zu 
überwinden, namentlich ein Mitglied des Direltoriums, der Republifaner Earnot, 
ſprach unverholen feine entſchiedene Abneigung aus, er widerſetzte fi dem Antrag 
feiner Kollegen, T. an den Geſchäften theilnehmen zu laffen, mit Heftigkeit: „Er 
bat“, fagte er von ihm, „kein feftes Princip, er verändert es wie ein Kleid, und 
hängt den Mantel nah dem Winde. Als die Philofophie Mode war, war er 
Philoſoph; jegt ift er ein Nepublifaner, weil man es heutzutage fein muß, um 
etwas zu werben; morgen wird er ven Deipotismus proflamiren, wenn er ihm 
Nugen bringt; id) mag ihn um feinen Preis und fo lange ich am Ruder ber 
Geſchäfte fein werde, wird er nichts fein”. Bald ertannte L. mit feinem feinen 
Inſtinkt, an wen man fi zu halten habe, um etwas zu werden, er fah in dem 
jungen General Bonaparte den Mann ver Zulunft. Er machte feine Belanntfhaft 
bei Madame Beauharnais und als er die Leidenſchaft Bonaparte’s für dieſe Dame 
bemerkte, betrieb er die Heirath, um durch Bermittlung Iofephinene die Gunft 
Bonaparte's zu gewinnen; anbererfeits benügte er feine Verbindung mit den Dtit- 
gliedern des Diretortums, um ihnen vorzureden, daß man aus dem jungen General 
etwas machen, daß man ihn auf einen wichtigen Poften ftellen müffe und es war 
theilweife eine Frucht von T.'s Empfehlung, daß man Bonaparte die Führung 
ber italienifhen Armee anvertraute. Nachdem er längere Zeit vergeblih fih um 
eine einflußreihe Stellung bemüht hatte, gelangte er envlih im Sommer 1797 
an das Ziel feiner Wünſche; das Direktorium übertrug ihm das Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten, das er unter fehr ſchwierigen Verhältniffen mit aus 
nehmenver Gewandtheit und entfchievenen Erfolgen führte. Unter feinem Miniſterium 
wurbe ber Friede von Campo Formio abgefhloffen und ver Kongreß von Raftatt 
eingeleitet und ausgenügt. Als Bonaparte den Plan einer Erpetition nah Aegypten 
in’6 Auge gefaßt hatte, war es T., der die öffentliche Meinung dafür ftimmte. 
Er hielt in der Akademie eine Rede über das Bedürfniß der Kolonifirung Nord- 
afrika's, erftattete einen Beriht an das Direktorium, um das Unternehmen zu 
empfehlen, eine glänzende Eroberung müſſe dazu dienen, den englifh-ruffifgen In— 
triguen ein Ende zu machen, und die Freundſchaft der Pforte zu gewinnen. 

Die Gunft Bonaparte's hatte für T. um fo größeren Werth, als er ſich 
fonft von allen Seiten angegriffen ſah. Befonders die Fraktion der rabifalen 
Jakobiner, die fih im Neithaus zu verfammeln pflegte, machte es fi zum ©®e- 
ihäft, den Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten zu verbädtigen und Ber 
Ihuldigungen gegen ihn zu fammeln. Man warf ihm vor, er habe bie neue 
Koalition gegen die franzöfifhe Republik begünftigt, er habe vie Erpedition gegen 
England nicht Fräftig genug betrieben und das Mißlingen derſelben verſchuldet, 
und als die Erfolge der Unternehmung in Aegypten der Erwartung jo gar nicht 
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entfpradhen, hob man ihm aud) dies in die Schuhe; man führte ferner Klage 
darüber, daß er die beften Republifaner dur unnüge diplomatiſche Miffionen ferne 
halte. Nicht nur in der Reitſchule wurden ſolche Beſchuldigungen ausgefprochen, 
auch im Rathe ver Fünfhundert wurde eine ähnliche Sprache gegen ihn geführt. 
Lucian Bonaparte fagte bier, der Name T. werde in allen Konfpirationen ge- 
nannt. So auf alle Weife gehegt, entfchloß ex fi, feine Entlaffjung anzubieten, 
die anfangs verweigert, aber, da er darauf beharrte, angenommen wurde. Aber 
das ehrenvolle Entlaffungsvelret, das ihm das Direftorium zugehen ließ, das 
Zeugniß des Dürgerfinns, des patriotifchen Eifers und der Einfiht, das ihm darin 
ausgeftellt wurde und bem er bie größte Deffentlichfeit gab, rief einen neuen 
Sturm der Beihuldigungen gegen ihn hervor, Briot hielt am 29. Auguft 1799 
eine Philippifa gegen T., worin er ihn des Verraths verbäcdtig und von Eng- 
land erfauft darftellte. Aber T. kümmerte fi nicht mehr viel um das Gerede 
feiner Feinde, er war allerdings in eine Konfpiration verwidelt, aber nad anderer 
Seite hin als feine Gegner glaubten. Schon längere Zeit hatte er geholfen einen 
Stantöftreih vorzubereiten, ben jegt der aus Aegypten zurüdgelehrte Bonaparte 
ins Werk zu fegen ſich anfchidte. T. wird wohl mit Recht ala einer ber intellel- 
tuellen Urheber des 18. Brumaire (9. Nov. 1799) bezeichnet, an welchem das 
Direktorium geftürzt und Bonaparte zum erften Konful erhoben wurde. T. erntete 
die Früchte feiner hilfreihen Bemühungen, am 21. Nov. wurde er vom erften 
Konful zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt und blieb eine 
Reihe von Jahren einer feiner einflufreihften und nüglichften Rathgeber. Bald 
nach Uebernahme des Minifteriums hatte er Gelegenheit, durch geſchickte und kluge 
Leitung der linterhandlungen, die zum Schluß des Friedens von Lüneville führten 
und die friegerifhen Siege Frankreichs durch einen biplomatifhen vollendeten, feine 
ausgezeichneten Talente zu bewähren. Bonaparte befam dadurch eine hohe Mei» 
nung von der ſtaatsmänniſchen Kunft feines Minifters, der ihm faft gleichzeitig 
aud dadurch einen ſehr wichtigen Dienft leiftete, daß er die Gründung ber cis- 
alpinifhen Republif und die Wahl Bonaparte's zu. deren Präfidenten durchſetzte. 

Um den Abſchluß des Konkordats erwarb fih T. ein mehr zufälliges Ber- 
dienft, er war mie bie meiften Rathgeber Napoleons nicht für basfelbe und als 
der erfte Konful auf dem Punkte war, die Verhandlungen abzubrehen und dem 
päpftlihen Geſandten eine Art Ultimatum gegeben hatte, ertheilte T. in ber Ab— 
fiht, den Bruch zu befchleunigen, dem franzöfifhen Gefandten in Rom die Wei- 
fung, in 8 Tagen Nom zu verlaffen, wenn der Konforbatsentwurf nicht angenom- 
men würde. Dies beftimmte ven päpftliden Staatsfetretär Karbinal Confalvi fo- 
gleih nad Paris zu reifen, um mit Bonaparte perfönlid zu unterhandeln und 
durch einige Nachgiebigkeit ven Friedensſchluß mit dem mächtigen Diktator zu ers 
faufen. Das Konkordat verſchaffte dem abtrünnigen Bifchof von Autun aud ben 
perfönlichen Frieden mit der Kirche. In einer befonderen Klaufel war man übers 
eingefommen, vaß der Papft ein Breve erlaffen follte, um den von Pius VI. ge» 
gen T. ausgefprohenen Bannflud aufzuheben und ihn von dem geiftlihen Cha- 
ralter au befreien. Im diefem Breve wurde T. als der fehr geliebte Sohn ange: 
redet, der eim heftiges Verlangen trage, fi mit der Kirche wieder auszuföhnen 
und ihm als Buße nur eine reichliche Almofenfpendung an vie Hilfsbebürftigen 
feines vormaligen Sprengels auferlegt. Bonaparte hatte urfprünglih gewünſcht, 
daß T. wieber in eine kirchliche Stellung zurüdfehre und ihm das Anerbieten ge- 
macht, ihn zur Karbinaldwürde vorzufhlagen und ihn an die Spige ver franzöfl- 
chen Kirche zu ftellen. T. aber, der eine entjchievene Abneigung gegen den ihm 
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in feiner Iugend aufgeswungenen geiftlihen Stand hegte, meigerte fi, auf biefen 
Borfchlag einzugehen. Dagegen mußte er ſich eine andere Folge feiner Berföhnung 
mit der Kirche gefallen Iaffen, nämlich fein Verhältniß mit Fran Granit, mit wel- 
her er feit Iahren im Konkubinat lebte, durd eine kirchliche Trauung zu legiti— 
miren. Diefe Frau Grant war eine fhöne, aber ungebilvete und geiftig befchränfte 
Frau, die er auf der Rückreiſe von Amerifa in Hamburg kennen gelernt hatte, 
wohin fle mit ihrem Manne, einem Engländer, aus Indien gefommen war. Sie 
gefiel ihm fo fehr, daß er fie ihrem Mann um eine bedeutende Summe abfaufte 
und bei fi behielt. Bonaparte fand es unfhidlih, daß ein hoher Staatsheamter 
in einem ſolchen ungefeglihen Verhältniß Tebe und nöthigte T., da er nun durch 
den Nüdtritt in den weltlihen Stand zur Ehe berechtigt mar, feine Maitreffe zu 
heirathen. 

Wie T. ven 18. Brumaire hatte einleiten helfen, fo nahm er auch an ber 
Umwandlung bes erften Konſuls zum Kaiſer der Franzoſen thätigen Antbeil; 
er machte für bie Idee der Kaiſerwürde Propaganda und ftellte aud Bonaparte 
feleft vor, wie fehr fih feine Stellung zu anbern Regierungen durch Annahme 
des Raifertitels verbeffern würde. Er ſelbſt ging bei biefer Veränderung nicht leer 
aus; ver Glanz bes Kaiferthrones bradte ihm neue Würben und Güter; am 
11. Iuli 1804 wurde er zum Grofofficier des kaiferlichen Palaftes, oder Groß— 
fammerherrn, und am 3. Suni 1806 zum Fürſten von Benevent ernannt, was 
fein leerer Titel war, fondern ven Befis eines Fürftentbums von 4 Duadratmet- 
Ten, mit welchem ihn Bonaparte belehnte, in ſich ſchloß. Aber jest war T. auch 
auf der höchften Stufe kaiſerlicher Gunft, bald darauf traten Störungen ein. T. 
"hatte im Ganzen einen mäßigenden Einfluß auf Bonaparte geübt, er war ber 
Mahner zur Vorfiht und Befonnenheit geweſen; aber im Vollgefühl der Taiferli- 
hen Macht konnte Bonaparte immer weniger Widerſpruch und Bebenflichkeiten 
ertragen, in wichtigen Punkten war T. mit Napoleons Politik nicht einverftanden ; 
er meinte, Napoleon follte durch ein freundliches VBerhältnik mit Oeſterreich und 
England zum Frieden zu gelangen fuchen, während der Kaifer durch ein Ueberein- 
kommen mit Rußland die Herrfhaft im Occident erftrebte; auch die ſpaniſche Po— 
litik Napoleons billigte T. nicht; fo lange es fih um Erwerbung eines Stüds 
von Spanien handelte, führte er vie Unterhandlungen mit Eifer, als er aber 
merkte, daß es auf gänzlihe Entthronung der Bonrbonen abgeſehen fet, zog er 
fih zurüd und gab zu verftehen, daß er bies für einen politiſchen Fehler halte. 
Veberbies fühlte er mit feinem feinen Inſtinkt heraus, daß Napoleons Glüdäftern 
im Sinken begriffen ſei, er konnte ſich nicht enthalten, feine Meinung durch Wig- 
worte zu verrathen, die dann Napoleon wieder zugetragen murben und ihn verlegten. 

So fam e8, baf der Kaifer feiner tiberbrüffig wurde und T. feine Entlaf- 
fung nahm, bie denn auch am 8. Auguft 1807 gegeben wurbe, begleitet mit ber 
Ernennung zum Großmwahlberen, eine Würde, die ihm ten Zutritt zu allen Kon— 
vents öffnete. Das letzte bedeutende Geſchäft, das T. als Minifter noch Keforgte, 
war der Abſchluß des Friedens von Tilfit, zu dem er wegen ber aus der fpani« 
Shen Verwicklung entfpringenten Gefahren dringend gerathen hatte Auch noch 
nach feiner Gntlafjung begleitete er den Kaiſer nad) Erfurt, mo er als Großkam— 
merberr funftionirte. 

Bon nun an aber begann T. gegen Napoleon zu Tonfpiriren, fein Salon 
wurde der Sammelplag ver Mifveranügten; auch Fouché, der fi feit Jahren 
von ihm ferne gehalten hatte, fand fih dort ein. Nah Napoleons Rückkehr ans 
Spanien im Jannar 1809 kam deſſen Ungnade gegen T. zum Ausbruch; er und 
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Fouchẽ wurden zu einer geheimen Konferenz in bes Kaiſers Kabinet berufen. 
Napoleon überhäufte beide mit Vorwürfen, daß fle Romplotte gegen ihn fehmie- 
beten, und T. insbefondere hielt er vor, daß er Mafregeln, die er ihm ind An- 
geficht gebilligt habe, hinter feinem Rüden table und verfpotte. Bald darauf wurde 
er auch feiner Stelle ald Großfammerherr enthoben. Nun zog er fi auf fein 
Landgut bei Valengay zurüd, beobadhtete die Dinge im Stillen und verfolgte fie 
gelegentlich mit feinem feinen Spotte. Bereits dachte er an bie Zurüdberufung ber 
Bourbonen; nad der Nachriht von dem Rüdzug Napoleons aus Rußland fchrieb 
er an feinen Oheim, den Erzbifhof Talleyrand von Rheims, der in der Umgebung 
Ludwigs XVII. fi aufbielt, er überhäufte ihm mit Berfiherungen zärtlicher 
Anhänglichkeit und verband bamit die Bitte, er möge ihn feinem Herrn empfehlen. 
Ludwig XVII. nahm dieß als ein günftiges Vorzeichen von dem nahen Sturz 
Napoleons auf. T. ließ fih fogar in eine Verbindung ein, welde auf Einfegung 
einer proviſoriſchen Regierung abzielte. Der Kaifer befam nad feiner Rückkehr 
aus Rußland Nachricht hievon und ftellte T., der bei einem Lever erſchien, hier- 
über zur Rebe, wogegen jener feine Unſchuld und unveränderte Treue betheuerte. 
Es wurde auch durch Vermittlung Berthiers ein freundliches Verhältniß zwifchen 
dem Kaiſer und feinem ehemaligen Minifter hergeftellt und es fam fogar im Früh- 
jahr 1813 zu Verhandlungen über eine nochmalige Uebernahme des Miniftertums 
ber auswärtigen Angelegenheiten, aber fie konnten ſich nicht mehr mit einander 
verftänbigen. 

Um die Zeit des Kongrefies von Chatillon (Februar 1814) zeigen ſich deut- 
liche Spuren von Umtrieben T.'s zu Gunften der Einfegung der Bourbonen ; im 
März erfhien im Lager ver Verbündeten ein anonymer Zettel mit der Aufforde- 
rung: „Osez done une fois.* Als die Verbündeten in Paris einzogen, fanden 
fie T. zum Abfall feſt entjchloffen. Er begab fich in die Wohnung des Marfchalls 
Marmont und näherte fih bier dem Adjutanten des Kaifers Alerander, Graf 
Drlow, dem er mit einer gewiſſen Teierlichleit fagte: „Uebernehmen Gie vie 
Mühe, Ihrem Monarchen ven Ausdrud der tiefften Ergebenheit des Fürften von 
Denevent zu Füßen zu legen“, was der Mojutant mit bem Zeichen bes Ver— 
ftändnifjes beantwortete. Auch der Kaifer verftand biefen Winf und nahm im 
Haufe T.'s in der Straße St. Florentin feine Wohnung. Hier war nun ber 
Sammelplas der Fürften und Diplomaten, bier wurbe über die Zukunft Frank— 
reichs entſchieden. Gleih am andern Tag wurde eine Konferenz gehalten, bei 
welcher T. die auf Frieden mit Napoleon oder Einfegung einer Regentſchaft hin— 
zielenden Projelte niederzufchlagen und den Gedanken an Wieberherftellung ver 
Bourbonen anzuregen und die dagegen erhobenen Bedenken mit Erfolg zu be- 
fämpfen wußte. Er übernahm es auch, ven Senat dafür zu flimmen, was feine fo 
leihte Sache war, ba die Mehrzahl der in Paris anmefenden Mitglieder napo- 
leonifh gefinnt war. Doch T.'s diplomatiſche Kunft wußte die Schwierigkeiten zu 
überwinden und einen Beſchluß durchzuſetzen, der Napoleon und feine Yamilie 
des franzöfifhen Thrones für verluftig erklärte. Er wurde auch Präſident ber 
proviforifhen Regierung und arbeitete mit allen Mitteln dahin, den Sturz Napo- 
leons zu befhleunigen und feine Wiederherftellung unmöglich zu machen. Nah 
einer, jedoch nicht verbürgten Nachricht, foll er fi fogar an einem Komplott gegen 
Napoleons Leben betheiligt haben. Ebenfo eifrig, wie für den Sturz Napoleons, 
arbeitete er für die Reftauration der Bourbons, die in der Hauptfahe als fein 
Werl angefehen werben muß, ba weder bei ben Verbündeten ein beftimmter Ent: 
ſchluß bereits feſt fand, noch in Frankreich bie nationale Stimmung dafür fi 
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ausſprach. Welches die Beweggründe T.'s gewefen find, ob vie Uebergeugung von 
ver objeftiven Nothwendigkeit und der Schwierigkeit, auf andere Weife eine neue 
Ordnung der Dinge in Frankreich zu gründen, oder ein Groll gegen Napoleon, 
von dem er fi für wichtige Dienfte mit Undank belohnt glaubte, ober die Hoff« 
nung, unter ben Bourbonen eine einflußreihe Stellung zu erhalten, läßt fi 
ſchwer fagen. 

Sobald der Sturz Napoleons entſchieden war, trat er als bienfteifriger 
Anhänger der Bourbonen offen auf. Als Graf Artois am 12. April 1814 in 
Paris ankam, bewillfommte ihn T. an der Spige ber proviforifhen Regierung 
mit Worten begeifterter Hulbigung, dem noch in England weilenden Ludwig XVII. 
diente er mit brieflicher Berathung und verfiherte ihn, daß er fein höchſtes Glüdck 
darein fege, fein ganzes Leben dem Dienfte des Königs zu weihen; er verlange 
nichts für fich, Halte es aber im Intereffe Franfreihs für nothwendig, daß ihm 
das Miniftertum ver auswärtigen Angelegenheiten übertragen werbe, da es ſchwierig 
zu führen fei und einen Mann verlange, der in die Kunft eingeweiht fei, mit allen 
Kabinetten Europas zu verhandeln. Zugleih erbat er fi für feinen Neffen vie 
Stelle eines erften Wide de Camp bei dem König und für beffen Frau, bie fpätere 
Herzogin von Dino, den Titel ald Hofdame. Einige Wochen nah diefem, vom 
14. April 1814 datirten Schreiben empfing der Fürft von Benevent Ludwig XVII. 
in Compiegne und verhandelte mit ihm über Annahme bes Berfaffungsentwurfs, 
ven ihm der Senat unterbreiten wollte. Bald nah ber Rüdkunft Ludwigs XVIII. 
nad Paris wurde das neue Minifterium zufammengefegt und T. erhielt das von 
ihm verlangte Portefeuille der auswärtigen Angelegenheiten; der König foll fid 
aber nicht ohne Ueberwindung dazu entfhloffen Haben, va er ſeine Schlauheit 
fürdhtete. 

Eine fehr wichtige Rolle fpielte T. auf dem Wiener Kongreß, auf dem er 
ala erfter Vertreter Frankreichs erſchien. Hier zeigte er fi ald ver Allen über- 
legene Meifter der diplomatifhen Intrigue, indem er nicht nur das Werk der 
Reftauration der Bourbonen vollendete, ſondern auch Franfreih, das als be- 
fiegte Macht zugelaffen war, wieber in den Kreis ber europäiſchen Vormächte 
einführte. Für die Zurüdberufung der Bourbons hatte er eine eigene ſtaatsrecht ⸗ 
liche Theorie erfunden, den Grundſatz ber Regitimität, wornach bie Negierung ber 
Staaten nicht durch das Staats- und Völkerrecht, ſondern durch das Privatredit 
ber fürftlichen Familien beftimmt werden follte, und nicht nur die Berechtigung 
der Völker, fondern auch die der Staaten als moralifher Perfonen mit größter 
Schrofiheit verneint wurde. Es gab nach biefer Lehre überhaupt feine Staaten, 
fondern nur Länder, als das Beſitzthum gewiffer mit dem Necht zu regieren aus—⸗ 
geftatteter Familien, deren fürftliches Dafein als erfter Zweck vorausgefegt wurde. 
Dies war der Orundfag, nah welhem T. auf dem Wiener Kongreß die Ange- 
legenheiten behandelt wiſſen wollte. 

Seine perfönlihe Stellung war Anfangs keineswegs günftig. Seine diploma— 
tiſchen Kollegen behandelten ihn wenig entgegenfommend, er fah fi ifolirt, faft 
gemieben; in Kurzem aber wußte er durch breiftes Auftreten zu verblüffen und zu 
imponiren und bie getroffenen Verabredungen und vorgefaßten Plane in Frage zu 
ftellen. Die Gefandten der verbündeten Mächte, England, Rußland, Defterreid und 
Preußen, hatten ſich gleih Anfangs zufammengethan, um eine Gefhäftsorbnung 
zu entwerfen und die Grundſätze feitzuftellen; fie wollten nun das darüber auf- 
gelegte Protofoll als eine abgemachte Sache zur Kenntnißnahme mittheilen. Als 
nun zu dieſem Behufe ver franzoͤſiſche Geſandte, mit dem ſpaniſchen, zu einer 
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Konferenz eingeladen, auf derſelben erfhien und die Vorlefung der Protofolle be- 
gonnen hatte, ftellte er fih an, ald ob er gar nicht verftände, was der Ausbrud 
Alliirte zu bebenten habe; er fragte, ob man denn nicht in Paris Frieden ge» 
fhloffen habe, gegen wen denn no ein Bündniß beftehe, ob man denn nicht unter 
Borausfegung der Gleihberehtigung zufammen gefommen fei, ob man denn damit 
anfangen wolle, die Rechte, die geachtet werben follten, zu verlegen. Mit dieſem 
Auftreten gelang es ihm wirflid, die verfammelten Diplomaten zu verblüffen und 
zu verwirren; feiner von ihnen befaß die erforberliche Geiftesgegenwart, um bie 
rihtige Antwort zu finden und den Vertreter einer befiegten Macht in feine ge— 
bührende Stellung zurüdzuweifen; fie fuchten in ihrer Berlegenheit Ausflücte und 
erwiderten, jie hätten den Ausprud Verbündete nur der Kürze wegen gebraucht, 
fie legten auf ihr Prädilat feinen befondern Werth und wären bereit, es zurüd- 
zunehmen. Sie ließen e8 fi gefallen, daß T. die Unterihrift verweigerte und 
gaben den Gefchäftsgang des Kongreſſes, den fie feftgeftellt zu haben glaubten, 
der freien Erörterung anheim, und da T. nun um fo Feder auf der Forderung 
beftand, daß vor allen Dingen der Kongreß in feiner Geſammtheit zulammen be= 
rufen werde, trennte fih die Konferenz, ohne einen Beihluß gefaßt zu haben. 
Eine ähnliche Scene führte T. mit Kaiſer Ulerander auf, der ihn auf den folgen- 
den Tag beſchieden hatte; aud ihm gegenüber pochte er auf bie Gleichberechtigung 
Frankreichs mit den andern Großmächten, und wußte durch Appellation an des 
Kaiſers Großmuth und die verdeckte Drohung eines neuen Krieges ihn wirklich in 
ſeinen Planen und Vorſätzen irre zu machen. Bald darauf formulirte er ſeine 
Anſprüche in einer Rede, in welcher er die Forderung ſtellte, daß die Mitglieder 
der Ausſchüſſe von der Geſammtheit des Kongreſſes gewählt werden müßten, wo— 
durch die kleinen rheinbündiſchen Fürſten ſchon vermöge ihrer Zahl die Majorität 
und vorwiegenden Einfluß gewonnen haben würden. Dieß bewirkte zwar zunächſt 
unter den großmäcdhtlihen Gefanbten einen Sturm der Entrüftung und provocirte 
die Drohung, daß die vier Berbündeten die Angelegenheiten allein ordnen würten, 
was T. mit der Gegendrohung beantwortete, in biefem Yale würde Frankreich 
die Mächte zweiten Ranges zu gemeinfhaftliher Oppofition unter feine Fahne fammeln. 
Nun fanden zwar beide Theile für gut, durch gegenfeitige Nachgiebigkeit fich zu 
verftändigen, aber jene Drohung mit der Proteftion der Meineren Mächte biiek 
der leitende Gedanke bes franzöfiihen Gefandten, und damit hatte cr bald erreicht, 
daß er aus feiner Ifolirung herausfam und ein geadteter Mann auf dem Kon- 
greffe ward. In materieller Beziehung warf fih T. mit feinem Einfluß beſonders 
auf die fähfifhe und polnifhe Frage, und that ſich zum Proteftor des Königs 
von Sachſen auf, zu deſſen Gunften er feine Legitimitätstheorie geltend machte. 
Als Kaifer Alerander einft in der Hite des Geſprächs ten König einen Verräther 
nannte, erhob ficdh der Fürft von Benevent mit der Miene der Brutalität dagegen 
und erflärte mit Nachdruck, eine folde Bezeihnung könne nie auf einen König 
angewendet werben, und es fei fehr daran gelegen, daß fie ihm nie beigelegt 
werde. 

Kraft der Legitimitätstheorie betrieb T. aud die Abjegung König Murats 
von Neapel und die Wievereinfegung der Bourbonen auf den neapolitanifchen 
Thron, obgleich er felbft einft an Murats Erhebung mitgearbeitet hatte und das 
berühmte Defret, demzufolge die Dynaftie der Bourbonen in Neapel „aufgehört 
hatte zu regieren”, aus feiner Minifterialfanzlei hervorgegangen war. In Vezie— 
bung auf Deutfchland gingen feine Bemühungen dahin, die Wiederherftellung eines 
deutſchen Reiches zu verhindern, dagegen die Souveränetät der Mleineren deutſchen 
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Monardien zu flärfen; einem Bündniß derfelben untereinander war er übrigens 
nicht entgegen, nur wollte er Defterreih und Preußen nicht babei haben, bie 
beutfchen Staaten follten nad feiner Meinung „eine freie und ſtarke Konföderation 
bilden, um die franzöftihen Waffen auf immer von ben öſterreichiſchen und preu- 
ßiſchen Waffen zu trennen”. Andererſeits fuchte er den durch die Alltanz gegen 
Napoleon überwundenen Gegenfag zwifchen Defterreih und Preußen neu zu bes 
leben und benügte hiezu befonders die fähfifche Frage, um England und Defter- 
rei gegen Preußen und Rußland zu hegen. Das Bündniß vom 3. Januar 1815 
war größtentheils fein Wert. 

So war er für die veutfhen Intereffen eines der ſchädlichſten Mitgliever des 
Kongreſſes; er bat viel dazu beigetragen, daß die Bedürfniſſe und Hoffnungen 
Deutſchlands unbefriedigt geblieben find. Frankreih aber hat ihm viel zu banken; 
fein Berbienft ift es, daß es fo bald nad einer demüthigenden Niederlage in vie 
Reihe der leitenden Mächte eintreten konnte. 

Die Nachricht von der Rückkehr Napoleons aus Elba verfegte T. in großen 
Schreden, obgleich er mit der ganzen franzöfifhen Geſandtſchaft ven Sicheren fpielte; 
er betrieb die Achterflärung der verbündeten Mächte, durch welche Napoleon aufer- 
halb des Völkerrechts geftellt und gleihfam für vogelfrei erflärt wurbe; anberer= 
feits fah ihn Napoleon als einen feiner Hauptfeinde an, denn in ber Amueſtie, 
weldye er am 12. März 1815 gegen diejenigen erließ, weldhe an dem Sturz bes 
kaiſerlichen Thrones gearbeitet hatten, war T. ausgenommen und feine Güter 
wurden ber Konfisfation überwielen. Nah der Schlacht bei Waterloo gab T. fid 
viele: Mühe, Lubwig XVIII. feinen Thron zu erhalten und die auftandhenven 
Bedenken, ob nicht eine andere Megierung mehr Bürgfchaft gegen bie Revolution 
bieten würde, niederzufchlagen. Es gelang ihm, Wellington für fidh und Ludwig XVIII. 
zu gewinnen; nach ber Kapitulation von Varis wurde er beauftragt, ein Mini« 
flerium zu bilden, deſſen Präfiventfhaft und Departement ber auswärtigen An— 
gelegenheiten er wieder übernahm. Seine Bemühungen giengen jest dahin, ben 
ultralöniglichen reaftionären Beftrebungen entgegenzutreten; er gab Ludwig XVII. 
den Rath, feinen Bruder Graf Artois, das Haupt der reaftionären Partei, durch 
eine Sendung nad England zu entfernen, ftatt deſſen jedoch der König ſich dar- 
auf beihränkte, feinem Bruder einen ernitlihen Verweis zu geben; ferner vermin- 
berte er die Zahl derer, die als Bonapartiften geächtet werden follten, und bei 
ber Zufammenfegung der neuen Pairskammer forgte er dafür, daß eine gute Zahl 
feiner Anhänger aufgenommen wurben. Als Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten hatte er auch die Friebensverhandlungen mit ven Verbündeten zu führen 
und vertrat nun bier gegenüber von den Verfuchen der preußifchen Staatsmänner, 
manche gerechte Forderung für Deutichland, welche geltend zu machen bei dem 
erften Parifer Frieden verfäumt worben war, nachzuholen, bie Intereffen Frank 
reihs mit Schlaubeit und Beharrlichkeit; namentlich ftellte er vor, daß man Frank⸗ 
rei feine zu harten Bedingungen auferlegen dürfe, um nicht ben Thron Ludwigs 
XVII. zu gefährven, und legte in einer Denkſchrift das Syſtem bar, welches bie 
franzöfifche Regierung zu befolgen denke, um zu zeigen, weldhe Garantien das neue 
Frankreich für Erhaltung des Friedens biete. Doch machten ihm die Franzoſen 
den Borwurf, daß er, um bie Gunft der Verbündeten zu gewinnen, zu machgiebig 
gewefen fei und zu viel geopfert habe. Als nun nach dem Abzug der Verbündeten 
die neuen Wahlen zur Kammer jo über Erwartung königlich und realtionär aus- 
fielen, als bier eben die Partei, welche T. befämpft und vor welcher er den König 
gewarnt hatte, die Mehrheit befam, wurde feine Stellung im Minifterium ım- 
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haltbar. Dazu fam, daß ver Kaiſer Alexander von Rußland, auf veffen SFreund- 
ſchaft Ludwig XVIII. großen Werth Iegte und auf deſſen Unterftügung er beſon- 
ders rechnete, eine entſchiedene Abneigung gegen T. zu erfennen gab und nicht mehr 
mit ihm unterhandeln wollte, T., ver dem König gerathen hatte, ſich auf Enaland 
zu ftügen und mit Rußland zu brechen, bat um feine Entlaffung, und Ludwig XVIII., 
bem dieſer Mintfter, welchem er fo viel zu danken hatte, durch feine Anſprüche auf 
die Gefammtleitung doch unbequem geworben mar, erariff gern bie Gelegenheit, 
ſich feiner au entlebigen. Er gewährte vie Entlaffung in ehrenvoller Weife und fnchte 
fie durch Ernennung zum Großfammerherrn und Erhebung in ven erblichen, auf bie 
Nachkommen des Bruders übergehenden, Pairaſtand zu verfüßen. Doc ſchied T. 
nicht ohne Bitterfeit aus dem Amt. „Ich babe, fagte er zu dem König, Alles für 
Ste getban und Tonnte Ihnen noch fernerbin nütlih fein. Sie wollen mid aber 
niht mehr; um fo fhlimmer für Ste, bald dürften Sie e8 bereuen.” T., der fo 
eifrig für die Wiederherftellung der Bourbonen gearbeitet und intriguirt hatte, hatte 
fih doch einentlich verrechnet; er ſah fih aus feiner diplomatiſchen Thätigfelt, die 
ihm Lebensbedürfniß war, herausgeworfen, und obgleih ihm die nächſten Jahre 
noch mweitere Ehren und Würden bradten, obgleih er im März 1821 zum Mit» 
olied der Akademie und am 30. Auguft 1823 zum Herzog ernannt wurde, 
obaleih er als Grokfämmerer eine der erften Stellen am Hof inne hatte und einen 
Gehalt von 100,000 Franken bezog, glaubte er fih tod von den Bourbonen mit 
Undank gelohnt, zog ſich ſchmollend auf Fein Landgut Valençay zurüd und 
verrieth feine Aufmerkſamkeit auf vie öffentlichen Angelegenbeiten bie und ba durch 
ein beißendes Witzwort, das die Unterhaltung der Variſer Salon? würzte. So 
nannte er ben Testen Rettungsanfer Karla X., das Minifterium Poltgnac, „ie 
ministdre impossible“. In feiner oppofitionellen Haltung war er nit ohne Be 
siehung zu dem Herzog von Orleans geblieben und hatte ihm bin und wieder 
Rathichläge gegeben. Als viefer nah der Inlirevolntion unentſchieden ſchwankte, 
ob er bie ihm angetragene Krone annehmen ober ablehnen follte, gab T., um 
feine Meinung befragt, ven Beſcheid: „il faut accepter*. Er that nachher auch 
das Seinige, um ben Julithron zu ſtützen; er übernahm bie Geſandtſchaft nad 
London, um bie Thronbefteigung Ponis Philippe anzufünbigen, unterhielt einen 
lebhaften Briefwechfel mit dem König, vertrat die neue Regierung auf der Pon- 
boner Konferenz und hatte, von Louis Philipp und ben engliſchen Staatemännern 
zu Rathe gezogen, die Hand in allen wichtigen Fragen der internationalen Po— 
litik jener Zeit. Namentlich erwarb er ſich um die friedliche Verſtändigung über Bel- 
gien BVerbienfte, arbeitete überhaupt für Aufrehtbaltung tes europäiſchen Friedens 
und eine Verbindung Frankreichs mit Defterreih und England gegen Rußland, 
vermittelte auch im diefer Richtung mit Palmerfton die Quadrupelallianz, melde 
am 22. April 1834 zwiſchen England, Franfreihb, Spanien und Portugal zu 
Stande fam. Dies mar fein letzter politiiher Aft; 1833 verließ er England, Tebte 
meift auf feinem Landgute in VBalencan, zeigte ſich jedoch hin und wieder am Hofe 
Ludwig Philippe. Bis in fein hohes After erbielt er fich bei geiftiger Kraft und 
ftarb nad furzer Krankheit am 13. Mat 1838, 

Obgleich ihm einentlich Niemand recht traute, genoß er doch in diplomatiſchen An—⸗ 
gelegenheiten großer Anfeben und wurbe befonders in ben Ietten Jahren feines Lebens 
als ein politifches Drakel verehrt. Man ſchrieb ihm nicht nur tiefe Einſichten in 
bie politifchen Verbältniffe und große Menfhenktenntnif zu, fondern aud einen 
feinen Inftinft, der noch vor den Thatſachen die keginnende Veränderung ahnte. 
Ein Hanptmittel feiner Wirkfamfeit mar vie Kunft der Konverfation; befonbers 
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wußte er die Frauen, unter denen er immer einen reis ergebener Berehrerinnen 
hatte, für feine Zwede zu nützen. Im der Regel ſprach er in Gefellfhaft wenig 
und ſaß in fcheinbar phlegmatifher Nadläffigkeit da, aber wenn er fih auf 
raffte, wirkte er bezaubernd, Gewöhnlich plauverte er in leichtem Scherz, wenn 
man aber auf Stantsangelegenheiten zu reden kam, verwandelte fi fein Leichtfinn 
in Ernft und Kraft des Ausdrucks. Ein zur Improvifation befähigter Redner 
war er nie, und dies bewahrte ihn auch in Zeiten ver Revolution vor unver: 
fichtiger Enthüllung feiner Gedanken, wie er denn aud zu fagen pflegte, „bie 
Sprade fei vem Menfchen gegeben, um feine Gedanken zu verhüllen”. Aber aus 
demfelben Grunde würde er fih nicht zu einem fonftitutionellen Minifter, deſſen 
Aufgabe es ift, jederzeit der Kammer Rede zu ftehen, geeignet haben. 

Sein Aeußeres mar wenigftens in feinem höheren Alter mehr unheimlich 
und fhaubererregend als einnehmend. Sein Nektolog in der Morning-Poſt ſchildert 
ihn folgendermaßen: „Seine Gliedmaßen find durch einen eifernen Apparat zufam- 
mengehalten, an ben er immer mit feinem gigantifchen Nohr klopft. Man fühlt 
einen gewiffen Schauder, der burd den bohrenden Bli feiner grauen Augen unter 
zottigen Brauen hervor noch vermehrt wird. Dazu fein gefpenftiges tief gefurdtes 
Geſicht, theild von einem Schopf feiner eigenthümlihen Haare, theils von einer 
ungeheuren Kravatte bebedt, die eine hervorragende große Unterlippe ftügt, über 
feine Oberlippe vorgefhoben mit einem chnifhen Ausdruck, den nod fein Maler 
wiederzugeben vermodte. Zu all viefem Rüftzeug des Schredens fommt noch fein 
todtenähnliches Schweigen, nur bin und wieder dur einfilbige Kehltöne unter 
broden, die aus dem Grabe zu hallen ſcheinen.“ — Bilder aus feinen früheren 
Jahren machen einen günftigeren Eindrud und zeigen einen imponirenden Kopf 
mit kräftigen Gefihtszügen. 

Titeratur. (Stewarton.) Memoirs of Charl. Maur. Talleyrand de 
Perigord. London 1803. — Alex. Salle, Vie politique de Ch Maur. prince 
de Talleyrand. Paris 1834. — Ch. M. Villemarest, Monsieur de Talley- 
rand. 4 Vol. Paris 1834—35. — Louis Bastide, La vie religieuse et poli- 
tique de Ch. Maur. Talleyrand. Paris 1838. — (Dufour de la Thuilerie.) 
Histoire de la vie et de la mort de M. Talleyrand. Paris 1838. — Charles 
de Place, M&moire sur M. de Talleyrand, sa vie politique et sa vie in- 
time. Paris 1838. — Fxtraits des memoires du prince de Talleyrand publ. 
par la comtesse C. de C. Paris 1838. 2 Vol. — ©. a. die Geſchichte der Re 
volution, des Konfulats und des Kaiferreihs von Thiers, vie Gefchichten ber 
Reftauration von Baulabelle und von Viel-Caſtel. Ueber die Thätigfeit 
Talleyrands auf dem Wiener Kongreß, befonvers ben Artifel in der Revue des 
deux mondes. 1862. III. Congrös de Vienne. L’empereur Alexandre et M. 
de Talleyrand. ©. 333 u. fi. Zu vergleihen aud: Nouvelle biographie gene- 
rale, vol. 44. ©. 810—832. Kiüpfe. 
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Die tehnifhen Lehranftalten bilden den jüngften Zuwachs im gefanımten 
Schulſyſteme. Ihre Stelle unter den übrigen Lehranftalten und ihre Bebentung 
vom Stanbpunft des Staates ift fhen im Art. Schule (Br. 9 ©. 264 u. f) 
angebeutet. In ihren Anfängen treten fie Schon früh unter dem Namen Fortbil- 
dungsfhulen, Gewerb: und Landwirthſchaftsſchulen auf; fie follten dazu dienen, 
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anfhließend an ven Unterricht ver Boltsjchule Gelegenheit zu geben, einige .ele- 
mentare Kenntnifje in Geometrie und Naturlehre, wie felde in Gewerb und Land⸗ 
wirthihaft zur Anwendung kommen, zu erwerben. Selbſt auf Anftalten, in wel- 
hen die exalten Wiſſenſchaften, als Bafis aller Ingenieur-Wifjenfhaften, gelehrt 
werben follten, war man früh bevadt. Schon zu Boeheim’s Zeiten und auf feine 
ausdrüdlihe Anregung wurde in Nürnberg eine erfte Schnle diefer Richtung mit 
der Bezeichnung „mathematische Schule" gegrüntet. Beweis genug, daß man fon 
damals den Univerfitäts-Unterricht allein nicht für ausreichend hielt, eine hier vor- 
liegende Lücke im Unterrichtsfyftem auszufüllen. 

Es bat nur wenig Intereffe, die vielfachen verunglüdten Berfuhe und bie 
Kämpfe zu verfolgen, welche die neuen Anftalten bis zu ihrer organiſchen Konfti- 
tuirung zu beftehen hatten. Alles Neue hat ſolche Kämpfe zu beftehen, einerfeits 
eben weil es neu iſt, und andererfeits weil mit den erften Verſuchen nicht immer 
das Richtige getroffen wird, ſondern erſt allmälig die Erfahrungen gefammelt wer- 
den, welche über die einzuhaltenden Principien entſcheiden. Man betrachtete die 
neuen Anftalten als Träger des Realismus, und ſah, je nad ver Stellung 
bald mit Geringfhägung, bald mit Antipathie auf ihre Ausbreitung. Es dien 
als hätte man ven, fon von den Griechen aufgeftelten Sa, daß Orammatit 
und Geometrie die Pfeiler aller Iugenvbildung find, aus dem Auge verloren, 
und hätte verfannt, daß hiermit zugleich unveränverlid für alle Zeiten die Aus- 
gangspunfte der beiden Hauptrihtungen des menſchlichen Geiſtes bezeichnet find, 
Beide Richtungen ftehen ſich nicht feindlid gegemüber, eine Kenntniß ihrer Grund» 
lagen kennzeichnet wefentlid ven Mann der Bildung. Der Ausbau jeder dieſer 
Richtungen iſt Sache des Forſchers und je nach der Geiſtesrichtung des Einzelnen 
ift diefe Forſchung bald den Geiſteswiſſenſchaften, bald den exakten Wiſſenſchaften 
zugewendet. Die Alten kannten nur die Geometrie, die Erfindung der mathema- 
tiſchen Sprache gehört der Neuzeit an, und erft mit der Erfindung biefer Sprade 
und unter ihrer Anwenbung find vie reihen Refultate der Naturforfhung gewon- 
nen, Der Gewinn, den dieſe Nefultate dem realen Leben bieten können, war ver 
nächſte Anlaß zur Gründung der mannigfaltigen Applifationsfchulen, welde unter 
dem Kolleftivnamen techniſcher Lehranftalten begriffen find. Man ging lange hin 
einfeitig zu Wert, man verfümmerte oder vernadläffigte allzu fehr den grammati- 
ſchen Unterriht, und beging den andern Fehler, daß man glaubte, in der Schule 
die Applikation felbft in unmittelbarer Weife lehren zu können. An die Stelle 
ernfter Beihäftigung und geiftiger Gymnaſtik trat nicht felten nuglofe Spielerei, 
und felbft an den höheren Lehranftalten, an mweldyen ter Ingenieur und der Archi— 
teft ihre Borbildung gewinnen follten, blieb man meift bei einem etwas ausge— 
behnteren graphiſchen Unterricht ftehen, ohne auf Schärfung und Wedung des Gei— 
ftes bedacht zu fein. Die Schule bilvet nit unmittelbar den Praktiker, fie bildet 
nur den Kopf, fie befähiget aber eben hierdurch im der Praris fid in kurzer Zeit 
das anzueignen, was ber Empirifer in unklaren Herumſuchen in einem langen 
Leben fi zu erwerben nicht im Stande ift. 

Die Schöpfung der polytechniſchen Schule zu Paris durch Monge im 
Jahre 1791 machte dem unfihern Erperimentiren in diefer Richtung des Schul» 
weſens zwar nicht ein Ende, fie zeigte aber, welde Bedeutung für den Staat zu: 
nächſt die höheren technifchen Lehranftalten erreihen können. Die Ecole polytech- 
nique war und ift noch weſentlich eine wiffenhaftlihe Anftalt, in der Mathema- 
tif und Naturwiffenfhaften die Hauptunterrichtsgegenftände bilden. Sie jegt einen, 
in mathematijhen Disciplinen vervollftändigten Öyninafial-Kurfus voraus, und 
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im Wefentlihen einen der Hauptzweige der philoſophiſchen Fakultät 

„cer deutſchen Univerfitäten. Jedoch befteht an ihr nicht allein ein fireng ge— 
gliederter und vorgefchriebener Gang in ven auf einander Bun. Borlefungen, 
fondern aud vollftändiger Kollegien-Zwang, alfo Schule im Gegenfag zu unjern 
Univerfitäten. Was Frankreich feit mehr als 7O Jahren von bedeutenden Männern 
in der Richtung ter exakten Wiffenfhaften, was es an Yorfhern, Lehrern, an 
Civil⸗, Militär- und Marine-Ingenieuren und Architekten hervorgebradt hat, iſt 
aus diefer Schule hervorgegangen. Die Bedeutung der neuen Unterrihtsanftalt 
für ven Staat war dur die Erfolge verfelben raſch zur Evidenz gebradht, und 
wurde unverfennbar der Anftoß für anvere Staaten, gleiche Ziele zu verfolgen. 
Unter den deutſchen Staaten ging Defterreih durd Gründung der polytehnifgen 
Schule in Wien im Jahr 1816 voran, und bald wurden in andern deutſchen 
Staaten, meift anfhliefend an ſchon vorhandene Baufchulen, ähnlihe Anftalten 
gegründet. Im Grunde war indeß von Frankreich nur der Name für die neuen 
Anftalten entnommen, bie Einrichtung derfelben war von Anfang an eine burdaus 
von der franzöfifhen verfhiedene. In Frankreich ift felbft die Schule in der Art 
centraliftifh organifirt, daß aus dem ganzen Lande nur bie befähigtften, durch ein 
firenges Eramen ausgewählten Köpfe hervorgezogen werben; das Marimum ver 
Scülerzahl ift auf 100 feftgefegt, und nur diefe 100 fünnen an dem weiter ge- 
henden Unterricht fidy betheiligen. Deutſche Art bringt Anderes mit fi, die Schule 
it Gemeingut, fie fol Jedem, ver die genügende Vorbereitung fih erworben hat, 
zugänglich fein. Kenntniffe und Bildung in die weiteften Kreife zu verbreiten, ift 
ber vorzüglihfte Zwed der Schule. Sie arbeitet nit für eine Elite von Inge- 
nieuren, muß aber eben vefhalb das Unterrichtsmaterial nad der mittleren Be- 
gabung richten. Auch fann man in der That volllommen beruhiget darüber fein, 
daß das bevorzugtere Talent feine Ziele verfolgt und erreicht. In Frankreich find 
von der Ecole polytechnique die &coles d’application vollfommen getrennt. An 
den deutſchen polytechnifhen Schulen find beide vereint, es wurde fogar lange 
Zeit der mathematifche und naturwiſſenſchaftliche Unterricht fombinirt mit dem 
Unterricht in Specialfähern ertheilt. Erſt mit der Reorganifation der polytedhni» 
ſchen Schule in Karlsruhe im Jahre 1832 wurde als Princip feftgehalten, daß 
die Schule in Fachſchulen fi zu gliedern habe, welchen gemeinfame Vorbereitungs- 
Kurfe in Mathematik und Naturwifienihaften vorangehen. Das Syſtem der Fad- 
ſchulen ift feither von allen deutſchen polytehnifhen Schulen adoptirt, und nur 
in der Ausdehnung, im welcher die Fachſchulen aufzunehmen find, befteht eine 
Verſchiedenheit. So beftehen in Karlsruhe, in Züri und in der nem errichteten 
polytechniſchen Hochſchule in Gray Fachſchulen für Land- und Forſtwirthſchaft, 
während in Bayern und in Sachſen Land- und Forſtwirthſchafts-Akademieen für 
fih beftehende Anftalten find; im Heſſen ift die Forſtwirthſchaftsſchule mit der 
Univerfität in Gießen verbunden, und in Preußen ift neuerdings die Verbindung 
der höheren landwirthſchaftlichen Bildungsanftalten mit den Univerfitäten durch 
Verordnung feftgeftellt. Es wird ſchwer fein zu entſcheiden, ob es fi mehr em- 
pfehle die bisher noch ifolirten Alademieen für Land» und Forſtwirthſchaft den 
polytehnifhen Schulen als Fachſchulen zuzuweiſen, oder biefelben den Univerfitä- 
ten zu aggregiren; dagegen fann fein Zweifel beftehen, daß die Ifoltrung jener 
Anftalten, wo fie noch befteht, jedenfalls aufzugeben fei. Lehrer und Schüler leiden 
gleihmäßtg unter verfelben, die erfteren wegen des allzu engen geiftigen Verkehres 
und ber immer befchränfteren literarifchen Hülfsmittel, die legteren, weil tfolirte 
Anftalten fi) immer auf einen engeren Kreis von Lehrgegenftänden befchränfen 
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müffen, und zu einer weiter reichenden allgemeinen Bildung keine Gelegenheit 
geben können. Unfere Univerfitäten würden einen ihrer wefentlihften Vorzüge ein- 
büßen, wenn man bie Fakultäten trennen und an verfchievdenen Orten Fachſchulen, 
wenn auch noch fo glänzend dotirt, errichten wollte, Genau in dieſer Lage befinden 
fi aber die ifolirten Akademieen. 

Wenn kein Zweifel befteht über die Ziele, welche eine polytehnifhe Schule 
zu verfolgen bat, wenn es feftfteht, vaß Mathematik und Naturwiffenichaften ihre 
wiſſenſchaftliche Bafis bilden, daß Geſchichte, Literatur-Geſchichte und Kunft-Ge- 
fpichte ergänzende Fächer fein follen, und daß in Fachſchulen die verfhiedenen 
Richtungen der Ingenieurwiffenfhaften — im weiteften Sinne des Wortes — ihre 
-Ausbildung zu erfahren haben, jo ift doch hiermit noch nichts über vie Vorberei— 
tungsſchulen feftgefegt, welde die erforberlihe Vorbildung für die polhtechniſche 
Schule bieten fönnen. Gewerbefhulen, Realfdulen, Bürgerfchulen, Fort« 
bildungsfhulen waren fon früher als polytehniide Schulen gegründet. Es 
ſchien daher naheliegend, eben viefe Schulen, welche wefentlih zur Vorbereitung 
für techniſche Berufe dienen follten, auch als Vorbereitungsihulen für polytechni- 
ſche Schulen zu bezeihnen. Man überfah vabei die Verſchiedenheit der Ziele, die 
erreicht werben follen. Alle jene Yortbildungsfchulen find nur dazu beftimmt, den 
Unterricht der Volksſchule zu ergänzen und bahin fortzuführen, daß einige elemen- 
tare Säge der ©eometrie und die einfahften Ergebniffe der Naturforfhung mit- 
getheilt werben. Der Gewerbtreibende lernt durch fie Refultate kennen, die ex jpä- 
ter im praftifhen Leben in der mannigfaltigften Weife verwendet fieht, und er- 
reicht mit ihrer Aneignung eine Uebung des Kopfes, die für den Praktiler fo 
wichtig ift wie für den Theoretifer. Eine tiefer eingehende wiſſenſchaftliche Begrün- 
bung der Lehrfäge ift aber für ihn nicht erforderlih und nicht ausführbar, es 
genügt ihm, die Reſultate und ihre einfachfte Herleitung fennen zu lernen. Schon 
bie Reit, die er auf ben Unterricht verwenden fann, reicht nicht bin ihn weiter 
zu fördern. Er muß rechtzeitig zum Gewerb übergehen, und kann nad ver Bolte- 
ſchule hödftens zwei Jahre dem Schulunterricht widmen. Der Unterricht an der 
polytechniſchen Schule fegt reifere und ganz anders vorgebildete Schüler voraus. 
Die polytehniihe Schule ift eine wiſſenſchaftliche Schule, die nur veshalb mit der 
Univerfität nicht zu vereinigen ift, weilin ven Fachſchulen, die auf die theoretifchen 
Kurfe folgen, die Form des Unterrichts, entfprehend den zu erreihenden Zielen, 
anders geordnet fein muß, als dies in den Falultätswiſſenſchaften dienlich er- 
fheint; an der Fachſchule ift die Einhaltung eines vorfhriftsmäßigen Stubien- 
ganges unerläßlih, an der Univerfität find Zwangsvorlefungen ebenfo entſchieden 
von nadıtheiligen Folgen; die Fachſchule ift weſentlich eine Schule, die auf eine 
wiſſenſchaftliche Vorbildung fih ftügt, die Univerfität hat ausſchließlich die Pflege 
und Ausbildung der Wifjenfhaft als folder im Auge. Die theoretiihen Fächer, 
Mathematik und Naturwiſſenſchaften, find aber am Polytehnitum ganz vie glei« 
hen wie an der Univerfität, und verlangen beshalb auch einer Vorbildung, die 
jener gleichzufegen ift, die der Studirende fi zu erwerben hat. Man könnte daher 
eher daran denken, die Gymnaſien als die paſſenden Vorbereitungsfhulen für die 
polytehniihe Schule zu bezeichnen. In der That war dies aut) in Bayern, Wür- 
temberg und Baden für Urditeften und Ingenieure verorbnungsmäßig feftgehal« 
ten. Am Oymnafium ift mit gutem Grunde der Hauptnachdruck auf den gramma⸗ 
tiſchen Unterricht und auf das Studium der Alten gelegt, während ber Unterricht 
in Mathematik meift nur eine untergeorbnete Stelle hat und beinahe ausnahms⸗ 
108 nur auf die Elemente der Geometrie und Algebra eingefchränft ift, Für bie 
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Bakultätswiffenfchaften, die mit Ausnahme der Medicin, Gebiete ver Geifteswifjen- 
haften umfaffen, ift diefe Borbildung die geeignetere und vorzüglichere, für erafte 
Wiſſenſchaften würde dagegen eine, auch auf die Elemente der fogenannten höheren 
Mathematik ſich erftredende Vorbereitung die paffendere fein. In tiefem Wider- 
ftreit hat man Verſchiedenes verfuht. Der einzubaltende Grundfag läßt fi mit 
aller Beftimmtheit bezeichnen. Die unteren Klaffen des Gymnaſiums bilden bie 
gemeinfame Borbereitungsfchule ſowohl für jene, die fih den Fakultätswiffenihaf- 
ten, als für jene, die fih den Ingenienrwiffenfhaften widmen wollen, während 
die oberen Kurſe durch Parallel-Klaffen erweitert werben müßten, in welden an 
die Stelle des Griechiſchen der aufgedehntere Unterricht in Mathematik und Na- 
turlehre zu treten hätte. Wie diefer Grundfag auszuführen iſt, hängt größern 
Theil von äußeren Verhältniffen ab. Ohne Zweifel könnten beide Klaffen-Syfteme 
unter gemeinfamer Leitung ftehen, indem beide von gleihen Grundlagen ausgehen 
und in foweit gleiche Ziele verfolgen, als fie die Beftimmung haben, vie Borbe- 
reitung zu Berufen zu geben, die auf wiffenfhaftlihen Grundlagen aufgebaut find. 
Befteht aber die Einrichtung, daß die tehnifhen Schulen dem Hanbelsminifterium 
unterftellt find, während Volksſchulen, Gymnaſien und Univerfitäten von bem 
Unterrits-Minifierium geleitet werben, fo wird es freilich unvermeivlih, Real- 
Gymnafien getrennt von den humaniftifhen zu gründen. 

Man hat vielfah den Verſuch gemacht, ftatt durch Realgymnafien durch Er- 
mweiterung der Gewerbefhulen, Realihulen und Bürgerfchulen pafjende Borberei- 
tungsſchulen für die höheren tehnifchen Berufsarten zu gewinnen. Wenn in biefen 
Anftalten die unteren Kurfe die gleiche Einrichtung wie die untern Klaffen der 
Lateinfhulen und Gymnaſien befigen, wenn alfo in ihnen ver gleihe Nachdruck 
auf eine grammatifhe Bildung gelegt ift, und wenn von den alten Spraden 
Latein bis zum Abſchluß der Schule fortgeführt wird, fo find diefe Schulen unter 
verändertem Namen Real-Öymnafien. enn aber die untern Kurfe biefer foge- 
nannten höhern Gewerbefchulen nod wie früher die Vorbereitungsfhule für jene 
bleiben follen, die unmittelbar von der Schule zum Gewerb übergehen wollen, fo 
muß Form und Inhalt des Unterrichts in einer Art abgeändert werden, in mel 
her dieſelben nicht mehr zur Vorberathung für die obern Kurfe tauglih find. 
Der Unterricht in Latein bat für den Gewerbtreibenden feine Bedeutung, während 
er für Jeden, der in irgend einer Richtung eine wiſſenſchaftliche Bildung fi er- 
werben will, ober diefelbe im dem fpäteren Berufsleben bedarf, durch feine for- 
melle Beveutung unentbehrlih tft. Doc auch abgefehen hiervon ift der Unterricht, 
ben der Gewerbeſchüler bedarf, wefentlih von dem verfchieden, der zur Borberei- 
tung für das Verſtändniß fpäter folgender wiffenfchaftlicher Lehren erforbert wirb. 
Für den Gewerbefhüler genügen die elementarften Säge aus Geometrie und Na- 
turlehre, Unterricht im Zeichnen und Uebung im Gebraud der Mutterfprade; 
für den Ingenieur ift von Anfang an, auch in der Herleitung der einfachften 
Säge, die Methode der Begründung fo wichtig wie der Inhalt und die Anmen- 
dung ber LFehrfäge, fie übt und fhult den Kopf und bereitet ihn zu ernfterer wif- 
fenfhaftlicher Arbeit vor. Man hat ſchon oft und mit großer Xebhaftigfeit bie 
Frage disfutirt, ob es nicht geratbener ſei, ven Unterricht in Latein aus ben Real» 
gymnaſien zu befeitigen, und führt nicht felten zur Unterftügung dieſer Anficht 
Beifpiele großer Feiftungen an, die gerade in den Ingenieur-Wiffenfhaften von 
Männern ausgingen, die notorifch feine Kenntniß des Latein und oft nur eine 
jehr mangelhafte grammatifhe Bildung beſaßen. Es handelt fih aber bei ver 
Aufftellung der Schulfyfteme überhaupt niht um ausnahmemeife Leiftungen, fon« 
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vern lebiglih um die Principien, die der Staat bei der Gründung ber Schulen 
feftzuhalten bat. Ueber dieſe Principien werben faum mehr Zweifel beftehen, und 
eben jo wenig darüber, daß die alten Sprachen mit ihren minder abgeſchliffenen 
Formen weit geeigneter für den grammatiſchen Unterricht als die neueren Spra- 
hen find, und daß Latein als Bafis der romanifhen Spradyen zur Erlernung ver 
neueren Sprachen bie wefentlichfte Erleichterung gewährt. Und doch ift hiermit 
noch gar nicht der Einfluß des Inhaltes ver Schriften einer Haffifhen Zeit in 
Anſchlag gebracht, die der Jugendzeit des menſchlichen Geſchlechtes angehört und 
die auf die heranwachſende Jugend, ſelbſt unter den Händen eines gefchmadlofen 
Lehrers, kaum ihre Wirkung verlieren kann. 99. Joy. 
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Die Löſung der Aufgabe, auf beliebige Entfernungen Mittheilungen fo raſch 
zu machen, wie es in feinen Diftanzen durch vie Sprade gejchieht, warb ſchon in 
ven älteften Zeiten verfuht. Die Mittel waren einfach und die Erfolge gering. 
Man beſchränkte ſich darauf, politifch wichtige Nachrichten (feindliche Invafionen, 
Aufruf zu den Waffen) oder phyſiſch bedrohliche Greigniffe (Ueberſchwemmungen 
in oberen Flußgebieten, Eisgang und Aehnlidyes) durch Yeuerfignale von Station 
zu Station dur ein ganzes Land zu verbreiten. Nach einem ziemlich ausführlichen 
Bericht des Polybius war in Oriehenland fhon 450 v. Eh. an die Stelle ver 
Signalfener der Gebraub eines Syftems von Fadeln getreten, durch melde alle 
Buchſtaben tes Alphabetes fignalifirt werden konnten. Der Grundgedanke, der be» 
nützt wurbe, ift für die optifche Telegraphie ungeändert geblieben. Durd eine 
Kombination der Lichtfignale werben die Buchſtaben des Alphabetes ausgeprüdt. 
Die Anwendung von 10 Fadeln, die in zwei Gruppen zu je 5, zunächſt verbedt 
durch Blendungen, aufgeftellt waren, zeigte ſich ausreihend zur Signalifirung von 
25 Zeichen. Es war feftgeftellt, daß die Buchftaben des Alphabetes in 5 Linien 
und, in jeber Linie deren 5 in befannter Reihenfolge geordnet, gedacht werben 
jollten. Durd die Anzahl der Fadeln, die hinter ver Blendung der einen Gruppe 
vorgefhoben wurde, follte die Zeile, und durch die Anzahl ver aus der zweiten 
Gruppe hervorgefhobenen Fadeln die Orbnungszahl des Buchſtabens der figna- 
lifirten Zeile ausgevrüdt werben. Man muß mehr als zweitaufend Jahre über- 
lagen, bis man in dieſer primitiven Art der Telegraphie einen Fortſchritt ver- 
zeichnet findet. Erft nad) der Erfindung des Fernrohres fonnte man daran benfen, 
Lichtſignale in beträchtlich größeren Diftanzen zu verfolgen, und an bie Stelle des 
unfiheren Fackellichtes Signalftangen mit beweglichen Armen treten zu laflen. Der 
Engländer Robert Hoof (1684) machte in diefer Richtung Vorſchläge und Verſuche, 
die indeß unbeachtet blieben und in Bergefenheit kamen, bis der franzöfifhe In— 
genieur Claude Ehappe (1792), mit dem damals ſchon weſentlich verbefjerten Fern⸗ 
rohr, die Aufgabe mit der Energie aufnahm, welche Revolutionszeiten eigen ift, 
und Erfolge erzielte, durch die die optiſche Telegraphie raſch in allen Kulturſtaaten 
Europa’s Eingang fand. Die erften ausgevehnteren Verſuche, die in Gegenwart 
einer vom Komvente dazu ernannten Kommiffion ausgeführt wurden, erftredten 
fi auf eine Entfernung von 48 Lienes, und ergaben das damals jehr günftige 
Refultat, daß eine Depefhe von einigen Zeilen in 14 Minnten mitgetheilt werten 
fonnte. Als bald darauf auf der von Paris nad Ville verſuchsweiſe errichteten 
Zelegraphenlinie während einer Sitzung des Konvents die Nachricht gemeldet wurde, 
„la reprise de Cond& sur les Autrichiens“, und der Konvent in wenigen Mi» 
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nuten antworten konnte: „L'armée du Nord a bien merit de la patrie“, war 
auch der Beſchluß gleich gefaßt, nad allen Hanptrihtungen des Reiches Telegra- 
phenlinien herzuftelen, und nod vor dem Ende des Jahrhunderts waren folde 
Linien von Paris nah Lille, Calais, Straßburg, Breft und Toulon ausgeführt. 

Es war hiermit nur ausgedrädt, welche Bedeutung für den Staat telegra- 
graphiſche Verbindungen befigen. Die Telegraphie felbft war noch äußerſt mangel- 
baft, und die Mängel traten auch fofort im Gebrauche deutlich gemug hervor. 
Zunächſt ift einleuchtenn, daß bei neblichtem Wetter — an welcher ver Zwilchen- 
ftationen dies immer eintreten mag — die telegraphifhe Mittheilung vollftänbig 
unterbroden iſt. Doc felbft bei dem günftigften Wetter ift der zur Ertheilung 
eined einzelnen Signales erforberlihe Zeitaufwand ein beträchtliches Hinderniß für 
die Beförderung ausgedehnter Nachrichten. Bon Paris nah Toulon, einer Entfer- 
nung von beiläufig 100 geographifhen Meilen, war zur Ertheilung eines jeden 
einzelnen Signals eine Zeit von 15 Minuten erforverlih. Die Signale beftehen 
in den Stellungen, welde beweglichen Armen, die an einer vertifalen Stange 
drehbar angebracht find, durch einen paffenden Mechanismus ertheilt werden können, 
Allerdings hat es Feine Schwierigkeit, je nad der Anzahl der verbundenen beweg⸗ 
lihen Arme durch Kombination ihrer Stellungen eine große Anzahl verſchiedener 
Signale herzuftellen, man bat daher außer den für Buchſtaben feftgefetten Zeichen 
noch über andere zu verfügen, die zur Signalifirung ganzer Wörter und felbft 
Heiner Säge verwendet werben künnen. Immer bleibt aber ver Zeitaufwand beträchtlich, 
und die Mittheilung bleibt auf die Signalifirung furzer Depefchen eingefhränft. 
Dies ift auch der einzige Gebrauch, der heutigen Tages für optifhe Telegraphie 
übrig geblieben ift. Sie dient no zur Regulirung des Bahndienftes. Längs der 
Bahn in Entfernungen von einander, für die das unbewaffnete Auge noch aus: 
reiht, find Signalftangen mit beweglichen Armen im Gebraud. Je nad der Rich— 
tung der Arme, ob fie horizontal geftellt find, oder einen halben rechten Winkel, 
oder 11/, rechte Winkel mit der Signalftange bilden, werben beftimmte einfache 
auf den Bahndienſt ſich beziehende Nachrichten ertheilt, wie etwa: der Zug fommt, 
der Zug kommt nicht, der Zug fol halten ıc. 

Der Grund, aus welchem die optifche Telegraphie ſtets weit hinter der zu 
(öfenden Aufgabe zurüdbleibt, läßt fih ganz allgemein bezeichnen, und zugleich 
läßt ſich damit Erkennen, welche Erfindungen vorangehen mußten, bevor eine Löfung 
ber Aufgabe gelingen konnte, Bon unferen Sinnesorganen ift nur das Gehör aud 
ohne unjer Zuthun zur Aufnahme von Mittheilungen bereit. Das Auge muß erft 
nach dem Orte gerichtet werben, von welchem eine Mittheilung erwartet wird. Es 
tömmt alfo zunächſt darauf an, im beliebigen Entfernungen Schallfignale fo raſch 
und fo fiher erregen zu können, wie es im unmittelbaren Verkehr durch die Sprade 
geihieht. Da aber unter Umſtänden ein, Ton überhört over falfch verftanven fein könnte, 
fo kömmt es weiter darauf an, daß berfelbe Apparat, der die Schallfignale bringt, 
aud die zu ertheilenden Zeichen in irgend einer Form nieberfchreibt, und zwar fo 
raſch und fo deutlih, wie dies eine geübte falligraphifche Hand in gewöhnlicher 
Schrift leiften fann. Die gebrudte Depefche fließt die Irrung aus. 

Die Entwidlung ver Elektricitätslehre hat nicht allein viele wunderbare Wir- 
fungen in der Natur aufgebedt, fie hat auch in ihrer Anwendung auf die Technik 
zu einer endlichen und fehr vollftändigen Yöfung der Aufgabe der Telegraphie ger 
führt. Beinahe nach jevem Fortſchritte im Gebiete der Elektricitätsiehre hat man 
von neuem barauf Bedacht genommen, unter Anwendung der Eleftricität zu tele- 
graphiren., Kaum war vor 100 Jahren die überraſchend große Leitungsfähigfeit 


Telegraphie, 499 


ber Metalle für Eleftricität erlannt und die Leydner Flaſche erfunden, und ſchon 
findet man ben Genfer Phyſiler Lefage (1774) damit befhäftiget, Drahtleitungen 
zwifchen zwei Stationen herzuftellen, um ben überſchlagenden Funken als telegra- 
phifches Zeichen zu benugen. Als im Anfange diefes Jahrhunderts die voltaifche 
Säule erfunden und die Waflerzerfegung durch den eleftrijhen Strom entdedt war, 
geht der Münchner Alademiker Sömmering (1808) fogleih zu dem Verſuche über, 
dur Drabtleitungen ven eleftrifhen Strom fortzutragen,, die Drähte in Wafler 
fi) endigen zu laffen und mit ben fid) entwidelnden Gasblafen die Buchſtaben 
des Alphabetes zu fignalifiren. Die Entvedung des Dänen Derftebt (1820), daß 
ber eleftrifche Strom die Magnetnavel ablente, und zwar nad Oft oder nad) Weft, 
je nad der Richtung des Stromes, führte den deutſchen Phyſiler Fechner zur Er- 
findung bes Multiplifators, und. von demfelben Forſcher geht fofort der Vorſchlag 
aus, durch Aufftellung von 12 Multiplitatoren mit je zwei, alfo im Ganzen mit 
24 Drahtleitungen, 24 verſchiedene Zeichen zu ertheilen. Als endlich Faradah 
(1832) die Elektricitätserregung durch den elektrijchen Strom entdeckt hatte, machte 
der deutſche Aftronom Gauß, vamald mit feinen berühmten magneto-metrifchen 
Arbeiten befhäftigt, nur nebenbei und gelegentlih darauf aufmerffam, wie unter 
Anwendung von zwei Drabtleitungen und unter Benügung eines Induktionsſtromes 
eine genügende Anzahl von Zeihen zur Zelegraphirung aller Buchſtaben gewonnen 
werben könne, und ging im Berein mit Weber in Göttingen auch zu Berfuchen 
und zur praftifchen Bethätigung des ausgefprochenen Gedankens über. 

Mit al diefen Vorſchlägen war die envlihe Löfung des Problems wohl 
näher gerüdt, es war bie Möglichkeit nachgewieſen, auf große Entfernungen mit 
Dligesihnelle Tag und Naht und unabhängig von atmoſphäriſchen Einflüffen 
Signale ertheilen zu können; es waren bie vielfadhen Drahtleitungen, deren Her- 
fiellung für große Entfernungen Hindernifje im Wege ftanden, auf nur zwei zu- 
rüdgeführt, aber immer fehlte noch jene Einfachheit und Sicherheit, welde in 
praktiſchen Anwendungen unentbehrlid erjcheinen. Man hat ver Erfindungsfraft 
dreier Männer die wunderbar einfahe Form, die in ber eleftrifchen Algen: 
heutigen Tages verwirklicht ift, zu verdanken. Es find dies der Amerifaner Whent- 
ftone, der deutſche Forſcher v. Steinheil und der Amerikaner Morfe. 

Wheatſtone war darauf bedacht, den elektrifchen Strom in der Art als Motor 
zu benügen, daß durch venfelben in beliebigen Entfernungen ein Hebel in hin 
und zurüdgehende Bewegung verſetzt wird, er hat alfo an die Stelle ver unfihern 
Bewegung einer Magnetnadel die unzweideutige Bewegung eines Hebels gejegt. 
Es war längft befannt, daß ber Strom, geleitet durch einen Spiraldraht, in welchem 
fi ein Stüd weichen Eifens befindet, in dieſem magnetifhe Polarität erzeugt. 
Ein Hebel von weichem Eifen wird alfo von dem magnetifhen Eifenfern ange» 
zogen. Er fällt zurüd, fobald der Magnetismus des Eifens wieder aufgehoben wird, 
und dies erfolgt mit dem Verſchwinden des Stroms im Spiralvraht. Führen dem- 
nach zwei Drahtleitungen von einer Station zur Spirale der andern, fo kann 
durch Schließen und Oeffnen der eleftrijhen Kette an der Ausgangsftation eine 
bin und — Bewegung eines Hebels an einer andern Station erreicht 
werben. Wheatſtone hat die Bewegungen des Hebels transmittirt auf ein gezahn- 
tes Rad, welches mit jedem Deffnen und Schließen ver eleftrifhen Kette Zahn 
um Zahn fortgefhoben wird. Ein auf der Achſe des Rades befeftigter Zeiger wird 
hiermit Etelle um Stelle über ein Zifferblatt bewegt, anf welchem die Buchſtaben 
des Alphabetes aufgetragen find. Ein Buchſtabentelegraph war hiermit hergeftellt. 
Der Empfänger der Depeſche hatte nur die Buchſtaben zu notiren, nad welden 
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ber Zeiger fucceffiv hingeſchoben wurde. Einiges war hiermit ſchon gewonnen und 
jedenfall fhon weit günftigere Erfolge, als mit optiſchen Telegraphen ſich errei- 
hen laffen. Doch ift die Gef windigkeit des Zeihengebens allzu eingeengt. Zehn 
bis fünfzehn Buchftaben In der Minute ift wohl das Aeußerfte mas geleiftet wer- 
den fann, und die fignalifirten Buchftaben find vabei nur fo vorübergehend ange- 
zeigt, wie bie Stellung des Zeigers vorübergehend ift. 

v. Steinheil hat ohne Zweifel ven wichtigſten Fortfchritt in der eleftrifchen 
Telegraphie herbeigeführt. Zunähft hat man ihm die Möglichkeit des ZTelegraphi- 
rend unter Anwendung nur einer Drabtleitung zu verdanken. Er zeigte, geſtützt 
auf praftifhe Erfahrungen und auf theoretifche Ueberlegungen, daß und unter wel: 
hen Bedingungen die Erde zur Rüdleitung des Stromes, alfo zum. Erjag bes 
zweiten Drahtes dienen könne. Die Herftellungstoften: der Zelegraphenanlagen 
wurben hiermit beiläufig auf die Hälfte reducirt, und ba bie Sicherheit der Fort: 
leitung des Stromes von der Jfolirung des Drabtes abhängt, fo war burd die 
Erfparung einer Draßtleitung auch die Sicherheit in der Leitung verboppelt. Bei 
diefem erften für die praftifhe Durchführung der eleftrifchen Telegraphie fo wich- 
tigen Schritte blieb v. Steinheil nicht ftehen. Er war aud ber Erfte, der auf 
einen Drudtelegraphen Bedacht nahm. Hebel, bewegt nad Art des Wheatftone’- 
jchen, find mit Stiften verfehen, durch welche auf einen vorübergezogenen Papier: 
ftreifen Punkte übertragen werden. Durch verſchiedenartige Gruppirung der Buntte 
werben bie Buchſtaben fignalifirt. Die einfachfte und jegt ganz allgemein ange 
wendete Form des Drudtelegraphen verdankt man indeß erft Morfe. Ein einziger 
Hebel, wieder bewegt nad Art des Wheatftone’schen, und verfehen mit einem etwas 
abgerundeten Stift, ift ausreichend um in einem Papierftreifen, ber durch einen, 
ähnlich wie bei der Uhr durch die Feder bewegten Mechanismus vorübergezogen 
wird, Punkte und Stridye zu markiren. Schließt und äffnet der Telegraphift raſch 
nad einander, fo gebt der Hebel der andern Station eben fo raſch auf. und nieber, 
und der Papierftreifen erhält den Eindruck eines Punktes; läßt er die Kette kurze 
Zeit geihloffen, fo wird die Spur des Stiftes zum Strich. Durh Kombination 
von Punkten und Strichen laſſen fi aber begreiflic eben fo beftimmt ale Budy 
ftaben fennzeichnen, wie dies in der Schriftſprache durch Verbindungen geraber 
und frummer Linien gefhieht. Der Telegraphift bat ſich alfo nur: mit einer neuen 
Bezeihnungsart der Buchftaben vertrant zu maden, was er, wie die Erfahrung 
zeigt, in wenigen Wochen fi aneignet. 

Zum Berftändniß der Leiftungsfähigfeit der eleftrifchen Telegraphie war es 
nöthig, mit den Orundgebanfen, die in biefer Erfindung ihren Ausdruck erhalten 
haben, fi vertraut zu maden, und um bie Gründe zu überfehen, aus denen bie 
überrafchend ſchnelle Verbreitung der neuen Erfindung fich herleitet, war es nöthig, 
mit einigen Worten gefhichtlih die Hauptmomente der Erfindung zu kennzeichnen. 
Die praftifh erreichten und erreichbaren Erfolge laffen fi nun in wenigen Sägen 
zufanımenfaffen. Die Aufgabe ver Telegraphie ift vollftänvig gelöst. Auf jeve noch 
jo große Entfernung an der Erboberflähe kann die Mitteilung in einer unmeß⸗ 
bar Heinen Zeit gemadt werben. Die Geſchwindigkeit des eleftrifhen Agens ift jo 
groß, daß dasſelbe dur einen Draht von einer 11mal größern Länge als ber 
Erdäquator in einer einzigen Sekunde fi fortpflanzt. Die Mittbheilung ift unab- 
hängig von Nacht und Nebel, und die Zeichen, die mitgetheilt werden, wirken 
nach dem Taft des anfchlagenden Hebels auf das Gehör und fhreiben fih nad 
dem gleihen Tafte in der Form eines befonderen Alphabetes nieder. Die Zeichen 
fünnen in fo raſcher Folge gegeben werden, daß ein gelibter Telegraphift in eimer 
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Stunde eine Depeſche von 1000 Buchſtaben befördern kann, d. h. es gehört ſchon 
eine geübte Hand dazu, um in gewöhnlicher Schrift mit dem ZTelegraphen gleichen 
Schritt zu halten. Die Mittheilungen können von gefchloffenem Raum zu gefhlof- 
jenem Raum erfolgen. Niemand außer den Betheiligten weiß, ob und was tele- 
graphirt wird. Nur an eine einzige beengende Bedingung ift der Gebraud des 
elektriſchen Telegraphen gefnüpft; es muß von Station zu Station ifolirt eine 
metallene Leitung, ein Draht, geführt werben, und es fieht nit darnach aus, 
daß auch diefe Schranke noch befeitigt werben könnte. 

Die Bedeutung der neuen Erfindung liegt darin, daß fie für beliebige Ent- 
fernungen nahezu das Gleiche leiftet, was dur die Spradhe im unmittelbaren 
Berkehr geboten ift. Ihre Wirkung ift nicht geringer anzufhlagen, als die der Er- 
findung der Buchdruderfunft. In Jahresfrift (1837 und 1838) fchloffen ſich vie 
Entdedungen und Erfindungen v. Steinheil’8 und Morſee's an einander an, und 
10 Jahre fpäter find ſchon alle Hauptftäpte unter einander, und mit allen wid): 
tigeren Orten und Provinzen durch Metallvrähte in telegraphifcher Verbindung, 
in bem darauf folgenden Decennium find Telegraphenfabel bereits durch die Meere 
gezogen, Yeftland und Infeln find in Verbindung gebracht, und Vieles madt es 
wahrfheinlih, daß mit dem faum vollendeten dritten Decennium alle Welttheile 
der Erde durch Metallvrähte verbunden find und Nachrichten über wichtigere Ereig 
niffe mit Bligesfchnelle fih zufenden fünnen. Die Künfte des Friedens und des 
Krieges zeigen ſich ſchon jest im gleicher Weife von der neuen Erfindung berührt 
und gefördert. Politiſch iſt die Tragweite verfelben naheliegend, fobald man beach— 
tet, daß Beſchluß, Mittheilung, Auftrag und Befehl beinahe momentan durch ein 
ganzes Land verbreitet werben fünnen. Zeit und Raum find eben auf ein Mini- 
mum eingeengt, Gentralpunft und Provinzen eines Landes find durch Metall: 
linien in eine Verbindung gebradt, die der Verbindung der Nerven mit dem 
Geniralorgan zu vergleihen if. Social zeigt die neue Erfindung ihre hervorra- 
gendfte Wirkung in Handel und Verkehr. Die Löfung ver wichtigften Aufgabe des 
Handeld, vie Ausgleihung von Ueberfluß eines Produktes an einer Stelle mit 
dem Mangel vesfeiben an einer andern Stelle, und die YAuffuhung und Benügung 
der paflendften Wege zeigt fi bedingt durch die Art der Mittheilung unter ben 
entlegenften Dertern. Die elektrifche Telegraphie bringt aber den Auftraggeber und 
den Empfänger in unmittelbare Verbindung. Auch in den Dienft der Wiffenfhaft 
ift der Telegraph bereits eingetreten. Kein Phänomen an der Erboberflädhe bleibt 
auf den Ort feiner Entftehung eingeſchränkt, es breitet ſich je nad der Energie, 
in der es auftritt, auf mehr oder minder weite Entfernungen fort, und wirb in 
viefer Fortpflanzung zur Urſache neuer Erſcheinungen an andern Orten. Eine Ber- 
minderung des Luftdrudes an einem Orte hat ein Zuftürzen der Luft von an- 
dern Orten zum Erfolg. Gejeg und Ordnung folder Erſcheinungen aufzufinden 
it eine Aufgabe, deren Löſung zum Theil von der Kenntniß der, gleichzeitig im 
der Atmofphäre von verſchiedenen Dertern beftehenven Zuftände abhängt, und ber 
elettrifche Telegraph ift es, der hiervon die Kunde bringt. Rüdwärts wird derſelbe 
Telegraph benügt, um, geftügt auf die neu erworbenen Renntniffe, den Bewohnern 
ber Küftenländer bevorfichende Bewegungen der Atmofphäre anzuzeigen und ben 
Schiffer von herannahenden Stürmen redtzeitig in Kenntniß zu fegen. 

Noch nicht find 30 Jahre feit der Löfung des Problemes elektrifcher Tele: 
graphie verfloffen; die Wirkungen der neuen Erfindung haben faum erft begonnen 
fih zu äußern, fie geben aber in dem, was bereits vorliegt, einen Mafftab für 
ihre Wirfungsfähigfeit ab, und lafjen viefelbe in dem erfindungsreichen 19. Jahr: 
hundert als die einflußreichfte aller Erfindungen bezeichnen. Jony. 
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Die erſten für den öffentlichen Gebrauch beſtimmten Telegraphenlinien ſind 
zu Anfang der vierziger Jahre entſtanden; in Deutſchland wurde 1845 die Leitung 
von Frankfurt nach Wiesbaden längs der Taunusbahn errichtet. Im Jahr 1864 
ſchlug man die Geſammtlänge der vorhandenen Leitungen (jede Linie nur einfach 
berechnet) mit Ausſchluß der unterſeeiſchen Telegraphen auf 31,600 deutſche Meilen an, 
davon circa 1500 in den Berein. Staaten, 5206 im beutfch-öfterreihiichen Tele⸗ 
graphenverein, 4300 in Rußland, 3800 in Frankreich, 3000 in Großbritannien, 
2500 in britiſch Oftindien, 1760 in Italien 2c. Jedes Jahr bringt noch eine be» 
beutende Bergrößerung biefer Ziffern. Im dentfch-öfterreihifchen Telegraphenverein, 
welcher gegenwärtig (1865) Defterreih und Preußen, ſowie die deutſchen Bundes» 
ftaaten mit wenigen Ausnahmen und das Königreih der Niederlande umfaßt, ift 
von 1858 bis 1864 bie Zahl der Stationen und die Länge ver Linien wie folgt 
gewachjen : 

Stationen. Linien in deutſchen Meilen. 


1858 1864 1858 1864 
Defterrid 107 300 1157 2208 
Preußen 98 296 798 1524 
Bayern 40 73 268 379 
Sadjfen 22 26 .125 139 
Hannover 20 46 142 239 
BWürtemberg 12 81 76 215 
Baden 14 79 102 195 
Mecklenburg 11 17 46 58 
Niederlande 33 63 147 248 

357 981 2861 5205 


Bon den übrigen Ländern führen wir beifpielsweife die folgenden an: Eng- 
land hatte 1864 1275 Stationen, Franfreih 1126, Wigerien und Tunis 51, 
Belgien 230, die Schweiz 202, Nufland 118, die Türkei mit ihren Schupftaaten 
und Griechenland 106, Aegypten, Tripolis, Oftindien, China und Auftralien 256. 

Wie in Folge der zunehmenden Ausbreitung des Telegraphenneges und zu- 
gleih der Herabfegung der Gebühren, die Benügung fteigt, zeigen die vorliegenden 
Angaben über ven Telegraphenverkehr in Preußen, wo ſich die Zahl der aufgege- 
benen Depeſchen (alfo ungerechnet die vom Auslande gekommenen und die tranfiti- 
renden) im Jahr 1855 auf 153,000, im Jahre 1863 ſchon auf 878,000 belief. 
Bon unterfeeiihen Leitungen werden bereits im Jahr 1858 23 aufgeführt, darun⸗ 
ter 5 zur Verbindung Großbritanniens mit dem Kontinent. In jüngfter Zeit ift vie 
telegraphifche Berbindung zwifchen Oſtindien und Europa hergeftellt worden, während 
die Berfuche, England mit Norbamerifa zu verbinden, bis jegt gefcheitert, jedoch kei⸗ 
neöwegs aufgegeben find. — Die am 1. Jan. 1866 ins Leben tretenden inter- 
nationalen Berträge gewähren bem telegraphiichen Verkehr weſentliche Erleichterun- 
gen. Die Tarife find vereinfacht und herabaefegt, die MNefommandation der Depe- 
[hen und zum Theil die Anwendung von Chiffern ift für zuläffig erklärt worden. 


Temudfchin, Dfebingischen. 


Göttlichen Urfprungs rühmen die Mongolen das Geſchlecht ihres größten 
Herrſchers. Die „reingeborene" Yürftenwittwe Alung-Goa, fagte ihre Ueberliefe- 
rung, erzeugte mit einem, zum fchönen Jüngling fi verförpernden Sonnenftrahl 
drei Söhne, von denen ber eine, Budantfar, der Stammvater des Bortjdigen- 
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Geſchlechtes, der Männer „mit grauen Augen“ (mit heller Gefihtefarbe und grau- 
blauen Augen) wurde. Von ihm flanımt Jeſugai Behaber, ein kluger, tapfrer 
Häuptling, der im Kenteigebivge zwiſchen den Quellen bes Onon und Kerulan 
feine Ordu hatte, nad Einigen nur über einen fhwaden Stamm gebietenb, nad 
Andern ſchon er der anerkannte Herrfcher vieler mongolifcher Völkerſtämme und durch 
Kriegsruhm gegen Tataren und Chitaer ausgezeichnet. Ihm ward 1155 (ober 
1162? das Geburtsjahr iſt ftreitig ; 1155 geben bie beften Quellen an, für 1162 
fünnte die Nüftigfeit T.'s bei feinen fpäten Eroberungen fpreden) am Ufer des 
Dnon ein Sohn von feiner Frau Degelen Ele oder Ulun Eghe geboren, ven er 
zur freudigen Erinnerung an die fo eben geglüdte Befiegung und ben Ton feines 
Tatarenfeindes Temudſchin mit deffen Namen nannte. Mit einer Handvoll geron- 
nenen Blutes war das Kind auf die Welt gelommen; Todfreude gab ihm ven 
Namen; feine Laufbahn follte diefen Vorzeichen entſprechen. 

Jeſugai ftarb, da fein Sohn erft 13 Jahre zählte. Je gefürdhteter er ſich fei- 
nen Feinden gemacht hatte, deſto mehr war nun beren Rache zu erwarten. Der 
Kraft einer Fran und unerwachſener Söhne fonnte man nicht zutrauen, daß fie , 
ſolchen Angriffen Stand halten würden. So fiel denn bei Jeſugai's Tod ein Theil 
ver ihm gehorchenden Stämme fogleih zu den Feinden, den Taidſchiuten, ab, Die 
tapfere Degelen Eke fegte felbft zu Roß den Flüchtigen nah, fie mit Waffengewalt 
zurüdzubalten; aber umfonft. Etwa ein Biertel von Jeſugai's Anhängern verließ 
fie. Nach Einigen begann T. als Häuptling von 30—40 Familien, währenn Ans 
dere die Anzahl der ihm verbliebenen Untergebenen auf etwa 30,000 Familien 
(300,000 Köpfe) jhägen. Die Erzählungen aus T.'s Jugend laſſen auf einen 
gänzlihen Zerfall der väterlihen Macht fließen; möglih daß fie fi mehr und 
mehr wieder in feine Hand verfammelte, als die einft Jefugai folgenden Stämme 
in beffen tapferem Sohne wieder einen tüchtigen Mittelpunkt gewahrten. Als Knabe 
fol T. mit feinen drei Brüdern einen Gtiefbruder getöbtet haben, ber fie oft unge- 
bührlich behandelte. Wir hören von ihm, wie er allein Pferbeviebe verfolgt, mit einem 
biebei für das Leben gewonnenen Freund tapfer gegen Ueberzahl fireitet, welche 
Bebrängniffe und Rettungen er in dem ewigen Steppenfrieg erfahren. Einft wurbe 
der fpätere Beherrfcher Afiens nah langem Berfteden in einer Höhle von feinen 
Yeinden, den Taidſchiuten gefangen und in den Halsblod gelegt. Bei einem Feft, 
da fi feine Feinde beraufcht hatten, entfloh er und verbarg fih in einem fumpfi«- 
gen See, fo tief hineintauchend, daß er nur eben Luft holen konnte, Einer feiner 
Berfolger jah ihn, aber erbarmte fich feiner, ſchickte die Lebrigen fort, befreite ihn 
Pahts von dem Blod, verſteckte ihn mit Lebensgefahr für fi und feine Familie 
auf einem Wagen unter Wolle und verhalf ihm ſchließlich durch Roß und Waffen 
zur Flut. T. lohnte e8 ihm fpäter; er war nach Allem, was wir von ihm wife 
fen, ein beftändiger Freund. Einige Jahre danach war für T. die Rache gekommen. 
An der Spige mehrerer Stämme flug er die Taidſchiuten und fol ein ſchreckliches 
Gericht über die Gefangenen haben ergehen laſſen. (Das Gieden bderfelben in 
70 Keſſeln??) Nach diefem Sieg war er einer der Mächtigen unter den Herrſchern 
der Berge und Steppen. Ein Stamm nad) dem andern prallte mit ihm zufam- 
men und wurde von ihm in feinen Wirbel mitgeriffen, fei es durch freiwillige 
Unterorbnung, fei e8 daß T. durch Waffen und Lift ven Sieg gewann und bie 
Geſchlagenen mit Gewalt an feine Heerfahne feſſelte. Er verband fi mit ben 
Shinefen gegen bie ihm verhaßten Tataren, überfiel dieſelben, töbtete ihren Häupt« 
ling und plünderte fie. Ein hoher dinefifher Militärtitel war feine Belohnung. 
Gr verhalf dem Fürften der ihm noch weit übermächtigen Geraiten, Toghrul 
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(Aweng⸗ Chan, Dang, Ong-Chan) wieder auf ven Thron und verbündete ſich mit 
ihm, gutwillig die Pflichten feiner untergeorbneten Stellung erfüllend. So kämpfte 
er 1197 fiegreih mit den Merhiten, 1199 mit den, am großen Altai und Dfaif- 
fan figenden Naimans; 1200 flug er wiederum die Taidſchiuten. Die Steppen- 
völfer wurden unruhig; ein Drängen nad Oberherrſchaft und Furt zugleich be— 
gann. Bünbniffe wurden gefhloffen, die wachſende Macht T.'s zu breden, aber 
ver. fühne Häuptling kam feinen Gegnern zuvor, und überfiel und flug fie mit 
Toghruls Hülfe. Danach empfanden wieder die Tataren feine Macht. Schon fange 
war bei den Geraiten Eiferfuht entftanden gegen den gefährlichen Bunvdesgenof- 
fen, wie treu fih auch T. gegen Toghrul benommen hatte. Schließlich brachten die 
Intriguen Sengum’s, des Sohnes Toghrul's, es zum Bruch. In einer erbitterten 
berühmten Schlacht, aus welder uns Züge höchſter kriegeriſcher Aufopferung für 
den ſchwächeren T. erzählt werden, warb diefer gefhlagen oder durch feinen theuer 
erfauften Sieg fo fehr geſchwächt, daß er längere Zeit hindurch nicht mehr das 
offene Feld halten konnte und fein Heer auf eine Heine, diefe aber auch bis zum 
Tod getreue Schaar zufammenfhmelzen fah. Wieder vorbrechend gelang es ihm 
den durch eine Fift in Sicherheit gewiegten Toghrul zu überfallen und zu fchlagen. 
Der greife Toghrul fam auf der Flucht um’s Leben; ebenfo fpäter der entflohene, 
in Tübet und weiter herumirvende Sengun. Dadurch Gewalthaber auch der Gerai- 
ten ſchlug T. die Naimans in einer furdtbaren Schlacht, in welder tie Ueber- 
macht feiner Felbherrnleitung über die zahlreihen, übermüthigen Feinde glänzend 
bervortrat, und unternahm dann einen Bertilgungszug gegen die im Norben China's 
figenden Tataren. Bon ter Vereinigung des Onon und Kerulan bis zum Altai 
galt jest fein Gebot. An Stillſtand war nicht zu benfen; dieſe mit dem Schwert 
zuſammengeſchweißten Horben konnten nur dur Siege und Beute zum Gehorfam 
bewogen und dem inneren bintigen Stammeshaber entriffen werben. 1205 ging 
T. zum erfien Male über das Nomabengebiet ver Mongolei hinaus. Mit feinen, 
fhon jest durch eiferne Disciplin ummiberftehlihen Reiterihaaren verfuchte er fid 
gegen das damals blühende Reih Tangut. Der Zug war glüdlih. Mehrere Städte 
wurben erobert, bie Hauptftabt, das jegige Ning-hia belagert. Reiche Beute und 
Tributbewilligung war die Frucht des erften Anfalls auf die chineflfche Eivilifa- 
tion. Zugleich waren die Kräfte geprüft; die Eroberungsluft hatte nun erft bie 
rechte Nahrung gefunden. T. war 51 Jahre (44) alt, als er einen großen Reichs- 
tag ausfchrieb und auf biefem Gouriltat in Gegenwart aller Häupter und Edlen 
ver ihm unterworfenen Stämme ven Namen Dſchingis-Chan annahm. (Didingie 
der Mächtige? nah Erbmann der Unerſchütterliche. Bielleiht hat T. bei dieſer 
Gelegenheit erft feinem Bolfe den Namen Mongol gegeben, wie Schmibt behaup- 
tet, ter ihn von mong „unerfhroden” ableitet, während Andere ven Namen alt 
nennen und ihn von mung „ſchwach, aufrichtig“ herleiten, wobei fie auf bie vor 
T. wenig ehrenvolle Schägung der Mongolen bei den Nachbarvölkern binmweifen.) 

Mit dem neuen Namen waren die neue Stellung und die immer Yühneren 
Pläne eingeweiht. Der nächfte Zug galt dem Weften, um bier vor den Naimand 
Ruhe zu haben, wenn der Sturm gegen Often wieder beginnen follte. Nach einem 
Ueberfall des am Ulug-Tag haufenden Buiruf-Chan, der getödtet wurde, zog Dicin- 
gishan 1207 wieder gegen Tangut. Im felben Jahre empfing er die Huldigung 
der zwifchen Klein-Altei, Selinge und Angara fitenden Kirgifen. 1208 unterwarf 
er die Stämme an bem oberen Irtyſch, dann Fehrte er abermals zu den Einfällen 
in Tangut zurüd. 1211 buldigten ihm die an den Himmelsbergen (um bie heutige 
Stadt Urumtfi) wohnenten Uiguren. Im felben Jahr rüdte er zum Angriffe gegen 


Temudſchin, Dfehingischen. 505 


das KaifertHum Kin (Nordchina umfaffend, feit Mitte des 12. Jahrhunverts von 
den Dſchurdſchehs geftiftet, welche die Khitans, die früheren Herrfcher unterjodht 
hatten). Durch die Wüfte Gobi bringend, fiel er in die Provinz Schanfi ein, ſchlug 
die hinefifhen Heere und cernirte die Hauptſtadt Dſchung-⸗tu. Der Krieg ward 
bald zu einem Belagerungsfrieg, in welchem jevoh Dſchingischan und feine Feld» 
herrn fi nicht minder auszeichneten, als bisher in den offenen Schlachten, in denen 
man ihnen nicht mehr zu begegnen wagte. Wohl war von den Kins das ftrengite 
Gebot erlaffen, daß das gefammte Landvolk beim Anpringen der Mongolen in die 
Städte flühte und diefe vertheidige. Nur zu Biele mochten fih doch nidt von 
Haus und Habe trennen oder wurden überrafcht. Die Arbeitsfräftigen unter biefen 
Zurüdgebliebenen mwurven von den Mongolen zu den Belagerungsarbeiten gebraudt, 
ja zum Angriffe auf vie gefährlichften Punkte vorausgejagt, wodurd die Verthei— 
diger, die ihre eignen Landsleute und Brüder tödten mußten, um ven Schwall 
abzuhalten, gelähmt wurden. Didingishan war überall fiegreidh im Feld; nur feine 
Belagerung der Hauptftabt hatte feinen Erfolg. Mit den Khitans verbunden, kehrte 
er 1213 nad einigen der Raft gewidmeten Monaten aufs Neue zum Angriff 
zurüd, Eine Solvatenrevolution hatte dem Kin-Kaiſer das Leben gekoftet, doch 
behauptete fih der neue Kaifer in Dſchung-tu. Dſchingischan durchzog mit feinem 
in 3 Urmeen getheilten Heere den ganzen Norden Chinas bis zum Hoang-ho. 
90 Städte wurben geplündert. Nur 9 Städte im Norben des gelben Fluffes follen 
widerftanden haben. Da das Heer durch Kranfheiten geſchwächt war und ungeheure 
Beute gemacht hatte, fchlug er dem belagerten Kaifer Frieden vor; unter andern 
Bedingungen forderte er aud bie Hand einer faijerlichen Prinzeffin. Der Friebe 
warb angenommen und Dſchingischan z0g fi norbwärts zurüd. Utubu, der Kin: 
Kaifer hielt ſich im feiner Norbrefidenz (dem heutigen Peking) nicht mehr für ficher 
und verlegte den Gig feiner Reſidenz nah Nanking. Eine Revolte brach aber ge— 
gen ihn aus, worauf Dſchingischan fhnell die Waffen wieder aufnahm, Dſchung-tu 
von neuem einfchließen ließ und diefe Hauptftabt Juni 1215 eroberte, Sie wurde 
jhredlih ausgemordet, wie faft alle mit den Waffen in der Hand erftürmten 
Städte. Die Bertheitigungsmweife der hinefiihen Regierung war fehlecht, wie viele 
chineſiſchen Dfficiere in einem Memorandum vergebens barthaten. Sie zerfplitterte 
das Heer in alle Feftungen und befchränfte ſich auf eine furchtſame Defenfive. 
Die Mongolen konnten dadurch nad Belieben ihre Objekte des Angriffs wählen, 
eroberten einen Plag nach dem andern, fchnitten in der Zeit ven noch nidt Bela: 
gerten doch die Zufuhr ab, hemmten durch Streifzüge allen Berfehr und dran- 
gen fo langfam aber ficher immer näher gegen Nanfing vor. Ihr Muth, ihre Lift, 
Geſchicklichkeit, Ausdauer und Disciplin machte die mongolifchen, verhältnigmäßig 
an Zahl ſchwachen Heere unwiderſtehlich. Ihre Leitung war ausgezeichnet. In Jahre 
langem Krieg fam faum ein Unfall vor, aud wenn Dihingishan nicht felbft den 
Oberbefehl führte. Sein Generallieutenant für China war dann der Befehlehaber 
bes linfen Flügels feiner großen Armee, Muduli, bald für feine Erfolge mit dem 
Fürftentitel geſchmückt (Guiwang, Großer Chan). Unterbeffen hatten vie alten Feind— 
haften im Weften nicht geruht. 1216 vernihtete Dihingishans Felvherr Sube- 
dat Behader die Merkiten im Altai; Buraghul Nujan züchtigte 1217 vie auf: 
rührerifhen Tumat, fiel aber felbft in diefem Kampf. 1218 wurde ein Zug gegen 
das Königreih Hia unternommen und Korea unterworfen. Dann wandte Diein- 
gishan fi weftwärts gegen Carachitai (Kaſchgar, Yarkend, Khotan, bie vor Kur- 
zem aud viele Theile des eigentlichen Turkiftun umfaſſend). Ihm voran marſchirte 
fein General Tſchebe, durch den er der Bevölferung Carachitai's Religionsfreiheit 
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verfünden ließ, worauf fih die graufam behandelten Muhamedaner gegen den 
fanatiſch buddhiſtiſchen Fürften und Feind Didingishans, Gufhlug (Gutſchluc) 
erhoben und tie Unterwerfung Carachitai's leiht machten. Gufchlug wurde in Ba- 
baffhan von den Verfolgern erreiht und getöbtet. Go ſtießen Dihingishans 
Örenzen an tie Mohammeds, des mädhtigen Schahs von Charizm, der damals 
faft über ganz Turkiſtan und Perfien herrſchte. Die gemeine Habſucht eines Grenz- 
oberften und Mohammeds Uebermuth wurden Urfache eines der entjeglichften Kriege. 
Didingishan hatte mit einer turfiftanifhen Karawane mongolifche Einkäufer ge 
Ihidt. Diefe wurden an der Grenze geplündert, zur Bemäntelung des Raubes 
aber von dem Grenzkommandanten ald Spione ausgegeben, worauf Mohammer 
ihre Hinrichtung befahl. Didingishan meinte vor Schmerz und Wuth, als er die- 
jen Mord und die ihm damit angethbane Schmad erfuhr. Seit 1218 begann er 
bie Truppen zufammenzuziehen, Mohammeds Macht ward auf 400,000 Rei: 
ter geihägt, aber es fehlte dieſen die mongolifhe Disciplin und der blinde 
Gehorfam. Als das Ungewitter fi nahte, verlor Mohammed noch obenbrein ven 
Kopf. Er machte es, wie die Chinefen gethan hatten, zerftreute feine Truppen in 
die Grenzſtädte, hoffen, daß diefe Neiterfhaaren nicht Ausdauer genug befigen 
wärten, jih mit Belagerungen abzugeben und daß nad einem einmaligen Ueber- 
ftürmen des offenen Landes ihr wilder Andrang wieder zurüdfluthen würde. Er 
fannte Dſchingischan und feine im dinefifhen Kriege geübten Truppen wenig. 
Dſchingischan theilte fein Heer in 4 Armeen; einen Theil hetzte er unter Tſchebe 
und Subedai raftlos hinter dem fliehenden Mohammed her, der von Ball nad 
Niſchapur, in Irac, dann nad Mazenderam floh und auf einer Meinen Infel im 
Kafpifhen Meere ftarb. Dſchingischan nahm Bochara; dort auf der Kanzel der 
Hauptmofchee fprad er die Worte: Fragt Ihr mich, worauf hin ich bier zu Euch 
rede, fo wißt, daß ich die Geißel Gottes bin und Gott mich nicht über Eure 
Häunpter gef hmungen hätte, wenn Ihr nicht große Sünder wäret. Dort ließ er 
die Rofje in den Mofcheen füttern, zum Spott den Muhamebanern, daß fie mein- 
ten, Gott könne an befondern Orten befonders verehrt werben. Der ganze Krieg 
warb nun wieder zum Belagerungsfrieg, bei weldem die Ratapulten eine Haupt- 
rolle fpielten, die Arbeiter wie in China zufammengetrieben wurden. Die Bewoh- 
ner der mit den Waffen genommenen Städte wurden ſcheußlich zufammengemorbet 
und nur bie Kunfthanpwerfer und Künftler von dieſem Schidfal ausgenommen, 
um fie ald Sklaven in die Mongolei zu führen. 1221 fand Dſchingischan im 
Shazna; Choraffan war unterworfen. Er drängte ven tapfern Sohn Mohammebe, 
Dſchelaluddin bis an den Sind, flug ihn an dieſem Fluffe in einer durch Dice» 
laluddins Tapferkeit und Rettung berühmten Schlacht, drang über den Sind nad 
und ließ Multan und Lahore verwüften. Er wollte von Peſchawur über tas Ge- 
birge durch Tübet ziehen, mußte aber nad wenigen Tagen biefen Miefenzug wieder 
aufgeben und ging langfam auf dem alten Wege zurüd. 1223 blieb er in Sa— 
marfand. Erft 1225 erreichte er feine Stamm-Orbu wieder. Die Generäle Tſchebe 
und Subedai hatten unterbeffen einen wunderbaren Zug unternommen. Sie hatten, 
Mohammed folgent, Irac verwüftet, dann Tebris unterworfen, am kaſpiſchen 
Meere überwintert, waren verftärkt duch Kurden und Turkomannen in Georgien 
eingefallen, Hatten zurüdtehrend Maragha, Hamadan, Arbebil genommen, dann 
wieder Georgien und Schirwan durchzogen, den Kaufafus überftiegen, die Kaulaſus— 
völfer gefhlayen, indem fie die Kiptſchaks (ruſſiſch Polowtſi) von ihnen trennten, 
dann die Kiptfihals gejhlagen, 1223 an der Kalla aud die Ruſſen in mörberi- 
Iher Schlacht. Nachdem fie Süprußland verwüftet hatten, fübwärts bis in bie 
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Krimm gebrungen waren, fielen fie Ende 1223 über die damals an ter Wolga 
und Kama figenden Bulgaren und fehrten dann zum großen, jest rüdwärts zies 
henden Heere Dſchingischans zurüd. 

Muduli hatte während dieſer Jahre den Norden China's in Unterwerfung 
gehalten und ſüdlich bes Hoangho große Fortfhritte gemaht, 1221 auch Tangut 
wieder mit Krieg überzogen. Er flarb 1223, nur bebanernd, nicht Nanking für 
feinen Mongolentaifer erobert zu haben. Dſchingischan brad 1225 aus feiner 
Ordu mit 180,000 Bann gegen Tangut auf, fiegte nach ſchwer beftrittener 
Schlacht und verwüftete das Reih. Die Uebergabe ber Hauptftabt ermartend, wurde 
er frank (durch einen Pfeil verwundet? dur eine Frau getöbtet ??) und flarb am 
18. Aug. 1227, im 72. (66.) Jahre feines Lebens. Seinen Leihnam führte ein 
Heer in die Heimat; im Kenteigebirge unter einem mächtigen Baum, unter dem 
er jelöft feinen Ruheplatz beflimmt hatte, wurde er begraben. 

Aus einem veradhteten Stamm, fo arm, wie bie Berichterftatter fagen, daß 
nur bie Fürften Steigbügel von Eifen befaßen, hatte Dſchingischan feine Mongo- 
fen zu den Herrſchern des größten Theild von Afien gemacht. Seinen Söhnen 
fonnte er die völlige Unterwerfung der befannten Welt als Aufgabe empfehlen. 
Zu feiner Beurtheilung, wie zu der vieler afiatifcher Fürften überhaupt, müſſen 
wir vor allen Dingen unfere europätfhen Begriffe ber Ariegführung vergeflen, 
nad denen es den hödften Ruhm bringt, fo viel Feinde wie möglih in ber 
Schlacht zu töbten, Tödtung der Waffenlofen und Gefangenen aber ala Mord 
gebrandmarkt ift. Bei einem Steppenvoll namentlih, wo Jeder, ber die Waffen 
tragen fann, Krieger ift, ift auch Jeder unter Umftänden Todfeind; unfere „ritter- 
lien” Ehrbegriffe fehlen; jedes Mittel ift gerecht, ven Yeinb zu verberben. So 
bat der Krieg, ſchon als Volkskrieg, einen graufamen, hauptfählih auf Vernichtung 
gerichteten Charakter. Das Morden hört alfo nicht mit der Schlacht auf, bie bas 
gefährlichfte, fo viel wie möglich zu vermeidende Mittel zum Zweck ift, fondern 
im Siege kann erjt recht die Rache ausgeübt werben. Ein folder Krieg gegen bie 
wie Schafe ſich ſchlachten laffenden, durch Söldner u. dgl. vom perfönlihen Kampf 
entwöhnten Bewohner eines Kulturftaates wird nun allerdings ungeheuerlih und 
erſcheint uns fheußlich, ja fat undenkbar. Den Mongolen x fam das Gemetzel 
nad der Schlacht nicht ander vor als das in ber Schladht, nur leichter und 
fiherer. Ihrer Wüftenpraris gemäß, wo nur ber tobte Feind nicht ſchadete, mor« 
beten fie deshalb unbarmherzig die feindlichen Städte aus, um beim Vormarſch 
nicht Feinde im Rüden zu haben, die ihmen, fobald fie ein Unfall betroffen, mit 
Freuden den Garaus machten. Erſt im Laufe der chinefifchen Feldzüge gaben fie 
allmälig diefe barbartihen Schlächtereien auf, nachdem eine wirkliche Eroberung 
eingetreten war und bie Steppenſöhne den Nutzen begriffen, den fie durd Steuern, 
Tribut u. dgl. von den lebenden Unterworfenen ziehen konnten. (Man vente nur 
an die modern europäiſche Behandlungsweife aller mit den Waffen Gefangenen, 
welde nicht „Soldaten“ find, um zu fehen, wie nah wir in vielen Beziehungen 
jenem anfeinend fo fernen Standpunkt ſtehen; ferner an die Niedermeglung der 
Gefangenen durch die Franzofen vor St. Jean d'Aere, um die Konfequenzen eines 
Krieges mit Leuten fi) vorzuführen, welche das Heilighalten des gegebenen Wor- 
tes nicht Fennen. Auf die Barbareien aller wirflihen Völkerkriege braucht man nur 
hinzuweiſen.) 

Perſönlich finden wir in dem ſchrecklichen Völlervernichter nichts Tigerhaftes, 
feine Bluttrumfenheit, nur eine unerbittlihe Konfeguenz in der durch Geburt und 
Zeit ihn anklebenden Sinnesweife und Politit gegen Feinde. Er zertrat fo for 
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nungslos wie alle Eroberer, nad feinen und feines Volks Principien, was ihm 
fih in ven Weg ftellte. Seine Energie zeigte fih ſchaurig im Schaurigen, doch 
von einem launiſchen Wütherih war nichts in ihm. Er war liebevoll gegen 
jeine Familie, treu gegen feine Freunde, beforgt für das Wohl ver Geinigen. 
Schonungslofigteit gegen Untergebene litt er ſelbſt bei feinen Generälen nidt, denen 
doch ſolche Barbarei fo häufig als militärifche Tugend angerechnet wird. Die Pflid- 
ten des Friedens und des Krieges ſchied er fireng. „Ihr meine treuen Kriegsober- 
ften — lautete eine feiner Anreven — Ihr, der Ehre Mittelpunft, Ihr wie Stein 
unbeugfam! Und du mein Heer, das mid; wie eine Mauer umgibt (die Oranit- 
folonne von Marengo fteht, wie man fieht, fhon bei Sfanang Sfetfen) und das 
wie ein Schilffeld gereiht ift, höret meine Worte: Zur Zeit des frienlihen Scher- 
zes lebt einträchtig wie die Finger einer Hayd, zur Zeit des Ueberfals jeib wie 
ein Falke, der auf ven Raub ftößt; zur Zeit des Spiels und ber. Erheiterung 
ſchwärmt wie die Müden, aber zur Zeit der Schlucht fahret auf den Feind wie 
ein Adler auf jeine Beute!“ Sie thaten es und mit eben fo wenig Erbarmen. 
Ob man ihm begriff, mögen die Worte des mongolifchen Geſchichtſchreibers 
lehren, nad welchem Dihingishen alfo fprah: „Ich habe die 12 großen Könige 
des Erdbodens meiner Herrfhaft unterworfen, die gefeglofe Willfür der kleineren 
Fürften habe ih meinem Willen untergeordnet, die ausgebreitete zahllefe Bolks- 
menge, welde in Drud und Noth umberirrte, babe ich gejammelt und zu einem 
Oanzen vereinigt." Man muß befenmen: fein Wille war unbeugfam, aber unter 
ihm herrjchte keine Willfür. Die Kriege an ven Örenzen waren oft ſchrecklich, aber 
ftatt des ewigen, früheren Blutvergießens zwifhen den hunderten von Stämmen 
und Bölfern herrſchte iu feinem ungeheuren Reich Frieden und nie gefannte Si— 
herheit. Der Kaufmann zog ruhig auf allen Wüften- und Bergwegen. Sicherheit 
des Eigenthums und des Lebens von Korea bis Perfien, wo er berichte. Gleich 
ihm bat wohl Keiner ſolche Unterthanen fo gebänbigt, wohl Keiner wie er alle 
Zügel ftraffer Ordnung anzuziehen und zu halten gewußt, va die Zügellofigfeit 
doch vorher über alle Maßen war. Vor ihm, fagt er, feien die Mongolen fittenlos 
gewejen, ohne Schen und Achtung vor Geſetz; niht einmal Sohnespflichten hätten 
fie gefannt. Mord, Diebftahl, Unkeufchheit hätten geherrſcht. Er riß fie nicht durch 
Zügellofigkeit mit ſich fort; er beherrjchte fie und zwang fie zu ihren Pflichten, 
ftreng, unbeugfam. Er babe wieder Sittenzudht eingeführt. Auf Mord, ſchweren 
Diebftahl, Ehebruch, Ihändlihe Sünden ftand Tod. Seine Milttärgefege griffen 
ihonungsles bei den mongolifhen Laftern durch. Auf Aneignung und Nicht 
Zurüdgabe einer, einem Andern im Kampf entfallenen Waffe ftand z. B. Top, 
ver Tod auf flüchtendes Verlaſſen der Kriegsabtheilung. Gegen die Trunkſucht eiferte 
er und beſchränkte fie durch Gebote, fo gut es ging. Eins der Erblafter jeines 
Bolt, den Geiz, bat er fogar in einer Beziehung zu brechen gewußt, indem noch 
heute bei mongolifhen Völkerſchaften fein Gebot der Gaſtfreundſchaft während ber 
Mahlzeit gilt. Die Schulung und Ordnung des Heerd war bewunderungswürdig. 
Die Disciplin war ſtreng; folvatifcher Uebermuth wurde in keiner Weife geduldet. 
„Sin fetter Hund taugt nicht zur Jagd“ war Dſchingischans Marime. Der Sol- 
bat im Felde genoß Feine Steuerfreiheit. Sein Hauswefen follte dod fo geortnet 
fein, daß er den Anforberungen des Staates durch die Berwaltung feiner Frau 
u. f. w. nachfommen könne. Die Stämme waren nad dem Zehnerfyftem einge: 
theilt. 9 Mann gehorchten einem Zehner, 9 Zehner einem Hunderter, jo zu 1000, 
10,000 u. ſ. w. Je nad Bedürfniß wurben mehr oder weniger Mann aus ben 
Zehnern zum Dienft entboten. Auf dem Gouriltei wurde eine folhe Entſcheidung 
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für den Feldzug getroffen. Bor dem Aufbruch warb firenge Revue gehalten und 
Mann, Rofje und Ausrüftung (Bogen und Pfeile, Handart, Feile zum Schärfen 
der Geſchoſſe, Pfriem, Navel, Faden hatte Jever zu führen; beſſer Bewaffnete 
hatten Säbel, Yanzen, Lederrüſtung oder Kettenpanzer) geprüft. Seine Abtheilung 
zu verlaffen und zu einem andern Kommando zu gehen, war ftreng unterfagt. 
Der unbebingtefte Gehorfam vom Oberften bis zum legten Mann war gefordert. 
Den Divifionsführern kam der Befehl von Dſchingischan oder deſſen Obergeneral 
zu; jeder Officier haftete im feiner Amtsausvehnung für die Ausführung. „Ih 
gebe ven Männern das Kommando, fagte Dihingishen, welde Geift und Tapfer- 
feit vereinen; den Thätigen, Wachfamen vertrau ich die Bagage, ben Plumpen 
die Bewahung der Heerden. Mahen es meine Nachkommen fo, fo werben fie in 
500, in 1000 Jahren ebenfo vom Himmel unterftügt fein.“ Die Hauptfeldzüge 
geihahen im Herbft; jever Mongole hatte Pferde zum Wechſeln; viefe und andere 
Heerden wurden der Armee nachgetrieben. Da fie nur von dieſen Heerben lebte 
(„Gras für's Bieh; das Vieh für den Menfchen“), fo fand fi, wo es nur Bieh- 
futter gab, ver Mongole nad feiner Bequemlichkeit. Der Eröffnung ver Feldzüge 
ging eine forgfältige Prüfung der feindlichen Streitkräfte und des Yandes voraus. 
Didingishan war immer vortrefflid durch feine Spione unterrichtet und wußte jo 
fiftig wie furchtbar jeden Fehler, jede Spaltung des Feindes zu benugen. Yähmen- 
der Schreden ging vor ihm ber. Bei dem bloßen Anblid des georbneten YAufmar- 
ſchirens feiner vurdy Entbehrungen zerrüttet geglaubten Truppen ift tapferen Feld— 
herrn der Muth entjunfen. In Strategie und Taktik waren die Mongolen durch 
ihn Allen überlegen. Bei den, ſchon gefchilverten Belagerungen ftanden vie beften 
hinefifchen und mweftafiatifchen Ingenieure den Arbeiten vor. Beim Sturm wurden 
die Truppen gewechſelt und fo öfters raftlos Tage lang geftürmt. Er hatte ſich 
eine Reihe ausgezeichneter Generäle gezogen, alle, fo viel wir fehen, ihm unbe- 
dingt ergeben; er allen treu, größer als alle, darum nie neidiſch gegen fie; nie 
launifh. Sein Heer, eingetheilt nach Leibgarde, großer Urmee, beftehenv aus Gen- 
trum, rechtem und lintem Flügel, und 8 Brigaden feiner Mutter, Brüder und 
Neffen, beftand (nad) Erdmann) aus 230,000 Dann (nah d'Ohſſon bei feinem 
Tode 129,000 Mann). Seine Mongolen fhonte er; die Hälfstruppen befamen wo 
möglich die gefährlidhften Poften. 

Gegen feine Familie erfcheint Dſchingischan, innerhalb feines firengen, um- 
nachſichtlichen Weſens, liebevoll, ja zärtlih; auch bier zeigte er nie Schwächen. 
Er war ein treuer Freund. Jugendfreundfchaften wuchſen mit feiner Macht und 
hielten aus bis zum Tode; für feine Getreuen forgte er über diefen hinaus. Die 
Tage mit ihm getheifter Noth wurden nie von ihm im Glück vergeffen. Darum 
ehrten ven gewaltigen Mann, den „Unerjhütterlihen" feine Mannen wie einen 
Gott. Seine Größe zeigte ſich einfah; einfach waren feine Befehle; er hafte 
orientalifhen Schwulft, orientalifhes ZTitelwefen. Den Werth wiſſenſchaftlicher Bil- 
dung, 3. B. der Schrift lernte er erft im Mannesalter kennen; er forgte dann 
für den Beginn der Studien bei ven Mongolen. Er lernte von den Feinden. 
Nah den Chinefen richtete er z. B. auf den großen Heerftraßen feines Reiches 
Poftftationen zum Dienft für feine Regierung ein. Seine Berorbnungen über Heer- 
führung, Eroberung, Politik der Erhaltung eines Landes wurden das Evangelium 
der Mongolen, vie im den nächften Zeiten nit arm an großen Männern waren. 

Bei feinem Stamme herrfhte das Schamanenthum; er felbft war religiös 
aufgeklärt, glaubte an ein höchſtes Weſen, fühlte fi aber weder vom Buddhais⸗ 
mus, noh Muhamevanismus, noch Chriſtenthum (es gab damals viele neftoriani- 
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ſchen Chriſten in jenen Gebieten) angezogen. Er befahl und übte Duldung aller 
Religionen, deren Diener, wie die Aerzte und Armen, Steuerfreiheit hatten. Er 
felbft betete, wie feine Altvordern heiß und tief, wie und berichtet wird, auf den 
Bergen. Wie weit er in feinen BVerorbnungen dem Wberglauben feines Volks 
(Gemitterfurdt 3. B.) nadhgegeben, wie weit er felbft darin befangen war, ift 
nit genau zu erkennen. 

Am trefflichften läßt fi wohl fein gewaltiger Geift ahnen, wenn man auf 
Generationen den von ihm gegebenen Schwung fi fortfegen fieht, der unter 
Söhnen und Enkeln die Erde von Korean bis Java, vom Hoangho bis zur Over 
und zum abriatifhen Meer mit mongolifhem Siegesruhm und Schreden füllt, 
dann zuhöcft, wenn man auf Decennien hinaus die Einheit gewahrt, melde feine 
Nachfolger beherrſcht, die nichts Höheres kennen, als im Geift ihres Ahnen zu 
handeln umd in einem Gehorfam, einer Unterorbnung gegen das Wohl des Gan- 
zen fi zeigen, wie faum von Herrfhern fo ungeheurer Reiche, wie tiefe Ver— 
wandten waren, gefunden werben mag. Auf dem Sterbelager, jagt Sfanany Sie: 
ten, ſprach er die Worte: „Die Seele jeder That ift diefelbe zu vollenden, wenn 
fie angefangen ift; feft und unerjhütterli ift vas Gemüth des Mannes, der fein 
gegebenes Wort hält.“ Sie paſſen für ihn, 

Er hinterließ feinen Söhnen ein Reih, das zu durchziehen man Jahresfrift 
gebrauchte. Sein Nachfolger in der Kaiferwürbe warb Ugetai. 

F. v. Erdmann: Temudſchin der Unerſchütterliche; C. d’Ohsson: Hi- 
stoire des Mongols depuis Tschinguiz-Khan; v. Hammer: Geſchichte ver 
goldenen Horbe; I. J. Schmidt: Geſchichte der Oft-Mongolen von Gfanang- 
Tſetſen Chungtaidſchi; J. I. Schmidt: Forſchungen im Gebiete ver Bildungs- 
geſchichte der Völker Mittel-Afiens, Lemte. 
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Theater. 


Die Theater haben in der modernen Welt nicht mehr wie in dem antifen 
Athen eine religiöfe und in weit geringerem Grabe als in dem alten Nom eine 
politifhe Bedeutung. Im Alterthum vertraten die öffentlichen Theater theilweife 
die Stelle, welche in neuerer Zeit bie Kirchen einnehmen. Das ift aber für immer 
vorbei und nicht wieder herzuftellen. Aber auch die öfter vorgefchlagene Erhebung 
der Theater zu nationalen Staatsanftalten für Bollserziehung wird fhwerlid ge» 
lingen. Einige ber beften heutigen Theater werben freilich durch Zuſchüſſe der Höfe, 
der Staaten und der Städte geförbert; aber felbft die fogenannten Hof- und 
Nationaltheater und bie ftäbtifhen Bühnen werden doch der Hauptfahe nah bon 
dem Publikum unterhalten, welches nach freier Neigung biefelben beſucht und feine 
Pläge darin bezahlt. Eine viel größere Anzahl nicht unterftügter Theater beruht 
öfonomifh nur auf dem Ertrage der verkauften Theaterbillete und ift äußerlich 
abhängig von dem Publitum. Infofern alfo erſcheinen vie heutigen Theater durch- 
weg und wefentlih als Anftalten nit des Staats, fonden des Publi- 
kums und find daher mehr oder weniger abhängig von der Schauluft und von 
dem Gejhmade des Publikums. 

Läßt fih das ändern? Im Großen ſicher nicht. Wie unfere ſchöne Litteratur 
und unfere Kunft aus dem individuellen Leben entfpringt und voraus ber freien 
Geſellſchaft zugewendet ift, wie da jede ftaatlihe Organifation und Herrſchaft un— 
zuläffig und unmöglich ift, fo gilt das auch vom Theater. Die Bühne ftellt 
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die Werke der Litteratur und Kunft in lebendiger Weife var, fie gibt benfelben 
nur einen unmittelbar die Hörer und Schauer ergreifenden Ausprud. In der Haupt» 
fahe kann alfo für fie fein anderes Gefeg gelten als für die Werke felbft, welche 
fie dem Publikum vorführt. Das Theater zur Staatsfahe mahen, das würde 
heißen, die fhöne Litteratur und Kunft ald Staatsangelegenheit behandeln. 

Sogar wenn in Zukunft die nationale Bedeutung der Theater und daher 
in erfter Linie der Dramen und Opern mehr als es bisher gejcheben, gehoben 
und betont wird, fo gehört body auch biefe Seite der Nation im engern 
Sinne an und nit dem politifh organifirten Bolfe, nicht dem Staate. Die 
Sprache und ihr Verſtändniß wird nicht dur die Staatsgrenzen beftimmt, fon- 
dern durch den Nationalgeift, der die Stantsgebiete bald nur theilweife erfült, 
bald überfchreitet. Die Muſik aber ift überhaupt nicht wefentlid national, fondern 
ein Gemeingut unfrer europäifhen Kultur. Ja die berühmteften und beften Werte 
der dramatiſchen Dichtkunſt find allgemein menſchlich verftändlid, und des— 
halb nicht auf eine Nationalbühne beſchränkt. Sie wernen in verfdhiedenen Spra- 
chen verfchledenen Nationen vorgeführt. Shafefpeare hat nicht blos für die englie 
ſche, unfer Leffing, Schiller und Göthe haben nicht für die deutſche Nation aus- 
ſchließlich gefchrieben. 

In einem Zeitalter, welches auf bie Nationalität einen fo hohen Werth legt, 
wie das unfrige, mag immerhin aud) die nationale Bedeutung der Poefie entſchle— 
dener in den Vordergrund treten. Wir tadeln es nicht, weil jedes Zeitalter ven 
Beruf hat, feine Eigenart zu offenbaren und die Nationen beredhtigt find, nad 
dem edelften und fhönften Ausdruck ihrer Lebensanfhauung zu fireben. Aber ſoll 
das im Drama geſchehen, fo müflen die Dichter voran gehen, die Schaufpieler 
fünnen nur nadhfolgen: und die Dichter laffen fih nidt von dem Staate vor- 
fchreiben, was und wie fie dichten follen. 

Aus dem Allen leiten wir allerdings die Folgerung ab, daß der Gtaat zu 
nächft das Theater der freien Thätigfeit und fogar der Brivatfpelula- 
tion überlaffen folle und dasſelbe nicht ale StaatsmonopoLl behandeln dürfe; 
aber keineswegs die Folgerung, daß der Staat den Theatern zegenüber feine Aufs 
gabe habe. Bielmehr find wir der Meinung, daß der Staat ein Intereffe und 
unter Umftänden die Pflicht habe, theils gute Theater zu unterftügen, theils eine 
gewiffe Kontrolle zu üben über bie öffentlichen Bühnen. 

Die im Ganzen unvermeidliche ökonomische Abhängigkeit nämlich der Theater 
von dem Publitum hat ihre fehr großen künftlerifhen und fittlihen Gefahren. Das 
Theater fol feiner Idee nah der lebendige und infofern höchſte Aus- 
dbrud fein des in der Nation wirffamen dramatiſchen Beiftes. Es 
fol die ausgezeichnetften Werte des Genies dem Bewußtfein der Nation nunmittel- 
bar darftellen und mittheilen. Wie die Werke des Genies felber hoch über dem 
Niveau des Gewöhnlichen ftehen, fo müffen auch die Schaufpieler das Publikum 
gleihfam über feine Alltäglichkeit emporheben, fie müfjen dem Publifum zwar ver- 
ftändlich, aber fie dürfen nicht auf der nievern Stufe des gemeinen Sinnes ftehen 
bleiben. Am wenigften dürfen fie auf den rohen Gefhmad der Menge fpekuliren 
und durch ihre Uebertreibungen den plumpen Beifall der Gallerie zu gewinnen 
ſuchen. Sie follen eingevent bleiben jener Shakefpeare'fhen Mahnung: „D es 
ärgert mid in der Seele, wenn folh ein handfeſter, haarborftiger Gefelle eine 
Leivenfhaft in Fegen, in rechte Lumpen zerreift, um den Gründlingen im Par: 
terre in die Ohren zu bonnern, die meiftens von nichts wiffen, als verworrene 
Pantomimen und Lärm.” (Hamlet III. 1.) Dabei ift offenbar die Ehre und das 
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gefammte Geiftesleben einer Nation beteiligt; und darauf gründet fi das Recht 
und die Pflicht des Staates, mit feinen großen Mitteln zu helfen, daß die beften 
Werte auh in würdiger Form ver Nation bargeftellt werden. Wenn er baber 
durch feine ölonomifhe Unterftüägung und durd feine geiftige 
Pflege mwenigftens die erften, zugleih als Vorbilder dienenden Theater der Haupt» 
ftabt, die fogenannten Nationaltheater, in die Lage verfegt, daß fie weni- 
ger in Verfuhung gerathen, um den Beifall der Menge mit unedeln Mitteln zu 
buhlen und zugleich den Anftoß dazu gibt, daß aud die klaſſiſchen Stüde zu ſchö— 
ner und wirffamer Darftellung gelangen, fo erfüllt verfelbe nur feine Kulturpflicht. 

Neben der Fünftleriihen hat das Theater aud die große fittlihe Aufgabe, 
als Anftalt der nationalen Erziehung zu dienen und die gemeinnüp- 
liche Beftimmung, für würbige Genüffe und Unterhaltung zu forgen, und ba- 
durch die allgemeine Lebensfreude zu erhöben. Auch von viefem Ger 
fihtspunfte aus rechtfertigt es fih, wenn ber Staat Beiträge leiftet, damit jene 
Aufgaben vollftändiger gelöst und biefe Anforderung würbiger erfüllt werbe. Aber 
das Meifte und Befte kann doch nit der Staat thun, und es kommt voraus 
wieder an auf ven fittlihen Geift, der im der Fitteratur und Kunft ſich ausſpricht, 
auf die Empfänglichkeit der Nation für das Edle und Gute, auf vie Heiterkeit 
ihrer Lebensanfiht und Stimmung und auf die Mäfigung, zu welder fie erzogen 
worden ift. 

Die fulturpolizeilihe Auffiht über die Theater ift von der 
Kulturpflege des Staates wohl zu unterſcheiden. In viefer zeigt ſich die freie 
Sorge des Staates für die nationale Geiftesbildung, in jener offenbart ſich bie 
bindende und zwingende Autorität des Staates, welche eben deßhalb gefetlich be 
grenzt fein fol. Um die Kulturpolizei des Staates auszuüben, find in verjchiene 
nen Staaten folgende Einrichtungen getroffen und Mafregeln ergriffen : 

1. In jeher vielen Staaten bedarf die Errihtung eines Theaters ver 
obrigkeitlichen Autorifation; und zwar für fändige Bühnen gewöhnlich 
von Seite der Bezirkd- oder Kreispolizei oder felbft des Stantsoberhaupts, für 
vorübergehende Schauvorftellungen dur wandernde Truppen von Seite der Orts- 
polizei. Bloße Privatbühnen für engere gefellfhaftlihe Kreife werden von biefer 
Vorſchrift nicht betroffen. Diefelbe gilt aud in folden Ländern, welche im übrigen 
dem Grundſatz der Gewerbefreiheit huldigen. In ber That gibt es dafür gute 
Gründe, indem die Wirkung der Theater auf die öffentliche Sittlichkeit und ſelbſt 
auf die Ruhe der Perfonen und ber Familien und auf die Staatsorbnung je nach 
Umftänden eine ftarke, zuweilen auch eine fehr gefährlide und ſchädliche ifl. Eine 
Hauptgarantie gegen ven Mißbrauch befteht aber darin, daß die Ehrbarfeit der 
Unternehmer vorher geprüft werde und übel beleumbete Individnen von Anfang 
an gehindert werben, ihre Nege auszubreiten, um das fhauluftige Publitum zu 
fangen und feine Leivenfhaften aufzuſtacheln oder anszubeuten. Ueberhaupt lönnen 
bei folder Vorprüfung alle öffentlihen Intereſſen berüdfichtigt und tie nöthigen 
Schranken gezogen werden. Dinterbrein abzuwehren und Ungebühr zu hemmen ift 
viel ſchwieriger und felten ohne Verlegung bereits entftanvdener Rechte und Interef- 
fen durchzuführen. Nur muß auch gegen ungehörige Berfagung ver Erlaubniß, fei 
es aus bloßen Privatgründen oder aus Willtür und Befchränttheit, vem Bewerber 
das Nechtsmittel der Beſchwerde eröffnet werben. 

In England ift ein Regierungspatent nöthig zur Gründung eines Theaters, 
welches jevod durch die Erlaubniß der Friedensrichterverfammlung erfegt werben 
fann. Gefeg vom 12, Aug. 1843. In Frankreich hat die Gefeggebung fehr ge- 
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wechſelt. Bor der Revolution bedurfte es einer königlichen Erlaubniß. Im Jahr 
1791 wurde die Unternehmung ganz frei gegeben, woraus indeſſen große Uebel- 
fände zumal in Paris hervorgingen, fo daß Napoleon I. 1806 eine Anzahl Thea- 
ter ſchloß und biefelben auf eine beftimmte Heine Zahl beſchränkte. Man dehnte 
die Herrfchaft des Staats über die Theater fo weit aus, daß den Unternehmern 
nit geftattet wurde, gegen ein Verbot, fogar gegen die nachträgliche Schlie- 
Bung eines Theaters an die Berwaltungsgerichte zu gelangen. Die Regierung 
wollte ganz allein die Macht in der Hand behalten, Später 1835 wurbe die Be- 
ſchränkung wieder aufgehoben, und 1849 erflärte fi die Nationalverfammlung 
für die Freiheit der Spekulation, aber mit großen Kautionen und ftarfen Schug- 
wehren für die Orbnung, ohne daß diefes Syftem damals zur Geltung gelangte. 
Heute ift zwar eine größere Freiheit gewährt, aber bie Megierung behält die Macht. 
In Preußen bedürfen die Schaufpielunternehmer der Erlaubniß der Oberpräfiventen 
der Provinz, welde die Zuverläffigfeit und Bildung der Bewerber prüfen, aber 
immerhin ein freies Ermeſſen haben. Gew. Ordnung von 1845 8. 47. 

2. Die Theatercenfur. In manden Ländern, fogar in England nod, 
werben alle aufzuführenden Stüde einer vorherigen Prüfung durch Eenforen unter- 
worfen, welde nicht blos einzelne anftößige Stellen zu ftreichen befugt find, fon- 
dern ganze Stüde unterfagen können. Offenbar find hiebei die Autoren und das 
Publitum in hohem Grade betheiligt und aud bier ift die Willfür ver öffentlichen 
Gewalt gefährlich für die perfönliche Freiheit und berechtigte Privatintereffen. Wenn 
daher das Öffentliche Intereffe für Erhaltung guter Sitten, des Anſtandes und ber 
öffentlichen Sicdyerheit eine gefteigerte Wachſamkeit ver Theaterpolizei erfordert und 
eine gewifle Vollmacht der Eenforen rechtfertigen, fo follte doch zugleich dafür ges 
jorgt werben, daß biefelbe nicht mißbraucht werde zum Nachtheil der Freiheit und 
der Privatinterefien. Eine Beſchwerde und ein Rechtöverfahren, fei e8 vor den 
Berwaltungsgerichten, fei es vor den Bffentlichen Gerichten follte daher jederzeit 
offen ftehen. Ueberbem läßt fi eine fo weit getriebene Cenſur thatſächlich nicht 
überall durchführen. Welcher Genfor, zumal in kleineren Stäpten, hätte die Muße, 
alle Stüde aufmerkfam zu lefen, und woher follte die Garantie kommen für bie 
Fähigkeit der Cenſoren, dieſelben richtig zu beurtheilen? Auch in England hilft 
man ſich mit ber Fiktion, daß ein Stüd, welches in London erlaubt worden, überall 
aufführbar jei, und zumeilen find aud in London lächerliche Stride der Cenſoren 
vorgefommen. Hat doch ein Eenfor aus religiöfen Strupeln die Anrede an eine 
Geliebte „mein Engel” geftrihen, damit nicht die biblifche Vorftellung von den En» 
geln gefährbet werde. 

In der Regel dürfte die nahträgliche Befeitigung folder Stellen und ein 
binterheriges Berbot folder Stüde genügen, welche zwar nicht geradezu ſtrafbar 
find, aber immerhin ſchädlich erfcheinen für die guten Sitten und bie öffentliche 
Ruhe. Man kann freilih auch hier zu weit gehen. Wenn z. B. auf einzelnen 
deutſchen Hofbühnen es unterfagt wurde, Priefter auf die Bühne zu bringen, fo 
ift nicht abzufehen, weßhalb das Theater, weldes den Beruf hat, „der Natur 
gleihfam einen Spiegel vorzuhalten, der Tugend ihre eignen Züge, der Schmach 
ihr eignes Bild und dem Jahrhundert und Körper der Zeit den Abprud feiner 
Geftalt zu zeigen" (Shafefpeare in Hamlet), die Tugenden und Lafter ver Priefter 
weniger zeigen dürfte, al8 die ver Laten und ihrer Fürften. Dagegen würde es 
unfere heutige Sitte doch nicht wie die athenifche ertragen künnen, daß bie mit- 
lebenden Perfonen zum Gegenftande der Berfpottung auf der Bühne gemacht wür« 
ben. Die Grenze des Wohlanftändigen und Zuläffigen braudt nicht engherzig 
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gezogen zu werden, aber ſie muß immerhin beachtet und Maß gehalten werden. 
Dazu aber reicht eine ſtrafgerichtliche Verfolgung nicht aus. Es bedarf hier einer 
polizeilichen Auffiht un Einwirkung, welde einfchreitet, um die Autoren und 
Schauſpieler an ihre Pfliht zu mahnen, ohne fie zu verfolgen und zur Strafe zu 
ziehen. Wird die Cenſurbehörde aus fachlundigen Männern gebilvet, welche ein 
Berftändnig haben für die Freiheit der Litteratur, und durch ihre Berfönlichkeit 
eine Garantie geben, daß fie ihre Vollmacht nit zur Unterbrüdung und Ghifane 
mißbrauden, und zugleich eine Rechtsbeſchwerde ermöglicht, jo werben die Konflikte 
wiberftrebender Rechte und Interefien felten und wenn fie dennoch eintreten, leicht 
zu heben fein. Btantioli. 

Theofratie, f. Iveolratie und Theofratie, 

Theurungspolizei, f. Tebensmittelpolizei. 

Zbierfchug, ſ. Kulturpolizei. 

Thomas von Aquin, ſ. Scholaftiler, 
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Chriſtian Thomafius, geboren am 1. Jannar 1655 zu Leipzig, war 
der Sohn eines Leipziger Profeffors und erhielt eine ſtreug orthodore und zugleich 
gelehrte Erziehung. An der Univerfität Leipzig hatte der „Freigeiſt“ Pufendorf 
feine zäheften und heftigften Gegner gefunden. Auch T. hatte als junger Öelehr- 
ter den Borfag, gegen Bufendorf zu fchreiben. Aber indem er anfing, deſſen Werte 
gründlicher zu ftudiren, überzengte er fih von dem wiſſenſchaftlichen Rechte Pufen- 
dorfs und aus einem Gegner warb er beifen Schüler und geiftiger Nachfolger. 

T. war nun frei geworben von ber falſchen Autorität der überlieferten Lehre 
und fing num an, aud gegen andere berfümmliche Uebungen anzulämpfen, welche 
feine Prüfung nicht beftanden hatten. Sein Geift war auf praftifche und nationale 
Ziele gerichtet. Er wagte es zuerft, im Gegenfage zu ber feften Eitte der Univer- 
ſitätsdocenten, welche nur lateinifhe Vorträge duldete, die deut ſche Sprade auf 
den akademiſchen Lehrſtuhl zu bringen (1688) und bald nadher eine gelehrte 
und dennoch deutſche Zeitfchrift zu gründen. Er wollte die Wiſſenſchaft mit 
dem lebendigen Geifte der Nation in Berührung bringen und die fcheinber unüber- 
ſteigliche Kluft zwiſchen den Gelehrten und der Nation überbrüden. Ex wies auf 
das Borbild der Franzoſen hin, welche ihre Werte in franzöſiſcher Sprade heraus: 
. geben und ihnen dadurch eine größere Verbreitung und Wirkfamfeit verſchaffen. 
Die deutfhe Sprabe und Litteratur waren damals, nah dem breißigjährigen Ariege, 
fo tief gefunten, daß die erften Verſuche, über wiſſenſchaftliche Fragen deutſch zum 
reden und zu fhreiben, nur ber ſchwerſten Arbeit gelingen tonnten und noch ſehr 
unbeholfen auöfielen. Nur ganz allmählidy verbeflerte fi der Styl. 

Diefe kecken Neuerungen des jungen Docenten reizten die Anhänger des Alten 
zu beftigem Zorn. Wie immer und überall waren e8 vie orthotogen Theologen, 
die am wenigſten dieſe Erjhütterung der hergebrachten Autorität dulden wollten. 
Ein Angriff des T. gegen einen theologifhen Parteigenofjen gab ihnen ven er» 
wünfhten Anlaß, um gegen ihn wie früher gegen Pufenvorf ven theologiſchen Haß 
zu wüthender Berfolgung zu fchärfen. 

Der Dofter und Profeffor der Theologie nämlih, Hektor Gottfried 
Mafins, Hofpretiger tes Königs von Dänemark, hatte eine Schrift veröffent- 
licht über „Tas Intereſſe der Fürften an der wahren Religion”, Er hatte darin 
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bie lutheriſche Konfeſſion als die ficherfte Stüge des gemeinen Weſens gepriefen 
und bie Yürften darauf aufmerffam gemacht, wie nützlich das Iutherifhe Dogma, 
daß alle fürfttiche Gewalt unmittelbar von Gott konıme, für ihre Autorität fei. 
Er hatte zugleich die reformirte und die katholiſche Konfeffion verbädtigt, daß fie 
die Rebellion und den Aufruhr begünftigen, indem fie jeuem Dogma widerſprechen. 

T. fand ſich durch diefe Schrift ebenfo fehr in feinem religiöfen Gefühl als 
in feiner juriftifhen Ueberzeugung verlegt. Als Chrift ärgerte er fi über ven 
Mißbrauch der Religion zu den Zweden ver weltlihen Macht. Er erklärte es für 
„unanflänbig, feine Religion hohen Potentaten wegen des zeitlichen Interefles zu 
empfehlen”. Als Philofoph und Jurift erklärte er die Meinung, daß Gott die 
unmittelbare Urfache der Majeftät fei, für abgefchmadt, unvernünftig und aller 
Geſchichte widerfprechend. Er gab feinem Unwillen über die Heuchelei und Hoffahrt 
folder theologijchen Schmeichler einen bittern Ausdruck und geißelte ihre orthodoxe 
Unmiffenheit mit ſcharfem Spott. 

Die litterarifche Niederlage reizte die Wuth des königlichen Hoftheologen. 
Er rief die Leipziger Freunde um Beiftand an, intriguirte am kurſächſiſchen Hofe 
und bei dem Oberlonfiftorium und erwirfte, daß in Kopenhagen die Schrift des 
T. vom Henker verbrannt wurde. T. vertheidigte fi) gegen die Anklage ver Theo— 
Iogen, daß er „ein Verächter Gottes und des heiligen Amtes“ fei, mit juriſtiſcher 
Gewandtheit und mit der Entſchiedenheit eines cpriftlihen Mannes. Aber wenn 
aud die weltliche Obrigkeit vorerft fein Recht nicht verlette, die geiftlihen Obern 
des Dberkonfiftoriums unterfagten ihm doch, bei einer Buße von 100 Goldgulden, 
etwas „ohne vorherige Cenſur druden zu laffen”. Da die Cenſur in geiflliden 
Händen war, fo hieß das, feine litterarifche Thätigfeit vernichten. Sogar eine 
deutſche Logik durfte er nicht herausgeben. Das orthodore Gewifjen fand fi nur 
bei einer lateinifchen Logik beruhigt. 

Ein Zwifchenereignig verftiimmte endlich auch den Hof gegen T. Diefer hatte 
nämlich die Ehe des Herzogs Morig Wilhelm zn Sachſen-Zeitz mit der branden- 
burgifhen Prinzeffin Marie Amalie gegen die konfeffionellen Skrupel eines Iuthe- 
riſchen Paſtors, welcher vie Ehen zwifchen Intheranern und Reformirten mißbilligte, 
vertheidigt und diefe neue Probe theologifher Unduldſamkeit gerügt. Da aber ver 
furfürftlihe Hof jene Ehe aus politifchen Gründen ungern fah, fo benugten das 
die Gegner von T., um einen gefährlichen Schlag zu führen. Es follte das In- 
quifitionsverfahren gegen ihn eingeleitet werden. Diefer damals furchtbaren Gefahr 
entzog ſich T. durd die Flucht nad Berlin. 

Der Kurfürft von Brandenburg Friedrich II. nahm ihn gerne in feinen 
Schutz auf, ernannte ihn zu feinem Rathe mit 500 Thalern Gehalt und geftat- 
tete ihm, in Halle die Vorträge zu halten, für melde in Leipzig kein Raum mehr 
war. Die Univerfität Halle beftand damals noch nit. Dennoch ftellten fi, von 
dem Rufe des T. angezogen, Stubirende ein, als er im Jahr 1690 feine Vorträge 
eröffnete. T. war glüdlih, nun an feine alte Aurgrität, weder an Ariftoteles oder 
Carteſius, nod an Galen oder Hippofrates, noch an Bartolus oder Baldus mehr 
wiſſenſchaftlich gebunden zu fein. 

In Leipzig trafen damals zwei verſchiedene Geiftesrihtungen zuſammen; die 
ber vorurtheilsfreien fritifhen Prüfung und die der pietiſtiſchen 
Bertiefung. Die Hauptvertreter der beiden Richtungen, T. und Anguft Her- 
mann Franke, hatten ſchon in Leipzig Freundſchaft geſchloſſen und. waren beide 
von der otthodoxen Partei verfolgt und vertrieben worden. Eine Zeit lang ließ 
fi T. auch von dem Pietiemus anziehen, der tod Ernft machte mit der Reli» 
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gion und nicht wie die Orthoborie die religiöfen Formen und Formeln zur Herr- 
haft über die Gewiffen und zur Verfolgung Andersdenkender ansbeutete. Aber er 
bemerkte doch, daß die Fortfchritte in der Myſtik für ihn NRüdfchritte in ver Wif- 
ſenſchaft wurden. Die Schriften Locke's zerfireuten die Nebel, tie fih um feinen 
Berftand gelagert hatten. Bon nun an folgte er unbeirrt feinem verftändigen 
Bahrheitsfinn. 

Am 1. Juli 1694 wurde die neue Univerfität Halle, für welche T. vorbe- 
reitend gewirkt hatte, feierlich eröffnet. So lange er lebte, nahm T. an ihr nun 
eine hervorragende Stellung ein und von da aus übte er feine reformatorifche 
Wirkſamkeit. Mit unverzagtem Fleiße kämpfte er fort für die politifche und bie 
religiöfe freiheit. „Sie ift es, die allem Geifte das rechte Leben gibt." Dft find 
es nur Meine alademifche Gelegenbeitsfchriften, mit welchen er alte Borurtheile und 
Mißbräuche angreift und wichtige Reformen beantragt und einleitet. Dahin gehören: 

1) Die Schriften gegen die Kegergerichte. T. verneinte die frage (1697): 
„Ob Kegerei ein ftrafbares Verbrechen ſei?“ und ſprach ven Fürften das Recht 
ab, die Ketzer zu beftrafen. Er zeigte, daß der ganze Begriff ver Ketzerei dem 
Rechtsbegriff fremd und nur erfunden worden fei, um der Unduldſamkeit und Herrfdh- 
fucht der Pfaffheit zu dienen. Natürlid wurde er felber von ven Theologen als 
Hauptfeger geſcholten. Uber die Zeit begünftigte vie Reform, das Berbredhen ver 
Kegerei verſchwand nad und nad aus den Strafgeſetzen. Denfende Männer wa- 
ren nun gefidhert gegen den Kerker, die Verbannung und den Feuertod, womit 
früher der nicht orthodore Gedanke beftraft wurde. 

2) Ein anderes ein;ebilvetes Verbrechen, die Hererei, bebrohte mehr vie 
Frauen und die Ruhe der Familien und hemmte die Fortfhritte ver Technik. T. 
felbft war, als er zuerft in dem Sprucdkollegium der Fakultät in einem Heren- 
proceß zu referiren hatte, no in gutem Glauben, daß e8 Heren gebe und dieſe 
ftrafbar feien. Erſt als ihn fein gelehrter Kollege Samuel Stryk warnte, fing 
er an die Frage zu prüfen. Jetzt überzeugte er fih, daß der Herenglaube Über- 
glaube fei und legte nun der Welt in feinen gelehrten Difputationen (1701. 1702) 
„dom Verbrechen der Zauberei” das Refultat feiner Prüfung vor. Dieſe Schriften 
trugen viel dazu bei, endlich aud dieſe Barbarei aus der Strafjuftiz zu entfernen 
und unfchulbige Weiber vor Marter und Strafe zu erretten. 

3) Weniger alüdlih war T., als er auch den fchredlihen Mißbraud ver 
Tortur im Strafverfahren angriff, dieſe „traurige Erfindung , durch welche ber 
noch nicht für ſchuldig erfannte Angeklagte einer härteren und graufameren Strafe 
ausgefegt wird, als ihn treffen fünnte, wenn er verurtbeilt wäre, welche eine un- 
nüge Öraufamteit ift, wenn ohne fie der Verbrecher überführt ift und ein ganz 
unficheres Mittel, die Wahrheit an den Tag zu bringen“ (1707). Erft in unferm 
Jahrhundert wurde die Gerechtigkeit diefer Argumente anerkannt. Einftweilen biel- 
ten die Juriften noch fett an dem Borurtheil, daß die Tortur unentbehrlich jei, 
um den Beweis der Schuld zu führen. 

In den „Drei Büchern der göttliden Rechtsgelahrtheit“, bie 
er in lateinifher und in deutſcher Sprache herausgab und in ven Funda- 
menta juris nature et gentium ftellte T. fein Syftem dar. Im Ganzen 
fließt er fih an Pufendorf an. In einigen Beziehungen nimmt er eine neue 
Stellung ein und ergänzt deſſen Lehre. 

Er war eine religiöfere Natur als Pufendorf. Aber eben weil ihm bie Melis 
gion Herzensfahe war, beftritt er nur um fo entfhiebener jede ungebührliche Ein- 
miſchung der Stantsgewalt im dieſes Heiligthum. Um die fcharfe Unterfcheidung 
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von Religion und Recht, Kirche und Staat erwarb er ſich ein großes Ver⸗ 
bienft. In diefer Abficht fehrieb er ein eigenes Bud über die Geſchichte des Streits 
zwifhen Imperium und Sacerbotium im Mittelalter. In „kurzen Lehrfägen 
vom Recht eines chriſtlichen Kürften in Religionsfahen” (1724) 
ftellte er feine Anfihten zufammen. Er verfündet darin dad moderne Princip ber 
religiöfen Freiheit mit großem Nachdruck, einer der Erften. Das Büchlein verbient 
heute noch Beachtung. Ich habe Auszüge davon in meine „Geſchichte der neueren 
Staatswiffenfhaft" (1864) aufgenommen. Ebenda ift aud feine Staatslehre näher 
dargelegt. 

Anfangs hatte T. noch wie Pufendorf zwifchen Moral und Recht nicht Hin- 
reihend unterfchieden. Sein tiefes Interefje an der geiftigen und religiöfen freiheit 
nöthigte ihn zum Nachdenken aud über diefes Problem. Das Refultat desfelben 
legte er in den fundamenta juris nature et gentium nieder, bie zuerft 1705 er- 
fhienen find. Er glaubte die Löſung des Problems zu finden und unterfuchte den 
menſchlichen Willen näher. Die Aufgabe des Rechts erklärte er nur in ber Bewah- 
rung des Äufßern Friedens vor Unrecht, indem er das innere Geiftesleben ver 
Moral zuwies. Er unterfcheivet das Ehrbare (honestum), das Wohlanftänbige 
(decorum) und das Gerechte (justum). Nur auf dem legten Gebiete findet er ben 
Boden des Rechts. Naturrecht ift ihm die Wiflenfchaft des Gerechten, Politik die 
Wiſſenſchaft des Wohlanftändigen, Ethik die Wiffenfhaft des Ehrbaren. Als höch- 
fies Rechtsgebot gilt ihm die Regel: „Was bu nit willft, daß dir gejchehe, das 
thue auch Andern nicht.” 

Der Rechtsbegriff des T. erfcheint uns in wefentlihen Beziehungen theils 
lüdenhaft, theils unrichtig. Die negative Faſſung der Grundregel, als ein Berbot, 
fann wohl das Strafreht und zur Noth das Klage- und Procefrecht erflären, 
aber nur fehr unzureihend das friedliche Privatreht und am wenigften dad Staats» 
reht. Es hilft aud nicht, wenn er die Politit von dem Recht unterſcheidet, wie 
das Wohlanftändige von dem Gerechten: denn es bleibt unerflärt, in wiefern im 
Staate Staatsreht und Politik verbunden find und weßhalb denn bie Politik fich 
in den Schranfen des Rechts bewege und felber wieder neues Recht hervorbringe. 
Indem er den höchſten Nachdruck auf das Gefeg ber höheren Gewalt legt, fommt 
das natürlihe Volksrecht nicht zu Ehren und fehlt jedes Verſtändniß für bie ge- 
ſchichtliche Rechtsentwicklung. Sogar das Element des Zwangs enthält eine zu 
‚große Bedeutung für den Mechtsbegriff. Allerbings ift die Erzwingbarkeit eine 
regelmäßige Eigenfhaft des Rechts, im Gegenſatz zur bloßen Moral. Aber ber 
Zwang ift doch nur ein Heilmittel der erkrankten Rechtszuftände, nicht aber eine 
nothwendige Form der gefunden Rechtsverhältnifie. Der Zwang gehört eher ber 
Rechtspflege als dem Rechte an und tritt in der höchſten Erfcheinung der Rechts— 
ordnung, im Staatsrecht ganz zurüd. Die wichtigften öffentlihen Rechte, ſowohl 
bie obrigkeitlihen als die repräfentativen Bollsrechte find direkt gar nicht, indirekt 
nur fehr unvollftändig erzwingbar. Der fehler, ven T. feiner eignen früheren Ge- 
ſellſchaftstheorie vorwirft, daß fie nur auf Ummegen dazu komme, bie Pflichten der 
Menſchen gegen ſich felbft zu begreifen, ift im der neuen Lehre in anbrer Geftalt 
wieder da. Da das yanze Gebiet der auf ſich felbft gewendeten Thätigfeit als bas 
Gebiet des Ehrbasen von dem Bereich des Rechts gefchieden und nur die äußere 
Beziehung von Menſch zu Menſch Recht genannt wird, fo ift für die eigentlichen 
Perſonenrechte, wie z. B. das Recht der perfönlichen Eriftenz, der Verfügung 
über den eigenen Körper, ber freien Forfhung, der Arbeit u, f. f. kein ficherer 
Raum in dem Rechtsgebiet zu finden, Die Art endlich, wie zwijchen innerem und 
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außerem Leben unterſchieden und das innere Leben hoch über das äußere geſetzt 
wird, bat einen krankhaften Zug nah Beſchaulichkeit und würde, wenn man ihm 
blindlings folgte, eher zu der Weltflucht ins KM lofter verleiten, als mit dem mäch— 
tigen Strom des Boltd- und Staatslebens befreunden. A 

Aber trog alle vem hat fih T. auch um die Erfenntniß des Rechtsbegriffs 
‚ ein großes Verdienſt durch feine Unterfuhung erworben unt die beiden großen 
Wahrheiten, daß alles (menfhlihe) Recht eine äußere Ordnung fei und daß das 
innere Seelenleben für fih nur ver Moral im engern Sinne, aber nidt 
dem Rechte angehöre, alfo aud nit von der Redtsautorität beherrfcht werde, 
haben durch diefelbe eine neue Beleuchtung und Belräftigung erfahren, für melde 
die fpäteren Gefchlechter ihm dankbar zu fein Urfahe haben. Auch die völlige Aus- 
ſcheidung des göttlihen Rechts im Sinne ver Theologen aus ber Rehtswif- 
fenfchaft und die gänzlihe Befreiung ber Bernunftlehre von der Glaubensautori- 
tät ift ein wichtiger Fortſchritt feiner reiferen Studien, den man um fo höher 
ſchätzen muß, als T. in feinem Herzen an bie Autorität glaubte, die er ans Iogi- 
fhen Gründen aus feiner Wiffenfhaft wegwies und als vor und nah ihm bie 
Bermengung der religiöfen und ber philofophifhen Doktrinen die Arbeiten der 
Wiſſenſchaft zu flören und zu verderben pfleate. 

ZT. erlebte no die Genugthuung, daß feine Heimat, bie ihn verftoßen Hatte, 
endlich feinen Werth erfannte und ihn nun in ehrenvoller Welfe zurüd rief. Aber 
er blieb feinem Aboptivvaterlande und Halle treu und lehnte den Ruf nach Leip— 
zig ab (1709). Sein Alter war heiter und geehrt. Als er ftarb, den 23. Sept. 
1728, fühlte Deutfhland, daß ein Reformator deutfher Kultur geſchieden fei. 

Litteratur. Luden, Gefhichte des T. Berlin, 1805. Biedermann, 
Deutfhland im 18. Jahrhundert. Leipzig, 1858. Bd. IL. ©. 353 f. Bluntſchli, 
Geſchichte des allgemeinen Staatsrehte. München, 1864. Bluntſchli. 
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1. Geſchichte. 

Die Grundform des Haffifchen Staates ift die Nepublif, Die Grieden 
zeigenin der reihen Mannigfaltigfeit, die Römer in der großartigen Geftaltung ver 
republifanifchen Verfaffung den Höhepunkt ihrer ftaatsbildenden Kraft. Weber bei 
ben Griechen, nod bei den Römern, hat e8 die Monarchie, in ber Blüthezeit 
biefer Völfer, zur Legitimität gebracht; fie erfcheint höchſtens vorübergehend, 
als ufurpatorifhe Tyrannis, ald Gegenfag zur gefeglichen Volksfreiheit. 
Erft als die Römer fih ſtaatlich amsgelebt hatten, gelangten fie zur Monardie. 
Ihre ftaatsbildenve Kraft war aber zu ſchwach aemorben, um nod eine neue, leben⸗ 
dige Staatsform ſchöpferiſch ins Dafein zu rufen. Der ſtaatlick unproduftive Ab- 
folutismus der Kaiſerzeit hüllte fih äußerlich noch lange in die erftorbenen repu- 
blifanifhen Formen, bis er endlich völlig, beſonders auf byzantiniſchem Boden, 
in eine orientalifhe Despotie umfhlug. Wenn das Cäſarenthum auch den Riefen- 
förper des römifhen Reiches noch Jahrhunderte lang mechaniſch zufammenhielt, fo 
erhob fi doch dieſe national und politifch erftorbene Welt nicht mehr zu einer 
organischen, volksthümlichen Staatsorbnung. Diefes zeigt ſich befonders auch darin, 
daß die römifhe Monardie e8 niemals zu einer feft begründeten ge- 
feglihen Thronfolgeorpnung bradte. Zwar follte grundfäglih vie Wahl 
des Haifers dem Senate zuftehen, aber dieſe Behörde war beſchränkt durch bie 
Dejignation des Nahfolgers von Seiten des Vorgängers, vie gemwöhnlih im 
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ber Form der Adoption geſchah und dem Deſignirten den Titel „Cäſar“ noch 
bei Lebzeiten des Vorgängers verſchaffte. In den ſpätern unruhigen Zeiten wurde 
der Senat gewöhnlich gezwungen, der Willkür des Heeres zu folgen, welches ſich 
die eutſcheidende Stimme bei der Kaiſerwahl anmaßte. 

Während zu Zeiten der Kaiferherrfhaft das Privatrecht die höchſte Aus- 
bildung erfuhr, während fid) ein bewundernswürbiges Verſtändniß aller Feinheiten 
des Civilproceſſes offenbarte, blieb doch „in dem wicdhtigften Proceffe, ver 
Beftellung eines Staatsoberhauptes, eine 476jährige Anarchie.“ 
(PB. Roth.) 

So konnte denn das monarchiſche Staatsrecht des Mittelalter und der Neu- 
zeit die Grundfäge über Thronfolge nicht hernehmen aus der hinſiechenden Rö— 
merwelt, fondern mußte anfnüpfen an die jugendlich Mräftigen Geftaltungen ber 
älteften germaniſchen Königreiche. Ueberhaupt ift die Grundlage des neuern König- 
thums eine wefentlih germanifche. Wenn vie Römer, als die vollendeten Meifter 
des Civilrechts, auf alle modernen Privatrehtsfyfteme eingewirkt haben, jo haben 
die Germanen, feit der Zeit der Völkerwanderung, die Principien des öffent- 
lien Rechts in Eurepa weſentlich beftimmt. Bor allem haben fie das geſetz— 
liche, mit Boltsfreiheit gepaarte Königthum in vie Gefhichte eingeführt: „nee 
regibus infinita ac libera potestas.* Aber nur wo gewijfe Schranfen 
der monardhifhen Gewalt anerftannt find, kann von einer ge- 
ordbneten Thronfolge die Rede fein. Wo der Monarch wie bei den Rö— 
mern, unumfchränfter Herr und Gebleter ift, vor welchen fein Element im Staate 
eine irgendwie felbftänbige Geltung hat, wo er jeder Zeit jeves Geſetz verändern 
Tann, ift auch eine Thronfolgeorpnung jedem Augenblid der Willkür preisge- 
geben und fomit ftreng genommen ein Unving !). j 

Allerdings kann man wohl aud in einer Wahlmonarhie von einer Thron» 
folge reden; wichtige Grundfäge der Thronfolge 3. B. von dem Gegenftande und 
dem juriftifchen Charakter derſelben kommen aud bier in Betradt. Dagegen liegt 
der Berufungsgrumd lediglih in dem Wahlgefege, wodurch die Königswahl 
georbnet wird, fo 3. B. für das ehemalige deutſche Reich in der goldenen Bulle. 
Aber es gibt in der Wahlmonardie weder eine Dynaftie, noh ein Succef- 
fionsredht; es fehlen fomit die Grundbedingungen einer eigentlichen Thronfolge- 
ordnung. Die Geſchichte ver Thronfolge hängt daher aufs genaufte mit der all- 
mäligen Entwidlung der Erbmonardie zufammen. Es dauerte lange, che die 
europäifhen Boller, aus unentwidelten Anfängen, zu der feftgeorbneten mo— 
dernen Erbmonardie der Gegenwart ſich emiporarbeiteten 2). 

In der älteften Zeit lebten die Deutſchen großen Theils in Heinen republis 
fanifchen Gemeinweſen, unter gewählten Obrigfeiten; daneben gab es aber aud) 
ſchon Stämme, welche Könige hatten. Die Könige waren, im Oegenfage zu ben 
gewählten Fürften (prineipes) erblid. Zur Zeit des Tacitus war das Könige 


1) Darin umterfchied ſich die moderne abfolute Monarchie immer noch vom römifchen Gü- 
farentbum, daß felbft die fonft unbefchränfteften Monarchen wie Ludwig XIV. oder die dänifchen 
Könige feit der Lex Regia, doch die Thronfolge nicht willführlich ändern konnten. So 
erflärten jelbft unter Ludwig XIV. Die franzöſiſchen Staatörechtölebrer: »que les rois ne sont 
pas les mailres, de deranger l’ordre de la succession.« Ludwigs XIV, Edift wegen der 
TIhronfolge der legitimirten Bringen wurde 1717 vom Pariſer Parlament faffirt. 

2), Eine vollftändige Geſchichte der Thronfolge bei den germanifchen Völkern, befondert in 
Deutſchland, findet fih bei Hermann Schulze, Das Recht der Erftgeburt in dem Deuts 
fen Fürftenhäufern und feine Bedeutung für die deutſche Staatsentwicklung. Leipzig 1851. 


520 Thronfolge. 


thum nur der ausnahmsweiſe Zuftand. Aber die riefenhafte Erfhätterung ber 
Böllerwanderung, welde die Germanen aus ihren angeftammten Gigen trieb, 
führt fie nah und nad allgemein zum Königthum hin. Alle germanifhen Stämme 
treten bei ihren großen Friegerifdhen Unternehmungen, bei ihren neuen Staatsgrün- 
dungen auf römifhem Boden, unter Königen auf. Aber viefes altgermanifhe Kö— 
nigthum der Bölferwanderung ift noh eine fehr unentwidelte Erbmonar- 
hie und bietet daher auch nur fehr ſchwankende Grundfäge der Thronfolge. 
Allerdings gibt e8 bei allen dieſen Völkern ein Herrſchergeſchlecht, gens regia, 
das edelfte unter den edeln, aus welchem die Könige hervorgehen, fo bei den Oft- 
gothen das Geſchlecht der Amaler, welches feinen Urfprung an bie Götter an- 
Inüpfte, bei den Weftgothen das Gefhleht der Balthen, bei den Franfen das ber 
Merovinger, bei den Longobarden das der Öunginger, fpäter der Lethin— 
ger, bei den Bandalen das ber Asdinger. Aber die Krone wurde nidt 
nad einer feft georbneten Thronfogeorbnung von einem auf ben 
andern übertragen, fondern das Herrfhergefhleht Hatte nur den 
allgemein anerfannten Anfprud, daß der König aus feiner Mitte 
genommen werben mußte. Es war undenfbar für das Rechtsgefühl des Voltes, 
von diefem Geſchlechte abzugeben, fo lange darin noch irgend ein regierungsfähi- 
ges männlihes Mitglied vorhanden war („Quisnam de Amalo dubitasset, si va- 
caret regem eligere.* Jorn.). Aus dem ganzen Kreife bes königlichen Geichled- 
tes wählte ſich das Boll den Mann, melden es für den tapferften und tüchtig- 
ften hielt. Das Wahlrecht war nicht aufgehoben, aber es war an ein beftimmtes 
Geſchlecht gebunden. Diefe eigenthümliche Berbindung von Erbredt und Wahl- 
recht ift der durchgehende Grundzug der altgermanifhen Staatsfucceffion. Nur 
ausnahmsmeife kam in den Königreihen der Völferwanderung das monardifde 
Princip zu einer fo fraffen Entwidelung, daß das Wahlreht des Volles entweder 
zeitweilig oder ganz befeitigt werben fonnte, fo im ranfenreih unter den Me 
rovingern, welches als reines Erbreidh behandelt und fogar unter mehrere 
Söhne vertheilt wurbe, fo im Neiche der Bandalen, deren König Genſerich 
das Wahlrecht abſchaffte und Hausgefeglih die Thronfolgeorvnung nah den 
Grundſätzen des Seniorats in feinem Haufe feftflellte 3). Später hat ſich bei 
den meiften germanifchen Völkern nah und nad, mit Yortentwidlung der monar- 
hifhen Gewalt, das erblihe Wahlreih in ein reines Erbreid verwandelt, fo 
z. DB. bei ven Weftgothen in Spanien, den Angelfachfen in Großbritannien. Das 
deutſche Reich ift dagegen aus einem erblihen Wahlreih ein reines Wahlreich 
geworben. Sobald dieſer Charakter des deutſchen Reiches, nah dem Ausfterben der 
fähfifchen und fränkiſchen Dynaftien, und- ganz entſchieden feit dem Interregnum, 
zur Maren, ftaatsrechtlihen Anerkennung gelommen ift, kann hier aud von einem 
dynaftifhen Thronfolgereht nit mehr die Nebe fein und fomit kommt 
Deutihland, ale Gelammtftaat, für uns nicht mehr in Betracht. Auch find ja 
die deutfhen Staaten dir Gegenwart, mit denen wir und vorzugsmeife zu 
befhäftigen haben, nicht aus dem deutſchen Reiche, als Gefammtftaat, fondern aus 
den Territorien hervorgegangen. Darzulegen, wie fih in biefen Heinern Kreifen 
eine dynaſtiſche Gröberrihaft und eine beftimmte Thronfolge entwidelt Hat, 
bildet einen wefentlihen Theil unferer vorliegenden Aufgabe. 





3) Auf diefen, im jener Zeit einzig daftebenden Verfuch, die Tbronfolgeordnung bau #ge: 
feplich zu regeln, bat aufmerffam gemacht: Hermannus Schulze de testamento Gen- 
ser ici seu de anliquissima lege successoria commentatio, Vralislavie. 1859, 
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Das deutſche Fürſtenthum ift mefentlich hervorgegangen aus dem großen 
Reihsbeamtenthum. Unter Meropingern "und Karolingern wurben ' Herzöge, 
Markgrafen, Grafen ein- und abgefegt nad dem Willen des Königs, wie in 
fpäterer Zeit Gonverneure und Präfeften. Indeſſen zeigte fih fhon unter ven legten 
Rarolingern eine große Hinneigung zur Erblichkeit, allein es bauerte noch faft 
zwei Jahrhunderte, bis bie Erblichkeit als Rehtsgrundfag durchdrang. Erft 
in ber zweiten Hälfte des XI. und am Anfange des XII. Jahrhunderts er- 
ſcheint, befonders unter dem Einfluß lehenrehtliher Ideen, der Bildungs» 
proceß der Erblichfeit weſentlich abgeihloffen, doch wirft die Amtsqua- 
lität auch noch lange auf das Erbredt ein. So wurde bejonders die Untheilbars 
feit ber eigentlichen Fürſtenthümer noch bis ins XIII. Jahrhundert feftgehal- 
ten; von mehreren Söhnen eines Fürſten, welder nur Ein Reichsamt hatte, 
fonnte nur Einer fein Nachfolger werden. Eine Zufammenftellung zahlreicher 
Succeffionsbeifpiele aus allen deutſchen Fürftenhäufern beweist, daß in ben beut- 
fen Fürſtenthümern, ihrer urfprünglihen Beſchaffenheit zufolge, Individual- 
fuccefion mit Altersvorzug beobachtet wurbe. Dabei war die Erbfolge, nad 
den Örunbfägen des ältern deutſchen Lehenrechts, lebiglih eine Defcendenten- 
folge mit Ausfhluß aller Seitenverwandten. 

Während in vielen Graffhaften, melde oft wefentlih aus bloßen Fami— 
befisungen beftanden, der völlig patrimoniale Charakter die Theilbarkeit ſchon 
fehr früh zugelaffen hatte, behauptete bei den eigentlichen Fürftenthämern bie 
ſtaatsrechtliche Amtsidee fi länger und konfequenter gegen privatrechtliche Thei- 
Iungsgelüfte. Allein in der Mitte des XIII. Jahrhunderts tritt eine merkwärbige 
Beränberung ein; vie alte, Jahrhunderte lang beobachtete Untheilbarkeit wird 
auf einmal aufgegeben, bie Fürftenthümer werben getheilt, wie eine gewöhnliche 
privatrechtlihe Berlaffenihaft (fo wurde das Herzogthum Bayern zuerft getheilt 
1255, Sachſen zuerft 1260), das Theilungswefen wird zur allgemeinen 
Sitte des deutfhen Fürftenftandes. Die noch in dem ältern deutſchen 
Lehenrechte liegenden Beſchränkungen ver Theilbarkeit wurden durch die Aufnahme 
des Iongobarbifchen Lehenrechts befeitigt, weldhes bie Wahrung ber gefammten 
Hand nicht verlangt, fondern alle männlichen Defcendenten des erften Erwerbers, 
alfo aud die Seitenverwandten des legten Beſitzers, aus Geblütsrecht fuccebi- 
ren läßt. So wurden denn Jahrhunderte lang beutfche Territorien nad vworherr- 
[hend privatrehtlihen Grundſätzen vererbt und rückſichtslos, wie Landgüter 
und Heerben, unter mehrere Söhne ober Bettern vertheilt. Diefe Zeit der rein 
privatrechtlichen Succefftion ift die Periode der tiefften ftaatlihen Berfunten- 
beit, wo der Staatsgebanfe den Deutjhen völlig abhanden gefommen zu fein 
fhien, wo das vermeintliche Privatinterefie der Dynaftie alles, das Voll nichts 
galt. Jede feftere Konfolivation der Territorien wurbe durch die fortwährenden Zer- 
reißungen unmöglich gemadt. Die alten natürlihen Landesgrenzen wurben zer- 
ſchnitten von mwillfürlih gezogenen Linien. Aber das Fonfequent angewendete Thei- 
lungsſyſtem vernichtete felbft die Dynaftien und zerftörte ihre Kraft, ihr Anfehen 
im Reihe, ihren fürftlihen Familienglanz. Diefen drohenden Gefahren 
fonnte ber Fürftenftand auf die Dauer feine Augen nit verſchließen und fo ge- 
rietben feit vem XIV. Jahrhundert die Familien des hohen Adels in eine über- 
einftimmende Bewegung, um ihr Familien und Erbrecht hausgefeglih zu 
regeln. Bon befonderem Einfluß auf die fürftlihe Hansgefeßgebung mar bie 
goldene Bulle von 1356, deren Beftimmungen über Untheilbarteit, Primo- 
genitur, Müntigkeit und Vormundſchaft fi allerdings zunächſt nur auf die Aur- 
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bäufer bezogen, aber wegen ber Gleichheit der Verhältniffe au von den übrigen 
Türftenhäufern adoptirt wurben. 

Die durch die Hausgefeßgebung feftgeftellten Grundfäge find befonvere: Bor- 
zug des Mannsftammes, Unveräußerlidfeit fämmtlicher Hausbe— 
figungen und Untheilbarfeit.%) Diefes dritte Princip war am fchmwerfien 
durd die Hausgeſetzgebung zu verwirklichen, da bier dem Oefammtinterefie, dem 
„Lustre oder Splendeur des Hauſes“, die feftgewurzelten Auſprüche mehrerer 
Söhne oder Bettern auf Theilung entgegenftanden. Immer von nenem wurden bie 
Untheilbarfeitäbeftimmungen von dem egoiſtiſchen Einzelinterefje wieder durchbrochen, 
md was die Hausgefege des XIV. Jahrhunderts anbahnten, gelang oft erfi mehrere 
Sahrhunderte fpäter für alle Zeiten unumßößlich feftzuftelen. Das Recht der 
Erftgeburt war eigentlich die nothwendige Konfequenz ber Untheilbarkeitsverord⸗ 
nungen, doch fam man gewöhnlich erft fpäter auf biefe einzig zwedmäßige Suc- 
cefftonsordnung. Dan ſuchte vorläufig durch andere, freilich weniger entfprechenbe 
Mittel die Untheitbarkeit zu erhalten, z. B. durch Anordnung von gemeinfamen 
Regierungen, durch Eheverbote für die Nachgebornen, durch hausgefeglihe Be— 
ftimmung mehrerer Söhne für den geiftlihden Stand u. ſ. w. Allein erft mit ver 
Durdführung der ftreng agnatifhen Tinealprimogenitur war bie fürftlide 
Hausverfafiung zu ihrem Abſchluſſe gebiehen; erft jest war in dem beutfchen 
Fürftenrechte cine fichere Grundlage für die Staatseinheit und eine angemeffene 
ftaatsrechtliche -Thronfolgeorbnung gewonnen. 

Noch zu Zeiten des Reiches war in allen deutſchen Fürftenhäufern, wenigftens 
in deren Speciallinien, die Primogenitur eingeführt (zulegt in Sachſen-Mei— 
ningen 1802). Dabei wurden die Grundfäge des longobarbifhen Lehenrechts auf 
die Succeffion in den deutfchen FürftenthHämern angewandt, foweit nicht fpecielle 
Inveftiturverträge over hier und da noch ältere deutjchrechtliche Lehenfolgegrundfäge 
eine Abweihung begründeten. (Böhmer $. 437: „Ordo succedendi, jure fendali 
communi definitus, regulam faecit in feudis imperii*). Durch bie Auflöfung des 
Reiches find die deutfchen Territerien ſouveräne Staaten im vollen Sinne des 
Mortes geworben. Damit muß aud auf diefem wichtigen Gebiete des monardifchen 
Staatsrehts das Staatsprincip zur vollen fonfequenten Anwendung fommen. 
Alles was mit der patrimonialen Auffaffung des unentwidelten Zerritorial- 
ſtaatsrechts des deutfchen Reiches zufammenhängt, ift als antiquirt zu betrachten. 
Soweit indeſſen die äÄltern Normen des fürftlihen Erb- und Familienrechts mit 
dem Kar erkannten Staatsprincip der Gegenwart nicht in Widerſpruch ftehen, 
find fie aud heutzutage noch anwendbar; das Recht der Dynaftien hat fi im 
Bezug auf das ftaatlihe Objekt der Thronfolge wefentlih verändert, ift aber 
auch, unter den nenen Verhältniffen, das alte angeſtammte geblieben. 

IM. Die Thronfolge in den deutfchen Staaten der Gegen: 
wart.) 

1) Allgemeine Grundſätze. Seit Aufhebung der zahlreihen geift- 
lichen Fürſtenthümer (1803) find alle monardifhen Staaten Deutfchlands Erb- 


%) Neber die Geſchichte der Hausgeſetze fiebe Hermann Schulze, Die Hausgefege 
der deutſchen Kürftenbäufer. Anhang zu D. Stobbe's Geſchichte der deutſchen 
Nechtöquellen Bd. U. ©. 498 ff. 

5) Weber diefe, einen Hauptgegenftand des fog. Privatfürftenrechts bildende Lebre von der 
Thronfolge iſt befonders zu vergleichen: 3. J. Mofer, Staatérecht Bd. XII—XIII, deifen 
Bamiltenftaatsrechr der deutſchen Reicheſtände. 2 Theile. 1775. 3. St, Pütter prime lines 
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monardhien geworden. Da ver Gegenftanb ber Thronfolge, die Staatsgewalt 
mit allen ihren Rechten und Pflichten, einen durchaus dffentlihen Charakter hat, 
fo muß aud die erblich georbnete Thronfolge aus dem öffentlichen Geſichtspunkte 
betrachtet werben; infofern unterſcheidet fih die Thronfolge durchaus von jeber 
privatrehtlihen Succeffionsart; fie ift weder eine Univerfal- noch eine Singular- 
fucceffion im Sinne des Civilrechts, fie ift vielmehr eine ganz beſondere, aber 
nicht privatrehtlih, fondern ftaatsrechtlich zu beurtheilende Succef- 
fionsart, welde nur äußerlich in ben Formen der Erbfolge vor fidh gebt, 
ihrem Wefen nad; aber von ganz andern Grundfägen, als denen eines eigent- 
lichen Erbrechts, beftimmt mird. 

Die deutſche und überhaupt die moderne Thronfolge beruht regelmäßig auf 
Geblütsrecht. Keineswegs leitet der Nachfolger fein Recht von feinem Borgänger 
ab, ſondern er tritt kraft ſelbſtſtändigen Rechtes in die leergewordene Stelle 
des Staatsoberhauptes ein. Aus der ganzen Dynaftie, welcher ein Thronfolgerecht 
zufteht, tritt nach feftgeregelter Ordnung immer wieder Ein Mitglied als Staate- 
oberhaupt ein, fo oft durch einen Todesfall der Thron erledigt ift. Da bie Staats⸗ 
gewalt einen munterbrochenen dauernden Charakter haben muß, fo finvet in ber 
Erbmonarchie der Uebergang der Staatsgewalt ipso jure ftatt, im Momente ber 
Thronerledigung. „Der König ftirbt nicht.“ Es giebt fein Zwifchenreih und 
bedarf Feiner beſondern Antrittserflärung. 

Alle fncceffionsfähigen Kamilienglieder haben ein beftimmtes Anrecht auf 
die Thronfolge, welches ihnen nicht willkürlich entzogen werben kann. Es ift nicht 
eine bloße Hoffnung oder Ausfiht, fondern ein feftbegründetes Recht, welches auch 
fhon vor eintretender Thronerlebigung Wirkſamkeit und Bebeutung, vor Allem 
Anſpruch auf Schub hat. | 

Das deutſche Staatsreht unterfcheidet daher zwifhen Succeffionsredt 
und Succeffionsorbnung. Das erftere gewährt nur überhaupt in abstracto 
die rechtliche Möglichkeit zu fuccebiren und fteht allen fucceffionsfähtgen Defcens 
benten des erften Ermwerbers zu, von welchem es allein abgeleitet wir; bie 
Suecceffionsorbrung dagegen beruft, im konkreten Falle einer Thronerlebigung, 
aus dem ganzen Kreife ver Succeffionsberechtigten, eine beftimmte Perſon auf den 
Thron, wobei das Berhältniß der Berwandtſchaft zu dem legten Inhaber allein 
entſcheidet. 

2) Das Succeſſionsrecht. Wenn Jemand in einem deutſchen erb- 
monarchiſchen Staate auf ein Succeffionsreht Anſpruch machen will, fo müffen 
fi in ihm folgende Bedingungen erfüllen: 

a) Abftammung vom erften Erwerber der Krone. Ale Thron- 
folge nach Geblütsrecht ift Defcendentenerbfolge, d. h. e8 werben überhaupt 
nur Defcendenten des erften Erwerbers ver Krone zur Thronfolge berufen, melde 
feeilih dem legten Befiger gegenüber auch als Seitenvermandte erſcheinen können. 
Diefe Abftemmung muß aber eine agmatifche fein, d. h. wer fuccebiren will, muß 
orbentliher Weile feine durh Männer vermittelte Abftammung vom erften Er- 
werber dartbun Fönnen und felbft männlihen Gefchlehts fein. Die Dynaſtie, 
das Hans im Sinne des deutſchen Fürftenrechts, ift der Inbegriff ber Agnaten, 


jur, priv, prince. Gött. 1790, Deffen Grörterungen und Beiſpiele aus dem deutfchen Staat und 
Fürſtenrecht Bd. I, Nr. Hu. IX. E ®. Pfeiffer, über die Ordnung der Regierungsnad: 
folge in den monarchiſchen Staaten Deutihlande. Kaffel 1826. H. Aönfl, Grundf, des d. 
Staater. Bd. 11. 8. 247 ff. H. A. Zahariä, d. Staater. Bd. 1, $. 64 ff. 
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welche gleihen Namen und gleiches Wappen führen. Demnad find nit nur die 
Weiber felbft, fondern auch deren Nahlommen, die männliden Kognaten, 
welde nicht zu demfelben Haufe gehören, regelmäßig von ber Thronfolge ausge- 
ſchloſſen. Eine Ausnahme hiervon machten, abgefehen von Fleinern Allovialbefigungen, 
zur Zeit des Reiches die Weiberlehen, feuda feminina: subsidiaria, wo kraft be— 
fondern Privilegiums, nah Abgang des Mannsftammes, auch die Weiber und 
ihre Nachkommen fuccediren fonnten. Dahin gehörte 3. B. Defterreih fon ſeit 
ältefter Zeit, ebenfo das 1235 errichtete Herzogthum Braunfhweig-Rüneburg. 

Da duch tie Auflöfung des Reiches in den fürftlichen Succeffionsverhältnifien 
an und für ſich nichts geändert worden ift, jo läßt ſich keineswegs behaupten, daß 
in den frühern Reihsmannlehen von Rechtswegen und ohne weiteres ein fuhfi- 
diäres Erbrecht der Rognaten eingetreten fei. Vielmehr ift nur fo viel richtig, daß 
den deutſchen Fürftenhäufern nah Erlöfhung der oberlehensherrlihen Gewalt jet 
rechtlich möglich ift, die fubfiviäre Fognatifhe Thronfolge auf verfaffungs= 
mäßigem Wege einzuführen, wenn ihnen nit andere wohlerworbene Rechte, 
j. B. von Erbverbrüderten, entgegenftehen. Bon diefer rechtlichen Möglichkeit 
haben auch mehrere neue Berfaffungen Gebrauch gemacht, fo z. B. die baheriſche von 
1818 Tit. II 8. 5, bie würtembergifhe von 1819 8. 7, die heflen-barmftädtifche 
von 1820 8.5, bie k. fähfiihe von 1831 $.7; die preußiiche Berfaffung Art. 53 
erwähnt dagegen ausbrüdlih nur ver Erbfolge des füniglihen Dannsftamms, 

b) Ehelihe Geburt; ausgefhloffen von ber Thronfolge find alle unebe- 
lien Kinder; feine Form der Legitimation fann ihnen ein Succeffionsrecht 
verſchaffen. Das deutſche Fürftenreht ift bier der ganzen Strenge des ältern 
deutſchen Privatrehts (Sachſenſp. I Art. 36 und 37), fo wie bes Lehenrechts II 
F. 26 $. 10 treu geblieben. Alle neuern Hausgefege verlangen „eheliche Ge» 
burt“. 

ce) Abftammung aus einer ebenbürtigen bausgefeglihen Ehe 
ausgeſchloſſen find alle Kinder aus Mißheirathen und morganatifhen Eben. 
In manden Hausgefegen ift der Begriff einer Beige Ehe ausdrücklich feft- 
geſtellt. Wo dies nicht der Fall ift, entſcheiden die Orunbfäge bes gemeinen 
deutſchen Fürftenrechts. (Siehe den Art. Ebenbürtigfeit Bb. III S. 187— 202.) 
Diele neuere Hausgefege, welche dem regierenden Herrn zugleich bie Gewalt eines 
Samilienoberhauptes über das ganze Haus einräumen, verlangen zur Gültig- 
feit einer fürftlihen Ehe no die Zuftimmung bes regierenden Herrn. 
Wo dies Erforberniß aber nicht ausdrücklich feftgeftellt ift, verſteht es ſich 
keineswegs von felbft, wie dies mit ber Einwilligung der Eltern, befonvers 
bes Vaters, der Fall ift, welche für fürftlihe Ehen eben fo nothwendig ift, wie 
für die Ehen von Privatperfonen. So ftand im Jahr 1834 den Anſprüchen des 
Sohnes des Herzogs von Suffer und der Lady Auguſta Murray, dem Oberften 
Auguftus d'Eſte, auf bie Rechte eines hannoverfhen Prinzen, abgefehen von 
allen andern Bedenken, jedenfalls ſchon der Umftand entgegen, daß der Ehe feiner 
Eltern der väterliche Konfens gefehlt hatte. 6) 

d) Berfönlihe Fähigkeit, vie Regentenpflidten auszu- 
üben, d. h. tie Perfon des Nahfolgers darf niht an Mängeln leiden, welche 
biefelbe zur Regierung abfolut untauglidh maden, 
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Auch in Deutfhland hat e8 von jeher feftgeftanden, daß ſchwere Körperliche 
und geiftige Gebrehen eine Ausfhließung von der Thronfolge begründen 
tönnen. Man berief ſich für biefen, in der Natur der Sache begründeten ftaats- 
rehtlihen Sag auf Prinzipien des Privat: und Lehenrechts, befonders Sachſenſp. 
B.1 rt. 4 und II F. 36. Die berühmte Beftimmung der goldenen Bulle Kap. XXV 
$. 3: „Primogenitus filius succedat sibique soli jur et dominium competat, 
nisi forsitan mente captus, fatuus seu alterius famosi et notabilis defectus 
existat, propter quem non deberet seu posset hominibus prin- 
eipari*. bezieht fi zunächſt allerdings auf die KurfürftentbHümer, wurde 
aber wegen des allgemeinen darin ausgefprodenen ſtaatsrechtlichen Principe 
auf alle Reihslande analog angewendet; fie ftellt zunächft Alles auf die geiftige 
Unfähigkeit (Blöpfinn, Wahnfinn), kann aber wegen des allgemeinen Ausdrucks 
„famosi et notabilis defectus* auch auf fhwere Förperliche Gebrechen bezogen 
werden. Ein berartiges geiftiges oder körperliches Gebrehen muß aber als unheil- 
bar konftatirt und fhon beim Anfalle der Succeffion vorhanden fein, In die— 
jem Fall findet unzweifelhaft Ausſchließung von der Succeſſion nah ge- 
meinem deutſchen Fürſtenrechte, insbefondere nad der Analogie ber goldenen 
Bulle (in quo casu inhibita sibi successione secundogenitum volumus 
successurum) und nad der Praris der Reichsgerichte ftatt. Bon biefem richtigen 
Brincip des deutſchen Staatd- und Fürftenrechts find indeſſen viele neuere Ber- 
fafjungen abgegangen und betrachten nicht einmal die völlige Geiſteskrankheit als 
Ausſchließungsgrund von der Succeffion, fondern laffen felbft einen unbeil- 
bar geiftestranten Prinzen zur Thronfolge zu, indem fie aud für einen folden 
Fall nur eine Reihsverwefung anorbnen, fo 3. B. die bayerfhe B. U. 
Tit. II $. 9. 11, die würtemb. ®. U. $. 11, die ſächſiſche $. 9, vie preußifche 
Art. 56. Es ift dies, gegenüber dem gemeinrechtlihen Princip, als ein ſtaatsrecht⸗ 
liher Rückſchritt zu betrachten und führt leicht zur allzu langen Dauer von Re- 
gentfhaften, welche immer nur einen proviforifhen Charakter haben 
follten und ihrem ganzen Wefen nad für eine vorübergehende, nicht für eine 
dauernde Verhinderung des Monarden beftimmt find. 

3) Die Succeffionsorpnung im Mannsftamm. Wie be 
reits erwähnt, ift in allen monardifhen Staaten Deutſchlands die agnatiſch— 
linealifhe Primogeniturordnung eingeführt. ”). Die darakterifti- 
hen Kennzeichen dieſer Succeffionsorbnung find: 1. Untheilbarkeit, 2. Bor- 
zug des Grftgeborenen oder überhaupt bes Vorhergeborenen, 3. Borzug der Linie 
des Erftgeborenen. Bei diefer Tinealfuccefjion findet ein unbedingtes Re» 
präfentationsredt ftatt, indem felbft der entferntefte Defcendent die Stelle 
feines vorhergeftorbenen Afcendenten einnimmt und ein Uebergang auf eine jüngere 
Linie nur ftattfinden fann, wenn in der ältern Linie gar fein männlihes Mit- 

glied mehr vorhanden ift. 
k Nur in einem Falle wäre es benkbar, daß in Deutſchland noch ein Succef- 
ſionsfall nah andern Grundſätzen, als denen der Primogenitur beurtheilt werden 
müßte, wenn biefelbe nämlih zwar für alle Speciallinien, nicht aber für das 
Geſammthaus auf rechtsverbindlihe Weife eingeführt ift. Denn immerhin bleibt 
die Primogenitur, trog ihrer gegenwärtigen Allgenteinheit, eine [pecielle Suc 





7) Die GBefchichte der Einführung der Primogenitur in allen deutfchen Fürftenhäufern findet 
ſich dargeftellt bei 9. Schulze, Das R. der Erfigeburt S. 400 - 455. vn 
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ceſſionsordnung, welche eines beſondern Einführungsaltes bedarf. Eine Primo⸗ 
geniturordnung kann und will für ſolche Fälle keine Entſcheidungsnorm abgeben; 
bie bereit vor ihrer Herrſchaft entftanden find, und ift immer nur für bie Defcen- 
benten derjenigen Ahnherrn verbindlich, welche fie für ihre Nachklommenſchaft ein- 
geführt haben. In einem folden Falle, wo es an einer allſeitig verbindlichen Prir 
mogeniturorbnung fehlt, fanın daher die frage entftehen, nad) welchen Brincipien 
ſuccedirt werden fol? Es kommen bier in erfter Linie die hausgefeglichen ober 
objervanzmäßigen Beftimmungen des einzelnen Fürftenhaufes in Betracht, in derem 
Ermangelung die Principien des deutſchen Fürſtenrechtes, wobei auch die Analogie 
der gemeinen Tehenfolge nicht ausgefchlofjen ift. ® 

Ein folder Fall, wo zwar in allen Speciallinien vie Primogenitur eingeführt 
war, aber niht im Oefammthaufe, trat im Jahr 1825 ein, als vie Spezial- 
linie Sadfen-Ootha-Altenburg erlofh, wo die hausgejeglih und vertragsmäßig 
geltende reine Linealfolge zur Anwendung kam. 

Auh Heutzutage find folhe Fälle, wo es an einer allgemein verbindlichen 
Primogenitur fehlt, nit undenkbar; nur muß das deutſche Staatsredht au für 
berartige Fälle zu dem Maren Bemußtfein fommen, vaß eine Landestheilung 
unter mehrere gleichberedhtigte Nachfolger aus privatfürftenredhtlichen Gründen mit 
dem öffentlich⸗ rechtlichen Charakter der deutſchen Staaten im ſchroffſten Widerſpruche 
fteht. Deutſche Fürſtenthümer find Staaten, feine Patrimonialgüter; die Thron- 
folge ift eine Staatsfuccejjion, wodurch fein privatredhtliher Bermögens- 
vortheil, fondern die ihrem Begriffe nad untheilbare einheitlide Staats- 
gewalt übertragen wird. Mögen ba, wo mehrere Erblompetanten gleid- 
berechtigt konkurriren, diefelben fih unter einander gegenfeitig wegen ihrer An» 
ſprüche auseinanderfegen ; das zum Staat organifirte Volk kann verlangen, daß 
bie Staatseinheit nicht durch privatrechtlihe Theilungsanfpräche aufgehoben werde; 
denn die Thronfolge iſt eine Staatsfucceffion und darf fomit die Grund- 
bedingungen ver Staatseriftenz nicht zerftören. Daß felbft unfere befjern Publi- 
ciften bisweilen noch das Gegentheil behaupten, zeigt, wie tief fie noch in ven 
patrimonialen Anſchauungen bes ältern Privatfürftenrechts befangen find. 

4) Kognatifhe Thronfolge Wo ven Kognaten in Deutfhland 
ſchon feit Reichszeiten oder durch neuere Berfafjungsurtunden ein Succeffionsrecht 
eingeräumt ift, hat dasfelbe immer nur einen fubfidiären Charakter, d. h. es 
tritt exft ins Leben, wenn ber ganze fucceffionsfähige Mannsftamm erloſchen iſt. 

Bo für ven Mannsftamm eine fpecielle Succeffionsorbnung, befonders Pri- 
mogenitur, angeorbnet ift, gilt fie auch von Rechtswegen für den fubfiviär ein» 
tietenden Weibsftamm. Die zur Thronfolge berufenen Frauen und ihre Nadh- 
fommen werben betradhtet, ald wären fie Männer und ihre Defcenvenz eine 
agnatifche. (Bayerfche B. U. T. II. 8. 5: „als wären fie Prinzen bes urfprüng- 
lihen Mannsſtammes.“) 

Die Succeffionsordnung muß ſich aber aud hier nad) dem Berhältniß zum ° 
legten Kronbefiger (dem fog. ultimus defunetus) richten. Es geht daher vie 
dem fetten Kronbefiger zunächft ftehende weibliche Verwandte, alfo jedenfalls bie 
Erbtohter und deren Defcenbenz, dem bereits in den frühern Succeffionsfällen 
ausgefhloffenen Frauen und deren Defcendenz, den fog, Regredienterben 
vor, wie die Erbtohter Maria Therefia, beim Ausfterben des habsburgiſchen 
Mannsftammes, allen Nachkommen früher ausgefchloffener öſterreichiſcher Prin— 
zeſſinnen, alfo auh dem Kurfürften von Bayern von Rechtswegen vorging. 
(Siehe Art, Habsburger B. IV. ©. 620.) 
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Iſt keine Erbtochter oder deren Deſcendenz vorhanden, ſo gelten gemein— 
recht lich hinſichtlich der Kognaten in den Seitenlinien dieſelben Grundſätze, 
wie bei der Succeſſion der agnatiſchen Seitenverwandten; doch haben die neuern 
Verfaſſungsurkunden hinſichtlich der Frage, welche Frau als bie dem Kron- 
befiger näch ſte zu betrachten fei, bisweilen auch andere Beſtimmungen getroffen, 
indem fie für viefen einen Fall der Gradesnähe eine gewiffe Verädfichtigung 
angebeihen lafien, fo 3. B. vie würtembergiſche, ſächſiſche und heſſen⸗darmſtädtiſche 
Berfafjung. 

Fällt die Krone durch Erbfolge an eine Frau, fo kann diefe, wie Marie 
Therejia, die Regierung felbft antreten. Iſt die Thronfolge aber auf diefe Weife 
in den Weibsſtamm übergegangen, fo tritt in dem neuen Daufe, 3. B. dem lothrin- 
gifchen, der Borzug des Mannsftammes wieder ein. Die Thronfolgt verwan- 
delt ſich fogleih wieder in eine agnatiſche. Eine mit ter agnatijchen 
vermifchte weibliche Thronfolge, successio cognatorum promiscua, findet 
fih in Deutſchland nirgends. 

5) Außerordentlige Thronfolge kraft befonderer Wil— 
lenspispofition. Die Thronfolge ift eine gefeglihe Familienerbfolge kraft 
Geblütsrehts; nur die agnatijche, bisweilen die fognatifche Abftammung vom erften 
Erwerber, begründet ordentliher Weife ein Succeſſionsrecht; jede willkürliche 
Berfügung des Ihroninhabers ift ausgefchloffen. Nur außerorbentliher Weife, 
wenn gar fein Gucceffionsberehtigter in feinem Rechte dadurch verlegt würde, 
fann eine freie Willenspispofition Über die Thronfolge beftimmen. In biefer 
Weiſe wurde fhon feit früher Zeit das beutfhrechtlihe Inftitut des Erbver- 
trags benugt, um Jemandem, der an umb für fich kein Succeffionsrecht gehabt 
haben würbe, ein foldes zu verſchaffen. Durch den Erbvertrag erhielt der Ber- 
tragserbe ein feftes unentziehbares Nahfolgerecht, wie ein agnatifcher Geblüts- 
erbe. Befonders wichtig waren zur Zeit des Reiches die Erbverbrüderungen, 
paeta confraternitatis, welche eine wechſelſeitige Succeffion unter den pacis- 
cirenden Familien begründeten. So wurde bereits im Jahr 1373 eine Erbver- 
brüberung zwifhen den Häufern Sachſen und Heffen geihlofen und dann 
manchfach wieder erneuert. Es ift unzweifelhaft, daß Erbverträge, wenn nur bie, 
zur Zeit ihrer Entftehung nothwendigen Bedingungen, befonders Einholung der 
lehensherrlihen Bewilligung, erfüllt worden find, aud jest, nad) Auflöfung bes 
Reiches, noh rehtlihe Wirkung haben können. Ebenſo fann dieſe den Taifer« 
lihen Sammt- und Eventualbelehnungen nit abgejprochen werben. 

Eine teftamentarifhe Berfügung des Kroninhaberd über bie Thronfolge 
fann nur dann wirffam werben, wenn überhaupt fein Succeffionsberechtigter mehr 
vorhanden, alſo ver Zeftator der legte feines Stammes ift, oder wenn alle Be- 
rechtigten auf rechtsverbindliche Weife ihre Zuftimmung ertheilt haben. 

Allein bei der fonftitutionellen Staatdordpnung, mie fie in 
Deutfchland gegenwärtig Rechtens ift, wirb ein folder fürftenrehtlider 
Alt niemals mehr binreihen, um ein neues Thronfolgeredht redts- 
verbindlich zu begründen. Die Thronfolge in den deutfhen Staaten ift nicht mur 
Hausſache, fonden eine hodwidtige Staatsangelegenheit; fie 
fann daher nur, im Einverftändnig mit der Bolfsvertretung, gefeglich ge 
regelt werden. Mag daher eine folde Dispofition fid äußerlich aud heut 
zutage noch in bie privatfürftenrechtlihe Korm des Erbvertrags ober des 
Teftamentes Heiden, ihrem Weſen nah iſt fie ein verfaſſungs— 
mäßiges Gefeg und fann nur als ſolches auf Gültigkeit Anſpruch machen, 
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II. Die Thronfolge in den übrigen Staaten Europa’s. 

Die alten Monarhien des weftlihen Europa nüpfen in ihren geſchichtlichen 
Anfängen an die Reihe ver Völkerwanderung an. Auch bier hat fid tie Erb⸗ 
monarhie aus wefentlihd germanifhen Wurzeln entwidelt, fo ift die frans - 
zöfifhe Monardie aus dem Frankenreiche, vie greßbritannifde 
aus dem Reihe ver Angelſachſen, die fpanifhe aus dem Reiche der 
Beftgothen emporgewadfen. Eine tiefere hiſtoriſche Betrachtung zeigt uns, 
daß nod heutzutage die wichtigſte Verſchiedenheit in dem Thronfolgerecht mit den 
verjhiedenen Rechtsanſchauungen dieſer altgermanifchen Stämme, befonders ben 
verſchiedenen Principien ihrer Boltsrehte, zufammenhängt. Die wichtigſte 
en... der Thronfolgeorbnung befteht heutzutage nämlih darin, ob und 
wie weit dA8 Succeffionsreht ver Grauen anerfannt ift. Es ſcheint fib das 
Erbreht in die Krone bei allen germanifhen Stämmen nad Analogie des 
vollsredtsmäßigen Immobiliarerbrechts audgebilvet zu haben. 
Darum fuccebirten bei ven Weftgothen, feit Begrünbung der Erbmonardjie, 
und in Großbritannien von jeher immer vie Töchter nah ven Söhnen, 
mit Borzug vor den Agnaten.d) Beiden Franken dagegen vererbte 
die Krone nach der Lex Salica, nad welder der ganze Mannsftamm dem Weibs- 
ftamm unbedingt vorgezogen wird. Diefes Thronfolgeprincip heißt noch jest vie 
Thronfolge nad ſaliſchem Rechte und wurde allmälig in allen 
Ländern angenommen, welde früher zum großen fräntifhen Reiche gehört hatten; 
doch ift dieſes fog. ſaliſche Geſetz in milverer ober ſchrofferer Weiſe durchgeführt 
worden. In Fankreich leitete man daraus den völligen Ausſchluß 
des Weibsftammes von der Thronfolge ber, in Deutſchland verftand man 
darunter öfters nur einen unbedingten Borzug des Mannsftammes und räumte, 
befonbers feit neuerer Zeit, dem Weibsftamm nicht felten ein [ubfipiäres 
Erbrecht ein. 

So kann man gegenwärtig in den europäifchen Erbmonardien drei Syfteme 
unterſcheiden: a) das exkluſiv agnatifche, wo bie Frauen und ihre Nach- 
tommen durchaus kein Erbredht haben; b) das vorzugsmweis agnatiſche, 
wo zwar der ganze Mannsftamm die Frauen ausſchließt, aber, nach Erlöfhen des 
Mannsftammes, das eventuelle Succeffionsreht des Weibsftammes anerfannt ift; 
ec) das fognatifhe, wornad vie Frauen nur von den männlichen Mitglie- 
dern derſelben Parentel ausgefchloffen werben, aber den Männern aus ferner 
ftehenden Parentelen vorgehen. — 

Wir werben ſchließlich die Succeffionsgrunpfäge derjenigen europäifchen 
Staaten, deren Thronfolgereht etwas Eigenthümliches bietet oder gewifiermaßen 
ale typifch für eines diefer Syſteme gelten kann, noh zum Schluß furz 
erörtern, 

1) Frankreich. Bom Jahr 987 bis zur Revolution bat ununterbrochen 
dieſelbe Dynaſtie über Frankreich regiert. (Art. Eapetinger, Bour- 
bonen B. II. ©. 348—361.) Bei der Erhebung Hugo Capets 
987 wurde keineswegs die Erblichkeit ber Krone grundgefeglih feftge- 
ſtellt. Erſt durch Gewohnheitsrecht bildete fih allmälig das volle 
unbeftrittene Succeſſionsrecht aller agnatiſchen Nachlommen Hugo Capets aus. 


8) Im weſtgothiſchen Volkérechte werden Söhne und Töchter ganz gleichgeſtellt, im 
fähfifchen folgen die Töchter wenigftens gleich auf die Söhne mit Ausfchluß der Agnaten. 
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Die das Eucceffionsreht, jo wurde aud die Succeffionsorpnung ber 
fireng agnatiſchen Linealprimogenitur nie durch ein beſonderes Gefeg eingeführt, 
ftets aber ſtillſchweigend beobadtet. Die nahgeborenen Söhne wurben 
früher mit Apanagelanden, fpäter, befonvers feit Karls IX. Edikt von 
1566, mit Nevenüen abgefunden, die nur im Mannsftamm erblich fein follten. 
Auh die abfolute Ausfhließung der Frauen und ihrer 
Defcendenz galt von jeher als ein Gundamentalfag des 
franzöfifhen Staatsredhts: „la couronne de France ne tombe 
pas en quenouille ober les lis ne filent pas“, weldyer ven Tognatifchen Erb- 
anfprühen Eduards III. von England und fpäter ähnlichen Prätenfionen König 
Philipps II. von Spanien, zugleih als Schild nationaler Unabhängigfeit, fieg- 
reih entgegen gehalten wurde, 

Als die franzöfifche Krone in der Dynaflie Napoleons I. durch orga- 
nifhes Senatusfonfult vom 18. Mai 1804 für erblid erklärt mworben war, 
wurde im Wefentlihen das Thronfolgeredht der alten Monarchie beibehalten. Die 
faiferliche Würde follte in der direklen natürlichen und gejeglihen Defcendenz von 
Napoleon I., in der männlihen Linie, nad dem Recht der Erftgeburt vererbt 
werden, mit beftändigem Ausjhluß der Weiber und ihrer Defcendenz. Ein vom 
alttöniglihen Thronfolgereht abweichender Zug ift aber, taß tem Kaifer Napo- 
leon I. das Recht beigelegt wurde, die. Söhne und Enkel feiner Brüber zu adop— 
tiren, wenn er felbft im Augenblid der Adoption keine männlihe Nachlommen- 
haft haben follte. Die adoptirten Söhne follten alsvann in die Reihe feiner 
bireften Defcenventen treten, aber erſt nad den natürlichen und gefeglichen Def- 
cendenten folgen, wenn beren nad der Adoption geboren würden, Diefes Recht 
zu aboptiren follte aber nur Napoleon I., nicht feinen Nachfolgern zuftehen. In 
Ermangelung von männliher Nahlommenfhaft Napoleons I. follte der Thron 
auf feine Brüder Joſeph, Ludwig und Hieronymus und deren männliche natürliche 
gefeglihe Nachlommenſchaft vererben, gleihfalls mit beffänpigem Ans- 
ſchluſſe der Weiber. ($. Saalfeld, Staatsreht von Franfreih 1813 $. 20. 
©. 74). Die übrigen Berbältniffe des kaiferlihen Haufes regelte Napoleon I. 
durch fein Hausgefeg vom 31. März 1806. 

Unter ver reftaurirten Dynaftie der Bourbonen wurde wieder das altfran- 
zöſiſche Thronfolgereht als gültig — 

Durch Senatuskonſult vom 4. November und Plebiscit vom 22. November 
1852 wurde das Kaiſerthum in der Perſon Ludwig Napoleons wiederhergeſtellt. 
Die kaiſerliche Würde wurde für erblich erklärt in direlter legitimer Abſtammung 
nach dem Rechte der Erſtgeburt, doch ſoll dem Kaiſer Napoleon III. freiſtehen, 
wenn er keine männlichen Nachlommen haben ſollte, die Kinder und Nachkommen 
Napoleons J. in der männlichen Linie zu adoptiren. Die Thronfolge wurde 
dann durch kaiſerliches Dekret vom 18. Dec. 1862 in der Familie Bonaparte 
fo geordnet, daß wenn Napoleon III. feinen direlten legitimen oder Adoptiverben 
binterlafjen würbe, dann fein Oheim Jerome Napoleon Bonaparte und feine 
direkte natürliche legitime Descenvenz, aus der Ehe mit der Prinzeffin Katharina 
von Würtemberg, von Mann zu Mann, nad dem Recht der Erftgeburt, mit 
beftändiger Ausfhließung der Frauen, zur Nachfolge berufen fein follte. i 

2) Großbritannien. Die Thronfolge in England richtet fih nah dem 
gemeinen englifhen Lehenrecht, nur daß bie abjolute Untheilbarfeit des 
Reiches eine Abweichung hervorbringt. Die englifhen Lehen fallen zuerft an bie 
Söhne nad dem Recht der Erfigeburt, fo daß immer der ältere alle jüngern 
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Brüder und die Schweſtern ausſchließt, wenn aber nur Töchter vorhanden ober bie 
Söhne mit ihren Nahlommen verftorben find, jo erben die Töchter das Lehen zu 
gleihen Theilen. Wo eine Theilung nicht geftattet ift, wie bei der Krone, folgen 
aber auch die Töchter nah dem Recht der Erfigeburt auf einander. Dabei findet 
aber der Borzug des Mannesftammes nur unter Geſchwiſtern ſtatt und wenn bie 
Succeffion einmal an eine Linie gelangt ift, jo gehen auch die Töchter derſelben 
den entferntern Agnaten vor. Die Töchter bes lettern Befigers gehen alfo ven 
Brüdern und Gchweftern desfelben vor, die Schweftern aber allen entferntern 
Linlen. Nahlommen verftorbener Succeffionsberechtigter treten an die Stelle ihrer 
Alcendenten, vermöge eines ganz unbefhränften Repräfentationsredte. 
So mußte die Prinzeffin Biktoria, ald Tochter eines ältern verftorbenen Bruders, 
bes Herzogs von Kent, ihre noch lebenden Vatersbrüder, die Herzöge von Cum— 
berland und Cambridge, ausfhliegen. So lange in einer Linie noch ein Mitgliet 
vorhanden iſt, kann Feine andere Linie zur Succeffion gelangen. Erſt bei dem 
gänzlihen Erlöfhen einer Linie wirb auf den nächſten Stammpater zurüdge- 
gangen, alfo bei dem Erlöfhen der ganzen Nahlommenfchaft Georgs III. auf das 
Haus feines Baters, des Prinzen Friedrich Ludwig von Wales, ſodann auf die 
Defcenrenz George II. u. ſ. f. 

Dabei ift es aber ein feftftehender Grundfag des englifchen Staatsrechts, 
daß die Thronfolgeorbnung feinem Mitglied des königlichen Haufes ein unab- 
änderlihes Recht gibt. Das Parlament, d. h. der König und die beiden Häufer, 
fönnen die Thronfolgeordnung gefeglidh abändern, einen Succeffionsberedhtigten 
mit allen feinen Nachkommen ausjchließen, oder auch die Reihenfolge derfelben an- 
ders beftimmen, wie fie den König Wilhelm III. für feine Perſon der Königin 
Anna vorfegten, aber den Defcendenten ver lettern den Vorzug vor den Leibes— 
erben Wilhelms III. einräumten. 

Ungeachtet dieſes Rechts, fowohl das Thronfolgereht, als die Thronfolge- 
orbnung zu verändern, ift jevoh England feineswegs ein Wahlreih. Wenn 
feine ſolche gefeglihe Abänderung getroffen ift, geht die Thronfolge von felbft 
und von Rechtswegen auf den nächften gefeglihen Erben über, nad dem 
emeinen Rechte Englands und ohne daß es hierzu einer weitern Erklärung oder 

hatſache bedürfte. (Bladftone Comment. Bd. I. Kap. 2. E. Fifhel, Die Ber- 
foffung Englands B. II. Kap. 2. 8. E. Schmid, Die Thronfolgeorbnung im 
Großbritannien.) 

3) Spanien und Portugal, In allen jenen Meinen Königreihen ver 
pyrenäifhen Halbinfel, welche fih von der arabifhen Herrfhaft befreiten, im 
Afturien, Leon, Navarra, Wrragonien und Kaftilien galt von jeher, in Betreff 
der Thronfolge, der Grundfag, daß die Söhne zwar die Töchter, die Töchter aber 
die Vatersbrüder und alle entferntern Agnaten auszuſchließen hätten. Diefe Succef- 
fionsorbnung begünftigte die Vereinigung der feinen Königreiche durch Berheirathung 
von Erbtödtern und im Königreich Kaftilien gingen nah und nad alle übrigen 
Reihe auf. Auch hier wurde diefe kognatifche Succeffionsorbnung von jeher beob⸗ 
achtet. j 
Im Jahr 1260 wurden dieſe Gruntfäge über die Thronfolge in das be: 
rühmte Rechtsbuch Alphons X, de las Siete Partidas aufgenommen und fo zum 
gefhriebenen Rechte gemacht. Diefe Beftimmungen find feitdem als eine unver- 
brühlihe Norm für vie Erbfolge ver fpanifhen Krone betrachtet worden. Erft der 
Bourbone Philipp V, welcher felbft kraft diefes fognatifhen Erbrechts den fpa- 
nischen Thron beftiegen hatte, verfuchte buch fein verfafjungswidriges Auto— 
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accordabo vom Jahr 1713 die alte voltsthämlihe Thronfolgeordnung zu be- 
feitigen; aber fhon Karl IV. ftelte 1789 die nie legitim befeitigte alte Thron- 
folgeorbnung auch ausdrücklich wieder her und kraft dieſes nationalen Redtsgrund- 
ſatzes beftieg Königin Ifabella 11. als nächfte legitime Erbin ihres Vaters Ferdi— 
nand VII. den fpanifhen Thron, unter Ausſchluß ihres Batersbruders Don 
Karlos. (Siehe hierüber bef. Heinrih Zöpfl, Die ſpaniſche Succeffionsfrage 1839.) 
Auh in Portugal, welches glei urſprünglich einer Faftilianifben Infantin zur 
Mitgift gegeben war, galt von jeher unbeftritten die fognatifhe Thronfolge- 
ordnung, wie in Spanien; fie wurbe aud feldft von Dom Miguel und feinen 
Anhängern nie in Zweifel geftellt, fondern dieſe ſprachen bereits dem Vater Donna 
Marias II., Dom Pedro IV., als einem brafilianifhen und fomit ausländiſchen 
Färften, die Succejfionsfähigkeit ab. Kraft des alten fognatifhen Erbrechts 
hat Maria va Gloria ihren Obeim, Dom Miguel, ausgeſchloſſen und ihr ift ihre 
Defcendenz, das Haus Sadhfen-Coburg, auf den Thron gefolgt. Diefe Suc- 
ceffionsgrundfäge find in der Charte von 1826 Tit. V. Kap. IV von Neuem 
beftätigt worden. (Brgl. den Art. Braganza Bd. II, ©. 203, Hermann 
Schulze, Die portug. Thronfolge gefhichtlih und ftantsrechtlic erörtert 1854.) 

Diefe uralten Succeffionsgrundfäge der pyrenäiſchen Halbinfel hat das Haue 
Braganza fogar mit in bie neue Welt hinübergenommen und in vie Verfaffung 
des Kaiſerreichs Brafilien übertragen. 

4) Dänemark war allerdings ſchon feit Chriftian I. thatſächlich erb- 
lid im oldenburgifhen Haufe; aber Wahl und Ginmwilligung ter Stände galt als 
der eigentlihe Rechtstitel zur Thronfolge. Das volle Erblichkeitsprincip wurde erft 
unter Friedrich III. durd die Lex Regia vom 14. Nov. 1665 feftgeftellt und 
dabei eine umfaffende Thronfolgeorpnung gegeben. König Friedrich II. 
wurde fomit als erfter Erwerber der Krone angefehen, fo daß nur feine 
Nachkommenſchaft, mit Ausſchluß aller früher abgezweigten olvenburgifhen Linien, 
wie der fonderburgifchen und gottorfifhen, ein Succeffionsrecht erhielt. Zunächſt war 
ver ganze Mannsſtamm Friedrichs III. berufen, ſodann erft feine weibliche 
Defcendenz. Nah der Thronfolgeoronung des Königsgefees gehen die Agnaten 
ober bie änner vom Manne (mas a mare) ſtets der weiblichen Defcen- 
den; vom Manne vor, ebenfo der männlichen und weiblihen Deſcendenz von einer 
Frau, wenn auch die Agnaten einer fernern Linie angehören follten. Defhalb wird 
der Bruder, des Baterd Bruder und Großvaters Bruder eines regierenden Königs, 
fowie deren männliche Defcendenz, des Königs eigener Töchtern und deren ganzer 
Defcendenz vorgezogen. Alfo huldigt die Lex Regia dem unbedingten Vor— 
zug des Mannsftammes und wird deßhalb von Zöpfl mit Unrecht der engli— 
[hen und fpanifhen Thronfolgeordnung, successio promiscua, gleichgeftellt. Erſt 
wenn fein agnatifher Nachkomme Friedrichs III. mehr vorhanden ift, werben bie 
Sohnestöchter des legten Königs nebft ihrer Linie vor des Königs eigenen Töch— 
tern zum Throne berufen; erjt wenn keine Sohnestöhter vorhanden, fällt vie 
Krone des legten Königs eigenen Töchtern nad dem Recht ver Erftgeburt zur. 
Sollte ein König aud feine Töchter oder Nachlommen von ihnen hinterlaffen, fo 
iſt diejenige Prinzeffin, die ihn von Baters Seite am nächſten verwandt 
ift, erbberedhtigt, alfo erft des verftorbenen Könige Schmwefter, demnächſt des ver: 
forbenen Königs Batersfchwefter und ‚deren Nahlommen u. ſ. w. Nach diefer 
Thronfolgeorbnung würde auf König Friedrich VII. (f 1863) dem legten vom 
Mannsftamm König Friedrichs IIL., feiner Vatersſchweſter Charlotte 
Louife gefolgt fein. (Schlegel Staatör. des Königreich) Dänemark. IV. Kap. 
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8. 17 ©. 265—279. Das bänifche Königsgefeg von Th. Olshauſen 1838.) 
Aber durch das neue Thronfolgegefeg vom 31. Juli 1853 ift die, im Königs: 
gejeg für den Fall des Erlöfchens des Mannsftammes Friedrichs III. feftgejegte 
weiblihe Erbfolge befeitigt und ein an ſich fucceffionsunberechtigter Prinz, 
Herzog Chriftian von Glüdsburg und deffen Defcendenz aus feiner Ehe mit Fouife 
Wilhelmine geb. Prinzeffin von Heflen, von Mann zu Mann, nad den 
Grundfägen der agnatifhen Pinealprimogenitur, zur Thronfolge in 
Dänemark berufen. Diefes für Dänemark verfoffungsmäßig zu Stande gelommene 
Thronfolgegefeg follte auch den deutſchen Herzogthümern aufgezwungen werben; 
diefer Verſuch ift aber an dem kräftigen Widerſtand der Herzogthümer und Deutfch- 
lands gefcheitert. 

5) Rußland. Das ruffifche Reich war feit den Zeiten Imans Bafilowitid I. 
reihähergebrachter Maßen untheilbar. Das weiblihe Geſchlecht war nit aus- 
geihloffen. Bisweilen bisponirte der Monard über die Thronfolge, jedoch fo, daß 
er feine Familie nicht überging. Peter der Große erließ dagegen am 5. Fehr. 
1722 ein Reihsgrundgefeg, woburd bie bisherige Thronfolge nad) der Bluts- 
verwandtſchaft aufgehoben und foldye lediglich dem Willen des regierenden Mo— 
nardyen unterworfen wurde: „daß es jederzeit in des regierenden Kaiſers Willfür 
ftehen ſolle, nicht allein die Succeffion, wen er will, zuzumenden, fondern auch 
den bereits ernannten Thronfolger, wenn er einige Untauglihfeit an ihm bemerkt, 
wieder zu verändern.“ Diefe in hriftlich-europäifhen Staaten unerhörte Thron- 
folgeorbnung wurde erft aufgehoben durch die Succeffionsafte Kaiſer Pauls. 
vom 5/16 Auguft 1797, wodurd die erbliche Thronfolge in gerader abfteigender 
Linie nad) dem Recht der Erftgeburt, mit Borzug der gefammten männlichen vor ver 
weiblichen Linie, reihsgrundgejeglih angeordnet wurde. Dazu fam dann noch die 
Zufagalte Kaifer Aleranvder I. vom 20. März 1820, wodurch alle Kinder 
aus der Ehe eines Mitgliedes des Kaiferhaufes, die der Kaifer nicht für eben- 
bürtig erklärt hat, von der Thronfolge ausgefchloffen werben. (Art. Ebenbür- 
tigfeit Kap. III ©. 201.) 

6. Türkei. Böllig frembartig und vereinfamt fteht in Europa die orien- 
taliſche Staatsordnung bes osmanifhen Reiches. 

Zur rechtmäßigen Erlangung der Herrſchaft befähigt, nah dem Begriff des 
alten moslimifhen Staatsrechts, mit Borausfegung der Abſtammung aus der Fa- 
milie Korefh, nur die Wahl ver Gemeinde oder die Zufage des Herrfchers, 
keineswegs aber die Erbfolge. Bald aber trat der erfte Rechtstitel in den Hinter- 
grund oder verwandelte fich in einen formellen Huldigungsakt. So blieb allein 
die Ernennung durch den Herrfcher übrig, und ed wurde bemfelben das Recht 
beigelegt, feine Nachfolger bis auf drei zu beftimmen, ohne daß ver erfte oder 
zweite befugt gewelen wäre, die Anorbnung abzuändern, 

Mit dem Erlöfchen des Chalifats war die eigentlich Tegitime Thronfolge nad 
islamitif hen Staatsreht zu Ende, da feine ber folgendeg muſelmänniſchen Dy- 
naftieen, auch nicht das osmaniſche Haus, mehr dem allein berechtigten Stamme 
Korefh angehörte. Aber aud das Princip, weldes urfprünglid die Thronfolge 
der Osmanen regelte, war nit das Geblütsrecht, fondern das nah rem Staats 
recht des Islam dem Herrſcher zuftehende Recht feinen Nachfolger zu beftimmen. 
Die erften vierzehn Sultane tes osmanischen Haufes folgten fih, ver Sohn dem 
Vater. Als aber beim Tode bes vierzehnten die Söhne alle noch minderjährig 
waren, wandte der Divan und das Fetwa tes Mufti die Thronfolge dem Oheim 
der Prinzen, Muftafa 1. zu. Bon dieſer Zeit wurbe das Seniorat das regelmbe 
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Princip der osmanifhen Thronfolge. Dasfelbe liegt aber weder im Geift bes 
Islam, noch in dem bed Gründers der Dynaftie, welder feinen jüngern Sohn 
Uſchan zum Thronfolger ernannt Hatte, ſondern flammt aus mongoliſchen 
Begriffen und hängt mit ver großen Ehrfurdt zufammen, welde feit dem Sturze 
des Chalifats allen Einrichtungen Tſchingischans gezollt wurde. So ging aud 
bie Thronfolgeorbnung des Seniorats, welche mit der patriarhalifchen Ber- 
ehrung eines Hirten» und Nomadenvolkes vor dem Alter und dem Welteften 
des Gefchlehts, dem fogenannten Aa, in engfter Berbindung fteht, mit vielen 
andern Yormen mongolifher Einrihtungen in das Staatsreht der Osmanen über. 

Weder das moslimifche Ernennungsrecht, noch die mongolifche Thronfolgeordnung 
des Seniorats, wobei weder auf den Vorzug der Linie, noch auf die Nähe bes 
Grades, fondern leviglih auf das phyfifhe Alter gefehen wird, entfpricht einer 
geregelten europäifchen Staatsorbnung; vielmehr hängt die türfifhe Thronfolge 
mit der Rohheit des polyzamifhen Eherechtes und dem Mangel eines fittlic ges 
ordneten Familienlebens zufammen. Ein furchtbares Zeugniß für die Folgen biefer 
barbarifhen Thronfolgeordnung, welche jede Sicherheit des Erbgangs vernichtet, 
jedes fittlihe Band in der Herrfherfamilie aufhebt, ift jenes blutige Gefeg Mo» 
hammeds II., des Erobererd von Konftantinopel, welches bei der Thronbefteigung 
den Herrfcher berechtigt zum Morde aller Brüder und Verwandten, von benen 
feiner Herrfhaft Gefahr drohen könnte, ein Geſetz, welches zwar nicht mehr 
befolgt wird, aber noch bis auf dem heutigen Tag, dem Buchſtaben nah, im 
Kanun des osmanifhen Reiches ftehen zeblieben if. (Siehe von Hammer: 
Burgftall über die rehtmäßige Thronfolge nach den Begriffen des moslimifchen 
Staatsrechts, befonders in Bezug auf das osmanifhe Reid. 1841.) 

Abgefehen von dieſer völlig fremdartigen osmanifhen Thronfolge ift jegt 
in allen europäifhen Erbmonardieen die Erbfolgeordnung der ſtren— 
gen Linealprimogenitur eingeführt, wo weber auf bie Gradesnähe, wie beim 
Majorat ; no allein auf das phufifche Witer wie beim Seniorat, fondern zuerft 
auf den Borzug der Linie gejehen wird. 

Diefe Succeffionsorbnung ift für die Thronfolge am geeignetften; ihr we— 
fentliher Vorzug befteht darin, daß fie die fucceffionsfähige Nachkommenſchaft in 
eine fefte unabänderlihe Reihe ftellt, welde von feinem Zufall abhängig if. 
Während das Majorat und in noch viel höherem Grade das Seniorat das 
Ueberfpringen von einer Linie zur andern zuläft, verharrt die ſtrenge Linealpri- 
mogenitur bei derfelben Linie bis zu deren völigem Erlöſchen. Bei einer ſolchen 
feftgeregelten Thronfolgeorbnung ift der jebesmalige Thronfolger unzweifelhaft be— 
fiimmt und find Thronfolgeftreitigkeiten, die fhlimmfte Seite der unentwidelten 
Erbmonardie, für immer befeitigt. 

Die Brimogenitur kann fomit jest geradezu als das allgemein gültige 
ZThronfolgeprincip aller europäifchen Häufer betrachtet werben. Selbft Rußland 
bat in diefer Beziehung feit 1797 die orientalifchen Grundſätze Peters I. aufge 
geben und ſich der Rehtsanfhauung der übrigen europäifhen Dynaftien vollftän- 
dig angeſchloſſen. Der Hauptunterfhied in den Thronfolgegrundfägen liegt 
daher jest wefentlih nur darin, ob und wie weit ven Kognaten, d. b. den Wei» 
bein und ihren Defcendenten ein Thronfolgerecht eingeräumt wird. Wo eine Na- 
tion fraft volksthümlicher Rehtsanfhanung der fognatifhen Erbfolge nah englifdh- 
fpanifcher Weile zugethan ift, wird es immerhin bevenflih fein, an biefem 
althergebrachten Encceffionsprincip zu rütteln. Wo aber vie Völker in neuerer 
Zeit, ohne Rüdfiht auf ältere gefhichtliche Berhältniffe, die Erbmonardie nen 
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begründet ober georbnet haben, hat man mit Recht überall der agnatifhen 
Thronfolge ven Vorzug gegeben, entweder in franzöſiſcher Weife, mit abfolutem 
Ausſchluß des Weibsftammes, fo in Belgien, Schweden, Italien, ober fo 
daß erft nach Erlöfhen des ganzen Mannsftammes ber Weibsftamm fuccebirt, 
wie in Rußland, Holland, Defterreih und vielen beutfhen Staaten. 

Ueberall, wo man fi aus den Anfhauungen des mittelaltrigen Patrimonial- 
ftantes herausgearbeitet hat, muß aud die Thronfolge als eine wichtige Staat s— 
angelegenheit lebiglih von dem Geſichtspunkt des öffentlihen Rechtes be- 
trachtet werben. Keine einfeitige Dispofition bes jedesmaligen Regenten, kein blos 
hausgeſetzlicher Alt ver herrihenden Dynaftie ift im Stande, über Thron- 
folgereht und ver Thronfolgeorbnung rechtsgültig zu verfügen. 

Die Berufung des Nachfolger durch Defignation ober Adoption bes 
Monarchen gehört dem Ipeenkreife römifcher Eäfaren und moslimiſcher Sultane, 
nidyt der Staatsorbnung europäiſcher Monardien an, benn gerade in ber Stä- 
tigkeit und Sicherheit der feftgeorbneten Yamilienfolge befteht Weſen und Werth 
der Erbmonardie. Hermann Eäulge. 
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Bon der Werra, Elbe, dem Harze, und dem Walde finden wir in alter 
Zeit das weite Land der Hermunduren umfcloffen, eines flarfen deutſchen 
Bolfes, welches zwar — von den Grenzen der Römer entlegen — nit im Rampfe 
gegen fle auftritt, aber mächtigen Einfluß auf feine Umgebungen im innern Lande 
übt. Die Hermunburen waren es ja, burd welche unter ber Führung des Königs 
Bibilius das Neih des Gatualda, und barauf jenes feiner Anhänger an ber 
March ftürzte. Mit ven Römern ftanden fie zur Zeit des Tacitus in freund- 
ſchaftlichen Berhältniffen und in Handelsverbindungen. 

Während viefe ſodann am Rhein ununterbroden durch die Alamannen und 
Franken beunruhigt wurden, während an der Donau die Marlomannen nad 
ihren früheren Stürmen fid wieder ruhiger hielten, verfchwinden im Hintergrunde 
die Hermunduren, die noch am markomanniſchen Kriege Antheil nahmen, faft aus 
dem Andenken, Seit dem Anfange des fünften Jahrhunderts finden fi an ihrer 
Stelle Toringer, Thoringer, Thüringer!), Daß dieſe fein von ben 
Hermunduren verfchiedenes Volk find, kann mit Sicherheit behauptet werden, da 
fi) nicht nachweiſen läßt, wohin biefe fi verloren hätten, von wo anders ber 
ein fo beträdhtliches Bolt oberdentfher Mundart wie die Thüringer gelommen 
wäre, und die Beftimmungen ver Alten eben vie Thüringer in den Rüden ver 
Franken und Alamannen an die Seite der Sachen fegen, in diefelben Gegenden, 
welde früher die Hermunduren inne hatten. Der Name felbft ift aus jenem alten 
Namen, aus der eigentlihen Volksbenennung Dori oder Duri gebildet, wie 
Chattuarier und Juthungen aus den einfachen Formen Chatten und Juten. Aber 
gleich bei feinem erften Auftreten ift er nicht blos als neue Bezeihnung der Her- 
munduren zu nehmen: er erjcheint auch auf einige Zeit in weiterer Ausdehnung 
ſüdöſtlich bis zur Donau verbreitet. Wo früher Nariften und Marlomannen, 
werben nach ber Zertrümmerung des hunnifchen Reiches Thüringer genannt. Durch 
diefe wurden die Donaugegenden verwäftet, durch dieſe wurde Paſſau geplündert. 


1) Zeuß, Die Deutfchen und die Nachbarſtämme S. 353—360. 
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Aus ber Ferne konnten wohl biefe fo häufig einfallenden Thüringer nicht fommen, 
fie find in der Nähe zu fuchen. Schon die Hermundburen erfheinen nie gegen ben 
Rhein Hinwirkend, fondern oſtwärts im Lande der Marfomannen und gegen bie 
Sueven. Diefes ift aud Hier wieder der Fall, Die Flüſſe Bac uud der Regen 
find im Thüringerlande genannt von dem Gothen Athanarit. Auch Sidonius 
- Apollinaris bat aus dieſen Gegenden unter ven Völkern in Attila's Heer weder 
Nariften noch Markomannen, fondern allein Thüringer. Nachdem faft alle deut- 
[hen Stämme, welche nit in die Ferne zogen, fi in größere Verbindungen 
vereinigt hatten, und unter neuen Namen aufgetreten waren, am Rhein die Ala- 
mannen und Franken, an ben Küften des Norbmeeres die Sadfen, ftanden ifolirt 
nur noch die Hermunduren und Marfomannen in Süboft, Bald aber erfcheint, 
biefe Bölfer umfaffend, auch bier der neue Name Thüringer. Die fränfifdhe 
Eroberung des Oftlandes trennte bie Verbindung. 

Auch konnten die Thüringer und ihre Könige bald den fränfifhen Eroberern 
nicht mehr widerftehen, ſondern wurden unter deren Herrfchaft gezwungen, Eine 
Verbindung, welde fie behufs ihrer Befreiung mit den Sachſen im Jahre 553 
eingingen, ift nicht allein ohne Erfolg geblieben, fondern gab nur Beranlaffung 
zu neuer Zühtigung dur bie Franken. Aber aud von Often her beunruhigten 
neue Feinde, die vorbringenden Slaven: und die Nachkommen der mächtigen 
Hermunduren, welche von ver Werra bis zur Elbe wohnten, und ihr Anfehen 
noch weit über die benachbarten Völker geltend gemadt hatten, fahen ſich bald 
nur innerhalb ver Saale, Auf der Weftfeite trennte fie die Werra, wie einft von 
ven Chatten, von den grabfeldiſchen und heffifhen Franken: hier werben Salzungen 
und Gerftungen ala Orenzftädte genannt. Auch auf der Südſeite ift vie alte 
Örenze, der Wald, nicht überfchritten worden; er ſchied von den Franken, bie 
fi in feinem Rüden ausgebreitet hatten. Im Norden ift der Harz, nad den 
älteften Nachrichten aus Deutfchland Grenzmauer zwifhen den Cherusten und 
Sueven, es auch zwifhen den Thüringern und Sachſen geblieben, Nur auf feinem 
weſtlichen Abhange zur Weſer, fcheint es, find Thüringer aus nörblideren Ge: 
genden, wie Franken aus dem Diemelthale, vor den Sachſen zurüdgewihen. Die 
äußerften thüringiſchen Gaue zwifchen der Werra und dem Oberharz, das Eichs— 
feld, das Onefeld, reichten nur wenig über die Wafferfcheide der Unftrut und Leine 
hinüber. Deftlicher find noch thüringifche Gaue der Zurego und Helmego an ber 
Zorge und Über der Helme bis an den Harzrüden. Zwiſchen den Unterharz und 
vie Saale find von ven fränfifhen Königen Chlotar und Sigebert die Norb- 
jhmwaben in Gegenden verpflanzt worden, welde die Sachſen verlaffen hatten, 
aljo wohl an die Norpfeite ver Thüringer: und fomit hatte der Haffegowe (um 
Dierfeburg und Duerfurt) im Süden des Schwabengaues noch thüringiſche Be— 
völferung. 

Neben diefen eigentlihen Thüringern oder wenn man will Südthüringern 
find — je aus bejonderen Gründen — noch zwei andere Völker bier zu berüd» 
fihtigen. 

Die alten Warner ober Weriner, ein früher oft genanntes nicht unbe- 
deutendes deutfches Voll an der Elbe, wurden im Jahre 595 von dem fränfifchen 
Könige Charibert in folhem Blutbade gefhlagen, daß nur ein unbebeutender 
Theil von ihnen übrig geblieben ift, die Bevölkerung des Schwabengaues zwiſchen 
der Saale, Bode und dem Unterharz. Nach viefer Niederlage, fcheint es, haben 
die gebemüthigten Warner ihre nörblihen Striche ven benachbarten Thitringern 
eingeräumt, zur Zeit, als von biefen das Land zwifchen der Elbe und Saale ven 
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Slaven überlaffen wurde. So im Süden und — wie nicht zu bezweifeln — im 
Norden von Thüringern umgeben, werben die Warner felbft Thüringer genannt 
in ber Ueberſchrift ihres Volksrechtes: lex Angliorum ?) et Werinorum hoc est 
Thuringorum, ober wie wir in bes angelfähfifchen Königs Canut Verord⸗ 
nungen de foresta ganz einfach „secundum legem Werinorum id et Thu- 
ringorum“ Iefen. Es iſt dieſem Volksrechte in feiner jetigen Yaflung — auf 
feinen viel frühern Urfprung darf man ſchon aus ber Abwefenheit aller Spuren 
des Chriftenthbums fiher fchließen — vieles mit dem friefifhen gemein, welches 
unter Karl dem Großen neu aufgezeichnet oder abgefaßt wurde. Ja von den 
beiden sapientes, die zum friefifhen Recht, wahrfcheinlih im Jahre 802, Zuſätze 
machten, Wlemarus und Sarmundus, hat erfterer auch ſolche zum thüringifchen 
Vollsrechte geliefert. 

Geit dem zehnten Jahrhunderte ſodann wird an der Norbfeite des Schwaben» 
gaues der Landftrih um Magbeburg, in der Ausbehnung von der Bode umb 
unterften Saale bis zur Ohre und von der Elbe bis über die Quellen ver Aller, 
in Urfunden unter dem Namen Norbtbüringgau, Norbthüringland, Nord» 
thüringen erwähnt, offenbar im Gegenfage zu dem ſüdlichen Hanptlande, das 
darum nicht felten Sübthüringen bezeichnet wird. Daß der Norbthäringgau biefen 
Namen trug, weil feine Einwohner Thüringer waren, unterliegt wohl feinem 
Zweifel. Uber fchwieriger anzugeben — weil nirgends angedeutet — ift ed, wie 
biefe Thüringer in die ifolirte Lage gerathen, in welcher fie dur das Schwaben- 
volf von ihrem Mutterlande getrennt find. Die Annahme, daß fie zur Zeit ihrer 
Macht fih bis dahin verbreitet hätten, wird durch die Nachrichten über die Ber- 
pflanzung der Schwaben widerlegt, nach welchen biefe in Gegenden übergefiedelt 
worden find, bie früher den Sachſen und nicht den Thüringern gehörten. Eine 
zweite, daß die Norbthüringer zur Zeit ver Schwahenanfleblung als Kolonie aus 
Südthüringen verfegt worden feien, ift nicht Hinlänglih unterftägt, und baburd 
unwahrfcheinlid, weil vie Schwaben früher ſich weiter norbwärts ausgedehnt umb 
einen ‚größeren Raum eingenommen haben müffen, ale fpäter der Schwabengau 
umfaßte. Erft nah der Niederlage der Warner im Jahre 595, wovon die Rebe 
geweien, dürften die Nordthüringer in ihre Sige gekommen fein. Eben damals 
lagerten auf einige Zeit Avaren an ver Elbe, und bald darauf drangen Slaven 
von Often vorwärts und unternahmen es felbft‘, auf dem Weftufer der Elbe fid 
feftzufegen. Das ganze früher unbezweifelt thüringifhe Land zwifchen ber Elbe 
und Saale ift nad einiger Zeit aufgegeben. Daß die Bevölkerung dieſes Striches 
fih den fremden Ankömmlingen unterworfen babe, ober daß alle über die Saale 
nah Weften gedrängt worben ſeien, ift nicht glaublich, fonbern ſehr wahrfchein- 
lih, daß wenigftens ihr nördlicher Theil über die untere Saale gefest fei und 


2) Nur bier find noch Angeln — bemerft Jeuſt a. a. D. S. 363 in der Note — heben 
den Werinern in den Elbgegenten genannt. Darf man Diefen Reft des berühmten Volkes, der in 
der alten Heimat zurüdblieb, im Gaue Arifonefeld an der Südſeite des Schwabengaues fuhen ? 
Arlefen beißen, wie e& fcheint, nach der Auabreitung der Sachſenvereinigung bei den Sachſen 
diejenigen Völker in ihrer Nachbarſchaft, welche ihre Mundart von der ſächſiſchen Vermiſhung 
rein erbalten haben, ſonach leicht auch die Refte der niederdeutfchen Angeln. Hiernach bätten 
zuerft Sachſen, dann die Weriner die alten Sitze der Angeln eingenommen, die zurückgebliebenen 
Angeln aber nur in dem fühlichen Theilen fi noch um Hochſeeburg gebalten, dem Hauptorte 
des Frieſenfeldes; und die Angeln der Geſetze, die Hobfingi der fuldifchen Annafen zum Jabre 
852, die Friefen des Frieſenfeldes wären dieſelben. Alis gentes, deren bie Nachrichten von der 
Schwabenanfiedlung noch gedenten, find wobl die ummwohnenden Völker, und darunter eben bie 
Angeln, die von diefen Gegenden noch Antbeile erhielten, 
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bas gegenüber liegende norböftlihe Land der geſchwächten Warner in Befig ge- 
nommen babe. In der Folge find die Norbthüringer, wie die Norbfhwaben, an 
bie Sachſen gefommen, wahrſcheinlich zur Zeit der graufamen Regierung Theot- 
balds und Hedens. 

Kehren wir nun wieder zu ben eigentlihen oder wenn man will Südthü— 
ringern zurüd, wo feine Spur von ſächſiſcher Herrſchaft zu finden. Hier geftaltete 
fih ein eigenthümliher Wechfel von Freud umd Leid in den Verhältniſſen bes 
engeren Landes, melde aud nicht ohme manchmal bedeutenden Einfluß auf das 
aefammte deutſche Vaterland blieben. Zunähft wichtig war bier für beides das 
Auftreten und Wirken des Angelfahfen Winfried oder naher Bonifacius, 
mit einem gewiffen Borzuae noch immer Thüringens Apoftel genannt und dort» 
ſelbſt in unvertilgbarem Andenken theilweiſe fagenhafter Art lebendig. Doch war 
mit ber Annahme des Chriſtenthums noch nicht allgemein Friede und Ruhe 
über Thüringen gekommen. Wilde Stürme durdfausten noch das Fand, das nad 
der Trennung ber fränfifhen Monarbie von Lubwig dem Deutfhen an bis 
Dtto I. unter Herzogen, dann unter Markgrafen, bald ſodann unter Land— 

rafen fland, welche die Geſchichte auf einen fränfifhen Nitter Ludwig mit dem 

arte zurüdführt, ver in der Nähe des Waldes und auf demfelben begütert war. 
Sein Cohn, Ludwig der Springer, ift der Erbauer der allüberall berühmten 
Landgrafenrefivenz; Wartburg, wie der Gründer von Reinharbsbrunn. Bon feinen 
Sprofien feien nur Ludwig der Eiferne und der Milde, Hermann der Sängerfreund, 
Ludwig der Fromme, der Gemahl ver heiligen Elifabeth, wie der deutſche König 
Heinrih Raspe genannt. Auch fpäter noch follte Thüringen Träger der deutſchen 
Königäfrone fenden. Landgraf Friebricd ver Ernfthafte, einer der mächtigften und 
reichften deutſchen Fürften, dem nicht allein Thüringen, fondern auch nädft Meifen 
das ganze Pleifner- und Ofterland gehörte, gegen welden in dem in ber thürin- 
gifhen Geſchichte befannten Grafenfriege die Grafen von Ehmarzburg, Orlamünde, 
Weimar, Henneberg, Kirchberg und andere fih erhoben, um feine Macht zu 
brechen, aber umterlagen und Frieden fchließen mußten, ftand in folhem Anſehen 
in Deutfhland, daß man ihm nad dem Tode Ludwig's des Baier die deutſche 
Krone anbot und ihn zum Gegenkönige Karls IV. mahen wollte. Er ſchlug fie 
aber aus, und ein anderer thüringiſcher Graf nahm fie an, Günther von Schwarz- 
burg. Leider blieb für die Ränge, wie fo mandes andere deutſche Land, au das 
lieder- und fagenreihe Thüringen 3) von dem Unheile finnlofer Theilungen mie 
innerer Befehbungen feiner Großen nicht verſchont. Mit Friedrich dem Fried- 
fertigen oder Einfältigen erlofh auch das thüringifhe Landgrafenthum, und bei 
der Landestheilung endlich, melde vie Söhne des ſächſiſchen Kurfürften Friedrichs 
des Sanftmüthigen vornahmen, Ernft und Albreht, die Stifter der beiden nad) 
ihren Namen benannten fähfifhen Regentenlinien, wurbe die natürliche Lage und 
die Grenzen ber verfchiedenen Diftrifte fo wenig berüdfidtigt, daß fie nebenbei 
den Grund zu dem bunteften Theile der Landkarte von Deutichland legte. Die 
Thüringer hatten aufgehört, ein Gefammtvolf zu fein. Der fähfifhe Rantenfranz 
verbrängte den thüringifchen Landgrafenlöwen. Man gewöhnte fid daran, den 
größten Theil von Fand und Volt Sachſen zu nennen. Die begütertften Grafen 
in Thüringen wurden allmälig felbftänvige Fürſten. Es gab ebenfo Fein 


3) Dal. 3.8.8. Behftein’s Wanderungen durch Thüringen, oder insbeſondere die beiden 
Bändchen von deffen Thüringer Sagenbuch. 
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Thüringen mehr als Reich, wie es fein Franken und Schwaben mehr 
als ſolches gab. 

Eng verbunden mit der Geſchichte Sachſens tritt denn aud fortan die von 
Thüringen auf, und fie gerabe ift es, welche jener einen großen Xheil ihrer Be- 
beutung verleiht. Thüringens Boden entfproßte ja aus einer Bergmannshütte 
nahe dem allbefannten Thüringerwalde und nicht weiter als eine Meine Tagreife 
von ba entfernt, wo fo und fo viele Jahrhunderte früher Bonifacius ven erften 
Chriftenaltar im Lande errichtet, Martin Luther. Thüringens Gebiet berührte 
aud der Bauernfrieg wie nicht minder der ſchmalkaldiſche und der breißig- 
jährige Krieg. Aus einer Meinen thüringifhen Stadt enblid bildete ſich eine 
glänzende deutſche Litteraturepode, indem von dem Hofe eines weifen und 
funftfinnigen Fürſten die erleuchtetften deutſchen Geifter über da® gefammte Vater- 
land ihre lang fortvauernde Belebung ergojien. 

So konnte nun allerdings in ber Mitte Deutfchlands der thüringifhe Stamm 
fi nicht zu höherer bleibender Macht entfalten. Eine Menge Länder und Länd- 
hen enthalten jest Theile des ehemaligen Thüringen. Preußen beherrſcht 
in feiner Provinz Sachſen, Regierungsbezirt Merfeburg, im Merfeburger-, Nauen- 
burger, Edartöberger-, Duerfurter- und Sangerhäufer-Kreife, wie im ganzen Re— 
gierungsbezirt Erfurt thüringifhen Boden. Sachfen-Weimar-Eifenah Tiegt faft 
ganz in Thüringen nad) deffen früheren Grenzen. Ebenfo vie größten und beften 

andestheile von Sachſen-Koburg-Gotha wie von Sadjen-Meiningen-Hildburg- 
haufen. Bon Sadfen-Altenburg wird nur der Theil, welder durd vie reußiſche 
Herrſchaft Gera vom Mutterlanve getrennt ift, zu Thüringen gerehnet. Schwarz- 
burg-Rudolftadt und ES chwarzburg-Sondershaufen find ganz thüringifche Länder. 
Kurheſſen befigt in Thüringen die ehemals hennebergifche Herrſchaft Schmalfalven. 
Die reußifhen Herrſchaften werden von vielen noch ganz zu Thüringen gerechnet. 
Der baieriſche Antheil endlih umfaßt das feinerzeitige Landgericht Lauenſtein nebft 
einem Theile der Landgerichte Teufhnig und Kronad. Trog allem dem dauern 
bob bis auf heute nach den zahllofen Umgeftaltungen des deutſchen Reiches bie 
Thüringer wie die Heflen, welche auch feinerzeit dem geftreiften Löwen — nur 
mit geringer Abweihung in den Streifen — führten, in gewiffer Weife 
felbftänpig und gefendert fort. 

Leider fehlen und genauere Angaben noch über ihre Sprade. Faſt aller 
Auskunft entbehren wir über bermundurifche oder altthäringifhe Sprade %), 
Ihr muß, gleich der hattifhen, im Ganzen auch hochdeutſche, ſueviſche Natur 
beigemefjen werden, und die wenigen Ausprüde des alten Volksrechtes enthalten 
nichts, was dem mwiberftritte. Das WI in Wlemarus und wlitiwam ift zwar nicht 
mehr althochdeutſch, mag es aber früher gewejen fein, wie es gothifhem DI ent- 
ſpricht. Zugleih erfheint es im Alt» wie im Angelfächfifhen, und jene Wörter 
ergeben nichts für ben charafteriftiichen Unterfchieb der zweiten Lautverfhiebung. 
Etwas weidhere Formen, als die althochdeutfhen find, darf man ſchon ber her— 
munburifchen und dhattifhen Mundart zutrauen, wie die bloße Nahbarfhaft ver 
angrenzenden ſächſiſchen und friefiihen Stämme rathfam madt. Das feinen 
auch die Merfeburger Denkmäler, wenn fih von dem Fundort auf den Dialekt 
ber Niederſchrift ſchließen läßt, bei ihrem geringen Umfang freilih fehr unge— 
nügend, zu beftätigen. In ven thüringiſchen Mannsnamen Hermenefrid oder Der- 


%) Jakob Grimm Geſchichte der deutfhen Sprache, zweite Auflage, 11. ©. 414422. 
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migisel ift gothiſcher Anklang, wie ihn fhon die Verwandtſchaften gothifcher und 
thüringiſcher Könige mit fi bringen. 

Was heutzutage die Mundarten von Thüringen betrifft, läßt fich foviel 
mit Beftimmtheit 3) fagen, daß zunähft das thüringiſche Flachland mit der gol« 
denen Au bis Weimar und andrerfeits bis Mühlhaufen und Norbhaufen nebft 
der Sondershäuſer Unterherrfchaft ein großes im fich abgefchloffenes Gebiet ver- 
wandter Mundarten bildet. Bon Weimar aber im Ilm- und Geragebiete wald- 
aufwärts wird wieder anders geiproden bis zum Gebirgskamm. Sübmwärts medh- 
felt der thüringiſche Dialeft mit dem fränkifhen, von dem er Laut und Wendungen 
annimmt, iſt aber anders im Meininger Oberlande, wo er zum Dialelt bes 
Tranfenwaldes binneigt, und anders im hennebergifchen Territorium. Auffallend 
ift es, daß oft Landesgrenzen zugleich Sprachgrenzen bilden, nicht auffallend freilich 
dann, wenn die Landesgrenzen theils natürliche, wie der Rennftieg oder die Werra, 
theils uralt find. Im Thale der thüringiſchen Saale mifht fi das thüringiſche 
Idiom ſchon mit dem forbifhen des nachbarlichen Bogtlandes. Rodinger. 


Die Thüringifchben Staaten. 


Der Boden, auf dem die thüringiſchen Länder, d. i. bie vier Erneftinifdhen 
Staaten: das Großberzogtbum Sahfen-Weimar, die Herzogthümer Sachſen- 
Meiningen, Sachſen-Kobura-Gotha und Sahfen-Altenburg, außer— 
dem die beiden Shwarzburgifhen Fürſtenthümer Rubolftabt und Gon- 
dershauſen und die Reufifhen Fürſtenthümer ältere und jüngere Linie 
liegen, gehört dem mittlern Deutſchland an und erftredt ſich zwifchen Sachſen und 
Heflen und zwiihen Bayern und Preußen zum größten Theil (11/,,) vom Firſt 
des Thüringer Waldes und des Frankenwaldes nordwärts, zum Heinern Theil 
(1/2) fübwärts, dort über das Thüringer Hügelland bis zum Kyffhäufer und über 
das vogtländiſche Plateau bis zur ſächſiſchen Niederung, bier über die Werra- 
thäler in bie fränfifhe Matnplatte. Seine Waffer, in deren Rihtung und Ablauf 
feine nationale, politifhbe und merfantile Hinmeigung zu Tag tritt, fließen zumeift 
bem beutfchen Norden und Norbweften zu, und zwar zur Elbe bie thüringifche 
Saale mit der Bleiffe, Elfter, Loquitz, Schwarze, Ilm und ber Unftrut nebft 
Bipper und Helme, zur Weſer die Werra mit der Hörfel und Fulda; dem 
beutfhen Süben gehören blos bie Duellgebiete der zum Main fließenden Steinach, 
I, Rodah und fräntifhen Saale. Im Thüringer Wald und im Frankenwald 
hat dies Ländergebiet eine 1500—3000 Fuß hohe Bovenerhebung, die überall 
gangbar, von größern (8 Chauffeen und 1 Eifenbahn) und von Heinern Straßen 
durchſchnitten, für Touriſten voll von lanbfchaftlihem Reiz, für die Induſtrie 
vielfach ergiebig, für Aderbau und Viehzucht aber wenig günftig ift; bie Hügel: 
nieberungen dagegen, fowohl die weite thäringifche als die ſchmale fränkiſche, bie 
je entfernter vom Gebirg. befto milder und fonniger find, enthalten wiel frucht⸗ 
bare Thäler und Lanprüden, daher bier einträgliche Getreiveauen, Obftgelänve 
und Viehſtriche. Nörblib vom Thüringer Wald berrfcht der Thüringer, füblich ber 
Franke, im Dften der Thüringer Platte ein deutſch-ſlaviſches Mifhvolf vor. Diefe 
ſprachliche Dreitheilung gliebert fi zwar in viele Volksdialekte, ebenfo wie ver 
Boden vielfach landſchaftlich gefondert und ausgeprägt ift, trotzdem haben ſich bie 


5) Nah einer Mittheilung Bechftein’s in Bernhardi’s Spradfarte von Deutſchland 
&, 190 und 131. 
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Strihe: „Ihüringifh, Fränkiſch und Miſchzone“ über 1000 Jahre in 
biefer Stammfonberung erhalten und fennzeichnen fi) noch heute ganz entſchieden 
wie in der Sprade, fo in Tradten und Geräthichaften, in dem Bau bes Haufes 
und in der Anlage des Dorfes. Während Sacfen-Welmar, Sadfen-Meiningen 
und Schwarzburg-Rubolftadt Antheil an allen drei Volksſtrichen, Sadhfen-Koburg- 
Gotha und Sahfen-Altenburg Antheil an 2 Strichen (jenes fräntifh und thü- 
ringiſch, dieſes thüringifh und gemifcht) Haben, fo gehört das Reuffenland dem 
Miſchvolke, Schwarzburg-Sondershanfen dem Thüringer an. 

Gemeinſchaftliche Geſchichte. Hinfihtlih der älteften Geſchichte des 
Landes verweifen wir auf den vorhergehenden Artikel. Mit dem Beginn ber 
beutfhen Könige aus dem fränfiihen Haufe (Konrad II. 1024) erheben fi bie 
angefehenen gaugräflihen Familien, theils heimifhe, theild fremde (die Grafen 
von Wettin, Weimar, Orlamünde, Käfernburg oder Schwarzburg, Hohnſtein, 
Tonna over leihen, Kirchberg, Reuß, Henneberg, das Haus Eckardt unb das 
Geſchlecht des Ludwig mit dem Barte) zu Territorialherrn. Diefer Uebergang ver 
Reichsbeamten zu felbftänvigen Ariftofratien ift um das Jahr 1030 faft überall 
in Thüringen wahrnehmbar. Indeß nur drei biefer Familien, die Wettiner, 
die Shwarzburger und bie Reuffen, haben fi als felbftändige Landesherrn 
bis zur Gegenwart erhalten und darunter find die Wettiner (die ſächſiſchen Fürſten) 
am bedeutendſten, meil fie, durch eigene Tüchtigfeit und vom Glück begünftigt, 
die Gebiete der meiften ausgeftorbenen Territorialheren beerbten oder durch Ber- 
träge erwarben und felbft die Oberhoheit über Schwarzburg und Reuß bis in bie 
neuefte Zeit behaupteten. Vom erbeigenen Stamingut Wettin ausgegangen, ge 
winnen fie die Oftmarf, um 1030 die Graffhaft Camburg, dann Meißen, bie 
Nieverlaufig und das Pleifnerland, 1247 die Landſchaft Fhringen und in ben 
Jahren 1353, 1554 und 1583 ihre hennebergifhen Befigungen am Thüringer 
Bald und an ber Rhön. 

Die Landfhaft Thüringen hatte, als im Anfang des 11. Jahrhunderts 
bie gaugräflihe Verwaltung in mehr ſelbſtändige Landgewalten überging, zu Herren 
12 Grafen und außerdem 20 altevle dynaſtiſche Geſchlechter. Das jüngfte dieſer 
thüringifchen Gefchlehter war das Haus des Grafen Ludwig mit dem Barte, ber 
um 1025 aus Lothringen nad Thüringen fam, bald aber fein bier am Thüringer 
Wald angefauftes Exrbeigen durch Heirath und durch kaiſerliche Gunſt jo anfehn:- 
li vermehrte, daß feine Nahlommen nicht allein die mädtigften Grafen Thü- 
ringens, fonbern, von feinem Enfel Ludwig I. an, Landgrafen dieſes Landes 
wurden, um bie vielgeftaltigen, oft gegen Kaifer und Reid trogigen Territorial- 
gewalten in Schranfen zu halten. Auf Ludwig I., ver neben Thüringen zugleich 
auch Heſſen erbeigen beſaß, folgte Ludwig der Fromme (+ 1190), dann Her— 
mann I., der Freund des Minnegefangs (F 1216), Hermann II. und endlich 
beffen Obeim Heinrich Raspe, der 1246 durch Geld und Gunft des Papſtes und 
ber Geiftlichfeit deutfher König („Pfaffenkönig“) wurbe, aber fhon 1247 ohne 
Erben ſtarb. Mit dem Erlöfchen dieſes landgräflichen Haufes hörte das ſchöne 
Thüringer Land zum zweiten Mal als felbftändiges Ganze auf, indem es an 
den Wettiner Heinrich den Erlauchten, Marfgrafen von Meißen, ven ritterlichen 
Neffen Heinrihs Raspe, fiel. Zwar mußte er um bies Land einen 16jährigen 
Erbfolgeftreit mit der Herzogin von Brabant beftehen, indeh er gieng aus bem- 
felben fiegreich hervor; nur die Aufgabe, die ungefügigen Geſchlechter und Stätte 
Thüringens zu beugen, blieb vorerft noch ungelött. Er übergab feinem Sohn 
Albrecht die Landgraffhaft Thüringen, dieſer jedoch brachte großen Hauszwift in 
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bie Wettiner Familie, jelbft 1281 offnen Kampf, enblih 1293 durch den Berfauf 
Thüringens an den deutſchen Kaifer Adolf (von Naffau) ſchwere Kriege und großes 
Unglüd über feine Söhne, die erft in der Schlacht bei Yuda 1307 ihre Erb- 
lande, unter diefen aud Thüringen und das Ofterland, retteten und fiherten. In 
dem Kampfe, den Albrechts ältefter Sohn, Landgraf Friedrich mit der gebiffenen 
Wange, der Hauptfieger von Yuda, mit der Stadt Erfurt 1309—1316 führte, 
noch mehr aber durd den harten Kampf feines Sohnes, des Landgrafen Friedrich 
des Ernften, mit den mächtigen Grafen von Weimar und Orlamünde (1342 
bis 1349) wurde die Oberherrfchaft der Wettiner in Thüringen und im Ofter- 
land für immer feftgeitellt und der Erwerb ver Grafjhaften Weimar und Orla— 
münde durchgeſetzt. In gleihem Streben, das Yand zu vermehren, handelten die 
nachfolgenden Landgrafen. Es gelang ihnen, in mehreren Fehden bedeutende Theile 
der reußiſchen Lande (1354 und 1357 Ziegenrüd, Triptis, Auma; 1466 Plauen, 
Adorf und Delsniz), dann 1374 die Portion Heldburg und 1400 Königsberg in 
Franken, 1389 Saalfeld, Kahla und Roda, 1429 das Burggrafthfum Altenburg 
zu gewinnen. Dazu fam 1423 die Belehnung mit Kurſachſen. Indeß das alfo 
durh Land und Leute vermehrte und durch die Kurwürde erhöhte Gebiet ber 
Wettiner wurde 1485 durd die Gebrüter Ernft und Albert getheilt, von denen 
jener außer der Kur die Länder Thüringens, diefer Meißen erhielt. Seitdem ift 
diefe Spaltung des Wettiner Haufes in das Sadfen-Erneftinifhe und Sadjen- 
Albertiniſche Fürftenhaus dauernd geblieben. 

1. Sacdfen:-Erneftinifche Fürftentbümer. 

Der urfprünglihe Länderfompler, den Kurfürft Ernft, der Gründer des 
Erneftiniihen Fürftenhaufes, als Erbgut und Erbtheil überfommen hatte, erhielt 
nah zwei Menfdenaltern durch ein trauriges Ereigniß des Jahres 1547 eine 

roße Umgeftaltung. In Folge des Schmalfalvder Religionskrieges wurden bie 
Fänder ſowohl des Kurfürſten Johann Friebrid des Großmüthigen, nachdem er 
in der Schlacht bei Mühlberg 1547 gefhlagen, gefangen genommen und zum Tode 
verurtheilt war, ala aud die feines Bruders des Herzogs Johann Ernft, der wegen 
feiner Betheiligung am Kriege geächtet war, für fonfiscirt erflärt und dem Herzog 
Morig von Sachſen mebft der Kurwürde überwiefen. Es fam nun zwar weber 
das Todesurtheil noch die Reichsacht zum Bolzug, indeß beide Brüder mußten 
fih der Wittenberger Kapitulation vom 9. Mai 1547 unterwerfen, nad deren 
Artikel 13 den drei Söhnen des in der Gefangenfhaft gehaltenen Kurfürften ein 
Jahreseintommen von 50,000 fl. ch. aus beftimmten Befigungen in Thüringen, 
die man zu einem felbftändigen Fürſtenthum erhob, zugefihert und dem Perzog 
Johann Ernft feine Pflege Coburg, das Schloß und Amt Königsberg ausgenom- 
men, das an den Markgrafen Albrecht von Brandenburg fiel, belafjen wurde, 
Diefes Befigthum, welches einjchließlid der Pflege Koburg Grundlage und Haupt: 
beftand ver heutigen ſächſiſchen Herzogthümer bildet, umfaßte: 

„Amt Gerftungen, Amthaus Breitenbad, den fon früher befefjenen Antheil 
an Berfa, Stadt Eiſenach, Schloß und Amt Wartburg, den ſechsten Theil an 
Treffurt und an Salzungen, Amt und Schloß Kreuzburg, Weimar, Tenneberg, 
—— Roda, Wachſenburg und Buttſtädt, die Städte Waltershauſen, Kahla 

nd Orlamünda, Amt, Stadt und Schloß Jena, Schloß, Amt und Flecken Ka— 
pellenvorf und Dornburg, Schloß, Amt und Dorf Roßla, Geleit zu Winzendorf, 
Amt Camburg (dies und Dornburg vorher Herzog Morig zuftändig), Stadt und 
Amt Buttelftäpt, Theil am Schaggeld und Geleit zu Erfurt, die Jagdhäuſer und 
Dörfer Frievebah, Hummelshain und Trotenborn, die Aemter Arnshaugt, Weide 
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und Ziegenrüd, die Klöfter Georgenthal, Heugsvorf, Reinharbsbrum, Euteräberg, 
Ichtershaufen, Bürgel, Yausnig und Waldih, außerdem noch Stabt, Schloß und 
Amt Gotha und das böhmifche Lehn Saalfeld.“ 

Durch den Naumburger Vertrag vom 24. Februar 1554 wurde bies Befit- 
thum um Altenburg mit Yuda und Shmölln, um Sadfenburg, Pößned und ven 
größten Theil der Aemter Herbisleben und Eifenberg, fpäter, und zwar 1583, 
um die Graffchaft Henneberg, Schleufingen zu Folge des den 1. September 1554 
zwifchen Henneberg und den Erneftinern abgejhloffenen Erbverbrüderungsvertrags 
vermehrt, freilich aud wieder 1567 um die Aemter Sahfenburg, Weide, Arns- 
haugk und Ziegenrüd (die 3 legteren famen 1815 wieder zurüd) und 1660 um 
Schleuſingen, Suhl, Kühndorf, Benshaufen und Klofter Veßra verkürzt. Es blieb 
zwar fortan das Ganze im Erbredt eine Einheit, doch nicht in der Wirklichkeit, 
denn die Erneftiner behaupteten noch lange das Theilungsprincip, weßhalb ihr 
Land oft im Wechſel der Fürftenhäupter vielfach zerfchnitten wurde. Die Thei- 
lungen vor Lem Jahr 1640 find nur noch hiſtoriſch bebeutfam; erft bie Thei— 
lungen von 1640, 1645 und 1672 ſchufen die beiden Hauptlinien Weimar und 
Gotha, welche vie Grundlage der noch jeßt beftehenven vier Theile: Weimar, 
Meiningen, Koburg-Gotha und Altenburg bilden. Bei aM’ diefen Theilungen hat 
man im Wefentlihen das alte ſächſiſche Hausgeſetz als Norm feftgehalten. Die 
Hauptafte ver Erneſtiniſchen Theilungsgefhichte find folgende. 

Zwölf Jahre nah dem Tode Johann Friedrichs des Großmüthigen, des 
legten Erneftiniihen Kurfürften, nahmen feine zwei Söhne, bie Herzoge Johann 
Friedrich der Mittlere und Johann Wilhelm eine Mutjhirung ihrer Lande vor. 
Unmittelbar darauf wurde über jenen wegen feiner VBerwidiung mit dem fränti- 
hen Ritter Wilhelm von Grumbach die Reihsacht ausgefproden, die Kurfürft 
Auguft von Sachſen vollfiredte. Diefer erhielt zur Entſchädigung feiner Kriegs: 
koften die Aemter Sahfenburg, Weide, Arnshaugk und Ziegenrüd, ver befiegte 
Herzog dagegen kam in lebenslänglihe Gefangenfhaft. Das übrige Land theilten 
den 6. November 1572 defjen zwei Söhne Johann Kaflmir und Johann Ernft, 
nachdem fie auf dem Reichstag zu Speier in das väterlihe Erbe wieder einge- 
fegt waren, mit ihrem Oheim, Herzog Johann Wilhelm, auf Grund forgfältig 
gearbeiteter Aemteranſchläge, wobei der Oheim die weimarifhe Portion mit Kam— 
burg und dem Stift Saalfeld, die Neffen die coburgifhe Portion erhielten. Diefe 
theilten darauf 1596 ihre Portion, von der Herzog Johann Kafimir die Pflege 
Coburg mit Römhild, Herzog Johann Ernft Eiſenach mit halb Salzungen über- 
kam. Da jedoch beide unbeerbt ftarben und fomit diefer unglüdlihe Fürſtenzweig 
1638 erloſch, fo fiel ihr Land an die Nachkommen ihres Oheims, die es 1640 
halb zu Weimar, halb zu Aitenburg ſchlugen. Indeß aud die weimarifhe Portion 
entging ber Theilung nicht. Als von des Herzogs Johann Wilhelm zwei Söhnen, 
Friedrich Wilhelm und Johann, der ältere 1602 geftorben war, theilten deſſen 
Söhne mit ihrem Oheim, Herzog Johann, das ererbte Land, von welchem jene 
Altenburg erhielten, diefer Weimar. Wie jedoch 1638 die coburgseifenadhifche, ſo 
ftarb auch die Altenburger Linie 1672 aus und dadurch fiel das gefammte erne- 
flinifhe Land an das Haus Weimar, und zwar am Herzog Johanns Söhn 
deren anfänglih elf waren, darunter ſechs berühmt, vor Allen Bernhard d 
Große, indeß 1640 nur noch drei, nämlich Wilhelm, Albrecht und Ernft, lebten. 
Diefe drei Brüder ftifteten damals drei Fürftenthümer, Sahfen-Weimar, Sadjen- 
Eifenah und Sadfen-Gotha, wobei Dipisleben als Seniorat gemeinſchaftlich blick. 
Nach dem fehr baldigen Erlöfchen der Eifenader Linie (1644) wurden nun 
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Sadjfen-Weimar und Sahfen-Gotha, jenes von Herzog Wilhelm, viefes von 
Herzog Ernft gegründet, die beiden ftammhaltenden erneftinifhen Fürſtenthümer, 
melde 1660 7/,, der Grafſchaft Henneberg-Schleufingen und 1672 das Fürften- 
thum Altenburg erbten und ſeitdem in Befig des ganzen urfpränglichen, überbies 
1815 durch ein Gebiet von 31 FM. vermehrten erneftinifhen Ländergebietes 
geblieben find. 

Die vier erneftinifhen Fürften haben aus früherer Zeit Mehreres in gemein: 
famem Befig erhalten und in der neuern Zeit manche gemeinfame Einrichtungen 
gefchaffen, dagegen ift das früher gemeinfhaftlide Senioratsamt Oldisleben 1821 
gegen Entfhädigung von den Häufern der gothaifhen Linie an Sadfen-Weimar 
abgetreten worden. In Gemeinihaft haben fie das Hausarchiv zu Weimar, bie 
Belehnung ter Grafen und Herrn, die Univerfität und den Schöppenftuhl zu 
Jena und das bafige Oberappellationsgeriht, und damit zufammenhängend eine 
gleihmäßige auf gleihen Straf- und Eivilproceßgefegen beruhende Organifation 
der Rechtspflege, die außerdem audy nod für die Fürſtenthümer Schwarzburg, 
Reuß und Anhalt durchgeführt ift. 

Sie wird mit Ausnahme der Militärgerihte in auffteigenden Inftanzen 
durch Einzelngerichte, Kreisgerihte, Appellationsgerichte und ein Gefammtober- 
appellationsgericht ausgeübt. Das Dberappellationsgericht zu Iena, von ben 
ſächſiſchen Herzogen und ven Würften Neuß dur die Oberappellationsgerichts- 
ordnung vom 8. Dftober 1816 (Nadhträge 1842, 59, 62) errichtet, bildet für 
bie Länder biefer Fürften, fowie aud für die Fürſtenthümer Schwarzburg und 
Anhalt, welche 1849 und 1850 demfelben proviforifch beigetreten find, das oberfte 
Juftiztribunal. Es entfcheidet 1) in al’ denjenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
in benen nad der Gerichtöverfaffung eine Berufung an die dritte Inftanz geftattet 
tft, als oberfte und legte Inftanz, 2) in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
in zweiter und legter Inftanz, wo das Appellationsgericht die erfte Inftanz bildet, 
3) in der Strafrechtspflege entſcheidet es als Kaffationshof Über die am vasfelbe 
gelangenden Nichtigkeitsbeſchwerden, ferner über die Appellation gegen Erkenntniſſe 
des Uppellationsgerichts hinfihtlihd der Dienftentfegung äffentliher Diener und 
über die Unklagen gegen Staatödiener wegen Berfafjungsverlegungen, 4) als 
ſchiedsrichterliche und Austrägalinftang über alle zwifhen ven zu demſelben ver- 
einbarten Höfen (Coburg · Gotha ausgenommen) vorfommende, rein privatrechtlicdhe 
Streitigkeiten. Bon den vier Appellationsgerihten zu Eifenah, Hildburg- 
haufen, Gotha und Altenburg, von denen das zu Eifenah zu feinem Bezirke 
außer dem Großherzogthum Weimar auch nod die Fürſtenthümer Schwarzburg 
(Bertrag vom 22. März 1850 und 19. November 1859) und Reuß jüngere 
Linie (Vertrag vom 16. April 1863) bat, ift jedes im Allgemeinen: 1) vie 
dienftlihe Auffihtsbehörde Über die Kreisgerichte, fowie in höherer Inftanz 
über die Einzelgerichte, Anmälte und Notare, 2) die Appellationsinftanz a. 
in bürgerlihen NRechtöftreitigkeiten bei Berufungen wider Verfügungen und Er- 
fenntniffe der Einzelrichter und der Kreisgerichte, infofern der Gegenftand ver 
Beſchwerden unfhägbar ift oder einen Werth von mindeftens 25 Rthlr. erreicht, 
b. in Straffadhen in einer aus mindeftens 5 Mitgliedern gebildeten Abtheilung bei 
Berufungen wider Enburtheile der Kreisgerichte, 3) erfte Inftanz a. in bürger- 
lichen Rechtöftreitigkeiten behufs der Verhandlung und Entfheidung der Beſchwerden 
über Nichtigkeiten, die bei den Kreisgerichten ober bei dem Wppellationsgericht 
felbft vortommen, b. in Straffachen einmal in der aus drei Mitglievern be- 
ſtehenden Anklagekammer behufs der Entfheidung über die Verfegung eines An—⸗ 
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geflagten in den Anklagezuftand und zum andern als Gerichtshof für bie Ge- 
Ihwornengerihte infefern, als ver Regel nad) wenigftens ber Präfident des 
Gerichtshofs ein Mitglied des Appellationdgerichts fein muß und aud die übrigen 
Mitglieder desſelben zu Beifigern ernannt werben können. Endlich ift aud das 
Appellationegeriht 4) für diejenigen Handlungen der freiwilligen Ge— 
rihtsbarteit zuftändig, "welche nidt an ein beftimmtes zuftändiges Gericht 
gewiefen find. Bon dem Gefhmwornengeridt, das aus einem Präfidenten und 
4 Mitgliedern und aus 12 Geſchwornen befteht, wird die Hauptverhanblung bei 
Berbreden im engern Sinn vorgenommen. Die Zuftändigkeit der Kreisgerichte 
erftredt fih 1) in Straffahen auf die Unterfuhung aller Vergehen und Ber- 
brechen, auf die Entſcheidung aller Verbrechen in erfter und der Bergehen in 
zweiter Inftanz, 2) auf bie Proceleitung und Entfheidung in bürgerlichen 
Streitigkeiten, im zweiter Inftanz aber auf die Entſcheidung ver Nichtigkeits— 
lagen oder andrer Rechtsmittel, welche gegen die Entſcheidung der Einzelrichter 
eingewendet werden, ſofern der Beijhwerbegegenftand einen Werth von 5—25 
Thlr. hat, 3) in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf die Entſcheidurig 
über alle Berufungen gegen Handlungen ber Einzelrihter fowie auf Bornehmen 
aller Handlungen, welhe nicht der ausſchließlichen Zuſtändigkeit anderer Gerichte 
zugewiefen find, 4) in Disciplinarfahen als nächſte dienftlihe Auffihtsbehörbe über 
die Einzelrichter feines Bezirls. Bei jedem Kreisgericht ift ein Staatsanwalt, bei 
dem Appellationsgericht cin Oberftaatsanwalt und beim Oberappellationsgericht ein 
Oeneralftaatsanwalt angeftellt, welche den durch ein Verbrechen verlegten Staat 
zu vertreten und darauf zu fehen haben, daß die Unterfuhung den gefeglichen 
Gang einhalte. Endlich die Einzelngerichte (Juftizämter, Stadtgerichte) haben 
zu ihrer Zuftändigfeit 1) die Unterfuhung und Aburtheilung aller geringen Ber: 
gehen, 2) die Leitung und Entſcheidung aller geringfügigen und minderwichtigen 
bürgerlihen Rechtsſtreitigleiten, 3) die Ausübung ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
4) die obervormunpfchaftliche Auffiht, 5) die Ausführung aller von den Kreis: 
gerichten ertheilten Aufträge und in Unterfuhungen, die nicht zu ihrem Refjort 
gehören, Vornahme derjenigen Handlungen, bei denen Gefahr im Berzuge ift. 
Ebenfo haben bie fähfifhen Herzogthümer, ingleihen die Schwarzburger 
Fürftenthümer und das Fürſtenthum Neuß jüngere Linie als konftitutionelle 
monarchiſche Staaten, wenn [don bejondere Staatsgrundgefege, doch folgende 
gemeinfame Berfafjungsgrundfäge: Das Staatsoberhaupt ift der Yandes- 
berr. Seine Perfon ift unverlegli, ebenjo die eines etwaigen Regierungsverwefers. 
Die Regierung ift nad) dem Rechte der Erftgeburt aus ebenbürtiger Ehe und 
nach der Linealfolge erblih im Mannsftanıme des Fürftenhaufes. Der Landes herr 
übt die Rechte der Staatögewalt und der Regierung unter Mitwirtung eines 
Staatsminifteriums aus, trifft unter gleiher Mitwirtung die zur Ausführung der 
Geſetze nöthigen Anordnungen, ernennt alle Staatsbeamten, leitet und überwacht 
die gefammte Yandesverwaltung, fließt Verträge mit andern Staaten (eventuell 
unter Mitwirfung des Landtags) ab, ertheilt Auszeihnungen, Würden und Dis— 
penfationen und hat das Recht, erfannte Strafen aufzuheben oder zu mildern und 
auch das Verfahren gegen einen Angefchuldigten vor der Unterfuhung niederzu⸗ 
ſchlagen. Er ift verpflichtet, vor Ausübung der verfaffungsmäßigen Regierungsrechte 
die gewiſſenhafte Beobachtung und ven Schuß der Berfaffung eitlih zuzufichern. 
Berufung (Zeitbeftimmung), Eröffnung, Schliegung, Vertagung und Auflöfung 
find ausſchließliche Rechte des Lanvesfürften, nur im legtern Fall find Wahlen 
zum neuen Landtag in beftimmter Frift anzuordnen. Das Ctaatöminifterium ift 
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dem Landesheren und der Tandesvertretung verantiwortlih und farin namentlich 
von biefer bei dem Oberappellationsgerichtöhof zu Iena in Anklagezuſtand verfegt 
werben. Ohne vorausgegangene Berathung und Genehmigung des Landtags können 
neue Geſetze nicht gegeben, beftehende nicht fuspenbirt, aufgehoben, abgeändert oder 
authentiſch ausgelegt, neue oder vermehrte Steuern und Abgaben nicht aufgelegt, 
neue Anleihen auf die Staatskaſſe nicht aufgenonimen, Beftandtheile des Staats— 
oder Domänenguts nicht veräußert und Papiergeld nicht freirt werben. Die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats müſſen auf Boranjhlägen beruhen, welche vom 
Landtag zu genehmigen find. Daher können aud bereits beftandene Steuern und 
Abgaben nur inſoweit forterhoben werben, als fie von dem Landtag nad jenen 
Boranfhlägen und nad den beftehenden Abgabengefegen vor Beginn einer jeven 
Finanzperiode ausbrüdlicy weiter. verwilligt ſind. Heberfchreitungen jener Boran- 
ſchläge in ven Ausgaben bebürfen der nachträglichen Genehmigung des Landtags, 
dem auch die Rehnungen vorzulegen find. Der Landtag ift berechtigt, ver Staats- 
regierung über Gebrehen und Mißbräuche in der Staatöverwaltung und Nedts- 
pflege Anzeige und Borftellung zu machen, fowie fonftige Wünfche und Anliegen 
vorzutragen, aud Beſchwerden von Privatperjonen über etwaige Beeinträhtigungen 
durch die Behörden anzunehmen und fi für deren Erlevigung bei der Staatd- 
regierung zu verwenden. Wie der Lanbesherr, fo hat aud der Landtag das Recht 
zu Borjchlägen von Gefegen, doch verlündigt nur der Landesherr die Gefege nad 
geſchehener Vereinbarung mit dem Landtag. Den Staatsangehörigen find burd) 
bie Verfaſſung garantirt volle Freiheit des religiöfen Belenntniffes, bürgerliche 
Gleihftellung der Mitglieder aller Religionsgefelichaften und Geftattung der Ehen 
verſchiedener Religionsbelenner, die Bildung der Jugend durch öffentliche Schulen, 
bie Auswanderumgsfreiheit, das Recht der freien Meinungsänßerung in Wort, 
Schrift, Drud und Bild, das Bereind- und Petitionsreht, die Aufhebung ber 
Standesunterfchiede und Standesvorrechte, die Unabhängigkeit der Richter und die 
Trennung ber Juftiz von der Verwaltung, die Aufhebung des privilegirten Ge: 
rihtöftandes (das Militärgeriht ausgenommen), die allgemeine Wehrpflichtigkeit 
aller Staatsbürger, die Unverleglichkeit des Eigentbums und andere wichtige Rechte. 

Die jegt regierenden Fürften ver erneftinifhen Häufer ftehen bezüglich ver 
Entfernung von ihrem gemeinfamen Stammvater, dem Herzog Johann (F 1605), 
in verſchiedenen Graden, und zwar Sachſen-Meiningen im 5., Sachſen-Coburg⸗ 
Gotha im 7., Sachſen-Weimar und Altenburg im 8. Grave. In ihrem Titel 
haben fie alle vier: „Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürfteter 
Graf zu Henneberg”, auferdem bie drei Herzoge noch: „Herzog zu Jülich, Eleve 
und Berg, auch Engern und Weftphalen, Graf zu Mark und Ravensberg, Herr 
zu Ravenftein” gemeinjhaftlih, dagegen beſonders Sachfen-Weimar: „Derr zu 
Dlankenhain, Neuftadt und Zautenburg” ; Sachjen-Meiningen: „fonveräner Fürft 
zu Saalfeld, Graf zu Camburg, Herr zu Krannichfeld“; Sachſen-Coburg-Gotha: 
„Fürſt zu Lichtenberg, Herr zu Tonna“. Auch in ihrem Wappen führen fie Ges 
meinfames und Befonderes. Als Gemeinfames haben fie einen Mittelſchild mit dem 
fähfifhen Rautenkranz und außerdem den Thüringer und Meifiner Löwen und 
die bennebergifhe Henne. Die Landesfarben von Sahfjen-Weimar find Grün und 
Drange, die. der 3 Herzogthämer Grün und Silber. In Sachſen-Weimar befteht 
der 1732 geftiftete, 1815 erneuerte Orden zum weißen Falten (Wachſamkeit) mit 
3, in. den brei Herzogthümern der 1833 geftiftete ermeftinifche Hausorven mit 
4 Klaſſen. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Gtants-Wörterbud. X. 35 
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Ar Das Großherzogthum Sacfen- Weimar 


wurbe bis jest von acht Generationen (Wilhelm + 1662, Johann Ernft + 1683, 
Wilhelm Ernft + 1728, Ernft Auguft + 1748, Auguft Konftantin + 1758, Karl 
Auguft F 1828, Karl Friedrich + 1853 und Karl Ulerander) regiert. Mach dem 
Tode des Stifters diefer Linie, des Herzogs Wilhelm, tbeilten deſſen hinterlafſene 
vier Söhne ihr Erbland in die Linien Sahfen-Weimar, Saryfen-Gifenad, Sachſen- 
Markſuhl und Sadfen-Iena, wobei der Ältere Bruder Iohann Ernft Weimar 
und die Gefammtregierung behielt, inveß ba ſchon 1671 bie Linie Eifenady aus- 
ftarb und 1672 ein Theil des Fürſtenthums Altenburg anfiel, fo ging die Renten— 
theilung der drei noch übrigen Brüder in eine Panvestheilung über. Jedoch dauerte 
dies nicht lange, indem Iena 1690 und Marffuhl 1741 ausftarb, wodurch alle 
Theile, mit Weimar vereinigt, wieder ein Ganzes wurben und für immer bei- 
fammen blieben, weil Ernft Auguft, Wilhelms Urentel, bereit? 1719 als da— 
maliger Mitregent für Sacfen-Weimar die Primogenitur eingeführt hatte. Die 
höfiſche Einfachheit der drei erften Landesfürſten, von venen ver legte, Herzog 
Wilhelm Ernft, 1690 dem Titel eines Herzogs von Engern und Weftphalen 
wegen der dem erneftinifchen Haufe 1507 vom Kaifer ertheilten Anwartfhaft auf 
Lauenburg und wegen des 1689 ausgeftorbenen Lauenburger Haufes annahm, 
und manche nügliche Werke ftiftete, hörte mit Ernſt Auguft auf, der feinem Haufe 
Glanz gab, neue Schlöffer [huf und den Orden der Wachſamleit (weißen Falten) 
gründete. Er ftarb 1748 zu Eiſenach. Für feinen minderjährigen Sohn Auguft 
Konftantin ließ der Herzog von Gotha als Dbervormund das Land durch ben 
berühmten Staatsmann und Hiftorifer Graf v. Bünau verwalten. Auguſt Kon- 
ftantin ftarb nach Zjähriger Regierung 1758. Ihm folgte fein noch unmündiger 
Sohn Karl Auguft, für den feine geiftwolle und hochſinnige Mutter Anna Amalie 
von Braunfchweig ald Vormünderin die Regierung führte, Sie hat fi nicht allein 
dadurch, daß fie fparte, den Drud ſchwerer Zeiten milderte und den Streit mit 
Fulda wegen Fiſchberg endete, um das Land, fondern auch um ganz Deutfchland 
dadurch verbient gemacht, daß fie Künfte und Wiffenfhaften mit Sinn und Geiſt 
ehrte und pflegte. 

Unter ihrem Sohn, Karl Auguft (f. d. Artikel), der 1775 die Regierung 
antrat, und durch ihn fam für Weimar eine große Periode. Mit feiner Mutter 
und den großen Geiſtern (Wieland, Göthe, Schiller, Herber) erhob er Weimar zu 
einem Ausgangspunkt des geiftigen Strebens und Lebens in Deutſchland, und war 
bemüht, fein Land wie geiftig, fo materiell zu heben und zu beglüden. Nach ver 
Schlacht bei Iena trat er dem Rheinbund bei, nahm aber 1813 wider Napoleon 
fehr thätig Partei, erhielt 1815 ven Meuftädter Kreis und außerdem die Herr— 
haften Blankenhain und Unterfranichfeld, Theile des Erfurter Gebietes, und 
Aemter von Fulda und Hefien (Vacha, Fiihberg mit Dermbach, Geiſa, Lengsfeld 
und Bölfershaufen), zufammen 31 JM. und erwarb die großherzogliche Würbe. 
Wie Karl Auguft in der Pflege der höhern Geifteskultur den Fürften feiner Zeit 
vorleuchtete, fo war er aud der erſte unter ihnen, ber eine gefunde Entwidlung 
der erwachenden politifhen Richtung erftrebte. Diefe Richtung offenbarte er ebenfe 
feft auf dem Wiener Kongreß, als daheim in feinem Lande, Den politifchen Be 
wegungen in Jena gewährte er Freiheit, fo lange fie nicht ins Abenteuerliche 
überfhlugen und der Drud von Außen fern blieb. Auch die Verfaſſung, bie er 
den 5. Mai 1816 feinem Lande gab, war im Sinn ber fortfchreitenden Zeit, 
zumal wie in ven übrigen beutfchen, fo aud in den fächfifhen Ländern nichts für 
die Fortbildung der alten ftändifchen Berfaflung geſchehen war. Nachdem er be- 
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reits 1809 eine Vereinfachung der Organifation des Landes eingeführt hatte, be» 
rief er nad den Freiheitslriegen den 30. Januar 1816 landſchaftliche Deputirte 
ber alten und Abgeorbnete der neuen Lande und vereinbarte mit ihnen das Orund- 
ejeg vom 5. Mai 1816, weldes in 6 Abſchnitten die Vereinigung fänmtlicher 
ande zu einem ftantsrechtlichen Ganzen, die Rechte der Landſtände, die Anzahl 
und Wahl ver Stellvertreter aus den drei Ständen der Rittergutäbefiger, Bürger 
und Bauern, die Errichtung und Ordnung des Landtags, die Ausübung der land» 
fländifchen Rechte und die Oarantieen der Berfaffung beftimmte. Diefes Grund- 
gejeg, die erfte Verfaffung, bie unter die befondere Garantie des Bundes geftellt 
wurde, blieb bis auf die neuere Zeit in Geltung und ift die Grundlage und ber 
Kern der neueften Berfaffung geworben. Wenngleid dies Grundgeſetz die Idee ber 
Repräfentation und bie Bollövertretung nur nad) Ständen aufnahm, fo war das—⸗ 
ſelbe doch nit allein in feinem Ausdruck friſch und volksthümlich, fondern aud 
in feinem Wejen fernig und ben Forderungen der Zeit gerecht, indem es nament« 
lid den Geſchäftsgang vereinfachte und die Berechtigungen der Stände erweiterte; 
überdies erfannte der Großherzog in einem Schlußwort die Rechte ver Staatsbürger 
auf eine auch die Berbindlichkeiten des Fislus umfafende, in brei Inftanzen ge- 
orbnete unpartelifche Rechtspflege und auf freiheit der Preſſe ausprüdlih an. Auch 
die Deffentlichteit der Sigungen wollte der treffliche Fürſt, der Yandtag lehnte fie 
ab. Umgekehrt begehrte fie diefer in den Jahren 1832/33, die Negierung mies 
fie zurüd; erft im März 1848 wurbe fie feftgeftellt. Wie vorher, fo behielt man 
auch 1816 die Scheidung der Kamımer- und ber Landeslaſſe, aber zugleidy die 
Theilnahme der Stände an der Verwaltung des Kammervermögens bei. Das Ans 
erbieten bes Fürften, das Kammereinkommen gegen 300,000 Thaler Eivillifte dem 
Lande überlaffen zu wollen, wies ver Landtag zurüd. 

Karl Auguft feierte 1825 unter großem Jubel feines Volkes fein 5Ojähriges 
Negierungsjubiläum und ftarb 1828 zu Graditz bei Torgau. In die Regierungs- 
zeit feines Sohnes und Nachfolgers Karl Friedrich, eines einfachen, aber bie 
dern Charakters, fällt die Bewegung des Jahres 1848 und die Umbildung ber 
Derfaffung. Mancherlei Beſchwerden (Abgabenprud, Feudallaften, Berwaltungsarı 
des Kammervermögens) trieben zur Unzufrievenheit und Oppofition. Schon 1847 
verlangte der Landtag Abtretung der Kammereinkünfte gegen eine Civillifte, vie 
Regierung indeß ging nicht darauf ein. Erſt am 4. März 1848 gab man biefem 
Berlangen, fowie den allgemeinen deutſchen Forderungen nad. Zugleid wurde 
unter dem durch Geift und Charakter ausgezeichneten Staatsmann v. Wagborf 
(er ift ſeitdem in biefer Stellung geblieben, ein feltenes Beifpiel) ein neues Mini- 
fterium gebilvet, das ebenfofehr die Rechte des Volkes als die des fürftlihen Haufes 
wahrte. Es erfolgten den 5. März 1850 die Neugeftaltung und Yeftftellung ver 
Staatsbehörben, den 20. März d. I. das neue Strafgefegbud, den 15, Oktober 
d. 3. das revidirte Örundgefeß, den 6. April 1852 das neue Wahlgefeß, den 
4. Mai 1854 die Wiederabtrennung des Kammervermögens vom landihaftlichen 
Bermögen, mit dem basfelbe feit dem 8. April 1848 vereinigt war, den 30. April 
1862 eine neue Gewerbeordnung, außerdem eine Neihe von Gefegen und Anorb- 
nungen für Nedhtöpflege, Verwaltung, Kultur und Inpuftrie, die insgefammt das 
materielle und geiftige Wohl des Yandes bezwedten. Dadurch hat das Groß: 
herzogthum, deſſen jetiger Regent Karl Ulerander (geb. den 24. Juni 1818, 
— den 8. Juli 1853) iſt, einen ſtaatlich und focial glücklichen Zuftand 
erreicht, 

Nah dem repidirten, in 5 Abfchnitten abgefaßten Grundgefeg vom 
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15, Oftober 1850 befteht für das gefammte Großherzogthum eine gemeinſchaftliche 
Berfaffung. Sämmtliche Staatsbürger werben durch Männer vertreten, welche aus 
ihrer Mitte duch freie Wahl als Landtagsabgeorbnete hervorgehen. Die fol- 
genden Rechte ftehen dem Landtag zu: die Prüfung und feftftellung ver 
Etats, die Steuerbewilligung, die Prüfung der Staatöfaffenrechnungen und 
bie darauf bezüglihe Rechenfhaftsverlangung, die Borftelung über Mängel 
in ber Geſetzgebung und Verwaltung mit gutachtliden Vorſchlägen zu deren 
Abftellung, Erhebung von Beſchwerden und Klagen gegen das Gtaatsmini: 
fterium und defjen einzelne Mitglieder, Theilnahme und Beto bei Gefegen, welche 
die Landesverfafjung oder die perfönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigen- 
thum der Staatsbürger im ganzen Lande oder in einer Provinz betreffen, das 
Beto bei Abtretung von Staatsgebiet mit Staatsangehörigen, und endlich das 
Recht, auch außer der Zeit feiner Berfammlung die im $. 14 beftimmten Befug- 
niffe durch den Lanbtagsvorftand ausüben zu laflen. Die Verfammlung der Yand- 
tagsabgeorbneten bildet den Landtag in einer Kammer. Die Landtage find orbent- 
lide und außerordentliche. Ordentliche finden von 3 zu 3 Jahren, außerorbentliche 
fo oft ftatt, als es nah dem Ermefjen des Fürften oder nad $. 16, 68 des 
Grundgeſetzes nothwendig ift. Den Geſchäftsgang leitet ein Borftand, beftehent 
aus einem Präfidenten und zwei Bicepräfiventen, welde von ben Abgeorbneten 
aus ihrer Mitte gewählt werden. Der Borftand bleibt von Landtag zu Landtag, 
auch wenn die Auflöfung vesfelben erfolgt. Die Sigungen find öffentlid. Zwei 
Drittheile ver Abgeordneten gehören zu einer gültigen Sigung und Beihlußfaffung. 
Das Recht und die Berbinplichfeit des Vorftandes begreift die Zufammenberufung 
ver Landtagsabgeorbneten zu einem angeorbneten Landtag, die Vorbereitung, Lei. 
tung und Bertheilung der Geſchäfte, beftändige Wachſamkeit über die Verfaſſung 
und über die Ausführung ver Landtagsbeſchlüſſe und Rapport mit dem Staats- 
minifterium. Jeder Abgeordnete ift Vertreter aller Staatsbürger und folgt nur 
feiner Ueberzeugung. Zur Führung des Protokolls und zur Abfaflung von Schrif: 
ten dient ein vom Lanbesfürften gewählter Syndikus. Landesherrliche Kommifſare 
find nicht nur zur Theilnahme an allen Berathungen und Beihlußfaffungen Des 
Landtags berechtigt, ſondern aud verpflihtet, auf Anfragen Aufihläffe zu er- 
theilen oder deren Verſagung zu begründen. Zur Bearbeitung der dem Landtage 
vorliegenden Gegenftände werden regelmäßig Ausſchüſſe erwählt. Ein Yandtags- 
beſchluß erlangt erft durch vie Iandesfürftliche Beftätigung Gültigkeit und erft 
durch feine Promulgation eine für die Staatsbürger bindende Gefegesfraft. Ber: 
tagung, Schließung und Auflöfung find ausfchließliche Rechte des Yandesfürften. 
Die Bertagung darf ohne Zuftimmung des Landtags bie Frift von 30 Tagen 
nicht überfteigen und während berfelben Diät nicht wieder erfolgen. Mit der Auf- 
löfung des Yandtags erliſcht der Auftrag ſämmtlicher Abgeorbneten, eine nene 
Wahl muß binnen 3 Monaten erfolgen. Ein Stantsgerihtshof, aus dem Präfi- 
denten bes Oberappellationsgerichts zu Jena und 12 Räthen gebilvet, urtheilt über 
die gegen bie Departements:Chefs auf Anorbnung des Landesfürften eingeleiteten 
Unterfuhungen und die von dem Landtag gegen fie erhobenen Klagen. Jever 
Staatsdiener wird auf die Berfaffung verpflichtet und jede abſichtliche Berlegung 
verjelben fol als Verlegung der Amtspflicht angefehen und beftraft werden. Die 
Rechte des Landtags werben ausgeübt durdy 31 Abgeordnete, von denen einer von 
der begüterten ehemaligen Neichäritterfchaft, 4 von den Befigern eines inländiſchen 
Grundeigenthums von wenigftens 1000 Thaler Jahresrente, 5 von denjenigen 
Staatöbürgern, die aus andern Onellen ald dem Grundbeſitz wenigftens 1000 
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Rthlr. Jahreseinfommen Haben und 21 von allen Gemeindebürgern des Groß- 
berzogthums, und zwar auf die Dauer ber breijährigen Yinanzperiode, gemählt 
werben. 

Das Großherzogthum ift fein zufammenhängenvdes Ganzes. Es befteht außer 
24 umher zerftreuten Parcellen aus 3 größern Stüden, wovon jedes einen Kreis 
bildet. Der mittlere größte Theil (Haupttheil) oder der Kreis Weimar gehört zum 
Thüringer Wellenboven, der öftlihe Theil oder der Neuftädter Kreis zur vogt- 
ländiſchen Platte, der mweftlihe Theil oder der Eiſenacher Kreis liegt am Thürin— 
ger Weftwald und an der Rhön. Seine Waffer gehören zur Thüringer Saale, 
zur Werra und zur fränfifhen Saale. Das Ganze beträgt 653/, IM. und hat 
280,202 Einwohner, und zwar Kreis Weimar 32,3 [IM., 145,309 E., Kreis 
Gifenah 21,8 IM., 83,656 E., Kreis Neuftadt 11,3 TM., 51,237 €. Die 
Bevölkerung, 4272 E. auf die [JM., wohnt in 31 Städten und 596 Lanborten, 
in jenen c. 1/,, in biefen c. 2/,. Sie ift lutheriſch bis auf 9824 Katholifen und 
1088 Juden. Die Bildung wird außer ber Univerfität Jena dur 2 Gymnaſien, 
1 Realgymnafium, 2 Seminare, 1 Forftanftalt, 3 höhern Bürgerfhulen, 460 
Bürger- und Elementarfhulen, darunter 18 Tatholifhe und 3 jübifhe, dutch 1 
Kunftfhule, 8 Gewerkſchulen, 1 Aderbaufhule, 1 Baugewerkſchule, durch 
mehrere Privatihulen und Bereine gefördert. Die Landwirthſchaft ift in blühen— 
dem Zuftand, Viehzucht und Induftrie anfehnlih und der Handel (viel Tranſit) 
lebhaft. Eifenbahn, Telegraphen, 1 Hauptbant, 2 Leih- und Pfanphäufer. 

Die oberfte Leitung der Verwaltung hat das Staatsminifterium, in 4 
Departements, in das des fürftlihen Haufes und des Aeußern, das des Innern, 
das ber Finanzen und das ber Juftiz und des Kultus abgetheilt. Bon dem ge— 
fammten Minifterium find Eollegialifh zu berathen und zu beſchließen 1. alle 
Geſetze, Berorbnungen und allgemeine Inftruftionen, Berfaffungsfragen, 2. die— 
jentgen Gegenftände, bei denen mehr als eine Abtheilung betheiligt ift, 3. An- 
ftellungen im Staats- und Kultuspienft, Entlaffungen, Verſetzungen, Benfionirun« 
gen, Regulirung der Befoldungen der Staats- und KRultusdiener, 4. Entſcheidungen 
auf Beſchwerden oder Rekurſe Über ober gegen Verfügungen der einzelnen Ab- 
theilungsvorftände, 5. Gegenftände, welche der Fürft oder der Chef des Mini- 
fteriums ober der einer Abtheilung an dasſelbe bringt. 

Das Land ift in 5 Verwaltungsbezirke getheilt, venen Bezirfsdireftoren vor- 
ftehen, dem Minifterium des Innern unter-, und ven Gemeinden übergeordnet. 
Den Bezirködireftoren fteht ein von ben Gemeinden gewählter Bezirksausſchuß 
zur Seite, welcher theils bei ver Entſcheidung, theils bei der Berathung beftimmter 
Gegenftände des öffentlichen Rechtes und der Verwaltung des Bezirkes mitwirkt 
und die Amtsthätigkeit der Bezirfspireftoren im Allgemeinen überwacht. Diefer 
Ausſchuß tritt einmal monatlih zufammen und verhandelt in dev Regel öffentlich. 

Dberftes Iuftiztribunal ift das Oberappellationsgeriht zu Jena. Das 
Appellationsgericht zu Eifenah, an die Stelle der beiden aufgehobenen Landes» 
regierungen getreten, bildet die zweite, bezüglich erfte Inftanz. Sein Bezirk um: 
faßt das Großherzogthum, die beiden Schwarzburger Länder und das Fürftenthum 
Neuß jüngere Linie. Unter ihm ftehen 5 Kreisgerichte (Weimar, Eiſenach, Weide, 
Arnftadt und Sondershaufen) und 19 Juftizämter (inkluſ. der Stabtgerichte zu 
Weimar und Eifenadh). Der Inftangenzug und die Funktionen biefer Rechtsbe— 
hörden einfchließlih des Geſchwornengerichts und der Staatsanwalt find oben 
(Ziff. T) dargeftellt. 

Bon Alters her waren im Großherzogthum wie in den übrigen ſächſiſchen 
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Herzogthümern zwei Hauptfaffen, die Kammerkaſſe und die Landſchaftkaſſe, 
jene zumeift auf dem Domänenvermögen, diefe auf den Staatseinnahmen berubent, 
Das Domänenvermögen, die Regalen, die liegenden Güter und nugbaren Rechte 
bes landesfürſtlichen Haufes begreifen, war bis zum Jahr 1848 als Familien 
gut bes fürftlihen Haufes behantelt worden. Im Jahr 1848 erffärte die grof: 
herzogliche Negierung,, daß das Kammervermögen mit dem landfchaftlichen Ber: 
mögen gegen Gewähr einer Civillifte vereinigt werben folle. Diefe Vereinbarung 
ift jevoh den 4. Mai 1854 im Folge des Proteftes der Agnaten aufgehoben unt 
der frühere Zuftand wieder hergeftellt worben. Die Staatseinnahmen betrugen nad 
dem Boranfchlag für 1863—65 : 1,658,668 Thlr., die Staatsausgaben: 
1,654,558 Thle. Die Staatsfhuld war am 1. Oft. 1864: 4,143,705 Thlr. 

Das Bundestontingent *) befteht aus 3685 Mann, wovon 3015 vas 
Haupt- und Refervefontingent, in 3 Linten-Infanterie-Bataillone vertheilt, um 
670 Mann Erfapmannfhaft. Die Dienftpflicht dauert im Aktivftand vier und in 
der Referve 2 Jahre. Daneben befteht ein Gensd'armeriekorps zur Unterftügung 
der Landesbehörden bei Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung und Sicherheit 
und zur leichtern Entdeckung von Verbrechen und Vergehen. 


B. Das Sachſen⸗Gothaiſche Fürſtenhaus 
begreift die drei Herzogthümer Sachſen-⸗Meiningen, Coburg-Gotha und Altenburg. 
Der Gründer dieſes Haufes ift Herzog Ernft der Fromme, einer ber beften Für 
ften und Menfchen feiner Zeit. Sein 1640 übernommenes Land vermehrte er 
bereits 1645 dur die Helbburger Portion, 1660 (refp. 1651) dur bie Henm⸗⸗ 
bergifhen Aemter Wafungen, Sand und Framenbreitungen und 1672 durd bei 
Biertel des Fürſtenthums Altenburg. Er ftarb 1675. Bon feinen 7 Söhnen führt 
anfänglich der ältefte nah einem Hausgefeg das Direltorium, indeß bereits 1680 
und 1681 tbeilten fie ihr Erbland. Dadurch entftanden 7 Speciallinien, Sadfe- 
Gotha unter Friebrih, Sachſen-Coburg unter Albreht, Sahjen-Meiningen unter 
Bernhard, Sachſen-Römhild unter Heinrih, Sahfen-Eifenberg unter Chriftian, 
Sachſen-Hildburghauſen unter Ernft und Sadhfen-Saalfeld unter Johann Ernft. 
Der ältefte Bruber, Herzog Friedrich, hatte nicht allein den beträchtlichften Yan- 
vestheil, fondern aud die oberfte Leitung übernommen, doch wie Albrecht und 
Bernhard gleih anfänglich, fo fuchten fi auch bie vier jüngften Brüder nad 
und nad in den Beſitz ihres vollen Siebentheils und ihrer Hoheitsrechte zu fegen. 
Drei diefer Speciallinien erlöfchten jehr bald, nämlich Coburg 1699, Eifenberg 
1707 und Römhild 1710. In ihre Befizungen theilten fih nad) langen Strei- 
tigfeiten im Folge kaiſerlicher Entſcheidung 1735 bie übrigen vier Linien, von denen 
fih die zu Saalfeld feitvem Coburg-Saalfele nannte. Indeß aud von biefen vier 
Häufern, nachdem fie nah dem 28. Juli 1791 auf einer zu Römbliv abgebaltenen 
Hausfonferenz den neneften gemeinfchaftlihen Bereinbarungsvertrag, betreffend im 
Allgemeinen das Wohl ihrer Linien und insbefondere Beftimmungen bei der Nad- 
folge der Seitenverwandten, abgefchloffen hatten, erlofh im Jahr 1825 mit dem 
Tode des”an Geift und Leib Franken, katholiſch gewordenen Herzogs Friedrich IV. 
die Linie zu Gotha, in welcher 1683 die Brimogenitur eingeführt warb und um 
ter deren Fürſten fich der edle Herzog Ernft II. (F 1809) und der bizarre, witzige 
Auguft (+ 1822) ausgezeichnet haben. Gotha fammt Altenburg fiel an bie brei 


* Anm. d. Med. Der Artikel iſt vor den. politifchen Veränderungen, welche das Jahr 
1866 mit ſich brachte, geſchrieben. 
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noch Übrigen Linien. In der darauf bezüglihen, durch den König von Sachſen 
vermittelten, im November 1826 vollgogenen Landestheilung, welde zugleich auch 
den Länverbefig der Erben veränderte, erhielt Sadjen- Meiningen zu feinen 
Stammlanden, die es fid Bis auf die Kammergüter Kahlenberg und Gauerſtadt 
bewahrte, das Fürſtenthum Hilpburghaufen mit Ausfhluß der Aemter Königsberg 
und Sonnefeld, das Fürſtenthum Saalfeld mit Ausnahme von 11'Drten, ferner 
fämmtlihe auf dem linken Steinachufer gelegene, vorher coburgiſche Orte, das 
altenburgifche Amt Camburg nebft der Nieverpflege Eifenberg, das gothaifche Amt 
Oberkranichfeld, das coburgifhe Amt Themar, 1/, Römhild und die Parcellen 
Bierzehnheiligen, Lichtenhain, Mofen und Erbmannsdorf und nahm davon den 
Zitel Herzog zu Meiningen und Hildburghaufen, Fürft zu Saalfeld, Graf zu 
Camburg und Herr zu Kranichfeld an. Sahfen-Hildburghaufen trat fein bis- 
heriges Fürſtenthum ab, erhielt dagegen das Fürſtenthum Wltenburg (mit Aus» 
ſchluß des Amtes Kamburg und der Eifenberger Nieverpflege) und vom Fürften- 
thum Saalfeld 11 Dörfer und nahm nun den Namen Sadfen-Miterurg an. 
Sadjen-Eoburg überfam aus der Erbmaſſa das Fürftentfum Gotha (mit Aus: 
nahme ter Oberberrfchaft Kranichfeld und 1/, von Römhild) und dazu die Aemter 
Köntgäberg und Sonnefeld und die Kammergüter Kahlenberg und Gauerftabt, trat 
aber vom feinem Stammlande das Fürftentyum Saalfeld, das Amt Themar und 
alle Dörfer am linfen Steinachufer ab und nahm den Titel Sacfen-Coburg- 
Gotha an. Diefe 3 Speciallinien ftifteten den 25. December 1833 den herzogl. 
Sachfen⸗Erneſtiniſchen Hausorben, aus 4 Klaſſen beftehend. 

1. Das Herzogthum Sadhfen-Meiningen (und Hildburghanfen) 
gründete Herzog Bernhard I., Ernft des Frommen Lieblingsfogn, Gegen Abtre- 
tung feiner Revenüenämter, deren Refivenz Ichtershaufen war, übernahm er ben 
21. Juni 1680 die Yemter Meiningen, Maffeld mit Henneberg, Wafungen, 
Sand, Frauendreitungen und Salzungen, erhob das Ganze (das fpäter fogen. 
Unterland) zu einem Fürſtenthum und bezog Meiningen als feine neue Refivenz 
und als Hauptftabt feines nur 12 [)M. großen Erbtheils. Als 1699 vie Linie 
Sachſen-Coburg ausftarb, mahte er Anſprüche auf das ganze Fürftenthum und 
ließ e8 befegen, fam aber daburd mit feinen Brüdern und zugleich auch wegen 
bes Amtes Fiſchberg mit Fulda in Streit. Beide Irrungen waren unerledigt, als 
er 1706 ftarb. Der ältefte feiner drei binterlaffenen Söhne Ludwig, Friedrich 
Wilhelm und Anton Ulrich übernahm zufolge einer Vereinbarung mit feinen Brü- 
bern die Alleinregierung, leider nicht zum Heil des Landes. Es kamen Finanzen 
und Rechnungen in Unorbnung und neue Streitigkeiten zu den ererbten. 1723 
wurde die Hälfte von Stat und Gericht Schalfau von Sahfen-Hilbburghaufen 
gegen: vier Dörfer im Grabfeld eingetaufht. Ludwig ftarb 1724, bald darauf auch 
feine zwei binterlaffenen Söhne (1729 umd 1743) und fein Bruder Friedrich 
Wilhelm (+ 1746). Im Jahr 1735 gewann Meiningen aus der Coburger Erb 
maſſe 5108 bie Aemter Sonneberg und Neuhaus. Die alleinige Negierung bes 
Landes ging 1746 auf Herzog Anton Ulrich, Herzog Bernhards I. jüngften Sohn, 
über, der ſchon vorher die Mitvormundfchaft über feine Neffen und die Mit- 
regierung erlangt hatte, Bei feinem Regierungsantritt erwartete das Land von 
ihm, ven- e8 als einen harakterfeften und ebelgefinnten Fürſten liebte, bauernde 
Rücklehr nah Meiningen und Abhülfe der zerrütteten Yinanzen und Zuſtände. 
Er blieb jedoch im Ausland, feit 1742 ftets in Franffurt a. M. Vielfache, von 
feinen nächſten Verwandten gegen ihn ausgeübte Kränkungen, namentlich die Feind⸗ 
feltgfeiten gegen feine erfte unebenbürtige Ehe, deren Sproffen er fucceffionsfähig 
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zu machen fuchte, hatten ihn gegen die ſächſiſche Heimath verftimmt. Auch konnte 
er beim beften Willen die Finanzen nicht beffern, weil er ererbte und eigene fofl- 
ſpielige Proceffe zu führen hatte. Dazu kam die Laft des fiebenjährigen Kriege, 
Er vermäblte fih 1750 zum zweitenmal mit Charlotte Amalie von Heflen-Phi- 
lippsthal und hinterließ bei feinem Tode (1763) außer ven Kindern erfter Eh 
zwei Söhne zweiter ebenbürtiger Ehe, die Prinzen Karl und Georg. Der fürft- 
lihen Wittwe, welche über ihre nod unmünbigen Söhne die Vormundſchaft und 
über das Land die Regierung führte und ihren Sig in Meiningen nahm, gelang 
e8, das Wohl des Landes anzubahnen. Ihren Weg wandelte Herzog Karl, ber 
1775 die Regierung übernahm und ebenfo nad feinem Tode (1782) fein Bruder 
und Nabfolger, ver genial und praftifch gefinnte Herzog Georg. Die noch refii- 
renden alten Irrungen feines Haufes und Landes befeitigte er umb erreichte bie 
von Herzog Anton Ulrich 1729 eingeleitete Gewinnung der Hälfte vom Gericht 
Schalkau. Auch führte er den 12. März 1802 in feinem Haufe die Primogeni- 
tur ein, die das Grundgeſetz vom Jahr 1829 fanktionirte. Er ftarb 1803. 
Sein einziger hinterlaffener Sohn, Herzog Bernhard IL (Eric Freund), der 
gegenwärtig regierende Landesfürft (geb. den 17. December 1800), war bamals 
noch nicht drei Jahre alt. Vormundſchaft und Regierung übernahm feine Mutter, 
die Herzogin Louiſe von Hohenlohe-Pangenburg. Ihre Regierung, die fie im Sinn 
ihres Gemahls führte, fiel in eine ſchwere, beſonders vom Krieg gebrüdte Zeit. 
Wie die übrigen fähfifhen Fürften trat aud fie den 25. Dezember 1806 bem 
Rheinbunde bei und vollzog 1808 durch Verträge mit Würzburg und mit Sad 
fem-Gotha die Ausſcheidung und Auszleihung oberhoheitliher Rechte bezüglid 
mehrerer Ortfchaften. Herzog Bernhard II. trat den 17. December, 1821 bie 8 
gierung an. Den Zeitbebürfniffen erſchloſſen, ſchritt er fofort zu zwedmäßigen Um: 
geftaltungen, namentlich in ber Organifation ber Verwaltung. 1824 gab er eim 
landſchaftliche Berfaffung mit 21 Abgeorbneten, je 7 von jebem ber brei Stänte. 
Aus Anlaß des Länderzuwachſes, der in Folge der gothaiſchen Erbtheilung 1826 
eintrat, wurde eine außerorbentlihe Ständeverfammlung zufammengernfen. Nad— 
dem dieſe die Bereinigung aller Theile des Herzogthums durch ein Grundgeſetz 
für das Nathfamfte erklärt und einen Entwurf vorgelegt hatte, erfchien den 23. 
Auguft 1829 das neue Grundgeſetz. Mit diefer Vereinbarung traten die Sonder 
verfaffungen ber einzelnen Hauptlandestheile außer Kraft. Das neue Berfaffungs 
gejet bilvete feitbem die Grundlage für alle mweitern landſchaftlichen Entwicklungen 
und für alle Berfaffungstämpfe, bei denen vor Allem die Domänenfrage im Bor- 
dergrunde ftand. Das Geſetz vom 7. April 1831 brachte eine die Domänen be— 
treffende Vereinbarung zu Gunften des Landes; 1843/44 erfolgte die Annahme 
des k. ſächſiſchen Strafgeſetzbuchs, 1846 die Aufhebung der Stewerfreiheit (gegen 
Entſchädigung), der Patrimonialgerihte und fonftigen gutsberrlihen Geredt- 
famen. Ein Gefeg vom 26. März 1846 erkennt die Domäne als fürſtlichet 
Eigenthum an, ftellte aber einen jährlihen Zuſchuß aus der Domänenkaſſe zur 
Landesfaffe gegen Wegfall des ftändifchen Beiraths bei Firirung des Domänen 
etats unb des Mitauffichtsrecht8 bei der Domänenfafferehnung feſt. Dieſes Gr 
fets hielt. jedoch der Bewegung des Jahres 1848 nicht Stand. Durch Geſetz vom 
27. Mat 1849 wurde die Domäne für Stantsgut erklärt und dem Herzog eine 
Civillifte feftgefeßt. Indeß in Folge des Proteftes der fürftlihen Agnaten ging 
das Geſetz vom 3. Juni 1854 wieder auf die Verfaffung von 1829 zurüd, mo 
nach die Domäne Eigentbum des fürftlihen Haufes ift. Zugleih wurbe die An 
fertigung eines Berzeichniffes aller Domänengüter und die Ueberlaſſung all ber- 
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jenigen darin aufgenommenen Beftanbtheile, vie der Landtag als Staatsgut nad- 
mweifen könnte, an ven Staat beftimmt. Bon Seiten der Regierung wurbe dieſes 
Berzeichniß vorgelegt und von Seiten des vom Landtag 1861/62 erwählten Do- 
mänenausfhufles ber Hauptſtock des verzeichneten Domänenvermögens für Staats- 
gut erffärt. Bei dieſen entgegengefegten Anſchanungen ift der oberfte Gerichtshof 
zu Dresden gewählt worben, über die Sadhe auf Grundlage ver jetzt eingereidh« 
ten beiberfeitigen Vertheidigungsſchriften endgültig zu entſcheiden. 

Das Grundgefeg vom 23. Auguft 1829 ift bis auf diejenigen Abänbe- 
rungen gültig, welde das Gefeß vom 25. Juni 1853 über die Wahl der Bolts- 
vertreter und das Gefek vom 3. Juni 1854 über das Domänenvermögen gebracht 
bat. Der Landtag befteht aus 24 Abgeorbneten, wovon auf bie Zeit von 6 
Jahren 2 von dem Herzoge ernannt, 6 von ben Befigern größerer gebunbener 
Güter in 2, 8 von ben Städten in 4, und 8 von ben Bauern in 8 Wahlbe- 
zirfen gewählt werben. Zugleih find in gleichem Modus ebenfo viel Stellvertreter 
zu wählen. Deffentlih Ungeftellte müffen vor ter Annahme der Wahl die Ge- 
nehmigung ihrer Borgefegten haben. Der Präſident des Landtags wird von den 
Ständen gewählt; er leitet mit zwei ihm aus der Mitte ver Stände beigeorbneten 
Borftehern die Geſchäfte. Auch bilden diefe drei mit no drei Abgeorbneten den 
Ausfhuß zur, jährlichen Abnahme der Rehnungen. Der Landesherr hat das Ned, 
den Landtag zu. berufen, ihm zu ſchließen, zu vertagen ober aufzulöfen, im letz⸗ 
tern Fall find fofort neue Wahlen anzuorbnen. Die Verhandlungen find öffent- 
lich. Die Rechte und Pflichten der Landflände find im Allgemeinen benen ber 
weimarifhen Verfaſſung gleich. 

Das Land, aus einer halbmondförmigen, am Thüringer Wald gelegenen 
Sauptmaffe und aus 13 zerftreuten Stüden gebildet, zufammen 43 [JM. groß, 
zählt jest 178,065 Ginmwohner, demnach 4141 E. auf die [M. Bis auf 1625 
Juden, 1105 Katholiten und 61 Mennoniften find fie Iutherifh. Es beftehen 2 
Gymnaſien, 2 Realfhulen, 1 Progymnafium, 1 Schullehrerfeminar, 1 Hebammen- 
anftalt, 1 Irrenhaus, 1 Eifenbahn, 2 Telegraphenleitungen, 1 Krebit- und 1 
Hypothelenbank. Von großem Werth für die Vollswohlfahrt ift die 1849 ge- 
ſchaffene Landeskreditanſtalt. 

Die höchſte Verwaltungsbehörde iſt das Staatsminiſterium in 5 Abthei—- 
lungen: der des herzoglichen Hauſes und des Aeußern; des Innern; der Juſtiz; 
der Kirche und Schule; der Finanzen. Für die niedere Verwaltung beſtehen 12 
Verwaltungsämter (einſchließlich der Reſidenzpolizeidirektion), denen Oberamtmänner 
vorgeſetzt ſind, und die Gemeindebehörden. Die Städte haben ihre beſondern Ver— 
faſſungen, für die Landgemeinden gilt die Gemeindeordnung von 1840. 

In der Rechtspflege haben das Oberappellationsgericht zu Jena und das 
Appellationsgericht zu Hildburghauſen dieſelbe Stellung und Funktion zum Her— 
zogthum Meiningen wie für das Großherzogthum Sachſen-Weimar die erſtgenannte 
Juſtizbehörde zu Jena und das Appellationsgericht zu Eiſenach, einſchließlich des 
Schwurgerichts und der Staatsanwaltſchaft. Beim Appellationsgericht zu Hild- 
burghaufen findet die erfte und zweite, vor dem Oberappellationsgeriht zu Jena 
bie dritte Staatsprüfung im Fache der Juftiz ftatt. Bezüglich der Untergerichte 
bat das Land 5 Kreisgerichte mit 10 Landgerichten und Kreisgerichtsveputationen. 
Außer den Frievensgerihten (Schiebsgerichte), die feit 1835 beftehen, bewährt fi 
aud das Inftitut der freien Gerichtätage. 
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Der Budgetentwurf für 1862—65 ift: 


Landeskaſſe 1,083,592 fl. Einnahme, 1,086,592 fl. Ausgabe, 
Domänentaffe 844,700 „ ” 788,450 „ n 
Summe 1,928,292 fl. Einnahme, 1,845,042 fl. Ausgabe. 


Jahre übernommen hat und durd die bebeutende Erhöhung des Milttäretats 
(133,060 fl.) ift ver Staatsbedarf gegen früher fehr gefteigert worden. Die Ge 
ſchäfte der Staatsfhuld und die Ausgabe, Einziehung und Vernichtung der Kaſ— 
fenanmwelfungen leitet eine Staatsſchuldentilgungskommiſſion. 

Das Bundeskontingent befteht aus 2110 Manı mit Einfchluk von 
384 Mann Erfapmannfhaft und bildet ein Regiment in 2 Bataillonen. Gin 
Feldjägerkorps dient zur Aufrehthaltung der öffentlihen Orbnung und Gider: 
beit, zur Unterflägung ber Juftiz- und Bermwaltungsbehörnen und zur Auffict 
im Zol- und Steuerwefen. 

2. Das Herzogthbum Sachſen-Coburg-Gotha 
begreift die beiden Fürſtenthümer Coburg und Gotha, von denen jenes im Mit: 
telalter ein Hauptftüd der fogenannten Pflege Coburg, diefes ein Stüd ber Land⸗ 
graffhaft Thüringen war. Während dieſes 1247 an das Haus Wettin und 1485 
an den Kurfürften Ernſt fiel und feitvem im Beſitz bes erneftinifhen Haufes ge 
blieben ift, war jenes Ortsland in Franfen urſprünglich Reichsgebiet, kam dann 
vorübergehend an den Pfalggrafen Ehrenfried und nah ihm an feine Tochter 
Richenza, darauf an die Grafen von Wolfswack und von Meran, wurbe im 13. 
Jahrhundert Hennebergifh, 1291 branvenburgifch, 1314 wieder hennebergifh, 1374 
fähfifh und von 1485 an dauernd fachfen-erneftinifh. Ein felbftändiges Fürften- 
thum bildete dasſelbe 1542 — 1553 unter Herzog Johann Ernft, dem Finderlofen 
Stiefbruder des Kurfürften Johann Friedrich des Grogmüthigen, darauf 1596 bis 
1633 unter Herzog Johann Gafimir (von dem die noch gültige cafimirianifce 
Ordnung berftammt) und endlih, nachdem es 1638 an Weimar, 1640 an U: 
tenburg, 1672 an Gotha gelommen war, 1680—1699 unter Herzog Albredt. 
Deſſen erblofes Ableben 1699 verurfahte langwierige Erbftreitigkeiten, melde 
1735 dadurch endeten, daß Sahfen-Meiningen Sonneberg und halb Neuhaus, 
Sahfen-Saalfeld aber Coburg mit Rodach und Neuftabt erhielt. Obgleich nun 
Sahfen-Meiningen gegen dieſe Theilung noch bis 1746 Einfpruch erhob, ſo blieb 
boch viefelbe rechtskräftig und das Fürftenhaus Sachſen-Saalfeld im Beftt von 
Coburg, von dem es fih num Sahfen:-Coburg- Saalfeld nannte. Der Stifter des 
Haufes Sadhfen-Saalfeld , deffen Nahlommen jest das gefammte Herzogthum 
Sachſen-Coburg-Gotha beherrfhen, war der ritterlihe Johann Ernft, der jüngfte 
Sohn des Herzogs Ernft des Frommen. Derfelbe bezog 1681 Saalfeld als Re: 
fivenz feines überfommenen Erblandes. Da jedoch diefe Portion weder die volk 
Septime, nod mit der höhern Staatsgewalt, die fih Sachfen-Gotha refervirt 
hatte, verbunden war, fo fuchte er das Eine und das Andere zu erlangen. 1682 
gewann er auch Pößneck und nad dem Ausfterben der Linien Coburg, Eifenberg 
und Römbild den größern Theil des Fürſtenthums Coburg, 1/, von Römhild und 
5/15 von Themar. Er ftarb 1729, ohne das Ende der wegen der Goburger Erb 
ſchaft entftandenen Gtreitigfeit erlebt zu haben. Sein älterer Sohn, Chriſtian 
Ernft, übernahm darauf al® Herzog von Coburg-Saalfeld die Regierung für fid 
und feinen Stiefbruber Franz Joſias. Als jener 1745 ftarb, folgte dieſer, welcher 
bereits 1733 die Primogenitur für fein Haus eingeführt hatte, Er erhob Coburg, 
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nachdem 1735 der Coburger Erbfolgeftreit entſchieden war, zu feiner Reflvenz und 
war ein Wohlthäter feines Landes, daher fein Tod 1764 das Volk in tiefen 
Schmerz verfegte. Ihm folgte von feinen vier Söhnen Herzog Ernft Friebrich, 
unter dem die Landesſchulden dermaßen wuchſen, daß eine Faiferlide Kommiſſion 
bie Berwaltung ber Finanzen in die Hand nehmen mußte. Diefer Zuftand dauerte 
von 1772 bis 1802, Ernſt Friedrich flarb 1800. Sein Sohn und Nachfolger 
Franz fuchte, von feinem Minifter Kretfbmann unterftätt, das Wohl feines Lan: 
des; es gelang ihm, die kaiſerliche Kommiffion unnöthig zu machen und von 
Sachſen-Gotha tie vollen Hoheitsrechte zu gewinnen. Bei feinem Tode (1806) 
beſetzten die Franzoſen das Land, weil fein Sohn und Nachfolger, Herzog Emft I. 
in ruſſiſchem Kriegsdienft ftand. Rußland und Sachen vermittelten indeß die Rüd- 
gabe des Fürſtenthums. Herzog Ernſt II. ſchuf ſchöne Bauten und Anlagen, hob 
auch bie Stenerfreiheit der Privilegirten auf. Im Jahr 1813 übernahm er bas 
Kommando des fünften Armeelorps, trat 1815 dem Rheinbund bei, gewann 1816 
die Herrfhaft Baumholder als Fürſtenthum Lichtenberg, gab den 28. Auguft 1821 
dem Land eine landſtändiſche Verfaſſung, erwarb 1826 das Fürſtenthum Gotha 
(ohne die Oberherrſchaft Kranichfeld) und die Aemter Königsberg und Sonnefeld 
gegen Abtretung des Fürſtenthums Saalfeld, der Dörfer auf dem linken Steinad- 
ufer und bes Amtes Themar, und nahm den Titel Herzog von Eoburg-Gotha 
an. 1834 verfaufte er das Fürftentkum Lichtenberg an Preußen. Im Jahr 1840 
befam er mit dem Coburger Landtag wegen des Domänenvermögend Streit, ber 
nicht gehoben war, als er 1844 ftarb. Er fah noch dem auffleigenden Stern 
feines Haufee, das fünf Füniglihen Dynaſtien verwandt wurde und felbft in brei 
Königreihen regiert oder regieren wird. 

Ihm folgte fein älterer Sohn, Herzog Ernft IT. (geb. 1818), ein mit Jagb, 
Kunft und Politik eifrig ſich befihäftigender Fürft. Diefem gelang es, die Strei- 
tigfeit zwifchen der Regierung und den Ständen im December 1846 durch brei 
noch gültige Geſetze (Wahl der Landtagsabgeorbneten; Verantwortlichkeit der 
Staatsbeamten wegen Berfaffungsverlegung, und Beitrag ber Domänen, bie ein 
unveräußerlihes Eigenthum des herzoglihen Haufes find, zu ten Staatskoſten) 
zu heben. Dadurch fam es, daß das Jahr 1848 über Coburg weniger harte 
Stürme brachte, als über das in altftändifher Form verharrende Gotha. Hier 
wurbe mit einer auf breitefter Bafis gemählten Mbgeorbnetenverfammlung das de- 
mofratifche Staategrundgefes vom 26. März 1849 feftgeftellt und biefem eine 
Wahlordnung, ferner eine befondere Bereinbarung über den Staatshaushalt, 
melde das Domänenvermögen für Staatsgut erflärte, und ein das Verfahren 
des Oberappellationsgerichtes au Iena bei Anklagen gegen Staatsbiener betreffendes 
Geſetz beigegeben. In den Iahren 1852 und 55 iſt indeh diefes Grundgeſetz 
wieder aufgehoben worben. Durch den Theilungsvertrag von 1826 waren Gotha 
und Coburg unter einem Landesherrn vereinigt worben, aber nur im Verhältniß 
einer Perfonalunion. Seit vem Jahr 1848 hatte die Regierung das Streben, 
beide Länder unter einer Gefammtverfaffung zu vereinigen. Es gelang ihr aud) 
endlich, durch die Gefege vom 3. Mai und 1. Juni 1852 für Coburg und Gotha 
eine gemeinfchaftlihe Verfaſſung zu Stande zu bringen, jedoch unter Fortbeftand 
ihrer befondern, ftaatsrechtlichen Verhältniffe. Die völlige Berfhmelzung beider 
Länder, welche financielle Verhältniffe wünſchenswerth machen, ift zwar ſeitdem 
angeftrebt, wind aber wegen ver Eiferfüchteleien der beiden räumlich getrennten 
und vormals felbftändigen Länder fhwerlih zu Stande fommen. 

Das gefammte Land beſteht aus zwei gegen 7 Stunden von einander ger 
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trennten Hauptmaffen, aus einer nördlichen, die dreimal größer ift, zu Thüringen 
gehört und das Herzogthum Gotha begreift, und aus einer Heinern ſüdlichen, 
bie in ber fränfifhen Ebene liegt und das Herzogthum Coburg bildet. Zu !beiben 
Kernmaffen gehören einzelne getrennte Stüde. Das Ganze befaßt auf 35,8] IM. 
164,262 Einw., aljo 4584 Einw. auf die [JM.; davon fommen auf Gotha 
25,8 IM. mit 116,184 Einw. und auf Coburg 91, DM. mit 48,078 €, 
Bis auf circa 3000 Reformirte, 2400 Katholifen und 1200 Juden ift die Be: 
völferung Iutherifh, in 9 Städten, 14 leden ‚und 306 Dörfern wohnhaft. Ihre 
Bildung pflegen 2 Gymnaſien, 2 Realfhulen, 2 Seminare, 33 Bürgerfchulen 
und über 300 Dorfſchulen. 

Nah dem Staatsgrundgeſetz vom 3. Mai 1852 befteht für jedes ber 
beiden Herzogtbümer ein befonderer, für beide zufammen ein gemeinfchaftlider 
Landtag. Legterer übt für die verfaffungsmäßig gemeinfamen Berhältniffe und Ein- 
richtungen beider Länder (ihr Berbältnig zum Herzog; ihre Beziehung nad) Außen; 
das Staatögrundgefeß; der gemeinfame Landtag; Staatsminifterium; Staats: 
gerichtshof; Militär; Oberappellationsgeriht und Appellhof; Poft:, Zollſachen und 
Staatsarhiv) die den Landesvertretungen zuftändigen Rechte aus. Der befonbere 
Landtag für Coburg befteht aus 11, der für Gotha aus 19 Mitgliedern, ber 
aemeinfame Landtag aus 7 Mitgliedern des coburglfhen und aus 14 bes gotbai 
ſchen Landtags, welde von biefen nad abfoluter Stimmenmehrheit abgeorbna 
werben. Die Wahl der Abgeorbneten erfolgt auf 4 Jahre, die Ergänzungswahlen 
nur auf. bie noch übrige Zeit der Wahlperiode. Seinen Borftand wählt der Land⸗ 
tag felbft. Für jeden Landtag befteht ein Ausfhuß, der in ber Zeit des nicht 
verfammelten Landtags thätig iſt. Den Ausfhuß bilden der Präfivent, der Schrift 
führer und noch drei vom Landtag gewählte Mitglieder. Die Rechte und Pflichten 
des Landtags gleihen im Allgemeinen denen der übrigen ſächſiſchen Herzogthümer. 

Die oberfte Berwaltungsbehörvde des gefammten Landes ift das Staatd- 
miniftertum. Dasfelbe zerfällt nah dem Organifationsgefeg vom 17. December 
1857 in zwei Abtheilungen, die eine für Coburg, die andere für Gotha. Die ge 
meinfamen Angelegenheiten beider Länder gehören zu berjenigen Abtheilung , wel⸗ 
her der Staatsminifter vorfteht. Die herzoglihen Angelegenheiten können ver 
einen oder andern Wbtheilung zugewiefen werben. An ber Spige des Staats- 
minifteriums fteht mit dem Recht der Oberauffiht über das Ganze der Staats: 
minifter, ber zugleih Borftand der einen Abtheilung iſt. Das Staatsminifterium 
befteht mindeftens aus 5 Mitglievern. Zu dem Gefchäftskreife der befonvern Lan- 
besminifterien gehören nur die Verwaltung des Innern, der Kirde und Schul 
und der Finanzen. Die übrigen Verwaltungsbehörden find die Landrathsämter 
(Coburg hat ein Landrathsamt zu Coburg und daneben die Magiftrate zu Co— 
burg, Neuftadt, Rodah und Königsberg und ben Verwaltungsbezirk zu KRönigs- 
berg; Gotha drei Landrathsämter zu Gotha, Ohrdruf und Waltershaufen und 
daneben die Magiftrate diefer Städte und die Berwaltungsbezirke zu Nazza und 
Bolkenroda), die Kirhen- und Schulenämter und die Gemeindebehörben. 

Nah dem Organifationsgefeg für die Gerihtsbehörden vom 21. Gert. 
1857, welches zugleih ven privilegirten Gerichtsſtand (den des Hofes, des Milis 
tärs und ber Fideikommiſſe ausgenommen) aufhob und bie Tobesftrafe und 
das Schwurgeriht einführte, beftehen als Gerichtsbehörben das Oberappellationd- 
gericht zu Jena als oberftes Gericht, dann das Appellationsgericht zu Gotha (an 
ber Stelle ver frühern Juftiztollegien zu Gotha und Coburg), zwei Kreisgerichte, 
eind zu Coburg und eins zu Gotha, und Juſtizämter (reſp. Stadtgerichte und 
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Amtsbezirke). Eine Strafproceforbnung wurbe den 4, November 1857 und ben 
12, Juni 1858 publicirt. 

Für die Finanzperiode von 1861—65 find für das Herzogthum Coburg vie 
Staatseinnahmen jährlich zu 471,000 fl., die Ausgaben zu 466,900 fi., 
für Gotha die Einnahmen zu 606,500 Thlr., die Ausgaben gleih hoch berechnet. 
Das Domänenvermögen hat im Herzogthum Coburg 194,408 fl. Einnahme und 
128,808 fl. Uusgabe (vom Ueberſchuß fällt die Hälfte dem Herzog, bie andere 
der Staatölaffe zu), im Herzogthum Gotha 559,500 Thlr. Einnahme und 
385,669 Thlr. Ausgabe (vom Ueberfchuß erhält der Herzog 120,151 Thlr., den 
Reft das Land). 

Das Bundestontingent befaßt 1860 Mann, darunter 372 Mann Re- 
jerve und 186 Erſatzmannſchaft. Mit Preußen bat das Herzogthum im Juli 1861 
eine auf 10 Jahre (1862—72) dauernde Militärkonvention abgefchlofien, wos 
nah Preußen die vollftändige Erhaltung des herzoglihen Bundesfontingents im 
Frieden wie im Krieg übernimmt, dagegen das Herzogthum fi verpflichtet, im 
Frieden jährlich 80,000 Thlr. und im er 148,000 Thlr. zu entrichten. Der 
Herzog fteht zu dem Kontingent in dem Berhältnig eines fommandirenden Ge- 
nerals, Die Dfficierftellen werden im Einvernehmen mit dem Herzog befegt. 

Zum Bermögen des herzoglihen Specialhaufes (ein Hausgefeg v. 
1. März. 1855 betrifft neben der Erbfolge und anderem auch die Fideikommiſſe) 
gehören außer dem Hausallovium und der Oldislebener Sentoratöftiftung noch drei 
Fideilommiſſe und zwar das Lichtenberger (Stamm 2,100,000 Thlr. als Ber- 
faufsfumme für das Fürſtenthum Lichtenberg), das Greinburger (Herrſchaft in 
Dberöfterreih) und das Ernft-Albertifhe, welches in dem Grundbefig von 
drei Forfteien die Ablöfungsfumme für das geerbte gothalfhe Hausallod bildet. 

3. Das Herzogthum Sahfen-Altenburg, 
vormals das Hauptftüd des alten Pleißner Landes, frühzeitig von den Wenden 
bewohnt, wurde feit dem 10. Jahrhundert ein faiferliches Beſitzthum unter Burg- 
grafen zu Wltenburg, fam 1243 als Pfand an den Markgrafen Heinrich den Er- 
lauten und nachdem es 1290 auf furze Zeit eingelöst war, 1307 für immer 
an das Haus Wettin, 1485 an die erneftinifche, 1547 an die albertinifche, end⸗ 
lid 1554 wieder an die erneftinifche Linie, bei der es feitvem geblieben ift. Im 
Jahr 1603 wurde das Altenburger Land ein felbftändiges Fürftenthum unter den 
Herzogen Johann Philipp, Friedrich Wilhelm II. und Friedrich Wilhelm III. Mit 
dem Tode des legtern (1672) fielen 3/, des ganzen Landes (die Aemter Altenburg, 
Ronneburg, Eifenberg, Camburg, Reuchtenburg und Orlamünde, Roda, Saalfeld 
mit Pößneck, Gräfenthal und Probftzella) an Sachſen-Gotha. Jedoch bereits 1680 
wurde e8 in drei Theile, einen gothaifchen, eifenbergifhen und Saalfelder Theil 
geipalten, von denen ber erfte bei Gotha verblieb, die beiden andern aber felbft- 
fändige Fürftenthüämer, und zwar das Fürſtenthum Eifenberg (mit den Aemtern 
Eifenberg, Ronneburg, Roda und Camburg) unter Herzog Chriftian und das Für« 
ſtenthum Saalfeld (Saalfeld, Gräfenthal, Probftzela und Lehnften, feit 1682 aud 
Pößned) unter Herzog Johann Ernft bildeten. Der Eifenberger Theil wurde 1707 
wieder mit dem gothaifchen verbunden, der Saalfelder blieb aber getrennt. Jene 
beiden vereinigten Theile bildeten von nun an das Herzogthum Altenburg unter 
Sachſen ⸗Gotha. Indeß durch das Ausfterben des Haufes Gotha (1825) bekam 
dasjelbe im Jahr 1826 wieder feine befondern Herzoge, und zwar durch diejenige 
berzogliche Tinte, welche von 1680 bis dahin in Hilvburghaufen regiert hatte. Ihr 
Stifter war Herzog Ernft, der feste Sohn Herzogs Ernſt des Frommen, Er 
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überlam 1680 als feinen. Erbtheil die Aemter Hildburghauſen (mit Beilsvorf), 
Heldburg (mit Ummerftabt), Schalkau und Eisfeld, erhielt 1683 das Amt 8 
nigäberg, 1705 aus ber Coburger Erbmaffe das Amt Sonnefeld und fpäter aus 
der Romhilder Mafje das Amt Behrungen, und gründete in feiner Reſidenz Hilt- 
burghaufen ein Schloß und ein Gymnaſium. Bereit den 11. Jan. 1703 führt 
er in feiner Linie die Primogenitur ein. Nah feinem Tode (1715) folgte jein 
älterer Sohn Herzog Ernft Friedrich I. in der Regierung; der jüngere, Prin 
Joſeph wurde fatholifch, laiſerlicher Ian "on eig kurze Zeit Kommandant 
der Reichsarmee im Tjährigen Krieg, 1769 Vorſtand der kaiſerlichen Debittom- 
miffion zu Hildburghauſen und zulegt Vormund des Herzogs Friedrich und flart 
1787. Herzog Ernft Friedrich I. war ein prachtliebender Regent, er verkaufte 1720 
die Grafihaft Kuylendurg um 800,000 fl. und ftatt damit Schulen zu tilgen, 
legte er einen Luftlanal am Schloſſe zu Hildburghaufen an und trat 1723 das 
halbe Amt Schallau gegen einige Dörfer im Grabfeld an Sachſen-Meiningen ab. 
Er farb 1724 und hinterließ zwei nod nicht volljährige Söhne und fein Land 
in Schulden. Eine faiferlihe Kommiffion und die Herzogin Wittwe Sophie Alber- 
tine, welche eine Zeit lang die Vormundſchaft führte, fuchten die Schulden möz- 
lichſt zu regeln und zu mindern, Was fie gebeffert hatten, ging mit dem Regie 
rungsantritt des an Körper und Gemüth kranken Herzogs Ernſt Friedrich II. 
wieder verloren. Erft 38 Jahre alt, ftarb er 1745. Bon feinen zwei hinterlafjenen 
Söhnen wurde der jüngere, Prinz Eugen, dänifcher Generallieutenant, ver älter, 
Ernft Friedrich III., folgte feinem Vater in der Regierung, anfänglich unter ver 
Vormundſchaft feiner Mutter, von 1748—80 felbftändig. Seine gutmüthige Wohl: 
thättgleit, feine höfiſche Prachtliebe und fein unmäßiger Militäraufwand vernictetn 
ſehr bald den fon unter feinen Borgängern gefuntenen Landeskredit. Ebendeßhalb 
tam ſchon 1769 eine Faiferliche Debitlommiffion ins Land, die 35 Jahre dauerte. 
Im Jahr 1780 folgte ald Regent der wohlwollende Herzog Friedrich, der einzige 
Sohn des verftorbenen Herzogs Ernft Friedrich III., anfänglich unter der Bor- 
mundſchaft feines Urgroßoheims, des Prinzen Joſeph. Seine Regierung, unte 
ſchwierigen Berhältniffen begonnen, warb mehr und mehr zum Segen bes Landet. 
Durd eine Reihe zeitgemäßer Geſetze, namentlich durch vie liberale Verfaſſung 
vom 19. März 1818 murde das Bertrauen zwiſchen ber Regierung und dem 
Bolt und der Staatskredit wieber hergeftellt. Als unter diefen Umftänden das Für 
ſtenthum fi wohl fühlte, trat er 1826 bei der Theilung ber gothaifchen Erb» 
maſſe dasfelbe ab und übernahm das Fürſtenthum Altenburg. 

Er hatte einen fettern Boden und eine reihere Bevölkerung eingetaufcht, denn 
er fand in Altenburg Wohlhäbigkeit, blühende Induftrie in der Refivenz umd einen 
tüdhtigen, wenn auch üppigen Bauernftand. In Folge der politifhen Bewegung 
des Jahres 1830, die aud Altenburg in ihren Kreis zog, erhielt das Land ben 
29. April 1831 ein mit den Ständen vereinbartes, jehr umfafjendes Grundge⸗ 
jeg, welches mit einigen Abänderungen nod) gegenwärtig in Geltung ifl. Zwei 
Beilagen, gleihfalls vom 29. April 1831, betreffen die Wahlorbnung und bie 
Finanzverwaltung. Unter dem Schuge diefer Berfaffung wurde das Herzogthum 
forgfam regiert und burd mehrfache zeitentſprechende, meiſt mit der k. ſächſiſchen 
Geſetzgebung übereinftimmende Reformen (Stiafgefeg, Frohnablöſung, Grundſteuer, 
Hypothekenweſen) und durch Förderung der Bolfskultur gehoben. Deſſenungeachtet 
waren bie Mißftimmungen, welde 1830 ven Anlaß zu den Unruhen in Alten 
burg gegeben, noch nicht erloſchen, als Herzog Friedrich, der Gründer des neun 
Herzogthums Altenburg, 1834 ftarb und fein ältefter Sohn Herzog Joſeph folgte. 
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Dem Hof wurbe ein fireng kirchliches und flarr ceremonielles und verſchwenderiſches 
Leben zum Vorwurf gemadt. Im Jahr 1848 emtwidelte fi zu Altenburg ein 
wilder Terrorismus. Herzog Iofeph trat im November die Regierung an feinen 
Bruder Georg ab. Anfangs mußte diefer der noch mächtigen Bewegung manche 
Zugeſtändniſſe machen, allein in den folgenden Jahren wurde ber frühere Zuftand 
größtentheil® wierer hergeſtellt. Herzog Georg ſtarb 1853 und nun folgte fein 
ältefter Sohn Herzog Ernft, der noch regierende, geb. den 16. September 1826. 
Ihm gelang es, die Berfaffung vom Jahr 1831 mit einigen Abänderungen, und 
die Domäne dur das Gefeg vom 8. März 1854 als Eigenthum des herzogl. 
Hauſes wiederherzuftellen. Durch eine Verordnung vom 12. März 1854 wurde 
das Wahlgeſetz von 1850 aufgehoben und aud in biefer Hinficht die ältere Ge— 
feßgebung reftaurirt. *) 

Dad Land beſteht aus zwei von einander durd bie reußiſche Herrſchaft 
getrennten , faft gleidy großen Landftüden, einem Oftftüd (dem alten Pleißengau 
im Ofterland) und einem im mittlern Sanlgebiet gelegenen Weftftüd und noch aus 
12 Heinen Erkllaven. Jenes Stüd ift der Altenburger, diefes der Saal-Eifenber- 
ger Kreis, Das Ganze umfaßt auf 24 FM. 141,839 Einw., fomit 5909 €. 
auf die DM. Davon kommen auf den Altenburger Kreis 11,5 DM. mit 
93,741 E., auf den Saal-Eifenberger Kreis 12,5 IM. mit 48,098 E. Die 
Bevölterung ift bis auf circa 100 Katholiten Iutherifher Konfeffion (feine Juden) 
und wohnt in 8 Städten, 2 Marktfleden und 454 Landorten. Jeder Kreis fteht 
unter einem Kreishauptmann. Für die Bildung des Bolfes wirkten ein Gymma- 
ſium (Altenburg), ein Iyceum, ein Seminar, eine Baugewerkſchule und 192 
Stadt» und Landſchulen; Aderbau, Viehzucht und Obfikultur find trefflic gepflegt 
und blühend; die Induftrie außer der Stadt Altenburg nicht beveutend; bie Aus- 
fuhr an Rohprobulten anfehnlid,. 

Das fehr ausführlide Grundgeſetz von 1831 ift nur bezüglich des Do- 
mänenvermögens dur das Gefeg vom 18. März 1854 und bezüglich der land- 
faftligen Wahlen durh die Verordnung vom 12. März 1854 und durch bie 
landſchaftliche Gefhäftsorbnung vom 23. December 1858, außerdem noch durch die 
Gefege von der Aufhebung der Patrimonialgerihte und des Lehnverbandes, durch 
eine Dorforbnung vom 16. Sept. 1851 und das Geſetz Über Bildung neuer Res 
ligionsgemeinfchaften vom 24. Januar 1851 abgeändert. Die Landſtände bilven 
Eine Kammer und üben ihre Wirkfamkeit entweder in der öffentlihen vollen Ber- 
fammlung bes Landtags oder dur die Landtagsdeputation (Ausfhuß) aus. Alle 
drei Jahre findet ein Landtag ftatt. Er befteht aus 25, aus freier Wahl hervor- 
gegangenen Abgeorbneten, je acht von den Rittergutsbefigern, Städten und Bauern 
und aus einem Abgeorbneten des induſtriellen Kreifes nad dem Geſetz vom 23. 
December 1858. Es werben biefelben auf 9 Jahre gewählt, doch erneuert ſich die 
Landſchaft alle drei Jahre um ein Dritttheil. Den Präflventen ernennt der Herzog 
aus drei vom Landtag vorgefhlagenen Kandidaten; den Bicepräfidenten dagegen 
erwählt der Landtag, ebenjo die Kommiffionen für die verfchiedenen Geſchäfte. 
Mitglieder des Staatsminifteriums können nicht als Abgeordnete ige werben, 
Mit den Abgeorbneten werden auch deren Stellvertreter gewählt. Die allgemeinen 
Grundfäge, fowie die Rechte und Pflichten ver Landſtände entſprechen im Ganzen 
denen ber andern ſächſiſchen Fürftenthümer. 


*) Anm. d, Red. Diefe Berordnung iſt einfeitig, ohne Zuflimmung des Landtags 
erlafjen worden, 
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Das Staatsminifterium befteht aus drei Mitgliedern. Ihm find die Lan- 
desregierung, das Konfiftorium und das Finanztollegium untergeorbnet. Die nieder: 
Berwaltung beforgen zwei Kreishauptmänner, je einer für einen Kreis des Landes, 
. Für Kirche und Schule beftehen acht Ephoralämter. 

Die Rehtspflege wirb vom Oberappellationsgericht zu Iena als Höchfter, 
dann dem Appellationsgeriht und dem Gerichtshof zu Altenburg als zweite, eben- 
falls als höchſte Inftanz geübt; unter diefen ftehen zwei Kriminalgerichte und zwei 
Staatsanwaltihaften und endlich 10 Gerichtsämter. Schwurgerichte feit 1849 un 
eine neue Strafproceßorbnung vom 27. Jan. 1854, 

Für den Hauptfinanzetat auf 1863—64 betrug die Einnahme 
829,526 Thlr., die Ausgabe 829,526 Thlr. einfchlieglih der an das herzoglid: 
Haus fallenden Domanialrente. Zu Ende des Jahres 1861 umfaßten bei dem 
Staatd- und Domanialvermögen die Aktivfapitalien 1,206,725 Thlr., die Paffıv- 
fapitalien 980,703 Thlr. mit Einfhluß von 432,400 Thlr. in Umlauf befind⸗ 
liher Kaffenjcheine. Im Jahr 1850 betrugen die Schulden der Kammer und bei 
Landes zufammen 1,152,247 Thlr. Demnad bat fit das Schuldenweſen dei 
Fürſtenthums bedeutend verbefiert. 

Das Bundestontingent beträgt 1473 Mann influf. Neferve umd 327 
Mann Erfagmannfhaft, in 2 Bataillonen. Es befteht Stellvertretung. Den 11. 
September 1862 ift mit Preußen eine Militärtonvention zum Behuf eimer Ueber 
einftimmung der Milttäreinrichtungen mit den preußifchen (preußifcher Kommandenr, 
Infpektion, Geſetze, Uniform) abgefchloffen worden, die nad fehsmonatlicher Kiün- 
digung wieder aufgehoben werben kann. 

11. Die Schwarzburger Fürftentbümer. 

Die Fürften von Schwarzburg greifen wie andere Fürſtenhäuſer bezüglih 
* ihrer Abftammung ins Dämmerliht der Sage zurüd. Sicher ift, daß fie zu den 
älteften und anfehnlihften Dynaftien Thüringens gehören und mit den alten Gra— 
fen von —— deren Stammſchloß bei Arnſtadt liegt, eines Stammes fint. 
Die im Jahr 1008 als Edle (nobiles homines) vorfommenden Gebrüder Günther 
und Sizzo, von denen jener durch feine priefterliche Wirkfamkeit fi den Ruhm eines 
Heiligen und den Namen „Einfiebler” erwarb, find, nad) ihren Erbgütern zu ſchließen, 
Häupter dieſes Geſchlechts, deſſen bereits feit dem Anfang des 11. Jahrhunderts alt 
eind der 12 Grafengeſchlechter gedacht wird, welche unter den Landgrafen von Thür 
ringen ftanden. Die Geſchichte der Schwarzburger, bei denen die Namen Günther un 
Heinrich Lieblingenamen geworben find, ift vom 11. Jahrhundert bis zum Jahr 1584 
einerfeits ein Streben nah Vergrößerung ihrer Yande und Macht, andererfeits aber 
auch ein vielfaches Theilen und Zerftüdeln ihres Gebiets und ein fehdereiches Leben, 
das fie um mand’ Stüd Land und unter die Oberhoheit der Wertiner gebracht 
bat. Um 1150 fpaltete fi ihr Orafengefhleht zum erften Male in die Linien 
von Käfernburg und Schwarzburg. Die fäfernburgifche Linie erlofc bereits 1385, 
worauf der Haupttheil ihres väterlichen Erbes an Thüringen und erft ſpäter (1467) 
an die Grafen von Schwarzburg kam; bie Schwarzburger Linie dagegen wurde 
der Träger des gräflihden Stammes. Schon unter dem Grafen Heinrih I., da 
1184 auf dem Reichstage 2 Erfurt durd das Einftürzen des Sigungsfaales er 
ſchlagen wurde, befaß die Linie die Schlöffer und Aemter Schwarzburg, Blanfen- 
burg und Königsfee. Die Nachkommen feines Bruders Heinrich II. gewannen unter 
Anderem 1228 Saalfeld und fpäter Pößned, 1248 Sonvdershaufen, 1306 und 1332 
ganz Arnſtadt mit Wachfendburg, Schwarzwald und Liebenftein, 1340 Rudolſtadt 
und Franlkenhauſen, theilten fi aber in die Linien Schwarzburg und Blanfen- 
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burg. Iene fpaltete fi) ‚wieder in Schwarzburg, Wachſenburg und Lentenberg, 
welche Hefte indeß fämmtlich bis 1564 erlojhen, jo daß bie jüngere Linie Blan- 
fenburg allein. übrig blieb und den Stamm fortfegte. Gleih in ihrem Anfange 
verherrlichte fie Graf Günther XXI. durch feine Kriegsthaten und Erwerbungen, 
nod mehr aber dadurch, daß er 1349 zum römifchen König erwählt wurde. Zwar 
ftarb er no in demfelben Jahr, nachdem von ihm die fönigliche Krone an Karl 
IV. für 20,000 Mart Silber abgetreten war, er hatte jedoch feinem Haufe Glanz, 
Geld und den doppelten Reichsadler in das Familienwappen verfchafft, dazu das 
Reihsoberjägermeifteramt, neben dem die Grafen von Schwarzburg auch das Reichs- 
erbftallmeifteramt befleiveten und überdies mit den. Grafen von Cleve, Eiliy und 
Savoyen zu. den Biergrafen des Reichs gehörten. Sein Urenkel, Graf Günther 
XXXVI. ( 1488) brachte die Befigungen des Haufes Käfernburg an feinen 
Stamm. Bon den 7 Söhnen Günthers XXXVI. hatten nur Günther XXX VII. 
und Günther XXXIX. Nachtommen. Indeß auch von dieſen pflanzten nur bie 
Nachkommen Günthers XXXVIU. den Schwarzburger Stamm fort, indem Graf 
Heinrich, der Sohn Günther XXXIX. und ber Gemahl der heldenmüthigen 
Katharina von Hemneberg, welde fih 1547 dem Herzog Alba mit ihrem drohen⸗ 
den Wort „Fürſtenblut ftatt Ochſenblut“ furdtbar machte, bereits 1538 und bald 
nach ihm feine männlihde Nadhlommenjhaft flarb. Dadurch nun und durch den 
Tod feines Bruders Heinrich (f 1548) überkam Graf Günther XL., Günthers 
XXXVII. Sohn, dad gefammte Schwarzburger Yand und ward deßhalb Günther 
mit dem fetten Maul benannt. Er ftarb 1552. Bon feinen jehs Söhnen, unter 
denen der ältefte, Graf Günther, ein Kriegsheld feiner Zeit war, hatten nur zwei, 
Johann Günther I. und Albreht VIII. männliche Erben und wurden die Gründer 
der beiden Linien Sondershauſen und Rudolſtadt. Nach dem Tode ihrer Brüder 
(der legte. ftarb 1598)  umfaßten ihre Theile das gefammte Land und auf diefer 
Erbtheilung ‚beruhen die beiden heutigen Schwarzburger Fürſtenthümer. Trotz ihrer 
Trennung und Selbſtändigkeit bilden fie dod ein ewiges gegemfeitiges Erbgut und 
haben gleiche vynaftifche Würde, gleiches Wappen, viefelben Landesfarben und über- 
einftimmende Rechtspflege. Im Jahr 1713 ſchloſſen beide Linien einen Erbvertrag, 
dem zufolge in beiden Fürſtenhäuſern das Erfigeburtsreht im Mannesftamme und 
dad gegenfeitige Erbfolgereht für den Fall des Erlöfhens einer Tinte feftgeftellt 
wurde. Ihre gemeinfamen Landesfarben find jegt Blau und Silber (Weiß). 
Bezüglich ver Nechtspflege haben beide Länder durch die Staateverträge 

vom 13. December 1849 und 23. März; 1850 das Oberappellationsgericht zu 
Jena und das: Appellationsgericht gu Eifenah und das mit demfelben verbundene 
Geſchwornengericht als oberfte Iuftizbehörden und ebenfo im Land felbft Kreis— 
gerihte und Iuftizämter als untere Juftizbehörben in allen Beziehungen der Rechts— 
pflege, wie diefe für das Großherzogthum Weimar befteht, proviforiid; angenom- 
men. Auch an der Ausarbeitung eines Civilgeſetzbuchs für die Thüringer Staaten 
find beide Länder betheiligt, in Betreff ver Strafgefesgebung gilt das Thüringer 
Steafgefes, die Strafproceßorbnung von 1850 und ihre in Uebereinftimmung mit 
Sahjen- Weimar vorgenommene Abänderung von 1854. Beim Oberappellations- 
gericht zu Jena befegen beide Fürftenthümer abwechjelnd eine Rathsſtelle und ebenfo 
beim Appellationsgeriht abwechſelnd die Bicepräfidenten- und zwei Nathsftellen 
= die Stelle des Oberftaatsanwalts und deſſen Gehülfen abmwechfelnd mit 

eier. 

Ihr gefammtes Land, das fie getheilt haben, und das vormals zum ober» 
füchftfchen Kreiſe gehörte, befteht aus zwei ſechs Meilen auseinanverliegenden Haupt» 
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mafjen, aus ber fogenannten Oberherrfhaft und ber Unterherrſchaft. Jene umfaßt 
die altihwarzburgifhen Befigungen und liegt an und auf dem Thüringer Wal 
an ber Saale, Gera, Jlm und Sorbig (Sormig); dieſe begreift althohnfteinifdes 
Gebiet und liegt in der Thüringer Niederung, an ber Hainleite und am Ayfi« 
bäufer längs ber Helbe und Wipper. 

1. Das Fürftentbum Schwarzburg-Sondershaufen 
gründete Johann Günther I. Er erhielt in der Haupttheilung des Jahres 1552 
zwei Drittel der Unterherrfhaft. Bon feinen vier Söhnen pflanzte Anton Günther L, 
Herr zu Sonvershaufen, das gräfliche Geflecht feines Haufes fort, an das im 
Jahr 1631 nicht allein die angefaufte Grafihaft Gleihen, fondern auch in Folge 
einer Rechtsentſcheidung ein einer Theil-des Hohnfteiner Landes fiel Da bie 
von Ehriftion Günther geftiftete Linie Arnftadt im Jahr 1669 und vie zu Ehe 
leben mit Ludwig Günther 1681 erloſch, fo theilten Anton Günthers I. Söhne, 
Chriſtian Wilhelm und Anton Günther II. die vereinten gefammten Lande von 
Neuem in die Häufer Sondershaufen und Arnftabt. Im Iahr 1697 wurben beide 
für fih und ihre Nachkommen in den Neihsfürftenftand und ihr Land zu einem 
unmittelbaren Reihsfürftenthum erhoben. Daburd kamen fie aber mit Kurſachſen 
und mit Sadfen-Weimar wegen der von diefen Regierungen beanfprucdhten Ho— 
heits- und Lehnsrechte in Streit. Trog der mit Kurſachſen 1699 und 1702 ab» 
geihloffenen Verträge, wonach fie an dasſelbe 200,000 Thlr. zahlten, mußten 
nah einem weitern Bertrag von 1719 bis zu Ende des deutſchen Reichs eben 
dahin jährlich 7000 Thlr. gezahlt werden. Im gleicyer Weife hatte man nad 
einem Abfindungsvertrag von 1731 an Sachfen-Weimar wegen der Herricaft 
Arnſtadt jährlih 3500 Thlr. zu entrichten. Anton Günther II. zu Arnſtadt ftark 
1716 ohne: Regierungserben, weßhalb fein Yand an feinen. Bruder Chriſtian BWil- 
beim von Sondershaufen überging. Die dadurch wieder vereinigten Länder blieben 
feitvem wegen der 1713 eingeführten Primogenitur ein ungetheilte8 Ganzes. Unter 
der langen Regierung des Fürften Günther Friedrich Karl (1794— 1835), mwelder 
1807 dem MRheinbunde beitrat, erfuhr das Land bedeutende politifche und. Terri— 
torialveränderungen. Gedrängt von der Bewegung bes Jahres. 1830 verhieß er 
noh am 25. September d. I. feinem Lande eine landſtändiſche Verfaſſung, bie 
jwar 1831 berathen, von dem Lande aber ald unzureichend befunden und nicht 
angenommen wurde, worauf der Fürft ven 21. Juli d. I. erflärte, es müſſe nun 
Alles „in feiner bisherigen Orpnung bleiben und fortgehen*. Kränklich und durch 
Alter gebengt, refignirte er im Auguſt 1835, 309 fih nad. Ebeleben zurück und 
ftarb 1837, Sein gleihnamiger Sohn (geb. den 24. September 1801) regiert jeit 
1835, Mehr als fein Bater zeitgemäßen Reformen günftig, hat er den 24. Gep- 
tember 1841 ein umfaffendes Yandesgrundgefeg für fein Fürftentyum und zugleich 
ein Patent, die Abtretung mehrerer Domantalgefälle an das Land betreifenn, im 
Wirkſamkeit treten laffen. In Folge der politifhen Bewegungen des Jahres 1848, 
die auch Sonvershaufen in ihren Erfchütterungsfreis zogen, wurbe an der Stelle 
des frühern Orundgefeges den 12. December 1849 mit dem Landtag ein Ber: 
faffungsgefeg für das Land vereinbart, das jedoch im den folgenden Jahren mieber 
manche Beränderung erfuhr. 

Das Fürftenthum Sondershaufen befteht aus dem Heinen Wefttheil ver 
Oberherrſchaft, einem langſchmalen, von der hügeligen Gegend Arnftabts ſüdlich 
bis zum Firſt des Thüringer Landes anfteigenden Stridie, und aus dem größern 
Theil der welligen Unterherefchaft, längs der Helbe und ber mittlern Wipper aus 
gedehnt. Es umfaßt dasfelbe 15,17 [IM., wovon 9,12 auf die Unterherrſchaft und 
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6,05 auf die Oberherrfchaft fommen. Die Bevölkerung beträgt 66,189 Einwohner, 
fomit 4363 auf die (JM. In der Unterherrfchaft begreift fie 37,540, in ver 
Oberherrſchaft 28,649 Seelen. Sie ift Iutherifh mit Ausnahme von circa 300 
Katholifen. und 200 Juden und wohnt in 5 Städten, 7 Marktflecken nnd 81 
Dörfern. Es befichen 2 Gymnaſien (Sondershaufen und Arnftabt), 1 Lyceum, 
2 Realfchulen, 1 Seminar, 1 höhere Töchterſchule und über 90 gute Vollsſchulen. 
Biel Waldung und Biehzuht im Unter- und Oberland, ſtarker, lohnender Acker⸗ 
und Obſtbau in jenem und zum Theil in viefem Gebiet, dagegen hier ziemliche 
Inbuftrie; der Handel. nur an einigen Bunkten (Arnſtadt) bedeutend. 

Die Beftimmungen des Örundgefeges von 1849, mobificirt durch Gefege 
von 1852 und 1854, gleichen im Ganzen denen der herzoglich fächfifhen Ber- 
fafjungen. Der Landtag befteht aus 19 Vertretern: aus vier lebenslänglih er— 
nannten Mitglievern, fünf Abgeorbneten der Höchftbeftenerten und zehn Abgeord⸗ 
neten aus allgemeinen Wahlen. Die Wahl erfolgt jedesmal auf eine Yinanzperiode 
von 4 Jahren. Perfonen, die ein Öffentliches Amt bekleiden, ausgenommen die 
Minifter und Minifterialbeamten, find wählbar und bebürfen zum Eintritt in den 
Landtag Feines Urlaubs. Aus jedem der beiden Lanvestheile werben zwei ver 
lebenslänglih zu ernennenden Yandtagsmitgliever genommen. Zu deren Auswahl 
bringt der Fürft dem Landtag 6 Staatsangehörige der Unterherrfhaft und 6 ver 
Oberherrſchaft in Borihlag. Die Borgefhlagenen dürfen aber weder aktive Staats« 
F Hofdiener oder Officiere noch Kammergutspächter ſein. Das Mandat dieſer 

itglieder wird nicht durch Auflöfung des Landtags aufgehoben. Bon den 5 hödft- 

befteuerten und von ben 10 aus allgemeiner Wahl hervorgehenven Abgeorbneten 
bat jeder der 5 Berwaltungsbezirte dort einen, hier zwei zu ftellen. Jenen wählen 
diejenigen hundert ftimmberechtigten Gemeinbebürger des Kreifes, welche am höchſten 
befteuert find. Jeder. Yanbtag wählt nad) der Eröffnung aus feiner Mitte einen Präfi- 
denten und Bicepräfiventen und zum Landtagsſyndikus einen Rechtsanwalt des 
Landes. Der Präfivent des Landtags und zwei von bem legtern aus feiner Mitte 
gewählte Mitgliever bilden den ſtehenden Landtagsausſchuß. 
Die Bermwaltung liegt in den Händen ber Gemeinde», Bezirks⸗ und Gen- 
tralverwaltung. Diefe als die oberfte Behörbe für alle Zweige ver Staatsverwal - 
tung ift das Staatsminifterium, aus 4 Mitgliedern beſtehend und in 5 Abthei- 
lungen (1. fürftliche Hausſachen, Aeußeres und Militär, 2. Inneres, 3. Finanzen, 
4. Kultus, 5. Juſtiz) getheilt, von denen bie beiden legten in einer Hand find. 
Nah der Berfaflung find die Mitglieder des Minifteriums innerhalb ihres Wir- 
kungskreifes verantwortlich. Auch darf fein Glied des fürftlihen Haufes Mitglied 
des Minifterinms werben, doch kann der Erbprinz nach zurüdgelegtem 18. Lebens- 
jahr an den Berathungen des Minifteriums Theil nehmen. Unmittelbar unter 
dem Minifterium ftehen die Landräthe over Verwaltungsvorftände. Ihrer find 5, 
da das Land in 5 Berwaltungsbezirke getheilt ift. In jedem Bermwaltungsbezirt 
befteht no ein Berwaltungsausfhuß und eine Schullommiffion, deren Borfigender 
der Landrath iſt. 

Der privilegirte Gerichtsſtand, mit Ausnahme der Militärgerichtsbarleit, iſt 
aufgehoben. Für die Rechtspflege beſtehen 5 Juſtizämter oder Einzelngerichte 
(Sondershauſen, Greußen, Ebeleben, Arnſtadt und Gehren), 2 gemeinſchaftlich 
mit: Sachſen ⸗Weimar und Schwarzburg-Rudolſtadt gebildete Kreisgerichte, zu Son- 
dershauſen und Arnſtadt; dann das Appellationsgericht zu Eiſenach mit dem 
Schwurgericht und als höchſter Gerichtshof das Oberappellationsgericht zu Jena. 

Für bie Finanzperiode 1864 - 1867 iſt die jährliche Ciunahme auf 628,546 
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Thaler, die Ausgabe auf 611,354 Thlr. angenommen. Schon 1859 betrug aber 
bie wirfiihe Einnahme 631,312 Thlr. Die Landesſchuld betrug den 31. December 
1864: 657,000 Rthlr. influfive 125,000 Rthlr. Kautiouen und 150,000 Atblr. 
Staatspapiere. Die Domäne, die ihren Hanptreihthum aufer 24 Gütern’ in ven 
Forſten (63,000 Morgen): hat, ift aud in ver Berfafjung von 1849 als ‚immer: 
währendes, forterbendes Fideilommiß des fürftlihen Hauſes“ anerfannt; ihre Ber 
waltung und Nugung fol aber „mit Ausfhuß der zu unmittelbarer Benutzung 
des fürftlichen Haufes beftimmten Beftandtheile auf die Dauer der Selbftänbigteit 
des Fürftenthbums nad) Bereinbarung einer dem Fürſten zu gewährenden Civil 
lifte, aus welder alle Bedürfniſſe des fürftliden Haufes und Hofes zu beftreiten 
find, unmiderruflih dem Staate überlafjen werben". Die Vereinbarung felbft if 
in dem Gefeg vom 18. März 1850 getroffen. Nady dieſer hat fih ber Fürft 
einzelne Theile des Kammerguts und eine Eivillifte von 150,000 ZThlr. vorbe 
balten. Die Domänenfhuld beträgt Ende 1864 831,000 Thlr. 

Das Bundesfontingent bildet 1 Bataillon von 751 Mann. Die Dienft- 
zeit ift auf 6 Jahre beftimmt, davon 2 Jahre in der Referve. Das Militärregie 
ment ift das preußifche. 

2. Das Fürftentbum Schwarzburg-Rudolftadt. 

Der Stifter diefer Linie, Albert VII., erhielt in der Theilung von 1584 
von ber Oberherrjchaft die Aemter Rubolftadt, Blankenburg, Paulinzelle, Leuten: 
berg, König, Ilm (mozu 1631 Ehrenftein aus ber Grafſchaft Gleihen kam), von 
der Unterherrfhaft die Aemter Frankenhauſen, Arnsburg, Straußburg, Kelbra, 
Heringen und Schlotheim. Bon feinen vier Söhnen pflanzte blos Ludwig Günther 
das Geſchlecht fort. : Ebenderſelbe zog die in feinem Lande gelegenen Güter vei 
Kiofters Waltenried. ein. Nad feinem. Tode (F 1656) regierte fein einziger Sohn 
Aldreht Anton bis 1710 und darauf veflen Sohn Ludwig Friedrich bis 1718. 
Legterer hatte 1710 die reichsfürftliche Würde erfangt, damit ‚aber auch Difie 
renzen mit dem Haufe Sahfen hervorgerufen, Sein ihm nachfolgender Sohn 
Friedrich Anton glich diefe Lehensftreitigkeiten 1719 ans. Auf ihn folgte fein 
Sohn Johann Friedrich‘ (F 1767), dann deſſen Oheim Ludwig Günther (+ 1790) 
und darauf deſſen Nachkommen, und ei zuerft fein Sohn Friedrich Karl 
(+ 1793), dann deſſen Sohn Friedrich Ludwig, der ſich durch: eine weiſe und 
milde: Negierung große Verdienfte erwarb. Sein älterer Sohn Friedrich Günther 
ift der nod jet regierende Fürſt. Derfelbe überließ 1816 feinen Antheil an ven 
Aemtern Heringen und Kelbra nebft dem Dorf Wolframshaufen an Preußen, 
wofär diefes die im Rudolſtädtiſchen befintlihen Güter und Einkünfte der Propftei 
Göllingen uud eine Summe Geld an Rudolftadt abtrat und fi aller Oberherr⸗ 
lichteitsrechte über die Unterherrfhaft begab. In ebendemfelben Jahre ertheilte ver 
Fürft feinem Land eine Berfaffung, die ſich beſonders für die Minderung ver 
Landesſchulden fehr zweckmäßig erwies. Im Jahr 1825 trat er an Sachſen · Gotha 
das Vogteiamt Seebergen ab und erhielt dagegen vier. im Nubolftävtifchen ge 
legene Dörfer und zugleich den Verzicht Sachſen ⸗Gotha's auf die von diejem 
Haufe bisher in Anfpruch genommene Landeshoheit und Lehnsherrlichkeit über die 
Aemter Ilm und Paulinzelle. Die politifchen Stitrme des Jahres. 1848 erfchütterten 
auch das Rudolſtädter Land umd führten nicht allein zu einer Reihe von Ge 
fegen, welche die Befeitigung ber alten drückenden Frohnen und Laſten des Landes 
anbahnten, fondern auch 1854 zu der Staatsverfaffung, die no Heute gültig if. 

Das Land umfaßt von der Schwarzburger Oberherrſchaft ven größern, von 
der Unterherrſchaft den kleinern Theil, dort zivei,' hier drei ‚von einander getrennte 
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Stüde. Der Gefammtflädeninhalt des Fürftenthums beträgt 171, TIM., davon 
131/, IM. die Oberherrfhaft, 4 [IM. die Unterherrſchaft. Die Bevölterung, 
die bis auf 160 Katholiten und 175 Juden der Iutherifchen Konfeffion angehört, 
begreift 73,752 Ginwohner, alfo 4211 auf die IM.; bavon Fommen’huf vie 
Oberherrchaft 57,560, auf die Unterherrſchaft ;16, 192° Einwohner. Sie wohnt 
in 7 Städten, 2 Sieden und 160 Lanborten. Ihre Bildungsanftalten find 1. Gym⸗ 
nafium, 1 Lyceum, 1 Nealjhule, 1 Seminar und über 150 Volksſchulen. Be— 
trächtlihe Waldungen, gute Viehzucht, ausreichender Getreidebau in der Unter« 
herrſchaft, viel Obſtbau, ziemlih Induſtrie, anfehnlicher Bergbau (Eifen, Braune 
tohlen, Schiefer, Salz), unerhebliher Handel, 

Das Grundgeſetz nebſt Wahlgejeg vom 21. März 1854 zeichnet ſich 
durch feine Kürze aus. Die Domäne ift Fideikommiß des fürftlihen Hauſes; VBer- 
äußerungen können jedoch nur mit Zuftimmung des Landtags gejhehen, Die Ein- 
fünfte ver Kammer dienen zunähft zur Dedung der Hofhaltungsunfoften und zur 
Suftentation der fürftlihen Familie, die Ueberſchüſſe fließen der Landeskaſſe zu. 
Der Landtag befteht aus 16 Abgeorbneten: drei von den größern Grundbefigern, 
fünf von: den größern Städten und acht von dem Fleinern Stätten und von den 
Bauern. Sie werden auf 6 Jahre gewählt. Der Landtag tritt alle drei Jahre 
zufammen. Am Schluſſe jeder orbentlihen Lanbtagsverfammlung wird ein Yand- 
tags und Nehnungsausfhuß zur Vorberathung von Gefeg- und Budgetvorlagen 
fowie zur Prüfung der Rechnungen: gebilbet. 

Die jegige Organifation der Berwaltungsbehörben beruht auf dem Geſetz 
von. 1858. Die oberfte Leitung der Negierungsgefhäfte hat das Minifterium, 
unter dem brei Yandeskollegien und nie biefen Kollegien untergeordneten Berwal- 
tungsämter die Yanbesabminiftration beforgen. Bon ven drei Kollegien hat das 
Regierungstollegium das Innere mit der Polizei und den Gewerben, und die Auf- 
fiht über die Juſtiz, Zucdt- und Waifenhäufer,; das Finanztollegium die Doma- 
nial-, Forſt⸗, Steuer- und herrſchaftlichen Banfachen und die Leitung der Danpt- 
landes- und ber 1855 errichteten Landeskreditkaſſe; das Konfiftorium, iſt vie 
Oberbehörbe für Kirche und Schule. Dem Finanzkollegium ſind die 3 Forſtämter 
des Landes mit 26 Forſteien, die 7 Steuerämter, ein Bergamt, eine Hütten- und 
eine Gutsinſpeltion (Seedorf) unterftellt. Das Konfiftorium überwacht 6 Diöcefen 
mit 86 Pfarreien und die Schulen des Landes. 

Die Rechtspflege wird nad der Drganifation von 1850 (Aufhebung des 
privilegirten Gerichtsſtandes) geübt durch acht Iuftizämter, 2 Kreisgeridte (Rudol⸗ 
ftabt für die Ober- und Sonbershaufen für die Unterherrfhaft), das Appellations- 
geridt in Eifenah und das damit verbundene Schwurgeriht, enblid durch das 
Dberappellationsgericht zu Jena. Die Strafgefeßgebung hat das Yand mit Son— 
derähaufen und Weimar gemeinſchaftlich. 

Im Fürſtenthum Schwarzburg-Ruvdolftadt werden mit Ausnahme der Grund» 
fteuer keinerlei direfte Abgaben an den Staat entrichtet. Auch Kommunal» und Orts— 
armenftener find im mehrern Städten nit vorhanden. Die in der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts eingeführte Grundfteuer (Domänen, Nittergüter und milde 
Stiftungen, im Ganzen ein Areal von 4 [_ JM. umfafjend, find frei) ift zur Zeit 
noch ungleih vertheilt. Die Einnahme und Ausgabe (influfive der Domäne) ift 
für 1864— 1866 auf: 860,774 fl. jährlid veranſchlagt. Die Staatsſchuld (haupt- 
ſächlich durch Straßenbau veranlaßt) beträgt 1,481,700 fl., wovon aber 404, 700 ft. 
Altiva abgehen. 

Dad Bundesfontingent befaßt ein Bataillon von 989 Mann (809 Mann 
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als Hauptlontingent und 180 Mann Erfag). Ieder Soldat ift zu vierjähtigem 
aktiven und zweijährigem Refervebienft verpflichtet, Stellvertretung geftattet. 


III. Neußiſche Fürftentbümer. 


Boigtland (terra advocatorum) hieß vordem das königliche Domanialland 
zwiſchen Thüringen, Franken, Böhmen und Oſterland. Es war urfprüngli in 
die Reichövogteien Plauen, Hof, Weida, Greiz und Gera getheilt und begrifi 
hauptſächlich die heutigen reußifchen Länder, ven königlich ſächſiſchen voigtlänbifchen 
Kreis, den weimarifhen Neuftädter Kreis, ven diesſeits des Fichtelgebirges ge- 
legenen bairifhen Theil, das böhmiſche Egerland und eimen Theil des Erzgebirge, 
fomit ein Land, das unter ftarker und glüdliher Hand ein anfehnlihes Fürſten⸗ 
thum abgeben konnte. Dazu war das reußiſche Fürftenhaus auserfehen, nachdem 
ed die erblihe Bogtei des Landes erlangt hatte, indeß es hat vasfelbe nicht bie 
Kraft gehabt, das Ganze zufammen zu halten. In Folge fteter Zerftüdelungen 
und unglüdliher Fehden ift ihm nur ein Heiner Theil vom Ganzen verblieben 
Die reußifhen Fürften haben mit andern uralten Fürftenhäufern das Schichſal 
einer auf mehrfahen Hypotheſen beruhenden, keineswegs hiſtoriſch feftgeftellten 
Herkunft gemein. Das Wahrſcheinliche ift, daß fie Nachlommen ver alten Grafen 
von Gleisberg find. In dem unter König Heinrid I. eroberten, von Gorben- 
wenden bewohnten Boigtland wurden Burgen erbaut und Grafen über die ver 
ſchiedenen Gaue des Landes gefegt. Cine folde Grafenburg war Gleisberg, von 
ber zu Beiten Otto's I. die Brüder Aribo und Sizzo aufgeführt werden. Sizzo's 
Tochter, die einzige Erbin beider Brüder, wurde die Gemahlin eines ſächſiſchen 
Eveln Edbert, der um das Jahr 1000 lebte und das Grafenamt derer vom 
Gleieberg erhielt. Er ift der Ahnherr der reußiſchen Fürſten. Seine nächſten 
Nachkommen, von denen fein Urentel Edbert II. das Schloß Weida baute, brad- 
ten al8 Grafen von Gleisberg nah und nad die ganze. Grafichaft als freies 
Landeigentyum an fih, wurden fomit Dynaften und nannten fih. Herrn umd 
Vögte von Weide. Edbertd II. Sohn, Heinrich der Reiche, deſſen Name in Ur 
funden von 1143—1193 vorfommt, nannte ſich zuerft Herr und Vogt zu Weida. 
Er erwarb nicht allein das ganze Boigtland (zu den ererbten Vogteien Weida, 
Gera und Greiz faufte er die Bogtei Hof von denen von Orlamünde und erhielt 
Plauen vom Kaifer Friedrich I., deſſen Verwandte feine Gemahlin Bertha war), 
fondern auch die erblihe Würde eines Reichsvogts. Aus Anhänglichleit an den 
Kaiſer Heinrih VI. foll er das Hausgefeg gegeben haben, daß alle feine Nach- 
fommen ben Namen Heinrih führen müſſen. Bon ihm an ift dies allerdings ftets 
der Fall, nur daß man fih im Jahr 1664 dahin vertrug, die Namen Heinrich 
ftatt dur Beinamen nun durch Zahlen, vie in jever Hanptlinie für fich allein 
nach der Zeit der Geburt fortgehen und nad Erfüllung eines Jahrhunderts wieder 
mit I beginnen, zu nnterfcheiven. Seine drei Söhne ftifteten durch einem Thei- 
lungsvertrag des Jahres 1206 die Linien der Bögte von Weida, Plauen und 
Gera, die alle den Bogtstitel führten. Bon diefen Linien erlofchen die zu Weide 
1532 und die von Gera 1550, jene, nachdem fie 1373 die Stadt Hof und das 
Land Reguitz an die Burggrafen von Nürnberg und 1410 Weida an die Land» 
grafen von Thüringen verkauft hatte, mit fehr geſchwächtem Befig, dieſe endete, 
nad mehrfachen Fehden mit den Landgrafen von Thüringen, denen fie 1374 die 
Lehnaherrlichteit über Schleiz und andere Gebiete aufgetragen hatte, endlich da- 
mit, daß fie 1547 nah der Schlacht bei Miühlberg ihre Befitung von Böhmen 
zu Lchn nehmen und Gera an Heinrih von Planen abtreten mußte. Die Linie 
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von Plauen dagegen erhielt fi) dauernd. Im 13. Jahrhundert erhob fie, ſich zu 
bebeutendem Anſehn, indem Heinrich der Fromme, ein Herr dleſes Haufes, vom 
Kaifer Rudolf zu feinem Oberridter ernannt und felbft zum Exekutor gegen bie 
thüringifchen Ranbritter ermählt wurde; indeß auch die Macht viefer Linie fanf 
bald darauf faft im gleichem Grabe wie die der Linien von, Weida und Gera, jo 
daß. bereits Ende des 14. Jahrhunderts fein größeres Gebiet berfelben mehr reichs— 
frei: war, weßhalb man dem jegt. beveutungslofen Titel Bogt aufgab und fi 
blo8 Herr nannte, Und wenn gleich fpäter einzelne Männer ihrem Haufe Plauen 
Glanz: braten, wie denn auch zwei Hochmeiſter des beutihen Ordens aus biejer 
Linie hervorgingen, jo konnten fie do ihrem Haufe die verlorene Etellung und 
Macht nicht wiedergeben, blieben vielmehr ein Spiel der benachbarten politiſchen 
©ewalten. Heinrich der Fromme, der Enkel des Stifters der Linie Plauen, hatte 
mit feiner erſten Gemahlin, ver Tochter eines böhmischen Fürften und einer rufe 
ſiſchen Fürftin, zwei Söhne, die in der Folge zu Ehren der Mutter und ver 
Großmutter die Beinamen der Böhme und der Reuße oder Ruſſe annahmen. 
Nah Andern war Heinrich zuerft mit einer Böhmin, darauf mit einer Ruffin 
vermählt und hatte drei Söhne, von denen ber mittlere frühzeitig geftorben fein, 
der jüngfte ven Namen Neuß erhalten haben fol, weil er längere Zeit in Ruß- 
land ‚gelebt habe. Nah Heinrichs des Frommen Tode erhielt von feinen beiden 
binterlaffenen Söhnen der ältere die Bogtei Plauen, der jüngere (Reuß) die VBogtei 
Greiz; jene Linie hieß einfach die plauifche, diefe die reuß-plauifche. Weil jedoch 
die ältere Linie 1572 ausftarb und ihr Land an die jüngere fiel, fo ging ver 
Name Reuß auf das Gefammtgebiet über und wurde zum Familiennamen des 
ganzen Regentenhaufes, Die ältere Linie litt zwar wie die jüngere Linie viel im 
Huffiten- und im thüringifhen Bruderkrieg und hatte viele nachtheilige Fehden 
mit Sahfen, dod gewann fie auf furze Zeit (1426— 1439) die Burggrafichaft 
Meißen, damit aber für immer die reihsfürftlihe Würde, außerdem nod mehr: 
fachye ‚Befigungen in Böhmen und im ſchmallkaldiſchen Kriege, in.dem der Burg- 
graf Heinrih V. von Plauen zum Kaifer hielt, die übrigen Vögte aber auf Seiten 
der Reformation und des Kurfürften von Sadhfen ftanden und deshalb geächtet 
und ihrer Länder ‚verluftig. erflärt wurden, alle den geächteten Neußen entrifjenen 
Länder. Dod fon 1572 flarb viefe ältere Linie aus und ihre Befigungen und 
Rechte fielen an das jüngere Haus Reuß, den noch einzigen Stamm aus ‚dem Ges 
ſchlecht der voigtlänbiihen Reichsvögte. Diefe Linie blieb von ihrem Stifter 
E 1294) bis zu Heinrih dem Stillen (F 1532) im Ganzen ungetheilt. In dieſer 
Zeit zählt fie manchen tüchtigen Herrn in ihren Meihen, namentlidy Heinrich, den 
Statthalter der ſächſiſchen Lande (F 1349) und zwei Hochmeiſter des deutjchen 
Drdens. Sie gewann in eben der Zeit die Herrfhaften Ober- und Niederkrannich— 
feld, verlor aber an Landgraf Friedrich den Strengen von Thüringen Auma, und 
Biegenrüd und im Schmallalder Krieg alle böhmiſchen und fächfifhen Lehen, die 
fie zum. Theil fpäter wieder zurüderhielt. Heinrich der Stille hinterließ drei Söhne, 
die fih im Jahr 1564 in ihr Erbland theilten, worauf jeder von ihnen der 
Stifter, einer Linie wurde; Heinrich der Aeltere gründete die ältere, Heinrich ber 
Mittlere vie mittlere, Heinrich der Jüngere bie jüngere Linie. Die beiden ältern 
Brüder erhielten Greiz, der jüngere Gera. 1572 nad) Burggraf Heinrihs VII. 
Tode, des legten der Nachkommen der Burggrafen von Plauen, theilten fie deſſen 
angefallene Länder, wobei fie beſchloſſen, Schleiz gemeinfhaftlih zu regieren. Als 
im Jahr 1616 die mittlere Linie ausftarb, theilten vie beiden andern Linien fo, 
baß «bie jüngere die Herrfchaft Schleiz und die Pflege NReichenfeld erhielt. Aus 
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biefen beiden Linien find nun bie heutigen Fürſtenhäuſer ver ältern unb ber jün- 
gern Linie entftanden. Bon der ältern, bie eine Zeit lang in Untergreiz und Ober 
greiz (1625— 1768) zerfiel, ftammen die Fürften von Reuß-Greiz ab, die 1671 
mit fämmtlichen Herrn Reuß in den Grafenftand, 1778 in den Reihsfürftenftand 
erhoben wurden, 1807 dem Rheinbund beitraten, ihn 1813 nad der Schlacht bei 
Leipzig verließen und 1815 ſich dem deutſchen Bunde anſchloſſen. Die jüngere 
Linie, von der die Fürften Reuß der jüngern Linie herſtammen, wurde anfänglich 
lange Zeit von Heinrich Poſthumus, dem Gefeggeber des Landes (+ 1635), glüd« 
lih und ungetheilt vegiert, theilte fi aber 1647 im vier Hefte: Gera, Saalburg, 
Schleiz und Lobenftein. Schon 1666 erlofh Schleiz, defien Name auf Saalburg 
überging, und 1802 Gera, das der gemeinfhaftlihen Berwaltung ver übrigen 
Speciallinien zufiel. Ebenfo ftarben in dem Specialhaus Lobenftein von ben 1678 
gebildeten drei Zweigen Lobenftein, Hirfhberg und Ebersborf der zweite 1711, ver 
erfte 1824 aus und als 1848 (1. Dtober) der Fürft von Ebersdorf zu Gumften 
der Linie Schleiz feine Regierung nieberlegte, vereinigte der Fürft von Schleiz, 
deffen Haus einen Aft Köftriz abgezweigt hatte, alle Länder ver jüngern Hanpt« 
linie wieder in einer Hand. 1690 beſchloſſen die NRegenten der jüngern Linie mit 
denen der ältern auf einem Familientonvent zu Gera ein Primogeniturgefeg. Im 
Jahr 1790 erhielt die Linie Lobenſtein der Reihsfürftenftand und 1806 endlich 
auch die Übrigen damals regierenden Grafen ver jüngern Linie, Napoleon I. be 
ftätigte den 30. April 1807 in Warfhau ihre Fürſtenwürde und nahm fie in ven 
Rheinbund auf. 1815 traten fie dem veutfhen Bund bei. Der gegemwärtig ſeit 
1854 regierende Fürft Reuß jüngere Linie ift Heinrich LXVIL. (geb. 17891, ver 
der ältern Linie ift feit 1859 der 1846 geborne Fürft Heinrich XXII., anfängtie 
unter Vormundſchaft feiner Mutter (von Heffen-Homburg). Durch Familienverträge 
find beide Linien mit einander verbunden. Der ältefte regierende Fürſt ift „des 
ganzen Stammes eltefter". 

Titel, Wappen und Lanbesfarben haben beide Länder gleih. Ihr Titel: 
fouveräner Fürft Reuß ältere oder jüngere Linie, Graf und Herr von Planen, 
Herr zu Greiz, Krannicfeld, Gera, Schleiz und Lobenftein. Ihr: Wappen: ein 
quabrirter Schild; im 1. und 4. fhwarzen Felde ein goldener gefrönter Löwe 
wegen Neuß; im 2. und 3. filbernen ein goldener Kranich wegen der Herrfcaft 
Krannichfeld. Die Lantesfarben fird Schwarz, Roth, Gold. 

Das gefanımte Reußenland, vormals zum oberfächfifchen Kreis gerechnet, be— 
ftebt aus zwei Haupttbeilen, einem füblihen und eimem nörbliden, weide durch 
den Neuftäbter Kreis von einander getrennt find. Der füpfiche, bei weitem größer: 
Theil, meift Bergland, am Franfenwald und auf der vogtländiſchen Platte längs 
der Saale und Elfter gelegen, umfaßt das ganze Land ber ältern Linie unb ven 
der jüngern alle ihre Gebiete mit Ausjchluß des FürftentHums Sera. Der nört- 
liche Heinere Theil, ein fruchtbares Hügelland an der Elfter, umfaßt die Herrfhaft 
Sera. Der Fläheninhalt der beiden Reußenländer beträgt 281), [JM., um 
zwar bat: 

Neuß ältere Linie 7 IM. mit 43,851 €. (auf 1 GM. 6264 €), 

Reuß jüngere Linie 214/,[ IM. mit 86,472 €. (auf 1 IM. 4021 €.) 
Die Einwohner find Lutheraner mit Ausnahme von wenig Katholifn und Re 
formirten und circa 400 Juden. Außerdem cirea 400 Herrnhuter in der 1833 zu 
Ebersdorf gegründeten Hermmbuterfolonie. Die Bevölterung des Landes der ältern 
Linie wohnt in 2 Städten, 2 Fleden und 82 Landorten und wird durch 1 Gym- 
nofium, 1 Seminar und circa SO ausgezeichnete Vollsſchulen gebildet. Der forg- 
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fültig getriebene Aderbau ift nicht ausreichend, dagegen anfehnlih die Viehzucht, 
viel Waldung und Bergbau auf Eifen, am bebeutenpften jedoch die Inbuftrie, 
namentlich in: wollenen und baummollenen Zeugen, beren Bertrieb den Handel 
lebhaft mat. Die Hauptpunkte der Induftrie und des Handels find Greiz und 
Zeulenrove. Die Bevöllerung des Landes ver jüngern Linie wohnt in 6 Städten, 
3 Flecken und 169 Dörfern und Weilern. Es beflehen 2 Gymnaſien (Schleiz 
und Gera), 1 Realfhule, 2 Seminarien, 1 Kaufmannsfchule (Gera) und 101 
Vollksſchulen. Ueber !/, des Landes ift Wald. Der forgfältig betriebene Aderbau 
beit das Bedürfniß. Viehzucht und Bergban anf Eifen (auch auf Schiefer, Alaun, 
Salz) iſt anfehnlih, am bebeutenpften aber bie Inbuftrie, befonvers in Baum⸗ 
wollen: und Leinenwaaren, in Gerberei unb Färberei. Ebenfo wird ein anfehn- 
licher Handel mit Holz, Rindvieh und Manufakturwaaren getrieben. 

Beide Fürftenthümer werden von fouveränen, nad dem Recht der Erfigeburt 
erblihen Fürften aus dem fürftlihen Haufe Reuß regiert. Beide Fürftenthümer 
batten früher eine für Greiz und Schleiz abgefonderte landſtändiſche Verfaſ— 
fung, mad welher bie Ritter- und Landſchaft, die bei der Geſetzgebung und 
Stemererhebung lonkurrirt, alle 8 Jahre vollzählig zu einem Landtage, beren Aus- 
ſchuß aber alle Jahre zu einem Deputationdstag nach Greiz einberufen mwurbe, 
Daneben bilveten aber für die Landestheile der jüngern Linie in Unterfheidung 
von dem. Gefammtförper der allgemeinen Landesſtände, die Stände wieder felbft- 
ftändige Korporationen. Im Fürſtenthum Neuß älterer Linie befteht die altland- 
ftändifche Berfafjung noch fort. Zwar wurde bafelbft im Sturmjahr 1848 eine 
Berfoffung wiederholt berathen und abgeſchloſſen, fie ift aber niemals publicirt 
worden. Die Landftände, beftehend aus ber Ritterfchaft, den Vertretern beider 
Städte und dem für die Bauern erfcheinenden Konfulenten, haben in ihren 
Sitzungen und Landesansichußtagen die Steuer zu bewilligen und die Rechnung 
über deren Berwendung zu empfangen. Doc ift nad. einem Eivilliftenvertrag vom 
Jahr 1850 aud das Domanium ber ftänbifchen Kontrole unterworfen worden. 
Im Fürftenthum Reuß jüngerer Linie ift: bie alte Staatsform mit dem Jahr 
1848 abgethan und eine: fonftitutionelle Staatsverfaffung seingeführt worden. Nach 
der mit Zuftimmung des Landtags erfolgten Bereinigung ber bisher getrennten 
Beftandtheile unter einer Stantöverwaltung wurde Damals ein konftituiremder Land» 
tag berufen und mit ihm das Staatsgrundgefeg nebft Wahlgefeg vom 30. No» 
vember 1849 vereinbart. Indeß die: bald wieder fonfervativ gewordene Zeit for- 
derte eine Mevifion dieſes Gefeges in mehreren Punkten, die auch in verfafjungs- 
mäßiger Weife in Vereinbarung mit dem Landtag erfolgte. Dadurch fam das ben 
5. Mai 1852 publicirte revidirte Stantsgrumdgefeg nebft dazu gehörigem Wahl- 
gefeg zu Stande, welches jedoch, nadhbem ber im, Jahr 1854 zur Regierung ge- 
langte Fürſt Heinrih LXVII. erflärt hatte, daß er dasfelbe in feinem ganzen 
Umfang nicht ‚beftätigen fönnte, den 16. Mai und 10. Juni 1856 nochmals 
weientlich abgeändert worden ift. Die PBatrimonialgerichtöbarkeit und ver Lehen» 
verband wurden durch Geſetze von 1852/53 aufgehoben. Die Beftimmungen bes 
Staatsgrundgeſetzes über die Staatsangehörigen und deren Rechte, fowie über bie 
Rechte und Pflichten der Landesvertreter, über Geſetzgebung und Ueberwadhung ber 
Verwaltung, gleichen ven bezüglichen Beſtimmungen der Staatögrundgefege in ben 
fächfiihen Herzogthümern. Der Landtag foll minveftens alle 3 Iahre einberufen 
werden. In ver Zeit zwijchen zwei ordentlichen Landtagen befteht ein Ausſchuß, 
welcher die Finanzen kontrolirt, Beſchwerden an die Regierung richten und auf Be— 
rufung eines außferordentlichen Landtags antragen kaun. Der Landtag beftcht aus 
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dem fürftlichen Beifiger des Reuß-Köftriger Paragiums oder deſſen Vertreter; aus 3 
Abgeordneten der übrigen Nittergutsbefiger; aus 6 durch allgemeine Wahlen ver 
Stadtgemeinden ernannten Abgeordneten; und aus 3 durch allgemeine Wahlen ver 
übrigen Gemeinden bervorgegangenen Abgeorbneten. Die Wahl der Abgeorbneten 
und ihrer Stellvertreter erfolgt auf bie Dauer von drei Jahren. 

Im Fürſtenthum Reuß ältere Linie ift bie höchſte Berwaltungsbehörbe die fürft- 
liche Reglerung, welcher mit Ausnahme der niedern Bermwaltungsgefhäfte, vie dem 
YJuftizämtern des Landes Übertragen find, und mit Ausnahme derer, die einen Theil 
des Gejchäftsfreifes der fürftlichen Kammer ausmadhen, alle Zweige der Randesver- 
waltung theils in erfter, theils in zweiter Inftanz obliegen.. Für bie niedere Bermwal- 
tung iſt das Land in 3 Bezirke (Greiz, Zeulenroda, Burgk) mit 4 Iuftizämtern ge« 
theilt. Im Fürſtenthum Neuß jüngere Linie leitet ſämmtliche Staatsverwaltungs- 
defhäfte ein Minifterium, an deſſen Spige ein verantwortlicher Minifter fteht. Das 
Minifterium felbft zerfällt in 4 Abtheilungen, a) für die Angelegenheiten des fürft« 
lichen Haufes und der auswärtigen Saden, b) für die innere Landesverwaltung ein« 
ſchließlich der Militär- und Straßenbaufadhen, e) für die Juſtiz und für Kirche und 
Schule (das frühere Konfiftorium wurde 1862 aufgehoben), d) für. die Finanzen. 
Chef der Abtheilungen a und d ift der Staatöminifter, den. Abtheilungen b undb.c 
ſteht je ein befonderer VBorftand mit dem Präbilat Staatsrath vor. Bezüglich, der 
polizeilichen und Juftizverwaltung ift das Land in brei Kreife: Fürſtenthum Schleiz, 
Fürftenthum Lobenftein-Ebersvorf und Herrfhaft Gera, denen Kreis- oder Landräthe 
als Berwaltungs-Mittelbehörden zwifchen vem Minifterium und den Gemeinden vor- 
ftehen, und in 6 Juftizämter (Gera, Schleiz, Hohenleuben, Lobenftein, Saalburg und 
Hirſchberg) geteilt. 

' Das Fürftenthum Reuß ältere Linie hat fi) in Berbinbung mit Reuß jüngere Linie 
laut Bublitationspatent vom 27. Ian. 1817 vem von den ſächſiſchen Herzogthümern 
errichteten Dberappellationsgeriht zu Jena angefchloffen. Die übrigen Oberjuftizbe » 
börden im Fürftenthum Reuß älterer Linie des Landes find die Landesregierumg und das 
Konfiftorium, beide zu Greiz. Die Landesregierung hat im Allgemeinen bie Stellung 
uud Funktion der Appellattonsgerichte ver fähfljhen Herzogthümer, das Konfiftortumt 
übt die Gerichtsbarkeit über Diener und Güter der Kirche und Schule und in Ehe— 
und Sponfalienfahen aus, Als Unterbehörben beftehen 1) das Juftizamt, 2) das 
Kriminal-, 3) das Polizeiamt, 4) das Hofmarfhallemt, alle zu Greiz; 5) das Stadt⸗ 
vogteigericht zu Zeulenrode und 6) das Juſtizamt Burgk. Außerdem eriftiren noch 16 
Patrimonialgerichte, deren Verwaltung ſich ‚meift in den Händen von Advokaten mit 
dem Titel Gerichtspireftoren befinden. Die Normen bes Givilprocefjes richten ſich 
nad) einer Kanzleiordnung von 1604 und einem Juftizmandat von 1751. Für bem 
Strafproceh hat fi das Fürſtenthum im Jahr 1861 ein eigenes, mit dem k. füchfi- 
hen ziemlich übereinftimmendes Strafgeſetzbuch geihaffen. Im Fürſtenthum Reuß 
jüngere Linie beftehen nad der Organifation von 1862 und nad) dem Bertrag vom 
16. April 1863 1) für die Ausübung ver Rechtspflege im bürgerliden Rechtsſachen 
drei Inftanzenzüge, und zwar als erfte Inftanz die Juftizämter des Landes (Gera, 
Schleiz, Tobenftein, Hirſchberg, Hohenleuben), als zweite das weimarifhe Appel- 
lationsgericht zu Eiſenach, als dritte das Oberappellationsgeriht zu Iena, 2) zur 
Ausübung der Strafrehtspflege gleihfalls drei Inftanzen, nämlich als erfte die beiven 
Kreisgerihte zu Gera und Schleiz, als zweite und dritte bie Inftanzen der Eivil- 
vechtsfachen. Dem Kriminalverfahren liegt bie herzoglich ſächſiſche Strafproceforb- 
nung zu Grunde. Die Kreisgerichte, zu deren Mitgliedern bie Juftizamtmänner bes 
Bezirts gehören, find ferner zur Urtheilsfälung in allen bürgerlihen Rechtsſachen 
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fompetent, wobei ber Werth des Streitobjetts die Summe von 100 Thlr. erreicht. 
Friedensrichter, anf die Dauer von 3 Jahren gewählt, beftehen in allen Gemeinden 
zur gütlichen Beilegung von Streitfadhen. 

Im Fürſtenthum Reuß ältere Linie wurde von dem Landesherrn 1849 die ihm 
zuftehende Nußnießung der Domäne auf fo lange, als das Fürſtenthum felbftändig 
und dem regierenden Haufe die Souveränetät bleiben würbe, gegen Gewährung einer 
nad dem Grundfag vollftändiger Entfhädigung für die bisherigen Bezlige zu be— 
meffenden Civilliſte an den Staat abgetreten und auf Grund der dem damaligen 
Landtage vorgelegten Nachweife die Eivillifte auf 36,600 Thlr. feftgefegt. Die Ein- 
nahmen bed Landes betragen 149,668 Thlr., vie Ausgaben 163,067 Thlr., ſonach 
* — ber Ausgaben von 18,399 Rthlr., überhaupt 51,778 Rthlr. 

aſſiva *). —— 

Im Fürſtenthum Reuß jüngere Linie beſteht eine Hauptſtaatskaſſe, deren Ein⸗ 
nahmen aus direkten und indirelten Steuern und aus dem nutzbaren Staatsvermögen 
fließen. Für die Finanzperiode von 1863— 1865 find die Einnahmen auf 281,000, 
bie Ausgaben auf 273,000 Thlr. angefchlagen. Die Staatsfhuld beträgt 403,403 
Thaler. Die Einkünfte der Domäne fließen vorzüglihd aus den Erträgen ber 
Kammergüter (jährlich circa 40,000 Rthlr.) und Forften (von circa 20,000 Morgen 
jährlih 50,000 Rthlr. Abwurf), dem Sadzehnt, der Poft, und berechnen ſich auf 
95,000 Thlr. jährlich. Die Verwaltung der Domäne hat die fürftlihe Kammer 
zu Schleiz. Die Forſteien ftehen feit 1864 unter der Forftoireftion in Schleiz. 

Das Bundestontingent**) der beiden Fürftenthiimer, aus 1274 Mann inff. 
124 Mann Erfagtruppen beftehend, fteht unter einem gemeinfamen Kommandeur 
und zerfällt in ein Infanteriebataillon mit 4 und eine Jägerabtheilung mit 2 Kom- 
pagnien. Die Dienftzeit umfaßt 6 Jahre einſchließlich 2 Jahre in ver Referve. Stell» 
vertretung und einjährige freiwillige Dienftzeit find geftattet. Seit 1862 ift die Be- 
wafnung mit preußifhen Zündnadelgewehren eingeführt, feit 1855 gelten bie 
preußifchen Reglements und feit 1856 die naffauifchen Rrieglartitel, — 
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Alexis von Tocqueville wurde 1805, als dritter Sohn bes Pairs und 
Grafen von Tocqueville geboren. Auch vou mütterlicher Seite gehörte ex ber Ari« 
ftofratie an, und liefert fomit ein neues Beifpiel, daß aus dem Adel die wärmften 
Bolfsfreunde hervorgehen können. Der mangelhafte Unterricht, der ihm zu Theil 
wurde, hatte wenigftens den Vorzug, daß der Jüngling ſich ungeftört feiner zum 
Nachdenken geneigten Natur überlaflen vurfte. Frühzeitig erhielt er eine Stelle als 
Auditor in Berfailles, wo fein Vater Präfelt war; feine geſellſchaftliche Stellung 
und perſönliche Liebenswürbigfeit hätte ihm wohl aud weitere Bahnen geöffnet, 
wenn er nicht in einer großen Selbftändigkeit der Anſichten und in einer Charal- 
terfeftigfeit, welche doch mit einer gewiffen Schüdhternheit verbunden war, Eigen- 
haften entwidelt hätte, die das Fortlommen im Staatsvienft felten fördern. 

T. blieb vor und nah 1830 wenig beachtet; um feinem Leben einen bedeu— 


*) Anm. d. Red. Nah Kolb’s Statiſtik (1865) hätte in jünafter Zeit die Landesfchuld 
(ohne die Domänenfhuld) ini. 130,000 Tblr. Papiergeld 205,000 Thlr. betragen, 

**) Dal. die Anmerkung oben S, 550. 

“r Anm. d. Med. Nah der Biographie Tocquenille's von Laboulaye, in deſſen 
Särift: L’Elat et ses Limites, suivi d’essais politiques. Paris 1863. 
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tenderen Inhalt zu geben, entſchloß er ſich gegen das Ende dieſes Jahres eine 
Reife nah Nordamerika zu unternehmen, wofelbft er bie Einrichtung der Gefäng- 
niſſe ftubiren wollte. Diefe, fowie eine Anzahl anderer, ebenfalls auf die Hebung 
des Vollswohles ſich beziehender Fragen war damals an ver Tagesorbnung. Die 
Kammern beſchäftigten ſich ernftlich mit der. großen Aufgabe, vie ihnen bie erfie 
Revolution binterlaffen hatte. T.'s Abſicht mußte alfo der Regierung erwünfcht 
fein und man gewährte ihm gerne, was er verlangte: er wurde mit einer Sendung, 
auf eigene Koften, nad den Vereinigten Staaten zum Stubium der Gefängniß- 
reform betraut. Nachdem er, auf jede Weife non der Regierung der Ber. Staaten 
unterflügt, über ein Jahr dort zugebracdt hatte, veröffentlichte er gemeinfam mit 
feinem Reifebegleiter, ©. de Beaumont, das Ergebnif feiner Forſchungen in einem 
Bud, das den Titel führt: „Du Systöme p6nitenciaire aux Etats-Unis et de 
son application en France.“ Das Bud erwarb fid großen Beifall, erhielt ven 
Preis Montyon, und den der Akademie, wurde ins Englifche, Deutiche und Por— 
tugiefifche überjegt, und bald wurden fowohl von London als Berlin aus Männer 
nad) Amerika geſendet, welde nad T.'s Vorgang das dortige Syftem genau kennen 
lernen follten. ‚Ihre Unterfuhungen beftätigten T.'s Bericht; England aber ging 
jhon im, Jahre 1835 eifrig daran, die gewonnene Einſicht zu verwerthen unb 
wit der Gefängnißreform, zu beginnen. Frankreich beeilte fih weniger, dennoch 
blieb es nicht ganz zurüd. Nah Verlauf von neun Jahren hatten fi die ameri- 
tanifchen Ideen foweit geltend gemadt, daß ein Geſetz zur Verbeſſerung bes Ge— 
fängnigwejens in den Kammern eingebraht wurde: 1841 und 1843 wurte X. 
als Berichterftatter die Freude zu Theil, feine Anfhauungen auf ver Tribüne zu 
vertreten; ein wirklicher Erfolg in Frankreich wurde jedoch damals nicht erzielt. 

Das Syſtem, das T. verfoht, war das Zellenfyftem von Philadelphia, d. h. 
Einzelhaft ſowohl bei Tag als bei Naht. Während man aber die Gefangenen 
vollftändig von einander abfperrt, erhalten fie Beſuche, die ihnen religiöfen Troft 
bringen, die fihs zur Aufgabe machen, die Unglüdlihen zu belehren, aufzurichten, 
fie zum Lefen, Arbeiten und Nachdenken anzuleiten. Diefes Syftem hat befanntlich 
von Anfang an heftige Widerfacher gefunden, welche behaupteten, daß die Zellen» 
haft trog aller Milverung dennoh eine entfeglihe, widernatürlide Strafe jet, 
welche die Geſellſchaft fein Recht habe, zu verhängen. T.'s Antwort hierauf war: 
Die Geſellſchaft hat das Recht, fich gegen das Verbrechen, da wo es ihre Örenzen 
überfluthet, zu vertheibigen; wenn aber ſchädliche Gefängnißeinrichtungen die Sträfe 
linge verderben, anftatt fie zu beflern, fo ift doch augenfcheinli, daß die Gefell- 
ſchaft nit dem Uebel fteuert, fondern dasfelbe gefliffentlih nährt. Die aus den 
Zucht- und Arbeitshäufern Entlaffenen haben Jahre lang in gemeinfamen Schlaf» 
und Arbeitsfälen das Gift der gegenfeitigen Anſteckung eingefogen, die Scham ift 
verfhwunden und die Unglüdlichen haben gelernt, den raffinirteften Verbrecher als 
den nahahmungsmwürdigften Helden zu betrachten: die öffentliche Meinung, die im 
Zudthaus herrſcht wie anderorts, treibt jeden nach dieſem ſchändlichen Ziel Hin, 
und der Sträfling ift nad) feiner Entlaffung nit im Stande, fi jener furcht ⸗ 
baren Macht zu entziehen. Nur ein Gegenmittel ift denkbar: man muß die Öffent- 
lihe Meinung der Gefängniffe verhindern, ſich zu bilden, indem man die Gefan- 
genen trennt, und dem Verbrecher das Gefühl der Vereinſamung gibt, falls er 
nicht durch Beflerung wieder einen Play in der Geſellſchaft erwerben will 

Aber auch den philantropifhen Schwärmern, die in den Berurtheilten mehr 
Unglüdlihe als Verbrecher fehen wollten, die, auf die unleugbare Mitfhuld ber 
Geſellſchaft hinweiſend, vorgaben, daß die erfte Pflicht der Gefellihaft darin be» 
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fiehe, die verblendeten, verirrten Seelen zu läutern — aud ſolchen Ipealiften, 
bie vom der Zellenhaft Wunder erwarteten, trat T. entgegen, mit der Behauptung, 
daß die Beflerung des Schulvigen weder das einzige noch aud das hauptſächliche 
Ziel der Strafgefeßgebung fein dürfe, umd daß es eime Thorheit jet, vermittelft 
einer Adpminiftratiomafregel und einer Zelle Schurken in ehrliche Leute umwan⸗ 
dein zu wollen. Er war der Meinung, daß eine ſolche Anſicht der Strafe ihren 
Nerv abfchneive, den Abfchen vor dem Verbrechen verringere und das Intereſſe 
der Gefellichaft auf die ihrer am wenigften würdigen Glieder lenke. Möge vie 
Privatwohlthätigfeit diefes Feld als das ihrige anfehen: dieß wirb vie ſegensreich— 
ften Folgen haben; bie Pflicht des Geſetzgebers aber ift es, die Ordnung aufrecht 
zu erhalten, und nicht die Barmherzigkeit an die Stelle der Gerechtigkeit treten 
zu laſſen. 

T. drang, wie gefagt, mit feinen Anfihten nicht dur: das amerifanifche 
Syftem konnte in Frankreich feinen Boden gewinnen; doch wurden die dadurch 
angeregten Ideen Anlaß zu Berfuhen auf biefem Gebiet. 

Nicht allein das menſchenfreundliche Intereffe an der Gefängnißreform hatte 
T. nah Amerika geführt, fondern mehr nod der glühende Drang des Patrioten, 
Ueberzeugt, daß in den politifhen Berhältniffen eine ungeheure Ummälzung bevor« 
fiehe, daß Frankreich fi neu geftalten müſſe, und zwar nicht weniger als alle 
Staaten Europa’s, auf demofratifher Grundlage, und zugleich tief ergriffen von 
der Erfahrung, daß fein Baterland fich feit 1789 in nuglofen Verſuchen aufreibe, 
glaubte er an die Nothwenvigkeit einer ganz neuen Politik. Freiheit und Gleich— 
beit, der Wahlfprud der erften Nevolution, war aud der feinige; aber anftatt 
diefe beiden Grundbedingungen des neuen Staatslebens gleihmäßig zu entfalten, 
hatte das franzöfifche Bolt von Anfang an mehr Verſtändniß für die Gleichheit 
als für die Freiheit gezeigt, und T.'s beſtändige Furt war, daß es aus Un- 
wiffenheit oder Ueberdruß einft wirklich die Freiheit zurüdftoßen, und einem ſchü— 
lerhaften Gehorfam für den Triumph der ©leichheit halten könne. !) 

Um den Gefahren, die er für fein Land ahnte, entgegenzuwirten,, wollte er 
die amerifanifhen "Berhältniffe mit eigenen Augen betrachten, und, dieſer Gedanke 
jengte im Yahre 1831 von ungewöbnlidem Scharfblick. England hatte bisher 
ale Mufter des Konftitutionalismus gegolten: T. fühlte aber, daß ver feubale 
Charakter, den bie liberalen Einrichtungen der Nachbarinſel tragen, ven Franzofen 
immer ein Anftoß bleiben würde, während fie fih einer Verwandtſchaft ver An- 
ſchauungen und der Eitten mit ven Amerikanern bewußt find. Demohngeadhtet be 
fanden damals no die größten Vorurtheile gegen Amerika, die T. nicht theilte, 
Er erblidte in Amerika das alte England, aber ein England, das das Königthum, 
die Staatölirde, den Mel und die Privilegien in der alten Welt zurüdgelaffen 


) Er fagt von den demofratifchen Völkern (wobei er jedoch augenfteinlich das frangdfifche 
im Sinne bat): „Sie haben ohne Zweifel einen natürlichen Zug zur Kreibeit: wenn x fi 
felbft überlaffen find, ſuchen fie diefelbe auf, fie lieben fie, und empfinden es fehmerzlih, wenn 
fie ihnen vorentbalten wird. Aber für die Gleichheit empfinden dieſe Völker eine glübende, uner: 
füttliye, unüberwindliche, lets wiederaufiebende Leidenſchaft: fie begehren @feichbeit in der Preis 
beit, und können fie diefe nicht erlangen, fo verlangen fie fie doch noch wenigſtens in der Knecht— 
(haft. Atmuth, Unterjohung, Barbarei können fie ertragen, nimmermehr aber eine Adelshertſchaft. 
Dies fann man von allen Zeiten, vor allem aber von der unfrigen fagen. * Menſch und 
jede Gewalt, die mit dieſer unwiderſtehlichen Macht ſich in einen Kampf einlaffen wollte, wird 
flürgen und von derfelben “zermalmt werden. Heutzutage Tann die Freiheit fi nur anf bie 
Gleichheit ftügen, und fogar der Despotismus könnte nicht ohne fie die Herrſchaft behaupten“, 
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bat; einen jungen Staat zwar, der aber dennoch bie Ältefte Demokratie der Neu 
zeit ift, und das Problem, deſſen Löfung, Frankreich feit 1789 ſucht, feit zwei- 
hundert Jahren beantwortet hat 2). | 

T. veröffentlichte 1835 feine in den Vereinigten Staaten gefammelten Be— 
obachtungen und erfreute ſich eines glänzenden Erfolges. Das Bud: De la 
Democratie en Amerique erlebte binnen 15 Jahren 13 Auflagen. Es trug ihm 
von Seiten der franzöfiihen Akademie zum zweiten Mal den Preis Montyon eim, 
und ungetheiltes Lob von den bedeutendſten Männern. T. wurde ſeitdem nicht 
felten mit Montesquieu verglihen, doch fcheint mir der Vergleich mehr ehrenvoll 
als gegründet. Montesquien befaß große und glänzende Eigenfhaften, vie T. 
fehlen; Hingegen liegt in deſſen unverrüdter inniger Hingabe an eine große Idee, 
in feiner warmen Sorge um das Wohl feines Bolfes eine hinreißende Macht, die 
Montesquien nicht zu Gebote ftand. 

Um die Tragweite von T.'s „Democratie* richtig zu fhägen, muß man 
fi) auf den Standpunkt von 1831 und in die franzöſiſche Eigenthümlichleit ver- 
jegen, die trog eines lebhaft gefühlten Bedürfniſſes nad Aenderung der politifchen 
Berhältniffe dennoch ftetö wieder auf die eigenen Gedanken zurüdtommt: ald Er- 
gebniß der verfchiedenartigften Revolutionen erſcheint unabwenbbar die Centrali- 
jation, ein ungeheures Budget, eine Staatskirche, officiele Erziehungsanftalten, 
eine hierarchiſche Juftiz, eine monopolifirte und ſcharf überwachte Preſſe, und vie 
liberale Partei ftrebte über diefe Dinge nicht hinaus. Das in Amerila verlebte 
Jahr lehrte T. andere Grundfäge kennen. Anftatt des Staates nimmt dort das 
Individuum die Hauptftelle ein, das Geſetz fennt die Kirche nicht, dennoch ift dieſe 
mächtiger und reicher als irgendwo auf dem alten Kontinent; der Unterricht ift 
nicht Sache des Staats, fondern der Oemeinden und Provinzen; aber: er ift nir⸗ 
gends fo verbreitet wie in Amerifa; die Berwaltungsbehörben und die Kammern 
müfjen fi vor der Juftiz beugen, aber die Richter mißbraudgen ihre Gewalt 
nit; die Preſſe ift fchranfenlos, aber die völlige Freiheit macht aus der Tages- 
prefje nicht bie Herrn, fondern bie Diener der öffentlihen Meinung, und bei allen 
Mißbrãauchen ift fie weniger ſchädlich als in Frankreich. In beiden Nationen herrſcht 
bie Gleihheit; aber inmitten von Anſichten, die, fo wie die franzöfifen aller Par— 
teien feit 1789, auf der Souveränetät des Staates beruhen, muß vie Freiheit 
nothwendig verfümmern 3). Der amerifanifhen Konftitution find folde Lehren 
fremd; die Regierung ift unumfhränft, aber in einer engen, ſtreng abgegrenzten 
Sphäre: ihr gehört die Armee, die Marine, die Diplomatie, die Poften und 
Zölle. Der Handel im Innern aber, die Induftrie, die Banken find außer ihrem 
Bereih, ebenjo die Kirche, das Schulwefen, die Prefie — mit einem Wort, ber 


2) „In Amerika, ſchrieb T., iſt die Demokratie ihrer eigenen, natürlichen Entwidiung über 
lafien. Ihre Heußerungen find ungezwungen und frei. Hier aljo muf man fie fennen fernen. Und 
für wen fönnte denn dieſes Studium angiehender und erfpriehlicher ſein als für und, die un- 
widerflehlid vorwärts getrieben werden, und die wir vielleicht dem Despotiemus, vielleicht der 
Republik entgegen eilen, jedenfall aber demokratiſchen gefellfchaftlihen Verhältniſſen“. 

3) „Untere Beitgenofien geben im ihren Unfichten weniger weit auseinander ald man oft 

aubt; allerdings find fie befländig über die Perſonen uneins, die die Träger der Gewalt frin 
ollen; aber fie verftändigen ſich ielcht über die Pflichten und Mechte des Machthabers. Allen 
et ſich die 2. unter dem Bilde einer einzigen, einfachen, fehöpferifchen, vorforalichen 
Macht dar. — Die Meiften find der Meinung, dab die Regierung auf eine tadelnewerihe Weife 
bandelt; Alle denken aber, daß die Regierung beftändig handeln und überall eingrelien muß. Die 
Einheit, Algegenwart und Allmacht der Regierungsgewalt, Die Gleichmäßigkeit ihrer Anordnungen 
find der bezeichnendfte Zug aller jepigen politijchen Syſteme“. 
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Gedanke. Das franzöfifche Ideal ift die katholiſche Hierardie, die ſelbſt nur eine 
Nahbildung der antiten römiſchen Berwaltung ift; das Ideal der Amerikaner ift 
bie puritaniſche Kirche, worin Jeder Priefter ift und jelbft für fein Seelenheil zu 
forgen hat %). 

T. hatte bei feiner Rücklehr aus Amerika feine Wahl getroffen: nicht zu 
Anterifanern wollte er die Franzofen gemacht wiſſen; aber er hatte den Geift der 
Freiheit kennen gelernt und fortan ging fein ganzes Streben darauf, diefen Geift 
in Franfreih zu erweden; denn die fataliſtiſche Anfiht, dag gewiſſe Nationen 
dazu verurtheilt feien, ftet8 nur bie Geleiſe ihrer Vorelterm tiefer zu treten, lag 
ihm fern. Er war der Ueberzeugung, daß das Schidfal der Völker, nicht weniger 
als das. des Einzelnen, von dem Ideal abhängt, das fie fi bilden; er glaubte 
aber au, daß ein Volk, das die Freiheit fennt und liebt, unfehlbar die Form, - 
unter welder viefelbe bei ihm heimiſch werben kann, aus fich felbft erzeugen wird, 
So wünſchte T., dem vie nationale Einheit theuer war, und ber in ihr den 
wahren Ausdruck des franzöfiihen Bolksgeiftes zu ſehen glaubte, feine wefentliche 
Aenderung in ber oberften Gewalt; aber er forderte Reformen, vie dieſelbe läutern 
follten, ohne fie darum zu ſchwächen. 

Die Selbftändigfeit der Gemeinden ift unter allen feinen Forderungen bie 
jenige, welche jest, nah Berlauf von vreißig Jahren, eine ziemlich geläufige ge 
worden ift; aber er blieb hiebei nicht ftehen. Als aufrihtiger Chrift und Katholif 
hätte er für die Religion größeren Einfluß auf vie Geſellſchaft gewünſcht. Zu 
diefem Zweck ſchien ihm die Trennung der Kirche vom Staat das wirfjamfte 
Mittel; er glaubte, daß die erftere unenvlid an Würde und Wirkfamteit gewinnen 
würde, wenn fie fih von ihrem unnatürlichen Schutzherrn losfagte. Ebenfo war 
die völlige Befreiung der Preſſe ein Lieblingswunſch T.'s, fie war ihm das. wid 
tigfte Hülfsmittel. der Freiheit und die Garantie derſelben. 

Endlich wollte T. eine volllommen felbftändige Rechtspflege; aber er iſt da- 
mals nur unvolllommen verftanden worden, und vielleicht hat fi in diefer Ber 
ziehung nicht viel geändert. T. erhob fi nämlich gegen bie eigenthümliche 
Stellung, in welder fi das Redht den Staatsbeamten gegenüber: befindet; ber 
oberfte Spruch in folden Konflikten follte nicht mehr der VBerwaltungsbehörbe, 
fondern dem Richter zuftehen. Der Staat follte vom Standpunkte des Rechtes 
feinen Borzug haben vor dem einzelnen Bürger. „In Amerifa”, fagte er, „gehordt 
der Menſch niemals dem Menfchen, fondern dem Geſetz und dem Recht.“ 

Dies alfo waren T.'s Ideen, in Amerika jo alt, daß fie zu unumſtößlichen 
Orundfägen geworden find; in Frankreich *) jo neu, daß fie nod jegt nach 25 
Jahren durd ihre Kühnheit unfere Verwunderung erregen. Die Habend-Rorpus- 
Alte, die Trennung von Kirche und Staat, das Vereinsrecht, die Preßfreiheit, die 


%) „Die Lehre von der Bolfafouveränetät iſt in den Bereinigten Staaten nicht eine vers 
einzelte, die weder mit den berrfchenden Ideen noch Gewohnbeiten in Zufammenbang ftebt, fon- 
dern man muß fle im Gegentheil als das letzte Glied einer Verkettung von Anſichten betrachten, 
die die ganze engliſch-amerikaniſche Welt umfaßt. Die Vorfebung hat jedweder Perfönlichkeit den 
Grad von inficht verliehen, deſſen fie bedarf, um in den Dingen, die fie ausſchließlich angehen, 
richtig zu handeln. Dies ift der große Grundſatz, auf welchem in den Bereinigten Staaten das 
Privatleben, fowie das politifche Leben berubt: er wird vom Familienvater auf feine Kinder, vom 
Heren auf feine Diener, von der Gemeine auf ihre Glieder, vom ver Regierungsgewalt auf die 
Gemeinen, von dem Gtaat auf die Provinzen, von der Union auf die Staaten angewendet. Auf 
die ganze Nation ausgedehnt, wird diefer Grundſatz zur Lehre von der Volksſouveränetät“. 

*) Anm. d. Red. Es iſt zu beachten, daß hier ein franzöfljcher Schriftſteller fpricht, 
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Unabhängigkeit der Schule, zielen nicht darauf hin, herrſchende Meinungen oder 
anerkannte Rechte zu ſichern; ſondern ſie wollen im Gegentheil junge Ideen und 
neue Rechte gegen den Druck des Staates und bie wranniſche Gewalt der Mehr- 
zahl fügen. Solche Beränderungen waren in Frantreih nod niemals; vorge 
ſchlagen worden; T. zum erftien Dale wagte es, allen nationalen Borurtheilen 
zum Troß, energifh darauf hinzuweiſen; „wenn Alle fid) nur mit dem nächſt⸗ 
folgenden Tag befhäftigen, fagte er, jo will ih an bie Zukunft tenten.” 

T. veröffentlichte 1840 eine Fortfegung feines Buches, die weniger gut auf- 
genommen wurde, und zwar mit Recht. Er hatte fich Hier die Aufgabe geftellt, 
den Einfluß der Demokratie auf die Literatur, die Willenfhaft, die Künfte und 
gefelligen Berhältniffe, in Amerifa ſowohl als in Frankreich nadzumeifen. Diefe 
- Aufgabe ift aber unlösbar, wenn fie einzeln anfzefaßt wird; denn ſo groß aud 
ver Einfluß der Gleichheit auf die Bildung eines Volkes fein mag, fo wirken doch 
eine Menge anderer Elemente eben jo beftimmend mit, und es muß benfelben bei 
der Beurtheilung des Ganzen Rehnung getragen werben, wenn. nicht durch un- 
billige Hervorhebung eines einzelnen Gliedes der Gefichtöspunft ein ſchiefer werden 
fol. T. begeht vielleicht in feiner „Fortſetzung“ dieſen Fehler, und macht bie 
Demokratie zu ausfhließlih für Gutes fowohl als Schlimmes verantwortlich. 
Jedenfalls laſſen fich feine Beobachtungen nicht auf alle demokratiſch gearteten 
Länder anwenden, wenn fie auch, aufsſchließlich auf Amerika bezogen, vielleicht 
faft durchgehends richtig find. Das legte Kapitel dieſes Buches ift aber ein 
Meifterwert und vielleicht das Befte, was aus T.'s Feder geflofien ift. Nirgends 
bat er Marer und berebter die Gefahren bezeichnet, die in der Gleichheit liegen, 
wenn ihr nicht ein entjpredendes Maß von Freiheit: zur Seite fteht; nirgends 
bat er die Gentralifation nachdrücklicher angegriffen. Eine Wahrheit war ihm end⸗ 
lich in ihrem reinften Licht erfchienen, und er ſprach fie begeiftert aus, vie näm- 
lid, daß der hauptfächliche und wefentliche Zwed aller Politik der Menfc ift 
und nicht ter Staat; daß der Menſch die einzige wahrhaft lebendige Kraft ift, 
daß jeder Verſuch, vdiefelbe zu verringern, um ben Staat zu kräftigen, nur ein, 
einer. hohlen Einförmigfeit gebrachtes Opfer wäre, und daß im.Gegentheil bie ber 
Zukunft geftellte Aufgabe dahin zielt, den einzelnen Menſchen zu entwideln, ihm 
zum Bemußtfein feiner Fähigkeiten wie feiner Verantwortlichkeit zu verhelfen und 
ihn von Allem zu befreien, was feinem Denken, Wollen oder Thun hemmend 
entgegentreten könnte 5). 

Seine „De&mocratie en Amerique* eröffnete T. den Zugang. zu ven höchſten 
Ehrenftellen in Frankreich: er wurde 1839 zum Mitglied der Acaddmie des 
Seiences morales und 1841 zum Mitglied der Académie frangaise ernannt. Seine 
Aufnahmsrede mußte zunächft einem ehemaligen Minifter Napoleons, deſſen Stelle 
er einnahm, gelten. T. berührte feinen Gegenftand nur kurz, um zu einer: Dar- 
ftellung Napoleons und des Kaiferreihs überzugehen, worin er feine Tieblings- 


5) An vielen Etellen erinnern T.’3 vortrefflide Worte an den großen Ameritaner Chan» 
ning. den er vielleicht auf feiner Reife perfönlich kennen lernte, mit dem er aber jedenfalls in 
Auffaffung umd Urtbeil verwandt iſt. So fagt er ©. 369: „Man folte meinen. daß die Herrſcher 
unfrer Zeit nur daran denken, vermittelft der Menfchen große Dinge auszuführen. Ich mollte, 
daß fie. ein wenig mehr darauf bedacht wären, große Menichen zu machen, daß fie weniger Werth 
auf die Arbeit legten umd mehr auf die Arbeiter, daß fie ſich befländig an die Wahrheit erinners 
ten, daß eine Nation nimmermehr fange ſtark bleiben kann, wenn alle Einzelnen an und für. fi 
ſchwach ‚find, und daß es weder gejellichaftlihe Verhältniſſe noch politifche Ginrichtungen gibt, 
die aus Meinlichen, weichlichen. Bürgern ein thatfräftiges Dolf zu fchaffen im Stande wären“. 
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ideen entwickelte und den Satz aufſtellte: nachdem die Begriffe der Freiheit und 
ber Gleichheit als zwei große geiftige Strömungen aus der franzöfifhen Revolution 
hervorgegangen waren, habe Napoleon mit fharfem Blid erkannt, wie die Freiheit 
nothwendig zu konftitutionellen Einrihtungen führen müſſe, und babe deshalb, vie 
Freiheit bei Seite laſſend, die Gleichheit zu feinem Wahlſpruch gemacht. Bald 
babe er dann in der That gleih den römischen Cäfaren fagen können, daß er 
Alles verlangen dürfe, weil er allein im Namen des Volles, das ihn zu feinem 
Stellvertreter erwählt, fprede. 

Sowohl feine Neigung als feine Studien legten T. eine politifhe Laufbahn 
nabe; er hatte bald nah ber Rückkehr von Amerika feine Stelle in Berfailles 
aufgegeben und mwurbe 1839 in die Kammer gewählt. Dort befand er fich faft 
immer in der Oppofition; nicht aus Parteigeift, aber es lag ihm Alles an ver 
Durdfegung feiner Ideen, und feine Ideen waren nicht in Gunft. T. fand in 
der Kammer um feiner Rechtlihleit und feiner Kenntniffe willen große Aner- 
fennung; 1839 und 1840 war er Berichterftatter eines Ausfhuffes für die Ab— 
fhaffung der Sklaverei in den Kolonien; ſchon oben wurden feine Berichte aus 
ben Jahren 1840 und 1843 über die Gefängnißreform erwähnt. 1841 machte 
er eine Reife nad Wlgerien und 1846 eine zweite; er fette eine, fchon damals 
erſchütterte Gefunpheit aufs Spiel, um durch genaue Kenntniß der dortigen Ver— 
hältniſſe fih ein Recht zu erwerben, über dieſe hochwichtige Angelegenheit 
zu ſprechen. 

Die Ereigniffe des Jahree 1848 betrübten T., ohme ihn zu überrafchen; er 
hatte fie vorausgefehen. Jetzt nahm er einen Plaß in der fonftituirenden Berfamm- 
lung an; denn wenn er fih auch micht über die eigentliche Richtung des fran- 
zöfifchen Geiftes zu täufchen vermochte, jo fam es doch ihm nicht zu, einen Ber- 
ſuch republilaniſcher Einrichtungen zurüdzumelfen. Obwohl zum Ausſchußmitglied 
gewählt, gelang es ihm dennoch nicht, feinen Anfichten Geltung zu verſchaffen; 
ed wurden bie thörichtften Beſchlüſſe gefaßt, über deren Folgen fih T. unmöglich 
täufchen konnte; aber geleitet von einer Neigung zum Trieben, der ein großer 
Irrtum zu Grunde lag, geftattete er fih, an dem unheilvollen Wert wenigftens 
durd fein Stillſchweigen Theil zu nehmen. Im Jahr 1849 wurbe er in bie ge- 
feggebende Berfammlung gewählt und zu einem der Bicepräfidenten ernannt. 
Einige Tage fpäter wurde ihm vom Präfinenten der Republik das Portefeuille ber 
ausmärtigen Ungelegenheiten übergeben. Hier fand er vie italienifhe Frage vor, 
die alle Politiker beſchäftigte. Die italienifchen Berhältniffe waren ihm nicht 
fremd: als im Jahr 1848 Defterreih damit umging, auf die Yombarbei zu ver- 
zichten, hatte der General Cavaignac T. ſchon zum Bertreter Frankreichs bei 
einem, in Brüffel zu haltenden, Kongreß beftimmt, als plöglid Radetzky's fieg- 
reiher Degen Defterreih zum zweiten Male zum Herrn der Lombardei und den 
Kongreß überflüffig machte. Als T. ins Minifterium trat, war der Papft nad 
Gaeta geflüchtet, die franzöfifchen Heere fianden ſchon vor den Thoren Roms, 
Man muß annehmen, daß T. diefe Mafregel guthieß, da er außerdem nicht im 
Minifterium geblieben wäre. Thätigen Antheil an dem Gang der Dinge hatte er 
erft dann zu nehmen, ald nad dem Einrüden der franzöfifhen Truppen vie biplo- 
matifhen Verhandlungen begannen. Er hoffte, daß der dur die franzöfifchen 
Waffen wieder eingefegte Papft freiwillig die im Jahr 1847 feinem Bolt gemad- 
ten Konceffionen ernenern würde, und daß enblid einer für die Kirche nicht 
weniger als für Italien und Europa ſchädlichen Politik ein Ende gemacht werde. 
Dies war ein Irrthum, aber ber eines edeln Gemüthes; und wenn in der Folge 
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in Rom Alles beim Alten blieb, ſo iſt die damalige franzöſiſche Regierung, die 
T. vertrat, ſchwerlich dafür verantwortlich zu machen. 

T. blieb nur vier Monate im Miniſterium: ſobald er auf die Hoffnung 
verzichten mußte, den Präſidenten und die geſetzgebende Verſammlung in gutem 
Einvernehmen zu ſehen, zog er ſich zurück und nahm ſeinen Platz wieder auf den 
Bänken der Kammer ein. Im Jahr 1851 hatte er über die Verfaſſungsreviſion 
zu berichten. Die konftituirende Berfammlung hatte hierüber ſowie über das Zwei- 
fammerfpftem die falfhen Orundfäge ihrer Borgänger angenommen: eine ein 
Drittel ftarfe Minorität follte das Land zwingen fünnen, auf die fernften Zeiten 
hinaus ſich unter ein läftiges Gefeg zu beugen. Taufende von Stimmen verlangten 
1851 die Revifion. Man follte denken, daß in einer Republif die VBoltsvertretung, 
fie mag fonftituirend oder gefeßgebend fein, ftet3 das Recht habe, an das Yand zu 
appelliven: die gefeßgebende Berfammlung wagte jedoch nicht, diefen Schritt zu 
thun. T. entwidelte in feinem Bericht die Schwierigkeiten der Lage mit großer 
Einſicht; er erfannte an, daß Frankreich durd die Gefeßgebung des Jahres 1848 
in einen anomalen Zuftand verfegt fei, er bezeugte, daß eine ſtets wachſende Un— 
ruhe fih aller Gemüther bemächtigt habe, und daß nur die nothwendigen Aende—⸗ 
rungen in ber Konftitution einem neuen politifhen Umfturz vorzubeugen vermöchten; 
aber ald Neferent eines Ausſchuſſes, der fih nicht Hatte einigen können, trat er 
dennoch mit einem entſchiedenen Antrag auf VBerfaffungsrevifion nit hervor, und 
überließ der Berfammlung die Verantwortlichfeit für einen Schritt, von welchem, 
feiner Ueberzeugung nah, Frankreichs Zukunft abhing. Die Triebfeder von T.'s 
Verhalten war die reinfte, felbftlofefte Baterlandsliebe; dennod hätten feine Freunde 
und die treueften Anhänger feiner Ideen ihm vielleicht eine ſchwierigere und groß- 
artigere Rolle zugedadt. Das evelmüthige Opfer, das er, der Sehende, feinen 
verblendeten Mitbürgern brachte, Toftete ihn viel und nütte Niemanden. 

Nah dem 2. December 1851 kehrte T. in das Privatleben zurüd, und obne 
fi feinem Schmerz über das Gefchehene zu überlafien, nahm er feine politifchen 
Studien wieder auf, um Frankreich, wenn nicht auf der Nebnerbühne, fo doch am 
Schreibtiſch noch nüßlich zu werden. 

In T. lebte ein forfchender Geift und ein frommes Gemüth. Er glaubte an 
Gott und nicht an den Zufall, und fo ſuchte er in den Greigniffen, die feine 
Hoffnungen und Berehnungen täufchten, eine Lehre für die Zukunft. Durch die 
Julirevolution hatte er verftehen gelernt, welde Rolle der Demokratie in der Zu- 
funft bevorftehe; der raſche Sturz einer ihm ſympathiſchen Regierung trieb ihn 
zum Nachdenken über die Frage, warum der Parlamentarismus in Frankreich fo 
ſchwache Wurzeln gefhlagen, und warum fi im Bolt fo wenig Neigung und 
Berftändnig dafür finde. Die richtige Antwort hierauf lag nit ferne: es war 
unwiderſprechlich, daß in Frankreich die politifche Freiheit feit Jahrhunderten nur 
ganz oberflächlich aufgefaht worden war. An Charten, an Konftitutionen hatte es 
nicht gefehlt; aber fie waren Worte ohne fefte Unterlage geblieben: die kunſtvoll 
zufammengejegte Staatsmaſchine drehte fih nur in wohlgeoronetem Kreislauf um 
fih ſelbſt, anftatt täglich und ftündlich eine Menge von gemeinnügigen Erzeng- 
niffen zu liefern. Diefe Gedanken entwidelte T. in einem 1856 unter dem Titel: 
„Aneien regime et la R&volution“ erfhienenen Werte. 

Aus einer forgfältigen Prüfung der BVBerhältniffe vor 1789 ging ihm vie 
merfwürbige Gewißheit hervor, daß, trog aller Anftrengung, mit der VBergangen- 
beit völlig zu brechen, diefes unmöglihe Wert den Geiftern jener Zeit deineswegs 
gelungen war, und daß ber VBerwaltungszuftand Frankreichs im 19. Jahrhundert 
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fich viel weniger als man gemeinhin glaubt, von dem Frankreichs unter Ludwig XV. 
unterſcheidet. Es wurde ihm far, daß tie Gentralifation ein Vermächtniß bes 
alten Königthums ift, das die Nevolution übernommen und vergrößert hat. Im 
erfien Augenblick könnte diefe Behauptung überrafhen, aber T.'s Beobadhtungen 
zeigen fidy bei eingehender Prüfung fehr richtig. Was den fräftigen Königen aus 
dem Haufe Balois ihre Bereutung gibt, find ihre erfolgreichen Bemühungen um 
die Einheit Frankreichs, um die Niederhaltung des Adels, die Aufhebung ver 
Vorrechte einzelner Stände, die Stärfung der föniglihen Macht, mit andern Wor- 
ten: bie Regenten arbeiteten auf vie Gentralifation hin. Die fonfequente Durdy: 
führung biefer Bolitit machte die Monarchie zu dem, was fie unter Ludwig XIV. 
war. Zu der Zeit, ta in England die auffeimende bürgerliche Freiheit die Hülle 
des Feudalweſens fprengte, war e8 in Franfreid dahin gekommen, daß der Staat 
Alles zu feinen eigenen Gunften nivellirte, die Kommunen waren gegängelt, die 
Beamten durch eine außerorbentlibe Gerichtsbarkeit gegen bie Bürger ficher ge— 
ftellt, Paris nöthigte dem ganzen Lande feine Anfichten und feine Yaunen auf — 
wir finden die nämlihen Erfcheinungen, damals wie jet: die Namen find anders 
geworben, nicht aber die Dinge und die Menfhen. T. meinte darum nicht der 
Revolution ihre Verdienſte abzufprehen: fie war fruchtbar durch ihr Zerftörungs- 
werf, und räumte aus dem Wege, mas die Gleichheit hindern fonnte; aber im 
runde fam diefe Ausgleihung der Stände nur der Staatsgewalt zu gute, und 
gewährte ihr die Mittel zu einer fräftigeren und unmittelbareren Einwirkung. Ein 
ſprechender Beweis für diefe Behauptung liegt darin, daf alle unumfcränften 
Monardien in Europa dieſes franzöfifhe Verwaltungsſyſtem zum Mufter ge 
nommen haben. 

Die Aufhebung von Standesvorrehten fürbert jedenfalls die Gleichheit, 
keineswegs aber damit auch nothwendig die Freiheit; denn vermöge ihrer boppelten 
Natur geftalten fi diefe Vorrechte allerdings nach unten als Unterbrüdung, nad) 
oben aber als Freiheit, und im Fendalftaat Ludwigs IX. fand fih, bei aller 
Ungleihheit ber Stände, ein zwar fehr unbillig vertheiltes, nichts deſtoweniger 
aber beträchtliches Maß bürgerlicher Freiheit; Körperfhaften befaßen im Mittel- 
alter dem Staate gegenüber eine Widerftandsfraft, die heutzutage dem einzelnen 
Dürger fehlt. In dieſem Sinne hat- Frau v. Staël Reht, wenn fie fagt: in 
Frankreich ift die Freiheit alt, und der Despotismus neu. Da die Standesvor- 
rechte nit nur denen, bie unmittelbar unter denfelben litten, ſondern aud dem 
Monarchen, deſſen Willkür fie einen Damm entgegenfegten, zum Aergerniß wurden, 
fo entftand ganz nmatürlih ein inniges Einverftändniß zwifchen dem König und 
den niedern Volksklaſſen. Die Kronjuriften trugen allmälig die Grundſätze des 
römiſchen Rechtes, das viel von Gleichheit, nichts aber von freiheit weiß, auf die 
franzöfifhe Geſetzgebung über und dienten auf dieſe Weife dem Wunſche ver 
Herrfher. Als endlich die Revolution auftrat, gelang es ihr unſchwer, vie in 
Trümmer ftürzenden Gebäute vollends niederzureißen, und als nun der Schutt der 
Vergangenheit weggeräumt war — da glaubte fie die Grundfeften der politifchen 
Freiheit gelegt zu haben. Mirabeau theilte diefen Irrthum nit: er fah ein, mie 
fehr diefe Ergebniffe der Revolution dem Königthume günftig werben fonnten, und 
benugte feine Beobachtung, um Ludwig XVI. zu Reformen zu veranlafen. Was 
Ludwig XVI. im Jahre 1790 nit zu faflen vermochte, verftand in der Folge 
Napoleon und gründete hierauf feine Macht. 

Indem T. in folder Weife die Schattenfeiten des alten Königthums fomwie 
der Revolution beleuchtet, meint er doc; keineswegs ber franzöfiihen Staatseinheit 

37* 


580 Torqueville. 


zu nahe zu treten. Er will biefe in ihrer vollen Kraft erhalten wiflen: in bem 
Händen des Staats follen die Armee, die Marine, die Gefeggebung, die Juftiz, 
die Steuern, die Finanzen, die Wahrung der allgemeinen Interefien, bie Ober- 
leitung der Polizei bleiben, aber die Gemeinde und der Privatmann follen ihre 
befondern Angelegenheiten felbft zu oronen haben. Das Bielregieren, meinte T., 
ift für den Staat eine Quelle der Schwäde: denn er erzieht ſich egoiftiihe und 
Ihwädlihe Bürger und die allgemeine Sicherheit gewinnt bei ihrer politiihen 
Gleihgültigkeit nichts. Für gewöhnlich gehorht man allerdings blindlings und aus 
Bequemlichkeit jedem erften beften Unterbeamten, aber es darf nur ein Augenblich 
des Mifverftändnifjes oder ber zornigen Aufregung fommen, fo wird die Regie 
rung geftürzt oder eine ganze Dynaftie vertrieben. In England und Amerila ver- 
ficht Jeder heftig und geräufhvoll die Anfprühe, auf die er ein Mecht zu haben 
glaubt; aber man hütet fi vor Revolutionen, und fowohl der Staat als die 
Freiheit gewinnen dabei. 

Man fieht, wie T. fi immer in demfelben Gedankenkreis bewegte. Allent- 
halben fuchte er nady der Verbindung von Freiheit und Gleichheit. Das legte der 
beiden Werte, die er über diefen Gegenftand fchrieb, fcheint mir jevod das vor- 
züglichere zu fein; nicht eben wegen eines Fortfchrittes in den Ideen, die fih von 
Anfang an faft unaufhaltiam aus dem Princip ergeben; aber der Schriftfteller 
behandelt feinen Stoff Harer und fihherer: die Erfahrung des Lebens verbinvet fid 
mit der aufridtigften Vaterlandsliebe 6), 

Es ward T.’8 edlem Geift nicht gegeben, fein Werk zu vollenden. Ein Bruft- 
leiden nötbigte ihn mehrmals, in wärmeren Gegenden einen Aufenthalt für ben 
Winter zu fuchen; aber es ftellte fich Feine Beflerung ein, das Arbeiten wurbe 
ihm ſchwerer: eim fchleihendes Fieber untergrub fein Leben, und in Cannes, wohin 
ihn die Werzte gefhidt hatten, verfchied er fanft im April des Jahres 1859. T.'s 
früher Tod war feinen Freunden ein bitterer Schmerz; aud feine Gegner be— 
trauerten ihn. Er war ein Mann gewefen, auf deſſen unwanbelbare Treue zu 
bauen war: feinem feiner Jugendfreunde hatte er fich entfrembdet, die Gattin, welche 
ihm die Augen ſchloß, war die innig geliebte Gefährtin feines ganzen Lebens ge- 
wefen; ver Glaube feiner Bäter war aud der feinige geblieben, und niemald war 
er in feinem Streben nad) Wahrheit und Freiheit wanfend geworten. Aeußerlich 
betrachtet, hat T. allerdings nit die Stellung erlangt und die Ehre genoflen, bie 
fein Charakter, die Tüchtigkeit feines Kopfes, feine ausgedehnten Kenntniſſe und 
feine Meifterfhaft im Wort verbient hätten; dennoch war feine Laufbahn eine 
ihöne und befriedigende. Obſchon feine beften Hoffnungen zu nidhte wurben vor 
den zermalmenben Greigniffen, hatten ihm doch feine eveln Eigenfhaften, feine 
Bürgertugend die ungetheiltefte Zuneigung feiner Nation erworben; in ben Ber- 
einigten Staaten war er wie ein Landeskind angefehen, das auf Fremde fo ftolz 
berabjehende England ſchätzte ihn aufrichtig, ganz Europa hörte auf feine Stimme 
und beachtete feine Rathſchläge; es gibt unter unfern Zeitgenofien glänzendere 
Namen, aber feinen, der reiner und geehrter wäre, 

Seine Gattin ftiftete ihm in der Herausgabe feiner fämmtlihen Werke ein 
ſchönes Denkmal. Bon hohem Werthe find darin, außer ven vorher ſchon berühr- 





6) Das Buch bricht mit dem Sturz des alten Königtbums ab, obne und mitzutbeilen, was 
unter den revolutionären Verſammlungen und dem Katferreih aus der reibeit und der Gene 
tealifation geworden ift: T. bebielt fich Die Sphere. diefer Verhaltniſſe für einen zweiten Band 
vor, von dem er aber leider nur. die Vorrede gefchrieben hat. 
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ten Büchern, feine Neifebemerkungen aus England, Irland und der Schweiz. Die 
Charafteriftit der englifhen Ariftofratie erinnert lebhaft an bie Führer der ameri- 
fanifhen Demokratie. Auch über die franzöflfche Revolution finden fi darin mande 
werthuslle Betradhtungen. 

Zoleranz, |. Belenntnißfreibeit. 

Tories, f. Großbritannien, 

Tosfana, f. Italien. 


Tudor, f. Großbritannien. 


Tubet. 


Mit dem Namen Tibet bezeichnen wir das Längenthal zwiſchen dem Hima- 
laya im Süden und dem Kafalorum-Gebirge im Norden. Gegen Often bezeichnet 
feine Grenze die Biegung bes Dihong, der fih unterm 95. Grabe öftlih von 
Green, in den Brahmaputra ergießt. Gegen Weften, gegen Kabul, bilvet feine 
Grenze die Gebirgefette des Bolor Tagh, melde in norb-fürliher Richtung ven 
Himalaya mit der Karalorumfette an jener Stelle verbindet, wo bie legtere be- 
ginnt in den Hindukuſch Überzugehen; der Indus und der Satleſch — bie Gatabrü 
der alten Indier —, find die Hauptflüffe des Weſtens. Die unbeftimmten An» 
gaben, die man bis auf die neuefte Zeit über die Bodengeſtaltung dieſes Theiles 
von Hochaſien erhalten hatte, ließen bier große Hocebenen mit verhältnigmäßig 
jehr niedrigen Gebirgszügen erwarten, von denen man überdies glaubte, daß fie 
die nördliche Orenze ihres Stromgebietes im Auenluen-Gedirge hätten. Schon bie 
Beobachtungen der Gerards und Strachey's hatten zur Genüge bewiefen, daß bie 
Waſſerſcheide zwiſchen dem Stromgebiete des Dihong und jenem des Indus zwar 
eine verhältnißmäßig niedere ift, nämlich von 16,000 ° in den Umgebungen ves 
Manfaraur,, daß aber deſſenungeachtet die Form des Terrains ferne davon ift, 
mit Ebenen oder Hocplateaur ſich vergleihen zu laffen, indem die relative Höhe 
der Berge überall 5—6000° überjhreitet. Ganz im Norbweften findet fi fogar 
in dem jüngft erft entvedten Dapfang-Berge ein Gipfel von 28,278 engl. Fuß. 
Eine Waflerfcheive, wie fie am Manfarauer vorlommt, ift nur ungewöhnlid und 
unerwartet, wenn die Stromgebiete, welche dadurch getrennt werben , foldy riefige 
Ausdehnung haben wie bier; im Kleinen kömmt fie in den Alpen fehr häufig 
vor; ich nenne als eines der befannteften Analoga den Maloja-Paß, welder bie 
Stromgebiete des Inns und ber Etfd trennt. 

Die Grenze gegen Süpen ift im Allgemeinen die Hauptlette des Himalaya, 
weldhe aber an mehreren Stellen Depreffionen erleidet, und Ströme bindurdfließen 
läßt, die ihre Quellen noch etwas nördlicher liegen haben. Die Grenze gegen 
Norden war bisher am menigften genau befannt; man glaubte, die Waſſerſcheide 
läge erft in ber Gebirgäfette des Auenluen im 36—37ften Grad nörblid, während 
das zum erften Male ausgeführte Ueberf&reiten der Karalorum- und Kuenluen- 
Kette durch meine Brüder im Jahre 1856 Folgendes ergeben Hatte: Dem Hima- 
faya entlang läuft die Karalorum-Kette als Waſſerſcheide; nörblih von ihr, aber 
bereits mit einem Fallen gegen Turfiften liegen allerdings große Hodebenen mit 
verhältnigmäßig fehr Meinen Gebirgen darauf, bie aber weder in hydrographiſcher 
Beziehung, noch hinfichtlih ihrer Bewohner zu Tibet gerechnet werben können. 

Das Klima von Tibet ift wegen der bedeutenden Höhe des ganzen Terrains, 
felbft in den Thalfohlen, ungeachtet ber geringen nördlichen Breite bereits fehr 
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fühl. Bei 12,000°, wo wir noch Drte mit großer Bewohnerzahl finden, ift vie 
mittlere Jahrestemperatur nur 5 bis 6 9 Gel; in Hanle, dem höchſten bewohnten 
Drte ver Erde, den man bis jett fennt, und deſſen Höhe 15,117 engl. Fuß be 
trägt, hat fie fih nah den Unterfuhungen meines Bruders Hermann v. Schlagint: 
weit-Safünlünsti zu 1,70 Gel. ergeben. Am meiſten charakteriſtiſch aber ift die be: 
deutende Trodenheit im ganzen Lande. Während in Sibirien 19 9/, Feuchtigkeit 
— over 1/, deffen was nöthig wäre bei gleicher Temperatur die Atmofphäre bis zur 
Nebelbildung zu fättigen — von U. v. Humboldt als vie größte ihm auf der Grte 
befannte Trodenheit angegeben wurde, haben die Beobadytungen in Tibet im Sommer 
eine relative Feuchtigkeit von 5, felbft nur von 1 0/, gezeigt. Das nody jet fortſchrei— 
tende Austrodnen der Salzfeen zeigt überdieß, daß in diefer Beziehung die Flimatijchen 
Berhältniffe von Tibet erft in einer von ber hiſtoriſchen Periode nicht fehr femen 
Zeit ihren fo ertremen Charakter ver Trodenheit angenommen haben. !) 

Der Name Tibet ift aus ben tibetifhen Wörtern thub und phod entftanden, 
beide „vermögen, im Stande fein" bedeutend, und in ihrer Verbindung einen hohen 
Grad von Können, von Macht bezeichnend. 2) Ein mächtiger Kriegerfönig im Tten 
Jahrhundert nad Chrifti Geburt gebrauchte zuerft diefen Namen für das von ihm 
gebildete Reich; im Volke und im ver einheimifhen Literatur ift er aber nicht in Ge— 
brauch gefommen. Das Bolk nennt fih Bod, eine Abſchwächung von phod, und in 
europäifchen Werken meift Bhot gefchrieben, ihr Yand Bod-yul, Land der Bor. In 
der Schriftſprache ift diefes Wort ebenfalls gebraudt, häufiger find aber umſchrei 
bende Namen, bald von der Lage im Innern eines großen Berggürteld entnommen, 
wie „Land vol Schnee”, bald auf ven Rang anfpielend, den e8 unter ven Anhängen 
an den bubphiftifhen Glauben einnimmt. 

Die Erforfhung von Tibet wurde bis in die Gegenwart durd das Mißtrauen 
der Herrfcher in ungewöhnlicher Weife erfchwert. Die Nachrichten, welche Marco 
Polo und Pater Nubruiquis nach Europa braten, find äußerſt dürftig; auch dat 
Borbringen des Iefuiten Johann Gruber, der im 17ten Jahrhundert vom nördlichen 
China aus als der Erfte die Hauptſtadt Chaffa erreichte, förderte unfere Kenntniß 
wenig. Ihre Berichte ließen jedoeh entnehmen, daß ungeachtet der Entftellung burd 
rohe und finnlofe Opfergebräuche, religiöfe Grundfäge die Bafis des Unterrichtes 
und der Moral bilden, weldhe auf Hebung ber Sittlichkeit hinzielen, ven Laften 
fteuern, und Demutb, fo wie die Anerfennung und Unterwerfung unter eine höher: 
Macht gebieten. Großes Aufjehen erregte die Mittheilung, daß die politifhe Ge 
walt fih in den Händen des Klerus befinde; eine Uebereinſtimmung mit ver 
römifch-fatholifhen Kirche ſowohl in den Orundlehren als in der hierarchiſchen 
Drganifation ſchien vorhanden, als deren Stifter man ſich nad dem Geifte ber 
damaligen Zeit den Satan dachte, der zur Störung bes Gotteswerfes in treuefter 
Nahäffung des abendläntifhen Borbildes dort ſich „eine legte Burg“ errichtet 








i 1) Auf weitere Details der phyſikaliſchen und geologiſchen Verhältniſſe einzugeben ift bier 
nicht der Drt. 

2) Die Shinefen machten daraus Thnsfan, die mongolifchen Stämme änderten e8 in The 
bed, Töböd, Bei ibnen lernte cs Marco Polo kennen, er und andere Berichterftatter des Mittel: 
alters jchreiben Tubet, Thebeth, rovrer, die Araber Tibat. In der modernen Handelsſprache iſt 
Thibet die vorherrſchende Schreibart, au Tübet findet ſich; doch ift beionders im englijchen In— 
dien, dann in den Arbeiten von Cſoma, Foucaux, Schiefner und Schmidt über das Tibetiſche "die 
Schreibart Tibet, tibetiſch die auäfchließlich gebräuchlite geworden, Die Schreibart Tübet in der 
Ueberſchrift dieſes Artikels ift dur den Umſtand veranlaßt, daß der Drud bereits über Ti 
vorgefchritten war. 
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babe. Diefe Unfhauung trug wefentlih dazu bei, ungeachtet wiederholten unglüd- 
lihen Ausganges ftets aufs Neue e8 zu verfuhen, in Tibet felbft eine Miffion 
zu errichten. Der Kapuziner Haracio de la Penna, zum Vicarius apostolicus von 
Tibet ernannt, eine Würde, die feither regelmäßig vergeben wird, erreichte 1732 
mit mehreren Ordensbrüdern Chaffe. Die tibetifhen Würbenträger (Geiſtliche) 
hatten fih anfangs fehr wohlwollend gezeigt; allein von Seite der chineſiſchen 
Regierung, die damals ſchon dominirenden Einfluß gewonnen Hatte, mit dem 
Mißtrauen verfolgt, das bei jeder ungebilveten Nation in Folge der Berührung 
mit höher Gebilveten auftritt, ging die katholiſche Miffion fhon nad wenigen 
Jahren ein. Ueber ein Jahrhundert lang wurben dieſe Beftrebungen nicht mehr 
aufgenommen. Die Reifen der beiden Tazariften Huc und Gabet, die zuerft wieder 
1846 Chaffa betraten, hatten einen unglüdliden Ausgang. 3) Ebenfo erfolglos 
blieben die Bemühungen Anderer, bis endlih 1863 durch die Energie des franzö- 
fiihen Miſſionärs Renou und feiner Begleiter ein Miffionshaus in Bonga er: 
richtet wurde, nahe der Grenze von Affam (feine geographifche Lage ift ungefähr 
280 20° nörbl. Br., 960 20° öftl. %. von Green). Die bisherigen Erfolge find 
noch fehr befcheiden %), aber ein Verluſt der gewonnenen Pofition, wie er früher 
ſtets eingetreten war, iſt nicht mehr wahrfcheinlih; die Zahl der Belehrten und 
die Veränderung in den Anfhauungen des Volfes wird übrigens in den nächften 
Jahren wenigftens noch eine wenig bebeutende fein. 

Die wiſſenſchaftlichen Refultate dieſer Mifftonen find nicht fehr bebeutend. 
Bei Huc bildete ein Mikroſtop, um Suriofa zu zeigen, das einzige phyſikalliſche 
Inftrument, und in Bonga befand fi nod 1863 kein Thermometer; ebenfo er 
fahren wir nur fehr Unbeftimmtes über Geſchichte, Religion und Kultur, Das 
Berdienft, hierin als der Erfte die großen Schwierigkeiten überwunden zu haben, 
gebührt dem Ungar Cſoma Korafi Sander; ihm verbanfen wir bie erfte braud): 
bare Grammatik und ein Wörterbuch nebft den wichtigften Aufichlüffen aus ber 
jo überrafchend reichen Literatur. 5) 

Die Tibeter zeigen in ihrer äußeren Erfcheinung und in ihrer Sprache fehr 
große Aehnlichkeit mit den Völkern an ihrer Oftfeite, befonders mit den Stäm— 
men im Norden von Berma. Es ift mehrfach die Anfiht ausgejproden worden 
— insbefondere gefhah dies von B. H. Hodgfon —, daß die zahlreichen Refte 
von Aboriginer-Stämmen, die in Borber-Indien, im Dekhan und in den Gebirgen 
im Süden der Halbinfel, zu berfelben Gruppe wie die Tibeter gehörten; es 
wärbe daraus folgen, daß aud die Tibeter urfprünglid vie fruchtbareren Land— 
friche Indiens bewohnt hätten und ans ihren früheren Wohnfigen durch das 
Bordringen der Arier verbrängt, zunächſt in den Himalaya und fpäter jenfeits 
besjelben, nad Tibet, zurüdgeworfen worden feien, Allein die phyſiſche Erſchei— 





3, Ich kann hierüber auf ihre Souvenirs d’un voyage dans la Tartarle, le Tibet et la 
Chine m Bände. er i ie 

) BVergl. Allgemeine Zeitung, Beilage zu Nr. 3 und 4, 1866, und meinen Auflab im 
Globus S. gm. 3 i — Na} 

5) Ueber politifcheneogranbifche Verbäftniffe bot reiches Material die chineſiſche Geographie 
Bel tfang tu ſchi, die zuerft 1828 von dem Ruſſen Bitichurin, dann 1831 von Klaprotb über: 
Iept und mit Karten verjeben herausgegeben wurde. Die Routen meiner Brüder in Tibet fiehe 
Results of a scientific Mission to India and High Asia, 40, BP. 1. 1860. 

6) Es liegen mir in diefer Beziehung die zahlreichen Gefichtimasten vor, welche meine 
Brüder von Pebenden abnahmen (in Gyps), ferner eine Reihe von Schäden, fo wie Körper 
mefjungen bei mehr als 400 Individuen. 
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bisher zur Vergleihung gebotenen Sprachproben zur Entſcheidung der Frage nicht 
ausreihend find, 

Die Tibeter felbft haben über ihre Abftammung eime intereffante Sage: fie 
leiten fih von einem Affenpaare ab, von denen das männlidhe als eine Verkör— 
perung des Gottes der Weisheit gedacht wird, das Weibchen dagegen als bie 
Berwanblung eines in ber Luft umberwanvelnden gütigen weiblihen Weſens. 
„Die Schwänze der Affen und ihre Haare verkürzten fi zufehends und ver- 
ſchwanden enblih ganz, die Affen fingen zu reden an, wurden Menſchen und be 
fleideten fih mit Baumblättern, fobald fie ihre Menſchheit erfannten”. So über: 
rafhend und eigenthümlich vie Verbindung mit dem Affengeſchlechte ift und fo fehr 
diefe Anfhauung auf einer alten einheimifhen Sage beruhen wird, fo ift doch bie 
ſchließliche Formulirung erft in jener Zeit entftanden, als in Tibet bereits indiſcher 
Einfluß und die Lehre des Buddha Eingang gefunden hatte, Dies Ereigniß fällt 
in das 7Tte Jahrhundert unferer Zeitrehnung; e8 batirt davon eine völlige Um— 
geftaltung der früheren Berhältniffe. Neben ven großen Orunbbefigern, die bis 
dahin den einzigen einflußreihen Stand im Staate bildeten, entftand vie Partei 
der Priefter, zuerft faft ausſchließend vom indiſchen Buddhaprieſtern gebildet, welche 
mit den Mitteln, welde in Indien die Brahmanen feit Jahrhunderten zuerft gegen 
bie weltlihen Großen, ven Kriegerftand der Kichatrias und dann gegen die Bubbha- 
priefter geübt hatten, in Tibet die höchſte Macht anftrebten, Die gegenfeitige Eifer- 
ſucht führte zu ben erbittertften Kriegen, die Priefter blieben ſchließlich Sieger; es 
fiel ihnen dadurch auch bie weltliche Regierung zu, und ein Priefterftaat erftand, 
fo ausfhlieglih nur die Intereffen der herrſchenden Klaffe berüdfichtigend, wie wohl 
nirgends fonft die Gefhichte in fo hohem Grabe aufzeigt. Die gefhihtlihe Ent- 
widlung biefer Zuftände, und bie Folgen für die heutige Kultur und die Ent- 
widlung der Tibeter, an fi fchon lehrreich, gewinnen an Intereffe durch ben 
Umftand, daß die Gefhichte des Abenblandes ebenfalls reich iſt an Verſuchen, ver 
Kirche auch in meltlihen Dingen vie Suprematie zu erringen. Man bat oft ge- 
glaubt, wegen der Vereinigung der weltlichen Gewalt in der Hand bes priefter- 
lichen Oberhauptes Tibet als einen Kirchenftaat im Sinne des römifchen betrachten 
zu können; e8 beruht jedoch auf einer ganz ungenauen Anjhauung, von einem 
„Papſte in Lhaſſa“ zu fprehen oder von einem „lamaifchen Kirchenftante in Tibet”. 
Auch in Tibet ift zwar der Dalai Lama geiftliches und weltliches Oberhaupt und 
gleihes gilt von einigen andern Grofprieftern, wie z. B. dem Herrſcher von 
Bhutan; aber weiter geht die Hebereinftimmung nicht, denn ſowohl die religiöfen 
Anfhauungen von dem göttlihen Charakter des Regenten, als vie Handhabung 
der Regierungsgemwalt ift eine wefentlich fich unterſcheidende. 

Die älteften gefhichtlihen Nachrichten gehen zurüd in bie Zeit bes erſten 
Jahrhunderts v. Ehr. Geb. In diefer Zeit, berichten die Chroniken, erftand in 
Tibet der erfte Großfönig,, bisher habe es nur „feine Könige" gegeben, indem 
jeder größere Grundherr auch Territorialhoheit beanfpruchte. Ihre Zahl muß fehr 
groß gemwefeu fein; einer chineſiſchen Nachricht zufolge wurden im nörblihen Tibet 
allein im erften Jahrhundert nah Chr, Geb. 53 verfelben dem „Dradenthrone‘ 
von China tributpflihtig. Der erfte, ber diefe Zerfplitterung benutzte und eine 
größere Zahl ver Fleinen Meiche zu einem einheitlihen Ganzen vereinigte, war 
Bupdhagri, ein indiſcher Köntgsfohn, der megen feines monftröfen Ausfehens, das 
als Vorbedeutung eines ſchlimmen Einfluffes in feinem Stammlande betrachtet 
worden war, audgefegt wurde, Zwölf der Heinen Reiche zwiſchen dem öftlichen 
Bhutan und dem Yarlung-Fluffe erkannten ihn als Oberhaupt an und fühlten 


Tibet, 585 


fih unter feiner Regierung glüdlih; er machte dem Räuberweſen ein Ende, wies 
kräftig die Feinde zurüd, die fi dem neuen Staatswefen entgegenftellten, und 
forgte für Entwicklung des Handelsverkehrs, wohl zumelft mit Indien, wo tibeti- 
ſche Produkte, beſonders Wolle und Moſchus fhon im Alterthume hoch gejhägt 
waren. Seine unmittelbaren ſieben Nachfolger müſſen ſich nur mit großer Schwie— 
rigkeit haben behaupten können, da berichtet wird, fie ſeien „Lichtgötter“ geweſen, 
und deßwegen Regenbogen gleich ſpurlos entſchwunden, nach ihrem Tode weder 
Körper noch Leichnam auf der Erde zurücklaſſend. Erſt dem achten Könige gelang 
es, den fremden Urſprung vergeſſen zu machen und den Widerſtand der kleinen 
Könige zu brechen, ſie zu Vaſallen zu machen. Die nächſten Könige widmeten ſich 
vorzüglich der Entwicklung ver Landwirthſchaft; eine weſentliche Erweiterung der 
Grenzen fand ftatt unter einem Könige zu Anfang des Tten Jahrhunderts. Alle 
Meinen Fürften längs ber Grenze habe er feiner Macht unterworfen; er war and) 
der erfte der für fein Reich ven Namen Thu-phod (Tibet) gebrauchte. 

Wichtige Ereigniffe traten unter feinem Sohne ein, König Srongtfan Gampo 
(629— 98) 7), dem 30ſten Könige der ganzen Reihe; während feiner Regierung 
gelangten indiſche Budphapriefter zu Einfluß und vie Buddhalehre wurde Staats- 
religion. Es hängt dieſes mwejentlih zufammen mit den Bebrüdungen, denen ſich 
damals bie Buddhaanhänger in Indien von Seite der wieder zu Macht gelangten 
Brahmanen ausgefegt ſahen. Biele Priefter flüchteten in den Himalaya und wandten 
ſich nad) Tibet, dort für fih eine Zufluchtsftätte und zugleich ihrer Lehre neue An- 
hänger zu gewinnen. Bereits im dten Jahrhundert famen Indier an den Hof des 
damaligen Königs Lha⸗tho⸗tho⸗ri, doch ohne den Schug zu erhalten, den fie nach⸗ 
fuchten. Anders aber unter Srongtfan Gampo. Die Gejchichtfchreiber berichten, 
die Erweiterung bes Reiches habe ihm das Bedürfniß fchriftlicher Mittheilung feiner 
Befehle an die entfernteren Gouverneure fühlen laffen, doch „es gab feine Schrift“. 
Da erinnerte er fich einft bei ber Betrachtung ber Gegenftände, dic von früheren 
Buddhaprieftern zurüdgelaffen worden waren, daß man ſich ja in Indien der Schrift- 
zeichen beviene; er fandte gelehrte Tibeter mit reihen Geſchenken dahin ab, fie wib- 
meten fi dem Studium der fremden Sprade und paßten mit Hülfe igrer Lehrer das 
Sanshrit-Alphabet ihrer eigenen Sprade an. Indiſche Gelehrte wurden ſodann nad) 
Tibet berufen; fie brachten auch viele Bücher ihrer Religion mit, überſetzten fie in bie 
Sprade ihres neuen Beihügers, und unterwiefen ihn in ihrer Lehre. Der König 
felbft nahm regen Antheil an dem Ueberfegungswerke, das in ben nächſten Jahr: 
hunderten eifrig fortgefegt wurde und bie Urfahe warb, daß uns eine ungemein 
umfaffende Literatur von Taufenden von Werfen meift über Gegenftänbe ver bubbhi- 
ſtiſchen Religion bewahrt wurde, bie im. Sanskrit, in welchem fie urfprünglich verfaßt 
worden waren, der Vernichtung durch die Brahmanen unterlagen. Srongtfan Gampo 
wurde aud der erfte felbftändige Schriftfteller tibetifcher Abkunft; Klöfter wurden 
für die Priefter erbaut nad indiſchen Borbilvern, und biefe wurden unter ihm, 
ähnlich wie im Mittelalter in Deutfhland, der Mittelpunft gelehrten Wiffens und 
gewerblicher Fertigkeiten. Wie wenig bewandert darin die Tibeter jener Zeit waren, 
mag folgende Stelle aus einem tibetifhen Geſchichtswerle zeigen: „Milch wurde 
in Dickmilch verwandelt, Didmilh in Butter, Butter in Käfe; Mühlen wurden 
vom Waſſer getrieben; auf Webeftühlen lernte man Gewebe zu fertigen, und Ge: 
fchidlichleit wurde manch' anderer Art.” Gleichzeitig wurde das Reich aud nad) 

?, Ich fchreibe bier die Namen wie fie gefprochen werden; die umſtändlichere tibetifche Or: 
thographie ſehe man in den am Schluſſe des Artikels angeführten Werten. 
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Außen befeftigt; viele neue Provinzen wurden erobert, zu dem chinefifchen Kaifer- 
haufe trat der König durch eine Heirath, im freundliche Beziehungen. Die Reſidenz, 
die bis dahin am äußerſten Oſten, am Yarlung-Fluſſe, geweſen war, wurde mehr 
nach dem Innern verlegt, Lhaſſa, „die Götterſtadt“, noch heute die Hauptſtadt, 
wurde von nun an der Königsfig. Auf die Höhe der Macht erhob ſich Tibet im 
sten Jahrhundert; bis an den Muftag hin und unter den Mongolen und Türken 
Mittelafiens hatten ſich die tibetiihen Könige Achtung verfchafit; die Himalaya- 
Yandfhaften wurden abhängig; auch über die Chinefen wurden viele Siege er- 
fochten, der Bertrag über die endliche Orenzregulirung auf einer Denffäule in 
Lhaſſa eingefhnitten, Ein mächtiger Monarch war noch Ralpastfhan, ein neuer 
Giegestraftat mit den Chinefen wurbe ebenfalls öffentlich auf einer Säule vor 
dem Tempel niebergefchrieben. Mit feinem Tode, 842, beginnt aber der Verfall; 
feine Nachfolger wurden vom Yarlung-Throne vertrieben und gründeten fid neue 
Reiche im Weften, 

Die Urfache waren innere Unruhen, hervorgerufen durch bie unfluge Bevor⸗ 
zugung der Priefter, Begünftigt durd ihre höhere Bildung, hatten diefe fih all- 
mälig in bie oberften Stellen eingeträngt; die Abhängigfeit, in welcher ſich ber 
König von ihnen befand, zeigt in befonders hohem Grade die Sitte, daß er in 
feierlihen Berfammlungen mit langen Bändern in den Haaren erfchlen, die über 
die Sige, auf denen die Priefter Play nahmen, gelegt wurben. Der Rath der 
Großen des Reiches galt nichts mehr; fie benützten nun die Minverjährigfeit des 
Sohnes von Ral-pa-tihan zu einer allgemeinen Erhebung; ber Prinz felbft mußte 
fliehen, die Priefter wurden meift vertrieben, die zurücbleibenven aber zu ven 
niebrigften Dienften gezwungen. An Stelle der Buddhalehre Fehrte man zu dem 
alten Kultus der böfen Dämonen zurüd. Eine allgemeine Anarchie war die noth- 
wenbige Folge diefer Zuftände; ein ehrgeiziges Weib, die erfte und kinderloſe Ge— 
mahlin des verftorbenen Königs, fimnlirte ihre Schwangerfchaft; fie kaufte eimer 
Bettlerin ihren Sohn ab, und ließ dann bekannt machen, auch fie habe einen 
Sohn geboren. Alle zwar zmweifelten daran, Niemand aber wagte ihr und ihrem 
Anhange entgegen zu treten, und ber unterfhobene Prinz wurde unter dem be— 
zeihnenden Namen Yumtan, „ber eine unveränderte Mutter habende“, zum Erb» 
pringen ausgerufen. Etwa an 80 Jahre dauerte es, daß die Bubpha-Priefter und 
ihre Lehre nicht zugelaffen wurde; fie waren jedoch in der Verbannung unaus- 
geſetzt thätig für Wiederherſtellung ihres Einfluffes, der eigene Parteienhaber ber 
Großen war ihren Plänen günftig, und fo gelangten fie zugleih mit dem zurüd- 
berufenen legitimen Thronerben wieder zur Herrfhaft, 

Die königliche Macht, ſchon beim Beginne ihrer Wiederherftelung geſchwächt 
buch die Abhängigkeit vom Klerus, welchen fie ihre Wieberaufrichtung verbantte, 
verlor noch mehr an Unfehen durch vielfadhe Theilungen und Thronftreitigkeiten. 
Das alte Yarlung-Reich zerfiel immer mehr in eine große Reihe Heiner Fürſten— 
thümer, wie fie die ältefte Gefchichte uns vorführte; Überdies ftarb diejenige Linie 
aus, die fih unmittelbar von dem erften Großkönige ableitete. Einigen Glanz be- 
wahrte noch das Reich Ngari, das im 10tem Jahrhundert in den centralen Theile 
des heutigen Tibet gegründet wurbe. Bon biefem mittleren Tibet zweigte fid) bie 
Dynaftie von Ladal ab, die dort, im weftlichften Theile, einen neuen Thron aufs 
richtete. Eine große Bedeutung erlangte Ladak im 16ten und 17ten Jahrhundert ; 
die türfifhen Stämme wurten zurüdgemiefen, welde bie madhtlofe Regierung im 
öftlihen Tibet zu Raubeinfällen benügten, ver Sieger überzog aber dann bie öft- 
lihen Theile felbft mit Krieg, und führte dadurch eine Einmifhung der Mongolen 
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herbei, welche das Herifale Element im ganz Tibet zu noch größerem Einfluß führte, 
als es bisher ſchon befaß. Im Jahre 1834 verlor Ladak feine Selbftänvigfeit an 
Kafhmir. — Bon den muffalmanifhen Stämmen im Weften, befonder8 von Kabul, 
aus machte fich ebenfalls ein Einfluß bemerkbar. Er hatte für Balti und Gilgit 
die Bildung muffalmanifcher Reiche zur Folge und erleihterte dadurch die Erobe- 
rung biefes Theiles von Tibet durch Kaſchmir; die Bewohner find noch jet 
Muffalmans geblieben. 

In der Zeit des allmäligen Zerfalles des alten Yarlung-Reiches entfteht bie 
Herrfcyaft des Dalai Lama. Das alte Dogma der Buddha-Lehre: daß in der 
Zeit, in welcher die alte Lehre ganz in Bergeffenheit gelommen fei, eim neuer 
Berkünder der Heilslehre, ein neuer Buddha auf Erben erfheine, um den „Weg“ 
aus dem Jammer des Dafeins zu zeigen, erhielt in Tibet eine wefentlice Erweite- 
rung. Nach ber früheren Lehre verblieb ein Buddha auf Erden nur fo lange, als 
das durchfchnittlige Yebensalter der Menfhen in der Epoche feines Auftretens war, 
und verfhwintet dann fpurlos; jegt aber wird angenommen, aud fpäter noch 
wirfe er in unmittelbarem Berkehre mit den Menfhen auf ihre Erlöfung bin, 
indem er im Augenblide des Todes als Menfh in magifcher, übermenſchlicher 
Weiſe einen Stellvertreter aus fich erfchaffe, der fich bis zum Erfcheinen des näch- 
ften Buddha ftets in einen Menſchen herablaffe und das von ihm begonnene 
Werk fortführe. Zugleich wird biefer Emanation diefelbe Madtvolllommenheit wie 
dem Buddha, aus dem fie hervorging, zugeſchrieben. Es ift der Dalai Lama, in 
welchem ſich der zulett erſchienene Buddha unter den Menfchen manifeftirt; auch 
einige mythologiſche Vorgänger, fo wie einzelne Bollsgötter laffen fi unter den 
Menfchen nieder, die Macht und das Anſehen viefer Gottmenfchen ift aber ge- 
ringer,, weil im Dalai Lama der legte Buddha noch das Erlöſerwerk fortſetzt. 

Diejes Syftem inkarnirter Würdenträger wurde in Tibet ausgebildet : Gebun 
Grub, geb. 1389, geft. 1473, Abt eines großen Kloſters — die Angaben über 
den Namen find nicht übereinftimmend —, war der erfte, welcher bie hohe Würde 
in Anſpruch nahm, eine unmittelbare Verkörperung des legt erſchienenen Buddha 
zu fein, und fi den ftolgen Titel beilegte „der Allerkoftbarfte Lehrer-Ocean“, auf 
tibetiſch Pantſchen Rin⸗po⸗tſche. Gyastfo, Dalai Lama oder Briefter Dcean, nennen ihn 
die Mongolen, und unter biefem Namen wurbe er aud in Europa befannt. Yama 
ift ein tibetifhes Wort und bedeutet „der Obere”; es ift die gewöhnliche Anrede 
aller Priefter, obwohl fie eigentlih nur den Oberen, den BVorftehern der Klöfter 
gebührt, Dalat ift mongolifh und bedeutet „Ocean“. Gedun Grub fand raſch 
viele Anhänger; befonders wichtig wurde auch, daß die Geiftlichfeit eine unantaft- 
bare Stellung ihres Oberhauptes als ein vorzügliches Mittel erfannte, ihren Ein- 
fluß zu vermehren. Die Gründung zahlreicher Klöfter wird von Gedun Grub 
berichtet; aud fein Nachfolger kettete die Priefter der verſchiedenen Selten an fi) 
durch Bortheile. Doch blieb aud unter ihm der Glaube an feine Inkarnation und 
feine Macht noch beſchränkt auf vie Klöfter im Often von Tibet; er ſcheint zwar 
bereits in dem alten, hoch angefehenen Klofter Tſchabrang zu Lhaſſa feinen Sig 
genommen zu haben, allein erft unter dem dritten Dalai Yama wurde feine Auto- 
rität eine allgemeinere; jest beugten fih au bie Mongolen vor ihm als dem 
höchſten, ganz weijen Richter, und wurben bie eifrigften Vertheidiger feiner, auch 
noch jo anmafenden Anſprüche. 

Ein wichtiges Ereigniß trat unter der Regierung des fünften Dalat Lama ein, feit 
ihm üben die Dalai Lama auch weltliche Hoheitsrechte aus über das alte Yarlung- 
reih und über Nyari, das mittlere Tibet; nur Ladak, das weſtliche Tibet, bes 
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hauptete ſeine Selbſtändigkeit unter eingeborenen Fürſten. Eiferſüchtig auf die 
wachſende Macht der Kirche lehnten ſich die Großen Tibets gegen Uebergriffe des 
Klerus aus; einen kräftigen, energiſchen Bundesgenoſſen fanden fie an dem Be— 
berrfcher von Lada. Bereits waren die Anhänger des Dalai Lama ſtark bebrängt, 
da wandte er fih an die Khofhet-Mongolen, die fih am „blauen See", dem 
Kuku Noor angefledelt hatten; diefe zögerten auch nicht, dem Rufe zu folgen, und 
überwanben bie Heere ver Großen; zugleich aber machten fie vem Dalai Lama 
ein Geſchenk mit dem wieder befreiten Lande. So kam Tibet im Jahre 1640 unter 
die Herrfhaft des Dalai Lama. 

Weſentlich befchränft wurde die weltliche Macht vesfelben, ſeitdem die dhinefi- 
ſche Regierung eine Oberauffiht über die Verwaltung erlangte; es geſchah bies zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderte. Die Beranlafjung gaben Umtriebe des welt- 
lihen Minifterd des damaligen Dalai Lama. Diefer herrfchfüchtige Beamte hatte 
. Jahre lang den Tod feines Gebieters verheimliht, um die Regierung an fi zu 
reißen. Er entfchuldigte das Nichterfcheinen feines Herrn bei den üblihen öffent- 
lichen Umzügen durd das Vorgeben, er habe ſich den ftrengften geiftlihen Lebun- 
gen hingegeben, in denen er nicht geftört werben dürfe; den Geſandten fremder 
Mächte, welhe auch heute noch dem Dalai Lama reihe Geſchenke ſenden, zeigte er 
eine Puppe, die theilmeife den Bliden durd den Rauch wohlriehender Kräuter 
entzogen war. Jahre lang mwurbe Fein Verdacht rege; als der Betrug entdedt war, 
folgte der Kaifer um fo bereitwilliger der Einladung der Priefter und Großen von 
Tibet, den neu erftandenen Dalat Yama auf feinen Thron zu erheben, als er hoffen 
konnte, auf die Negierung des Landes und auf die Wahl des Dalat Lama einen 
Einfluß zu erlangen; es war dies um fo wichtiger, weil fo viele feiner Unterthanen 
den Dalai Lama als oberfte Autorität anerkennen in allen Fragen der Religion, 
welche ja fo leicht mit politifhen Zmweden in Berbinbung gebracht werben fann. 

Die hinefifhe Regierung erlangte damals das Recht, Truppen im Lande zu 
unterhalten, denen auch die Bewachung ber Grenzen übertragen wurde; biefer Um» 
ftand ift e8 ganz befonvers, welcher bei ber den fremden fo feinpfeligen Politik 
des Hofes von Pelin das Vorbringen nad Inner Tibet fo jehr erfhwert. In einem 
jüngft befannt geworbenen chineſiſchen Werke wird die Zahl der Mantfhu-Truppen 
zu 2000 angegeben, 64,000 Mann eingeborne Miliz zwifhen 24—50 Jahren 
verrichtet unter ihren Befehlen Dienfte. Ihre Bewaffnung befteht aus Flinten, 
Schwertern und zum Theile noch Bogen: der Kopf ift mit einem Metallhelm ge- 
ſchützt ohne vorfpringenden Rand, aber mit einem Geflechte von Stahldraht nady 
rüdwärts verfehen, das über den Nacken ſchützend herabfällt. Sehr unvolllommen 
find ihre Feuerwaffen, fie haben nur Luntenſchlöſſer; im Gefechte benützen fie vie 
Schwertiheide zum Pariren. 

Die Wahl des Dalai Lama war ftets die Folge eines Kompromiffes zwifchen 
den herrſchenden Parteien; feit der chinefiihen Oberhoheit darf er nur aus einer 
dem Hofe von Pekin ergebenen Familie gewählt werben. Es bilvet jegt die Regel, 
daß drei Kandidaten im Alter von 2—3 Jahren vorgefchlagen werben, aus benen 
dann die chineſiſche Regierung einen wählt. Sobald die Entſcheidung getroffen ift, 
werden dem Kinde einige Redensarten eingeübt, durch welche es fih dem Bolfe 
gegenüber als wahre Infarnation legitimirt. Als den Hauptbeweis betrachtet man, 
daß es Gegenftände wieder erkenne, auf welde fein Vorgänger viel Werth legte, 
fo wie daß es oft wiederkehrende Ausſprüche besfelben ebenfalls oft made; denn, 
da derfelbe Gott ſich ihm herabläßt, jo muß er fih auch an feine Handlungen in 
ben früheren Eriftenzen erinnern können, der neue Dalai Lama wird ja nicht ale 
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ein anderes Wefen als der Verftorbene betrachtet, fondern als eine Verjüngung 
feiner felbft. Bis zum 2Often Jahre leiten Lama's feine Erziehung, die Gtaats- 
gefhäfte leiten weltliche Beamte unter chinefifher Kontrole. Darin ändert fih aud 
nichts, wenn er erwachfen ift; weltliche Beamte beforgen vie weltlihen oberften 
Regierungsgefhäfte, für die geiftlihen Angelegenheiten hat er Lama's zu Rath- 
ebern, 

. An der Spige der Gefchäfte fteht der „Geſetzeskönig“, der Regent, gemwöhn- 
ih Depa genannt. Er wird von den Großen tes Reiches mit Zuftimmung ver 
chineſiſchen Auffihtsbehörden gewählt und zwar auf Lebenszeit; gewöhnlich ift es 
der Mächtigfte, unter dem die Uebrigen fi beugen. Er ſchlägt dem Dalai Yama 
die Rathgeber, Khalon oder Minifter genannt, vor, der Dalai Lama aber entfchei- 
bet; diefe Minifter find meiftens Lalen. Die unteren Beamten find aber faft ausfchließ- 
lich Kleriker; gewöhnlich wird die Regierungshoheit durch eine Verleihung dem Vor— 
ftande eines großen Klofters für den ganzen Bezirk Übertragen, das dazu in grundherr- 
lihem Verband fteht; der Prior Übt die Gewalt ganz nad eigenem Ermeſſen, ab» 
gefehen von wenigen Befehlen; die Abgaben gelangen dur ihn nad Lhaſſa und 
find nicht fehr hoch gegriffen. In Bhutan, das jedoch keinen Theil bildet des Ge— 
biete® des Dalai Lama, wird jeder Befig als eine Verleihung, als ein Lehen vom 
Regenten betrachtet, und es hat der Beliehene eine ziemlich bedeutende Geldſumme 
als Preiß der Berleihung zu zahlen. 

Als ein wichtiges Moment zur Charakterifirung der Stellung des Dalai Yama 
ift hervorzuheben, daß feine oberhirtlide Macht keine ganz allgemeine ift, ſondern 
ſich wefentlih auf das Territorium beſchränkt, über das er weltliche Hoheitsrechte 
ausübt. Nur im eigentlihen Tibet bedürfen die Aebte der Klöfter feiner Beftäti- 
gung der Wahl, die dur die Mitglieder des Kloſters erfolgt; in andern Diftrif- 
ten üben lofale Würbenträger die Auffihts- und Beftätigungsredte. Unter biefen 
mehr lokalen Würbenträgern, die ebenfalls als Inkarnationen von Heiligen gelten, 
it der wichtigfte der Pantſchen rinpotihe zu Taſchi Lhunpo, „der Stadt bes er- 
habenen Ruhms“. Taſchi Lhunpo, der Hauptort der füdöftlihen Ede Tibets, war in 
ber Zeit der Entftehung der lamaifhen Suprematie einer der widtigften Samınel- 
punkte des Klerus. Das Anfehen, deſſen ſich der Vorfteher des Klofters in geift- 
lihen Dingen erfreute, wurde fhon in früher Zeit benügt, ihm eime gleich hohe 
Abkunft zuzufchreiben, wie fie für den Dalai Lama behauptet wurde. Der große 
Örunpbefig , der zum Kloſtereigenthum gehörte, führte dann auch zu einer ftaat- 
lien Selbftändigfeit des Gebietes; die Chinefen ſprachen aber auch über tiefes 
Gebiet Rechte der Oberherrlichkeit an. Als göttliche Herabfteigung wird aud der 
Dharma Radſcha betrachtet, der Beherrfcher von Bhutan. Die hinefifhen Hof- 
biftorifer berichten, vor 100 Jahren wäre ihr Kalfer bei Gelegenheit eines inneren 
Streites zum Schiedsrichter aufgerufen worben, und der Herrfcher von Bhutan 
hätte fein Land damals als ein Lehen aus des Kaifers Händen zurüdempfangen, 
und follte jedes fünfte Iahr als Tribut durch eine feterlihe Geſandtſchaft Ge— 
ſchenle ſenden. Die europäifhen Beſucher von Bhutan berichten nichts von einem 
ſolchen Abhängigkeitsverhältniß, und jebenfalld hat der Lehensherr in dem erft 
jüngft beendeten Kriege zwifchen Bhutan und der indiſchen Regierung fich jeder 
Theilnahme daran enthalten. Bhutan ift vielmehr noch jegt als ein felbftändiger Staat 
zu betrachten, doch hat es in dem legten Kriege die frudtbarften Lanpftriche an 
die Engländer abtreten müfjen und wird immer mehr zu einem Bafallenftaate der 
Engländer , nicht aber der Chinefen werben. — Im Norden von Tibet, und in 
der Mongolei find mehrfach die Vorfteher der größeren Klöfter, die Khanpos, aus 
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politifhen und dynaſtiſchen Intereffen ber politifchen Herrfher zum Range von 
Infarnationen erhoben worden, und üben über die Geiftlichfeit ihres Diftriftes die— 
jelbe Suprematie aus, wie der Dalai Lama in feinem ebiete. 

Die mitgetbeilten Berhältniffe mögen genügen, um bie großen Berfchieren- 
beiten hervorzuheben, welche zwifchen dem Oberhaupte der römifhen Kirhe und 
zwiſchen bemjenigen der lamaifchen beftehen. Es ift entſchieden mißverftanden, von 
einem „Papfte in Lhaſſa“ zu fpredhen; denn die Annahme einer Infarnation und 
der Umftand, daß mehrere ihm ähnliche, faft Foorbinirte Inkarnationen gleichzeitig 
eriftiren, find wefentliche Unterſchiede. Die oberhirtlide Macht des Dalai Lama ift 
feine fo allgemeine, über Alle ſich erftredende, wie die des Papftes; felbft in geift- 
lichen Dingen gelten in ihrem Bezirfe die Ausfprüdhe der übrigen infarnirten 
Kleriter eben fo unfehlbar als die des Dalai Yama, wenn audy das Volk allem, 
was aus Lhaſſa fommt, eine höhere Kraft und Heiligkeit zufchreibt. 

Bon großem wirtbfchaftlihen Nachtheile ift die große Zahl der Priefter, 
Lama's genannt; am meiften überfteigt fie das vernünftige Maß an den Sitzen 
der infarnirten Würbenträger. Für Lhaſſa werben 18,000 Lama's angegeben, in 
Taſchi Lhunpo nehmen die Gebäude, melde fie bewohnen, fo viel Blaß ein wie 
die Wohnungen der Weltlihen. In ZTaffifudon, der Hauptftadt von Bhutan, hat 
der Dharma Radſcha 2000 Lama’8 zu dem religiöfen Dienfte um fih. Genaue 
Schägungen in den weftlihen Theilen von Tibet, welche zu Kaſchmir gehören, das 
dem englifhen Einfluffe und den Europäern jett geöffnet ift, ergeben 1 Yama auf 
13 Laien, ja bei wirfliher Zählung in dem feinen Bezirke Spiti ftellte fi das 
Berhältnig fogar wie 1 : 7. Alles Grundeigenthum der Klöfter ift frei von Ab— 
gaben, dabei find die Lama's felbft ganz unthätig, felbft des Lefens und Schreibens 
ihrer eigenen Sprache find nicht alle vollfommen kundig. Darin find die gegen- 
wärtigen Berhältniffe ganz verfdyieden von der großen Entwiflung, weldye befon- 
ders die theologiſche Wiffenfhaft im 8.—10. Jahrhundert genommen hatte. Die 
Lama's zeigen fih aber auch ganz im Gegenfage zu dem mohlthätigen Einfluffe, 
welchen die fatholifchen Mönde im Mittelalter äußerten; die tibetifche Geiftlichkeit 
ift eher bemüht, die Entwidlung des Volkes zu hindern, ftatt fie zu fördern, um 
nit des Einflufjes beraubt zu werben, ber jegt vorzüglih nur in Folge allge- 
meiner Unmwiffenheit und Aberglaubens möglich ift. 

Titeratur: Klaproth: Description du Tubet. 8%, Paris 1831. Cun- 
ningham: Ladak and surrounding countries. 8%. London 1854. Köppen: Die 
Religion des Buddha. Bd. 2, 80, Berlin 1859. Emil Schlagintweit: Buddhism 
in Tibet. 80, London 1863. Die Könige von Tibet. 4%, Münden 1866. Die 
Bonpa Sekte. Situngsberihte der k. b. Akademie der Will. 1866. Bp.1. ©. 1. 
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Geſchichte ver osmaniſchen Türken. 


Das Reich der osmaniſchen Türken vertheilt ſich über Europa, Aſien und 
Afrika. In ſeiner weiteſten Ausdehnung (mit Hinzunahme der mittelbaren Staaten) 
erſtreckt es ſich zwiſchen dem 18. und 48.0 n. Br. und dem 25. und 66.0 öſtl. L., 
vom heißen Innern Arabiens bis zu den polnifhen Steppen, vom Atlasgebirge 
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bis zur Euphrat- und Tigrismündung. Die Hauptlänber dieſes orientalifchen 
Sammelreiches find die enropäifche Türkei und Kleinaften. Außer ven dazu ge 
hörigen Infeln reihen fih daran: Armenien und Kurbiftan, die füdlicheren Euphrat« 
und ZTigrisgebiete (Mefopotamien und Babplonien), Syrien und Baläftina, die 
arabiſchen Diftrifte; in Afrifa fommen Hinzu Aegypten und in noch mehr mittel- 
barer Weiſe das ganze norbafrifanifhe Küftenland bis zur algierifch-franzöfl- 
chen Grenze. 

Der Flächeninhalt des Gefammtgebietes ift nicht genau zu beftimmen, 
weil die Grenzen gegen die arabifhen und afrifanifchen Wüſten auf willfürlichen 
Annahmen beruhen. Er wird von 60,000 Bis über 80,000 IM. angegeben. Bon 
biefen fommen 9800 auf Europa; etwa 30,000 werden auf Afien, vie übrigen 
auf Afrifa gerechnet. 

Die Öefammtbenölferung mird auf 36—38 Millionen gefhägt und 
jwar 15—16 für Europa, etwa 16 für Afien, 5—6 für Afrika. 

Wie verfchieven das Reid nad Völkern und Rafjen, Ländern und Erbiheilen, 
jo befteht doch für alle feine Gebiete — Tripolis und Tunis etwa ausgenom— 
men — eine allgemeine Zufammengehörigfeit, welche man berüdjid- 
tigen muß, um bie fo wunderbare Lebenszähigfeit des feit langen Zeiten der Auf- 
löfung entgegengehenden Staates zu begreifen. 

Europa und Aflen erftreden zwiſchen dem mittelländifchen und ſchwarzen 
Meere zwei große herrliche Halbinfeln, die illyrifhe und die Hleinafiatifche, weit: 
bin der Art gegen einander, daß auf nicht unbedeutende Streden nur ber aus 
dem Pontus Eurinus fliegende Meerftrom fie in Stromesbreite trennt. Bon den 
Dardanellen ab tritt breiter das ägäiſche Meer dazwifhen; in weitem Bogen legt 
fih die illyriſche Halbinfel gleihfam um Kleinafien herum; aber Reihen von 
Infeln, abgefchloffen durch deren fünlichfte Linie Rhodos, Karpatho, Candia und 
Gerigo, verbinden gleich ebenfo vielen Brädenpfeilern des Bölferverkehrs die Küften 
von Aſien und Griehenland. Jene genannten Infeln ſchließen das ägäiſche Meer 
in fih ab. Sporaten und Cykladen loden von den Küften zu den Infeln, von 
den Infeln zu den Küften. Die Bodenbildung tritt hinzu, die Yänder um das 
ägälfhe Meer auf einander zu weiſen; gegen das Meer geöffnet, find fie gegen 
ihre Hinterländer durch Bergfetten mehr getrennt als mit ihnen verbunden; das 
Meer verbindet hier und begünftigt gleihe Zuftände hüben wie drüben, während 
bie Gebirge das anfheinend Einheitliche zerreißen. 

E83 waren die Länder‘ vom Bosporus bis Creta ſtets von der höchſten 
Wichtigkeit, als die Länder, wo bie Kultur Aſiens und Europa’8 in einander über- 
greifen. Hier traf die Bildung des Orients mit der des Dccivents zufammen, 
während die Steppen zwifchen Ural und faspifher See, Kaufafus und fhwarzem 
Meer nomadifchen Barbarenhorven zur Wanderung von einem Kontinent zum 
andern dienten. Namentlih über die ägäifhen Infeln ging durch Handel und 
Verkehr der freundfchaftlihe Austaufh; über Bosporus und Darbanellen mehr 
ber ig Andrang. So geht die ältefte Civilifation, von der wir wiffen, in 
grader Linie von Joniens Küften über vie Infeln nad Ortehenland, nit zu 
Lande bis an die Geftade des Bosporus und der Darbanellen, und nun von 
Thrakien nad Griechenland hinunter. Wohl aber greift die perfifch-afiatifhe Macht 
unter Darius und Xerres friegerifchh nach Thrafien und Makedonien hinüber. Nach 
Erftartung Makedoniens gebt der Stoß umgekehrt von dort nad Aſien. Nach 
Aleranders Tod ftellt fih der griehifch-maferonifhe Einfluß ungefähr in ven 
Grenzen des heutigen türfifchen Reiches feft. Nach der römiſchen Weltherrfchaft 
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bleibt Kleinafien zum Theil unter griechtfch-byzantinifhem Einfluffe, bis feit dem 
Anfang des 14. Jahrhunderts eine orientaliihe Macht das Berhältnig umtehrt 
und die illyrifche Halbinfel dem Orient verbindet. 

Wir fehen alfo au durch die Geſchichte die Yänder um das ägäiſche Meer 
in biefelbe Bewegung gezogen; fie find geſchichtlich zuſammengehörig. Hat ein Bolt, 
wie ſtets das Beftreben fein wird, fih in ihnen zum herrſchenden gemacht, fo if 
ihm durch die Bedeutung, Größe und Fruchtbarkeit dieſer Länder die Anmart- 
[haft auf das ganze Gebiet fowohl der illyrifchen als der kleinaſiatiſchen Halt- 
infel gegeben. Der Befig des Bosporus und der Darbanellen aber gibt über vas 
ſchwarze Meer eine Gewalt, die näher auseinanderzufegen nicht nöthig iſt. Wer 
dort herrſcht, macht diefes Meer nad Belieben zu einem Binnenfee. So weit aljo 
die Schiffbarkeit der in's ſchwarze Meer fliegenden Ströme geht und nad wei- 
terem, nad Weltverfehr geftrebt wird, fo weit reiht der Einfluß der Madt am 
Bosporus. Yür eine dortige kräftige und feetüchtige Herrſchaft heißt das: Befit 
der Küften des ſchwarzen Meeres. Zur Zeit der türkifhen Größe war dies denn 
auch der Fall. Es ift bekannt, welhe Anftrengungen e8 den Ruſſen zu Anfang 
des vorigen Jahrhunderts gekoftet hat, nur in der Außerften Ede des Aſſow'ſchen 
Meeres feften Fuß zu faflen. Ihre Machtſtellung auf dem ſchwarzen Meere werben 
wir näher zu beipredhen haben, 

Gibt der Befig des Bosporus einen fo ungeheuren Einfluß auf bie Ufer: 
ftaaten des ſchwarzen Meeres, fo ift mit ihm andererfeitd das Uebel verbunen, 
daß jeder dortige unabhängige, ftarfe, nad dem Weltverfehr ftrebende Uferſtaat 
nah dem Bosporus hindrängen wird, um ihn in feine Gewalt zu befommen, Der 
Kampf, der in dieſer Weiſe herüber und binüberwogt, ift ein unausbleiblicher. Er 
dient dazu, die Bölfer in eine Bewegung und Beziehung zu einander zu feken, 
welche dann oft ihren Ausdruck in blutigen Kriegen findet. 

Durch den Befig der illyriſchen Halbinfel Kleinafiens und der Infeln ift aber 
nicht blos das ſchwarze Meer beeinflußt, fondern ber ganze Oftbufen des mittel- 
ländifhen Meeres fällt in ven Machtbereih des Herrſchers jener Länder. Die 
kleinaſiatiſche Küfte, die Infeln, namentlih Cypern und das Afrika breit gegemüber 
gelagerte Kreta, dann der Peloponnefus hängen gleichſam üder und vor Shrien 
und beherrfhen bie Küfte Afrifa’s von Aegypten bis Cyrene. Damit fallen viele 
Länder in den Bereih jener Macht, wie die Geſchichte beftätigt. Durch den Beſih 
Syriens und der Küfte Kleinafiens am fhwarzen Meer werden aber alle von 
ihnen abhängigen Länder bineingezogen. Es find dies befonders die Euphratländer, 
welde durch biefen Strom auf Syrien in ihrem Handel und Berlehr gezogen 
werben ; weniger bie Tigrisländer mit ihren minder wichtigen, gegen das ſchwarze 
Meer führenden Straßen. So erweitert fih der Einfluß des Herrſchers der illyri- 
[hen und Heinafiatifhen Halbinfel über alle Länder von der äußerften Südoſtede 
des fhwarzen Meeres bis zum perfiihen Meerbufen und von dort bis zur Süd— 
oftede des Mittelmeers, Fällt auch Aegypten in feinen Befig, fo ift damit das 
rothe Meer und die gegenüberliegende arabiſche Küfte in den Bereih der Macht 
gezogen. Was die Herrfhaft auf dem rothen Meere over der Verſchluß besfelben 
gegen das Mittelmeer durch den Befig Aegyptens bei dem heutigen Hanbelsver- 
kehr zu befagen bat, bevarf feiner weitern Auseinanderfegung. Schon Suleiman 
der Große wurde von hier aus in die Händel der indiſchen Fürften mit den euro 
pälfhen Eroberern, damals den Portugiefen, gezogen. Ein Einfluß auf den ganzen 
füdaflatifhen Handel ift mit Wegypten gegeben, dem Lande, von wo aus Napo: 
leon Bonaparte der Oſtindien-Herrſchaft Englands einen tödtlihen Stoß verjegen 
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wollte. Zum Schluſſe diefer kurzen Ueberficht über die Bedeutung der Herrichaft 
der illyriſchen und kleinaſiatiſchen Halbinfel, vie in Konftantinopel ihren Mittel- 
punft und höchſten Ausprud findet, möge der Ausruf Napoleons zu Tilfit flehen: 
Constantinople! c'est !’empire du monde! (Siehe Thiers: Histoire de l’empire: 
Tilſit) Welche Veränderungen fih für Syrien und Aegypten ergeben, wenn 
etwa der Befig des Peloponnefus und der Infeln oder des einen oder der andern, 
wegfält und bamit der Meer-Herrihaft großer Abbruch gethan wird — tafür 
lann die Gefhichte Mehemed-Alis von Aegypten intereffante Anhaltspunkte geben. 
(Shwädhung der türfiihen Madt; feine Beſitznahme Candias, das freie Grie- 
henland; Mehemed⸗Alis Eroberung Syriens u. f. w.) 


Geograpbifche Heberficht. 


Die Beihränftheit des uns geftatteten Raumes zwingt uns binfitlich der 
geographifchen Ueberfiht des türkischen Reichs zur größten Kürze; felbft von ver 
europäifhen Türkei fünnen wir nur eine Skizze geben. 

Das Feſtland der europäiſchen Türkei liegt zwifchen 390 und 480 18°‘ m. 
B. und 330 30° und 470 48° 5. ®, Die Türfei grenzt gegen Norbweft und 
Norten an Defterreih, gegen Norvoft an Rußland, gegen Süden an Griechen: 
land; fonft ift fie umſpült vom ſchwarzen Meer, Bosporus, Marmara-Meer, 
Dardanellen, ägäifchen (weißen) Meer und adriatiſchen Meer. 

Ihr Fläheninhalt beträgt 9800 IM. 

Die illyriſche Halbinfel wird durd ihre Gebirge und das Meer in hödft 
eigenthümlicher Weife gegliedert und in mehrere fehr jelbftändige große Einzeltheile 
zerlegt. Ueber den füplichften, den durch Gebirgsfetten, dann aber vor Allem durch 
dag Meer faft infulär hingeftellten Peloponnefus, fiehe: Griechenland. 

Im Allgemeinen find es zwei mächtige Gebirgsketten, weldye gegen einander 
ſiehend, die Türkei in höchſt ungleiche Theile zerlegen. Den ganzen Weften durch— 
fegt, von den Alpen herabfommend, eine gewaltige Bergkette, die mit den dinarie 
ihen Alpen beginnend erft mit den Ausläufern des Pindus im korinthiſchen Meer- 
bufen endet. Durdy diefe fteile, ſchwierige, nur durch einzelme Päfje überfteigbare 
Felſenmauer wird das ganze adriatifhe Küftenland der Türkei von dem übrigen, 
öftlihen Gebiet geſchieden. ’ 

Ganz im Norpweiten, durch die dinariichen Alpen von Bosnien getrennt, 
liegt das ſchmale dalmatinifhe Küftenland, durch feine Schmalheit, feine Küften- 
bildung , feine Infeln auf die See gewiefen; in feiner ganzen Ausdehnung mehr 
den von der See als über die Gebirge kommenden Einflüffen geöffnet. Es ift 
damit auf das gegemüberliegende, durch Fruchtbarkeit und Bollamaffe bedeutende 
Oberitalien gewiefen. Hier herrſchte Venedig; durch Venedig ift e8 an Defterreich 
gelommen. Der türkifhe Einfluß war hier ftets beftritten, nie vorwiegend. 

In Montenegro und dem freien Albanefenlande tritt ein wildes Hebirgsland 
nahe ans Meer. Es find gleichſam wilde Gebirgsinfeln, ſchwer zugängliche, ſchwer 
bezwingbare Sitze, Bölker-Feftungen kriegeriſcher Bewohner, aber mehr zu folden 
— dienlich, als zu einer ſtaatlichen Bildung größerer Art. (Siehe Mon— 
enegro. 

In Albanien treten die Gebirge weiter vom Meer zurück. Im Einzelnen iſt 
dies ganze Küftenland wieder mehrfah durch Gebirge gefonvert. Es hat Raum 
für größere Bevölferung (900 TIM.), tod: ift es nad allen Seiten durch Ge 
« Dirge gegen das Hinterland abgefchloffen, jo daß es mit feiner, bei der Beihaffen- 
beit des Bodens verhältnigmäßig immer nur geringen Bevöllerung, nicht leicht 

Oluntfgli un Brater, Deutſches Staars-Wörterbud. X. 38 
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einen bebeutenderen ftaatlihen Einfluß auszuüben vermag. Seine Bevölferung (1,4 
Millionen) ift durch Friegerifhen Muth befannt. Das Klima ift bei dem Schut 
gegen Nord und Norboft und bei ver offenen Lage gegen das Meer warın und 
feucht; auf den Höhen der Gebirge herricht natürlich große Kälte. An ihnen fam- 
meln fih aud die Meerbünfte. Häufiger Regen ift die Folge. Geine Lage maht 
es kräftig zum Widerftande ver Angriffe vom Feftlande ber; feine Hüfte weist es 
nah Italien. Der Verſuch des Pyrrhus, König von Epirus, fih dahin aus: 
bebnen, ift befannt; er zeigt fehr deutlich die aus der geringen Größe erflärlice 
Schwäche tes Landes, eine große yolitifhe Rolle zu fpielen. 

Wenn wir den felbftändigen Süden der illyrifchen Halbinjel, Griechenland 
übergehen, fo finden wir auf der Oftfeite des Pindus, dem fürlihen Albanien 
gegenüber, das ſchöne, durd Gebirge bis auf wenige Päffe völlig gefchloffene Thei- 
falien (160 IM.). Seine Fruchtbarkeit ift berühmt; fein Klima, bei der gefchügten 
und nur dem Meerwind offenen Lage, wird mit dem Mafevoniens für das befte 
in Europa gehalten. Thefjalien ift zu flein, als daß es ald Staat je vor feinen 
Nahbarläntern eine hervorragente Molle hätte fpielen können. 

Unter dem 42% u. B. trifft auf jefe MWeftkette mächtiger Gebirgszüge vie 
zweite große Gebirgsfette ber illyriſchen Halbinfel, die dicht am ſchwarzen Men 
auffteigend das Land von Often nah Weften durchzieht und fomit nah Norten 
und Süden ſcheidet. Es ift das Balfan(Haemus)-Gebirge, ebenfalls nur in ein- 
zelnen Päffen überfteigbar. Um den Zufammenftoß beider Gebirgstetten (Echarbagb, 
Scarbus) dehnt fih das Gentralgebirgsland der Türkei aus, ein Hochplatean, 
Woafferfheive gegen Donau, abriatifhes und ägäiſches Meer (zwifhen Pritſchtina 
und Uskiub). 

Im Norpweften des Landes ftoßen zu diefen beiden Hauptgebirgen die von 
der Donau nur durhbrochenen, nit von breitem Thal auseinander gehaltenen 
Bergzüge der transfyloanifhen Alpen. Dadurch wird der ganze Nordweſten ter 
Türkei ein mit den verfchiebenften Höhenzügen bevedtes Gebirgsland — Serbien un 
Bosnien. Seine Ströme weifen e8 gegen Norden nad der Donau. Es vermittelt 
die Türkei nach Ungarn und Deutfhland hinüber. Das ganze Gebiet hat erma 
1800 IM. (Siehe: Serbien). Bosnien wird auf 1,2 Mill. Einwohner gefhätt. 
Das Land ift unter dem Schuß der fiebenbürgifchen und ver eigenen Bergwälle gegen 
fültende Winde gefihert. Bom adriatiſchen und Mittelmeere ſchlägt genug Feuch 
tigteit über die Gebirge herüber. Troß feiner höheren age ift deßhalb das Klima 
Ihön, find die Winter nicht fehr kalt, vie Sommer nit zu warn. Waldreichthum 
und Fruchtbarkeit zeichnen das Land aus. 

In der norböftlihen Hälfte der Halbinfel treten dagegen die an der Donau 
zufammengeftoßenen Gebirge weiter zurüd. Die transfylvanifhen Alpen im Norden 
und der Balkan im Süden umrahmen bier ein breites, zur Donau fih fenfenves 
Land, deſſen nördlicher Theil die Waladei, deſſen fünlicher Bulgarien heißt. Nur 
einzelne Bäffe führen von Bulgarien über den Balkan in die Länder des ägäiſchen 
Meers und von der Walachei nach Siebenbürgen. Während ber Balfan im Gap 
Emineh bis ins ſchwarze Meer reicht, nimmt unter dem 44° der transſhlvaniſche 
Gebirgézug plöglih eine nördliche Richtung und öffnet zwiſchen fih und dem 
fhwarzen Meer ven breiteften Zugang von den füpruffifhen Steppen zur Donan. 
Die Moldau und Walachei wird dadurch der Völferpaß für alle ſüdlich an den 
Karpathen abfluthenden Schaaren, bie die Donau aufwärts ihren Weg ins Herz von 
Europa ſuchen. So wird dies Untertonaugebiet eine wahre VBorhalle der öſtlichen 
Völlerzüge. Am Balkan ftoßen Nortafien und das über Bosporus une Hellespont 
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vorbringende Weftafien zufammen. Es gibt wohl faum ein Rändergebiet, das mehr 
im Charakter eines Orenzlandes ewiger Unruhe, ftetem Herüber- und Hinüber- 
wogen der Völker und Racen ausgefegt iſt, als diefes Unterdonauland, Für eine 
fihere Staatenbilvung ift es wenig gefhaffen, ſondern Kampfland. 

Die Menge der von Norden und Süden der Donau zueilenden , reigenden 
Anfhwellungen ausgefegten Gebirganröme maht das Land ſchwer paffirbar. Der 
fumpfige Charafter der Donanmündungen, feine für die Schifffahrt durch Häfen 
nicht günftigen Ufer des ſchwarzen Meeres thun dem Werth dieſes Gebietes he— 
deutenden Abbruch und wirken lähmend auf feinen Aufſchwung. 

Das Land ift den Norboftwinden geöffnet, gegen die warmen und. feuchten 
Mittelmeerwinde durch den Balkan gefchloffen. Es hat daher eine verhältnigmäßig 
außerortentlihe Winterkälte und fehr heiße trodene Sommer. Bel den fchweren 
Wintern ift es bauptfählih auf den Bau von Gerealien angemwiefen. Dazu viel 
Biehzucht. Die Größe ver Moldau und Walachei (fiehe den betreffenden Artitel) 
wird auf 2200 (JM. berechnet. Bulgarien 1600 )M., etwa 3 Millionen Ein— 
wohner. 

Durch Lage, Größe, Schönheit, Fruchtbarkeit, Klima u. f. w. am meiften 
unter allen Ländern der illyriſchen Halbinfel begünftigt, iſt das Land füdlich des 
Balfand, wie es von diefem im Norden, von den Mittelgebirgen der beiden großen 
Ketten im Norbweiten, von der großen albanifchen Kette im Weften, von dem 
zum Olympes ziehenden thefjaliihen Bergzuge und dem ägäiſchen Meer, ten 
Dardanellen, dem Marmarameer und Bosporus im Süden begrenzt iſt. Der breite 
und hohe Gebirgszug des Rhodope, der zwifchen dem 41. und 42.0 5. L. fih vom 
Balkan gegen das Agäifhe Meer Hinabzieht, theilt es in Makedonien, vie weſt— 
lie, und Rumelien (Thrakien), die öftliche Hälfte. 

Numelien (1400 IM. 1,8 (?) Mil. €.) ein herrliches, fruchtbares Land, 
ift im Norden durch den Balkan gefhügt, aber den über das ſchwarze Meer 
wehenden Norboftwinven geöffnet. Wenn aud bei Weiten wärmer ald Bulgarien, 
bat es daher doch noch fein eigentlich ſüdliches Klima (der Delbaum gedeiht nicht). 
Seine Sommer find ehr heiß und durch vie vom fhwarzen Meer nicht genug 
gekühlten und gefeuchteten heißen Steppenwinde des Nordoft fehr troden. 

Das ſchöne, reiche Makedonien (1200 IM , mit Theffalien 1,5 Mill. €. ?) 
ift gegen Nord und Norboft durch Balkan und Rhodope geihügt. Der Meerwind 
mildert tie Hige. Die fruchtbaren Ebenen geftatten bei der hohen Temperatur ben 
Anbau der Gewächſe des Südeysd. Es erzeugt, mie Theffalien, außer Getreide, 
DER u. f. w. Süpfrühte, Reis, Mais, dann auch Baumwolle. 

Rumelien wie Makedonien find gegen das Meer und Aflen geöffnet. Rume- 
kien ift durch feine Lage an den Meerengen das Borland für Kleinaften oder 
gegen Kleinaftien. Makedonien ift das ſchöne Mittelland der illyriſchen Halbinfel. 
Wie es unter Ulerander d. ©, zum Hauptland wurde und ben Kern bildete für 
die Ausdehnung des maledoniſch⸗griechtfchen Weltreichs, ift bekannt. Später. wurde 
Rumelien (Thralien) mit feiner Hauptftadt Byzanz oder Konftantinopel das Haupt: 
land und ift es unter ber Herrſchaft der gerade in ihn am zahlreihften wohnenven 
Türken nody heute. 

Die türliſchen Infeln genießen des Mittelmeer Klimas; je nah Bewaldung, 
Gebirgen u. f. mw. verjchteden. 

Die Bevdllerung der illyriſchen Halbinfel wiederholt im Großen 
und Ganzen die Sonderung der einzelnen Hauptgebiete. Die Herrfdaft ver 
Türken, namentlih aber die Ausbreitung der Slaven haben allerdings mander- 
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lei Berfhiebungen darin veranlaft. Di Slaven, im Befig des Mittelplateni 
zur Zeit des Zerfalls der byzantiniſchen Herrfchaft, drangen von den Duelle 
des Plateaus die Ströme hinab nah allen Seiten, wie gegen das atri 
tiihe, jo an Bardar, Strymon, Maritza gegen das ägälfche Meer. Durd Mat 
ponien und Thefjalien hindurch gelang es ihmen felbft Griechenland mit ſlaviſchen 
Elementen zu durchſetzen. Ihre öftlihen Nachbaren, die (finnifch-tatarijchen) Bul- 
garen flavifirten fie ganz; gerade diefe aber gelten für die arbeitfamfte und fül: 
tigfte Aderbau treibende Bevölkerung des Landes. Doch ift der Hauptfled te 
eigentlihen Slaven der Norbweiten. Im Norpoften finden wir die Bulgaren un 
Romanen, Im Südweſten figen als Ureinwohner die Albanefen. Im Süden, in 
Griechenland und ven Injeln, ald Meer: und Hanvelsvolt an allen Küften, vie 
Griechen. Im Süboften, den viel begehrten, der Eroberung am ftärfften ausgejegt 
gewefenen ägäiſchen Meerlänvdern große VBermifhung; außer den, namentlid in 
Aumelien in ihrer Hauptmafje wohnenvden Osmanen figen bier alteingeborne (mia 
chiſche (7;; nicht mit den Bewohnern der Walachei zu verwechſeln), ſlaviſche, ſla— 
viſch⸗bulgariſche, griechiſche Elemente durdeinander. 

Die Angaben über bie Stärke der einzelnen Volksſtämme weichen ſehr von 
einander ab. Jeder Hauptftamm fucht aus politifhen Abſichten feine Zahl größer, 
die ter andern Stämme Fleiner binzuftellen, um dadurch fein Anreht auf Theil 
oder das Ganze der illyriſchen Halbinfel deutlicher zu machen. Wir geben hier nad 
Kolbe Handbud der vergleihenden Statiftit (1865) folgende Zahlen: 

Dsmanen 2,1 Millionen (nad) Andern 1,05); Slaven 6,2 (6,9); Griechen I; 
Romanen 4; Albanefen 1,5. Dazu Juden, Zigeuner, Armenier, Tataren u. 4. 

Was die Staven, Griechen, Romanen betrifft, fo verweifen wir auf die Ir 
titel: Slaven, Griehenlant, Moltau und Walachei. Die Albanefen find ein wilte, 
tapferes Bergvolf voll natürliden Scharffinns, der aber ungleih den Grieden 
nicht auf bürgerlihe, fondern auf kriegeriſche Thätigkeit gerichtet if. Als Salt 
truppen find fie die Schweizer des Orients. 

Den Charakter der osmanischen Türken, der einft fo tapfern und energiſchen, 
durch Jahrhunderte des Glücks und Genufjes aber gefuntenen Eroberer, wird un: 
am beften ihre Geſchichte lehren. ii 

Serbien, Moldau und Walachei, Montenegro find beutigen Tags nur mit 
telbare Befigungen des osmaniſchen Reiches. Die unmittelbaren Befigungen werte 
angegeben auf 6500 ()M. mit 10,5 Mill. Einwohner. 

In Aſien bilder das Hauptland der Osmanen Anaboli-Kleinafien , etw 
10,000 IM. Diefe in alter Zeit dur ihre blühenden Küftenftaaten jo hochbe 
rühmte Halbinfel ift ein mit Gebirgsfetten durchſetztes Hochplateau, im Norboften 
und Süden durch Gebirge eingefaßt, die gegen bie Nord: und Südküſte nur ci 
ſchmales Küftenland bilden. Im Weften ift tie Küfte durch Längsthäler, meld: 
zwiihen ven DBergketten zum Plateau führen, mit dem Innern in befferer Be 
bindung. Die einzelnen Gebiete des großen, je nad feiner Lage auch klimatiſä 
ſehr verſchiedenen Landes aufzuführen, geftattet der Raum nicht. 

Die aus Osmanen, Turlomannen, Kurden, Griechen beftehende Bevältermm; 
wird von 6 (Juchereau de St. Denys) bis 10 Mill. angegeben. 

Das gewaltige, kalte, armeniihe Hochland (Plateau von 5—7000°, höchſte 
Erhebung im Ararat 16,000°) hat etwa 2500 IM. Einwohnerzahl ſehr unbe 
flimmt. Sie wird mit der des gebirgigen, von wilden, Friegerifhen Aurbenftämmea 
bewohnten Kındiflan auf 1,7 Millionen gefhägt. Im dieſem iſt der türkiſche Gin 
flug oft nur nomineler Art. Sehr ungenau find die Angaben über das alte M:- 
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ſopotamien (EI-D’schesireh) und das untere Euphrat- und Tigrisland Irak Arabi, 
das Chaldäerland. Bon der Mündung der vereinigten Ströme (kuphrat und Tigris 
bie an die forifche Küfte erftredt fih die Wüſte. 

Ueber die türkiſchen Befigungen in Arabien fiehe: Arabien. Ueber Aegypten: 
Argypten. Tripolis und Tunis ftehen nur in höchſt mittelbarem Berbande mit 
dem osmanischen Reiche. Die Angaben über Flächeninhalt und aud Bevölkerung 
find ſehr verſchieden. Sie vifferiren binfichtlich der drei afrikaniſchen Staaten von 
etwa 20,000 —40,000 IM., von 6 zu 8 Millionen Einwohnern. Bis zur Er- 
oberung Algierd durch die Franzofen im Jahre 1830 wurde auch Algier zu den 
türtiſchen Befigungen gerechnet, deren Grenze fomit bei Marocco begann. 


Geſchichte der osmaniſchen Türken und alte Berfaffung. 


Der Turkſtamm ift (nah Klaproth) nad den Inbogermanen der verbreitetfte 
Bölferftamm der alten Welt. Eine Horde, welde am großen Altai wohnte, erhielt 
nad der helmgleihen Form des Berges, an deſſen Fuß fie hauste, den Namen 
Tuliü. So die eine Ableitung des Namens. Andere leiten ihn von Tyr (Stier, 
Herrſcher) ab; Antere andere. Wir übergehen die in Dunkelheit gehüllte, durch 
die Nachrichten der Chinefen nur fpärlih aufgeflärte Urgefchichte. 569 wurde durch 
eine Geſandtſchaft Kaifer Iuftinians der Name Türk zuerft im Decivent befannt. 
Um das Jahr 1000 war Kleinaften von ven felvfhudifhen Türken bis auf ein« 
jelne Diſtrikte erobert. 

Vor Dihingishan und feinen Mongolen, fo wird uns berichtet, flüchtete 
ein zu den Oghuſen gehöriger Stamm aus feinen Sigen zu Ehoraffan nad Ar- 
menien. Er mollte nad Dſchingischans Tod in die Heimath zurädtehren, aber fein 
Stammoberhaupt Suleiman ertrant beim Ueberfegen des Euphrats und num zer 
Iplitterte fih das Ganze. Der größere Theil zog unter 2 Söhnen Suleimans 
jurüd; ver kleinere — mie e8 heißt nur 400 Familien ſtark — wandte ſich unter 
Führung Ertoghruls nad Kleinaften, wo ver Selvihudenfultan Alaeddin die- 
lem fühnen Sohn Suleimans an der weftlihen Grenze von Angora feinen Wohn» 
ſitz anwies. Tapfer kämpfte Ertoghrul für Alaeddin und gewann dadurch Lehen 
in der Landſchaft Sultandni (heutigen Tags noch als Sandſchak, 399 48'n.B. 
470 49° 5. 2. in der alten Landſchaft Phrygia Epiktetos), welche die Wiege der 
osmanifhen Macht wurde. Auf den tapferen, in feinen Kämpfen glüdlihen Er- 
toghrul folgte 1288 fein Sohn Osman, der, in den Kämpfen feines Baters 
aufs Trefflichfte gefchult, fich die Wirren des Selpfchudenreihes und die Schwäche 
der benachbarten griechiſchen Schlofbefehlshaber zu Nugen zu machen wußte. Durch 
die Eroberung von Belofoma , Jarhiffan und Ainegöl 1299 wurde er vom ein« 
fahen Statthalter des Sultans ſchon einer der mädhtigften Heinen Selbſtherrſcher 
um den Olympus. Bei der romantifhen Einnahme von Belokoma hatte er die 
ſchönſte griechiihe Braut für feinen Sohn Urchan gewonnen, fo daß wir gleich 
u Anfang des osmanifchen Herrfcherftammes, ber nad diefem Dsman fi nennt, 
griechiſches Blut mit dem türfifhen gemifcht finden. Bon ver fhönen Griechin 
ſtammen die Nachfolger. Der kühnfte unter all den kühnen Genoffen , vie gleich 
Ihm ſich beim Zerfall des Seldſchuckenreiches felbftändig zu machen fuchten, dehnte 
Däman in langer Herrfchaft feine Macht in Bithynien bis vor die Thore Brufa’s 
und Nicaea's aus. Ja kurz ver feinem Tode (1326) hatte der Greis noch vie 
Freude, nad zehnjährigem Kampfe fih Brufa an feinen Sohn Urdan ergeben 
ju ſehen. Anftatt der Meinen Raubfhlöffer und Feſten hatten fomit die Fühnen 
Türfenreiter in einer Stadt feften Fuß gefaßt, die mit ihren mannigfahen Hülfs: 
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quellen die Mittel zu weiterem Umfichgreifen bot, Urchan folgte feinem Bater 
Osman im der Negierung, wie man beffen Walten nennen kann, feit er durch bie 
Nennung feines Namens im Kanzelgebete eines der ortentaltichen Hoheitsrechte aus- 
geübt hatte (1300? oder feit dem Tode tes legten Selrihudeninitane 1307 ?). 
Urchan ernannte feinen, mehr der Betradhtung und der Weisheit ale ven 
Waffen ergebenen Bruder Alaedtin (7 1533) zum Wefir, Durch viefen foll eine 
Reihe der michtigften Inftitutionen eingefegt fein, welde Jahrhunderte hindurch 
fortwirften und zum guten Theile die Grundlage der osmanifchen Machtentfaltung 
wurden. Er bewog feinen Bruder, tur Ausübung aud des zweiten orientalifchen 
Souveränitätsrechtes, durch Prägung des Geldes fih völlig unabhängig zu erflären. 
1328 follen die erften osmanifhen Münzen gefhlagen worben fein. Er führte 
eine Mleiverorbnung ein — bei den äußerlichen Orientalen von höchſter Wichtig- 
keit. Weiter wandten tie Brüder dem Heerweien die größte Aufmerkſamkeit und 
Sorgfalt zu. Die Truppen Urdans beftanden in bem Anfgebot der Lehensmannen 
und ben freiwilligen, die auf Beute gierig fih beim Aufruf zum Feldzug an- 
fhloffen — dieſelbe Ordnung wie fie feit unvorbenklihen Zeiten bei den Steppen: 
völtern Aflens geherrſcht hat und noch herrfcht. (Siehe Turkiftan.) Diefe Schauren, 
fümmtlich beritten, waren trefflich, um eine Landſchaft zu überrennen und Beute 
zu machen, aber ſchlecht gegen befeftigte Drte zu gebrauchen. Was nit durch uner: 
warteten Ueberfall einzunehmen war, das mußte ausgehungert und durch Verwü— 
ftung der Umgegend zur Uebergabe gezwungen werben; jeder Verſuch regelrechter 
Belagerung war bisher gefheitert. Dazu bedurfte man Fußvolfs. Alaeddin errid- 
tete eine Schaar Yußtruppen (Jaja orer Piade), nah griehiihem Mufter organi- 
firt, im Krieg befolvet, im Frieden durd Steuerfreiheit ihrer Ländereien begün- 
ftigt. Uber dieſe Truppe zeigte fi bald dur Unbotmäßigkeit unbrauchbar. Da 
fand der Heeresrichter Kara Ehalil Tfchendereli einen Ausweg. Diefer türkiſche 
Machhiavelli legte den Grunpftein zu ber Größe der Osmanen, indem er dic Haus— 
truppe ver Janitſcharen errichtete. Nah dem Koran find die gefangenen und 
unterworfenen Chriften eine Bente des Siegers, der ein gutes Werk thut, wenn 
er fie zum Islam befehrt. Jugenvliche Gemüther find dazu am willigften; eine 
Schaar befehrter junger Chriften, ausfhlieglih zum Fußdienſt geübt und an fich 
fhon Sklaven des Sultans, der einzig und allein über fie verfügen kann, durch 
ven Religionsmwedyiel ihrer Familie, ihrem Boll, ihren früheren Glaubenegenofjen 
entfremdet, durch Geburt ohne die Vorurtheile der eigentlichen Türten, ohne deren 
Borliebe für ihre Inftitutionen und alten Freiheiten, fomit das mwilligfte Werkzeug 
in ver Hand des Herrfchers gegen feine Stammgenoffen, fo braudbar im Krieg 
nad Außen als zur Unterbrüdung im Innern, wenn ber in allen Tehensftaaten 
erfcheinenve Unabhängigkeitsfinn ver Lehensmänner fi) regen follte — das waren 
die Janitſcharen, bekehrte Chriftenfllaven, die erſten ftehenden Truppen im Dlittel- 
alter, die ihrem ©ebieter eine Feſtigkeit und Sicherheit gaben, welche bald in un— 
erhörten Eroberungen ſich zeigen follte. Dem Zerfall des Lehensſtaates durch innern 
Aufruhr war vorgebeugt; alle Kräfte feiner trogigen, türfifchen Lehensmänner, wie 
fie einzeln fih empören mochten, fonnte der Emir (fpäter erft Sultan) des De- 
manenftammes nieberfchlagen; nur nach Außen im Kampf mit fremden konnte ſich 
ihr wilder Muth Luft machen. 

Es waren im Anfang 1000 Chriftenfnaben, aus denen diefe „neue Truppe“ 
(= Jeni⸗-tſcheri) errichtet wurde, welcher die Einfegnung des berühmten Derwiſch 
Hadſchi · Begtaſch eine gewiſſe religiöfe Weihe gab. Sie wurde aus Ariegsgefan- 
genen, fpäter duch Aushebungen unter den Knaben der unterworfenen driftlichen 
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Bevöiferung refrutirt und wuchs ſchon unter dem nädhften Sultan zu einer Stärfe 
von 4—6000 Mann. Die Piade wurden jegt nur als Pioniere, zum Transport 
des Gepäcks u. dgl. verwandt. Nach Bedürfniß wurden beim Ausbrud) eines Krieges 
freiwillige Fußtruppen aufgeboten, viefelben (viele Ehriften, Gefindel der Fleinafia- 
tifhen Städte) ſchnell nach 10 und 100 eingetheilt und fo gut es ging ver- 
wandt. Mit dieſen Afaben wurden nicht viel Umftände gemacht. Cie dienten häufig 
als „Kanonenfutter" und mußten oft mit ihren Leibern die Gräben füllen, damit 
die forgfam für den Ausſchlag aufbewahrten Janitiharen den Hauptfturm laufen 
konnten. Neben dieſer erften ftehenden Infanterie wurden aud) 4 Rotten ftehender . 
befolveter Reiterei errichtet; fie find am befannteften unter dem Namen der erften 
Abtheilung: Sipahi. (Anfangs gegen 2400 M., bald auf 4000 M.) — Die Or— 
ganifation der Lehensreiterei ift uralt türfifh und von Alaeddin nur beftimmter hin- 
geftellt. Für ein Lehensgut (Rilivihd —= Säbel; das Heinere Säbellehen heißt Timar, 
das größere Siamet) hatte der Lehensträger fih und je nach der Größe des Gutes 
1—19 Mann Gefolge zu ftellen, Alles wohlberitten und gerüftet, beim erften Ruf 
ins Feld zu rüden. Die Säbel jammeln fih um die Fahne (Sandſchak) auf dem 
Sammelplag. Der Führer viefes Fähnleins, der Sandſchalbeg, rüdt mit feiner Truppe 
auf den größeren Sammelplag des Beglerbeg (Herrn der Herrn), der über ein 
Gjalet, über eine Landfchaft, Provinz gefegt ift. In wenig Tagen fteht jomit das 
Heer ohne befonvere Staatsloften auf feinen Sammelplägen. Daneben ein Auf- 
gebot freiwilliger Reiter (Afinpfchi = Renner), auf Beute dienend, daher je nad) viel 
verfprechenden Eroberungskriegen fehr zahlreich, immer dem Heere weit vorauf, zu 
den verwegenften Streif- und Beutezügen bereit. Es ift das türkifhe Koſalenthum 
im Heere. Haben dod die Kolaken fi durch die Türkenfämpfe (die ruſſiſchen Ta— 
toren gehören zum Turkſtamm) gebildet. 

Wie das ganze Lehensweſen auf Eroberung angewieſen ift, wie bei jeber 
neuen Landgewinnung durd Lehenvertheilung ſich gleihfam immer ein frifcher 
Ring um den alten Kern legt, diefer aber mehr und mehr bie Säfte zu verlieren 
pflegt und für den Krieg nah Außen unbraudhbarer wird, brauden wir hier nicht 
auseinanderzufegen. So lange neue Ländereien, Beute, Sklaven u. dgl. loden, 
wird namentlih der Nahwuhs ver Lehensmänner fi) zum Feldzug drängen. 
Dann erjcheint das Lehensaufgebot nicht als Laft, fondern Verforgung und Ruhm 
ftehen in Ausſicht. Sobald aber die Eroberung aufhört, der Kampf Abwehr wird, 
verliert das Lehensheer Luft und Muth, vie Bertheiviger ihrer Habe und ihres 
Landes ausgenommen. In gleicher Weife bekämpft ein Lehensheer lieber diejenigen, 
deren Rechte es ungefheuter niedertreten kann, alſo ſtammfremde, andersgläubige 
Volker, ald daß ed Krieg mit Völkern führt, gegen welche es ftammgenofjenihaft- 
lie, moraliſche und religiöfe Rüdfichten hat. Diefe Bemerkung mag erklären, 
warum bie Feldzüge der Türken gegen die Chriften jo beliebt und reißend waren, 
ihre Auspehnung in Afien aber verhältnigmäßig langfam ging, wofür bie fara- 
manifhen Kriege ven beften Beweis liefern. | 

Nichts ift verfehrter, als die Erfolge der Türken ber rohen Tapferkeit zuzu: 
ihreiben. Bon Anfang an wurden bier tiefe Politit, Disciplin und wilde Natur: 
kraft vereinigt. Die Refultate waren ungehener. 

1340 war ganz Bithynien mit Ausnahme weniger,  KRonftantinopel gegen- 
über liegender Küftenftäbte von Urchan erobert. Er beſaß die großen Städte 
Bruſa, Nicaea und Nicomedia. Brubderzwift verhalf ihm zum Befig von 
Karafi (Myſien). So ftand er am Hellespont. Durch Hülfstruppen, die er 
Byzanz gegen die Serben fhidte, lernten die türkiihen Heerführer das ſchöne 
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gegenüberliegende Land und die Schwächen ber erbärmlihen byzantiniſchen Herr- 
ſchaft kennen. 

1356 feste Urhans Sohn Suleiman in einer Naht auf zwei Flößen 
mit 80 Begleitern über den Hellespont und überrumpelte das Schloß Tzympe. 
Damit hatten die Osmanen feften Fuß in Europa gefaht. Nah 3 Tagen ſchon 
ftanden 3000 M. dieſſeits ves Hellesponts. Ein furdtbares Ervbeben lähmte oben- 
nrein den Widerſtand der Griechen. 1357 fiel Gallipoli in die Gewalt der Türken, 
die bald das Land um ven Cherfonefus in ihre Gewalt brachten, während ihre 
. Streifzüge fih fon bis an den Hämus erftredten. Urchan hat den europäifchen 
Boden noch nicht betreten. Er jtarb nad 35jähriger Herrfchaft 1359, er, wie alle 
die erften Herrfher vom Stamm Osmans ein ausgezeichneter Regent; tapfer, ge 
recht, milde, ſcharfen Berftandes wird er genannt; ein Pfleger der Wiffenihaft 
und Religion, Gründer vieler Schulen und Mofceen. 

Sulsiman, der kühne Ueberfeger des Hellesponts, war auf der Jagb verun- 
glädt. So folgte Urchans und der ſchönen Griehin Nenuphar zweiter Sohn Mu: 
rad. 1361 jegt er nah Gallipoli über und beginnt feine Siegeslaufbahn. Adria— 
nopel (1361) und Philippopel (1362) werben erobert; die Serben gefchlagen (1363), 
1365 fält alles Land bis zum ſchwarzen Meer in feine Gewalt, fo daß zwei 
Tagreifen von Konftantinopel ſchon die türkifhe Grenze begann. Nun geht die 
Eroberung gegen Makedonien. Seres wird 1373 eingenommen. 1375 wird ſchon 
Niffa erobert und muß Lazarus, der Kral der Serben, um frieden bitten, bie tür- 
tiſche Oberhoheit anerkennen und Tribut zahlen. Auch Sismann, Fürft ver Bul- 
garei, muß fih unterwerfen. 1381 find pie Türken in Monaftir, alfo bis an bie 
albanifhen Grenzgebirge vorgebrungen. 1382 fällt Sofia nad langer Belagerung, 
und ftehen damit vie Türken in dem wichtigen Mittelpunft ver nad Serbien und 
Bosnien, Makedonien, Bulgarei. und Rumili führenden Etrafen. Ebenfo glüdlich 
ift Murad in Aſien, wo vie türkifhen Nachbarherrſcher, durch Furcht vor feiner 
wachſenden Größe, Neid und Intriguen aufgeftachelt, feine Abweſenheit ſich zu 
Nutze zu machen fuchten. Namentlidd muß ver mächtige Fürft von Karaman das 
Uebergewicht der osmanifhen Macht empfinden. Indeſſen empören fih die Herr— 
[her von Serbien unt ter Bulgarei. Aber Murad fehrt zurüd, nimmt Sisman 
das Reich und macht die Bulgarei zur türkifchen Provinz, Dann zieht er gegen 
das große Ehriftenheer; zu den Serben und Bosniern hatten die erfchredten Für— 
ften der Walachei, Albaniens, der Herzegowina, auch Ungarn Hülfstruppen ftoßen 
laffen. 200,000 M. follen die Ghriften ſtark gewefen fein. Ihr Uebermuth ward 
ihnen verberblih. In mörderifher Schlacht fiegt Murad mit ſchwächerem Heer 
auf dem Amfelfelde bei Koſſowo 1389. Uber der fiegreihe Sultan wird auf dem 
Schlachtfeld von einem Serben niebergeftoßen; er ftirbt nad 30jähriger Regierung. 

Es folgt ihm fein Sohn, Bajefid I., genannt Jlderim, der Blitz, wegen 
feiner ftürmifhen Tapferkeit. Leider gibt er nob auf dem Schlachtfeld das Bei— 
jpiel des ſchändlichen Brudermords, der von nun an zur Sicherung der Herrſchaft 
Sitte, durch Mohammed II. dann gefeglih wurde. Unter Bajefid werben die Er- 
oberungszüge fortgefeßt, die fih nun ſchon üher die Donau nad Ungarn und 
Walachei, dann in Bosnien und Albanten hinein erftreden. Schon beginnen vie 
Anftalten zum Angriff auf Konftantinopel. Die ganze Chriftenheit kam jegt in 
Aufruhr. Unter Sigismund, Köniz von Ungarn, fammelt fih ein 100,000 M. 
ftarles Kreuzbeer, in welchem 8000 M. Franzoſen, vie Blüthe des franzöfifhen 
Adels unter Johann von Nevers, dem Sohn des Herzogs von Burgund fi bie 
Elite dünfen, durch Tapferkeit und Ungeftüm fi auszeichnen, durch Zuchtloſigleit 
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und Uebermuth aber fi) und das Heer zu Grunde richten. Sigismund belagerte 
Kitopolis, als Bajefid zum Entſatz herbeieilte und das chriftlihe Heer vernichtete 
(1396). Indeſſen dehnen Bajeſids Feldherrn das Reich in Afien aus; Bajefid 
felbft bricht in Theffalten ein, dringt dur die Thermopylen und läßt feine Heer- 
Ihwärme durd den Peloponnes ftreifen; in Ortehenland werden ſchon jetzt Tur— 
fomannenftämme zu Lehn angefievelt. Wieder wollte fih Bajeſid gegen Konftan- 
tinopel wenden; da rief ihn Timurs Vordringen nah Aſien ab. Nad bitteren 
Botſchaften, welche Bajefiv, der hochmüthige Sohn fo tapferer Ahnen mit bem 
furhtbaren eignen Begründer feines Glücks und feiner Weltherrfhaft, mit Timur 
(Timurlent, Tamerlan) wechſelte, fam es auf den Ebenen von Angora zwifchen ven 
beiden mädhtigften Herrſchern des Drients zur Entfheidungsfchlaht (1402). Baje- 
ſids Geiz und thörichte Hoffahrt werden als erfte Veranlaffung feiner Niederlage 
angegeben. Bis in die Nacht noch hielt fi ber Sultan mit 10,000 Janitſcharen 
auf einem Hügel, da längft die Schlacht verloren war. Der Durft trieb fie aus- 
einander. Bajefid verſuchte die Flucht, ward aber gefangen; ebenfo feine Gattin 
und fein Sohn Mufa. Sein Sohn Muftafa war in der Schladht fpurlos ver- 
Ihwunten (es tauchten fpäter Prätendenten auf); entlommen waren bie Söhne 
Euleimon, Ya und Mohammed. 

Die afiatiſche Türkei wurde von den Tataren überrannt, doch fluthete ver 
Strom bald zurüd, drang auch nit nach Europa hinüber, da Timur fi oftwärts 
zum Zug gegen China wandte, Suleiman hatte ſich nad der europäifhen Türkei 
geflüchtet und bier die Herrfhaft angetreten. Die Türken in Kleinafien bekamen 
bald, bei dem Abziehen der Tataren, gleichfalls wieder Luft. Bajefid ftarb in ber 
Gefangenſchaft; Timur fandte Mufa mit dem Leihnam feines Baterd nach Brufa 
zurück. Mit Bajefive Tod beginnt das türkische Interregnum, das die Türken in- 
fomeit nicht anerkennen, als fie mit Uebergehung mehrerer ftreitender Brüber un: 
mittelbar an Bajefivd feinen Sohn Mohammed II. anreihen, fomit deſſen 
Bruder Suleiman nicht nennen, fondern erft Suleiman ben Prädtigen oder den 
Geſetzgeber als den erften anführen, der von Andern vielfach als der zweite feines 
Namen? genannt wird. Die Tapferkeit des Bajeſid-Paſcha Hatte den elfjährigen 
Mohammed ver Schlacht entriffen und ihn nah Tofat, dann nad Amaſia ge- 
rettet, von wo aus feine Getreuen neue Kräfte fammelten. Wir übergehen bie 
Bruderkämpfe, welche Ifa, Suleiman und Mufa das Leben, refp. den Thron 
fofteten und aus denen 1413 der mäßige menfhlihe Mohammed gegen ven tyran- 
niſchen Mufa als Sieger und Wieverherfteler der Einheit des Reichs hervorging. 
Es gelang ihm, die aflatifhen Zuftände wieder auf den früheren Fuß zu ſetzen 
und die Türkenherrſcher, die durch Timurs Politik gegen die Osmanen ihre alte 
Selbſtändigkeit wieder erlangt hatten, aufs Neue zu unterwerfen, fih in Europa 
zu befeftigen, gefährliche Aufflände (darunter der intereffante religidfe Aufruhr des 
Bedreddin von Simaw und deſſen Apoftel® Böreklübſche Muftafa, in melden, 
um es allgemein auszubrüden, eine VBerfhmelzung des Islams und Chriſtenthums 
verfucht wurde) niederzufchlagen, auch die faljhen Muftafa’s, die Thronbewerber 
fih vom Halfe zu fhaffen. Mohammed ftarb 1421 md fein junger Sohn Murat II. 
beftieg den Thron. 

Murad II. zählt zu dem tächtigften dieſer tüchtigen osmanischen Herrfcher, 
unter denen nur Bajefid der Blig zurüdtritt, dem außer Kampfungeftüm feine 
befondern Herrfchertugenden nachgerühmt werden können und der in mehr ale einer 
Weile (Lafter ver Wolluft u. f. mw.) ein ſchlechtes Beiſpiel gegeben hat. Murads 
Waffen waren gegen die alten aflatifhen Feinde glücklich. In Europa gewann er 
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das bisher noch uneroberte Thefialonih (Salonidi) und kämpfte mit ſchließlich für 
vie Türken günftigem Ausgang jene Reihe von blutigen Feldzügen mit Ungarns 
größtem Helden Johann Hunyades (Murad fiegt bei Varna 1444, bei Koflowe 
1448) und dem furdtbaren Türkenfeind Albaniens Georg Caſtriota (Scanderbeg!. 
Zwei Mal ftieg Murad in der Blüthe feiner Jahre vom Thron, um auszuruhen. 
Zwei Mal übernahm er wieder vie Pflichten des Herrichers, wenig zur Fremde 
feines jungen ftolgen Sohnes, aber zur Freude feiner alten Kriegsführer und bes 
Heeres. Erſt 49 Jahre alt, ftarb er nah 30 Jahren der fräftigften Herrichaft. 

Ihm folgt Mohammed IL., ver größte Regent feiner Zeit. Konftantincpel 
war eins der erften Ziele, die der junge, verichloffene, herrſchſüchtige Sultan ſich 
gelegt hatte, Im April 1453 begann die legte Belagerung der griechiſchen Hanpt- 
ftabt; am 29. Mai ward fie erftürmt. Unter Mohammed II. wird Serbien end- 
gültig unterworfen, Griechenland, Bosnien erobert. Scanderbeg hält fich, aber mit 
feinem Tode 1467 ift das Schichſal Albaniens befiegelt. Die Walachei und Moldau 
werben zur Abhängigkeit gezwungen. In Aſien weite Ausvehnung des Reiche; 
Sinope, Trapezunt, Karaman fommen hinzu. Ufun Haffen, ver gewaltige Turko— 
mannenfürft, ver e8 ven Osmanen nachzumachen fucht, wird, hauptſächlich durch 
die Feldartilerie Mohammeds geſchlagen. Schredlihe Türkeneinfälle in Sieben- 
bürgen, Ungarn, Defterreih, das venetianifhe Gebiet, die Gründung einer mäd- 
tigen Flotte, durch welche der Sultan in die Seehändel eingriff, vie Krimm den 
Genueſern entriß, den Benetianern zur See zu trogen begann, Apulien, und damit 
Italien durch Landung in den töbtlihften Schrecken feste — alles dies trieb bie 
Hriftlihen Mächte zum Verſuch einer Vereinigung gegen den fremder Rare ent- 
fprungenen Feind des Glaubens. 1458 murde von Papſt Pius TI. (fiehe Zink: 
eifen, Bd. 2) ein Koncil nah Mantua berufen, um zum erften Mat die res orien- 
tales, tie türfifche Frage, zu behandeln. Schon tamals hanvelte es fi um bie 
Fragen: Sollen die Türfen aus Europa vertrieben werden? In welcher Weiſe? 
Wer ſoll die Schugherrfhaft über die unterbrüdten Gläubigen übernehmen? Wer 
fol, wenn das Krenz fiegt, die Herrfchaft über den Halbmond antreten? Man 
war über dieſe Fragen vor 400 Jahren nit einiger, als man heutigen Tages iſt. 

Mohammed ift außer durch feine Eroberungen berühmt ald Sammler der 
Geſetze und als Geſetzgeber feines Reichs, wodurch er auch nad} dieſer Seite als einer 
der bebeutendften Herrſcher erfcheint. Sein „Ranunname* bringt Einheit in bie 
Stantöverfaffung des Reichs und regelt alle Verhältniſſe. 

Das legte Unternehmen des ben Chriften fo fchredlihen Sultans war gegen 
Rhodos gerichtet. Es ſchlug fehl. Mohammed dachte auf einen Angriff gegen 
Aegypten, ftarb aber mitten in ven Entwürfen dazu nad 31jähriger Regierung. 
Seine Größe ift durch Graufamfeit und fhrantenlofen Defpotismus befledt, aber, 
wie er num war, gehört er zu den bebeutendften Regenten der Geſchichte. 

Zum erften Mal fam nın ein Sultan auf den Thron, bei dem bie friege- 
rifhen Eigenschaften mehr zurüdtraten, im melden die osmanifchen Fürſten feit 
150 Jahren geglängt hatten. Bajefid II., Mohammeds Sohn, war mehr den 
Senüffen des Friedens, den meichlihen wie den ſchönen und guten, ergeben, er 
liebte die Baukunſt, pflegte vie Dichtung, felber Dichter. Doc ruhten die Waffen 
deswegen nicht, weder zur See (Venedig) no zu Lande (an der Donau und in 
Syrien). Aber das Heer war wenig zufrieden mit dem weichlichen Eultan und 
dies benügte der einem andern Bruder nachgeſetzte herrfchiüchtige, wilde, kriegeriſche 
Selim, fi gegen feinen Bater zu empören. Er reißt Bajefivs Truppen mit fid, 
zwingt biefen zur Abdankung 1512 und nimmt die osmanifhen Eroberungspläne 
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mit feiner ganzen fohredlichen Energie auf. Bajeſid ftirbt bald; es iſt ungewiß, 
eb natürlihen Todes. Selimd Kampfplag wird Afien und Afrifa. Er kämpft fieg« 
reich, — aber wie alle folgenden Herrfcher durch die Beihaffenheit ver Grenzgegenden 
und ten Fanatismus der jchiltifhen Perfer unter ſchweren Berluften, denen ber 
Erfolg nit gleichlam, — gegen Perfien, erobert Kurbiften, dringt nun geyen ben 
Sultan der Mameluden von Aegypten vor, ſchlägt vie Mameluten in Syrien, 
folgt ihnen nad Aegypten, beflegt jie noch zulegt in furdtbarem Stägigem Kampf 
vor und in den Straßen von Cairo und unterjodt Wegypten 1517. 

Nicht nur die weltliche Macht gemann durch viefe Eroberung. Selim über: 
trug nım auf fih das Khalifat, welches die Sultane von Xegypten in Aniprud 
genommen hatten. Der Einfluß des Befiges von Aegypten auf Arabien zeigte fi) 
fogleih, indem der Scheilh von Mekka an Selim vie Schlüffel der Kaaba über- 
fandte und ihn zum Schugherrn von Mekka und Medina machte. Zu der Madıt 
des unumfchränften weltlihen Herrſchers befamen fo die osmanifhen Sultane bie 
Würde und Macht des geiftlihen Oberhauptes des Islam (der Sunniten). 

So war die höchſte Machtftufe gewonnen. Der Sultan vereinigte die poli? 
tiſche und religiöfe Machtvollkommenheit. Und Selims Nachfolger, fein Sohn 
Suleiman 1. (oder bei Anerfennung von Suleiman, Sohn Bajefivs I., der 
zweite genannt) war der Mann, dies zu benugen. Seine Negierung bezeihnet ben 
Höhepunkt der osmanifhen Herrſchaft, noch niht nach äußerlichem Umfang, ber 
noch wuchs, wohl aber an innerer Kraft, Glück und hochbegründetem Ruhm. 

Suleiman, von den Türken ber Gefeggeber,, von dem Occident der Präd- 
tige oder Große genannt, begann feine Etegeslaufbahn mit der Eroberung von 
Belgrad 1520. Zwei Jahre darauf folgte Rhodos; dann kamen bie ungariſchen 
Feldzüge (1526 Mohacz), durch welche Ungarn den Türken bis zur Raab unter» 
worfen wurbe. Es beginnen bamit bie blutigen, langwierigen und verwidelten un- 
gar’fchen Händel zwifhen den Türken, dem Kaifer und den von den Türken be— 
günftigten Gegenfürften von Ungarn und Siebenbürgen (jet Johann Zapolya). 
Die Türken ‚zeigten fib darin fo furdtbar durch ihre Politit wie durch ihre Waffen. 
Ueber die Donau hinüber verlor fid) nod ihre nachhaltige Kraft; aber da wo ihr 
Schwert nicht fortwährend hinreihen fonnte, mußten ihre Kreaturen für fie ein» 
treten (eine Politik, wie fie ähnlih von Rußland in den Donaufürftenthümern 
ober von Napoleon mit dem Rheinbund geübt ward). 

1529 ftand Suleiman vor Wien. Wir können bier nicht alle Kriege und 
Eroberungen des fiegreihen Osmanen aufzählen, welche er zu Land und zu See 
führte. Seine Macht begann in Ungarn und endete am perfifhen Meerbufen. 
Defterreich zahlte ihm ſchmählichen Tribut; die indifhen Fürften von Delhi und 
Gudſchurat riefen feine Hülfe gegen die Portugiefen an. Die ftammverwandten 
Tataren an der Nortküfte des ſchwarzen Meeres waren mit 50,000 zu ftellenden 
Reitern feines Gebotes gewärtig ; im Welten endete feine Herrſchaft an der marof- 
fanifhen Grenze, Spaniens Hüfte gegenüber. Kühne fFreibeuter, vor Allem ber 
dann zum Kapudan Paſcha ernannte Seeheld Chatrebvin-Barbaroffa — braten 
die ganze afrifanifche Norblüfte bis Marokko in feinen, wenn auch noch unfichern 
Befig. 1520 hat Chaireddin fid) zum Herrn von Algier gemacht; 1534 Tunis 
erobert, viejes geht aber 1535 an Karl V. wieder verloren und wird erft 1574 
zum zweiten Male gewonnen und bleibend beherrſcht. 1551 ward Tripolis durch 
Dragut erobert). 

Die Herrfhaft über das Mittelmeer fchien ven Türken zuzufallen; fie follte 
durchgeführt werben durch vie Eroberung Malta’, um bier einen Stützpunkt 
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für die Flotte gegen den Welten zu finden. Doc fheiterte die weltberühmte Be- 
lagerung 1565. Diefe Nieterlage trug dazu bei, die legten, überbies ſchon trüben 
Tage des großen Eroberers zu verbüftern, ver ſchon längere Zeit der Liebe zum 
Glanze entfagt hatte, nad welchem er nody genannt wird. Suleiman brach 1566 
nad Ungarn und Deutſchland auf, aber fhon vor Szigeth ftodte der Feldzug an 
ver Unternehmung, die hartnädig vertheitigte Feftung zu erobern. Suleiman ftarb 
während ber Belagerung. i 

Ein Blid auf die innern Berhältniffe des Reidhes in feiner 
Blüthezeit wird bier am Plage fein. Mohammed II. hatte die innere Berfaf- 
fung geordnet; durch Suleimans, des Geſetzgebers, Berfügungen erhielt fie ihren 
Abſchluß. 

Zuhöchſt, unumſchränkter Herrſcher, ſoweit nicht das göttliche Geſetz ihn be 
ſchräukte und zurückhielt, ſtand der Sultan. Er ſollte ver Vollſtrecker des göttlichen 
Gefetzes fein, Abbild Gottes auf Erden. Er ift geiftlihes und weltliches Ober- 
haupt. Die Thronfolge ift erblih in dem Haus Osman. Bruderfriege und Thei- 
lung tes Reiches zu verhüten, wirt — burd Mohammed IT. in ſchrecklicher Kürze — 
der Brudermordb bei Befteigung des Throns fanktionirt. Die männlichen Nady- 
kommen der Töchter des Sultans find alle dem Tode fhon bei der Geburt ver- 
fallen. Den Sultan unterftügt fein Divan oder Staatsrath, zufammengefegt aus 
den erften Beamten feines Reihe. Ihn bilden die Weſire, die (2, dann 3) Ka- 
biasfer oder großen Heeresrichter, die Beglerbege von Griehenland (Europa) und 
Afien (wie bei den Heerrihtern fam aud nad Selim wohl einer für Afrifa Hinzu), 
vie beiden Defterbare oder Finanzminifter, der Janitfharen Aga als Kommandenr 
der Garden und Befehlshaber in der Hauptftabt, der Kapudan-Paſcha oder Groß— 
Admiral und der Nifchanpfhi oder Staatsfelretär des Sultans, der deffen Unter» 
ſchrift ausfertigt. Erſt allmälig gewann der Scheih-ul-Islam (Mufti) over oberfte 
Ausleger des Geſetzes eine höhere Stellung als die Kadiasker. 

Dis auf Suleiman (doch wird fhon von Selim eine dahinzielende Anekdote 
erzählt) hatten die Sultane im Divan felbft den Borfig geführt. Suleiman zieht 
fih aus Stolz, Bequemlichkeit oder Politik zurüd. War es Politif, fo war fie 
feine gute gewefen. Indem er fih ala die höchſte unverantwortlihe Einheit aller 
Gewalt binftellt , theilt er feine Gewalt; die weltliche überträgt er anf den, ihm 
und fomit auch gemiffermaßen dem Volk verantwortlichen Großweſir, fo daß fie 
vom Sultan zum Weſir überfließt, von dem Weſir zu ihm zuräüdtehrt; bie geift- 
lihe Gewalt befommt ihren Vertreter (allmälig) im Mufti. Der Großmefir wird 
das Mittel zwifhen vem Sultan und Divan, zwifhen Sultan und Neid. Selbft 
bei dieſem Defpotengeift des Drients doch eine Veranmortlichfeit des Staats- 
regenten, in fonderbarer Weife ausgefiihrt! 

Der Großwefir wird gleihfam Minifterpräfivent. Es ift feine Wohnung, 
welche als Mittelpunkt für tie Regierung erfheint (Hohe Pforte), Er bat feine 
Unterminifter, die, vom Staatsrath ganz verfhieden, nun die eigentliche Regie- 
rung führen. Sein Kiaja Bey ift fein Staatsfetretär, ungefähr unfer Minifter 
des Innern; der Neid Efendi, Haupt der Staatsfanzlei, ift Minifter des Aeußern; 
der Tſchauſch⸗Baſchi ift Juſtiz- und Polizei-Miniſter u. f. w. Bis zu den um- 
terften Behörben find alle Zweige ter Verwaltung genau requlirt. (Siehe J. v. 
Hammers Staatöverfaifung der Dsmanen). 

Die Kriegsverfaffung ift diefelbe, wie fie früher geſchildert worden, nur in 
bödhfter Ausbildung. 150— 200,000 M. Lehensreiterei find eingetheilt nah ihren 
Sandſchals (1 Roßſchweif); mehrere Sandſchals unter einem Beglerbeg (Statt- 
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halter, Paſcha's, je nad ihrem Rang mit 2 ober 3 Roßfchweifen). Die Beglerbegs 
in Afien haben zuhöchſt ven Beglerbeg von Anatoli; die in Europa den von Ru— 
mili; beide refidiren urfpränglid in Konftantinopel. Höchſter Heerführer ift ver 
Großwefir und natürlich der Sultan. Die Sandſchalbegs und Paſcha's find Führer 
im Krieg, Oberauffeher der Diftrifte und Provinzen in Frieden, zu weldem Be- 
huf fie die nöthigen Polizeibeamten (Subafchen) unter fih haben. . Die Zahl ver 
Paſchalils, Sandſchals und der Yehensgüter wechſelt. In der Zeit ver größten Aus» 
dehnung ftellen dieſe 200,000 M.; ſchon im 17. Jahrhundert fallen fie auf etwa 
100,000 M. Streng war das Lehnrecht geregelt; es gibt keine Erbfolge für den 
Kilidſch (Säbelgut). Der Sohn tritt erft in ein Heineres Lehen; der Krieger dient 
fi durch Tapferkeit hinauf in größere Lehen, zu Siamers und Sandſchaks. Der 
Sohn des auf dem Schlachtfeld Gefallenen hefommt ein befjeres Gut, als ver des 
nicht im Kriege Geftorbenen. Dazu die Alindſchi. Um dem Heer nidyt durch diefe 
furchtbaren Plünderer tie Mittel zur Eriftenz beim VBorwärtspringen zu benehmen 
und vie Operationen nicht zu verwirren, bejchränfte man ihre Zahl meiftens auf 
etwa 30,000 M., obwohl man in den Giegeszeiten gegen 200,000 Reiter ins 
Feld zu rufen vermodte. Hiezu kommt die Hülfsreiterei; e8 haben die Zataren 
Süpdrußlands zu ftellen 50,000 M., Moldau und Walachei 20,000 M., außerdem 
die Bewohner des Kaufafus und die Kurden nominell ebenfalls gegen 50,000 M. 
Alle dieſe Truppen beftiehen aus gebornen Reitervölfern und bildeten damals bie 
berrlichfte Reiterei der Welt. 

Für den Transport der ungeheuren Heerbagage war eine eigene Trainnann- 
ſchaft aus ven ruhigen, gebuldigen, trefflihen bulgarifchen Hirten errichtet (Woinaf). 

Die Ajaben, darunter die Seeräuber ver Hleinafiatifhen Küften immer ftarf 
vertreten waren, wurden wegen ihrer Unbisciplinirtheit meijtens auf 30— 40,000 M. 
gehalten. Die Janitſcharen fahen mit Verachtung auf diefe Banden. Die Afaben 
batten ald Befagungstruppen den Dienft in den Städten, die Janitſcharen in 
deren Citadellen. Als die Zahl der Janitjcharen wuchs, wurden tie Aſaben mei- 
ftend nur zu Belagerungsarbeiten und auf der Flotte verwendet. 

Früh wurde die Artillerie ausgebildet. Suleiman hatte 300 Feldgeſchütze. 
Kanoniere, Bombarbiere, Waffenfhmiede waren in einer Weife organifirt wig in 
feinem andern Heere jener Zeit. In der Belagerungsfunft (Befeftigung, Minen 
u. f. w.) waren die Türken berühmt. Kanonen, wie fie Mohammed II. gießen 
ließ und vor Konftantinopel von ähnlicher Größe gebrauchte, fucht erft unfere Zeit 
wieder zur Anwendung zu bringen. 

Den Kern des Heeres bilden wie früher die Janitfharen und bie befol- 
dete Neiterei, die Sipahis der Pforte. Beide erhielten — die Ianitfharen aus- 
ſchließlich — ihre Rekruten aus ben Pagenkammern und den Adſchem ⸗Oglans. 

Als die Eroberungen in ver illyriſchen Halbinfel beendet waren und bie Kriege 
gegen bie Chriften nit mehr den reißenben Fortgang nahmen, daher nicht fo un- 
geheure Menſchenbeute mit den eroberten Provinzen dem Sultan zufiel, da warb 
zur Ergänzung ber Janitiharen der Blutzoll auf die hriftlihe Bevölkerung ge⸗ 
legt. Auf den Koran geſtützt, warb je ber fünfte Knabe als Tribut eingefordert 
(anfangs die ſechs Jahre alten, dann vom 10.—15. Jahr). Je nad Bedürfniß 
gefhah dies alle 4—1 Jahr. Die ftärkften und intelligenteften Knaben der chriſi— 
lihen Bevölkerung wurden von ten Beamten ausgefuht, die Ausgewählten fo: 
gleih befchnitten, eingefleivet und nad Konftantinopel geihidt. Hier ward eine 
neue Auswahl vorgenommen. (Alle Schriftfteller jener Zeit find voll Bewunderung 
der Menfden-(und Pferbejfenntnig der Türken. So z. B. Eebaftian Frank, Bus- 
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bei u. A.). Die körperlich und geiftig Ausgezeichnetften kamen in die Pagenkam⸗ 
mern; tie übrigen wurden gegen eine Einzahlung an türfifhe Bauern in Afien 
abgegeben, daß ſchwere Arbeit fie zur Kriegstüchtigkeit fühle, fie die türkiſche 
Sprade lernten und das Angevenfen der Heimat und Religion verlernten. Nach 
2—6 Jahren, je nad Alter, Lernen der türkiſchen Sprade u. f. w., wurden fie 
gefammelt und, nah Konftantinopel geführt, ftrenger militärifher Disciplin in 
Kafernen unterworfen. Dienftlih aufs ftrengfte gehalten, jah man ihrem aufßer- 
dienftlihen wilden übermüthigen Betragen (Jungen und Prätorianer ftießen bier 
zufammen) wohl durch die Finger. Sie hatten bei den Bauten bes Sultans über- 
haupt jchwer zu arbeiten; ein Paar Zaufend mußten den Fähr- und Ruderdienſt 
an den Dardanellen zwifhen Europa und Afien beforgen. Hatten fie das erfor- 
derlihe Alter erreiht, fo kamen die, Schwäderen in vie Gärten des Sultans 
(mehrere Tauſend Boſtandſchi's, gleihfalls militäriſch organifirt), die Kräftigen — 
in der guten Zeit erft mit 24 Jahren! — wurden in die Oda's der Janitiharem 
eingetheilt, wo fie num in ftrenger Refrutenzeit den Dienft zu lernen hatten. Die 
Aushebung der Aofhem-Oglans hörte im 17. Jahrhundert allmälig auf, aus 
gleih zu erwähnenden Gründen. 

So waren die Janitjharen eine Haustruppe, wie fie die Welt fonft nicht 
geſehen hat. Wer ihnen angehörte, hatte Yamilie, Bolt, Vaterland, Glauben ver- 
loren. Statt alles deſſen hatte er nur fein Korps. Seine Zukunft lag in feinem 
Muth und ter Gunft des Sultans, deſſen Stiave er war, Streng war bie Dis- 
ciplin, aber die Ehre und der Stolz, Janitfchar zu fein, bob über Bieles. Die 
Krieger dieſes außerorbentlihen Korps fügten fih in Außerordentliches. (Heirath 
bis in die Zeit des Verfalls verboten; fein Janitfhar, wenige ihrer Officiere aus- 
genommen, durfte ein Pferd befteigen u. dgl. m.) Früh fühlten fie ihre Macht 
und wurden dem Staatsweſen und ihrem Heren gefährlid (Thronbefteigungs- 
geſchenke, bie zu einer die Finanzen zerrüttenden Höhe fliegen). Wir übergehen bie 
verjchietenen Maßregeln, durch welche man fie beffer in die Hand zu befommen und 
ihren Einfluß zu lähmen ſuchte. Am beften ſchlug die Theilung an, wonah man 
fie nie in Konftantinopel ganz vereinigte, fondern bis zu 2/, in bie Örenzfeftungen 
verlegte und als Polizei in den Provinzen ftationirte, wo fie, die ehemaligen Ehri« 
ften, die chriſtliche Bevölkerung gegen die Uebergriffe der Türken fügen und bie 
Paſcha's im Zaume halten follten. Ihre Stärke ſchwankte in ven beften Zeiten 
von 6—16,000 M. Dean könnte fie den „Unfterblichen” 10,000 bes Berjer- 
fönigs vergleihen. Ende des 16. Jahrhunderts begann der Berfall diefes Korps, 
des Örunppfeilers der türfifhen Ariegsmadht, indem man die Tüden nit mehr 
mit Adſchem ⸗Oglans ausfülte, fondern geborene Türken in die Janitſcharen ein— 
teilte, woburd bie Anzahl zwar auf 40,000 M. gebracht wurbe, aber das eigen- 
thümlihe Wefen des Janitſcharenthums ein Ende hatte. Diefe Türken beftanven 
dann auf dem Recht der Verheirathung, festen durch, daß ihre Söhne (die „Brot- 
frefier") gleich in vie Liften eingetragen wurben, wollten natürlid von ben Chri— 
ftenffiaven nichts mehr wiſſen und erzwangen, ba fie mit ihren Familien fi bei 
ber Verfchlehterung der Münze vom Solv nit mehr ernähren konnten, die Er- 
laubniß, nebenher Handel und Geſchäfte zu treiben. Weil fie als Janitſcharen 
Steuerfreiheit genofien, juchte fih Alles unter fie einzubrängen, was bei ver Be- 
ftechlichleit jener Zeiten nicht ſchwer war. So verwandelte fi diefe Truppe feit 
tem 16. Jahrhundert aus dem gefürchtetſten Kriegsveteranen in eine erbärmliche, 
für den Felddienſt untauglide, nur in Stabtrevolten ercellivende Miliz, die zwar 
noch mit dem Ruhm ber alten Zeit prunfte, aber feine Spur mehr von dem Weſen 
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und Werth der fieggewohnten Janitfharenregimenter Selims und Suleimans 
beſaß. 

Dasſelbe wiederholte ſich bei der beſoldeten Reiterei. Auch ſie wurde in ähn— 
licher Weiſe auf 40,000 Di. gebracht, aber da waren es feine Elitetruppen mehr, 
wie zu den Zeiten, mo fie zwifchen 6 und 15,000 M. ftarf unter dem Namen 
Spahi der Schreden der beften hriftlichen Ritterfchaft waren. 

Wir fegten oben fchon den Werth dieſer freilich zweifchneidigen, in ihrem 
Prätorianerftolg auch dem Sultan geführliden Haustruppen auseinander. Aber 
der Defpot bedurfte nicht blos der Schwerter gegen feine Feinde und feine Un— 
tertbanen, fondern auch für den innern Dienft der Diener feines Willens, ver 
ganz von ihm abhängigen Köpfe für die Verwaltung. Dafür fand er im Allge— 
meinen feine Stammgenofjen nicht brauchbar genug. Sein und diefer Interefje ging 
oft nicht zufammen. Er bedurfte der nnbetingt ergebenen BVBollftreder feines Wil- 
lens, Beamte, die ſich aus Sem geehrteften türkiſchen Lehensfürften, deſſen Geſchlecht 
mit Osman rivalifirt oder vielleicht vor ihm geglänzt hatte, fo wenig machten 
ald aus dem geringften Maja. Hiezu waren die ſchon erwähnten Bagentam- 
mern beftimmt, in welche die Auslefe der ausgehobenen Ghriftentnaben fam. In 
etwa 10jähriger ftrenger Lernzeit (Leſen, Schreiben, türfifche, arabiſche, perfiiche 
Sprache, militärifche Uebungen) erhielten fie ihre wiſſenſchaftliche, türkifch-gentle- 
männifche, kriegeriſche Ausbildung. Die Pagen, melde nad diefer Schulung feine 
höheren Erwartungen ihrer geiftigen Fähigkeiten erwedten, wurden dann als Offi- 
dere und Beamte in Heer und Verwaltung eingefboben. Die Auserlefenen, einige 
Hunderte, famen in die höhern Kammern, in denen der Unterricht gefteigert fort- 
lief. Aus dieſen Kammern famen fie fogleih als Ajpiranten für vie höheren Ver- 
waltungsämter. Die Leibpagen zählten fon zu den hohen Würdeträgern und 
pflegten gleich in große Kommandoſtellen einzutreten. 

Aus diefen Pagenfammern wählten die Sultane mit Vorliebe ihre Beamten- 
Sllaven, ledig aller andern Bande, nur an des Sultans Willen gewöhnt und varauf 
bin erzogen. Eine Zeit lang galt es gleichſam für nothwendig, Chriſtenſtlav ge- 
weien zu fein, um das Großweſirat befleiven zu können. (Siehe z. B. in Zinf- 
eijen die neben Mohammed Sokolli dem Großwefir dienenden Weflre: Mohammed 
Sntolli aus Trebigne, zum Geiftlihen beftimmt, Zehntknabe, Ahmed ein Stavo- 
nier, Mahmud ein Albanefe, Sinan ein Bosnier, Piali, Schufterfohn aus Ungarn, 
Muſtafa Montenegriner, fämmtlih niederer Herkunft. So war der berühmte Grof- 
wefir Ibrahim Paſcha ein armer Griehentnabe, der die Fiede! fpielend Suleimand 
Aufmerkſamkeit erregte; Ruſtem, der Schwiegerfohn Suleimans, ein ferbifcher 
Banernfohn; fo war Mohammed Köprili der fpätern Zeit gleichfalls Zehntknabe). 

Eine jeltiame Orbnung der Dinge. Zuhöchſt der Sultan aus dem Geſchlecht 
Demans , aber mütterliber Seite meiftens von Sklavinnen ſtammend. Die Ber: 
waltung des Reichs geſchieht hauptſächlich durd die Söhne des unterbrüdten Volls; 
das Schwergericht des Heeres ruht gleichfalls auf ihnen. Sie, die befehrten Skla— 
ven, bilden die Stufe Iwiſchen dem Sultan und feinem herrſchenden Türkenvolk. 
Nun erft kommt biefes; tief darunter Die Heerbe der Unterworfenen, der Raja's. 

Die unter Mohammed II. errichtete Flotte war bald an Zahl denen ber 
eriten Seemächte jener Zeit überlegen, doch an Trefflichfeit der Bemannung nad- 
Nehend. Der Türke zeigte nie befondere Luft und Liebe zur See. Die Bemannung 
beſtand größtentheild aus Galeerenſklaven, Griechen, entlaufenen Chriften, melde 
das hohe Handgeld anlodte. Als Marinetruppen wurden Aſaben und Janitſcharen 
auf die Schiffe kommandirt. Eine belehnte Marinetruppe, die man errichtet hatte, 
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artete in das nichtswürdigſte Raubgeſindel aus und ſetzte eine Zeit lang bie Küfte 
Kleinafiens in Schreden. Die rubmoollfte Zeit der osmanifhen Seeherrſchaft war 
die des Kapudan Paſchas Chaireddin, der fi vom Freibeuter zum Eroberer Al— 
gierd und feinem hohen Range auffhwang. 

MWeltlihes und göttlihes Gele find im Islam vereinigt; Religion und Recht 
gehen darin Hand in Hand (fiehe Mohanımeb); der Koran ift für beide die Duelle. 
Die Diener zugleich des Gefeges und der Religion find die Ulema’e. Sie zer- 
fallen dann aber in die richterliche und religiöfe Maffe. Die richterliche Klaffe fteigt 
von den Naib’s, den Stellvertretern der Kadi’s, zu den Kadis, Muffetifch, Heinen, 
großen Molla's und ven Kadiaskern von Europa, Aſien und Afrika (Aegypten 
mit Syrien). Das Oberhaupt der Ulema’s war der Mufti oder Scheih-ul-Islam 
(do erſt feit Mohammed II., beſonders aber von Suleiman dazu erhöht). Die 
Beiftlichkeit zerfällt in Scheide (Prediger), Chatibe (Verrichter der Freitagsge— 
bete), Imane (eigentlihe Pfarrer), Muefine (Gebetausrufer), Kaime (Moſcheen⸗ 
diener, Küſter). Zuhöchſt über den Ulemas fteht der Sultan-Chalif als oberfter 
Iman feines Volks. 

Der Stand der Ulemas warb von allen Chriftenjflaven-Elementen rein ge- 
halten. Ws die Janitfharen, zu Türken umgewandelt, nicht mehr den Einfluß 
diefer mächtigen Klaſſe balancirten und gewöhnlich mit ihr fich verbündeten, war 
die Macht des Sultans nur zu leicht der Spielball ihrer Willtür. Der Sultan 
warb ein abhängiger Defpot, ver fi erft durch die Errichtung einer neuen Mili— 
tärmadıt wieder auf feinem Thron fihern konnte, Wir verweilen hier des Näheren 
auf bie bezüglichen Werte d'Ohſſons und Hammer’s, und bemerken nur, daß in 
der Ölanzperiode der Osmanen die, wenn aud immer an Beftehung leidende 
Rechtspflege nicht ſchlechter war ald etwa in den gleichzeitigen chriſtlichen Staaten. 
Das ihr vieeiht durch Wilfür — doch wo berrfhte die tamals niht! — 
Schaden geſchah, das wurde durch das fchnelle Verfahren der türfifhen Juftiz- 
pflege gewonnen. 

Die Verwaltung war im Ganzen eher beffer denn ſchlechter als in den chrift- 
lihen Staaten. Bon einem Raubritterthum, einem Fehdeweſen, von einer folden 
Barbarei war in der Türkei feine Spur !). Die Stadt- und Landpelizei, nament- 
lich jene, war vortrefilih. Nur der Stod, nie die Waffe ver Soldaten übte den 
Dienft. Paſchathum, wie in den Zeiten des Berfalle, fam nicht vor, fo lange bie 
Sultane fräftig und bie echten Janitfharen zur Hand waren, deren vom Paſcha 
unabhängige Kommandos biefen im Frieden nur verwaltenden Statthalter von den 
Hauptfeften des Landes aus Eontrollirten (Syſtem der perſiſchen Negierung, ſchon 
zu Zeiten des Darius). 

Die Abgaben waren verhältnifmäßig gering. Wollte der hriftlihe Land— 
mann doch 3. B. lieber unter türfifher als byzantiniſcher oder venetianifher Herr- 
haft ftehen. Die Zölle, Bergwerke, Salinen, Münze, Grundftenern, Zehnten vom 
Bieh, Gebühren für Patente, von Erbfdaften, dann Tribute, der Ertrag des Ber. 
faufs der erledigten Aemter (fpäter die fchredlichfte Korrupgion), dann die Kopf- 


1) Intereffant ift in Bezug darauf das Fafinaktspiel vom türfifchen Kaifer vor dem Jahr 
1500, worin von dem Gefontten des Eultand dies und überbaupt viel Gutes über die fürs 
Hide Verwaltung vorgebracht wird, wogegen man ibm bauptfächlid mit Schimpfreten und reli— 
giöfen Vorwürfen antwortet. Es kann uns in feiner Art manden Aufſchluß über die Auffaffungen 
der Maſſe des deutichen Bolfd geben und man fünnte fagen, daß das Naben der Türken das 
mals ähnliche Gefühle bei Vielen bervorrief, wie das der frangöfiichen Revolution, 
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feuer der Ungläubigen bildeten die Haupteinnahmen des Staats. Die Höhe der— 
felben ift jehr unbeftimmt und ſchwanken die Berichte ungemein. Sie wird für 
Suleimans Zeit meiftens von 6—10 Millionen Dukaten angegeben, wovon nad) 
Beftreitung der ordentlihen Ausgaben dem Sultan 2—3 Millionen übergeblieben 
fein follen. Doch hatte fhon Suleiman oft Ebbe im Schap. 

Die Kopffteuer der Ungläubigen betrug für jede Perſon männlihen Geſchlechts 
über 12 Jahre jährlih etwa 1 Dukaten. Den Lehensherren hatten die Chriften 
Ia—l; des Ertrags ihrer Güter zu zahlen. Die Bedrüdungen waren oft ſchwer 
und murben es noch mehr; dennoh erfhien Jahrhunderte lang die Laſt des os— 
manifchen Joches Leicht gegen die Ausfaugungen der byzantiniſchen oder die Duä- 
lereien der früheren eigenen befpotifhen Gebieter. Erft als der Nationalftolz der 
Unterbrüdten erwachte und eine politifche Geiftesftrömung in ihnen begann, ward 
das unwürdige ſtlaviſche Berhältni zu den hochmüthigen türkifhen Herrn ber 
hriftlihen Bevölkerung unerträglih, nachdem fie fi freilich Jahrhunderte ftumm 
ergeben in den fhmählichften Tribut gefügt hatte: den, bie eigenen Kinder zu 
opfern, um fie fi zu Feinden und zu graufamen Bebrüdern zu erziehen. Die 
Landbedölkerung — abgeſehen von der an ven Heerftraßen wohnenden — war 
im Allgemeinen nicht ſchlechter daran, als vie ver chriftlichen Feudalſtaaten jener 
und fpäterer Zeit. Ein Erjag für manchen Drud war vie Gelbftverwaltung, welche 
unter Leitung ihrer Geiftlichteit die griehifhen und andern Dörfer und Orte in 
ihren eigenen Ungelegenbeiten behielten (fiehe Urquhards darüber ſchwärmende 
Schriften). Das Hauptgeheimnig der Unterwürfigkeit der großen griechiſch— 
Hriftliden Bevölkerung beftand darin, daß der Sultan fie durch ihre Geift- 
lileit regierte, er die Geiftlichleit in der Hand hatte und fogar bie Stelle des 
Beichiigers der griechifchen Religion fpielte. Am dritten Tag der Erftärmung Kon- 
ftantinopels fon feste Mohammed II. einen orthodoxen Patriarhen ein anftatt 
des frühern, von der Maſſe als ketzeriſch verdammten. Wir können bier auf bie 
wüthenden religiöfen Streitigkeiten nicht eingehen, welche aus dem Verſuch einer 
Vereinigung des römiſch-katholiſchen und griehifhen Kultus bervorgingen und das 
Ende des byzantinifchen Reiches erfüllten. Dem muhamedaniſchen Geiſte entiprad) 
die VBermifhung von Religion und Recht; man übertrug der griechifhen Geift- 
lihfeit, der Geiftlichfeit überhaupt (Katholiten und Juden) Funktionen, welde, 
denen der Ulema’s ähnlih, gerne übernommen wurben. War es doch Herr— 
haft! Die Hierarchie gipfelte im Patriarhen von Konftantinopel. Diefen hatte 
der Sultan in der Hand; durch ihn die Geiftlichkeit und fomit die Vollkemaſſe. 
Ale hriftlihen Angreifer jener Zeit waren für die Griechen Keger, gehaßte Rö- 
miſch⸗Katholiſche, denen der rehtgläubige Grieche noch ven Muhamedaner als Herr: 
ſcher vorzog. So unterftügte die griedifche Geiftlichfeit den Sultan. Erft als das 
griehifchetatholifche Rußland auf ven Schauplag trat, veränderte fih die Sachlage. 
Die eigenjüchtige, ſchlaue, verdorbene griechiſche Geiftlichkeit zu Konftantinopel blieb 
freilich, fo weit ihr Nugen ging, der Pforte treu; aber in ver erregten Volls— 
menge famen nun andere Anfhauungen zum Durchbrud. (Siehe Finlay: History 
of Greece under Othoman and Venetian domination und Eichmann: Reformen 
des osmanischen Reihe.) Vom Heer war der Raja ausgeſchloſſen; auch ftand er 
bei den Zöllen dem Mufelmann nad); diefer zahlte 21/, 9/, Zoll, der Chriſt 5 9/,. 
Aber diefe Ungleichheit hatte vie feltfamfte Folge. (Siehe Finlay a. a. D.) Zu 
Gunſten des Staatsſchatzes wurde von den Beamten des Sultans ber Handel der 
Chriften begünftigt, ver Handel der Türken nah Kräften gehemmt. Die Chriften 
befamen um fo leichter einen VBorfprung, als fie durch ihre Berbindungen mit den 

Bluntſchli un Brater, Deutſches Staate ⸗Worterlbuch. X, 39 
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Glaubensgenoſſen im Auslande große Vortheile vor den Türken bei den handelnden 
chriſtlichen Nationen hatten. Ueberdieß war Handel kein lockendes Geſchäft für den 
Türken, den in Heer und Verwaltung ſichere Stellen lockten, während die Ge— 
ſchäftigkeit der Chriſten ſich nur im Handel oder in der Erſtrebung geiſtlicher 
Aemter Luft machen konnte. 

Fügen wir hinzu, daß die allgemeine Aufklärung, die Religioſität, die Mann— 
haftigkeit bei den damaligen Türken mindeſtens ebenſo groß war als bei den üb— 
rigen Nationen, keine andere aber während langer Zeit ſich mit ihnen hinſichtlich 
der Feſtigkeit der innern wie äußern Politik, der Disciplin, des Gehorſams als 
Staatsbürger und Staatsdiener meſſen konnte, und die hohe, gefürchtete Stellung 
des damaligen türkiſchen Staats und der Nation iſt nicht ſchwer zu erklären. Die 
zehn aufeinanderfolgenden Herriher von Osman bis auf Suleiman in ihrer kör— 
perlihen und geiftigen Kraft, fie fünnen ihren ganzen Stamm vertreten und uns 
einen Beweis feiner Stärfe und Fähigkeiten liefern. Wir Europäer arifchen Stam— 
mes vergefien, um mit dem Sprihwort zu reden, nur zu leicht, daß binter ven 
Bergen auch Leute wohnen. 

Nehmen wir Suleintans Herrfhaft als den wahren Höhepunft, nah welchem 
es Anfangs langſam und noch zuweilen mit Steigungen, dann aber fchnell berg— 
abging und weiſen wir furz auf die Gründe hin, die das Einfen der türfi- 
hen Macht veranlaßten, Zuerft der Auffhwung der Kriftlichen Nationen. Dann 
vie Spröbigfeit des Islam, deffen fchroffe, formelle Beftimmtheit trefflih ift, um 
eine Ordnung burdhzufegen, dem aber für ein organiſches Weiterbilden derſelben 
die Auspehnungsfähigkeit mangelt. Dann hemmen die vielen genauen, als göttlich 
nicht zu umgebenden Berorbnungen des Koran, ftatt zu fördern, während die we- 
nigen und allgemeinen Grundfäge des Chriftenthums der unendlihen Ausbildung 
fähig find. Als die Ehriften erftarften, war mit dem Koran ein Vergleich unmöz- 
ih. — Wir haben das Zurückziehen des Sultans aus dem Divan ſchon als 
ihärlih angeführt, indem er fih dadurch des eigentlihen Steuerns des Staates 
entwöhnte Schlimmer ald das war wohl der Schaden, den Suleiman feinem Reiche 
zufügte, als er den untauglihen Sohn einer geliebten Frau zu feinem Nachfolger 
machte und den durch Alter und Herrfchergaben voranftehenven, zum Thron wie 
beftimmten Sohn des Lebens beraubte. Gräßlich war dieſe That; gräßlich vie Fol- 
gen. Denn mit Selim IL, dem Sohn ver Favoritin, war ein zerrüttetes Geflecht 
auf den Thron gekommen anftatt der früheren, körperlich und geiftig fo begabten, 
mächtigen Geftalten. Seit dem Mord feines Sohnes Muftafe — er mußte dann 
uch den Aufftand eines andern Sohnes gegen ven Liebling Selim mit Gewalt 
und Tod dämpfen — war Euleimans Gemüth verbüftert. Der Weiber- und Da- 
remseinfluß und die Haremsintriguen hatten fich dabei zum erften Mal geltend 
gemacht und den tiefen Schaden der Bielweiberei gezeigt. Nun wurde aud Sitte, 
daß die Söhne des Gultans nicht mehr wie bisher in der Verwaltung aflatifcher 
(nie europäifcher) Provinzen fi für die Herrichaft vorbereiteten, fondern fie 
wurden Gefangene eigener Art umd oft Schlathtopfer ihrer hoben Geburt, 
im Serail behalten, um jeve Empörung, bei welder fie eine Provinz; hinter 
fi hätten, unmöglid zu machen, und fie möthigenfalls ſchnell befeitigen zu 
fünnen. So wuchſen fie, nur von Etaatsgeiftlihen erzogen, von Frauen und 
Dienern ihrer Lüfte umgeben, ohne Ausbildung ihrer etwaigen Herrſcher— 
fräfte in Müfiggang und Beichränftheit auf. Zur Herrfhaft gelangt waren 
fie natürlihd Diener ihrer Diener; hatten fie Talente, Energie, fo hatte 
ihnen die Schule dafür gefehlt und viefelben. vertobten nad Zielen, zu bemen 
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fie nit die Mittel zu überfehen gelernt hatten, oder in Paunen und Aus— 
ſchweifungen. 

Die Großweſire wurden nun mächtiger; auch der Mufti. Aber es iſt ſchlimm, 
der Diener eines Unvernünftigen zu ſein, zumal eines Deſpoten. Nicht mehr die 
Tüchtigkeit galt, ſondern die Laune des Herrſchers. Weiber: und Günftlings- und 
Eunuchenwirthſchaft begann; wer ſelbſt nicht fieht, läßt fi leiten; eine ftrenge 
Führung aber, melde vie drückenden Pflichten hauptfählih im Auge bat, ift leicht 
unangenehm. Die Staatsleitung warb über ven Wefirwechfel und bei ven ſich 
frenzenden Intriguen ſchwankend. Alles wi aus den Fugen. Falſche Regierungs- 
maßregeln, wie Berfhlechterung der Münze und willkürliche Feftfegung des Münz— 
wertbet, zerrätteten das Volkswohl. Wo feine fihere Ordnung herrſcht, tritt der 
ſchmählichſte Egoismus ein. Die Korruption ging in allen Zweigen der Verwal— 
tung ins Ungeheure. Die tranrigfte Finanzwirtbichaft fuchte auch daraus Vortheil 
in ziehen; alle Aemter wurden verfauft und um oft verfaufen zu können, über- 
ſtürzten fi die Abjegungen und Berurtheilungen; um fo wüthender wurde bas 
Erpreſſungsſyſtem zur Zeit ver Amtögewalt. Nachdem mehrere Mal die Verbrechen 
ver höchften Beamten gegen das Staats: und Bolfswohl mit dem Tod und mit 
Sinztehung ihrer unglaublih großen zufammengeftohlenen und geraubten Vermö— 
gen beftraft worden waren, hatte man gleihjam Blut gefjhmedt. Es wurde eine 
Duelle des Staatseinfommens, die Beamten ftehlen zu laffen, um mit der leidı- 
teften Mühe durch eine feidene Schnur das fo fauer und eifrig zufammengefcharrte 
Vermögen in den Schat des Sultans fließen zu laffen. 

Den Berfall des Kerns der Armee haben wir fhon angeführt. Dadurch ward 
nach Außen und Innen die Macht bes Stunts geſchwächt. Unglückliche Kriege 
waren nicht dazu angethan, das Lehensheer friegsbegeifterter zu machen. Die feind- 
lichen Armeen Defterreih® und dann Nuflands wurden friegstüchtiger, während 
bei den Türken Alles zurüdging; es gab feine Länver mehr zu Lehen zu ver- 
theiten , wenig oder feine Beute, dagegen viele blutige Kämpfe und leicht große 
Verluſte. Wie follte der afiatifche Lehensreiter da Luft fühlen, an der Donau oder 
am Dniefter fein Leben einzubüßen oder fein Vermögen durch den ſchweren Kriegs- 
dienft zu ruiniren, da doch felbft der religiöie Fanatismus mehr und mehr erlo- 
Ihen war. Der Krieg ward für ihn eine Laſt. Dabei untergrub die allgemeine 
Korruption, Günftlings- und Haremswirthſchaft die alte Yehensorbnung. Nicht der 
Tapfere wurde mehr bevorzugt, fondern es ging mach Gunft und Geld. Statt 
der früheren kriegeriſchen Türkenritter mit ihrem gleich tapfern, vorwärts ftrebenven 
Gefolge zogen unmillige, des Kriegs entwöhnte Lehenverzehrer ins Feld; nament- 
lich die den Örenzfriegen ferner liegenden aftatiihen Sipahis waren verrufen mit 
ihren als Krieger eingeftellten Hausbedienten, Pfeifenträgern und Badejungen, 
Da vom Krieg nichts zu holen war, fo ergriffen biefe Milizen bei der erften Ge: 
legenheit, je eher je lieber, die Flucht und hielten, überall Berwirrung verbreitend, 
mehrmals nicht eher ein, als bis fie bie Dardanellen im Rüden hatten. Gerne 
nahmen fie dabei im eigenen Yande für ihre Heimath mit, was beim Feinde nicht 
zu holen geweſen war. Wir, werden fogar fehen, wie fie ſich als die ungeheuerften 
Räuberbanden etablirten. 

Bei folhen Zuftänden fanfen dann natürlih vie Ginnahmen des Tributs; 
was fchlimmer war, die Furcht vor den Türfen ging verloren und die fremden 
Völker fahen nad ver Türkei als nad einer guten Beute. 

Auf Suleiman den Gefeßgeber folgte Selim II., das Gegenftüd des ern— 
ften, geiftig hohen, majeftätiihen Vaters, ein ungebilveter, ausfhweifender, in ben 
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türtifchen Laftern die Regierung vergefjender Trunfenbold. Aber Mohammed So- 
kolli, ſchon in den legten Lebensjahren Suleimans Großweftr, war der wirkliche 
„Laftträger des Reichs" (Wefir), der den Staat trug. Das Reid wurde noch ver- 
größert. Iemen, Cypern famen hinzu. Die Niederlage von Lepanto 1571 war 
furchtkar, doch nicht von dem Erfolg, den man hätte vermuthen können.?) Die 
altosmanifche Thatkraft zeigte fih fogar niemals glänzender als nah ihr; in 6 
Monaten war eine neue Flotte von 120 (nad Andern fogar 250) Schiffen aus: 
gerüftet, die den nicht einigen chriftlihen Verbündeten wieder bie Stirn bot. 

Unter Murad II., Selims Sohn, 1574—95, begann ber Verfall ver 
Dinge fih ftärker zu zeigen, ſeitdem Mohammed Sokolli durch Mörderhand im 
Divan felbft gefallen war. Man hatte Hoffnungen auf Murab gefest, aber bald 
ging das Gute an ihm in Ausfhweifung und Geiz unter. Gegen Ende feiner 
Regierung war er völlig zerrüttet, mehr Narr als Regent, im Geiz wahnmigig. 
In feinen Kriegen mit Perfien erlitt dad Heer bie ungeheuren Berlufte, woburd 
die alte Ordnung der Janitſcharen fih aufzulöfen begann. Gewonnen warb bier 
an Gebiet nichts, aber auch nichts verloren. In Ungarn waren bie türkiſchen 
Waffen nad manden Berluften noch gegen Ende von Murads Regierung wieber 
glüdlih. 1594 dringen fie bis Komorn vor. Dann aber hemmte die Bereinigung 
der Fürften von Siebenbürgen, Moldau und Walachet mit dem Kaiſer weitere 
Erfolge. 

&s folgte auf Murad III. fein Sohn Mohammed III. Die Ermordung von 
19 Söhnen Murads und 7 fhwangeren Sklavinnen leitete die Negierung ein. 
In Ungarn ging der Krieg fort. Die Türken fiegten bei Keresztes. Ebenfo fort- 
dauernde Kriege in Perfien. Unter Ahmed T., Mobammeps III. Sohn, 1603 
bis 1617 wurde 1606 der (20jährige) Friede von Sctvatorof mit Oeſterreich 
geihloffen, durch den endlich ber Tribut Defterreichs aufgehoben und es als gleidh- 
berechtigt mit dem Osmanenftaat anerfannt wurde. 

Nah dem ſchwachen Ahmed wurde fein blödſinniger Bruder Muftafa 1. 
auf den Thron gehoben, aber 1618 zu Gunften von Achmeds Sohn Osman IT. 
abgeſetzt. Osman verfcherzte im kriegeriſcher Tollheit die Zufrievenheit feines 
ſchon unfriegerifhen Heeres. Sein Feldzug gegen Polen war, was fo vielen Feld- 
zügen in den DonaufürftenthHümern und am Pruth. begegnet ift, durch ſchlechtes 
Wetter in ben unwegſam gewordenen Gegenden fteden geblieben. Hiedurch und 
dur die polnische Tapferkeit ward er zum Frieden gezwungen und mußte ruhm— 
108 umkehren. Der junge, wilde, friegeriihe Sultan, der fich einen neuen Sulei— 
man träumte, zürnte vor Allen auf die jest fhon entarteten und obenbrein meu=- 
teriihen Ianitfharen. Er beſchloß diefe Truppe aufzuheben. Sein Plan wurde jedoch 
zu früh kund und er büßte darüber Reich und Leben ein 1622. Der blöbfinnige 
Muftafa warb wieder zum Sultan gemacht. Die gefährlichften Wirren dauerten 
fort. Schon wurden Pläne ver Reihstheilung zwifchen Sipahis und Janitſcharen 
laut, da dieſe Prätorianer fich nicht einigen konnten. Jenen follte Aflen, biefen 
Europa gehören. Da gelang es enplih 1623 Muftafa wieder abzufegen und das 


2) Die Schlakt von Revanto batte ein eigentbümliches Projelt Franfreihs zu Folge 
Karl IX. fchlug, da Algier eine ſpaniſche Eroberung befürchtete, feinen Kreunden , den Türken, 
vor, Algier mit Kranfreich zu vereinen, und * unter der Regierung eines franzöfiſchen Prinzen, 


* — Vaſall des Sultans fein ſolle Siehe darüber Zinkeifen: Geſchichte des oemaniſchen 
eiches, 
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Reich an Murad IV. (Bruder Osmans, Sohn Achmeds) zu bringen. Schlimm 
ſtand es zu Anfang ſeiner Regierung. 

In Konſtantinopel gährte noch der Aufruhr; in Aſiten große Empörung in 
der ausgeſprochenen Abfiht umd unter dem Vorwand, die Janitiharen für den 
Mord Osmans zu ftrafen. Abafa Pafha von Erzerum war ed, der ihnen vie 
Bernihtung gefhworen hatte und dadurch dieſe Solvatesfa in fteter Beforgniß 
und Gährung hielt. Die Regierung lag ganz barnieder; hatten doch (fiehe Zink: 
eifen a. a. D.) binnen 15 Monaten 3 Sultane und 7 Großweſire gewechfelt. 
Zu dem Allen famen num Kofakenflotillen und wagten es die Umgegend von Kon- 
ftantinopel zu plündern 1624 — ein trauriges Zeichen, wie tief das Anfehen ver 
Zürfei gefunfen war. Und tod wurde das Reich noch wieder eingerenft; die aſia— 
tiſchen Empörer, Abafa Paſcha und Fachreddin, der Emir der Drufen, wurden 
befiegt. Der Krieg mit Perfien famı 1639 zum Abſchluß, nahdem Murad felbft 
1638 Bagdad von den Perfern zurüderobert hatte. Als in Afien die Ruhe her: 
geftellt war, dachte Murad (genannt Ghazzi, der Tapfere) daran, in Europa vie 
Eroberungen wieder aufzunehmen, doch ftarb er 1640. Aus einem fhüchternen 
Kinde war er nad und nad der graufamfte Defpot, der entfeglidhite Henker ge- 
worden (durch feine Henker und durch feine eigene Hand follen 25,000 Menfchen 
umgebracht worden fein), deſſen Blutdurſt nur durch eigenthämlihen Wahnfinn 
erflärt wurde. Seit Selim II. war die fallende Sucht das Erbübel im osmani— 
ſchen Geſchlecht geweſen. Auch Murad litt daran. 

Unter Murads Bruder und Nachfolger, dem weibiſchen, entnervten Ibrahim 
(1640—49) ſtand die Haremswirthſchaft in vollſter Blüthe 1645 wurde ber Krieg 
auf Kandia mit den Benetianern begonnen, ber bie legten Kräfte des einft fo herr- 
lichen Ragunenftaates erfhöpfen follte. Ibrahim wurde fchließlih des Throns ent- 
fegt und einige Tage darauf erdroffelt, während fein 7Tjähriger Sohn, Moham— 
med IV. zum Sultan ausgerufen ward. Wieder fchien das türfifhe Reih dem Un- 
tergang verfallen; wieder riß es die ftarfe Hand eines ehemaligen Zehntknaben, 
des früheren Küchenjungen, nun Paſchas Mohammed Koprili empor. 1656 über- 
nahm er das Grofwefierat und bradte durch wohlbedachten, unbarmherzigen Ter- 
rorismus Ordnung in die Reichsangelegenheiten. Selbft das Außerordentliche ge- 
lang dem ungelehrten, ernften reis: er nahm zu Gunſten des Staats die Ein- 
fünfte der übermäßig reichen Mofcheen (Mißbrauch der Bermädtniffe an dieſe, 
um durd ihre Steuerfreiheit die Güter im Kirhenfhug zu fichern) in Anſpruch 
und befhränfte zum gleichen Zwed die ungeheuern Einfünfte von Mekka. Er fegte 
ed durch und behielt fein Amt, hielt jeden Aufruhr nieder, ftarb aud eines na— 
türlichen Todes. Unerhört war es auch, daß fein 26jähriger Sohn Achmed ihm 
im Großweſierat folgte. Die Koprili’s wurden auf geraume Zeit die wahren Re— 
genten des Reihe. 1661 hatte mit Defterreich der Krieg begonnen, Anfangs glüd- 
lich für die Türken, die Neuhäufel nahmen und bis in Mähren ftreiften; 1664 
aber verliert der Großwefier gegen ven größeren Feldherrn Montecuculi die Schlacht 
bei St. Gotthard; nichtsdeftoweniger ift im Frieden von Bafvar der Erfolg auf 
Seiten der Türken, indem fie Neuhäufel und Großwardein behaupten. 1669 ward 
endlich von den Türfen nad) einer der merfwürbigften Belagerungen und ber ruhm— 
vollften Bertheidigungen Kandia erobert. Ebenfo waren gegen Polen die osmani- 
Ihen Waffen flegreich; der größere Theil Podoliens verblieb ihnen trog Sobiesti’s 
Anftrengungen im Frieden von Zuramna; bis vor Lemberg hatten ihre Schaaren 
dat Land durchftreift. 1677 begann mit Rußland der Krieg (Tfchigrin), der für 
Rußland günftig 1681 im Frieden von Rudzin beendet wurde, Achmed Köprili 
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war 1676 geftorben; ein Wefier des früheren Schlags war fein Nachfolger ge- 
worden, Kara Muftafa, der den unftäten, ganz in Jagd aufgehenden Moham— 
med IV. zum Zuge gegen Wien verleitete, dem legten großen Macht: und Paradezug 
der Türken. 1683 ftand Kara Muftafa wieder, wie einft Suleiman, vor Wien, 
aber Alles ging ſchuell rüdwärts, Berlufte kamen über Berlufte in Ungarn (Neu- 
häufel, Ofen u. j. w.; 1687 Schladt bei Mohacz). Das empörte Volk entjegte 1687 
Mohammed IV. des Throns, den nun die unbebeutenden Suleiman 11. (f 1691), 
Achmed II. (r 1695), Muftafa II. (entthront 1702) und Achmed III. einnahmen. 
Muftafa Köprili und Huffein Köprili hatten, fo gut es ging, das Reid zuſammen— 
gehalten, das unter Defterreihs Schlägen zu wanfen begann, (Belgrad 1688; vie 
Kaiferliben in Bosnien, Serbien und Bulgarien; 1691 Szalantemen; 1697 fiegt 
Prinz Eugen bei Zentha). Zur felden Zeit Krieg mit Rußland. Peter ver Große 
nimmt Aſſow und behält es im Frieden von 1702. Gegen Oeſterreich verlor vie 
Türfei im Frieden von Karlowig 1699, bis auf das Banat von Temesvar, ganz 
Ungarn, Siebenbürgen, den größten Theil von Siavonien und Kroatien bis an 
die Unna — gegen Benedig im felben Frieden Morea. 

In die Wirren des großen norbifhen Kriegs durch Kari XII. von Schweden 
verflohten, hatte 1711 der Großweſier das Gefhid Peters d. Gr. am Pruth in 
der Hand. Er lieh ihn gegen Schleifung mehrerer Feflungen und Zurüdgabe 
Aſſow's entſchlüpfen. Montenegriniiche-Aufftänte, 1714, wie es heißt, durch Ruß— 
land in’s Wert gefegt, gaben den Vorwand zu einem neuen Kriege mit Venedig, 
in welchem bie Türken Morea zurüderoberten, Korfu aber gegen Schulenburg ver- 
geben® belagerten. Darüber war der Krieg auch mit Oeſterreich ausgebroden, in 
welchem Prinz Eugen bei Peterwarbein fiegt, Temesvar den Türken nah 165jäh- 
tiger Herrſchaft entreißt und 1717 bei Belgrad fiegt und Belgrab nimmt. Der 
Friede von Paffarowig beendete 1718 den Krieg. Die Forderungen Defterreihe 
auf Serbien, Moldau und Walachei wurden nicht turchgefegt. Belgrad fiel an Defter- 
reich; im Allgemeinen wurden Aluta, Donau und Sau Grenze; Morea blieb den 
Türken; Venedig erhielt verfchiedene Städte an der dalmatiihen und albanifhen 
Küfte, fowie Cerigo und Gerigotto. 

Mit tem Frieden von Paſſarowitz war ver alte Nimbus der Türken dahin. 
Zu dem Verluft des Kriegsvertrauens der türfifhen Heere und der Schwächung 
nad Außen erwuchs jegt im Innern ein furdtbarer Feind: die riftlichen Unter: 
thanen, die bis dahin ſtumm buldenden Rajas wurden durd die Siege ihrer hrift- 
lihen Glaubensbrüder aus der Lethargie gewedt. Es war möglich, die Türken zu 
befiegen, und umgeftoßen war der Sag, darauf tiefelben fo oft gepodht hatten, daß 
der Osmane nicmals die Stellen aufgebe, wo er einmal den flegreihen Halbmond 
über das Kreuz erhöht habe. Dem Norbweften hatte eine Befreiung vom türkiſchen 
Joch in Ausficht geftanden; der ganze Norden war durch die kriegeriſchen Emifläre 
der öſterreichiſchen Streifzüge und andere, geheime Eendboten in Bewegung und 
Gährung gefeßt worden; die Apitation Rußlands hatte mit Peter begonnen, um 
nicht wieder abzunehmen. Die nächſten Siegesjahre Rußlands brachten die griechiſch— 
fatholifche Bevölferung immer mehr in Gährung; fie erinnerte fih und wurde daran 
erinnert, daß fie einft auf dem Boden geherrfcht habe, wo fie nun ala Sklave 
diente. Durch den gleichen Glauben bei den Griehen, durch Stammverwanptichaft 
und zum größten Theil gleichen Glauben bei den flavifhen Stämmen gewann die 
ruffifche Resierung eine Runde der Zuftände und einen Einfluß im Innern der Türfet, 
der fo wirffam wie die ruffiihen Heere werden mußte. Innere Zerbrödelung und 
äußere Erſchütterungen fonnte man bier vortrefjlih abwechſeln lafjen. Unter viejen 
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Umftänten war bie Uebermacht Defterreihs und namentlih Nußlands im 18. Jahr: 
hundert leicht erklärlich; ja es fönnte nur die Yangfamkeit des Erfolgs der beiden 
Mächte verwunderlich fein, ver, was Defterreich betrifft, obenprein in's Stoden 
fam. Wir wollen kurz auf einen Hauptgrund des langſamen Vorbringens hin: 
meifen, ver bis in unfere Zeiten von größtem Einfluß geweſen und zum Theil 
noch ift. Die Operationslinien Rußlands wie Oeſterreichs gegen die eigentlichen 
türfifhen Grenzen liefen in auferorbentliher Yänge durch wenig kultivirte, ſchwer 
zu paffirende Länder (Südrußlands Steppen, Moldau, Walahei, Südungarn), in 
denen die trefflichfte Verwaltung die Hauptfahe war, um ein größeres Heer nur 
an die eigentliche feindliche, dur Feftungen auf allen Angriffspunften geſchützte 
Grenze zu bringen, ohne daß Mangel, Krankheiten und die Anftrengungen bes 
Marſches bei ſchlechter Verpflegung und fehlendem Schuge gegen die Witterung 
das Heer fhlimmer ale Schlachten zufammenjhmolzen und entmuthigten. Die 
türfifhe Verwaltung und Berpflegung war einft mufterhaft geweſen — wie bie 
römiſche —; die öfterreihifche bis auf Prinz Eugens Führung und die rufjifche 
waren meiftens von der traurigften Art. Defterreihs Finanznoth war am wenig: 
ften geeignet, den Krieg im halbbarbarifchen Ländern zu führen, wo Montecuculi’s 
Ausſpruch: zum Krieg ift Geld, Geld und wieder Geld nöthig, feine ganz be- 
fonders hohe Geltung hat. Sonft hatte Defterreih den großen Vortheil der Donau- 
waflerftrafe vor Rußland voraus. Am meiften freilih truz die freimillige und 
unfreiwillige öſterreichiſche, weſtwärts gemantte Politit Schuld, daß es in ver 
Türkei nicht vorwärts famı — die Kämpfe in Italien, mit Frankreich, die Auf: 
zehrung und Lahmlegung feiner Kräfte durch Friedrich d. Gr. Rußlands Heere 
blieben bei furchtbarem Menfchenverluft in den unwirthbaren Örenzgegenven fteden, 
die es nicht wie Rom durch große Kriegeftraßen zu erobern verftand. Mit Menfchen- 
leben nicht geizend drückte vie deſpotiſche Regierung von Petersburg ihre Heere 
gegen die Donau vor; ein Hauptlampf waren die Entbehrungen, ehe man an den 
Feind fam. Und dann erwarteten die zufammengefhmolzenen Truppen erſt bie 
türkiſchen Feftungen und die legte Kraft ging in Belagerungen verloren. Unglaub» 
lie, oft barbarifche Energie (Münnich, Suwarow u. 4.) wußte aud fo Siege 
zu erfechten, aber die Sieger waren meiftens nad) dem Sieg fo erihöpft, daß fie 
froh waren, mit einem geringen Gewinn Frieden fließen zu können. Dann be- 
gann nach der Erholung das alte Spiel von Neuem. Schnellere Gefahr brachte 
das Vordringen Rußlands erft, als es ihm gelungen war, in den Donaufürften- 
thümern fein Heer ausruhen zu lallen, von bier aus der ſlaviſchen Bevölkerung 
der Türfei die Hand zu reihen, dann aber bejonders, als feine überlegene Flotte 
die Mittel gewährte, das Heer auf dem Seeweg zu verpropiantiren (Diebitfeh). In 
unfern Tagen ift es in viefer legten Beziehung durd die Vernichtung der Flotte 
in Sebaftopol zeitweilig lahm gelegt worden. 

Als 1737 Rußland und Defterreich fih gegen die Türkei verbündeten, bielt 
man deren Ende für gefommen (Zinkeifen V ©. 710 gibt ven Plan des Karbi- 
nal& WAlberoni, daraus vie Thorheit, aber auch die Sorge der damaligen Politifer 
binfihtlih der Bertheilung ver Beute zu fehen). Wider Aller Erwarten war ber 
Ausgang ein ganz anderer, Der öſterreichiſche Feldzug in Serbien flug fehl; vor 
Widdin nahm er ein fhlimmes Ende. Münnih nahm mit feinen Ruſſen Oczakow; 
dagegen verlor Defterreihd 1739 vie Schladt bei Krozfa und fogar die Feſtung 
Belgrad. In dem ſchimpflichen Frieden von Belgrad mußte es einen Theil feiner 
Eroberungen von Paſſarowitz (Belgrad, Shabaz, Orfowa, die Heine Walachei) der 
Türkei zurüdgeben. Münnih war fiegreiher geweien; er hatte Choczim erobert, 
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doch der auch mit Rußland abgefchloffene vemüthigenbe Frieden von Belgrad hemmte 
ihn. Aſſow mußte gefchleift werben; Oczakow und Kinburn wurden ſtillſchweigend 
aufgegeben. Es wurde Rußland unterfagt, an bem aſſow'ſchen und ſchwarzen Meere 
Schiffe zu bauen und eine Flotte darauf zu unterhalten. Das war der Frieden 
von Belgrad 1739! 

Mit ſchweren Verluften wie immer, jet auch noch befonbers unglüdlih, war 
feit 1724 ber Krieg mit Perfien geführt worben, wo ber Bandenführer Nadir Shah 
fih zum Schach aufgeſchwungen hatte. Seine Siege hatten 1730 Achmed III. ven 
Thron in einem Sanitfharenaufftand gefoftet, den ein Janitſchar Ienfte, der einen 
Handel mit alten Kleidern trieb. Mohammed V., Sohn Muftufa’s I. (Mahmud T.), 
war dadurch auf den Thron gekommen; er hatte, wie aus dem Obigen zu erjehen, 
das Anſehen des Reichs durch tüchtige Feldherrn und gefchidte Diplomaten zu 
wahren gewußt. Unter ibm begannen größere Reformverfuhe in Heer und Staais- 
wefen (Bonneval). Wie die norbifhen Kriege dur den Frieden von Belgrad, fe 
warb unter Mohammed V. aud der Krieg mit Perfien beendet 1746. Der Top 
Nadir Schachs und vie darauf folgenden inneren perfifhen Unruhen gaben bier 
den Dsmanen endlich wieder Ruhe. Mahmud ftarb 1754. Es folgte ver ſchwache 
Dsman III., Sohn Muftafa’s II., 1756 jedoch fchen Muftafa III, der Eohn 
Achmeds III. Unter ihm begann 1768 ein neuer, verberblider ruffifher Krieg. 
Galitzin eroberte vie Moldau, Nomanzom 1770 die Walachei und ſchlug die Türfen 
vernichtend bei Kaghul. Ismail, Kilta, Bender, Ibrail, Alljerman gingen ven Türken 
verloren. Die Tataren des Budſchak unterwarfen fih der Oberhoheit Rußlands. 
Bon Kronftabt lief eine ruffiihe Flotte unter Orlow in’s mittellänviihe Meer. 
Morea wurde In Aufftand gefett, dann freilich-von ben zu ſchwachen Ruſſen im 
Stich gelaffen und nun von ben durch bie Türken aufgebotenen Albaneſen beinahe 
ausgemorbet. Aber groß war die Bernichtung ber türfifchen Flotte Durch die ruffifche 
bei Tſchesme 1770; ſchon fürdtete man für Konftantinopel, Die Erfolge Rußlands 
braten nun aber alle Mächte in Aufruhr. England rief feine Officiere von ber 
ruffifhen Flotte, darauf viele dienten, zurüd, Frankreich bot fogar Geld und Schiffe 
gegen Rußland an. Auch Defterreih und Preußen waren einig, daß man Rußland 
nicht weiter fommen laffen bürfe; ihre Vermittlung wurde von der Türkei ange- 
nommen, doch famen die Verhandlungen zu feinem Ziel. Inveffen waren 1773 
die Ruſſen vor Siliftria und Varna unglücklich. Muftafa III. wollte nun felbft 
iu's Feld ziehen, farb aber 1774. Ihm folgte fein Bruder Abdul Hamid 1774—89. 
Nach neuen Niederlagen ver Türfen fam 1774 ber Friede von Kutſchuk-Kainardſchy 
zu Stande, der verhältnißmäßig noch günftig genug war. Die Krim wird als un- 
abhängig von beiden Neichen anerfannt; ebenfo noch verfchtevene Tartarengebiete. 
Rußland behält Kertſch, Jenikale, Kinburn, Affow, die große und Meine Kabarbei. 
Es gibt gegen Amneftie und Religionsfreibeit Beſſarabien, Moldau, Wallahei und 
bie eroberten griehifhen Infeln zurüd. Rußland hat freien Handelsverkehr auf dem 
Ihwarzen Meer und der Donau, wie bie meiftbeaünftioten Nationen; aud wird 
den ruffifhen Unterthanen Religiensfreiheit geftattet. Erſt nah 5jährinen weiteren 
Berhantlungen fam übrigens dieſer namentlih in der Türkei mit Unmwillen auf- 
genommene Friede durch ben Vertrag von Ainali-Kawak völlig zum Abfhluß, worin 
auch noch Ergänzungen betreffs ver Seefahrt gemacht wurben; ruffifche'Kriegafhiffe 
waren no immer nicht im ſchwarzen und ägäiſchen Meere geftattet. — In ben türft- 
ſchen Provinzen hatten indeffen vie Mentereien und Unabhängigkeitsverfuche ver Paſcha's 
begonnen; fo feit 1770 in Aegypten; in Moren mußten bie feit Orlow's Belämpfung 
darin haufenden Albanefenbanden mit ven Waffen von ver Pforte bezwungen und wie: 
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ber vertrieben werben. Katharina von Rußland hatte es unter dieſen Umſtänden eilig, 
fih um die Berlaffenfhaft des kranken Mannes zu befümmern und ſchwärmte für 
den „Weg nad Konftantinopel". 1783 ließ fie die Krim befegen und begann gegen 
die Oftfüfte des ſchwarzen Meeres vorzubringen in einem Kampfe, der erft jest 
zu einem Ende der Erfhöpfung von Seiten der Bergbewohner gelommen ift. 1787 
bricht der Krieg der Pforte mit Rußland, 1788 aud mit Defterreih wieder aus. 
Choczim wurde an die Defterreicher, Oczakow an die Ruffen verloren, doch waren 
bie fonftigen Verluſte bis zum Jahre 1789 nicht groß, wo Suworow (Rimnindty) 
und Koburg am Rimnik fiegten, Laudon den Befehl in Ungarn übernahm und 
Belgrad eroberte. Der neue junge Sultan Selim III. befam dadurch einen ſchlim— 
men Stand. Drfowa fiel an die Defterreicher, Suworow erftürmte Ismail, aud 
im Kaufafus und fhwarzen Meer waren die Ruſſen fiegreih. Der Friede von 
Siftowa 1791 mit Defterreih, von Jafiy 1792 mit Rußland machte dem Krieg 
ein Ende. Wunderbarer Weije verlor die Türkei wieder wenig darin; Rußland 
begnügte fi mit Oczalow und der Dnieftergrenze. 

Die Türkei ſchien gänzlich zerrüttet. In Syrien Aufſtände; in Wegypten 
Wirren; in Arabien dehnten fih die Mechabiten aus. Rumelien und Bulgarien 
wurden burd bie feit dem Frieden von Siftowa und Jaſſh aufgelösten Truppen 
verheert, die als Räuberbanden namentlid; im Balkan fich feitgefegt hatten. Heeres- 
abtheilungen über Heeresabtheilungen mußten gegen fie geſchickt werden. In Alba— 
nien begann Ali Paſcha von Janina, von Widdin aus Osman Paswan Dglu die 
Berfuche der Unabhängigkeit; mit der Zeit juchte jener ein Albanefenreih, dieſer 
einen Unterbonauftaat zu gründen. Bor den europälfchen Feinden hatte die Pforte 
Ruhe, da fie von der franzöfifchen Revolution vollauf in Anfprud genommen 
waren, bis 1798 eben die Franzofen felbft, die älteften Freunde und Bundes» 
genoſſen der Türkei, durch die Eroberung von Aegypten unter Napoleon Bona- 
parte mit ihr feindlid zufammenftießen. 1801 wurde Aegypten wieder geräumt, 
doch fam e8 bier zu feiner Orbnung, bis Mehemev-Ali, 1806 zum Paſcha von 
Aegypten ernannt, viefelbe nad feiner Weife wiederherzuftellen begann. Dafür war 
feit 1804 aber in Serbien der Bollsaufftand unter Czerni-Georg (fiehe dieſen 
Artikel) losgebrohen — ein Feuer, dad die Türken nicht mehr zu bämpfen 
im Stande gemwefen find. Selim III. fah nur in einer neuen Orbnung, nament- 
lich des Heeres Heil. Schon unter Abdul Hamid waren Meformen verfuht, Schulen 
für Artilleriſten und Ingenieure, Stüdgießereien u. f. w. angelegt worben, bie 
aber nicht vielen Erfolg hatten. Der Janitfcharengräuel, wo von 400,000 ein- 
gefchriebenen fogenannten Janitiharen faum 25,000 ins Feld zu bringen waren, 
follte ein Ende haben. Die Lehensreiterei war für nichts mehr zu adten und 
ihren eigenen Leuten durch das Ueberreiten auf der Flucht am gefährlichften. Selim 
begann bie Boſtandſchi's (die Gärtner) nad europäifcher Weile zu ererciren und 
aus ihnen fih allmälig eine umgewandelte bisciplinirte Truppe zu ſchaffen. Er 
brachte biefelbe auf 12,000 Mann. Als er aber 1805 glaubte weiter gehen zu 
fönnen und biefe Niham Dſchedid (neuen Truppen) aus den Janitſcharen refru- 
tiren wollte, brad) ein Aufftand los und zwang den Sultan, vor der Hand alle 
Reformen einzuftellen, 

- 1806 befegte Rußland die Fürſtenthümer, 1807 brad ber Krieg aus, in 
welhen England für Rußland Partei nahm und Dudworth die Darbanellen mit 
feiner Flotte paffirend, Konftantinopel mit einem Bombardement bedrohte, dann 
aber zufrieden war, mit feiner Flotte den unter Sebaftiani trogenden Türken an 
den Darbanellenfchlöffern wieder zu entkommen. Doch brach jegt die Wuth des 
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Voltes in einen Aufftand aus; Janitiharen und Ulemas vereinigten ſich gegen den 
neuerungsfüchtigen Selim, ter vom Thron geftoßen murde, auf melden fie 
Muftafa IV. (Sohn Abdul Hamiv’s) festen. 

Der Friede von Tilfit, die Freundfchaft Frankreichs und Ruflands veränderte 
nun jedoch die ganze politifche Lage (fiehe Über die Theilungspläne Thiere: 
Histoire de l’empire, Tilsit). Die Pläne der beiden Herrfher wurden doch laut 
und machten in Konftantinopel den bigherigen Freund Napoleon verdächtig. Ein 
Borfhlag Napoleons war: Alerander bekommt für Rußland Beffarabien, Molvan, 
Walachei, Bulgarien bis zum Balkan. Frankreich befommt Albanien, Theffalien 
bis zum Golf von Salonihi, Morea und Kandia. Rumelien und Konftantinopel 
bleibt dem Sultan, denn: Konftantinopel — rief Napoleon Ulerantern ins Ge 
fiht — Konftantinopel werde ih nie einräumen; es bebentet die Weltherrfchaft. 

Doch hatte e8 mit der Ausführung der Pläne Zeit. Napoleon, ver fein 
Augenmerk auf den Welten gerichtet hatte, zögerte die Dinge bin; Wlerander fam 
mit ihm nit vorwärts. England und Defterreih waren auf ihrer Hut. Indeffen 
Brady nun die Reform-Revolution des Paſcha's von Ruftfhut, Muftafa Bairaktar 
aus, der mit feinen europäiſch disciplinirten Truppen gegen Konftantinopel zieht, 
um Selim III. wieder aus dem Kerker auf den Thron zu heben. Er iſt ſiegreich; 
dech wird Selim, che Muftafa’s zu ihm dringen fann, erbroffelt. Nun ftößt 
Muſtafa Bairaktar Muftafa IV. vom Thron und erhebt Mahmud II., gleihfalls 
einen Sohn Abdul Hamids. Er verfucht nun die Reform der Janitfharen, doch 
deren Bund mit ben Ulemas bringt einen neuen Aufftand zu Wege, bei welchem 
er inmitten ber ausgebrochenen fyeuersbrunft in feinem jchußfeften Thurm verglüht. 
Wieder follte Muftafa IV. anftatt Mahmud's auf den Thron gehoben werben, 
warb aber zuvor erbroffelt, und Mahmud, der einzige Überlebende Sprößling des 
Geſchlechtes Osman, blieb Sultan. Bon Reformplänen konnte aber natürlid vor 
der Hand feine Rede fein. Mahmud mußte für fie und feine Rache warten. 1809 
ſchloß die Türkei mit England Frieden zu Konftantinopel. Mit Rußland begann 
ber Krieg. In Serbien und an der Donau waren die Türken unglücklich; aud 
im nädften Jahr und 1811 gegen Kutufow. Noch gefährlicher für fie ließ ſich 
das Jahr 1812 an (Tſchitſchakow), ala Napoleons rufjticher Feldzug Alles ver- 
änderte und Rußland zum Frieden mit der Türfei vrängte. Im Mai 1812 wurde 
ber Friede von Bukareft geihlofien, wonad der Pruth vom Eintritt in die Moldau 
bis zum Einfluß in die Donau, von da dus linke Donauufer bis Kilia und 
zum ſchwarzen Meer vie Grenze bildet. Die Moldau und Walachei gibt Rußland 
zurüd. Alle andern Grenzen bleiben. Serbien bekommt Amneftie und bat nur bie 
nöthigen Befagungen zu dulden, wogegen ihm die Vortheile garantirt werben, 
welche die Infeln des Archipels hatten. Die Türkei eriftirte nun weiter, ohne an 
den europälfchen Greigniffen Antheil zu nehmen, bis der Krieg mit Ali Paſcha 
uud 1821 der Aufftand der Griechen (fiehe Griechenland und Moldau und Wa— 
ladet) fie zu einem inneren Berzweiflungsfampfe aufftahelte. Ai Paſcha ward 
1822 befeitigt, ehe er verderblicher in den Aufftand eingreifen konnte. Auch für 
Griechenland ftand der Kampf fhlimm, bis die fombinirte engliſch-franzöſtſch-ruſſi— 
ſche Flotte (auf einen privatim gejchriebenen Nachfag des Herzogs von Glarence 
— Wilhelm IV. — an den englifhen Admiral Codrington) losfhlug und bie türkiſch— 
ägyptiſche Flotte bei Navarin vernidhtete, 1827. Das Einfchreiten der Großmächte 
machte dem Kampf in Griehenland ein Ende. 1830 warb Griechenlands Gelbft- 
fändigkeit von ihnen proflamirt und fomit der Süden der illyrifhen Halbinfel der 
türkiſchen Herrfchaft entriffen. Inmitten dieſes Aufftandes hatte Mahmud II. end» 
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(ih die Gelegenheit und die Mittel gefunden, feine Reformverfudhe durch bie Ber- 
nihtung der Janiıfharen zu ermöglichen. Im Jahre 1826 gefchah der Schlag, 
der diedmal dem Sultan glüdte und dem Daſein der, Jahrhunderte ven Feinden, 
Jahrhunderte den eignen Herrſchern fo verderbliben Truppe ein Ende machte. 

Nie ftanvden vie Ausfichten für Rußland beffer, als es 1828 der Türfei ven 
Krieg erklärte. Die alten Inftitutionen, worauf das Reich bafirt gewefen war, 
waren zum großen Theil Über den Haufen geworfen, Neues noch nicht gejchaffen 
oder doc erft im Anfang des Werbens. In Griehenland Krieg; im ganzen Reid) 
Gährung; die Altgläubigen ter Türken in Groll und Furdt; die Flotte durch 
die Berbündeten bei Navarin, Janitſcharen und Spahis durch ten Sultan felbft 
vernihtet. Trotz alledem war die Vertheitigung der Türken 1828 eine ftellenweife 
jehr erbitterte. Zu Ende des Jahres fiel aber auch Barna. 1829 übernahm Die: 
bitfch den Oberbefehl, drang, den Balkan durd die Schwarze-Meerftraße umgebenp, 
bis Adrianopel ver und diktirte hier ven Frieden. (Ueber ven ruſſiſch-türkiſchen Feld— 
zug in Afien ſ. den Art. Paskewitſch.) Der Pruth blieb Grenze bis zum Einfluß in 
die Donau; von hiev an bildete diefe die Grenze bis zur Mündung St. Öcorge, 
fo daß die Donauinfeln an Rußland fielen. Vollkommene Hantelöfreiheit der Ruffen 
in der Türkei unn freie Durchfahrt der ruffifchen und übrigen Hanvelsfhiffe durch 
die Meerengen, ſodann 10 Millionen Dukaten Kriegsentſchädigung; ebenfo eine 
Entſchädigung für die Beihlagnahme ruffifcher Waaren, Beftimmungen hinſichtlich 
des Bertrags von Alkjerman bildeten ven weiteren bauptfählihen Inhalt des 
Friedens, der anjcheinend nach folhen Siegen von einer überrafhenden Mäßigung 
Rußlands zeugte. Über der Friede war Diebitſch mit feiner zufammengefchmolzenen 
Armee dringender nöthig, als den Türken, wenn diefe nit den Muth und die 
Befinnung verloren. Dann behielten die Ruffen das Recht, die Donaufürftenthümer 
nit eher zu räumen, als bis alle Bedingungen erfüllt waren, worunter die Gelb: 
zahlung auf Jahre hinaus, die Örenzregulirung, die Privilegien Serbiens u. ſ. w. 
im Allgemeinen fo trefflide Hanphaben gaben. Und in wenigen Jahren, wie fonnte 
man ſich nicht feftfegen, mwirfen, fich erholen! Die Türkei hat der Revolution von 
1830 und namentlid der polnifcen viel zu danken gehabt. Diefe abjorbirte für 
geraume Zeit Rußlands Kräfte; jene ſchreckte es ab, fih, den Hort ber Legi— 
timität, zu offen mit der Nevolutionirung der Völker der europätfhen Türkei zu 
befaffen und durch eine große bier bewirkte Erhebung vielleiht den allgemeinen 
Brand wieder anzufchüren. Dabei hatte Rußland jegt längere Zeit zu forgen, daß 
ber franfe Mann, auf deſſen Erbe es jpannte, nit aus feinem Befig geworfen 
wurde, um einem fräftigeren Play zu machen. 

Das 4. Jahrzehnt diefes Jahrhunderts ift für die Türkei angefüllt mit den 
Bedrängniſſen durch Mehemed-Ali, Paſcha von Aegypten, der vom makedoniſchen 
Söldner und Kaufmann ſich zum faktiſch unabhängigen Herrſcher dieſes Landes 
aufgeſchwungen hatte. 1832 besanun wegen des Paſcha's von St. Jean d’Ücre der 
Krieg. Ibrahim, Schn Mehemed-Alt’s, war in mehreren Schlachten fiegreid, er- 
oberte Syrien, drang in Kleinaſien vor und betrohte jogar KRonftantinopel, was 
eine ruſſiſche Hülfsflotte mit Yandungstruppen gegen ihn nach Konftantinopel rief. 
Dan fürdtete von vem Paſcha von Aegypten, den trog aller europäifhen Ein— 
tihtungen ver Orient für feinen Erhalter zu betrachten begann, daß er dem Reid) 
Osmans ein Ende mahen könne und dann, begünftigt von einem neuen Auf- 
Ihwung der muhamedaniſchen Bevölkerung, dem Islam nicht blos in Afien, jon- 
dern auch in Europa einen neuen Halt geben würde. So gefhah das Wunder: 
bare, daß ein ruffifches Korps von 15,000 Mann in Scutari lagerte, um Kon 
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ftantinopel gegen den Wegypter zu vertheibigen. Die befonders günftigen Artikel 
des Vertrags von Hunkiar Skeleffi (1833) waren Rußlands Lohn. Mit Mehemed- 
Ali ward durch die Bewilligung von Eyrien und des Paſchaliks von Adana (Zu- 
gang zu Nleinafien) die Konvention zu Kutahia 1833 gefhloffen. Allgemeine 
Amneftie warb ausbedungen. Mehrere Jahre verfloffen unter fortwährendem Be- 
mühen Mehemed-Ali's, auf dem Wege der Verhandlungen vie völlige Unabhängig- 
feit zu erringen. Der Sultan mußte ihm die Erblichkeit feiner Herrfhaft zuge 
ſtehen, aber nit für den ganzen Befig, wie Mehemed wollte, fondern nur für 
Aegypten, die arabifhen Diftrifte, und die Aegypten zunächſtliegenden Paſchaliks 
von St. Jean d'Acre und Tripolis, Das übrige Syrien, Adana und Kandia 
follten zurüdgegeben werben. 1839 begann der zweite Krieg. Wieder war Ibrahim 
Paſcha fiegreih. Mahmud II. überlebte die Nachricht der Niederlage feines Heeres 
nicht lange, Er ftarb, durch Sorgen und den übermäßigen Genuß von Wein in 
den legten Jahren aufgerieben, Juli 1839, 54 Jahre alt. Sein Sohn Abdul 
Meſchid (1839 —61) folgte. Die europälfhen Mächte traten zuſammen. Defter- 
rei, Rußland, England und Preußen fchloffen 1840 den Londoner Vertrag, wo— 
nah Mehemed: Ali fih den genannten Forderungen Mahmuds zu fügen babe. 
- Rußland war anfangs dagegen und für Mehemed-Ali geftimmt — Zerftüädiung des 
türfifdien Reihe, wodurch es gefhwächt und leichter angreifbar wurde und Furcht 
vor Mehemed-⸗Ali's Herrfcertalent und Größe ftanden fi für Rußland gegenüber 
und mußten es ſchwankend machen, — dann hatte es Frankreich (für Mehemed- Ai) 
verlaffen, das fih unmwillig fügte Iene Mächte zwangen nun (Einnahme der 
foriihen Häfen, Bombardement St. Jean d'Acres) Mehemed⸗Ali, nachzugeben ; er 
befam die Erblichkeit feiner Familie im Bicefönigthum Aegypten, aber dieſes wurbe 
in ber angegebenen Weife beſchränkt. Arana, Syrien, Kandia gingen ihm ver- 
loren. Die zu Mehemed-Ali übergegangene türfifche Flotte mußte zurückgegeben 
werben, Bon der gegenfeitigen Eiferfucht der Großmächte gehalten, blieb nun die 
Türkei, zwar unter manden inneren Unruhen, von größern äußeren Erjchütter 
rungen verfhont, bis 1853 Rußland vorging und die alte Prophezeiung wahr 
machen zu wollen fchien, daß nad 400 Jahren die Türken wieder aus Konftan- 
tinopel würden vertrieben werden (fiehe: Nikolaus I. und Außland). Uber Frank— 
reih und England traten (März 1854) für die Türkei ein, die fih an ver Donau 
mit ungewöhnlicher Tapferkeit und Hartnädigfeit vertheidigte (Ralafat, Siliftria). 
Dann folgte die Belagerung von Sebaftopol (Erftürmung 8. Sept. 1855), melde 
die ruffifhe Flotte (nachdem dieſe fih bei Sinope Nov. 1854 durch Vernichtung 
einer türfiihen Escadre ausgezeichnet hatte) ruinirte und die Kräfte Rußlands auf 
viele Jahre erfhöpfte Rußland warb 30. März 1856 zum Frieden von Paris 
gezwungen. Die Unabhängigkeit und Integrität des osmanifhen Reichs ward von 
den Bertrag fchliefenden Mächten garantirt. Das ſchwarze Meer wurde neutrali- 
firt. Rußland verlor das rechte Ufer des Donauausfluffes itürtiih Beffarabien), 
nad langen Zeiten wieder die erfte Gebietszunahme ver Türkei. So warb ber 
größte Äußere Feind zurüdgefchleudert, empfindlicher, als feit den Tagen von 
Kudſchuk Kainartfhy der Fall gemwefen war. Seitdem ift ver Stand der Dinge 
im Allgemeinen und Großen nicht verändert worden. 1862 ftarb Abdul Meſchid 
und gelangte fein Bruder Abdul Aziz Khan (geboren 1830) auf den Thron. Die 
ſyriſchen Wirren fehienen wieder (Intervention Frankreichs) einen größeren Brand 
anfachen zu wollen, doch find die Hauptmächte durch Erfhöpfung, anderweitige 
Interefien und politifche Ereigniffe noch zu fehr in Anfprud; genommen gemefen, 
um fhon aufs Neue den Orient zum Schauplag ihrer kriegeriſchen Kraft und 
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Gegnerfhaft zu machen. So hat die Türkei bisher fi weiter gefriftet, nicht ohne 
viele Verſuche, für ihre Schäden und Schwächen envlid Heilung zu finden und 
den Olauben zu widerlegen, daß fie dem Untergang unausbleiblid verfallen fei. 


Die neue Lage. 


Durh tie Reformen, welche unter Selim III. begannen, unter Mahmud II. 
zum Durchbruch kamen und unter Abdul Meſchid in dem Hatti-Scherif von 
Bulhane, befonders aber im Hatti-Humayın von 1856, ihren höchſten Ausprud 
fanden, find — nominell wenigftens — faft alle Berhältniffe der Türkei total 
umgeftaltet. Die genannten Sultane erfannten, daß eine Fortregierung in ber 
bisherigen Weife für die enropäifche Türkei nicht mehr möglich fei, daß die orien- 
taliſche Herrſchaftsform, wo fie an der Spite eines fiegreihen Stammes von 
Öläubigen über die zu Boden geworfenen Völker von Ungläubigen, über die Raja’s 
als ihre Knechte und Sklaven verfügten, eine Unmöglichkeit werde. So wurde eine 
europãiſche Regierungsform verſucht. Der Herrfcher ift nicht mehr einzig und allein 
das mit militärifcher Gewalt ausgerüftete Oberhaupt der Sieger, fondern gleich: 
fam ver Bater des ganzen Landes, der alle Unterthanen als feine neben einander 
gleihberechtigten Söhne mit gleicher Liebe umfaffen fol. Anftatt der Säbelherr- 
Ihaft des Eroberers, der nur darauf bedacht it, die Unterworfenen nieverzuhalten 
und ihnen nur fo viel freiheit zu geftatten, als genügend ift, den größtmöglichften 
Nugen von ihnen zu ziehen, ſoll jegt durch eine Allen gerechte, über den Raſſen 
und ihrem Haß, ſowie über den verſchiedenen Belenntniffen ftehende aufgeflärte 
Regierung die Türkei zuſammengehalten werten. 

Das ift ein Umfhwung, bei dem alle alten Berhältniffe gleihfam auf ven 
Kopf geftellt find, durh den, wenn er ausgeführt wird, das Grundweſen des 
Jelam und der früheren türfiihen Herrfhaft vollſtändig über den Haufen ge- 
worfen wird. Es war dies, mie leicht zu denken, nit die urſprüngliche Abficht, 
aber die Dinge drängten gewaltfam dahin. 

Die erften Reformen richteten fih, wie wir gefehen haben, auf Berbefle- 
rungen, die nur herrfhenden Faktionen, nit dem Weſen des Jslam zumider 
waren. Deren Hartnädigfeit und Widerftreben fette immer neue Kräfte in Be- 
wegung und 309 weitere Kreife hinein. Die Heerreform rührte die Ulema’s auf 
und trieb die Negierung, nad religiöfer Seite vorzugehen und bier mwenigftens 
auf eine größere Freiheit ihrer eignen Bewegung zu denken. Die Aufregung ver 
Maſſe der Türken mußte fie nah andern Stützpunkten fuchen laffeen Alles vies 
refultirte urſprünglich aus den politiichen Verhältniſſen, aus ber traurigen Lage 
des Reichs gegen feine äußeren Feinde. Gehalten durd europäifhe Mächte gegen 
andere, befamen beide Parteien den mweitgehendften Einfluß. Was die Feinde mit 
ten Waffen durchſetzten, das mußte dod den Freunden aus Freundſchaft gewährt 
werden, da dieſe fonft ſchlimmer geftanden hätten als jene. Nun waren aber feit 
dem vorigen Jahrhundert die bieher niedergehaltenen nicht-mohamedaniſchen Volks— 
käfte erftarkt. Sie hatten feit Anfang dieſes Jahrhunderts begonnen, ſich zu 
nehmen, was man ihnen nicht gab. In Serbien, Griechenland, den Donaufürften- 
thümern war dies geglüdt. Man fürdtete, daß in allen Ländern der europäifchen 
Türkei fih ein Gleiches wiederholen würde und es ſah fchlimm aus für den 
ſchwachen herrſchenden Stamm (fiehe oben bie Zahlen) und für die Mufelmänner 
überhaupt, fobald die Gegner nur einmal den Muth faßten, ſich zu erheben und 
fo Hug waren, ihre inneren Zwiftigfeiten ruhen zu laflen, bis die Türken befiegt 
waren. Unter den 15—16 Millionen Einwohnern zählt man 4,500,000 Mo- 
bamedaner (3,97); alle übrigen bis auf etwa 125,000 Juden und etwa eben 
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fo viele Tataren und Zigeuner find Ehriften. 10—11 Millionen, der griechiſchen 
Kirche angehörig, ftanden im engften Zufammenhange mit dem gefährlichften Feinde, 
dem griechifch-fatholifhen Rußland. Eie mußten fib auf dieſes ftügen, feine Hülfe 
anrufen, um das Joch abzumwerfen, das fie nicht mehr tragen konnten und nicht 
mehr tragen wollten. Mit vem türfifchen Stamm war nichts mehr zu machen ; 
feine triegerifche Gewalt war verloren; man fonnte fih auf ihn nicht mehr ftügen. 
Was thun, um die Regierung, den Sultan, die Pforte und das beftehende Neid 
zu halten? Da nur die Privilegien und haltlos gewordenen Vorrechte der unnüß 
gewordenen Türken im Wege ftanden, warum dieſe nicht fallen laffen? War es 
nicht einfache Kiugbeit, den unterbrüdten Völkern das Joch freiwillig abzunehmen, 
da es unmöglich war, fie länger darunter zu halten? ihnen die Freiheit und alles 
Das zu geben, was fie von Rufland nur erwarteten ? So beruhigte man den 
inneren Feind und man entzog dem Äuferen Feind ein gut Theil feiner Kraft; 
man nahm ihm bie Angriffspunfte, wo er feine gefährlichen, umwälzenden Hebel 
immer anfegen und wirken laſſen konnte. Dan konnte weiter hoffen, dadurch aus 
den bisherigen Schupfuchern bei Rußland nun feine forgenden und mißtrautfchen 
Gegner zu mahen. Die Griechen und Slaven ver Türkei fonnten ja, wenn fie 
ihrer völligen Freiheit in foctaler und religiöfer Hinſicht ſich erfreuten, nichts 
befleres mehr von Rußland hoffen. Sie mußten auf deſſen Uebermabt mit Miß- 
trauen bliden. Nicht die Türken find ftarf genug, bie Griechen oder bie Slaven 
in fih aufgehen zu laffen, aber mit Rußland, das fo viele Völker verfhludt hat 
und auch mit Polen langfam — mie eine mächtige Schlange mit einem wilden, 
lebenszähen Thier — fertig wird, ift das ein Anderes. Die paar Millionen 
Griechen fünnen darin als Kaufleute forthandeln; die Bulgaren werben ſich fügen, 
der folge ferbiihe Stamm in feiner numerifhen Schwäche würde gleihfam darin 
verfhwinden. Bon einer Herrſchaft aber der Griechen in einem neuen großen 
Griechenland, von einer Herrfhaft der türfifhen Siaven mit Ausbildung ihrer 
befonderen Eigenthümtichkeit in einem eigenen Staat fann unter Rußland ja feine 
Rede fein, Werben das nicht die Staven und Griechen einfehen? Sie werben et: 
jo urtheilten wenigſtens die Regierungen, welche nicht dulden wollen und können, 
daß Rußland fi vie europäifhe Türkei einverleibt und dadurch für Europa erbrüdend 
wird. Diejer Weg allein ſchien ihnen eine Möslichfeit der Rettung zu bieten. 
Trotz aller „grauen Theorie” vertrauten fie auf die innere Wahrheit und Richtig- 
feit diefer Ideen, befonders vie „praftifhen" Engländer (Lord Stratforb ve Redeliffe 
Hauptförderer). Die türfifhe Negierung dachte ebenfo ober wurde überzeugt, daß 
dies das einzige Mittel wäre, wenigftens vie Regierung und das Neid zu erhal« 
ten, wenn auch die bisher gebietende Maffe ver Türken felbfi geftürzt würde. 
Geftürzt aus dem Uebermaß der Gewalt, aus einer ſchwindlichen Höhe, aber nur 
auf ihr richtiget Maß zurüdgeführt, nicht vertrieben und ohne allen Erfag aus 
dem Land gejagt, wie es bei der fFortregierung in alter Weile gefchehen mußte. 
Der Ausdrud diefer Politif war der, von der türfifchen Regierung mit England, 
Frankreich nnd Defterreih vereinbarte Hatti-Humayın vom 18. Februar 1858. 
(Siehe in Eichhorn a. a. D, die officielle franzöſiſche Ueberfegung und das Nähere.) 
Danad find die im Edikt von Gulhane und in Uebereinftimmung mit dem Tanzimat 
verſprochenen Garantien für die Sicherheit der Perfon, Güter und Ehre Aller, ohne 
Unterfhied tes Stammes over Kultus aufrecht erhalten, find ven hriftlichen und 
andern nidt-mufelmännifhen Gemeinden die Privilegien beftätigt, Ihnen neue Frei— 
heiten gegeben, vie fie aus den priefterliben Banden Iöfen, ſowie andern in Betreff 
ihrer Kirchen u. ſ. w., tft jeber Unterfchied zwifchen den verfchievenen Klaffen der Be- 
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völferung, feien fie nah Religion, Sprade oder Raffe verfchieven, aufgehoben, ift 
Religionsfreiheit gewährt, find alle focial gleichgeftellt, alfo zum Staatsdienſt fähig, 
find alle zum Heerbienft yflichtig, find die Chriften den Mufelmännern binfichtlicy der 
Gerichte gleichgeftellt, ift Gteichheit der Auflagen berzuftellen, beftommen vie Chriften 
Stimme bei der Berathung, ift den Fremden erlaubt, Eigenthum zu erwerben u. f. w. 
Es folgen noch Reformbeitimmungen hinſichtlich des Budgets, der Steuern u. dgl. 

Gewiß, eine neuere Aera war nicht denkbar. Wir haben bier nicht Vermuthungen 
darüber anzuftellen, wer Recht bat, ob viejenigen, welche über diefe auf vem Papier 
ftehenden Berorbnungen laden und fpotten, die in Wirklichkeit bisher nur unter den 
Augen der Regierung zur Ausführung gefommen find und aud da nur zum Theil, 
oder die Männer, welche ſolche Erlafie mit Freuden begrüßten und ihnen eine Zu- 
funft zuſprachen (3. B. Fallmerayr, auf veflen den Drient betreffende Schriften ich 
hier verweife). Daß Jahrhunderte nicht dur einen Federzug umzumodeln find, ver- 
ſteht fi. Selbft für ven, der einer guten Maßregel große innere Kraft zutraut, lann 
es fein Wunder fein, wenn Jahre lang — und die Jahre eines Staats find zuweilen 
nad Menfchenaltern zu rechnen — die größte Berwirrung eintritt, wenn Alles unzu= 
frieden fheint, während früher doch Einige mit der Lage der Dinge zufrieben waren. 
Die die Berhältniffe jetzt liegen, ift ed nicht wahrſcheinlich, daß die Pforte ſich durch— 
tingt; möglih muß es bei alledem genannt werben. Mindeſtens find aber neue Ele: 
mente in Thätigfeit gefegt, vie wir noch kurz berüdfichtigen werben. 

Die Hauptbetheiligten waren und find nch unzufrieden. Daß vie Türken mit 
Ingrimm erfült waren, ift leicht einzufehen. Sie, die bisherigen Defpoten, waren 
abgefegt, nicht blos in politifcher, focialer, ſondern fchredliher Weifel — der 
Menſch verftedt fih ja mit feinen Schwächen fo gern hinter feinem Gott — auch 
in religiöfer Beziehung. Wir brauden fein Wort darüber zu verlieren, wie Ulemas 
über jolde, dem Koran zumiderlaufende Ketzerei denken, ober was ber türfifche 
Lehnsmann fagt, der mit feinem Knecht nun auf gleiches Recht gefegt worden, oder 
auch nur der türkifche Bettler, der nicht einmal mehr feinen Stolz und feiner Bor- 
nirtheit durch ein „Bund von Ungläubigen" Luft machen fol. — Über aud vie 
Chriften waren und find nicht zufrieden. Sie hatten fi zu jehr daran erinnert, 
daß fie bier einft ohne die Türken herrfchten, fie hatten fi in Jahrhunderte langer 
Ihmählichfter Knechtſchaft mit Haß zu voll gefogen, al& daß fie jegt, wo fie Aus— 
fiht hatten, ben alten Berrüder zu vernichten oter body fortzujagen, tiefen ale 
Gleihberehtigten freundlich neben fi dulden wollten. Er fol die Rache empfinden — 
in Gedanken heißt das bei jehr Vielen, denen unter dem fühnen Blid des alten 
Herrn noch immer das Sklavenbewußtſein ſchlägt. Hiezu fam der Zorn der drift- 
lihen Geiftlichfeit, deren bisher ausgeübte politifbe Stellung als Vertreter des 
Bolfes durch das Edikt erjhüttert war. Was Wunrer, wenn bie gefammte Geift- 
lihfeit über einen folden verdammungswürtigen Eingriff in ihre Rechte in Auf: 
ruhr fam und alle Hebel gegen das Geſetz in Bewegung feste! Die türkifche 
Regierung merkte bald, weldes euer fie in diefer Beziehung aufgefhürt habe 
und ließ es bei der gebrudten Beftimmung bewenden. Sie ift ja auch ſchon ge— 
wohnt, fih mit ſolchen zu beruhigen. 

So ift im Princip faft Alles, in Wirklichkeit nody jehr wenig an den alten 
Verhältniſſen geändert und eine Verwirrung fonder Gleichen die Folge. Hier gebt 
es nah, dem alten, dort nad dem neuen Redt. Im Allgemeinen ift Alles beim 
„Sollen” geblieben. 

Auf Unterftügung feitens ihrer Unterthanen fann bie türkifche Regierung nicht 
rechnen. Schwerlid werben ſich die Türken zu der Einſicht erheben, dag es, nun 


624 Türkei. 


die Säbelherrſchaft doch einmal ein Ende hat, beſſer wäre, auf die Intentionen 
der Regierung einzugehen und nun, fo gut es gebt, aus der Trägheit und Dumpf- 
beit fih aufraffend, anftatt eines Kriegsvolfes gleihfam ein Beamtenvolf zu werden 
und fo die Zügel in ver Hand zu behalten, ta fie tod nod auf dem Lenterfige 
figen. Schwerlih wird die Mafje der griehifhen Chriften binnen Kurzem fo fpefu- 
(iren., wie wir oben angeführt haben. Die Maſſe bedarf vieler Jahre, um bie 
alten Eindrüde, bier die Neigung zu Rußland, zu verlieren und neue zu verar- 
beiten. (Man braudt nur auf Deutihland und fein Berhältnig zu Rußland, wie 
e8 1813 ſich knüpfte, zu bliden.) 

Da fi die türkifche Regierung für ihre Pläne nicht bei ihren Unterthanen 
auf eine Kraft ftügen fan, jo muß fie auf die Schwäche ihrer Widerfacher bauen. 
Die griehifch-katholifhen Ehriften ihres Reichs gehören verfciedenen Stämmen 
an (wir befhränfen uns bier auf die europäifche Türkei, und übergehen darum die 
Armenier u. a.). Die einen find Slaven; biefe zerfallen wieder in eigentliche Slaven 
(Serbenftamm) und Slavo-Bulgaren. Jene find die ftolzeften und dünken ſich die 
Auserlefenen; biefe follen vie Tüchtigften fein. Dazu fommen noch Albanefen u. f. w.; 
unter den Albanejen eine große Anzahl Katholifen, die wir bier noch nicht in Be— 
trat ziehen. Beide, die Slaven und die riechen find dur ihre Ziele vielfach 
en ja ©egner, weil fie fih nicht befheiden wollen. Eie fpefwliren auf bie 

achfolge der Türken in ver Herrfhaft zu Konftantinopel; die Slaven hinweiſend 
auf ihre Zahl und Stärke; die Grieben pocheud auf ihr uraltes Recht und ihren 
Namen, ſich ftügend auf ihre unter den Türken ausgeübten Befugniffe (Phanarioten, 
Hospodarfhaft u, f. w.), vertrauend auf ihre geiftige Ueberlegenheit, ihre Gewandt- 
heit und ihr Geld. Außerdem ftehen nun auch nod die Albanefen für fih da. Wo 
fo mande Parteien find und man durch Verbindung mit einer ſtets die andere 
nieberhalten fann, da bat eine Huge Regierung, die nur irgend das Heft in der 
Hand hat, mande Ausfihten, fih zu halten und zu herrfhen. Die römiſch-katho— 
lichen Chriften kommen eigentlih mit ihrer geringen Zahl (650,000) nur infomweit 
beſonders in Betracht, als fie den katholiſchen Regierungen zum Keil dienen, ven 
biefe, Frankreich fteht hier voran, nad Belieben anfegen und eintreiben können. 
Unter Umftänden braudt man befanntlih nur einen einzigen „civem romanum”, 
um über deſſen Verlegung oder ihm nicht bezahlte Schulden das Gewicht einer 
Nation unt ihr Shwert obendrein in die Wagſchaale zu werfen. Hier find über 
600,000, die je nad Umftänven in ähnlicher Weife gebraucht werben können! Noch 
aanz abgefehen von etwa 120,000 Maroniten im Libanon und von den heiligen 
Städten in Jerufalem und den Streitigkeiten darüber. 

Manderlei kommt natürlid) noch hinzu, was die Regierung begänftigt, wie 
die von dem, der an der Spige ſteht und Macht hat, nicht erft bemerft zu wer- 
den braudt. So die Gewohnheit (leichte Polizei in den zahlreihften Chriftenhaufen 
bei dem alten Refpelt vor den Türken u. f. w.), alle die Berkettungen namentlich 
der reihen Griechen mit ver jegigen Pfortenregierung; überhaupt, wie gefagt wer- 
den muß, die große Entjittlihung in den maßgebenden, höheren Ständen ber 
Griechen, wo die Pforte von Anbeginn ihrer Herrihaft an fo willige Subjekte für 
ihre Zwecke fand. Doch müſſen wir alle diefe wichtigen Verhältniſſe natürlih der 
Einzelbetrachtung überlafjen. - 


Statiftifche Ueberſicht. 


Die Stellung des Sultans ift dur die Befhränfungen, die er ſich auferlegt 
bat, eine veränderte geworden, Es muß dabei die Vermittlung mit dem alten 
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Grundſatz gefunden werben, der darum nicht ganz geopfert ift, daß er höchſtes 
une darch das göttliche Gefeg beichränftes Oberhaupt iſt. Im Hatti-Scherif er 
theilt er Geſetze als Beherrſcher der Gläubigen unter religlöfer Saultion und um 
widerruflich; im Hattichumayın Befehle als politifcher Herrfcher. Die Thronfolge 
ift dahin geregelt, daß das äÄltefte, männliche, auf dem Thron geborene Mitglied 
der Dynaftie Osmau's der Thronfolger fein fol, Die früheren Beftimmungen 
hluſichtlich des Brudermordes m. ſ. w. find aufgehoben, .. | | 

Ein Geheimrath unterflügt den Sultan. Ihn bilden die beiden hochſten 

Würbenträger des Meiches, der Großweſier und ber Scheid-ül-Islam (Muftl) mit 
den Miniftern und einigen andern hohen Würventrägern. Daneben eriftirenr für 
die einzelnen Zweige der Bermwaltung eine Reihe beſonderer Konſeils (Staatsrath mit 
der Funktion’ eines Oberappellationsgerichtes und Kafjationshofes, Konſeil des dffent- 
lichen Unterrichtes, Krieges, der Finanzen u. ſ. w.). 
; Yür die Verwaltung tft das Reich eingetheilt nad Ejalets (Provinzen 36?). 
Diefe zerfallen in 159 Livas oder Sandſchals; viefe in 1320 Kazas, An der Spige 
des Ejalet fteht ein Wali oder Zivilgouverneur; er hat feinen Sig in der Hauptftabt 
des: Ejalet und ift ihm ein Berwaltungsrath an die Seite geſetzt, beftehenb aus brei von 
der: Pforte ernannten Beamten, dem Oeneralfteuereinnehmer, dem griechifchen oder 
armenifhen Metropoliten und einer Anzahl von Abgeorbneten. der türtiſchen und 
chriſtlichen Munizipalitäten. Den Livas ftehen die Kaimakans vor, den Kazas bie 
Mudird, ven einzelnen Gemeinden die Kodja-Bafcyis. . 

Das Heer ift nad) europäiſchem Mufter gebildet. Die frühere gefegliche Une 
fähigkeit des. Ehriften zum Heerdienft ift aufgehoben, eine Beränderung dadurch aber 
nody nicht bewirkt, indem der Dienft gegem die fefigefegte Militärtontribution von 
etwa: 2 Rthlr. auf den Kopf jedes Dienftfähigen abgelöst wird. Die Armee hat 36 Re 
gimenter Infanterie (jedes in feiner Sollftärte 3300 Mann), 24 Reg. Kavallerie (zu: 
900 M.), 6 Reg. Urtillerie (zu 72 Geſchützen), Arbeiterlorps, Sicherheitstruppen 
u. ſ. w, das Ganze etwa 150,000 Dann. Nach preußiſchem Vorbild fommen hiezu 
die. Rebifs (Referve, Landwehr), wie bie aktive Armee eingetheilt und im gleiher Soll« 
flärke, Doc kann fie wohl ſchwerlich Über bie Hälfte felpfähig gemacht werden. Hiezu 
bie Aufgebote von irregulären Truppen, bei welden man die Alindſchi und Aſaben 
der alten Zrit im legten Kriege wieder zu beleben fuchte (80,000 M.?). Ferner vie 
Hülfstruppen, zu welchen bie mittelbaren Staaten verpflichtet: find, in einer Sollſtärke 
von gegen 400,000 M. Unter ihnen Aegypten mit 14,000 M., die einzigen, worauf 
unter Umftänben gerechnet werben fann. Die türkifche Armee fteht ala Feldarmee in 
keinem Ruf, was namentlih dem Mangel an guten Officieren und der jet fo unge 
nügenden, einft jo glänzenden Verwaltung zuzuſchreiben if. Doc haben einzelne 
Abtheilungen fi auch im offenen Lintengefecht gegen die Ruffen bewährt. Gut flug 
fie fi im Belagerungsfriege. Den Armeen der türkifhen mittelbaren Staaten 
möchte fte.jegt Hinfihtih ihrer Leitung überlegen fein, wenn auch die perfünliche 
Tüchtigkeit des einzelnen türkifchen Soldaten burd bie ihm ungewohnte und zuwidere 
Drillung mehr verloren als gewonnen hat. 

Die Marine zählte 1861 48 Dampfer und 63 Segelſchiffe. Mit allen Schiffen 
im Bau wurde fie berechnet auf 144 Schiffe mit 1742 Kanonen und 15,314 Pferde» 
fräften, darunter mit Dampf 4 Lintenfchiffe, 8 Fregatten, 9 Korvetten, auch jegt 
1 Panzerjgiff u. a. 

WUeber vie Finanzen gibt e8 keine fihere Beftimmung. Es werben zwar Budgeta 
gemacht; von diefen wirb aber behauptet (Kolb in feinem Handbuch der Statiftif), daß 
igre Aufftellung weſentlich auf Fiktion beruhe, was freilich aud) anderwärts vorlommt. 

Bluntſchli and Brater, Deutſches Gtants-MBörterhuß. X. 40 
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Alle Budgets ſchlöſſen mit Ueberſchüſſen ab und jenes Jahr bringe doch neue —— 
Das Budget von 186*/ wird augegeben anf. 3,242,190 Beutel Einnahme (1 Beu⸗ 
tel — 500 Piaſter, 110 Piaſter ⸗18. Sterling) und, 3,205,670 Beutel Bebarfı 
Darunter: ergaben ‚direkte Stenern 122,166 Beutel; inbirefte Auflagen als Behnten, 
Abgabe: von Vieh, Zölle, Tabafmonopol, Stempelgebühr, Auflage: auf geifige = 
tränfe, :Ropffteuex.2,116,648; das. Uebrige durch Poſt, Forften, Bergmerke,. Tri 
u.f.w. Die orbentlichen Ausgaben erforberten für äußere Schuld: 458,048 Be 
innere Schuld. 493,907, für Givillifte 241,200, für Penfionen u. j. w. 210,146 ®. 
Das Minifterium des Kriegs (alle diefe Zahlen nah Kolbs neueſtem Hanbbud).. iR 
verzeichnet mit 790,396, Marine 204,205, Iuftiz 20,945, Kultus: 39,455, Iuneres 
368,235, Aeußeres 26,875, Handel und Aderbau.4785, Unterricht: und öffentliche 
Urbeit 12,588, Bolizei 35,512, ‚allgemeine Tusgaben: 186, 360, omperoxbentiiche 
Ausgaben 166,512 Beutel. 
h Uebrigen⸗ ſoll die Eintommensſteuer gänzlich aingrändert werben ‚und. Ratt ber 
Naturalerhebungen Geldberechnung eintreten. Es follen Werthtatafter des Vermögens 
gefertigt werben; die Bertheilung im Bauſch und Bogen auf bie.-Brovingen, Diftrikte, 
Gemeinden, mo: jebe für fich zu forgen und zw vertheilen hatte, aufhören. Wir Lönnen 
natürlich nicht alle die „Soll“ pläne bier verzeichnen, die freilich. meiftens nach - dem 
beften enropäifchen Muftern unb Stubien und alle in trefflichſter Abſicht auege · 
arbeitet ſind. 

Die Finanzen find ein Hauptfundament des Staates. Sie gerade, wie wir ia 
der Gefchichte, gefehen haben, gehörten ſeit langer Zeit:zu ben ſchwächſten Partien 
bes türkischen Reiches. . Daß es jet beſſer fteht, läßt fi faum behaupten. Wenn im 
ihnen: burd) Energie und Sparjamfeit Rath zu ſchaffen wäre, .fo. wärbe dem nenen 
Streben: ein ganz anderer Aufſchwung gegeben werben, fünnen.. Es wäre: freilidy 
wohl eine Ürbeit, gegen. die Herkules. im Augiasſtalle es. leicht hatte, Anlehen 
find zuerft im Jahre. 1854 —— Seitdem aber wird die Schuld auf eine Hohe 
von 462/656 Milltonen Livr. Sterling berechnet. 

Mit dem Unterricht iſt es noch ſchwach beſtellt. Es ſind ſehr gute Berorb- 
nungen da binfichtlich der Elementarfihulen (allgemeine Schulpflit vom. 6, Jahre 
an'u.'f. w.), ber Mitteljhulen, von denen aber erſt wenige: errichtet: find. und 
ber großen Speelalfehulem, doch ift bis amf biefe erft fehr wenig ausgeführt: Auf 
biefe. höheren Schulen (fir. Eivilvienft, Verwaltung, Diplomatie, Ulema’s,: Medi⸗ 
ciner, Kriegswiſſenſchaft, Genie, Artillerie, Marine, Veterinärwiſſenſchaft u. f. wı) 
und ‚ihren Erfolg wird fehr viel anfommen, indem darin allein die Regierung 
fi ihre Werkzeuge. nad) dem neuen Geifte bilden kann. Sie find jetzt ihre 
„Bagentammern” ; In ben Schulen überhaupt können gleihfam neue Adſchem- 
Oglans der Verwaltung im. modernen Staatöfinne gezogen: werben, Gerade anf 
den höheren Schulen, wir wiederholen es, ‚beruht eine Haupthoffmung dev jegigen 
türfiihen Staatsregierung, bie Werkzeuge, wie einft und nod jest Rußland’ fie ge⸗ 
braucht, um exft im dieſer Weiſe vie Maſſen zu durchdringen. Welchen Nutzen 

gute Schulen nah und nad bei dem fcharfen Geiſt fat aller Bewohner. ber. illy⸗ 
eifchen Halbinfel haben merben, iſt leicht einzufehen. Nach Otto Hausner: Vergl. 
Statiftit kommen auf 1 Fr, Unterrichtstoften 155. Fr. Armeeloften. . Das Bilden 
der Wehrhaftigkeit iſt doch fehr theuer in ver allgemeinen Bibbung.:: 

Die Induftrie der Türkei liegt, wie nad den bisherigen Berhältriffen fein 
Wunder, danieder. Ein mehr geſicherter Zuftand wird hier: allein änflig ein- 
wirfen' fönnen. 

Der Landbau fteht auf niederer Stufe. ¶Durchaua⸗ hmm. war vie alte 
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Naturalſteuer mit ihren Hinderniſſen zu Gunſten ver Beaufſichtigung der Be 
hörden, Steuerpädter u. f. w., dann der Mangel an Straßen und ſomit Hinder 
rung des Abfages, ferner die Kapitalnoth. Die Trägheit der Landbebauer und ihr 
Berharren im alten Schlendrian könnte ſich danach von felbft ergeben. Es werben 
für die eirropäifche Türkei gerechnet 40 9/, Ader- und Weinland, 6 9%, Wiefen, 
14 9/, Waldbovden, 11 9/, wildes Grasland, 29 0/, Unland (nad Brachelli in 
Wappius Handbuch der Geographie und Statiſtik). Erzengt wird Getreide (mit 
beträdhtlicher Ausfuhr), Mais, Reis, Wein, Tabat, Baumwolle. (Nah einem Ber 
richt hat fi) von 1860-63 die Ausfuhr über Smyrna von 12,000 auf 60,000 
Ballen gefteigert; 1864 ſeien 180,000 Ballen erwartet. Die Provinz Aleppo 
Uefere jet den 10fachen Betrag gegen früher. Makedonien warb ſchon vor ber 
jegigen großen Anpflanzung auf 70,000 Ballen geſchätzt. Die Wirkungen bes 
Friedens in der norbamerifanifchen Union find nun abzuwarten). Ferner Süpfrächte, 
Del, Hanf, Flachs, alle europäifchen Gemüfe, Obft, Krapp, Mohn, Roſenöl u. f. w. 

Das Mineralreich liefert Gold, Silber (Makedoniens Bergwerke einft berühmt), 
Eifen, Blei— Kupfer, Alaun, Steinfalz, Kalt, Marmor, Meerſchaum, Steinfohlen 
u. ſ. w. Die Ausbeute ift verhältnißmäßig gering. 

Bas die Thiere anbelangt, jo ift die Pferdezucht im Ganzen geſunken. Bon 
ven fonftigen Hausthieren (Rindvieh, Büffel, Maulefel, Schafe, Ziegen, Schweine, 
diefe zahlreich nur in Bosnien und Serbien, Kameele u. f. w.) ift nichte befon- 
deres zu fagen, aufer vielleiht Erwähnung der Schafe und Ziegen von Angora. 
Wild im Ganzen häufig, doch müſſen wir auf die allgemeinen Werke für die Fauna 
und Flora diefer Länder verweifen. Reicher Fiſchfang im den vielen Meeren. 

Ehe der nene Kontinent und der Geeweg nad Oſtindien entvedt war, ging 
in ben türkifchen Gebieten der Hanpthandel der Welt vor fih. Seitdem verlor die 
einſt fo berühmte Levante, das Mittelmeer überhaupt, an Bedeutung; namentlich 
beiten Oſten, das jetzt türfifcye Syrien ſank faft ganz von feiner einftigen Widh- 
tigkeit. Bet der Richtung, die jegt der indifche Handel über Suez nimmt, tritt 
wieder ein Umfhwung ein. Das völlige Gelingen einer Suezdurchfahrt würde eine 
unüberjehbare Wandelung zur Folge haben, Was vie Türkei betrifft, ‘fo wären 
deren Küften' ves öſtlichen Mittelmeeres und damit auch deren Hinterländer binnen 
Kurzem der jegigen Berbdung und Barbarei entriffen. Ein neues reges Leben und 
Treiben würde bort erftehen, wird auch jegt (durch Eiſenbahnen 2c.), wenn auch 
fangfamer, mwiederfommen. Doch gehört dies der Zukunft. 

Der jetzige Handel des Landes ift durch vie ſchlechten Kommunitationen im 
Immern"gelähmt. Die Ausfuhr für das ganze: Neich foll 1200 Millionen Franken, 
die Einfuhr 1800- Millionen betragen. Ausfuhr: Seide, Baumwolle, Wolle, Felle, 
Getreide, Tabak, Dlivendl, Opium, Südfrüchte, Gummi, Galläpfel u. ſ. w. Ein- 
führ+ Kolonial- und europäifche Induftriewaaren. 

- -Dampffcifflinien (öfterreichifcher Llohyd) verbinden jegt alle bedeutenden Küften« 
Punkte, Betreffs der Eifenbahnen ift es noch, bis auf die Heine Bahn von der Donau 
vor ihrem legten großen Hafen nad Kuftendfche, bei Plänen und Vorarbeiten ge« 
blieben, Bon fehr großer Bedeutung würde eine beſprochene makedoniſche Bahn, 
welche über das nicht ungünftig beurtheilte Hocplateau zu den Quellen der Mo- 
rawa, mit ihr abwärts zur Donau, das ägäifche Meer und die Donau verbinden 
würde, Die Schwierigkeiten follen nad) der jegigen Leiftungsfähigkeit ver Ingenieure 
a: f. w. durchaus nicht ungewöhnlicher Art fein. Die Straßen in der Türkei find 
ſchlecht. Viele find nur als Saumpfade zu betrachten. 

Der jegige Stand ber Dinge in der Türkei wird von Allen für einen zwei⸗ 
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felhaften, von beinahe Allen nur für einen zeitweiligen, für einen Aufſchub ange 
fehen. Deuten wir furz an, was bie einzelnen europäifhen Mächte bewegt. Alle, 
außer Rußland, find darin einig, daß vie Türkei nicht Rußland in die Hände fallen 
darf. So find alle intereffirt, daß in ber Türkei eine Regierung befteht, welche fich 
vor Rußland jhügen kann. Jegt wird es im der angegebenen Weife mit der mos 
vernifirten türfifhen Herrſchaft verfudt. Die beiden andern alıoren wären ein 
türfiihes -Slavenreih oder ein Oriehenreih. Weber Slaven noh Griehen haben 
ſich bisher befonders fähig gezeigt, fo daß man mit Zutrauen ihrer Erbihaftsantre- 
tung. entgegenjehen. könne. Abwarten, wie fie ſich entwideln, ob fich befondere Kräfte 
in ihnen geltend machen, fie erftarken, die politiſche und moraliſche Tüchtigkeit bei 
ihren freieren Zuftänden gewinnen — das ift bisher das Einfachfte. Bon einer 
Theilung nad Slaven und Griehen (für diefe Griechenland, Thefjalien, Mate 
donien, Rumelien) wären gleich jchwere Kämpfe zu gewärtigen, Die Italien zuge 
kehrte Weftfeite, die an Rußland und an Defterreich ftoßenden Provinzen — das 
ganze Land würde bald im Kampf der Parteien und ihrer Helfer fein, bei denen 
bie Seemächte nicht die legten bleiben könnten. Alfo warten und ber Zukunft eine 
beffere Löſung überlaffen. 

Rußland iſt durch den Krimmkrieg erfchöpft, durch die inneren Angelegenheiten 
in Anſpruch genommen, von denen es einen gewaltigen Aufſchwung feiner Kräfte 
hofft, neuerbings durch Polen ermattet und gebunden. Zeit ver Ruhe und Sammlung ift 
ihm nöthig. Dagegen muß es fürdten eine Exrftarfung der Türkei, wenn diefe Zeit 
bat und vielleicht wirklich durchjegt, was wir oben als ihre Abſichten geſchildert 
haben, Es muß ebenfo fürdhten Erſtarkung der Slaven in der Türkei, befonders 
aber ein Heranwachſen der Griechen zum Herrſchervolkl. Es haben aber bie Grie— 
hen in ihrem Lande trog aller fonftigen traurigen Berhältniffe eine beveutenve 
Bollskraft in ver Verfhmelzung anderer Elemente mit fi (Albaneſen, Slaven) 
offenbart. Hiedurch Fönnten fie in mehreren Jahrzehnten fehr gefährlich werben. 

Oeſterreich ift feit langer Zeit durch feine finanzen ſchwach. Eine befondere, 
kräftige. orientaliſche Politit fol dort erft wieder fommen. Es muß bem jegigen 
Stand der Dinge im Oanzen gewogen fein, andernfalls bie Griechen begünftigen, 
um fi gegen die Slavengefahr zu fihern. Heutigen Tages hat es fo viel Noth 
mit feinen Bölferverhältnifien, daß ed nur unter ganz befondern Umftänden hoffen 
önnte, bei einem Zufammenfturz der Türkei Nugen zu ziehen. 

England verliert, wie die Dinge jett ftehen, unter allen Umftänden, wenn 
die osmanniſche Regierung aufhört. Früher verabfheute es beſonders den Geban- 
fen, in den Griechen Handelönebenbuhler zu befommen und war deshalb aud ber 
Gründung eines Öriehenftaates (Griechenlands) fo jehr entgegen. Heute urtheilt 
es, daß für ben Fall, die neue, befonders von ihm eingeführte Ordnung könne 
feine Lebenskraft gewinnen, jedenfalls die Griechen in Konftantinopel den Ruſſen 
vorzuziehen jeien, Es zeigt ſich im Betreff defien ein Umſchwung gegen die frühere, 
griechenfeindliche Bolitit und man mag es bedauern, Griechenland nicht durch Thefjalien 
etwas mehr Auspehnungsgebiet gewährt zu haben. 

Preußen hat jet nur die allgemeinen europäiſchen Interefjen für die Türkei *, 

Kommt Italien zu Kraft, fo könnte es wegen ber türkiſchen Weftfüfte einen 
Zerfall vielleicht nicht mit ungünftigen Augen anfehen. Doch wollen wir es hier 
noch nicht weiter berüdfichtigen. 

Granfreih bat, wie alle Mächte, Rußland zu fürchten. Anderſeits hat es Ber- 


— *) Ann. d. Med. Diefer Artikel ift vor dem Prager Frieden geföhrieben. 
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trauen auf: feine Stärke. Es gebietet über viele Truppen, die es nicht wie Oeſter⸗ 
reich im Innern nöthig hat, wenn feine Politit nur irgend den Franzofen eht- 
fpriht. Da find Aegypten und Syrien — Länder, welche Franfreih mande Ge- 
danken machen können, gemaht Haben; bie Gefchichte lehrt ja das Weitere, Es 
braudt bie Türken weniger als Andere; fo kann es fie nach Umſtänden eher fallen 
laffen. Im Allgemeinen hat Frankreich durch feine Lage, Macht u. ſ. w. die freiefte 
Hand; damit find feine Pläne fehr ungewiß. Früher, als e8 nach dem alten Lehr⸗ 
ſatz der Bolitit handelte: A verbindet fidh gegen feinen Nachbar B mit deſſen Nadh- 
bar C, wenn A und C felbft nicht zufammenftoßen — und als es danach mit ber 
Türkei in faft fletem Bündniß gegen Defterreih ftand (feit 1535 Bündniß mit 
Suleiman), da war feine Polttit einfach. Seit die Türkei im dieſer Beziehung un- 
braudbar ‚geworben, feheint e8 felber mit fi über ven einzuhaltenden Gang der⸗ 
felben nicht einig zu fein. Wenigftens vermögen wir in feinen Handlungen feine 
rechte Einheit und Fein feft gefaßtes Ziel zu entveden. Doch wo paßt wohl beffer 
das Wort des im jegigen türkiſchen Reich geborenen unfterblihen Dichters , des 
Heinaftatifhen Homer, als bei den Gedanken an die Zukunft ver Türkei: Acwr 
dv yovvaoı xeıras, 
Literatur: 3.0. Hammer, Geſchichte bes osmanifhen Reichs (bis 1774). 
Zinkeiſen, Geſchichte des osmaniſchen Reihes I-VII (bis 1812). Der Berfafler 
ift leider über dem legten Band verftorben; bier find vie gefchichtlihen Quellen 
nachzuſehen. d’Ohsson, Tableau génér. de Vempire Ottomh. Hammer, Staats- 
verfafjung bes osmanischen Reiches. Juchereau de St. Denys, Histoire de 
Pempire Ottomane depuis 1792— 1844, mit geographifchftatiftifcher Ueberſicht, 
nad vorwiegend militärifchen Geſichtspunkten. Finlay, History of Greece under 
Othoman and Venetian domination. Wappäus, Hanbbudh der. Geographie und 
Statiftif; darin das osmaniſche Reih von Bradelli; Aſien von Brauer und Plath. 
Hier bie bezügliche Literatur. Urgubards, Yallmerayers den Orient betreffende 
Schriften. Cyhprian Robert: Die Slaven der Türfei. Ueber die jüngften Zeiten: 
„Die orientaltfche Frage”, in der Zeitfchrift Gegenwart. Ueber die Reformen : 
Eihmann, Die Reformen des osmanifhen Neiches. Lemde. 


Turkiſtan. 


Um das ungeheure Hochland Mittelaſiens liegen ſüdwärts im weiten Halb- 
gärtel die fhönften und begehrteften Länder der Erbe, China, Borber- und Hinter» 
indien, Iran. Den nörblihen Halbgürtel bildet mit tatarifhen und mongolifchen 
Steppen Sibirien. Hier Oeden, in ſchrecklichen Wintern ftarrend; dort unter ewigen 
Sommern bie üppigften Gefilve, feit urälteften Zeiten bie Stätten ver höchſten 
Kultur. Im Süden die Völler anfäffig, rei, in Genuß leicht erfhlaffend, nament« 
ih in der Gluth ver indiſchen Sonne, fo daß fie und ihre Schäge hier nach— 
rüdenden,, fräftigeren Stämmen rauberer Klimate zur Beute werben. Im 
Norden Hirten», Wanbervölfer, rauh, abgehärtet im ewigen Kampf mit ver 
feindlihen Natur, kriegeriſch, wild, begehrlih, oft vom Hung aus ihren 
Steppen gegen fruchtbarere Länder und bamit in den Krieg gejagt, vielleicht auch 
von dem Bedürfniß nad vegetabilifher Nahrung zumellen in dunklem Drange 
vorwärts getrieben, ſtets durch Mangel und Sehnfuht gegen den Süden gelentt, 
dazu gerabe burch ihr eigenthümliches, gefellichaftliches Gefüge fähig, plöglich Iaminen- 
artig fi zufammenzuballen und über andere Länder herüberzubrechen. Aber nur an 
zwei Stellen erlaubt die Beichaffenheit Mittelafiens dieſen Reitervöllern gegen bie 
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beſſeren, erſehmten Länder Südaſiens vorzudringen. Nur tm Often und Weſten, 
etwa unter dem 400 n. Br., an ber Nordgrenze des eigentlichen Chinal's und 
m Turliſtan, treffen die beiden Halbgürtel zufammen. Dahinab fluthen in ben 
Zeiten der Bölleraufregung und Bewegung des Nordens feine Horben. Zuweilen 
freilich ſetzt fi auch der Stoß gerade nad Weften burd bie Steppen gegen 
Europa fort. Iran ımb China find die eigentlichen Marken des aflatiichen Südens 
gegen ven Norben, Un ihren Grenzen gilt e8 dem Andrang zu wehren. China 
baut dazu gegen die Mongolei das Weltwunder einer 300 Meilen langen Mauer. 
Iran verläßt fich auf feinen Gebirgswall (fiehe Perfien). Doch finden wir an ber 
Grenze neben dem kaſpiſchen Meer auch bier Nefte einer viele Meilen langen 
Mauer. Als ein foldes Bor- und Örenzland des Nordens und feiner wilben 
Bewohner hat Turkiften feine hohe Wichtigkeit für das allgemeine Völkerleben. 

Turkiſtan, auh Turan, freie Tatarei, Dfhagataigenamnt, * 
etwa zwiſchen dem 35. und 47. O n. B. und dem 70. und 95.0.3. 8. 
Flächeninhalt: wird auf 36,000 IM. geſchätzt. Das Land, fchiebt: fich en 
aus den uorbifchen Sleppen zwiſchen dem kaſpiſchen Meer und den mächtigen Ge— 
birgswällen der ſogenannten kleinen Bucharei bis an die Gebirgskette vor, welche 
vom Hindukuh bis ans kaſpiſche Meer und zum Elburz ſich erſtreckend, Iran ab» 
ſchließt. Es grenzt im Norden gegen bie Kirgiſenſteppen und’ ſomit an Rußland; 
im Oſten an China; im Süden an Afghaniſtan und Perſien, im Weſten an das 
von Rußland beherrſchte, kaspiſche Meer. Die politiſchen Grenzen ſind in den 
legten Jahren großen Veränderungen unterworfen geweſen. Die Afghanen haben 
ihre Herrſchaft über mehrere ſüdliche Oxusgegenden auszubreiten gewußt; au der 
perſiſchen Grenze wird gekämpft; im Norden bat Rußland feine Örengen welt 
vorgefhoben, hat dem Aralfee und untern Sie Darja in feiner Gewalt und fen 
in den jängften Tagen Taſchkend genommen haben. 

Der größte Theil Turliſtans ift Hochebene; ini Often und Sudoſten, wo: bie 
Gipfel der Grenzgebirge, wie des Thian Schan, Kara Tan, Belur Tau, das Ka» 
firgebirge, das Hindukuh, fi bis zu 18,000 ' Höhe: erheben, ift es Gebirgsland, 
mit Päffen gegen Jarkand und Kabul von 12,000 ' Höhe. Die Hochebene: Pamir 
mit ihrem den Orus nährenden See Surifol liegt 15,000° über dem Meer. Bon 
biefen Hochgebirgen herab bilden ftellenweife bis zum 85.0 3. 2, die zur turfi- 
ftanifchen Ebene ſich ſenkenden Gebirgsketten eine Reihe, zum Theil reizender Ges 
birgsländer. Dann beginnt tie Hochebene, bie von wenigen niedern Höhenzügen 
ober kleinern Gebirgsgruppen unterbrochen, ſich zum kaſpiſchen Meere abdacht. Ein 
großer Theil dieſer Ebene ift Wüfte (die größten und gefährlichften find bie. tur— 
fomannifche,; vom kafpiihen Meer bis an den Orus und die Wüſte zwiſchen Aral⸗ 
fee und Jarartes); mit ihr wechſelt ein harter, durch vie Trockenheit und Hitze 
wie verbrannter Thonboben, dem nur der Regen eime Furzbauernde Begetätion: ent« 
lodt. So ift aller Anbau auf die Stromgebiete befchränft, durch bie wir in Ture 
fiftan mehrere Klein-Aegypten finden. Wo dur die Flüffe eine Bewäſſerung :mög- 
lich ift, entftehen die frudtbarften Dafen; fie find politifh fo wichtig, meil: fie 
allein in tiefen Wiüften und Steppen eine Staatenbildung möglich. machen. 

Die beiden Hauptftröme Turliſtans find ‚der Amu Darja (Darja — Meer, 
Strom), der Drus der Alten und ver Sir Darja oder Jararted. Es gebt ihnen, 
wie den übrigen Strömen dieſes Landes. Bei der Dürre des Bodens und dem 
feltenen Regen find alle faft gang auf ben Zufluß aus: ihren  Duellgegenven an⸗ 
gewiefen, auf die reichliheren feuchten Niederſchläge und ben Schnee der Gebirge, 
In der Ebene angelommen, von feinem ober nur felten durch einen geringen Ne» 
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benfluß gefpetst, vom Boden’ eingeſogen, einer wur ſtarlen Berdunftung 
amsgefegst, verringert ſich bei längerem Lauf ihre Waffermafie. Komuit eine Ber 
fplitterung in mehrere Arme Hinzu oder eine ftarke Erjhöpfung: duch viel ver⸗ 
zibeigte;' Aber Länderſtreclen ſich verbreitende Kanäle ‚fo verläuft ber Strom fid) 
ſchließlich im Sand’roder erfcheint gleichſam 'ausgefhöpft: "An —— ran 
bildet er dann je nad feinem Waſſermangel oder Neihthum ein Moor oder einen 
See „Ver zuwellen ganz verſchwindet, bei⸗ Regenzeiten aber ſich wohl meilenweit 
ausdehnt. Die größeren Ströme haben ſtets Seen; beider ftarten Verdunſtung, 
in deren wie flache Schüffeln' erſcheinenden Beten, verflüchtigen ſich die wäſſrigen 
Beſtandtheile (es trifft auch die turfiftanifche Ebene nach Behauptung einigen For- 
ſcher ein ſteter heißer, trockener Luftſtrom aus der Sahara; daher vie große Trodem- 
heit und ungewöhnliche Berbumftung) ; die mineraliſchen, bemerkbar‘ darin nament- 
tich die ſalzigen, Schlagen nieder; daher die Salzınoore und Salzſeen dieſer Lander. 
Amu und Sir entfſpringen auf den hohen Oſtgebirgen; genährt von den Strömen 
dom Thian Schan bis zum Hinduluh findfle waſſerreich, der Sir weifend, ver 
Ammu Hiefer und’ (nach Burnes) auf eine Strede von etwa 140 Meilen ſchiffbar. 
(Bambery  Heftreitet ‚die Angabe Burnes über die Vortrefflichleit des Amu für die 
Schifffahrt; wonach er von feinem fumpfigen Delta bis in die Nähe Baldh’s von 
Danıpfern müßte befahren: werden lönnen,'/ Die Frage iſt wegen. militariſcher 
Operationen von höchſter Bedeutung.) Beide Ströme münden im’ ven Aralſee oder 
bliden ihn vielmehr in der angegebenen Weife: Der Aralſee wird auf 1100 2100 
FM! geſchatzt. Er iſt jetzt von Rußland beherriäht, welches Forts am nordlichen 
Ende angelegt hat und ihn mit Dampfern befährt. Außer dem Sir und Amu und 
Ihren Nebenftrömen im Gebirg ſind nur noch wenige Ströme im weiten Lande 
zu nennen ; jeder mit feinem ſchmalen Stromgebiet in’ der Wüfte wie eine grüne 
Rinne erfheinend; dann Dafenbilvend, tm Sand verlaufend oder in Sutmpf · und 
Ser mündend. Die: wichtigften find der Kohik (Polytimetus) oder Serefſchan, der 
Strom Soghds; gegen Ende ſeines Laufs init der dazu gehörigen Dafe Bochara; 
der Steom von Bald (Bactrus), der ebenjowenig wie ber Kohik den nur einige 
Stiniden entfernten: Amu erreicht; der Murghab (Murgus) mit der einſt fo wid. 
tigen Dafe und Stadt Dierw, Der: Amu bildet auf feinem unteren Laufe: die 
ſchöne Dafe von Chiwa. Nach dieſen und einigen andern ähnlichen Dafen find bie 
Heiche und Heineren flaatlichen Gebiete in ver tirrfiftanifhen Ebene zu zählen; 
die gebirgigen und "an Waffer reicheren Oft: und Südoftländer bieten natürlich 
anderer Bedingungen dafür. — Der größte See Turkiſtans ift das am feiner Weſt⸗ 
grenze liegende (von der Wolga und den Kaufafusflüffen gebildete) kaſpiſche Meer. 
Von den Strömen Turkiſtans fallen nur die beiden fiſchreichen/ Atrek und Gurgan 
hinein, VOb ver Orus je ins kaſpiſche Meer gefloffen ſei oder doch einen Arm 
dahingeſchickt habe, ift eine Streitfrage. Das kaſpiſche Meer hat auf der turlifta- 
nifchen Seite feichte, hafenlöfe, für die Schifffahrt ſehr gefährliche Ufer, Die Ruſſen 
beherrſchen es; die Turkomannen treiben am feiner vielbuchtigen Käſte Fiſchfaug, 
geringem Handel uud trotz der wachhabenden ruſſiſchen Dampfer, fo gut es an- 
geht, Seeräuberet. Die Steppen und Wüften Turkiſtaus, welche hier das Meer 
bejpült, gewähren dem Lande bedeutende Sicherheit gegen Angriffe von biefer Seite. 
Das Klima ift nach der Page im Gebirge oder in der Hochebene verſchieden. 
Die Hochebene (bis 2000), gegen Norden offen, hat alte Winter (bis 180 R. 
Kälte); der mächtige Oxus friert unter’ 38 9 m, B. häufig der Art zu, daß ihn 
die Karavanen über das Eis paffiren, Die Sommer find heiß; durd die Troden- 
beit der Luft fol die Hige (bis 300 R.) oft unerträglich fein. Selten find Regen; 
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gering die Menge bes Schnees (Bamberg fpricht von vielem Schnee); ı Glatteis 
wird im Winter häufig den Karavanen ſchädlich, Indem bie Kameele fih daran 
leicht die Füße verlegen, nicht fortlommen können und zu Grunde. gehen. Die Luft, 
Monate hindurch dunft- und wollenlos, ift von wunderbarer, Durchſichtigkeit; ‚alle 
Farben erſcheinen leuchtender. Das Klima ift im Ganzen gefund, Die gegen Norden 
und Oſten geſchützten Gebirgsländer find weniger großen Schwankungen. ber Tem⸗ 
peratur unterworfen und gelten bei den Aflaten zum Theil: für. bie Wönfen, ats 
genehmften Länder der Welt. 

Mineralien werben wenig —— Gerüchte von großen Gold» pP 6it- 
berlagern haben bisher noch feine Veftätigung gefunben. Aus den Strömen wirb 
etwas Gold gewaſchen. Gewonnen wird Salz, dann Blei, Schwefel, Goeifieine 
(berühmt die Rubinenminen von Badakſchan) n. a. 

Die Vegetation ift je nach der Rage und Bewäflerung verſchieden. Im Often 
iſt fie reicher; die Ebenen find davon entblößt. Bon größern Bäumen fichen am 
den Strömen ber Ebenen meiftens PBappeln und Weinen. Die Fruchtbarkeit des 
bewäflerten Landes. wird fehr hoch gerühmt. Gebaut wirb: Getreibe (der 
gibt ftellenweife 3 Jahre nad einander Ernten), Mais, Reis, Hülſenfrüchte, Ea- 
bat, Baummolle, alle Gemüsarten. Europäifches Obſt ſowie Südfrüchte gedeihen 
ausgezeichnet. Maulbeerbäume find zum Zwed ber: bebentenben Gelpengnät üherafl 
angepflanzt, wo ber Boden es irgend geftattet. 

Wilde Thiere find wegen ber vielen, alles Leben verfäenäuchen Wüfen nicht 
zahlreich. Wolf, Fuchs, Schalal finden ſich nicht häufig; in den Bergen kommt 
der. Bär vor; felten auch eim Tiger vom Meiner Art. In den Sümpfen gibt es 
wilde Schweine; in den Steppen ſchweifen Hirfche,  Antilopenarten und Heerden 
ber — von den Herrfchern fo gern gejagten — flüchtigen wilden Efel, Der Hitze 
wegen gibt e8 wenig Geflügel; nur an den Sümpfen große Schwärme von Sumpf« 
und Waflervögeln, beſonders Schnepfen. Sonft zeigt fih in ven Steppen und 
Müften nur felten ein Adler oder Falke; wohl aber begleiten Rabenſchwärme die 
Karavanen. Der Infelten find wenige; Heufhredenfhwärme felten. — Sehr nütz⸗ 
lih wirb der Seidenwurm, der in einigen Gegenden ein ausgezeichnetes Geipinft 
liefert. Unter ven Hansthieren fteben Pferd und Kameel obenan. Das befte Pferb 
— von wunderbarer Ausdauer und Schnelligkeit, habet ſchön, groß — züchten 
bie Turkomanen; als die fhönften gelten die Roffe von Merm und Serachs; ale 
die ausbauernften die ber Jomut. Stark, weniger. Läufer, aud zum Biehen be be= 
nutzt, find die Usbelenpferde. Die der Kirgifen find. Mein, zottig, unſchön, aber 
kräftig und ausdauernd. Es finden fich die beiden Rameelarten, das ein- und zwei- 
hödrige; die Mifhlinge werben als beſonders Mräftig angefehen. Das Rindvieh 
ift mittelmäßig; trefflich find die Eſel. Die Schafe mancher Gegenden find wegen 
ihres feinwolligen, gefräufelten Fließes berühmt; nor Allen die von Karaful; bie 
beften fogenannten Aftrachanpelze kommen daher. Die Race ift groß, meiftens fett- 
ſchwänzig. Zottige, ftarfe Hunde hüten die Heerden der Turfomanen. 

Zurfiftan zeigt uns ein Durcheinander von Völkerſtäumen und Racen, Herr» 
fer find die Turanier. Im mehreren Theilen des Landes bilden den Grunpftod 
ber Bevdlferung bie Tadſchils (fiehe Perfien), die ſich ſogar im einigen Gebirgslän« 
dern ziemlich unabhängig erhalten haben. m. der meiften ſtaatlichen Gebiete 
find die Ushelen (Usbek-Selbſtherrſcher?), ein zwifchen Turk und Mongole ver- 
mittelnder Stamm. In ben nörblichen Steppen ſchweifen Kirgifen; zwiſchen Kaspi- 
fee und Oxus haufen bie Turlomanen. Außerdem * es ER _ (otele 
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ale Sklaven) im Land, ſowie Iuben, Afghanen, auch eine Anzahl Hindus, welche 
leßtere dem ganzen Geldverkehr in Händen haben follen. 

Die Böllermifhung von Icaniern und Turaniern ift leicht erklärlich bei dem 
Kampf, der feit urbenklichen Zeiten Hier zwifchen Nord und Süd tobt. Iſt ber 
Süden mähtig, fo beherrſcht er namentlich die gebirgigen Oftländer Turfiftens, 
im welchen bie Nomabenreiter bes Nordens ſich nicht fo Leicht bewegen umb bie 
ihnen eigenthämliche Kraft nicht entfalten fünnen, Bon biefen Berggegenden flan« 
firt, wirb bann ber Oyus meiftens der Grensfirom; über ben Jarartes aber find 
die Bolker des Südens eigentlih niemals vorgebrungen, in biefer Beziehung den 
Chineſen nachſtehend, die Häufig und lange Zeiten Hinburd ihre wilden Nachbarn 
feäftiger das Uebergewicht der Eivilifation haben fühlen laſſen. Auch Alexauder 
der Große hemmte feine Waffen am Iarartes. So hat fi bis an deſſen Grenze 
ber iranifche Stamm vorgefhoben und micht blos in den Gebirgen, ſondern and 
Im den Dafen der Ebene, z. B. in China durch kuechtiſche Unterwerfung behauptet, 
wenngleich ihn der Steg der Turanier'zumdienenden gemacht bat. Der Tadſchil 
oder Sarte ift Städtebemohner, Landbebauer und Hänbler. Er tft wohlgebilvet, oft 
ſchön, ſcharfen Geiftes, ſchlau, verfchmigt. Er gilt für dem treulofeften Betrüger, 
Heuchler und Lügner, für unmoralifh und unzuverläffig in jever Beziehung. Einer 
feiner fchlimmften fehler, der ihn zu fo vielen andern zwingt, ift —— * 

Siegt der Norden, jo bringt er über bie Ebenen bis an Irans Gebirgswall 
vor. Dft aber ging vie Bölterfluth und der wilde Schwall zu hoch, ala daß biefer 
fie hemmen formte. Wir fehen fie in der Geſchichte — mögen biefe nordiſchen 
Stämme nun: Schtben, Maffageten, Tut, Mongolen oder Tataren genannt 
werben, — mehrmals bis in Indien hinein, bis Aegypten und an den Bosporus 
fih wälzen, ja felbft von Kleinaflen nah Europa hinüberfchlagen und hier fi in 
ihrem änßerfien Anrollen erft an ben Mauern Wiens brechen (ſtehe den Artilel 
Türtei). Für gewöhnlich bildet aber Zurfiftan da® änfßerfte Land der Turanier 
gegen Süds und Weftafien. Seine Grenzvöller find hier bie Turlomanen und bie 
Usbelen. j 


Brei, ohne Staat, ohne Fürften, ja ohne Oberhänpter leben die Turko⸗ 
manen.- (Turkomanen, Türfmen d. i. Türkenthum, Türkenſchaft; fo Vambery. 
Andere geben andere Erklärungen. Turk von Tukiu-Helm Klaproth] oder von 
Zyr-Stier , Herrſcher [Erbmann];: ſiehe: Türkei). Ihre Hauptfige liegen zwiſchen 
fafpifchem Meer und Amu Darja. Diermeiften find Nomaden; wenige bebauen 
Felder; Kräftig, kühn, abgehärtet, ausdauernd, verſchlagen, graufam, treulos, hab⸗ 
—58 find fie ‘die gefürchtetſten Plünderer und Menſchenräuber des perſiſchen 

renzlandes (ſiehe Perſten). Die Männer find häufig ſtattlich, als Reiter auf 
ihren Kriegsroſſen imponirend; unter den Frauen gibt es große Schönheiten. Lanze 
und Säbel, ſeltener die Luntenflinte ſind die Waffen des Turkomanen. Alaman iſt 
ſein Name, wenn er auf Raubzügen reitet. Die Anzahl der in mehrere Stämme 
zerfallenden Völlerſchaft wird auf 140—190,000 Familien geſchätzt. Plünderung 
und Menſchenraub der als ſchiitiſche Ketzer verhaßten Perſer iſt die beliebteſte 
und. geehrteſte Beſchaftigung dieſer Söhne der Wüfte. Zuweilen werben von jenen, 
auch über bie Grenze hinaus, Züchtigungen verſucht. So war. (Augsb. Allg. tg. 
vom 10, März 1865): von dem Bericht eines perfiihen Generals zu Iefen, daß 
er den Gurgan ‚auf Brüden überfehritten und Atrek eingenommen babe, von wo 
er fih zu weiteren Züchtigungen der Turkomanen anfchide. (?) 

Die legte, größere fiegreiche Wanderung eine® turanifhen Stammes gegen 
Süden zeigen uns um das. Jahr 1500 die Usbelen. Dod war der Anbrang 
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nicht: ſtark und gewichtig genug, den Hindulkuh zu süberfchreiten ‚ober die Turko⸗ 
manen fübwärts vom Orus mitzureißen, &o kam die Lawine zum Stillſtand, ehe 
ſie beſonders gefährlich mwurbe, und Dſchingiochans oder Timurs Zelten Fehrten 
glücklcher Weiſe nicht wieder. Aber die Usbeken wurden doch die Herrſcher in 
Chokand, Bochara, Chiwa und ven ſudbſtlichen Ländern, welche ſich um Balch 
gruppirten, d.h. in ſämmtlichen bedeutenden Staaten: Turliſtans Der Usbele iſt 
groß, kräftig, wo unvermiſcht mit perſiſchem Blut, von ſtark tatariſchen Geſtats⸗ 
zägen: Er gilt für gerade, zuverläſſig, feinem: Worte treu, aber nicht für beſonders 
geiftigbegabt. Die Berfchmigtheit des Tadſchiks ift ihm ganz fremd. Die Usbelen 
von Chokand ftehen nit im Rufe ver Tapferkeit, wohl aber, nach 'ortentaltfchen 
Begriffen, vie übrigen, obwohl der ganze Stamm durch ben ruhigen 'Beftg''vet 
enter, Würben und Einkünfte. der umterworfenen Länder träger und begiremer 
geworben iſt. Hohe Stiefel mit fpigen, oft nur wie ein Nageltopf großen Abfägen 
zeigen und noch immer’ das Reitervolt. Die Waffen find. tm Allgemeinen wie bei 
beh' Turkomanen. Die alte orientalifche:Lehnverfaflung ing re allen von den Us⸗ 
belen geſtifteten Staaten. zum Grunde. Die fruditbaren Pänbereien find ‘größten 
theils unter den Eroberern aufgetheilt. Der usbeliſche Lehensmann figt auf ſeinem 
burgartigen,;; ummauerten Hofe, mit Pächtern oder mit Sklaven wirthſchaftend. Für 
fein Lehngut hat er wohlberitten und bewaffnet Kriegsdienft zu Leiften , dabel für 
feine‘ Berproviantirung felbft zw forgen, wodurch ein ungeheurer Troß emtfteät, 
der die Bewegungen dieſer fonft fo flüchtigen Reiterheere ſehr Inngfam macht, Auf 
den Ruf feines Oberlehensheren, bes Emir oder Chan, hat der Usbeke ſogleich auf 
dem Sammelplag zu erfcheinen und. fi um den beſtimmten Unterhäuptling zu 
ſchaaren. So ftößt dann Trupp um Trupp zum Hauptquartier — me © 
Dev nörblichfte Usbekenſtaat iſt Eh o ka nd (34000: [IM 11/43 Dil. 
Einwohner?), bewohnt von den Eroberern, Tadſchiks, Kirgiſeuſtämmen und ven 
tapfern:,. turtiſchen Kiptſchal · Nomaden. Das: Land Hegt am oberen und mittleren 
Sir Darjazıntele Diſtrikte darin find wegen ihrer Schönheit: und Früchtbarleit 
berühmt, Früher hieß es Ferghana; von hier, aus feiner Heimath vertrieben, zog 
Sultan Baber nah Eabul und dann nad Indien, das Reid von Delhi gründend. 
Der Herrſcher, mit dem Titel Chan, reflvirt in der Hauptſtadt Chokand' (vom 
50--100,000 €; und darüber gefhägt). Außerdem find bebentend bie Städte 
Chodjend und Tafchlend im Diftriften, die wie noch andere oft nur nominell dem 
Ehan von Ehofand unterworfen find; je nachdem wie in allem ſolchen Lehnſtaaten, 
der Oberherrſcher Träftig oder ſchwach, wird bie Stellung feiner Häuptlinge und 
beren Diftrifte eine veränderte. Der Beg oder Chalim von Taſchkend war bis auf 
einen Tribut unabhängig. Taſchkend felbft gilt für eine ber wichtigſten Städte 
Mittelaflens (40,000 E.?); bier ftoßen die großen Hanbelsftraßen vom Süden 
und vom chineſiſchen Mittelafien zufammen. Das Ehanat Choland ift feit Jahren 
durch Krieg mit Bochara zerrüttet gemefen. Jetzt iſt der Krieg mit ben Ruffen 
binzugelommen, bie nah ben neneften Berichten Taſchkend eingenommen: haben 
follen. (Frühere Nachrichten fabelten fchon von ber Einnahme von ganz Chokand, 
bann wieder von verlorenen Schlachten der Ruſſen, die 40—50,000 Mann flart 
gegen 150,000 Ehofanzen gefochten hätten.) Die Macht Ehofands wirb auf 50,000 
Reiter geſchätzt. Nur die Kiptſchak gelten für tapfer; die Chofanzen wurden vom 
den Usbeken Bocharas ftets gefhlagen — eine ſchlechte Empfehlung gegen bie tu 
ſiſchen Truppen. nA 
"- Unklar wie in vielen Beziehungen vie Angelegenheiten dieſes Norböftens, 
find die des füröftlihen Turkiſtan. Hier, um ben obern Amu Darja, 'grup- 
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piren ſich eine Relhe kleinerer Staaten , früher: unter Bochara ſtehend, vor: eine 
Menſchenalter von dem kühnen Usbefenhäuptling Mir Murad davon losgeriffen 
und‘ von Chundnz aus beherrſcht. Im den legten Iahren finv die Afghanen hier 
ſiegend vorgedrungen. Befonders zu nennen find die Tadſchikländer Darwaz und 
dad wegen parabififcher Schönheit im Drient gefeterte Babaffhan. Fürften und 
Bevölkerung diefer Gegenden leiten ihren Urſprung rühmend von Alexander dein 
Großen und feinem Heere ab, (Alexander ift im ‚Orient als großer Zauberer, 
Prophet und Eroberer durch die Sage befammt.) Die Macht von Chundug wird auf 
20,000 Weiter geſchätzt. Hente gehört das verödete Bald, einft pie Mütter ber 
Stäpfe genannt und durch Aſien wegen feiner Größe und Macht berühmt, den 


Afghanen. * mut 
' Für die nächſten Staaten Turkiftans gelten die. beiden Dafenreihe Chiwa 

md Bochara. — J — 
—Chiwa wird durch dem untern Oxusſtrom gebildet. Mitten in Wüſten iſt 
durch ſeine Verzweigungen und viele Kandle das fruchtbarſte Land hervorgerufen. 
In dieſem Stromlande ſelbſt wohnen etwa 400,000 Usbeken, Tadſchils, Perſer, 
Turlomanen und: Rirgifen. Es wird aber der despotiſche Chan von Chiwa als 
Oberhaupt aller Länder weſtwärts vom Dras bis zur Perſergrenze, dem laspi- 
ſchen Meer und dem Aralſee angeſehen, auch noch im Norden als Gebieter im 
den’ Steppen ‚ver Karäfalpats. Doch iſt ſeine Herrſchaft über die meiſten Nomaden 
biefer Gegenden nominellz es werben biefe hauptfählih an Chiwa durch das Be: 
bärfnig von Getreide: -gefnüpft, das vie Steppen und Wüften in Abhängigkeit 
von dem Daſenlande verfegt und‘ Chiwa zum Mittelpunkt der Völker von 
Charesm madt. ; | nt wir 
Es war der Hänptling Mohammer-Rabtm, der zu Anfang dieſes Jahrhun⸗ 
derts die Macht Chiwa's begrimdete, indem er es von Bochara unabhängig machte; 
den an die Kirgiſen gezahlten Tribut in ſein Gegentheil‘ verkehrte, ſich bei den 
Turlomanen im Reſpekt ſetzte und die Wüſte durchziehend Merw eroberte. Das 
Heer Chiwas wird auf 20,000 Reiter geſchätzt; es iſt ausgerüſtet mit einer Ans 
zahl von Geſchützen. Die Reglerung iſt deſpotiſch. Jetzt herrſcht auch In’ Chiwa 
wie ſchon· längere Zeit in Bochara große Bigotlkerie und wird das Land ale ein 
Hauptſitz des ſtreng gläubigen (ſunnitiſchen) Mohammedanismus angeſehen. "Den 
regierenden Chan, Seid Mehemed Chan Padiſchahi Charesm mit feinem Titel, 
nennt Vambery das trene Bild eines entnervten, biöpfirinigen und wilden Tyrannen. 
Der Hauptſchutz des Landes ſind die umliegenden Wüſten und bie Sumpfe des 
Aralſees; fe haben dieſen Blut: und Sklavenſtaat bisher vor den Züchtigungen 
geſchützt, mit "denen Ruſſland ihn beprohte und fiber deren Verſuch es dutch die 
Unbill von Wetter und Wüfter 1839 eine gegen Chiwa ausgefandte Armee vers 
for. Es befährt jet mit feinen Dampffchiffen die Mündungen des Amu Darja; 
feine Zeit wird es zu erfehen willen. 
Der berühmtefte Staat“ Turfiftans, im ganzen Gebiet des Islam wegen fel- 
ner ſunnitiſchen Orthodoxie befannt, tft Bohara. Bohara (70—150,000 E.), 
Im einer fruchtbaren Dafe, ift die Hauptſtadt des um dei Kohikſtrom llegenden 
Gebietes: von Soghd, dem alten Sögdiand. Die ehemalige Hauptſtadt des Pandes 
war Samarkand (Maracanda), das berühmte, der Sitz und die Haupfftabt des 
Melteroberers Timur Es zählt das Gefammtgebiet, auch wohl das Land zwiſchen 
ben Strömen (Amu’und Sir) Mavarelnahar genannt, etwa 21/, Millionen Ein« 
wohner. Die Herrſchaft des vefpotifchen Emirs von Bochara reiht vom den Kir 
gifenfteppen und Chokand bis nad Pamir und zum Orus, oftmals auch bis zur 
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Afghanengrenze. Die Stabt Bochara mit ihren zahlreihen Moſcheen (Bambery 
fest die fonft angegebenen 360 auf 180 herab) mit ihren 80 Schulen (360), 
worin gegen 5000, nur Theologie treibende Stubirende aus allen funnitifhen 
Ländern Mittelafiens zufammenftrömen, ift der Hanptfis bes muhammedaniſchen 
Fanatismus. Mir Heider führte zu Anfang biefes Iahrhumberts ein vollftänbiges 
Priefterregiment ein. Hinter äußerer Scheinheiligfeit und Einhaltung ber formellen 
Gebote herrfcht aber, wie auch in Chiwa, bie größte Lafterhaftigkeit. Der Despo- 
tismns, das Spionirweien des Emirs ift wie bort unerträglid. Die Einkünfte aus 
den Zöllen, dem Biertheil des Emird von der Ernte, den Abgaben für Gärten 
und Baumpflanzungen, der Kopfftener der Ungläubigen, ter Hausftener im Kriege, 
werben auf 21/, Millionen Thaler gefchägt. Die gewöhnliche Armee zählt etwa 
20,000 Reiter, 4000 M. Fußtruppen (Dragoner zu nennen, ba fie beritten find, 
aber zum Gefecht abfigen) und 40—50 Stüd Geſchütz. Das Aufgebot des gan- 
zen Landes würbe nod gegen 50,000, aber wenig nügliche Reiter ergeben. Do 
fiehen dem Emir außerdem gegen guten Lohn Schaaren ber tapfern Turkomanen 
ber Steppen des Südens zu Gebote, die er auch gegen Chokand benugte, Die 
ſtehende Armee, - melde er hält, wirb in Korn bezahlt; den Anführern ift Land 
zugewiefen. Die Usbelen Bochara's und Chiwa's gelten für kriegeriſch und tapfer. 
Als Leichte Reiterei vortrefilih, im Handgemenge tüchtig, find fle doch gegen In» 
fanterie und Kanonen wenig zu fürdten, Sie lieben die blanke Waffe, aber fheuen 
die Kugeln, Auch ihre Tapferkeit wird von Europäern mehr einer trunkenen Toll- 
fühnheit verglichen, bie aber nach ben erften abgefhlagenen Angriffen, wie fo häufig 
bei den Drientalen, ſchnell verraudt. Hinfichtlih der Kriegszüge der Usbelen⸗ 
herrſcher von Chiwa und Bochara, welche man fie durch Wüften gegen den Süs 
ben zumellen unternehmen fieht, wollen wir darauf hinweifen, daß in ber ganzen 
turkiftanifchen Hochebene meiftens das Waffer nicht tief anzutreffen iſt. Oft findet 
es ſich ſchon bei 14 Fuß, felten unter 40 Fuß, wenn glei die Brunnen häufig 
ein brafifches, zuweilen ganz ungenießbares Wafler geben. Energifhe Heerführer 
haben es ſchon möglich gemacht, täglich für den Bedarf Brunnen graben zu laflen. 
Es läßt fih danach ermeſſen, welche Förderung eine aufmerkfame, ſtarke und ein- 
ſichtsvolle Regierung vielen Gegenden angebeihen laſſen könnte, indem fie für häu—⸗ 
figere und wohl im Stand gehaltene Brunnen forgte. Die Gefährlichkeit vieler, 
jet fo verrufener Wüftenftraßen würde ſodann aufhören. 

Zurfiften erregt heutigen Tags nicht fo fehr bie Aufmerkſamkeit wegen feiner 
ſeit Eyrus Zeiten fo berühmten Kämpfe zwifchen Iran und Turan, in denen der 
Süden wenige Auftems, ber Norben, namentlih mit feinem Dſchingischan und 
dem in Soghd geborenen Timur, fo furdtbare und glüdlihe Nachlommen Afra- 
finb8 zu verzeichnen bat, als wegen bes Anbrangs, der heute von einem enro= 
päifhen Voll aus Norbweften dahin abgeht. Rußland hat die ifenfteppen über» 
ſchritten und am Aralfee und unteren Sir feften Fuß gefaßt. Bor Jahren rüdte 
es fchon gegen Chima vor, fcheiterte aber in feinem Unternehmen durch den in 
ben Steppen mit außergewöhnlicher Gewalt auftretenden Winter. Jetzt hat es feit 
dem Jahr 1864 den Krieg mit Choland begonnen, geftügt auf eine Reihe am 
Sir angelegter Forts. Es foll, wie gefagt, das wichtige Tafchlend eingenommen 
haben. Heutigen Tags ift Chiwa fhwerlich zu retten, wenn Nußland, auf dem 
Üralfee durch feine Dampfichiffe herrfhend, ernftlih an Krieg dent. So lange 
es mit den Steppen und Wüften der Kirgifen zu thun hatte, waren dieſe eine 
ſchlechte Baſis für kriegerifche Operationen. Anders wirb dies, fobald es in den 
fruchtbaren Südgrenzen derjelben, wie jegt geſchehen, fich feftgefegt hat, und nun 
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in ihnen, den durch Forts gefidherten, feine neue Kriegäbafis findet. (Siehe bie 
Birkulardepefhe des Fürften Gortſchalow vom 3. Dec. 1864, worin in dem jet 
Mode zu nennenden naiven, diplomatifhen Styl ale Schugland für die ruffifchen 
Grenzen die Linie des frudtbareren, Stügpunkte gewährenden Landes vom Aral 
am untern Sir zum Iſſyl-Kul See gefordert wird. — Augsburger Allg. Ztg. 
29. März 1865.) Sobald es Ehofand, ein fruchtbares Land mit ziemlich zahl- 
reih angefiebelter, zum Theil den Usbelen feindlicher Bevölterung und bedeutenden 
Hülfsquellen erobert haben würde, hätte es darin einen vortrefjlihen Sammel-, 
Stüg- und Ruhepunft für eine beträchtliche Armee. Im Befig von Chokand und 
am Amn Darja herrſchend, würde, namentlih wenn Burnes Berichte über die Schiff» 
barkeit des Amu ſich beftätigen, das Schidfal ver vazwifchenliegenden Länder bald 
eutſchieden fein. Dann ftänden die Ruſſen am Hindukuh. 

Bon hier nad Afghaniftan hat ſchon manches Heer den Weg troß ber ſchwie⸗ 
rigen Päffe zurüdgelegt. Alexander der Große, aus Sogdiana fommend und gegen 
Indien rüdend , überftieg mit feinem Heere in 10 Tagen ven indiſchen Kaulafus 
(Hinduluh). Den Weg nad Cabul am fürlichen Fuß desfelben, kennen vie Eng- 
länder; fie haben ihn 1839 —42 mit Heeren gemacht, er iſt ſchwierig, aber wie 
der Beweis gezeigt, zu paffiren. 

Rüdt Rußland in Turkiſtan fo fletig vor, wie e8 überhaupt in Aflen gethan, 
fo fällt es, wenn aud erft in Decennien ihm zu. Die fiherfte Förderung findet 
es in dem abfchenlihen Defpotismus der turfeftanifhen Herrfher, die Ruflands 
Herrſchaft eine Wohlthat zu nennen felbft feine fonftigen Gegner zwingt. Seine 
gefährlihften Feinde in Turfeftan wären die Turlomanen, aber biefe dienen dem, 
der fie bezahlt und ihnen Beute zeigen kann, und bem Starten, der ſich in Furt 
zu ſetzen weiß. Beides vermöchte Rußland. 

Das find TIhatfahen, denen gegenüber wir es Jedem überlaflen wollen, ob 
die Furcht derjenigen Engländer fo thöricht und lächerlich ift, welde von Turki⸗ 
ftan ber einen Stoß ber Ruffen gegen die britifhe Herrſchaft in Indien befürd- 
ten, eine Furt, die England zur felben Zeit in den unglüdlichen, ein Heer und 
viele Millionen Geldes verjhlingenden Feldzug gegen Kabul trieb, als Rußland 
fih zu dem gleichfalls fcheiternden Feldzug gegen Chiwa in Bewegung feste. Bon 
Kabul aus hatte man die Päſſe des Hindukuh in Befig und konnte zugleich mit 
den jenfeitigen Völlern Verbindungen anknüpfen, alfo unterftügen, leiten. Jener 
Plan ift gejheitert und bis auf den heutigen Tag ift bie gefürdytete Gefahr noch 
weit entfernt. Aber ift die Furt, gegen welde man jegt vielfah Spott umd 
Wegwerfung (namentlich in engliihen, nicht in indiſchen Zeitungen) angewendet, 
wohl fo leer? find nicht ruffiide Heere am untern Sir für Norbindien dunklen 
Gewitterwollen am Horizonte gleichzuachten, ift e8 unmöglih, daß diefelben zum 
Hindulkuh fi hinanzögen, defien hohe Wälle überftiegen und einmal nad Indien 
berabbrähen? Afghanen berrihten in Norbindien; Zimur, Nabir Shah und Ans 
deren waren die Wege nicht zu weit und ſchwierig. — Die Zufunft fteht dahin; 
jedenfalls thun aber die Engländer gut, Turkiſtan einer befondern Aufmerkfamteit 
zu würbigen. 

Dnellen: Ritters Aſien Wappaeus: Hanbbud der Geographie und 
Statiftif; in beiden die Literatur nachzuſehen. Das ausführlihfte Werk über bie 
ſüdöſtlichen Gegenden, Bochara und die Turlomanenfteppen ift das des im emg« 
liſchen Auftrage gereisten Alerander Burnes: Meifen in Indien und Bochara. 
Für Chiwa: Reiſe nah Turkomanien und Khiva in den Jahren 1819 und 20, 
von Murapiev, Kapitän im Generalftab S. M. des Kalfers von Rußland, 
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Das neuefte- Wert über dieſe Länder if von Hermann Bamberg: ‚Reife im 
Mittelaften- von Teheran über die turkomaniſche Wüſte nach Chiwa, er 
RE, ausgeführt im Jahre 1863. Peipyig. Duett. 1008 verce 
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Niteomontantsmus. 


Wenn der — in dem Deutſchen Stantsmwörterbud zur: ‚Sprache 
fommt, fo geſchieht das nicht infofern das Wort ein religiöſes und kirchliches 
Princip bebeutet, ſondern nur infofern mit demfelben ein poltitifhes Bar- 
teiprineip) bezeidnet: wird; Uitramontanismus im. erftern Sinne bedeutet 
theils die römifherfatholifhe Religion und Kir e überhaupt im 
ihrer als nothwendig gedachten Unterordnung unter die Autorität und Leitung des 
römischen Papſtes, theils diejenige Richtung innerhalb ver rbmiſch⸗katholiſchen Kirdye, 
weldye. die päpftliche Gewalt auch im Gegenſatz- zu ven Rechten der. Biſchöfe, bes 
übrigen Klerus und ver Laien möglihft abſolut faßt, alfo die ab folu tiftifihe 
Partei in der katholiichen Kirche. AU’ das gehört noch nicht im den: Bereid der 
Staatswiſſenſchaft. Erſt ſeitdem dieſe Hrhliche Bartet ihre Hände nad dem te 
ausftreckt und von ihren, veligiöfen und kirchlichen Ideen und Tendenzen: aus auch 
bas politiſche Leben zu beſtimmen und. bald zu leiten, bald zu Hinderm verfucht, 
muß fie au von der Staatslehre in ihrem Grundgedanken gepräft und: in. ihrem 
Berti öder Unwerth bemeflen werben. 

Ale eigentlichen politiſchen Barteien (j. den Artilel Parteien) 
in ihrem. Princip und nach ihrem Streben weſentlich dem politiſchen Ge— 
meinleben am, ſte ſind daher dem Staate untergeordnet und bewegen ſich inner⸗ 
halb des Staates. Die ulframontane Partei unterſcheidet ſich von ihnen: eben das» 
durch, daß ihr eigentliches Geiſtesprincip außerhalb des Staate Sirliegt 
und ſich ven dem Staate völlig unabhängig weiß, und daß ihr Streben eben 
deßhalb nicht oder doch nur zufällig dem Staate dient, ſondetn über den Staat 
hinausgeht, ſich den Staat ſogar je nad ihren religibs-kirchlichen Zielen unter- 
werfen will. Wenn fie Forderungen ftelt im Etmate, jo beruft fie: ſich vornehmlidy 
auf ihren religiöfen Glauben oder auf das Gebot ver kirchlichen Autorität. Wenn 
fie angegriffen und von Staats wegen genöthigt wird, das Staatögefeg zu bes 
folgen, fo zieht fie fih immer zurüd in die Unantaftbarkeit ihrer Religion und 
Hagt über Gewifjensprud. Sie ift alfo nur in zweiter Linie-umd nur uneigentlidy 
eine politiſche, fie iſt voraus eine kürchlich e Partel. Ihre politiſche Stellung 
wird beherrſcht von ihrer religidfen Meinung. Um fie Bu PER uf | man 
daher auf ihren Glauben zurüdgeben. 

Die ultramontane Partei behauptet borzugsweife tatholiſch zu fein. ‚Sie nennt 
fi daher aud am liebſten die fatholifc e Partei. Sie verfucht es fogar, ſich 
mit dem Chriſtenthum zu ibentificiren, und erklärt, daß das ewige Geſetz 
ihres Lebens und Handelns kein anderes als die criſtuch⸗ Religion. fei, 

Die ganze weltgeſchichtliche Entwicklung feit Jahrhunderten hat: im Gegenſatze 
zu der Höhe des: Mittelalters vie. Emancipation des modernen Staates von der 
firdslichen Bormundſchaft, die Ablöfung) des Rechtsbegriffs und der Rechtsordnung 
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powder: Bebingung eines beftimmten religiöfen Glaubens, die Entfaltung bes 
menfchlichefreien Selbſtbewußtſeins und die ausſchließliche und volle Souveränetät 
des Staates in allen Berhältniffen ver rechtlichen Gefammtorbnung und des -polk 
tiſchen Gemeinlebens zur unabweisbaren Folge gehabt. Der ultramontane Gevante 
lebt daher in einem fchroffen und umverföhnliden Widerſpruch mit dem -Lebens- 
princip, mit. der ganzen Eriftenz und Richtung des modernen Staates und die 
ultramontane: Partei ift eben deßhalb grundfäglih die Todfeindin des ‚heutigen 
Aulturftantes, ’ . 

Waãre die Behauptung wahr, daß das ultramontane Princip gleihbedeutend 
ſei mit Chriſtenthum und Katholicismus, fo hätten die ‚heutigen Völker nur die 
Wahl zwiſchen Chriſtenthum und modernem Staate, und müßten, wenn ſie bisher 
latholiſch waren,. entweber vie katholifche Kirche verlaffen oder den modernen Staat 
aufgeben. Weldes von beiden in dieſer Alternative fie wählen würden, könnte für 
die Bölter von. Eharakter und Geift faum zweifelhaft fein. Ste würden eher noch 
fi vom Chriſtenthum losfagen und eher die katholiſche Kirche innerhalb Ihres 
Machtbereichs gänzlich abſchaffen, als auf ven modernen Staat verzichten. Die 
ultramontane Partei gefährbet. deßhalb nicht etwa nur, was am meiften in die 
Augen fällt, die heutige Stantökultur, fondern nicht minder: die religiöfen- und 
lirchlichen Imterefjen felber, als deren Vertreter und Borlämpfer fie ſich ausgibt: 
DZene Behauptung ift aber nit wahr. Wenn der Ultramontanismus fordert, 
daß der Staat vom der Religion und von der Kirche beherrſcht und geleitet werde, 
ſo iſt dieſe Forderung eher jüpifh-theofratifh als Hriftlidh, Sie 
ertlärt ſich nur aus dem Irrthum, dem freilich ſchon die Jünger Chriſti gefheitt 
haben, daß Chriſtus der Meffias ſei, welcher eine neue Weltherrſchaft begründen 
wolle, ‚Ehriftus ſelber hat dieſe Meinung bei jeder Gelegenheit zurecht gewieſen, 
indem er fcharf unterſchieden hat zwifchen Religion und Recht, Gott und bem 
Kaiſer, Kirche und Staat, Indem er feinen Jüngern alle Ausſicht auf Herrſchaft 
firenge benommen bat, indem er jeve Zumuthung, auch das Recht und den Staat 
zu. ordnen, oder der Fatferlichen Gewalt irgendwie entgegen zu treten ober ſich ihrer 
zü .bemächtigen, entfchieben ‚abgelehnt Hat, indem er fich felber auch ver ungerechten 
Berurt der Staatsgewalt widerftandlos unterworfen und feinen Gehorſam 
gegen ‚vie Staatdautorität mit feinem Tode bewährt hat. Die Hriftlihe Religion, 
welche: lehrt dem Kaifer zu geben, was des Kaifers ift, wie Gott, mas Oottes 
ift, hat: alfo nichts gegen das Princip des modernen Staates einzuwenden, welches 
ebenfo wie das des alten Nömerreiches, von welchem Ehriftus ſprach, fein Recht 
umd feine: Politit menſchlich und vollsmäßig begründet, ſondern fie verwirft viel⸗ 
mehr die ultramontane Forderung als ein Mißverſtändniß über das Gebiet und 
die Aufgabe der Religion und als einen Mifbraud der religiöfen Gefühle. 

Eher nod gelingt es der ultramontanen Partei, den Schein hervorzubringen, 
bag ihr Prinecip und ver Katholicismus Eins ſei. Ihr Ioeal eines 
Öottesreihs ftimmt in der That in feinen wefentlicften Zügen mit dem Ideal 
Gregors VII. und Innocenz III. zufammen, und biefe beiven- großen Päpfte find 
unzweifelhaft der höchſte Ausdruck des mittelalterliheräömtihen Katholieismus. Die 
päpftiiche Hierarchie hat. fih während Jahrhunderten hoch über dem Staate ge 
dacht und in der That bald geradezu, bald auf Ummegen und mittelbar eine Welt- 
herrſchaft angeftrebt, im welcher felbft den Kaiſern nur bie Rolle von päpftlichen 
Vaſallen zugeflanden wurde. Das ift ver große geſchichtliche Hintergrund des 
Uttramontanismus und es ift biefe Erhebung bes Papfttfums über das Kaiſerthum 
anläugbar der Triumph des römischen Katholiciemns im Mittelalter, 
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Aber. ebenfo unbeftreitbar ift es, daß bie katholifche Religion und Kirche 

ebenfalld während mehrerer Jahrhunderte beftanden hatten, bevor bie Päpfte es 
wagten, fi dem Staate überzuorbnen. Nicht blos den byzantiniſchen Kaiſern bes 
alten Nömerreihes, auch den fränliſchen und den deutſchen Kaiſern der erften 
Jahrhunderte galten die Päpfte noch als Untertbanen des Staats und 
die Bifhöfe Roms hatten nur einen Vorzug des Ranges vor den übrigen Biſchöfen 
der andern Meichsftäpte, aber nichts weniger als einen Anſpruch auf: Weltherr- 
ſchaft. Und unläugbar ift e8 ferner, daß die ſpätere weltgefhichtlide. Entwid: 
lung feit dem 15. Jahrhunderte, nicht. einmal erſt feit der. Reformationsperiode, 
die Unhaltbarkeit jener päpftlihen Weltherrfhaft überall unter den civififirten 
Bölkern, offenbar gemadht und bie Herftellung. ver ftaatlihen Würde und Hoheit 
durchgeführt hat. Auch in den latholiſch gebliebenen Ländern iſt bie Hierarchie ans 
ihrer. mittelalterlihen Herrfchaft verdrängt worden und trogbem hat ſich der Kar 
tholicismus auch wieder bereit. Jahrhunderte lang als Religion und Kirche 
erhalten, ! 
Es ift alfo wieder niht wahr, daß Ultramontanismus und 
Katholicismus gleichbedeutend feien. Er ift nur gleichbebeutend 
mit der Partei innerhalb. des Katholicismus, welde in umferer Zeit bie mittel- 
alterlihen Prätenfionen ber Hierarchie erneuerm will. Bekanntlich ift dies bas 
Streben voraus des Jeſuitenordens (j. Art. Orben), ber. in unferm Tagen 
mit größerem Grfolg als lange zuvor fi ber Leitung der Kirche zu bemächtigen 
fucht. Der Ultramontanismus ift mittelalterlih durch und durch, und ‚eben deßhalb 
unverträglich mit dem geiftigen Fortfchritte der Neuzeit. Im Mittelalter Hatte. bie 
Herrſchaft der Hierarchie noch ihre innere Berechtigung, weil wirklich ber Klerus 
der Träger auch der Bildung und dem rohen Staate fittlih überlegen war. Heute 
bat fie feine innere Berechtigung mehr, weil die weltliche Bildung heute umgelehrt 
der des Klerus geiftig überlegen ift. E8 wird das zwar von ben Ultramontanen 
gelegentlich geläugnet; man braucht aber nur einen Blid in die Entwidiungsge- 
bite irgend einer Wiffenfhaft ober Kunft während ber legten zwei Jahrhunderte 
zu thun, um überall dieſen Say beftätigt zu finden. Im Mittelalter war ber 
naive Glaube an die Erleuchtung der Hierarhie no in ben Gemüthern, heute 
iſt berfelbe wenigftens in den gebildeten Kreifen ber Bevölkerung: erlofhen. Im 
Mittelalter war der Anfprud des Papfttyums getragen: von bem Bedürfniß der 
Zeit und belebt von dem Geiſte des ‚pamaligen Foriſchritts. Heute iſt die Er— 
neuerung folder Anmaßung erfüllt von dem Geiſte des Hafjes gegen ben fort» 
ſchritt der Zeit und der Reaktion in ein entfchwundenes Zeitalter. : Damals: war 
die Herrſchaft der Hierarchie Kraft und Leben, heute ift ſie ein Gejpenft, das bie 
Welt anwibert, nz 

Trog ihrer Unnatur hat- aber die ultramontane Partei noch eine nicht zu 
unterſchätzende Macht und ift durchaus nit ohne Gefahr für ven heutigen Staat. 
Der große geſchichtliche Hintergrund, auf melden. fie fich beruft, gibt ihr eine 
Autorität, welche nicht allein die zur Romantil geneigten Individuen mächtig an« 
zieht und beherrfcht, ſondern aud auf die zahlreichen Boltsklaffen einen herlömm ⸗ 
lihen ftarten Einfluß bat. Die Inftitution der Kirche mit: ihrer. wohlgeorbneten 
Hierarchie, mit ber eingejchulten Unterorbnung ber Pfarrer. unter bie Biſchöfe, 
der Bifhöfe unter bie päpftliche Kurie, mit den zahlreichen durch alle Ränder ver⸗ 
zweigten Orden, welche binwiever einem einheitlichen Regimente: dienen und bald 
den Klerus felber kontroliren und ſtacheln, bald einzelne Laien zu gewinnen vers 
ftehen, mit ihren myſtiſchen Heilmitteln und mit ihrer Kunft, auf das geängftete 
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Gemüth durch die Hinweifung auf die Gefahren des Todes zu wirken, gewährt 
ber. ultramontamen Richtung faft überall willige Unterftägung und dient ihr zu 
einer fihern Zuflucht vor der Staatsgewalt. Indem die ultramontane Partei bas 
religiöfe Gefühl der Menſchen, und beſonders der Frauen, künſtlich aufzuregen 
und in ihrem Sinne zu ftimmen weiß, treibt fie die Wurzeln ihrer Macht in die 
Tiefe der Menfchenfeele hinein und zieht darans eine Fülle von Kräften und von 
Leidenſchaften an fi. Sie ift nicht leicht anzugreifen, denn fie fpottet der Waffen 
des Verftandes und verachtet die Mittel des Staates, Auch die Gefege und bie 
Pflichten der Sittlichleit und der Humanität gelten ihr wenig, wenn ihre Intereflen 
damit im Konflilt ſcheinen. Sie rechtfertigt fi immer wieder durch den wirklichen 
und den geheuchelten Glauben an: ihr göttliches Recht und an die heiligfte Autorität 
der Kirche, die über aller Bernunft und über allen andern Gefegen der Welt und 
des Staates ſei. Sie wirb geleitet von einem Heinen Verband, von einer Selte 
von Dienfhen ohne Baterland und ohne Familie, deren Geift und Einfluß aus 
ſchließlich der Herrfhaft der Hierardie gewidmet iſt. Sie ift beharrlid in ihrem 
Princip, rüdfichtslos in ihren Mitteln und fühn in ihren Zielen. Sie ift wohl 
organifirt und weit verbreitet und eine wirklich gefährliche Macht. Sie hat auch 
in ‚den neueren Staaten mande politifche' Siege öfter noch durch Lift errungen, 
zuweilen aber auch durch wilden Sturmlauf erzwungen. Sie wirft bald insgeheim 
durch die betbörten Frauen auf die fhwachen Männer, bald offen durch die fana- 
tiſitrten Mafjen: Sie jhleicht ſich vornehmli in die Kreife der vornehmen Gefell- 
{haft ein und bemächtigt fi eines anjehnlichen Theils des Adels, fie beutet die 
verborgenen Schwächen und die heimlihen Sünden der Machthaber aus, um ihre 
Gewalt über diefelben zu befeftigen. Seit etwa zwanzig Jahren, befonders aber 
feit vem Jahre 1851 bat fie faft in allen Ländern Europa’s ftarfe Fortſchritte 
gemadt.: Wenn fie in dem einen Lande vielleicht eine ſchwere Niederlage erfuhr, 
fo erholte fie fih und rächte fih dafür in einem andern Land. Sie agirt als ein 
großer: Über. die einzelnen Staatsgebiete hinausragender Körper, fie führt den 
Kampf als seine univerfelle Partei und oft gelingt es ihr, den Wiverftand der be- 
fondern Staatäparteien durch das Schwergewicht‘ einer Weltmacht zu überwinden, 

Das find die Früchte ihrer Siege, die: Wirkungen ihrer Fortfchritte? Die 
Geſchichte läßt uns nicht im Zweifel darüber, Sie find überall, wo wir fie er 
fahrungsmäßig wahrnehmen, in Frankreich und in Italien, in Belgien und in ber 
Schweiz, in Defterreih und in den deutfchen Rheinlanden weſentlich dieſelben. So 
weit die Macht des Ultramontanismus reiht, wird der Geift der Nation ver- 
büftert, die allgemeine Volksbildung gehemmt, die Bildung der höhern Klaffen zu 
einer geiftlihen Abrichtung verborben, aller wirthſchaftliche und techniſche Fortſchritt 
untergraben und gebunden, in den Familien Unfrievden und Mißtrauen, Beängfti- 
gung ausgeſäet, das Selbftvertrauen der Bölfer geknickt und gebemüthigt, jede 
freie Regung des Geiftes umterbrüdt, die Wifjenfhaft von der Kirche gefnechtet, 
der Stant entmannt und entwürdigt, das moderne Leben verfumpft und erftidt. 
Nur die Orden und die Klöfter werben reich, nur die Hierarchie mächtig, das Volk 
verarmt, die Kultur verödet, der Staat verfintt. Die katholiſche Religion ſelbſt 
verliert an Achtung und Einfluß auf alle nicht-ultramontanen Beftandtheile des 
Volls und tie fatholifche Kirche muß nun für die Fehler derer büßen, welche fid 
zu ihren Borlämpfern und Führern aufgeworfen haben. 

Denn’ aber der Ultramontanismus eine Macht ift und feine Wirkungen fo ver- 
derblidy „find, forwerbient die Frage, wie demfelben zu begegnen fei, eine ernfte 
Erwägung. 0") 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staars-Wörterbud. X. 41 
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j ‚So, lange: die ultramentane Partei bie ftaatlihe Rechtsordnung: wicht verlegt, 
kann und darf. die Staatsgewalt ihr nicht ſtrafend emtgegentreten. Der moderne 
Staat gewährt auch dem Irrthum Freiheit und unterbrüdt niemals ben religiöfen 
Glauben, aud wenn er.ihn für Aberglauben hält. ‚Eine: flaatliche Verfolgung ver 
Ultramontanen: als folder, etwa ihre Verbannung, wäre daher: im Widerſpruch mit 
‚dem humanen Geifte und dem Rechtsbemußtfein des modernen Staates ſelbſt, mem 
-gleih principiell im Einklang mit dem Syſtem ber römiſch-katholiſchen Kirche des 
‚Mittelalters, welche alle Häretifer ausrotten lief. Damit ſoll aber nicht gefagt 
werben, daß and das Berbot des Jefuitenordens und die Nichtzulaſſung der Je— 
fuiten zu ‚öffentlichen. Funktionen in der Kirche oder Schule ungerechtfertigt jei; 
denn der Jeſuitenorden ift notoriſch ala eine ſtaatsfeindliche Macht organifirt und 
gehorcht blindlingg — auch aller Staatsordnung zuwider — den Befehlen ſeiner 
Generale. Die Gemeingefährlichkeit des Jefuitenorbens iſt geſchichtlich erwieſen und 
deßhalbe dem Kulturftante fo wenig zuzumuthen, daß er. dieſen offenbaren Feind 
in feinem Innern dulde, als dem Kulturlande, daß es vie Wölfe ertrage. 
WMan darfraud bie Ultramontanen nicht als ſolche grundſätzlich ausſchließen 
von ben Stellen und Aemtern in dem Staat und in den Gemeinden. Einmal 
‚nämlich find’ vie. bürgerlichen Wahlrechte und die Fähigkeit zu den Aemtern nicht 
‚abhängig von. irgend einer religiöfen Meinung, noch von einer: politiſchen Bartei- 
richtung. Sodann hat auch, der Ultramontanismus eine relative Berechtigung theils 
infofern, als er. fih anfhlieft an: eine Weltanftcht, welche im Mittelalter geradezu 
die hereichende war und auch heute noch eine gefchichtlihe Bedeutung hat, theils 
Anfofern er in Gegenfag. zu Irreligtofität und Frivolität aud die religiös ⸗kirchliche 
Seite in dem modernen Bolfsleben nachdrücklich repräfentirt. Enbli pflegen vie 
Menſchen nicht fonfequent zu fein in ihren Handlungen und es kann leicht vor- 
‚tommen,. daß ein Ultramentaner, der im Princip die ganze Eriftenz des modernen 
Staates: beſtreitet, tem modernen Staate trogdem als Berwaltungsbeamter oder 
Richter ‚oder Officier treu und redlich dient: und zugleich vortrefflihe Dienfte leiſtet. 
Aber Borſicht iſt allerdings geboten, wenn ultramentan gefinnte. Perfonen 
mit. politifchen; Yeintern betraut werden. Der moderne Staat macht den Bod zum 
Särtner,; wenn er bie’ politiihe Leitung den Ultramontanen überläßt. Im Mittel 
alter "und nod in den legten Jahrhunderten hatte man ohne große Bedenken 
Kardinäle, Biſchöfe, Aebte zu Staatöminiftern .gemadt. In dem modernen Staute 
werben nirgends mehr. den. Geiſtlichen ‚die oberften Staatsämter übergeben. Dieſe 
Gefahr alſo iſt durch die Sitte der neueren Zeit abgewendet, Aber was viel 
ſchlimmer und viel gefährlicher für den modernen Staat ift, das geſchieht heute 
nod oft: es ‚werden: ailtramontane Laien, d. h. geiftige Knechte des Klerus, zu 
Miniftern gemacht. Deßhalb iſt die Gefahr und das Uebel größer, «weil. beide 
leidhter verborgen und: überfehen werben.: Die ultramontane Partei iſt nach ihrer 
Natur und: Tendenz für den modernen Staat feine regierungsfähige 
Partei; fie. iſt im modernen Stante ER Dppolitions, 
partei, 

Sehr. ſchãdlich wirkt in dem —— mit dem —— — jede Zag⸗ 
haftigkeit und jede principielle Unſicherheit auf Seite der Staatsgewalt. Der UÜltra⸗ 
montanismus iſt zwar beſchränkt in, feinem Ideen, kurzſichtig auf feinen Wegen, 
aber er iſt zugleich voll Zuverſicht in die Größe und Heiligkeit ſeiner Sache. Er 
iſt daher immer. geneigt, wo er ein Schwanken im den. Maßregeln: des Staates 
wahrnimmt, auf ein. jchlechtes Gewiffen der leitenden Staatsmänner, ober auf 
Schwäche il nie zu ſchließen, und San Schluß u. bie — und: reift 
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fie zu erhöhter Anftrengung. Ueberdem müffen die Ultramontanen zu bein modernen 
Staate erzogen werben, ber ihnen noch als etwas Frembdes, Unverſtandenes 
gegenüber fteht, und da wird es um fo dringender nöthig ; daß ſich ber moderne 
Staat vorerft bei ihnen Reſpekt verfchaffe, als fie durch ihr Princip angeleitet 
werten, ven Staat als das leibliche und irdiſche Reich zu verachten, und tief unfer 
die Kirche als das geiftige und göttliche Reich zu ftellen. Sie bedürfen daher fo- 
wohl ver ftrengen, ſtrammen Rechtszucht des modernen Staates, 
welcher fie mit ftarker, eiferner Gewalt zwingt, der gefeglichen Ordnung Folge re 
leiften und deren Schranken zu beadten, als ver geiftigen Staatslet- 
tumg, welde ihnen allmälig die Ueberlegenheit des männlichen Staatsgeiſtes über 
ben weiblichen Kirchengeift Mar madht und ihnen daher audr die Autorität des 
Staates in einem anderen Lichte zeigt, als fie erwartet hatten. Die ultramontane 
Partei ift gefhichtlich Hinter der modernen Geiftes-: und Staatsentwidtung zurück 
geblieben. Eben deßhalb muß ihr vie taatlihe Erziehung zu’ Hülfe 
fommten und ergänzen, was die kirchliche Erztehung verfänmt hatte. / h 
Die Religion amd das religiöfe Gefühl der Menſchen ift die Delle der 
Macht des Ultramontanismus. Daher meinen viele Gegner desſelben, er’ werde 
ndlih nur dann beflegt werben, wenn bie Macht der Religion felber in den 
emüthern gebrochen werde. Die rabifale Meinung, welche alle Religion als Thor- 
beit vermirft und das Ehriftenthum als Aberglauben ausrenten will, bat in neueſter 
Zeit manche und oft beredte und fchlagfertige Bertheidiger gefunden. Noch mehr 
ft die Anfiht unter ben Gebildeten verbreitet, daß ber Ultramontanidinus in den 
Katholicismus anzugreifen fet und daß man bie" fatholifchen Lehren und Antori- 
täten ſtürzen müfle, wenn der Ultramontanismts dauernd fallen folle. Diefe Auf- 
faffung iſt ſicher falſch und eim gegen die Religion felbft oder gegen vie fatholifche 
Krpe als jolhe unternommener Kampf wirb weit eher mit vorübergehenden Siegen 
als mit dauernden Nieverlagen bes Ultramontanismus enbigen. Gerade weil ber 
Uftamontanismud, wie wir oben gejehen haben, nicht identiſch ift mit der 
Hriftfichen Religion und nicht einmal mit ver Tatholifhen Kirche, weil‘ er den 
Mißbrauch der Religion und eine falſche Richtung innerhalb der Kirche bedeutet, 
fo darf im Gegentheil der Kampf gegen ven Ultramontanismus nicht zugleih ein 
Angriff auf die Religion und auf die Kirche fein und ift vielmehr mit äußerſter 
Sorgfalt Fogar der Schein zu vermeiven, daß man die Religion aittaften und bie 
Kirdye vernichten wolle, wenn man den Mißbrauch jener und die Abirrung diefer 
nicht duldet. Der’ Ultramontanismus würde feine Macht verzehnfacht fehen, wenn 
er bon den Bölfern mirffich als der Bertheidiger der Religion betradhtet würde 
und bie Eriftenz der katholiſchen Kirde von feinem Siege abhängig ſchlene; denn 
das religtöfe Bedürfniß ift untilgbar in dem Herzen der Bölfer lebendig und bie 
latholiſche Kirche ift noch auf lange Zeit bin eine Weltmacht, welde auf viele 
Millionen Menfchen einen bleibenden Einfluß übt. ° u, 
Unter allen -Umfländen laflen fi) vie Intereffen der Religlion von denen des 
Ultramontanismus unterfheiren und es Finnen fehr wohl jene gewahrt und biefe 
bekämpft werben. Aber nicht immer ift es möglich, während bes Kampfes vie ka 
tholiſche Mirhe und nie ultramontane Partei” ebenfo deutlich für Jedermann zu 
trennen, dann nicht möglich, wenn die legitimen Vertreter der Yatholifhen Kirche, 
wenn’ Bapft und Bifhöfe fich felber mit der ultramontanen Partei iventificiren. 
Das aber iſt nenerlich gefchehen, als Pins feine Encyklika vom 8. December 
1864 erlieh und berjelben ven Syllabus Errorum mitgab, unb als 
nadyher eine große Unzahl von Bifhöfen fih damit einverftanden erflärten und von 
41 * 
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‚ben Gläubigen Unterwerfung unter diefe Lehre forberten. Durch diefe beiden Alten- 
ftüde hat ein großer Theil des ultramontanen Syſtems im Oegenfage zu ber 
modernen Wiffenfhaft und dem modernen Staat eine amtlihe Beftätigung und 
Autorifation erhalten. Wie wenig dieſes Syftem Heute noch durchführbar ift, be— 
weist freilich, daß auch in den Staaten mit Überwiegend katholifcher Regierung 
und Bevölferung die Stantsgewalt die Anwendbarkeit jener päpftlihen Säge theils 
geradezu unterfagte, wie in Franfreih, Italien, Belgien, theils doch, wie in Defter- 
reid,, amtlid erklärte, daß viefelben feine bindende Wirkung auf bie beftehenve 
Rechtsordnung haben. Uber es ift doch eine ſehr bedenkliche Erfcheinung, wenn in 
allen fatholifhen Ländern nun ein offener oder geheimer Krieg geführt wird zwi» 
ſchen ver Autorität des Staates und der Autorität der Kirhe und dieſe den 
Släubigen das ald „Irrthum“ verkündet, was jener ald Berfaffungs- 
und ©efegesreht für nmothwendig und heilig erflärt. Der Staat muß 
feinem Rechte aud mit zwingender Macht Gehorfam verfhaffen und wenn babei 
die Autorität der Kirche felber Schaden leidet, fo ift das eine Folge, der fie ſich 
felber dadurch ausfegte, daß fie ſich mit der ertremften Partei innerhalb ber Kirche 
fo eng verbündet hat. "L 
Alle Anzeichen deuten darauf bin, daß der moberne Staat auf einen lange 
fortgefegten Krieg mit der ultramontanen Partel und mit der katholiſchen Kirche 
felber gefaßt fein. und demgemäß feine Stellung nehmen muß. Ein wirklicher und 
dauernder Friede ift fo lange ganz undenkbar, bis. die Kirche ihre ermeuerten 
Prätenfionen von Weltherrfhaft und von Ueberorbnung. der Hierarchle über die 
Laienwelt gänzlih fallen läßt, bie fie die Hoheit und die 
Freiheit des Staates in dem gefammten Bereich des Vollslebens minde- 
ftens thatfählich anerkennt und bis fie vie Unabhängigkeit der Viffen- 
{haft von ihrer Leitung refpeftixrt und die perfönlide Gewiffens- 
und Belenntnißfreiheit aud der Individuen nicht mehr grundfäglic 
verwirft und verlegt. Dazu wird fich aber die katholifche Kirche noch lange. nicht 
verftehen. Inzwifchen wird immer nur ein Waffenftilftand und ein gewiffer modus 
vivendi möglich fein, welde von Zeit zu Zeit wieder durch irgend einen offenen 
Hader unterbrohen werben. Der moderne Staat tft feinerfeit® immer geneigt, 
der Kirche für ihre religiöfen Berhältniffe volle Freiheit zu v 
Er unterfheidet fih dadurd von dem bevormundenden Staate der abfolutiftifchen 
Periode. Über das allein führt nicht zum Frieden, weil die Kirche im Sinne des 
Ultramontanismus unter ihrer Freiheit die Herrfhaft über Au— 
dere verfteht und daher nicht blos von der Vormundſchaft des Staates erlöst 
fein, fondern felber die geiftige Vormundſchaft über den Staat erneuern will. 
Auh die Scheidung von Staat und Kirche ift nicht fo leicht in unferm 
alten Europa, weil überall in allen Familien, Körperfhaften, Gemeinden bie Ber 
bindung von ftaatlihen und kirchlichen Einrihtungen berfömmlih und in bem 
Eitten feft begründet ift. Allerdings fann man durch grundfäglide Son- 
derung der ftaatlihen und kirdlichen Dinge viel Heinen Streit befeitigen und 
es gehört biefelbe daher zu dem wefentlichen Aufgaben bes modernen Gtaates, 
Über es gibt doch eine Reihe von Berührungen der beiden Autoritäten, der redjt- 
lihen und ber religiöfen, welche fid über diefelben Gegenftände von verſchiedenem 
Standpunkte aus ausſprechen und daher leicht mit einander in Widerfprud ge» 
rathen. Es können die Menſchen wechjelnd bald der einen, bald der andern An- 
torität folgen, aber fie fünnen nicht gleichzeitig beiden Wutoritäten folgen, wenn 
dieſe in entgegengejegter Richtung aus einander treiben, Deßhalb ift ein fortger 
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fegter Streit zwifhen Staat und Kirche für beide ſchädlich und gefährlih, weil 
er die Harmonie des religiöfen und des politifhen Lebens aufhebt in den Inbi« 
viduen und ben Familien, und überall im Volt und in der Natlon einen Innern 
Zwieſpalt in den Köpfen und Herzen hervorruft und unterhält. 

Iſt aber der Krieg durch die Feindſchaft des Ulttamontanismus gegen bem 
modernen Staat für diefen unvermeidlich geworden, fo muß derfelbe and von dem 
Staate würdig und’ kräftig, aber er darf nicht‘ Teidenfhaftlih und Täffig - geführt 
werben, Der Staat muß‘ fih dabei immer bewußt bleiben, daß er auch hohe 
geiſtige Güter zu ſchonen, mit blos die eigenen Interefjen zu wahren hat und 
daß er mit einem mächtigen Gegner zu thun hat, der mit- großer Aufmerffamteit 
und: Borficht und mit Harem Geiftesbemußtfein behandelt werben: muß. Wenn der 
Staat den Mann im Greßen darftellt, fo repräfentirt die Kirche die Frau im 
Größen und vie Fatholifche Kirche ift num einmal eine ſehr vornehme und ftolge 
Dame, die viele begeifterte Verehrer ins Feld führen kann. Während bes neuen 
Kampfes, der faft in allen enropätichen Ländern entbrannt if, haben bie Staaten 
nür'felten dieſe Vorficht beachtet, und deßhalb aud manche Treffen verloren. Zu- 
weilen haben fie ſogar, wie bei Berhandlung und Abſchluß der Konkordate mit 
Rom, fih vor der Kirche gebemütbigt und fih ſchwachſinnig die Hände binven 
faffen. Daß eine folde Erniedrigung des Staates in umferer Zeit nit fortbauern 
fann, bat man in ben fübdentfchen Staaten erfahren, und ift auch in Defterreidh 
wohl bemerft worben. Oft haben die Staaten die ererbten Schugmittel großmüthig 
and ber Hand gegeben und nicht einmal für ausreichende Repreffiumittel geforgt 
gegen Uebergriffe ver Kirhenautorität, das Placet meggeworfen, und ben recursus 
ob abusum nicht georbnet. Wie ſehr auch diefes Verhalten die Kirchenhoheit bes 
Staates ſchwächt und die bürgerliche Rechtsordnung und den Frieden gefährbet, 
haben bie Ereigniffe in einer Reihe von beutfchen Staaten mwieber gezeigt. Bald 
haben die Regierungen ber Macht des Staates zu viel vertraut, bald zu menig. 
Wenn einmal: ein. künftiger Geſchichtſchreiber bie Geſchichte dieſes Krieges ſchreiben 
wird, fo wird. er unglaublib viele Fehler und Mifgriffe auch in der, ftaatlihen 
Kriegführung zu verzeichnen haben. 

So nothwenbig aber es iſt, daß die Staatsregierungen dem Ultramontanid. 
mus gegenüber mit weifer Vorfiht und fefter Energie verfahren, jo ift die große 
Schwierigleit, welche der gefunden Entwidlung des modernen Lebens burd bie 
Wiederbelebung des mittelalterlihen Syſtems entgegengeftellt wird, nicht völlig zu 
überwinden, ‚ohne die Betheiligung voraus der Katholifen felber. So lange nur 
ber Staat ald Staat wider bie Kirche, oder der Proteftantismus wider ben Ka— 
tholicismus den Kampf führt, fo lange ift der Ultramontanismus noch immer in 
der vortheilhaften Lage, in den Augen eines großen Theils der Nation ald Ver— 
treter bes Firchlihen Rechts und bes Katholicismus zu gelten. Erſt wenn innerhalb 
ver fatholiihen Bevölkerung felber der Widerfprucdh gegen den Ultramontanismus 
laut wird, zerfließt biefer Schein und wird es Jedermann Har, daß bie ultra» 
montane Partei nur eine ertreme Partei fei in ber katholiſchen Kirche. Es ift 
ſchlimm genug, daß fi die fatholifchen Geiftlihen feit mehreren Jahren faft nir- 
genbs mehr trauen, ber Herrihaft biefer Partei entgegen zu treten, auch wenn 
ſie diefelbe für verderblih eradhten. Die Gegenſätze zwar innerhalb bes hohen 
Klerus find nicht erlofhen. Sogar zwiſchen den Karbinälen Antonelli und Merobe 
befteht ein erheblicher Unterſchied in Kirchlichepolitifcher Hinfiht, noch weit mehr 
zwiſchen jenen und ben Karbinal Andrea von Neapel, oder zwiſchen dem Biſchofe 
von Nismes und dem Erzbifhof von Paris, oder zwiſchen ber Richtung bes 
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Biſchofs Ketteler und des Abts Haneberg. Aber bie jeſuitiſch-klerilale Partei hat 
doch ein: fo entſchiedenes Uebergewicht, daß bie anders Denlenden meiſt nur eine 
ſchüchterne und zaghafte Oppoſition zu machen wagen. 

Um fo nöthiger iſt es, daß vie kathobiſchen Laien, bie zunächſt in 
ihrem häuslichen Frieden und in ihrem. Rechte bedroht find, fi rühren, und burch 
die Art ihres Verhaltens den Beweis dafür liefern, daß die Zeit ihrer Unmünbig- 
keit und Knechtſchaft vorüber ift und daß fie auch den Geiftlichen gegenüber die 
Rechte non benf- und handlungsfähigen Freien in Änſpruch nehmen. Die Autorität 
des. Klerus ift nur fo lange eine abfolute und lann nur infofern zur Tyrannei 
über. die Laien gefteigert werden, als dieſe ſich derfelben mit blinder, knechtiſcher 
Demuth unterwerfen, und fie wird. von dem Augenblid an ermäßigt werben, in 
welhem ‚die Laien ihe natürliches Menſchenrecht und bie. Anfprüde ber heutigen 
Kultur au der Firhlihen Autorität gegemüber zu: fegen ben Muth haben, und 
zwar nicht blos als Einzelne — das hilft wohl. biefen, aber nicht ven öffentlichen 
Zuftänden — fondern im ihrer, Berbindung zur Gemeinde, zur Diöcefe, zum Land. 
Manche Beifpiele der Art, vorzüglich in Belgien und in der Schweiz, haben in. 
neueſter Zeit. gezeigt, daß fo auch in Heinen Staaten mit Erfolg ben maßlofen 
Angriffen. des Ultramontanisınus begegnet werben kann. 

Ueber den, endlihen Ausgang biefer Kämpfe kann kein Zweifel fein. Weil 
ber Ultramontanismus feinem Wefen nah der Vergangenheit angehört und fi 
unfähig und wiberwillig zeigt, die Entwidlung ber neuen Zeit zu verſtehen und 
fih mit ihr zu verfühnen,, fo wird er von ver übermäcdtigen Zeit mit Natur« 
nothwendigfeit aufgezehrt und feine Macht zerftört. Aber ſolche große Wanblungen 
gehen nur langfam vor: fi und ſowohl die jetzige als die nädften Generationen 
Yäunen noch am ven Folgen dieſes Kampfes ſchwer zu leiven- haben, vluniſqli. 


Ungarn. 


J. Un g arn*) Tiegtiunter 440 9' bis 490 88 nördlicher Breite und 320 4° 
bis 440 168 öftlicher Länge von Ferro aus gerechnet, und umfaßt 5853 Quadrat ⸗ 
meilen; bievon fallen auf das eigentlihe Ungam 3896, auf: —— 997; 
anf Kroatien und Slavonien 350; ‘auf die Militärgeenze 610 DM. 

Ungarn gehört, einen unbebeutenden Laudſtrich abgerechnet, gänzlich dem 
Stromgebiete ber Donau an, welche ihren Lauf zuerft gegen Oſten, 
dann von Waitzen an, parallel nıit der Theiß, gegen Süden, und envlih an 
der. ſüdlichen Grenze des Landes neuerdings gegen Oſten richtet. Die Gebirgöfetten 
treffen. fi an ven beiden Ufern der Donau an drei Stellen; erftens an der weft« 
lichen Grenze‘ des Landes bei Theben und Preßburg; dann bei Gran und Waitzen, 
wo ſich der Fluß nach Süden wendet; und endlich an ber füpöftlichen Grenze des 
Landes bei: Neu-Moldan bis Orſova. 

Die Gebirge — von Süden die Ausläufer des Bakonyer Waldes und 
Bertes-Gebirges, von Norden die Ausläufer ver Karpathen — welde vie Donan 
zwiihen Gran und Waitzen einzwängen, tbeilen das ungarifche Beden in zwei 
ungleiche Theile. Das Kleinere, weftlide Beden (vie Heine ungariihe Ebene) er— 
ftredt fidy. an. beiden Seiten der Donau von Preßburg bis Gramm und umfaßt: bei« 
läufig 500 Q. M.; vie mittlere Erhebung biefer. fruchtbaren Ebene über die Meeres- 
fläche ift 400. Das bei weiten größere F öftlige Beden (bie große ungarifche 


*) Anm. d.' Re. Dal. zu der fol enden aus einer im rien Reber innen Dars 
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Ebene) dehnt ſich an beiden Ufern ver Theiß von Nord. nach Süd Bis; zur untern 
Donau, und weiterhin nad Serbien; nad Often erftredt es fih bis an die 
Örenze "Siebenbürgens, und im Weiten über die Donau bis zur Hügellandſchaft 
ves Plattenfee’s;  Diefe Ebene gehört zu den größtenEuropa's, and bietet mit 
ihrer glatten, durch Hügelwellen nur felten unterbrodhenen Oberfläche einen! unab⸗ 
ſehbaren Horizont, gleih dem des Oceans; ihre mittlere Breite beträgt ‘30, ihre 
mittlere Länge 6O Meilen, fie erſtreckt fich alfo beiläufig auf 1700 DOM. und 
erhebt fich im Mittel blos 300° über die Meeresfläche. Wohl it ſie ſtellenweiſe 
mit Sand bevedt wand’ erinnert an die Steppen Aſiens; auch finden” ſich in ver. 
Niederangen ausgedehnte Sümpfe und Moräfte, bie jedoch in Folge der Theiß · 
regulirung im. neuerer "Zeit ſchon bedeutend abgenommen haben; im Allgemeinen 
aber muß dieſe ‚Ebene zu den fruchtbarſten Länderſtrecken Europa's gerechnet‘ 
werden:; trotzdem daß fie, lelder zu oft, von einer verfengenben Dürre 'helm« 
geſucht wird. 
EGSowohl im Weften, als auch im Norden und Oſten dacht ſich das Land 
gegen<piefe zwei Ebenen ab, und indem die Donau fie durchſchneidet, nimmt fie 
faft ſänmitliche Gewaſſer des ungariſchen :Ländergebietes auf. Die Chiei : erhält 
den. bedeutendſten Zufluß aus Siebenbürgen, von deſſen Hohlandeidie Syamos, 
Kördös, Maros weflwärts dem ungariſchen Tieflande zueilen.. Bon ben 
größern Flüfſen, welche in den Hauptthälern des nördlichen Ungarn faft parallel 
zu einander · von Nord nad Süden laufen, ergießen fi die Bio droig: und vie 
Hernad in die Theiß, die Waag, Gran und Eipel indie Donan. 
Bon Werften her nimmt die Donau bei Efjeg die Drau — den Grenuzfluß 
Ds Ungarn und Kroatien — auf, und bei Semlin — gegemüber Belgrad — 
die Sau, ben Greuzfluß gegen die Türkei. Dberhalb Semlin 'ergießt fi 
bei Titel die Theiß in die Donau, welde fomit faft alle —— des Landes, 
in ihrem Bette vereinigt, dem ſchwarzen Meere zuführt. 

Das Hauptgebirge von Ungarn bilden bie Karpathenm, weiche bei Preß⸗ 
burg: am linlen Donauufer anheben und in großem Bogen das Land: gegen Nord⸗ 
weft, Nord und Oft umgürten. ‚Die Karpathen Tönnen im: 4 — ge⸗ 
ſenrern werden?; 

1) Der: weltliche Gebirgezug oder die Bestiven . melde ſich von Preß⸗ 
ug; mördlich bis Arva erſtrecken, wo fie auch ihre größte Höhe (5448°) in ber 
Babagura erreihen. Sie bilden die Länderſcheide gegen. Mähren, Schlefien 
und eimen: Theil vom Galizien. 

2) Die bo hen oder Gentraf-Rarpathen. bededen ben weiten Lande 
ſtrich zwiſchen vem Waag ⸗ und Hernadthale. Am gewaltigften erheben fie fid in: 
der Gruppe ver hohen Tatra, welche mit ihren wilden, zacligen Granitſpitzen 
wie eine ſchroffe Wand aus der Bipfer Ebene hervorragt. Die höchſten Spigen 
iind : die Gerlachsdorfer Spige (8414', wahrfcheinlich die höchſte Spige der Kar⸗ 
pathen) „die ‚Eisthaler Spige (8324'), die Lomniager Spige: (8342), der große 
Krivan (1923. , Die Schneegrenze erreichen fie jedoch nicht, und über Sommer 
bleibt der Schnee höchſtens in tiefen Klüften liegen. Das Krummholz gedeiht bis 
6085* Höhe. Am Abhange diefes Gebirges liegt der Badeort Schmecks 3100: 
hoch, einer der höchſtgelegenen bewohnten Orte im Lande. Es finden ſich hier 
au eine Anzahl Alpenjeen (Meeraugen), jevoh von nicht bebeutendem Umfange.: 

Südweſtlich von. diefer Gruppe zieht fih im oben Granthale die Bergkette 
bee. niedern Tatra, deſſen höhfte Gipfel der 6462 Fuß hohe — und. 
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am Grenzpunlte bes Liptauer, Zipfer und Gömörer Komitates ber 6144' hohe 
Königsberg. 

Die öſtliche Fortfegung biefer Kette bildet bas Zips-Gömdrer Erzge- 
birge, deſſen Hauptlamm im Mittel 3—4000° hoch iſt; einzelne Gipfel er 
heben fi einige hundert Fuß höher. Die füplicfie der hieher gehö Berg 
gruppen ift die Matra; ihr höchſter Gipfel if der 3066' hohe Traditberg 
Köles, au defien Fuß fich fofort die. unabfehbare Theißebene anlehnt. Diefe Berg 
gruppen find reih an Mineralien; namentlih enthält die Mätra Kupfer und 
ansgebehnte Braunfohlenlager; das Erzgebirge ift reih an. Aupfer und Eifen, es 
findet fih auch Antimonglanz (bei Rofenau im Gömdrer Komitat), Nidel und 
Kobalt (bei Dobſchan im Gömärer Komitat), Duedfilber (bei All-Sajs im Gi 
mörer Komitat), Lignit bei Edeleny (im Borſoder Komitat). An edlen Metallen 
reihhaltig find bie Orünftein-Syenit- und Gneißgeſteine hauptſächlich im ver 
Gegend der berühmten Bergſtädte Kremnig und Schemnig. 

3) Die nordböflligen Karpathen erfireden fih vom Hernadthale 
bis an bie öftlihe Grenze des Landes im Marmarofer Komitat. Ihre Hauptkette 
bildet zugleih die Grenze gegen Galizien und bie Bulomwina. Die mittlere Höhe 
bed Zuges ift im Särofer Komitat blos 2000°, wird aber gegen Often immer 
beträdhtliher, und erreiht in Marmaros 4000, fogar 5000°. Hier erheben. fid 
auch tie höhften Gipfel Rusti. bis 6495’, Pietrosz bis 6380 Höhe, Überhaupt 
ft Marmaros eines der waldreichſten, gebirgigften, aber aud eines ber am 
minbeften bevöllerten Komitate in Ungarn. Holy und unerfchöpflide Salzlager 
bilben den Reichthum dieſes Landfiriches. Hier entjpringt auch eine Hauptaber bes 
Landes, die Theiß. | 

Bemerlenswertb in dieſer Gruppe ift das. Traditgebirge, welches: zwiſchen 
Eperies und Tolay fi ‚von Nord nah Süden erfiredt, Im nördlichen. Theile 
(in ver Gegend von Eperies) findet. man edlen Opal in folder Menge, wie bis 
ber nirgends auf der. Erbe, und ihr ſüdlicher Theil — welcher fi. ummittelbar 
aus ber Theißebene erhebt — liefert ten weltberühmten Hegyaljser (Tolayer, 
Mäver u. f. w.) Wein, i — —— Rede — 

Das Gutingebirge — die Waſſerſcheide zwiſchen der Theiß und 
Szamos — iſt an Gold und Silber noch reichhaltiger, als das Schemnig-Rrem- 
niger Gebirge. Auch nach Eiſen und Steinkohlen wird am: vielen Stellen dieſer 
Berggruppe mit Erfolg gegraben. 

4) Der vorhin erwähnte nordöſtliche Zug der Karpathen theilt ſich im weiteren 
Verlaufe in 4 Hauptzüge, und umſäumt ein faſt regelmäßiges Viered: dies iſt 
das Hochland von Siebenbürgen. Es erinnert an die Hochländer Aſiens, 
welche ebenfalls mit großen Sandgebirgen umgürtet find. Die Thäler und Ebenen 
Siebenbürgens Ilegen 700— 1100‘ ‚höher ais vie angrenzende Theißebene, und 
einzelne Gipfel der Randgebirge erheben fih 5, 6—7000° hoch über diefelben. 

Die Randgebirge find nur an wenigen Stellen durchbrochen oder niederge- 
drückt, und eben bier erbeten fi die höchſten Gipfel; fo auch der höchſte Berg 
Siebenbürgens, der 8040’ hohe Negot bei dem Rothenthurm ˖ Paß faft in der Mitte 
bes füblihen Mandgebirges, welches überhaupt das höchſte, währent das weſtliche 
Gebirge das nietrigfte it — fo daß alfo Siebenbürgen von Ungarn aus am zu 
gänglihften, gegen bie Moltau und Walachei aber abgefperrt erfcheint. 

Die Hauptthäler des Landes (Szamos, Maros, die breiten Kofel, Dit) find 
breit und frudtbar. Bon ber Kokel norbwärts bis zur Szamos breitet fidy eime 
weite Hügellandſchaft aus (Mezöfeg), wirkliche Ebenen gibt e8 aber im Lande 
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nicht. Edle Metalle, dann Eifen und Kupfer finden fih am mehreren Drten, 
Schwefel am Büdös; am meiften bemerfenswerth find jedoch bie ungeheuern 
Steinſalz · Lager, welche im Innern des Landes aufgefpeichert find, die an Mineralien 
reichfte Gruppe ift das Erzgebirge an der Grenze von Ungarn. — In Sübweft 
brängen fich bie Gebirge von Siebenbürgen weit nad Ungarn hinein, und erreis 
hen eime beträchtliche Höhe. Diefe Gruppe heißt das Banater Gebirge. Hier 
erhebt fi der Szarlo über .7000°. Das Draviczaer Gebirge liefert in großer 
Menge Steintohlen und Eifen von ausgezeichneter Dualität, außerdem Blei, aud 
Gold, Silber und Kobalt. 

Die Züge diefer Gebirge erftreden fi bis an die Donau, deren Strombett 
fie einzwängen; das berühmtefte von ben hier. gebildeten Stromfchnellen iſt das 
eiferne Thor. 

Die Karpathen erfireden fi) an das rechte Donau-Ufer nicht — hier breiten 
fi die öftlihen Berzweigungen ver. Alpen aus, welde Ungarns Grenzen in 
großen Halbtreifen von Preßburg bis PBeterwarbein berühren. Zwiſchen der Donau 
und der. Mur, an ben Grenzen des Landes erheben fi bie öſtlichen Ausläufer 
der norifchen Alpen, aber nur an wenigen Stellen über 2000°. Größere, beträdt- 
lichere Gebirgsmaſſen bilden die Ausläufer ver karnifhen, juliſchen und theilweiſe 
dinariſchen Alpen, welche fih in Kroatien, Slavonien und ‚in ber Militärgrenze: 
verzweigen. Bon Gran ſüdwärts bis zur ſüdweſtlichen Spitze des Plattenſee's 
breitet ſich ein weit ausgebehntes , aber niedriges, ifolirtes Gebirge aus, weldes 
bie zwei ungarifhen Beden von einander ſcheidet: es ift das Balony-Bertefer 
Gebirge : (mit. nennenswerthen Marmorbrühen und Braunfohlen). Weiter gegen 
Süden in der Gegend von Fünffirchen erheben fi Gebirge ‚von, Hleinerem Um- 
fange mit ausgezeichneten Steintohlen-Lagern. Le | 

Diefe ifolirten Gruppen - find ald Borgebirge der Alpen zu betrachten; fie 
verfetten ſich ſowohl unter einander als auch mit den Alpen durch Heinere und 
größere, Exrbrüden und Hügelgruppen. en 

Ungarn iſt au mit Mineralwaffern und Heilquellen reich gefeguet. 
Mehrere feiner Bäder find ſchon von den. älteften Zeiten ‚ber. weit berühmt; es 
genügt, bie Heilquellen von Dfen, Bartfeld, die Herktulesbäder von Mehadia (im 
Banat) ‚zu ‚erwähnen. 

Das Klima ift ein kontinentales: der Winter ift fälter als in Schottland, 
als auf den Farder⸗-Inſeln ſogar, dann folgt aber nad kurzem Frühling faſt un- 
mittelbar der Sommer fo heiß, wie im tiefen Süden Europa's. Der Herbft ift 
mei anhaltend fchön und die angenehmfte Jahreszeit. Die mittlere Jahrestempe- 
ratur von Peft (in der Mitte des Landes) ift 100 C., in den nörblichen, bergigen 
Strihen natürlich geringer, im Suüden, auf der Ebene etwaß höher. Im Allge- 
meinen aber ift bie mittlere Jahrestemperatur eine höhere, als bie diefem Parallel 
freife entfprechende Normaltemperatur. Dies ift hauptſächlich dem gewaltigen Ge: 
birgäzuge der Karpathen zu verdanfen, welche die fharfen Nord- und Norboftwinde 
aufhalten, während die fid gegen Süden öffnenden Thäler den warmen Gübweft« 
und Südwinden freien Zufluß gewähren, ferner dem fo ausgebehnten Tieflande. 
Doch bewirkt diefer legtere Umftand, fowie auch die große Entfernung vom Welt 
meere eine zu große Trodenheit der Luft, deren Folge im Allgemeinen nit nur 
die geringe Regenmenge, fondern aud nad dem Regen ein jchnelleres Austrodnen 
bes Bodens ifl. Daher gehört die Dürre zu den öfters wiederlehrenden Tandes« 
plagen von Ungarn, 

I1..&o verſchieden das: Land in feiner äußern Geftaltung, ebenfo manigfaltig iſt 
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befien Bevölferung. Verſchleden nah Nätionalitäten, Religion, Sitten und’ 
Gebräuchen bildet doch Ungarn ein Neth, befien Haupt- und Nebenfänder den 
Begriff des gemeinfamen Baterlandes während ihres ein Iahrtaufend hindurch 
dauernden Zuſammenlebens feft begründeten, trogvem daß vielerlei innere und 
änfere Stürme Theile desfelber vom Ganzen riffen, und ungeachtet ber in und 
vor dem Jahre 1848 aus politifchen Motiven entfprungenen Nationalitätenhepe. 

Die herrſchende Nationalität ſowohl dem Namen als der Zahl und Kultur 
nach find die Ungarn. 54/, Millionen, welche theitweife zwar mit Meinen Fleden- 
anderer Nationalitäten untermifcht, dennoch eine zufammenhängende kompakte Maffe 
im Centrum des Landes bilden, fich über einen großen Theil jenfeit8 und nördlich 
ver Donau erftredend das Thal zwifchen diefem Fluffe und ver Theiß ausfüllen, 
am jenfeitigen Ufer der letzteren öſtlich fi bi8 gegen die Grenze Siebenbürgens, 
jüdlich bis gegen das Banat ausdehnen und in Siebenbürgen nenerbings, we— 
niger kompalt zwar, aber unterftügt von den dort maffenhaft wohnenden ſtamm⸗ 
und ſprachverwandten Szeklern, wenigften® ver Intelligenz und dein Beſitze nad, 
als Hauptnätion erſcheinen. Rowlich vom Eintritt der Donau In das Land, hin⸗— 
ziehend an der Gebirgsfette ver Karpathen und an den Ausläufern derfelben gegen 
das Tiefland, wohnen die Slovaken 11/, Millionen, theilweiſe angreitgenb und 
vermiſcht die Ruthenen, 1/, Million, als ũebergang zu den in den nörblichen 
Grenztomitaten Ungarns und in Siebenbürgen maffenhaft auftretenden Wal- 
lachen, 21/, Millionen. Den füpöftlichften Theil Ungarns und theilweife fih an 
jene lehnend, bewohnen, obwohl nirgends rein und ausfhlieglih, die Serben, 
900,000, welche, weſtwärts an Kroatien grenzend, in bie flammverwanbten do’ 
retigiög verfchievenen Kroaten 1,200,000 übergeben, und bei Flume an Ita» 
liener und italienifdhe Dalmatiner grenzen. Die Deutfhen, obwohl in 
größer" Zahl, eirca 14%, Millionen, im Lande wohnend, bilden doch nirgenbs eine 
fompatte Maffe, und als folde ift im vollen Sinne des Wortes felbft die ein 
eigenes Territorium, den fundus regius, befigende Nation ver Sahfen, obwohl: 
vormals dritte Hauptnation des’ Landes, mit zu betrachten, da ihr Territorium 
ſelbſt zerſplittert und meiſtens durch wallachiſche Ortfchaften und Beſitzthümer, 
theilweiſe auch durch ungariſche Territorien unterbrochen wird. In Ungarn ſelbſt 
erſcheinen deutſche Ortſchaften ſehr zahlreich, und iſt, oder war vielmehr die ftäb- 
tifhe Bevölkerung vorwiegend deutfh, wie felbe noch jegt in den Bergftäbten, in 
ro. Bezitken Zipfens u. |. w. zahlreich angetroffen wird. 

Obwohl dieſes Sprachengemenge hiſtoriſch der politiſchen Freiſinnigkeit * 
ber: Euthaltſamkeit von jedwedem nationalen Zwange zuzuſchreiben iſt, fo hat im 
Laufe der Zeiten die ungariſche Nationalität doch überwiegend zugenommen, da 
jelbft ‘in den vermifchten Komitaten die im Grofbefig von Grund und Boten, 
ja von Bildung ımb Kultur befindliche fogenannte Intelligenz beinahe ausihließ- 
lich ungarifher Nationalität ift, und iſt diefe Zunahme felbft zur Zeit des größten 
Germaniſirungszwanges in der Bach'ſchen Periode zwifhen 1850 und 1860, au 
Zahl und Intenfioität beſonders ſtark geweſen. Außer den aufgezählten Haupt- 
nationalitäten finden fi in Ungarn noch Bulgaren, Albanefen, Griechen, Armenier, 
Zigeuner und bie nicht ſowohl nationalitäts- als religionsweife un 
Jeraeliten, im Ganzen beiläufig eine halbe Millton. * 

Die Verſchiedenheit der Nationalitäten firiden wir auch im der Reltgtom: 
Die ſogenannte Herrfchende Kirche im Ungarn ift die katholiſche mit 6,5 Mils 
lionen Belennern des römiſchen Ritus, größtentheils Ungarn und Deutfche, dann 
ZI Milionen Velennern des griedjifhen Ritus, Serben und Wallachen, wovon ein 
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Theil, 21/, Millionen, zur griechiſch wicht unirten Kirche gehört. Proteſtanten 
evangeliiher Konfeſſion 1 Million, mehreſtens vie Slovaken der nördlichen Ko— 
mitate, helvetiſcher Konfeſſion 2 Millionen, rein Ungarn theils im Hauptlande, 
theild Siebenbürgen, wo auch circa 50,000 Unitarier vorkommen. Jsraeliten gibt es 
etwas über 400,000 Seelen. 

Interefiant ift die Bertheilung ver iſraelitiſchen Bevölkerung, melde im Ganzen 
nur einen Heinen Bruchtheil der geſammten Bewohner bildet, in einigen Städten 
aber in bedeutender Zahl auftritt. Wenn viefelbe auch nicht 40 9/, beträgt, wie 
> ®. in Galizien in Lemberg; fo erreicht fie doch immerhin 15 9/, in Großwarbein, 
14 9/, in Beft-Dfen und Preßburg. 

Dinfihtlid der. .Berufstlaffen kann blos die legte, ziemlich unvollftän- 
bige Bollszählmig vom Jahre 1857 in Betracht kommen. Nach berfelben bildet 
in Ungarn als vorwiegendem Agrikulturftaat die Klaſſe ver Grunpbefiger 109%, 
ber. geſammten Bevölterung, jene der ländlichen Hüffsarbeiter 7 %/,, Taglöhner 6 9/,, 
Gewerbtreibende, Fabrikanten und deren Hülfsarbeiter kaum 30/,, Handels 
befliffjene ſammt Hülfsperfönale 0,5 0/,, Hausbeſitzer und Kapitaliften 1,3%/,, alle 
Übrigen Berufsklafſen, ale Geiftlihe und Beamte, Schriftfteller, Künftler, Advo⸗ 
faten, Aerzte zc, bilden nur Heine Bruchtheile der Geſammtbevölkerung, von wel- 
hen 4,80/, auf. niännlidhe Individuen über 14 Jahre ohne beftimmten Beruf, 
64 9/, aber auf Frauen und Kinder entfallen. 

Die Klaffe ver Adeligen hat feit 1848 aufgehört von Intereffe zu fein, bat 
— aber gerade in Ungarn einen bedeutenden Theil der Geſammtbevölkerung 

efert. 

Die gefammte: Bevölkerung Ungarns: zähle etwas über 14 Millionen, wovon 
auf das eigentliche Ungarn 9,9, Kroatien und Slavonien 0,9, Siebenbürgen 2,1, 
die Militärgrenze 1,1 Million: entfallen. Das Berhältni der relativen Bevöllerung 
ift fehr verſchieden und lange nicht befriedigend. So entfallen in Ungarn 2541, 
in Kroatien unt Glavonien 2548, in Siebenbürgen 1928; in der Militärgrenze 
1741, in: Dalmatien 1740 Köpfe auf eine Duadratmeile. 

Die Bewegung der Bevölkerung ift zwar in fonftanter wenngleich kang- 
famer Zunahme begriffen, doc ift das Verhältniß des Wahsthums in dem legten 
Jahrzehnt eher: geringer: geworden als geftiegen. Die Vermehrung betrag in ven 
Jahren 1857 — 1859/60 in Ungarn 1,02 %/,, in Kroatien und Siavonien 1,28 %/,, 
in Siebenbürgen 1,06, in der Mititärgrenze 1,02 9/,. Die Ein- und Auswan- 
derung bildet in Ungarn feinen bedeutenden alter der Vollsbewegung, wohl aber’ 
üben in vem letzten Decennien die immer fpärlicher werdenden Ttauungen und 
infolge deſſen verminderten ehelichen Geburten keinen mehrenden Einfluß auf bie 
Bevöllerung. Die Zahl der Tranungen betrny in den ungarifchen Ländern im 
Jahre 1852 157,000, im Jahre 1855 126,000, und fiel im folgenden Jahre 
auf 117, und 113,000, ftieg im Jahre 1856 auf 146,000 und fiel-in- den fols 
genden Jahren gradatim bis auf 111,000. Während demnach das Jahr 1852 
gegen: die Borjahre eine Vermehrung ver Trauungen um 50/, nachweist, ift vie 
Verminderung. ſchon im nächſten Jahre 20, weiter 6, 7, 3, 6%, und ift nach 
einer 29procentigen Steigerung im Jahre 1856 wieder ein ſyſtematiſches Herab⸗ 
gehen um 8,5, 6,2 und 119/, bemerkbar. Dasjelbe traurige Berhältniß, welches 
bie jährlihe Abnahme der Trauungen Lonftatirt, finden wir aud im fortwährend 

sumehmenben Alter ver Getrauten, und es wächst ftetig die Zahl: der über 30 
Jahre alten Nemvermählten ; indeß kann das Verhältniß Ungarns gegen jenes ber 
übrigen: Monarchie noch immer günftig ‚genannt werden, trogvem daß die Palitie‘ 
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gam-Ehen gegenüber ven protogamen Ehen in Ungarn im verftärkten Berhältniffe 
auftreten. . 

Im Allgemeinen fällt in Ungarn eine Trauung auf 148 Berfonen, in Gie- 
benbürgen auf 132, in Kroatien und Slavonien auf 76, in der Militärgrenze 
auf 83. Die Zahl der Geburten ift im Allgemeinen groß, doch noch größer das 
Abfterben der Neugebornen, obwohl vie legten Jahre au in ber Zahl der Ge- 
burten eine bedeutende Abnahme Tonftatiren. Die Zahl ver Geburten betrug näm« 
ih im Jahr 1862 521,213, im Jahre 1859 nurmehr 577,510 Seelen und es 
teifft. ‚eine Geburt, in Ungarn: durdfchnittlih auf 21—22 Perſonen. Das Ber- 
bältniß der unehelihen Geburten beträgt im Allgemeinen 4-—5°/, und kommt 
auf 15—16-Neugeborne eine uneheliche Geburt, in der Militärgrenze erſt auf 
67 eine unehelihe, Die Geburten männliben Geſchlechts find äberwiegend und 
fallen im Durchſchnitt auf 100 neugebome Mädchen 106 Knaben. 

+ Die Sterbeziffer ift bedeutend. Es kommt auf je 30 Perfonen ein Sterbefall. 
Die größte Sterblichleit fällt natürlih auf die Kinder bis zu einem Jahre, welche 
34 9/, ber gefammten Todesfälle ‚bilden. ‚Unter 10,000 Berftorbenen kommen 4718 
bis: zum fünften Jahr, darauf folgt eine ftarfe Abnahme bis zum 20., in wel- 
dem blos 290. Sterbefälle vorkommen, und ein fuceceffives: Steigen auf 439. im 
ſechszigſten Lebensjahre, von da an wieder Abnahme. Do kommen noch immer 
8 Sterbefälle auf 100 und 3 über 100 Jahre. Das Uebermwiegen ber männlichen 
Geburten "zeigt fih auch in den Sterbefällen, nur in. verflärktem Maße, indem 
auf 100 Frauensperfonen 113 männlide Individuen treffen. 

IH. Ungarn ift ſchon vermöge feiner geographifchen Lage, wohl aud) der Kultur- 
Rufe feiner Bewohner nad zum großen Theil auf. ven Landbau angemwiefen, 
ohne jedoch der Gewerbe gänzlich zu entbehren. Die. weiten Steppen. ber oben be- 
ſchriebenen Heinen und großen ungarifhen Ebenen mit ſtark beuölferten aber im 
weiter Entfernung von einander liegenden Orten, eignen fi außer dem Aderbau 
noch ganz’ befonders zur BViehzucht, ımb- hätte aud Ungarn im. ber. weiterem 
Auspehnung diefes Erwerbszweiges eine ſchöne Zukunft, obwohl bie-aus dem nahen 
Driente ‚von Zeit zu. Zeit eingefchleppte Rinderpeſt in ben leßteren Jahren ben 
Viehſtand des Landes decimirte. 

» Nichts. defto weniger ift es die Wolle, und zwar in vielen und großen Schä- 
fereien: bereits ehr verebelte und feine Wolle Ungarns, welche zum großen Theil 
ben Reihthum des Landes nährt, und leiver im Lande zum geringften Theile ver 
ſponnen, den weltberühmten Brünner Fabrilen das gefuchtefte Rohmatertal Liefert. 
Zur Hebung ber Pferdezucht wird nunmehr, nad beinahe gänzlichem Abfterben 
ber einft geſuchten Landesrace, aud von Seite des Staates vieles gethan. Die 
Hornviehzucht jeboc verfällt theils wegen der erwähnten Minberjeuche, theils wegen 
fortwährend gefteigertem Aufbrehens des urjprünglichen Wiefen- und Weidelandes 
ohne Subftituirung entfprechender Stallfürterung immer mehr, und find bie einfl 
berühmten langhörnigen Rinvviehracen zum großen Theil auf ein Minimum re 
bueirt, Borftenvieh wird theils in den Banater, theils in den Komitaten jen- 
ſeits der Donau in vorzägliher Gattung und Menge gezüchtet, und bilvet einen 
Haupterportartifel des Landes, Bienen und Seidenzucht haben noch immer nicht 
das nöthige Terrain gewonnen, beſonders legtere Tann trog mannigfaher Be 
mühungen intelligenter Landwirthe und felbft ver Regierung nicht recht gedeihen. 
Die Forſtwirthſchaft wird auf einigem größeren Güterlompleren, theilweiſe 
auch auf den ausgebehnten Rameral- und Kronherrſchaften mit Erfolg betrieben, 
doch ift es die mangelhafte Kommunikation, welde in vielen Gegenden den im 
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menfen Holgreihthum gehörig zu verwerthen nicht geftattet. Was fpeciell den Feld- 
bau. betrifft, jo hat fi die Produktion Ungarns ſeit theilweifer.. Trodenlegung 
ber Theif-Niederungen, hauptfählih aber feit Abfhaffung tes Zehents und Ro— 
bots, aud in Folge der Kriege des fehsten Jahrzehntes und der dadurch ge» 
ſteigerten Nachfrage verzehnfacht. Insbefondere ift es der Weizen, melden Ungarn 
in ausgezeichneter Qualität produeirt, Neben Weizen gedeiht Korn, Gerfte, Hafer, 
DWiden,  Reps, Rüben, Hanf, Flachs, Tabak, Wein, Erväpfel, Melonen und 
alle Gattungen Feld- und Baumfrüchte in Fülle, Es wird. dem Lande zum 
Berwurfe gemacht, daß es zum Nachtheil der Handelsgewächſe und Viehzucht ſich 
in zu ausgedehntem Maße der Weizenprodultion ergibt.  Bevenft man aber bie 
Berhältnifie, welche ein in jeder Beziehung mißliebiges Regierungsfyftem ſechszehn 
Jahre hindurch dem Lande aufgezwungen, bedenkt man die gänzlich veränderten 
Vermögensverhältniffe, in welche ver Adel als Großgrunpbefiger in Folge der 
Urbarialbefreiung ohne Kapital und Kredit gerieth, die, ohne Nüdficht auf. die 
Lage des Landes, auf einmal defretirte Steuer fammt allen Laften‘, welche einer 
in diefer Beziehung jungfräulihen Bevölkerung aufgebürdet: wurden: jo gelangt 
man. jehr leicht zur Einſicht, daß Ungarn vor Alleın das die meiften und ficherften 
Revenüen liefernde, alfo am meiften ausführbare Produkt zu. erzeugen genöthigt 
war, und manı wird die Bevölkerung entſchuldigen müfjen, welche im Befige von 
allen ‚nöthigen Lebensbedürfniſſen, gerade deſſen ermangelte, weſſen fie unter: fo 
ai veränderten Rulturverhältniffen am. meiften bebürftig war, nämlich des 

eldes. Leit 
WVon dem Eingangs erwähnten Flächenraum fallen auf die probuftive Fläche in 
Ungarn 3132,5 OQ. M. oder 860/ des ganzen, Flächenraumes; in Siebenbürgen 
826,1 O.M. — 78,3 %/,, in Kroatien und Slavonien 290 DO.M. 91,1%, 
in der, Militärgrenze 464,1 O,M. — 80 %/,. Im Ganzen fallen daher 84,1%, 
auf probuftiven 15,99/, auf inprobuftiven Boden, 

Hievon find Aderfeld 1707,7 Q. M. oder 36,2 %/,; Weingärten 65,8 = 1,4%; 
Arien und OR 712,2 = 15,1%/,; Weide 740,8. — 15,7 9/,; Waldung 
1486,1 = 31,6. %,. | 

Dbwohlim Ganzen genommen dies Verhältnig fo ziemlich. entfpredhend wäre, 
fo ift es doch bie unproportionirte Vertheilung der verſchiedenen Kulturgattungen, 
melde. der Entfaltung größeren Wohlftandes hinderlich entgegentritt. Während 
nämlid, die erwähnten großen Ebenen an Brenn, Bau und Weikholz gänzlichen 
Mangel leiden, und nad Austrodnung der Theißniederungen auch des Erſatzes an 
Rohr ‚beraubt find, find es wieder einige nördliche Komitate Ungarns, und. einige 
ſüdliche Kroatiens, welche an Taufende von Jochen unberührter Wälder beflgen, 
aus Mangel an Straßen und Kommunifationsmitteln aber ihren Naturreichthum 
nit verwerthen können. 

Neben einigen hochkultivirten Gegenden find es vielfach die fruchtbarften 
Flächen des Landes, in welhen theild der Mangel an dichter Bevölkerung, | theils 
der Mangel an Holz, keine intenfivere Bodenkultur auflommen läßt, da die weiten 
Streden forgjamere Bearbeitung faum geftatten, das Stroh jedoch, dieſes unbe⸗ 
zahlbare Subftrat des Düngers verfeuert werden muß, weshalb es blos der bei 
nahe umverfiegbaren Güte des Bodens zuzuſchreiben ift, daß bisher noch ent⸗ 
ſprechende Ernten erzielt werden konnten. ‚0 

Die Menge des jährlich erzeugten Getreides beläuft ſich nad) amtlichen 
Schätungen auf 28,000,000 Metzen Weizen, 29,000,000 M. Korn, 16,000,000 
M. Halbfrudt, 38,000,000 M. Mais, 19,000,000 M, Gerfte, 36,000,000 M. 
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Hafer und etwa 2,000,000 Di. verſchiedener Feldfrüchte. Wieder wäre ed die 
Menge, ‚deren‘ Erzeugung mehr als der Nothdurft des Landes gem ügte, würde die 
Bertheilung ebenſo günftig fich geſtalten. Nun iſt aber das Land Jahrhunderte 
hindurch theils äußeren, theils inneren Feinden gegenübergeſtanden, und konnte 
ſich ſeit 300. Jahren feiner Regierung rühmen, welche ben Kulturanſprüchen bes 
Landes Rechnung getragen hätte. Ohne eine reiche induſtrielle Bevöllerung, ven 
beten Abnehmer der’ Vopenerzeugniffe, und ohne gehörige Kommuntfationsmittel 
leidet es an Abfagmangel, und kann ſich felbft feiner größtentheild monopoliſi irten 
und nicht im Intereſſe des Landes angelegten-Eiſenbahnen nicht erfreuen, welche 
durch hochgeſchraubte Transportfpefen die Konkurrenz mit dem Audtande erfchweren, 
ja ſelbſt unmöglich machen. 

‚Während ſich die Landwirthſchaft Ungarns trog mander Mängel: immer mehr 
ber intenfiveren Kultur zumendet, und im Berhältniffe zum übrigen Defterreich ſich 
in ausgebehntefter Weiſe ver landwirthſchaftlichen Mafchinen als Erſatz ber fehlen- 
den Menſchenhände bedient, find es außer Körnerfrüchten noch insbefondere Hanf 
und Flache, noch mehr jevoh Tabal und Wein, welche den Bodenreihthum- Un- 
garns verkünden, ‚ohne. dem Lande denjenigen pelnniäret Nutzen zu verfchaffen, 
melden audere europäljche Staaten aus gleihartigen geographiſchen und Flima- 
niſchen Verhältniſſen ſchöpfen. Der Anbau des Tabaks iſt durch tauſenbfältige 
Platereien der Monopolswirthſchaft theils beſchränkt, theils vielfach verleidet, und 
tonnte noch immer ‚nicht zu einer ſolchen Ausdehnung gelangen, welche be maf- 
fenhafter Ausfuhr —* Gewinn brächte, umſomehr als mehrere Gattungen, 
wie Debröer, Berpeleter, Ribaer u. ſ. w. zu den beſten eüropälſchen Gattungen 
gehören, nach Einführung des virginiſchen Tabakſamens aber and —— 
Sorten in beſter Qualität gebeihen. 

Auch der Weinbau, in fo ausgedehnten Maße er and betrieben wird; dient 
doch hauptſächlich nur zu heimifhem Konfum, trog dem daß viele Gattungen, als 
per weltberühmte Tofayer, Menefer, Ofner, Rufter u. ſ. m. mit franzöfifden, 
ſpaniſchen und italieniſchen Sorten beftens konkurriren könnten, beſonders, wenn 
die noch theilweiſe mangelhafte Keller-Manipulation in der vielerorts bereits hei— 
miſchen Weiſe vervollkommt und verallgemeinert wird, und das der Ausfuhr feind⸗ 
He Zollfyftem günftigeren Hanbelöbeziehungen und Verträgen weit. ° 

Auch die landwirthſchaftlichen Induſtriezweige gewinnen aljährlih an’ Zahl 
und: ‚Intenfioität; Bräuerei und Branntweinbrennerei, Rüben judererzeigug und 
Delfchlägereien werden in ſtets ausgedehnterem Maße beirieben. 

Die Produkte des Bergbaues wurden in allgemeinen Umriſſen fon dbäh 
erwähnt, doch iſt es insbefondere die Eifeninbuftrie, welche in Ungarn einer ſchönen 
Zukunft entgegenginge, wenn nicht die auf die heimifchen Gewerbe’ triüdinven alt 
gemeinen Laften, die fhlehten Transportmittel, und der allenthalben faptare Kar 
pitalmangel auch dieſer fo wichtigen Branche ftörend in den Weg träten:' 

‚Unter. den nicht all zu mannichfaltigen, theilmeife ziemlich blühenten Indu- 
riegweigen, befonders in Halbfabrifaten ift es die Mühleninduſtrie, welche In 
Uvugarn: während des leiten Jahrzehntes einen nie gehofften Auffhwung genommen 
bat. Ungariſche Mahlpropufte konfurriren troß des Ausſchluſſes vom heimiſchen 
Dafen‘ und: des über Trieft zu nehmenden Umweges mit den beten Protufteit 

aller europäiſchen Yänder, und außer Frankreich und England find'es amerilaniſche 
Häfen, Indien und China, welche ungariſches Mehl ſuchen und konſumiren. Die 
im übrigen: Europa, theilweiſe auch in den öfterreidjifchen Erbländern ſchon bel- 
milde. Baumwolleninduſtrie hat in Ungarn noch wenige Fortſchritte gemacht, da⸗ 
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gegen liegt die Schafwolleninvuftrie nicht gänzlich‘ darnieder, und hat Ungarn voch 
einige wenige Etabliſſements aufzuweiſen, welche geſuchte Waare liefern, Ebenfo iſt 
die Leinwandinduſtrie in einigen nörblihen Komitaten im ziemlicher Blüthe; in 
den Wäldern bed Bakonyer Gebirges aber beſteht die Herender Porzellanfabrik, 
deren Produkte hinſichtlich ver trefflich gelungenen chineſiſchen Nachahmungen ſelbſt 
von Franlreich und England nicht erreicht werden; Leder⸗, Bapier- und Holzwaaren⸗ 
und diele andere Fabriken arbeiten ferner in ausgezeichneter und ausgedehnter 
Weiſe, und verführt Fiume allein jährlich für viele Tauſende von Gulden Papier- 
‚fabritate, welche felbft mit engliihen dergleichen Fabrikaten glücklich konkurriren. 
Dis zum Jahre. 1849 bildete Ungarn und feine Nebenlänver ein eigenes 
Zoligebiet, ohne jedoch am den gebofften Bortheilen des öſterreichiſcherſeits feft- 
gelegten Hochſchutzzolles zu participiren, welcher felbft den öſterreichiſchen Verhält- 
uiffen nur wenig entiprehend, Ungarn gegenüber geradezu als Gift wirkte, und 
weder das Aufblühen der Induftrie, noch das Gedeihen der Landwirthſchaft för— 
derte, im Gegentheil beide Gewerbe, den Handel mit eingerechnet, zu vegetleendem 
Siechthum verurtheilte. 
Nach dem Kriege des Jahres 1848 ward, wenn auch nicht aus väterlichet 
Fürforge ber Regierung, fo doch in Folge der nivellitenden Richtung des ftarren 
Gentralifationsfyftems aud die Zollſcheide zwifchen den Ländern der Stephansfrone 
und Defterreih aufgehoben: Daß Defterreih nothgedrungen einer freieren Han— 
delspolitit huldigen mußte, kam indireft auch Ungarn zu ftatten, obwohl fi Un- 
garn zu noch viel. friieren Principien ‚befennt, und fo wie es troß Aller Regie: 
rungshemmuniſſe dennoch zu einer, wenn aud) hwachen Induſtrie gelangte, fo drängt 
es auch Defterreich vorwärts auf die Bahn des Freihandels, melde zugleich tie 
Bahn des intelleftuellen und. materiellen For — auch Ungarns Kultur das 
verſchaffen ſoll, was ihm feine politiſchen Kämpfe während der europätfcgen Friet 
densjahre bisher zu erreichen nicht geſtatteten 
Au den Landbau hebenden, die Induſtrie befordetnden, vorzüglich aber dem 
Handel umentbehrlihen Land» und Wafferftrafen, insbefondere ven neuerer 
Zeit hauptfächlich ins Gewicht fallenden Eiſenbahnen hat Ungarn noch lange 
nicht zur Genüge. Zwar durdyzieht als Hauptftrom die Donau, wie wir gefehen, 
das Land feiner ganzen Länge nah, und ift auferdem die Theig von Rameny 
und Tofay an, die Maros theilweiſe ſchiffbar, und wird im neuerer Zeit auch 
ſchon die: Drau, theilmeife audy die Save mit Dampfſchiffen befahren; der Plat« 
tenfee, Ungarns größtes Binnenwaffer, iſt ebenfalls :mittelft eines Kanales mit ber 
Donau, dieſe mit der: Theiß mittelft eines ſchiffbaren Kanales (Franzens⸗Kanal) 
verbunden, und eriftivt ein folder, der Bega-Kanal im Banate zur Theiß; doch 
fiod bie meiften Flüſſe Ungarns gar nicht, oder kaum mit Flößen befahrbar. | 
Die Straßenzüge ves Landes entſprechen noch large nicht dem Bedürfulſſe 
des Handels und der Kommunikation; und. wenngleich Oberungarn vermöge bes 
reihlih vorhandenen Materials gut erhaltene Straßen befigt, auch in Kroatien und 
der. Militärgrenze einige ausgezeichnete Straßenzüge erbaut wurden, fo find dagegen 
im Niederungarn die Haupt» und Nebenftragen noch im primitivften Zuſtande. ÜUr⸗ 
jahe hievon ift nicht nur die Bernadhläffigung von Geite der Gemeinden, Komitate 
und der Regierung, ſondern auch der Umftanb, daß es überall an dem nöthigen Ma—⸗ 
terial mangelt. Es finden ſich meilenweite Streden ohne Stein, Schotter oder Sand, 
und felbft den in neuefter Zeit. angelegten Eifenbahnen dürfte es ſchwerlich fo halb 
gelingen, das entſprechende Material zuzuführen, ‚wenn nit, wie kürzlich beantragt 
wurde, bie Anlage von Klinkerſttaßen dieſem Bedürfniſſe abhelfen wird. Diefer Um— 


656 Ungarn. 


ſtand .erflärt .e8 zum Theile, daß ein großer Theil. ver Eifenbahnen nur ſchwach 
rentirt. 
Eiſenbahnen find zwar in den legten Jahrzehnten in ziemlicher Anzahl angelegt, 
zum Theil auch ausgebaut worben; doch war bei Tracirung beinahe aller in: der 
Bach'ſchen Periode projektirten Bahnen vielmehr das politifche und ftrategifche als 
das national-öfonomijhe Bedürfniß maßgebend, und dieſem Umſtande iſt es:größten- 
theils zuzufcreiben, daß weder bie ausgebauten, nod die vom kaiſerlichen Hanvels- 
minifterium projeltirten Bahnen dem Landesintereſſe entſprechen. Ä 
Die Hauptlinien durchziehen das Land von Welten nah Süpoflen (Wien, Beft, 
Szegedin, Temesvar, Baziks), ferner vom Mittelpunfte des Landes ans gegen Süd- 
weft (Dfen, Stuhlweißenburg, Kanizſa, Pragerhof, Trieft). Peſt ift ferner in Bahn⸗ 
verbindung mit Großwarbein, Debreszin, Miskolcz, und es ift die Fortfegung der 
Pef-Orogwarbeiner Bahn, welde Siebenbürgen mit Ungarn, weiterhin die Walla- 
hei und das ſchwarze Meer mit der Hauptitabt verbinden follte. Statt der Groß⸗ 
warbein-Giebenbürgenbahn wurde aber jene von dem ebenfalls mit Peft: bereits 
verbundenen Arad über Hermannsſtadt beliebt und dadurch in eine Sadgaffe ge- 
leitet, ohne weber den Intereffen des Landes, noch jenen bes Weltverlehres zu 
entfprechen, da bie walladhifche Regierung einen Anfchluß. an dieſe Bahn nimmer 
gewähren, das ſchwarze Meer daher auf felber niemals erreicht werben wird; 
Das volkswirthſchaftliche Komite der ungarifhen landwirthſchaftlichen Ge— 
ſellſchaft hat im Jahre 1860 ein Memoire über die ‚zw bauenden Bahnen: ent- 
worfen, in welchem als Hauptgrundſatz aufgeſtellt wurde, daß das Eifenbahu- 
ſyſtem Ungarns von der Hauptſtadt aus; ſtrahlenförmig ſich nad allen Weltgegen- 
den verbreite, und die wichtigeren Orte in ſeine Kommunikationslinien aufnehme. 
Dieſem Plane gemäß wären einerſeits Wien mit dem geſammten Weſten, ander- 
feits Fiume mit feinem vorzüglihen Hanbelshafen, gegen Norben. Kıfhan-Over- 
berg und der Anfhluß an die mährifch-galiziihen Bahnen, gegen Often aber über 
Großwarbein-Klaufenburg-Kronftabt das ſchwarze Meer die Endpunfte des gefamm- 
ten ungariſchen Eifenbahnneges. Bon diefem Plane find bis jet freilih. nur Bruch⸗ 
theile ausgeführt, immerhin aber ift ein fruchtbarer Anftoß gegeben, um. das jahre- 
lang Berfäumte nadzuholen, das Mangelhafte zu verbeſſern und durch Ergänzung 
bes Fehlenden, mittelft Zweig. und Anjhlußbahnen das gewünſchte, auch wational- 
ölonomifch entſprechende Eifenbahnneg zu vervollftändigen. | ee 
Das ebenfalls zu den Kommunilationsmitteln zählende Poft- und Teler 
raphenweſen if in Ungarn analog ven öſterreichiſchen Zuſtänden. Poft- und 
elegraphenverwaltung. ift in den Händen bes Staates, und: obwohl in dieſer Be— 
ziehung nicht zu läugnen ift, daß bie öfterreichifche Regierung in neuerer Zeit 
weſentliche Berbefferungen und. Erweiterungen, namentlid im Zelegraphenbetrieb 
eingeführt bat, fo konnte doch die allerfeits bereits glänzend erprobte Porto- und 
Zarifverminterung noch nicht burchgreifen, und find nicht nur. die Taren der Pri- 
vattelegramme trog mehrfacher Preisermäßigungen, ſondern insbeſondere and die 
Poftgebühren zum hellen Nachtheile der Privaten und des Handels. no immer 
zu hoch (5, 10 und 15 Kreuzer für den einfachen Brief nad) der Entfernung 
von 5, 10 und 20 Meilen). 
Unter den, die materiellen Intereffen des Landes: vorzäglicherweife empor- 
Le Inftituten find e3 namentlich jene des Kredits, weldhe in erfter Reihe 
rwähnung verdienen. Es ift nicht zu läugnen, daß Ungarn auch in dieſer Rich- 
tung» bebeutfam: vorwärts fchreitet. 
Die Sparlaffen mehren fih von Jahr zu Jahr außer den Hauptftäbten auch 
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bereits in tleineren Provinzial Orten, und erreichen jene von Peft-Dfen einen mo⸗ 
natlichen Umjag von 2—3 Millionen Gulden. : Außerdent beſitzt Peft-Dfen eine 
auf Aktien gegründete Kommercialbant mit einem: jährlihen Umfag von nahezu 
50 Millionen. Im Jahre 1864 begann die Thätigkeit der neugegrändeten Ge— 
werbebant, welche ſich trog ihres: kurzen Beſtehens bereits mit ähnlichen Inftituten 
des Auslandes meffen kann, im der öfterreihifhen Monarchie aber als Unikum 
dafteht. Speciell der Hebung des landwirthſchaftlichen Kredites dient das im Jahre 
1863 gegründete, obwohl ſeit 1844 beantragte, und im Jahre 1848 bereits mit- 
telft Geſetzes fanktionirte auf gegenfeitiger Sicherſtellung beruhende ungariſche Bo- 
venifreditinftitut, ein in feiner Art wicht nur im Lande einzige, fondern vermöge 
der zu Rathe gezogenen Erfahrungen des Auslandes auch mufterhafte Anftalt, 
weldestrog der im größten Nothjahr (1863) begonnenen Wirkſamkeit, und des 
feither im ganzen Lande fühlbaren Geldmangels bereits nahe an. 15 Millionen 
Pfanpbriefe im Umlaufe bat, und mit ihrem Refervefonde als Escomptebanf dem 
Gewerbe und Handelsftande nicht geringe Dienfte leiftet. Rechnet man zu den 
erwähnten Kreditanftalten noch die zwei ungarijchen und ‚eine fiebenbürgifhe Ber- 
fiherungsgejellihaft, welde ebenfo wie die Sparkafien mit ihren visponiblen Ras 
pitalien als Giro⸗ und Depofitenbanlen ‚arbeiten, und rechnet man die Filiale der 
Wiener Krebitanftalt hinzu, fo erhält man ein bedeutendes Krebitfapital mit einem 
jährlichen Umfag von vielen Millionen. Und doch ift weder dem gewerblichen und 
Handeld- noch weniger aber dem landwirthſchaftlichen Krebitbedarf bisher wirkſam 
abgeholfen, Ungarns Geld» und Kreditwirthſchaft leidet und fiecht vielmehr an den⸗ 
felben Krebsfhäden, welche in ver öſterreichiſchen Papiergeldwirthſchaft, ver alles 
Kapital abforbirenden, enormen Staatsfhuld und dem Monopole der Wiener Na- 
tionalbanf mit dem fonftant — Ayio ihren Grund haben. 

Ebenfalls dem Handel und der Landwirthſchaft und ihren Intereffen dienen 
bie fünf Hanveld- und Gewerbefammern des Landes, fowie die ungarifche land⸗ 
wirthſchaftliche Geſellſchaft in Peft, und viele landwirthſchaftliche Provinzialgefell- 
ſchaften in den Komitaten, die neuerrichtete Waaren- und Effetenbörfe in Peft, 
die Hanvelsafademie, gegründet vom Pelter Handelsſtand, jowie mehrere, befon- 
ders Weinhanvels-, Tabakerports-, Donau-Dampfihifffahrts-, Donau-, Maros-, 
Theiß;, Regulirungsgefellfhaften u. ſ. w. 

IV. Ungarns Geſchichte der neueften Zeit ift enge mit der Aufrechthal⸗ 
tung und Entwidelung feiner Jahrhunderte hindurch beftandenen, doch vielfach ver- 
fümmerten Konftitution verflohten. Als nah frievliher Beilegung der Rakoczyſchen 
und Bocslayihen Kämpfe im 17. und 18. Jahrhundert, welche nur theilweife 
der Religionsfreiheit, großentheild aber der politiihen Freiheit wegen geführt wur- 
den, ald nad endlicher fiegreicher Bekämpfung der Türken einiger Frieden über 
das Land kam, verfant auch das Jahrhunderte hindurch fümpfende und vielmals - 
befiegte, doch niemals ‚gebrochene Ungarn in jene Yethargie, welde niemals nuß- 
bringend für ein Land fein: konnte, deſſen größter Feind nicht ſowohl in den 
Schwertern der Mujelmänner, als in den Ränfen und Finten der habsburgiſchen 
Regierung zu ſuchen war. 

Die im Jahre 1723 zum Geſetze erhobene, fogenannte „pragmatiihe Sant- 
tion“. hatte ‚außer ber Erbfolge des weiblihen: Stammes Habsburg-Loihringen 
fänmmtlihe Grundgeſetze des Landes, fowie die Unabhängigkeit und Untheilbarfeit 
Ungarns, anerfanntz und: dody war es die Negierung Maria Therefia’s, um deren 
willen Karl IL: die Nechte der Nation feierlich gewährleiftet hatte, melde fo 
mande Prärogative der ungariſchen Krone antaftete, ohne daß die dynaſtiſche und 

Bluntfhli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbudh. X, 42 
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ritterliche Nation ver gütigen zwar, wenn auch mauchmal ungeſetzlichen weiblichen 
Regierung irgend melde Vorwürfe gemacht hätte. Ja gerade dieſe äußerlich gelinbe 
und. wohlwollende Regierung war es, unter. welcher. bie’ Nation in vollem Ber- 
trauen fo zu jagen: jchlummerte, angezogen und geehrt von dem glänzenben ‘Hofe 
Wiens, von vielfältigen Anszeihnungen und dem einfchmeichelnden perſönlichen 
Weſen der Fürftin. Dem heroiſchen Aufraffen. beim Negierungsantritt Maria The 
sefla’s, und dem: beroifhen „moriamur pro rege nostro“, welches in Thaten 
ilufteirt , dem Krieg gegen Bayern, Frankreich, ja felbft Preußens großem Frieb- 
rich gegenüber mit glänzendem Stege beſchloß, folgte jene Periode des entnatione- 
liſtrenden Sclaraffenlebens, welches Joſeph II. die Wege bereitete zu feinem kul⸗ 
turhiſtoriſch zwar. civiliſatoriſchen, Ungarn gegenüber aber jevenfalld verlegenden, 
feine Rechte mit Füßen tretenden Vorgehen, das aber, wie jeve Gewaltmaß ⸗ 
regel Reaktion erzeugte, und die Nation aus ihrem Rufe rüttelnd zum Selbfibe 
wußtfein der Lage und Gefahr brachte, die ihre nationale und moraliſche Eriftenz 
bebrohte. 

Es beburfte der Vergewaltigung Joſephs II., um die in dem gebilveteren Kreifen 
Ungarns bereits zu Grab getragene Sprache und Literatur zu neuer Blüthe an« 
zufahen, mittelft diefer beiden Hauptfaltoren nationaler Kultur aud das politifche 
Streben des Landes wieder zu weden, und bie Widerrufung all jener Erlaffe 
und: Defrete, Rejtripte und Berorbnungen. zu erwirten, mittelft welder Joſeph 
ohne Landtag und Beirath, mit erleuchtetem Geifte zwar, und feinem Jahrhundert 
voranfchreitend, aber abfolutiftifh und rüdfidhtslos Ungarn regiert hatte. Ohne bie 
Berbienfte diefes Monarchen zu unterfhägen, welche er ſich hauptjädhlih um. bie 
materielle Lage der Monarchie und Ungarns zu erwerben bemüht war, ift es bem 
Lande vennoh zur Ehre anzurechnen, daß, es feine verfafjungsmäßige Freiheit 
und. Unabhängigkeit, feine nationale Eriftenz höher ſchätzte, als das gefammte 
materielle Wohl, und als Ausprud diefer Geſinnung bleibt der Yanbtag von 1790: 
ewig denfwärbig in den Annalen Ungarns, welcher nad Zurüdnahme ver Iofephi« 
nifchen Neuerungen mit politifher Weisheit und echtem Patriotismus, unterflägt 
von Leopolds treuherzigem Streben, ſämmtliche Rechte ver Nation zu reftituiren 
und zu wahren befliffen war. 

Auf diefem tenfwürbigen Landtage entfendeten die Stände eine Regnifolars 
Kommilfton, welde alle Schäden und Mängel des Relches anfzubeden, zugleich 
Borfchläge zu mahen hatte, wie und auf welche Weiſe dieſen Uebelftänden abzu⸗ 
beifen wäre, und es arbeitete die Regnilolar-Rommilflon ein Elaborat aus, wel⸗ 
ches ſowohl in: politifher und Bfonomifcher als ftrategifcher und juridiſcher Hin⸗ 
fiht Grundſätze aufftelte, deren Durchführung ihrem Weſen nach felbft Heute 
noch den größten Theil der fehnlihften Wünfhe des Landes erfüllen würbe, 

Der von Ferdinand I,, dem erften Megenten aus dem Haufe Habsburg, über⸗ 
fommene Krönungseld warb wieder aufgenommen, erweitert und präcifirt, Ungarns. 
Rechte und feine Konftitution neuerdings befhworen, doch nur um wieder verleit 
und mieder gebroden zu werben. In — I. Regierungsjahre fiel: vie franzöſi ⸗ 
[he Revolution, und bie ihr zu Grunde liegenden freifinnigen Ideen fanden lauten 
Wieverhall in den ebenfalls ver angeftammten Freiheit huldigenden Gemüthern 
ber Ungarn. Eine Urſache mehr, um jedes Verlangen nad Gewähr diefer Freiheit. 
von Geiten Oeſterreichs zu unterbrüden. Das feierlich angelobte Abhalten ber 
Landtage unterblieb, anfangs unter Borfhligen der ſchweren Kriegszeiten, welche 
jedwede legislatorifche Arbeit binderten. Willig ergab fi Ungarn tarein, Gut 
und Blut dem felbftgewählten Herrſcherhauſe opfernd und großmäthig alien Ber- 
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fprehungen: umd Lodungen widerſtehend, mit welchen Napoleon während: feines 
Kriegszuges in Ungarn 1808 und 1809 das Land von jener Dynaftie abzuwen⸗ 
den ſuchte, die an Ungarn fo oft wortbrüdig geworben mar. 

Hofdekrete regierten das Land, bie die Konftitution fhügende Drganifation 
der Komitate ward: geftürzt, am die Stelle ver Obergejpäne trat, ein Syftem von 
Aominiftratoren, die bewaffnete Macht hemmte die Willensäußerung auf den Kom 
gregationen. und ‚alles war im beften Zuge, um Ungarn zw einer abfolut vegierten 
Provinz zw modelm, zw welder die Exrbländer jeit : vielen Jahren : unter: unmittels 
baremı Einfluß der: väterlichen Regierung und zur: Freude: derfelben ſo blühend 
beramreiften. Dod die zähe Refiftenz der Nation: ſiegte auch diesmal, umb Franz J. 
mußte das ‚große Wort ausiprehen: „doluit paterno cordi mostro..... mit 
welchem ex, den mit der ungariſchen Verfaſſung getriebenen Mißbrauch bedauernd, 
auf dem Landtag zu Preßburg im Jahre 1826 wieder Alles herſtellte, was ſeine 
Regierung umgeſtürzt, und bie geſetzlichen Rechte einer, vielgeprüften, doch durch 
dieſe Prüfungen: auch lebensfähig gewordenen Nation anerlanute. 

Die Bertheidigung der gefährbeten Berfafjung, das Aulämpfen gegen’ bie 
Mebergeiffe einer. abfoluten Regierung hatte bie, Nation geftählt, die Beſchlüſſe des 
1790ger Landtages waren ins Blut der Nation übergegangen, fie war zum ‚Be 
wußtſein befjen gelangt, was ihr mangelte, und die Reformen auf allen Gebieten 
des Staatd- und Bolkslebens waren das Banner geworden, das S;ehenpi 
(fd Artikel) vorantrug und unter welchem bie ganze Nation fämpfte. Die Zeit 
von der Krönung und fpäteren Thronbefteigung Ferdinande V. an bis zu den 
Tagen don 1848 war ein fortwährendes Auf» und Nieverwogen dieſer Reform 
beftrebungen.. Der Reformpartei, fpäter die liberale genannt, ftand, der Regie 
rung zur Seite, eine weniger zahlreiche aber um fo zähere Partei, jene der Kon- 
fervativen, gegenüber. Diefe Kämpfe reiften die Unfichten, ja fie riffen die Nation 
weiter als ihr Führer Szchenyi jelbft beabfichtigte. Und während wir ihn früher 
weit: Allen vorans die jatyrifche Geiſel ſchwingen ſehen, mit welder er erlahmte 
Geifter zum Fortſchritt trieb, hatte ihn diefer theilmeife überholt und'gegen das Jahr 
1847 zu näherte er ſich mehr und mehr. der Negierungspartei. Den im Jahre 1847 
zufammengetretenen Landtag traf die Parifer Revolution mitten in feinen refor- 
matorischen Arbeiten, und was fonft vielleicht erft in Jahrzehenten bewirkt mordem 
er geihah im der bis zur Gluth erhigten Revolutions-Atmofphäre in wenigen 

nden, 

Das feudale, wenn auch freifinniger entwidelte Gerüfte der ungarifchen Ber- 
foflung brach zuſammen, und auf feinen Trümmern‘ erbauten die bisher: bevor- 
zugten Klaſſen, die Adeligen felbft, jene demokratiſche Konftitution vom Jahre 
1848, über welcher der Genius des 19, Jahrhunderts ſchwebte. Die bisher auf 
die privilegirten Stände beſchränkten Wohlthaten wurben der gefjammten Nation 
zugänglich gemacht, Robot, Zehent und alle, Urbarialitätsiaften abgefchafft, vie 
Gleichberechtigung vor’ dem Geſetze ausgeſprochen, und an die Stelle. der oft er 
fhütterten Regierung mit Hoffanzlei und Statthalterei, und der-oftmals den Schug 
der Berfaffung bildenden, oftmals aber auch unzulänglichen Komitate trat eine 
verantwortliche Negterung, ausgeprägt in einem unabhängigen ungariſchen Mini⸗ 
fterium, gegenüber einem auf: freier Wahl bafirten Repräfentanten- und auf Ge 
burt und Würvden beruhenden Oberhaus. 

Die Korpphäen der Reformpartei: Graf Louis Batthyaͤny, Franz Dest, 
Baron Joſeph Edtvds, Ludwig Kofjuth, Gabriel Klauxal, Bartholomäus: 
Szemere ı, übernahmen die verſchiedenen Portefeuilles, Erzherzog Stephan, der 

42% 


680 Ungarn. 


hoffnungẽevolle Sohn des populären Iofjeph, erhielt als ſchon früher gewählter 
Palatin von Ungarn. eine beinahe königliche Gewalt. An. bie Seite des Könige 
ward ebenfalls ein ungariſcher Minifter geſtellt, die Union mit. Siebenbürgen 
angebahnt, eim neues: Wahlgefeg erlaſſen, und Alles aufgeboten, um Unzarn auf 
dem Wege des Fortſchrittes mit PRIOR. am. bie: Satei ber — — 
Bölter zu bringen. er: 

Alles dies, und noch Anderes ward vom ie abnige benaui⸗n * 
bildet noch heute das geheiligte Recht Ungarns. Die durch —— Eiferfucht 
wegen Einführung ' der ungariſchen als diplomatiſchen Sprache aufgeftadhelten 
Kroaten, und Serben jedoch, unterftägt von ber in ihrer abfoluten Machtvolllom ⸗ 
menbeit . erfchätterten »Hofpartei » [dritten zum. bewaffneten. Widerſtand. Baron 
Jellachich, der Ban von Kroatien, brach mit kaiferliben Soldaten und 
digen Kroaten: in Ungarn ein, und wurben ibm mit königlichem Einverſtäudniß 
geftellte, «auf Ferdinand V. beeidete Honvev-Bataillone und :Nationalgarden ent 
gegengeftellt. Der Katfer tämpfte gegen ven König, doch warb ‚ber Kaifer immer 
ftärter ; die 'gefeglich begonnene Gegenwehr Ungarns ward: unter -— 
Bann — taiſerliche Truppen rüdten unter. Fürſt Winpif agrät gegen dad 
Herz 'des Landes. 

Der nach Peft ‚einberufene Reichstag von 1848, das erſte Reprãſentanten · 
haus ſowle ver Reſt des Oberhauſes Ungarns flohen nad Debreczin, ‚Um bie 
anomale-Lage des Kaifers und Königs zu erflären, warb Ferdinand V.uon ber 
Hofpartei zur Abdankung gezwungen, und an feiner Stelle trat Franz Iofepb L 
als Kaiſer von Defterreich, doch ungelrönt und unbeeivet ald König von. Ungern, 
die Regierung am. Am 4. Mär 1849 erließ er. eine Reichsverfaſſung, welche bie 
ungariſche Konftitution als erlofhen erklärte. Auf dieſe oftroyirte Konftitution ant« 
wortete der zu Debressin :tagende ungariſche Reichstag, und. der aus bemfelben 
bervorgegangene Landesvertheivigungs-Ausfhuß, Koſſuth an der Spike, am 
14, April 1849 mit seiner Manifeftation, in welder das Haus Habsburg; wegen 
Berlegung der VBerfaflung des Thrones und ber Krone — erllärt wurde. 
Die Würfel waren gefallen, der Kampf entbrannte auf Leben und Tod. 
Noch einmal lächelte das Glüd den ungariſchen Fahnen. Windiſchgrätz warb bei 
Kapolna geſchlagen und ſiegreich drang die, blos aus. Freiwilligen beſtehende, doch 
in hundert Schlachten blutig getaufte ungariſche Armee unter Görgei, Dam« 
janich, Aulich, Klapka bis Peſt vor, eroberte die Feſtung Ofen und zog 
gegen Komorn, entſetzte die Feſtung und war Herr des Landes. Doch nur kurze 
Zeit währte der Siegesrauſch, denn, was bie öſterreichiſchen Waffen nicht ver⸗ 
mochten, das gelang der Invaſion des norbifhen Riefen. Rußlands Schaaren, 
vereint mit den in Trümmern gefchlagenen und wieder ergänzten öſterreichiſchen 
Heeresfäulen, eroberten Schritt für Schritt das Land. Die ungarifche. Armee; zog 
ſich zum Schuge der Regierung gegen Szegedin und Siebenbürgen, wo auch 
Bem an der Spige ber ungariſch-ſiebenbürgiſchen Truppen: der erdrxüclenden Ueber · 
macht trotz triumphreihen Kämpfen nicht zu widerſtehen vermochte. Der Tag von 
Bilagos (13; Auguſt 1849) begte das beinahe: zwei Jahre hindurch glotreich 
kämpfende, von Uebermacht erdrückte, blutende Ungarn dem: Kaiſer von Rußland 
zu Süßen, welcher jedoch ‚die kapitulirte Armee an Oeſterreich auslieferte. Görgei, 
ber legte ungarifhe Generaliffimus, erhielt zum Dank der Uebergabe das elende 
Leben “gefriftet und. ward’ in Klagenfurt internirt, Ungarns; befte Mäuner verfielen 
dent Henter Feldzeugmeiſter Haynau, der öfterreichifche Heerführer, hat ſich durch 
ſeine Grauſamleit⸗ einen unſterblichen, doch nicht beneidenswerihen Ruf: erworben. 
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Ein Theil der ungariſchen Regierung; Koffuth an der Spitze, floh ins Ans» 
fand.” Die hervorragendſten Mäuner der: Revolution, Soldaten und NRegierungs · 
männer, famen an den Galgen oder in die Kaſematten ver Feſtungen Arad, 
Temesvar, Iofefftabt, " Dimüg, Kuffteim Batthyany, der erſte Premiermiinifter 
bes verantwortlichen ungariſchen Minifteriums, fiel unter den’ Kugeln der militär ⸗ 
gerichtlichen) Erelution. Todtenſtille überzog das Land, nur unterbrochen von dem 
Rnatteriv der Gewehre und dem Trommelwirbel vor dem: Galgen, unter und auf 
welchem die Opfer der Freiheit verbluteten und ſtarbennn unit litesm 
Augarns Konſtitution war weogefegt ,; Caraffa und feine Nachfolger wirth⸗ 
ſchafteten blutig unter der Herrſchaft des ſtrengſtenBelagerungszuſtandes unter 
welchem es Verbrechen war, Ungar zu fen. una snelmund Intention? ann — 
MAnd ale das Land vom erſten Todesſchreck erwachte,; da fand es ſelbſt die 
Spur feiner Jahrhunderte hindurch erworbenen Rechte) verwiſcht. Gensdarmen und 
Polizei und das Beamtenheer der Bach ſchen Periode war über‘ das Land: herein 
gebrochen· Die ſtrengſte Centraliſation, ein kunſtvoll angelegterGermaniſirungs⸗ 
proceß ſollte Ungarn zur öſterreichiſchen Provinz umgeſtalten. Den Statthalterel⸗ 
Rath erſetzte seine aus Böhmen rekrutirte Statthalterei die Komitate wurden zu 
oſterreichiſchen Kreisämtern, Finanz⸗ Direltionen und Steuer⸗ Aenter überſchwemm⸗ 
ten das Land mit Grund-, Haus⸗ Einkommen · ¶ Erwerbs und Verzehrungẽſteuern⸗ 
dann’ Eabat-Monopol; "Stempel uud: Gebühren Mit allen Wohlthaten einer ab⸗ 
ſolutiſtiſchen Reglerung warb Ungatıt überſättigt, nur eines hielt ſelbſt die Ge⸗ 
waltregierung aufrecht, die höchſten Errungenſchaften des Jahres 1848: Gleichheit 
por dem Gefetz und Aufhebung der Frohmen, Dies hatte Oeſterreich faltiſch fant- 
tionirt, wenn aud die Folgen vorderhand blos in den "Alle: im gleichem Maße 
drückenden Laſten zu erlennen waren, — D—— 3 An — m 
Und in dieſer Gleichheit der Behandlung traf aud die Nemefis die: gegem 
Ungarır aufgeftandenen' Brudervälfer, Kroaten und» Serben, Sachſen und Walle« 
den: und alle- die während der 1848—49ger) Epoche zu Deſterreich geftanben, ſie 
erhielten als Lohn der Treue dasſelbe Syſtem aufgebürdet welches Aber Ungarn 
verhängt wurde, um es zu Boden zu: drüden), um jeder fünftige Willensäußerung 
der Nation im Entſtehen zu  erftiden. art | | hik mm 
Und dodfollte e8 anders werben. Defterreih ſog Millionen um Millionen; 
aus dem an der Entwidlung feiner Kultur fhftematifcy: verhinderten Lande ;ı und: 
opferte jährlich, «doppelt fo viele Millionen dem ftarren ‚Eentralifations- Principe, 
welches ſich einer Nation gegenüber dennoch zu ſchwach erwies.” Die ungarifche 
Litteratur "begann trog Cenfur und Polizei ſich zu'regem; und das vom politifchen‘ 
Schauplatz weggedrängte Volk flüchtete ſich in die Schanzen ſeiner Nationalität 
und Sprache, und erſtarkte mittelſt der Kraft der Neaktiomsin beiden mehr, als 
es das freifinnigfte, Ungarn am meiſten holde Regierungs⸗Syſtem je erreicht hätte, 
DODeſterreichs Finanzen verbluteten ſich, und der italieniſche Krieg im Jahre 
1859 begann der Regierung die Einſicht aufzudrängen, daß fie ſich Ungarn nähern. 
müſſe, follte dem Trieb der; Rache nicht Defterreich: felbft (zum Opfer fallen, Die 
Schlappen bein Magenta und Solferino, der Verluſt der Lombardei riethen zur 
Nachgiebigkeit, und das kaiſerliche Manifeſt vom 20. Dftober 1860 verſprach die 
Herftellung von Ungarns Berfaffung. Baron: Nitolaus Bay wurde’ zum Hofe’ 
Kanzler ernannt, ‚die Romitate hergeftellt und ver Neihstag nah Ofen einberufen. 
Dad war gefallen und an feine Stelle Ritter von Schmerling als Staats 
minifter getreten ' ; tdaıfar, 
Mit der’ Anerkennung der ungarifhen Konftitution follten auch die Erblande 
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und das übrige Deflerreich eine Berfaffung erhälten,,; welche im Dktöber-Diplom 
nur ſchwach ſtizzirt, im kaiſerlichen Patente vom 26. Februar 1861 Ihre. Detail 
lirun 

er Februar⸗ Patrut erfhien noch vor bem Zuſammentritt des. 1861ger 
ungarifhen Landtages, daher die Hofjnungslofigleit desſelben hiuſichtlich des am 
neftrebten Ausgleihes. Was nämlich während ver Bach'ſchen abſolutiſtiſchen Periobe 
das offen ausgefprochene Endziel der öfterreichifchen Regierung: bilbete:: bie ſtarre 
Eentralifation, die Verſchmelzung nicht nur der Interefjen aller Länder des Haufes 
Habsburg, fondern bie Berfhmelzung diefer Länder felbft, das nämlicdre Ziel Tauerte 
unter dem mit konftitutionellem Aufputz verfehenen Syſteme Schmerlings. Län- 
der- und Provinzial-Fandtage ohne Wirkungskreis, blos zur Wahl der Reichsrath⸗ 
Abgeordneten berufen, und ein ben Ländern gegenüber allmächtiger nichtsdeſtowe · 
wiger in der Hand einer geſchickten Regierung zum Spielzeug herabgewürdigter 
Neichsrath, eine: Ronftitution auf dem Papier, in Wirklichfeit aber unbeſchränkte 
Minifter, dies wer ungefähr das Gerippe jenes * für welches ſich ein 
Theil Deſterreichs, großgezogen am ſtaatlichen Gängelband und gemährt unter ber 
allervrüdenden Machthabung des ſtarrſten Bureaufratismirs, zu begeiſtern vermochte. 

Ungarn hatte das Oftober-Diplom als Rechtsboden angenommen, von 

aus es feine.niemals als erloſchen hetrachteten hiſtoriſchen Rechte zurück zu erringen 
hoffen durfte, die Februar⸗Verfaſſung Iäugnete den hiſtoriſchen Beſtand, die Konti ⸗ 
nuftät der Rechte Ungarns und der übrigen Völker, und Ungarn, Kroatien, Sieben: 
bürgen, zum Theil auch Böhmen and Galizien derweigerien die Theunahm⸗ am 
großökerreidifgen Reichsrathe. Die Adreſſen des 1861ger ungariſchen Reichstages, 
von Ungarns populärften Staatsmanne Franz Deäf entworfen, und vom Res 
präfentanten- und Oberhaufe einftimmig angenommen, gaben biefer Anſicht Aus · 
drud, und der nad 13jähriger Paufe zum erftenmale einberufene Reichstag | warb 
nenerbings aufgelöst, um einem Proviforium Pla zu wachen, nnter welchem 
Schmerling als Stantsminifter unter dem jubelnden Beifall bes Tonftitutionellen 
Reichsraths Großöſterreichs bie Theorie der Rechtöverwirtung proflamirte. 

Bier Jahre gingen ins Land, Graf Anton Forg ach und fpäter Graf Her 
mann Zichy als ungarifhe Hoflanzler waren blos Werkzgenge in ber Hand des 
allgewaltigen öſterreichiſchen Miniſteriums. Der im Februarpatente vorgefehene 
weitere Reichsrath lonnte noch immer nicht tagen, da gelang es durch eine genial 
entworfene Wahlordnung und die Bemühungen der Siebeubürger Hoftanzler 
Nadasdy und Reihenftein, Siebenbürgens fähfifhe und rumäntihe Vertreter 
in den Reichörath zu locken; mittelft einer glüdtichen Fiktion wurde ber Reichsrath, 
durch dad fiebenbürgifche Kontingent verftärkt, als „weiterer“ erflärt und ditrirte 
Geſetze für ganz Deſterreich. 

Doch ſollte Oeſterreich dieſer Fiktion nicht froh werden. Die wirklich liberalen 
Mitglieder des Reihsraths fingen an einzufehben, daß aus fanlem Saamen eine 
gefunde Frucht nimmer entjpringen könne. Die Lage Deſterreichs warb immer fchtute- 
riger, der Ausgleich mit Ungarn immer bringender, und Schmerlings berüchtigtes Wort 
von der „Mürbemadung Ungarns“ und dag Defterreih „warten könne“, wollte fidh 
nicht erfüllen. Da ftellte fich der Monarch ſelbſt an die Spite ber Bewegung, Gehör 
ſchenkend ben Rathihlägen bes Grafen Morig Eſterhäzy und im Vertrauen — 
die durch Dealk geſprochenen Worte, daß Ungarns Hader mit Oeſterreich ſtets durch 
die Dazwiſchenkunft bes regierenden Fürſten geſchlichtet wurde, begab ſich Frauz 
Joſeph im Juli 1865 nach Ofen, überzeugte fi von der Topalität der Ratiom 
und ſprach im Schloſſe zu Ofen die denlwürdigen Worte, weiche die von ſeiner 
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Regierung befämpfte Nechtefontinmität anerfannten., Bald nad ber Nüdfehr, bes 
Kaifers nad Wien, am 20. September, erſchien ein laiſerliches Manifeft, welches 
bie friedliche -Löfung der obſchwebenden Fragen befürwortend ‚bie Rechte der Na- 
tion neuerdings beſtätigte. Schmer ling fiel und mit ihm fein Syſtem, die de 
bruarverfaffung fammt allen. Anordnungen hinſichtlich des Reichsrathes. Au bie 
Spige der, ungarifchen Angelegenheiten trat Georg Majläth, im Jahre 1861 In- 
dex curise, als Hoffanzler, der Reichstag Ungarns warb auf den 10. December 
1865 einberufen und von ihm erwartet bas Land, bis jegt noch vergeblich, bie 
Löſung all jener ſtaatsrechtlichen Fragen, melde es in ben wollen Befik -feiner 
Konftitution mit Inbegriff der 1848ger Gefege bringen fol. nun 

V. Die Gefeggebung Ungarns geht von dem Meichstage und dem Könige 
aus. Den Reichstag für «Ungarn bilden. nach. altem Lonftitutionellen Rechte ‚das 
ve ober: Herrenhaus und das. Unterhaus, oder feit 1848 bie Repräfentanten- 

am mer. 
Die Mitglieder des Oberhauſes werben vom Könige mittelſt eigener Schrei⸗ 
ben einberufen, Präſident desſelben iſt der Palatin; Mitglieder, find ‚die Groß— 
würbenträger. bes ‚Reiches, und zwar: bie Erz- und. Dibceſanbiſchöfe ſowohl katho 
üſchen als. griehifhen Ritus, die Weih- und Titularbifhöfe, der St. Martiner 
und. Bannonhalmaer, Abt, der Agramer und Prämonſtratenſer Probſt; ferner. bie 
weltliben .‚Reihsbarone, der Graf von Prefburg, die zwei Kronwädter, bie, Erb— 
und. anderen. Obergefpäne, fowie die geborenen Magnaten, als: Fürſten, Grafen, 
Barone. Bor dem Jahre 1848 war nod der Gouverneur von Fiume und ein Ab» 
georbneter Kroatiens ‚einzuberufen. Nach den Gefegen von 1848 find nunmehr 
zwei.auf dem frontifhen Landtage gewählte Vertreter zu fenben. 

Das Unterhaus beftand vor 1848 unter Borfig bes königlichen Perjonals 
and je zwei Abgeorbneten. ber partes adnexae, aus ben Vertretern ber Kapitel, 
den vom Könige ernannten wirflihen Aebten und Pröbften, den Ablegaten. ber 
Komitate, freien Bezirke und Löniglichen Freiftäbte, aus. den Sellvertretern ber 
abwefenden Prälaten, Magnaten und deren Wittwen, ſowie aus den Regaliften 
Siebenbürgens. In Gemäßheit des 1848 eingeführten Repräfentativ-Syftems wird 
das Unterhaus aus den auf brei Jahre frei gewählten Vertretern des Landes 
gebilvet. Bon ven 446 Abgeorbneten Ungarns fallen 344 auf, das eigentliche 
Ungarn, 18 auf, Kroatien, 15 auf die Mifitärgrenze, 69 aber auf das nach ben 
1848ger Geſetzen Ungarn einverleibte Siebenbürgen, jo zwar, baß bie 9 ungari- 
ſchen, .5 Szeller und 11 fähfifhen Komitate, Sige und Bezirke, ſowie Klaufen- 
burg, Maros-Bäjschely und Karlsburg je zwei, daher zufammen 56, bie übrigen 
13 Ju repräfentirenden Städte aber je einen Abgeorbneten entſenden. 

Siebenbürgen und Kroatien hatten vor dem Jahre 1848 ihren eigenen Yand« 
tag. Nach der gefetlich vollzogenen , obwohl von Seite Defterreichs beanftandeten 
Union Siebenbürgens fällt deffen Landtag weg, obwohl im Jahre 1863, ein fol- 
her auf Grund eines oftroyirten Wahlgefeges in Herrmanftadt tagte, und aud 
Vertreter in den Wiener Reichsrath fandte. Der im Jahre 1865 auf Grund des 
1791ger und 1848ger Wahlgeſetzes einderufene neuerliche Landtag hat blos bie 
Unionsfrage gefeglih und definitiv zu regeln. 

Kroatiens vormärzlider, mittelft königlicher Erlaubniß von Zeit zu Zeit durch 
vem Ban einzuberufenbe Provinzial-Lanbtag hat durch die 1848ger Geſetze nur 
infoferne eine Aenderung erlitten, als bie drei Komitate, Slavoniens, welde von 
jeher ‚zu Ungarn gehörten, als. integrirender Theil des jenfeits der Drau gelegenen 
Ungarns diefem. einverleibt worden, Die übrigen Komitate Kroatiens behielten ihren 
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Provinzial-Pandtag und Hatten blos die vorberührten Vertreter nach Peft zu ent« 
ſenden. 

Oberſte Behörde war bis zum Jahre 1848 und iſt nach Herſtellung des vor« 
märzlihen Zuſtandes, wenn auch jetzt nur vorübergehend, die ungariſche Hof- 
Tanzlei in Wien. Doc ift diefelbe nad altem ungarifhen Geſetz eher eine höchſte 
Auffihts> als Erekutiv- Behörde. Ste ift das Organ, durch welches ber König feine 
Willensmeinung dem Lande und deſſen Bewohnern theils mittelft königlicher Zur 
fhriften, theils mittelft Hofbefreten zu wiffen thut. BE — 

In Adels-Procefien und ſummariſchen Reftitutions-Angelegenheiten fingirte 
fie ala höchſte Inſtanz und Hatte demnach auch einen richterlichen Charakter. " 

Wirklich höchſte Exekutiv⸗Behbrde ift eigentlich die königliche Statthal- 
teret in Ofen unter Vorfig des Palatins, in feiner Verhinderung der Taverni⸗ 
fus, unmittelbar vom Könige abhängig und mit dem Repräfentationsrecht verfehen, 
demzufolge fle geſetzwidrige Erlaffe mit ihren Bemerkungen dem Könige rädvorle- 
gen durfte, welcher die Berüdfichtigung derſelben geſetzlich gelobte. Die Statthalterei 
bat über pünftliche Befolgung umd Ausführung ver Geſetze uud königlichen Re 
ffripte zu wachen und iſt unmittelbar vorgefegte Behörbe ber Komitate, mas jedoch 
deren Recht nicht ausſchließt, die für geſetzwidrig gehaltenen Statthalteret-Erlaffe 
„achtungsvoll bei Seite zu legen“. Kirchliche und Religionsfundationen, Ackerbau 
und Gewerbe, Strafen und Waflerbau, Boltzel- und Santtäts-Angelegenheiten, 
der Öffentlihe Steuerfond, Humanitäts-Anftalten und Watfenvermögen, mit einem 
Worte die gefammte innere Verwaltung gehört zum Reffort ber Gtatthalteret. 

Die michtigfte politiſche Inftitution Ungarns find bie Komitate, welde in 
Kongregationen der im Komitate ſeßhaften Oberpriefter, des hohen und nieberem 
Adels nnd der mit Stimmrecht begabten, fogenannten Honoratioren ſämmtliche Ber- 
waltungs-Angelegenheiten berathen und beſchließen. Das Haupt des Komitats iſt ber 
Dbergefpan, eine theils erbliche, theils durch königliche Ernennung erreihbäre 
Würde, welhe im Verein mit den von 3 zu 3 Jahren gewählten Bice-Gefpänen, 
Dber- und Unter-Notären, Stubfrihtern und Gefhmwornen fammt dem nmötbigen 
Amteperfonale und unter Mitwirfung ber erwähnten Kongregationer, im Komitate 
alle jene Funftionen zu vollziehen haben, welche im Großen fürs ganze Land ber 
Statthalterei zuftehen. Die 1848ger Gefeße berühren die Komitate infoferne, ale 
ber Wirkungskreis der ehemals auf adeliger Grundlage beruhenden Komitats:Kon- 
aregation , in Folge demokratiſcher Abänderung der Verfaflung bis zur gänzlichen 
Regelung ber Komitats-Frage proviforifh anf das durch Abgeorbnete ber Gemein- 
den zu mählende Komitats-Romite im Verein mit dem Beamtenkörper übertragen 
wurde. Diefes Broviforium beftand während ver Bach'ſchen Regierungsperiope und 
warb mit dem Faiferlihen Diplom vom 20. DOftober 1860 refonftitnirt. Nach dem 
Jahre 1861 aufgelöst, wurbe es im Jahre 1865 mit mehr oder weniger mefentlichen 
Ahänderungen nochmals hergeftellt und erwartet feine befinitive Löſung als eine der 
wichtigſten politifhen Fragen von dem einberufenen ungariſchen Reichstag. 

Die froatifhen Komitate find fo ziemlich den ungarifhen gleich. 

Siebenbürgen hat nad; feinen drei Hauptnatiomafitäten eine verfchiebene po— 
litiſche Eintheilung: Ungarifhe Romitate mit Obergefpänen, Bezirke mit Oberfapifä- 
nen an ber Spie und Szefler-Sitge mit Königsrichtern als Vorſtänden. Das Gehtet ber 
Sachfen beftebt aus 9 Siten und 2 Berirfen mit je 2, zufammen 22 Vertretern, welche 
unter ihren felbftgewählten Grafen die ſächſiſche Pande@-Untverfität bilden. Die Untverfi« 
tät fommt jährlich einmal, auf Einberufung des Komes auch öfters in Hermannftabt 
zufammen und entfcheidet über bie Abminiftrations-Angefegenheiten bed Landestheiles. 
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"Die Sewbtntestiöitaffung war bis zum Jahr 1848 verſchieden für bie 
töniglichen Breiftädte und die minderen Gemeinden. Letztere unterſtanden der Komitatd+ 
bebörde, erſtere hatten ihre eigenen Magiftrate mit theils ernannten, teils gewählten 
Bürgermeiftern und Richtern, waren aber ſammt dem Tebenslänglichen, meift ſich felbft 

ergänzenben Bertretungsförper fowohl von der Etatfhalterei als von ver Hoffammer 
abbängig. Das Jahr 1848 bradte au in der Gemeinde-Autonomie die 'gewünfchten 
Reformen, und es wurden fowohl die föniglichen Freiſtädte, als alle mit geotbnetem 
Magiſtrate verfehenen oder dies Recht vom Monarchen erlangenden Stäbte als polis 
jeilih, ſtraf · und privatrechtlich unabhängige Magiftrate betrachtet, "wählten fich einen 
Bertretungs⸗ und Beamtenförper nnd bielten öffentliche Sitzungen, in welchen über 
die Angelegenheit der Stadt entſchieden wurde, Die Städte ohne geordneten Magie 
ftrat blieben einftweilen unter Botmäßigkeit der Romitate. 

Die Gerichtsbarkeit it wenigften® nach ihrem Beftande bis zum Jahre 1848 
von der politifhen Adminiſtralion nicht ſtrenge geſchieden. Dod war dies nur hin» 
fihtlih der Heineren Eivil- und Strafproceffe der Fall. Höher hinauf beftanden bereits 
ftäptifhe und owitategeriehte die königliche und Gepeurökkaltiiich Wechſelgerichte 
LE f w. 

In der Gerichtöbarteit hatten die 1848ger Gelege mefentliche Beränderungen 
bewirft, welche jedoch der eingetretenen Greigniffe halber nicht ins Leben treten fonns 
ten. Die nivellirende Periode Bach hatte auch auf dem Felde ver Gerichtöpflege öfter« 
reichiſche Civil» und Straf-Gerichtsbarkeit eingeführt, welche nach dem Dftoberbiplom 
vom Jahre 1860 abgefhafft wurde. Da aber die Veränderung und Entwidelung: vie 
lee geſellſchaftlicher Verhältniſſe ein Zurüdgreifen auf den 1848ger Standpunft. nidt 
mehr geftattete, fo wurde im Jahre 1861 eine Juder⸗Kurial-Konferenz einberufen, 
welche die mit der Zeit mangelhaft gewordenen ungariihen Geſetze durch die in Ge⸗ 
brauch gekommenen öſterreichiſchen ergänzte und mit Berückſichtigung der Umſtände 
eine Art Verſchmelzung erzielte. Das Elaborat ward vom 1861ger Reichstag vorläufig 
angenommen und fanftionirt und dient bis zur nädften Kodifikation als Ausfunfts» 
mittel im Rechtsberfahren. 

Nach den Beftimmungen der Iuder-Rurial-Ronferenz urtheilen in Meinen Givil- 
proceffen ver Orterichter und zwel Geſchworne, in Städten mit geregeltem Magiftrate 
ber Stabtrihter, in den Komitaten der Stuhlrichter und Juraſſor. Die Appellation 
geht dom Orts» und Stublgericht zum Romitatsgericht, von den Gerichten der fünig« 
lichen Freiftäbte direft an bie fönigliche Kurte, Die Gerihtäbarkeit der Vicegeſpäue iſt 
auf ein Minimum reducirt. Hinfichtlich der Avicitäts-Proceffe und folder, welche aus 
föniglihen Dotationen herrühren, iſt die königliche Kurie die erſte Inftanz: 

Zweite Inſtanz für die Komitats-, Stuhl- und freiftäptifchen Gerichte iſt bie 
föniglihe Kurie, an ihrer Spite ver Berfönal. Eine Abtheilung der Kurie bildet das 
Wechfel-Obergericht, bon weldhem die Appellation an die wechfelgerichtliche Abtheilung 
der Septemviraltafel geleitet wird. Vorſtand der Septemviraltafel, zugleich oberſter 
Gerichtshof ift der Inder Kuriä, Mitglieder find ver Primas, Tavernikus und meh» 
rere vom Könige aus den weltlichen und geiftlihen Würventrägern ernannte Beifiger. 

Befondere Gerichte beftehen fechs für Wechjelangelegenbeiten, fünf Bergwerks⸗ 
gerichte, auch befitt in Firchlichen und Ehe-Angelegenheiten der Didcefan-Bifhof vie 
entſprechende Gerichtsbarkeit. Mearktftreitigfeiten und feldpolizeiliche Webertretungen 
behandelt in königlichen Freiſtädten der Feldhauptmann mit Appellatiom an das 
Stadtgericht, in Fleineren Orten ber — mit der einzigen —⸗ an 
das Komitats⸗Gericht. 

Die Strafgerichtspflege gehört vor dieſelben Gerichtshöfe, welche hinſicht ⸗ 
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lid) der Eivil-Proceffe angeführt wurden, mit dem Unterfchleve jedoch, daß bet Maje- 
ftötsverbrechen, Trenlofigleit gegen die heilige Krone, Meineids- und Ehrlofigkeits 
Procefien, wie auch bei den gegen den gefeglihen Schuß des Landtages begangenen 
Berbredyen die königliche Kurie als erfte Inftanz fungirt. In jevem ber Gerichtsbarkeit 
ver königlihen Tafel unterftehenden Procefie tritt der Causarum regalium Director 
als öffentliher Ankläger auf. 

In Bezug auf das materielle Strafrecht gelten. nod immer die Beftimmungen 
bes Corpus juris, obwohl durch die. vom 1844ger Landtage entjendete KRobifilations- 
Kommifflon ein ungariſches Strafrecht verfaßt wurde, welches den beften europäiſchen 
Geſetzgebungen beigefellt werden fan, der 1848ger Ereigniffe und daranf folgenden 
—5 Zuſtände halber jedoch noch immer ber Sanklion entbehrt und nicht im 

irffamfeit getreten ift. 

— Füt Kroatien war bis zum Jahre 1849 außer der Banaltafel die ungariſche 
Septemviraltafel die oberfte Gerichtsbehörde, feit 1862 beſteht jedoch aud in Agram 
eine eigene -Septemviraltafel, deren Borfiger der Ban von Kroatien iſt. Im übrigen 
Gerichtöverfähren find die Eintheilungen in Kroatien denen von Ungarn fo ziemlich 
analog. Dies war der Fall au in Siebenbürgen, nur hatte dasſelbe feinen ober- 
Ren Gerichtshof im eimer richterlichen Abtheilung des Guberntums, hat jedoch im Jahre 
1863 mit Beſchluß des oltroyirten Hermannftädter Landtages feinen oberften Gerichts⸗ 
hof nach Wien verlegt. 

+ Die Religions und Kultu8-Berbältniffe wurben bereits fur) erwähnt, In 
Beziehung auf bürgerliche Rechte und Freiheiten find alle chriſtlichen Konfeſſtonen 
gleich; nur im den Miſchehen ift der römifch-Fatholifhe Theil infoferme bevorzugt, 
baß, wenn ber Bater römifch-katholifch ift, alle Kinder, wenn er es aber nit ift, 
nur. die männlihen Gefchlechtes feiner Religion folgen, Die katholifche Geiftlicgkeit 
verlangt bei Mifchehen vom alatholiihen Manne Reverfalien, d. h. die ſchriftliche 
Zufiherung, alle Rinder in der katholiſchen Religion weihen zu laſſen, und ſtellt 
er :biefelbe nicht aus, fo wird die Hirchlihe Einfegnung ver Ehe verweigert, Die- 
fem Uebelftande abzuhelfen verorbnet der III. Gefegartifel von 1844, daß auch 
bie von einem alatholiſchen Priefter eingefegneten Miſchehen geſetzlich ſind. Der- 
felbe Gefeartitel gibt auch den Uebertritt von der katholiſchen Kirche völlig. frei. 

Die ungariſche katholiſche Kirche ift, wie die gallitanifhe, von Rom unab- 
bängig, denn das von Defterreich im vorigen Decennium mit dem "päpftlichen 
Stuhl vereinbarte Konkordat hat in Ungarn keine Gefegkraft. Die Pfarrer werben 
vom PBatronate und: wo die Patronatredhte der Gemeinde zugefallen find, von der 
Gemeinde gewählt und vom dem bezüglichen Didcefanbifchofe beftätigt; die Biſchöfe 
und Übrigen Prälaten ernennt der König. Die verfhiedenen Orden wählen ihre 
Dberhäupter jelbft. Der Erzbifhof von Gran ift Primas und — nad dem Pa- 
lotin — erfter Baron von Ungarn; er krönt den König. Der Biſchof von Belz- 
proͤm ift zugleich Kanzler der Königin. 

Die griechiſch-latholiſche, wie auch die griechiſche nicht unirte Kirche bat eine 
fireng hierarchiſche Verfaſſung; ihre Bifhöfe und Prälaten werben vom König 
ernannt, 

Die beiden proteftantifchen Kirchen, die helvetifcher und vorzüglid bie augs- 
burgifher Konfeffton, find anf demokratiſcher Grundlage konftituirt. Alle Aemter 
werden durch Wahl befegt und unterliegen keiner Beftätigung burd die Regierung, 
alle Angelegenheiten werben in öffentlichen Sigungen verhandelt. Die Proteftanten 
beziehen keine Hülfe vom Staate und errichten ihre Gemeinden und Schulen aus 
eigenen Mitteln, ‚der Staat hat gefegmäßig nur das Oberauffichtsrecht über bie 
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proteftantifhen Angelegenheiten. Mehr wollte ſich derſelbe — eigentlich das Wiener 
Minifterium — durch die Einführung des fogenannten Proteftanten-Patentes an— 
maßen, welches im Jahre 1859 vom kaiſerlichen Minifter Thun erlaffen wurbe, 
Das Patent bezwedte, die Proteftanten einer vom Staate abhängigen Hierarchie 
zu unterordnen und ein jührlicher, für proteflantifche Kultuszwecke beftimmter 
Staatsbeitrag ‘von 94,000 fl. follte ver Köder fein, dem Patent] Eingang zu 
verſchaffen. Es ift befannt, daß die Proteftanten — "obwohl damals nody das 
elſerne Bach ſche Regiment über Ungarn laftete — das Patent energiih und ein» 
müthig zurüdwieien; nur im flovafiichen Ober-Ungamn fanden fid 10-—20: Heine 
Dorfgemeinden , von fanatiſchen Panflaven irregeführt und von der Wiener Re 
glerung gehätfchelt, die ſich deinfelben unterwarfen. Sobald Ungarn. feine Tegale 
Unabhängigteit wieder erlangt und die Mnftliche Agitation der Wiener Nationali- 
tãts · Cuiſſaͤre aufhört, werden diefe Gemeinden vom felbft in ben Schoß der au⸗ 
tonoinen ‚Kirche zurüdtehren. 

"Das religiöfe Leben in Ungarn ift überhaupt freifinnig und tolerant, die 
verſchiedenen Konfefftonen leben im beften Einverſtändniß mit einander, und "ber 
zeligidfe Fanatismus ift etwas Unbefanntes, Es ift Feine Seltenheit, dag prote⸗ 
ſtantiſche Outsherren katholiſche Stiftungen machen und katholiſche Biſchöfe den 
Proteſtanten Schulen bauen. Eine Merifale Partei gibt es in Ungarn bis’ jegt 
nicht/ obwohl einige Finfterlinge vor’ ein paar Jahren ein klerikales Journal 
gründeten. 

Das Shulmwefen in Ungarn, obwohl Manches zn wünſchen laſſend, bietet 
Im Ganzen ein erfreulihes Bild. Die Elementarfchulen der ungarifchen, deutſchen, 
ja auch flavifhen Ortfchaften dürften höchſtens denen von Deutſchland und: der 
Schweiz nachſtehen; fie find zahlreicher und beffer beſtellt, als alle des übrigen 
europälfchen Kontinents. Sie find, wie auch bie meiften Unter- und Obergymna« 
fien, der betreffenden Kirche untergeorbnet; einige Gymnaſien werben vom Staate 
erhalten, tarunter als einzige Ausnahme auch ein evangeliſches (das in Leutſchau) 
Unmittelbar vom Staate hängen einige höhere Pehranftalten ab, fo die Rechte 
Alademien (in Prefburg, Kaſchau, Großwarbein, Agram, Klauſenburg, Hermanm ⸗ 
ſtadty, die Berg⸗ und Forft-Afademie in Schemnitz, die landwirthſchaftlichen Schu ⸗ 
In im Keſzthely und Ungariſch⸗Altenbuig, das Polytechnikum in Ofen. Die Pro- 
teftanten beſitzen auch eigene Rechts-Afademien , die fie autonomiſch verwalten (fo 
in Kecstemdt, Debrecsin, Saros⸗Patak, Eperies u, f. w.); auch find ihre Ober» 
Gymnaſien gewöhnlich mit einer theolonifhen Seminar für angehende Pfarramts · 
landidaten verbunden. Die katholiſchen Seminare unterſtehen ihren Biſchöfen, die 
edangeliſchen der betreffenden Superintendenz. Realſchulen gibt es nur in einigen 
ber größeren Städte. 

Ungarn Hat nur eine Univerfität, die Vefter, die aus ihrem eigenen reichen ' 
Stiftumgsfonde erhalten wird. Ihre Profefforen, Docenten und Lehrer‘ werben 
bon ber Regierung ernannt, die bis jetzt Feine Lehr» und Lernfreiheit an derſelben 
auftonmen ließ. Die theologifche Fakultät iſt römiſch⸗katholiſch und eine Heine, 
aber mächtige Fraftion des höhern Klerus bietet alles auf, um die ganze Univer- 
fität als ein erflufio katholiſches Inftitut gelten zu laffen, indem fie die Beſetzung 
eines Lehrſtuhles durch Atatholiten hartnädig zu bintertreiben ſucht. Diefes Zurüd- 
fegen vieler tüchtigen Gelehrten ift eine Haupturfache, daß die Pefter Univer- 
—8 ng vorzüglih ihre philofophifche Fakultät, fein Bild reichhaltiger Lehrkräfte 

ellt. 


Die Unterrichtoſprache iſt am ver Univerfität, wie an ven höhern Lehranſtal 
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ten: und im Oberghmnaſium, ungariſch, mit Ausnahme ber Schemmiter Bergakade ⸗ 
mie, ber Ungarifh-Altenburger landwirthſchaftlichen Schule, des Leutſchauet Staats- 
gymnaſiums, der Hermanftätter Rechtsakademie und der ſächſiſchen Oymnaflen, we 
deutfch, und ter Agramer Rechtsafademie und der kroatiſch⸗ſlavoniſchen Gymnaſien, 
wo kroatiſch gelehrt‘ wird. Im Untergymnafium und in ben Elementarſchulen rich⸗ 
tet ſich die Unterrihtsfprahe nah der Nationalität ber ar. un — in de 
meiften Fällen eine gemiſchte. 

Das bedeutendſte wiſſenſchaftliche Infitut Ungarns ift die —— Klar 
demie der Wiffenfhaften, durch patriotifhe Stiftungen im Jahre 1825 ger 
gründet, aber erft im Jahıe 1830 konftituirt. Ihr Kapital überſteigt, ſeit den reis 
chen Beiträgen: im den Jahren 1860-1862, eine Million Gulden, und ihr Palaſt, 
auch aus freimilligen Beiträgen an’ der Peter Donaufronte errichtet ,' vepräſentiti 
nahezu tenfelben Werth. Die Mitglieder der Alademie find. theils innere, theils 
äußere; die innern theilen fi in U, orbentlihe. und korrefponptvende -MRit- 
glieder; die äußern innen nur zu Ehren⸗ oter- forrefpondirenten: Mitglievern er» 
wählt werden. Die Zahl: ver Ehrenmitglieder darf 24 , die der ordentlichen 42 
nicht Überfchreiten, jene ber: forrefponbirenven iſt unbeftimmt. Age Mitglieder find 
in folgende 6 Sektionen getheilt: die philologiſch-belletriſtiſche, die philoſevhiſche 
bie; juridiſche, die hiſtoriſche, die mathematiſche, die naturwiſſenſchaftliche. Außerdem 
hat die Alademie 5 ſtändige Rommiffionen: die philoſophiſche, die hiſtoriſche, die archäo - 
logiſche, die ſtatiſtiſche und die mathematiſch-naturwiſſenſchaftliche, deren jede zur 
gabe ihrer Arbeiten einen Beitrag aus dem Jahres⸗Budget bezieht, Ihre erhandlun⸗ 
gen deröffentlicht die Afabemie theils in. ihren Jahresbüchern EKrkönyvek“, theils in 
den Heften des Académiai Ertesito (alademiſcher Berichterftatter). und Denen der 
fünf Kommiffionen ‚ theils in felbftändigen Bänden. Eine ihrer Hauptausgaben 
bildet das ſchon längere Zeit vorbereitete. große Wörterbuch der ungarischen Sprache, 
deflen erftier Band 1862 erfchienen ift.: Die Alatemie hält wöchentlich Seltiong-, mo» 
natlih Kommifflons-Sigungen und jährlich eine Generalverfammlung. ‚Sie hat jähr- 
lich 20—25 Preiſe zu vertheilen, von denen einige auch für poetifche Barte gefüftet 
* Die Höhe derſelben varlirt zwiſchen 160 — 1500 Gulden. | r 

In engern Kreifen bewegt fid der fiebenbürgifhe Mufeum-Berein in Klaufens 
Sarg, fowie der Berein für fiebenbürgifche Landeskunde in Hermannftadt,' und: ganz 
fpecielle Zwede verfolgen: die Kisfaludy-Geſellſchaft in Peft (fo genannt zu Ehren 
bes Dichters Karl Kisfaludy), welde durch Herausgabe gediegener äfthetifcher und 
belletriftifcher Werke die ſchöne Litteratur fördert; der königlich ungarifche naturwifjen“ 
fchaftliche Verein, der geologifche Berein, der Verein der Aerzte, der latholiſche St. Ste» 
phanverein zur Herausgabe billiger Vollsbücher, der Forfiverein, der centrale Landes- 
Agrikultar-Berein und die provinzialen Agrifultur-Bereine u. ſ. w. Alle genannten 
Gefellihaften und. Vereine veröffentlichen ihre Schriften in ungarifcher Sprache, mit 
Ausnahme des Vereins für fiebenbürgifche Landeskunde, deſſen Publikationen in deut - 
ſcher Sprache erſcheinen. In niht ungarifher Sprache arbeiten noch außer dieſen: die 
„Matica Srbska” für ferbifche, vie „Matica slovenska“ für ſlovaliſche, der mallacht- 
ſche Litterarifche Berein für wallahifhe Sprache und Fitteratur, Die Moflaodjiie Ua 
bemie, deren Sig Agram fein fol, iſt erſt im Werben begriffen. 

Die germanifirungslüfterne Bach'ſche Regierung verfolgte vorzüglich * Se 
ſellſchaften und Bereine, welhen die Beförderung der ungariſchen Litteratur oblag ; 
fie erzielte aber, wie es bei Berfolgungen gewöhnlich ver Fall ift, das gerade Gegen ⸗ 
theil des gehofften Reſultats. Je ſchwerer der Druck war, um fo kräftiger reagirte 
bie Nation, und eben während der Bach'ſchen Periode erreichte bie — Lite 
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teratur ;iimit Einfluß der periodiſchen Prefie, einen bis'tahin unerhörten Auf» 
ſchwung! Diefer Auffchwung iſt nicht blos im quantitativer Hinſicht, als Vermeh⸗ 
fung ‚der litterariſchen Produltion, ſondern auch in qualitativer, als ‚Steigen: des 
intenfiven: Werthes derſelben, bedeutend zu nennen. Das Erfreülichſte war, daß 
bie Litteratur, welche bis dahin faſt aueſchließlich eine: belletriſtiſche war und in 
wiſſenſchaftlicher Beziehung ſehr wenig Originales aufzuweiſen hatte, ımun auch 
das ganze wiſſenſchaftliche Gebiet betrat und z. B. im Bade der ES ccialphilofopbie, 
Aeſthetit/ Philologie, Geſchichte, Archäologie, Geographie, Vollewirthſchaft u. ſ. w. 
jolche Werte eigener Forſchung lieferte, welche ven Vergleich mit der Litteratur 
bes weſtlichen Europa nicht ſcheuen dürfen und von welchen einige europäiſche 
Berühmtheit erlangt haben. Ju Betreff der periodiſchen Preſſe wollen wir bemer- 
fen, daß von den auf dem. Gebiete ver ungarifchen Krone erfcheinenden mehr als 
hundert periodiſchen Schriften ungefähr acht Zehntel ver ungariſchen Litteratur an 
gehören und zwei Zehntel ſich umter die übrigen landesüblichen Spraden vertheir 
len. HMehr als vie Hälfte der periodifchen Schriften erſcheint in Peft-Dfen, die 
Fachblätter alle. Im legten Vierteljahr von 1865 erfchienen in Peft 8 Tagesblätter, 
und 'zwar:6 im ungarijher, 2 im deutſcher Sprache. Die: meiften Blätter find 
MWorhenblätter. Außer Peſt zeigt ſich die größte Regfamleit auf dem Gebiete d 
Preſſe in Agram und Klaufenburg. Z 

Aermer, als an literariſchen, ift Ungarn an Werten der Muſil unb-bilr 
denden Künſte. In dem legteren ift die Produktion größer, in der erfteren aber 
um: fo-origineller, und die Zeit dürfte garı nicht mehr ferm fein, wo; Ungarn feine 
echt nationale Oper haben wird, wie e3 feine echt nationale Mufit im Allgemei ⸗ 
nen: fchon ‚hat. Eine öffentliche Muſilſchule, das Peft-Ofner Konfervatorium, befteht 
feit 1840, eine Schanfpielerfhule, mit einer eigenen Brande für Oefangszöglinge, 
feit 1864. In der Malerei zeigt ſich ein: fharfes nationales. Gepräge noch nicht, 
obwohl ſich diefelbe faft ausfchließlih mit heimischen Gegenftänven beſchäftigt. Zur 
Förderung der bildenden Künfte beftehen in -Peft zwei Vereine: der ungariſche 
Kunftverein und der Verein für. bildende Kunſt, welch letzterer nur Werke umga- 
riſcher oder eingebürgerter Künftler anfauft und verloost. Mehr, als dieſe Bereine 
thun Mönnen, wird zur Veredlung des Kunftgefhmades die weltberühmte Efter« 
hazſche Bildergalerie beitragen, weldye im Jahre 1865 won Wien nad: Peft im 
den: Palaſt ver ungarifhen Alademie überfievelt wurde. 


Union, 


Das Wort Union, *) auf Staaten angewendet (unio eivitatum), bezeich- 
net in feiner weiteren Bedeutung, in welcher es namentlid in der älteren Litera- 
tur den-Gegenftand von weit ausgefponnenen ſcholaſtiſchen Diftinktionen. bildete, 
jebe Art won: ‚Verbindung, ‚welche ;zwijchen zwei oder mehreren ‚Staaten, beftchen 
dann, ſei fie eine dauernde oder blos zeitliche, berube fie auf ftaatsrechtlicher ober 
auf völkerrechtlicher Grundlage, und daher auch ohne Rüdjiht darauf, ‚ob bie ftaat» 
liche Selbftändigleit der unirten Staaten durch fie beſchränkt werde oder nicht; und 
erfteren Falles in welchen Grade. Es zählen daher folgende Arten ‚von: Staaten, 
verbindungen zur Union in diefer weiteren Bedeutung : | 


*) Anm. d. Red. Der folgende Artikel ift vor den Ereigniſſen von 1866 geſchrieben 
daher ohne Berüdfichtigung der tlichen Beijpiele zur. Erlä | 
welche diefes Jahr geliefert bat. u — dr m earift, 
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3) Die rein völlerrechtliche Verbindung zweier oder mehrerer völlig unahı 
Hängiger Staaten, um ein gemeimfames Intereffe auch im gemeinfamer Weiſe zu 
erftreben ober zu bewahren, wobei es bie Natur der. Sache mit fi brimgt, do 
die Rechte und Pflichten der vereinigten Staaten bie ‚gleichen ſelen. Im Völler⸗ 
verkehr kommt diefe Art von Berbinbung in zweierlei Formen vor, emtweber als 
einfahes Bünpdnif (Allianz) für zeitweilige Interefien und Bwede, ne 
mentli um gemeinfam ein gemifles politifches Verhalten gegen. britte Staaten zu 
beobachten (Meutralitäts-, Offenfiv-, Defenfiv-Bünbnifje), oder. für banernde In 
tereſſen mit ſtändigen gemeinfamen Unftalten zur Verwirllichung der Zwece ber 
vereinigten Staaten ald Staatenverein (Konföberation). . Zu viefer Kategorie 
von Bereinen gehört zur Zeit der beutfche Zollverein, der, wenn aud ber Form 
nach nur für eine beftimmte Zeit abgefchloffen, eine dauernde Berbinbung ber be 
treffenden Staaten darftellt, da die Intereffen, zu deren Förderung er abgeſchloſſen 
wurde, damernder Art find. Bon den befonveren Formen, welde vie Staatm- 
Konföderation im Staatenbunde annimmt, ift ſchon oben GBd. IL, ©. 284 fi) 
ausführlicher gefprohen worden. Ä 
2) Die ftaatsrechtlihe Verbindung mehrerer (früher fouveräner) : mit einem 
iſſen Maaße von Selbſtändigkeit in inneren Angelegenheiten ausgeftatteter 
ltederftaaten zu einem organifhen Ganzen mit einer den Einzelftauten über 
eorbneten Staatögewalt, der alle Einzelftanten gleichmäßig untergeordnet And. !) 
uch von biefer Form der Berbindung ift ſchon oben (®b. II, S. 284 fi) 
Nägeres vorgelommen und es iſt daher nicht am Plage, bier nochmals darauf ein 
eben, 
=> 8) Die Bereinigung der Staatsgemwalt in Bezug auf mehrere, vom ein 
ander völlig unabhängige Staaten in Einem Subjelte, und biefe Verbindung 
nennt die Doktrin vorzugsmweife Union, oder Union im engern Sinne, 
Diefelbe fest fonach das Nebeneinanderbeftehen von zwei oder mehreren, unter ſich 
unabhängigen Staaten, mit ihrer befondern Staatsgewalt voraus. Das Subjeht 
jedoch, welches die Staatsgewalt in ben verfhiedenen Staaten inne hat und zu 
deren Ausübung berufen ift, ift dasſelbe Daß auch bie Formen und Organe: für 
die Ausübung der Staatsgewalt und die materiellen Grundfätze, nad) ‚welchen biefe 
zu geſchehen hat, in den unirten Staaten diefelben feten, gehört nicht zum Ber 
geife der Union, wenn es auch für den Beftand umd die Dauer berfeiben von 
ugen fein mag, daß der Unterfchied im diefer Beziehung kein zu ſchroffer fel. 
Es wird vielmehr gerade der Umftand in der Megel die Entftehung und die Fort. 
fegung der Union veranlaffen, daß die Formen und Orundfäge für die Ausübung 
der Staatsgewalt in den betreffenden Staaten. biäher verſchiedene waren, und ver: 
ſchieden bleiben ſollen. et 
Bon den verfhiebenen Eintheilungen der Union, welche in der Literatur üb 
find, bat nur eine einen beſonderen wiſſenſchaftlichen und praftiihen Werth, 
nämlich die Unterfcheitung ver Berfonal» und Realunion. Gewöhmlid findet 
man das Unterfheidungsmerkmal zwiſchen tiefen. beiven Arten der Union darin, 
daß bei ber Perfonalunton bie zwei oder mehreren Staaten blos den Herrſchet 
gemein haben, bei der Realunion dagegen neben ver Einheit und Gleichheit des 
berrfhenden Subjeltes auch. gewiffe ftantliche Organe und Grundſätze für die un- 
ten Staaten gemeinfam feien. So lehrt 5. B. Heffter (Böllerreht IV. Aufl 


1) Damit ift von felbft die Hegemonie eines einzelnen Gliedes über die anderen under⸗ 
einbar; dieſes wäre nicht Union, fondern Eubjehion. 
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©. 41), die Union ſei Perfonalunion, wenn mehrere Staaten durch denſelben 
Souverän beherrſcht werden, fie ſei Realunion, wenn die einzelnen ‚Staaten ſelbſt 
mit einander in Verbindung fteben, fo daß ihre Schidfale ganz oder theilwelfe 
gemeinfam werben. Daß diefe Unterfheitung aller juriftifchen Beftimmtheit ent 
behre, und ſonach für eine genauere Begrenzung dev Begriffe nicht zu brauchen 
fel, dürfen wir wohl nicht erft beweifen, — Bluntſchli (Staatsrecht, IIT. Aufl. 
©. 239) ſtimmt mit der Hefiter’fchen Definition der Perfonalunion überein, Ueber 
die Realumion äußert er fi wie folgt: „Eine höhere Einigung liegt in der fo 
genannten Realunion. In ihr iſt nicht blos die Perfom des Herrſchers geei⸗ 
nigt, ſondern die oberfte Staatsleitung ſelbſt in Gelepgebung und Negierung. 
Zwar verträgt fie ſich mit einer relativen Selbftändigfeit der unirten Staaten, 
benen innerhalb gewiffer Schranken eine: partifuläre Gefeggebung und Regierung 
vergönnt werden mag, aber der Gefammtftaat ift in ihr doch einheitlich organſ⸗ 
firt und vie höchſten gemeinfamen Staatsintereffen find in den einheitlihen Or— 
ganen loncentrirt.“ — Faßt man den Unterfchied im diefer Weife, dann hört die 
Realunion auf, überhaupt eine Verbindung mehrerer Staaten zu fein. Denn 
in der That find die Glieder diefer Realunion nad) den eigenen Worten Bluniſchli's 
nur ’„velativ felbftändig", und ihre Selbſtändigkeit gehört nicht zum Weſen der 
Union, fondern fie wird nur von dieſer „vertragen”. Es will uns feinen, daß 
in diefer Befchreibung die Realunion gleichbedeutend mit „Bundesftaat“ fei, und 
ba wir den Begriff des Bundesftaates nit mit dem der Mealunion vermifchen 
zw türfen glauben, fo können wir uns diefer Auffafjung nicht anfchliegem, Wir 
werben. fpäter auf den weſentlichen Unterſchied, der unferes Erachtens zwiſchen dem 
Bundesftaate und der Realunion befteht, zurüdtommen und ihn näher aufzeigen. 

Uns ſcheint die Unterfheidung zwifchen Perfonal- und Realunion lediglich 
darin zu liegen, daß in der erfteren blos eine thatſächliche, auf rechtlich zu 
fälligen Gründen beruhende, im der legteren dagegen eine rechtlich nothwen— 
bige, auf ven pofitiven Beftimmungen der Berfafjung der betreffenden Staaten 
berubende Bereinigung ter Staategewalt von zwei oder mehreren Staaten vor 
legt.‘ Dort gründet fi die Gemeinfchaftlichkeit des herrſchenden Subjektes auf 
eine Thatfahe, welche in mehreren Staaten zum gleihen Refultate führt, ohne 
daß bas Eintreten diefer Thatſache in allen Staaten ftattfinden mußte: Es kann 
daher eine Perfonalunion entftehen: | 

1) wenn im zwei oder mehreren Staaten, In melden das berrfchende Sub» 
jeft durch Wahl beftimmt wird, diefelbe Perfon zur Ausübung der — er 
berufen wird, und biefe wirfiih übernimmt; 

2) wenn die durch Erbrecht zum Souverän eines Staates berufene Berfon 
zugleih zum Souverän eines dritten Staates auf ihre Lebenszeit gewählt wird, 
und biefelbe fowohl die eine wie die andere Stelle rechtlich zu übernehmen * 
Stande iſt, und fie wirklich mit einander vereinigt; 

3) wenn durch die in zwei oder mehreren Staaten geltenden Erbfolgeheſebe 
zufälliger Weiſe dieſelbe Perſon zum Erben der Krone mehrerer Staaten berufen 
wird, und dieſer Fall der Perſonalunion kann wieder auf verſchiedene Weiſe vers 
anlaßt werten. Es kann nämlid: 

a) die Perfonalunion dadurch herbeigeführt werden, daß die Krone Areen⸗ 
Staaten ſich in demſelben Geſchlechte, jedoch in verſchiedenen Linien desſelben ver⸗ 
erbt. Stirbt nun die in dem einen Lande regierende Linie aus, fo ſuceedirt im 
Zweifel, foferne nicht fpectele Berfaflungsbeftimmungen etwas Anderes verfügen, 
bie zweite Linie auch im andern Staate und es kann dieſelbe Perfon in zwei oder 
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mehreren Staaten Erbe fein. Wie lange dieſe Vereinigung ber. Aromen dauere, 
hängt von dem Inhalte ber in den betheiligten Staaten: in Wirkſamkeit ſtehenden 
und auch nad ber Union in Wirkfamleit verbleibenden Erbfolgegefege ab: Sind 
bie. Borfriften derfelben in Bezug auf Erbfolgeredit und. Erbfolgeorduung über- 
einftiimmend, fo wirb die Union jo lange dauern, als bie betreffende Familie eri- 
flirt; weichen fie in ber einen ober andern Beziehung von einander: ab, läßt 3. B. 
das eine unbedingt nur die Männer zur Thronfolge zu, fo daß die weibliche Des- 
cendenz den männlichen Seitenverwandten zu weichen hat, während das andere ber 
Nähe der Berwanbtfhafi zum: legten Befiger ohne Rüdfiht auf das Geſchlecht 
einen entjcheidenden Einfluß auf das Erbfolgerecht einräumt, fo kann ſich bie Union 
in Furzer Zeit wieder auflöfen. Dieſes wird hier namentlich dann erfolgen, wenn 
der legte Inhaber des Throns nur lognatiſche Dejcendenten und daueben agua» 
tiſche Seitenverwandte hinterläßt. 

b) In ähnlicher Art kann es zu einer Perſonalunion führen, wenn zwiſchen 
zwei oder mebreren regierenden Häufern Erbverbrüberungen beftehen, und 
beim Ausfterben des einen verbrüderten Geſchlechtes die Krone desfelben der über- 
lebenden Familie zufält. Wird dann diefelbe Perfon nad den Beftimmnägen der 
beiven Staaten Thronerbe beiver Länder, fo liegt abermals für die Zeit: dieſes 
Zufammentreffens des Erbrechtes in Einer Perfon unfere Union vor. 

Nicht felten finden fi) Übrigens in ben pofitiven Gefegen Verfügungen, melde 
ben Eintreten oder doch der Fortdauer einer Union vorzubeugen , beftimmt find, 
weil man politifhe Nachtheile von der Union befürchtet, und insbefondere Beſorg · 
niſſe für vie politiſche Selbftändigleit des minder mächtigen Staates hegt, wenn 
befien Krone an tem Regenten eines mächtigeren Staates fällt. So beftimmt 5. ®. 
die bayerische Verfaſſungsurlunde Tit. II $. 6 für den Fall des Ausfterbens des 
Manusftammes und tes Mebergangs ber Krone an eine fremte, mit bem aus⸗ 
geftorbenen Geſchlechte durch Frauen verwandte regieremde Familie, ‘daß bie 
bayerifche Krone, wenn der zunächſt berufene Erbe derſelben bereits ‚Regent eines 
größeren Etaates ift, und biefer feine Refidenz in Bayern nicht. nehmer kann oder 
will, fofort an des Berufenen zweitgeborenen Sohn überzugehen und ſich in feiner 
Linie weiter zu vererben habe. — In anderer Weife hat die belgiſche Verfaffung 
dur ihren $. 62 vorzuforgen. gefucht. Derfelbe lautet nämlih: „Der König von 
Belgien Tann ohne Zuftimmung der beiden Kammern nidt zugleih Oberhaupt 
eines anderen Staates fein. Keine der. beiden Kammern kann über biefen Gegen- 
ftand berathſchlagen, wenn nicht wenigftens zwei Drittel der Mitglieder , woraus 
die Kammer befteht, gegenwärtig find, und es fann kein Beichluß darüber gefaßt 
werben, wenn er nicht wenigftens zwei Drittel der Stimmen für fi hat.“ 

Zum Weſen der Renlunion gehört, wie bereits gejagt, daß die Bereini- 
gung der Staatsgewalt zweier oder mehrerer Staaten in Einer Perfon. auf einer 
rechtlichen Nothwenbigteit beruht, fei es, daß die Orundgefege beider Staaten diefe 
Bereinigung verorbnen, oder daß nur das Grundgeſetz des einen Staates fie ge- 
bietet, daS bes andern Staates fie wenigftens zuläßt. Enthält die Verfaſſung der 
betheiligten Staaten über dieſen Punkt feine Norm, fo bedarf es eines Geſetzes 
in jedem berfelben, um eine Union zwifchen ihnen zu begründen. Die Folge davon 
kit, daß biefe Art von Union nur in verfelben Yorm wieder. aufgehoben werben 
fann, in der fie begründet worden ift, d. i. im der eines Geſetzes. — Daß dieſe 
Gemeinſchaftlichkeit des Staatsoberhauptes aud eine redhtlihe Union der Staaten 
jelbft zur Wirkung habe, bedarf faum der weiteren Erörterung. Sie erzeugt von 
felbft eine gewiffe Gleichheit und Einheit in ber Repräfentation der unixten Etaaten 
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nach Außen, fowie in der Leitung ber inneren Angelegenheiten. Sie wird nament- 
(ih zur Folge haben, daß für gewiſſe Funktionen der unirten Staaten die glei- 
hen Organe beftellt werben, fo 3. B. die Organe zur völferrehtlihen Vertretung 
der vereinigten Staaten. Allein diefe Gleichheit der Organe und Einrichtungen 
gehört nicht zum Wefen der Union, welche ſelbſtändige Staaten als Glieder vor- 
ausfegt, und daher jedem berjelben freie Entſchließung im allen Punkten vorbe- 
hält, welche mit der Union der Staatsgewalt nicht im Widerfprude ftehen. Als 
rechtlich unmöglich unter realeunirten Staaten erfheint der Krieg; fie können mit 
einander verbunden fremde Staaten befriegen, nicht aber ſich felbft. Unterfucht man 
die Motive, welche die Staaten zur Begründung der Realunion beftimmten, fo 
wird ſich ergeben, daß man durd die Verbindung die Unabhängigkeit nah Außen 
befier gewahrt glaubte, als es dem ifolirt ftehenten Staate möglih if. Daher 
werden fi in der Regel nur folde Staaten uniren, denen eine gemeinfame Ge— 
fahr von Wußen droht, melde fie mit gemeinfchaftliden Kräften abmwehren 
wollen. 2) 

Es wird zur Erläuterung der bisherigen Darftellung dienen, wenn wir für 
die beiden Arten der Union Beifpiele aus der Gefhichte der europäifchen Staaten 
anführen. Wenn wir mit der zulegt betrachteten Realunion beginnen, fo liefert bie 
Verdindung zwifhen Schweden und Norwegen das Harfte und wichtigfte Beifpiel. 
Das Grundgefeg für Norwegen (1814) verordnet in feinem $. 1: „Das Kö— 
nigreih Norwegen ift ein freies, felbitändiges, untheilbares und unabhängiges 
Reid, mit Schweden unter einem Könige vereinigt." Bon Seite Schwe- 
dens find die mäheren Bedingungen über die Begründung der Union mit Nor» 
wegen in dem Reihsaft vom 6. Auguft 1815 feftgefegt (f. oben Bd. IX ©. 130). 
Us eine Folge der beftehenden Union beiver Staaten wird es angefehen, daß fie 
dem Auslande gegenüber nur Einen Repräfentanten haben, daß fie Krieg und 
Frieden mit einander gemein haben, und ebenfo die diplomatiſche Vertretung. Die 
Verhandlungen, welche von den Vertretern beider Reiche mit fremden Staaten 
gepflogen , die Verträge, welche mit ihmen abgefchloffen werben, können übrigens 
auch nur im Namen des einen berfelben geführt und abgefchloffen werben, wenn 
der Auftrag nur für den einen Staat ertheilt worden ift (vgl. das Nähere oben 
Br. IX, ©. 185). — Ein weiteres befanntes Beifpiel von Realunion bieten vie 
Herzogthümer Schleswig und Holftein, die fid) im Mannesftamme bes regierenden 
Haufes vererben und von einer und berfelben Perfon beherrſcht werben follen. Zu 
Dänemark ftanden die Herzogthlimer nach der deutfchen, im pofitiven Rechte be- 
gründeten Auffafſung nur im Berhältniffe der Perfonalunion, welche im Jahr 1863 
mit dem Tode Friedrih VII. von Dänemark, des legten vom Mannesftamme 
feiner Linie, ihr Ende erreichte, intem in Folge diefes Ereigniffes in Dänemark 
tognatifhe Succeffion eintrat, während in den Herzogthümern nur der Dannes- 
ſtamm erbberechtigt ift, und daher die Staatserbfolge in venfelben an eine andere 
Linie überging, in welcher Männer vorhanden find. — Auch das Verhältniß Po— 
lens zu Rußland, wie es in der Wiener Kongrefafte (Urt. 1) geregelt ift, wird 
gewöhnlich als Beiſpiel einer Realunion erwähnt. Bei genauerer Betradtung tes 





2) In gewiſſem Sinne den Gegenfag der Realunion bildet dad Kondominatöverhältniß. 
&ei der Realunion haben mebrere Staaten, alſo auch die Länder dauernd einen und denjelben 
Eouverän; beim Kondominat ſteht ein und dasfelbe Rand unter zwei oder mehreren Landee— 
berrn, die entweder abwechslungswelfe oder neben einander nach den Grundfägen der Prävention 
die Hoheltärechte üben. Vergl. darüber 9. A. Zachar iä, Staater. II. A. Br. ı ©. 76, 
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Inhaltes der Kongrekakte laffen ſich indeffen dagegen erhebliche Zweifel geltend 
madhen, melde wir übrigens an dieſem Orte nicht weiter ausführen wollen, ba 
die Frage für jetzt nicht praktiſch if. 

Eine Perfonalunion befteht zur Zeit zwiſchen dem Königreich der Nieder— 
lande und dem Großherzogthum Luremburg. Es ift zwar basfelbe Geſchlecht, 
welches in beiven Staaten die Staatägewalt inne hat, und es ift viefelbe Berfon, 
welche tort wie hier Souverän if. Allein die Berfaffung des Großherzogthums 
enthält feine Verfügung, durch welche eine folhe Bereinigung als rechtlich noth- 
wendig erflärt wäre. 3) Ebenfo befand fi Hannover bis zum Jahre 1837 
mit Großbritannien in einer Perfonalunion, welche aus benfelben Gründen 
aufhörte, aus welchen 1863 vie Union zwifhen Dänemark und den Eibherzog- 
thümern rechtlich erloſch. 

Diefer geihichtlihen Erläuterung des Begriffes der Union wird zweckmäßig 
noch eine allgemeinere Betrachtung folgen, welche fidh’8 zur Aufgabe macht, unfer 
Inftitut mir andern verwandten Begriffen des öffentlihen Rechtes zufammenzu- 
ftellen und die Unterfheidungsmerfmale aufzuzeigen. 

Bergleiht man zunächft die Union mit dem Staatenbunde, fo tft jene ein 
ftaatsrechtliches, dieſer ein völferrechtliches Inftitut *). Die verbündeten Staaten blei- 
ben felbftändig, von einander getrennt, jeder mit feiner befonderen Staatsgewalt 
und ihrem Vertreter. Das Organ, weldes den Bund vertritt und für ihn ban- 
delt, ift nicht wie bei ber Union ver Souverän ber im Bunde begriffenen Staaten, 
fondern fteht neben ven Souveränen als Mandatar derfelben für die Beforgung 
der gemeinfamen (Bundes-)Angelegenheiten. Diefe Berfchiedenheit bringt es mit 
fih, daß das Unions- und das Bundesverhältnig neben einander vorhanden fein 
können, daß eines das andere nicht ausſchließt. inzelne Bunbdesftaaten fünnen 
mit auswärtigen Staaten und aud mit anteren Bundesftaaten unirt fein. Im 
erften Falle ift einer der unirten Staaten Mitglied eines Staatenbundes, wie 3. B. 
Luremburg, während der andere unirte Staat (das Königreich der Niederlande) 
außerhalb des Bundes fteht, und da nad unferer Auffaſſung der Union die ver- 
einigten Etaaten ihre volle Gelbftändigfeit und Unabhängigkeit behalten, fo ift 
vom Standpunlte der Theorie diefes Verhältniß faum zu beanftanden. Schwie- 
rigfeiten können fi jedoch im Leben bezüglich des Kriegs» und Friedensrechtes 
des Bundes einerfeitd und der Union anderfeits ergeben. Die Art. 46, 47 und 
78 der Wiener Kongreßafte haben diefe Schwierigkeiten für Dentfchland zu heben 
geſucht, indem fie verfügten: 

„Art. XLVI. Beginnt ein Bunbesftaat, der zugleih außerhalb des Bunbes- 
gebiets Befigungen hat, in feiner Eigenfhaft als europäifhe Macht einen Krieg, 
jo bleibt ein folder, vie VBerhältniffe und Berpflihtnngen des Bundes nit be— 
rührender Krieg dem Bunde ganz fremd. Art. XLVII. In den Fällen, wo ein 
folder Bundesftaat in feinen außer dem Bunde belegenen Befigungen bedroht oder 
angegriffen wird, tritt für den Bund die Verpflibtung zu gemeinjhaftlihen Ber» 


3) Ueber die völig unklaren rechtlichen Berhältniffe des Herzogtbums Limburg vergl. 
9 A. Zadhartä a. a. O. Bd. U ©. 629. 

*) Anm. d. Ned. Gegen die obige Auffaffung erheben fih doch mande Betenfen. Die 
Union der fpanifhen und der deutichen Krone unter Karl V. oder der Kronen von England 
und Sannover hatte doch eber eine völferrechtliche als eine flaatärechtliche Bedeutung; und ums 
gekehrt Die ftaatenbündliche Eidgenoffenfchaft vor 1798 oder die Konföderarton der nordameritanifhen 


Staaten vor 1788 war doch nicht blos völerrechllih, fondern in manden Einrihtungen auch 
ſtaatsrechtlich. 
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theidigungsmaßregeln,, oder zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur infofern ein, 
als derfelbe nad vorgängiger Berathung durh Stimmenmehrheit in der engern 
Verfammlung Gefahr für das Bundesgebiet erkennt. Im legteren Falle finden die Bor: 
Ihriften der vorhergehenvden Artikel ihre gleihmäßige Anwendung. Art. XLVIIL Die 
Beltimmung der Bundesafte, vermöge welcher, nad) einmal erklärtem Bundeskriege, 
fein Mitglied des Bundes einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, 
noch einfeitig Waffenftilftand oder Frieden fhließen darf, ift für ſämmtliche Bun- 
beöftaaten, fie mögen außerhalb des Bundes Befigungen haben over nicht, gleich 
verbindlich.“ 

Haben zwei oder mehrere der verbündeten Staaten den Souverän gemein, 
fo-ift an fi ein jeber der unirten Staaten Bundesgenoffe, der im Bunde wie 
außerhalb desſelben durch vasfelbe Subjekt repräfentirt wird, wie ber andere Bun- 
desgenofje, und alle Rechte eines ſolchen anfpreden kann, fo wie er felbftverftänd- 
lich aud die entſprechenden Pflichten zu übernehmen und zu erfüllen hat. — Diefer 
Gedanke liegt aud dem Art. 16 der Wiener Schlußafte zu Grunde; nur erfcheint 
er im mittelalterliden Gewande und wird aus Rüdfichten der Zweckmäßigkeit mo- 
bificirt. E8 heißt nämlich dort: „Wenn die Befigungen eines fouveränen deutſchen 
Haufes durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, fo hängt e8 von der Gefammt- 
beit des Bundes ab, ob und in wie fern die auf jenen Befigungen haftenden 
Stimmen im Plenum, da im engeren Rathe kein Bunvesglied mehr als eine 
Stimme führen fann, dem neuen Befiger beigelegt werben follen.“ 

Der Bundesftaat hat zwar das mit der Union gemein, daß fie beide 
dem ftaatsrechtlihen Gebiete angehören. Allein bei näherer Betrachtung find fie 
doch fehr wefentlih von einander verihieden. Im Bunbesftaate find mehrere 
ftaatlihe Oemeinwefen zu einer organifhen Einheit in der Art mit einander ver- 
bunden, daß über ihnen allen eine höhere Gewalt, die Centralgemwalt fteht, ber die 
Gliederſtaaten mit ihren Regenten untergeordnet find. Die Folge davon ift, daß 
bie fo verbünbeten Staaten nicht der vollen Selbftändigfeit und Unabhängigfeit 
von jouveränen Staaten genießen; ihre Staatögewalt ift reducirt und auf jene 
ftaatlihe Hoheitsrechte beſchränkt, welche der Gentralgewalt nicht übertragen find. 
Wir haben faum nöthig, ausführlid darzuthun, worin die Union vom Bundes— 
ftaate fi unterjheidet. Sie kennt keine Unterordnung unter eine über der Union 
ftehende höhere Gewalt; die an ſich gleihe Staatsgewalt der unirten Staaten 
ift in ihrem vollen Umfange einem und vemfelben Subjefte übertragen. — Auch 
diefes Bundesverhältniß fann mit der Union zufammengehen, fo daß der Regent 
eines Einzelnftantes zugleih Souverän eines fremden Staates fein kann. Nur 
macht fih von felbft die Differenz zwifchen dem Staatenbunde und dem Bunbes- 
ftaate geltend. In dem auswärtigen Staate befigt der betreffende Bundesgenoffe 
die reale und unabhängige Stantsgewalt, im Bunde blos bie reducirte und fub- 
orbinirte Gewalt eines Partikularftantes, Es iſt nur dafür zu forgen, baß ber 
fremde Staat dem Bundesverhältniffe feinen Eintrag thue, und das wirb von 
felbft der Hal fein, wenn nur eine Union in unferem Sinne befteht. Damit ftimmt 
auch bie von der deutſchen Nationalverfammlung im Jahre 1849 befchloffene 
Reihsverfaffung überein, wenn fie in ven SS. 2 und 3 anorbnet: „Dat ein beut- 
ſches Land mit einem nichtveutfchen Lande dasfelbe Staatsoberhaupt, fo fol das 
deutſche Land eine von dem nichtdeutſchen Lande getrennte eigene Verfaſſung, Re— 
glerung und Berwaltung haben. In die Regierung und Verwaltung des beutfchen 

andes bürfen nur deutſche Staatsbürger berufen werben. Die Reichsverfaſſung 
und Reichsgeſetzgebung hat in einem folden deutſchen Lande biefelbe verbindliche 
43* 
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Kraft, wie in ven übrigen deutfchen Ländern. Hat ein deutfhes Fand mit einem 
nichtdeutfchen Yande vasfelbe Staatsoberhaupt, jo muß biefes entweder in feinem 
deutſchen Lande refiviren, oder es muß auf verfaffungsmäßigem Wege in tem 
felben eine Regentſchaft niebergefegt werben, zu weldher nur Deutſche berufen 
werben dürfen.“ 

Daß indeffen ein foldes Doppelverhältnig leicht Inkonvenienzen nad fid 
ziehen könne, läßt ſich nicht in Abrede ftelen, und wo es vermieden werben fan, 
wirb gewiß räthlich fein, e8 zu vermeiden. Diefem Gedanken gibt der $. 4 te 
angeführten Reichsverfaſſung Ausdruck; er lautet: „Abgefehen von den bereits be— 
ftehenden Verbindungen deutſcher und nichtdeutſcher Länder foll fein Staatseber 
* haupt eines nichtdeutfchen Landes zugleich zur Regierung eines deutſchen Landet 
gelangen, nod darf ein in Deutfhland regierender Fürſt, ohne feine deutſche R- 
glerung abzutreten, eine fremde Krone annehmen.“ 

Was man bisher fonft noch, wohl veranlaft durch bie älteren fcholaftifhen 
Definitionen als Union zu bezeichnen pflegte, follte nah unferem Ermeſſen nidt 
fo genannt und nicht mit der Union zufammengeftellt werden. Denn dieſe Br 
zeihnung und Zufammenftellung ift nicht geeignet, die Klarheit und Beftimmtheit 
der ftaat#- und völferretlihen Begriffe zu förbern, fondern fie erzeugt nur m 
Mare und ſchillernde Borftelungen, die ſich nicht wiffenfhaftlich begrenzen um 
definiren laffen. So tft e8 5. B. 

1) ein Wiperfpruh in ſich felber, die Einverleibung eines bisher ſelb— 
ſtändigen Staates in einen anderen, die Inforporation oder wie fie in mer 
fter Zeit genannt wird, die Annerion als eine Art ver Staatenunion dar 
ftellen, auch felbft dann, wenn tie Einverleibung mit dem Willen tes betbeiligten 
Staates gefhehen follte, und wenn dem einverleibten Gemeinmwefen nod ein ge 
wiffer Grad von innerer Autonomie, ähnlich einer großen Gemeinde belafjen würde. 
Stets bildet der inforpertirte Staat nur einen Theil des anderen Staates; bie 
dort herrſchende Staatsgewalt gebietet auch im einverleibten Theile. Wan bat et 
mit einem einheitlichen, im Laufe ver Geſchichte aus mehreren früher felbftänbigen 
Ländern entftandenen Staate zu thun, der in feinem Innern feine Union duldet 
— Diefes ift 3. B. das Verhältniß Polens zu Rußland, das von Irland un 
Schottland zu Großbritannien. 

2) Aehnlich ift Die ftaatsredptlihe Etellung der Kolonie zum Mutterlante. 
Sie erfcheint als eine Erweiterung des Gebietes und der Machtſphäre des Haupt- 
ftaates, zu dem fie rehtlih im dem Berhältnig einer Zugehör fteht. Auch bie 
fann im Laufe der Zeit der Kolonie, wenn fie ſich .tonfolidirt und zu Wohlſtand 
und Macht gelangt, ein gemiffes Maß von Eelbftänpigfeit zugeftanden werten; 
allein dadurd wird das Verhältniß zwar modificirt aber nicht principiell geäntet, 
von einer Union fann man aud bier nicht fprechen. Diefes wäre erft dann möy- 
ih, wenn vie Kolonie volle ftaatlibe Selbftänpigfeit erringt und nun etwa mit 
dem ehemaligen Mutterlande in eine Realunion träte, 

3) Ebenfo ift die Union nad unferer Unfiht zu trennen von der Ber- 
Ihmelzung mehrerer Staaten zu einem einheitlichen Staate (wie fie früher gr 
nannt wurde: unio per confusionem), in Folge deren es fortan nur einen 
Staat giebt, deſſen Beſtandtheile nur noch gefhichtlih ald ehemalige ©taatın 
in Betradt fommen. Den gefhichtlihen Borgang diefer Staatsbildung fann mar 
grammetifh richtig eine Ginigung von bisher getrennten Eriftenzen, eine Unies 
nennen. Aber es fcheint uns mit den Forderungen juriftifher Beſtimmtheit nis! 
vereinbar, au das Reſultat viefes Vorganges fo zu nennen. Ueberblidt man 
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bie gegenwärtig beftehenden Staaten Europa’s, fo find nicht blos bie fogenannten 
Großſtaaten, fondern aud die Staaten zweiten und britten Ranges faft alle auf 
biefem Wege entftanden; auf alle würde daher ver Begriff der Union anmwentbar 
fein, aber eben darum aufhören, eine befonvere Bedeutung in der Rechtswiſſen— 
ſchaft zu haben. 

Betrachtet man die Vorgänge, welche aus dem Streben einer in mehrere 
Staaten getrennten Nation nad) politifher Einigung entipringen, fo laffen fi 
mehrere Möglichkeiten denken, melde das Ziel und den Abſchluß diefes Strebens 
bilden. Entweder die Nation begnügt fih mit ver Form des Staatenbundes oder 
der Union — oder fie fhafft die flraffere Form des Bundesftaates, der eine ftär- 
tere Gentralgewalt nöthig macht als jene des Staatenbundes ift, oder endlich fie 
hebt die Partifularftaaten als folde volllommen auf, und begründet den Einheits- 
ftaat mit einer gemeinfamen, Ale beherrſchenden Staatsgewalt an ihrer Spitze. 
Diefe normale Einigung der Glieder einer Nation wird geftört und verzögert, 
wenn ein einzelner Staat für ſich die Obergewalt über die übrigen — die Hege- 
monie — prätendirt, und fi bie übrigen Staaten gleicher Abftammung infor= 
poriren will. Das Königreih Italien hat alle die Mittelglieder, welche zwiſchen 
der völligen Zerfplitterung und dem einheitlihen Staate liegen, bei feiner Bil- 
bung überfprungen, und bat ſich fofort als Einheitsftant konſtituirt, ohne freilich 
zur Zeit die ganze Nation zu umfaffen. | 

Literatur: Die neuere Literatur über die Materie ift nicht reihhaltig, 
wenn man unter Union nur das begreift, was wir in unferer obigen Ausführung 
darunter begriffen haben; wir verweilen desfalls einfah auf H. U. Zadhariä, 
Deutſches Staats- und Bundesreht, II. Aufl. S. 96 und Klüber, Deffentl. 
Recht des d. B. und der B. St. IV. 8. 104. Böyt, 


Univerfalmonarchie, j. Weltreich. 


Univerfitäten. 


Eine vielhundertjährige Sprechweife hat den großen Bildungs und Unterrichts— 
förpern, welche wir in allen Staaten europäifcher Kultur finden, einen Namen 
gegeben, ver urfprünglich nichts weiter bedeutet als daß bie im Lehren und Lernen 
vereinigten Kräfte eine Körperfchaft, eine universitas ausmaden. An biefen ganz 
allgemeinen Sinn hat fi aber von einem und demfelben Ausgangspuntte der hifto- 
riſchen Entwidlung die uns allen heute geläufige Bebeutung gefmüpft, welche die 
Korporationen des hohen Unterrihts auf allen Gebieten wahrer Wiſſenſchaft und 
wiffenfhaftlicher Bildungszmweige, ſowohl von der Gelehrtenakademie als den poly⸗ 
techniſchen Inftituten der Neuzeit, den Gymnaſien und Lyceen ſcheidet. Abgefehen 
von biefem Grundcharakter, welcher in allen Ländern, natürlich nicht ohne gewiſſe 
Mopifitationen, uns in den Univerfitäten entgegentritt, haben tod tiefe hohen Bil- 
dungsanftalten, die Hohfhulen der verfchievenen Nationen, als wichtiger Theil des 
Bolkökulturlebens die Schidfale der einzelnen Nationen an ſich felber erfahren müſ— 
fen, und wer in unferen Tagen das Unterrichtsmwefen, die Stellung zum Staate, 
die Denf- und Lebensweife der Yehrer und Stubirenden an den Univerfitäten Eng— 
lands, Frankreichs, Deutſchlands, Amerifas oder Italiens mit einander vergleicht, 
wird es auf ben erften Blid faum als richtig annehmen, daß alle jene jet jo ver- 
ſchieden gefärbten und mit fo verfchiederer Bewegung dahinrollenden und langſam 
ſchleichenden Ströme auf eine und diefelbe Quelle zurädzuführen find und urfprüng« 
lid bis in alle Einzelnheiten den gleichen Charakter trugen. Es kann nit die Auf> 
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gabe einer überfichtlihen Darftellung an dieſem Plage fein, eine Geſchichte ver 
Univerfitäten in irgend welcher Vollſtändigkeit zu geben, es beſitzt namentlich vie deutſche 
Literatur tüchtige Specialwerke auf tiefem Gebiete; aber aud in einem bem praf- 
tifhen Bedürfniß und dem Leben der Gegenwart gewidmeten Unternehmen, mie das 
Staatswörterbuch, darf ein Nüdblid auf das Werden dieſer hochwichtigen Anftalten 
nicht fehlen, weil er das Verſtändniß der gegenwärtigen Zuftände erleichtert. In 
feinem Lande ift dies mehr der Fall, als in Deutſchland, wo die Hochſchulen für 
die nationale Entwidlung noch in ganz anderer Weije als in den übrigen Kul— 
turftaaten ihren Einfluß geäußert haben und äußern. 

Das Haffifhe Alterthun zeigt ein von dem unfrigen fo völlig verfchiedenes 
Kulturleben, daß eine biftorifhe Anfnüpfung zwifhen den Unterrihtsverhältniflen, 
wie fie vor dem Zuſammenbrechen ber römifch-griehifhen Welt beftanden und ben 
und heute umgebenven Erfdeinungen höchſtens in dem Sinne beftanden bat, wie 
alles Wichtige das jemals gefhab, einen gewiffen Einfluß in dem Lebensgange des 
Menſchengeſchlechtes zurüdläßt. Weber die Philofophenihulen noch die Rechtsaka— 
demieen der römischen und griechiſchen Kaifer find vie Wiegen unferer Univerfitäten 
gewefen. Nach ver langen Nacht des beginnenden Mittelalters, als fih germaniſche 
Stämme zuerft im Welten Europas eine nene Heimat gründeten und Wurzel fchlu- 
gen, erwachte allmählich wie aus ſchwerem Traume das Kulturbedürfniß der neuen 
europälfhen Menfchheit, und in Heinen Anfängen ärmlicher Klofterfchulen, aber unter: 
ftügt durch einſichtsvolle Fürften wie Karl der Große und Alfred von England, 
fteigerte fih von Jahrzehnt zu Jahrzehnt der Drang nad höherem Wilfen und mit 
dem Willen aud das Berlangen, Anderen die Frucht des eigenen Fleißes mitzu- 
theilen. Die engen Räume der Klofterfchulen, welche anfänglih wie Dafen in ber 
MWüfte geiftiger Unkultur für Sitte und Wiffen fo fegensreich gemirft hatten, wur: 
den bald al® ungenügend empfunden, das mönchiſche Weſen, die Abgeſchiedenheit 
von der Welt, die Feſſel, welche ver freiern Regung bes Geiftes durch das Ordens- 
gewand angelegt wurde, mußten unmwillfürlih zu Verfuchen führen, auch außerhalb 
der Hierardhie und in freierer Thätigkeit für den höheren Unterricht wirkſam zu 
fein, zumal die Hauptaufgabe der alten Klofterfhulen darin beftanden hatte, Ana: 
ben zu unterridten oder phyſiſch Erwachſene, deren ungelenter Geift nur nad Kna— 
benart die Lehre zu empfangen und zu verwerthen vermochte. Jene höhere Bildung, 
deren Anſtrebung als faft inftinftives Bedürfniß mit der körperlichen Reife auch der 
Zeit nad) einzutreten pflegt, wurbe in ven Klöftern durch das Gelbfifiubium oder 
den wechfelfeitigen fi ergänzenden Unterricht der Klofterbrüber angeftrebt. Für 
bie Laienwelt brach die geiftige Nahrung, welche Klöfter und Stifter boten, ſchon 
auf einer niedern Stufe ab. 

Eine Anzahl von angefehenen Lehrern auf mehreren Gebieten des damaligen 
Wifſens hatte fih im Laufe des 12. Jahrhunderts in zwei Städten gefammelt, 
welche dadurch für längere Zeit die Brennpunkte ver Wiffenfhaft wurden: Paris 
und Bologna. Wir wiffen weder warn noch wo zuerfi ftatt DBereinzelter, welche 
einen Kreis von Schülern an ſich zogen — dies ift allerdings der erfte Keim des heu— 
tigen Hochſchulweſens — Gelehrte in größerer Zahl und die ihnen zuhbrenden Schü- 
ler fi ihres Zufammenhanges bewußt wınden. In Bologna hat befanntlih das Auf- 
leben des römifhen Rechtsſtudiums gerade diefe Stadt zum Mittelpunft eines je 
wichtigen Gegenftandes fir mehrere Jahrhunderte gemacht. Aber daraus folgt 
feineswegs, daß nicht die studia generalia, die universitates doctorum et scolarium 
in der franzöfifhen Hauptftadt gleichzeitig fich gebildet haben. Im Unterjchiede von 
den Klofterfchulen, welche als Depenvenzen des Klofters felber erfcheinen und ebenfo 
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getrennt von dem bis daher beftandenen Einzelunterricht betrachtete man nun Lehrer 
wie Schüler als eine große universitas, denen Gewohnheit und Herlommen, erft 
fpäter verftärft duch päpftliche Privilegien und kaiſerliche Beftätigungen, eine Fülle 
von Rechten und Pflichten zumiefen. Urfprünglid war der Einfluß des Staates, 
foweit man in biefer Periode des Mittelalters überhaupt tiefen Ausdruck gebrau- 
den lann, ober der Stadt, in deren Mauern fich die gelehrte und lernente Kör— 
perfhaft fammelte, von wenig eingreifender Bebeutung. War doch die forporative 
Gelbftgeftaltung und Selbftregierung mit all ihren Vorzügen und Schwächen ein Grund— 
zug, welcher fih durch das ganze öffentliche Leben des Mittelalters erftredte. Wie 
die Stabtgemeinden, bie Handwerfszünfte und bie Gilden, fo fanden aud bie wif- 
fenfhaftlihen Univerfitäten mit weitgehenver felbftändiger Verfaſſung da. Paris und 
Bologna find nachweisbar die Mufter für die fpäteren ähnlihen Schöpfungen ge- 
worden, zu benen fid Fürſten und Städte um fo bereitwilliger verftanden, als eine 
folhe Korporation nit blos Anfehen und Einfluß, fondern auch materiellen Ge— 
winn bradte. Mag aud bei den Zahlenangaben über die Frequenz der erften Unis 
verfitäten biefelbe Unzuverläffigfeit walten, wie Bei faft allen ftatiftiihen Notizen 
bes Mittelalters, fo ift do gewiß, daß zu Taufenden die mißbegierigen Jünglinge 
bes Abendlandes, Geiftlihe und Laien, um bie Lehrer von Paris und Bologna 
fih fammelten und dem Ort ihres Aufenthalts an Oeld und Gut nit wenig zu- 
braten. Wenn wir verhältnigmäßig früh päpftliche Berleifungen ven Stempel 
der geiftlihen Approbation den neuen Lehrkörpern aufprüden fehen, fo barf vies 
nicht wundernehmen in einer Zeit, wo bie Kirche noch faft ausnahmslos die Be— 
wahrerin ber geiftigen Bildung war und die wiljenfhaftliche Darlegung des Dogmas 
und bes fanonifhen Rechts zu ben Hauptaufgaben der neuen Genofjenfhaften ge- 
hörte. Trotz ihres faft gleichzeitigen Entftebens beftand zwifhen den Univerfitäten 
von Paris und Bologna infofern ein durchgreifender Unterfchieb, ald bort die Kor- 
poration in den Händen ber Lehrer, in Bologna dagegen in denen ber Stubi« 
renden felber fi befand, fo daß hier die Lehrer oder überhaupt die Doktoren, 
wovon freilich nicht alle docirten, faft ohne kinfluß auf das forporative Reben 
waren, während dagegen in Paris die Maffe der Stubirenden in ähnlicher Entfernung 
von ber forporativen Wirkfamfeit gehalten wurde. Bon Anfang an fheint fi in 
Paris das Gros der Lehrer und Studenten in die vier Nationen: bie franzb— 
ſiſche oder gallitanifche, pifarbifhe, normännifhe und engliſchdeutſche ge- 
fhieden zu haben, jede mit eigner Finanzverwaltung, eignen Schugheiligen- und 
Kapellen und einer Organifation, an deren Spite gewählte Beamte, fogenannte 
Brofuratoren fanden. Die Oefammtheit Aller wurde durch den Reltor vertreten, 
weldher aus der Zahl der Doktoren — der Name Profeffor kommt erft viel fpäter 
vor — alle Bierteljahre gewählt wurde. 

Zu den erften Einrihtungen der Univerfitäten gehört bie Abtheilung nad 
Fakultäten nicht. Diefe, welche fpäter das Nationenwefen abforbirte, tritt erft 
in einer fpätern Phafe der Entwidlung auf. In Bologna finden wir eine hier 
von mehrfach verſchiedene Organifation. Das Rektorat wurde bier ſtets von einem 
Studirenden befleivet, während die Doktoren, die von den Etudenten und ihren 
Borftänden, fpäter von der Stadt zum Lehrer angenommen und bezahlt wurden, 
längere Zeit ven ihnen gebührenden Einfluß auf das Univerfitätöregiment zu er: 
fämpfen ftrebten und von beiden Seiten in den fpäter auftretenden Hänveln 
mit der Stadt Bologna zu dem auch fpäter fo beliebten Preffionsmittel ver 
Auszüge gegriffen ward. Das studium generale, die Gefammtheit ver hohen Schule 
von Bologna zerfiel aber in2 universitates, diejenige der Ultramontanen und 
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ber Cismontanen, wobei natürlich im Unterfchted von deutſchen Spradgebraud 
bie damaligen Ultramontanen die Deutſchen waren. Wie die Rechtsgelehrten von 
Bologna zu verfchiedenen Zeiten.im Kampf gegen Städte und Papft Italiens fi ben 
Intereffen des deutſchen Kaifers zugeneigt zeigten, waren aud bie deutſchen Stupen- 
ten im Befig vielfacher Privilegien, melde alle jenfeit8 der Berge Gebornen vor ven 
Eismontanen auszeihneten. Innerhalb einer jeven universitas hatte wieder eine Schei- 
bung nad Nationen ftatt; fo waren in der ultramontana 15 folder Landemannſchaf- 
ten, bei benen freilich nicht ftreng auf die Stammesangehörigkeit gefehen wurde und 
bie einzelne Bildung oft Sache des Zufalls geweſen zu fein fcheint. Nah dem Mu- 
ſter Bolognas Hatte fih aud vie Hochſchule von Padua gebildet, deren Entftehung 
man mit einem Auszuge ber Stubirenden von Bologna in Zufammenhang bringt. 
Nachdem fait 2 Jahrhunderte lang Franfreih und Italien das Monopol der höhe: 
ren Wiffenfhaftspflege gehabt (was Paris für Philofophie und Theologie, Bologna 
namentlid für geiftlihes und weltlihes Recht zu bedeuten hatte, da® war für die 
Heiltunde die hohe Schule zu Salerno), wurden 1348 und 1365 mit päpftlicher 
Bewilligung bie deutfchen Univerfitäten zu Prag und Wien geftiftet. Ausdrücklich 
wirb dabei — und dies geihah auch kei den meiften fpätern Privilegierungen — 
auf die Einrihtungen von Paris und Bologna verwiefen, wie denn aud bie Ein- 
theilung in Nationen fi hier wieder findet. Bon ven fpäter im 14. Jahrhundert 
errichteten Univerfitäten Heibelberg 1386, Köln 1388 und Erfurt 1392 finden wir 
nur id der leßtgenannten ftatt der Organifation nad Nationen ſchon glei anfangs 
die Falultätseinrihtung. Während nämlid anfänglid die Doktoren einfach die Leh— 
rer gewefen waren (in ber römifchen Zeit wird bei Balerius Marimus fogar ein 
doctor gladiatorum, ein Fechtmeifter genannt), bildete fih feit der Mitte des 12. 
Jahrhunderts der Begriff einer wiffenfhaftlihen Würde aus, melde nur durch bie 
Wiffenden felber gegeben werben fonnte. Hier wirkte der Zunftgeift ber Zeit ein 
und die Abftufungen des Baccalaureus, des Fitenciat: 8 und des Magifterd, bes 
Doftors entiprechen ganz Ähnlichen Verhältniffen im Handwerk und der Kunftgenof- 
fenfhaft. Zuerft Scheint auf dem Gebiet der „freien Künfte” diefe Ausbildung und 
Ordnung nad dem fpeciellen Berufsftubium vor ſich gegangen zu fein, abe ſehr 
bald hören wir auch von Doktoren der Rechte, wobei die Unterfcheidung zwi— 
[hen geiftlihem und weltlihem Rechte noch zu Grunde liegt. Daß dieje- 
nigen, melde innerhalb ver Univerfitätsgenoffenfchaft durch vie Gleichheit des Stu- 
diums zufammengeführt wurden, ſich auch nad dieſem Geſichtspunkte korporativ 
ordneten, war natürlich. Den eigentlichen Anſtoß zur Bildung förmlicher Falultä- 
ten im modernen Sinne gab aber in Paris der Streit der Bettelmönchsorden, der 
Franciskaner und Dominikaner mit der Univerfität über ihre Stellung zu derſelben. 
Die Korporation der allgemeinen Wiffenfchaft war mißtrauiſch und eiferfüchtig gegen 
bie Erfolge, welche namentlich die Dominikaner als Lehrer hatten, und den Einfluß, 
melden die geichloffenen Orten in Univerfitätsangelegenbeiten üben fünnten, wenn 
fie in gewöhnlicher Weife in ven Schoß der Gefammtheit aufgenommen würden. 
Die Zmiftigkeiten, reich an bunten Epifoden und nicht felten mit Blut getränkt, 
wurden 1257 durd) ein Kompromiß beigelegt, indem vie Ordenstheologen als ein befon- 
beres Korpus ſich der Univerfität angliederten und fo neben ven 4 Nationen bie theologi- 
ſche Fakultät ftand. Daß ſich die Fehrer einer und derſelben Wiffenfhaftsfparte näher 
zuſammenſchloſſen ſowohl gegen ihre Schüler als mit diefen zufammen gegen andere 
Kreife des Stutiums, war jo natürlih, daß ter Vorgang aud bald in Kreirung 
einer mebicinifhen und ver Fakultät für fanonifches Recht Nahahmung fand. Im— 
merhin aber gehörten der entſprechenden Fakultät nur die wirflihen Doltoren an; 
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bis biefe Meifterwürbe erlangt war, zählte man zur Gefammtheit der Nationen, 
denen ber Unterricht in ben freien Künften gemeinfam war, fo daß bald von einer 
facultas artium für viefe Gefammtheit geredet wird. Neben dem Rechte der Pro: 
motion zu alademifhen Graden übten die eigentlichen Fakultäten ganz mie bie 
Nationen das Recht, für die Genoſſenſchaft Statute zu errichten und fi burd 
eigne Beamte vertreten zu laſſen, an deren Spige ber von ben Fakultätégliedern 
zeitweilig gewählte decanus ftand. Eine unmittelbare Theilnahme am Univerfitäts- 
regiment erwuchs ben Fakultäten erft allmählih, wobei fie anfänglih nur wie die 
einzelne Nation zufammen eine Stimme führten. Aber durch das Recht des Borftim- 
mens gaben die Parifer Fakultäten bald jo fehr den Ton an, daß die vier Stimmen 
der Nationen in den Hintergrund gedrängt und fpäter zu ber einen Stimme ber fa- 
cultas aıtium der heutigen philofophifchen Fakultät zufammengefhmolzen wurden. 
Im Zufammenhange damit fteht die Scheivung ber magistri actu regentes von 
den nichtlefenden Doktoren, weldhe mehr und mehr um den Einfluß und die Theil- 
nahme an den Fafultätsangelegenheiten gebracht wurden, Auf italienifchen Univerfitä- 
ten hat diefe Wendung deshalb weniger Bedeutung gehabt, weil bis in eine ver- 
hältnigmäßig neue Zeit den Studenten tie vormwiegende Stellung verblieb. In 
Papua hatte man ſchon 1360 nah dem Berufsftudium die Gefammtheit einge- 
theilt ftatt in Cisalpiner und Transalpiner wie früher, in die universifks juri- 
starum et artistarum, wobei die uriften in 22, bie Artiften in 7 Nationen zer- 
fielen; aber die Fakultätsorganifation, wie in Paris, warb hier zrft viel fpäter 
von Bedeutung. In Deutfhland fand ſchon ziemlich früh eine Begünfligung des 
Fafultätsiyftems vor dem ver Nationen ftatt. Einen Anlaß dazu gaben befonders 
die ſchlimmen Erfahrungen, welhe in Prag gemacht wurben, wo unter Huß und 
Hieronymus von Prag die böhmifhe Nation die Vorrehte der gallifanifhen in 
Paris beanfprudte und fo der Anlaß jener großartigen Auswanderung gegeben 
ward, welche 1409 zur Stiftung der Univerfität Leipzig führte. Die letztere ift es 
auch allein, welche von eigentlich veutfchen Univerfitäten die Eintheilung in Na= 
tionen in fpäteren Zeiten behielt. Was dabei Natürliches zu Grunde lag, wurbe 
fpäter in den Landsmannſchaften des 17. und 18. Jahrhunderts mit ihrem Pen- 
nalismus und roher Böllerei zur widerlichen Karrifatur. 

Während die Organifation in Fakultäten und Nationen fi auf das Uni- 
verfitätsregiment bezog, war eine andere ältere Einrichtung, ber wir heutzutage 
nur noch in fehr abgeſchwächten Spuren und vereinzelt begegnen, dazu bejtimmt, 
dem materiellen Wohlergehen und dem fittlihen Verhalten der ftubirenden Ju— 
gend Schug zu bieten. Das Syſtem der Kollegien und Burfen, welches meh- 
rere Jahrhunderte lang ein gemeinfhaftliher Grundzug der Univerfitäten war, ver- 
dankt feine Anfänge verfchiedenen Einflüffen und Abfichten. Bon Bologna und Paris 
hören wir, daß e8 bei dem großen Andrang von Studirenden Sache der ſtädti— 
ſchen und akademiſchen Obrigkeit wurde, für das Unterkommen der vielen Frem— 
den zu forgen. Dies gefhah zuerft durd die Ueberwachung ver Miethpreife bei 
den einzelnen Hauseigenthümern, durch Preisbeftimmungen für die fonftigen Lebens— 
bebürfniffe und führte fpäter zu der Errichtung von Kollegien, großen Benfionen, 
in denen die Studenten gegen Bezahlung logirt und verföftigt wurden. Durch vie 
dreigebigfeit Anderer wurden bald auch ſolche Kollegien geftiftet, wo von den Kol- 
legiaten entweder gar nichts oder fehr wenig bezahlt wurde. In Anfnüpfung an 
die alten Klofter- und Domfchulen, womit die Univerfitäten im engften Zufanmen- 
hange fanden, wurden in folden Kollegien förmliche Vorbereitungsfhulen einge- 
richtet, was um fo nöthiger war, als es außerhalb der Univerfitäten an eigent- 
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lihen Gelehrtenſchulen fehlte, und die Haffifche Vorbildung, ja fogar die einfahften 
Grundkenniniſſe nur auf der Univerfität felber erworben werden konnten. Sehr bald 
war der Schritt weiter getan, auch für die einem Kollegium angehörigen GStubiren- 
ben innerhalb des Kolleggebäudes Borlefungen und Repetitionen einzurichten, deren 
Beſuch auch wohl fogenannten Erternen geftattet wurde. Infofern aber hatte das 
Kollegweſen auch für die Sittlichfeit eine große Bedeutung, als in ihnen eine firen> 
gere Ueberwachung über das ftubentifche Feten ftattfand, melde bet den befannt- 
lich höchſt fittenlojen Zuftänden des 14. und 15. Jahrhunderts durchaus nothwen- 
dig war. So fam es, daß zu einer Zeit es die Ausnahme bildete, wenn Stuben- 
ten außerhalb der Kollegien und Burfen lebten. Sehr häufig waren auch den 
Profefforen oder Regenten Wohnungen in den Kollegien angemwiefen, woraus fi 
dann fpäter, namentlih in England, die noch heut beftehende Kollegialverfaffung 
entwidelt hat. Ganz beſonders wichtig war die Einrichtung der Burfen, Kontuber- 
nien und Kollege für die vierte oder Ürtiftenfafultät, weil ihr die Knaben zuge- 
rechnet wurden, welde erft in fpäteren Jahren zu einem Fachſtudium in einer ber 
drei höheren Fakultäten übergehen follten. 

Abgeſehen von dem Unterricht in dieſer vorbereitenden Yalultät, wo es ſich 
vorwiegend um Gewährung deffen handelte, was heutzutage die lateinifhen Schulen 
und Gymnaſien bieten, war, wie der heutige Name Borlefung es auch noch an- 
deutet, die herporragende Aufgabe ber Yakultätslehrer, gewiffe Terte vorzulefen und 
zu fommentiren. Bor Erfindung des Leinenpapierd und fpäter ver Buchbruderfunft, 
als wenige Pergamentbücher ſchon einen großen Schatz darftellten, konnten in Theo— 
logie, Jurisprudenz und Medicin die meiften Zuhörer ſich nur durch das Zuhören 
und Nachſchreiben den literarifchen Grundſtock ihrer Berufswiffenfhaft erwerben. 
Der Profeffor des alten Teftamentes biktirte feiner Zuhörerſchaft die Hauptftellen, 
und an viele zeitraubende Methode ſchloß fich fein Kommentar, der bald in freier 
Rede oder ebenfalls in Diktirform gehalten war. Nicht anderd machte es der Pro- 
feffor des neuen Zeftamentes und in der Juriftenfafultät die Doftoren, welde 
über Koder, Pandekten und Dekretalen zu lefen hatten. Bei den Mebicinern wur- 
den gewöhnlih die Schriften des Hippofrates und Galen in gleicher Weiſe zu 
Grunde gelegt. Soweit in der philofophifchen Fakultät höhere Wiſſenſchaften ge- 
pflegt wurden, waren es insbeſondere einzeine Schriften des Wriftoteles, welche 
ähnlich behandelt wurden. Bald jedoch fam die üble Sitte auf, ftatt aus der Ur- 
quelle felber zu fchöpfen, in fogenannten summae bie Duinteffenz der Bücher mit 
dazu gehöriger Gloſſe zufammenzufaffen und viefe allein durch Diktat und Erftä- 
rung der afabemifchen Jugent fürs Leben mitzugeben; fo für bie Theologie bie 
summa des Petrus Lombarbus, für die Jurisprudenz die summa bed Azzo. Auf 
dem Gebiete der Grammatif, Rhetorif, Naturgefhihte und Philofophie wurde der 
originale Geift des Ariftoteles durch die fholaftiihen Formeln und Aeußerlichkei— 
ten bei Seite gefhoben, welde in der erften Hälfte des 15. Jahrhunderts Über: 
haupt der Krebsfhaden der Univerfitätsbildung und des gefammten Kirchenweſens 
waren. Namentlich beiden Disputationen, wo rabuliftifhe Klopffechtereien oft 
von Morgen bis Mitternacht dauerten, trat dieſes Unweſen grell hervor und 
es war hohe Zeit, daß bie geiftige Renaiſſance, welche in der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts zum Durchbruch kam, diefen Zuftänden ein Ende madte. Den 
Zuftand des Univerfitätswejens in jener Zeit bezeichnen am beften vie Disputa- 
tiones quodlibetariae, wo der Disputant über alles Möglihe und für jede mög: 
lihe Seite einer Frage die Vertheidigung zu übernehmen hatte. 1458 wurde eine 
folde disputatio von 14tägiger Dauer gehalten. Die ewiz denkwürdige Karrifatur 
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der Univerfitätszuftände, wohin ber Mißbrauch der Dialektik durch den Scholafti- 
cismus und die Unmwiffenheit und Lieverlichkeit des Mönchthums geführt hatten, 
befigen wir in den epistolae obscurorum virorum. Der Humanismus, die 
Schule der „böjen Poeten“, worüber ſich die dunfeln Männer von Erfurt fo oft 
und laut beflagen, war es, welche vie Negenerirung des Univerfitätswefens herbei- 
führte. Männer wie Konrad Celtes, Reudlin, Erasmus und ihre Freunde 
und Nachfolger brachten mit der erften Kenntniß klaſſiſcher Literatur, welde die 
Petrarca, Chryfolorus und ihre Genoſſen in Italien ald Vorgänger ſchon 
früher in Italien verbreitet hatten, einen andern Geift aud auf die deutſchen und 
franzöfifhen Hochſchulen. Indem fo die ganze Grundlage des akademiſchen Unter: 
rihts und feine Methode eine andere wurde, fteht mit dem Aufblühen des Hu— 
manismus im engften Zufammenhang die wenigftend auf den proteftantifhen Hoch— 
ſchulen nie wieder aufgegebene Trennung der Gelehrtenfhulen von dem afademi- 
ihen Studium. Was die Univerfitäten früher felber hatten bieten müflen, eine 
gelehrte Kmabenerziehung, wurde jegt in den überall errichteten Lateinſchulen be 
fondern Lehrern überwiefen, es fiel damit der Uebelftand fort, daß Kinder und 
gereifte Männer zufammen vie afademifhe Bürgerfchaft bildeten; zugleih aber 
wurde nun aud dadurch dem Burfenwefen, in welches fidy viele Mißbräuche ein» 
gefhlihen Hatten, eine Hauptbebeutung entzogen. 

Mit der Abſchaffung des Scholafticismus wurde aber auch die alademifche 
Studienzeit abgekürzt, man forberte nicht mehr, daß ber Fünftige Jurift oder Me- 
diciner alle logifhen Seiltängerfünfte ver facultas artium durchgemacht haben mülfe, 
während doch der Drang nach geiftiger Nahrung ſich gerade in diefer Zeit durch 
die Errichtung zahlreicher neuer Univerfitäten bewährt. Dur die Erfindung ber 
Buchdruckerkunſt war die Methode des akademiſchen Unterrichts nothwendig eine 
andere geworben. Die Lehrer, welde von nun an fefte Befoldung erhielten, was 
früher nur ausnahmaweife vorfam, waren im Stande, in fürzerer Zeit und in 
freier Rede den Schülern ihr Wiffen mitzutheilen. Die ftrenge Feſſelung des ein- 
zelnen Profeffors an ein Textbuch hörte auf, die Profefjuren fingen an, nad dem 
Wiſſenſchaftszweige und nicht mehr nad einem beftimmten Bude benannt zu wer- 
ben. Freilich war auch jegt nody in dem akademiſchen Leben und Treiben viel von 
der wüften Rohheit der damaligen Zeiten. Die Depofitionen, d. h. die Aufnahme 
ber jungen Studenten durd allerlei bemüthigende Proben — ber Name kommt 
von der Ablegung der Hörner her, weldye das junge alavemifche „Rindvieh“ bei dem 
Eintritt in den Studentenftand fymbolifch vorzunehmen hat — mar ein amtlich 
anerfannter Mißbrauch, der felbft in Luther feinen Bertheidiger fand. Die noch 
heutzutage vorfommenden, für den Begrüßten wenig angenehmen Empfangsfeter- 
lichkeiten der „Wüchfe“ find die abgeſchwächten Nefte jener mittelalterlihen Zunfte 
quälereien, wie fie befanntlih aud zu den Handwerksgebräuchen gehörten. Der 
alademiſche Zunftgeift war in der That nur die höhere Form einer damals all 
gemeinen Erjcheinung. 

Der Humanismus, wie er mit der firchlihen Reformation im engften Kau« 
falzufammenhange fteht, ift dagegen aud in feiner Einwirkung auf die Univer- 
fitäten von der kirchlichen Umgeftaltung eingreifend unterftügt worden. Nehmen ja 
doch die bedeutendften Humaniften aud erfte Stellen als Reformatoren ein: 
Luther und Melanchthon waren Profefforen. Hatten ſich auch ſchon früher 
bei den großen Kirchentoncilien die theologiihen Mitglieder der Univerfitäten viel- 
fah auf Seite der Reformpartei geftellt und konnte auch möndifhe Ignoranz neben 
den Vertretern der andern Fakultäten nur hie und da die theologifhen Lehrftühle 
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behaupten, fo war e8 body jet etwas ganz anderes, als die wiffenfhaftlihe Theo» 
logie des Proteftantismus von den unfehlbaren Dogmen frei wurde und wenig» 
ftens bis zu einem gewifjen Grave aud in der Theologie die freie Forſchung an 
den Hochſchulen ihren Sig aufſchlug. Die mit der Kirdenreformation verbundenen 
Kiöfteraufhebungen gaben den Landesherren die Mittel, wie für das Schulmefen 
überhaupt, fo namentlih aud für die Hochſchulen tüchtige Kräfte zu gewinnen, bie 
frei gewordenen Kloftergeiftlien waren wenigftens theilmeife geiftiges Material 
für die allgemeine Volksbildung und es läßt fi nicht verfennen, daß von ber 
Mitte des 16. Iahrhundertd an über zwei Jahrhunderte lang die proteftan- 
tifhen und katholiſchen Univerfitäten durch Yunpamentalunterfhiede getrennt 
erfcheinen. Auf viefen lafteten noch zum großen Theile die mittelalterlihen Feſſeln, 
welhe jene abgefprengt hatten und der Jefuitismus, ver fih im Kampfe 
gegen das Weiterfchreiten und zur Zurückdrängung der Reformation ſehr raſch 
des höher a Unterrihtswefens zu bemädtigen wußte, bot in ver That aud nichts 
weiter als einen munbgereht gemachten mit zweifelhafter Morallehre verfegten 
Scholaſticismus. 

Aber auch vie friſche Blüthe, zu welcher ſich vie proteſtantiſch gewordenen 
oder neuerrichteten Univerſitäten in ven Ländern proteſtantiſcher Fürſten entfalteten, 
verlor jehr bald viel von ihrer Reinheit. Kaum waren die theologifchen Fakultäten 
von Rom getrennt, als die Fefleln des eignen Dogmas zu drüden anfingen. Aus 
dem Kampfe gegen tie Fatholifhe Hierarchie wurde ein Krieg ber Sieger um bie 
geiftlihe Beute. Um Konkordienformel und Heivelberger Katehismus wurbe ge— 
ftritten, wie einft um die päpftliche Unfehlbarkeit und ven Schag der guten Werte. 
Statt der allgemeinen Kirhe und des Druds, den in ihr Rom geübt hatte, gab 
es jeßt Landeskirchen und Landesbiſchöfe; fürftliche Beichtväter und Hoftheo logen 
wurden die Hauptperfonen des theologifchen Streits, und die Univerfitäten ſchienen 
manchmal aus dem Regen in bie Traufe gefommen zu fein. Ging es aud nicht 
gerade an Leib und Leben, jo wurde doch je nah Einfall und Denfart der re 
gierenden Herrn oft während weniger Jahre eine ganze theologiſche Fakultät ab» 
gefegt, um der Falviniftifhen Richtung Pla zu machen, dieſe wieder durch einen 
futheriihen Fürften aus dem Amte gejagt, während vielleicht ein Dritter, welcher 
der milderen Bermittlungsftellung Zwingli's und Melanchthons zugethan war, 
unparteiifh Lutheraner und Kalviniften über die Grenze fchaffte. Und zum Beften 
der Univerfität war e8 ficherlich nicht, wenn in der Megel die Profefforen nicht 
wie der alte Cato der befiegten, ſondern der jeweils fiegenden Sache anhingen. 
Das theologifbe Hofgezänt verwirrte und entwürbigte aber nicht blos die theo— 
logifhen Fakultäten, fondern man verlangte aud von den übrigen Univerfitäts- 
angehörigen, fih vem landesherrlihen Glaubensbetenntniß zu akkomodiren. Hier— 
durch wird ein fteter Wechſel im Lehrerperfonal herbeigeführt, da es nicht 
Jedermanns Sache war, feine religiöfen Anfhauungen nab dem jeweiligen Stand» 
punfte der Yandesfürften und Konfiftorien zu ändern. In dem Kampfe, welden 
innerhalb der proteftantifchen Kirche die verſchiedenen Richtungen mit einander 
führten, bildeten die Univerfitäten vie Hauptwaffenpläge, und bie lauteften Rufer 
im Streite gehörten ihnen an. 

Es ift zu verwundern, daß in dieſen Tagen auf dem Gebiete der nichttheo- 
logifhen Wiljenfhaften jo Gewaltiges geleiftet wurde, daß z. B. die Namen eines 
Donellus, Eujacius, Godofredus dieſen Zeiten des erbittertften Religions- 
fampfes angehören und die von den Humaniften ausgeftreute Saat fi zu reifer 
Frucht entwidelt. Um dieſe Zeit jeheinen aud die meiften, namentlich deutſchen 
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Univerfitäten diejenige Drganijation erhalten zu haben, welde bis in unjere Tage 
feftgehalten ward. Das ftudentiihe Element verlor mit Ausnahme Italiens, wo 
z. B. die Rektorwahl noch unter Maria Therefia ihnen gelaffen war, den ge- 
ringen Einfluß, den ed nod auf die Univerfitätsverwaltung geübt hatte. Mit ven 
Polizei und Disciplinarvorfhriften, die damals gegen die akademiſche Jugend für 
nöthig gehalten wurden, vertrug ſich aud eine Mitwirkung im Univerfitätsregi- 
mente fchleht, dagegen war der Landesherr, der häufig felber oder deſſen nächſte 
Vorfahren die Stifter der Hochſchule geweſen waren, aus deſſen Kafje vie Lehrer 
ihre Befoldungen oder doch Zulagen bezogen, von großem Einfluß auf die Uni- 
verfitätsverhältniffe. Wie ſchon früher in den Anfängen der Univerfitäten die Kanzler 
der zuftändigen Biſchöfe die von Geiten der Kirdhe ald Bemwahrerin des Dogma's 
notbwendig erfcheinende Kontrole über die hohen Schulen geübt hatten, fo wurden 
jegt unter dem Namen Kanzler vertraute Negierungsbeamte beauftragt, für ven 
Landesherrn die Univerfitäten zu beauffihtigen und zu unterftügen. Doc finden 
wir Beifpiele, daß der Landesherr felber mit Intereffe und Berftändniß diefe An- 
gelegenheit beforgt. Als Rektor wird häufig ein Mitglied des Fürftenhaufes oder 
fonft ein vornehmer Herr gewählt, der alddann eines aus der Profefforenzahl ge- 
nommenen Bertreterd bedarf. In fpäterer Zeit nimmt da, wo das Reftorat von 
dem Landesherrn felber als Ehrenftelle befleivet wird, der von der Univerfität zu 
wählende Stellvertreter ven Namen Proreftor an. Schon in ben älteften Zeiten 
ſehen wir da, wo der Lehrförper und nicht die Studentenfhaft das Heft in Händen 
bat, neben dem Rektor eine Art Regierungsfollegium, welches allmälig aus der 
Sefammtheit der ordentlihen Profefjoren der drei oder vier Fakultäten zufammen» 
gelegt ift. Zwifchen vem Senate, Konfiftorium oder Koncilium, wie biefer 
Körper zu heißen pflegt, und ven Fakultäten gab es jedoch nicht felten Kompe— 
tenzftreitigkeiten bei Berufungen und ähnlihen Fällen. Die juriftifhen Fakultäten 
gelangten dadurch zu befonderem Anſehen, daß bei dem Mangel einer gehörigen 
Juftigorganifation und ftändiger mit wiſſenſchaftlich gebildeten Urtheilern befegter 
Gerichte fie in ſehr vielen Fällen auf Aftenverfendung Recht zu fpreden hatten, 
In der philofophifchen Fakultät, wie jegt die facultas artistarum gewöhnlich ge= 
nannt wird, nehmen auch neben Logik, Eloquenz u. f. w. die Naturwiſſenſchaften einen 
gefiherten und angefehenen Platz ein, wenn es freilich aud ihnen ſowohl als ten 
Mevicinern noch vielfacdy an den nothwendigen Örundlagen und Hülfsmitteln fehlte, 
welche erft der ungeheure Aufſchwung der eraften Wiſſenſchaften feit Leibnig und 
Newton zu Tage gefördert hat. So hat e8 namentlich lange gedauert, bis Stern- 
warten, hemifche Yaboratorien, anatomifche Theater u. ſ. w. errichtet wurden, In 
Heidelberg wurde das erfte Skelett 1559 als große Seltenheit zum Preife ven 
50 Gulden erworben. Neben denjenigen Studenten, welche um des fogenannten 
Drodftudiums willen diefen oder jenen wiſſenſchaftlichen Stand ergriffen, gab es 
aber auf den deutſchen Hochſchulen um das Jahr 1600 eine fehr große Anzahl 
von Fürften, Grafen und Herrn, welche auf ihnen nur allgemeine Bildung und 
das für die Verwaltung des eigenen Beſitzthums nothwendige Willen fuchten. Hod)- 
angefehen ftanden auch die Männer des Wiffend da und der Doctor juris ſprach 
bon dem Adel feines Standes mit nicht weniger Selbfibewußtfein als der Ritter 
von feinem Schwertadel. Allerlei Privilegien Hatten die Kaifer den neugegrüns 
beten Univerfitäten zm verleihen angefangen, viele der Profefforen erhielten vie 
Paljgrafenwürde mit den dazu gehörigen Befugniffen oder es wurde der ganzen 
Univerfität als ſolcher oder der Juriftenfafultät die fogenannte comitiva verliehen. 
Es war natürlich, daß eine fo wichtige Korporation nicht der nächſten beften Orts« 
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obrigfeit unterftehen konnte; privilegirter Gerihtsftand und eigene Jurispiftion, bie 
ſich oft über weite Güterfomplere der Univerfitätsbefigungen erftredte, galten für bie 
hohen Schulen Wefteuropa’s als felbftverftändlih. Was Sitten und Sittenloſigkeit 
jener Periode anbelangt, jo werben bie Univerfitäten wie faft immer auch bier ein 
getreuer Spiegel ihrer Zeit und der Nation, ver fie angehörten, gewefen fein. 

In Tranfreih und England war um diefe Zeit das eigentliche Univerfitäts- 
{eben mehr und mehr in die Kollegien übergegangen, wärend umgekehrt in Deutfch- 
land das Burfenwefen feinen Einfluß und feine Bebeutung fo gut wie verloren 
hatte. Bon nun an wird ed daher nöthig, die Berhältniffe des englifhen und 
franzöfifchen Univerfitätswefens einer befondern nachträglichen Darftellung vorzu— 
behalten und ausjchlieglih die Entwidlung in Deutſchland ins Auge zu faflen. 

Diefe traf aud allein der ſchwere Schlag, von dem fich erft nad Gene- 
rationen Bildung und Wiffenfhaft in Deutfhland erhoben, der 30jährige Bürger- 
krieg mit all feinen Verwüſtungen und Schreden. Daß zu ſolchen Zeiten Eltern 
feine Neigung mehr hatten, ihre Söhne auf ferne Univerfitäten zu ſchicken, ift 
ebenfo begreiflih, als daß wo die Kriegsichnaren hinkamen, Lehre und Studium 
ſtill ftand ‚und die Studenten vielfadh in ben Strudel des Solvatenlebens gezogen 
wurden. Faſt fein Theil von Deutihland blieb durch die Kriegsgeißel unberührt, 
und fo ward auch der Zuftand geiftiger Berwilderung und materieller Noth ein 
allgemeiner. Die Immatrikulationen in Heidelberg, welde im Jahr 1617 230 be- 
trugen, fielen fon im Jahre 1621 auf 44, im Jahr 1626 ward fogar nur 
Einer immatrifulirt. Das Hinüber und Herüber des Kriegsglüdes traf bald Katho- 
Iifen, bald Lutheraner und Kalviniften, und als mit dem endlich wieberhergeftellten 
Frieden auch an die Werke des Friedens gedacht werben fonnte, zeigte ſich doch 
überall, wie tiefe materielle Wunden der Krieg Deutfchland gefchlagen hatte. Schon 
im 16. Jahrhundert hatten die Studenten, fi dem Adel darin gleichfühlend, ben 
Degen zu tragen angefangen; durch den 30jährigen Krieg wurde der Jünger ber 
Wiffenfhaft zum Raufbold und es dauerte faft ein Jahrhundert von den Tagen 
Philanders von Sittewalb bis zu dem „Renommiften“ Zachariä's, daß Trunkſucht, 
Raufluft und andere fhlimme Lafter zu den Haupteigenfchaften der deutſchen Stu- 
denten gehörten. Allerdings ift vie Bemerfung Mohl's richtig, daß bie Ge- 
fchichte nur die lauten Ercefje und nicht den ftillen Fleiß zu vermelden weiß, und 
fiyerlich fehlte e8 auch nit an ehrfamen Theologen, Juriften und Medicinern, 
welche aus ven jhweren Erlebniffen der Väter und den eigenen Drangfalen fid 
die Lehre gezogen hatten, das Leben und die Arbeit ernft zu nehmen; aber an- 
vererfeits ift doch gewiß, daß der Lehrerſtand durch die materielle Noth der Kriegs— 
jahre bedeutend heruntergefommen war und das Gelbftgefühl und die Sorge für 
die eigene Würde ber Armſeligkeit der äußeren Lebensverhältniffe hatte weichen 
müffen. Die Sittenfhilderungen aus der zweiten Hälfte bes 17. Jahrhunderts, 
wie fle in den verfchiedenen Schriften über die Univerfitäten Deutſchlands ent- 
halten find, ftellen ven Profefior häufig dar, wieer, abhängig von ber Laune und 
tem Einfommen ber reicheren Stubenten, dieſen alle mögliche Ungebühr verftatten 
muß, und wie die jungen Mbelihen, welche von den Profefforen in Koft und 
Wohnung genommen wurden, ihre Hauswirthe zu Trinfgelagen und Narrenfahrten 
mitfchleppten und ald fogenannte Profefforenburfhen die übrige Stubentenfhaft 
herabwürdigend behandelten. Es fehlte aud in biefer Zeit an hervorragenden 
Männern auf den verfhiedenen Gebieten alademifcher Thätigfeit, und erft mit ber 
Begründung der Univerfität Halle und dem ganzen Wirken von Thomafius 
begann für das Univerfitätswejen Deutjhlands eine neue Wera, 
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Bis dahin Hatten im Zufammenhang mit ber Reformationsbewegung Wit- 
tenberg und Iena zu den erften Pflanzftätten wiſſenſchaftlicher Bildung gehört, 
aber im 17. Jahrhundert waren bie holländiſchen Univerfitäten für verſchiedene 
Zweige der Wifjenfhaft an der erften Stelle, fo namentlich Leyden, Gröningen 
und Utrecht. Diefes Anfehen der holländiſchen Univerfitäten hing natürlich vielfach 
mit der großen Bedeutung zufammen, welde Holland als politifhe und Handels» 
macht der damaligen Zeit befaß. Die 1694 gefhehene Stiftung von Halle konnte 
in der That als der Wendepunft angefehen werben, wo wenigftens für die beutjche 
Wiſſenſchaft die ſchlimmen Spuren des 30jährigen Krieges fi zu verwiſchen an- 
fangen. Mit großer Energie wurde von der Staatsregierung für das Aufblühen 
der neuen Hochſchule geforgt, und Niemandem kommt dabei größeres Berbienft zu, 
als Thomafius. Bis dahin waren die VBorlefungen faft überall in der lateinifchen 
Sprahe gehalten worden. Wie Thomafius bei wiffenfchaftlihen und populären 
Schriften fi vielfach ver deutſchen Sprade bediente, fo wurde auch ſeitdem bie 
Mutterfprache diejenige, in welche ſich der akademiſche Unterricht kleidete, anfänglich 
freilich noch in ven fteifen Formen latinifirender Konftruftionen und vielfach 
mit franzöfirenden Schnörkeln verfehen. Ernſtes wiſſenſchaftliches Streben ging 
von den Kreifen der Profefforen auf die Studirenden über und der dadurch ges 
hobene Ton des deutſchen Univerfitätswefens blieb glüdliherweife nicht auf die 
proteftantifchen Länder beſchränkt, fondern der Wetteifer um wifjenfchaftliche 
Ehre und Anfehen, die Zurüdprängung des jefuitiihen Fanatismus, das In— 
tereffe, welches aufgellärte katholiſche Fürſten an ben eigenen Landeshochſchulen 
nahmen, bewirkten, daß jene Scheidung, welche die Reformation herbeigeführt 
hatte, zum guten Theil wieder ausgeglihen wurde. Die deutſchen Univerfitäten 
bildeten ſchon damals in der politiihen Zerfahrenheit und beim Mangel an werk— 
thätigen politifchen Gemeinfinn die eigentlichen Repräfentanten der nationalen Ge— 
meinfhaft. Aus ihnen ging der Stand der wiſſenſchaftlich Gebildeten hervor, wel 
her deſto mehr zur Elite der Nation wurde, als der Adel feine öffentlichen Pflichten 
vergaß und zu unmiffenden Yandjunfern und gefinnungslofen Hofſchranzen herab— 
fanf. Natürlich fehlte auch hier noch viel, daß die volle freie Wiſſenſchaft allein 
Ton angebend geweſen wäre; in der Zeit des aufgeflärten Fürftendespotismus 
lieferten die deutfhen Univerfitäten dem Staate feine Beamten, welde zum Guten 
wie zum Böfen die gefunden und franfen Elemente einer Bergangenheit befeitigten, 
wo das Staatsbewußtfein von Privilegien und Vorrechten zurüdgedrängt worden 
war. Es war mehr das Verbienft der Univerfitäten des 18, Jahrhunderts, daß 
auf ihnen etwas Tüchtiges gelernt wurde, ald daß männlihe Charaktertüchtigfeit 
auf den hohen Schulen Deutjhlands groß gezogen ward. Halle galt ganz be- 
ſonders als der Hauptfig von Doftrinen, welde dem abfjoluten Fürſtenthume in 
die Hände arbeiteten. Die Wolf' ſche Philofophie war in allen Disciplinen ton- 
angebend, und nicht mit Unrecht hat man fie die Weltweisheit des Bolizeiftantes 
genannt. 

Eine neue Schöpfung jedoch brachte aud hier andere Anfhauungen zur Gel 
tung. Die Gründung der Univerfität Göttingen 1734 unter den Auſpicien des 
Kurators Münchhauſen ift für das deutſche Univerfitätsmefen das bebeut- 
famfte Greigniß des 18. Jahrhunderts. Es war von hohem Werthe, ſowohl daß 
das banndverifche Fürftenhaus in England angefiebelt war, woburd der fchlimme 
Einfluß des höfifchen Proteftionsweiens abgeſchwächt wurte, als daß durch bie 
Verbindung mit einem Sande, wo die politifhe Freiheit ihren Wohnfig aufgefchla- 
gen bat, auch in Göttingen eine freiere Denkart die Oberhand gewann, Unbe- 
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firttten war bie jüngfte der großen beutfchen Univerfitäten (nur Erlangen murbe 
1743 in Heinerem Berhältnig nad dem Muſter der Georgia Auguſta gegrüntet) 
im 18. Jahrhundert die mit Recht angefebeufte deutſche Hochſchule. Das Syſtem 
freier Berufungen aus allen Theilen Deutſchlands fjammelte dort die Koryphäen 
auf den verfchiedenen Gebieten des Wiſſens, und namentlich waren es die ftaats- 
wiſſenſchaftlichen Fächer, welche die forgfamfte Pflege fanten. Die Namen Pütter, 
Schlözer, Spittler bezeichnen bie befte Periode der berühmten Hochſchule, und 
auf den übrigen Univerfitäten fuchten andere tilchtige Kräfte es mit allem Eifer 
dieſen Männern gleihzuthun. Auch die öfterreihiihen Hochſchulen, melde 
bis dahin in einer gewiffen Ifolirung von dem wiſſenſchaftlichen Aufſchwung ver 
Nation verharrt hatten, gelangten wenigftens für einzelne Fakultäten, fo nament- 
ih Wien als Sig einer neuen Rihtung in ter Medicin, zu hohem Anſehen. 

Die Leiden, welche ver fiebenjährige Krieg über Deutfchland bradte, ver: 
narbten viel raſcher, als die Wunden, welche der IOjährige Krieg der nationalen 
Entwidlung gejhlagen hatte, und bald nad dem Hubertsburger Frieden begann 
die große Periode umferer Haffifhen Literatur, welde ebenfalld wieder an ven 
deutſchen Hochſchulen ihre hervorragendften Vertreter fand. In Jena und feiner 
nächſten Nähe wirkten Schiller, Herder und Göthe, Fihte un Schel— 
ling, und ein deutſcher Profefjor war e8, der ald Begründer der Fritifhen Phi— 
lofophie vom weit entlegenen Königsberg aus dem Denken der Nation den hoben 
fittliden Ton gab, ver fich ſpäter in der großen Feuerprobe der Fremdherr⸗ 
haft und der Befreiungsfriege jo glänzend bewährte. Wohl warb ber nationalen 
Seiftesftimmung dur die Anlehnung an das klaſſiſche Altertfum und ben ab- 
ftraften Grundzug der fpefulativen Philofophie ein kosmopolitifches Gepräge ge: 
geben, aber es war nothwenbig, bei den zerfahrenen politifchen Verhältniffen jener 
Zeit einen fo hohen tvealen Ton anzufhlagen; ähnlich wie in ber Zeit der Hu- 
maniften mußten erft die Menſchen frei gemacht werden, ehe bie bürgerliche Frei- 
heit und das nationale Staatöbürgerbewußtfein Wurzel fchlagen konnten. Natürlich 
war es nicht Allen gegeben, dieſem hohen Fluge, ven damals die Blüthe der veut- 
ihen Hochſchule nahm, zu folgen, und fo geht auch neben jener geiftigen Derr- 
lichkeit eine unmwürbige Unterftrömung ber, welde in dem Ordens- und Lands. 
mannfchaftswefen in den legten zwei Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts ſehr viel 
Anerfreulides bietet. Am unſchuldigſten waren no die Elemente, melde in Nach- 
ahmung des Freimaurerwejens fih mit allerlei wohlgemeinten aber geiftlofen und 
leeren Formen vergnügten, und fehr bald trat mit der franzöfifhen Revolution ein 
MWeltereigniß ein, welches die Nichtigkeit aller viefer Keinen Dinge zur Evidenz 
brachte. 

Anfänglich fanden die Principien von 1789 auch auf den deutſchen Univer— 
ſitäten einen wenn auch nur theoretiſchen freudigen Wiederhall. Der Rationalismus 
im theologiſchen, philoſophiſchen und ſtaatlichen Denken, deſſen Wurzeln ſchon bei 
Hugo Grotius liegen und dann ſpäter in England in der Schule Locke's zu praf- 
tifcher Geftaltung gefommen waren, war ſchon lange auf den beutfhen Hochſchulen 
heimisch, und die Beratung vor dem hiſtoriſch Gewordenen, welde die Thaten 
und Neben ber Nationalverfammlung bezeichnete, ftand fogar in einer gewiſſen 
Verwandtſchaft mit den maturrechtlihen Lehren von der abjoluten Staatsgewalt, 
wie fie fih aud das abjolute Fürſtenthum gerne hatte gefallen laſſen. Sehr bald 
aber trat ein Umſchlag ein, als bie Gräuel der Revolution das Gute, was fie 
gebracht, vergefien ließen. Die ftrengen Berbote gegen ftubentifhe Verbindungen, 
welche die Reichsgewalt erließ, beweifen vielmehr vie Angft, welche fih der da— 
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maligen Machthaber bemächtigte, ald daß man baraus auf wirkliche gefährliche po- 
litiſche Umtriebe fließen dürfte. Wie der Deutiche überhaupt, fo war damals auch 
der deutſche Profeffor und Student no fehr weit davon entfernt, in der prak⸗ 
tiſchen Thätigkeit für den Staat eine feiner erften Tebensaufgaben zu fehen. 
Ein Georg Forfter war eine vereinzelte Ausnahme. Dazu fam, daß die Zus 
flände des deutſchen Neiches für die Einfihtigeren fih als völlig unheilbar erga- 
ben und die Heinlihen Verhältniſſe ver Partifularftanten dem politifhen Ehrgeiz 
feinen Raum und dem politiihen Willen fein entſprechendes Wrbeitsfeld boten. 

So ftand es mit dem deutſchen Univerfitäten, als vie fiegreihen Waffen 
Frankreichs über, die Orenzen drangen und jener Zuftand ber Fremdherrſchaft auf 
deutſcher Scholle geſchaffen wurde, ven erft nad einer halben Generation die ur 
eigene Kraft des deutfchen Volkes brach. Wie viel zur Erfchwerung eines Verhält⸗ 
niffes dauernder Unterwürfigfeit unter einen frembden Eroberer die in den Univer- 
fitäten zufammengefaßte geiftige und fittlihe Kraft eines Volkes beiträgt, wußte 
der große Kaifer recht wohl zu fhägen. Cine Reihe von deutſchen Univerfitäten 
wurde aufgehoben, antern rettete nur hochangefehene Fürfprache das Dafein; wo 
fie beftehen blieben in den Ländern, über welche mittelbar oder unmittelbar ber 
franzöfifche Kaifer gebot, waren fie der Gegenftand ſcharfer polizeilicher Ueber: 
wadhung, bes peinlihften Mißtrauens. Dennoch pflegten fie emfig das ihnen frei 
gelafjene Feld und durch ven Drud der Fremdherrſchaft wurden gerade fie bie 
Heerde, von denen für ganze Länder die Flamme nationaler Begeifterung fpäter 
ausging. Für einen Johannes von Müller, den der Olanz der Napoleonifchen 
Größe blendete, gab es in diefem Sinne wenigftens Hunderte von Männern und 
Jünglingen von der Art ver Fichte und Luden. Selbſt nachdem zu Aufterlig 
und Jena die beiden mädhtigften Reiche in Deutfchland zu Boden geworfen waren, 
verzweifelten die befjeren Kräfte, welche Jung und Alt ſich auf den deutſchen Hod- 
ſchulen fammelten, nit an ber nationalen iebergeburt Als 1809 der erfte An- 
lauf genommen wurbe, die Weltherrfchaft Frankreichs, die fich feft gründen zu 
wollen ſchien, im Anſchluß an ven öfterreihifchen Krieg dieſes Jahres durd die 
vereinigten Kräfte der ganzen Nation zu brechen, hatten bie geheimen Berbindun- 
gen in Nord» und Weftveutichland ihre Hauptlnotenpunfte in ven Univerfitäts- 
ſtädten. Uber nicht als das ausfchlieflihe Werk unreifer Jünglinge, fondern als 
die fchwere Arbeit ernfter patriotifher Männer wurde die Sache vorbereitet, zu 
deren Mißlingen befanntlid viele Umftände mitwirften. Verſtärkter Drud der feind- 
lichen Fremdheriſchaft war die nächſte Folge, aber gleichzeitig war in dem Staate, 
von welchem vor allen die Nettung kam, durch die Gründung ber Univerfität 
Berlin für die fittlihe Stählung zum neuen Kampf eine der Hauptwerfftätten 
des nationalen Geiftes gefhaffen worden, Die Gründung von Hale und Böt- 
tingen war beides ein gewaltiger Foriſchritt in der wiffenfhaftlichen Bedeutung 
ber Univerfitäten gewejen, vie Errichtung der Hochſchule von Berlin mitten unter 
den Zrümmern zufammenbredender Etaatözuftände, unter den Augen der Nation 
felber, war eine nationale That, deren Früchte rafch heranreiften. Die Jüng- 
linge und Männer, welde 1813 zu den Fahnen tes Befreiungsheeres ftrömten, 
waren befeelt von dem Geifte, ven Fichte's Reden an bie deutſche Nation ans 
gefaht hatten, von dem vaterlänbifchen Freiheitsgefühl, deſſen Heilige Flamme bie 
zu Berlin verfammelten Koryphäen deutſcher Wiſſenſchaft pflegten. 

Und bier zeigte fi ganz befonvers die nationale Bedeutung ber deutſchen 
Univerfitäten. Nirgendwo war der Drang, zu den Fahnen zu eilen, die Feder mit 
Schwert und Büchfe zu vertaufchen, lebendiger als an den Pflanzſchulen der Wis 
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fenfchaft, und auch in den Rheinbundsftaaten ſchlug an den Hochſchulen die Gluth 
nationaler Begeifterung auf, ſoweit fie nicht durch den Polizeivrud erftidt wurde. 
Auf den Schladhtfeldern von Baugen und Lügen haben die deutſchen Studenten 
dem Baterlande reichlihen Blutzoll gefpendet und die gehobene heilige Stimmung, 
welche durch das deutſche Befreiungsheer ging, war nit zum geringen Theile da— 
durch hervorgerufen, daß die gebildete Blüthe der Nation die Maſſen der Streiter 
mit dem eigenen höheren Pflichtgefühl durchſtrömte. An wenig Univerfitäten konnte 
damals gelefen werden, bie Studenten waren im Heere und burdjlebten mit ben 
reiferen Männern jene große Epoche mit ihren tiefgreifenden Eindrüden vorüber- 
gehender Mißerfolge und des endlichen glorreihen Gieges. 

Aber neben dem Siege auf dem Schladtfelde war nod ein anderer nöthig, 
um die Forderungen, welde die deutfche Nation für ihr eigenes Schidfal ftellen 
mußte, zu befriebigen. Der veutihe Boden war vom Feinde gefäubert, aber wo 
war das Vaterland, wo der deutfhe Staat, für den man gefämpft hatte? Als 
bie deutfchen Heere aus Frankreich zurückkehrten, ja ſelbſt, nachdem der vernid- 
tende Schlag zu Waterloo Franfreich auf lange Zeit unſchädlich gemacht, waren 
die politifhen und nationalen Errungenfhaften für Deutfchland eine kümmerliche 
Abfindung. Niemand wagte zu fagen, daß abgefehen von der Verminderung 
der Fürftenhäufer die deutſche Bundesverfaffung einen mefentlihen Fortſchritt 
gegen die faktiſche VBerfaffungslofigkeit ves Reiches enthielt, im Gegentheil, ver 
Glanz und Schimmer, welder auf der alten Kaiferherrlichfeit gelagert war, hatte‘ 
einer nüchternen Wirklichkeit Plag machen müſſen, in der fi) eine Reihe jouveräner 
Fürften und freier Städte, eine Gefandtenfonferenz zu Frankfurt a. M., aber 
fein deutſcher Staat zeigte. War fo dem Drange nad nationaler Einheit jebe 
Hoffnung auf Verwirklichung genommen, fo ftand es nicht viel anders mit ber 
ftaatlihen Freiheit, der auch die jungen Herzen zugefchworen hatten. In 
wenig beutfchen Staaten wurden aud nur die Anfänge einer konftitutionellen Entwick⸗ 
lung verſucht. Schon gleih anfangs hatte die deutſche Theilnahme an dem fpa- 
nifhen Befreiungsfampfe fid nicht blos auf die Abjhüttelung des franzöfifchen 
Joches bezogen, fondern die freiheitlihe Cortesverfafjung von 1812, deren Mängel 
man damals weniger ſcharf auffaßte, hatte ebenfalls das öffentliche Urtheil befto- 
hen. Dank der Kant’shen Philofophie, die ihrerfeit® wieder auf Montesquieu umd 
auf die,Engländer zurüdging, war in all der romantifhen Gefühlsüberihwäng- 
lichkeit der Befreiungsjahre, bei aller Vorliebe für die politiihe Gejtaltung des 
Mittelalters, doch auch ächter ftaatsbürgerlicher Freiheitsfinn in ver Nation; neben 
den ſchwärmeriſchen Liedern Schenkentorf3 fang man aud die mannesfräftigen Ge— 
ſänge Ernft Morig Arndt's, und „der Oott, der Eijen wachſen ließ" wollte — 
fo glaubte man — weder Knete unter fremder noch einheimifcher Tyrannei. 
Die Theilnahme an öffentlihen Dingen war aud auf den Univerfitäten eine ern- 
ftere bei den jungen Männern, welche das große Weltgeriht über den Korſen im 
Felde mit durchlebt, die Gefahren des Kampfes mit getheilt hatten. Um fo tiefer 
griff auch die Enttäuſchung, ald von all den herrlihen Träumen neuer deutſcher 
Größe nichts fih zu erfüllen fchien und die Jugend fich gezwungen ſah, da die 
Gegenwart die Früchte verfagte, mit ihren Beftrebungen und Hoffnungen fid ver 
Zufunft zuwenden. 

Die deutſche Burfhenfhaft war der Ausdruck diefer ernften patrioti— 
[hen Oefinnung in der aladenifhen Jugend Deutfhlandse. Was der Tugend- 
bund in Zeiten der Fremdherrſchaft für die reiferen Männer gewefen war, follte 
auf bem Boden. der Gittlichleit und des Gefeges der Bund ber deutſchen Bur⸗ 
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fhen fein. Wenn wir in ihm eine unmittelbarere Beziehung zur praltifchen Po— 
litik wahrnehmen, al8 dem auch politifh lernenden Stubententhume dienlich zu fein 
pflegt, fo ift dagegen zu erwägen, daß zahlreihe Männer von reiferer Tebensan- 
ſchauung damals noch dem Univerfitätsverband angehörten und daß die Jugend 
jener Zeit durch die Erlebniffe ernft geworden war. Gegenwärtig zweifelt fein Ein- 
fihtiger mehr daran, daß jene Berirrung, welche in fpäteren Jahren das 
Berbindungswefen an den beutfhen Hochſchulen traf, und für fo viele talent- 
volle und tüchtige Jünglinge zum Verderben ausfhlug, an erfter Stelle durch 
die Schuld der Megierenden herbeigeführt wurde. Man vergaß völlig den 
fittliden Kern, welcher aud bei den Ueberfchwenglichleiten des burfchenfchaftlichen 
Treibens dieſe Epoche fo vortheilhaft von dem rüden Wefen ver älteren Lands— 
mannjhaften unterfchied, und die Denunciationen charakterlofer Soldſchreiber gegen 
den freien Geift deutfher Hochſchulen fanden oben nur allau williges Gehör. Der 
Souveränetätspünfel und der Widerwille gegen jede freie Regung in mandem 
Einzelftaat haßte den Zug nad) nationaler Gemeinfhaft, welcher ‘die über alle 
deutſche Univerfitäten fi erftredende Burſchenſchaft bezeichnete, und den freiheit- 
lichen Geift, der ftets die Jugend befeelen wird, wenn man fie nicht abfichtlid 
nidt und in Feffeln hält. Die unfhuldigen Thorheiten des Wartburgfeftes wurden 
zu Staatsverbrechen geftempelt, und als gar in einigen wenigen eraltirten Köpfen 
ver Gedante einer gewaltfamen Staatöverbefferung auftaudhte, als der halb wahn- 
wigige Sand zum Morpftahle griff, da hatte die fürftliche Reaktion gemonnenes 
Spiel. E8 kamen jene Tage der Karlsbader Beichlüffe, welche die deutſchen Uni« 
verfitäten fozufagen in Belagerungszuftand verfegten und einen jeven Lehrer und 
Studirenden an deutſchen Hochſchulen als des Hochverraths verdächtig Sehandelten, 
es lam jene berüchtigte Mainzer Unterfuchungstommiffion, der es bei aller ange- 
firengter Mühe nicht gelingen wollte, von allem dem Schredlihen, was bie ge- 
bildete Jugend Deutfhlands verbrohen oder im Schilde baten follte, auch nur 
irgend etwas Greifbares zu entdeden. Die Folgen blieben niht aus. Wie bie 
freiheitlih gefinnten Elemente in der Nation fi in tiefem Schmerze von dem 
Staatswefen abwandten, das ihre beften Hoffnungen zu Schanden gemacht, und 
die Schwahmüthigen in die philiftröfe Gleihgültigkeit für öffentlibe Dinge zu- 
rüdfielen, welche fo vielen Deutfchen in der Kleinftaaterei und der Ohnmacht ber 
Reihszeit zur zweiten Natur geworben war, fo gab es aud in ven Zwanziger 
Jahren neben der großen Menge der deutſchen Stubirenden, welden der Sinn für 
dad Vaterland fremd geworden war, Meinere wenig zahlreihe Kreife, die der bit- 
terfte Haß gegen das Beſtehende beherrfchte, und wie es bei jugendlichen Naturen 
ſehr begreiflih war, zu verzweifelten Mitteln gewaltfamer Abhülfe drängte, 

Jet erft beginnt jenes Berfhwörungswefen, weldes feine eigentlihe Heimat 
in Sranfreih und Italien hatte, das aber niemals, wie fo oft fälfchlih behauptet 
worden iſt, auf deutſchen Hochſchulen eine irgend bedeutende Verbreitung gefunden 
bat. Was der wahre Baterlandsfreund mehr bevauern mußte, als dieſe verein- 
zelten Berirrungen, war die politifhe Gefinnungslofigkeit, welche in weiten Kreijen 
herrſchte und einem Wicderaufleben ver Unwürdigkeit und Unſittlichkeiten früherer 
Tage ein breites Feld öffnete. Aber mit der Unverwüſtlichkeit der guten beutfchen 
Urt trat auch hier eine rafche Befferung ein. Der freiere Zug, welder anknüpfend 
an die europätfchen Ereignifje nach der franzöfifchen Julirevolution aud in die - 
deutſche Politik kam, ergriff ebenfo die deutſche Studentenwelt. Nur war. aud) tiefer 
Aufſchwung ebenfo vorübergehend als die allgemeine Reform, womit er in Zu« 
ſammenhang ftand, und er felbft war durch manche Nebenerfheinungen getrübt, 
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welche den Widerftand der Machthaber hervorrufen mußten. Die alte Burſchen— 
ſchaft hatte fih aud mit ihren politiihen Idealen und der Anftrebung ihrer Ber— 
wirflihung auf die ftudentifhen Kreife beſchränkt, höchſtens daß vie natürlichen 
Führer der afademifhen Jugend, die Lehrer der Hochſchulen, ihnen eine freundliche 
Theilnahme gewidmet hatten. Die Geheimbündelei aus der Mitte der Zwanziger 
Jahre war im Grunde wirkungslos und infofern unſchädlich gewefen, aber nad 
1830 fehen wir im ſüdweſtlichen Deutihland eine unmittelbare Theilnahme ver 
Studirenden an den ähnlichen Beftrebungen in ftaatsbürgerlihen Kreifen, welche 
in diefer Weife vor dem unparteiifchen Urtheil nicht befteht. Der Student ift nicht 
dazu da, um ſchon als folder in der Politik feines Landes das große Wort zu 
führen, und au wenn das Hambaderfeft weit weniger mit dem falſchen fran- 
zöftrenden Liberalismus behaftet gewejen wäre, mußte man doch die hervorragende 
Betheilung der Studenten an dieſen und ähnlichen Manifeftationen der politifchen 
Unzufriedenheit verwerfen. Gewiß fol aud die alademifche Jugend für vie vater- 
ländifhen Dinge Intereffe haben, aber am beften bethätigt fie dieſes dadurch, daß 
fie ſich durch tüchtiges Lernen und fefte Charakterbildung für den fpäteren ftaats- 
bürgerlihen Beruf kräftigt. Die Heinen und großen Berbünveleien, welche endlich 
zu dem thörichten Frankfurter Attentat führten, wo neben einer Anzahl 
unreifer Stubenten wenige eraltirte ältere Männer und ein großer Troß von po- 
litiſch Unverftändigen, Kleinbürgern und Handwerkögefellen die gewaltfame Umge— 
ftaltung der allerdings elenden ftaatlichen Zuftände Deutfhiands in die Hand 
nahmen, bildet feinen erfreulihen Abſchnitt weder in der Gefchichte ver Univers 
fitäten, noch der allgemeinen Geſchicke Deutſchlands. 

Auch hier wieder erntete nur die Reaktion, was der mwohlmeinende jugendliche 
Unverftand gefät. Die Regierungen beeilten ſich, durch neue draloniſche Beſchlüſſe, 
zu denen ber Bundestag einfach fein Ja zu fagen hatte, die Polizeiaufſicht über 
die Stätten der freien Wiffenfhaft zu verftärfen, e8 famen jene berüchtigten Mini- 
fterialfonferenzen von 1834, deren Beſchlüſſe volftändig zu publiciren man 
nit einmal wagte, ohne fie deßhalb unausgeführt zu laffen. Die Art. 38 bis 
55 der Schlußakte jener Minifterlonferenz haben es einzig und allein mit den 
deutſchen Univerfitäten zu thun und zur Charakterifirung dieſer Beftimmungen mag 
ber Inhalt des Art. 49 genügen, wo es heißt: „Die Mitglieder einer burfchen- 
ſchaftlichen oder einer auf politifhe Zwede unter irgend einem Namen gerichteten 
unerlaubten Berbindung trifft (vorbehaltlih der etwa zu verhängenden Ariminal- 
ftrafen) gefchärfte Relegation, außerdem follen viefelben ſowenig zum Civilvienfte, 
ale zu einem kirchlichen oder Schulamte, zu einer afademifhen Würte, zur Advo- 
fatur, zur ärztlihen oder hirurgiichen Praris innerhalb ver Staaten des teutfchen 
Bundes zugelaffen werden.” Im gleichen Geifte waren die Berfolgungen gehalten, 
welche gegen die bethörten Theilnehmer am Attentat und ten jonftigen Verbin— 
bindungen in ganz Deutfhland ins Werk gejegt wurden. Zum Glüd zeigte fi 
aud bier die deutſche Mannichfaltigkeit, und wo das eine Gericht auf Todesftrafe 
oder lebenslänglihe Zuhthausftrafe erfannte, fanden andere doch nur Verbrechen, 
wofür eine kurze Freiheitsſtrafe genügte. Immer aber bleibt dem Lefer jener 
vielen Unterfuhungen wegen demagogifher Umtriebe der Eindruck, daß gegen 
Spinngewebe mit ſchwerem Geihüg ins Feld gezogen wird, und nit fowohl ein 
Drang nad gerehter Sühnung, als die freudige Genugthuung vorherrſcht, einem 
Gerühl unbegrenzter Rache zu fröhmen. Ganz anders als jene erfte Unterfuhungs- 
fommiffion aus dem Jahr 1819, hat vie 1833 am Gig des Bundestages zufam- 
menberufene eine reihe Ernte in ihren verſchiedenen Berichten dem durchlauchtigen 
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Bunde unterbreiten Können. Wie übrigens in den Mittheilungen biefer Kommiſſion 
die wirflihen Ergebniffe der einzelnen gerichtlihen Unterfuhungen zu Zeiten 
gefälfht wurden, findet fi in dem Werke von Ilfe: Geſchichte der demagogifchen 
Unterfuhungen näher nachgewieſen. Zwei große Erfolge hatte dieſer polizeiliche 
und gerichtliche Krenzzug gegen bie deutſchen Univerfitäten glüdlid errungen. Eine 
große Anzahl der tüchtigften wiſſenſchaftlich gebildeten Jünglinge Deutſchlands ver- 
kam hinter Feſtungsmauern oder hatte im Eril das Bittere Brod der Trennung 
vom Baterlande zu eflen und nur verhältnißmäßig Wenigen von biefen gelang 
es, aus dieſem herben Schidjale ſich emporraffend in fpäterer befferer Zeit nad 
geftatteter Heimkehr dem Baterlande gereifte Dienfte zu leiften. Auf den deutſchen 
Univerfitäten jelber aber trat naturgemäß wieder ein Zuftand fittliher Erſchlaffung 
ein, es zeigte fich, daß burſchenſchaftliches Streben mit all feinen Fehlern und 
Shwähen ein nothwenviges Element für die geiftige Gefunpheit der modernen 
veutfhen Hochſchulen ift und anderer Richtungen und Einflüffe unbeſchadet, auf 
die Dauer nicht entbehrt werben fann. i 

Zehn Jahre dauerte diefe Zeit politifhen Stilllebens. Als um die Mitte ber 
Vierziger Jahre unter vielfeitigen, theils ven inneren, theils den auswärtigen Ver⸗ 
bältniffen entfpringenten Einflüffen ver politifche Geift in Deutfhland wieder feine 
Schwingen regte, nahmen aud vie Hohfhulen und dießmal in einer Weife daran 
Theil, welche fih für die Studentenzeit als eine Periode der VBorbildung und des 
Erlernens befjer eignete als die früheren Verſuche. Theilnahme für bie öffentlihen 
Dinge, nicht unmittelbare Mitwirkung. bei ihnen, fchrieb jegt dieneue Burfhenfhaft 
auf ihre Fahne, welche das Gedächtniß an vie waderen Borfahren in der alten Bur- 
ſchenſchaft treu fefthaltend, dennoch in dem Geiſte der neuen Zeit mandes anders an- 
jab, als die Borfämpfer von 1815. Daß ed auch jegt nicht an Ueberftürzung und 
Ueberſchwenglichkeit fehlte, war nur natürlich, aber immerhin fand das Jahr 1848 
in der damaligen afademifchen Jugend Deutfhlands zahlreihe Elemente, welde 
tüdtige Bürger eines deutſchen Staates zu werben verfpraden. 

In legterer Beziehung war in ver afabemifhen Jugend ſchon feit Jahren 
ein lebhaftes Verlangen hervorgetreten, aus der privilegirten Stellung der Stu- 
denten in bie freie Staatsbürgerfhaft mit all ihren Rechten und Pflichten über- 
zugehen. Man pflegte dies kurzweg als das Gtreben nah Aufhebung der 
alademifhen Gerichtsbarkeit zu bezeichnen, und die Gleichmachungsprin⸗ 
tipien de8 modernen, namentlich franzöfifhen Staatsrechtes hatten einen hervor- 
tragenden Antheil an biefer Bewegung. Mit der autonomen Stellung, welde bie 
älteren Univerfitäten als mittelalterliche Korporationen einnahmen und die auch in 
der Folgezeit den fpäter geftifteten zu Theil warb, verband ſich eine mehr oder 
weniger umfangreihe Gerichtöbarfeit über die Univerfitätsangehörigen, Profeſſoren 
ſowohl als Studirende. In den Zeiten, wo privilegirte Gerichtsſtände Die Regel 
waren, nahm man an vergleichen feinen Anftoß, in den neueren Tagen ſah man 
darin fowohl eine Verlegung der allgemeinen Rechtsgleichheit, als eine Benach— 
theiligung ber freiheit, indem die halbväterliche Jurisdiktion der Korporation ohne 
die Oarantieen des öffentlihen Richteramtes und nad) rein fubjeltivem Ermeffen 
geübt wurde. Imfoweit es fih dabei um gewöhnliche Vergehen gegen die allge- 
meinen Strafgefege handelte, war zu einer Zeit, wo außerdem die Rechtsgleichheit 
zum praftiihen Durchbruch kam, die afademifhe Strafgerichtsbarfeit ebenfowenig 
zu rechtfertigen als die Patrimonialgerichtsbarkeit. Aber offenbar ging das Mißbeha- 
gen der afabemifchen Jugend nicht eigentlich auf jene Fälle, fondern gegen bie Disci« 
plinargewalt, welche al8 eine Art von judieium parium bie akademiſchen Autori- 
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täten über bie Studentenſchaft übten. Nach dieſer Richtung war bie Agitation 
gegen bie erceptionelle Stellung des deutfhen Studenten eine unberedtigte. Pro- 
fefioren und Studenten, die Lehrer und fünftigen Mitgliever ver verſchiedenen 
wiſſenſchaftlichen Berufszweige unferer Nation, bilden in ihrem Zufammenfein auf 
den Univerfitäten einen geiftigen Ritterftand, für den es fi wohl geziemt, daß 
er durch eigene Organe über die Ehrenhaftigkeit und fittlihe Würbe feiner Ange- 
bhörigen wacht und im fchlimmften Falle mit entfprehenden Strafmitteln, bie bis 
zur Ausfhließung aus ber ehrenvollen Gemeinfchaft gehen müffen, gegen Ungebähr 
und Unmwäürbigfeit einfchreitet. In den Händen von Profefjoren, die ja alle felber 
Stubenten waren und dur ben dauernden Umgang mit der alademifchen Jugend 
- den Beftrebungen des jugendlihen Alters niemals fremd werben, wird biefes 
fittlihe Pairdgeriht am beften geübt. Die durchgängige Iugend der Gtubirenden 
felber und die bei ihren vielen Heinen Parteiungen faft unmöglich zu erreichende 
Unabhängigkeit des Urteils läßt e8 unthunlich erfcheinen, die akademiſche Disciplin 
im Sinne einer ädten Genfur etwa unter Mitwirfung von Studirenden felber 
auszuüben. Der wohlthuende Einfluß, welder durch die Kommilitonen im engeren 
Sinne geübt werben kann zur Förderung des Guten fowie zur Abwehr und Be— 
ftrafung des Schlechten, fucht fi praftifh andere Wege. 

Das Jahr 1848 brachte aber in eigenthümlicher Nebeneinanderftellung außer 
der verftärkten Agitation um Aufhebung der akademiſchen Gerichtsbarkeit eine an- 
bere, welche fich eine vermehrte Autonomie unferer Hochſchulen zum Ziele feste. 
Einen gerechtfertigten Anftoß dazu gab die ftraffe Handhabung der Staatöfuratel, 
wie biefelbe in Nachlebung der Bundesbeſchlüſſe feit 20 Jahren geübt werben 
war, und das vielfach bemerfliche Streben, bie Lehrer und Pfleger der freien Wif- 
fenfhaften ganz und gar auf das Niveau des gewöhnlichen abhängigen Bermal- 
tungsbeamten nieberzubrüden. In dem möglichft freien Berufungsredhte, in ber 
Lehr» und Lernfreibeit ſuchten fowohl die Profefforen als Studenten die beften 
Säulen des Gedeihens für die Univerfitäten. Die eigenthümlihen Vorzüge, welche 
fih an das Deutſchland ausfchlieglih angehörige Inftitut der Privatdocenten 
fnüpften, führten dazu, auch für tiefe erfte Stufe des afabemifchen Lehramtes ge— 
wiffe Erleichterungen, ein Hineinziehen in den officiellen Lehrkörper zu befürworten. 
So fehr war die afabemifhe Jugend von diefen neuen Plänen ergriffen, daß bie 
alten Unterfheidungen von Landsmannſchaften und Burfhenfhaften, von Ber- 
bindungs- und Nihtverbindungsftudenten ihre Schärfe vielfach verloren und unter 
den Studenten felber aud das Princip voller Gleichheit zum Durchbruch gelom« 
men ſchien. j 

Ganz vereinzelt hatte bie afademifche Iugend auf den deutſchen Univerfitäten 
(in Defterreih, wie wir fehen werben, war e8 anders) an ber politifhen Ummäl- 
zung nad ber franzöſiſchen Februarrevolution werkthätigen Antheil genommen. 
Im Ganzen hielt man an ber richtigen Anſicht feft, daß der Student als folder 
fih für die Zeit feiner geiftigen Reife dem Staate aufzufparen bat. Anders 
ftand es um die Fragen der Reform des ftubentifchen Lebens. Wie aber die 
Hauptintereffen und focialen Gruppen fih damals zufammenthaten, um über ihre 
neue Stellung in der neuen Zeit zu berathen und zu bejchließen, jo fanben ſich 
aud, von einer Anzahl von Univerfitäten gewählt, Delegirte der deutſchen Stu— 
dentenſchaft im Juni 1848 auf der Wartburg znfammen. Mit fomifher Ueber: 
treibung ſprach man von einem GStudentenparlamente, aber es begreift fih, daß 
bei bem Ernft der Zeit und dem Vorbrängen wichtigerer Interefien das ganze 
Zwiſchenſpiel bald in Vergeſſenheit gerieth. Exnftlicher waren die Berathungen 
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gemeint, weldhe im September 1848 ber zu Jena abgehaltene Kongreß 
von Univerfitätslehrern in Angriff nahm. Allein aud feine Berathungen 
wurben dur den Gang der Weltereigniffe fehr bald zu „Ihägbarem Material“, 
und nur einer Frage, die ihm eingehend beſchäftigte, fei hier kurz erwähnt. Un» 
entgeltlichleit des Unterridtes war, nahdem bie Gewäffer der Revolution 
immer breiter und feichter zu werben anfiengen, eine vielfach gehörte Bolksforbe- 
rung und nad dem Vorgange Franfreihs war man jegt audy bei der Hand, für 
den Unterricht an den Hochſchulen das gleiche Princip aufzuftellen. Soweit es fi 
darum handelt, den wirklich Mlittellofen trotzdem den Zugang zur alabemifchen 
Belehrung zu verftatten, hatte ſchon früher durch Stipendien, durch Stundung ber 
Honorarien oder gänzliche Befreiung von ihrer Zahlung genügende Abhülfe be- 
ftanden, aber man verlangte jegt nicht blos dieſes Zugeſtändniß für Unbemittelte, 
ſondern der freie unbezahlte Unterriht wurde als allgemeines Menſchenrecht pro— 
.Hamirt. Der Staat hätte natürlich demgemäß feine öffentlichen Lehrer der Wiſſen— 
ihaft, deren Einkommen oft zum größten Theile vom Honorar der Zuhörer 
abhängt, in ganz anderer Weife befolden müfjen. Regierungäzulagen würden bie 
Haupiquelle eines Anwachſes zur Einnahme geworben fein, den Profefforen hätte 
ein ehrenvoller Stachel zur wiſſenſchaftlichen Konkurrenz gefehlt und mas vielleicht 
am höchſten anzufhlagen ift, eine würdige Stellung des Privatbocenttbumes wäre 
mit der Unentgeltlikeit der Hauptvorlefungen unvereinbar gewefen. Auf der ans 
dern Seite ift e8 auch fehr fraglih, ob ver Fleiß des Stubirenden und bie Werth. 
ſchätzung deflen, was bie Lehrer ihm bieten, bei einer allgemeinen Unentgeltlichfeit 
des Unterrichtes nicht ſchwer gelitten hätten. Ia man darf weiter gehen und ge— 
fügt auf die Erfahrung folder Länder, mo das geforterte Princip in Geltung 
war, mit Sicherheit behaupten, daß jener Vorſchlag 1848 mit gutem Grunde bei 
reiferer Prüfung befeitigt wurde. 

Nicht wenig bejhäftigte damals die ſtudentiſchen Kreiſe fowohl ala mas 
ſenſt am afademifchen Leben Antheil nahm, der Streit über den Zweikampf und 
die feine Stelle vertretenden Ehrengerihte. In feiner Allgemeinheit gehört dieſer 
Gegenftand nicht in den Kreis unferer Skizze, ald bloßes Stubentenpuell lohnt es 
dagegen nicht der Mühe, mit Gründen gegen eine Einrichtung aufzutreten, wo 
Gebraud und Mißbrauch fo nahe bei einander liegen uud in der neuern Zeit 
verftändigermweife vie Gefahrlofigkeit mehr und mehr ins Auge gefaßt wird. Mit 
den Schwanfungen ter politifhen Strömung änderte ſich aud ver Charafter ber 
öffentlihen Meinung in dem Mikrokosmus der Stubentenwelt, abwechſelnd waren 
die entſchiedenen Gegner und bie energifchen Vertheidiger des Studentenduells 
in der Majorität. Je mehr das Intereſſe an politifhen Dingen erlahmte — und 
au hierin folgte die afademifche Jugend nur der Weife ihrer Väter — traten 
die akademiſchen Gebräudhe und Mißbräuche, alle jene Meinen Wichtigfeiten, woran 
die Jugend Gefallen findet, mehr in ben Vordergrund, Die Beftrebungen ber 
Studenten aus dem Jahr 1848 wurden von oben herab ald Ergebniffe des all- 
gemeinen Liberalismus betrachtet und in der allgemeinen Reaktionszeit gemeinſchaft- 
ih mit ihm befämpft, wenn man auch Flüger geworden war und weder ihre 
Gefährlichkeit überſchätzte, nvch gegen fie, vie Übrigens wie die Waſſer von felbft 
verliefen, den plumpen Apparat von neuen Karlsbader Bejhlüffen in Thätigkeit fette. 

Schlimmer als das zeitweilige Abftehen von ftudentifchen Reformbemühungen 
war die geiftige Erſchlafſung, welde in den erften Reaftionsjahren unbeftreitbar 
über bie afademifhe Jugend Deutſchlands gelommen war. An vie Stelle freien 
wiſſenſchaftlichen Eiferd war ein Ängftlihes Hängen am, reinen Brobftudium ger 
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treten, und leider fanden ſich nicht auf allen Hochſchulen die Männer, um biefer 
vom Haufe mitgebradhten fümmerlihen Richtung mit Eifer und Energie entgegen- 
zutreten. Denn aud an ven alabemifchen Lehrern Deutſchlands waren bie Nach— 
wehen des Jahres 1848 nicht fpurlos vorübergegangen. Bis dahin hatte Tonftitu- 
tionelles eben nur in den fleineren Staaten des Baterlandes fi entfalten kön- 
nen und felbft hier waren die Berhältniffe felten fo angethan, um den politifchen 
Ehrgeiz des Mannes der Wiffenfhaft zu praftifcher Thätigkeit wachzurufen. Stel- 
fungen wie fie vor 1848 Rotted und Welder in der badiſchen Kammer ein- 
nahmen und die fie freilich ihre akademiſche Thätigkeit Tofteten, waren die Aus- 
nahmen. Hatte do der tapfere Dahlmann fein Eintreten für das beſchworne 
Grundgefeß von Hannover mit dem Berluft von Amt und Heimat büßen müſſen. 
Erft 1848, als aud in Preußen eine wahre Volfövertretung berufen warb, ala 
überall die Feſſeln des fcheinbaren Konftitutionalismus geiprengt und wahre Ber- 
faffungen an ihre Stelle gefegt wurden, als enbli die Gefammtvertretung deut» 
her Nation in der Paulsfirhe zu Frankfurt fi zum deutfchen Parlamente ei- 
nigte, fahen wir, wie allerfeits tas Vertrauen ihrer Mitbürger deutſche Profefforen 
zur Theilnahme an ven hochwichtigen Arbeiten berief. Waren ja tod in den voran» 
gegangenen trüben Zeiten der ftaatlichen Abgefhloffenheit und Zerfplitterung Die 
Univerfitäten die Pflanzftätten und Afyle des nationalen Einheitsgevanfens gewe— 
fen und auch die freiheitlihe Entwicklung des Vaterlantes hatte auf den beutjchen 
Hochſchulen ganze Reihen muthiger Bertreter gehabt. Die im Bergleih zu anderen 
Staatsbeamten unabhängigere Stellung der Profefforen, der weitere Geſichtskreis, 
welcher fih aus hohen wifjenfhaftlihen Zielen nothwendig ergibt, der tagtägliche 
Umgang mit der geiftigen Elite der vaterländifhen Jugend, waren feine jchlechte 
Vorbereitung für bie parlamentarifhe Thätigfeit, wozu noch die Gewöhnung ver 
freien Rebe bei den meiften Hochfchullehrern fam. Wenn in den beutfchen Etände- 
verfammlungen jener Zeit manches Erreihbare unerreidht blieb und das Einigungs- 
werk der Nation in Trümmer ging, fo haben daran bie deutſchen Profefioren nicht 
mehr Schuld, als die übrigen Elemente in der Nation; und wenn fidy erflere mit 
wenig Ausnahmen für venjenigen Weg praftifher Löſung entfchieven, ven, fei es 
aud mit anderen Mitteln, vie Weltgefhichte in unferen Tagen mit der Weihe des 
Sieges legitimirt hat, fo darf man darin eine fpäte Genugthuung für eine Reihe 
vielgefhmähter Männer fehen, wovon Manden fhon bie fühle Erbe deckt. Aber 
bie deutſchen Profefioren im Parlamente waren ihrer großen Mehrzahl nad libe- 
ral und national gefinnt geweſen. In der Reichöverfaffung von 1849, melde zum 
großen Theil aus ihren Händen hervorgegangen war, wurden ben Fürften und 
Stämmen viele Opfer zum Beften ver Gefammtheit zugemuthet — Grund genug, 
daß in ber Reaktionszeit der deutfche Profefior mit den wenigen Ausnahmen, welche 
fi) damals beugten oder von jeher mehr Weide als Eiche geweſen waren, zu ben 
mißliebigen Klaffen wie Doktoren und Advokaten gehörte, denen aud im „tollen 
Jahre“ allerlei aufs Kerbholz gezeichnet war. Manchem braven Manne fant me» 
nigftens zeitweilig der Muth und die Ausvauer für ben ſchweren tagtäglihen 
Kampf gegen die rüdmärts gefehrten Gemwalten, und es beburfte erft des friſchen 
Haudes, meldher von dem großen Kriege gegen das ruffiihe Weltherrfchergelüfte 
anhub, um in Deutjhland überhaupt und fo aud auf den Hochſchulen bei Lehrern 
und Studenten jene frifche. geiftige Atmofphäre zurüdzuführen, in welcher allein 
bei Lehrern und Schülern vie freie Wiſſenſchaft gedeiht. 

Seitdem bat das deutſche Univerfitätswefen feine fchlimmen Rüdfchläge mehr 
erlebt. Zwifchen den Staaten ift ein reger Wetteifer bemerkbar, bie eignen Unie 
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verfitäten möglihft hoch zu ftellen und ber freie Zug, welcher die Stubenten des 
deutſchen Nordens an die ſüddeutſchen Hochſchulen und umgekehrt führt, hat im 
Gefolge, daß alle Vorzüge und Berbefferungen des einzelnen Lehrlörpers auch der 
Sefammtheit zu Gute fommen. So lange bei der deutihen Staatslofigkeit der 
Nation das wahre politifhe Band fehlte, war biefe Mifchung der veutfhen Stämme 
in ben Lehrerfollegien durch die freien Berufungen, in der Stubentenwelt durch 
das Recht des freien Studiums ein wefentlihes Mittel, in den wiſſenſchaftlich ger 
bildeten Kreifen das Gefühl eines nationalen Zufammenhangs lebendig zu erhalten. 
Aber aud dann, wenn das nationale Einigungswerf feinen Fortgang nimmt und 
ber dentfche Staat aufgebaut ift, wird das gegenwärtige Berhältniß, daß bie Uni» 
verfitäten nicht bloße Stammeshohfhulen, fondern Pflanzftätten des wiſſenſchaftli— 
hen Geiftes in der ganzen Nation find, feine volle Bebeutung behalten. Es wird 
nichts Schaden, daß vie Männer, welde in dem deutſchen Parlamente aus allen 
Theilen des Baterlandes zur Entfcheidung über die wichtigften Angelegenheiten ber 
Nation zufammentreffen, [hen als Jünglinge am Nedar, Spree und Rhein fröh- 
li beifammen gewefen find. Denn niemals foll man vergeffen, daß die Studenten» 
zeit auch eine fröhliche fein fol, daß fie in unferm Jugendfrühling der eigent- 
lihe Wonnemonat ift. Die Empfänglichkeit für alles Schöne und Gute, für jene 
Jugendfreundſchaften, die noch das fpätefte Alter, wie Abendfonnenglanz die ſchneei⸗ 
gen falten Häupter der Gebirgsriefen, vergolven, findet fih nirgends fo als in dem 
wiffenschaftlich fi bildenden Jüngling, dem dur die Klaffiter der modernen nnd 
alten Literatur fo viel mehr Spiegel gegeben worben find, um die Herrlichkeiten 
des geiftigen und leiblichen Dafeins in fi aufzunehmen. Gerade das deutfche Ein» 
dententhum hat, herausgejhält aus den Rohheiten ferner, und frei von den Ueber- 
fbwänglichkeiten näher gelegener Tage, fi einen wahren Schatz ächter Lebenspoefie 
zu bewahren gewußt, möge er ver deutſchen Jugend niemald verloren gehen ! 
Die gegenwärtigen Einrichtungen der deutſchen Univerfitäten, wie fie 
ald der Niederſchlag ihrer Geſchichte erfheinen, laſſen fi deßhalb in wenigen 
Zügen ſchildern, weil bei aller fonftigen Zerriffenheit der deutſchen Dinge bie 
nationale Gemeinfhaft des Univerfitätelebens fih aud in ihrer Organifation aus- 
prägt. Häufig fteht an der Epige der ganzen Korporation, durch diefe Stellung 
geehrt und wiederum durch fie die hohe Schule der Wiffenfchaft ehrend, als Rektor 
der Landesherr. Ift dies der Fall, fo vertritt zur wirklichen Führung der Rektorats- 
gefhäfte den Rector magnificentissimus ein Prorektor. Anderswo bezeichnet 
Rektor den, wie der Proreftor, aus der Zahl ber ordentlichen Profefforen durch feine 
Kollegen gewählten erften Vertreter ver Univerfität. Wie er vie erfte Autorität 
innerhalb der Korporation ift, fo pflegt neben ihm als Repräfentant der Staats- 
kuratel ein fogenannter Kurator zu ftehen. Das Inftitut der Regierungsbevoll- 
mädhtigten, eine politifche Auffihtsbehörde, hat glüdlicherweife ver Sturm von 1848 
befeitigt. Der Kurator gehört der akademiſchen Korporation nit an und erfcheint 
weientlich al8 ein an Ort und Stelle gefchidter Beamter des Kultusminifteriums, 
jo dag manchmal auch die Kuratel direft durch das Minifterium beforgt wird. Der 
nähere Umgang des Kurators mit den Profefforen hat feine guten und bebenflichen 
Seiten. Wie fo häufig gilt aud hier der Sat, daß der richtige Mann an dieſer 
Stelle Bortreffliches Leiften kann. Wo dies gefchieht, fieht der Kurator ſich nicht 
als die Kontrolbehörve, fonvern als die fürforgende Staatsftelle bei der Univer- 
fität an. Es liegt auf der Hand, daß eine gewiffe Eimwirfung und Auffiht des 
Staates da unerläßlich ift, wo aus den allgemeinen Landesmitteln die Univerfitä- 
ten vorwiegend botirt werben. Der Staat hat dafür zu forgen, daß bie von allen 
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Staatsangehörigen geleifteten Beihülfen auch möglidft im Intereffe Aller verwen« 
det werben und aud da, mo bie Univerfität aus früherer Zeit ihr felbftändiges 
Bermögen gerettet bat, kann von einer abfoluten Gelbftverwaltung eben fo wenig 
bie Rede fein, als bei andern Korporationen, Aber gerade bei einer wiflenfchaftli- 
hen Körperfhaft wird eine richtige Politif dahin führen, nur in wirflihen Noth— 
fällen den Staatszügel anzuziehen, wo e# gilt, gegen Kameraderie, Nrepotismus, 
Intoleranz und jene andern Uebel aufzutreten, wozu das Fleifh in Korporationen 
Erbe ift. Selten wird e8 einem guten Kurator und einer tüchtigen afabemifchen 
Korporation ſchwer fallen, im vollen Einverftänpnig für das Wohlergehen ber 
ihnen anvertrauten Anftalt zu wirken. 

Eine afademifhe Schule ift feine Monardie; wenn auch mit der Erlebigung 
aller laufenden Geſchäfte betraut, ift ver Rektor oder Proreftor für wichtigere Be- 
rathungen und Befhlüffe mit einem Senate umgeben, ber bald der fogenannte 
große Senat, beftehenv aus allen orbentlihen Profefforen ift, die auch bei ver 
jährlihen Rektorswahl mitwirken (eine Theilnahme außerorventliher Brofefloren 
dabei ift Ausnahme), bald ein fogenannter engerer oder Hleiner, ter entweder über- 
haupt oder bis auf feltne Ausnahmafälle vie Befugniffe der Gefammtbeit hat. Wo 
ein Heinerer Senat eriftirt, geht auch er aus Wahlen bald der fyakultäten, bald 
ver Gefammtheit der Profefforen hervor. Dem Senate liegt die Verwaltung des 
Bermögeng, die Uebung ber Disciplinargemwalt, die Begutahtung von Vorſchlägen 
der Fakultäten und ber Berfehr mit der Staatsregierung ob, welder ein unmit» 
telbarer, durch feine Zwifchenftellen verzögerter fein muß. Gewöhnlich fteht ihm 
ein juriftifch gebildeter Beainter zur Seite ald Syndikus, der manchmal, wenig» 
ftens früher, aus der Zahl der juriftifchen Profefforen genommen wurde. In größe 
ren Univerfitäten ift wohl zur Vorbereitung der Disciplinarunterfuhungen und 
als juriftifcher Beirath des jeweiligen Rektors ein Univerfitätsamtmann ober 
Richter beftellt. Nur wenige Univerfitäten haben nämlich gegenwärtig noch Kanz- 
ler und Bicefanzler, wovon jene ehemals die Stelle von wie man fagen fünnte 
Regierungsbevollmädhtigten befleiveten und dieſe ald Stellvertreter des Ranzlers 
erfcheinen. Profanzler wirb derjenige Profeffor genannt, welder bei Nichtaus- 
übung des Amtes durch den eigentlihen Kanzler oder, wo das Kanzleramt 
ganz in Abgang gefommen ift, ben juriftifhen Beiftand bes Rektors ausmacht und 
im Senate das fogenannte votum informativum führt. Er fteht jest ganz inner 
halb der Lehrerforperation und der Charakter des Amtes hat fi völlig geändert. 
Etwas anders fteht die heutzutage vereinzelt no vorfommende Kanzlerwärde 
3. B. in Tübingen und Gießen, wo damit bie Vertretung der Univerfität auf dem 
Landtage verknüpft ift. Nichtiger ift ohne Zweifel die andere Methode, welche ven 
Univerfitäten die Wahl eines Vertreters für die I. oder II. Kammer freigibt. 
Bei der Schwierigkeit, in Deutfchland die paſſenden Elemente für eine erfte Kam- 
mer zu gewinnen, ift es boppelt wichtig, ben hohen Schulen einen Antheil wo 
möglih an ber Befegung eines Oberhaufes zu geben. 

Soll auch die universitas litterarum in ihrer modernen Bedeutung die Ge— 
fammtheit der Wiffenfhaften umfaſſen, fo vollzieht fih doch vie Geiftesarbeit in 
den Fakultäten. Längſt vergangen find bie Unterfheidungen, melde zwiſchen ben 
eigentlihen Fachfakultäten und der vorbereitenden allgemeinen facultas artium be» 
ftand. Auch diefe, die philofophiiche, umfaßt jest ganz beflimmte Berufswiſſenſchaften, 
fie unterfcheivet fih nur dadurch von den anderen, daß fie mehr als eine, die phi— 
lologiſche, hiſtoriſche, bie verfchievenen Zweige der Naturwiſſenſchaften u. |. m. 
enthält. Noch immer ift das Negelmäßige die Eintheilung in vier Yafultäten, Aus— 
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nahmen find die Verhältniſſe, wo bei getrennten Konfeffionen der Bevölferungen 
eine proteftantifche und eine katholiſche theologifhe Fakultät neben einander ftehen, 
und ebenfo die Ausſcheidung einer ſtaatswirthſchaftlichen Fakultät als fünfte, deren 
Difeiplinen anderswo in ver juriftiihen ober beſonders philoſophiſchen behandelt 
werben. Ganz neuerlich hat man an einer deutſchen Hohfhule, Tübingen, aus 
ber philofophifchen Fakultät eine neue naturwiſſenſchaftliche ausgefhieven, wie wir 
meinen, mit zweifelhaften Rechte. 

Die Organifation der Fakultäten ift faft überall dieſelbe. Ein meift 
jährlich gewählter oder durch Turnus beftimmter Dekan führt die laufenden Ge— 
ihäfte, während die Entfheidung in Fakultätsangelegenheiten, z. B. die Gewäh— 
rung der Doktorwürde, Vorſchläge bei Berufungen, von der Gefammtheit der or» 
bentlihen Profefjoren als Mitgliedern der Fakultät ausgehen. Eine Theilnahme ber 
übrigen Profefforen und Lehrer an den Fakultätsentſchließungen findet nit ftatt. 
Obgleich fih die Studierenden für ein fpecielles Fakultätsſtudium inffribiren, gebt 
bob daraus fein befonderes Disciplinarverhältniß zu den Fakultätslehrern hervor, 
das Univerfitätsregiment bleibt Sade von Rektor und Senat. 

Schon lange find Pläne aufgetauht und Verſuche gemacht worben, aud für 
die Studentenſchaft felber eine öffentlihe Drganifation zu finden, aber im Ganzen 
mit wenig Glück. Man kann auch zu viel organifiren, und wir befinden uns bier 
einer Aufgabe gegenüber, wo das Wort plus valent boni mores quam bonae 
leges nicht genug beherzigt werden fann. Die freiwilligen Organifationen, in wels 
den fih unfre akademiſche Jugend bewegt und deren Licht- und Scattenfeiten ber 
alademifche Lehrer am beften fennt, find Ausflüffe unferes Kulturlebens, das je 
nah Stammesart und Gharakterbefhaffenheit eine fehr verſchiedene Färbung an» 
nimmt. Ein Theil der Mängel und Gebrechen, welche dabei zu Tage treten, hän⸗ 
gen auf das engfte mit unferer bisherigen politifhen Mifere zufammen. In einem 
freien und mächtigen beutfchen Staate wird aud das deutfche Stubentenleben, in- 
ir e8 feine guten Seiten behält, allerlei Beraltetes und Unwürdiges adftreifen 
müffen. 

Wir haben uns bisher für vie fpäteren Gefhihte und die Darftellung ber 
Univerfitäten wie fie heute find, nur auf deutfhem Boden bewegt und es erüdrigt 
noch einen Blick auf die Schidfale zu werfen, welche tie von einem gemeinfamen Aus- 
gangspunft fi entwickelnden hohen Schulen der außerdeutſchen —* gehabt ha⸗ 
ben. Eine Vergleichung deſſen, was heutzutage die außerdeutſchen Univerſitäten jede 
in ihrer Art ſind, wird naturgemäß dahin führen, zum Schluß einen Blick in die 
wünſchenswerthe Zukunft dieſer hohen Schulen aller Nationen zu thun. 

Wir müflen unfre Umfhau in Defterreich beginnen. Der aus fo vielen 
Nationalitäten und Nationalitätsfplitten bunt zufammengefegte Kaiferftaat, deſſen 
Ausfheiden aus der Verbindung mit Deutichland das Wegwälzen des Steines vom 
Örabe der deutſchen Zukunft war, hat feit der Reformation dem deutſchen Geiftes- 
leben niemals wahrhaft angehört. Die Länder, welche ſich rühmen können, in Wien 
und Prag bie erften mittelalterlihen Hochſchulen auf deutfchem Gebiete befeffen zu 
haben, wurden nad der Kirhentrennung unter dem influffe der Iefuiten dem 
neuen Geifte, der fih an die Kirchenreformation unmittelbar und mittelbar an- 
müpfte, völlig fremd. Mit der Ausnahme von Bayern hatten doch bie übrigen 
latholiſchen Hochſchulen gewiffe Berührungspunfte mit dem aufgeblühten Univerfi- 
tätswefen des proteftantifchen Nordens, aber in Defterreidh wurde unter dem Drud 
des Jefuitismus bie Univerfität mehr und mehr zur bloßen Schule herabgemürbigt, 
während anderswo, z. ®, zu Halle und Göttingen, das wiſſenſchaftliche Streben 
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immer höheren Auffhwung nahm. So fehr hatte ſich die Scholaftit ver Schule 
Loyola's eingeniftet in die Lehr- und Denfart der öfterreihiihen hohen Schulen, 
daß felbft die Aufhebung des Jefuitenordens in der Methode feine Aenderung 
brachte. Wie die Jefuiten das mittelalterliche Univerfitätswefen vorgefunden hatten, 
fo blieb dasfelbe, nur degenerirt, faft unverändert bis in das Jahr 1848, wo zum 
erftenmal wieder, wenn wir von dem früher erwähnten Auffhmwunge der medicini- 
ihen Schule in Wien abfehen, ein Haud des ächtdeutſchen Univerfitätslebene aud 
bie Hochſchulen des Katferftaats berührte. Eigenthümlich war in diefer Periode, an 
beren Schluß wir uns zu unſrer Ueberficht ftellen, daß nur wenige der öſterreichi⸗ 
ſchen Univerfitäten im vollen Sinne dieſen Namen verdienten, da die Mehrzahl 
der einen oder andern Fakultät entbehrte. In Gratz, Lemberg und an ber jest 
aufgehobenen Univerfität Olmütz fehlen die mebicinifhe Fakultät. In Innsbrud 
außer biefer bis vor wenigen Jahren aud die theologifche, bie erft fürzlih ven 
ben Iefuiten eingerichtet ift. Während Gratz vor etwa 2 Jahren bie lange ange- 
ſtrebte mebicinifhe Fakultät erhielt, find Yemberg und Innebrud aud gegenwärtig 
noch ohne dieſelbe. Eine folde Berftümmelung bat den großen Nachtheil, die ges 
genfeitige Anregung von Profeſſoren und Studierenden der verſchiedenen Fakultä— 
ten abzuſchwächen und das reine Fachſtudium in den Vordergrund zu ſtellen. Im 
Deutichland hat man folden unvollftändigen Tehranftalten, wie 3. B. der Alade⸗ 
mie zu Münfter, ven Namen Univerfität mit Recht verfagt. Ein weiterer Unter- 
fhied von damals und noch jetzt befteht darin, daß vie öſterreichiſche Monarchie, ob— 
wohl in ihr mehr ald 3 Millionen Proteftanten leben, an keiner ihrer Univerfitäten 
eine proteftantifche theologiſche Fakultät befigt, nicht einmal in Peft, obgleich über 9/,, 
ber öfterreihifchen Proteftanten fih in den ungarifhen Ländern befinden. Die hrote- 
ftantifhen Theologen mußten und müffen noch immer ihre Bildung an befondern theo- 
Logifhen Lehranftalten, wovon eine in Deutfhöfterreih und 9 in den ungarifchen 
Ländern find, oder in dem ihnen mit Ausnahme der Ungarn und Giebenbürger freilich 
erft feit neuer Zeit geöffneten Auslande ſuchen. Erfolgtos waren die Bemühungen nod 
in ber jüngften Zeit, die proteftantijche theologifhe Fehranftalt in Wien der Univerfi- 
tät als fünfte Fakultät beizugefellen, fowie auch bie in den Jahren 1848— 50 in wei— 
ten Kreifen genährte Hoffnung auf Gründung einer Univerfität in Hermannftabt mit 
einer proteftantiihen theologifhen Fakultät, die zugleih eine niht unwichtige Stüße 
bes beutfchen Elementes hätte werten können, unerfüllt geblieben ift. Aber auch die 
fatholifhen Theologen betreiben ihr Fachſtudium weit weniger an ben Univerfitä- 
ten, als an befondern theologifhen Febranftalten (Seminarien), deren e8 über 100 
giebt und bie theild von den Bifhöfen, theild von den Klöftern eingerichtet find. 
Daß man aud auf andern Wiffensgebieten felbft nad dem Jahre 1848 von dem 
Spftem der Specialfhulen nicht abgefommen ift, beweist die feither erfolgte Re— 
ftauration der Nehtsafademieen in ben ungarifchen Ländern, und zwar in Preß- 
burg, Kafhau, Großwardein, Debreczin, Agram und Hermannftabt, deren Bejud 
zwar nicht zur Erwerbung des Doftorate®, aber ebenfo wie jener einer Univerfi- 
tät, für den Staatsdienſt die Befähigung gibt. 

Bar ſchon fo dur die Zerfplitterung des Univerfitätsftudiums und bie Zer- 
fahrenheit der Fachſchulen ein diametraler Gegenfag gegen das deutfhe Hodfchulen- 
wejen gegeben, fo griff das Syſtem tes pbilofophifchen Borbereitungsfurfes wo 
möglih nod tiefer ein, eine Ginrihtung, von der übrigens aud vie bayrifhen 
Hochſchulen früher ſchwer heimgeſucht worden find. Diefer fogenannte philojophifche 
Kurfus mußte dem Studium der ermwählten Fachwiſſenſchaft abfolut vorausgehen, 
hatte aber glei den ſchlimmen Nachtheil, daß die Schulzeit der Gymnaſien um 
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beffentwillen viel kürzer und nur auf 6 Jahre bemeffen war. Die naturgemäße 
Scheidung zwifhen Schule und Univerfität war dadurch aufgehoben, unreife Jüng- 
linge, ja 14- bis 15jährige Knaben traten auf diefe Weife in die Reihen der Stu- 
bierenden. Eine diefem unreifen Alter entfprebende Disciplin, die Behandlung ver 
Studierenden nah Schülerart, überhaupt ein jhülerartiger Zufgnitt in Allem und 
Jedem fonnten da nicht ausbleiben, auch wenn fie nicht von Oben geboten gewe— 
fen wären. Diefer philofophiihe Vorbereitungskurs dauerte anfänglih 3, feit 1824 
bloß 2 Jahre. In diefen 2 Jahren mußte nad einer unabänberlihen Reihenfolge von 
den jungen Leuten, die oft halbe Kinder waren, alles mögliche gehört und in Seme- 
ftralprüfungen reproducirt werden. Die Hauptrolle fpielte eine fogenannte Religions» 
wiſſenſchaft, Algebra, Geometrie, Trigonometrie, Stereometrie, Piychologie, Logik, 
Metaphyſik, lateiniſche Philologie, Phyſik, Moralpbilofophie. Außer den halbjähr- 
lihen über den Uebertritt in den, weiteren Kurs entſcheidenden Prüfungen fanden 
Bode für Woche, ja Tag für Tag Prüfungen in den Kollegien ftatt. Diejenigen, 
weldhe von der Zahlung des Unterrichtögelves befreit waren, wenigftens %/,, muß- 
ten dafür als eigenthümlihen Erfag noch Prüfungen in der allgemeinen Natur- 
und Weltgefhichte und die Stipendiaten nody außerdem aus der Erziehungstunde 
beftehen, jo daß die Tegteren, che fie ans Fachſtudium gelangten, 22 philofophi- 
fhe Prüfungen durchzumachen hatten. Auch in dem Fachſtudium war nidt etwa 
blos, wie auch an manden deutſchen Hochſchulen, das Hören rejpeftive das nach— 
gewiejene Belegen einer beftimmten Anzahl von Borlefungen vorgeſchrieben, jon- 
dern auch hier galt eine gejeglihe unabänverlihe Semeftral-Studienorbnung mit 
Prüfungen, die über ven Eintritt in den neuen Kurfus entfhievden und ebenfo 
ſchülerhaftem täglihen Graminiren. Der öfterreichifche Jurift z. B. mußte fi wäh— 
rend feiner vierjährigen Studienzeit 12 Prüfungen unterziehen. Vorwiegend bezo= 
gen fi die Mattrien auf das Fanbredit Die damalige Mangelbaftigfeit des rö- 
miſchrechtlichen Studiums in Defterreih war notoriſch; über deutſches Staatsrecht 
und Reichsgeſchichte verfhmwanden die Borlefungen ſchon 1808, weil man fie nad 
Auflöfung des Reiches für entbehrlich erachtete. Die Borlefungen waren Zmangs- 
follegien nicht blos infofern, ald den Studierenden die Studienorbnung die Reihen+ 
folge und Zeit der zu hörenden Borlefungen. unabänderlich bezeichnete, ſondern auch 
noch deßhalb, weil fie feine Wahl in Bezug auf die Perfon des Lehrers hatten, 
indem ihnen viefer zugleich mit dem Lehrgegenftande beftimmt war. Jedes Fach 
hatte nämlich nur einen Bertreter und keinem Profefior war geftattet, über andere 
Fächer zu lehren, als für welche er angeftellt war. Privatdocenten waren aber nicht 
zugelaffen. Und wenn fpäter gegen die Mitte der vierziger Jahre zuerft in ver 
medicinifhen, dann aber auch im der juriftiihen und philofophiihen Fakultät mit 
fpecieller Regierungserlaubnig außerorbentlihe Docenten auftreten durften, fo waren 
fie doch blos zur Abhaltung beftimmter Vorlefungen beredtigt, die fi nur auf 
ſolche Fächer erftredten, die nicht fhon vpurd einen vom Staate angeftellten und 
befolveten Profeffor vertreten waren. Der Kollegienbefudh mußte durch die Profef- 
foren fontrollirt werben; ein fürmliches Aufrufen trat ein und wer öfter fehlte, 
verlor ein Studienjahr. Um in ven vielbefuhten philofophifchen Vorlefungen dieſes 
Feldwebelamt üben zu können, waren hier Sigorbnungen nad alphabetiſcher Reihe 
und Unterauffeher wie in ver kleinſten Schule beftellt. Ein näheres Berhältniß zwi— 
ſchen Lehrern und Zuhörern trat nicht ein. Da das an ſich geringe und nur von 
einer Heinen Minverzahl entrichtete Honorar dem Profefjer nicht zufloß, brachte 
eine größere Zuhörerſchaar ihm feinen materiellen Gewinn, fondern nur größere 
Arbeit durch die Fleißkontrolle und die vermehrten Prüfungen. Bon Anhänglickeit 


702 Univerfitäten. 


an den Lehrer war feine Rebe, ba er amtlich zum verhaften Zuchtmeifter beftellt 
war. Die Disciplin über. die „Hörer" — der Name Studenten war verpdnt und 
zugleih herabgewürbigt, da ihn die Lateinſchüler führten — wurde wie über un- 
reife Knaben geübt. Welch geringes Gewicht Übrigens den alademifchen Vorträgen 
von ber Regierung jelbft beigelegt wurde und mie fehr vie Prüfungen als die Haupt- 
ſache galten, erhellet taraus, daß in der philofophifchen und juriftifchen Fakultät 
das fogenannte „Privatſtudium“ zugelaffen war. Dieſe „Privathörer” waren nicht 
gehalten, die öffentlichen Vorlefungen zu beſuchen, fondern ftubierten unter ber 
Leitung von Privatlehrern, die das hiezu erforberlihe Befugnißdekret befaßen und 
fie nad den Kollegienheften der Profefforen für die Prüfungen einpauften, denen 
fie fih von Semefter zu Semefter zu unterziehen hatten. Bon der Erlaubniß des 
Privarftudiums machten am häufigften die Angehörigen der hohen Xriftofratie Ge- 
braudy, weldye fi ſcheuten, mit den bürgerlichen Studierenden an der Univerfität in 
eine nähere Gemeinjhaft zu fommen, | 

Waren fo die afademijhen Einrichtungen volftändig von dem verſchieden, was 
man als deutfches Univerfitätswefen zu betrachten pflegt, fo ftand es aud nicht anders 
mit dem ftudentifchen Leben. Ein Berbindungswejen, welches doch in ber einen oder 
andern Weife für das gebeihlihe Zufammenleben junger Männer den beften Rüdhalt 
gibt, war abfolut verboten; von einem ftubentifhen point d’honneur, das trotz aller 
feiner Auswüchfe einen nicht zu beftreitenden fittlihen Kern hat, war ſchlechterdings 
nicht die Rede. Unter ver Regierung des Kaifers Franz I. unfeligen Andenfens war 
den Studenten nicht einmal geftattet, unter ihrem Namen Bälle zu veranftalten. Sie 
mußten fi} dabei der nichtsſagenden Firma Gefellihaftsball bedienen. Auf eine hier- 
gegen eingereichte Vorftellung reftribirte der zopfigfte und philiftröfefte aller Monar- 
hen, neben dem der fteife und nüchterne Frieprih Wilhelm III. von Preußen noch als 
ein Enthufiaft erjhien, daß die Stupirenden von ihren Eltern nicht deßhalb auf die 
Univerfität gefhidt würden, um Bälle zu geben, ſondern um zu lernen ! 

Diefelbe Feſſelung der individuellen und forporativen Freiheit, weldhe den öfter» 
reichiſchen Studenten von der reihen Erbſchaft des deutſchen Univerfitätägeiftes aus- 
ſchloß, lag auch auf den Profefforen. Ebenfo wenig als Lernfreiheit gab es Lehrfreiheit 
und der Unterricht mußte nad dem Inhalt und Gang oft ganz veralteter Lehrbücher 
vorgenommen werden. Durch den Mangel des Inftitutes der Privatbocenten war frei- 
lih auch die befte Duelle für tüchtige alademiſche Lehrer abgegraben, die Einrichtung 
ber Aſſiſtenten, Adjunkten und Privatjuppleanten — legtere hatten bei Kranfheits- 
und andern Verhinderungsfällen des ordentlichen Profefjors die Vorlefungen nad) def- 
fen Heften fortzufegen, d. h. die legteren abzulefen — war hiefür fein Erjag. Der ein⸗ 
zige legale Weg, eine Profeffur zu erlangen, war der fogenannte Konkurs, wobei von 
der Stubienhoftommilfion gegebene Fragen unter Klaufur zu löfen und eine Probe- 
vorlefung zu halten war. Sehr häufig war jedoch diefe ganze Mühe illuforiich, da der 
beftandene Konkurs nur für den eben erledigten Lehrftuhl wirkfam war und der Pro- 
feffor des erledigten oder eines verwandten Faches an einer andern Univerfität den 
erften Anfprud auf die erledigte Stelle hatte. Ein Refultat davon war, daß man alle 
Hebel anfegte, um in irgend einem Fache Profeffor zu werden; dann fonnte man bof- 
fen, allmälig auch zu einem Lehrftuhl zu gelangen, von deſſen Wifjenfchaft man wirk⸗ 
li etwas verftand. Aber aud da, wo ein folher privilegirter Bewerber nicht ven Platz 
einnahm, war ber Ausfall des Konkurfes nur felten maßgebend für Befegung ber 
Stelle. Botum und Borfhlag der Fakultät, ein dazu verlangtes Gutachten der bezüg« 
lihen Wiener Fakultät mußten regelmäßig der Macht der Proteftion in hohen Kreifen 
weihen. Eine befondere Anwartihaft auf Profefjuren in den juriftifchen und philoſo⸗ 


Mniverfitäten. 708 


phifchen Yakultäten hatten die Hofmeifter in hochadeligen Häufern. Sie machten 
den Konfurs pro forma mit, gleihviel ob gut over ſchlecht. Das hochadelige Fa— 
miltenhaupt fegte dann feinen ganzen Einfluß in Bewegung, um fi dem lang« 
jährigen Lehrer feiner Sprößlinge erfenntlih zu bezeigen und ihm die gewünſchte 
Profeffur zu verfhaffen. Erfparte man damit doch ganz oder zum Theil die Verabs 
reihung einer Penfion, die auf den Staat Überwälzt wurde. Was lag den hohen 
Herren daran, wie bie Univerfität mit dem ihr oftroyirten Profeffor fuhr ! 

Ganz im Einflange mit vdiefer Herabwürbigung der Univerfität zur Schule 
war die Stellung derfelben zum Staate. Die Univerfitäten befaßen keine Spur 
von Autonomie in Bezug auf ihr inneres Leben, weder bei Erfüllung ihrer 
wiſſenſchaftlichen Aufgabe, no in Betreff der Verwaltung ihres Vermögens. Ihr 
Einfluß bei Befegung der Lehrämter oder Veränderungen in venfelben war gleich 
Null und ihr Vermögen wurde von der Staatsgüterapminiftration verwaltet. Die 
völlige Unterwerfung der afavemifihen Lehrthätigkeit unter die Herrfchaft des Staates 
hatte an den beiden größten Univerfitäten Wien und Prag, da man bie Fakul- 
täten der Form und dem Namen nach fortbeftehen ließ, die abfonderliche Wirkung, 
daß Lehrkörper und Fakultät auseinanberfielen. Die Fakultät bildeten ſämmt⸗ 
lihe an ihr promovirte oder nadhträglidy gegen Bezahlung der Promotionsgebühren 
bei ihr immatrifulirte Doftoren, welche allein und ausſchließlich für die afademi- 
fhen Würben, das Dekanat und Rektorat, das aktive und paffive Wahlrecht hatten. 
Der Lehrlörper einer Fakultät begriff die an ihr fehrenden Profefforen in fid; 
er ftand nicht unter dem Dekan der Fakultät, fondern unter einem von der Re— 
gierung beftellten Stupiendireftor, ber fein Profeffor war und aus der Zahl 
der höheren Beamten und Geiftlihen gewählt wurde. Die Delane fungirten blos 
bei den Doltorprüfungen (Rigorofen), dann bei den öffentlichen Doktordiſputa- 
tionen und Promotionen; die Reltoren nur bei ven beiden legtern. Der Profefjor 
war daher nicht als folder Mitglied ver Fakultät, und brauchte es aud nicht zu 
fein; er war es nur dann, wenn er ihr als Doktor angehörte, was häufig nicht 
der Fall war. Gleichwohl prüften die Profefforen, modten fie Fakultätsmitglieder 
fein oder nicht, mit den Defanen die Kandidaten pro doctoratu, entſchieden über 
deren Zulafjung zur Difputation und Promotion, promovirten diefelben und bes 
zogen die für diefe Akte vorgefchriebenen Gebühren. 

Die Fakultäten vereinigten fih in dem akademiſchen Senat, von deſſen 
Wirkfamkeit aber wenig zu hören war und deſſen Zufammenfegung der Ablöfung 
des Lehrkörpers von der Fakultät entiprad. So beftand der akademiſche Senat in 
Prag aus dem jeweiligen Rektor ald Borfigendem, dann aus den 4 Direktoren 
der Fafultätsftudien, dem Direktor der Ghpmnafialftudien in Böhmen, ven 4 
Fafultätspıfanen und den Senioren und Bicefenioren der 4 Fakultäten als Bei- 
figern. Profefforen faßen daher nur zufällig in demjelben und es fam vor, daß 
fi) fein einziger darin befand. Ueber dem afademiihen Senat ftand in Prag der 
Erzbiihof als Kanzler der Univerfität und Protector studiorum, Ihm mußten bie 
zu promovirenden Doktoren aller Fakultäten vorgeftelt werden und er hatte das 
Net, gegen die Promotion Einfprudy zu erheben. 

Der berühmte Päragog Salzmann hat befanntlid zu Ende des vorigen Jahr- 
hunderts unter dem Titel: „Krebsbüdlein" eine Anweiſung gefchrieben, wie Kin- 
der nicht erzogen werben follen. Die vormärzliche öſterreichiſche Univerfitäts-Ein- 
richtung war ein folhes Krebsbüdlein. Darum gieng und geht aber aud Alles 
in Defterreidh den Krebegang. Denn natürlich e8 gehörte eine befonders gefunde 
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Natur dazu, unter dem Joche diefes Univerfitätsfyftems nicht geiftig zu verfrüppeln 
und fittlih zu verderben *). 

Mitten in diefe halbvermoberten, halbverrotteten Zuftände in einem Gebiet, 
das bis dahin dem deutſchen Univerfitätsieben, wenn wir von dem Beſuch ver 
öfterreihifchen mediciniſchen Schulen durch unfere jungen Aerzte abfehen, völlig 
fremd war, brauste ver Sturm des Jahres 1848 und befanntlih hat nirgendwo 
fih die afademifhe Jugend in einem fo hervorragenden Maße an ver politifchen 
Bewegung viefer Zeit betheiligt ale in Dejterreih, e8 war „ver Sklave, der bie 
Kette bricht.” Die Univerfitätsreform bildete eine Hauptaufgabe für die Mini- 
fterien der Neuzeit und offen erfannte man an, daß das Vorbild für die Um- 
geftaltung in ven beften Univerfitäten Deutichlands geſucht werden müſſe. Bei dem 
Mangel tüchtiger Lehrkräfte im eigenen Lande war man darauf aus, von den deut- 
ſchen Hochſchulen fih durch Gelebritäten Erfag zu verfchaffen. Die beiden Jahr- 
gänge obligater philofophifher Studien wurten von den Hochſchulen ausgefhieben 
und den Gymnaſien wieder zugewiefen. So wurde es möglih, wirklide philo— 
fophifche Fakultäten, wie fie an ven deutſchen Hochſchulen beftehen, zu begrünten. 
Das Inftityt der Privatdocenten wurbe eingeführt, das Honorarienwejen nad 
deutfcher Urt geregelt, der Befuh ausländiſcher Univerfitäten erleihtert, die Dr. 
ganifation des Lehrförpers ward ebenfalld den deutſchen Univerfitäten nachgeahmt, 
Fakultäten mit Delanen an der Spite, ein akademiſcher Senat unter dem Rektor 
als Vorſtand bilden die felbftändigen Verwaltungskörper ber Hochſchulen. In Wien 
und Prag blieben jedoch nod bie Doltorenkollegien in der früheren Weiſe daneben 
beſtehen. Die Lernfreiheit wurde in den weltlichen Fakultäten nur mit einer ge— 
wiffen Beſchränkung für die Staatsbienftafpiranten proflamirt, e8 ftand den Stu- 
denten frei, welche Borlefungen, in welcher Reihenfolge und bei wem fie biefelben 
hören wollten. 

Allein mwenigftens dieſe Errungenfhaft der Freiheitsjahre war von kurzer 
Dauer. Was die theologifhe Bildung anbelangt, fo war viefe ſchon früher nicht 
Sache der Univerfitäten gewefen; das Konkordat von 1855 äußerte aber, inbem 
es den ganzen Unterricht nach mittelalterlihem Syfteme der Kirche in die Hand 
zu geben drohte, feine Wirkung auch auf den übrigen Gebieten des Wiffens. Für bie 
rechts⸗ und ftaatswiffenfchaftliche Fakultät wurde fhon am 25. Sept. 1855 wiederum 
eine ſchulmäßige Studienordnung erlaffen mit obligaten Kollegien und beftimmter 
Reihenfolge derfelben. Doch ließ man wenigftens ven früheren Wuft der Annual und 
Semeftral-Prüfungen bei Seite, an deren Stelle nah Ablauf des vierten Seme- 
fters ein fogenanntes rechtsgeſchichtliches Eramen trat. Die ſchon früher erwähnten 
Rechtsakademien in Ungarn und Giebenbürgen blieben als ſolche beftehen und 
wurden ebenfalld dem Zwange ter neuen Studienordnung unterworfen. Die Uni« 
verfitäten in dem früher öfterreichifchen Italien hatten vielfah andere Einrihtungen, 
deren fpäter bei dem Ueberblid über das äkademiſche Univerfitätswefen kurze Er— 
wähnung gefhehen wird. Es ift nicht zu verfennen, troß der NRüdjchritte, welche 
die Konforvatspolitit des Kaiferftaats für das geiftige Leben der Bevölferungen zur 
Folge gehabt hat, daß die öfterreihifchen Univerfitäten vurh den Umfhwung bes 
Jahres 1848 den hohen Schulen Deutſchlands bedeutend näher gelommen find, 
aber andererſeits ergiebt fih dem fchärfer Blidenden unzweifelhaft, daß Jahrhun— 
dert lange Berwahrlojung fi auf feinem Gebiete ſchwerer rät und nirgendwo 


*) Die Scilverung der vormärzlichen Univerfitätszuftände in Defterreich er 4 mei: 
nem Freunde und Kollegen Makowiczka. 
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langfamer wieder gut gemacht werben fann, als bei den Anftalten für die höhere 
wiffenfchaftliche Geiftestultur der Nationen. 

In Frankreich hatte ver hohe Ruhm der Parifer Univerfität, mit der an 
Anfehen nur Bologna wetteifern konnte, noch lange feinen Beftand, als auch in 
den fpätern Provinzen des Landes beveutende Hochſchulen gegründet wurden, fo 
namentlih Montpellier, Orleans und Bourges. Allein die europäifhe Bedeu— 
tung der Parifer Univerfität mußte einen gewiffen Abbrud erleiden durch bie 
Stiftung von hohen Schulen in den einzelnen ändern, befonders in Deutſchland. 
Im 16. Jahrhundert famen dann noch die Wirkungen der Kirchentrennung hinzu, 
und als fpäter die janfeniftifchen Händel Paris und Frankreich in zwei Parteien 
theilten, als ein freierer Geift den Glauben und das Denken der Nationen zu 
erfajfen begann, waren mit Ausnahme der Univerfität Straßburg, die ſich durchaus 
den guten deutſchen Charakter erhalten hatte, die 21 franzöfifhen Univerfitäten 
weit hinter ihren Aufgaben und hinter ven Leiftungen der beften proteftantifchen 
Hochſchulen Deutſchlands zurüdgeblieben. Es laſtete auf ihnen ein großer Theil 
der ſchlimmen Einflüffe, welhe damals die Entwidlung auf den fatholifhen Hoch— 
ſchulen Deutſchlands zurüdhielten. Als endlich die Revolution hereinbrach, fanden 
die Hochſchulen ſchon als privilegirte Korporationen die öffentlide Meinung in 
einer Periode gegen ſich, wo bie Gleichheit als das höchſte Princip gefeiert wurbe. 
Die Engherzigkeit und Berfolgungswuth der Sorbonne hatte dieſe, die eigentlid, 
theologifche Untverfität von Paris, zu einem Gegenſtande des allgemeinen Haffes 
gemacht; die juriftifche Fakultät war deßhalb ohne Anfehen und Anhang, weil die 
Aemter durch Stellenfauf und Maitrefienproteltion und nicht nad dem Erfolg ver 
Stubien vergeben zu werden pflegten. Man kann fagen, daß die Männer, welche im 
18. Jahrhundert ven Geift von Frankreich repräfentirten, wie Voltaire, Motesquien 
und Rouffeau mit den Untverfitäten des Landes auf einem fortwährenden Kriegsfuß 
ftanden ; fein Wunder, daß die Revolution, die Erbin jener Dentweife, zu ihren 
erften Opfern auch bie franzöfifchen Univerfitäten auserſah. Die Neugeftaltungen, 
welche an die Stelle ver alten vielhundertjährigen aber auch veralteten Inftitutionen 
traten, erhielten erft einen Ruhepunkt, ald das Genie Napoleons, den Zug ber 
Branzofen nad Centralifation aud auf bie Wiffenfhaften und Künfte anwenvend, 
feine große- Reform des Unterridhtes unternahm. Statt die Sadhe von ſelbſtän— 
digen Korporationen zu fein, wurde nun ber höhere Unterricht nur ein Glied 
in dem ganzen Staatsfhulorganismus. In fünf fogenannte Fakultäten 
vertheilt: Science, Lettres, Medicine, Droit, und proteftantifche oder Fatholifche 
Theologie, vollzieht ſich der höhere Unterricht wie im erften Kaiferreich jo auch unter 
ber Reftauration, dem Julikönigthum, der Republik und dem gegenwärtigen Sy— 
fteme. Nur in Paris und Straßburg find alle fünf Fakultäten: Philologie 
(fo läßt fih die Fakultät des Lettres wohl wiedergeben), Naturwiſſenſchaft (Science, 
die eraften Wiffenfhaften) und vie drei Fakultäten des Nechts, der Medicin und 
Theologie vereinigt; in vollem Sinne des Wortes, und vom beutfhen Standpunkte 
aus werden wir daher aud nur biefe Univerfitäten nennen lönnen. Selbft ver 
Ausdrud Univerfität iſt gegenwärtig nicht officiell, die vereinigten Fakultäten von 
Paris führen den Titel Institut de France. An ven andern Hochſchulen fpricht 
man immer nur von ben einzelnen Fakultäten und ber Lehrer nennt ſich Profeffor 
an biefer oder jener Fakultät, Die Verfuhe unter Louis Philipp, dem höheren 
Unterriht mehr den Charakter wirklicher Univerfitätsftubien zu geben, waren fo gut 
als erfolglos. Gegenwärtig giebt es in Franfreih 16 facultes de lettres, 16 
facultes de science, 3 &coles de medecine, 9 &coles de droit, 6 latholiſche 
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und 2 proteftantifhe theologifche Fakultäten. Diefe Zerfahrenheit der höheren mwif- 
ſenſchaftlichen Ausbildung in Fakultätsfhulen läßt natürlich ein Torporatives Leben 
weder für Lehrer noch Studenten zur vollen Entfaltung kommen. Der franzöſiſche 
Profeffor ift in erfter Reihe Staatsbeamter, auf feine Einnahme von dem Staat 
einzig und allein angewiefen. Wo ſich die Vorträge nicht, wie meiftens in Paris, 
zu oratorifhen Schauftüden fteigern, fallen fie in das andere Ertrem mechaniſcher 
Abrichtung, wozu beim juriftifhen Unterricht die Sitte fehr viel beiträgt, vie Ent- 
wicklung des Lehrgegenftandes nicht ſyſtematiſch, fondern nad ver Reihe ver Ge- 
jegesparagraphen vorzunehmen. Die meiften franzöfifhen Rectslehrer find bloße 
Gloſſatoren der fünf Geſetzbücher. Nachtheilig für die Wirkſamkeit des Unterrichts 
an den Fakultäten außerhalb Paris wirkt die Sehnfucht der Meiften, an viefen 
Gentralfig bes franzöfifhen Lebens berufen zu werben. Nur vereinzelt finden wir 
Männer erften Ranges in der Provinz ausharrend, um dort nad beften Kräften 
der Wiſſenſchaft zu dienen. Fehlt jo dem franzöfifchen Profeffor der Unabhängig. 
feitsfinn, welchen die deutſche Stellung großziehen kann, fo entbehrt er ebenfalls 
den mwohlthätigen Stachel der Konkurrenz und der Staat die Borbereitungsjchule 
für das akademiſche Lehramt, melde das deutſche Privatdocententbum bildet. 
Den deutfchen außerorvdentlihen Profeſſoren entfprechend kommen fogenannte fup- 
plirende oder aggregirte Profefloren vor, die jedoch mehr als Stellvertreter für ben 
Ordinarius wirkſam find und die nur bie ihnen zugewiefenen Vorlefungen halten 
dürfen. Sehr häufig entziehen fi die orbentlihen Profefioren Jahre lang der 
Erfüllung ihrer Amtspflichten und die Anftellung dient nur als Vorwand, um ben 
Gehalt beziehen zu können. Alles dies fchließt natürlich nicht aus, daß die fran- 
zöfifche Gelehrtenwelt, foweit fie mit den Univerfitäten zufammenhängt, auf allen 
Gebieten des Wiffens Sterne erfter Größe enthält und unter ihr Männer erftehen, 
die wie Arago an politifcher Ueberzeugungstrene und feftem Charafter e8 ben 
Beften aller Nationen gleihthun. Uber, wenn dieß gefchieht, fo ift es mehr trog 
den franzöſiſchen Einridtungen als ihnen zufolge. Der nationale bureaufratifche 
Zug kehrt auch darin wieder, daß bie Fakultäten nit als Kollegien handeln, fon- 
dern für fie der jevesmalige von ber Regierung ernannte Doyen oder Delan. Der 
Unterrichtsminifter ift in der That auch für das franzöfijche Univerfitätsweien bie 
eine allmächtige Hand, nach deren Winken auch in ben entfernteften Theilen des 
Landes der Gang der Belehrung an niederen und hohen Schulen ſich richten muß. 

Ebenfo wie der franzöfifhe Profeffor nicht als folder feine eigene Lebens: 
ftellung hat, ſondern in der Gefellfhaft nad ganz anderen Geſichtspunkten Po- 
fition nimmt, ift aud das franzöſiſche Stubentenleben nur eine geringe Nuan- 
cirung des Dafeins, wie e8 der junge Franzofe in biefem Lebensalter, jet es als 
Duvrier oder höher Gebilveter, zu führen pflegt. Aber auch hier zeigt fi vie ab— 
forbirende Anziehungsfraft von Paris. Der Etubiant wird nicht glauben, gelebt 
zu haben, wenn er nicht wenigftens eine Zeit lang in den Strudel des Parijer 
Lebens untertaudte und bort die Eden des Provinzialismus und oft viel Befferes 
daneben verlor. Während die Studenten in den Provinzialuniverfitäten ein Schüler- 
leben führen, fteht dagegen der Parifer Student in dem politifyen Strom der Dinge 
und hat bei allen Bewegungen, bei Demonftrationen, Revolten und Nevolutionen, 
ebenfo wie die Polytechnifer, eine hervorragende Rolle gefpielt, und auch gegen- 
wärtig noch hat die kaiſerliche Gewaltherrſchaft in Frankreich feine entſchiedeneren 
und unter Umftänden gefährlicheren Feinde als unter der Parifer Stubentenfchaft. 
Daneben aber zeigt auch das franzöfifh-afademifche Leben manche Züge, wie wir 
fie aus der eigenen Erinnerung fennen. Ebenfo wie in Deutſchland werben unter 
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dem Schatten des College de France Freundſchaften geſchloſſen, die das ganze 
Leben dauern, und wie auf ben deutſchen Univerfitäten die verfchievenen Stammes- 
angehörigen fi fammeln, jo bildet Paris für die wiffenfhaftlid ftrebfamen Jüng- 
linge, für die künftigen Beamten und Aerzte des Landes einen ſolchen Brennpunft, 
welder provinzielle Gegenfäge ausgleiht und neben den Schattenfeiten der Hhper- 
centralifation auch die Vortheile einer feften nationalen Einheit hervortreten läßt. 

England bat befanntli zu einer Zeit den Ausgangspunkt der fontinenta- 
len, namentlich germanifhen Kultur gebildet, als von den angelſächſiſchen Klöftern 
aus die Sendboten des Evangeliums mit diefem zugleich den Samen der Bildung 
unter die Stämme Germaniens warfen. In hohem Unfehen ftanden die Klofter- 
ſchulen, in welden die Tradition eines Beda und die Geiftestraft eines Lanfrant 
wirkten, und fo traten denn auch hier ähnliche Erjheinungen wie auf dem Konti- 
nente hervor. Das Studium erhielt eine höhere Richtung und befchränfte ſich bald 
nit mehr auf die unmittelbaren oder künftigen Angehörigen der Korporation. Die 
Univerfität Oxford ftreitet mit Paris und Bologna faft um den erften Platz in 
der Zeitfolge und die zweite Hochfhule Englands, Cambridge, hatte nachweisbar 
im Anfang bes 13. Jahrhunderts ſchon eine feſte Geftalt. Die Emridtung war 
an beiden in allen wichtigen Zügen dem Parifer und Bolognefer Borbilde ähnlich, 
Es machten fi überall diefelben Einflüffe, Abhängigkeit von ver Kirche und ber 
gleihe Kulturftand geltend. Über zwei Eigenschaften, welche wir von früher Zeit 
ber bei den engliihen Hochſchulen vorfinden und denen in der großen Mehrzahl 
der fontinentalen Univerfitäten nicht begegnet wird, find um deßwillen bemerfens- 
werth, weil fie den Schlüffel zu dem jpäteren, von dem fontinentalen Univerfitäts- 
weſen fehr weit abliegenden Charakter ver englifhen hohen Schulen geben. Aller- 
dings wird uns au aus ben erften beiden Jahrhunderten des Beftehens von Dr: 
ford und Gambrivge der Beſuch einer großen Anzahl Studierender aus allen Yän- 
dern gemelvet, aber bei näherer Betrachtung ergibt fih, daß im Bergleich mit 
Paris, Bologna u. f. w. die englifchen Univerfitäten dod vorwiegend von Bemoh- 
nern Großbritanniens befucht werben. Man fieht dies auch ſchon daraus, daß bie 
Eintheilung und ©lieverung der Lehrer und Studenten nad Nationen weber in 
Drford noch Cambridge von eingreifender Bebentung gemwefen ift. Was von einer 
Unterfheidung Nördlicher und Südlicher in den Univerfitätsannalen gemeldet wird, 
bat faft nur die Bedeutung von focialen Gegenfägen und Antipathieen, wie fie 
innerhalb Englands und den von ihm abhängigen Nebenländern Jahrhunderte lang 
beftanden haben. Durch den Wegfall der Befigungen auf dem Kontinente wurde 
ber engliſche Charakter der hohen Schulen natürlich noch fhärfer ausgeprägt. Nahm 
auch Orford an dem großen Geiftestampfe der Nominaliften und Realiften zeit 
weilig einen hervorragenden Antheil, fo blieben doch die Intereffen der Univerfis 
tätsmitglieder ganz befonders den inneren Kämpfen zugewandt. Der fosmopolitifche 
Zug, den im Mittelalter alle großen Univerfitäten des Kontinentes hatten, fehlte 
Drford und Cambridge. Die Kämpfe, welche dieſe gelehrten Korporationen in ihrem 
Schooße ausfochten, find nicht ſowohl auf geiftige Dinge gerichtet, als auf vie 
Lebensintereffen der eignen Nation. Die infulare Lage konnte natürlich eine gewiſſe 
geiftige Abgefchloffenheit gegen das Gefammtleben des Mittelalters nur fördern, 
wie denn überhaupt bie Kirche in England von jeher eine große Tendenz gehabt 
bat, eine Nationalfirche zu werben, fo daß die noch fortdauernde Abhängigkeit der 
hohen Schulen von den einheimifhen Kirchen, wenn fie wirklich ftärfer geweſen 
wäre als fie war, biefem nationalen Zuge in der engliihen Univerfitätsentwidlung 
faum Abbruch gethan hätte, Der deutſche Geſchichtsſchreiber der engliſchen Univer- 
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fitäten, Huber, hat in feinem Werke, welches in ungenießbarer Form einen viel 
fach vortrefflihen Inhalt birgt, auf einen weiteren Unterfhieb zwifchen den Ber- 
hältnifjen zu Oxford und Cambridge und auf den kontinentalen Hochſchulen auf 
merkſam gemadt. Die legtern fehen wir meift in größern Städten angelegt, an 
ben Sigen von Königen, Fürften und Bifhöfen, fo daß bie Univerfität nur eine 
Role zweiten Ranges fpielt; in England dagegen find Oxford und Cambridge 
zwei Meine Landftäpte, deren Anjehen und Aufblühen ganz an die Geſchicde va 
afademifchen Korporation gefmüpft ift, welche ſich bei ihnen nievergelaffen hat. Hier 
mußte das Selbftbewußtfein und vie Autonomie der hohen Schule fidy leicht ent: 
falten ohne viel Privilegien und ausprüdliche Einräumungen, durch tie Matt 
ver Berhältniffe und Thatfachen ſelber. 

Eine Zeit lang fehen wir nun bier vie Jugend des Landes in voller Zahl 
zu den Füßen der Lehrer fih verfammeln, welde dvarboten, was die damalige Bil, 
fenfhaft ausmachte. Lehrart und Lebensweiſe waren nicht verſchieden von den fri- 
her geſchilderten Einrichtungen ver großen fontinentalen Hochſchulen, ſoweit es fi 
um die allgemeinen Kenntniffe und Wiffenihaftszweige handelte. Auch hier finden 
wir Knaben von 14 und 15 Jahren nicht blos in den befonderen Lehranftalten, 
welche mit Klöftern im Zufammenhang ftanden und als Alumnen diefer Genofien: 
haften, ſondern aud junge Edelleute, weldhe die allgemeine Bildung fuchten, 
die nur bier allein zu erlangen war. Uber eigenthümli wirkte der Umftand, daß 
diejenige Fakultät, welche für das öffentliche Leben eines Staates eben fo einfluf- 
reich ift, als die theologifche für die nationale Gittlihleit, daß der Stand tır 
Juriften feinen Hauptfig nit an der Hochſchule, fondern in der Hauptſtadt der 
Landes genommen hatte, Wohl gab es Profefforen des römifhen und kanoniſche 
Rechtes zu Orford und Cambridge, aber weder das römiſche noch kanoniſche Rech 
hatte in Engiand die Bedeutung, welde auf dem Kontinente überall zum Durd- 
bruch gelommen war. Wie im kirchlichen Leben, fo hatte fih aud im Rechteleben 
die nationale Grundlage erhalten. Nolumus mutari leges angliae hatten die Ba— 
rone ſchon auf dem Reichstage zu Merton dem Berfuche entgegengeworfen, das 
englifhe Erbreht in Land und Leuten nah den Beftimmungen des kanoniſchen 
Rechtsbuches zu modificiren, und neben der geiftlichen Gerichtsbarkeit in ber Curia 
Christianitatis hielten die Gerichtähöfe des gemeinen Rechtes ſcharfe Wacht gegen 
Eingriffe und Anmaßungen der Doktoren, welche zu Bologna und Paris und |p% 
ter auf ven englifhen Univerfitäten die Pehren Jufiinians und der Päpfte verbrei 
teten. An diefe Gerichtshöfe zu Weftminfter ſchloß ſich der engliſche Advofatenftand 
an. Auch er nahm Lorporative zünftige Formen an und bie fogenannten Inne of 
Court, Innertemple, Midpletemple, Lincoln-Inn und Grays-Inn bildeten zugleid 
eben fo viel Gilden des Movofatenftandes und Rechtsfhulen für den juriſtiſchen 
Nachwuchs. Durch diefe Trennung der großen Mehrzahl ver praftifchen Juriſten 
von der vollen langjährigen Univerfitätstarriere der damaligen Zeit wurde die all 
gemeine Wiffenfhaft als bloße Vorbereitung für das Fahftudium im Orford unt 
Cambridge praktiſch die Hauptfache, oder um mittelalterlich zu reden, vie facultas 
artistarum überwog vor den drei älteren Fakultäten. Auch das medicinijd: 
Studium ift auf den englifhen Univerfitäten niemals zur vollen Entfaltung 9° 
langt, fondern jhon früh find es die großen Hofpitäler der Hauptftabt, an mi 
hen der Unterricht in der Heilkunſt und die Ausbildung ihrer Jünger ſich fetlet! 
Die in London befhäftigten Aerzte, wenn fie auch den mediciniſchen Doktorgral 
nur von einer der Univerfitäten erlangen fonnten, fühlten ſich ebenfo wie bie Ju 
tiften als ein befonderer Stand, deſſen Erlangung an bie Zuftimmung und pri⸗ 
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fung von Seiten ber Gemeinfhaft geknüpft war. Später hat dann bie fürmliche 
Organiſation des College of Physicians die Stellung einer mebicinifchen Fa— 
tultät angenommen. Waren fo die beiden weltlichen Fakultäten auf ven englifchen 
Hochſchulen faft nur auf die Gewährung des Doftorgrades angewiefen — und 
felöft diefer wird in Oxford und Cambridge formell von der Gefammtheit, nicht 
von ber einzelnen Fakultät verliehen — fo begreift es ſich volllommen, daß bie 
Entwidlung der Fakultäten und ihre Bebeutung für den alabemifchen Organis— 
mus in England völlig zurückgeblieben ift. Und felbft mit ver theologifchen Yakul- 
tät ftand es doch anders als auf den Ffontinentalen Univerfitäten, wo ja gerade 
tas Auftreten der Bettelmönde zu einer Abfonderung der theologifhen Doktoren als 
Korporation innerhalb der Univerfität, und daran ſich ſchließend auch zur Organiſation 
ber beiden andern höheren Fakultäten geführt hat. Das theologifhe Studium nämlich 
wurde, wie auf dem Kontinente, auch vollftändig auf den Hochſchulen abfoloirt. Der 
eigenthümliche Einfluß der befonderen Rechtsfhulen in London auf das öffentliche Le— 
ben des Landes wurde aber nody dadurch gefteigert, daß nicht etwa blos für den Advo- 
fatenftand beftimmte Jünglinge, fondern überhaupt die Söhne der Nobility und Gen— 
try die juriftifhen Lehrkurſe in ven Inns of Court durchzumachen pflegten. Da aber 
in der afabemifchen Korporation ver Theologie das volle Gegengewicht einer mächtigen 
juriftifchen Fakultät fehlte, entwidelte fid) neben der Aufgabe ver Univerfitäten als 
allgemeine und wiſſenſchaftliche Vorbildungsfhule der vorwiegend geiftliche Anftrich, 
welchen bie englifhen Univerfitäten bis auf dem heutigen Tag behalten haben, wenn er 
aud in vielen Richtungen nur ein Anftrih if. Zur vollen Selbſtändigkeit gelangte 
nämlich der Hofter- und weltgeiftliche Beftandtheil ver Lehrer und Magifter in Eng- 
land nit. Die theologiſche Fakultät ftand ftets in einer gewiſſen Abhängigkeit von 
ber artiftifchen, und fo blieb auch der Grundfag geltend, daß die Erlangung des arti- 
ftifhen Baccalaureats die Borbebingung ber höheren theologifchen Grade war. Um es 
kurz zu fagen, bie englifhen Univerfitäten haben von Anfang an in dem ganzen Lauf 
ihrer Gefhichte ven Grundſatz feftgehalten: universitas in artibus fundata est, wäh- 
vend bie Hochſchulen des Kontinentes fi außerdem durd die Fakultätsbildung zu 
Fachſchulen für die befonderen Wiffenihaften erweiterten. 

Im unmittelbaren Zufammenhang mit dem Vorwiegen ber allgemein wiffen- 
fhaftlihen Elemente fteht ver den fontinentalen Univerfitäten ganz entgegengefegte 
Entwidlungsgang der englifchen, infofern bei uns die Kollegien und Burfen all- 
mählich der freien Univerfitätsforporation haben Pla machen müfjen, in England 
dagegen die Univerfität als Gefammtheit mehr und mehr in ven Kolleges unter- 
gegangen ift. Die veutfchen Univerfitäten haben dieſe abgefhloffenen Körperfchaften 
im Laufe der Zeit in ſich aufgelöst; in England, wo ariftofratifhe und feparati- 
ftifche Neigungen im Nationalcharafter liegen, ftieg das Anfehen der großen Stifte 
von Jahrhundert zu Jahrhundert. Während vie Burfen und Negenzen des Kon« 
tinented vorwiegend nur für die Stubienzeit Wohnung und Unterhalt gewährten, 
bilden die englifhen Kolleges fehr früh Genoſſenſchaften für die älteren Mitglie- 
der, welche daneben den Unterricht ber jüngeren Studenten beforgen; und demjenigen, 
ver feinen befjeren Unterhalt findet, wird für den Fall ver Ehelofigkeit eine Iebens- 
längliche fichere Verforgung barin geboten. Die erften Anfänge der englifhen Kol— 
leges oder Stifte find den Berhältniffen in Paris und Bologna analog. Wenn fie 
fpäter ſich wefentlih anders entwideln, fo wirkt auch bier der Umſtand entjchei- 
dend ein, daß Orford und Cambridge Landesuniverfitäten find, daß fih an 
die einzelnen Stiftungen Familien⸗ und Graffhafts-Trabitionen und Bezüge Inü- 
pfen und in der Fürforge für diefe Häufer durch Geſchenke und Legate unter den 
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großen Familien des Landes ein förmlicher Wetteifer entfteht. Nicht ohne Beben- 
tung war ferner die Verbindung zwifchen einzelnen großen Landesſchulen und be- 
ftimmten Kolleges der Univerfitäten, wie z. B. die Stiftungen Wiyfhams, des be- 
rühmten Bischofs zur Zeit Eduard III, die Schule zu Wincefter und des Nemwcollege 
in Orforb umfaffen. An die Schule famen als Lehrer hervorragende Mitglieder 
des Kollegiums und aus ven Schülern fette fi zum großen Theil die Jünger- 
ſchaft des Kolleges zufammen. Ein folder a Verband zwifhen Schule und 
einem Theil der Univerfität hatte natürlich Folge, ven Gegenfag zwifhen die— 
ſem Theile und den übrigen Oenoffenfhaften an der Hochſchule noch ftärker 
zum Bemwußtfein zu bringen. Die Anhäuglifeit an bie alma mater mußte ge- 
theilt werben zwiſchen der Gefammtheit und dem Kollegium und vielfah übermog 
ber Einfluß der legtern Verbindung. Im Bergleih mit den fontinentalen Burfen, 
bei denen ber Gefihtspunft des Almofens ftet8 vorwog, kommt bei den engli- 
ſchen Kolleges ſchon früh, wenn aud gegen bie Intention ber erften Stifter, ein 
gewiffes Behagen, eine gewiſſe Fülle des Dafeins zum Austrud. Es gab in 
England viele wohlhabende Familien zu einer Zeit, als namentlih das deutſche 
Leben fid in viel einfacheren Formen und in einer gewiffen Aermlichkeit bewegte. 
Dem deutſchen Ritter hat von jeher das Studieren wenig Freude gemacht, wäh— 
rend bie entſprechenden Geſellſchaftsklaſſen in England ſchon früh wegen ihrer 
politiſchen Stellung und Thätigfeit fich ein gewiffes Maß von Bildung auf ben 
Univerfitäten zu gewinnen ſuchten. Trotzdem daß natürlich auch viele unbemittelte 
Jünglinge in Orford und Cambridge fi für ven geiftlihen Beruf vorberei- 
teten und bie matertelle Unterftügung durch die Kolleges nicht entbehren fonn- 
ten, madt ſich doch ſchon bald in dem ganzen englifchen Univerfitätswefen ein ge 
wiffer ariftotratifher Zug der Wohlhabenheit geltend. Wie die großen Landesſchu— 
len allmälig faft ausfhließlih die Bildung ber wohlhabenderen Klaffen des Adels, 
der Gentry und fpäter des höheren Mittelftandes in die Hand nehmen, fo werben 
aud die Kolleges an ven Univerfitäten, mit andern Worten die Univerfitäten jel- 
ber eine Klafjeninftitution. 

Die Periode, in welder die große Mehrzahl der Kolleges zu Oxford und Gam- 
bridge geftiftet wird, umfaßt das 14. und 15. Jahrhundert, während vie erften 
Anfänge ſchon gegen das Ende des 13. Jahrhunderts fallen und die Vorläufer in 
Geſtalt der Klofterfonvitte und unfundirten Privatpenfionen ebenfo wie auf dem 
Kontinente zweifelsohne in die erften Anfänge ber Univerfitäten felber hinaufreichen. 
Den größten Auffhwung in Anfehen und Bermögen erlangen aber dieſe Stiftun- 
gen in Folge der kirchlichen Reformation. Bis dahin hatten fie in den Klöftern 
und Abteien gefährliche Konkurrenten um bie Freigebigkeit ber Teftatoren gehabt; 
jegt wurde aus ber maffenhaften Beute, welde vie Aufhebung ver geiftlidhen Kor» 
porationen gab, ein fehr anfehnliher Theil den Unterridhtsanftalten, fei es ven 
altbeftandenen oder neugegründeten überwiefen. 

Mit der Reformation ift überhaupt für die engliihen Univerfitäten-eine neue 
Epoche angebrohen. Wenn auch fhon etwas früher die Pflege der humaniftifchen 
Studien in England ihren Anfang nimmt, und wir ſchon in der zweiten Hälfte 
bes 15. Jahrhunderts, foweit die Bürgerfriege nicht dieſen Auffhwung läbmen, 
jenen Geift fih regen fehen, der auch für die fontinentalen Univerfitäten jo ent: 
ſcheidend war (reihe Stiftungen fowohl für Nenbegründungen oder Erweiterungen 
von Kolleges als befonders auch zur Dotirung von Profeffuren in den humani» 
ſtiſchen Studien gehören ſchon dieſer Epoche an), fo war es doch befonvers bie 
Regierungszeit Heinrih VIII. und der Einfluß des allmächtigen Kardinals Wol: 
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fen, wodurch zugleich das Humaniftentyum und das Anfehen ver Kolleges in 
England den größten Auffhwung nahm. Diefer Zeit gehören die Stiftungen ber 
beiden größten und reichſten Kollegien, des Chrift-Churd-Kollegiums in Oxford 
und des Trinity-Kolleges in Cambridge an. Ein gewaltiger Umfhwung wurde 
natürlih dur das völlig veränderte Verhältniß ter Geiſtlichkeit zum weltlichen 
Stande aud auf den Univerfitäten herbeigeführt und der allgemein wiljenfhaftlidhe 
Charakter des Studiums dadurch nur gehoben. Das Hin und Her in der kirch— 
lihen Reformation Heinrich VIII., wo anfänglid im Dogma fo gut wie nichts, 
in der Liturgie fehr wenig geändert wurde unb der König einfah an die Stelle 
des Papftes trat, die fireng falviniftifche Umorbnung der Dinge unter Eduard VI., 
die blutige Fatholifche Reaktion unter der Königin Marie und endlich ber Abſchluß 
der ftaatlihen Kirhenreform unter Elifabeth mit dem eigenthümlichen Kompromiß- 
harakter in Dogma und Liturgie, fonnten vor allem auch bie Univerfitäten nicht 
unberührt laffen, wo ber geiftlihe Stand und neben ihm die übrige höhere Ju— 
gend des Landes ihre Bildung empfing. In den Eheproceß Heinrih VIII. griffen 
befanntlich die Univerfitäten von Orford und Cambridge durch ter Scheidung gün- 
ſtige Gutachten ein. Sie jelber wurden durch wiederholte Bifitationen — ein Recht, 
das urfprünglihd dem Bifchof der Diöcefe und für die Kolleges den Stiftern zu- 
fand — von Geiten der Krone über ihr Verhältniß zur jevesmaligen herrſchenden 
Rihtung geprüft, aber der Kompromißcharafter in dem ganzen englifhen Kirchen» 
weſen zur Zeit der Elifabeth geftattete doch das Nebeneinanderbeftehen ber verſchie— 
denen Richtungen, mie fie auch in ver proteftantifchen Bevölferung vorwalteten. 
Katholifen waren natürlich durch die Staatsreligion von ber Theilnahme an ben 
alademifchen Korporationen ausgefhloffen. Das Studium der humaniſtiſchen Dis- 
ciplin wurde im 16. Jahrhundert fomohl durch die Gründung der meiften großen 
aus konfiscirten Kloftergütern dotirten Landesſchulen wie Weftminfter, Eton, Rugby 
u. f. w. gehoben, als durch die Anlage jener berühmten Bibliothefen, welche auch 
jetzt noch den Neid des Fontinentalen Gelehrten wachrufen. Trotzdem daß eine Reihe 
neuer Profefjuren, welde mit der Univerfität ald Ganzem und nidt mit einem 
einzelnen Kollege zufammenhängen, begründet werben, geht doch bie wiſſenſchaftliche 
Thätigfeit immer mehr an bie legteren über und das Syftem des Unterrichts durch 
fogenannte Tutoren erſcheint fhon damals feft gegründet. Um dieſe Zeit im Jahre 
1570 wurden für die Univerfität die bis dahin vereinzelten Verordnungen und 
Sagungen als Statuten der Univerfität zufammengefaßt. Für Orford hat eine 
ſolche Kodifilation erft in ber Regierungszeit Karls I. dur die vielgenannten Laud« 
hen Etatuten 1636 ftattgefunden. 

Bis in unfere Tage, wo fowohl für Oxford als Cambridge auf Grund 
von Unterfuhungstommiffionen und mit Hülfe der Parlamentsgefeggebung Ver— 
fafjungsreformen angebahnt worden find, bildeten die genannten beiden Gta- 
tute die eigentlihen, wenn aud durch Gebraud und Nichtgebrauch oft mobificir- 
ten Grundgefege für die afademifhe Verfaſſung. An der Spite ihrer Korpora- 
tion ftand ein Kanzler, der anfänglich ver gewöhnliche Kanzelarius des betreffen- 
den Didcefanbifhofs und nicht blos mit der Aufficht, fondern auch einem Theil des 
Unterrichts betraut war, fi dann fpäter in einen außerhalb ver Univerfität ſtehenden 
Auffihtsbeamten des Biſchofs verwandelte, um in der Folgezeit eine ganz entgegenge- 
ſetzte Stellung als regierendes Haupt der Korporation: dem fontinentalen Reltor ent- 
ſprechend einzunehmen. Gemäß viefer Veränderung des Amtscharalters wurbe an die 
Stelle ver früheren Ernennung durch den Bifchof die Wahl durch die Korporation ge- 
jest, anfänglich auf kürzere Zeit, fpäter lebenslänglich. Letzteres gejhah namentlich, 
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feitvem mit dem Anfang des 15. Jahrhunderts die Univerfitäten es für räthlich fan- 
den, hohe Staatsbeamte und Kirhenfürften zu Kanzlern zu wählen, wie wir ja das— 
jelbe auf dem Kontinent mit den Reftoren fehen. So waren unter Elifabeth Leicefter 
und Burleigh Kanzler von Oxford und Cambridge, wie denn in der Zeit der Tudors 
und Stuarts der Einfluß der Krone, über deſſen rechtliche Grenzen Manches ungewiß 
war, ſich eingreifend in den Angelegenheiten ver Hochſchulen bemerkbar machte, was bei 
dem bunten Wechfel der politifchskicchlichen Verhältniffe und bei Fürften wie Elifabeth 
und Jafob I. faum anders fein konnte. Mochte aber der Einfluß des Kanzlers aud 
für einzelne wichtige Fragen weit und tiefer reichen, fo beburfte ed doch an Ort und 
Stelle eines Vertreters. Dies warb der fpäter fogenannte Vicelanzler, anfänglich von 
dem Kanzler felber ernannt aus ver Zahl ver Kolleghäupter, aber ſtets im Einverftänd- 
niß mit ber Korporation jelber. Das Amt eines Steward ift Ehrenpoften, wie 
die Kanzlerwärbe. Dagegen find die beiden Proctors, von ber Korporation ges 
wählt, unfern Univerfitätsrihtern zu vergleihen und Gehülfen des Vicechancellors. 
Neben biefer monarchiſchen Spige bildete die ganze Maffe der hohen Graduirten — 
Untergrabuirte heißen die Studenten im engeren Sinne —, ber Magifter und 
Doktoren in den verfhiedenen Fakultäten den zu Wahlen, Statutenänderungen 
u. ſ. m. berechtigten legislativen Körper des Ganzen. Aber im Zufammenhang mit 
bem Hervortreten ber Kolleges im Unterricht und als Gentren des ganzen Uni- 
verfitätslebens hatte fih allmählich eine ariftofratifche oder oligarchiſche Behörde 
gebilpet, welche aus ven Vorftehern ver einzelnen Kolleges zufammengefegt war. 
Diefe, zur Vorſtandſchaft ihrer eignen oft 70 bis 100 Fellows enthaltenden Kol- 
legien durch die Wahl der Genofjen berufen, hatten der Natur der Sache gemäß 
die eigentliche Gewalt, weil fie die Macht repräfentirten, in Händen. Sie waren 
bazu gereifte, vegelmäßig geiftig hervorragende Männer, während bie Konvofation, 
die Gefammtheit der Örabultten, einen bunten Haufen, in neuerer Zeit oft aus 
jehr jungen Leuten beftehend, darſtellte. Durch die angeführten Statuten wurde 
biefe Vorſteherſchaft der Häupter der Kollegien fowohl in Oxford als Cambridge 
mehr oder weniger ausbrüdlich anerkannt, und ihr Anfehen mußte 45* je mehr 
durch neue Gaben das Kollegialſyſtem der Erziehung mit beſonderen Tutoren und 
Lektoren ausgebildet wurde 

Allerdings gab nur die Univerfität als folde die Grabe, wovon das Bacca- 
laureat den Ehrgeiz der meiften befriebigte, aber die Prüfungen zu biefem Zwed 
wurben allmählih reine Kormalitäten und troß ber vermehrten Stiftungen von 
Profeffuren war im Lauf des 17. und in der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts 
die wiffenfhaftlihe Bereutung der englifhen Hochſchulen eine fehr geringe. In 
Orford wirkte zu dieſer geiftigen Bortommenheit die Oppofition mit, in welder 
fi) die große Mehrzahl feiner Univerfitätsangehörigen zu ber neuen Dynaftie be- 
fand, trogdem daß die Tyrannei der Stuarts in ber Vergewaltigung des Magpalen- 
follege einen Hauptanftoß zu der glorreihen Revolution von 1688 gegeben hatte. 
‚Schon zur Zeit der Republik, vie aber die ſtark hochkirchlich geſinnten antipurita- 
niſchen Univerfitäten viel glimpflicher behandelte als man hätte erwarten jollen, 
war Drford ver Sig eines kraſſen Dogmatismus zu Gunften kirchlicher und ſtaatlicher 
Abfolutie. Die Lehren Lauds waren nicht umfonft gewefen und unter Georg III. 
hörte der mehr oder weniger verftedte Jakobitismus nur auf, um einem eben fo 
bigotten und engherzigen Torythume Play zu machen. Der Ruf: Krone und Kirche, 
im Sinne eines hartnädigen ſtupiden Stehenbleibens in kirchlicher und ftaatlicher 
Politit, fand den lebhafteften Wivderhall in Orford. In Cambrivge dagegen war 
von jeher ein etwas freierer Zug gewefen und man nahm es mit der Ausſchließung 
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ber Diffenter und Katholiken wenigſtens vom Unterrichte nicht fo ſcharf ale an ber 
Schwefteruniverfität. Es fam dazu, daß Orford ausſchließlicher von der politiſchen 
Torppartei befucht wurde und fo ein natürlicher Gegenfag entfprang. Bon jeher 
hatte man den mathematifhen Studien in Cambridge befondere Theilnahme zuges 
wandt. Die Bacon'ſche Philofophie oder wie man den Inbegriff der Lebens- und 
Beltanfhanungen des berühmten Lordkanzlers nennen will, melde bis auf den 
heutigen Tag in dem Bffentlihen Geifte von England fo deutlich hervortritt, war 
‘in Cambridge bald heimifch geworben und fpäter fanden die metaphyſiſchen und 
politifchen Kehren Locke's, ſowie die naturwiffenfhaftlihen Nemton’s, der bes 
lanntlich felber der Univerfität Cambridge angehörte, dort ven fefteften Halt. Wenn 
früher unbeftritten Orford als die angefehenere von beiden Hochſchulen galt — die 
größere Zahl, der fürftliche Reichthum feiner Kollegien wirkte darauf eben jo wohl 
als die große Mafje der von der Univerfität und den Kollegien abhängigen kirch- 
lihen Pfrünvden und Univerfitätsbeneficien, — fo errang ſich durch die Bevorzugung 
der mathematifchen Studien in einer Zeit, wo in Drforb allgemeine Stagnation 
war, Cambridge die volle Gleihberechtigung im öffentlichen Urtyeil und heutzutage 
würde es nicht gerathen fein, einem Cambridger Trinitymann von den Vorzügen 
des Chrift-Churdh- Kollege in Orford zu reden. 

Wenn übrigens zugeftanden werben muß, daß troß einzelner hervorragender 
Männer vie Leiftungen der englifhen Hochſchulen vom Ende des 17. bis zur Mitte 
des 18. Jahrhunderts auch an dem ihmen geftedten engeren Maße, d. h. mit Aus» 
ſchluß der Fachſtudien gemeffen, fehr weit zurüdblieben, fo darf doch nicht vergef- 
fen werben, daß fi darin nur ein Spiegelbild des ganzen geiftigen Zuftandes 
der Nation in jener Zeit zeigt und daß überhaupt auch in anderen Läntern, ein⸗ 
jelne Geiftesheroen abgerechnet, es eine Periode der Mittelmäßigkeit und ber Er- 
ſchlaffung ift. Auch bier beweifen die englifhen Hochſchulen, in meld eminentem 
Sinne fie nationale Inftituttonen mit all ten Fehlern und VBorzügen des Vollkes 
lelber find. Bon einer Aufftahelung zu wiſſenſchaftlicher Energie etwa durch die 
Regierung oder, was jegt mit ihr gleichbeveutend geworden war, durch das Par: 
lament ift natürli in England feine Rede. Die Könige und Minifterien nach der 
Revolution überließen die nationalen Bildungsftätten ihrem eignen Gange, und von 
dem ftarfen Eingreifen, wie die Tudors und Stuarts e8 zu Zeiten unternahmen, 
fommt unter dem Haufe Hannover nichts vor. Dagegen aber wurbe es allerdings 
mehr und mehr anerfannt, daß wie alle andern Korporationen fo aud die Uni— 
verfitäten dem entſcheidenden Willen der parlamentarifhen Geſetzgebung unterwor« 
fen fein, daß diefe juriftifhen Perſonen als Gefhöpfe des Gefeges auch vom Ge- 
fee verändert werben Können. Die Stuarts hatten den Kampf der Prärogative 
gegen die Korporationen unternommen und waren dafür dur ihre Vertreibung 
beftraft worden. Die Herrfhaft des parlamentarifhen Gefeges wurde eben fo leicht 
anerfannt, als fie zunächſt unfühlbar war. Der Auffhwung in dem geiftigen Leben 
der Univerfitäten, welcher in ber zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts eintritt, 
hängt theilweife mit der allgemeinen befieren Würdigung der Wiffenfhaften zu: 
jammen, welche diefe Zeit charakterifirt. Die literarifhe Aera, in welder Namen 
wie Swift, Steele, Addiſon, Pope glänzten, trug jeßt ihre Früchte; von ben eig- 
nen Klaffitern wurde man unbemerkt zum Studium ber alten zurüdgeführt und 
die Einflüffe Newtons und Leibnig’s kamen jest erft, in ber zweiten Generation 
zur vollen Geltung. 

In der Berfaffung der beiden Hochſchulen wurde fo gut wie nichts geändert. Die 
Vorſteher der großen Kollegien gaben nach wie vor faktifch und rechtlih den Ton an 
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und bie enge Verbindung zwifchen Univerfitäts- und Staatskirche, melde die Befol- 
- gung der Teftafte, die Unterzeichnung der 39 Artikel u. f. w. zur Bebingung ber 
Aufnahme oder doch zur Gewinnung der alademifhen Grade machte, blieb unange- 
fohten zu einer Zeit, wo bie große Mehrzahl der Nation diefen emgherzigen 
Standpunft theilte. Aber die fich fehr ſtark mehrende Frequenz der Studierenden 
namentlich aus den höheren Ständen und befonders aus dem alljährlich mächtiger im 
Staate werdenden höheren Mittelftande, dem Hauptfige des politifhen Einfluffes 
des jüngeren Pitt, und das ernfte Beftreben der Univerfitätsbehörven, die Prüfungen 
aus der Spielerei ſcholaſtiſchen Wuftes zu wirklichen Proben bumaniftifcher und 
naturwiffenfhaftliher Bildung zu machen, geben für das lette Jahrhundert der eng- 
liſchen Hochſchulen ein weſentlich anderes Bild. Zwar blieb der Unterricht noch faft völ- 
lig Sache ver Kollegien (neben ven officiellen find auch Privattutoren thätig), aber 
fowohl die VBorprüfung im Laufe der Stuvienjahre im Kollege, als die Haupterami- 
nation für den Baccalaureatsgrad wurte von nun an ernftliher und würbiger be- 
trieben. In legterer Beziehung hat die Einführung der fogenannten examina pro 
honoribus fehr vortheilhaft gewirkt, die freilich erft feit Anfang dieſes Jahrhunderts 
zur vollen Bebeutung gelangt find. Die ausgezeichnetften Kandidaten werben nad) er- 
fhwerten Prüfungen an die Spige Aller geftellt und ſchon feit längerer Zeit finden 
wir die Namen ber bebeutendften fpäteren Theologen, Juriften und Staatsmänner un- 
ter denen, welche ſchon auf der Hochſchule die erften Ehren — pefuniäre VBortheile find 
nit damit verbunden — davontrugen. Mag audy die große Mehrzahl ver Kandidaten 
in humaniſtiſchen Kenntniffen das Durchſchnittsmaß unferer deutſchen akademiſchen 
Bildung nicht Überragen, fo ift dies doch in Bezug auf das mathematifche Wiffen ſicher⸗ 
li der Fall und auch die Verwendung und Verwerthung der Faffifhen Kenntniffe if 
durdfchnittlic in dem fpäteren Leben des engliihen Gentleman eine anbere als bei dem 
fontinentalen, welcher einen wiffenihaftlihen Nahrungszmweig zu betreiben hat. Mit 
Recht faßt Huber die Aufgaben ver englifhen Hochſchulen dahin zufammen, daß fie in 
Charakter und Wiffen den englifhen Gentleman zu bilden haben, eine Aufgabe, 
wozu die großen Landesſchulen ſchon die Vorarbeit liefern, während der.Unterricht in 
einem beftimmten Fahftudium Sache ganz anderer Kreife und vielfah des Privat» 
fleißes bleibt. Die liberale Erziehung im Sinne der Alten ift ihrem Wefen nad das 
Biel der englifhen Hochſchulen; exkluſiv erfcheinen fie deshalb in diefem Sinne, daß fie 
nur auf diejenigen Gefellfhaftsklaffen berechnet find, welche vie Vorausfegungen und 
das Verlangen nad einer ſolchen Bildungsftufe haben. 

Uns liegt natürlich nichts ferner, als einen Hochſitz der Wiflenfhaften mit reli- 
giöfen und fonfeffionellen Schranken zu umgeben und die wenigen Ueberbleibjel jolcher 
Engherzigfeit, welche Deutfchland fennt, find längft von der öffentlihen Meinung ber 
Nation verworfen. Aber in England hing die Ausfchliegung der nichthochkirchlichen 
Neligionsgenoffenfchaften von ver aktiven Theilnahme am Univerfitätsleben anfänglich 
mit der Thatſache zufammen, daß die Nichtkonformiſten faft ausſchließlich Geſellſchafte— 
klaſſen angehörten, in venen ein Bedürfniß nad jener höhern Geiſteskultur fih wenig 
regte. Advofat und Arzt konnte der Diffenter auch ohne Univerfitätsbildung werben, 
und für feine theologifhe Ausbildung forgten befondere Seminarien. Die Aus- 
ſchließung der Katholiten von den Univerfitäten entſprach durchaus ihrer rechtloſen 
Stellung im Staate überhanpt. 

Über die neue Zeit klopfte auch an die Pforten ber Univerfitäten, und zwar 
mit einer mehrfachen umfaffenden Neihe von Forderungen. Was bie Verfaffung 
ver afademifhen Korporation anbelangt, fo entiprad jenes Vorwiegen des arifte- 
kratiſch-oligarchiſchen Elementes nicht mehr den politifchen und ſocialen Berhältnif- 
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fen der Nation. Die Nachtheile, welche das oligarhifche Weſen unter allen Umftän- 
den mit fi führt, die Mängel, welde von einem Syſtem fi felbftergängenver 
Korporationen untrennbar find, waren auch zu Oxford und Gambritge an ben 
Tag getreten. Eine hochentwidelte Zeitungspreffe, ein Parlament, das mehr und 
mehr zum lauten Spredfaal für alle Gebrehen und Unvollkommenheiten der Na— 
tion wurde, machten, jeitbem bie erften Jahrzehnte diefes Jahrhunderts mit ihren 
äußern Kriegen und innern Unruhen einer ruhigern Zeit ven Pla geräumt, unter 
den vielen zur Sprade fommenten und in Angriff genommenen inneren Reformen 
aud vie Univerfitätsverfaffungsreform zu einem ftänbigen Thema ver öffentlichen 
Diskuſſion. Ganz befonder® aber erregte in einer Zeit, wo die politiihe Emanci- 
pation ben Diffenters, Katholifen und fpäter au den Juden zu Theil ward, wo 
der Begriff ver engliſchen Staatsfirche mehr und mehr zu einem bloßen Klange wird, 
die Ausſchließung dieſer jegt politifch vollberechtigten Mitbürger von ven nationalen 
Lehranftalten Widerſpruch und Kämpfe. Allerdings find Orford und Cambridge 
nit Staatsanftalten in dem Sinne, daß fie etwa vorwiegend mit Staatsmitteln 
gegründet oder durch Staatszuſchüſſe unterhalten würden; ihre Beziehungen zur 
Nation find gejellihaftlicher und thatfähliher Natur, aber um fo ſchwerwiegender 
und ungerechter erfchien die Ausichließung von Gefellihaftselementen, welche ſich 
ven zugelaffenen Staatsgenoffen völlig ebenbürtig in allen anderen Beziehungen 
an bie Seite ftellen. Bon großem Einfluß war hier das Aufblühen des wohlhaben- 
den und reihen Bürgerftandes durd den Aufſchwung des Fabrikbetriebs und des 
internationalen Handels. Die Diffenter find nicht mehr blos in ben einfachen Ber- 
hältniffen des kleinſtädtiſchen, Fleinbürgerlichen Lebens zu fuchen, ſondern in ben 
Spigen der Gefellihaft, auf ver höchſten Richterbant des Landes, unter den Mil: 
lionären und fürftlihen Kaufleuten des Jahrhanderts befinden fi zahlreich bie 
Anhänger der verſchiedenſten biffentirenden Glaubensbetenntniffe und von der Er— 
kluſivität gegen dieſe Elemente im gefellihaftlihen Leben ift jede Spur verſchwunden. 

Über nicht blos auf eine VBerfafjungsreform und beſonders Zulaffung ber bis 
dahin ausgefchloffenen Konfeffionen und Sekten richtete fi) der Zug der Zeit, mit 
faft ebenfo großer Energie forderte man eine Erweiterung der zu ausſchließlich hu—⸗ 
maniſtiſch⸗klaſſiſchen Univerſitätsſtudien. Die eraften Wiſſenſchaften, welche das große 
Gebiet der Natur mehr und mehr zu umfpannen uno durchdringen verfuchen, 
follten vollftändiger und in anderer Weiſe als bisher in den Kreis ber Univerfi- 
täten gezogen werden. Ohne die Haffifhe Grundlage und das Vorwiegen ihrer Be- 
deutung zu verändern, follten nicht blos bie modernen Spraden, fondern nament- 
lich aud die geſchichtlichen Wiffenfhaften eine beffere Pflege gewinnen. Im Zu- 
fammenhang mit biefer Forderung, daß der akademiſche Unterricht praktifcher werde 
und fih mehr ven Bepürfniffen der gegenwärtigen Zeit anfchließe, machte fi das 
Berlangen geltend, aud für die Fachwiſſenſchaften, denen manche der Studirenden 
fi ſpäter hinzugeben gedachten, eine gewiffe Vorbereitung außer der allgemeinen 
humaniſtiſchen auf der Univerfität eintreten zu laffen, fo namentlich für das Rechts— 
ftubium. Hier wurde befonders das Dilemma fühlbar, daß eine tiefere Erfaffung 
des Rechts mit der gewöhnlichen handwerksmäßigen Betreibung des Studiums nicht 
zu erreichen ift, daß aber eine vollftänvige rechtswiſſenſchaftliche Bildung durch bie 
Rechtsſchulen in London nur auf Koften der allgemeinen Univerfitätsfchulung, ſchon 
der Zeit wegen erlangt werben fann. 

Die Erftrebung und menigftens theilmeife Erreihung diefer Ziele bilvet ven 
Hauptinhalt der englifchen Univerfitätsgefchichte von der Zeit der parlamentarifchen 
Reformbill bis auf unfere Tage. Der frifhe Geift, welcher in dem reformirten 
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Unterhaufe erwachte, griff fhon 1834 die Frage über die Stellung ber Diffenter 
zu ben Univerfitäten auf. Die Sache ftand damals jo, daß in Oxford nur An- 
gehörige der Staatsfirhe überhaupt immatrikulirt werben fonnten, da feit 1581 
beim Eintritt in bie Univerfität vie Unterzeihnung der 39 Artikel der Hochkirche 
verlangt wurde. In Gambridge wurde biefe Erklärung erft bei ver Gewinnung 
der afademifchen Grade verlangt, und zwar feit 1616, fo daß bier die Diffenters 
wohl den Unterricht, aber weder die Ehrenftelleu, die Fellowfhips, noch eine Theil- 
nahme an der Univerfitätsverwaltung erreiden konnten. Diefer Nachtheil machte 
fih aber befonders dahin fühlbar, daß Grabuirte von den Advokatenkorporationen 
um 2 Jahr früher zur Praris zugelaffen wurden, und daß die Londoner Kollegien 
der Aerzte, Wundärzte und Chirurgen nur Graduirte zu ihren höheren Stellen 
zuließen. Der Kampf war heiß, als Petitionen und Geſetzvorſchläge dieſen Zuftand 
zu ändern verfuchten. Im Unterhaufe angenommen, wurde bie betreffende Maf- 
regel im Oberhaufe zurüdgemwiefen, und es dauerte bis zu den Jahren 1854 und 
56, daß durch die zwei Univerfitätsreformalten, welche auf Grund der Berichte 
von Föniglihen Unterfuhungsfommiffionen erlafjen wurden, ben Diffenters ver 
theilweife Zugang zu den Ehren und Graben verftattet wurde. Cine völlige Gleich— 
ftellung ift jedoch, auch abgefehen von den mit der Hochkirche unmittelbar ver- 
bundenen Stellen und Pfrünven, noch nicht erfolgt und noch in den Jahren 1865 
und 1866 find barauf fi) beziehende Anträge Gegenftand reger Debatten im Un— 
terhaufe gemwefen. Das ſog. Kompromiß von Cambridge, welches noch 
immer bie Diffenter von der eigentliben Verwaltung der Univerfität, ver Geſammt⸗ 
forporation ſowohl als der Kolleges ausſchließt, wird ſchon jegt von der Mehrheit 
der liberalen Partei als ein überwunbener Stanbpunft betrachtet. Die erwähnten 
Univerfitätsreformalten haben aber auch nach zwei anderen Richtungen die Kor: 
porationen verbefjert. Man hat zwar das Kollegial- und Tutorenſyſtem unberührt 
gelaſſen, aber die dem deutſchen Univerfitätswefen entfprechenden öffentlichen Bor: 
lefungen find durch beffere Dotirung der Lehrſtühle und befonders dadurch gehoben 
worden, daß zu den verſchiedenen Prüfungen der Nachweis gehörter Borlefungen 
Vorbedingung ifl. Den Diffenters ift es geftattet, fi in eigenen Kollegien zu 
organifiren, wovon aber ſchwerlich Gebrauch gemacht wird, da, wie gefagt, Die Ten- 
benz der Zeit auf völlige Gleihftellung geht. Ein neuefter Vorſchlag geht dahin, 
neben den größere Koften verurfachenden beftehenden Kolleges andere für weniger 
bemittelte Studenten zu gründen, aber weder find die Ausgaben bei gutem Willen 
wirklich fo groß in den beftehenden Genoffenfchaften, noch ift zu überfehen, daß 
bie vielen Scholarftellen und Stipendien, welche mit den großen Landesſchulen und 
den einzelnen Kollegien verknüpft find (Scholarships , Exhibitions), für Un- 
bemittelte vielfache Hülfe gewähren. Schwerlich wirb daher jener gutgemeinte Plan, 
welder gegen das Princip focialer Gleichheit auf der Univerfität verftößt, zur Aus— 
führung fommen. (Als Beweis, daß vie frühere Rangverſchiedenheit unter ven 
Studenten faft obfolet geworben ift, mag bier die Thatjache ftehen, daß im Herbft 
1866 in Cambridge 478 als gewöhnliche Studenten — Pensioners — und nur 
11 als Fellow Commoners — ber höhere Stand — und 28 als fogenannte Sizers 
— ärmere Stipendiaten — immatrifulirt wurden.) Neben diefen Fortſchritten in Be- 
zug auf religiöfe Gleichftellung und die Berbeffernng ver öffentlihen Borlefungen find 
durch die Reformalten auch in ten einzelnen Kolleges vielfache Mißbräuche abgeſchafft, 
eine Reihe geſchloſſener, d. h. ſolcher, deren Fellowſhipe nur für Mitglieder des eige— 
nen Kollegiums, in ſpeciellen Grafſchaften Geborene zugänglich waren, ſind allen 
Univerſitätsgenofſen eröffnet, und Wettbewerbung und Prüfungen entſcheiden ſowie für 
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bie eigentlihen Stipendien, fo auch für ven Gewinn biefer höheren alademifchen Preife, 
Eine ſolche Stellung ift für den unverheiratheten jungen Mann (verheirathet vürfen 
nur die Borfteher ver Kollegien ihr Amt behalten) von großem Werthe. Wohnung 
und Unterhalt find frei, und zwar beides ben Anforderungen der höhern Geſellſchaft 
entfprehend. Außerdem ift damit eine nah dem Vermögen der einzelnen Kollegien 
verfchiedene Jahreseinnahme verbunden, was für einen beginnenden Advokaten oder 
Arzt in den erften Jahren feines Berufes eine fehr werthoolle Beihilfe ausmadıt ; 
denn ebenfo gut als den Theologen und Philologen find aud dieſen Berufsftänden 
Fellowſhips offen. Während die Verwaltung der einzelnen Kollegien wie bisher 
den Mitglievern im eigentlichen Sinne, den refivirenden Fellows überlafjen bleibt, 
— bie gewöhnlichen Stubirenden haben daran feinen Antheil —, ift in Eam- 
bridge eine Reform der Univerfitätsverwaltung infoweit ergangen, daß nicht mehr 
der Kollegialoligarchie oder ihrem Ausfhuß dem fogenannten caput, ſondern einer 
gemifhten Behörde, dem fogenannten Council of Senate oder Hebdomadal 
Board die Vorberathung und Zulaffung der Anträge für bie Konvofation und 
Kongregation, d. h. alle höher Graduirten zugewiefen ift. Diefer Rath befteht 
jegt aus dem Kanzler, Vicekanzler, 4 Profefjoren und 8 andern gewählten Mit- 
gliedern der Geſammtkorporation. Dotirte Profefjuren find im Orford gegenwärtig 
41, in Cambridge gegen 30 und in neuerer Zeit hat man ihre Bezüge bedeutend 
vermehrt. Die akademiſche Jahreseintheilung beftebt aus vier fogenannten 
Terms, Hilaryterm, Eafterterm, Trinityterm and Michaelmaßterm. Während diefer 
Zeit werden die Borlefungen und der Unterricht in den Kollegien gegeben. Im 
Ganzen beträgt die Unterrichtözeit zwifchen fechs bis fieben Monate und ihre Ein« 
theilung fteht mit den Ähnlichen Zeitabfchnitten der Gerichtöfigungen und nament« 
lich ver fogenannten großen Balanz im Zufanımenhange. 

In den legten Jahren haben fowohl Orford als Cambridge nicht blos 
durh Förderung der naturwiffenfhaftlihen und modernen Studien den An— 
forderungen des heutigen Englands fi zu nähern, ſondern das Intereſſe für 
höheres Wiffen im Bolf überhaupt durd die Einrichtung von öffentlichen Prü- 
fungen zu weden angefangen, bie von Vertretern ver Univerfitäten in ben ver- 
ſchiedenen Städten bes Landes abgehalten, den erfolgreihen Kandidaten eine ehrende 
Auszeihnung Affociate der betreffenden Univerfität gewähren. Zu biefer Ein- 
rihtung ſowie überhaupt zu der ernftlihen Erweiterung des Eraminationswefens 
auf den Hochſchulen felber hat befonvers beigetragen, daß feit etwa 10 Jahren 
die Anftellungen in dem bezahlten Staatsbienft ftatt früher Sache der Gunft und 
des Einfluffes zu fein, j:gt an Prüfungen gefnüpft find. Dadurch ift das ganze 
höhere Unterrihtswefen Englands aus der alten Erftarrung in Fluß gefommen 
nnd in dieſer Reformftrömung befinden ſich gegenwärtig auch noch die englifchen 
Univerfitäten. 

Mit diefem Namen bezeichnet man gewöhnlid nur Orfort und Cambridge. Die 
Univerfität zu London, wohl zu unterfheiden von dem Londoner Univerfity 
Kollege, welches Lateinfchule, Iyceum und ein Stüd Univerfität darftellt , ift in 
ver That nur eine Korporation zur Gewährung alabemifcher Grade auf den Grund 
von Prüfungen. Hier können Alle ohne Unterfchied des Belenntniffes zugelaffen 
werben und infofern hat dieſe 1836 inforporirte Anftalt ihren Werth. Aehnlich 
wie jenes Univerfity Kollege fteht aud) das Kings Kollege in London, nur daß hier 
die Berbindung mit der Staatöfiche aufrecht erhalten if. An die eigenthümliche 
Kollegialverfaffung der Orforder und Cambridger Kollege mit refidirenden prä- 
bendirten Feloms und Studenten ift nicht zu denken, Der Senat der Univerfität 
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London befteht aus einem Kanzler und VBicefanzler und 36 Fellows. Die Ge- 
fammtheit der Örabuirten bildet die Konvofation. Das University college zerfällt 
in 2 Fakultäten: faculty of arts and law und faculty of medicine. Den Senat 
bilden bier bie ſämmtlichen Profefjoren. Das Kings-Kollege zerfällt nur in Ab— 
theilungen. Bei einer durchgreifenden Umgeftaltung in Orferd und Cambridge wirt 
fih die Bedeutung diefer Aushilfsanftalten vorausfihtlih fehr mindern. 

Einen ſehr bejhränften Wirkungstreis hat die fogenannte Univerfität zu 
Durham, eine aus den fehr reihen Mitteln des gleihnamigen Bistyums 1832 
geftiftete Erziehungsanftalt für Theologen des nörblihen Englands. Mit ihr find 
25 Fellowſhips verbunden und ein Kollege für den Aufenthalt der Studirenden 
fteht ebenfalld damit im Zufammenhang. Das Ganze hat durchaus nur [ofale Be- 
deutung, madt aber ber tFreigebigkeit des damaligen Bifhofs von Durham 
alle Ehre. 

In Schottland bildet der afabemifche Unterricht einen großen Gegenſatz 
gegen die ariftofratiih angelegten Univerfitätsverhältniffe Englands. Die noch jest 
beftehenden vier Univerfitäten find bedeutend jünger als ihre engliihen Schweftern. 
St. Andrews ift 1411, Glasgow 1450, Aberdeen 1494 und Edin— 
burg 1582 gegründet. Ein rechter Aufſchwung ift niemals in diefen Anftalten 
bemerkbar gemwejen. Sie litten unter dem Umftanve, daß die engen Beziehungen 
Schottands zum Kontinente im Gegenſatz zu England die ſchottiſchen Studirenden 
regelmäßig auf die fontinentalen von Zeit zu Zeit berühmteften Hochſchulen führten. 
- Nur die theologifhe Schule von Sanft Andrews erlangte ein größeres Anfeben, 
während Evinburg nur bie kurze Zeit unter Dugald Stewart beſonders von Eng 
fand aus viel befuht wurde. Unvollftändigfeit und Kärglichkeit in den einzelnen 
Fakultäten war der Grundzug der ſchottiſchen Univerfitäten, bis mit dem Ente 
des vorigen Jahrhunderts und dem Ausbruch der Revolutionskriege der gemohnte 
Beſuch zulegt der holländiſchen juriftifchen und mebicinifhen Fakultäten ein Ende 
nahm. Seitdem find mande Anläufe zum Beſſern genommen, aber der dringendfte 
Schritt, die vier Univerfitäten in der Zahl zu rebuciren, ift noch nicht gejchehen. 
Der gegenwärtige Zuftand zeigt in der That nur in Edinburg eine vollſtändige 
Univerfität, wo alle Fakultäten in einer gewiflen Fülle vertreten find, aber auch 
bier ift der Uebelftand, daß die Aufgaben der Gymnaſialſchulen noch auf der Uni- 
verfität erfüllt werden müflen. Es fommt dies daher, daß die meiften ſchottiſchen 
Lateinfchulen, die fogenannten Stadtſchulen, fehr ungenügend find und außerdem 
die Sitte befteht, daß aus den fogenannten Kirchfpielichulen, wo meift überall ein 
wenig Latein getrieben wird, bie jungen Leute gleih auf die Univerfität gehen. 
Die Kollegialeinrihtung ift in Edinburg unbefannt. Die Studenten leben in Pri- 
votwohnungen und haben aud fpäter als Grabuirte an dem Univerfitätsregiment 
feinen Antbeil. Dies befindet fi aber aud nicht ausfchließlih in den Händen 
der Profefforen, fondern die Stadtgemeinde Edinburg hat darauf einen bedeutenden 
Einfluß. Die übrigen drei Univerfitäten — bis vor wenigen Jahren zählte man 
nod vier, weil in Aberbeen zwei getrennte beftanden — find nur Brudftüde. So 
hat Sankt Andrew nur einen einzigen Profefjor der Mebicin und gar feinen Ju- 
riften, Glasgow nur einen Iuriften, Aberdeen ebenfo. Die Kanzler und Reltoren 
an ben Univerfitäten find bloße Ehrenftellen, wozu aber die Studentenſchaft wählt. 
Bedeutende Staatsmänner und Scriftfteller pflegen zu dieſer Auszeihnung be- 
rufen zu werben. Im BVerhältnig zu Oxford und Cambridge läßt fih von ben 
ſchottiſchen Hochſchulen fagen, daß fie ftatt des Kollegialprincipes auf der Grund⸗ 
lage der deutſchen Profefiur beruhen, doc fehlt ihnen fehr viel, um irgendwie mit 
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den deutſchen Einrichtungen gleichgeſtellt zu werden. Von europäiſcher Berühmtheit 
iſt gegenwärtig allerdings die mediciniſche Fakultät von Edinburg, während der 
Rechtsunterricht auch an dieſer Hochſchule noch ſehr unvollſtändig iſt. Die für den 
alademiſchen Wetteifer fo wichtigen Inftitutionen der außerordentlichen Profeſſuren 
und des Privatdocententhums kennt Schottland nicht, und in Folge der vielfach 
mangelhaften Vorbildung erinnern®die ſchottiſchen Studenten bei aller Tüchtigkeit 
und dem faft eine Nationaltugend zu nennenden Fleiße an fehweizerifhe Verhält- 
niffe. Religiöſe Ausſchließlichkeit hat übrigens auf den fchottifchen Hochſchulen feinen 
Platz, was bei dem ausgebilteten Sektenweſen des Landes von großem Werth ift. 

Auch in Irland ftehen die Dinge vielfady anders ald im Hauptlanve. Die 
jogenannte Univerfität von Dublin, Trinity Kollege 1591 gegründet, hat allerbings 
manche Aehnlihkeiten mit Orford und Cambridge, infofern fie als hochkirchliche 
Inftitution gilt, und die große Mehrzahl ihrer Angehörigen im Gegenfag zum 
firhlichen Liberalismus fteht, aber e8 war doch ſchon früher bier eine gewiſſe Be— 
rüdfihtigung der Yandesverhältniffe dadurch eingetreten, daß feit 1793 Diffenters 
und Katholifen in der facultas artium zur Promotion zugelafien wurden. Ein 
wirklicher Einfluß auf die Univerfitätsregierung war ihnen jevod nicht zugeftanben. 
Nachdem man für die Bildung der katholiſchen Geiftlihen, vie früher ftets im 
Auslande gefuht werben mußte, dad Maynooth Kollege 1795 gegründet 
hatte, welches 1844 durch Robert Peel mit Staatdmitteln aufgebefjert und in feiner 
Eriftenz gefichert wurde, ward 1840 die fogenannte Queens Univerfity im Zu- 
jammenhang mit ven Queens Kolleges zu Belfaft, Cork und Galway gegründet. 
Die legteren entfpredhen dem London Univerfity Kollege und durd fie follte ohne 
Rüdfiht auf die Konfeffion die höhere Bildung gepflegt werben, wie das irifche 
Vollsſchulſyſtem ebenfalls des konfeffionellen Charakters entbehtt. Die Queens 
Univerfity in Dublin gewährt die verfchievenen Grade an die Fafultätsftudenten 
der Rolleges. Gegen diefe fogenannten „gottlofen” Kollegien und ihre Univerfltät 
erhob fich in der ultramontanen Partei des fatholifhen Klerus in Irland ein 
großer Sturm, der aber die fegensreihe Wirkfamkeit der neuen Bildungsanftalten 
nit zu verhindern vermochte; wohl aber führte diefe Bewegung zu der Gründung 
der fogenannten römifch=fatholifhen Univerfität von Irland, welche rein 
auf freiwillige Beiträge geftügt ift und den ftarf fonfeffionellen Charakter fefthält, 
ber fich für eine wahre universitas litterarum am wenigften paßt. Bon juriftifchen 
Vorlefungen find davon bis jegt nur die über kanoniſches Recht eingerichtet, im 
Ganzen überwiegt das theologifche und theologifirend literarifche Element. 

Wenn bei den eigenthümlihen Berhältnifien in Irland und dem bisherigen 
ftarren fonfeffionellen Charakter der älteren Univerfitäten der Gedanke und bie 
Gründung einer katholiſchen Univerfität wenigftens begreiflich ift, fo erfcheint da— 
gegen ein foldes Unternehmen in der freien wiſſenſchaftlichen Atmoſphäre von 
Deutihland, wozu unfere Ultramontanen allerlei Anläufe nahmen, und felbft bie 
deutſchen Standesherrinnen dafür in die Bundesgenoſſenſchaft zogen, als eine 
völlig mittelalterlihe Konception. Die öſterreichiſchen Univerfitäten und ehemals 
Ingolftadt waren ſolche fatholifhe Hochſchulen und was für Refultate fie liefer- 
ten, haben wir oben gejehen. Ganz neuerlich (1866) hat die englifhe Negierung 
den Beſchwerden des iriſchen Klerus injofern ein Entgegenlommen gezeigt, ald man 
der Queens Univerfity geftatten will, ohne Rüdfiht auf die befuchte Bildungs- 
anftalt tüchtigen Kandidaten bie afademijhen Grabe zu verleihen. Dadurch wird 
mittelbar auch dem neuen katholiſchen Unternehmen Vorſchub geleiftet. Auf ver 
andern Seite wird man dur die Konftitwirung aller Oraduirten der Queens Unis 
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verfity als beftimmende Konvolation neben dem Senate, ber jegt vie Gefchäfte ber 
Univerfity leitet, das fünftige Schidjal‘ ver alademiſchen Genofjenfhaft in ihre 
eigene Hand legen. Die ganze Angelegenheit, welde fehr viel Parteieifer wachge- 
rufen bat, ift gegenwärtig nod in der Schwebe. | 

Die geſellſchaftliche und politiihe Wichtigkeit der englifchen Univerſitäten finbet 
im Parlamente dadurch ihren Ausprud, daß feit 1604 Oxford und Cambridge 
je zwei Abgeorbnete ins Unterhaus ſenden. Ebenfo ift auch die Univerfität von Dublin 
durch zwei Mitglieder vertreten. In den neueften Reformvorſchlägen figurirte dem ent- 
ſprechend aud ein Abgeordneter für die Univerfität London und die ſchottiſchen Hod- 
ſchulen. Die Wählerfhaft befteht aus allen Magiftern und Doktoren, welde ſchrift⸗ 
lich abftimmen können, und ſoweit die fonfervative Gefinnung es geftattete, fuchten 
die gelehrten Korporationen ihre Mandatare unter den Koryphäen der Politik. Lord 
Palmerfton war lange Bertreter der Univerfität Cambridge; ebenfo Sir Robert Beel 
und Öladftone für Oxford. Nur in Irland trat ver Eonfeffionelle und politijche 
Gegenfag in der Univerfität fo ftarf hervor, daß meift nur kraſſe Barteimänner der 
Hochkirche zur Wahl gelangen. Uebrigens find die Intereffen der Univerfitäten im 
englifchen Parlamente aud ohne dieſe befontern Vertreter wohlbeforgt, da wenig- 
ſtens zwei Drittel feiner Mitglieder ihre wiffenfhaftlihe Bildung den Yandesuni- 
verfitäten verdanfen. In der That fpiegelt das Unterhaus von England nicht min- 
der als das Oberhaus den Geift der großen Landesfhulen und Landeshochſchulen 
wieder, das Parlament ift ja nur ein Ausprud aller jener Gefellihafteklafjen, vie 
wir die Gentry von England nennen. Da ver politiiche Parteiftanppunft fehr oft 
ein erbliher ift — man redet von Whig- und Toryfamilien — fo haben aus 
jhon die Studenten auf den englifhen Univerfitäten gewöhnlich eine politifk 
PBarteifärbung, die aber auf das Univerfitätsleben in feiner Weife influirt. De 
Gedanke irgend wie an der aktiven Politit Antheil zu nehmen, liegt den Unter: 
grabuirten fehr fern. Dagegen gibt es fog. Debattierkiubs, worin die Jugend politi- 
he Fragen bisfutirt und weldye vie Vorſchule der parlamentarifhen Beredfamfeit 
bilden. Im berühmten Unionflub zu Cambrivge haben z.B. Macaulay und Lord 
Derby ihre erften oratoriihen Triumphe gefeiert. 

In der Schweiz madt fih im alademifchen Unterrichtswefen der Einfluß 
des Stammesunterfhieds zwiſchen ihren verſchiedenen Bevölkerungstheilen bemerl: 
bar. Die Univerfitäten derjdeutfhen Schweiz: Bafel und Zürich, tragen durchaus 
ven Charakter der deutſchen Hochſchulen und fie zeichnen fi vor manden berfel- 
ben durd den größeren Spielraum aus, welden fie, unbeirrt durch eine Uebervor⸗ 
mundſchaftung des Staates, der freien Wifjenfchaft bieten. Wefentlich derjelbe Cha- 
rafter ift auch an der Hochſchule zu Bern wahrnehmbar, wenn auch fchon bier 
gewiffe Einflüffe des franzöfifhen Geiftes nicht fehlen. Die Akademie zu Genf 
trägt dagegen vorwiegend das Gepräge franzöfifher Art, aber wie die franzöſiſch 
redenden Schweizer doc keineswegs in Lebensauffaffung und Dentweife mit ber 
franzöfifchen Nation zu ibentificiren find, jo gilt dasſelbe aud ven ihren wiſſen— 
ſchaftlichen VBeftrebungen und den Anftalten, an welchen viefe gepflegt werben. Daß 
die Univerfität zu Bafel zu den älteften uud ehemals angefehenften der deutfchen 
Hochſchulen gehört, ift ebenjo befannt, als daß im vorigen Jahrhundert die Ala— 
demie zu Genf namentlih für ftantswiffenfhaftlihe Studien und diplomatiſche 
Ausbildung ein vielbefuchter Lehrort war. Zu den Mängeln ber ſchweizeriſchen 
Hochſchulen gehört außer der Beihränktheit ihrer Mittel (von Bafel abgefehen), 
der aber in neuerer Zeit duch bie Munificenz der betreffenden Kantone und durch 
oft fürftlihe Schenkungen von einzelnen Bürgern abgeholfen wird, bie nicht felten 
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ungenügende Borbildung der Studierenden. Für die deutfchen Hochfchulen dagegen 
bilden die ſchweizeriſchen ſo zu fagen eine Profeſſorenvorſchule, indem ſich bie afa- 
demifhen Körperfhaften und bie betreffenden Negierungsbehörben es ganz befon- 
ders angelegen fein lafjen, vielverfpredhende jugendliche Kräfte des unbefolveten Leh— 
terftandes in Deutſchland zu ehrenvoller und amtlicher Thätigkeit zu berufen. Viele 
unjerer beveutenpften theologiſchen, juriftifchen u. f. w. Lehrer haben auf den Schwei- 
zer Hochſchulen, die in Berwaltung und Lehrart den beutfchen nachſtreben, ihre 
erfte verbiente Anerkennung gefunden. Der Blan, eine eidgenöſſiſche Univerfität zu 
gründen, wird lange gehegt, aber vie widerftreitenden Intereffen haben denſelben 
nod nit zur Ausführung kommen laffen, und es ift nicht zu läugnen, daß vie 
beftehenven kantonalen Hochſchulen jede in ihrer Art ein gedeihliches Fortbeſtehen 
verbienen. 

Die italienifhen Univerfitäten, deren Anfänge fhon oben geſchildert wor« 
den find, verloren natürlich durch ven Auffhwung, welchen die Pflege der Wilfen- 
haften fpäter aud in den anderen europätjchen Ländern nahm, einen großen 
Theil ihrer Bedeutung. Auch der eigenthümliche Grundzug, daß fie meiftens in ben 
freien Städten Italiens beftanden und vielfach in eine große Abhängigkeit von 
den Municipalbehörven geriethen, verlor fi, als mit dem Ausgange des Mittel» 
alters vie Fürftenherrfhaft aud in Italien immer weiter um fi griff. Es blieb 
nur jener andere beſondere Umftand, daß die eine oder andere Fakultät zur Haupt« 
ſache wurde und andere daneben entweder verfümmerten oder gar nicht vorhanden 
waren. Als in Deutfchland und dem übrigen nörblichen und weftlihen Europa 
die Reformation zum Durchbruch kam, waren ähnliche Verſuche in Italien ſchon 
mit Feuer und Schwert unterbrüdt worden und bald bemächtigten fid die gewal« 
tigen Widerſacher der neuen Lehre, vie Iefuiten, der Univerfitäten, woburd aud) 
bie vollen Früchte des Humanismus gefnidt wurden. Hand in Hand ging damit 
bie Abſchließung der einzelnen hohen Schulen gegen die übrigen. Sie wurden Yan- 
besuniverfitäten in dem jhlimmften Sinne des Wortes bei der Kleinheit der Ter- 
ritorien. Die Zuftände der alten öfterreihifchen Univerfitäten fanden ſich aud auf 
den italienischen wieder, fo weit die Häufer Lothringen und Bourbon regierten, 
und Piemont war befanntlid ebenfo wie Savoyen ein Hauptfig flaatliher und 
kirchlicher Berdummung. Bon dem frifcheren Hauche, der unter Jofeph II. das öfter- 
reichiſche Unterrihtswejen durchfuhr, wurde zwar auch der öſterreichiſche Befig in 
Italien berührt, aber ſchon ftand die franzöfifhe Revolution an den Pforten. In 
ven Zeiten der von Franfreic abhängigen Republiten und im franzöſiſchen König— 
reih Italien mußten auch die italienifhen Hochſchulen den franzöfifchen Schnitt 
annehmen, die forporative Selbftändigfeit, welche unter der früheren Herrſchaft auch 
nur ein Schatten gewefen war, ward befeitigt, die Profefforen zu reinen Staats- 
beamten, die Studenten zu bloßen Schülern gemacht. Bei dem völligen Mangel 
tüchtiger Gymnaſien hatten die Univerfitäten von jeher aud den niederen Unter- 
richt in den Haffiihen Studien gewähren müſſen. Die Zeit nach 1815 war nicht 
dazu angethban, Reformen im Univerfitätswejen in Angriff zu nehmen, die alten 
Berhältnife blieben, bis 1859 aus ven zerriffenen Theilen der Nation das einige 
Stalien wurbe, 

Aber auch feitbem hören wir nur von Plänen der Univerfitätsreform, mo« 
von bei dem häufigen Wechfel der Unterrichtsminifter faft jedes Jahr einen neuen 
gebracht hat. Befriedigendes namentlih vom deutſchen Standpunkte aus ift fehr 
wenig darunter, zumal fehr häufig die franzöfifhe Unififationswuth nachgeahmt 
wird und die Ungehenerlichkeit einer einzigen Univerfität für Itallen, deren Zweige 
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verſchiedene Fakultäten fein follen, mandem Reformator dabei vorſchwebt. Damit 
gelangt man in das andere Extrem, während bie gegenwärtig beftehenden 19 Uni- 
verfitäten, wovon 15 Staatsanftalten und 4 fogenannte freie Hochſchulen fint, 
natürlich für ein Land wie Italien mit fo zurüdgebliebener wiffenfchaftlider Bor- 
bildung viel zu zahlreich find. Die Gefammtzahl der Profefioren beträgt 714 um 
außer Neapel, wo angeblid 6000 Studenten fi befanden, mag tie Zahl ber 
Studierenden ungefähr 7000 erreichen. Bei ven eigenthämlihen Beziehungen zwi: 
ſchen Kirche und Staat in Italien erklärt es fih, daß bie meiften Univerfitäten 
gar feine theologifche Fakultät haben und daß im Jahr 1862 im Ganzen nur 32, 
im Jahr 1863 nur 17 Studierende der Theologie immatrifulirt waren. Wie völ- 
lig ungleich die geiftigen Kräfte auf die einzelnen Disciplinen vertheilt find, gebt 
ſchon daraus hervor, daß die philoſophiſch-philologiſchen Fakultäten bei nicht mehr 
als 1200 Studenten im Jahr 1862 16 Profefjuren für Sanskrit und 22 für 
Bhilofophie der Gedichte enthielten. Und während in Neapel ein Lehrer auf 
11 Zubörer kommt, in Pifa und Zurin einer auf 12, in Meſſina und Cagliari 
ein Lehrer auf 2 Zuhörer, hat bie freie Univerfität Urbino für ihre 8 Stubenten 
7 Brofefforen. In Folge des Einfluffes der Jefuiten war da, wo dieſe ſich nicht 
der Univerfitäten -felber bemächtigen konnten, vie eigentlih humaniſtiſch-philoſophi⸗ 
Ihe Bildung ganz von den Hochſchulen getrennt worden, es gab neben den Fach 
ſtudien der Mediciner, Juriſten und. Ingenieure (dieſer Beruf kommt häufig als 
eigne Fakultät vor) feine philoſophiſche Fakultät zur Ausbildung von Lehrern oder 
zur Gewährung eines höheren wilfenfhaftliden Studiums von allgemeinem Cha— 
rafter, Die Uebel, an welden das bisherige italienifhe Univerfitätswefen krankt, 
find in einer Schrift von Bonghi: L’universitä italiana, Florenz 1866, mit 
großem Scharffinn und warmer Theilnahme für die Beſſerung geſchildert worden. 
Mögen auch mande feiner Vorſchläge, mamentlid jener Plan, ein einziges In— 
ftitut aus allen Fakultäten und höhern Schulen als die italienifhe Univerfität zu 
bilden, irrthümlich und verberblid fein, das Ziel und die Aufgaben einer wahren 
universitas litterarum bat er vortrefflih mit ven Worten bezeichnet: „Die Univer- 
fität hat weder ein Recht des Dafeins noch eine wirkſame Thätigkeit, wenn fie 
nit die unausgefegte Erhöhung der allgemeinen Kultur und die Verbreitung ver 
Wiſſenſchaft und des wiljenfhaftlihen ©eiftes zum Zwed bat. Sie kann Inge 
nieurs, Advokaten, Aerzte liefern; aber nicht weil ohne fie vie Gefellihaft nit 
Leute fände, um ihr die Kranken zu heilen und zu tödten, die Häufer zu bauen 
und niederzureißen, bie Proceffe zu verlängern und zu entfcheiden, fondern auf daß 
in diefen vrei Klaffen von Perfonen, welche die wefentlichfte Stüge ter wohlha— 
benden Stände bilden, die praftifche Geſchicklichkeit ſich beſeelen laſſe von dem 
Odem der Wiſſenſchaft und ſich ſo zu der Höhe dieſer erhebend, von dieſem Gipfel 
aus neue Ausſichten entdecke und ſich ein weiteres Feld eröffne. .... Die Uni— 
verſität findet ſo in der unendlichen Höhe der Wiſſenſchaft das Mittel, fortſchrei⸗ 
tend und ohne Grenze den menſchlichen Geiſt zu erheben, und zugleich ihn gerig- 
net zu machen, baß er allen ven täglichen und dringenden Bebürfnifjen der menjd- 
lihen Geſellſchaft genüge. Endlich in der Fakultät der Philofophie und Literatur 
lebt die Univerfität wie in ihrem Haufe; denn in ihr und in der Falultät der 
Srfahrungsmifjenfhaften, welde bei und von ihr getrennt, aber in Deutfchlant 
mit viel innigerem Berftäntnig mit ihr vereinigt geblieben ift, hält fie friſch und 
lebentig jenes Feuer des um feiner felbft willen geliebten und gefuchten Wahren 
und Schönen, weldes die höchſte Würde des Menſchen ift und der wahre Dieb- 
ftahl, ven Prometheus an Jupiter verübt hat.” Eine Neform, welche von biefer 
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Grundanſchauung ausgehend die richtigen Mittel zum Zwede wählt, würde wahr- 
cheinlich zu einem Rejultat gelangen, welches bie beften Seiten unferer deutſchen 
Hochſchulen vereinigt, allein ihre praftifhe Verwirklichung fheint für Italien nod) 
im weiten Felde zu ftehen. 

Während in ven ſkandinaviſchen Lündern und im Königreih der Nie- 
derlande das Univerfitätsmwefen in feinen Grundzügen den beutfchen Einrichtun— 
gen fehr nahe fommt und daher einer befonvdern Hervorhebung nicht bevarf, hat 
dagegen das Meine Belgien auch auf dieſem Gebiete gewiſſe Eigenthümlichkeiten 
aufzumeijen. Neben ven beiden älteren mit Staatsmitteln unterhaltenen Univerfi- 
täten Öent und Lüttich ftehen ſich bier mit fpecififhem Charakter die fatholi- 
ſche Univerfität zu Löwen und die fogenannte freie Univerfität in Brüj- 
jel gegenüber. Beide find vom Staate unabhängig, aber die auf ihnen erlangte 
Bildung befähigt gerade fo gut zum Eintritt in den Staatebienft, der durch Prü— 
fungen vermittelt wird, als der Aufenthalt auf den beiden andern Hochſchulen. 
In Annäherung an das deutfche Wefen find die belgiſchen Univerfitäten wirklich 
ſolche (nur die theologifhe Bildung ift den bifhöflihen Seminarien vorbehalten) 
und nit blos eine Gruppirung von Fachſchulen wie in Franfreih, aber vie 
durchgängige Tüchtigkeit ihrer Yeiftungen kann doch den Nachtheil nicht über- 
ſehen laſſen, daß die politifhen Gegenſätze vielfah aud in die Univerfitäts- 
verhältnifje eindringen. Der in Lütti 1865 abgehaltene Stubentenfongreß be— 
wies, daß auch die Studierenden dieſes Landes das rechte Gleichgewicht im Ber: 
hältniß des lernenden und aktiven Staatöbürgers noch nicht gefunden haben und 
daß die Ueberſchwänglichkeiten und Thorheiten des deutſchen Studententhumes, rich: 
tig bemefjen, ſehr unſchuldig find, verglichen mit dem nadten geiftlofen Radikalis— 
mus, der fi in gewiflen Kreifen des jungen Frankreichs und Belgiens breit macht. 
Das ftudentifhe Yeben in dem benadbarten Holland dagegen hat mande Aehn- 
lichfeit mit der Stellung, welche die ftubierende Jugend in England zum öffent- 
lihen Leben einnimmt und ebenfo wird hier in bevorzugter Weife nod das Stu— 
dium der Klaffifer als alademiſche Thätigfeit angeſehen, wenn auch daneben bie 
volle Fachbildung an den Hochſchulen erworben wird. Eine Reform des nieberlän- 
diſchen Unterrichtsweſens ift ſchon feit längerer Zeit beabfichtigt, aber die Zwiſchen⸗ 
fälle des politifhen Kampfes haben diefe durch mande Umftände nicht leichte Ar- 
beit nod nicht zur Ausführung kommen laffen. 

Indem wir an den Hochſchulen der übrigen europäifhen Staaten, bie als 
bloße Nahahmungen fremder Mufter erfcheinen, wie in Rußland und Grieden- 
land, over als Vertreter der mittelalterlihen Inftitutionen, wie in Spanien, 
vorübergehen, weil fie nichts Eigenthümliches bieten, haftet der Blid nod auf ver 
großen Republit im Weften, welde unfere europäifhe Kultur nah Amerika ge- 
tragen hat, um bort für fo viele Hunberttaufende ver alten eine neue Welt zu 
bilden. Es ift befannt, mit welcher Energie und Opferwilligfeit das amerikaniſche 
Bolt in feinen ftaatlihen Organifationen vie Sache des Unterrichts aufgegriffen 
hat. Wohl überwiegen in dem nordamerifanifhen Wefen nod immer vie angel» 
fähfifhen Elemente und mande Tradition Alt-Englande wird dort mit warmer 
Theilnahme immer noch gepflegt, aber zu dem Principe des obligatorifhen Volks— 
unterridhtes, der in England immer noch wegen ber religiöfen Differenzen gefhent 
wird, haben fidy die Anfienler in Neu-England von vornherein befannt und ihnen 
nachfolgend ift dasfelbe In allen fpäter gegründeten Kolonien und Staaten gejche- 
hen. Wus den höhern Unterricht anbelangt, fo beforgen dieſen eine große Anzahl 
von Gymnaſien, gewöhnlich Kollegien genannt, welche bie und da unmerklid in 
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volle Univerfitäten übergehen. Einzelne wie die Harvard Univerfity in Cambritge 
bei Bofton können fih an wiſſenſchaftlicher Bedeutung ihrer Lehrkräfte mit ten 
beften Hochſchulen Europas meffen. Eine Gleihmäßigfeit der Einrichtungen varj 
man jedoch bei dem vollen Spielraum für die Eigenthünlichleiten der Indivitnen 
und den weit, aus einander gehenden Kulturverhältniffen der einzelnen Staaten 
nicht erwarten, Verglichen mit England ift anzuerkennen, daß zu den verfchiedenen 
gelehrten Berufsgweigen die meiften amerifanifchen Kolleges und Univerfitäten eine 
gründliche Borbildung gewähren, welche dann ähnlid wie in England nch vurd 
praftifhen Unterricht erweitert wird. Neben der Fürforge, melde die einzelnen 
Staaten auch dem höheren Unterrihte wirmen, kommt biefen gelehrten Anftalten 
die Neigung der Amerikaner zu gute, durch großartige Stiftungen die Früchte 
ihres Fleißes dem Baterlante und den nachkommenden Geſchlechtern zuzumenben. 
Schon die Namen Brown Univerjity (Rhode Island), Harvard Univerfitn, 
Hamilton Kollege und viele andere verewigen das Andenken an folche freige- 
bige Stifter, Daß der wiſſenſchaftliche Charakter amerifanifher Staatsmänner unt 
Nechtsgelehrter vollbürtig neben den Leiftungen im alten Europa fteht, ergibt fich auf 
den erften Blick aus den amerifanifchen Staatefhriften und fonftigen Publikatie— 
nen und nicht anders verhält es fi) aud auf anderen Gebieten der Wiffenfhaft; 
nur ift natürlich bei den vollen Anſprüchen, welche das politifhe Leben in einem 
freien Staate und namentlih in einer Republik an den wiſſenſchaftlich gebildeten 
Staatsbürger macht, ein fo gänzlihes Verſinken in gelehrte Buchwiſſenſchaft, wi: 
es früher als Wahrzeichen der europäifhen Profefforen galt, in Nordamerika nicht 
am Plage. Sehr häufig wird ver alabemifche Beruf mit dem Staatsamte ver 
taufht und da biefes regelmäßig nur auf Wahl für eine beftimmte Zeit berukt, 
fehrt dann der Staatsmann zur wiffenfhaftlihen Werkftatt des Staatsgelehrten 
zurüd. Was die Ertheilung der afabemifchen Grabe betrifft, fo find hier vie eny 
liſchen Vorbilder gewöhnlich maßgebend geblieben. Für den Unterricht tagegen bat 
man regelmäßig das beutfhe oter Profefforenfyftem im Unterfchieve von dem eng— 
lifchen over Tutorenſyſtem befolgt. Wohl gibt es aud Kolleges, welche nach ver 
Weife von DOrford und Cambridge die Studierenden als Penfionäre aufnehmen, 
aber meiftentheils lebt der amerifanifhe Student wie der beutfhe in eigner Wob— 
nung und hat die Schulvisciplin auf den Univerfitäten feine Statt gefunden. Aber 
wie fchon früher bemerkt, hier zeigt fi die buntefte Mannigfaltigkeit. Ein fchöner 
Zug im amerifanifhen Studenkenleben ift die Anhänglichkeit an die Hochſchule, 
ber man feine Bildung verdankt. Durch den alademifhen Grad wird vie Verbin— 
bung mit ihr eine dauernde und zu ben jährlid gefeierten Stiftungsfeften fommen 
bie danfbaren Söhne der alma mater oft Taufende von Meilen von den fernften 
Borpoften der Eivilifation im Weften zur Stätte ihrer Jugendbildung. 

Die vorftehenden Ausführungen hatten ten Zwed, überfihtlih das Werten 
und die gegenwärtige Oeftalt der hohen Schulen bei venjenigen Bölfern zu fdil- 
bern, welche die Dauptträger der heutigen Geiftesfultur find. Bet der Frage, ch 
bie jegigen Einrichtungen der hohen Aufgabe afademifher Bildungsanftalten ent— 
ſprechen, wird unter voller Anrechnung der Eigenthümlichkeiten der verſchiedenen 
Nationen den deutſchen Univerfitäten vie höchſte Stufe zweifellos zuerfannt wer: 
den müſſen. Vergleihen wir unfere befien durch den Ruhm ihrer Lehrer und ten 
Reihthum ihrer Mittel und Anftalten hervorragenden Hochſchulen mit den gleichen 
Anftalten in allen andern Ländern, fo wird man ohne nationale Ueberhebung 
jagen können, daß wir bisher das Befte auf viefem Gebiete geleiftet haben unt 
daß die andern Völker dem Beſſeren in demſelben Verhältniß näher kommen, als 
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ihr höheres Unterrichtswefen mit unferen Einridftungen übereinftimmt. Während 
in Frankreich die Univerfität der Wiffenichaften fi faktiſch in Fachſchulen zer- 
fplittert und in England wenigftens bisher die Univerfitäten für die wiſſenſchaft— 
lihe Ausbildung der höheren Berufszweige faft nichts leifteten, liegt der deutjchen 
Univerfität der Gedanke zu Grunde, die allgemeine wiffenfhaftlihe Bildung mit 
der Aneignung der Kenntniffe für einen gelehrten Lebensberuf zu verbinden. Daß 
diefe Aufgabe das wahre Ziel einer universitas litterarum ift, wird ſchwerlich zu 
beftreiten fein, aber es wäre blinde Selbftzufrievenheit, wenn man verfennen 
wollte, daß die volle Erreihung dieſes Zieles gerade in neuerer Zeit viel ſchwie— 
riger und feltener geworben ift als ehemals. Im den gelehrten Fachwiſſenſchaften 
hat fi der Stoff derart gemehrt, daß feine Bewältigung einen immer größeren 
Zeitaufwand koſtet und nur zu häufig wird von unfern Stubierenden darüber bie 
Pflege der allgemeinen Geiftestultur vernadhläffigt. Aber aud die fogenannte all- 
gemeine Bildung hat durh den gewaltigen Auffhwung ber Naturwiffenfhaften, 
burd das nad) fo vielen Seiten in Anfpruh genommene wifjenfhaftlihe Interefje 
eine folde ©ebietserweiterung erhalten, daß basfelbe für den Einzelnen faft un- 
überfehbar wird und die Gefahr oberflächlicher Vielwiſſerei neben jene des bloßen 
Brodftudiums tritt. Der Umftand, daß auf ven beutfchen Hochſchulen faft nur 
ſolche Jünglinge ftudieren, welche in einem ber gelehrten Stände ihren Lebensberuf 
und Unterhalt fuhen wollen, daß unfere Hochſchulen faft ausfchlieglih Anftalten 
für die Producirung der nöthigen Anzahl von Staatsbeamten und gegenwärtig 
leider oft darüber geworben find, laftet offenbar auf den Univerfitäten und dem 
geiftigen Leben der Nation im Ganzen. Es kommt hinzu, daß dur die langjäh- 
rige unbezahlte oder doch nur fümmerlic honorirte Anfangsthätigfeit im Staatd- 
dienfte materielle Gründe darauf hindrängen, bie afabemifche Studienzeit fo furz 
ala möglid zu machen und daß nicht felten ein verfehrtes unmwiffenfhaftlihes Exa— 
minationsfyftem auf die Art und den Gang des alabemifchen LUnterrichtes verfrüp- 
pelnd zurückwirkt. Dft ift man verfucht, den deutſchen Profefforen und ben lern» 
begierigen, für die Wiffenfchaft begeifterten deutſchen Studenten jene volle 
Muße, jenen Reihthum der Mittel zu wünſchen, welche an den englifchen Univer« 
fitäten bis jegt fo ungenügend ausgenügt worden find und die in befieren Hän« 
ben ganz andere Früchte tragen würden. Was nicht ſowohl den Univerfitäten fel- 
ber als der politiihen Entwidlung des Vaterlandes zum Nachtheil gereicht, ift, 
daß diejenigen geſellſchaftlichen Stände, welden ihre materielle Unabhängigkeit dae 
Abſehen von einem bezahlten Staatsamte geftattet, Heutzutage die Univerfitätsaus« 
bildung zu veradhten feinen und einige Jahre Militärbienft für ben deutſchen 
Standesherrn und Adeligen als eine beffere Vorſchule gelten als der Befud einer 
Hochſchule. Ueberhaupt hat der deutſche Adel umferer Tage fih durchgängig für 
ven Staat fo gleihgültig erwiefen, daß die Hoffnung, einen politifhen Stand, 
Männer, die in freier unbefolveter Thätigkeit dem Staate als Staatsbürger die— 
nen, zu erlangen, an andere Gefellihaftsklaffen angelnüpft werden muß. Gegen- 
wärtig ftehen wir nod in den Anfängen, aber e8 darf erwartet werden,” daß bie 
Entwidlung in Handel und Induftrie einer künftigen Generation genügenve mate- 
rielle Unabhängigkeit gewähren wird, um in mobificirter Weife wie vie heutige 
Gentry von England die Pflichten des freien Stagtsdienftes zu erfüllen. Neben 
den Kandidaten für den befolveten Staatsdienft würden dann auch bie Univerfi- 
täten die wiffenfhaftlihe Ausbildung dieſer Gefelfehaftsflaffe zu übernehmen haben. 
Bei ihnen könnten die Anfprüche einer harmonifhen allgemeinen wifjenfhaftlichen 
Bildung eher zur Befriedigung gelangen, als bei denen, welche um bes lieben Les 
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bens willen die Stubienjahre mit der möglihft rafhen Einfammlung bes Aller 
nöthigften für den Broderwerb dahinbringen und gerade eine Mifhung biefer ki: 
den Elemente würde nad) beiden Seiten hin von mwohlthätigen Folgen fein. 

Das Hochhalten acht hHumaniftifher Studien ift den deutſchen Hochſchulen in 
der Gegenwart um fo mehr geboten, als die tehnifhen Lehranftalten und in ib 
rem eignen Schooße der nad andern Nichtungen fo fegensreiche Aufſchwung ver 
Naturwiſſenſchaften die Gefahr im Gefolge haben , daß die humaniftifche Geiſtes 
fultur in einem gewiffen Grade vernadläffigt und damit unfern Nachkommen 
ein herrliches Erbtheil der bisherigen Entwidlung verfümmert wird, Doch darf 
man aud bier nit zu ſchwarz fehen. Die Art und Weiſe, wie gegenwärtig bie 
Haffifhen Studien von den Koryphäen dieſes Berufs getrieben werben, wie tie 
Geſchichte des Alterthums durch das volle Verſtändniß der in der Gegenwart wir: 
lenden politifhen und focialen Kräfte zur vollen wahren Kenntniß der heutigen 
Öeneration gebracht wird, die unabhängige Gefinnung, die politifhe Reife, womit 
in unfern Tagen von den verſchiedenen Standpunkten aus das Gebiet der neueren 
Geſchichte durchforſcht und für die Gegenwart lehrreich gemadt wird, die eminente 
Geiſteskraft und die wiſſenſchaftliche Vielfeitigkeit ver Männer, welche heutzutage 
bie NRepräfentanten der naturwiffenfhaftlihen Studien find, dürfen uns darüber 
beruhigen, daß der humaniftifche und mehr ideale Fortfchritt neben den gemaltigen 
Eroberungen des Geiftes auf dem tehnifhen und allgemeinen naturwifjenfhaftli- 
hen Gebiet nicht zurüdbleiben wird, wenn die Univerfitäten, Lehrer wie Schüler, 
mit vollem Ernft an die Arbeit gehen. In diefer Richtung hat jede der drei großen 
Hauptnationen der europäifhen Kultur, um das höchſte, allen gleibe Ziel zu er- 
reihen, jegt verfchievene Wege der Reform einzufhlagen, weil in jeder berfelben 
biefe hochwichtigen Inftitutionen an andern Mängeln kranken. Wir fehen in Frant: 
reich jene Zerriffenheit der höheren Studien, welde die einzelnen Disciplinen zu 
Specialititen und die Unterrichtsanftalten zu bloßen Fachſchulen macht. Es fehl: 
in dem Sande der Gentralifation bie berechtigte Selbftändigfeit wiffenfchaftlicer 
Gremien, welhe jhon durch ihr Dafein der nachwachſenden Jugend die Ueberzeu- 
gung geben, daß Staat und Staatsdienft nicht das Höchſte find und die freie 
Wiſſenſchaft auch freier Stätten bedarf und daß ſich mit aller vemofratifhen Gleich 
heit eine gewiſſe Ariftofratie des Geiftes und ver Wiffenfhaft wohl verträgt. In 
England dagegen bemüht man fich feit längerer Zeit und mit immer größerem 
Berftändniß, die Auswüchſe, welche vie Ueberwuderung des Kollegialfyftems am 
Univerfitätsförper angefegt bat, zu befchneiden und durch Wiederaufnahme und 
Berftärtung der eigentlihen Profefforenthätigfeit den Vorwurf zu entfräften, vaf 
bie bisherige Univerfitätsbiltung das pofitive Wiffen als Ziel vernahläffigt um 
fih darauf befhränft habe, ven Charakter und die Lebensart von Gentlemen zu 
formiren. Wenn die Erfenntniß des Uebels ver wichtigfte Schritt zur Beſſerunz 
ift, jo läßt fi wenigftens von gewiffen Kreifen in England für die Univerfitäts- 
reform das Befte hoffen. Mit der größten DOffenherzigkeit wird anerfannt, vak 
feit mehr als einer Generation der wifjenfchaftlihe Apparat, mit welchem vie eng 
liſchen Univerfitäten arbeiten, in der Haffiihen Philologie fowohl als in ver Thee— 
logie den deutſchen Profefforen verdankt wird. Mit richtiger Einfiht betont vie 
reformiftiihe Schule daneben den hohen Werth akademiſcher Konkurrenz umd der 
Unterftügung des ordentlichen Lehramts durch eine Anzahl außerorventlicher jün— 
gerer Kräfte. Es fol, was bisher nicht der Fall war, die Profefjur ein befonte 
rer Beruf werben, dem ſich mit ficherer Ausſicht auf volle materielle Unabhängig: 
feit und den entſprechenden Einfluß in der Univerfitätsregierung bie beften gelchr- 
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ten Kräfte des Landes witmen. Was die verfchievenen Unterfuhungstommiffionen 
in diefer Richtung vorgefchlagen haben, man darf e8 wohl nennen. eine Germani- 
firung der engliſchen Hochſchulen unter Fefthalten an allem tem, was in mora» 
lifcher, focialer und politiicher Beziehung die englifhen Hochfchulen der Nation 
leiften, ift gegenwärtig erft in einer langſamen Berwirklihung begriffen. Hat das 
liberale England auch jegt nod die volle Gleichberechtigung der außerhalb ber 
Hochkirche ftehenden Religionsgenofjenfhaften an den wiffenfhaftlihen Leiftungen der 
Univerfitäten durchzuſetzen, jo wird doch ein jeder Schritt zum Befferen aud die Eng- 
länder dem höchſten Ziel und der wahren Aufgabe der Univerfitäten näher führen. 
Bon den deutſchen Hochſchulen hat die Zukunft verhältnigmäßig weniger 
zu fordern und was bier gefchehen muß, liegt zum großen Theil nicht innerhalb 
ber Sphäre ver Univerfität felber. Aber eine Aufgabe ift durch ven wunderbaren 
Auffhwung, den das politiihe Nationalleben in unfern Tagen erfahren hat, un- 
verfennbar den höchſten Bildungsanftalten der Nationen geftellt. Die feften Grund: 
lagen und ber erfte Aufbau bes deutfhen Staates ftehen da. Es gilt jest, die 
Jugend zu Staatsbürgern zu erziehen, denen das höhere Pflichtgefühl davon inne- 
wohnt, was der Einzelne dem vaterländifhen Staate fchuldet, und welche wiſſen, 
daß neben der fleißigen DVorbildung für den eignen Lebensberuf tie Ausrüftung 
des Charakters und Wiſſens für den Bürgerbienft im Staate nicht eine leichte 
Spielerei und die Sade der Yaune und des Beliebens, fondern die verantwor- 
tungsvolle Schuldigfeit eines Jeden ift. Ohne Zweifel begann aud nad diefer 
Seite boftrinäre Uebertreibung fi geltend zu machen. In einzelnen Erſcheinungen 
unfrer Tage finden wir ſchon Anzeihen davon, daß über ter thatſächlichen Frei— 
heit der Macht die Macht ver Freiheit unterfhätt und eine neue Art von Staats- 
vergötterung angebahnt wird, wie fie im antifen Staate und in der Hegel'ſchen 
Glorificirung der preußifhen Beamtenmafchine feiner Zeit zum Ausdruck gekommen 
ift. Diefe Uebertreibungen find aber nur die natürlichen vorübergehenden Rückſchläge 
gegen eine Tendenz, welche den Staat als einen bloßen VBergnügungsort für die 
individuellen Launen betradhtete und nur von Grundrechten, nicht aber von poli= 
tifhen Örundpflicten zu reden wußte. Es ift am wenigften zu fürdten, daß in 
der freien Atmofphäre der Univerfitäten die entgegengefegte Berirrung eine dauernde 
Stätte finden werde. Aber neben dieſer Aufgabe, den politiihen Charakter des 
Kerns unjrer Jugend zu bilden und ihr Auge feft auf das gemeine Wohl — 
dieſen beften Namen für den Staat — zu lenken, ift den deutſchen Univerfitäten 
in ber allerjüngften Gegenwart nod ein anderer wichtiger Beruf zugemiefen over 
vielmehr gilt es, einer alten Aufgabe mit neuen Kräften zu genügen. In ver 
ftaatlihen Zerriffenheit, in ber Staatlofigkeit, wie man fagen müßte, der legten 
50 Jahre haben die deutfhen Hochſchulen es fi ftets zum Ruhm angerechnet, in 
ihrem innerften Weſen niht Landesanftalten, fondern Baterlandsanftal: 
ten, deutſche Univerfitäten zu fein. Sie dürfen jegt am allerwenigften fich zu 
Schmollwinteln eines engherzigen Partifularismus hergeben, an ihnen ift es vor 
allem, die Enttäufchungen und Opfer des Augenblids an der großen Aufgabe und 
ven gewaltigen Anforderungen des Vaterlandes zu meſſen; fie, welhe das fünftige 
Geſchlecht für die höchſten Kreife menfchliher Thätigkeit zu erziehen haben, dürfen 
nicht furzfihtig am einer abgeftorbenen Bergangenheit haften. Erfüllen fi vie 
deutſchen Univerfitäten in Wahrheit neben allen dem Großen und Herrlichen, was 
fie bisher der Nation geleiftet haben, mit biefer neuen und alten Aufgabe, jo wer- 
ven fie ficherlich in nicht ferner Zufunft in des Wortes vollem Sinne die Stätten 
„der freien Wiffenfhaft im freien Staate“ fein, Marquarbdien. 
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Unterritsanftalten, ſ. Symnafien, Lehr- und Lernfreiheit, 
Schule, Tehnifhe Schulen, Univerfitäten. 

Vrfantone, |. Schweiz. 

Urrechte, ſ. Menſchenrechte. 

Uſurpation, ſ. Legitimität. 


V. 


Battel. 


Emerih de Battel wurde im April 1714 im Fürftentyum Neuenburg in 
ber Schweiz geboren. Er widmete fi zuerft der Theologie, wurde indeß bald ſo 
mädtig von der Philofophie angezogen, daß er über ihr alles Andere hintanſetzte. 
In die Schriften von Feibnig und Wolff lebte er fih fo tief ein, daß er 
über bie Syſteme beiter Männer nicht nur genaue Auskunft zu geben, fondern 
auch dagegen gemachte Einwände aus dem Standpunkte dieſer Philofophie öffentlid 
mit Geſchick zu wirerlegen wußte. 

Als geborener Untertban des Königs von Preußen fuchte er zunächſt in 
Berlin feine Laufbahn zu begrünven. Er kam gleih im Anfange der Regierung 
Friedrichs des Großen, im Jahr 1741, in Berlin an, fand indeß augen 
blidlich feinen feinen Wünfhen und Bedürfniſſen entfprechenden Plag. Dies be 
ftimmte ihn, 1743 nad) Dresden zu gehen, wo ihn Graf Brühl willkommen hieß. 
Bon bier aus wurde er 1746 als Legationsrath und furfürftlider Minifter nad 
der Republik Bern gefhidt. Seine gefandtfchaftliche Thätigkeit füllte indeß feine 
Zeit fo wenig aus, daß er einen Theil des Jahres bei feiner Familie verleben 
konnte, und bie bei begabten Naturen das geiftige Leben hervorlodenve ftille Muß: 
führte ihn in den Schooß der Wiſſenſchaften zurüd, Neben einzelnen literariſchen 
Arbeiten aus dem Gebiete der Moral und der ſchönen Wiſſenſchaften befchäftigte 
ihn die Ausführung feines längft entworfenen Planes zu einem großen Bert: 
über Bölferreht, feinem berühmten Droit des gens, ou Principes de la loi na- 
turelle, appliqu6es à la conduite des aflaires des nations et des souverains. 
Dies Bud ift der ganze Battel, Es ift nicht nur feine höchſte und allein für bie 
Nachwelt beveutfame Leiftung, fondern auch der vollfommene Spiegel feiner ganzen 
Perfönlichkeit mit ihrer warmen Freiheitsliebe, mit ihrer treuen Bürgergefinnung, 
mit der jchlagenden Kraft des Haren und fofort einleuchtenden Urtheils. 

DB. Völkerrecht fteht mit dem des Philofophen Wolff im engften Zufammen- 
bange. B. hatte Wolff’s Werk mit Ungeduld erwartet. Sobald es erichien, faßte 
er den Plan, einer größeren Anzahl von Lefern die Kenntniß desfelben zugänglid 
zu machen. Die Bearbeitung des Völferrehts des großen Halle'ſchen Philoſophen 
ftehe im Berhältnig fyftematifher Abhängigkeit zu desſelben allgemeinen philojopbi- 
ſchen und befonders naturrechtlichen Principien. Um fie zu lefen und zu verfteben, 
müfle man zuvor 16 oder 17 Duartanten durchſtudirt haben. Sie fei au in 
Wolff's jhwieriger mathematifher Methode verfaßt. Dies Alles made fie gerat: 
für diejenigen Männer, denen die Kenntnif der völferrehtlihen Grundſätze am 
nöthigften fei, fo gut wie unbraudbar. V. glaubte nun Anfangs, feinen Plan 
ber Vervolksthümlichung des Wolffiihen Völkerrechts auf einem fehr kurzen Wege 
ausführen zu können. Er wollte ven Inhalt von der fteifen fyftematifchen Form 
ablöjen, ihn von allen philofophifhen Prämiffen unabhängig machen, ihm ven 
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ftaubigen Schulrod ausziehen und ihn dafür in ein anmuthiges, ver biplomatifchen 
Geſellſchaft zufagendes Gewand kleiden. Bald inde überzeugte er ſich von ber 
Nothwendigkeit einer ganz neuen Bearbeitung der Sade. Er nahm, nun zwar 
das Befte aus Wolff auf, fchloß ſich deſſen allgemeinen Grundfägen und Defini- 
tionen an, durfte aber bei vem Allem mit Recht fagen, daß. fein Wert von dem 
Wolff’s fehr verfhieden fei. Die Mängel desfelben find die Mängel ver 
bamaligen Zeit, die Mängel der Wbftraftionsphilofophie des 18. Jahrhunderts, 
welde an bie Berwirflihung der Vernunft durch die Gefhichte nicht glaubte. Aber 
aud die Borzüge ber evleren und erleuchteteren Männer jener Zeit, freie Kritil 
bes Beftehenven, Unabhängigkeit der politiihen Gefinnung, hohe Achtung vor ten 
Menfhenrebten zeichnen V.'s Arbeit aus, bie einen mächtigen Einfluß auf bie 
Staatenpraris geübt hat und noch übt, und bie noch lange bei allen gebildeten 
Böltern mit Verehrung genannt und mit lebhaften Interefje gelefen werden wird. 

Aus Bern wurde V. 1758 nah Dresden zurüdberufen und mit dem Titel 
eines Geheimen Rathes bei ver geheimen Kanzlei angeftellt. Seine eifrige Thätig- 
keit ſchwächte allmälig die Geſundheit feines kräftigen Körpers. Er ftarb im 
December 1767. 

Ar ungerehten Beurtheilern hat es ihm in Deutfchland nie gefehlt. Im 
Allgemeinen gerecht und wahr ift dasjenige, was Kaltenborn (Kritif des Völfer- 
rechts, Leipzig 1847) und Robert Mohl (Gefhichte und Literatur der Etaatd- 
wifienfhaften, Band I, 1855, ©. 386) über ihn jagen. Ein „Abrege de la vie 
de M. de Vattel* ift der 1777 zu Neuchatel herausgelommenen Ausgabe bes 
B’ihen Bölferrehts beigegeben. Die erfte Ausgabe erfhien zu Leyden, im 
Jahre 1758, die zweite ebenda noch in demfelben Jahre; ebenfo ein Nachdruck 
in London. Seitvem find an verſchiedenen Orten zahlreihe neue Ausgaben und 
Ueberfegungen erſchienen; eine deutfhe Ausgabe von Schulin, Frankf. und 
Leipz. 1760; eine befonders in Amerika weit verbreitete englifche Ausgabe von 
Chitty, zuerft Lond. 1834, dann oft in Philavelphia; eine fpanifhe von 
Diarena, Mabrid 1822; eine franzöſiſche mit Noten und einer analyti— 
Then Tafel des Werkes vom Portugiefen Pinheiro-Ferreira, Parie 1838. 

erner. 
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I. Geſchichte. 

„Benebig” kam durch die Stürme, welche die apeninifhe Halbinfel im 5. und 
6. Jahrhundert ummühlten, empor. Bor den Kriegshorben Attila’s flüchteten bie 
reihften und vornehmften Familien aus den benadhbarten Städten, und fuchten 
in ben bisher von Fifchern bewohnten Lagunen Schug. Die venetianifhen Infeln 
ftanden anfangs unter oftgothifcher Herrfhaft und erfannten fpäter die Oberhoheit 
des oftrömifhen Kaifers an. Als die langobardiſchen Schaaren das Binnenland 
verwäüfteten, flohen der Bifhof von Aquileja und die reihften Bewohner Friauls 
und Berona’8 nah den venetianiihen Infeln und Küften; die Bevölferung der— 
felben beftand feither theild aus dem eingeborenen Ärmeren Bolfe, welches von 
Handel, Fifcherei und Handarbeit lebte, theild aus den reichern, hieher geflüchteten 
Familien, die ihr Kapital der Erweiterung des Handels zumandten. No immer 
beftand jedoch eine gewiſſe Abhängigfeit Venedigs von dem Grardat von Ra» 
venna. Im 6. Jahrhundert waren die venetianifhen Infeln ſchon fehr bevölkert, 
ihre Bewohner befuhren die Seen und die Flüffe und trieben einen anſehnlichen 
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Salzhandel. Erſt im Jahre 697 ſchritten die Venetianer zur Wahl eines Dur und 
lösten mit der Zeit ihr Verhältniß zu Oſtrom. 

Benebige Flagge erlangte durch vie Befämpfung ver flavifhen und ſaraceni— 
{hen Seeräuber, welche das adriatifhe und mittelländifhe Meer durch Raub um 
Plünderung unfiher machten, nad mehrjährig ſchwankendem Erfolge großes An— 
ſehen. Der abenvländifche Kaiſer Karl ver Dice beftätigte ihnen 883 die Privi- 
le.ien, auf ben Flüffen und im ganzen Reiche Handel zu treiben, ohne eine andere 
Abgabe zu entrichten, als einen Waaren- und Hafenzol; aud von den fpätern 
Herrſchern Italiens erhielten fie namhafte Begünftigungen. Die oftrömifhen Kaifer 
ſuchten eine Verbindung- mit dem aufftrebenden Infelftaate, deſſen Marine ihnen 
bei der Befämpfung normannifher und faracenifher Schaaren hülfreich fein konnte. 
Die Benetianer erhielten Begünftigungen für ihren Handel mit Konftantinopel, 
welches damals eine Zeit lang das Hauptemporium indifher Produkte war. Diele 
wurden von ben Häfen bes ſchwarzen Meeres, befonderd von Trapezunt, wo ber 
Waarenzug aus Indien mündete, nad der oftrömifhen Kaiferftabt gebracht, da 
die Verbindungen mit Syrien und Aegypten dur bie Groberungen ver Araber 
unterbrohen waren. Um der Nachfrage nad) orientalifhen Waaren zu genügen, 
traten die betriebfamen Venetianer aud in Berbindung mit den Ungläubigen in 
Syrien und Aegypten; ſchon im Anfange des 9. Jahrhunderts befuchten vene- 
tianifhe Handelsſchiffe ven Hafen von Alerandrien, und bradten auf einer Erpe 
bition den Leihnam des h. Markus nad Venedig. Durd die Eroberung Dal 
matiens und Kroatiens im 10. Jahrhundert trat Benedig in unmittelbaren Ber- 
fehr mit den Bölfern an der Drave und Save. Die Waldungen der tribut- 
pflihtigen Länder lieferten das trefflihfte Bauholz; vie Marine vergrößerte fi, 
und die venetianifhe Seemacht war den oſtrömiſchen Kaifern in ihren Kriegen 
mit den Normannen Unteritaliens fo unentbehrlib, daß es den Benetianern leicht 
wurbe, für ihre Unterftügung namhafte Privilegien zu erlangen. Bon Alerius 
Comnenus erhielten fie für die gegen den Normannenherzog Robert Guiscarb ge: 
leiftete Kriegshülfe die Erlaubnig, in allen Häfen des Reiches frei landen zu 
bürfen, ohne für die aus⸗ ober eingeführten Waaren eine Steuer zahlen zu 
müffen. Werner verlieh ihnen ver Kaifer in der Refidenz und andern wichtigen 
Städten des Reiches eine große Anzahl Ländereien, um Werkftätten und Magazine 
anzulegen. 

Die Kreuzzüge braten der in fhöner Entwidlung begriffenen venetianiſchen 
Marine neue Impulfe, den italienifhen Handelsrepublifen einch erweiterten Schau: 
plag für ihre merkantilifche Thätigkeit. Ihre Erpepitionen nah dem heiligen Yande 
berüdfichtigten hauptſächlich die faufmännifchen Interejien. Anfangs betheiligte fi 
Benedig nicht mit befonderer Lebhaftigfeit an denſelben, weil es aus Konftan- 
tinopel, wo es das entichievenfte Uebergewicht über feine Konkurrenten hatte, bie 
für feinen Handelsbetrieb nöthigen orientalifhen Waaren bezog. Schon Gottfriet 
von Bouillon ertheilte den Benetianern für ihre Unterftügung im erften Kreuzzuge 
einige Handelsprivilegien und fein Nachfolger Balduin fügte neue hinzu. In Folge 
diefer Privilegien errichtete die Republit in dem meiften fyrifchen Stätten Handel: 
faltoreien. Die bereits in Konftantinopel angefnüpften Verbindungen wurben noch 
eifrig gepflegt; venetianifhe Kaufleute befuchten die meiften griechiſchen Häfen, in 
der Hauptſtadt ließ fi eine große Anzahl nieder, Der griehifhe Kaifer Manuel, 
befien Beftreben dahin ging, in Italien feften Fuß zu fallen nnd daſelbſt wieder 
eine Herrfhaft zu gründen, ertheilte, um fi einen Anhang zu ſchaffen, ben 
Genueſen wichtige Handelsprivilegien. Die Venetianer vereitelten den Verſuch dei 
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kaiſerlichen Admirals, Ancona zu befegen; das alte Bunbesgenoffenfhaftsverhältniß 
löste ſich, als die Denetianer im Jahre 1154 einen Vertrag mit König Wilhelm I. 
f&hloffen, der ihnen Handelsvortheile gewährte; auch weigerten fie fi, in einem 
kurze Zeit fpäter zwifchen dem Kaifer und König Wilhelm ausgebrodenen Kriege 
dem erfteren die vertragsmäßige Unterftügung zu gewähren (1165—67). Ber- 
trauensvoll famen 20,000 Benetianer mit vielem Gelde nad Byzanz; da gab Manuel 
am 12. März 1171 ven Befehl, die venetianifchen Kaufleute zu verhaften, ihre 
Waaren zu konfisciren. Protefte und friegerifhe Rüftungen hatten feinen Erfolg; 
ein Feltzug mißlang. Erft einige Jahre fpäter (1175) fah ſich der Kaiſer ge— 
nötbigt, eine Ausföhnung mit den Venetianern zu ſuchen, indem er ihnen einen 
Erſatz für die erlitienen Berlufte verſprach. Aber nicht blos in Konftantinopel 
waren Benetianer und andere italienifche Kaufleute anfäffig, wir finden eine große 
Anzahl in Abydes, Uorianopel, Rodoſto, Theffalonih, Almyro u. a, angefiebelt. 
Die Eroberung Konftantinopeld® durch die Kreuzfahrer 1204 ficherte den Vene— 
tianern bie Handelsfuprematie im neugegründeten lateinifhen Kaiſerthum. Die 
Benetianer erhielten nebſt der Beftätigung ihrer bisherigen Rechte vie Länder 
Epirus, Alkarnanien, Wetolien, die jonifhen Infeln, von melden Corfu, Santa 
Maura, Eefalonia und Zante namentlich hervorgehoben werben; den Peloponnes, 
die gegen Süden und Weften gelegenen Infeln des Archipelagus, eine Anzahl 
Stäbte an der europälfchen Küfte der Meerenge der Dardanellen und am Marmora- 
meere; thracifche Binnenftädte, worunter das wichtige Adrianopel. Diefe Gegenden 
waren insgefammt für Handel und Schifffahrt günftig gelegen, von Konftantinopel 
bis an bie adriatiſche Küfte beherrfchten die VBenetianer die hervorragendſten Pläge. 
In der Hauptftadt Konftantinopel felbft befamen fie die wichtige Vorftabt Pera. 
Auf Candia wurden Kolonien gegründet; ber Handel, die Probufte, beſonders das 
Bauholz der Infel, waren für die Republit von ungemeinem Werthe. Durd bie 
Erwerbung Morea's kamen fie in ven Beſitz bedeutender Seidenmanufafturen, bie 
bei der fteigenden Nachfrage großen Gewinn braten. Den Handel im fhwarzen 
Meere fuchten fie fih durd Kolonien zu fihern, Tana (Aſow) und Subaf wurden 
blühende Emporien, wohin die norbifhen Probufte auf den Markt gebradt wur: 
ben, und wo Ruffen aus Nowgorod und Mosfau fi einfanden. Die Häfen an 
der Südfeite des fchwarzen Meeres waren für den Verkehr mit ben faufafifchen 
und armenifhen Völkerſtämmen wichtig, den fie ſich durch Handelsverträge mit den 
Herrfhern von Nikäa, den Kaifern von Trapezunt und den Königen von Armer 
nien fiherten. In dem legten Reiche fiedelten fie fih in großer Anzahl an und 
beherrfhten durch ihre Betriebfamkeit den gefammten Verkehr dieſer Gegenben. 
Die Berträge mit den armenifhen Königen waren üÜberbies für den Handelszug 
über Ajazzo (das alte Iſſus) und Tauris wichtig. Auch mit den faracenifchen 
Herrfchern, welde die ſyriſchen und paläftinenfiichen Gebiete den Chriften entrifjen, 
mwurben Verbindungen angelnüpft; mit dem Sultan von Jconium, Saladin, ein 
Handelstraftat gefchloffen, nah welhem die Benetianer gegen eine Abgabe von 
10 Procent in dem gefammten, dem Sultan gehörigen Gebiete, kaufen und ver- 
kaufen durften. Ein ähnlicher Traftat mit vem Sultan von Aleppo ficherte ihnen 
gegen eine fehsprocentige Gebühr für alle aus- und eingeführten Waaren, ven 
Handel in den Staaten desfelben. Sie erhielten überdies in Wleppo eigenes 
Duartier und in Eivil- und Kriminalfahen eigene Gerichtsbarkeit. Handelsver⸗ 
träge mit den Sultanen von Tunis 1251 und Yegypten 1238 öffneten ihrer mer- 
kantilen Thätigkeit auch die afrifanifhen Gegenden. Die Eiferfuht Genua’s auf 
das glüdlihere Venedig führte zu NReibungen und Kriegen in den fyrijchen Ge» 
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wäflern und im ſchwarzen Meere, vie aber faft fämmtlih zu Gunſten Benchigs 
ausfielen. Um ihre Rivalen aus Konftantinopel zu verbrängen, unterftügten bie 
Genuefen die Beftrebungen des Michael Paläologus zum Umfturze bes lateimifchen 
und zur Wieberaufrihtung bes griechifhen Kaiferthrones. Die Ermahnungen ve 
Papftes, der Bannſpruch besfelben, blieben erfolglos; die genueſiſchen Schiffe um 
Mannſchaften wirkten thätig mit zur Vertreibung des ſchwachen Balduin II. Durd 
bie Begünftigungen, melde nun die Genueſen für ihre Berbienfte um die Palär- 
logen von dem Kaifer erhielten, dur die Anlegung einer Kolonie, Kaffa an ver 
Südoſtküſte der Halbinfel Krimm, glüdte es ihnen, die Venetianer für einige 
Zeit von dem Handel im fhwarzen Meere und in Konftantinopel gänzli and 
zufgließen, ihre Handelsfuprematie in dieſen Gegenven für immer zu brechen. 
Zwar gelingt e8 den Venetianern nad einiger Zeit wieber, Zutritt nad) Konftan- 
tinopel und bie Beftätigung ihrer alten Handelsprivilegien von dem griechiſchen 
Kaifer zu erhalten, aber das merkantiliftifche Uebergewicht der Genuefen in Kon— 
ftantinopel und im ſchwarzen Meere wurde dadurch nicht geſchmälert. Um ſich 
für diefe Berlufte zu entjchädigen, ſuchten die Venetianer anderwärts Handels 
verbindungen anzulnüpfen. Der alte Stapelplag für den indifhen Waarenhandel, 
Alerandrien, warb ven ihnen um fo geeigneter für die Anfnüpfung bauernder 
Handelsverbindungen gefunden, als unter ber ftraffen militärifchen Herrfchaft ver 
mamelufifhen Sultane hier dem Verkehre große Sicherheit geboten wurbe, während 
in den ſyriſchen Häfen die Plünderungen und Räubereien ver türfifchen Horben 
Handel und Wandel unfiher machten. Die Kirchenverbote, welde jeden Berfehr 
mit den Ungläubigen unterfagten, wußten die betriebfamen Republikaner zu um- 
gehen, oder durch reiche Beftehungen hoher kirchlicher Würdenträger unwirffam zu 
maden. Mit ven Mamelufenfultanen wurden vortheilhafte Handelöverträge abge- 
ſchloſſen. In einem Friedenstraftate vom Jahre 1302 wurden den Venetianern bie 
alten Privilegien beftätigt und neue hinzugefügt. Unter billigen Bedingungen er- 
hielten fie den Zugang zu allen Häfen Syriens und Aegyptens; einige für ben 
eigenen Bedarf der Benetianer beftimmte Artikel und die meiften aus Aegypten 
ausgeführten Handelsgegenftände waren ganz zollfrei. Zeitweilige Unterbrehungen 
abgerechnet, die in den politifhen Berhältniffen ihre Erklärung finden, nahm ber 
Handel nad Aegypten einen beveutenden Aufſchwung; bie Republif erhielt von dem 
Papfte Clemens V. die Erlaubnig auf 10 Jahre, unter der Bedingung nad 
Aegypten Handel treiben zu dürfen, daß fie ven Ungläubigen weber Eifen noch 
andere Kriegäbebürfniffe zuführe. Die Sultane bewilligten in ben mit Venedig 
ahgefchloffenen Verträgen bedeutende Herabfegungen der Eingangszölle für vene 
tianiſche Waaren; in Kairo durfte ein Gefandter, in ven übrigen Häfen Konfuln 
refidiren, um bie Interefien der Kaufmannfhaft und die Aufredhthaltung der inter 
nationalen Berträge zu ſchützen. Auf den Faltoreien durfte die venetianifche Flagge 
wehen. So lange die Handelsbeziehungen zwifchen Aegypten und Venedig dauerten, 
war letteres bemüht, durch ermeuerte umfichtige Verträge den Handel zu fichern, 
und einen lebhafteren Waarenumfag durch Herabfeguug der Zölle zu ermöglichen. 
Die venetianifhen Handelsfonfuln, die zur Schügung und Sicherung des Eigen- 
thums in den bebeutendften Handelsplägen wohnten, ftanden im Allgemeinen in 
hoher Achtung. Eeit der Eroberung Konftantinopeld durch vie Türken, 1453, war 
bie kommercielle Thätigfeit der Venetianer nad Wegypten eine Zeit lang ned 
reger. Die ägyptiſchen und fyrifhen Häfen wınden für den Bezug ber im Levante 
handel gangbaren Waaren wichtiger, die meiften andern Emporien, woher orien 
taliſche Erzeugnifie bieher bezogen werden konnten, waren den Osmanen in bie 
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Hände gefallen. Der fommercielle Verkehr Venedigs mit den Gegenben ‚bes 
fhwarzen Meeres hatte durch die Konkurrenz der, Oenuefen bebeutend gelitten, ohne 
jedoch vernichtet werden zu fünnen. Auch mit andern Tartarenfürften ſchloß Venedig 
günftige Verträge, und der Handel im ſchwarzen Meere ſcheint bis zur Eroberung 
biefer Gegenden durch die Türken nit ohne Bedeutung gewejen zu fein. In Tana 
hatten zwar faſt alle maritimen Nationen des Mittelalter8 ihre Niederlaffungen 
und Comptoirs; die genuefifhen und venetianifhen Faltoreien waren jedoch vie 
bebeutendften. — Das Reih von Kiptfhat wurde durh den Mongolenfürften 
Zimurlenf zertrümmert, Tana fiel in feine Hände und wurde zerftört, 1397, 
die meiften Kaufleute wurden ermordet oder ald Sklaven verkauft. Die Benetianer 
gaben feitvem ihren Verkehr mit den norböftlichen Gegenden des ſchwarzen Meeres 
auf; die übrigen Nationen, beſonders die Genueſen, überfievelten nad Kaffa, 
welches raſch aufblühte, und ven Namen Konftantinopel der Krimm erhielt. Die 
Berbindung mit den Emporien am fhwarzen Meere unterhielten die Venetianer 
nicht blos zur See, zu Lande führte ein Handelsweg durch das bulgarifche Gebiet 
nad; Konftantinopel und dem Pontus; dieſe Straße war zeitweilig wichtiger als. 
der Seeweg, der mandmal von ben Genueſen gänzlich gefperrt war. Verträge 
mit den bulgarfihen Fürften wurden deshalb zur Sicherung des Tranſithandels 
gefhloffen. Auch im trapezuntifchen Kaiferthume hatten die Benetianer vortheilhafte 
Verträge; der fommercielle Verkehr war befonders lebhaft, bis zum Ausbruche bes 
großen Kampfes mit Genua, dem fogenannien Kriege von Chioggia, der nad 
mannigfahen Wechfelfällen mit ver Demüthigung der riefen endete. Der deutjch- 
venetianifhe Verkehr entwidelte ſich erft in verhältnigmäßig fpäterer Zeit, wurbe 
erft feit dem 14. Jahrhunderte bedeutend. Die Deutſchen kamen nad Venedig, 
um bier die umentbehrlichen Waaren zu holen, da ein Geſetz den Benetianern ver 
bot, biefelben felbft nad Deutjchland und den Nachbarländern Ungarn, Polen und 
Böhmen zu bringen. Ein virefter Seeverkehr ter italienifher Staaten mit ven 
Niederlanden fand vor dem 14. Jahrhundert nicht ftatt. Faſt um bdiefelbe Zeit 
wie mit den Niederlanden wurden aud regelmäßige Hanvelsverbindungen mit 
England angelnüpft; Geſchäfte mit Spanien, Portugal, Frankreich, befonders mit 
ber Provence find ſchon früher lebhaft betrieben worden. Die Blüthezeit des vene- 
tianifhen Handels, der ausgebehntefte und lebenvigfte Verkehr, war im 14. Jahr- 
bundert, Zu Ende besjelben befaß die Republik eine Handelsflotte von 3000 
Kauffahrteifchiffen, welche zu beftimmten Jahreszeiten nah den verfchiedenften 
Gegenden fegelten. Der Tonnengehalt der Sqiffe ſchwankte zwiſchen 10 und 100, 
e3 gab jedoch auch einige von 700 Tonnen. Die Handelserpetitionen wurden 
zuweilen von bewaffneten Galeeren begleitet; fie fuhren nah Oriehenland und 
Konftantinopel, nah dem fhwarzen und afowijchen Meere, nah Cypern und 
Sprien, nad Aegypten und ver Berberei, nad Frankreich, Portugal, Spanien und 
den Niederlanden. Diefer großartige Verkehr war im Großen und Ganzen Zwiſchen⸗ 
handel, der jevod durch eine eigene Inbuftrie unterftügt und gehoben wurbe. 
Venedig gehörte durch feine lebhafte induſtrielle Produltionskraft zu den bedeu⸗ 
tendften und blühenpften Fabriksſtädten des Mittelalters. Unter ven Manufalturen 
Venedigs ift die Seidenweberei zuerft zu erwähnen. Schon beim Beginne der 
Handelsverbindungen mit Konftantinopel firebten die Benetianer darnach, ben 
Seidenhandel ausfhließlih an ſich zu reißen, fie wurden die Kommiffionäre der 
in Korinth, Theben und Athen gefertigten Seidenwaaren. Nah der Befignahme 
Morea's im vierten Kreuzzuge verpflanzten die Venetianer Arbeiter von da nad 
ihrer Infelftadt; und etwa ein Jahrhundert fpäter, 1310, wurde dieſer Induftrie- 
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zweig daſelbſt durch flüchtige lucchefiihe Familien vervollfommnet, die wegen bür- 
gerlicyer Streitigkeiten aus ihrer Baterftabt ſich geflüchtet und von den Benetianern 
gaftfreundlid aufgenommen wurden. Die venetianifhen Seidenmanufafturen warfen 
alljährlich einen bedeutenden Gewinn ab; die Gefeggebung war darauf bebadt, 
die Güte des Fabrifates zu heben und das ausichlieglide Monopol des Handel— 
zu fihern. Durd die Erwerbung der Kolonien in Oriechenland gelangte man in 
den Befig der verſchiedenen Seidenforten. Im 14. und 15. Jahrhunderte erzeugten 
die venetianifhen Fabriken vie fchönften Stoffe in Sammt, Seide und Brofat; 
im höchſten Rufe ftanden die mit Gold und Silber verbrämten Seidengemebe. 
Der GSeidenfabrifation zunächſt ftand die Tuchweberei. Auch die Yeinwanpfabrife- 
tion wurde in Venedig in ausgedehnten Mafftabe betrieben; vie Lombardei, die 
Küften des ſchwarzen Meeres, Aegypten und die Berberei lieferten Flachs, vie 
norbifchen Länder Hanf. Seit dem Anfange des 14. Jahrhunderts erzeugte man 
Baummollenftoffe; den Robftoff bezog man aus Süpitalien, Syrien und der Jnſel 
Eypern. Die venetianifhen Camelotwebereien waren berühmt; aud in Armenien 
errichtete man Fabriken. Die Färbereien waren ausgezeihnet. Diefer Inpduftrie 
zmweig wurde jhon im 15. Jahrhunderte mwifjenfhaftli betrieben. Die Waffen 
induftrie, deren Erzeugniffe einen großen Abfag in der Yevante’fanden, nahm 
einen großen Aufſchwung. Man verfertigte Yanzen, Panzerhemden, Schwerter, 
Helme, Schilder und in fpäterer Zeit Feuerwaffen. Den Ruf feiner vortrefflicen 
Ölasarbeiten hat ſich Venedig bis in die neuefte Zeit gewahrt. Diefe Kunft wurte 
aus dem Driente eingeführt und die venetianifhen Spiegelgläfer verbrängten bie 
bis ins 15. Jahrhundert allgemein gebraudten Metallfpiegel. Schon feit dem 
11. Jahrhundert ſcheint man auch das Geheimniß gefannt zu haben, das Glas 
zu färben; fpäter kam die Kunft, das Glas Ju vergolden und mit Del zu malen, 
hinzu. Die venetianifhen Spiegel waren vor dem Zeitalter Ludwig XIV. bie 
größten, welde in Europa verfertigt wurden; Murano war der Sig diefes In- 
duftriezweiges. Die Goldſchmiedwaaren Venedigs, bejonders die fein und zierlid 
gearbeiteten Schmudjahen, bewahrten lange Zeit dauernden Auf. Die Kerzen- 
fabrifation wurde lebhaft betrieben; das rohe Wachs bezog man aus den Küften- 
gebieten des ſchwarzen Meeres, aus der Moldau und Walladei. Ein bedeutender 
Handel wurte mit Apothekerwaaren betrieben, welche die Benetianer aus Aegypten 
und Syrien bezogen, und deren Bereitung fie lange Zeit ausfchlieglih in Händen 
hatten. Am Ende diefer Periode bemädtigten fie fih gleih nah Erfindung der 
Buchdruderkunft des Buchhandels, die venetianifhen Preffen gehörten am Schlufie 
des 15. und durch das ganze 16. Jahrhundert zu den berühmteften. Die Bud- 
druckereien der Stadt Baſſano befhäftigten eine große Anzahl Arbeiter. 

Es dürfte faum gewagt fein, zu behaupten, daß die venetianifhe VBerfaffung 
ihren Entwidlungsgang von einer Art Repräfentativverfaffung im modernen Sinne 
des Wortes zur reinen Wriftofratie genommen hat. Seit 1172 ruhte alle Gemalt 
in dem großen Rath, welder Träger ber Souveränetät war und zu allen 
Aemtern ernannte. Mittelbar lag bei einer zu biefem Zwecke befonders fomplicirten 
Wahlordnung aud die Dogenmwahl in feiner Hand. Der große Rath felbft jedoch 
beftand um dieſe Zeit keineswegs aus Sonderberedhtigten, er gieng aus ber freien 
Wahl des Volles hervor. Sämmtlihe Infelbewohner waren in Wahlfreife (sestiere) 
eingetheilt, deren jeder 2 Mitglieder in den großen Rath zu entfenden hatte. Das 
13. Jahrhundert, die Zeit der Ausbildung von Tyrannenherrſchaften in den ita 
lienifhen Städten, ift auch für Venedigs Verfaſſung maß- und ausjhlaggebend, 
es arbeitet ven komplicirten Mechanismus derſelben aus und verleiht ihr vie für 
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alle Zukunft charakteriftiichen Merkmale. Der große Rath, der ſchon früher bie 
Erekutivgewalt auf den Dogen und einen aus ſechs Mitglievern zufammengefegten 
Heinern Rath übertragen hatte, organifirte aus ſich heraus eine fleinere, für Be— 
forgung ver laufenden Staatsgefhäfte tauglichere VBerfammlung, den Senat oder 
die „Pregadi", deren Zahl ſchließlich auf 300 feftgefegt wurde. Allmälig ward 
dann bie Macht der dem Dogen beigegebenen 6 Mitgliever des kleinern Raths 
erweitert; man verlieh ihnen gleihes Stimmredht wie dem Dogen, und bies bei 
Entjheidung aller Angelegenheiten; irgend welde Beichlüffe in Staatsfahen konn» 
ten ohne fie nicht gefaßt werben, felbft an den Dogen gerichtete Briefe hatten fie 
zu erbreden. Schon inmitten des 13. Jahrhunderts ift diefe Beſchränkung ver 
Dogengewalt in voller Durdführung begriffen: Doge und Heinerer Rath bilden 
zuſammen bie serenissima signoria der Republif, wie es fortan bis zum Unter: 
gang des Staates der Fall war. . 

Der Geift und innere, Gehalt diefer Orbnungen, bie im Ganzen genommen 
für alle Zukunft aufrecht blieben, wurde burd vie 1289 erfolgte fogenannte 
Schließung des großen Raths (serrata del maggior consiglio) Bir geändert, 
In diefem Jahre wurde nämlid unter vorragenber Betheiligung des Dogen Pier 
Gradenigo die Anordnung getroffen, daß diejenigen Mitglieder des großen Rathes, 
welde in ven zulegt abgelaufenen vier Jahren vom Volke zu ſolchen beftellt 
worden waren, in perpeiuum für jih und ihre Nadhfommen das ausſchließliche 
Recht befigen follten, ven großen Rath aus ihrer Mitte zu bilden. So ward aus 
einer Bertretung des Boltes die Bertretung privilegirter Yamilien, welche die 
Herren der Republik blieben. Bei einer folden Einrihtung war es ganz natürlich, 
ja unvermeibli, daß jene Adelsgeſchlechter, welche in den legten vier Jahren vor 
1289 feines ihrer Glieder im großen Rathe figen gehabt, auf geraden ober 
frummen Wegen emporzulommen fuchten und die Sicherheit des Staates wieder- 
holt durch Berfchwörungen bedrohten. Das Gegenmittel gegen diefe mußten Ge: 
heimpolizei und Staatsinquifition berbeifhaffen, welde beide in Venedig durch 
ven Lauf der Zeiten zu dem hödften Grad der Vollkommenheit ausgebilvet 
wuchen. Es ereignete fih aud hier, was nachmals auf dem Kontinent beinahe 
allenthalben zu beobachten war: daß die hohe Polizei aus einer Dienerin zur 
Herrin des Staated wurde, daß vor ihrer Gewalt als einer fehranfenlofen und 
unfontrolirten Alle zitterten, Niemand des Lebens und Vermögens fiher war, 
daß nicht Anfehen und Stellung, nit Großthaten und Berdienfte um ven Staat 
vor Eril, Kerker oder Todesftrafe [hügten und deshalb die Maſſe der Bevölkerung 
in ven Tag hinein lebte, wie fie es heute in orientaliihen Satrapieen thut, die 
Befieren und Auserwählten aber fi fchließlihd mit Efel von einem Staatöwefen 
abwandten, in dem es für Yreiheit und Menfhenwürte feinen Raum gab. 

Als oberfter Hüter der venetianishen Staatspolizei figurirte der berüdhtigte, 
im Jahr 1310 zuerft nievergefegte Raih ver Zehn. Diefe Körperfhaft verdanfte 
einer mißlungenen Verſchwörung ihre Entftehung, fie follte gegen Wiederholung 
ähnlicher hochverrätheriſcher Verſuche zugleich als Präventive und als oberfter Kri- 
minalgerichtshof dienen. Ihr Wirkungsfreis und ihre Bedeutung wuchſen ftetig über 
den urfpränglidgen Plan hinaus, Mit fiherem Schritte, mit zäher Ausdauer und 
ganzem Erfolge rig der Math der Zehn vie Befugnig an fid, jeden Zweig der 
Staatsregierung zu beauffihtigen und von Niemand beauffichtigt zu werben, in alle 
öffentlichen Angelegenheiten thätig einzugreifen und gegen Feine feiner Entſchließun— 
gen aud nur den Schatten eines Widerſpruchs auflommen zu laffen. Wenn er 
die Stantsmafchinerie nicht in ihrem regelmäßigen Gange leitete, fo trat er fofort 
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handelnd, ftrafend oder gebietend ein, wenn ein befonderer Fall eine erceptionel: 
Behandlung erforverte oder zu erfordern jchien. Der Rath der Zehn wurde nur 
uneigentli fo geheißen, er zählte fiebzehn Mitglieder, darunter ex officio ben De— 
gen und die ſechs Räthe der Signorie. Die Übrigen zehn, welde der Körperſchaft 
den Namen gaben, wurden auf ein Jahr vom Senat erwählt und durften mit 
dem Dogen in feinem Grade verwandt fein. Erft fpäter (1539) machte fich das 
Bedürfniß geltend, eine zu raſcherem Einſchreiten noch beffer geeignete Geheim- 
behörde zu befigen, al8 der Rath der Zehn es war: aus den Reihen der gefürd- 
teten Zehn wurden drei Mitglieder ald permanent thätige Staatöinquifitoren aus— 
gejhieden und ihnen eine fhranfeniofe Gewalt über alle Venetianer übertragen, 
Der Territorialbefig der Republik, welde unter einer Berfaffung von foldem 
ariftofratifch-poliziftifhen Gepräge lebte, blieb bis zum Zeltalter der Kreuzzüge auf 
die Raguneninfeln und das benachbarte iſtriſch- dalmatiſche Küftenland befchräntt. 
Mit ven Kreuzzügen fam für Venedig die Epode der Eroberungen. Eine Heibe 
überfeeifher Befigungen wurden erworben, bie Zahl ver Bewohner derfelben im 
Zeitpunft des Olanzes der venezianifchen Herrſchaft ift auf 7—8 Millionen geſchätzt 
Diefe Eroberungen fanden auf Koften des byzantinifhen Kaiſerthums ftatt, theile 
im direkten, theils im mittelbaren Wege wurde die Beraubung desſelben betrieben. 
Entweder ri Venedig durch offenen Krieg mit ten griehifhen Kaifern Theile ihres 
Territorialbefiges an fi, oder jagte es Öenuefern und Pifanern die Bente ab, 
die fie in der Levante gemacht hatten, oder endlich fette es dem binfälligen orien- 
taliſchen Kaiferreih neue Herrfher (1204, lateinischer Kreuzzug), tie Venedig in 
Land und Leuten und Hanvdelsprivilegien für feine Gunft entlohnen mußten. So 
finden wir den unternehmenden Handelsftaat am Beginn des 13. Jahrhunderts im 
Befige des Peloponnes und zahllofer griechiſcher Küftenftädte oder privilegirter 
Stadtviertel in folhen. Die Macht des Dogen war In diefen Kolonieen eine min- 
der befchräntte als zu Haufe, vie Willfür und Unternehmungsluft der Nobili, vie 
nah griehifhen Land auf Kriegsabenteuer ausgezogen waren, erhielt hier einen 
freiern Spielraum. Venedigs Kolonialherrfhaft diente ebenfo dem Zweck, Reid: 
thum und Macht zu gewinnen, ald dem andern, unruhige Elemente aus ver Ya: 
gunenftabt zu entfernen und im Drient mit lohnender Beihäftigung zu verfehen. 
Langfamer und mit entſchieden geringerem Thatendrange griff Venedig in bie 
wirren Berhältniffe des italienifhen Weftlandes ein. Es ließ fih zwar ſchon wäh 
rend des 12, Jahrhunderts in die Händel der lombarbifhen Städte mit Kaijer 
Friedrich I. hineinziehen, begnügte fid) aber, den Sieg, den ed über des Kaifers 
Flotte bei Salvore erfoht, zur Hebung feines moralifhen Anſehens auszubeuten. 
Durd feine Bermittlung warb zwiſchen Kaifer und Papft (Alerander ILL.) Frieden 
gefhloffen und zwar auf Venedigs Boden felbft; man zeigt noch in der Borhalle 
der Markuskirche vie Stelle, wo Friedrich Barbaroffa vor dem Papft gefniet ha— 
ben fol. Später als feinen Ehrgeiz konnte Venedig feine Länderſucht durch Erobe-t 
rungen auf dem italienifhen Feftland befriedigen. Man batirt den Anfang folder 
mit dem Jahr 1338, fie gewannen jedoch erft mit Beginn des 15. Jahrhunverts 
an Bedeutung und Ausdehnung. Venedig hatte feinen einzigen Nebenbuhler zur 
See, Genua, niebergeworfen, es feierte über die Genueſen feinen größten Seeſieg 
(Chioggia, 21. Juni 1380), nachdem es fi im jeinem Beſtande durch das am 
fünglihe Kriegsglüd des Feindes bebroht gefehen. Unangefohten in der Herrſchaft 
über die Meere wendet es feine Aufmerkſamkeit vem lombartijchen Feftlanbe zu, 
wo es am Ausgang bes 14. Jahrhunderts erobernd audgriff, in der Mitte 
des mächftfolgenden um Guprematie und Alleinherrfhaft rang. 1406 fteht 
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es im Befize von Treviſo, Padua, Bicenza, Verona, bald folgen Navenna (ven 
Podeſtas 1441 abgenommen), Brescia und Cremona (Mailand entriffen), Lonato, 
Baleggio, Peshiera (bis dahin den Mantuaner Herzogen gehörig), die Polefina 
(Halbinfel zwifchen Etſch und Bo) ald neue Eroberungen. Um diefelbe Zeit hatte 
es am norböftlihen Ufer der Adria Dalmatien mit Ausnahme Raguſas inne, wäh. 
end feine Herrſchaft im ver Levante (1500) troß der inzwifhen begonnenen Tür- 
kenfriege über Korfu, Tenevos, Kandia, Negroponte, Küftenpunkte des Peloponnes, 
über Cypern und die kleineren Infeln des Ardipelagus fid) erftredte. 

Mit dem offen befannten Zwede, den größten Theil dieſes Yänderbefiges ber 
Mepublit zu entwinden und die Machtjtelung verfelben vollftändig zu breden, ward 
die Liga von Camdray gefchloffen (10. December 1508). Die Könige von Frank: 
reih, Neapel und Ungarn, der Kaifer, der Papft, die Eſte und Gonzaga ver 
bündeten fih, um Venedig dahin zu bringen, daß es vom Fiſchfang leben müfle. 
Die Republik führte den Krieg mit wechſelndem Erfolge und ſchloß ihn durch Se— 
paratfrieden, indem der Papft ver Erfte von der Koalition abfiel und Kaiſer Ma- 
zimilian zulegt (1517) feinen Frieden mit der Signoria machen mußte. Am Ende 
des Kampfes fand ſich Venedig in beinahe ungejhmälertem Befige feiner frühern 
Territorien. . 

Trog des ehrenhaften Ausgangs des Krieges wider die Liga von GCambray 
ift es unverfennbar, daß für Venedig mit dem 16. Jahrhundert die Periode des 
Sinkens und Berfalles hereingebrodhen war. Unglüdiihe Türkenkriege und ſchimpf⸗ 
liche Tributpfliht an die Pforte bezeichnen ven Anfang des Niedergehens der ve 
netianifhen Macht. 1540 geht ganz Morea an die Türken verloren, 1569 erobert 
Selim Cypern. 1573 wird der Berluft dieſer koſtbaren Infel troß der ſiegreichen 
Lepantoſchlacht durch den Friedensſchluß mit den Türken beftätigt. So geht es 
mit Venedigs Macht im Orient ftetig und unaufhaltfam abwärts, felbft nach ſicht- 
liher Schwädung der Osmanen vermögen die Venetianer nicht feftzuhalten, was 
fie vorübergehend wieder gewinnen (Morea 1687 durch Francesco Morofini zu- 
rüderobert, im Frieden von Karlowig 1699 den Benezianern zugejprohen, 1718 
im Frieden von Pafjarowig abermals an die Türken verloren). 

Die Entvedung des neuen Seewegs um das Kap, das Wahsthum ber 
öfterreihiihen Macht, die Nachbarſchaft der Päpfte, die Zunahme des trandatlan- 
tifchen Handels, die Verwendung der minder rentabel gewordenen Handelskapita 
lien in Yatifundien des Feftlands — alles dies Elemente des Derfalls, die mäch— 
tig zuſammenwirkten und nur durch raftlofe Kraftanftrengung zu bewältigen gewe- 
fen wären, Die venetianiſche Ariftofratie aber hatte fich überlebt, Aufſuchen von 
Abenteuern oder Gewinn in fernen Landen war nicht mehr ihre Sache, und jebe 
Dpferiuft für die Nepublif längft dahin. Diefe Ariftotratie — und man hatte es 
fo eingerichtet, daß fie allein bei Entſcheidung von öffentlihen Angelegenheiten mit» 
zählte — theilte fih in eine Klaffe von Auserlefenen, die in Befig von Amt und 
Würden fanden, nnd einen Schwarm von Tagedieben, die müßig auf vem Mar- 
tusplag herumlungerten, bis aud fie einen Poften erhafdten. Die Entartung ber 
Hüter der Verfafjung und einzigen Herren des Staates, die Entfittlihung ber 
Dienge, die Genußſucht Aller liegen es zu keiner Erneuerung ver faul geworbenen 
Staatsordnung kommen. Vollſtändige Gleichgültigkeit gegen das Shidjal der Re: 
publit mußte Folge und ftete Begleiterin eines Yebens fein, das den Venezianer 
durch Saus und Braus ans Ziel feiner Tage führte. Polizei und Staatsinquifi- 
tion forgten dafür, daß von einer ernften Einkehr des Volkes in ſich fo wenig die 
diede war, ald von Politif überhaupt, daß Venedig der Ruf ber luftigften Stadt 
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Europas bewahrt bleibe und die langen Nächte wüſter Schlemmerei mit ein 
furdtbaren Erwaden unter dem Trommelſchlag fremder Eroberer enden. 

Als Venedig aufhörte ein felbftändiger Etaat zu fein, befaß es nur med 
farge Refte feiner ehemaligen levantinifhen roberungen, Theile von Albanie: 
und die jenifhen Infeln; an der norböftlihen Küfte des adriatifhen Meeres er 
ftredte fi feine Herrfdaft über Theile von Dalmatien, Friaul und Jftrien; in 
Italien befaß es außer den Infeln und Ufern der Lagune noh Bergamo, Bres 
cia, Cremona, Verona, Bicenza, Feltre, Belluno und vie trevifaner Mark. Im Gan- 
zen genommen war bies immerhin ein einladender Befig, der an Frankreichs re- 
volutionäre Heere ohne den Verſuch eines Widerftandes preisgegeben murbe. Dar 
16. Mai 1797 war ber legte Lebenstag der venetianifhen Republik, ver Tag bes 
Einrüdens franzöfifher Kolonnen in Venedig, das vor ihnen fein Fremder mit 
bewaffneter Hand betreten hatte. 

In ohmmächtiger Furdt vor den fiegreihen Heeren Frankreichs, des eigenen 
Volkes nicht fiher, hatte die verfommene venetianifhe Ariftofratie die Ereignifie 
an fi beranfommen laffen. Sie befhloß ihre Wirkfamkeit mit einer fürmlichen 
Abdankung nad Art unmöglich gewordener Monarchen, fie jchaffte fih ſelbſt ab, 
indem fie die Freiheit der Nation zurüdgab und dieſe die Republif auf demokra— 
tifher Grundlage nad franzöfifhem Mufter proflamiren ließ. Der venetianifce 
Boltswig that fih an den gefallenen Größen der Uriftofratie durch Karrifaturen 
und Pasquille gütlih, die Entrüftung des Volkes über lange erduldete Knecht 
ſchaft erhielt durch Imfcenefegung eines Sturmed auf die berüchtigten Kerker ver 
Republik, die Niemand vertheivigte und wo man einen einzigen Öefangenen fant, 
pomphaften Austrud. Die Hoffnung, daß die Organifirung Venedigs zu einer 
demofratifhen Republik unter dem Schutze Frankreichs gelingen werde, erwies ſic 
als eine nichtige. Franfreih gab ſämmtliche venetianifhe Befigungen (die jomifchen 
Infeln ausgenommen) im Frieden von Campoformio an Defterreih Preis, um dx 
für von diefem die Zuftimmung zur Erwerbung Belgiens und des linfen Rhein 
ufers zu erlangen. So waren e8, wie fo oft, Deutihland und Italien, melde 
herhalten mußten, um ber öfterreihifchen Arrondirungsfuht und franzöfifchem Ehr- 
geh ald Beute zu dienen. — Im Frieden von Preßburg (26. Dec. 1805) kam 

efterreih um feinen neu erworbenen venetianifhen Belig; Benetig wurde dem 
Königreih Italien einverleibt und zur Hanptflatt von 18 Provinzen besfzlben er 
hoben. Als fpäter die napoleonifhe Ordnung der Dinge aud in Italien zufam- 
menbrach, bemächtigte ſich Defterreich rafch der Lombardei und Benedigs und der 
zweite Parifer Frieden ratificirte diefe Eroberungen. Die Yagunenftabt blieb feitdem 
unter öfterreihifcher Verwaltung und theilte vie Geſchicke des übrigen öfterreidi- 
ſchen Italiens. 

Die neue Orbnung vollzog ſich geräufhles und ohne Wiberftand. Beim Ein- 
rüden in Italien verſprachen die öfterreihifchen Generale Befreiung von ber Fran- 
zoſenherrſchaft, Abſchaffung der Kenffription und einiger läftigen Steuern. Bejonter: 
in Benedig hoffte man bei der Neugeftaltung der europäiſchen Berhältniffe nur 
gewinnen zu fünnen und erwartete zuverfichtlih die Wiederherftellung der Repu— 
blit. Das gefhah jedoch nicht. Defterreih hielt die Befegung Venedigs nad der 
damaligen Anfhauung für unbedingt nothwendig. Der Anfang war vertramen 
erwedend. In Wien und in Mailand herrſchte noch ein frifcher Luftzug. Der Graf 
von Eaurau, feit 1816 Präfitent des Negierungsrathes, hatte für die Italiener 
Vorliebe und Verſtändniß. In der Verwaltung war er bemüht, die Einrichtungen 
und Ungeftellten des Königreihs Italien möglichft zu erhalten und fand im dem 
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liberalen jefuitenfeindlihen Erzbifhof von Mailand, Gaisrud, einen eifrigen Yör- 
berer feiner Beftrebungen. Die Stimmung Italiens, welche in ven Jahren 1814 
bis 1816 keine befonvers günftige war, beſſerte fi) allgemach, beſonders als man 
in Folge der Ernennung des Erzherzogs Anton zum Bicefönige die alte nationale 
Berwaltung mwieberhergeftellt wähnte. Mit dem Jahr 1818 tritt durd die Ernen- 
nung bes Erzberzogs Rainer, der nah dem Rüdtritte Antons deſſen Stelle erhielt 
und mit der Uebernahme des Guberniums durch Straffoldo ein Wendepunkt im 
ganzen Berwaltungsfpftem ein. Schon im Jahr 1815 wurden nad) einander das 
öfterreichifche Chegefeg, das öſterreichiſche Strafgeſetzbuch, die Gerichteordnung und 
das bürgerlidhe Geſetzbuch eingeführt. Die Unzufriedenheit war eine allgemeine, vie 
Italiener konnten fidy mit der Heimlichfeit und Langſamkeit des Verfahrens, mit 
der Befeitigung der Geſchwornen nie verfühnen. Selbft Anhänger der Regierung haben 
bies Far und entjchieden betont. Unmuth erregte es, daß bie höchſten Gerichtspoſten 
mit Deutſchen befegt wurden, vaß bei den Kriminalhöfen blos Deutſche fungirten. 
Die Nitberüdfihtigung der nationalen Elemente hatte zur Folge, daß man aud) 
die wohlthätigen Reformen, welche vie öfterreihifche Regierung dem Lande brachte, 
überjah over geringfhätte, wie die Regelung des Handels und Berfehrs, die Maf- 
nahmen, welde bezüglich ver Gefunpheitspflege und des Aultus getroffen wurden, 
Die Ausbildung des Polizeimefens, welches in die privaten Verhältniſſe mit mäch— 
tiger Fauſt eingriff, erweiterte die Aluft zwifchen Regierung und Bolt. Man beauf- 
fichtigte Alles und Jedes und bie Berichte ver geheimen Polizei fpielten eine Haupt- 
rolle im ftaatlihen Leben und felbft hochgeftellte Perfönlichleiten mußten die „hö— 
here Bewachung“ über fi ergehen lafjen. Eine Inftruftion für die geheime Po- 
lizei fchrieb bis in das minutiöfefte Detail vor, daß die Bewadhung fi nicht 
blos auf die öffentliche Meinung und die geheimen Geſellſchaften beſchränken follte, 
ſondern aud die Genfurbehörbe, die amtlihe und häusliche Aufführung der Beam- 
ten, ber Söhne, den Lebenswandel der Geiftlichen, den Geift und das Betragen 
des Militärs, die fremden Konfuln, die Neifenden u. f. w. zu treffen habe, Se 
ſchwieriger die Stellung Defterreihs in Italien mit der Zeit wurde, je größer die 
Dppofition gegen dasfelbe, um fo ſtrenger führte man das Bewachungsſyſtem durch. 

Die Kommunalverwaltung, der durd tag Geſetz vom 12, Febr. 1816 ein 
großer Spielraum eröffnet wurte, wurde fpäter durch Veränderungen beſchränkt 
und beengt. Die Delegation (ein Kreisrath von k. k. Beamten) erhielt 
das Recht, in den Stadtrath gewählten Männern den Eintritt zu verweigern und 
die Verhandlung über jeden ihr mißfälligen Gegenftand zu verbieten. Die beiden 
Central» und die fiebenzehn Provinzialfongregationen des lombarbifchevenetianifdhen 
Königreihs entfalteten nie eine bedeutende Wirkfamteit, fie hatten nur eine bera» 
thende Stimme. Die Wahl der zu begutadhtenden Gegenſtände ftand dem Präfi- 
bium zu, welches ein f. k. Beamter führte. Den materiellen Intereffen war vie 
Regierung Rechnung zu tragen eifrigft bemüht, jevoh aud die nicht in Abrede 
zu ftellenden Erfelge — melde audy die hartgefottenften Gegner Oeſterreichs zu— 
geftehen — konnten für anderweitige Mängel nicht entfhäbigen und die Zunei- 
gung ber Italtener nicht gewinnen helfen. „Die öfterreihifhe Herrſchaft“, fagt 
Dartig in der „Genefis der öfterreichifhen Revolution”, „war für die Italiener 
mehr durch ihre Heinen (Polizei:) Nadelftihe verlegend und langweilig durch ihre 
Langfamfeit, als daß durch dieſelbe ihre Nationalität unterbrüdt over ihr ma- 
terielles Interefje nit geachtet worden wäre." 

Indeß bis in die Mitte der AOger Jahre war die Oppofition mehr eine 
ſchleichende, welche als im Charakter der Italiener wurzelnd angefehen werben 
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fonnte. Die nationalen Hoffnungen wurden zwar bie und da angeregt, bei vem 
großen Theile des Bürgerftandes war jedoch die Liebe zur Orbnung und Rub: 
vorherrſchend. Nur tie fortgefchrittene Partei hielt fi von dem Beſuche bes vice 
füniglihen Hofes fern, unterbrady den Verkehr mit üfterreihifchen Beamten unt 
Officteren. Bei dem feterlihen Einzuge res Erzbiſchofs Roͤmilly, der an Stelle 
des allgemein beliebten Gaisruf trat, machten die Mailänder ihren oppofitionellen 
Sefinnungen Luft, und Fefte und Gefhäfte wurden vom Podefta, dem rafen 
Cafati, ganz im Sinne der Natienalpartei geleitet. Bei dem fogenannten Gelehr⸗ 
tenfongreß in Venedig am 13. Sept. 1847 „waren die Naturwifſenſchaften“ nad 
dem Ausſpruche Peverellis „der Vorwand, bie politifhe Aktion die Subſtanz.“ 
Der Ruf Viva Pio IX. wurde oft gehört und ber Ruf nad Reform wurde laut, 
nachdem im benadhbarten Piemont Karl Albert einer Neugeftaltung fich zuneigte. 
In Petitionen und Bittfhriften wurten die Wünfche der Italtener formulirt. 

In den Verhandlungen, welche feit Mitte 1847 über den Zuftand Italiens mit 
ben Großmächten geführt wurden, fpiegelte fich die ganze Rath- und Hülfsloſigkeit ver 
Wiener Kabinets ab. Noch in einer Depefhe vom 2. Auguft 1847 äußerte Metternid: 
„Jtalien ift ein geographifcher Begriff, die italienifche Halbinfel befteht aus founerö- 
nen und gegenfeitig unabhängigen Staaten, deren Dafein und Oebietägrenzen auf 
Principien des allgemeinen Staatsrechts gegründet find." Von einer Oberherrlichleit 
in Italien war jedoch fürber nicht mehr die Nede. „Der Kaifer, hieß es, madht feine 
Anſprüche darauf, eine italienifhe Macht zu fein, er will nur fein ererbtes Reich, von 
dem einzelne Theile jenfeits ver Alpen liegen, unangetaftet erhalten." Wie Hohn flanz 
die Antwort Balmerftons, „das Wiener Kabinet werde hoffentlih nicht allein vie Re— 
formbeftrebungen in Italien nicht ftören, fondern dieſelben thatfräftig unterftügen, 

Nazzari war der erfte, welcher in Oberitalien feine Stimme erhob und bei ter 
lombarbifchen Gentralfongregation eine Petition übergab, worin die Regierung auf 
mannigfache Uebelftände der Verwaltung aufmerffam gemaht und um Wbfte- 
lung verfelben erſucht wurbe (9. Dec. 1847). Schon einige Wochen fpäter folgte Ma— 
nin, ein venetianifher Advofat und überreichte ber venetianifchen Gentralfongregation 
eine in ſcharfem Tome abgefahte Schrift, weldye der Deputirte Morofini vortrug und 
befürmortete (21. Dec. 1847). Tommafeo forderte am 30. Dec. 1847 die Mitglierer 
des Athenäum zur Unterſchrift eines Geſuches um Preßfreiheit auf, welches auch nad 
Wien an den Frhrn. v. Kübel gefendet wurde. Die Erregung der Gemüther fteigerte 
fi durch diefe Borgänge und ’aud in Venedig wurde vielfah das Cigarrenrauden 
eingeftellt. Am 18. Januar erfolgte die Antwort auf die eingereichten Petitionen — 
Manin und Tommafeo wurden eingezogen, ihre Papiere mit Beſchlag belegt. Die 
Anfiht, daß man genöthigt fein werde, mit Waffengewalt entgegenzutreten, ge 
warn in den höchſten Regierungsfreifen immer mehr Boden. Man entfendete nad 
Italien Truppen, die Regierung ſchien gerüftet genug, ven nafionalen Demon: 
ftrationen entgegentreten zu fünnen. Die Nauddemonftrationen waren mehr als 
eine Spielerei; die Vorgänge im übrigen Italien verfolgte may im Lombardiſch 
Benetianifhen mit großer Spannung. Der Oeneralbefehl Radetzky's vom 18. Ia- 
nuar 1848 athmete eine Strenge, welche allen Demonftrationen ale Warnung dienen 
follte. Aın 22. Februar wurde das Standredt im ganzen Königreiche für ſchwere pr» 
Iitifhe Vergeben fund gemadt. Die Regierung, welde Reformen in der Verwaltung 
beabfichtigte, nahm eine ftramme Haltung ein. Die gefammte öfterreihifhe Kriegsmacht 
in Italien betrug 80,000 M. unter berühmten Führern, wie Radetzky, Schönhals unt 
Roß; biemit glaubte man wohl jedem Aufftande energiſch begegnen zu können. Die Ro 
gierung täuſchte fi, wenn fie wähnte, hiemit die gefammte Bewegung erftiden ja 
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Fönnen. Die befannten Vorgänge in den übrigen Theilen ver Halbinfel, vie Berkündi« 
gung der Republik in frankreich eiferten zur Nahahmung an. Die Unzufriedenen in 
Benebig gehörten nicht wie im Yombarbifchen ven höchften Neihen des Adels und dem 
Bürgerftande an, die Benetianer waren bisher im Großen und Ganzen mit der öfter 
reichiſchen Regierung nicht ganz unzufrieden gewefen; feit der Herftellung bes Frei⸗ 
bafens waren Handel und Gewerbe blühend und Venedigs Aufſchwung von Jahr zu 
Jahr im Zunehmen. Den radilalen Advokaten und Demagogen gelang es, bie 
Maſſen durch Beftehung zu gewinnen und das unfluge Vorgehen der Regierung goß 
Del ins Feuer. Als die Kunde von den Vorgängen am 15. März in Wien nad) Be- 
nedig drang, war der Jubel allgemein, den Lenkern der geheimen Berfammlungen ſchien 
der Moment der günftigfte, ihre Ianggehegten Pläne zur Reife zu bringen. Die Inful- 
tirung der Frau des Gouverneurs bildete das Vorfpiel. Der 18. März war ein wahrer 
Jubeltag. Die Nachricht, daß man in Wien Preffreiheit bewilligt Habe und die Aus- 
fit auf Einberufung der Yandftände in den öfterreihifchen Provinzen zur Konftitut- 
rung einer neuen Berfafjung erregte Enthufiasmus. Dr. Giurati, ein Hauptführer ver 
revolutionären Partei, forderte von dem Gouverneur Grafen Alois PBalffy von Erdöd 
die Freigebung Manins und Tommafeos, welche auch erfolgte. Um Unorbnungen 
und Blutvergießen zu vermeiden, wurde am 18. März unter gewiflen Beſchränkun— 
gen dig Erridhtung einer Bürgerwehr geftattet. Die revolutionäre Partei war nicht 
zufrieden geftellt. Berathungen wurden gehalten, wie die Defterreiher aus ber 
Stadt zu fhaffen feien. Die Bewegungspartei machte die verfchiebenartigften Bor- 
fhläge, der gemäßigtefte ging von Benvenuti aus, wornach ein unabhängiges lom— 
barbifch-venetianifches Königreih unter einem Sohne des BVicelönigs Rainer errich- 
tet werben follte. Nach der Abdankung Palffys hatte fih Zichy, der die Leitung 
übernommen hatte, bewegen laffen, von dem Arfenale die zuverläffigen Truppen 
zu entfernen und für dasſelbe ven Schug ber Bürgergarbe in Anſpruch zu nehmen. 
Der energifhe Kommandant des Arfenals, Marinowid, dur feine Strenge gegen 
Mißbräuche verhaßt, wurde graufam ermordet, das Wrfenal von der Bollsmaffe 
bejegt. Die zwei vor dem Arfenal liegenden öſterreichiſchen Kriegsfhiffe zogen bie 
breifarbige Fahne auf. 

Die Ereigniffe folgten jetzt Schlag auf Schlag. Eine Deputation, an beren 
Spige Graf Carrer, Podeſta Venedigs, ftand, erfhien bei Zihy, um die Forderung 
zu ftelen, daß fämmtlihe „Angriffs- und Bertheidigungsmittel" den Giegern 
übergeben, das Militär aus der Stadt entfernt würde. Nach mehrftündigen Unter: 
bandlungen, in welche ſich der Militärgouverneur einließ, wurte jene ſchmähliche 
Kapitulation gefchloffen, welche Venedig ver revolutionären Partei überlieferte. Die 
Eivil- und Militärregierung zu Wafler und zu Lande wirb einer proviforifchen 
Regierung übergeben, die italienifhen Truppen und Officiere bleiben in Venedig, 
die Übrigen verlafjen die Stadt; das Ariegsmaterial bleibt in Venedig zurüd. Die 
Freiheit der Familie und das Eigentum ver Dfficiere find garantirt. Zur Ge— 
währ für den Vollzug der „Kapitulation” bleibt der Gouverneur Zichy bis zuletzt 
zurüd. — Um 22. Mai rief Manin die Republif aus. Um 23. wurde bie 
proviforifhe Regierung eingefegt. Manin wurde mit dem Präfidium und dem 
Aeußern betraut, die übrigen Poften mit Benetianern befett. Von ven hervor- 
ragenden Männern erhielt Temmaſeo Kultus und Unterricht. Avesnin, ein unge 
mein talentvoller Mann, wurde übergangen. 

Die neue Republif dauerte nur 104 Tage. Die Stimmen für den Anſchluß 
an Piemont nahmen überhand und die Affemblee, welche am 3. Juli 1848 zu- 
fammentrat, ſprach fi) mit überwiegender Majorität dahin aus. Ein neues Mi» 
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nifterium wurde gebilvet, deſſen Präfiventichaft Gaftelli übernahm. Eine Depu- 
tation, Paleocope an der Spige, follte die Hulbigungsafte an Karl Albert über 
bringen. Die neue Regierung wurde von dem größten Theile der Wriftofratie 
unterftügt. Die Volksmaſſen hingen an Manin und den abgetretnen Staatslentern. 
Auch die piemontefifhe Partei erfreute ſich nicht lange der Herrſchaft. Die fieg- 
reihen Fortfchritte Radetzkys, die Einnahmen von Trevifo. und Pabıra, die Be 
fegung aller Bunfte des Feftlandes an der Lagune verfehlten nidt eine ermüd- 
ternde Wirfung auszuüben, und vie Kunde von dem Waffenftillftand vom 6. Ang. 
1848, welche das gefammte lombarbifchrvenetianiihe Königreih dem Habsbur- 
aiſchen Haufe zurückbrachte, entzog der piemontefifchen Partei jeven Boden. Die 
feierliche Inauguration der piemontefifhen Regierung am 7. Auguſt verlief tbeil- 
nahmlos und kalt, es war eine bloße militärifche Demonftration. Am 11. Auguft 
erflärte fi) Venedig zum zweiten Male für die Nepublif, Manin verkündete, die 
piemontefifhe Regierung babe abgevanft, und übernahm auf 48 Stunden bie 
Regierung, am 13. Auguft wurde die Affemblee zufammenberufen. Caftelli entflob 
auf einer Burke. 

Die neue Regierung hoffte auf Frankreich. Tommafeo und Toffoli reisten 
nah Paris, um bie Hülfe vesfelben für das venetianifhe Voll anzurufen. Am 
13. Auguft übertrug die Aiiemblee dem Manne, welchen man im Juli mit Stimma- 
einhelligfeit abgeſetzt hatte, die Diktatur mit unbefhränfkter Vollmacht. Die Zeiten 
ver Gewaltherrſchaft des ehrgeizigen Mannes begannen. Ein Comité der öffent» 
lihen Sicherheit übte die geheime Auffiht über Alles und Jedes, das Militär 
bepartement entwidelte eine große Tätigkeit; ein Theil der Nationalgarde wur: 
proviſoriſch mobil gemacht, neue Truppen geworben, welche theils aus öſterreichiſchen 
Deferteurs, theil® aus Flüchtlingen des Feſtlandes beftanden. Die Lage Benevigt 
war nad feiner Richtung eine befriedigende. Die Belagerung der Stadt von ber 
Landfeite hatte begonnen, die Preife der Lebensmittel fliegen, die Regterung hatte 
zur Emiffton von Papiergeld greifen müffen, welches fortwährend fan. Dan be 
rauſchte ſich durch einige Erfolge, welhe man durch Ausfälle von Yarfina und 
Malghere auf das öſterreichiſche Operetionsforpe in Meftre erlangt und feierte 
durch Triumphzüge die Waffenthat. Die Vegierung war einem Triumvirat anver- 
traut, in der That herrfhte nur Einer — Manin, deſſen beveutendes Talent jebe 
oppofitionelle Regung zum Schweigen zu bringen fuchte. Dennoch fah er fi gemöthigt, 
im Unfange des Jahres 1849 eine neue permanente Affemblee anfammenzurufen, 
welde am 15. Februar 1849 eröffnet wurde. Die Diktatur wurde befeitigt, eine 
provfforifhe Regierung abermals gewählt, zum Präfiventen Manin mit 108 gegen 
2 Stimmen beftimmt. Doch erflärte man ihn der Deputirtenverfammlung ver- 
antwortlid. Er behielt fih die Leitung der innern und äußern Angelegenheiten 
vor, und ernannte feine neuen Departementchefs. 

Der Wiederbeginn der Feindfeligkeiten von Seite Piemonts ermuthigte wieder 
einigermaßen die Gemüther und gab eine Hoffnung für das Gelingen „der heiligen 
Unabhängigkeit”. Mit ver Schlacht von Novara wurden alle Träume, nicht aber 
jeder Widerſtand begraben. Haynau, der in Meftre fommandirende General erließ 
an bie Regierung in Benedig ein Manifeft, worin er den mit Piemont abge 
ſchloſſenen Waffenftillftand fundgab und zur Uebergabe aufforverte. Eine auf den 
2. April 1849 einberufene Volksverſammlung beſchloß auf Antrag Manins Wider: 
ftand um jeden Preis. Die kaiſerliche Flotte blofirte die Stadt, mo man durch 
Proceffionen die Gunft des Himmels hberabflehte. Cine Aufforderung Radetzky's 
zur Uebergabe warb abweislih beſchieden, man hoffte noch immer auf auswärtige 
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Hülfe, Ungarn war noch nicht befiegt und die Dinge in Oberitalien Tonnten 
demnad nah der Unfiht der venetianifhen Machthaber eine andere Wendung 
nehmen. Die tapfere Vertheidigung der Stabt, wobei fid) Dr. Cavobatis, einer der 
tüchtigſten Ingenieure Italiens hervorthat, fonnte bei ben beipränften Mitteln, 
welche Venedig zu Gebote ftanden, die Uebergabe nur binausfchieben. Am 27. Mai 
hielten die Defterreicher ihren Einzug in das faft ganz zerftörte Malghera. Dennod 
behauptete fih die Stadt bis zum 22. Auguft und das vom Feinde und ber 
Cholera, melde in den Sommermonaten arg hauste, gleihmäßig heimgefuchte 
Benebig ergab fi einige Tage nah der Kapitulation von Bilagos am 22. Aug. 
1849. Die Kapitulationsbedingungen waren nit ungünftig, da fi die Führer 
anf weſtmächtlichen Schiffen entfernen durften. 

Defterreich hatte abermals feine Macht in Italien befeftigt, ohne in der Folge 
jene Maßnahmen zu ergreifen, welche geeignet gewefen wären, die Gegenpartei 
der Bevölkerung zu gewinnen. Der Abfolutismus des vorigen Jahrzehnts hat viel 
verſchuldet, aud den Verluſt der Lombardei. Die fhlimmen Folgen der Militär- 
berrfhaft blieben nicht aus. Man ließ zwar bie guten alten Municipalorbnungen, 
welche eine gebeihlihe Selbftregierung der Gemeinden verwirkligen konnten, fort 
beftehen,, von einem freien Kommunalleben konnte bier wie anderswo in Defter- 
reih nicht die Rede fein. 

As im Februar 1861 alle Öfterreihiichen Provinzen mit neuen Lanbesver- 
faffungen beſchenkt wurden, dachte man nicht daran, die Venetianer ebenfalls mit 
einem Statut zu beglüden. Man half fih damit, daß bie venetianischen Diftrifte 
eine Qandesvertretung an den Gentralfongregationen befigen, melde bie Bebürfnijfe, 
Wünfhe und Bitten der Nation in allen Zweigen ver öffentlichen Verwaltung 
der Regierung vorzutragen hätten. Die Gentrallongregationen, deren Mitglievfchaft 
nur unter ausbrüdliher Zuftimmung ber Regierung erworben werben fann, deren 
Befugniffe auf vie laufenden Gefhäfte der Yandesverwaltung und auf das Petitions» 
recht fi beſchränken, biefe Gentralfongregationen follten plöglih als ſtaatsrecht⸗ 
liche Faktoren, als Träger des Verfaſſungsrechtes auftreten und die auf Venedig 
entfallende Zahl von Deputirten in den Wiener Reichsrath ſenden. Sie weigerten 
fih und man trug fih nun in Wien mit dem Plane, ein neues Landesftatut für 
Benedig auszuarbeiten. Das Minifterium Schmerling hat die Schwierigkeiten, 
melde mit ver Durchführung dieſes Problems verbunden find, nicht überwunden, 
Ein neues Landesftatut fam nicht zu Stande *). 


II. Statiſtik. 


Venedig iſt gegenwärtig **) die Hauptſtadt und Sitz bed Gouvernements ber 
italieniſchen Beſitzungen Oeſterreichs, welche den Titel eines lombardiſch-venetiani— 
ſchen Königreichs führen. Von der Lombardie zählt zu ihnen nur die Provinz 
Mantua, welche kraft des Züricher Friedensvertrags bei Oeſterreich verblieben iſt 
und mebft den urfpränglich venetianifchen 8 übrigen Provinzen einen Ylächenraum 
von 4561, IM. einnimmt. Die legte Bollszählung (1857) hat für dies Land» 
ausmaß eine Einwohnerzahl von 2,446,056 ergeben. Die Stadt Venedig hatte 
auf Grund berfelben Zählung eine Bevölkerung von 122,965, darunter 6889 
Fremde und 32,740 auf dem Kommunalregifter eingefchriebene Arme; ; eine Volls⸗ 


*) Die Gefchichte ded Jahres 1866 f. in dem Nachtrag zum Staatoworterbuch, im Artikel 


Italien⸗ 
“) Dal, die vorhergehende Anmerkung. 
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zunahme dürfte feither nicht eingetreten fein, eher das Gegentheil, indem bie Be 
wegung ber Bevölkerung Venedigs feit 1845 (damalige Einwohnerzahl 127,925) 
eine abnehmende ift. Einer Publikation der Kommune zufolge belief ſich vie Be 
völferung 1862 auf blos 125,391. Ueber das Sterblichfeitsverhältnig umb bas 
der Geburten liegen folgende Daten vor: Es find im dem Zeitraum vom Decem- 
ber 1848 bis December 1857 im Benebig geftorben 47,061, davon 14,165 in 
ben öffentliben Spitälern, und geboren wurben 41,065, davon 21,196 Knaben, 
19,869 Mädchen. Wie beinabe überall ftellt ſich auch hier troß bes Ueberwiegen— 
ber männlichen Geburten eine Mehrzahl ver weiblihen Bevölkerung der männlichen 
gegenüber heraus, indem vie Zahl der Frauen jene der Männer um 3100 über- 
fteigt. Auffallend niedrig ift die Zahl der gefchloffenen Ehen: im Sabrespurd- 
ſchnitt 1348 - 1857: 874; im Iahrespurdfchnitt des laufenden Decenniums fiel 
fie gar auf 640. Die mittlere Lebensdauer in Venedig find 31 Jahre 4 Monate. 

Die Stadt Venedig, unter 450 27° nörbl. Breite und 290 50° öſtl. Länge 
gelegen, nimmt 116 Infeln der Lagune ein und wird von 150 Kanälen burd- 
Ihnitten; 329 Brüden vermitteln die Kommunikation. Die Gebäude ber Statt, 
beinahe fämmtlih auf eingerammten Pfählen errichtet, werben gegen den Anbrang 
bes Meeres in die Lagune durch eine fünftliche Felfenmauer geſchützt, die Murazıi, 
melde fi von Malamoceo bis Chioggia in einer Fänge von 5227 Meter ans 
dehnen, 30° hoch und ftellenweife 40—50° breit find. Sie find ein Werk ver 
alten Republif, welche fie von 1744—1782 vollendete. Nah der Seeſeite durch 
einen ſchmalen Landftreifen, ven Lido, gefhloffen, bildet die Lagune während ber 
Fluth einen Wafferfpiegel von geringer Tiefe, während bie Ebbe Untiefen umb 
Sandbänke bloslegt, zwiſchen denen ſich für Meinere Schiffe fahrbare Waflerftraßen 
hinzieben. Das Niveau des MWaflers wird turd Ebbe und Fluth bis in die Ka— 
näle der Stadt influencirt. Der fihere und geräumige Hafen hat zwei Einfahrten, 
eine nörblihe, Porto di Lido, und eine fünliche, Borto di Malamocco. Er war 
im Jahr 1829 zum fFreihafen erhoben worden, ein Privilegium , deſſen Benebig 
zur Strafe für den Aufftand von 1848 auf 2 Jahre verluftig ging; durch kaiſer⸗ 
liche Entſchließung vom 28. Juni 1851 wurde das Privilegium in feiner frühe 
ren Ausbehnung für Stadt und Hafen erneuert. 

Trog ber erceptionellen Stellung, die Venedig gleih Trieft im Syſteme ber 
internationalen Hanbelspolitif Defterreichs gewährt ift, nimmt der Wohlftand ber 
Stadt feinen rechten Auffhwung. Das Bild gefumfener Größe und brohenven 
gänzlichen Verfalles, welches das Aeußere Venedigs mit feinen Küftenzeilen ven 
vernachläffigten Paläften bietet, gewinnt durch Einfihtnahme in den Haushalt ber 
Stadt an büfterer Färbung Das Aftivvermögen der Kommune ift ein geringes, 
der Yufwand ber Gemeindeverwaltung von einer Höhe, die um fo brüdenter 
wirft, als er durch Zufchläge zu den ohnebies äußerſt empfindlihen Staatäftenern, 
Grund- und Berzehrungsftener, gedeckt werden muf. Gemäß den Daten ber jüng- 
ſten Publikation des venetianifhben Vodeſta II Commune di Venezia nel trien- 
nio 1860, 1861, 1862. Relazione de! Podestä conte Pierluigi Bemb o. Venezia 
1863) entfielen von der geſammten dur Venedig entrichteten Grundftener (1862: 
695,608 fl. 8. W.) auf tie Staatöftener 311,257 fl., auf die Gemeinbeftener 
nicht viel weniger: 307,989 fl. und 76,362 fl. auf vie Landesſteuer Der Ger 
meindezufhlag zur Verzehrungsſteuer ift in tem Voranſchlag für 1863 mit 
275,000 fl. angefegt, und müflen überhaupt vier Fünftel der Gemeindeausgaben 
durch Steuerzufchläge hereingebracht werben. Diefe Ziffern an ih ſprechen deutlich 
genug, eine noch grellere Bedeutung erlangen fie, wenn man die Beſchaffenheit 
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ber Kommunalausgaben, d. i. die Art und Weife der Verwendung ber mühfelig 
erzielten Einnahmen ins Auge faßt. Da finden wir, daß zu Schulzwecken jähr- 
lih 35,800 fl., für Militärbequartierung aber 131,000 fl. ausgegeben werben, 
daß bie Stadt Benebig ſich genöthigt fieht, für die öffentliche Wohlthätigkeitspflege 
94,336 fl., für Humanitätsanftalten (die wie Givilfpital, Arbeitshbaus, Leihhaus 
zum guten Theil auch Wohlthätigkeitszweden dienen) jährlih 132,991 fl. auszu— 
geben — viefelbe Stadt, melde ihre Einnahmen größtentheil® von gleichfalls be- 
bürftigen Steuerträgern erzielt, indem unter ſämmtlichen Grundfteuerpflictigen Ve— 
nebigs nur 124 einen fataftralmäßig erhobenen Reinertrag von mehr als 2000 Fire 
und nur 19 einen foldhen von mehr als 4000 Lire haben. Man erfieht ferner 
aus den Beröffentlihungen über den Wusgabenetat der Kommune, daß dieſe nicht 
einmal im Stande ift, ven jährlihen Aufwand der Erhaltung der Cifternen — 
ein wichtiger Poften für das wafjerarme Benedig — aus eigenen Mitteln zu be 
fireiten, daß bie zur Herftellung der ſchadhaft gemorbenen Eifternen nöthige Summe 
(von bios 225,600 Lire) über die Kräfte der Gemeinde geht und die zur bring» 
lich geworbenen Reftauration eines Monumentalbaues wie der Fondaco dei Turchi 
erforberlihen Koften won 101,000 fl., zum größten Theil (80,000 fl.) aus Staatd- 
mitteln gebedt werben müſſen. 

Es wäre auch zu verwundern, wenn e8 mit Venedigs Haushalt ald Gemeinde 
befier ftänve, während die Duelle des venetianifchen Volksreichthums, der Handel, 
und insbefonvere der Seehandel, feit Jahren ſpärlicher fliekt. Ein Rundgang in 
den Hallen der Profuratieen auf dem Markusplag, dem Gentralpunft des Ber: 
fehrs, zeigt uns, daß hier (Sommer 1865) Kaufläden gefhloffen find, weil fie 
feine Miether finden, ein Blick in die Ein- und Ausfuhrliften belehrt uns über 
ben langfamen, aber ftetigen Berfall tes Sciffahrteverfehre. Die venetianifche 
Handelskammer, welche feit 1862 in ihren Jahresberichten Mittheilungen über vie 
Bewegung des Seehandels brinat, theilt in ihren einfhlägigen Publikationen unter 
Andern folgende Daten mit: 

Die Zahl der in Venedig im Jahr 1855 eingelaufenen Schiffe. betrug 4529 
mit einem Zonnengehalt von 404,081, feither fiel viefelbe 

für 1861 auf Schiffe 3788 Tonnen 364,792 
„ 3808 u u 3382 „ 332,413 
„ 1863 „ J 32922 „ 312,275 

Die Zahl der ausgelaufenen Schiffe, die fih 1855 noch auf 4596 mit 

einem Tonnengehalt von 417,655 belief, ift gefallen 
für 1861 auf Schiffe 3756 Tonnen 374,015 
„1862 u m 3395 „ 336,483 
„1863 „ u 341 „ 310,986 

Vergleicht man das letzte Friedensjahr vor dem Unabhängigfeitsfrieg mit dem 
Jahr 1863, fo gelangt man in Betreff der Schiffahrtsbewegung zu nachſtehenden 
Refultaten: Es waren 1858 in Venedig eingelaufen und von dafelbft ausgelaufen 
9030 Schiffe mit einem Tonnengehalt von 958,265, im J. 1863 dagegen blos 
Schiffe 6533 mit Tonnen 623,243, was für biefen Zeitraum fo viel als eine 
Berminderung um 35 Procent berausftellt. 

Was den Verkehr Venedigs mit feinem Hinterland betrifft, fo wird der 
Werth vesfelben für die Ausfuhr nah dem Feftlande im Jahr 1860 auf 36,2 Mil- 
lionen, für vie Einfuhr von dort auf 19,6 Millionen angegeben; das Jahr 1863 
zeigt desfalls wohl eine geringe Steigerung des Einfuhrwerths (auf 20,5 Mil.), 
aber eine ſehr bebeutende Abnahme im Ausfuhrwerth (auf 16,5 Mil.). Diefe Ab: 
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nahme ift allerdings zu einem Theile aus vorübergehenden Urfahen zu erklären. 
Im Jahr 1860 nämlich flieg der Betrag der venetianifhen Ausfuhr nad dem 
Feftlande durch den namhaften Bezug von Schienen und Eifenmateriale für Eifen- 
bahnbauten, deren Unternehmern die Befreiung vom Einfuhrzolle ausnahmameli: 
gewährt war; doch felbft wenn man ben ganzen Betrag des alfo eingeführten 
Metallwerths (11,7 Millionen) für das Jahr 1860 in Abzug bringt, ift dasſelbe 
dem Jahr 1863 bezüglich der venetianifhen Ausfuhr nach dem Hinterlande den: 
noch um circa 10 Millionen, d. i. 34 Procent überlegen. 

Während der Handel der Stadt im folber Weile abwärts geht und ben 
Benetianern nur der wohlfeile Troft auf Eröffnung der Brennerbahn oder ent 
liche Bereinigung mit Italien übrig bleibt, fiedht die Induftrie gleichfalls dahin 
und erlahmt in allen ihren Zweigen. Wie es mit viefer ftehe, läßt fich barans 
entnehmen, daß felbft üfterreihiihe Stimmen nur von Erzeugung ber Schmelj- 
perlen al8 einem in Schwung befindlichen venetianifhen Inbuftriegweig zu erzäb- 
[en wiſſen: von ven früher in Blüthe ſtehenden Produktionszweigen Venedigs find 
einzelne ganz verſchwunden, andere im Verſchwinden begriffen. Der Schiffshau 
leidet unter der Konkurrenz des von der öſterreichiſchen Regierung vielfach bevor 
zugten Fiume, das wohl auch durch den Umſtand begünftigt wird, daß es bie 
nöthigen Baumateriale aus der Nähe bezieht. Die ehedem ſchwunghaft betriebene 
Tuch- und Lederinduſtrie ift im Berfalle, die Erzeugung von Gold- und Gilber- 
ftoffen und chemiſchen Probuften desgleihen, bie Spiegel- und Glasfabrifatien 
nit minder, die Kolonialzuder-Naffinerie endlich wird, wie allenthalben in Defter- 
rzih, durch die alleinfeligmadende Rübenzuderfabrikation gelähmt, nur nıit tem 
Unterfhiede, daß anderer Orten Rübenzuder erzeugt wird, während bie Kolonial- 
zuder-Raffinerie aufhört, in Venedig aber die feutere zu Grunde geht, und von 
ber erfteren feine Rebe fein kann. Der fihtlihe Rückgang Venedigs als Emporium 
des Handels und ver Inbuftrie datirt von den Zeiten ver Republik her, es fehlte ſelbſt 
von Seiten der öfterreihiihen Regierung nicht an Verſuchen ihn aufzuhalten. Sie 
blieben größtenteils -erfolglos und mußten dies aud, denn Venedig kann nur 
dann wieder emporfommen, wenn es nicht blos Freihanbelsftabt ift, fondern aud 
ein Freihandelsgebiet zum Hinterlande bat. Das proteltioniftifche Defterreih kann 
ihm ein foldhes nicht fchaffen, e8 vermag die Blüthe einer Seeftadt nicht zur vol» 
len Reife zu fördern — das zeigt fi am deutlihften an dem verhätſchelten Trieft. 
Die materiellen Intereffen, wie der zu mächtigem Leben erwachte Geift der Nation, 
welcher diefe Interefien veredelt und verflärt, weifen beide Venedig auf Italien hin. 


Berantwortlichkeit Der böchften Staatsbeamten. 


I. Bedeutung und Natur der politifhden Berantwortli 
keit. Wer eine Pfliht zu erfüllen Hat, auf dem laftet naturgemäß zu» 
gleih mit dieſer Pfliht auh die Verantwortlichkeit für die Nidt- 
erfüllung. Die Verantwortlichkeit begleitet den Pflihtigen und treibt ihn, wenn 
er läffiz wird, warnt ihn, wenn er einen falfhen Weg einihlägt, und bedroht 
ihn mit Strafe, wenn er feiner Pflicht zuwider handelt. Je größer die Pflicht 
ift, um fo ernfter wird die Verantwortlichkeit. Wem zur Erfüllung feiner Pflicht 
große Gewalt anvertraut ift, der muß fih in bemfelben Maße aud der geftei- 
gerten Berantwortlichleit bewußt werben. 

Diefe Grundfäge der fittliben Weltordnung finden aud im Staate ihre An- 
wendung. Auch die politifche Pflihterfüllung ift von der Verantwortlichkeit bes 
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feitet, und biefe wächst mit dem Umfang und der Bebentung ber öffentlichen 

flicht. In moralifher Hinficht zweifelt Niemand daran. Die Berantwortlichkeit 
der Obrigkeit gegen Gott wurde auch im Mittelalter ven Fürſten eingefchärft 
und fogar von den abfjoluten Monarchen der Testen Jahrhunderte nicht geleugnet. 
Die Berantwortlichleit der Träger ver Staatsgewalt vor der Geſchichte wird ebenfo 
wenig beftritten. Die Schwierigkeit beginnt erft, wenn der moderne Staat e8 ver- 
ſucht, diefelbe im öffentlichen Rechte zu ordnen und mit den nöthigen Schugmehren 
auszurüften. Eher läßt fich beides erreihen, wenn der Pflichtige auf einer unter- 
aeorbneten Stufe der Macht und der Autorität ftehbt. Die untern Beamten find 
fo ihren Vorgeſetzten verantwortlih. Aber wenn die Prlitigen auf ver oberften 
Stufe fiehen, als Häupter des Staates, und wenn fie bie höchſte Gewalt und 
Autorität auszuüben berufen find, dann wird es fehr ſchwer, mit jener Verant⸗ 
wortlihfeit Ernft zu machen. Da Niemand im Staate mächtiger ift als fie, ba 
ihnen Niemand übergeorbnet ift, fo fehlt e8 gewöhnlich an der Macht, fie zur 
Berantwortung zu nöthigen und fie zur Pflichterfüllung anzubalten, oder wegen 
Rihterfüllung zu beftrafen. Es entfteht fogar bie Furcht, ihre für das Staats» 
wohl nöthige oberfte Autorität zu gefährden und zu ſchwächen, wenn ein Gericht 
über fie gefegt würde, und eine gefährlihe Unruhe in der Bevölkerung hervorze— 
rufen, wenn ein Proceß gegen die Machthaber eingeleitet würde. 

Um jener Schwierigkeiten und biefer Beforgniffe willen hat fi allmälich — 
im Gegenfate zum Mittelalter — der Sat des modernen Staatsrechts in ben 
meiften monardifhen Berfafjungen Geltung verfhafft: „Der König ift nidt 
verantwortlich.“ 

Aus der englifhen Berfaffung, in der er zuerft thatfächlich ausgebildet worben, 
ift diefer Grundſatz im viele europäiſche nnd dadurch auch in die deutſchen Ber: 
faffungen übergegangen und urkundlich anerkannt worden. Freilich gilt er aud 
in England nicht abfolut, fondern nur als ſtaatsrechtliche Regel. Es gibt Fein 
englifhes Geriht, vor dem der König verflagt werben fann wegen Mißbrauchs 
feiner Gewalt. Da alle Gerechtigkeit im Namen des Königs, wenngleich nicht durch 
ven König verwaltet wird, fo fhien es nicht fhidlih, den König vor feinen Be— 
amten zur Rehenfchaft zu fordern. Aber nicht blos in der Revolution von 1648 
wurde über Karl I. von dem empörten Füniglofen Parlament ein Gericht gehalten 
und das Tobesurtheil gegen ihm vollzogen; damals hatte ſchon Milton in einer 
glänzenden Schrift dieſes furdtbare Strafgeriht vor der erftaunten und erfhüt- 
terten öffentlihen Meinung Europa’s im Princip al8 ein natürliches Recht freier 
Völker dargeftellt und in ver Anwendung auf Karl I. gerechtfertigt. Auch in und 
nad der zweiten „glorreihen” Revolution von 1688 wurde die Enttbronung Ja—⸗ 
kobs II., der Ausſchluß feines Sohnes, und die Erhebung des Prinzen von Dra- 
nien und feiner Gemahlin zum Könige und zur Königin von England als Aus- 
übung des englifhen Bollsrehts angefehen, und fowohl in der Erflärung der 
Rechte von 1689 als in der Alte über vie Thronfolge von 1701 durch Hinwei- 
fung auf das Recht des Barlaments und. des engliſchen Volfs, einem Könige, der 
pie Grundgeſetze des Reihs mißachte und tyranniſch regiere oder zu der päpft« 
lichen Kirche zurückkehre, den Gehorſam zu verfagen und einen neuen König zu 
verlangen, der königlichen Unverantwortlichfeit eine Grenze gezogen. Für biefe 
äußerften Fälle ift alfo in England die VBerantwortlichfeit auch der Könige gejeg- 
lich anerfannt. Nur vollzieht fich viefelbe nicht in den Formen eine® gerichtlichen 
Proceſſes, fondern in der politifchen Geftalt einer Revolution oder einer Erhebung 
des Parlaments. Für die geringeren Fälle dagegen und als ſtaatsrechtliche Regel 
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fol vie Minifterverantwortlichleit dazu dienen, die Unverantwortlichkeit des Königs 
unfhäblic zu machen und zu ergänzen. 

In dem napoleonifhen Frankreich ift zwar im Gegenfag zu dem engliſchen 
Grundſatz die Berantwortlicfeit des StaatChaupts als regelmäßiges Berfaffungs: 
recht verfündet worden. In ter Proflamation vom 2. Jan. 1852 erflärte ber 
Präfident Louis Napoleon: „An der Spige der Verfaffungsurfunde fchreiben, daß 
das Staatshaupt unverantwortlih fei, das heift das öffentlihe Gefühl belügen 
und eine Fiktion aufrichten wollen, die fhon vreimal in den Stürmen der Revo: 
Intion ohnmächtig zufammengeftürzt ift. Die gegenwärtige Verfaſſung verkünbigt 
im Gegenteil, daß das Staatshaupt, das ihr ermählt habt, euch verantworlid 
ſei.“ Aber auch in Frankreich ift für feine Rechtsform geforgt, in welcher viele 
Verantwortlidfeit wirkſam gemacht wird. Auch da gibt es fein anderes Mittel ale 
bie Revolution und die Empörung der übrigen Gewalten und Autoritäten des Lan- 
des, um einen Kaifer zu ftürzen und ein anderes Staatshaupt zu erheben. Der 
Hauptunterfhied zwiſchen dem englifhen und dem franzöfifhen Syſtem ift alſo 
weniger darin zu finden, daß jenes die Unverantwortlichleit und biefes bie Ber- 
antmwortlichfeit des Staatshauptes als Regel anerfenne, tenn in beiden gibt es 
feine regelmäßige Berantwortlidkeit und ift die ungewöhnliche Berantwortlichkeit 
vor ben großen Erfhütterungen einer Revolution anerfannt, als vielmehr barin, 
daß in England die Minifter dem Parlamente, in Frankreich nur dem Kaifer ver: 
antwortlih find. 

Der Berantwortlichfeit gegenüber einer Revolution oder einem Kriege kann 
fi fein Monarch entziehen, mögen bie Verfaſſungen des Landes und bie ber- 
kömmliche Theorie diefelbe anerkennen oder nicht. Aber dieſe VBerantwortlichkeit, in 
welcher die Weltgefhichte ſich als Weltgericht offenbart, läßt fih fo lange nidt 
rehtlih orbnen, als es nicht ein völferrechtlihes Weltgericht gibt. Sie iſt ein 
Theil der fittlihen Weltorbnung und ein Entwidlungsmoment in ber politiſchen 
Geſchichte, fie ift nicht ein verfaflungsmäßig georbnetes NRechtsverfahren. 

Anders ift es in ven Republifen. Sowohl in den Bereinigten Staaten von 
Norbamerila als in der Echweiz erftredt ſich verfafiungsgemäß bie Berantwort- 
lichkeit auch auf die Träger der Regierungsgewalt. Der Präfident ber Vereinigten 
Staaten und die Gouverneure und Präſidenten ver Einzelftaaten und ebenfo ver 
fhweizerifhe Bundesrath und die Negierungsräthe der Kantone fünnen wegen 
Berfaffungsbrud und Amtsmißbrauch verklagt werben. Die Idee, daß die Regie- 
rungsgewalt im Auftrag und mit Vollmacht des demokratiſchen Volkes vermaltet 
werde, verbunden mit der furzen Amtsbauer und ber geringern Würde biefer Ma— 
giftrate läßt bier ein gerichtliches Verfahren weniger anftößig und gefährlich er— 
fheinen. Indeffen bleibt auch da die Praris hinter dem formulirten Berfaffungs- 
recht zurüd und zu einer Anwendung jener Verantwortlicgfeit kommt es nidt 
leiht anders als in Zeiten der Revolution oder des Kriegs. 

Bon der politiihen Berantwortlichfeit wohl zu unterfcheiden ift die privat- 
rehtlihe und die gemeine ftrafrechtliche wegen nicht politifcher Verbrechen und 
Bergeben. Ueber vie erftere vgl. den Art. Fiscus. Die letztere gebört dem ge 
wohnten Strafrechte an und erleitet nur in der Monardie wieder eine Beſchrän . 
fung, im Intereffe fowie der Würde und Unverleglichleit des Monarchen als ver 
Ruhe des Landes. In diefem Artikel fprehen wir nur von ber Verantwortlichkeit 
ber oberften Staatsbenmten, welche eine politifche Bedeutung hat und deßhalb eine 
bejondere Behandlung erfordert. 

II. Die Hauptfrage ift: Soll die Verantwortlichkeit wefentlih nach den ftraf- 


Deraniwortlichkeit der höchſten Staatsbeamten. 749 


rechtlichen oder nad politifhen Grundſätzen geordnet werden ? In der früheren 
engliſchen Praris war die Miſchung der beiden Principien fo groß, daß der Un- 
terſchied kaum bemerft wurde. Zwar war einem politifchen Körper, dem Unterhaus, 
das Recht der Anklage zuerlannt, und wiederum ein politifher Körper, das Ober- 
haus, faß zu Gericht über den Proceß, und fprad) das Urtheil aus. Aber die Klagen 
wurden meiftens zugleih auf Rechtsbruch und auf ſchädliche Maßregeln (Miß- 
regierung) begründet und das Dberhaus verhängte über die Schuldigerflärten oft 
fhwere Vermögens- und fogar die Todesftrafe. In der neueren Praris trat, freie 
lid) ohne Aenderung der Rechtsgrundlagen, vie politifche Seite der Minifterver- 
antwortlichkeit entjchiedener in den Vordergrund und die frafrechtlihe Seite mehr 
zurüd. Als die nordamerifanifhe Berfaffung bearbeitet wurde, war der Gegenfag 
ſhon jehr deutlich geworven. Es wurde dem Senat nicht mehr geftattet, andere als 
politiihe Strafen auszu'preden. War eine weitere Verfolgung wegen eines ftrafredht- 
lihen Verbrechens nothwendig, fo jellte darüber nur das ordentlihe Echwurgericht 
urtheilen können. Noch durchgeführter ift ver Gegenfag in der ſchwediſchen Verfaſſung, 
welde von Anfang an vie Klage wegen Berfufjungs- und Recdtsbrud auf den ftraf- 
richterlichen, die wegen Mißregierung auf den politifhen Weg verweist. 

In Deutſchland dagegen ift bie juriftifh-friminaliftifhe Behandlung nod) ganz 
überwiegend, obwohl aud da die politiſchen Rüdfichten mitwirken und einzelne Mo— 
bififationen veranlaffen. Es zeigt fid) jenes theils in der Bejhränfung des Anklage: 
rechts theils in der Beftellung eines Staatögerichtshofs, der nicht ein politiicher Kör- 
per, ſondern nur Gericht ift, theils in den Strafmitteln. 

Die blos ftrafrehtlihe Berantwortligkeit ift jedenfalls ſchon deßhalb völlig 
ungenügend, weil die Hauptaufgabe der leitenden Staatsmänner eine politifche und 
nicht eine juriftifche ift. Zumeilen wird es fogar nothwendig, um den Staat in der 
Gefahr zu erhalten und zu retten, einzelne Vorſchriften ver verfaffungsmäßigen 
Rechtsordnung außer Kraft zu jegen und unbefümmert darum Maßregeln zu treffen, 
welche der bloßen juriſtiſchen Logik als offenbare Verlegungen des Berfaffungs- und 
Geſetzesrechts erſcheinen. Wer in Zeiten ver Revolution und des Kriegs, überhaupt ver 
Staatsnoth fih nicht getraut, eine derartige Handlung anzuordnen, wenn biefelbe 
nothwendig ift für die Sicherheit des Landes, der verdient nicht, an der Spike ver 
öffentlihen Geſchäfte zu ftehen, und hat auf ven Namen eines Staaismannes feinen 
Anſpruch (vgl. den Art. Nothrecht). In ſolchen Fällen wird aus politischen Rüdfichten 
ſchon die Anklage, und jedenfalls die Verurtheilung zu verhindern fein, was mit 
einiger Sicherheit nur dann gefchehen wird, wenn aud in dem Gerichte nicht die ju— 
riſtiſche Schlußfolgerung eniſcheidet, fondern das politiihe Verſtändniß der Lage eine 
ausreichende Bertreiung finket. 

Wichtiger noh als diefe Beichränfung der ftrafrehtlihen Verfolgung aus 
politifhen Gründen ift die nöthige Jusdehnung ver politiſchen VBeranımwortlichkeit 
über vie Grenzen des Strafrechts hinaus. Unzweifelhaft- kann fowohl durch Hand» 
lungen als Unterlaffungen der oberften Staatsbeamten die öffentliche Wohlfahrt 
ſchwer gefhäpigt und ſogar die ganze Eriftenz eines Staates in Oefahr gebracht 
werden, ohne daß man benjelben vie Verlegung der Rechtsordnung vorwerfen 
fann. Es können Mafregeln getroffen werben, welde ben Frieden des Landes, 
die Sicherheit der Bewohner, ten allgemeinen Wohlftand aufs Tieffte erfchüttern, 
welhe das Land einer Ummälzung oder einer feindlichen Bejegung ausfegen, und 
trogdem dieſe Maßregeln rechtlich unangreifbar fein. Soll der Staat wehrlos bleiben 
gegen feine Beamten, die ihn in untadelhafter Form Rechtens zu Grunde richten ? 
Das eigentlihe Strafreht kann nur da wirkſam werden, wo eine verbrederijche 
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Gefinnung, in der Negel böfer Wille, oder mindeftens große Fahrläſſigkeit ven 
Schultigen zur Laſt fällt. Würde vie politifche Verantwortlichleit nicht weiter rei: 
hen, fo wäre viefelbe in vielen Fällen, in denen es einer Abhülfe dringend be 
darf, unmöglich gemacht. Wie vie privatrechtliche Verantwortlichfeit eines Berai 
ter8 fremden Vermögens fi nicht varauf beſchränkt, daß er fein Verbrechen veräk:, 
fondern dahin ausgedehnt wird, daß er die Interefjen des Auftraggebers nidt bis 
willig over fahrläffig verlege, und wie der Beauftragte entlafjen werben far, 
jelbft wenn ihm feine Erfagpfliht aus Dolus oder Gulpa, fondern nur Ungefhid 
und Unfähigkeit zur Laſt fällt, fo muß aud der Staat die Mittel haben, fein: 
Beamten zu entfernen, wenn die Yortführung ihres Amts für den Staat jhär- 
lih und verberblich erfcheint. Es ift das natürlihe Neht des Beamten, taß a 
nicht eine perfünlihe Strafe an feiner Ehre, feiner Freiheit, feinem Leben, fein 
Bermögen erleide, wenn er feines Verbrechens ſchuldig ift. Aber es ift aud ta: 
natürliche Necht des Staates, daß feine Gewalt nit in den Händen von Pa: 
jonen bleibe, welche feine Wohlfahrt zerftören, ftatt diefelbe zu fördern. 

Die ftrafgerichtliche Berantwortlicpfeit wird durch das Strafgefer geregelt. 
Sie betarf nur bei volitifhen Bergehen ter Beanıten einer Ermäßigung aus po— 
litifhen Gründen. Die politifhe Verantwortlichkeit ift dagegen burh ein bejon- 
deres Geſetz zu orbnen, in weldem vie Rüdficht auf das Staatswohl voraus 
maßgebend ift. 

Eben deßhalb ift auch die Vermifchung der beiden Principien nicht zu em- 
pfehlen. Die richtige ſtrafrechtliche Beurtheilung wird durch dieſelbe ebenfo geführ- 
det, wie die politiihe Behandlung. Auf die erftere wirken dann. bie politijchen 
Nüdfichten leicht zu ſtark ein; vie Politif darf nicht vie Abftimmung leiten, wenn 
der Strafrichter die Gerechtigkeit hanthabt. Die politifhe Beurtheilung aber wirt 
hinwieder leicht durch die juriftifche Methode, welde für das Strafverfahren 
unentbehrlid ift, allzufehr eingeengt und auf Abwege verleitet, und durch bie Er- 
laubniß, perfünlide Strafübel zu verhängen, in manden Fällen leidenſchaftlich 
erhitzt. 

Die moderne Rechtsbildung erfordert demgemäß eine ſchärfere Unter: 
ſcheidung zwiſchen ver ſtrafgerichtlichen Verfolgung und ber poli— 
tiſchen Berantwortlichkeit, als fie in dem meiſten beſtehenden Berfafſungen 
und Geſetzen zu finden iſt. Der Grundfehler der bisherigen Rechtsbildung iſt der, 
daß dieſelbe noch immer viel zu ſehr eine kriminaliſtiſche Färbung hat, zu weniz 
dem entſcheidenden politifhen Eharafter Rechnung trägt. 

III. Am eheſten wird die politiihe Bedeutung diefer Verantwortlichkeit in 
der Perſon des Klägers gewahrt. Durchweg ift die-Anklage einem politiſchen 
Körper anheim geftellt, in England dem Unterhaus, in Nordamerifa dem Reprä— 
jentantenhaus, in den deutſchen Staaten meiftens den beiden Kammern. 

Naturgemäß kommt das Necht zur Kiage ver Repräfentation der Re 
gierten zu. Die Regierten haben ein Redht, in verfaffungsgemäßer um 
gefegliher Form regiert und nicht mißregiert zu werden und fim 
daher auch berechtigt, zu Flagen, wenn dieſes Recht nicht beachtet wird. Dem Ein: 
zelnen kommt dieſe Klage nit zu. Sowohl die Verwaltung als vie Rechtäpflege 
haben ihre oberften Inftanzen, welche über die Nehtsbehauptung ter Individuen 
endgültig entſcheiden. Würde es allen den Parteien, welde mit dem legtinftan- 
lihen Entſcheide unzufrieden find, geftattet, die Träger der Staatigewalt wegen 
widerrechtlicher Entſcheidung oder wegen Mißregierung anzuflagen, jo würde vie 
Autorität der Regierung und ver oberften Gerichtshöfe einer fortwährenden An- 
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fehtung und die höchſten Würdeträger perfönlih einer unabläffigen Hege Preis 
gegeben fein, welde ihnen bie Erfüllung ihres Amtes unmöglih machte. Nur wenn 
die Beſchwerden Einzelner fo tiefgreifend und für den Staat felbft fo ſchwer em- 
pfindlih find, daß die Repräjentation des Volks fih im Namen des Landes zu 
einer Klage bewogen findet, verdienen fie ald Anlaß der politifhen Berantwort« 
lichkeit in Betracht gezogen zu werden, nicht als Beſchwerde ver Einzelnen, fon- 
dern als Klagen des ganzen Bolfskörpers. 

Wenn aber, wie in der napoleonifhen Verfaſſung Franfreihs die Minifter 
nur dem Staatshaupte und nit aud der Volfsvertretung‘ gegenüber verantwort- 
ih find, fo ift das natürliche Volksrecht nicht zu feiner Geltung gelangt. Das 
Recht des Staatshauptes ift es, die ihm untergeorbneten Minifter felber zur Ver— 
antwortung zu ziehen. Haben fie ein Verbrechen begangen, fo fann es das firaf- 
gerichtliche Verfahren anbefehlen. Haben fie fi politifh verfehlt und unbraudbar 
gezeigt, fo mag es dieſelben fofort entlafjen. Nur um der Regierten willen bevarf 
es einer eigenthämlihen Einrihtung, um fie gegen Mißbrauch der höchſten Ge- 
walt zu fhügen. Ihnen diefen Schug wegnehmen, und fie leviglih auf die Ver— 
antmwortlidyfeit des Staatshaupts felbft verweilen, das heift ihnen die Alternative 
ftellen zwiſchen Erduldung jeder Tyrannei und der Revolution. 

In Preußen ift das Klagerecht einem jeden der beiden Häufer verftattet, in 
den meiften andern deutfhen Staaten nur den beiden Kammern zufammen, in dem 
neueften badifhen Entwurf auf die zweite Kammer eingefchränft. Die legtere Vor: 
ſchrift entjpricht dem Syftem der meiften nicht-deutſchen Staaten und findet dann 
ihre Ergänzung in dem Richteramte der erften Kammern, Müſſen beive Kammern 
zufammenwirken, fo wird dadurch die Klage fehr und unnatürlid erfchwert; denn 
wenn die Mehrheit der Regierten, melde in der Deputirtenfammer vertreten ift, 
über Berfafjungsverlegung oder Mißregierung glaubt Grund zu Klagen zu haben, 
fo folte ihr am wenigften die Klage verwehrt fein. 

IV. Möglide Beklagte find die oberften Staatsdiener, in der 
fonftitutionellen Monardie voraus die Minifter im Amt oder nad ihrem Aus— 
tritt aus dem Ant, aber nicht blos fie, fondern auh andere höhere Staats- 
beamte, welche zu felbftändigem Handeln in oberfter Inftanz berufen find. Es 
ift ganz zwedmäßig, die Auspehnung der möglichen Verantwortlichkeit in diefer 
Dinfiht nicht alzufharf abzugrenzen, damit nit an bie Stelle ver verantwort- 
lihen Minifter unverantwortliche Rathgeber fih an den Höfen einniften und einen 
verberblihen Einfluß gewinnen. Wem nit durch die gewohnten Organe des 
Staats beizufommen ift, und wer trogdem auf die Staatsleitung als Günftling, 
Kabinetsfetretär, Hofbeamter u. ſ. f. entſcheidend einmwirft, der muß nöthigenfalls 
auch der politifchen Verantwortlichleit unterworfen und aus folder gefährlichen 
Stellung entfernt werden fünnen, Dafür zu forgen, ift freilich zunächſt die Auf« 
gabe der Minifter. Indeſſen e3 fann unter Umftänden politiih nöthig werden, zu« 
gleih mit den Miniftern und fogar ohne die Minifter foldhe Perfonen aus ihrem 
Berftel heraus und an das Licht der Deffentlichkeit hervorzuziehen. 

Es ift allerdings ein politifher Hauptzwed der ganzen Einrichtung, auch dem 
fonftitutionellen Monarchen felber, obwohl derfelbe unverantwortlid ift, eine will- 
fürlihe und tyrannifche Regierung, welche das Yandeswohl ſchädigt, zu erfchweren, 
Zu allen Alten mit ftaatsrechtlider Wirkfamkeit ift in der konſtitutionellen Mo— 
nardhie die Mitwirkung und daher die Kontrajignatur des Minifterd erfor« 
derlich, in deſſen Amtsbereich vdiefelben gehören. Indem ver Minifter nicht blos 
für fih, fondern aud für den Fürften die Verantwortlikeit übernehmen muß, 
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fann und fol er fih verfaffungswiprigen oder gemeinſchädlichen Zumuthungen dei 
Fürſten widerjegen und feine Mitwirkung ablehnen. Es liegt alfo in ber organi- 
firten Verantwortlichkeit, auch wenn dieſelbe nicht zu einer Anklage führt, ein 
wichtige Oarantie für die verfaffungsmäßige Rechtsordnung und ein Hinderniß da 
Mißregierung; aber e8 liegt nicht darin, obwohl das Viele meinen, eine Schwi- 
hung der Regierungsgewalt, und feineswegs folgt daraus das Uebergewicht ver 
Bolkövertretung über die Regierung. Allerdings eine überreizte und überfpannte, 
eine Meinlihe und quälerifhe Kontrole kann zur Bevormuntung ausarten; ein: 
wohl eingerichtete Kontrole aber ftärft den Handelnden in feiner Pflichterfüllung 
Inden fie vor Fehlern warnt, hindert fie nicht die volle Wirkung feines Geiftes und 
feiner Kraft. Die leitenden Staatsmänner Englands haben fih niemals fhmad 
gefühlt in politifcher Führung, weil fie dem Parlamente verantwortlich find, un 
daß der Präfivent der Vereinigten Staaten, der ebenfo verantwortlih ift, dadurch 
nicht gehindert werde, eine außerordenilihe Macht felbitändig zu handhaben, vas 
hat die neuefte Geſchichte des norbamerifanifhen Bürgerfrieges und Berfaffunge- 
fampfes gezeigt. In Deutſchland, wo die VBerantwortlichfeit zu fehr juriſtiſch be: 
handelt wird, find gerade deshalb die Nedtökonflitte der Kammern mit ten Mi— 
niftern viel häufiger geworben, und eine Feinlicye Proceffuht bat dadurch mehr 
Nahrung bekommen als das politifhe Leben. 

Die Kontrafiguatur bezeichnet jeder Zeit eine verantwortlide Berfon, „wer 
fontrafignirt, ift verantwortlid;" aber die Berantwortlichkeit ift nicht auf 
die fontrafignirenden Perfonen eingefhränft. Sie umfaßt aud andere Perfonen, 
welche zu dem Akte mitgewirkt und denjelben mitverfhuldet haben. 

V. Die Öegenftände der Anklage laffen fih in vrei Klaffen unterbringen: 

a) Bolitifhe Verbrechen oder Vergeben. Sowohl das engliſche als felbit 
das nordamerifanifshe Recht legen dieſe Bezeihnung der Verantwortlichkeitsfälle zu 
Grunde und heben insbefondere ven Verrath, zumeilen auch noch vie Beftehung 
befonders hervor. Aber in der Theorie und in der Praxis greifen fie über viefen 
Bereih hinaus und oft begegnet man in ihrer Literatur der Behauptung, daß « 
unmöglich fei, alle politifhen Vergehen zum voraus ftrafgefeglihd zu normiren und 
durch Begriffsbeftimmungen abzugrenzen, indem eine verberblihe Politif je nad 
den Zeitverhältniffen in neuen Geftalten erſcheine. Ueberdem ift der englifche Aus: 
druck treeson (Verrath) ſehr dehnbar und die nordamerifaniihe Verfaſſung fügt 
ausdrücklich die weite Yaflung bei oder wegen anderer hoher (politifcher) Ber- 
brechen oder Vergeben (or other high crimes and misdemeanours) Art. 2, ©. 4. 

Die franzöfiihe Charte von 1814 Art. 56 beſchränkt vie Anklage ver Mi- 
nifter auf die Fülle des Verraths und der Erpreſſung (trahison ou concussion). 
Die preußiihe Verfaſſung ($. 61) erwähnt außer der Verfafjungsverlegung nur 
noch „der Beftehung und des Verraths“. 

b) Die Berfaffungsverlegungen begründen naturgemäß Die poli- 
tiihe Verantwortlichkeit auch dann, wenn fie nicht unter den Begriff eines firaf: 
baren Berbrehens gebracht werden fünnen, d. h. wenn kein böfer Wille Diefeiben 
verurfadht. Ich betrachte es als einen Vorzug jhon der älteren deutſchen Berfaf- 
fungen, daß fie die „Berfaffungsverlegungen“ als Hauptfall ver Minifterverantwort- 
lichkeit bezeichnen, aber als einen Fehler verjelben, daß fie wieder den ftrafredht- 
lihen Doftrinen folgend, darin jederzeit ein Verbrechen zu fehen geneigt find und 
die Berfaffungsverlegungen nur dann als Oegenftand ter Klage betrachten, wenn 
fie zugleich Verbrechen find. Der Minifter hat auch dann politifh Rede zu fteben, 
penn er in gutem Olauben und in der Abficht, eine für das Staatswohl nöthige 
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Mafregel zu treffen, die VBerfaffung verlegt; und auf ver andern Seite ift es polis 
tiſch höchſt ſchädlich, jeden Streit über die Auslegung und Anmwentung der BVer« 
faflung durch einen ftrafrehtlihen Beigefhmad zu vergiften. In jenen Fällen ift 
die Verantwortlidfeit unmöglid, wenn fie nur auf ein „Berbrechen" gegründet 
werben darf, und in dieſen wird fie übermäßig gefteigert. 

c) Die Mifregierung, aud wenn fie ohne Rechtsbruch zum Schaden 
des Landes geführt wird, Die Praris der politifch gereiften Völker erfennt das 
Bedürfniß der politifchen Berantwortlichkeit in dieſen Fällen fogar da an, wo das 
Berfaffungsgefeg, wie in Norbamerifa, zunächſt nur der Verbrechen und Vergehen 
erwähnt, d. 5. fie dehnt den Begriff der politiſchen Vergehen fo weit aus, daß 
derfelbe derartige Fälle mit umfaßt. Allerdings darf das nicht bi8 zu dem Grabe 
geihehen, daß ver Minifter für den Erfolg feiner Handlungen einzuftehen 
bat. Der Erfolg ift nicht ganz und nicht ausfchließlih von feinen Handlungen 
und Vorbereitungen abhängig. Die befte Gefhäftsführung kann nicht vor Unglüd 
ſichern. Aber er ift dafür verantwortlich, daß er den Umftänden gemäß alles das 
gethan und nichts verfäumt babe, was zu gefhehen hatte, um das öffentliche 
Wohl vor ernften Gefahren und vor fhmwerem Schaden zu bewahren. "Wenn ein 
Minifter den Abſchluß eines nüglihen Handelsvertrags oder die Fortſetzung einer 
vem Lande dienlihen Eifenbahn verhindert, wenn er im Angefiht drohender Ge- 
- fahren die Gelber der Staatskaſſe für andere — vielleicht nügliche — Zwede fo 
erfhöpft, daß der Staat momentan zahlungsunfähig oder genöthigt wird, mit 
großem Schaden fih in der Noth theures Geld zu verfhaffen, wenn er durd 
feine viplomatifhe Haltung das Land in einen Krieg verwidelt, der demſelben 
verberblih wird, fo ift in alle dem vielleicht fein ftrafbares Vergehen, aud fein 
Rechtsbruch zu erkennen, aber die politiihe Verantwortlichkeit in vollem Maße 
angezeigt. 

Der Entwurf eines Gefeges über die VBerantwortlichkeit der deutfchen Reichs— 
minifter vom 18. Auguft 1848 (vgl. Zöpfl, Deutfches Staatsrecht II. ©. 425) 
hatte die Berantwortlichkeit für diefe Fälle anerkannt. Dagegen vie beftehenven 
deutfhen Berfaffungen haben fie durchweg nicht aufgenommen. 

VI. As Gerihtshof bei foldhen Klagen eignet fih, wenn die politiſche 
Bedeutung derſelben beachtet wird, nur ein Organ, welches zwiſchen ber anfla- 
genden Bolfsvertretung und den angellagten Staatsbeamten (der Regierung) eine 
möglihft unabhängige Stellung behauptet, keiner der beiden Parteien feindlid iſt 
und mit politifher Einficht begabt ift. Diefe Streitfragen find gewöhnlich ver- 
widelt und bedürfen einer die Staatsorbnung mit dem Staatswohl ausgleihenden 
Behandlung. 

In England bildet das Oberhaus, in Nordamerika der Senat, in der fran- 
zöſiſchen Charte von 1814 die Pairsfammer diefen Gerichtshof, d. h. ein anges 

jehener politifcher Körper, welder jenen Erforderniſſen entſpricht. 
In den deutfhen Verfaſſungen find viefelben weniger gewürbigt und hat 
wiederum die mehr juriftijche und ftrafgerichtiiche Behandlungsmweife zu bejonderen 
Staatsgerihtshöfen geführt, over gar dazu, das oberfte Landesgericht 
für kompetent zu erflären, bald ohne Zuzug der Gefhwornen, wie in Preußen, 
bald mit Gefhwornen, wie in Bayern. Die Ueberweifung an die oberften Ge- 
richtshöfe ift nicht blos deßhalb bedenklich, weil darin die Jurisprudenz zu fehr, 
die politifhe Bildung zu wenig repräfentirt ift, ſondern auch deßhalb, weil die 
Regierung mit Rüdficht auf diefe Kompetenz ber oberften Gerichtshöfe verleitet 
wird, bei Befegung derſelben die politifch gefügige Gefinnung der Richter mit in 
Dluntfhli und Brater, Deutfches Stants-Wörterbud. X. 48 
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Betracht zu ziehen und da nad politifhen Erwägungen zu verfahren, wo bie 
jelben geradezu verberblid find. Freilih muß man zugeben, daß das preußiſche 
Herrenhaus und mande Erfte Kammer in andern deutfhen Staaten auch nidt 
zu einem Gerichtshof in folden Staatshändeln geeignet find. Bald find fie zu 
abhängig von der Regierung, bald zu reaftionär gefinnt, um Vertrauen zu ver: 
bienen und zu finden. Eine richtige Löſung der Aufgabe bat daher in Deutſchland 
ihre befondern Schwierigkeiten, die fo lange nicht zu befeitigen find, bis die Erſten 
Kammern überhaupt eine zeitgemäße Umbildung erfahren haben. Der neueſte 
badiſche Entwurf fhlägt einen aus Mitglievern der Erften Kammer und ber 
Landesgerichte gemiſchten Staatsgerihtshof vor. 

Das Berfahren hat den Charakter des Procehverfahrens, aber ift wie 
derum mit Nüdficht auf die politiiche Bedeutung diefer Verantwortlichfeit eigen: 
thümlich zu geftalten. Der Yormalismus des gewöhnlihen Civil- oder Strafpro- 
ceſſes paßt nit dazu; vielmehr ift aud bezügli der Verhandlungen der 
Leitung des Gerichtshofs eine größere Gewalt einzuräumen. Unvermeidlich nehmen 
biefelben den Ausdruck einer öffentlihen Debatte an und bewegen fib in ben der: 
men der politiihen Diskuffion. 

Die Bollsvertretung als Klägerin fann nicht insgefammt erfcheinen, fie bedarf 
hinwieder der Bertretung, und am beften durch eine eigens ermädtigte Kommiſſion. 
Den beflagten Staatsbeamten ift die vollfte vorherige Einfiht der Klagepunfte 
und ihrer Begründung und die freiefte Form der Bertheidigung zu geftatten und 
forgfältig darauf NRüdficht zu nehmen, daß die Würde und Autorität ihres Amtes 
feinen Schaden leide durd die Art der Procekverhandlung. Ginige weitere Ga: 
rantieen, daß nicht leiht ein Schuldig einer leidenſchaftlich bewegten öffentlichen 
Meinung zu Gefallen ausgefprochen werde, find nicht zu entbehren, wie insbeſondere 
das Erforbernif einer größern ald der abfoluten Stimmenmehrheit. 

VII. Aud die Folgen des Berfahrens find ganz anders zu beftimmen, 
je nachdem das ftrafgerichtlice oder das politifche Princip als das leitende aner- 
fannt wird. 

Eine Strafe ift nur da gerechtfertigt, wo ein wirkliches Verbrechen ober 
Vergehen verübt worden ift, d. h. wo verbredherifcher Wille oder mindeftens eine 
grobe, dem böfen Willen nahe ftehenve Fahrläffigfeit dem Wellagten zur Luft 
. fält. Sie kann alfo nur in der erften Kaffe der Klagegründe zur Anwendung 
fommen. Ueberdem ift felbft da wieder zu unterfcheiden zwifchen einer peinliden 
Strafe, melde das Vermögen, die Freiheit oder das Leben des Schulvigen be» 
trifft, und der politifhen Strafe, welde nur darin befteht, daß er ſeines hoben 
Amtes entfegt und desſelben auch für eine längere oder kürzere Zukunft unfähig 
erflärt wird. Wo die PVerantwortlichkeit in politiſchem Geifte geregelt ift, darf 
nur die politifche Strafe von dem politifhen Körper ausgefprochen werden. Sellt: 
biefelbe nicht als ausreichend erfunden werden, um die Gerechtigkeit zu befrieti- 
gen, fo mag dann nod die Ueberweifung an das ordentlihe Strafgeriht (Schmur: 
gericht) offen bleiben, welde hinwieder dem Bellagten aud neue Bertheidigung®: 
mittel fichert. 

Je härter die Straffolgen find, mit welden der Angellagte bedroht wirt, 
um fo weniger ift Ausfiht, daß mit diefer politifhen Verantwortlichfeit Ernſt 
gemacht werde. Freilich in Zeiten einer heftig erregten Leidenfhaft ter Maſſen, 
wie vornehmlih in oder unmittelbar nad einer Revolution oder während eimes 
Krieges, werden die Richter eher zu beftimmen fein, ein Schuldig anszjufpredhen 
und die ſchwere Strafe zu verhängen. Aber auch dieſe Ausnahme fpriht mich 
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für die Regel, denn in ihr haben der Haß und bie Rache der Parteien eine lau- 
tere Stimme als die politifhe Gerechtigkeit. Im gewöhnlicher Zeit befteht mit 
Recht eine ſehr ſtarke Scheu, die erften Männer des Staates als Verbrecher zu 
verurtbeilen. GSelbft wenn der Wunfch allgemein ift, fie aus dem Amt zu ver 
drängen, fo erfcheint der friminaliftifhe Weg zu diefem Ziele den Meiften wider 
wärtig und unpaflend. Dan vermeidet alfo lieber die Anklage, oder wenn es doch 
dazu kommt, fo weiß man die Berurtheilung zu verhindern. Die ſcheinbare Strenge 
ift daher in der Regel eine leere Drohung, welche faum vie Uengftlihften erfchredt, 
fühnere Naturen fpotten ihrer. 

In vielen Fällen der zweiten Klaffe — BVerfaffungsverlegung in gutem Glau- 
ben — wirb bie richtige Folge lediglich darin beftehen, daß das Verfaſſungs— 
recht und die Verlegung besfelben durch das Gericht fonftatirt wird. Es be- 
darf dann feiner Strafe und überhaupt feiner für den Bellagten nachtheiligen 
Wirkungen. Es genügt, daß fein Verfahren als unftatthaft bezeichnet oder geradezu 
gemigbilligt und er für die Zufunft davor gewarnt wird, basjelbe zu erneuern. 
Das Berfaffungsreht gelangt jo zu erwünfchter Reinigung und Klärung und zu 
erwünfchter Kraft. 

Endlich ift die einfahe Entlaffung aus vem Amt, fei es mit dem Ber- 
bote einer fpäteren Wiederanftellung oder ohne dasfelbe, mit oder ohne Penfions» 
anfprüde, in ben meiften ſchweren Fällen der dritten Klaffe und felbft in vielen 
ver erften Klaffe die richtige politifche Folge der begründet erfannten Anklage, bie 
Entlaffung ohne Ehrenkränfung, welche als, politifhe Maßregel im Intereffe bes 
Staates für nöthig erachtet wird, 

Werden Entfhärigungsanfprüde mit der Klage verbunden, fo ift 
das Urtheil darüber den orbentlihen Civilgerichten vorbehalten. 

Damit die Wirkung eines verurtheilenden Spruch nicht wieber burd den 
Fürſten, für den der Bellagte einftehen mußte, aufgehoben werben könne, ift ge- 
wöhnlid verfafiungsgemäß beftimmt, daß das fürftlihe Begnadigungsrecht nicht 
auf diefe Fälle angewendet werben dürfe. Dagegen machen es mit Recht manche 
Berfaflungen nad dem Borbilde der norbameritanifhen möglih, daß der Pro- 
ceß fpäter auf Anregung des PVerurtheilten revidirt und er für bie Folge wieder 
für amtsfähig erklärt werben bürfe. 

Benjamin Constant, De la responsabilitd des Ministres (auvre 1. 
381). Buddeus, die Minifterverantwortlichkeit in europälfhen Monarchieen. 
Leipzig 1833. R. v. Mohl, die Verantwortlichleit der Minifter in Einherrfchaf- 
ten mit Volfsvertretung. Tübingen 1837. Mittermaier, Ausſchußbericht über 
den ©efegesentwurf, die B. der Neihsminifter, Frankf. 1868. N. Bifchoff, 
Meinifterverantwortlichkeit. Gießen 1859. Zöpfl, Deutſches Staatsr. II. $. 402 f. 

Bluutſchli. 

Verbrechen, ſ. Strafrecht. 


Vereine und Verſammlungen. 


I, Verein im weiteren Sinne des Wortes nennt der Sprachgebrauch jede 
nah außen als Einheit auftretende freiwillige Verbindung mehrerer Perfonen zu 
einem gemeinfamen Zweck. Die Vereinigten find phyſiſche oder juriftiihe Perfonen 
(Körperfhaften, Staaten); der zweiten Klafje gehören 3. B. die Poft- und Tele— 
graphenvereine ber neueren Zeit an. 

Der Berein tritt nad) außen als Einheit auf, und dies umterfcheidet ihn 
non den loſeren Verbindungen, welche das bürgerliche Leben in großer Mannid) 
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faltigfeit erzeugt, von ber Verbindung zwifchen Ürbeitgebern und Urbeitern zu ge 
meinfamer Provuftion, von dem Zufammentritt mehrerer Perfonen zu irgend ei— 
nem gemeinfamen Zwed, deren Verbindung mit dem Schlufje der Berfammiun 
erlifht. Jedes Bereinsmitglied trägt für die in der Bereinsverfammlung, men 
auch gegen fein eigenes Botum, gefaßten Beihlüffe die moraliſche und ftrafredt: 
lihe Haftung und fann ſich derfelben nur durd feinen Austritt entſchlagen. Fit 
die Beſchlüſſe einer VBerfammlung hingegen, deren Theilnehmer feine als Berein 
orzanifirte Einheit bilden, ift Niemand verantwortlih, fondern jeder Einzelne mır 
für die von ihm geführte Stimme. Andererſeits unterfcheivet fid) der Verein ven 
der juriftiihen Perfon. Mehrere Staaten, mehrere Gemeinden können fi für 
beftinnmte Zwede vereinigen; ber Staat und die Gemeinde felbft aber fint nidt 
ein Berein ihrer einzelnen Ungehörigen, fondern eine von tiefen unabhängig be 
ftehende Perfünlichkeit. Auch die Verbindung mehrerer Staaten füllt nicht mebr 
unter den Begriff des Bereins, wenn aus ihr eine neue politiihe Perſönlichkeit 
(Bundesftaat) hervorgeht. 

Der Berein ift ferner eine freiwillige Verbindung und baburch von den 
amtlihen Kollegien unterſchieden, bie im Dienfte des Staates oder öffentlide 
Körperſchaften thätig find, fei ed als Aemter im engeren Sinn oder als Organ: 
der Gelbftverwaltung. Denn aud der Dienft ver legteren, 3. B. der bürgerlichen 
Bezirks: und Kreisräthe, der Gewerbe- und Handelsfammern, beruht nicht auf 
einer freiwilligen Leiſtung, zu welcher ſich diejenigen, die dazu gemeigt find, verei: 
nigen, fondern auf einer öffentlichen, nach gefegliher Anordnung beftimmten Per: 
jonen übertragenen Pflicht. 

Vereinigung der Kräfte ift auf einem weitumfaſſenden Gebiete des materiel— 
len und geiftigen Lebens theils das wirkſamſte Förderungsmittel, theils vie ab— 
folute Bedingung des Erfolges. Demgemäß find aud die möglichen Zwede ter 
Bereinsthätigfeit nur begrenzt nad der einen Geite dur das Bereih ver rein 
individuellen Entwidelung, nad ver anderen durd ven ausfhließlihen Wirkunge- 
freis jener. höheren und volllommneren Organe der menfhlichen Gemeinfchaft, die 
unabhängig von der Wilfür ver Einzelnen beftehen und ihre Aufgabe erfüllen: 
ber Familie und Gemeinde, der Kirche und des Staates. Nach der wejentlicdhen 
Berſchiedenheit ihrer Zwecke gefondert, zerfallen die Vereine in folgente Klafjen: 

1. Politiſche Vereine und die ihnen gleid zu achtenden, vie fib mit 
ben Öffentlihen Angelegenheiten — des Staates, der Kirche, ber Gr 
meinde — beſchäftigen. Diefe Beſchäftigung ift zweifacher Art, je nachdem fir 
zum Zwede hat 

a) Belehrung über die öffentlihen Angelegenheiten, politiſche Bildung ter 
Mitglieder oder aud der außerhalb des Vereins Stehenven; 

b) unmittelbare Einwirfung auf ven Gang der öffentlihen Angelegenbei- 
ten. Hieher gehören die Vereine, die fih den Zwed fegen, Aenderungen im ver 
Berfaffung oder Verwaltung des Staates, der Kirche, der Gemeinde berbeizufäh 
ten, zu einzelnen Maßregeln ver Gefeßgebung oder Berwaitung ten Anſtoß je 
geben, over im ©egentheil folden Aenderungen und Maßregeln entgegenzumirten 

2. Nihtpolitifhe Vereine. Ihre Zwede find entweder 

a) dem Gebiete der öffentlichen Angelegenheiten völlig fremd, oder 

b) fie berühren dasſelbe — fei es in ver Abfiht ver Belehrung oder te 
Einwirkung (Ziffer 1). Neben den dem Staat eigenthümlichen, ihm allein zufal- 
lenden Aufgaben-— Ausübung der Juftize und Polizeigewalt, biplomatifche Ber— 
tretung, Yandesvertheibigung u. ſ. w. — zieht er in das Bereich feiner Ihätiz- 
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feit, mit oder ohne Grund, aud andere Angelegenheiten, die nit nothwendig 
oder ihrem ganzen Umfange nah Staatefahen find. Hieher gehört 3. B. die 
Sorge für den Unterricht, die Armenpflege. Hat der Staat ein folches Gebiet nicht 
feiner ausſchließlichen Thätigfeit vorbehalten, fondern dem freien Wirken ber 
Staatsangehörigen noh Raum gelaffen, fo ift ein Berein, der ſich innerhalb die» 
fes freien Spielraumes bewegt, fein politifcher, denn er berührt nur bas Gebiet 
der öffentlihen Angelegenheiten, ohne es mwirflih zu betreten. Ein Verein, welcher 
bie Geſetzgebung oder Verwaltung in Betreff der öffentlihen Armenpflege zu 
reformiren bemüht ift, muß zu den politifchen, derjenige dagegen, ber feinen Wir- 
lungskreis auf das Bereich der freien Privatwohlthätigkeit beſchränkt, zu den 
nichtpolitifchen Bereinen gezählt werben. Die richtige Ausscheidung ift von prafti- 
her Wichtigkeit, weil politiihe Bereine einer anderen Behandlung unterliegen, 
als die nictpolitifchen. 

Unter ben legteren find ferner biejenigen auszufcheiden, bie den ökonomiſchen 
Bortheil ihrer Mitgliever zum Zweck haben. Die unmittelbar auf Vermögens- 
erwerb gerichteten Verbindungen !) nennt der Sprachgebrauch vorzugsmeife Ge— 
ſellſchaften, läßt dagegen die Bezeihnung „Verein“ in den Fällen zu, wo eine 
gemeinnügige Abficht vorausgefegt wird. („Kreditvereine, Vorſchuß⸗, Spar-, Kon- 
funwereine” u. f. w.) Der inneren Berjhiebenheit entfpridt es, daß die gefeh- 
lihen Beftimmungen über Erwerbsgefelfhaften in die Gewerbs- und Eivilgefeg- 
gebung verwiefen find und bie neueren Bereinsgefege, die hauptſächlich ven ſtaats— 
polizeilihen Gefihtspunft hervorheben, fi nicht auf fie erftreden. Das Staats- 
wörterbuch bat fie in den Artikeln „Aſſociation“ 2) und „Geſellſchaft“ beſprochen. 

Gbenfo liegt es aber in ter Natur der Sahe, wenn die moderne Bereins- 
gefeßgebung mit dem Vereinsrehte zugleih das Berfammlungsredt regelt. 
Der Berein ift faum tenfbar ohne die Berfammlungen feiner Mitgliever, die nur 
ausnahmsweiſe durch fchriftliche Berftändigung erfegt werben könnten. Zumeilen 
bildet die Verfammlung den Schwerpunft ver Bereinsthätigfeit, während im an- 
deren Fällen das Wirken der Borftände?) um fo mehr überwiegt, je feltener 
die Plenar- oder Bezirföverfammlungen ber Mitglieder einberufen werben und je 
weiter fagungsgemäß oder thatfächlih die dem Borftand übertragene Yutorität 
reicht. Die freien VBerfammlungen, tie nit auf der Orundlage einer Bereinsorga- 
nifation ftattfinden, flehen in vielem den Bereinsverfammlungen gleih, werben 
auch von ber Gefeßgebung gleich behandelt. Die obige Klaffififatton der Bereine, 
namentlih bie Unterfheidung zwiſchen politifhen und nichtpolitiſchen, ift auf 
Bereind- und freie Verſammlungen ebenfalls anwendbar ). 

In unferer Zeit begegnet man häufig einer Form der Affociation, die zwi« 
ihen Berein und freier Berfammlung die Mitte hält. Hieher gehören in Deutfch- 
land die meiften Gelehrtenverfammlungen, die Hanbelstage, der alljährlih ftatt- 


) Huch ihr Mirfungdfreis berührt mitunter das Gebiet der öffentlichen Angelegenheiten 
(3. B. Eilenbabngefelifchaften in den Ländern, wo das Syſtem der Staatsbahnen befleh, jedoch 
nicht ausſchließlich angewendet wirdı. 

2) Nach einer weiteren Bedeutung des Wortes begreift man unter Aſſociation ale Arten 
von Vereinen und Verfammlungen, und in diefem Sinne wird der Ausdrud in der folgenden 
Darftelung gebraucht. 

>) Mit diefem Worte find bier Die von der Plenarverfammlung eingeiegten Organe über: 
baupt bezeihnet, Bet vollſtändig entwidelter Organifation fteben gemöbnlih Borftanb und 
Audfchuf mit gefonderter Kompetenz neben einander. 

4) Ein politifcher Verein kann auch nichtpolitifche Verſammlungen halten, und umgekehrt. 
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findende volfswirtbichaftlihe Kongreß, die Juriftentage, Abgeorbnetentage, vie 
periodifhen Katholifenverfammlungen, die Organifatiou der politifchen. Parteien ir 
einigen Ländern. Die ftattfindenden Berfammlungen find in den angeführten Fäl- 
Ien nicht das Ergebniß einer Vereinsbildung, laſſen jevoh einen von ben Theil: 
nehmern eingefetten Ausfhuß zurüd, welcher die nächſte VBerfammlung beruft um 
andere formale Gefhäfte erledigt, zuweilen aber aud mit der Vollmacht verjchen 
ift, in der Zmifchenzeit für die fachlichen Intereffen der Verſammlung thätig zu 
fein. Je weiter biefe Vollmacht reicht, um fo näher fteht eine folde Organifation 
ber wirklichen Vereinsbildung; denn um fo mehr verfchwindet der wefentliche Unter: 
ſchied zwifchen Vereinen und freien Verſammlungen, welder darin liegt, bak bi: 
erfteren eine ftetige, ununterbrochene, die letteren nur eine intermittirende Wirt: 
famfeit ausüben können. 

Man bat angefangen, folhe Berfammlungs-Ausfhiffe ſelbſt als Berein: 
zu behandeln und die Erfüllung ber in ven Vereinsgefegen aufgeftellten Borisrif- 
ten von ihnen zu fordern d). Es wird fidh indeß weiter unten ergeben, daß tiefe 
Berlangen in feiner vollen Durchführung auf unerträglice Konſequenzen binanslärft. 

Alle BVereinsthätigfeit, deren Zwede nicht auf eine einzelne Dertlichkeit be 
ſchränkt find, muß dahin ftreben, erftens fih über das ganze geographiſche Gekix 
auszudehnen, fiir welches ber Vereinszweck Bedeutung bat, und zweitens an jetem 
Vunkte diefes Gebietes möglihft intenfiv zu mwirfen. Dies kann auf breifad: 
MWeife erreicht werden: indem man das ganze Gebiet mit einer Anzahl einzelner 
Vereine bebedt, die in geregelter Verbindung fteben und wo möglid von einem 
gemeinfamen Organ geleitet find; ober durch Gründung eines das ganze Gebiet 
umfaffenden Vereines mit örtlicher (provinzieller) Gliederung. Feblt die letztere, ic 
ift die Intenfivität der örtlichen Wirkſamkeit gefährbet. Over endlich dur Werbin- 
bung ber Vereinsorganifation mit freien Berfammlungen. Der beſtehende einzige 
Berein kann in diefem Fall feine Zwede dadurch zu erreichen fuchen, baß er den 
Anftoß zu örtlihen oder provinziellen Verfammlungen gibt, bie niht Vereins: 
Berfammlungen find und deren Theifnehmer nit dem Verein angehören. Ueber 
die Zweckmäßigkeit des einen oder anderen Verfahrens 6) läßt ſich felbfiverftänplis 
feine allgemeine Regel ausſprechen. Auf die Berfuche ver Gefegebung, jede ber- 
artige Berzweigung politiſcher Vereine zu hintertreiben, fommen wir unten zurück 

II. Einen Einblid in die reihe Entwidlung und hohe Bebeutung des me 
dernen Vereinslebens gewährt die folgende Ueberficht, die gleihmohl felbft im ihren 
Hauptrußrifen feinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit macht. 

68 beftehen in Deutfhland, zum Theil fehr weit verbreitet: 1. Polittſche 
Bereine. 2. Bildungsvereine: a) für Verbreitung gemeinnägiger Renntmifie 
und fittlihe Bildung (Vereine zur Erridtunga von Bolfsbiblioihefen, Arbeiterbil- 
dungs-, Gefellenvereine 2c.); b) für technifche Fortbildung (Gewerbihulen, Zeichen 
Ihulen, Fabriffhulen ꝛc.); c) für körperlihe Bildung (Turn, Schügen-, Jugend⸗ 
wehrvereine :c.). 3. Bereine zur Pflege des religiöfen und kirchlichen Leben: 


5) Der beim Beginn der fchleswig-hoffteiniichen Remenung Ende 1863 von einer deutſder 
Abgeordnetenverſammlung niederaefeßte „Sechäunddreiftaer: Ausfhurn” wurde von der Frankfurtet 
Bebörde für einen volitiihen Verein erklärt. Man ımterlieh ed aber, die Konfequenz zu ziehen 
und Bolizeibeamte au feinen Sikungen abzuordnen. 

6) Das erfte Syſtem hat beiſpielsweiſe neuerlich der jetzt erloichene deutfhe Reformverei 
in Verbindung mit den großdeutſchen Zofalvereinen und der Sechsunddreißiger-Ausſchuff (ale 
Verein aufaefaktı In Derbindung mit den fchleswia-holfteinifchen Vereinen angewendet; auf bem 
zweiten Spſtem berubt die Oraanifation des deutiken Nationalvereins; auf dem dritten die oder 
erwähnte SParteiorganifation in Bayern, Württemberg u, ſ. w. 
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(Proteftanten- und Katholifenvereine, Guftau-Abolf-Berein, Miffionsvereine, freie Ge- 
meinden :c.). 4. Zur Pflege der Wiffenfhaft und Kunft (Gelehrtenvereine al- 
ler Art, Kunft:, Muſik- und Gefangvereine zc.). 5. Zur Vertretung einzelner Stände, 
Berufstlaffen ꝛc. (Arbeiter, Lehrer, Frauenſchutzvereine, Advofaten-, Schrift 
ftellervereine :c.). 6. Zum Schutze des Lebens und Eigenthums (Feuerwehr: 
vereine). 7. Zur Förderung ver Gewerbe und des Handels (Gewerbvereine, 
Handelsvereine, land» und forftwirtbfchaftliche Vereine ꝛc.). 8. Oekonomiſche 
Bereine, die fih den Ermwerbegefelihaften nähern (Spar-, Vorſchuß⸗, Konfum- 
vereine, Berfiherungs- und Altersverforgungsgefellfhaften zc.). 9. Hülfsvereine 
(Armen-, Kranken- und Krippenvereine, Bereine zur Pflege von Berwundeten und 
Invaliden, zur Berforgung entlaffener Sträflinge zc.). 10. Oefellige Vereine. 

Uebrigens ift ver Vereinszweck nicht immer fo Kar beftimmt, daß er fi in 
eine dieſer Klaffen mit Sicherheit einreihen ließe; in anderen Fällen erfiredt er 
fih auf mehrere Klaffen, wie 3. B. die Schüten-, Turn- und Geſangvereine oft 
dem gefelligen Vergnügen mehr noch als ihrer eigentlihen Beftimmung zu bienen 
pflegen. Die religiöfen Vereine nähern fi den politifhen, wenn fie Fragen ber 
Kirchenverfaffung oder der Geſetzgebung des Staates Über kirchliche Angelegenhei« 
ten in ihren Wirkungsfreis ziehen. Auch die Arbeitervereine reihen ſich den politi— 
ſchen an, wenn fie gefeglihe Maßregeln erftreben, welde die Stellung des Arbei- 
terftandes verbefjern over deſſen Einfluß auf vie Staatdorbnung erhöhen follen. 
(Allgemeines Stimmredt, Staatsunterftügung für Arbeitergenofienihaften. Vgl. 
den Art. „Socialismus”.) Dagegen ftempeln theoretiihe Spekulationen über das 
Berhältnig von Staat und Kirche, Kapital und Arbeit u. f. w. den Verein nod 
nicht zu einem politiihen. Daß Vereine, die verfelben Kategorie angehören (z. B. 
die politifhen und religiöfen), ihr Ziel nit felten in entgegengefegter Richtung 
verfolgen, bringt vie Natur der Sache mit fid. 

Wichtig ift das Vereinsleben für die gegenfeitige Stellung der verſchiedenen 
Boltsklaffen. Es gibt Vereine, in welchen vie Befonderheit einzelner Klafjen ihren 
richtigen oder falfhen Ausdruck findet, und andere, in welden ein gemeinfames 
Interefie das Gefonverte wieder zufammenführt. Ein Beifpiel der erſten Art find 
die Arbeitervereine, die immer Gefahr laufen, bei ihren Mitgliedern das Bewußt- 
fein des Oegenfages zu den „befigenden Klaſſen“ einfeitig auszubilden, während 
doch fie felbft nur ein Bruchſtück der Arbeiterbevölferung vertreten, denn die Maſſe 
ber landwirthſchaftlichen Arbeiter betheiligt fih nicht an biefen Bereinen. Die 
focialen Gruppen find regelmäßig aud in ven gefelligen Vereinen getrennt, fo 
daß jede größere Stadt neben einer von den „Honoratioren” befuchten Geſellſchaft 
ihren „Bürgerverein" und we möglich ein Dienftbotenkfafino befigt. Die Mi— 
fhung der Klaſſen ift dagegen mehr oder weniger durchgeführt in ben politifchen, 
den Turm, Schützen- und Oefangvereinen, ausgenommen wenn fid) in ben erfte- 
ren eine einzelne Gruppe zur Verfolgung befonderer Intereffen abjchließt. Es gibt 
endlich Bereine, vie auf einem Batronatsverhältniß ber höher gebilveten zu 
den arbeitenden Klafjen beruhen oder doch aus einem folden entfprungen find, 
indem Angehörige der erfteren fih an die Spige von Vereinen geftellt Haben, 
welde die Bildung und materielle Wohlfahrt der Arbeiter zu fördern beftimmt 
find. Auf dieſem Weg entftanden in Deutfchland viele der oben genannten Bil 
bungs=», Gemwerbe- und ötonomifhen Vereine7). — Jedes von den hier charafte- 





7, Dgl. den Art. „Afforiation“, — Anders verhält fi die Sache bei den Hülfs vereinen, 
die von Angebörigen der bemittelten Klaſſen allein gebildet werden, während diejenigen, die Un- 
terflügung bedürfen und genießen, außerhalb des Vereines ftehen. In den oben befprochenen Fäl⸗ 
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rifirten Verhältniffen hat feine Berechtigung innerhalb gemiffer Grenzen und fan 
nachtheilig werden, wenn es tiefelben überfchreitet. Immer bietet jedoch das Vereins 
leben eben fo viel Gelegenheit zur Ausgleihung wie zur Schärfung der focialen 
Gegenfäge, und gewährt ven Vortheil, daß fi in ihm die wechfelfeitige Ste 
(ung der Boltsflaffen, wie fie thatſächlich ift, ungefälfcht Tpiegelt. 

Es darf indeß nicht überfehen werben, daß dieß alles faft ausfchließlih ven 
der ftäntifhen Bevölkerung gilt, daß überhaupt ver Gedanfe der Aflociation — 
und feineswegs nur der politifchen — bei der Yandbevälferung faum noch Wur- 
zel gefaßt hat. Es fehlt niht an Ausnahmen, allein fie reihen felten über ti: 
Umgebung größerer Städte und ſolche Gegenden hinaus, bie dur beſondere Ber: 
hältniſſe in Iebhaftere Berührung mit ver Außenwelt gebracht werben. Je einfacher 
und rober die Bebürfniffe des Menſchen find, um fo leichter wird ihm eine ſelbſi— 
genügfame BVereinzelung. Erft allmählich führt die Zunahme und Beſchleunigung 
des Verkehrs, die Nothmwendigfeit, mit einem gefteigerten Aufwand geiftiger Kräfte 
der gefteigerten Konfurrenz zu begegnen, bie Berbefferung des Unterrichts, ta: 
Aufhören der bureaufratifhen Bevormundung, die Theilnahme an ber Bezirke: 
und Kreisvermaltung, am Schwur- und Schöffengeriht dahin, daß der Geficte: 
freis der Landbevölkerung ſich erweitert und ein Gemeinfinn erwedt wird, melde 
das Vereinsleben nicht entbehren fann, un für die wachſenden Bedürfniſſe einer 
höheren Kultur Befriedigung zu finden. Die Zeiten der Bauernfriege, und in 
manden Gegenden die Sreigniffe des Jahres 1848 haben übrigens gezeigt, taf 
ein unerträglich gemworbener Drud auch ven beutfhen Bauernftand zur Vereini— 
gung feiner Kräfte aufftadheln kann. 

III. Ein Schriftfteller, welder das Vereinsweſen ausführlicher, als dieß bie- 
her gefchehen ift, behandelt — L. Stein im erften Band feiner „Verwaltungs: 
lehre“ (Leipzig, 1865) — bat folgende Theorie aufgeftellt. Der vollziehenden Gewalt, 
welcher die Verwirflihung des Staatswillens obliegt, ftehen zu dieſem Zwede 
drei Organismen zu Gebot: 1. das Etaatsamt, 2. die Selbftverwaltung (Land⸗ 
Ihaften, Gemeinden, Stiftungen, Rorporationen), 3. Vereine. „Das Bereins- 
weſen, fagt Stein, ift demnah ein Organismus in ber Berwaltung, mie 
die Gemeinde und das Amt”. Von diefem „wahren und einzigen Stanbpunft“ 
ausgehend, gelangt der Verfaffer zu zwei Folgeſätzen: 1. Ganz vom Uebel fint 
bie politifhen Vereine, infoferne fie fich zur Aufgabe mahen, Aenderungen ber 
beftehenden Berfaffung herbeizuführen. Denn der Verein hat fib als Berwaltungt: 
organ nur mit Verwaltungsaufgaben zu befhäftigen und verliert feinen natürli— 
hen Boden, ſobald er das Gebiet ver Verfaffung betritt. 2. Dem Staat „muf 
das Recht zuftehen, darüber zu enticheiven, ob er ven Verein als ein mitarbeiten: 
des Organ für feine Zwecke gebrauden fann oder nicht." Jeder Verein bedarf 
daher der Regierungsgenehmigungd). Es verfteht fih, daß dieſe Genehmi- 
gung jederzeit zurüdgenommen werben fann und daß fie zurädgenommen werden 
muß, fobald ſich etwa in Folge eines Minifterwechfels die Anfihten der Regie 
rung über dieſe oder jene Verwaltungsfrage geändert haben. 

Der Staatsgewalt wird hiemit das unbegrenzte Recht eingeräumt, alle: 
Vereinsleben zu unterbrüden; es wird ihr die Pflicht auferlegt, keinen Verein zu 


fen find — wenn der Ausdruck erlaubt it — Patrone und Klienten Mitalieder: die erfteren 
bauptfächlih in der Abſicht. bei der Organifation und, Verwaltung uneigennüßige Dienfte zu lei: 
ften, bisweilen aub, um eine Mode mitzumachen oder Popularität zu ernten. 

8) ©. 226, 535, 539, 573, 618, 621 a. a. ©. 
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dulden, der in BVerfaffungs- oder Berwaltungsangelegenheiten andere Anfihten als 
bie zeitweilige Regierung vertritt; jeder entwidelnde, fortbildende Einfluß, welchen 
das Vereinsleben auf den Staatsgeift und feine Geftaltungen ausüben kann, wird 
grundfäglich abgefhnitten. Konfequenter Weife hätte Stein noch einen Schritt 
weiter gehen müſſen. Warum follte nicht auch die Thätigkeit des einzelnen 
Privatmannes, in fo weit fie ben öffentlichen Angelegenheiten zugewendet ift, 
vor allem vie Thätigkeit der PBreffe, ebenfo in das Syſtem der Staatsvermwal- 
tung eingereiht und venfelben Beihränfungen unterworfen werden? Auch von ben 
Zeitungen, al& „Organen ver vollziebenden Gewalt”, würde dann der toppelte 
Grundfag gelten: 1. Ganz vom Uebel find die politifhen Zeitungen, infoferne 
fie fih mit der Aufgabe befhäftigen, Aenverungen ber beftehenven Verfaffung her— 
- beizuführen. 2. Jede Zeitung bevarf, um ins Leben zu treten, ber Regierunge- 
genehmigung, und hört in dem Augenblick auf zur eriftiren, wo biefe Genehmigung 
zurüdgezogen wird. — Man gelangt zu folhen Ergebniflen, wenn man von bem 
faljhen Gedanken ausgeht, daß Drgane des öffentlichen Lebens, die vollfommen ” 
unabhängig vom Willen des Staates entftanten find, gleihmohl als Organe 
der Staatsgewalt zu betrachten feien. Neben ven Reiftungen, die der Einzelne dem 
Staat ſchuldet, neben feiner berufsmäßigen Wirffamfeit in den Aemtern der Staats- 
und Selbftverwaltung, den Wahltollegien, ven Vertretungsförpern und dem Heer, 
fol ihm die Möglichfeit einer freien, gleichfalls ven Interefien des Gemein- 
weſens zugefehrten, aber nicht im Dienfte desfelben ſtehenden Thätigfeit unver» 
fümmert fein. Affociation und Preffe find bie wichtigften Formen, in melden biefe 
fih äußert und es heißt das Weſen beider verneinen, wenn man fie zu Werf- 
zeugen ber Staatsgewalt ftempelt. 

Wohl aber bat das Aſſociationsrecht wie das Recht der Preffe feine beftimm- 
ten Grenzen, deren Ueberfchreitung die Staatsgewalt nicht dulden darf. Es ift vor 
allem feftzubalten, daß das Recht der Vereine und Berfammlungen dem - Staate 
gegenüber nicht weiter reihen fann, als das Recht der Individuen. Jede Hand— 
lung, die, von einem Einzelnen begangen, tem Etrafgefege verfällt, ift ebenfo oder 
(als Komplott) in noch böberem Grade ftrafbar, wenn fie von einer Verbindung 
Mehrerer ausgeht. Es ift unftatthaft, daß Affociationen bet der Wahl ihrer 
Zwede oder Mittel in das ausſchließliche Gebiet des Staates oder ber Ge— 
meinbe eingreifen. Sie fünnen fih nicht anmaßen, Akte ver Geſetzgebung, ber 
Regierung oder Verwaltung auszuüber oder zum Vollzug ihrer redhtmäßigen Be- 
fchlüffe Zwangsmittel anzumenten, die nur ver öffentlichen Autorität zuftehen. 
Unzuläffig ift daher auch jeder Verſuch, durch bewaffnetes Auftreten oder durch 
Maffendemonftrationen, bie eine Berrobung mit phufifher Gewalt in ſich ſchließen ?), 
auf die Regierung oder eine Gegenpartei zu mirfen. 

Bei der Klaffififation der Vereine (oben Ziffer I, 2) ift darauf hingewie— 
fen worben, daß die Thätigfeit des Staates fib über ihren eigenthümlihen und 
ausſchließlichen Wirkungsfreis hinaus auch auf Angelegenheiten erftredt, die ihrer 
Natur nah nicht nothwendig Staatsſachen find. Es kann beifpieläweife das Unter- 
richts-, das Armen-, das Eiſenbahnweſen in größerem oder geringerem Umfang 
entweder vom Staat {ver Gemeinde) übernommen, oder der kirchlichen Fürforge, 
der Privatwohltbätigkeit, der Privatinpuftrie überlaffen fein. Je nachdem nun ber 


9) Dies muß nach den Umſtänden des einzelnen alles beurtbeilt werden. Daß eine Partei 
die numerliche Stärke ihrer Angehörigen durch Maffenverfammlungen darzutbun fucht, ift keines— 
wegs flrafbar. 
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einzelne Staat die Grenzen feiner Aufgabe enger oder weiter gezogen bat, ift aud 
das Gebiet der Vereinsthätigfeit verfchieden begrenzt. Ueberall aber, wo ſich Staat 
(Gemeinde) und Berein in eine Aufgabe theilen, ift es wünfhenswerth und oft 
unerläßlid, daß Staats- und Bereinsbehörden in wechjelfeitiger Uebereinftimmung 
handeln. Während des amerifanifhen Geceffionstrieges haben die auf beiden Sei— 
ten gebildeten, mit enormen Mitteln ausgerüfteten Privatvereine zur Unterftügung 
der im Felde ftebenden Truppen, ber Verwunbeten und Kranken, im höchſten Grat: 
fegensreih dadurch gewirkt, daß fie mit den Militärbehörten eine forgfältig orga- 
nifirte Verbindung unterhielten. Diefe wechſelſeitigen Beziehungen herzuftellen, ift 
in allen ähnlichen Fällen (3. B. in dem Verhältniß der amtlihen zur freiwilligen 
Armenpflege) eine eben fo dringende Pfliht der Staats- und Gemeindebehörben, 
wie ber Vereine felbft. Nur fann den erfteren nicht zugemuthet werben, einem 
Berein ihre pofitive Unterftügung zu gewähren, deſſen Zwed fie nad gewiſſen— 
hafter Prüfung nicht billigen oder deſſen innere Einrihtung ihnen durchaus ver: 
® fehlt erſcheint. 

IV. Die unentwidelte Staatsorbnung des Mittelalters fegte eine Ergänzung 
durch freie Affociation der Einzelnen vielfah voraus, legte berfelben auch kein 
gefeglihes Hinderniß in den Weg. Die Neihsgefege beſchränkten fih darauf, gegen 
Verbindungen mit rechtswidrigen Zweden ihre Vorkehrungen zu treffen. Im ber 
Ausbildung zu Korporatienen (vgl. den Art. „Körperfhaften und Genoſſenſchaften“) 
fanden die mittelalterlihen Einigungen jene Dauerhaftigfeit und Kraft, deren jie 
zur Erfüllung ihrer ftaatlihen Aufgabe beburften. 

Ein ganz veränderter Zuftand zeigt fich im 18. Jahrhundert. Die Staatt- 
gewalt hat jetzt das matürliche Gebiet ihrer Wirkſamkeit nicht allein vollftändig 
ausgefült, fondern in manden Richtungen weit überfchritten. Sie hat die Autono- 
mie und Gelbftverwaltung der Gemeinden und Körperfhaften zum größten Theil 
vernichtet, fich felbft an deren Stelle gefegt und übt über die Unterthanen eine 
Bormundihaft aus, die tief in die Verhältniffe des Privatlebens hineingreift. Die 
Leitung fowohl als die Beurtheilung der öffentlihen Angelegenheiten ift ausjchlief- 
lib Sache der Staatsbureaufratie; Vereine und Berfammlungen mit politijcher 
Tendenz find vemgemäß überhaupt nicht gebulvet. Andere Verbindungen aber, bie 
irgend einen gemeinnügigen Zwed verfolgen, unterliegen mindeftens der obrigfeit- 
lihen Direltion. In einem großen Theile Deutfchlands rebucirt fih das ganze 
Bereinsreht auf ven einfahen Sag: „geheime Vereine find ftrafbar, alle übrigen 
bebürfen der landesherrlihen Genehmigung“. Diefe aber wird politiihen Vereinen 
grundfäglic nicht ertheilt, anderen nur auf Ruf und Widerruf, wenn ihre Harm- 
lofigfeit außer Zweifel geftellt ift, Im preußifhen Landrechte findet fih zwar das 
Erforderniß der Genehmigung nit; allein e8 wird richtig fein, wenn ein nene 
rer preußifcher Schriftfteller die liberalen Beftimmungen biefes Geſetzbuchs daraus 
erflärt, daß die ganze Materie unter den damaligen Verhältnifjen ohne praktiſche 
Bedeutung geweſen fei, Es beburfte feiner ftrengen Oefeggebung, um den Trieb 
der GSelbftthätigfeit nieverzuhalten, der im Volt ohnehin nahezu erlofhen war umt 
erft unter dem Drude der Fremdherrſchaft kräftig wieder auflebte. Den rigoröje 
ften Anordnungen und Mafregeln begegnet man dagegen in Bayern, wo bejen- 
ders der Slluminatenorden (f. d⸗zArt.) eine ſchwache Regierung beunrubigte. 

Als fpäter die Flamme der franzöfifhen Revolution nad Deutſchland herüber- 
fchlug, erging aud in Preußen das Edikt vom 27. Dft. 1798, das alle auf 
Aenderungen in Verfafjung oder Verwaltung des Staates hinzielenden Affociatio- 
nen verbot; ebenfo alle Verbindungen, deren Mitglieder ſich „unbefannten Dbe 
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ren“ zum Gehorfam verpflichteten, oder deren Zweck geheim gehalten over mit 
„myſtiſchen Formen“ umkleidet wurde. Die letttere Beftimmung traf zunächft den 
Greimaurerorden (f. d. Art.), befien vollftändige Aufhebung gleihwohl felbft 
damals in Preußen nicht erfolgt ift, wie ihn überhaupt die deutſchen Regierungen, 
aud in den reaktionärften Zeiten, immer mit Schonung behandelt haben. 

In Frankreich hatte die Gefepgebung der Revolutionszeit das Affociationd- 
recht ausdrücklich anerfannt und in Biejenige Formel gebracht, die dann aud andere 
Geſetzgebungen, zulegt die deutſchen Grundrechte und zum Theil die Vereinsgefege 
deutſcher Staaten ſich aneigneten. Gleichzeitig hatten die Klubs in Paris und den Pros 
vinzen das abjchredendfte Beifpiel von der Anwendung biefes Rechtes gegeben. Doc 
wird fein verftändiger Menſch behaupten, daß man die Gräuel, welhe ven luft 
reinigenden Sturm ber franzöfifhen Revolution begleitet haben, durch ein be- 
ſchränkendes Affociationsgefeg hätte abwenden fünnen. Es wäre feine Macht va 
gewefen, um das Gefep zu vollziehen. Aus diefem Grunde hat überhaupt 
die behutfamfte Vereins- und Preßgeſetzgebung faum jemals ven Ausbruch oder 
Fortgang einer revolutionären Umwälzung gehindert. Eher fann dieß die Wir- 
fung liberaler Gefege fein; denn je ungebundener ſich die Unzufriedenheit zu 
äußern vermag, um fo eindringlicher ergeht an bie Regierungen die Mahnung, 
noch zu rechter Zeit entweder ein unhbaltbares Syftem zu ändern, oder ihre Wi- 
derftandsmittel zu fammeln. — Unter dem Kaiferreih konnte das Affociationsredt 
nicht beftehen: der code penal madyte alle Verbindungen, politifhe und nichtpoli= 
tifhe, wenn fie mehr als 20 Perſonen zählten, von der Regierungsgenehmigung 
abhängig. Aber auch die Reftauration und die Julimonarchie hielten viefes Gefeg 
aufrecht, und als ſich in ben breikiger Jahren revolutionäre Gefellihaften bilde- 
ten, die aus einer Menge von Seftionen, jede weniger ald 20 Mitgliever zäh— 
Iend, zufammengefeßt waren, traf ein Geſetz vom 10. April 1834 noch fchärfere 
Beftimmungen. Die Republik ſchaffte dieſe Vorfchriften ab; ein Dekret vom 25. März 
1852 feste fie wieder in Wirffamfeit und die faiferliche Polizei verfteht es, für 
ihre Beobachtung zu forgen. 

In Italien wie in Franfreib bat man durch die Unterbrüdung des öffent: 
lichen Bereinslchens weder tie geheimen Verſchwörungen noch die periodiſchen re- 
volutionären Erfhütterungen zu hindern vermocht. Auf die langjährige Thätigfeit 
der Carbonari folgten bier die mazziniftifchen Komplotte und das „Junge Ita— 
lien". Der von Gavour geleiteten nationalen Erhebung diente ber italienifhe Na— 
tionalverein als wirffames Organ. 

Die umfaffenpfte Ausübung des Vereins- und Berfammlungsredhtes auf politi» 
ſchem Gebiet hat feit ver Mitte des 18. Jahrhunderts in England ftattgefunden 19), 
Bor allem die ravifalen und vie liberalen Parteien bevienten fich feiner, um ihre 
Plane durhzufegen. Eine mit eben fo viel Ausdauer als Energie betriebene Agi— 
tation bat auf diefem Weg, zum Theil allerdings erft nad langen Jahren, bie 
bedeutendſten Reformen erwirft. So die Abſchaffung ver Sklaverei und des Skla— 
venhandels, vie Katholitenemancipation, die erfte Parlamentsreform, die Abſchaf— 
fung der Korngefege. Aber auch konfervativen und reaftionären Beftrebungen hat 
die Affoctation ala Mittel gedient. Als in dem neunziger Jahren eine Konfpira- 
tion eraltirter Köpfe das friebliebende Bürgerthum in Schreden verfegte, entftand 
der Verein „zum Schuge von Freiheit und Eigentbum gegen Nepublifaner und 


0) Pal. May, Die Verfaſſungsgeſchichte Englanda feit der Thronbeſteigung George III., 
überſetzt von Oppenheim. Bd. 11. S. 102—219, 
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Gleichmacher“, ber Bald im ganzen Lande Nahahmung fand und tie Aufgabe 
übernahm, ven Behörten mit der Denunciation ftaatsverrätheriiher Schriften und 
Neven an die Hand zu gehen. Zur reichliden Belohnung ber Denunciation war- 
den Gelder gefammelt, jedes unvorfihtige Wort, das im Klub oder der Edenke 
gefallen war, Hinterbradhte man ben Behörden. Gin äbnlider Verein war im 
Jahr 1821 beftrebt, den reaftionären Eifer der damaligen Regierung zu fpomen. 
Hinlänglich befannt ift auch die Thätigfeit ver Drangelogen, melde ven Fanatis— 
mus ber proteftantifhen Bevölferung gegen bie Mafregel der Katholifenemancipa- 
tion aufhetzten. | 

Die Agitation nimmt in England, fobald e ihr gelungen ifl, fi der Maſ— 
fen zu bemädhtigen, einen Mafiftab an, ven andere Länder nit kennen. Enorme 
Geldfummen werben für ihre Zwecke verwendei und Berfammlungen von 150,000 
Menſchen, Petitionen an das Parlament mit 11/, Millionen Unterfchriften fint 
nichts Unerhörtes. Auch wurde vie Ausübung des politifhen Rechtes nicht felten 
dur grobe Ausfhweifungen und Verbrechen gefhändet oder zu dem Berfude 
mißbraucht, Regierung und Parlament durch Bedrohung mit phyſiſcher Gewalt 
einzufchüchtern. Aber niemals haben folche Unternehmungen einen nachhaltigen 
verberblihen Einfluß auf die Geſetzgebung und Yeitung des Staates zu üben ver- 
mocht, niemal® bat fih die Staatsgemalt unter dem Drud äffentliher Kundge— 
bungen zu einer Mafregel von Bereutung entfchloffen, die nicht in der Folgezeit 
als eine wahre Verbefferung der öffentlichen Inftitutionen anerfannt worden wäre. 
Die irifhe Repealbewegung, die Chartiftenbewegung, fo drohend fie aufgetreten 
find, fheiterten an dem Widerftande des Parlaments und ber Regierung, weil 
fih dieſer Widerftand auf den Bolfsgeift ftügte. Ueber die NReformbill von 1832, 
die nur dadurch erreicht worden iſt, daß bie Mehrheit des Oberhauſes fich einer 
ftürmifchen Agitation endlich fügen mufte, fagt Th. May: „Spätere Erfabrun- 
gen haben ven Beweis geliefert, daß die Durdfegung jener volfsbeliebten Maß— 
regel nicht allein dem gefährliben Drude des Radikalismus gelang, ſondern baf 
andere nicht minder wefentlihe Umftände mitwirken mußten: die innere Berech— 
tigung der Mafregel, die Vereinigung der Mittelffaffen mit dem Arbeiterftanve 
unter der Leitung ihrer natürlichen Führer und die Unterſtützung einer ftarfen 
Partei im Parlament, der nicht allein in einem Haufe die Mehrheit gehörte, 
die vielmehr auch im anderen eine ftarfe Minverbeit bildete.” 

Die Torypartei war immer, fo oft fie das Staatsruber führte, bereit, dem 
Aſſociationsrecht, das von ihren Gegnern häufiger und wirffamer ala von ihren 
Freunden geübt wurde, Zügel anzulegen. Eine Reihe von Parlamentsaften aus 
dem 18. und 19. Jahrhundert (bis zur Zeit der Reformbill) verfügt ſolche Be— 
Ihränfungen, die meift durch einen vorliegenden Fall veranlaft waren und nur 
für beftimmte Friften Geltung hatten. Mit befonderem Eifer fuchte man ver Af— 
filietion der Vereine zu begegnen. Zwei unter Georg IIT. erlaffene Gefete 
(39 cap. 17 sect. 2 und 57 cap. 19 sect. 25), bie 1832 neuerdings einge 
fhärft wurden, zeichnen fi durch die Sorgfalt aus, mit welcher fie jeber mög: 
lihen Form der Affiltation den Weg zu verlegen fuchen. Allein dieſe Formen 
find unerſchöpflich. 

In Preußen wurde die Herrfchaft der Kabinetsorbre von 1798 durch bie 
Krifis unterbrodhen, welche dieſen Staat zu Anfang des neuen Jahrhunderts dem 
Untergang nahe bradte. Es würde doch nicht thunlich geweſen fein, über die Stifter 
des Tugendbundes, deſſen Thätigfeit den Sturz der Fremdherrſchaft vorberei- 
ten follte, jener Kabinetsorbre gemäß eine zehmjährige Yeftungsftrafe zu verhän- 


veteine und Vetſammlungen. 765 


gen. Nachdem aber das Ziel erreicht war, wurde alsbald (1816) vie ftrengfte 
Beobadhtung der früheren Borfchriften eingefchärft. In den zwanziger Jahren ga— 
ben die Spuren politifher Konfpirationen, die an den Univerfitäten (f. dieſen 
Art.) entvedt wurden, der preußiihen und anderen Bundesregierungen Anlaß, be— 
fonders gegen die Burſchenſchaft fhonungslos einzufhreiten. Die Einführung 
des Nepräfentatiofpftems in den deutſchen Mittel- und Kleinftaaten blieb 
ohne Einfluß auf das Verſammlungs- und Bereinsreht; ein bayerifches Neffript 
vom Jahr 1832 erklärte vielmehr ven fonftitutionellen Staatsbürgern, daß dieſes 
Recht mit der neuen Staatsform wo möglid noch weniger als mit der alten ab- 
folutiftifhen verträglich fei, denn leicht könnten die Vereine fih einen kränkenden 
. Eingriff in ven Wirkungsfreis der Bolfsvertretung erlauben! Veranlaßt war dieſe 
Drtonnanz, welche die Verordnungen des vorigen Jahrhunderts erneuerte, ſowie 
der gleichzeitige Bundesbefhluß vom 5. Juli 1832, durd die deutſchen Nach— 
Hänge der franzöfifchen Julirevolutien. In dem Bundesbefhluß, ver feinerfeits 
aus den berüchtigten Wiener Dlinifterialtonferenzen hervorging, wurden alle poli« 
tischen Vereine für unzuläffig und ftrafber erklärt, ebenfo öffentliche Reden poli— 
tiihen Inhalts, d. h. alſo alle politifhen Berfammlungen. 

Das Jahr 1848 führte aud auf viefem Gebiet eine neue Wendung herbei. 
Zuerft wurde, unter ftilfhweigender Duldung der Behörden, das Affociationsredt 
überall thatſächlich geübt, dann durd vie deutfchen Grundrechte feftgeftellt und in 
den einzelnen Lanvesgefegen anerfannt, zugleih aber mit den Vorbehalten, bie 
man für nöthig hielt, umgeben. Die Faſſung der Grundrechte (Art. 8) lautet: 
„I. Die Deutihen haben das Recht, ſich friedlich und ohne Waffen zu verſammeln; 
einer befonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 2. Volksverſammlungen unter 
freiem Himmel können bei dringender Gefahr für vie öffentliche Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 3. Die Deutſchen haben das Net, Vereine zu bilden. 
Diejes Recht fol durch feine vorbeugende Maßregel befhränkt werben. 4. Diele 
Beftimmungen finden auf das Heer und vie Kriegsflotte Anwendung, infoweit bie 
militäriſchen Disciplinarvorfgriften nicht entgegenfteben.“ 

Nun erft war eine Fräftige Entwidelung des Vereinslebens in Deutſchland 
möglid. Das bisherige Syftem hatte nicht nur die eigentlich politiihen Verbin. 
dungen im Keime erftidt oder in geheime Konfpirationen verwandelt, fondern aud) 
dem Aufblühen aller der Vereine, vie jegt, den mannigfachiten gemeinnügigen 
Zweden dienend, ein mächtiger Hebel der Bildung und des Wohlftandes geworben 
find, die äußerſten Schwierigfeiten bereitet. Denn jeder Verein dieſer Art bedurfte 
in dem größten Theile Deutſchlands einer ftets widerruflichen polizeilichen Gut— 
heißung und unterlag ver Leitung und fortwährenden Einmifhung der Bureau— 
fratie. Dadurd aber wurden in hundert Fällen die beften Abfichten vereitelt und 
die beften Männer von der Betheiligung zurüdgefchredt, 

Das Jahrzehnt der Reaktion, das den Bewegungsjahren folgte, ließ aud) 
unfer Gebiet nit unberührt, vermochte aber dody den rechtloſen vormärzliden 
Zuftand nicht wieder herzuftelen. Nur in Defterreid ift dieß gefchehen durch ein 
no geltennes Gefeg vom November 1852, das diejenigen Vereine, deren 

weck „in den Bereich der Gefeggebung oder öffentlichen Verwaltung fällt”, ohne 
weiteres für unzuläffig erklärt und alle anderen von der polizeilichen Bewilligung 
abhängig macht. In demfelben Geifte ift ein Bundesbefhluß vom Jahr 1854 ab- 
gefaßt, der jevoh in Preußen und Bayern nicht verfündigt, auch in anderen Buns 
beöftanten, durch die Yandesgefeggebung oder die Praxis, wenigftens ermäßigt wurbe. 

Es wäre die Aufgabe einer umfaffenderen Darftellung, den Auffhwung nad): 
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zumweifen, welchen das Affociationswefen in Deutſchland feit 18 Jahren nach allen 
Nichtungen des politifchen, wirthſchaftlichen und Kulturlebens genommen hat, Diefe 
Darftellung würde zugleich erkennen laffen, wie wichtig neben ber Lockerung ber 
polizeilichen Yefleln bie feither eingetretene Bervolllommnung ber Berfehrsmittel 
geworben ift. Wir müffehn uns indeß auf einige Anventungen über die Wirkfam- 
feit der politiſchen Afjociationen beſchränken. Die Vereine und Berfammlungen, 
mit welden ſich Deutſchland im März 1848 bebedte, haben unläugbar viel leeres 
Stroh gebrofhen; demungeachtet waren ihre Beftrebungen keineswegs unfruchtbar. 
Bon ihnen find die Reformprogramme ausgegangen, die dann in der Geſetzgebung 
der Einzelftaaten mehr oder weniger zur Verwirklichung gelangten. Die Einfüh- 
rung der Repräfentativverfaffung in Preußen und in Defterreich, wo fie allerbings . 
fehr bald wieder einem reaftionären Umſchlag weichen mußte, die Einführung des 
Schwurgerichtes, der Deffentlihkeit und Mündlichkeit im gerichtlichen Verfahren, 
bie Ablöfung der Grundlaſten, die Befreiung der Preſſe und die Anerfennung des 
Affociationsrechtes felbft — dieſe und andere Errungenfdhaften der Märzbeme- 
gung würden durch die Preffe und bie Volfsvertretungen allein nicht gewonnen 
worden fein. Es mußten die nahdrüdlihen Kundgebungen der Wähler: und Bolts- 
verfammlungen hinzufommen, um ven Reformforderungen eine energifche Bertre- 
tung in den Kammern zu fihern und bad Widerftreben der Regierungen zu bre 
hen. Die Erfahrung lehrt, daß in Staaten, welche die fonftitutionelle Berfaflung 
befigen oder für fie reif find, große und eingreifende Neuerungen überhaupt fehr 
felten zu Stande kommen, ohne durch die Thätigkeit ver Preffe, ver Vereine und 
Berfammlungen vorbereitet zu fein. Die Kraft, aus der Theorie ins Leben über- 
zugeben, erlangt ein politifcher Gedanke nicht leicht, bevor diefe Organe der öf- 
fentlihen Meinung ihn zu dem ihrigen gemadt und dadurch ber ihn vertretenden 
parlamentarifhen Partei die Stärke verliehen haben, die den Sieg bedingt. 

Der in dem damaligen Vereinsleben ausgeprägte Gegenfaß der „demofrati» 
ſchen“ und „konſtitutionellen“ Richtung hatte zur nächſten Folge das Scheitern 
ver Einheitsbeftrebungen: die Gegner verfelben benügten diefen Zwiefpalt und 
bie Impotenz ber preußijchen Politit, um die Urbeit des Frankfurter Parlaments 
zu vereiteln. Gleihwehl find die Nefultate des Jahres 1866 auf der Grundlage 
von 1848 erwachſen. Der num folgenden Zeit gehören bie reaktionären „Treu— 
bünde” im Preußen, Kurhefien u. ſ. w. an. Erft ver Regierungswechſel in 
Preußen und ver italienische Krieg festen auch die liberalen Parteien wieder in 
Bewegung. Es entftand der Nationalverein, welder, an die Einheitsbeftrebungen 
von 1848 anfnüpfend, die Forderung einer fundamentalen Bunbesreform auf 
ftellte, diefe Reform zum Gegenftand eines alle anderen politifhen Intereflen zu: 
rüdvrängenden Meinungstampfes in ganz Deutihland machte und die dem preufi- 
jhen Staate durch die gefhichtlihe Entwidelung zugewiefene Aufgabe nit mehr 
in Bergefienheit gerathen ließ. Diefelbe Richtung verfolgte ver in Weimar ge 
gründete Abgeorpnetentag: der erfte Verſuch, die gleihgefinnten Mitglieder 
der einzelnen Lanbeövertretungen zur BVBerftändigung Über ein gemeinfames Dan- 
dein zu fammeln. Nah langem Zögern organifirte ſich auf kurze Zeit ‚auch die 
aus den mannigfahften Elementen zufammengefegte Gegenpartei in dem Deut- 
jhen Reformverein und einer Anzahl von Iofalen Großdeutſchen Vereinen. 
Es läßt ſich nicht verfennen, daß die Agitation des Nationalvereind einen mitbe— 
ſtimmenden Einfluß auf den Gang der preußifchen Politit im Jahr 1866 geübt 
hat. Nur war diefer Erfolg eim ebenfo einfeitiger, wie vor 18 Jahren der Er- 
folg ver damaligen Bewegung. Im Jahr 1848 machte vie Freiheit einen Schritt 
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vorwärts, fcheiterte dagegen die Sade der Einheit; das Jahr 1866 bezeichnet im 
Gegentheil, ohne die Sache der Freiheit gefördert zu haben, einen mächtigen Yort- 
fhritt auf dem Wege zur Einheit. 

Auch die fhleswig-holfteinifche Krifis gab in Deutſchland — hier wie überall 
Deutfch-DOefterreih ausgenommen — Anlaß zu einer ausgebehnten Uebung des 
Aſſociationsrechtes. Eine von Angehörigen aller Parteien beſchickte Abgeorpneten- 
verfammlung, deren ftändiger Ausſchuß und hunderte von örtlichen, Bezirks⸗ und 
Provinzialvereinen machten die Befreiung der Herzogthümer vom däniſchen Jod) 
zu ihrem gemeinfamen Lofungswort. Diefe Kundgebungen, aud wenn fie nicht 
bazu beigetragen hätten, den Entjhluß zur Kriegführung gegen Dänemark in 
Berlin zur Neife zu bringen, waren jedenfall dem Auslande gegenüber von Be: 
beutung, indem fie außer Zweifel ftellten, daß der Krieg ein nationales Anliegen 
fei und daß eine feindfelige Einmifhung zu Gunften Dänemarks ganz Deutfd- 
land unter die Waffen rufen würde. Nach glüdlicher Beendigung des Krieges 
richtete fi diefe Bewegung mit fehr abgefhwächter Kraft und ohne Erfolg gegen 
die preußifche Annerionspolitif, 

Neben den bier angeführten, durch allgemeine nationale Intereffen hervorges 
rufenen DVereinsbildungen fteht die Organifation der Parteien in den einzelnen 
deutſchen Yänvern, deren Oegenftand zum Theil dieſelben Angelegenheiten, 
zum Theil die befonderen Landesintereſſen find. Ihre Entwidelung und Thätigfeit 
ift zu ungleihartig und mannigfadh, als daß es möglich wäre hier des Näheren 
darauf einzugehen. Im ganzen zeigt ein Nüdblid auf die legten Jahrzehnte, daß 
die Affociation im eigentlihen Deutfchland feit 1848 zum regelmäßigen Begleiter 
oder Vorläufer jeder politifhen Wendung, zu einem organiſchen Beftandtheil des 
Öffentlichen Lebens geworben ift. Diefen Zuftand, welcher überall eintritt, wo das 
Selbftbemußtfein des Bolfes einen gewilfen Grad erreicht hat, fünnte nur die ge— 
waltfamfte Reaktion vorübergehend wieder aufheben. Die bisherigen praftifhen Er— 
folge der Bereinspolitif dürfen nicht überfhägt, aber aud nicht zu gering in An- 
ſchlag gebracht werden; man wird fie richtig fhägen, wenn man für einen Augen- 
blid die gefammte Thätigkeit der politifchen Affeciationen aus der Gedichte ber 
legten 18 Jahre ftreiht und fih dann die Frage vorlegt, ob in biefem Fall vie 
Ereigniffe venfelben Berlauf genommen haben würden. 

Borherrihend, obwohl keineswegs ausfhliegend, haben ſich die liberalen und 
rabifalen Parteien — bald verbunden, bald getrennt — der Aflociation bedient; 
auf ihren Antheil fallen daher auch vorzugsmeife die Fehler der Bereinspolitif. 
Zur richtigen Erfenntnig und Beurtheilung derfelben wäre es nöthig, das Partei— 
leben in feinem ganzen Umfang, alfo mit Inbegriff ver Thätigkeit in Landes— 
vertretung und Prefle zu betrachten. Man müßte ferner die Schwierigkeiten ing 
Auge faſſen, welche dem deutſchen Liberalismus dadurch bereitet werden, daß feinen 
Führern bisher mit feltenen Ausnahmen ſowohl die ©elegenheit, fih in ben 
Staatsgefhäften praftiih zu üben, als die Ausfiht verfchloffen war, ihre Pro- 
gramme an der Spige der Regierung zu verwirklichen, womit bie Gefahr einer 
einjeitig theoretiſchen und idealiftiihen Richtung unzertrennlich verknüpft ift. Man 
müßte enblih das Verhältniß der Parteien zu ihren Führern und die Gebunden- 
heit der legteren, deren einziges Machtmittel die öffentlihe Meinung iſt, gründ- 
licher unterfuchen, als es die deutſche Publiziftit bis jest gethan bat. 

Unabhängig von folhen Betrachtungen ift der Fehler anzuerkennen, daß man 
in-bem Streben nad) politifhem Einfluß die politiſche Bildung vernadhläffigt. 
Man urtheilt nicht felten — in Vereinen und Bolksverfammlungen wie in der 
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Preſſe — über vie wichtigften Fragen, ohne zuvor für ein richtiges Verſtändniß 
terfelben Sorge zu tragen. Zwar kann die Mafle des Volkes niemals aus gewieg— 
ten Bolititern beftehen, überhaupt nicht aus Gebildeten. Wie wir aber gleichwohl 
beitändig darnach trachten, ein höheres Map von allgemeiner Bildung und Ein» 
fiht in allen Klaſſen zu verbreiten, jo muß aud die Anftrengung ver liberalen 
Parteien auf vie Verbreitung politifcher Kenntnije und die dadurch bedingte Stei- 
gerung der politiſchen Urtheilsfähigkeit gerichtet fein. Dafür ift in Deutſchland bis: 
ber viel zu wenig geſchehen. Je unwiſſender die Maffe, um fo leichter wird fie 
von feihten Schwägern überrevet und von gewandten Demagogen migbraudt. 

Diefe Gefahr darf jevody ven Gejeggeber nicht abhalten, vie freie Entwicke— 
lung des Aſſociationslebens zu gewährleiften. Jedes politische Element, welchem 
die Kraft innewohnt, bedeutende Wirkungen im guten Sinne hervorzubringen, 
ift auch mit der Kraft zu ſchaden ausgeſtattet. Die Preſſe befigt viefe Eigen- 
ſchaft im höchſten Grave, und man bat vennod immer mehr erkannt, daß es falſch 
wäre, fie unterbrüden oder reguliren zu wollen. Bon ver Affcciation gilt dasſelbe: 
für die Bortheile, die fie bietet, gibt es feinen Erfag, ihre Nachtheile überwindet 
ein gejunder Vollsgeift und eine tüdytige Negierung. Wo cs an beivem fehit, ta 
ift ein befrietigender Zuftand tes Staates überhaupt unmöglid und man wird 
vergeblid) hofjen, durch Untertrüdung der Afjociationsfreiheit ihn berzuftellen. In 
Berbindung mit der Preffreiheit und einer ehrlich durchgeführten Repräfentativ: 
verfafjung gewährt das Bereins- und Verſammlungsrecht allen Richtungen des 
öffentlichen Geijtes die Möglichkeit, fi kundzugeben, ihre Berechtigung geltend au 
machen, ihre Kräfte zu meflen. Seine Ausübung bietet zugleid ber Regierung das 
Meittel, ſich über die Urtheile und die Vorurtheite, die Gefinnungen und die Lei— 
denfchaften, die Klagen und Forderungen ver Bevöllerung verläffig zu unterrichten. 
In einer lebhaft erregten Zeit gibt die Agitation der Vereine und Verfammlungen 
diefes Bild der Bolfsftimmung vollftändiger und treuer, als es die Preffe allein zu 
thun im Stande ift: beide ergänzen und fontroliren ſich wechjelfeitig. Jede Partei 
tritt bier in ihrem wahren Charakter, in ihrer Stärke oder Schwäche, ihrer Be 
deutung für die Geſammtheit bevor; ver einigermaßen kundige Beobadter kann 
höchſtens auf kurze Zeit durch eine trügerifche Außenfeite getäufcht werden. Wenn 
nicht alle Parteien in gleicher Weife geneigt find, fih der Formen des Bereins- 
lebens für ihre Zwede zu bedienen, fo reizt body, wie die Erfahrung lehrt, das 
Auftreten der einen die anderen, ihrem Beilpiel zu folgen; für diejenigen aber, die 
beharrlidy zurüdbleiben, ift dann aud vieje Scheu charalteriſtiſch. Daß das Ajic- 
ciationsredht durch die Repräjentativverfaflung allein jo wenig wie durch bie 
Preffe entbehrlich gemacht wird, ift fhon oben an dem Beijpiel Englands ums 
der deutijhen Erfahrungen vom Jahr 1848 gezeigt worden. Die parlamentariſche 
Partei, die eine große politiſche Maßregel mit Erfolg vertreten oder befümpfen 
will, muß der Zuftimmung und Unteftügung ihrer Oefinnungsgenoffen, wie fie 
in den Verſammlungen und der Preſſe fi ausipricht, verſichert ſein. 

V. Sind diefe Anſchauungen rihtig, fo ergibt fi daraus für bie Gefetz— 
gebung eines ber abſolutiſtiſchen Regierungsform entwachjenen Staated der lei— 
tende Örundjag, daß fie der politifhen wie der nidtpolitifhen Aſſociation volle 
Freiheit zu gewähren habe. Bon den wichtigeren deutſchen Geſetzgebungen feit 
1848 ift diefer Orundjag im allgemeinen anerlannt, jedoch bezügli ter politiſchen 
Bereinigungen durch manche Klauſeln befchränft worben, die zum Theil Billigung 
verdienen, zum Theil unmefentlich, zum Theil verwerflid erfcheinen, 

Es ift vor allem jelbftverftändlicd und ſchon an einer früheren Stelle (Ziff. II) 
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hervorgehoben, daß bie allgemeinen Strafgefege auf die Thätigkeit der Vereine 
und Berfammlungen ebenfo Anwendung finden, wie auf bie Thätigfeit der Ein- 
zelnen. Wenn Vereine zum Zwed einer ftrafbaren Handlung gebildet, wenn in 
einer Berfammlung folhe Handlungen vorgenommen oder vorbereitet werben, fo 
[reitet die Strafjuftiz ein. Diefe ftrafrechtlihen Bälle find kein Gegenftand ber 
befondern Geſetzgebung über Vereine und Berfammlungen. Die lettere pflegt 

a) für nichtpolitifche Vereine, unter Vorbehalt der gewerbspolizeilihen 
und civilrehtlihen Beftimmungen, feine befhränfenden Vorſchriften aufzuftellen. 

b) Bon den politifhen Bereinen fordert das preußifhe Gefeg vom 
11. Mär; 1850, das wir im Folgenden zu Grund legen: 1. daß fie ihre Satzun— 
gen und ein Mitglieververzeichniß einreichen. Das Mitglieververzeihniß iſt unnd- 
thig und kann leicht zu polizeilichen Berationen mißbraucht werden. 2. Sie dürfen 
Frauensperfonen, Schüler und Lehrlinge (nady anderen Gefegen minderjährige Per- 
fonen) nit als Mitglieder aufnehmen. Diefes Verbot läßt fih mit der Erwä- 
gung begründen, daß das politifche Affociationsreht überhaupt als ein Ausflug 
der vollen politifchen Rechtsfähigkeit erfheint. Soll aber daraus zugleih die Noth- 
wenbigfeit eines Mitglieververzeihniffes, der Kontrole wegen, abgeleitet worben, 
fo wäre darauf zu entgegnen, daß es genügt, wenn jene Berfonen von den Ver— 
fammlungen des Vereines ausgeſchloſſen find, was fih durch die gefegmäßige 
Anweſenheit der Polizeibeamten (Lit. d) kontroliren läßt. Auch würde die Aus- 
ſchliehung des weiblihen Geſchlechtes beffer der Sitte anheimgeftellt werben; wenn 
fi irgendwo Frauenvereine für die politifhe Emancipation diefes Geſchlechtes 
bilden wollen, jo gibt es feinen Grund, ein fo harmlofes Unternehmen geſetzlich 
zu verhindern. 3. Die politifhen Vereine dürfen nicht mit anderen Vereinen glei— 
her Art zu gemeinfamen Zweden in Berbindung treten. Wie leicht diefes Verbot 
zu umgeben ift, erhellt aus ver oben (Ziff. I) gegebenen Ueberfiht der verfchie- 
denen Affociationsformen. Es fcheint deshalb auch überflüffig, die Zwedmäßigkeit 
und Rechtmäßigkeit des Verbotes, die ih nicht anerfennen fann, einer näheren 
Prüfung zu unterwerfen. Für außerordentliche Fälle bleibt da8 Mittel der Spe- 
cialgefeggebung. 4. Wegen Uebertretung der angeführten Vorſchriften können die 
Borfteher zu Geld- und rreftftrafen verurteilt, die Vereine felbft proviſoriſch 
dur polizeilihen und definitiv durch richterlihen Ausſpruch geſchloſſen werben. 
Auf die zweite Mafregel ift praftifh wenig Werth zu legen, weil den Mitglie- 
bern die Öründung eines neuen Vereines jederzeit freifteht. 

ec) Für Berfammlungen, ohne Unterfchted ihres Zweckes, gilt die Vor⸗ 
ſchrift: 1. daß ihre Theilnehmer nicht bewaffnet erfcheinen dürfen, 2. daß Ber- 
ſammlungen unter freiem Himmel an bie Zuftimmung der Ortspolizeibehörbe 
gebunden find. Wenn man bie erfte Beſchränkung, die in der Regel nur die Ver— 
folgung ftrafbarer Zwede erfhweren wird, billigen muß, fo geht dagegen bie 
“ zweite offenbar zu weit. An vielen Orten fönnen einigermaßen zahlreihe Berfammlun- 
gen, weil e8 an einem geräumigen Saale fehlt, überhaupt nur unter freiem Him— 
mel gehalten werden. Es ift unzuläffig, politifche Rundgebungen, welche durch bie 
Mafle der Theilnehmer wirken follen, von dem Belieben der Ortspolizei oder ber 
fie infptrirenden Oberbehörde abhängig zu mahen. Der Gefahr für Ordnung und 
Sicherheit, von welder das preußiſche Geſetz ſpricht, kann dadurch hinlänglich bes 
gegnet werden, daß Zeit und Ort der Verſammlung mehrere Tage zuvor ange— 
zeigt werden müſſen und fomit vie Polizeigewalt in den Stand geſetzt iſt, ihre 
Vorkehrungen zu treffen. Man kann auch fordern, daß ſich anfäffige Perfonen für 
den gefeglihen Gang der Verſammlung moralifh verbürgen. Selbſtverſtändlich 
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find ferner bei der Wahl des Ortes die nöthigen Rüdfihten auf ven öffentlichen 
Verkehr und auf die Schonung des äffentlihen und Privateigentbums (arten 
anlagen, Einfrievigungen u. ſ. w.) zu nehmen. 

d) Für politifhe Berfammlungen ift vorgefchrieben: 1. vaß Zeit um 
Drt derfelben (wenn nicht bei Bereinsverfammlungen beides ohnedies jagungs- 
gemäß feftfteht) eine beftimmte Zeit zuvor der Polizeibehörde anzuzeigen find, 
2. daß der Behörbe das Recht zufteht, Abgeorpnete zu der Verſammlung zu ſen— 
ben. Diefe Anorbuungen, welhe das Verſammlungsrecht, und in Berbindung mit 
dem oben unter b Angeführten zugleih das Vereinsrecht der Kontrole der Def- 
fentlidpfeit unterwerfen, find zu billigen, wenn fie richtig verftanden und nidt, 
wie es geſchehen ift, auf vertrauliche Privatbefprehungen Heinerer Kreife ausge: 
dehnt werden. Denn niemals fann die Einmifchung der Polizeigewalt in folde 
Beſprechungen gerechtfertigt fein, foferne nicht etwa der Thatbeftand eines ven 
Strafgejegen verfallenden Komplottes vorliegt. Bon der Berfammlung muß alfo 
die Zuſammenkunft unterſchieden werben. Die erftere fegt eine größere Anzahl 
von Theilnehmern voraus und ift ihrer Natur nach auf das Licht der Deffent- 
lichfeit berechnet. Dem entfpricht auch der Gebraud politifcher Vereine, zu ihren 
Berfammlungen Soldye, die nicht Mitglieder find, oder doch Berichterſtatter für bie 
Preſſe zuzulaffen. Wenn der Geſetzgeber diefe Deffentlichkeit zur Negel erhebt unt 
demgemäß aud ven Beamten der Regierung den Zutritt fichert, fo handelt er 
nicht gegen die Natur des DVerfammlungsrehtes. Andererjeitd hat aber die ver- 
trauliche, nah außen ftreng abgefhloffene Privatbefprehung ebenfalls ihr Iegiti- 
mes Gebiet, das der Geſetzgeber zu achten verpflichtet ift. — Daraus ergibt fid 
aud der richtige Grundſatz für die Behandlung der Sigungen, in welchen die 
Ausſchüſſe eines politiihen Vereines ihre Gefhäfte erledigen. Nur bie Bereins- 
verfammlungen felbft, nicht diefe Sigungen dürfen der polizeilihen Kontrole unter 
worfen werden. Dasjelbe gilt von denjenigen Ausſchüſſen, vie eine nicht zum Verein 
organifirte Verfammlung eingefegt hat, aud wenn diefe Ausfhüffe von den Be— 
hörden als felbftändige Vereine angefehen und behandelt werben, 

Dem anwejenden Polizeibeamten ift 3. eine weitreichende Befugniß übertra- 
gen, die Berfammlung aufzulöfen. Diefe Befugniß erſcheint unverfänglic, infomeit 
fie fih auf Fälle bezieht, wo eine Mare formale Vorjchrift übertreten, z. B. vie 
vorgejhriebene Anzeige nicht erftattet wurde, fehr bevenklich dagegen, wenn fie fid 
auf jo vage Vorausjegungen, wie die „Anreizung zu ftrafbaren Handlungen“ 
($. 5 des preuß. Gef.) erftredt. Was nicht geduldet werben fann, ift die Berath- 
Ihlagung über Anträge, welche den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung oder 
die Aufforderung zu einer ſolchen enthalten. Weigert ſich hier der Borfigente, die 
Diskuffion abzuſchneiden, jo wird den Abgeordneten der Polizei die Befugniß zur 
Schließung zuftehen müſſen, nachdem fie den Artikel des Strafgefeges, deſſen Ueber- 


tretung von ihnen behauptet wird, angegeben haben. Es ift jedoch nöthig, daß 


eine richterlihe Entjheidung über vie Anwendbarkeit des Strafgefeges nachfolgt. 
Bezüglich anderer Uebertretungen, die in der Berfammlung vorgefommen find, ge 
nügt die nachträgliche richterliche Einfhreitung; denn das polizeilide Schliegen der 
Verſammlung läßt fi als vorbeugende Mafregel nur rechtfertigen, wenn daturd 
die Bollendung oder Fortfegung einer ftrafbaren Handlung noch verhindert 
wird; alle anderen Fälle gehören in das Bereich der gerichtlichen Reprejlion. 
Wohl aber können Vorausſetzungen eintreten, unter welden ber Polizei- 
gewalt die Befugniß zuftehen muß, obgleih kein ftrafrechtliher Thatbeſtand 
und ſelbſt keine „Anreizung“ zu firafbaren Handlungen vorliegt, aus politiſchen 
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Gründen eine VBerfammlung zu fliegen. Man vente an ernfte Verwicklungen mit 
einer auswärtigen Macht, wo durch herausfordernde Demonftrationen die Erhal- 
tung bes Friedens leichtfertig gefährdet werben kann, oder an eingetretene Kriegs- 
zeiten, oder an Zuftände ber Revolution und einer leidenfchaftlihen Erhigung der 
Parteien. In folhen Zeiten vermögen die Worte eines einzigen Fanatikers Wir- 
fungen zu entzänden, vie für das ganze Land verberblich find. Allerdings kann 
von der Nebnerbühne öffentlicher Berfammlungen aud) das Loſungswort zu einer 
gerechten und nothwendigen Bolfserhebung ausgehen; dann aber ſchweigen über- 
haupt bie Paragraphen der Polizeigefege. Bon dieſem Aeußerften abgefehen, dür— 
fen der Regierung die gefeglihen Mittel zur Abwendung einer drohenden Gefahr 
nicht fehlen; nur darf aud) der Ermädtigung, bie für ſchwere und feltene Fälle 
unentbehrlich ift, nicht ein Umfang gegeben werben, daß fie der Reaktion gegen 
jede mißliebige oppofttionelle Kundgebung als Handhabe dient. Brater. 
Vereinigte Staaten, f. ven Nachtrag am Schluffe des Wertes. 
Berfaffung, ſ. Repräfentativverfaffung, Staatsgewalten. 
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Auch außerhalb der Fälle einer vom Richter rechtskräftig erlannten, mit dem 
Verluſt der Freiheit verbundenen Strafe, ſteht dem Staate die Befugniß zu, 
durch Verhaftung in den Rechtskreis des Einzelnen einzugreifen. Insbeſondere 
gewähren alle neuern Geſetzgebungen ohne Ausnahme den Staatsbehörden das 
Recht der Verhaftung zu dem Zwecke, das Strafverfahren ſicherzuſtellen gegen 
eine von dem Schuldigen zu beſorgende Vereitelung. Unter allen Verhaftungs 
fällen ift die Unterfuhungshaft vie häufigfte und, politifch betrachtet, wid» 
tigfte Veranlaffung zur Beſchränkung der perfönlihen Freiheit. Es handelt ſich 
dabei um einen Gegenſatz zwiſchen den erft im Proceffe richterlich feftzuftellenden 
Anſprüchen auf Strafe gegen einen Beſchuldigten und dem oberften aller politi- 
[hen Grundrechte der Staatsbürger. Damit ein möglicherweife vorhandenes, übri— 
gens noch zweifelhaftes Recht des Staates nicht der Erfüllung entgehe, wird 
durch die Unterfuchungshaft im Beginne des GStrafverfahrens ein unzweifelhaftes 
und gegenwärtiges freiheitsreht in feiner Ausübung befchräntt. In politifcher 
Beziehung find wenige Befugniffe fo leicht zu mißbrauchen, wie bie Verhaftung 
auf Grund vorhandenen Verdachts einer ftrafbaren Handlung. Nicht nur in der 
Unbeftimmbarkeit der wefentli von fubjeftiver Ueberzeugung abhängenden Ber- 
dachtsmomente, fondern auch in dem ungewiſſen Berlaufe einer das Kriminalver- 
fahren vorbereitenden Unterfuchung, der mörlichen Verlängerung von Borerhebun- 
gen im Procefie, liegen unverkennbare Gefahren für die ftaatsbürgerliche Freiheit. 
Begrenzung und Einſchränkung des Verhaftungsrehtes und folgeweife Sicherftel- 
lung der perfönlihen Freiheit gegen zu weit gehende Beeinträhtigung waren von 
jeher eine der widhtigften Angelegenheiten der Geſetzgebung. Wie überall, wo bie 
Beziehungen zwiſchen ven Oefammtrechten der Staatägefelihaft und dem Indi— 
viduum zu ordnen find, erfennt man aud an den Verhaftungen ven Wechfel der 
Zeiten und die Abftufung höherer oder niederer Entwidelung, je nachdem bie 
Intereffen der Macht oder bie Rechte der Freiheit überwiegen. Um ſich der Ge— 
genfäge bewußt zu werden, vergleiche man den Schug, welcher ber perfönliden 
Breiheit in England feit dem Sturze der Stuarts gewährt wurbe, mit den lettres 
de cachet, gegen welche 100 Jahre fpäter Mirabeau fchrieb. 

Schon der Strafproceß zeigt in feinen Grundformen den engften Zufanmen- 
bang mit dem Berhaftungsreht, den beutlih wahrnehmbaren Stempel politiſcher 
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Intereffen. Das Anklageprincip, weldes ven römifch-republifanifhen, ven 
altgermanifhen und englifhen Proceßeinrihtungen zu Grunde liegt, muß, bie 
Gleichberechtigung der ftreitenden Parteien fefthaltend, zu einer Abneigung gegen 
einfeitige ae, des Angellagten durch Verhaftung hinleiten. Wo den— 
noch perfönlihe Haft zuläffig wird, erhält fie ein Gegengewicht an der firengiten 
Verantwortlichfeit des Anklägers. Anders geftalten fih die Berhältniffe im Unter 
fuhungsproceß. Je mehr die ftaatlihe Allmacht die Perfon des Verdächtigen zu 
einem Objekte der Beweisermittelungen berabjegt und einen Gegenfag verkündigt 
zwiſchen dem Nechte des Staates und den Pflichten des Bürgers, ohne deren 
Zufammenhang deutlich zu begreifen, deſto weiter geht auch die Anforberung an 
die Aufopferung der Perfönlichkeit für die Zwecke des allgemeinen Wohls, binter 
benen fid die Willfür des alten Bevormundungsftaates verbirgt. Soldier Auffaf- 
fung, wie fie im deutfchen Unterfuhungsproceß der legten Jahrhunderte Geftal- 
tung fand, erfcheint e8 unter der Würte der abfoluten Staatsautorität, von ih- 
rem Thun den Unterthanen Rechenſchaft abzulegen. Perfönliche Freiheit bedeutet 
dann aud im Strafproceh nichts anderes, als eine Einräumung, welhe das Wohl 
wollen tüchtiger Beamter zu machen für gut findet. Opferte man der Sicherheit 
der Gefellfhaft und ver Ueberführung eines Verbächtigen deſſen Gliedmaßen auf 
ber Folter, deſſen Freiheit in einem zeitlich unbegrenzten Unterfuhungszwange — 
wie hätte man daran denken können, hinſichtlich der Verhaftung eine dem ganzen 
Syftem widerfprechende Verantwortlichkeit des Beatmenthums aufzuftelen? Noch 
bie drei erften Jahrzehnte diefes Jahrhunderts legen ein trauriges, für bie heu— 
tige Zeit faum verftändliches Zeugniß dafür ab, daß auf die geringfügigften und 
nichtigſten DBeranlaffungen hin eine Unterfuhungshaft gegen politiſch verdächtige 
„Demagogen“ verfügt und jahrelange fortgefegt werden konnte, 

Eine Rückkehr zu vernunftgemäßen Grundſätzen wurde für Deutſchland nur 
dadurch ermöglicht, daß man an ten Vorbildern Englands das Unnatürlihe und 
Ungerechte des alten heimlichen Unterfuhungsprocefies erkannte, daß der Geift der 
Deffentligkeit tiefer in unfer Bewußtſein eindrang und unter anderen politijhen 
Reformen die Anerkennung der perfönlihen Freiheit als das hödfte der Grund» 
rechte geſetzlich fichergeftellt zu fehen verlangte. Seit 1848 fah man aud außer» 
halb der rechtögelehrten Kreife deutlich ein, daß der Rechtsſchutz gegen will- 
kürliche oder leichtfertige Verhaftungen nit nur einen Plag in den 
neuen Strafproceßorbnungen beanspruchen dürfe, ſondern zum Range eines in ben 
Staatsgrundgefegen zu fihernden Yundamentalartifeld erhoben werden mäfle. 

Als ein muftergültiges Vorbild galt jenen Anforderungen die engliſche Ha- 
beas Corpus-Afte. Nachdem früher die Magna Charta ungefeglihe Freiheits- 
beraubungen unterfagt und mehrfadhe Statute aus der Neglerungszeit Eduard II. 
dies Verbot wieverholentlich eingefhärft, bie petition of rights willfürlihe Ber- 
baftungen abgeftellt, erging bie fo berühmt gewordene Habeas Corpus-Alt: 
(31. Earl II. c. 2), wonach jeder Verhaftete durch einen writ of Habeas Corpus 
richterliche Entſcheidung über den Grund der Verhaftung erlangen kann (f. Blal- 
ftone [ed. Kerr] I. p. 122 c. 135) und forbern darf binnen beftimmter Fri— 
ften gegen Bürgfchaft over ohne folde entlaffen . zu werben. Am 27. Mai 
1679 erging das Geſetz, welches man noch gegenwärtig als den Grundpfeiler ber 
englifhen Freiheit betrachtet (ſ. Fiſchel, die Verfafjung Englands S. 92; über bie 
Form der englifchen Haftbefehle ſ. Gneift, Gefchichte und heutige Geftalt ber 
engliihen Kommunalverfaffung oder des selfgovernment I. ©, 580, Mitter- 
maier, engl. Strafverfahren ©. 159), 
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Den Berfaffern ver beutfhen Grundrehte war es im Jahre 1848 ernft- 
ih um eine Sicherung der perſönlichen Freiheit zu thun; ohnehin hatte man all- 
gemein, das Ungenügende in dem früheren Gefegeszuftand erfennend und bie Tra- 
dition Englands annehmend, nad einer „Habeas Korpus-Alte" verlangt. Der 
Artikel 3 der Grundrechte beftimmt: „Die Freiheit der Perfon iſt unverleglid) ; bie 
Berhaftung fol außer dem alle ver eo. auf frifher That nur gefchehen 
in Kraft eines richterlihen Befehles, der mit Gründen verjehen fein fol; tiefer 
Befehl muß im Augenblid der Verhaftung oder innerhalb der nächſten 24 Stun- 
den dem Verhafteten zugeftellt werben; bie Polizeibehörbe muß jeden, ven fie in 
Berwahrung genommen hat, im Laufe des nächſten Tages entweder freilaffen, oder 
ber richterlihen Behörde übergeben; jeder Angeſchuldigte fol gegen Stellung einer 
vom Gerichte zu beftimmenden Kaution oder Bürgfhaft (ausgenommen, wenn brin- 
gende Anzeigen eines ſchweren Verbrechens vorliegen) der Haft entlaffen werten; 
im Falle widerrechtlich verhängter oder verlängerter Gefangenſchaft ift dem Ber: 
legten Genugthuung und Entfhäbigung, aushülfsweife fogar durd den Staat zu 

ewähren.” 

: Die Mehrzahl der deutfhen Proceßgefege und die nad dem Jahre 1848 ent- 
ftandenen Berfaffungsurkunden entfprehen ven Anforderungen der Grundrechte nur 
theilweife; und zwar zum geringften Theile. Wenn aud Häufig beftimmt wird, 
daß Berhaftungen nur nad „dem Geſetze oder in gejegliher Form“ zuläffig fein 
follen, fo ift damit verhältnigmäßig wenig gefagt; denn in faft allen beutfchen 
Staaten wurde die Weiterentwidlung der 1848 aufgeftellten Brincipien gewaltfam 
abgebrochen oder durch das Beftehen der einer früheren Periode angehörigen Spe- 
cialgefege verfümmert. „Gewährleiftung «der perfönlichen Freiheit" und allgemeiner 
Hinweis auf die Ausnahmen, welde das „Geſetz“ beftimmt, find beinahe wirfungs- 
(08, fobald das Gefeg felbft dem Grundgedanken der perfönlicen Freiheit ent- 
frembet ift. Sehr deutlich zeigte fi dies in Preußen, wo bie Berfaffung den ab- 
ftraften Orundfag der Gewährleiſtung perfönlicher Freiheit aufftellt, das Gefeg zum 
Schute der perfönliden Freiheit vom 12. Febr. 1850 die formalen Vorfchriften 
der Berhaftung feftfegt und die Kriminalorbnung aus dem Jahre 1805 vie Füh- 
rung der Borunterfuhung regelt, alfo Gefege neben einander gelten, welde auf 
gänzlich verſchiedenen Rechtsauffaſſungen beruhen. 

Man überfah in Deutfchland ziemlich allgemein, daß der Schwerpunft ber 
englifhen Habeas Corpus-Afte in dem Rechte der Entlaffung gegen Kaution und 
in der allgemein burdgeführten Berantwortlickeit des Beamtenthums lag. In 
Deutfhland ließ man fich vielfach durch die Verheißung einer richterlihen Ver— 
nehmung binnen einer beftimmten Zeitfriit Blenden und glaubte genug erreicht zu 
haben, wenn man einen Oefangenen überhaupt der polizeilichen Verfügung nad) 
Ablauf einer beftimmten Stundenzahl entzogen hatte. Während aber die englifche 
Habeas Corpus-Alte denjenigen Richter mit 500 Pfd. Strafe bedrohte, der einen 
writ of Habeas Corpus verweigern würde, läßt beifpielsweife das preußifche Ge— 
jeg vom 12, Februar 1850 die Ueberfchreitung der polizeilichen Verwahrungsfrift 
völlig ftraflos, fo daß hier höchſtens eine bisciplinare Verantwortlichkeit begründet 
wird. In der Praris der deutſchen Staaten ftellen fich die Fälle der Verhaftung 
meiftentheil8 derartig, daß nicht die vorgängige Ertheilung des richterlihen Ver— 
baftungsbefehls, fondern die vorläufige Feſtnahme der Polizei die Regel bildet, 
daß bei Ueberfhreitung der Friften oder leichtfertiger Feſtnahme durch die Polizeis 
behörden eine wirkſame Berantwortlicfeit vor dem Gefe nicht befteht, die richter- 
lihe Vernehmung der Verhafteten, weil ein Recht auf Entlaffung nicht anerkannt 
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ift, zu einer bloßen Yormalität berabfinft und aud bie Dauer der Borunterfu- 
chungshaft bei fchriftliher und heimliher Führung derſelben durchaus von dem 
Ermefien des Richters abhängig bleibt. Eine derartig befhaffene Sadlage erklärt 
fi leicht, fobald man ſich erinnert, daß ſich die Strafgefeggebung in Deutfchland 
mit befonderer Vorliebe dem franzöfifhen Mufter zumendete, dem zufolge tie ftän- 
dige Anflagebehörde an der Spige der gerichtlichen Erefutivpolizet auf die perjün- 
liche Freiheit ganz anders und viel nachtheiliger einwirken mußte, als bie dem 
richterlichen Amte untergeordnete Privatanflägerfhaft in England. Ueberbies ift vie 
franzöfifhe Strafprocegorbnung im Großen und Ganzen den Rechten der Ange 
ſchuldigten höchſt ungünſtig; im den auf Unterfuhungsverhaft bezügliden Anorb- 
nungen fogar. unflar. Der code d’instzuetion criminelle vom Jahr 1808 unter- 
ſcheidet 1. den Borführungsbefehl (mandat d’amener), welden der Unterjuchungs- 
richter in eigentlichen Verbrechensfällen beſchließt und fogar bie Staatsanwaltfchaft 
bei delit Aagrant erlaffen kann, aber nicht einfeitig wieder aufheben darf (vgl. 
Helie, trait€ de l’icstraction criminelle V. p. 768). Der ricterlide Vorfüh— 
rungsbefehl hört nach 24 Stunden von felbft auf wirkfam zu fein, fein Zwed ift, 
bie Vernehmung des Angeſchuldigten fiher zu ftellen. 2. Den Haftbefehl (mandat 
d’arröt), welder einen Antrag der Staatsanwaltihaft vorausjegt (Art. 94). 3. 
Den Berwahrungsbefehl (mandat de depöt), welcher nach eigenem Ermeſſen tes 
Richters erlaffen werden fann (Art. 61), und der beim mandat d’arröt nothwen— 
digen Bezeihnung der dem Angeſchuldigten zur Laft gelegten ftrafbaren That, fo 
wie der darauf anwendbaren Gefegesftelle nicht bedarf. Eine PVerfhärfung ver 
Vorunterfuhungshaft enthält (Art. 613 und 618) die fogenannte mise au secret, 
woburd der Gefangene von jedem Verkehr mit irgend welchen Perfonen abge 
fchnitten wird. 4. Die ordonnance de prise par corps, welde vie Rathslammer 
mit der vorläufigen Verfegung in den Anklageftand wegen eines Verbrechens fols 
legialifh beſchließen muß. (Art. 133). 

Erft neuerdings, 1865, ift die franzöfifche Gefeßgebung für eine Milverung 
der fehr harten, auf Unterfuhungshaft bezüglichen Procefbeftimmungen in Thä— 
tigkeit gefeßt worben. Ohne auf diefe für Deutfchland noch einflußlos gebliebenen 
Neuerungen einzugehen, begnügen wir uns mit der Erwähnung einer Thatſache, 
welche geeignet ift, das von den beutfchen Proceforbnungen vielfah nachgebilvete 
Mufter der franzöfifhen Kriminalproceßordnung zu entwerthen. 

Uebrigens gehen die beutfchen Gefeßgebungen in der Negelung des Berbaf- 
tungsrechtes fo weit aus einander, daß eine Darftellung ber Einzelheiten nur in 
einem Lehrbuche des Strafproceffes am Plage fein würde. Es ift genug, vie all 
gemeinen Gefihtspunfte hier anzudeuten. 

A. Us Grund zur Berhaftung befhulbigter Perfonen wird in ber 
Negel erfordert: 1, der Verdacht der Thäterfhaft eines erheblihen Verbrechens 
und bie bearündete Beſorgniß der Flucht. Beide Momente, wefentlih ſubjektiver 
‚Natur, müſſen zufammentreffen, lafien ſich aber nad feinem allgemeinen, äußerlich 
erfennbaren Maßſtab begrenzen. Mit Rückſicht auf die Schwere der verbrecheriſchen 
That wird häufig beftimmt, daß bei Geldbußen niemals, bei Gefängnißftrafen nad 
richterlichem Ermefjen, bei ſchweren Verbreden nothwendigerweile Unterfuhungshaft 
eintreten fol. Während in Preußen nad ver alten Kriminalortnung bei Eigen- 
thumsvergehen allgemein, und außerdem bei einer vorausfichtlih über ein Jahr 
dauernden Gefängnißftrafe Verhaftung ftattfindet, dehnen andere deutſche Gefeg- 
gebungen das Recht perfünlicher Freiheit viel weiter aus; Baden in feiner neuen 
Strafgeſetzgebung (vom 18. März 1864) bis zu einer mit mehr als zweijährigem 
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AUrbeitshaufe bebrohten Thäterfhaft; Borführungsbefehle zum Zmwede ber 
Bernehmung find indeffen im weiteren Umfange zuläffig ($. 159 ff.). Als Spe- 
cialfälle eines dringenden Verdachtes erſcheint allgemein die Ergreifung auf fri— 
fher That oder unmittelbar nad derſelben (Preußen, Baden u. a.), die Bezich— 
tigung durd öffentlichen Nachruf oder einen Augenzeugen u. a. Hinfichtlic des 
Fluchtverdachtes werben feltener leitende Geſichtspunkte aufgeftellt: abgefehen von 
ver begonnenen Flucht jelbft, die Vorbereitung verfelben durch beftimmte Anftals 
ten, die Eigenfchaft ald Ausländer oder Vagabonde, die gerichtlich bewirkte Etel- 
lung unter Polizeiauffiht. Für einen wirkſamen Schub der perfönlichen Freiheit 
würde es inbeflen dienliher fein, nicht nur pofitive Merkmale des Yluchtverdad;- 
tes als Anhaltspunkte feftzuftellen, fondern aud negativ Präfumtionen gegen ven 
Fluchtverdacht, einer Anſäßigkeit des Thäters, feiner Gemeindeangehörigfeit, 
feiner Selbftänpigfeit als Familienhaupt zu entnehmen. Jedenfalls erfcheint es voll» 
fommen unzureihend, den Verdacht der Flucht einfach aus dem Verdacht der Thä- 
terfchaft einer ftrafbaren Handlung und der Furcht vor Strafe abzuleiten. 2. Tie 
Beforgnik, daß der VBerbädtige ven Thatbeftand verbunfeln oder feine Ueberfüh- 
rung durch Zerftörung von Beweismitteln verwideln fünnte. Gegen dieſe fo- 
genannte Kollufionshaft, für deren Dauer jeweilen beftimmte Friften geſetzt 
find (Baden $. 164), erheben ſich indeſſen wegen ihrer fo unbeftimmten Natur 
höchſt gewichtige Bedenken (Mittermater, Allg. d. Strafrechtszeitung Band I. 
©. 57). Seltener findet fih ald Grund ver Verhaftung 3. Theilnahme an einem 
Raufhandel (3. B. Würtemberg und Preußen, obwohl die Beftimmung ver K. O. 
$. 213 für aufgehoben zu erachten ift). 

B. Die Beredtigung zur Anordnung von Berhaftungen 
wohnt regelmäßig nur dem Richter inne; nur er kann förmliche Unterfuhungsbaft 
befchließen, fei e8, daß der Unterfuhungsrichter allein, fei es, daß ein Gerichts» 
kollegium entfcheidet. Der Staatsanwaltichaft (nah franzöfifhen Recht) und den 
Bolizeibehörden, Wachmannſchaften, Sicherheitsbeamten fteht nur die vorläufige 
Ergreifung und Feſtnahme dringend Verdächtiger zu. Diefelben find entweder nad) 
genügender Aufllärung ber Sachlage zu entlaffen oder binnen einer gefeglich be- 
ftimmten kürzeren Frift, zur Verfügung bes Gerichts zu ftellen und zum Zwede 
gerichtliher DBernehmung und Entſcheidung über vie Haft vorzuführen. Auch hier 
ergeben fih nah Lage der Geſetzgebung mannigfahe Mißſtände; wenn es auch 
rathſam fein mag, eine fpätefte Frift anzuordnen, bis zu welcher die Borfüh- 
rung geſchehen fein muß, fo erſcheint es dennoch erforderlich, daß ſchon bie frü— 
hefte überhaupt nach den Umftänvden thunliche Vorführung den Polizeibehörven 
bindend vorgezeichnet werde. Ohne Nüdficht auf den Verdacht eines Verbrechens, 
fteht der Polizei in deutfhen Staaten vielfadh eine präventive Feſtnahme ge— 
wiffer Perfonen zu; nad dem preußifchen Gefege vom 12. Februar 1850, wenn 
der eigene Schuß der ergriffenen Perfon, die Aufrehthaltung der öffentlihen Gi» 
cherheit, Sittlichkeit und Ruhe eine derartige Mafregel dringend erfordern. Wie 
bereit3 oben hervorgehoben wurde, mangelt e8 in Deutfdland an geeigneten Be- 
ftimmungen gegen Ueberfchreitung der den Polizeibehörben gefetten Friſten, bis 
zu welhen vorläufige Feftnahme ftattfinden darf. Zu Abkürzung vorläufiger Feſt— 
nahme erweist ſich insbefondere die englifhe Einrichtung wirkſam, wonad bie 
Vorführung an den Richter in öffentliher Sigung (ohne den franzöfifch-redhtli» 
hen Ummeg durch die Staatsanwaltihaft) erfolgt. In vringenden Fällen haben 
auh Privatperfonen das Recht, fliehenne Verbrecher zur fofortigen Weber: 
gabe an bie Behörden feſtzunehmen. | 
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C. Form der Verhaftung. Vorführungs- und Haftbefehle bedürfen ver 
ſchriftlichen Form, der Bezeihnung der ftrafbaren That und der befhulpigten Ber- 
fon; fie müffen dem Berhafteten bei feiner Feſtnahme oder binnen einer kürzeren 
Friſt nad) derfelben vorgezeigt werben. Einige Gefeßgebungen verorbnen im In- 
tereffe einer wirffamen Vertheidigung eine kurze Motivirung der Haftbefehle durch 
Angabe ber Verdachtgründe, welche fih auch in ben engliihen Formularen ange- 
geben finden. Dem vorläufig Ergriffenen, von der Polizei fofort wieder Entlafle- 
nen, follte überbies das Recht nicht vorenthalten werden, die Angabe der Gründe 
zu verlangen, durch melde feine Feſtnahme veranlaßt wurbe. 

D. Rehtsfhug gegen willtürlihe Berhaftungen oder zu lang dauernde 
Unterfuhungshaft wird theils durch die Formen des Proceßganges in Strafſachen, 
theils durd die ftaatsrechtlihe Stellung und die politifhe Berantwortlichkeit ver 
Behörden zu erftreben fein. Diefe legtere richtig zu begrenzen, erfheint als eine 
ber fchwierigften Aufgaben ; da Mißgriffe aus Irrthum, wo e8 fih um Berbadte- 
momente handelt, unvermeidlih find. Als wirffamfte Mittel der Abwehr fommen 
in Betradt: 1. Vertheidigungsrechte der Beſchädigten ſchon in der Borunterfu- 
hung und Beſchwerde an die höheren Inftanzen, welche legtere von feiner beut- 
hen Gefeggebung verfagt wird, während bie Zulaffung von PVertheidigern, die 
mit einer wirffam zu begründenten Beſchwerde offenbar im Zuſammenhang fteht, 
durch das franzöfifhe Recht geradezu verfagt wird und auch in Deutfchland noch 
die Ausnahme bildet. 2. Die in England herkömmliche Deffentlicfeit der Vor- 
unterfuhung und regelmäßige ftatiftifche Nechenfchaftslegung über Anzahl, Wieber- 
aufhebung und Fortdauer der Berhaftungen. 3. Die genaue Feftfegung berjenigen 
Fälle, in denen feine Verhaftung eintreten tarf; fo beftimmt beifpielsweife vie 
belgifhe Geſetzgebung, daß bei politifhen Vergehen eine Borunterfuhungshaft 
nicht ftatt habe. 4. Die Anerkennung des Rechts, gegen Beftellung einer mäßi- 
gen, auch durch Bürgſchaft zu vermittelnden Kaution, abgejehen von den fhwerften 
Derbrehensfällen, der Haft entlaffen zu werben (f. Sonntag, die Freilaffung 
gegen Kaution, 1865). Die deutſchen Grundrechte hatten die Nothwendigkeit die— 
ſes auch in England bewährten Sicherungsmitteld deutlich erfannt; nah tem 
DVorgange des franzöflfhen Rechts wirb aber in ven deutſchen Proceßordnungen 
die Annahme ter Kaution entweder ganz ober überwiegend in bas ridhter- 
lihe Ermeſſen geftelt. 5. Die ftrafrehtlihe und civile Berantwortlichkeit ter 
Staatsbeamten nicht nur für vorfäglih rechtswidrige, fondern auch fahrläffig umd 
leichtfertig bewirkte Berhaftungen oder Freiheitsberaubungen. Endlich ſchlagen einige 
Rechtsverſtändige 6. vor, daß jedem Verhafteten, beffen Unfhuld fi fpäter 
berausftellt, eine Entſchädigung aus Staatsmitteln felbft in den Fällen gewährt 
werde, wo ein Anfprud gegen die verhaftenden Beamten felbft nicht begründet 
werben fann, indem fie in ber vorläufigen Aufopferung ber perfönlichen Freiheits— 
rechte, im Oefammtintereffe vor erwiefener Schuld einen Grund der Schablcshal- 
tung erfennen und von der Annahme eines foldhen Principe auch eine thatfächliche 
Einfhränfung ver Verhaftungen auf die dringenbften Fälle erwarten (f. Heinze, 
das Recht der Unterfuhungshaft. Leipzig 1865). v. Holgendorfl. 

Verjährung, ftaatsrehtlihe, ſ. Beſitz. 

Verkehrswege, ſ. Land- und Waſſerſtraßen. 

Verlagsrecht, ſ. Autorrecht. 


Verordnung. 


Die Verordnung enthält wie das Gefeg autoritative Vorſchriften, 
welde theils allgemeine Regeln des Verfahrens und Verhaltens feftftellen, theils 
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Öffentliche Einrichtungen anorbnen. Über das Geſetz ift in höherem Grade ber 
Ausprud des Gefammtmwillens, des Stadtswillens in höchfter Potenz und 
wird daher in dem modernen Repräfentativftaate nur unter Mitwirkung und Zus 
fiimmung der Vollövertretung feftgeftellt. Die Verordnung dagegen beruht ledig— 
lich auf der Autorität der obrigfeitlihen Gewalt, voraus der Regierung, 
möglicher Weife in bejchränfterem Umfang aud ber Provinziale oder Bezirks- oder 
felöft der Gemeindeverwaltung, unter Umftänden auch der Gerichtshöfe, inwiefern 
fie über die Verwaltung und die Rechtspflege eine Oberauffiht üben. 

Schon daraus ergibt fich, daß die Autorität des Geſetzes die höhere, weil bie 
bes ganzes Staatskörpers ift, bie der Verorbnung bie mindere, meil die ein- 
jener Organe und Glieder des Staatslörpers. So lange freilih der Staat 
noch von der abfoluten Monardie regiert wurde, trat diefer Unterſchied nicht Klar 
hervor, indem der abfolute Monarch zugleich für fi) allein den ganzen Staat 
repräfentirte und ohne Kammern das Geſetz gab und hinwieder als Haupt bes 
Staates alle Regierungsgewalt ausübte und bie Verordnung erließ. Seit der Aus- 
bildung der Repräfentativverfaffung findet der Gegenfag von Gefe und Berorb- 
nung in der Organifation des Staates feine Begründung, indem die gefeßgebenbe 
Gewalt nirgends mehr dem Staatshaupt für fih allein überlaffen ift, fondern 
nur in Uebereinffimmuug mit der Repräfentation ber Regierten 
ausgeübt wird, in der einfeitigen Regierungsgemwalt aber die Berorb- 
nungsgemwalt enthalten ift. Der gefeßgebende Körper erläßt feine Verordnungen, 
die Regierung für fich feine Geſetze. Wo noch, wie in einzelnen deutſchen BVerfaf- 
fungen, der Regierung das Recht zugefchrieben wird, „proviforifche” Gefege zu 
erlaffen, wenn die Kammern nit verfammelt find und ein öffentlihes Bedürfniß 
dazu drängt, ba bebürfen biefelben doch hinterher, um eine dauerhafte gefegliche 
Gültigkeit zu erwerben, der nachträglichen Zuftimmung der Kammern. Geht man 
etwas weiter, fo wird der ganze Unterfchieb verwifht und man erhält ein Stüd 
der früheren abfoluten Monarchie. 

Dem Unterfchieve in den Organen ber Gefeggebung und der Berorbnung 
entfpricht auch der Unterfchied in dem Inhalte, Die beiden Aeußerungen bes ord- 
nenden Staatswillend konkurriren Teineswegs in dem Sinne, daß biefelben Ber- 
'hältniffe abwechfelnd durch Gefeg und Berorbnung, und aud nicht in dem Sinne, 
daß fie vorerft durch Geſetz und nachträglich durch Verordnung regulirt erden. 
Dielmehr eignen fih die einen Gegenftände nur für das Geſetz, andere nur für bie 
Berorbnung; und nur in einer britten, mittleren Klaſſe von Fällen tritt ein 
Schwanken ein und wird dieſelbe Sache bald durd Verordnung, bald durch Geſetz 
geregelt. 

Für die Gefeggebung geeignet und nicht der Verordnung vorbehalten find 
nah den modernen Principien : 

a) die grundfägliche Feftftellung des Privatrehts und bie Regeln des 
Civilproceſſes. Weil es fi hier um die Nechtsverhältniffe der Bürger han- 
belt, fogar im Gegenfage zum Staate, fo darf bier nicht ver Regierungsgemwalt 
für fih alein das Recht zugeftanden werben, darüber rechtsverbindliche Vorſchrif- 
ten einfeitig zu erlaffen. Hier ift die Mitwirkung der Vollsvertretung unentbehr- 
lid. Verordnungen, welche das Privatreht ändern, find daher überall unzuläffig, 
und folde, welche auf die Handhabung des Privatrehts einen Einfluß üben, nur 
infofern ftatthaft, als dieſelben entwever durch das Geſetz vorgefehen und ermäch— 
tigt find, oder lediglich als Inftruftionen für die mit der freiwilligen ober ftreiti- 
gen Gerichtöbarfeit betrauten Beamten dienen und fomit in den Bereih der ei» 
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gentlihen Juftizverwaltung gehören; z. B. Verordnungen über bie Einrichtung ter 
Grundbücher, der Stanvesbüher, die Gerichtsferien u. f. f. 

b) Das ganze Strafreht und der Strafprocef. Auch bier liegt in 
dem Erforberniß der Gefegesform eine ter wichtigften Garantieen gegen Regie: 
rungswilfür. In Anbetradt, daß das Heer der Regterungsgewalt unbedingt unter- 
geordnet fei und einer ftrengen Disciplin bebürfe, wird in einzelnen deutſchen 
Staaten die Militärftrafgefeggebung der Regierungsgewalt unterworfen, das heißt 
in Form der Berorbnung ausgeübt. Indeflen rechtfertigt die Rüdfiht auf Dis 
ciplin und ftrenge Unterorbnung des Heeres im Frieden bob nur biscipline- 
rifche Verordnungen, nicht aber bie Feſtſtellung des eigentlichen Strafredhts, deſſen 
Wirkungen über das militärifhe Verhältniß der Umtergebenen hinausreichen. Da— 
gegen begründet und erfordert der Kriegszuftand als ein ausnahmsweiſer und 
vorübergehender Nothftand ein energifcheres Vortreten der Regierungsgewalt und 
bemgemäß ein weiteres Berorbnungsreht. Die Kriegsartifel, welche von der Kriegt 
gewalt verorbnet werben, enthalten daher auch Verbote mit fehwerfter Straf: 
androhung in kriegsgerichtlichem Verfahren. 

c) Die Auflage von Steuern und bie Kontrahirung von Staatsanlei— 
ben bedarf aus ähnlihen Gründen gefegliher Feſtſtellung, damit nicht vie Pri- 
vaten, melde jene Steuern bezahlen und für Rüderftattung biefer Anleihen ein- 
ftehen müſſen, durch einfeitige Regierungswillfür ungebürlich belaftet werben. 

d) In dem entwidelten Repräfentativftante gehört and die grundfägliche Fef- 
ftellung der Militärpflicht bieher. 

In allen diefen Fällen ift es vie Sorge für das Recht und bie Freiheit 
der Privatperfonen, welde vie Form des Geſetzes, d. h. die Mitwirkung 
der Repräfentation der Bürger fordert. Es ziemt fi aber ebenfo, daß 

e) die wihtigeren organifhen Einrichtungen des Staates felbft, ind 
befonvere die Drganifation ver Staatäbehörben und die Einführung bauer: 
ber Staatsämter nicht durch bloße Verordnung, fondern durch Gefege regulirt 
werden, fo weit nicht jenes bereits burd die Verfaffung felbft gefchehen ift. Für 
bie Entwidlung der politifchen Freiheit ift es fehe wefentlih, daß auch bie dauern 
den Orundlagen der Staatsorbnung nit ohne Mitwirkung der Volksvertretung 
eingerichtet oder abgeändert werden. „Kein dauerndes Staatsamt ohne Geſetz.“ 
Diefe Mitwirkung gewährt Schuß gegen unvolfsthümlihe Staatsinftitutionen und 
fihert zugleich den pofitiven Einfluß des Volks auf bie Geftaltung des Gtaate. 

f) Die Feftfegung des gefammten Staatshanshalts fowohl für die nächſte 
Zukunft in Form des Boranfchlags (Budgets) als für vie legte Vergangenheit, in 
Form der Gutheißung der Jahresrechnung, enthält an fich eher Akte der Verwal: 
tung als der Geſetzgebung, indem fie nur eine vorübergehende Bedeutung haben, 
zunächſt für die Finanzverwaltung je eines Jahres; aber fie bat theils wegen 
ihrer nahen Beziehung zu ben Steuern und Anleihen, theils weil baburd die 
eigentliche Finanzverwaltung eine fefte, wenn auch zeitlih begrenzte Regel ihres 
Verhaltens empfängt und das Intereffe der Bolfsvertretung an ber Ordnung te 
Finanzweſens beſſer verbürgt wird, die Form der Geſetzgebung angenommen. 

Auf der andern Seite find nur für die Verordnung und nit für bie 
Geſetzgebung geeignet : 

a) Die bloßen Anwelfungen und Inftruftionen, welche die höhere Beamtung 
ber untern mit Bezug auf ihre Dienftleiftungen, in Form von dauernden Bor 
ſchriften innerhalb des befonderen Verwaltungsbereichs ertheilt, fogenannte Dienft- 
berorbnungen, 
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b) Diejenigen, fei e8 allgemeinen, fei e8 örtlich oder perſönlich (auf ge 
wiffe Berufsklaſſen bezüglichen) enger begrenzten und daher befonderen Vorſchrif— 
ten, welche nur eine vorübergehende, je nad ven Umſtänden zu mobificirenbe 
Bedeutung haben, Theil um ihrer leihtern Veränderlichkeit willen, theils weil 
fie nur eine befhränfte Anwendung finden, eignen fie fih aud dann nicht 
zur Öefeggebung, die den Charakter der Dauer und ber Allgemeinheit an fid 
trägt, wenn fie fid) über das Berwaltungsperfonal hinaus auf die Verhältnifie 
der Privaten beziehen, wie insbefondere die polizeilichen Berorpnungen. Der 
lange und unfihere Weg und der komplicirte Upparat der Geſetzgebung paßt für 
biefe Dinge nicht, die einer verhältnigmäßig raſchen und einfahen Megulirung 
bebürfen. 

Zunähft ift e8 Sache der Staatsverfafjung, näher zu beflimmen, was ber 
Gefeggebung und was hinwieder der Verordnung vorzubehalten fel. So weit jene 
verfafjungsmäßig reiht, wird durch fie der Bereih der Verordnung beſchränkt, 
weil das Gefe die Autorität des allgemeinen Staatswillens, die Verordnung nur 
bie ber obrigfeitlihen Gewalt für fid hat; aber man darf nicht umgekehrt fließen, 
daß fi) der Bereich der Verordnung fo weit erftrede, ald nicht ausdrücklich durch 
die Verfafjung die Oefegesform gefordert werbe, weil ein bie gefammte Rechtsord⸗ 
nung beftimmenbes Berorbnungsreht als Regel nur mit der abjoluten Gewalt ber 
Obrigkeit, nit mit der modernen Repräfentativverfaffung verträglich erjcheint, 
diefe vielmehr die Mitwirkung des Volks grundfäglich verlangt. Wir nehmen daher 
überall mit den Fortfchritten der Nepräfentativverfaffung eine allmählihe Erwei- 
terung wahr ber gefeßgeberifhen Thätigkeit und die Zurüdbrängung der Berorb- 
nung in engere Scranfen. 

Im Einzelnen freilich zeigen fih mande Unterſchiede der Behandlung in 
verſchiedenen Staaten. - 

Am ausgebehnteften ift die englifche Geſetzgebung, welde bis in das Ein« 
zelne und Beſondere hinein Alles feft fegtund ver Berorbnung fehr wenig Raum 
überläßt. Es erklärt fi) das aus der Geſchichte des englifchen Parlaments, deſſen 
Mitwirkung nit auf die eigentlihe Geſetzgebung eingefhloffen ift, ſondern fid 
vielfältig auf wirkliche Verwaltungsafte mit erftredt. Auch in England gibt es 
obrigkeitliche Verordnungen, aber der Bürger hält fi nur infoweit verbunden, 
venjelben Folge zu leiften, als das Gefeg ihn dazu fei es unmittelbar, fei es mit« 
telbar verpflichtet, indem es die Landes- oder Bezirksverwaltung, insbefondere auch 
bie Friedensrichter ermächtigt, bindende Vorſchriften der Art zu erlaffen. 

Verwandt damit ift das norbamerifanifhe Berfafjungsredht. Uber ed un- 
terſcheidet ſchärfer zwifchen der gefeßgebenven und ber vollziehenden Gewalt. In 
Bolge deſſen ift das Geſetz grunpfäglicher geworden und bie VBerorbnung hat mehr 
den Charakter der Bollziehungsverordnung angenommen. 

Biel ausgebildeter und umfaffender ift das BVerorbnungsredt in Frank— 
reich, entiprehend der großen Gelbftänvigkeit und Macht ver Regierung (Gou⸗ 
vernement). Der Kaifer erläßt von fi aus bie erforderlichen Reglemente und 
Detrete, aber nur gemeinfam mit dem Senat und dem Gefeggebungsförper vie 
Geſetze. Es wird verfaffungsmäßig anerkannt, daß jene nicht mit diefen in Wider- 
ſpruch ftehen dürfen. Uber theils find die Gefege gewöhnlich kurz und befhränfen 
ſich auf die allgemeinften Grundſätze, fo daß felbft die eigentliche VBollzugsverorb- 
nung einen weiten Raum zu freier Ausfüllung erhält, theils ift die Regierungs- 
macht fo gewaltig und burdhgreifend, daß ihren Berorbnungen (früher gewöhnlich 
ordonnances genannt, jest eher röglements ober decrets), aud wenn fie in das 
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Gebiet der Geſetzgebung übergreifen, fein ausreichender Widerſtand entgegen gefett 
werben kann. Sehr viele Berhältniffe des üffentlidhen Lebens werten baber im 
Branfreih durch felbftändige Verordnungen regulirt, bie feineswegs als Dienft- 
verorbnung oder Vollziehungsverordnungen bezeichnet werben können. 

In Deutfhland müſſen die fogenannten „proviforifhen Geſetze“, welde 
in dringenden Fällen nach manden Verfaſſungen von dem Staatsoberhaupt allen 
erlaffen werben können, unterfchieden werben von den eigentlihen Berord- 
nungen, obwohl zuweilen aud jene Verordnungen genannt werben. Sie find 
ihrem Inhalte und ihrer Befimmung nad wahre Gefege und nur der Form ber 
Erzeugung nad den Verordnungen verwandt. Sie werden daher als Aeußerungen 
der geſetzgebenden Gewalt betrachtet, welche ausnahmsweife und vorläufig 
wegen eines Notbftandes ohne Mitwirtung der Kammern zu Stande kommen, 
aber nur eine proviforifche Geltung haben, und den nädften Kammern zur Ge— 
nehmigung unterbreitet werden. Wird biefe verweigert, wenn auch nur von einer 
ber beiden Kammern, fo verlieren fie ihre Kraft, denn das Gefeg erfordert grund» 
fäglih die Zufammenftimmung des Königs unt beider Kammern !), Die eigent- 
lihen Berorbnungen dagegen find ein Ausfluß der Regierungsgemwalt und ben 
Kammern fommt nur ein Recht der Kontrole zu, um zu prüfen, ob nicht bie 
Grenzen des Verordnungsrechts Überfchritten und in das Gebiet der Geſetzgebung 
eingegriffen worben ſei. Die proviforifhen Geſetze bürfen daher nah manden 
Berfaffungen nur mit Zuftimmung und unter Berantwortlichkeit des gefammten 
Staatsminifteriums erlaffen werben, während die Verorbnungen, je nad Umftän- 
ben, au von einem einzelnen Minifter fontrafignirt werben fünnen. Die provifo- 
riſchen Gefege fünnen von den Kammern im Einzelnen amendirt werden, die Ver— 
orbnungen dagegen nicht. Die allgemeine Richtung der Zeit, die Geſetze ausju- 
dehnen und bie Vererbnungen einzufchränfen, wird and in Deutſchland fichtbar. 
So weit die Natur der Dinge einen gefeßgeberifhen Akt erforbert, ift das nur 
zu billigen. Aber man fann auch in diefer Richtung zu weit gehen zum Schaben 
ber Stantöverwaltung, für welche eine beweglichere Form der Regulirung öffent: 
liher Berhältniffe, als das Gefeg, unentbehrlich ift. 

Die ſchweizeriſchen PBerfafjungen kennen ben Begriff der proviforifchen 
Geſetze nicht. Dagegen räumen aud fie dem obrigkeitlihen Verordnungsrechte einen 
nicht unbedeutenden Bereih der Wirkſamkeit ein. 

Am eheften fönnen Zweifel entftehen, ob duch allgemeine Regierung: 
verorbnungen in ben Bereich der Geſetzgebungsgewalt, welche der Regierung 
für fih allein im Nepräfentativftaate nicht zufteht, ungebührlich übergegriffen were. 
Um vie verfaffungsmäßigen Schranken zu wahren ift daher in manden Berfafjun- 
gen der Regierung bie Pflicht auferlegt, ſolche Verorbnungen („königlihe Berord- 
nungen“ nad $ 106 ber Preußifhen Berfaffung) der Kammern zur Einfiht unt 
Prüfung vorzulegen und den Kammern das Recht eingeräumt, biefelben zu bean- 
ftanden. Die Prüfung erftredt fi nicht auf die Zwedmäßigfeit der Verorbnung, 
benn das Zwedmäßige anzuorbnen ift Sache ter Verwaltung, und die Kammern 
haben Theil an der Geſetzgebungs- aber nicht am der Regierungsgemalt, fondern 
auf die Rechtmäßigkeit verjelben. Nur wenn bie Negierung die Grenzen der Ge 
feggebung nicht gehörig beachtet hat, und die Verorbnung in ben Bereich des Ge- 
ſetzes übergreift, find die Kammern veranlaßt, Einfpradye zu erheben. Ob durch den 


1) Dot. Preuß. Verf. 8. 63 und die Abhandlungen von Chr. Jahn und v. Rönne in 
d. Zeitſchr. f. deutfches Staatsrecht. : 
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Widerſpruch der Kammern num bie Regierung zur Abänderung ober Aufhebung veran⸗ 
laßt, beziehungsmweife genöthigt werde, oder ob von Rechtswegen bie ganze Verorbnung 
fofort außer Wirkfamfeit trete, ift eine Frage, die nicht in allen Staaten in verfelben 
Weife beantwortet wird. Im Zweifel ift eher die erfte als die zweite Folge anzuneh- 
men, da die Kammern wohl zur Kontrole der Verordnungsgewalt berechtigt find, aber 
nicht eine eigentliche Appellationd» oder Kaffationsinftanz bilden 2). 

Ueberdem entjpricht es den Grunbfägen der modernen Repräfentativverfaffung 
mit ihrer Sonderung der Gemwalten, daß die Gerichte im einzelnen Fall die Frage prü- 
fen, ob der Inhalt einer Verordnung verfaffungs- und gefegmäßig fel, und wenn fie 
fih vom Gegentheil überzeugen, demfelben die Anwendung verfagen 3), Damit aber 
nicht durch verfchiedenartige Auslegung folder Berorbnungen die Rechtseinheit und 
durch leichtfinnige Ungültigkeitserflärungen die Regierungsautorität gefährdet werde, 
ift es nöthig, daß derartige Fragen ſchließlich dem Urtheil eines oberften Gerichtshofes 
zum Entfcheide vorgelegt werden können. Indeſſen befhränten manche deutſche Verfaf- 
fungen, aud die Preußiſche (Art. 106) das richterlihe Prüfungsrecht bezüglich der 
„töniglihen” Verordnungen auf die verfafjungsmäßige Form der Publikation und ge» 
ftatten nur den Kammern, ven Inhalt derjelben als verfaffungs- oder gefegwidrig an- 
zufechten 9). * Bluntfäli. 

Titteratur. C. Stein, Lehre von der vollziehenden Gewalt. Stuttgart - 
1865. I. ©. 62 f. 129 f. (Stein weicht in wefentlihen Stüden von der obigen 
Darftellung ab.) 


2) Die preußische Derfaffung — den Behörden die Prüfung der Rechtegültigkeit von 
Berordnungen, die in gefeplicher Form befannt gemacht find (Art. 106), aber behält Diefelbe den 
Kammern vor. Wenn beide Kammern fich gegen die Gültigkeit der Verordnung ausſprechen, fo 
muß diejelbe als ungültig betrachtet werden. Wenn aber die eine Kammer fih für, die ans 
dere gegen die Rechtmäßigkeit der Verordnung erklärt, dann ift die Mechtegültigkeit zweifel— 
baft geworden und die Behörden (Gerichte) find in der Handhabung derfelben nicht mebr an die 
Präjumption ihrer Gültigkeit gebunden. 
er ? 4 F Abh. von Rönne in d. Zeitſchr. für deutſches Staatsreht von Aegidl. 
I. Seit 3. 

4) Dal. Verbandlungen des dritten deutſchen Juriſtentags von 1862 und die von Zöpfl 

(D. Staatsreht $. 451) angeführten zahlreichen Gtreitfchriften. 
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Arbeitshäufer 257. 

Affoclatton, S. Vereine. 

Auburn’sches Gefängnißſyſtem 259. 
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Dalai Lama 587, 
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den 33, 


J. 


Immaterielle Güter 79. 
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Internationales Recht 205. 
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549, 553, 556, 560, 561, 563, 565, 570 
in Ungarn 665, 

Reichödeputationshauptfchluß 165. 

Rentenfhuld 22, 25, 31. 

Refervefonds 236, 
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Schlözer als Statiſtiker 421. 

Schöffengericht, altdeutihes 342, modernes 358, 

Schwarzburgiſche Fürftenthümer 560, 

Schwebende Schuld 21. 

Schweizeriſche Univerfitäten 720. 

Siebenbürgen 663, 664, 686. 

Spanien, Staats-Ausgaben und Einnahmen 147. 
Thronfolgeordnung 530, 


Negifter. 


Speclalität der Steuerbewilligung 232, 

Staat und Kirche 643, 

Staatenbund 674. 

Staatsangehörige, deren Abrufung aus dem Aus: 
fand 207. Befteurung während ihres Auf 
enthalte im Ausland 207. Strafbarkeit wegen 
der im Auslande begangenen Berbrechen 211, 
332, 

Staatsanleihe, S. Staatsfhulden, Staatswirtb: 
ſchaft. Auswärtige StA. 11, 

Staatsanwaltihaft im Strafproceh 356. 

Staatdausgaben 5, 78; in verfchledenen euro: 
pälfchen Staaten 146. ©. auch Steuerbewil- 
ligungsrecht. 

Staatsbankerott 51. 

Staatsbeamte, S. Verantwortlichkeit. 

Staatsdiener⸗Beſoldung 82. 

Staatseinnahmen 94, S. auch Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht. 

Staatsgerichtahof 753, 

Staatsinduftrie 97. 

Staatskunde, S. Statiſtik. 

Staatslehre J. F. Stahl's 157. 

Staatömonopole 102, 138. 

Staatsihap 18, 

Staatsfchulden (von A. Bagner) 1. 
Die materiell volkewirthſchaftliche Seite des 
Staatsfchuldenwefens 1. Schuldentilgung 19, 
25. Die Formen der Staatsfhulden und 
andere Formenpunfte ded Staatäfchulden: 
wefens 44. Gefhichte und Statiftif des: 
jelben 54. 

Staatsfittenlehre 154. 

(Staatöftreih, S. Nothrecht.) 

Staatöverbrechen (von Walther) 58, 

Staatöverfaffung und Verwaltung in den thüs 
ringifchen Staaten 544, 547, 553, 556, 559, 
563, 565, 569; in der Türkei 604, 6245 in 
Ungarn 663. 

Staatövermögen, .S. (Domänen und) Staats⸗ 
wirtbfchaft. 

(Staatsverträge, ©. Kongreffe und Friedens: 
fhlüffe, Staatenverträge.) 

(Staateverwaltung, S. Berwaltung.) 

Staatswirtbfchaft (von Laſpeyres) 
71. Allgemeine Grundfäge 71. Gtaatsaus: 
gaben 78. Staatsanleihen 84, Gtaatsein: 
nahmen 94; inäbefondere Steuern 105. Aus: 
gaben und Einnahmen europäifcher Staaten 146. 


BluntfQli una Brater, Deutſchet Staats-Wörterbuß. X. 
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Staatswiffenfhaft (von Bluntfli) 
152. 

(Stadien, S. Deſterreich. 

(Stadt, S. Land» und Stadtgemeinde.) 

Stahl (von Bluntihli) 184. 

Stammgüter S. (Erbgüter) Standesberren, 

(Stände, ©. „Kaften, Alaffen, Stände”, Lands 
ftände, Sandtag ) 

Standesherren (von Berchtohd) 163. 
Geſchichtliched 164. Mechtöverhältniffe der 
Standeöberren auf Grund des Bundesrechtes 
174. Stamm: und Fideilommißgüter 180. 
Der gegenwärtige Zuftand 199. 

Standrecht, S. Belagerungdzuftand.) 

Statiftif (von A. Bagner) 2400. Die 
Kontroverfen über Charakter und Bedeutung 
der Statiftif 400, 452. Geſchichte der Et. 
402. Amtlihe St. 443. Theorie der St. 456. 

Statuten: Rollifion (von Bluntidli) 
203. Dal. Strafredht. 

Stein (von Treitfhfe, SER. 

(Stempel, S. Gefälle.) 

Stenerbewilligungsreht (von Mar: 
quardfen) 223. Die einzelnen Fragen 
mit befonderer Nüdfiht auf das engliiche 
Mecht 225. Die deutichen Berfaffungen 241. 
Das bisherige deutfche Bundesrecht 245. 

Steuern (von Laspeyres) 105. Be 
ſteuerungsprincip 106. Beranlegung der 
Steuer 128. Ueberwälzung derfelben 138, 139. 

Steuern und Anleben 10, 53, 84. 

Steuerverweigerung 229. 

(Stiftungen, S. Korporationen.) 

(Stimmreht, S. Wahlredht.) 

Stoifer (von Prantl) 249. 

Strafanftalten (von v. Holßendorff) 
254. Geſchichtliches 254. Die beflehenden 
Strafanftalten 262, Nefultate und Grund» 
füge 271. 


'Strafarten (von v. Holtzendorff) 279. 


Allgemeine Grundfäge 279, Die einzelnen 
Strafarten: Rebenaftrafe 287, Reibeaftrafe 295, 
Freibeitöftrafe 301, Ehrenftrafen 308, Der, 
mögenöftrafen 311. 

Strafrecht und Strafgefesgebung 
(von dv. Holtzendorff) 3134. Grundfäpe 
316, 327, 335, Das deutiche Strafrecht 323, 
Die örtliche Anwendbarkeit der Strafgefepe 
331. Rechtsgrund und Zweck der Strafe 336, 
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Strafrechtöpflege (von Baltber) 340, 
Geſchichtliche Entwidlung 340. Geltendes 
Recht: Allgemeine Gharakteriftit 3545 die 
Strafjuftigorgane 356; das Berfabren 359; 
die Urtbeilsanfehtung 361; das Ungehor— 
famaverfabren 3655 Sorge für Verminderung 
der Verbrechen 367. 

Strafzweck 283, 336, 

Strandrecht (von Berner) 368. 

(Suarez, S. Wariana und Suarez.) 

Succe ſſionsrecht und Succeifiondordnung in den 
deutichen Staaten 523, 525. 

Südamerikaniſche Freiflaaten, ©. den Nachtrag 
am Schluffe des Wertes.) 

BSüdfeeinfeln und Neuſeeland ivon 
Phath) 369. 

Suleiman I. 603. 

(Sully, ©. Heinrich IV.) 

Süßmilch 428. 

Suworow (von v. Hörmann) 377. 

Suzeränität (von Berner) 39%. 

Synoden, S. Proteftantifche Kirche.) 

Szechenyi (von Hunfaloy) 393. 


T. 


Talleyrand (von Klüpfel) 481. 

Tatarei 630, 

(Taxen, ©. Gefälle ) 

Techniſche Schulen (von Ph. Jolly) 
492. 

Zelegraphie (von Ph. Jolly) 497. 

Zemudfchin (von Lemde) 50%, 

(Territorium, ©. Land.) 

Theater (von Bluntſchli) SrO, 

(Theofratie, ©. Ydeofratie und Theofratie,) 

(Theuerungspoligei, S. Lebensmittelpolizet.) 

(Thierſchutz, S. Kulturpolizet.) 

(Thomas von Aquin, S. Scholaſtiker.) 

Thomaſius (von Bluntfhli) 514, 686. 

Tbhronfolge (von Schulze) 518, Ge, 
jhichte 518. Thronfolge in den deutſchen 
Staaten der Gegenwart 522; in den übrigen 
Staaten Europa’s 528, 

Thüringen (von Rockinger) 534. 

Thüriugifche Staaten (von Brüdnen) 
539. 1. Sachſen⸗Erneſtiniſche Fürftentbümer 
541; S. Weimar 546; S:Gotba 550 (S. 
Meiningen 551; SaCoburg-Gotha 5545 


Negiſter. 


S.Altenburg 557.). I. Die Schwarzbur⸗ 
giſchen Fürftentbümer 5605 Schw⸗Sonders⸗ 
hauſen 5623 Schw.Rudolſtadt 564. II. Reu⸗ 
ßiſche Fürſtenthümer 566. 

(Tirol, S. Defterreich.) 

Tocqueville mach Laboulaye) 571, 

Todeeſtrafe 287. Bei politiſchen Verbrechen 67. 

(Toleranz, S. Belenntnißfreibeit.) 

(Tories, ©. Großbritannien.) 

(Zostana, S. Italien im Nachtrag.) 

Tübet (von E. Schlagintweit) 581. 

(Zudor, ©. Großbritannien.) 

Zuran 630, 

(Turgot, S. Quesney, Turgot und die Phy⸗ 
fiofraten.) 

Türkei (von Lemde) 590. Einleitung 590. 
Geograpbijche Ueberfiht 593. Geſchichte und 
alte Berfajjung 597. Chriſtliche Bevölkerung 
609, 614, 622. Die neue Lage 621, 628. 
Statiftifche Ueberfiht 624, — Ihroniolge: 
ordnung 532. 

Zurfiftan (von Zemde) 629. 

Zurfomanen 633, 


u. 

Ultramoutanismus (von Bluntſchli) 
638. 

Ungaru 646. Das Land 646. Die Be 
völferung 649, Erzeugniſſe, Induftrie, Han 
del, Berkehrsanftalten 652, Neuere Geſchichte 
657, Gejepgebung und Verwaltung 663. 
Ungarn zur Zeit Szechenyt's 393. 

Ungehorjamsverfahren im Strafproceh 351, 365. 

Union (von Pözl) 669, 

(Univerfalmonardie, S. Weltreich.) 

Univerfitäten (von Marquardſen) 
677. Aeltere Gejchichte 678. Neuere Zeit: 
Deutihland 686, Defterreih 699, Frank: 
reich 705, England 707, Schottland 718, 
Irland 719, Schweiz 720, Italien 721, 
Belgien 723, Holland 723, Verein. Staaten 
723. Schluß 724, 

(Unterrichtsanftalten, S. Gymnaſien, Lehr⸗ und 
Lernfreigeit, Schule, Techniſche Schule, Unis 
verfitäten.) 

Unterfubung in Schwurgerichtsfällen 359, in 
Vergebenställen 361. 

(Urfantone, S. Schweiz.) 


BEE 


Negifter. 


(Urrechte, S. Menſchenrechte.) 
Usbelen 633. 
(Ufurpation, ©. Legitimität.) 


B. 


Battel (von Berner) 728. 
Venedig 729. Geſchichte 729, Statiftit 743, 


Verantwortlichkeit der höchſten 
Staatöbeamten (von Bluntſchli) 
7416. 


Berbannung 302, 

(Verbrechen, ©. Strafrecht.) 

Vereine und Verſammlungen (von 
Brater) 755. 

(Vereinigte Staaten, ©. den Nachtrag am 
Schluffe des Wertes.) 


Bereinigte Staaten, deren Univerfitätsweien 723. 


©. auch demofratifches Staatdleben. 
(Berfafjung, S. Repräfentativverfaffung, Staatd 
verfaffung.) 
Verhaftung (vonv. Holgendorff) 771. 
(Verjährung, ſtaatsrechtliche, S. Befitz.) 
Verkehrsmittel in Ungarn 655. 
Verkehrowege, S. Land» und Waſſerſtraßen.) 
(Derlagsredht, S. Autorrecht.) 


787 


Bermögensftrafen 311. 

Verordnung (von Bluntfhli) 776. 
Derfammlungen, ©. Bereine, 

Derweilung 302. 

Direments beim Staatöbaushalt 235, 
Boigtland 566, 

Bollöverfammlungen, S. Vereine. 

Volko zãhlungen in den europälfchen Staaten 468. 
Borunterfuhung 357, 359, 


W. 


Wahlſyſtem 77. 

Wahl: und Erbmonarchie in Deutſchland 519. 

MWeriner 535, 

Württemberg, Nechtöverhälmniffe der Standes» 
herren 169. Steuerbewilligungsrecht 244. 


3. 


Zinsfuß der Staatsſchulden 36. 
Zuchthäuſer 255, 305, 306, 
Zwangsanlehen 35. 
Zweilammerfoften, S. Landtag. 
Zweilampf auf den Univerfitäten 696. 
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